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Die  Sozlallehren  der  christlichen  Kirchen. 

Von 

ERNST  TROELTSCH. 

In  den  sozialen  Kämpfen  der  (i(  ^;enwart.  die  teils  von  den 
modernen  Kiesen-  und  Einheitsstaaten,  ihrer  Demokratisierung 
und  dem  Kampf  der  Grupjien  um  die  Becinllussung  des  Staats- 
willen^.  teils  von  der  modernen  Industrialisierimg,  der  Bildung; 
des  l'roletariats  und  iler  lünanzipation  der  internationalen 
Massen  aiis^clu  n .  erheben  neben  den  i)<)Hiischen  I'arteien, 
den  (  ikon« -misch  -  soziologischen  Fach  wissenschat  ten  und  den 
modern  autonomen  Kuhuri)hilosoj)lu>n  auch  die  auf  uralte  histo- 
rische Kräfte  begründeten  Kirchen  ihre  Stimme.  Zugleich  verwen- 
den sie  ihre  beträchtliche  Organisationskratt  mit  zur  Losung  dieser 
Probleme.  Großenti  ils  fallen  sie  dabei  mit  den  Parteien  zusammen 
wie  das  bei  Zentrum,  Konservativen  und  antisemitischen  Mittel- 
ständlcrn  mehr  oder  minder  der  Fall  ist,  und  erleiden  dann  frei- 
lich auch  starke  Rückwirkungen  dtirch  die  in  jenen  wirkenden 
politischen  und  Klasseninteressen ;  teils  suchen  sie  in  der  Weise 
des  Evangelisch-sozialen  Kongresses  und  mit  den  Mitteln  einer 
wissenschaftlichen  Literatur  eine  part^lose  geistige  und  praktische 
Hinwirkung ;  teils  linden  sie  in  den  halb-kirchlichen  Vereinen  und 
Organisationen  der  »Innern  Mission«  und  verwandter  Bestrebungen 
ihre  Wirksamkeit.  Jedenfalls  haben  diese  kirchlichen  und  reli> 
giösen  Gruppen,  seit  und  soweit  sie  anerkannt  haben,  daß  ihrer 
I^bensregelung  von  der  modernen  sozialen  Lage  her  neue  Vor« 
aussetzungen  und  Aufgaben  gestellt  sind,  sich  in  diese  Probleme 
praktisch  und  theoretisch  vertieft  und  unter  Anschluß  an  die  be- 
stehende wissenschaftliche  Literatur  eine  eigentümlich  christliche 
Staats-,  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsichre  zu  entwerfen  oder  ab- 
zugrenzen gesucht,  wobei  die  wachsende  Einsicht  in  die  Be- 
deutung des  ökonomischen  Unterbaues  für  alle  höhere  geistige 
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Ernst  Troeltsch, 


Kultur  auch  sie  stark  ziii  Hcscliaitigunii  mit  ökonomischen  Dingen 
gezwuni^L-n  hat.  Ancli  sinfl  manche  National« ikononuMi  und  manche 
Vertreter  der  politischen  V\  issensehatt  ilinen  darin  entgci^t-n^c- 
kommen.  Hin  solches  Unternehmen  ist  an  sich  auch  wohl  ver- 
ständlicii  und  in  der  Ordnung,  da  die  Gesellschalt.slehre  in  der 
Tat  rein  aus  sich  die  letzten  Werte  und  N<»i  iuen  nicht  zu  erzeugen 
vermag,  da  auch  die  ökonomische  Leine  in  Bezug  auf  die 
letzte  Wertuno-  der  \  on  ihr  behandelten  Güter  und  auf  die  von 
ihr  vorauszusetzenden  komi)li/.ierten  sozialen,  politischen  und  sitt- 
lichen Kräfte  an  außerhalb  der  l'aciuvisicnschaft  liegende  In- 
stanzen gewiesen  ist*).  Die  l**rage  kann  daher  nicht  sein,  ob 
das  Unternehmen  kirchlicher  und  religiös  bestimmter  Soziallehren 
überhaupt  berechtigt  sei,  sondern  nur  die,  ob  von  ihnen  etwas  für 
die  moderne  Lage  Brauchbares  und  Wertvolles  mit  geleistet  wor- 
den sei.  Um  diese  lYage  aber  zu  beantworten,  bedarf  es  vor 
allem  der  Kenntnis  dieser  Bestrebungen, 

Eine  solche  \utL;abe  ist  freilich  sehr  kompliziert.  Zu  beur- 
teilen, was  die  kirchliche  Sozialpolitik  und  ( iesellschaftslehre 
praktisch  geleistet  hat,  ist  eine  derart  umfangreiche  Sache,  daß 
ihr  nur  ein  diesen  Fragen  sich  widmender  Fachmann  mit  national- 
ökonomischer  und  politischer  Schulung  gewachsen  ist.  Darüber 
l<ann  ich  mir  hier  kein  L'fteil  erlauben.  Aber  ein  anderes,  theo- 
retisch noch  w  ichtigeres  Interesse  liegt  nach  der  Seite  der  dogmen- 
geschichtlichen l'Vage,  wie  die  Kirchen  prinzipiell  ihre  Lehre  be- 
gründen, von  ihrem  ganzen  Grundwesen  aus  prinzipiell  sich  zu  dem 
modernen  sozialen  Problem  stellen  und  nach  ihren  Ideen  stellen 
müssen.  Diese  Frage  ist  umsomehr  von  Bedeutung,  als  es  gerade 
einer  der  besonderen  Vorzüge  der  kirchlichen  Soziallehre  ist,  prin- 
zipielle, metaphysisch  begründete  Uebcrzeugungen  zu  besitzen. 
Darin  sind  sie  mit  den  Sozialdemokraten  einig,  und  darum  haben 
das  sozialpolitische  Zentrum,  die  patriarchalischen  Konservativen 
und  die  revolutionären  Sozialdemokraten  die  stärkste  suggestive 
Macht,  während  der  in  individuelle  Besonderheiten,  praktische  Kom- 
promisse und  bürgerliche  Gelehrsamkeit  sich  relativistisch  auflösende 

')  Das  vcraiischaulithl  mit  bcwundcniu^swürdijjtr  Breite  tlcr  Keniitnj«-se  iind 
Fcinfühligkcit  für  die  /ii-amnicnhiinL'c  Scliinollcrs  lUrutHiriß  »!cr  \'.  Ik^wii  i -di  iit « , 
der  freilich  ebenso  dcullicli  füi  die  ^clbsläiidigkeit  aller  iieuilcilui<^äiiurineii  /tuyl. 
Denn  für  die  Gewrinnung  dieser  hat  Scbmoller  nur  den  historisch-psycbolugi&chcn 
KAttsalzüsamnicnhang  nir  Verfügung,  aus  dem  er  Nonnen  und  gültige  Werte  teils 
gar  nicht,  teils  nur  dnrcb  Erscbleichung  gewinnt. 
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Liberalismus  diese  Kraft  nicht  oder  nicht  mehr  besitzt,  nachdem  sein 
individualistischer  Grundgcdankr  sich  minclcstens  vorläufig  erschöpft 
hat  Kine  derartige  cloL^mcni^eschichtHche  Studie  ist  in  erster  Linie 
Sache  des  TheolnsM-n  und  Rcligionshistorikers  oder  doch  wcnirrstens 
des  mit  diesen  Kenntnissen  Vertrauten.  Denn  hier  ^tnist  man  schon 
beim  ersten  Versuch  immer  wieder  auf  die  Grinuitatsache,  ilaß 
die  Kirchen  und  das  Christentum  als  vor  allem  historische  Mächte 
in  allen  Stücken  bedingt  sind  durch  ihre  Veri^anj^enheit,  durch 
das  Evangelium,  das  mit  der  Bibel  stets  von  neuc-m  seine  Ein- 
flüsse geltend  macht,  und  durch  die  das  soziale  Leben  und  das 
Kultur^anze  Ix  treffenden  Dogmen.  In  Zustimmung  und  Gegen- 
satz, in  Al)liän;^ML;lii  it  und  L'mdcutung  sind  alle  modernen  kirch- 
Hchen  Soziallehren  von  hier  aus  bestimmt  ;  und,  wie  ihre  seelische 
Kraft  nur  durch  dieses  Bewußtsein  eines  uralten  und  weltweiten 
Zusammcnhan!4s  der  ( jlauijenstradition  zu  Stande  kommt,  so  ist 
auch  ihr  Inhalt  nur  aus  diesem  Zusammenhang  zu  verstehen. 
Aus  der  (ieschichte  der  christlichen  Ethik  und  sozusagen  ihren 
Grunddoj^men  miifslen  sie  verstanden  werden,  wenn  es  eim*  solche 
gäbe,  die  das  christliche  l'thos  m  seinem  inneren  Zusammenhang 
mit  der  allgemeinen  Kulturgeschichte  darzustellen  wüßte  i^a 

Getchichtcn  der  christlichen  Ethik  von  Luthhiirdt  1888/93  (i^t^*'***^' 
konfcMionclI:  die  christliche  Ethik  i»t  im  Evangelinm  und  im  Ideal  die  Dnrch- 

drin<;;ung  des  Systems  der  weltlichen  Berufe  mit  dem  (]eist  des  Cutivcrtrauens  und 
der  NKchstcnlicbe),  (iaß  1881  (viel  Stoflf  und  wenig  Ordnung:  Vcrsölinung  und 
I  »urrhdrinjfiin«;  de«  rhri?t1ich-Siiprnnntnr:ilcn  und  I  luman-NatürliclMni ».  /iei^Ier  T*^'^6 
^  i  heoni;  \i'n  d«  r  St  llisi:iul1''i>iiiii^  de»  chri^ilichen  I>H:>li-tnu^  iii  ni'^lt  iiK-  Imiri;uienz 
und  Autonuniie;.  Hier  isi  uLcrall  die  christliche  l'.ttiik  wesentlich  unter  den  Ge- 
sichtspunkt gestellt,  daß  sie  Gnadcuhtlfc  für  die  iiiindige  Schwachheit  oder  Un« 
Fähigkeit  sei  und  daher  wesentlich  die  Gnadenlehre  hehandelt.  Die  Frage  nach 
dem  inhaltlichen  Sondercharaktcr  des  christlichen  Ethos  and  nach  der  Verbin« 
dung  seines  Inhaltes  mit  den  Übrigen,  inhaltlichen  sittlichen  Normen  und  GUtem  der 
Kolinrroenschhett  kommt  daher  immer  nar  nebenbei  in  Betracht.  Das  gilt  auch 
Ton  der  Berücksichtigung  der  christlichen  Ethik,  die  jodl  in  seiner  lehrreichen 
•Geschichte  der  Kihik«  P  1906  giht.  St«  ist  ihm  mit  Stoa  und  TLitonismus  zu- 
sammcn  der  Typus  der  spiritualisli>>chcn,  rnctaphysi-.chen  und  dunü  'ischt  ti  Kthik, 
die,  auf  religiösen  lllusiunen  biruhcinl,  wesentlich  die  (jnadenhiHe  und  iiiii  ihr  den 
extremen  T>uatismus  bis  zurA-kt  v,  l.ch.uij  ii  t,  im  ühritjcn  ahcr  im  (Jcgeiisatz  ge^en 
Stoa  und  l'iaionUnius  die  /.tige  barbari<>cher  LiiwibsenscIiuluiclilNcit  trägt,  ja  vielleicht 
in  ihrem  Besten  nur  eine  Barbaristening  und  popuUre  Mythisicning  der  stoisch-pb- 
tonischen  Lehre  ist.  In  all  diesen  Fillen  fehlt  es  an  einer  genügenden  Analyse 
der  ethischen  Gnmdideen  des  Evai^eliums,  vnd  daher  auch  an  einer  solchen  der 
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CS  eine  solche  nicht  oder  kaum  *,Mbt,  muß  man  gerade  für  die 
hier  aufgeworfene  Fraj^e  selbst  sich  den  Weg  bahnen  zum  Ver- 
ständnis der  Soziallehrcn  des  Evangeliums,  der  alten  Kirche,  des 
Mittelalters,  der  nachreforroatorischen  Konfessionen  bis  zur  Bildung 
der  neuen  Lage  in  der  modernen  Welt,  wo  die  alten  Theorien 
nicht  mehr  ausreichen  und  daher  aus  Altem  und  Neuem,  bewußt 
oder  unbewußt,  eingestanden  oder  uneingestanden,  neue  Theorien 
aufgebaut  werden. 

Es  muß  also  versucht  werden,  von  diesen  historischen  Gnmd- 
lagcn  ein  Bild  zu  gewinnen,  und  gerade  eine  möglichst  kurze 
Darstellung  ist  geeignet,  hier  die  entscheidenden  Linien  hervor- 
treten zu  lassen,  die  in  ausführlichen  Darstellungen  allzuleicht  von 
den  krausen  und  bei  der  spinösen  Ausbildung  der  kirchlichen 
Dogmen  besonders  verwirrenden  Einzelheiten  verdeckt  werden. 
Hier  liet^t  nun  aber  bei  eits  in  der  ersten  bragestellung  eine  große 
Schwierigkeit  und  Dunkelheit.  Was  heißt  überhaupt  das  »Soziale« 

si./i  ilo;^'ischen  Iv^'t  tiki 'H!>tinuion   und   ilcr   so^i.iltii    Hc/ichun;»en  des  (  liiistentTmis. 
tiiic   wertvolle,   Ucu  /usainroenhang  mit  dem  allgemeinen,   namenlkich  Hirtschatt- 
lichen,  Leb«n  am  meisten  b«t«fiende,  aber  nmturgemlfi  nicht  «isdiftpfcnde  Darstel- 
lung der  chri&llicben  Ethik  ist  Uhtbont  »Die  christliche  Liebtstatigkcitc  I* 
II  1884,  III  1890.  Die  Auffassung  im  gameen  ist  lulherisch-konfessionen.  Aebnlich 
bei  A.  Ritschi,  »Geschiebte  des  Fietismus«,  1S80/84/86,  wo  die  Ethik  eines  modcrw 
nisierteni  »weltoffenen«  Luthertums  klassisch  entwickelt  ist.  —  Gans  entgegengesetzt 
sind  die  kulturgeschichtlichen  Auffassungen,  die  die  in  vielen  Gedanken  verwandten, 
aber  freilich  auch  vielfach  dann  wieder  auseinandergehenden  Basler  Jakob  Burkhardt, 
Franz  Ovnhick   tirul  Friedrich  Xte(,'>che  andeutcnfl  entwickelt  hnticn.    Ihnen  er- 
scliciru  lii»-  cliristlit  lic  l  ilitk  wie  den  K;ittu'Iiken  wesentlich  als  Askcsi;,  nur  <lat\  die 
vom  Kaihuli/;smus  suts  dutieben  betonte  Liiibeziehung  des  Naiürlicli-Iimcnviltliclu  n 
dabei  abgestoßen  wird.    In  der  Tat  ist  das  Problem  der  A&kesc  ein  Hauptproblem 
in  diesem  gai»en  Zusammenhang.   Aber  die  Auffassung  des  Evangeliums  reht  als 
Askese  ist  eine  Verkennung  sdnes  religiösen  Grundgedankens  und  damit  auch  eine 
Unlersch&tsung  der  von  diesem  religidsen  Grundgedanken  ausgehenden  sosiologischen 
Krilfte,  wie  denn  alle  drei  heftige  Gegner  der  Masse  und  des  »Sozialen«  sind  und . 
ebendaher  fftr  diese  Seite  des  Gegenstandes  kein  Interesse  oder  nur  Polemik  haben. 
Wtre  das  Christentum  reine  Askese,  dann  u-Hre  Ober  »eine  Soziallehrcn  überhaupt 
nur  zu  sagen,  daß  es  konsequent  das  Mönchtum  und  inkonsccjuent  cttt  Hnfhmönch- 
tum  als  Anpassung  an  die  Well  hervorgebracht  habe.  Es  liegt  aber  aul  dir  ITnnd, 
daß  dn'i  den  Snchverhalt  nicht  erschöpft  und  jedenfalls  noch  andrem   in  tlim  ciu- 
hidt«  n  stin  —  Auch  Renan  in  den  »(^rigincs  du  rhristiatii^nu  «  h  it  gelegent- 

lich L)crariiges  geäuliicrt,  aber  in  seiner  sthillernden  Weise  dann  auch  wieder  sehr 
viel  weilergehende  ethische  und  soziologische  Gchallc  anerkannt» 


^  kj  i^uo  uy  Google 


Die  Soxiallcbreii  der  chrbtltchen  Kirchen. 


im  V'erhältnis  zu  den  Kirchen  und  dem  Christentum  Anj^esichts 
der  Ve  rworrenheit,  die  die  meisten  mit  dem  so  gestellten  Problem 
sich  heschättigcnden  Schriften  (  rtüUi,  ist  vor  allem  von  vorn- 
herein schon  in  dieser  Frat^eslclUm^  seihst  Ortlnunt;  zu  schaffen. 
Sieht  man  sich  eine  der  typischen  Arbeiten,  etwa  das  in 
dritter  Autlage  vorheizende  Buch  von  Nathusius  -die  Mitarbeit 
der  Kirche  an  der  Lösung  der  sozialen  Frage«  1904  an,  so  ge- 
wahrt man  ein  Doppeltes  in  einander  t^^cwirrt,  dessen  Verwirrung 
die  l'nversiändlichkeiten  und  Irrtümer  des  Buches  offenkundig 
bewirkt.  Es  ist  hier  niimhch  einmal  die  Rede  von  einer  aus 
der  religiösen  Idee  scllist  hervorgehenden  Gemeinschaft,  von 
einem  »sozialen  Charakter  des  Christentums'  überhaupt.  Das 
aber  ist  bei  näherer  Ueberlegunt^  etwas  ganz  Selbstverständliches, 
CS  ist  nichts  anderes  als  die  von  dem  religiösen  Objekt  aus  sich 
ergebende,  besondere  religiöse  Gemeinschatt,  die  soziologische 
Auswirkung  des  religiösen  Phänomens,  gci  ade  s(i 
wie  jedes  beliebige  andere  Phänomen,  etwa  der  Geschlechtstrieb, 
die  Kunst,  die  Wissenschaft,  die  Gc\Mnnung  des  Lebensunterhalts, 
oder  auch  jede  Liebhaberei  und  jede  flüchtige  Zwecksetzung  ihre 
soziologische  W  irkung  hat,  ihren  größeren  oder  kleineren,  dau- 
ernderen oder  llüchtigcren,  so  oder  so  in  der  Lagerung  seiner 
Glieder  konstituierten  soziologischen  Kreis  um  sich  zieht Mit 
dem  »Sozialen <  im  gewöhnlichen  Sinn  des  Wortes  hat  das  gar 
nichts  zu  tun,  vielmehr  lehrt  jede  soziologische  Ueberlegung  die 
kolossale  Verschiedenheit  in  Begründung  und  Struktur,  in  P  unk- 
tion und  Verknüpfung  mit  anderen  Kreisen  kennen,  die  je  nach 
dem  die  Bezidiung  hervorbringenden  Objekt  zwischen  diesen  Ge- 
bilden besteht.  Aber  bei  Nathusius  ist  deutlich,  wie  hier  der 
Gebrauch  des  -  Wortes  »sozial<  für  diese  soziologische,  aus  der 
christlichen  Idee  hervorgehenden  Gesellung  alles  verwirrt.  Im 
Handumdrehen  wird  aus  dem  Christentum  wegen  dieses  seines 
»sozialen«  Charakters  ein  Prinzip  des  sozialen  Lebens  überhaupt, 
und,  da  dieses  nach  dem  Verfasser  »in  den  natürlichen  Beziehungen 
des  Geschlechts,  Alters  u.  s.  w.,  in  den  natürlichen  wirtschaftlichen 
Bedürfnissen,  in  den  davon  ausgehenden  Gliederungen,  dem  Eigen- 
tom und  einer  menschlichen  Völkergemeinschaft«  seinerseits  be- 
steht, so  wird  das  soziale  Prinzip  des  Christentums  eo  ipso  zum 

•)  Hierzu  vergl.  die  verschieUtiicii,  äußcrbt  bclciircnücn  suziulugiächen  Ab- 
baodlungcu  SimmeU;  der  oben  ausgesprochene  Gedanke  in  »Soziologie  der  Ucber- 
Bnd  Untexordnnng«,  Band  XXIV  (1907}  dieses  Archivs, 
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Prinzip  aucii  aller  dii  si  i  Dinge.  Nun  kann  man  sich  nicht  mehr 
wiindorn.  wenn  es  schlankweg  heißt,  >dalS  nicht  nur  irn  allge- 
meinen dem  Christentum  ein  sozialer  Geist  innewohnt,  eine  die 
Menschen  zusammcnrülm-ndc*  Macht,  sondern  daß  auch  icbcn  tlamit) 
gewisse  Grimds;it/.r  aufgestellt  sind  lür  die  natürUchc  Gliederung 
der  Mensclien.  die  ( n  schlecht.s-  und  Altersverhaltnisst-,  Lebensbe- 
dingungen von  deren  Linhallung  ihre  gesunde  Kntwickhm;^  ai)h;ingt'  ! 
(S.  307).  Hier  fehh  jeder  Gedanke  daran,  ob  nicht  vielleicht  der 
soziologische,  aus  der  christlichen  Idee  hervorgehende,  Kreis  von 
den  aus  jenen  an»  leren  Zwecken  soziologisch  hervorgehenden  Kreisen 
inneilich  und  wesentlich  verschieden  sei;  um  der  bloßen  formalen 
(jleichlieil  willen,  daß  «sie  assoziierende  Mächte ^  (S.  307)  sind, 
werden  sie  auch  inhaltlicli  zusammengeworfen  und  eins  aus  dem 
anderen  bestimmt. 

Das  ist  aber  gar  nicht  die  einzige  verhängnisvolle  Vcr- 
worrenheit  in  diesem  Gedankengang.  Die  zweite  ergibt  sich  bei 
der  Frage  nach  dem  Hegriff  der  Gesellschaft  oder  des  »Sozialen«, 
das  so  mit  dem  soziologischen  Kreis  der  christlichen  Idee  zusammen- 
geworfen worden  ist.  Er  ist  nichts  weniger  als  selbstverständlich 
und  bedeutet  keineswegs  den  Inbegriff  soziologischer  Beziehungen, 
die  neben  dem  soziologischen  Kreis  des  Christentums  vorhanden 
und  möglich  sind.  Wenn  Nathusius  dem  Christlich-Soziologischen 
alle  andere  Gesellung  als  eine  Einheit  gegenäbersteltt  und  nun 
beide  Einheiten  wie  Vernunft  und  Offenbarung,  die  ja  auch  in 
der  Wurzel  d.  h.  in  Gott  eins  sind,  auf  einander  reduziert,  so 
wirkt  darin  zunächst  die  apologetische  Gewohnheit  der  christlichen 
Dogmatiker,  dem  absolut  gemachten  Christentum  alles  Ucbrige 
als  eine  Einheit  gegenüberzustellen  und  es  dann  mit  ihm  zusam- 
men irgendwie  auf  eine  gemeinsame  Wurzel  zurückzuführen  und 
dadurch  die  Gegensätze  auszugleichen,  ein  Irrtum,  den  jede  rein 
historische  Betrachtung  auflöst.  Aber  in  dieser  Denkweise  liegt 
doch  ein  noch  viel  weiter  greifender  Irrtum,  eine  Weitschichtig- 
keit  und  Allgemeinheit  im  Gebrauch  des  Begriffs  des  Sozialen, 
die  jede  bestimmte  und  klare  Fragestellung  unmöglich  macht  und 
die  auch  den  nicht-theologischen  Dogmatikem,  den  Vertretern 
des  naturwissenschaftlichen  Gescllschaftsbegriffcs,  sehr  geläufig 
ist.  Der  Begriff  des  Sozialen  bedeutet  weder  den  Inbegriff  der 
»natürlichen«  Gcsellung  im  Unterschied  von  der  » übernatürlich < 
bewirkten  Vergesellschaftung,  noch  den  Inbegriff  menschlicher 
Vergesellschaftung  überhaupt,  unter  den  als  Allgemeinbegriff 
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jedes  soziologische  Phänomen  als  Einzelfall  C\c\c  und  durch  den 
es  dann  damit  erklärt  und  begriffen  wäre.  Da  entsteht  dann  von 
der  entgegengesetzten  Seite  her  die  j^fieiche  Verwirruni,^  wie  bei 
Nathusius,  statt  der  AuHf^sung  des  Sozialen  in  das  Christlich- 
Soziologische  die  Auflösui^g  des  letzteren  in  den  angeblicli  klaren 
und  cindeutiLjen  Begritl"  des  Sozialen.  Hier  steht  dem  theoloi^i- 
schen  Dogmatiker  als  Beispiel  der  sozialistische  Drt^niatiker 
gegenüber,  wie  man  etwa  aus  Kautskys  Programmschrilt  »Die 
Sozialdemokratie  und  die  katholische  Kirche«  (2.  Aufl.  1906) 
ersehen  kann'*).  Der  Begrift*  des  > Sozialen«  bedeutet  vielmehr 
in  dem  heute  geläufigen  Sinn  einen  ganz  bestimmten  und  eng 
b^enzten  Ausschnitt  aus  den  allgemeinen  soziologischen  Phäno- 
menen, nämlich  die  von  der  staatlichen  Regulierung  und  dem  poli- 

**)  Hier  wird  <1k'  Kirche  von  vornherein   lnii^lirh   als  ükonomisrlu--  PI»ano- 
nien  aufgefaßt,   dr»   ml  . als  suziolo^tsciiLs  l'liiinuiuvu  e  '  auch  ein  u<-(.iitlich 

okonomi;schcs  sein  muß.  Im  (legcn^au  zur  Dcmokralie  und  i'ricslerlosi^k^ti  aller 
nrwAcKslgcn,  mit  der  Gesellschaft  als  solcher  noch  xuaammenfallenden  Religion  ist  die 
christtiche  Religion  als  Verfalbprodukt  eine  neue  eigene  Veif  esetlschafiung  konniu« 
niatischcr  Att.  Bei  der  Ausbreitung  in  der  Masse  differenziere  dieser  Kommnnls- 
taoi  jedoch  wieder  eine  Herrenachicht  aus  sich  heraus,  den  Klerus,  und  die  weitere 
Entwicklung  bringt  nur  die  Festigung  der  politischen  und  ökonomischen  Herren- 
Teilung  des  Klerus,  der  damit  teils  zum  Konkurrenten,  teils  zum  K  >rit|i]i2en  der 
jeweiligen  poliiisch-ukunomischen  Herrenachicht  überhaupt  wird.  Von  einer  aus 
einem  vpe/'ifi-(h  rcl:;^i"«en  Motiv  folj;endtn  l<li^iu^-s,, biologischen  Hildutig  ist  also 
hierbei  übeihaupt  nicht  die  Rede  und  'in  Km  lie  l<.iiiglicli  in  die  alljiemeine  öko- 
nomisch-soziale Bewegung  aufgelöst,  inuerliaib  deitn  sie  anfangs  eine  kommuni- 
!rti&chc  Klassenbewegung  der  Armen  darstclll  und  in  ihrer  rcJigiöien  Licbtsidce 
sich  ihren  Akonomisch-kommunistiscben  Sinn  verhflllt.  Daher  dann  auch  die  Kirchen- 
politik des  heutigen  Proletariats;  es  akseptiert  die  kommnnntische,  religiSs  ver- 
bfillte  Tendern  und  schont  darum  die  religiösen  Ideen  durch  die  Proklamierung 
der  Religion  xur  Privatsache  und  sichert  sich  die  Sympatbieen  der  Katholiken  durch 
BekSmpfttng  aller  Ausnahmegesetsgebung,  z.  B.  gegen  die  Orden.  Gleichzeitig 
^oll  freilich  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche,  <V\c  Verweisung  ilcr  Religion  aus 
der  Schule  und  iIk  FicküTnjifuns;  der  religiösen  Idee  durch  die  sozialistische  Wissen- 
schaft i!ie  Macht  de>  Klcru-  lirerhtii.  In  ilit  :-,t;:  widerspruchsvollen  K irclii  npdiitik, 
4ie  ?>  hoium;^'  und  Viriiiclitung  «Icr  KcUgiou  ^ii:;!«  irh  ist,  kommt  dann  licdich  der 
»ukiichc  .Nathvcfiudl  zum  Ausdruck,  daß  in  der  Kirche  noch  etwas  an<leres  ent- 
halten ist  als  ein  ukonomiäch-klaäscnkämpfcrischcs  rhänomcu,  daß  in  der  idcologiscb- 
rel^öscn  »VerhflUung«  ein  selbstlndiges  Interesse  steckt.  Aber  diese  wohl  mehr 
diplomatische  als  aufrichtige  Anerkennung  bleibt  ohne  jede  tiefere  Wirkung  auf 
die  Auffassung  des  Problems  selbst,  das  von  dem  dogroalisciten  Allgemeinbegrilf 
der  »Gesellschaft«  ans  überhaupt  nicht  lösbar  ist. 
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tischen  Interesse  freigelassenen  oder  nur  sekundär  berührten  so- 
ziologischen Beziehungen,  die  sich  aus  dem  wirtschaftlichen 
Leben,  der  Bevölkerungsspannung,  der  Arbeitsteilung,  der  Stände- 
gliederung und  einigen  anderen  nicht  direkt  als  politisch  zu  charak- 
terisierenden Interessen  ergeben,  die  aber  tatsächlich  das  staatliche 
Gesamtleben  aufs  stärkste  beeinflussen  und  seit  der  Ausbildung 
des  modernen  Rechtsstaates  sich  von  ihm  deutlich  geschieden  haben, 
so  daß  das  »soziale  Problem«  recht  eigentlich  in  dem  Verhältnis 
der  politischen  Gemeinschaft  zu  diesen  in  der  Wurzel  unpolitischen, 
aber  politisch  überaus  wichtigen  soziologischen  Erscheinungen  be- 
steht. So  hat  Lorenz  von  Stein  aus  der  Beobachtung  der  franzö* 
sischen  Entwicklung  heraus  den  Begriff  der  »Gesellschaft«  neben 
den  des  Staates  gestellt  und  das  soziale  Problem  der  Gegenwart 
angekündigt.  So  hat  Rodbertus,  der  andere  Prophet  des  »sozialen 
Problems«,  die  Gesellschaft  bezeichnet  als  den  > personifizierten 
Inbegriff  der  peripherischen  Lebenstätigkeiten,  die  von  unten,  von 
den  individuellen  Vielheiten  aus,  auf  den  ihnen  (vom  Staat)  frei- 
gelassenen Teilen  des  sozialen  Lebens  sich  äufäem«  *),  Bei  dieser 
engeren  Bedeutung  des  Wortes  > Gesellschaft«  und  >8ozialc,  wie 
es  durch  die  gegenwärtige  Lage  besonders  akzentuiert  ist,  muß 
man  aber  bleiben.  Denn  von  der  Gesellschaft  als  dem  Inbegriff 
aller  großen,  kleinen  und  kleinsten  soziologischen  Kreise  und 
ihrer  gegenseitigen  Verschlingungen  und  Beeinflussungen  kann 
man  als  von  etwas  Ucberschbarem  und  wissenschaftlich  Brauch« 
barem  überhaupt  nicht  reden ;  die  ist  in  der  Unendlichkeit  ihrer 
Bildungen  und  der  für  jede  Betrachtungsweise  beliebig  vornehm* 
baren  Verknüpfung  der  Phänomene  etwas  überhaupt  Unausdenk« 
bares,  ein  Abstraktum  wie  Kultur  oder  Geschichte  überhaupt, 
von  denen  auch  nur  die  Dilettanten  immer  im  Ganzen  reden; 
in  Wahrheit  ist  jedes  Denken  über  sie  ein  Herau^eifen  irgend 
eines  interessierenden  Momentes,  bei  dem  dann  jedesmal  seine 
soziologischen  Nachbarbeziehungen  freilich  mit  in  das  Gesichts- 
feld treten,  aber  auch  für  den  schärfsten,  anschauungs-  und 
abstraktionsf^higsten  Denker  nach  allen  Seiten  in  die  Unendlich- 
keit der  von  beliebigen  anderen  Gesichtspunkten  ausgehenden  so- 
ziologischen Gliederungen  verlaufen.  Es  gibt  keinen  naturwissen^ 
schaftlichen  Begriff  der  Gesellschaft,  wie  es  einen  solchen  der 

*)  Vgl.  Gothein,  Artikel  »Geseltschafu  im  HWB.  der  Suatswisscnschaften. 
L.  TOD  Stein,  »Der  Sonalismns  und  Komaiiiiiismus  des  beutigen  Frankreichs«  1S42. 
Dietsel,  »Rodbertus«  II  1888,  S.  46. 
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Mechanik  Ljibt,  mit  dem  dann  alle  Kinzciphänomcne  «gedockt  wären, 
sondern  der  Betriff  der  (jeselischaft  ist  ein  historischer,  der  aus 
einer  unendlichen  Fiille  indi\  idiielU-r  so/iolo<;ischer  Gestaltungen  nur 
stets  einige  heraiisc^reilen  und  in  ihren  Beziehungen  verfolgen 
kann,  auch  wenn  er  die  für  das  Lel)cn  wichtigsten  herausgreift 
und  damit  naturgemäß  auch  auf  eine  äußerst  reiche  Verwickelung 
soziologischer  Kreise  sti)ßt,  so  erschöpft  er  doch  nie  den  allge- 
meinen Begriff  tler  (iesellschaft  iil)erhaupt  Das  aber  bedeutet  für 
unseren  Fall,  dal.s  dii;  ^Gesellschaft  und  das  »Soziale«  im  Sinne 
des  heutigen  Prdhlems  nur  ein  besonders  wichtiges  heute  durch  die 
Lage  siaik  betontes  Stück  des  allgemeinen  soziologischen  Zu- 
sammenhanges ist,  nicht  dieser  selbst.  Ein  Verhältnis  des  Christen- 
tums zu  den  sozialen  Problemen  kann  nur  das  Verhältnis  zu  diesen 
bestimmten,  von  der  heutigen  Lage  besonders  betonten,  immer 
aber  vorhanden  gewesenen  Größen  der  »Gesellschaft«  im 
engeren,  Stein'schen  Sinne  des  Wortes  bedeuten. 
So  widersinnig,  wie  es  ist,  um  des  soziologischen  assoziierenden 
Charakters  willen  das  Christentum  mit  allen  anderen  soziolc^sch- 
assozüerenden  Phänomenen  zusammenzuwerfen,  ebenso  verkehrt  ist 
es,  mit  der  Gesellschaft  und  dem  Sozialen,  das  ihm  gegenüber- 
steht, die  Gesellschaft  überhaupt  zu  meinen. 

Gewiß  bedeutet  eine  von  so  allgemeinen  Ideen  ausgehende 
soziologische  Grundanschauung,  wie  die  christliche  Ordnung  des 
Verhältnisses  von  Individuum  und  Gemeinschaft  überhaupt,  ein 
soziologisches  Grundschema,  das  auf  alle  Lebens- 
beziehungen irgendwie  wirken  wird.  Aber  es  wirkt  nur  bald 
stärker  bald  schwächer,  bald  reiner  bald  gebrochener  auf  sie,  und 
ist  nie  mit  ihnen  identisch.  Die  ökonomisch*arbeitsteilige  »Ge- 
sellschaft« bleibt  immer  ein  selbständiges  Phänomen  mit  eigenen 
soziologischen  Grundlagen  gegenüber  der  aus  religiösen  Ideen  ge- 
leiteten Gemeinschaftlichkeit.  Dazu  kommt  ein  Weiteres.  Die 
Frage  nach  der  inneren  Wirkung  des  Christentums  auf  die  Sclbst- 
empfindung  der  Persönlichkctt  und  auf  die  ethische  Wechselbe- 
ziehung ab  solche,  ist  gewiß  ungeheuer  wichtig,  aber  sie  ist  so  im 

Es  ist  .Icutlith  crktinibar,  daß  hier  die  lteiehrun;^t.ii  durth  Simmcl, 
»I'robicnic  der  Gtscliäthuplulusophie'«  19071  Rickcrt,  >Uie  drcnztit  tlcr  luuunvissen- 
schafllicheu  BegrifTsbilduuij«  1902,  Kistiakowski,  >Ge&elläcbaJt  und  Eiruclwe^cn« 
1899,  Max  Weber,  »StBinnüen  »Ueberwindnngc  der  inatcrialistischcii  Geschichtsauf- 
raaaimg«  (Band  XXIV  (1907)  dieses  Aichivs),  G.  JclUnck,  «Recfat  des  modemen 
Staates«  I*  1905,  S.  i — 9,  24 — ngniode  liegen. 
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allgemeinen  unbeantwortbar  und  unfaßbar.  Sie  wird  höchstens 
fafibar,  indem  man  die  Wirkungen  auf  das  »soziale«  Gebiet  in 
jenem  engeren  Sinne  untersucht.  Aber  man  muß  dann  wissen,  dafi 
man  damit  eine  ganz  konkrete  Verengung,  eine  Stellvertretung  des 
allgemeinen  durch  ein  besonderes  Problem  vornimmt  Das  Soziale 
in  einem  faßbaren  Sinn  ist  eben  nicht  die  » Gesellschaft  <  überhaupt 
und  erst  recht  nicht  das  ethische  Leben  überhaupt,  sondern  ein 
Ausschnitt. 

Das  führt  aber  auf  einen  weiteren  wichtigen  Punkt  Staat  und 
Gesellschaft  sind  erst  unterschieden  von  unserem  modernen  Sprach» 
gebrauch,  und  das  Charakteristbche  der  »Gesellschaft«  entsteht 
erst  durch  den  Gegensatz  gegen  den  modernen,  formal-rechtlichen 
Staatsbegriff,  aus  welchem  Gegensatz  heraus  überhaupt  erst  der 
ganze  Begriff  sein  Licht  und  seinen  konkreten  Sinn  erhält  Nun 
ist  es  aber  ein  ganz  neues  und  ganz  besonderes  Problem,  wenn  diese 
zunächst  nur  ihrer  in  Trennung  und  Verschiedenheit  vom  Staat 
charakterisierte  Gesellschaft  zu  der  Kirche  oder  den  Kirchen  in 
Beziehung  gesetzt  wird.  Sie  gewinnt  in  dieser  Kontrastiening  ganz 
offenkundig  einen  neuen  Sinn.  Es  wird  dann  der  Gegensatz  eines 
von  dem  religiösen  Gedanken  der  Gottes-  und  Menschenliebe  aus 
organisierten  soziologischen  Kreises  zu  den  aus  sehr  welüichen 
Zwecken  heraus  organisierten  soziologischen  Mächten.  Das  moderne 
soziale  Problem  ist  aber  ein  zunächst  am  Staatsgedanken  orientiertes 
und  wird  bei  der  Orientierung  an  der  Kirche  zu  dem  ganz  anders- 
artigen Problem  des  Verhältnisses  der  religiösen  Kräfte  zu  den 
ökonomisch-gesellschaftlichen.  Das  ist  das  Wahrheitsmon  < nt  in 
der  Unterscheidung,  die  die  theologischen  Dogmatiker  zwischen 
ckin  religiösen  Lebenskreis  und  der  gegenüberstehenden  Einheit 
der  nichtreligiösen  Lebenskreise  machen;  aber  der  Unterschied  ist 
nicht  der  des  > Natürlichen«  und  Uebernatürlichen %  sondernder 
zwisclu  n  einer  aus  dem  religiösen  Zweck  hervorgehenden  Verge- 
sellschaltunix  und  den  wichtigsten,  aus  den  innerweltlichcn  Zwecken 
hervorgehenden  Gesellungen.  Nicht  der  Allgemcinbcgriff  des  >Na- 
türlichen«  und  auch  nicht  der  des  »Sozialen  überhaupt«  kommt 
dai^n  in  dem  Letzteren  zur  Geltung,  sondern  die  beiden  kraft- 
vollsten und  eingreifendsten  soziologischen  Hildungen  neben  dem 
religiösen  Lebenskreis  und  deren  Begründung  in  einem  innerwelt- 
lichen Heziehungspunkt,  während  die  Kirchen  einen  religiösen  und 
das  heißt  übcrweltlichen  Beziehuni^spiinkt  sich  zuschreiben  Dabei 
rückt  dann  aber  der  Staat  wieder  mit  den  ökonomischT 
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sozialen  Problemen  zusammen,  und  die  Soziallehren  der 
Kirche,  abj^cselien  von  der  Selbstanschauun^  ihres  eigenen  sozio- 
logischen Wesens,  werden  zu  der  Lehre  iliics  Verhältnisses  zu 
Staat  und  Gesellschaft  zusammen,  die  die  wichtigsten  weltUchen 
ihr  ^gegenüberstehenden  Mächte  sind'^).  So  ist  auch  in  der  wirk- 
lichen Gcüchichtc  von  Anfang  an  alle  Sozial  lehre  des  Christentums 
eine  Lehre  über  Staat  und  Gesellschaft  zugleich  gew  esen.  Dabei 
ist  für  seine  vom  Persönlichen  ausgehende  Denkweise  stets  die 
Familie  zugleich  die  Voraussetzung  beider, 
also  mit  dazu  i^ehörig.  Seine  Soziallehre  ist  eine  Lehre  iil)er  die 
wichtigsten  außerreligiösen,  aus  selbständigen  Wurzeln  erwachsen- 
den soziologischen  (ieijüde,  oder  in  seiner  Sprache  ges])rochen, 
von  seinem  X'erhältnis  zu  den  mächtigsten  l'"ormationen  der  Welt  . 
Erkennt  man  an,  daß  Staat  und  Gesellschaft  neben  unzähligen 
anderen  doch  die  formenden  Hauptkräftc  der  Kultur  sind,  so  ist 
das  letzte  Problem  das,  wie  die  Kirche  mit  diesen  Hauptkräften 
m  einer  Einheit  der  Kultur  zusammengehen  kann.  Die  Frage  nach 
der  Stellung  der  Kirchen  zum  Mzialen  Problem  umfaßt  also  die 
nach  der  Stellung  zum  Staat  zugleich ;  und  jene  moderne  Trennung 
des  politischen  und  des  gesellschaftlichen  Gedankens,  die  ihrerseits 
nur  möglich  war,  weil  man  die  bis  dahin  beiden  ubergeordnete 
Kirche  beiseite  dtüi^e  und  ignorieren  lernte,  macht  nun  gerade  die 
modernen  Soziallehren  der  Kirchen  so  überaus  schwierig,  weil  sie 
es  in  Wahrheit  mit  Staat  und  Kirche  zi^leich  zu  tun  haben  und 
doch  unter  der  Herrschaft  des  Schlagwortes  »sozial«  sich  in  ihrem 
christlich'^ozialen  Eifer  nur  auf  das  isolierte  » soziale  <  Problem  stürzen. 
So  hat  auch  Nathusius  den  Staat  in  seiner  Lehre  ganz  vergessen, 
als  ob  nicht  der  Staat  selbst  das  brennendste  Interesse  an  dem 
sozialen  Problem  hätte  und  als  ob  er  den  Kirchen  erlauben 
würde,  es  nach  ihren,  von  seinem  Interesse  oft  ganz  abweichen» 
den  Gesichtspunkten  zu  lösen.   Und  so  war  umgekehrt  in  alten 

*)  Von  Wisseoschaft  und  Kunst  ist  dabei  nh^esehen,  die  bei  einer  einiger- 
mai5cn  festen  Begrenzung  des  >Sozialen<  eben  nicbt  zu  ihm  gciiörcn,  so  \vicluit»c 
Bestandteile  de«  aH'^emcintn  s  izi' Indischen  SystiMn«  -ie  nuch  <^ind  und  so  wichtig 
namentlich  die  ei>icre  fiii  vitn.-  K(.1il;i"ii  iUi  l'tkenntnis  und  dts  Glauhtti^  ist. 
Allein  das  uiuli  der  Dujjiiitu-  und  Kuiij.igcschich(c  \orbehaUen  bleiben.  Immerhin 
sei  auf  die  iniercs:>anic  Parallele  verwiesen,  die  hier  das  Verhältnis  zur  «WcU^, 
das  beifit  zu  den  nidit  direkt  religiös  bedingten  Gebilden,  mit  der  in  politisch* 
sofialer  Hiaeicht  erfolgenden  VcrweUlichong  zeigt.  Sie  ist  auch  in  Wissenschaft 
and  Kunst  eine  sehr  bedingte. 
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vormodernen  Zeiten  den  Kirchen  die  Art  Huer  I.r.sung  des  so 
ziali  n  Problem^  nur  darum  mö|^lich,  wcii  sie  mit  der  Gesellschaft 
zui;leich  den  Staat  in  einer  selbstverständlichen  Abhängigkeit  von 
sich  hielten,  weil  Staat  inid  (u'sellschalt  /.u>aniincn  willig;  und  über- 
haupt sich  dem  Glauben  beulten  und  der  Staat  sich  cU:r  Kirche 
für  die  Verwirklichung  ihres  Ideals  zur  Vcrlü<;ung  stellte.  An  diesem 
Punkte  liegt  heute  noch  der  charakteristische  Unterschied  katho- 
lischer und  protestantischer  Soziallehren :  die  ersteren  verlangen 
heute  noch  Herrschaft  über  den  Staat,  um  das  Sozialproblem  kirch> 
lieh  lösen  zu  kdnnen,  die  letzteren  sind  bei  ihrer  Freilassung  des 
Staates  unsicher  und  wollen  bald  den  christlichen  Staat,  bald  eine 
rein  kirchlich-soziale  Tätigkeit  neben  dem  Staat'). 

Die  dankenswerte  Grobschtächtigkeit  der  Ausführui^cn  von 
Nathusius  beleuchtet  at>er  nur  eine  Verwirrung,  die  auch  in 
feinerer  Form  von  Unzähligen  begangen  wird       Man  glaubt  mit 


^)  Interessant  ist  hier  die  Entwickelung  Friedrich  Nanmanns,  der  von  seinem 
christlichen  Sozialismus  durch  realbtische  Erkenntnis  der  Sachlage  immer  mehr  aaf 
den  Staat  geworfen  wurde,  bis  er  das  soziale  Problem  fast  nur  mehr  vom  Staate 
aus  angreift  und  Kirche  wie  Christentum  wieder  in  das  Element  des  rdn  persön-' 

licliL-n  und  ethischen  Lebens  zurückvcrwcisl.  (Wcnck,  >Gcschichte  der  National- 
Sozialen«  1905.)  Unijjekchrl  fordert  die  katholische  Sozialpolitik  in  erster  Linie  die 
Unterstclhine  (k>  Stnntcs  unter  krrchlirhe  GcsichtHjyiinktc.  Vl:1.  Tluod.  Meyer,  ♦^r>ie 
christlich-ctliibchcn  Soziaiprinxipien« ,  I904.  I)ns  IidIm  diinn  die  »organische«  d.  i. 
thtok ratisch  vereinheitlichte  Theorie.  Das  I  nicrsthciUendc  der  christlichen  Sozinl- 
lehre  »liegt  darin»  daß  die  chrisüiche  Idee  des  gesellschaftlichen  Organismus  jede 
absolutistische  Willkür  des  zentralen  Prinzips  (d.  b.  des  Staa- 
tes) naturgemXß  und  organisch  ausschließt,  während  die  nicht* 
christliche  Idee  dieselbe  ebenso  naturgemlfi  und  wesentlich  einschließt«.  Etes  gebt 
gegen  den  Absolutismus  nicht  der  Regieningsfocm,  sondern  des  Staatsprinsips  seihet. 
Ebenso  lumunen  umgekehrt  die  Konservativen  zu  keiner  energischen  Sozialpolitik, 
weil  sie  in  der  politischen  I'  i>^ivitat  des  Luthertums  nicht  wa^en  den  Staat  zur 
Reform  zn  nötigen,  abgesehen  >I  >von,  daß  ihr  eigenes  politisches  Interesse  großen« 
teils  mit  dieser  I'n-stvi»=it  zusaiiiincniällt. 

^'')  /  H.  Voll  liciii  I.  hl  i-tli(  hcn  Sozialismus  Sl.  Simons,  der  die  jedem  positiven 
Sozialsystcm  üuii^c  metaphysisch-religiöse  Grundlage  in  dem  christlichen  (iemem- 
schaftsgedanken  ]»rukJamierte,  dabei  iibrigens  Steh  darflber  klar  war.  daß  sein  nouwuut 
(kristianismt  dann  auch  wirklich  ein  neuer,  das  heißt  die  Werte  des  Weltlebens 
viel  offener  anerkennender  sein  mQsse.  (v.  Stein,  Sozialismus  und  Kommunismns, 
S.  174.)  Immerhin  aber  fließt  auch  so  die  chrislliehe  BrfldeHichkeit  mit  dem  sehr 
unbestimmten  EgalitHtsprinsip  als  dem  sozialen  Prinzip  überhaupt  zusammen.  Die 
Geschichtswidrigkeit  gerade  dieser  Identifikation  wird  das  Folgende  deutlich  zeigen. 
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dem  5>omlen,  d.  h.  soziologischen  Wesen  der  Kirche  schon  soziale 
d.  h.  dem  Leben  der  Gesellschaft  und  des  Staates  angehörende 
Probleme  gelöst  zu  haben,  mit  der  Liebesorganisation  einer  aus 
Gott  quellenden  und  zu  ihm  zurückkehrenden  Liebe  schon  die 
menschlichen  Gemeinschaften  überhaupt  zu  umfassen.  Davon  kann 
aber  keine  Rede  sein ;  ja  jede  solche  Meinung  wird  das  Verständnis 
der  wirklichen  geschichtlichen  Bedeutunj^f  des  Evan^fciiums  \in(l 
seiner  Ent\vickelunfjsj:3^cschichte  verdunkeln,  und  all  die  häufigen 
Reden  vom  >.sozialon  Geistr  des  Christentums  enthalten  die*^e 
Zweidcuttt^kcit  auch  für  die  GeL'enwartsprobleine.  Sie  sind  nicht 
notwcndij^  talscli,  aber  vicldeuti'^  und  irreführend. 

Damit  sind  für  unsere  Untersuchung  die  Richtlinien  gej^'chen. 
Wir  wertien  überall  zuerst  zu  fragen  haben  nach  der  e  i    e  n  e  n 
soziologischen  Idee  des  Christen  tu  in  s  und  d  e- 
ren  Ausbau  und  O  r  g:  a  n  i  s  a  t  i  o  n     In  ihr  wird  dann  im- 
mer ein  über  die  Grenzen  der  eigentlich  religiösen  ( leinein^chaft 
oder  Kirche  hinausstrebendes  ideal  von  einem  allgemeinen  Grund- 
schema menschlicher  Lebensbezielnuif^en  überhaupt  enthalten  ^ein; 
aber  das  Problem  ist  dann  erst,  wie  weit  dieses  Grundschema  in 
,    andere  Verhältnisse  eindringt,  wie  es  auf  sie  wirkt,  wie  es  von 
ihnen  rückwirkend  seinerseits  becintlaßt  wird,   und  wie  weit  in 
aUedem  eine  innere  I-anheit!ichkeit  des  Lebens  zu  Stande  kommt 
und  zu  Stande  kommen  kann.  Wir  werden  daher  dann  weiter  zu 
fragen  haben  nach  dem  Verhältnis  dieser  soziolo- 
gischen Bildung  zum  Sozialen,   d.  h.   /u  Staat, 
k  ( )  n  o  m  i  s  c  h  -  a  r  b  e  i  t  s  t  c  i  1  i  g  e  r   G  e    i  i  1  s  c  h  a  t"  t  und 
Familie.    Selbstvcr.ständlich  xsird  in  der  i^esehiclulichen  Wiik- 
lichkeit  das  letztere  stets  vom  erstcren  aus  behandelt  und  reguliert, 
aber  die  Probleme  liegen  dann  eben  immer  gerade  darin,  welches 
die  w  i  r  k  l  i  c  h  e  n  I'^  i  n  w  i  r  k  u  n  g  e  n  des  soziologischen  reli- 
giösen Grundschemas  auf  andere  Lebenskreise  waren,  welche  ICin- 
flüsse  damit  tatsächlich  von  den  Kuchen  auf  soziale  Phänomcni? 
ausgegangen  sind  und  welche  ICinwirkungen  umgekehrt  die  reli- 
giöse Gemeinschaft  von  den  politisch-sozialen  Bildungen  erfahren 
hat*),  wie  weit  schließlich  dabei  eine  innere  Berührung  und  Durch- 

Fin  p!?4njendes  Beispiel  für  die  letztere  Fragestellung  mit  besonderer  /u- 
»pitiuii^'  :iuf  (las  nkonomischc  (ichiet  ist  Max  Weter-;  bekannte  Abhandlun'^ 
»Die  pr^UstaiUischt  I.ihik  und  der  Cieist  des  Knpitalisinub«,  j^.  1903/04  dickes 
Archivs,  die  Andeutung  eines  Beispiels  für  die  ersicre  desselben  (Jelehnen  Auf- 
stti:  »Kitehen«  imd  »Sekten«  in  Nordamerika,  Chrial.  Weit  1906,  S.  558  ff.,  577  ff. 
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drinpfiinc^  mnL;Hch  ^a'wcscn  und  wie  weit  daraus  eine  innere 
E  i  n  h  c  i  1 1  i  c  h  Ic  e  i  t  des  G  e  s  a  m  1 1  e  b  e  n  s  hervor^eganjijen 
ist^).  Im  Altertum  ist  das  nie  erreicht  worden;  im  Mittelalter 
und  in  meinen  i  rt(  »rinatt  »rischen  Tochterkirchen  ist  es  verwirklicht 
worden,  wenigstens  in  Ideal  und  Theorie;  in  der  modernen  Welt 
ist  der  Zwie?=palt  wieder  aut"L;t  klatti.  Aus  diesen  dem  Hlick  sich 
unmittelbar  so  darbietenden  IJiklern  von  Altertum,  Mittelalter  und 
Konfessionen,  und  schließlich  moderner  W  i  ll  erLjil»!  sich  die  Tei- 
lung des  Stoffes.  In  erster  I,init>  aber  wird  das  Evangelium 
und  die  Bibel  selbst  zu  betrachten  sein. 

I. 

Die  Grundlagen  in  der  alten  Kirche. 

I.  Das  Evangelium. 

Für  das  Verständnis  der  gesamten  Grundrichtung  des  Chri- 
stenlunis  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  sozialen  Problemen  ist  ent- 
scheidend die  Erkenntnis,  daß  die  Predigt  Jesu  und  die  Bildung 
der  neuen  Religionsgemeinde  keine  Schöpfung  einer 
sozialen  Bewegung  ist,  das  heißt  nicht  aus  irgend  einem 
Klassenkampf  hervorgegangen  oder  auf  ihn  zugeschnitten  ist  und 
überhaupt  nirgends  direkt  an  die  sozialen  Umwälzungen  der  an- 
tiken Gesellschaft  anknüpft.  Die  Tatsache  freilich  steht  fest ,  daß 

®)  Das  sind  dann  die  prinzipiellen  Fra^csttllunjjcn  \om  clhiscben,  theologischen 
oder  kulturj>hiluso|>hi!>chcn  Interesse  und  Siandjiuiikt  aus,  wahrend  die  vorhin  ge- 
nannten lieispiclc  Max  Webers  dem  rein  Tnts'lrhüchcn  zugcwcndel  sin<J,  und  zwar 
vom  "-i  uidpunkt  und  Interesse  der  WirlsthaU^-  und  der  Sozialgeschichte  aus.  Eine 
Arbeit  wie  die  von  v.  Schulze-Gävernitz,  »liritiitcher  Iiiipei  iaiismus  und  englischer 
l'reihand«!«  1906  fifit  beide  Gruppen  von  Kragestellungen  zusammen.  Für  die 
▼orllegcnile  Arbeit  kommt  es  wesentlich  auf  die  zweite  Gruppe  an,  weil  diese  Frage- 
stellung das  eigentliche  Grundinteresse  der  fcirchliciten  Soztallehren  bildet,  wBhiend 
die  Untersvcbungcn  über  das  faktische  Verhalten  und  Wirken  der  christlichen  Idee« 
mScbte  gegcnttbcr  den  politischen  und  ökonomischen  Lebenskreisen  nur  alt  Voraus» 
Setzungen  für  die  Beantwortung  dieser  prinzipiellen  Frage  in  Hetrncht  kommen. 
Meine  Arbeit  verfügt  bezüglich  jener  Probleuje  des  faktischen  Verhältnisses  nur  in 
sclir  beseh:  in! Mm  Maße  Über  eigene  Ontf!.  jjforschung,  am  wenigsten  bezüglich 
der  allen  und  nuttfliltpi liehen  Kirche.  Ihr  tUvaiges  Verdienst  liegt  überhaupt  nicht 
in  Äelb>.ländiger  Oucileniurichuiig,  suudein  ia  s.clbslÄndigem  I  )urciiucnken  der  aus 
der  jeweiligen  Lage  und  Konstellation  der  Interessen  erfolgenden  VcreinheitUchui^ 
des  Ganxcn  an  einer  Theorie  der  Stellung  des  Religiösen  zum  PoUtiscb-Soaialen. 
Doch  holfe  ich  ffir  die  Tatsachenfragen  mich  überall  an  die  besten  Uarstellungcn 
gehalten  za  haben. 
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Jesus  wesentlich  an  die  Gedrückten  und  Kleinen  sich  ijewendet 
hat,  daß  er  den  Reichtum  für  scelenj^cfährhch  hielt  und  dem 
jüdischen  Friestcradel  wie  der  herrschenden  Thcolonfcnwclt  feind- 
lich L^ej^cnüberstand,  daß  ebenso  die  beginnende  Kirche  ihre  Gläu- 
bigen tatsächlich  wesentlich  in  den  niederen  Ständen  der  Städte 
suchte  und  fand,  daß  erst  seit  dem  zweiten  Jahrhundert  die  so- 
ziale Überschicht  von  BilducL;  und  Besitz  langsam  in  sie  einmün- 
det und  daß  das  nicht  ohne  starke  Reibungen  sowoiil  mit  der 
l^ildimjj;  und  W  issenschaft  als  mit  dem  Reichtum  von  statten  ging. 
Allein  ebenso  fest  steht  die  andere  Tatsache  ,  daß  die  gesamte 
altchristliche  Missions-  und  Erl)aiiungsliteratur  innerhalb  und  aus- 
serhalb des  Neuen  Testamentes  von  einer  prinzipiellen  sozialen 
Fragestellung  nichts  weiß,  daß  im  Mittelpunkt  überall  rein  die 
Fragen  des  Seelenheils,  des  Monotheismus,  di's  Li  l)ens  nach  dem 
Tod,  des  reinen  Kultus,  der  richtigen  Gemcindcorgaaisation,  der 
praktischen  BewährunL,'.  der  strengen  1  Teiligkeitsgrundsntze  stehen, 
daß  von  Anfang  an  keine  Klassenunterschiede  gemacht,  sondern 
diese  vielmehr  in  der  großen  Frage  nacli  dem  e  wigen  Heil  und  den 
inneren  Gütern  ausgelöscht  worden  sind.  Insbesondere  arijeiten 
alle  apologetischen  Empfehlungen  nicht  mit  einer  in  Aussicht 
stehenden  Verbesserung  der  sozialen  Lage  oder  einer  Heilung  der 
sozialen  Schäden ,  sondc  rn  mit  rein  theologisch-philosophischen 
oder  mit  ethischen  Argumenten  ,  welche  K  t/.terc  n  sich  gt  rade 
stets  auf  die  Nüchternheit,  Zuverlässigkeit.  Ari)citsamkcit,  bürger- 
liche Brauchbarkeit  der  Christen  beziehen.  Auch  die  große  Er- 
lösungshüffnung  des  kommenden  Gottesreiches ,  von  der  Jesus 
seinen  Ausgang  nimmt  und  die  über  der  ganzen  Gemeinde  liegt, 
ist  nirgends  ein  vollendeter  Sozialzustand ,  den  nur  an  Stelle 
menschlicher  Kunst  die  Wunderkraft  Gottes  herbeiführte ,  oder 
die  Vertröstung  irdischen  Gesellsdiaftselends  auf  ein  glückliches, 
ausgleichendes  oder  gar  umkehrendes  Jenseits»  das  den  Besitz- 
losen im  Gegensatz  zu  den  jetzt  herrschenden  Gesellschaftsmäch- 
ten durch  das  Evangelium  gesichert  würde ;  sondern  es  ist  überall 
in  erster  Linie  der  ethische  und  religiöse  Idealzustand  einer  rein 
von  Gott  beherrschten  Welt,  wo  alle  wahren  Werte  des  reinen 
Innenlebens  zu  ihrer  wirklichen  Geltung  und  Anerkennung  kom- 
men werden;  und,  als  dann  spater  die  kommende  Erlösung  zu- 
rücktritt  hinter  der  bereits  im  Leben  und  Tod  des  Christus  voH* 
brachten,  da  zeigten  sich  auch  hier  die  Güter  der  Erlösung  als 
rein  innerliche,  ethische  und  geistige,  für  welche  eine  leidlose 
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Selif^kcit  nur  die  .selbstverständliche  Willcndun^  ist.  Das  ist  die 
Grundtatsache,  von  der  ausj^c  L;aii-cn  werden  muß  ^^). 

Vgl.  hientu  im  allgemeinen  Uhlhorn,  Chrisllichc  LicbcslKlijjkcit  in  der 
nitcn  Kirclic',  iHKj,  Tlirnnck,  nof;mt-np;eschichte<  '  und  Harnack,  »Mission  und  Aus- 
breitung des  (  In isttiitunib  in  dtn  cr-un  %  Jahrhunderten«  '\  1906,  wcklies  Buch 
die  besten  mir  bt-kaniften  Sammlungen  zur  Sozialgcschichte  des  ('hristcntums  ent' 
hält.  Außerdem  Möller-v.  Schubert,  »Lehrbuch  der  Kirchenge&chichte«  I*,  1904; 
Duchtsn«,  »Historie  ancicnn«  de  l'^glisec,  1907  ;  WeiMickcr,  »Das  apostolisch« 
Zeiulter«*  1902:  Knopf,  »Das  nacbaposColische  Zeitalter«,  1905;  Th.  Keim,  »Rom 
and  das  Christentum«,  1881 ;  Gierke,  »Das  deutsche  Genossensehaftsrecht«,  III  1887, 
wo  die  christliche  Korporationsidee  ausgeseichnet  emwicicelt  ist.  —  Vgl.  auch  die 
Rede  A.  Hamacks  aaf  dem  Ev.-sosialen  Kongreß  1894»  »Die  ev.-sosiate  Aufgabe 
in»  Lichte  der  Kirche«  (Reden  und  Anf^rit7c,  1904).  -  Die  (jcsamtstellung  in  der 
.\ntike  zeichnet  jetzt  vortrelTlich  l'.  Wcndlan»!,  »Die  hellenistisch-römische  Kultur«, 
1907,  '.vn  jedoch  die  So^ialtjefirhichtc  absichtlich  beiseile  gelassen  ist. 

In  alten  bisher  genannten  Werken  ist  die  Auffassung  zugrunde  gelegt,  daß 
es  sich  um  eine  in  erster  Linie  religiöse  Bewegung  handelt.  Iis  fehlt  aber  auch 
nicht  an  solchen,  die  das  Christentum  zu  einer  tcin  sozialen  Bewegung  machen. 
Pohl  mann,  »Gesch.  d.  antiken  Sozialismus  und  Kommunismus«,  1893/1901 
wollte  nrsprOngUch  das  Christentum  als  die  AusmOndung  des  antiken  Sosiatismus 
schildern.  Es  stelle  in  seiner  Gottesreichshoffnung  dem  sich  philosophisch  resig* 
nierenden  und  faktisch  vom  Imperium  unterdrückten  Sozialismus  die  psychologischen 
Motive  und  Klüfte  zur  Verfügung,  die  den  rein  politisch-asozialen  und  den  philosophi- 
schen Bemühungen  ausgegangen  wären,  II  583  —  617.  .\Ilein  er  hat  es  bei  dieser 
Andeutung  bewenden  lassen  und  die  Ausführung  nicht  unternommen,  vemmtlich 
weil  die  These  sich  als  nicht  so  leicht  durchführbar  crwic;.  S:e  beruht  auf  einem 
MilMerstfin<iiii>  (ier  Gottesrciclisidec,  die  schlechterdings  keiuw  j  Kiliuvth-soziale  Er- 
neuerung bedeutet,  worüber  weiteres  später.  —  Die  gleiche  Vorau»euung  macht 
selbstverständlich  K  a  u  t  s  k  y  in  seinem  Beitrag  zu  der  >Geschichtc  des  Sozialismus 
in  EinzeldarstcUungen«,  Ii,  1895  S.  16 — 40,  Auf  Grund  der  >gcschichtsmatcria* 
listischen«  Methode  kann  er  im  Christentum  nur  eine  ans  den  Gescilschaftszustindcn 
des  rSmischen  Reiches  bervorgegai^cne  kommunistische  Bewegung  sehen,  eine 
Reaktion  g^en  das  paupcristische  Massenelend,  das  durch  Vcrdringnng  der  Bürger 
aus  Landbesitz  und  Handwerk,  dnrch  die  Konkurrenz  der  mit  Sklaven  betriebenen 
Plantagen^  und  Fabriknrbdt  l>ewirkt  ist  und  das  in  der  St-iat-rii!!«  rung  dieses  deklas- 
sierten und  arbeitslosen  Lumpenproletariats  zum  öffentlichen  Ausdruck  kommt.  Aus 
dicsctn  vom  antiken  Kapitalismus  bewirkten  Lionel  suchten  enthusiastisch  veranlagte 
lUomeiitt  den  Ausweg  diirrh  i!ns  Wunder,  der  Lrlostr  rim-tui  sollte  die  ideale 
kommunislische  üesellschali  durch  eine  göttliche  Weltcrneticiung  herbeiführen,  wo- 
ntr  besonders  die  Apokalypse  als  Beleg  dient,  die  nur  freilich  gar  kerne  kommu- 
nistischen ZQgc  trägt,  sondern  nur  den  Haß  gegen  die  sündige  Welt  und  das  Rdmer- 
reich  ausspricht.  Aus  diesem  bald  verblaßten  chiliasiiscben  Enthusiasmus  ging 
aber  dann  auch  bereits  für  das  Diesseits  eine  praktisch-kommunistische  Wirkung 
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Sie  hat  ihre  weitere  Erläuterung  und  Bestätigung  daran,  daß 
auch  die  parallelen  Kulte  und  religiösen  Vereinsorganisationen, 

herror.   Es  ergibt  sieb  in  dem  großstadtiscben  cbiistlichen  Proletariat,  das  eben 
damit  an  die  Stadlwirtschafl  gebunden  bleibt  und  auf  das  Privateigentum  auf  der 
erreichien  wirtecbaftlicben  Stufe  noch  nicbt  Tenicbten  Icann,  ein  Kommnnismas 
ledii^ch  der  Konsumtion  und  Verteilung»  wozu  das  Vorbild  der  Staatsftttterungen 
anleitete.   Die  Produktionsmittel  wcnlcMi  in  (icnußmidcl  verwandelt  und  an  die 
Armen   verteilt.    Daher  der  durclijichende  Widerspruch   in  diesem  Koramuni^miix 
auf  der  Grundlage  des  1*i  ivalcigtntiims,  der  eben  dcshalh  datm  aiicli  zugrunde  geht 
und   nur  thcorcti<«ch    111   dm   Deklnfmtioncn   der   Kirchenväter   fortbesichf ,  unter 
denen   besonders  <  in jso.stotnus   hervoigchubcii  winl,     l)fi=   0)ri>.ieritiim    iu;il>  so 
die  gegebene  Gesellschaftsordnung  bestehen  lassen   und   vciuiehit   sie  lun  durch 
eine  neue  llerren-Klasse,  den  Klerus  und  den  kirchlichen  Grandbesitz,  deren  Auf» 
kommen  aus  der  Schwächlichkeit  solcher  Dtonokntie  des  bloßen  EnthusiasmuB 
wohl  verstlndlich  ist.   Es  ist  der  Cisarismus  der  Bischöfe.   In  ihrem  Zusammen* 
sehlafi  entsteht  die  katholische  Kirche,  und  »so  wird  aus  einer  kommunistischen 
Anstalt  die  riesenhafteste  Ansbcutungsmaschine,  die  die  Welt  gesehen  hat^j  S.  34. 
In  den  germanischen  Völkerwandeningsstaaten  hört  mit  der  Geldwirtschaft  auch 
das  antike  Massenelend  auf,   und   die  Kirche   wird  im  Zusammenhang  mit  dem 
Lehenswesen  und  dem  Großgrundbesitz  eine  rein  politische  Institution,  der  Sammel- 
punkt Her  herrschenden  Schicht.    Damit  verschwindet  auch  die  Liebestätigkeit  des 
alten  Koninmnismus ,   die   verbleibende  Liebesläligkcit    i>t   nur   die    allen  natural- 
wirtschafilichen  Stufen  eigene  Freude  an  der  Mitteilung  des  Ueberllu>ses,  den  man 
iselbsi  nicht  aufessen  kann.    Indem  dann  im  Sptttmittelalter  der  moderne  Kapitalis- 
mus entsteht  und  das  Problem  des  Massenelends  von  neuem  anfwirft,  entsteht 
jetft  die  neue  kommunistische  Bewegung,  aber  dieses  Mal  nicht  auf  dem  Boden 
eines  arbeitslosen  Lumpenproletariats,  sondern  auf  dem  der  für  die  Produktion 
onentbehrlicben  freien  Lohnarbeiterschaft.    Damit  ist  die  Rolle  der  Kirche  als 
Vertreterin  des  Soctelismns  völlig  zn  Ende,  nur  die  Ktöatcr  bleiben  mit  dem 
bei   solchen   Institutionen    üblichen   Konservatismus    bei  den   Resten   des  alten 
Kommunismus   und   seiner   Liebestätigkeit   stehen.     Diese   Darüteliuug  Kautskys 
verkennt     freilich    gröblich    die    selbständige    Bedeutung    reliL'iö^^er    Ideen,  ist 
al>er  abgesehen  <lavon  nicht  ganz  ohne  Wert,  indem  sie  auf  sonst  unbeachtete  Seiten 
der  Sache  hinweist.   Nantemlich  der  geldwirtschaftliche  Charakter  der  alten  Kirche 
tind  der  naturalwirtschaftlichc  der  millelalterlicheu  macht  in  der  Tat  einen  wichti- 
gen Unterschied  ans,  der  nur  anderswo  liegt,  als  wo  Kautskjr  ihn  sieht.  Darüber 
nnten.  —  Aehnliche  Wege  geht  Kalthoff,  »Die  Entstehung  des  Christen" 
twns«,  1905,  nur  dafi  seine  Stellung  zur  Religion  anders  ist.  Seine  Voraussetzungen 
sind:  i.  die  völlige  Autonomie  des  religiösen  BewuüStseins  der  Gegenwart,  dessen 
Abhingigkeit  von  der  Geschidite  am  radikalsten  aufgehoben  wird,  wenn  man 
nachweist,  daß  Jesus  gar  nicht  existiert  hat  oder  jedenfalls  ein  ganz  obskurer 
jüdischer  Enthusiast  unter  vielen   scinesglcichens  gewesen  ist ;   es  ist  die  radikale 
Volicr  dnni!  der  Biedennannschc  n  Dogmatik,   die  hier  der  liberale  Theologe  voU- 
Archiv  für  SozialwiweiiKhaft  und  Soxialpolitik.  XXVI.   1.  2 
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wie  z.  B.  die  Hau{)tniasse  des  so^'enanntcn  Gnostizi&mus  oder 
die  Mithrasmystericn  sich  nicht  als  soziales  Klassenevangclium 
oder  als  Ueberwindung'  sozialer  Schäden  geberden ,  sondern  als 

zieht:  2.  die  Unmöglichkeit,  aus  den  bihlischen  Wundergeschichten  irgend  einen 
Wahrheitskem  herauszuschUen,  und  die  Uiundglichkeit,  die  Verwandlung  Jesn  in 

das  gottmeiisclilichc  Wesen  bei  Paulus  zu  erklären,  während  all  das  erklärbar  winl, 
wenn  L";  firit  I^i.  htunj;  des  /weilen  Jahrhuiideiis  ist:  3.  die  rii  l-iiic  kollektivi- 
stische, antiindivt(lun!?sti^chc  und  soziolo'^ivclie  (icscbichlsnittbode,  die  den  .\u>- 
j;ang  solcher  Hewcjiungcn  von  einem  oder  mehreren  Individuen  nicht  mehr  |;laul>- 
haft  erscheinen  läi>t  und  eine  l^rklnrung  aus  sozialen  Massenhewcguni^cn  verlangt, 
Su  ergibt  sich  die  Eulblthung  des  Christentums  aus  der  siuisclicn  rhiloM>pliie,  den 
kommunistischen  Klubs  der  Spauntike  und  dem  mes$iftnlschen  Enthusiasmus  der 
Juden,  deren  Mischung  sich  in  Jesus  einen  Heros  eponymos  schaf  und  die  bib- 
lische Literatur  als  Urgeschichte  erdichtete.  Die  Leidens-  und  Todesspekulationen 
spiegeln  den  Leidens»  und  Siegcsweg  der  Gemeinde.  Die  ganze  Darstellung  be- 
ruht auf  völlig  willkürlichen»  zum  Teil  unrichtigen  Voraussetzungen  und  ist  in 
ihrem  positiven  Teil  reine  l'lianinsie.  Vt>r  allem  aber  ist  von  einer  Scliiitzunf;  der 
wirklichen  I  rkiunlen  ;i]s  lelaiiv  histoj isch-richlitrer  l'eber'it  ferunpen  sehr  wohl  zu 
eincr>i  verständlichen  /»•^unnicnlian^  zu  {ielan^tii.  1  >er  noch  unauf^ehellte  l'unkt 
ist  nur  die  K^t>lclu^nJ^  <ier  paulini^chen  l 'bri^lu>•lchIC,  die  aber  doch  in  Wahrheit 
nirht  ein  Produkt  iler  Kirrhcnbildung.  sondern  ihr«:  offenkundige  Vorau^setzunji  ist. 
An  dem  Kaktum  ihrer  Entstehung  auj»  der  Hekehiung  des  l'aulua  ist  nicht  zu 
zweifeln,  was  man  auch  sonst  zu  ihrer  Aufhellung  aus  der  außerchrntlichen  Welt 
noch  heranziehen  mag. 

Allen  solchen  Versuchen  »sozialer«  Erklärung  steht  mit  erfreulicher  Klarheit 
gegenüber  die  Abhandlung  von  Overbeck,  »Studien  zur  Geschichte  der  alten 
Kirche«,  1875,  über  »das  Verhültnis  der  alten  Kirche  zur  Sklaverei  im  römischen 
Reiche Ks  ist  der  Punkt,  wo  sich  eine  soziale  Rcrotmtenden/  und  ein  Zusammen- 
han^i  mit  ihr  am  1  Ii« -'en  zeigen  miif^tc.  O.  zci<:t,  wie  im  vollsten  Gei^en^^atze  dazu 
die  Sklaverei  voti  Atil  an  im  /usammcid)an^  mit  Staat,  (ie^ellschal't,  Wirtschaft 
und  Kamilie  als  ein  Stück  der  >ündiijen  Welt  pilt,  die  unabwendbar  >o  i-t,  wie  sie 
einmal  ist.  Sklaven  nicht-chri>t!icher  Herren  dürfen  nur  mit  F.inwillij;uni:  ihrer 
Herren  Miljjlicdcr  werden,  um  jeden  Zudianii  von  jiuliusch  und  svzial  Emanzipa- 
tionslustigen zu  verhindern  (S.  iSS  und  202);  ja  die  Sklaverei  wird  als  zu  den 
herkömmlichen  Besitzverhiltnissen  gehörig  vom  Christentum  geradezu  gefestigt,  wie 
denn  später  die  Kirche  selbst  Sklaven  hält  und  sie  nicht  einmal  freilassen  darf. 
Die  (Jeberwindung  der  Sklaverei  ist  rein  innerlich  und  religiös,  indem  Herr  und 
Sklave  gleicherweise  Christo  zugehörig  sind;  beide  bind  religiös  gleichberechtigt 

und  die  Sklaven  in  der  Kirche  am  Anfall;;  :imterfahi|^.  Konununistisclic  Neigungen 
haben  nur  gnostivche  Sekten  und  werden  daher  stark  bekämpft.  NrShcres  unten. 
Aber  diese  ijanze,  mit  der  Mr>glichkeil  freier  Pewec^utif;  der  Kirche  ^ich  eher  vcr- 
schiirfende  als  mildernde  rechtliche  Anerkennung;  der  Sklaverei  un<l  ihre  Auffassang 
alb  wcüeiulicher  DestanUleil  der  Ordnung  ial  eine  iichlageude  Widerlegung. 
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Anstalten  höherer  Theologie,  kräfti<jercr  Weihen,  L^ffsicherten 
Seelenheils'^».  Wenn  unter  den  Gnostikern  sich  kommunistische 
Gruppen,  vor  allem  die  übrigens  dem  (  hristentiim  ijanz  fern 
stehenden  Karpokratianer,  finden,  so  ist  auch  das  aut  den  eigenen 
Zirkel  beschränkt  und  kein  Progranmi  allgemeiner  sozialpoliti- 
scher Reform.  Weithin  richte  t  sich  seit  dem  zweiten  Jahrhundert 
der  Sinn  auf  da<^  'I'ranss/( mit  ntc  .  aber  der  Drang  organisatori- 
scher We!t\ fi  bc^serung  i^t  (rinii(ltt.  Ks  ist  das  auch  durchaus 
nicht  verwundcrhch.  So  tict  crschnUcrndc  Klas-^cnkämyifr  die 
antike  Welt  seit  dem  peloponnesischen  Kik c  und  >c  ii  «In  Re- 
t<ambe\vegung  der  Gracchcn  erlebt  hatte  und  s«»  ueilgrcilemlc  so- 
zialpolitische, ökonomische,  staatssozialistische ,  kommunistische 
und  anarchistische  Ideale  dabei  die  demokratische  Politik  imd  die 
]ihilo:>»>phische  Reflexion  und  Literatur  hervorgebracht  hatten''^) 
mit  den  heücnislischen  Reichen  und  dann  mit  dem  hTiperium 
des  Casari^nuis  war  die  fiebernd«  Zeit  dieser  Kami)fe  in  der 
Haup>tsache  beschlossen,  kehrte  ( )rdnung  und  (iedeihen  wieder, 
verringerten  sich  die  Umwälzungen  und  Dekiassierungen,  die  ver- 

Vgl.  Wendland;  Ziebartb,  »Das  griechische  Vercinswescn«,  1896.  Die 
religjOse  Form  dieses  besonders  in  der  hellenbtischen  und  Kaiserseit  üpi)i<^  wti- 
cheraden  Vereinswesens  stammt  davon  her,  daß  das  griechische  Denken  den  Verein 
nttr  in  der  Form  einer  um  einen  Knlt  gruppierten  dauernden  Gemeinschaft  denken 
konnte,  wobei  diese  religiöse  Form  oft  Töllig  ilufierlich  ist;  eine  religiöse  Beweffung 
stellen  sie  d:»licr  a.u  sich  durchaus  nicht  «Inr.  Die  mit  der  EnttiutioiiahsitTunj;  und 
dem  Verkehr  ««ich  steigernden,  wirklich  rcli)^ir>vcn  Zwecken  dicneiiUeii  Vereine  sind 
teil*  zur  Sammlimi;  von  l.aiidslentcn  in  der  Fremde,  teils  zur  Aurnahinc  neuer 
Kulte  bestimmt  un«l  entfalten  eine  soziale  Hedeutunj;  insofern  •^]-.  ^te  v\n<-\\  enijen 
familienhaften  /usainmcn-i« Muß  und  die  Aufhebung  der  Standchuiilci  t lin-tle  in  der 
Anteilnahme  am  Kuh  ijeüeuten,  sind  daher  ni  einem  /citallcr  des  äiei^cndcn 
Indiridualismus  auch  ans  diesem  Grande  gesucht;  aber  sie  1as»en,  genau  wie  die 
Christengemeinde,  die  sozialen  Unterschiede  anficrhalb  des  Kultes  bestehen;  auch 
hebt  Z.  an  diesen  Knltvereincn  gerade  die  BeteiUgnng  der  oberen  Klassen  hervor, 
S.  210.  Von  »kommonisttschen  Klubs«,  die  der  Mutterboden  des  Christentums  nach 
Kalthoff  gewesen  sein  sollen,  ist  daher  nicht  die  Rede:  daher  maß  auch  K.  zu* 
geben,  daß  in  ihtien  »noch  soziale  und  relii;ii;>se  Lebenstriebe  in  völliger  Einheit 
zusammenleben <,  S.  83.  Aber  für  Kalthoff  ist  die  Syna^o^e  komnuuiistisch,  ist 
Johannes  der  Täufer  kommunistisrh ' !  Außerdem  bedenke  man  das  aiifb  strengste 
gehandhable  Verhol  tlcr  Kaisct  iic^^. u  alle  |K.litischcn  oder  politisch  verdachlijjen 
Vereint'  und  <]  is  l»eslMndit;c  Pc>irclnjii  der  Clhristcn,  die  jioliiische  l'nschuld  ihrer 
Vereine  zu  beweisen,  vgl.  Neumann,  »Der  römiiichc  Staat  und  die  allg.  Kirche^, 
I  1890.  ")  Vgl.  dl«  DarsteUung  bei  Pdhlmimn. 
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eil  ndcndc  Ausbinitunf^spolitik  unrl  Hie  L  n^icherheiten  des  Erwerbs. 
Die  eiserne  I*"estigkeit  der  Monarchie  teilt  sich  dem  j^anzen  Ge- 
danken der  sozialen  und  politischen  Drdnun;^  mit,  und  die  licie 
H(  wcifunsL^  zieht  sich  auf  das  ei.;ene  Innenleben,  die  ethisclu>  und 
relighjsc  Rcllexion  zurück.  [)\v  \  t  i rintjerun^  der  Sklru rnnüii kte 
als  I"'olße  des  l-'riedens  läßt  einen  Mitlclstand  v\u  d<  r  autkrimmcn. 
Die  lange  so  heiß  gesuchte  st)ziale  (ierechtigUcit  liegt  m  den 
Händen  der  Kaiser,  inid  die  gruße  humanitäre  Schule  der  Stoa. 
die  das  volle  Ideal  nur  in  der  Urzeit  als  verwirklicht  ansah,  lehrt 
sich  teils  in  die  l.iv^v  und  ihre  iiianni^; lache  Beschränkung  ei^e 
ben,  teils  bceinilußt  sie  die  kaiserliche  Gcsetzgebuni4  zu  (Junsien 
wohltätigster  Reformen '^  i.  Zwar  ist  die  Sozialgeschichte  der  Kaiser- 
zeit noch  wenig  durchforscht  und  hat  sich  in  ihr  der  Prozeß  der 
Auflösung  der  antiken  (iesellschaft  nur  verlangsamt.  Allein  mit  den 
wichtigsten  sozialgeschichtlichen  Vorgängen  der  Kaiserzeit,  dem 
Schwinden  des  Bauemstandes,  der  Verringerung  des  Sklavcnbe- 
standes,  der  Verwandlung  der  Sklaven  in  Hörige,  der  Verlegung 
des  Kapitals  auf  den  Großgrundbesitz,  der  Zurückziehung  des 
Schwergewichtes  von  den  Küstenstädten  in  das  Binnenland«  der  völ- 
ligen Veränderung  des  Heerwesens  und  des  Beamtenwesens,  dem 
schließlichcn  KOckfall  in  die  Naturalwirtschaft'*)  haben  gerade  die 

Wendland;  Mominscn,  Rötiiischc  (icscliichtc  Hand  V;  Halm,  »Rom  und 
Romain isnius  im  J;riechi^ch-rün^i^tUcn  0>len  ,  ii)üt>;  Pöhlmann  wt-iß  hier  in  Wahr- 
Iifit  nur  von  tltr  sicli  auf  die  L'lopic  und  die  I  rre!?  Tiirückziehendcn  sozialphiloso- 
jdiischcn  Romantik  der  GcMldclen  berichten  utul  fü^'t  liin/u  >I>r:(n!jt  sich  hier 
nicht  jjan/  von  >.tll)st  der  Gedankt  .ml  Wenn  >chon  in  den  j.'ei>iidctea  Kreisen 
der  rümischen  Gei^ciUchart  eine  derartige  Iilu->iunbfahigkeit,  ein  solcher  Utopismtts 
mügltcb  war,  2u  welchen  Fhanusieen  mag  sich  dann  vollends  die  revolutionlre 
Ideologie  des  Proletariers  verstiegen  haben«,  II  606!  Das  ist  eine  sehr  bedenkliche 
Argumentation,  wenn  man  ein  solches  Proletariat  nicht  auch  zu  zeigen  hat;  es 
scheinen  nach  S.  616  f.  die  Christen  sein  zu  sollen,  deren  taasendjihn'ges  Reich 
dem  sozialen  Men^chheit.'^slaat  Zenos  entsprrchcn  und  der  »reli^itiscn  Krschcinungs- 
form  des  antiken  S(>/.ia1isnui>  <  nngehuren  soll.  Davon  wissen  aber  die  christlichen 
Urkunden  scll)er  ledijjlich  nichts. 

"1  Leiter  die  SozrnltM-^^rliirhle  «ier  Kaiserzeil  v^l.  Max  Weber,  >Ayrar- 
^e^Lhlchte  i  .\ltcrtuni ) -.  im  UWli.  der  Sl:iai>\vi>senscliafien  und  »Wahrheit«  (Sluit- 
garl  l8yO)  8.  57 — 77  >Ucber  die  ^o^ialcn  üründe  dtb  L'nltrgaugs  der  antiken 
Kultur«;  Eduard  Meyer.  »Die  wirtschaftliche  Entwickelung  des  Altertums«,  1895, 
»Die  Sklaverei  im  Altertum«,  1897  und  »Bevölkerung  des  Altertums'  im  HWB. 
d.  Staatsw. ;  U.  Wilcken,  »Griechische  Ostraka  aus  Aegypten  iwd  Nubien«,  I  1S99 
S.  664'i— 704.   Stark  abweichend  von  diesen  Darstellungen  Uhlhorn,  »Liebestitig- 
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christlichen  Gemeinden  des  Anfangs  sehr  wcni^  zu  tun,  die  wäh- 
rend der  ersten  Jahrhunderte  den  unteren  Schichten  der  Städte 

kd«,  $.  93— ><3*  213—238.  Was  Weber  scbtldert,  die  Entetehung  und  Aafldsung 
eines  auf  Sklavenarlwit  and  «Kasernierang  beruhenden  groflkapitalistiscfacn  Plan- 
tagen- und  Grundbesitzcrwescns.,  das  zugleich  von  der  Küste  ins  ßinneninnd  sich 
zurückzieht,  danut  die  bisherigen  Träger  der  dünnen  geldwirtüchaftlichcn  Verkehrs- 
kullur  ver'cümtnem  läßt  und  durch  steine  Konknrrcnz  ein  nrheit^lnses  IIun«er]vro1e- 
tariat  von  Freien  schafft,  das  L^t-luiit  ilei  \\  c  >  f  I  i  c  h  c  11  Entwickcluti^  :ni  und 
bedeutet  durch  Entziehung  des  Verkehres  auch  liu  Cjfi«;ciieuland  iia»  VVaclii^tuni 
«tncs  sulcheo  Proletariats.  lu  den  Kasemensklaven  des  Großbetriebs  wird  dos 
ChristeDtiun  aber  wenig  Möglichkeit  de»  Eindringens  gefunden  haben;  erst  als  mit 
dem  Eintritt  des  Sklavenmangels  der  Sklave  som  hörigen  Kolonen  gemacht  und 
damit  der  Familie  und  dem  Privateigentum  svrflckgegeben  wird,  setzt  das  Christen- 
eiun  bei  ihnen  ein.  »Dies  geht  der  stegreichen  Emwickelnng  des  Christentonw 
parallel :  in  den  Sklavenkasemen  hHtte  es  schwerlich  Boden  gefunden,  die  unfreien 
afrikanischen  Bauern  der  Zeit  Augustins  waren  l)ereits  Träger  einer  ScklcnbcwLi,'un^  * 
(Wahrheit  681.  Die  christlichen  Sklaven  werden  daher  wohl  meist  der  nicht  allzu- 
großcn  Kategorie  der  Ilaussklaven  angehört  haben  oder  auch  der  Kategorie  derieni- 
gen,  die  irgend  ein  Geschfift  im  Auftrag  und  mi«  den  Mittchi  ilires  Ilfrrn  iRtniben 
und  so  zwar  rcchtlicli  ^khuen  blieben,  aber  ukuiiuiiiisch  und  pcr.iuiilicli  ein  trheb- 
li^es  Maß  von  Selbständigkeit  genossen.  Ein  Beispiel  ist  der  bekannte  Kalixl, 
der  ein  solches  Bankgeschäft  betrieb  und  dann  trotz  seiner  gescbXftUchen  Hallunken- 
streiche  es  bb  zum  Bischof  und  Papst  brachte:  das  ist  nur  eine  andere  Form  des 
Mittelstandes.  Wie  es  dagegen  mit  dem  freien  Hungerproletariat  (dem  Lumpenprole- 
tariat Kantskjrs)  und  seinen  Beziehungen  zum  Christentum  steht,  ist  schwer  zu  sagen. 
Die  Spuren  davon  müßten  sich  in  den  Nachrichten  über  die  Liebestfttigkeit  finden 
und  hier  finden  wir  in  der  Tat  die  Maxime,  Arbeitsunfähige  zu  untersttttzen,  Arbeits- 
losen Arbeit  zu  vcrschafTcn  illani.ick,  Mission  I  150  f.),  wobei  sich  das  letztere 
rt'if  solches  i'roletnrsat  Kt/ichcn  mag,  übrigens  aber  vor  allem  Schutz  gegen  arbcits- 
Mlitae  Elemeiiie  isi.  Auth  »larf  man  an  die  Xoiiiz  denken,  daß  Rom  ca.  250 
gegen  1500  Hilfsbedürftige  jalirlicii  zu  ernähren  hatte  (Ii.  1  136)-  Aber  jedenfalls 
bildet  diese  Arbeitsbeschaffung  kein  Zentralaulicgcn  der  Gemeinde  und  wire  ein 
Erfolg  im  großen  Stil  kaum  möglich  gewesen,  sodaß  man  daraus  den  Rückschluß 
auf  eine  nicht  allzu  zahlreiche  Beteiligung  dieses  Proletariats  ziehen  muß;  und 
nirgends  handelt  es  sich  dabei  um  eine  Ermunterung  oder  Vertröstung  etwaiger 
revolutionMrer  KlassenhofTnungen.  Ueberdies  betrilft  all  das  wesentlich  nur  den 
Westen.  Zudem  ist  die  römische  (Gemeinde  bis  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts 
wesentlich  griechisch,  hat  also  mit  deldassiertcn  italischen  Bauern  und  Handwerkern 
wenig  zu  tun.  Erheblich  anders  liegen  die  Dinge  im  Osten,  wo  doch  das 
.Schwergewicht  der  '»emeinden,  ihrer  Literatur  Tind  Ifleenbildung  lag.  Hier  über- 
wiegt die  die  ijtKMC  von  Stadt  und  Doli  mvtUjcicii'Ie  Geldwirtschaft  uinl 
gibt  es  euien  ausgedehnten  kleinen  Mittelstand  der  freien  Arbcuer  neben  der 
nicht  atlzn  ausgedehnten  Haussklaverei.  In  den  Kreisen  solchen  Mittelstandes  wird 
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und  ihrem  allmählich  wieder  beruhigten  Erwerbslehen  angehören, 
ihren  Schwerpunkt  in  dem  sozial  viel  weniger  zerklüfteten  Osten 

wolil  die  Hauptmasse  der  Christen  zu  suchen  sein,  deren  st>zi.ilcr  Charakter  somit 
städtisch  un<l   überwiegend   ^^eldw  irlschaftlich  wäre,    ohne   daß   davon    die  Dorfer 
nllzuweit    abstünden.     Die    Nachrichten    über   die    stark    in    t'.eldz.ihlungcn  sich 
bcwefjende  I,ieb€siütitrfi''if  lassen  etwas  Aehniiches  fihrtj:cn>^  auch  für  das  Abend- 
land cr'-chlicßen  illnniack  I  127 — 172),   welche  Rolle   «i.iucbcn  die  Naturalunter- 
hlützuni;  Hl  Gastfreundschaft,  Aufnahme   in  Dienst  udU  Arbeit,   Darbringunß  von 
Lcbensmiueln  und  NMttv«)g«b«n  bei  den  Agat>eti  (Uhlhorn  I  13S)  gespielt  hat,  Ut 
nicht  zu  ermitteln;  sie  waren  schwerlich  die  Hauptsache.   So  bewegt  sich  das 
rhristentum  ein  Jahrhundert  lang  in  den  Kreisen,  die  von  der  großen  sozialen  Um- 
wlltzung  noch  wenig  berührt  werden.  Das  Gesaratergebnis  der  Umwilxang,  die  man 
als  Aurzehrttng  des  Bauernstandes  durch  die  antike  StadtkuUur  und  Wiederaaflusung 
dieser  Stadtkultur   durch  die  Anlage  des  Kapitals  im  ( irnß^rundbesitz  bezeichnen 
kann,  ist  daini  freilich  die  KUcidcehr  zu  überwiegender  Naturalwirtschaft  und  den 
damit  zusarnmenhiln^enden  festen  primitiven  sozialen  ' iliedcr  niLren   sowie  f>\r  Feu- 
thdität,   wodurch    im  Westtm    das  Reich   in    die    miltelalti  1  Ik  lic    Naturalwirtschaf  t 
Uberjjehl,   im  Osten  ein  stark  naiuralwn ii^clial ilich  bedntt^ti:!,   u>  erblichen  Kasten 
geschlossener  Reamtenslaat  entwicht.    Die  chribilicbe  («emeiude  ist  von  diesem 
Prozeß  offenkundig  nicht  cnteugt,  höchstens  durch  die  ihn  begleitenden  Empfin- 
dungen eines  materiellen  Niedergangs  und  versorgungsbedOrft^er  Maasen  gefördert. 
Als  sie  aus  dem  kleinen  MitteUiande  und  der  Masse  zur  Aufnahme  auch  der 
Oberschicht  aufgestiegen  war,  wurde  sie  dann  von  den  Folgen  wie  alle  übrigen 
betroffen  und  hnt  dann  den  Staat  und  das  herrschende  System  gesttttzt,  ist  als 
tine   durchaus   kon>ervaiive  Macht   in   die   vom  Staat  allein  nicht   mehr  tösbare 
Aufgabe   «ler    Mekampfun^;   des   Klcnds   cinjjetreten.     Aber  das  beginnt  er^t  mit 
dem  dritten  Jahrhundert.    V-^l.  die  F.r{;ebnis^e ,   die   llamnck  aus   seinen  sfntivti- 
sehen    l"ntersuchunj;en    zieht    (Mission    II    2-6 — 2871       .Das   Christentum  war 
Slädtercligiün.  je  größer  die  Stadt,  «Icsto  stärker  —  wahrscheinlich  auch  relativ 
—i  die  Zahl  der  Chri&ten.     Daneben   aber   war   es  in   einer  großen  Aiuahl 
von  Provinzen  bereits  (um  300)  tief  in  das  Land  eingedrungen:  wir  wissen  das 
bcstbnmt  in  Bezug  auf  die  Mehrzahl  der  kleinasiatischen  Provinzen,  ferner  in  Bezug 
auf  Armenien,  Syrien  und  Aegypten,  auf  Teile  von  Palttstma  und  auch  Nordafrika.« 
S.  278.    »Der  große  Unterschied  der  Ost-  und  WesthKlfte  de«  Reiches  springt  vor 
allem  in  die  Augen.   Trennt  man  aber  gar  noch  Griechisch  und  Lateinisch,  so 
steigt  jener  Prozeiitsaiz  noch  li.,hcr.    Die  ErklKrung  ist  einfach  genug:  eine  grie- 
chische ("liristenheit  bat  es  seit  dem  apostolischen  Zeitalter  ^ei^elien,  eine  ncnnens» 
werte  laleniischc   wahrscheinlich    erst    seit   den  Zeiten  Mark  Aurels«,   2S2.  Dabei 
erweisen  sich  die  Chnsttiigemeimlen    überall   als  'i'raj;er  des  Hellenismus,    >es  ist 
aber  nicht  der  ayypiihche,  aondeni  der  kleiiiasi.ui-.che  Hellenismus  mit   seinen  bi> 
auf  die  persische  Kultur  zurackrcichenden  Eleinentcn  und  Lriuneruugen,  der  die 
Fuhrung  Obemahm«,  283,   Auch  das  zeigt,  daß  man  nicht  in  erster  Linie  mit  dem 
italischen  Lumpenproletariat  zu  rechnen  hat.  —  Viel  interessante  Einzelheiten  bei 
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haben,  mehr  mittelständische  als  eigentlich  proletarische  Züge  tra- 
gen und  bei  aller  Hoffnung  auf  das  Kommen  der  neuen  Welt 
doch  eifrigst  für  Ruhe  und  bürgerliche  Brauchbarkeit  sorgen.  Auch 
die  soziale  Zusammensetzung  der  Gemeinden  darf  man  sich  keines^ 
wegs  als  eine  rein  klassenmäßig  bedingte  vorstellen.  Freilich  be- 
standen die  Gemeinden  in  der  Hauptsache  lange  aus  Sklaven,  Frei* 
gelassenen  und  Handwerkern,  wobei  man  aber,  wie  Overbeck  richtig 
bemerkt,  angesichts  der  überhaupt  vorhandenen  Sklavenzaht  und 
angesichts  der  Vorsicht  in  der  Aufnahme  von  Sklaven  deren  Be- 
teiligung nicht  übertreiben  darf;  jedenfalls  war  für  Femhaltung 
emanzipationslustiger  Sklaven  ausdrücklich  gesorgt  Aber  schon 
vom  ersten  Anfang  an  haben  Mitglieder  der  Oberschicht  nicht  ge- 
fehlt, sie  haben  wohl  hauptsächlich  die  nötigen  Mittel  und  die  Ver- 
sammlungsmöglichkeit beschaflft.  Unter  Domitian  drang  das  Chri- 
stentum bis  in  die  obersten  Hof  kreise,  und  der  berühmte  Brief  des 
Flinius  spricht  ausdrücklich  von  multi  omnis  ordinis.  Seit  Com- 
modus  ist  dann  die  Beteiligung  der  Oberschicht  in  starkem  Steigen. 
Alles  das  ist  nicht  mehr  als  natürlich  unter  der  Voraussetzung,  daß 
es  sich  um  eine  wesentlich  religiöse  Bewegung  handelt,  und  ein 
klarer  Gegenbeweis  gegen  die  Meinung,  daß  es  sich  um  eine  »Klas- 
senbewegung des  Proletariats«  oder  um  eine  religiöse  »Umformung 
des  antiken  Sozialismus«  handele'*). 

So  ist  das  Aufkommen  des  Christentums  nicht  aus  der  So- 
zialge ^;chichte,  wohl  aber  aus  der  Religionsgeschichte 
des  Altertums  zu  verstehen.  Das  religiöse  Leben  hat  eben  bei 
aller  Verflechtung  in  das  übrige  Leben  doch  seine  eigene  Ent- 
wicklung und  eigene  Dialektik.  Die  Zertrümmerung  der  natio- 
nalen Religionen,  die  sich  mit  dem  Verlust  der  nationalen  Selb- 


Uhlhorn,  aber  die  GeMUUtanschauung,  daß  die  Sklavenarbeit  die  freie  Arbeit  erdrückt 

und  den  Pauperismus  geschaffen  hnbc,  «len  das  Christentum  durch  Liebestätigkeit 
und  Adelung  der  Arbeit  wieder  habe  über^vinden  wollen,  daß  es  dann  nber  an 
der  rniibcrwindltchkcit  des  Gegensatzes  gescheiten  sei  und  darüber  der  Askese 
sich  ergeben  habe,  trifft  für  die  «'r-iffn  Jahrhunderte  nicht  zu,  wo  im  (jcgenieil 
iiessvrung  eintrat.  Krst  das  vierte  jahrliundcrt  bringt  den  Staat&bankcrutt  und  das 
steigende  Elend. 

Ueber  die  «(»iale  Zusammensetzung  vgl.  Keim  164,  319,  Overbeck  188: 
bea.  flaniack,  »Mission« '  H  25  iF.  und  Bigelmair,  »Die  Beteiligung  der  Christen 
am  öffcntlieben  Leben«,  1903,  S.  208—226,  Knopr,  »Die  soziale  Zusammensetzung 
der  ältesten  beidcnchristlichen  Gemeinden«,  Z,  f.  Theol.  u.  Kirche  1900  und  Knopf, 
»Nachapost.  Zeitalter«,  S.  64  ff. 
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ständigkeit  von  selbst  ergab,  die  Völkermischung,  die  ganz  von  selbst 
au^  die  Kulte  durch«nander  würfelt,  die  Entstehung  rein  inner* 
licher,  von  Nation  und  Geburt  unabhängiger  Mysterienkulte ,  die 
Vermischungen  der  von  ihrem  alten  Nationalboden  gelösten  Reli- 
gionsfragmente, die  philosophische  Religion  der  Bildung  mit  ihren 
mannigfachen  Angleichungen  an  die  Volksreligionen,  das  Be- 
dürfnis des  Weltreiches  nach  einer  universalen  Weltreligion,  dem 
der  Kaiserkult  doch  nur  sehr  äufiorlich  genügte,  die  außerordent- 
liche Vertiefung  und  Verinnerlidiung  des  ethischen  Denkens  in 
einer  vierhundertjährigen  Geistesgeschichte  von  beispiellosem  Reich* 
timi  an  Kritik  und  Selbstvertiefung,  die  mit  aUedem  verbundene 
Auflösung  des  Polytheismus,  seines  Mythus  und  seines  Kultus  und 
das  Verlangen  nach  einer  letzte,  ewige  Werte  darbietenden  Religio- 
sität: das  alles  bedeutet  als  Abschluß  der  Antike  die  Heraufführung 
eines  neuen  Zeitalters  religiöser  Produktivität  und  Reizbarkeit.  Das 
Altertum  endet  mit  einer  .vielfachst  begründeten,  in  letzter  Linie 
aber  aus  der  Verinnerlichung  und  Ethisierung  des  religiösen  Denkens 
hervorgehenden  Zersetzung  der  Volksreligionen  und  in  einer  ge- 
waltigen, von  allen  Seiten  zusammenströmenden  religiösen  Neubil- 
dung**), Der  letzte  Grund  von  alledem  aber  ist  die  eigene  selb- 
ständige Kausalität  des  religiösen  Gedankens  selbst.  Aus  diesem 
Zustande  ist  das  Christentum  hervorgegangen,  und  das  Erbe  dieses 
Zustandes  hat  es  in  das  große  weite  Sammelbecken  der  Kirche 
aufgesammelt,  indem  es  all  das  um  seine  leitenden  Grundgedanken, 
so  gut  es  ging,  gruppierte. 

Ist  es  aber  derart  aus  der  inneren  religiösen  Entwickelui^ 
des  Altertums  zu  verstehen,  so  erklärt  sich  damit  zugleich  auch 
seine  zuerst  erwähnte  Richtung  auf  die  unteren  Klas- 
sen und  sein  Hervorgehen  aus  diesen.  Nicht  aus  der  angeblichen 
Herausbildung  aus  einem  sozialen  Prozesse,  sondern  gerade  aus  dem 
Wesen  religiöser  Neubildungen  erklärt  sich  diese  Haltung.  Solche 
Neubildungen  vollziehen  sich  auf  doppelte  Weiäe.  Sie  gehen  aus 
von  den  Höhen  der  Bildung  und  Reflexion  und  greifen  um  sich 
als  Kritik  und  als  Spekulation;  sie  sind  um  so  bedeutsamer,  je 
tiefere  wirkliche  religiöse  Lcbensgehalte  in  diese  Formen  der 
Kritik  und  Spekulation  eingehüllt  sind.  So  sind  Piatonismus  und 

I*)  Vgl.  Ed.  Meyer,  »Volkswirtseh.  £ntw.<  52.  ^Die  (religiöse)  Bewegung 
beginnt  in  der  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  v.  Chr.,  in  der  Zeit,  wo  der  Abschluß 
der  antiken  Entwickelung  zunächst  im  Osten,  dann  auch  itn  Westen  sich  vor- 
bereitet, der  dann  durch  den  Staat  des  Prinz^ats  seine  definitive  Gestalt  crhftltc. 
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Stoa  eine  Art  religiöser  Ncubilduni;.    AIkm   sie   sind  im  wesent- 
lichen (loch  Ri'flexion  und  Vernunttbewcise  und  crlan<^rn  damit 
niemals  die  s])czifisch  rcli^it>sc  Kraft  eines  Offenbariin!4sj^laul)cns, 
sie  bli  ibcn  im  Gciiihl  ihrer  Schwäche  teils  haften  am  alten  Volks- 
glauben, den  sie  nur  umdeuten,  teils  vertrauen  sie  sich  der  Kraft 
des  abstrakten  Beweises  an  ,   den  jeder  in  stiller  Auseinander- 
setzunjT  mit  ihnen  sich  selbst  klar  machen  maf^.    Dagegen  sind 
die  eigentlich  schöpferischen,  gemeindebildi  ncU  n  religiösen  Grund- 
legun£]jen  das  Werk  der  unteren  Schichten,    liier  allein  ist  die  Un- 
gcbrochenheit  der  Phantasie  ,  die  ICinlachheit  des  Gemütslebens, 
die  Unreflektiertheit  des  Gedankens,  die  Urwüchsigkeit  der  Kratt 
und  die  Heftigkeit  des  Bedürfnisses  vereinigt,  aus  denen  heraus  der 
unbedingte  Autoritätsglaube  an  eine  gütlliche  Offenbarung,  die 
Naivetat  der  Hingabe  und  die   Intransigenz  der  Gewißheit  sich 
bilden  kann.    Die   Hedin  tti;.4kcit  einerseits  uml  die  Ainvcsenheit 
der  stets  relativierenden  Ketk-xionskultur  andrerseits  sind  nur  hier 
zu  Hause.    Alle  großen    gemeinschaftsbildenden  ( Mfenijarungen 
sind  je  und  je  aus  solchen  Kreisen  hervorgegangen,  und  die  Be- 
deutung und  Entwickelungsfähigkeit  des  so  gebildeten  Rcligions- 
kreises  war  stets  abhängig  von  der  Macht  und  Tiefe  des  in  sol- 
cher naiver  Offenbarung  erteilten  Anstoßes,  wie  andrerseits  von 
der  Energie  der  diesen  Anstoß  verabsolutierenden  und  vergött- 
lichenden  Glaubensüberzeugung.  Keineswegs  immer  kommt  freilich 
solchen  Bildungen  eine  wirklich  tiefe  innere  Kraft  zu.   Aber  wo 
das  der  Fall  ist,  da  ist  es  die  Eigentümlichkeit  und  Ueberlegenheit 
der  Naivetät  Ober  die  Keilexion^ultur,  daß  sie  die  stärksten  Kräfte 
entwickeln  und  die  tiefsten  Erkenntnisse  finden  läßt;  und  da 
kann  es  dann  auch  nicht  ausbleiben,  daß  in  der  weiteren  Ent« 
Wickelung  der  zuerst  naiv  gegebene  Lebensgehalt  sich  verbindet 
und  verwickelt  mit  allen  höchsten  religiösen  Mächten  der  dane- 
ben bestehenden  Keflexionskultur;  andernfalls  würde  er  von  ihr 
wieder  zerbrochen  werden.  Eine  solche  Verbindung  ist  im  Christen- 
tum vom  zweiten  Jahrhundert  an  immer  stärker  eingetreten.  Aber 
seine  Anfange  zeigen  die  Volkstümlichkeit  und  die  Volksgebun* 
denheit  aller  naiven  Religion.   Daher  kommt  es  auch,  daß  von 
ihm  nicht  die  vielberufene  Senilität  der  Kaiserzelt  gelten  kann. 
Jesus  selbst  ist  ein  Mann  des  Volkes  und  sein  Evangelium  trägt 
deutlich  die  Spur  der  einfachen  bäuerlich  •  kleinhandwerkerlichen 
Verhältnisse  Galiläas.   Nur  die  Armen  und  Demütigen  fassen 
sein  Evangelium  leicht,  den  Reichen  und  den  Theologen  wird 
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CS  schwer  ,  weil  sie  nicht  das  Getuhl  ihrer  Hedürt'tigkoit  haben, 
weil  sie  in  ihrer  Weisheit  den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht 
sehen,  weil  ihre  Herzen  an  zu  vielerlei  <;ebundeft  sind,  um  unbe- 
dingte Opfer  brinijen  zu  können;  doch  ist  bei  Gott  kein  Din«^ 
unmr)glich,  auch  der  Reiche  kann  noch  selig  werden  und  auch 
der  Schriftgelehrte  kann  nicht  weit  vom  Reiche  Gottes  sein.  Aus 
solchen  Kreisen  stammen  seine  ersten  Jünger  und  die  erste  um  den 
Glauben  an  den  Auferstandenen  gesammelte  Gemeinde,  die  übrigens 
ausdrücklich  nicht  als  besitzlos  geschildert  wird*^).  Aber  auch  der 
Mann»  der  diesen  Jesusglauben  zur  missionierenden  Weltreligion 

Die  sog.  ebionitischcn  Stficke  des  Lukas,  die  die  Armut  an  sich  zu  ver- 
herrlichen  scheinen,  sind  dntje^tn  kein  Einwand.  Denn  einerseits  setzen  sie,  wie 
die  ganze  son>ti{;c  Haltung  des  Kvangcliums  beweist,  auch  in  der  Meinuni^  de> 
Evangelisten  die  ctiii-<  Ti-i  cll^l.'>,e  Wirkung  der  Armut  zu  besserer  religiöser  Dis- 
position vurauft,  ai»Ut rt. r  L its  >jm-.prechen  sie  der  Ni  lu'mr.;  (k'»^  Verfassers,  im  In- 
teresse des  Krlüsungsglaubeiis  kuuikiieit,  .^chwäclit,  L'.ciiJ  und  Armut  zu  betonen. 
Auch  wäre  es  nicht  vemundcilich,  wenn  die  Tradition,  aus  der  der  Verfasser 
schöpft,  die  Arnim  bereits  um  ihrer  selbst  willen  verherrlicht  hütte.  Die  Neigung 
dazu  liegt  nahe  genug.  Aber  Jesu  Verkttndigung  ▼om  unendlichen  Wert  der  Seele 
liegt  der  Gedanke  eines  Wertes  und  Entschldigungsanspruchs  der  Armut  an  sich 
unzweifelhaft  ferne.  Vgl.  Holtzmann,  »Lehrbuch  der  neutestamentlichen  Theologie«, 
1897,  I  448—454,  der  in  diesen  Stücken  wesentlich  den  Reflex  der  spätem  popu- 
iJIren  Entwickelung  sieht;  diese  hat  ganz  naturgemäß  das  Gottesreich  als  Entschä« 
«ligung  für  irdisches  Leiden  und  l^clohnung  der  Entsagung  betr.achtel.  Aber  das 
ist  eine  sehr  natürliche  Folge  und  llerabzichung  des  (Jedankens,  nicht  der  An^- 
gangNpunkt.  Die  Apokalypse  des  Jolianncs  predigt  nur  deti  Maß  gegen  Rönici  icn  h 
und  Kaiserkull  und  hat  mit  sozialen  Gegensätzen  nichts  zu  tun.  Der  aus  Jen» 
Anfang  des  2.  Jahrhunderls  stammende  Jakobutsbricf  kämpft  c  2  gegen  die  Reichen, 
aber  die  sind  Mitglieder  der  Gemeinde !  Die  schKrfcre  Stelle  c  5,  1—6  geht  gegen 
die  Reichen  Oberhaupt,  aber  das  ist  in  seiner  ganz  allgemein  erbaulichen  Haltung 
wohl  SU  beurteilen,  wie  die  cbionltischen  Stücke.  Das  ist  der  Geist  der  kleinen 
Leute.  Es  ist  ühniich,  wie  wenn  das  Dogma  der  Sozialdemokratie  vom  Klein- 
Leute-Gcist  als  ^Verteilung«  und  «Rache  an  den  Reichen«  behandelt  wird;  in  bei- 
den Fällen  haben  dann  scdir  grol>e  Leute  sich  iliesc  Meinung  der  kleinen  angeeig- 
net und  darin  die  ()tVcnl*arung  des  Prinzips  der  Sache   sehen  zu  dürfen  gemeint; 

cilcichtert  tlic  Kritik.  Hetleutsani  ist  daß  das  |ohantiesevangelium  in  seiner 
überaus  wirb! i-.M.ii  Triigung  der  religiösen  Ideen  von  alledem  nichts  weifv  Hier 
steht  ilem  Kiem-Leutc-<jcist  der  eigentlich  religiiisc  «ledanke  gegenüber.  Achiilith 
verhält  es  sich  bei  Paulus.  Weincl,  ^Die  Stellung  des  Lrchristculums  zum  Staat«, 
1907,  S.  12— 1 7  ülierschStzt  die  »sozialradikale  Unterstrttmung«,  und,  indem  er  sie 
wesentlich  aus  den  Mahnungen  zur  Ruhe  und  Bescheidung  erschliefit,  zeigt  sich 
gerade  im  letzteren,  was  der  eigentliche  Geist  ist. 


.  j     . :  y  Google 


Die  Sozialtehren  der  chrisdichdi  Kirchen. 


27 


und  den  Christuskult  zur  (irundlagc  einer  neuen  Kirche  und  Got- 
tesverchrung  gemacht  hat,  Paulus,  ist  eine  wesentlich  organisa- 
torisch schaffende,  mysti^cli-reUgiöse  Natur,  die  bei  aller  Reflexion 
in  W  ahrheit  mehr  kontemplativ  ist  und  jedenfall'^  von  jedem  (leiste 
eigi  nthchcr  Wissenschaft,  abwäf^cntler  Kritik  und  höherer  Weh- 
kullur  voUil:  leni  ist.  l'r  ist  ein  »unhterarischer  Mensch  in  der 
unhtcrarischcn  Schicht  der  Kaiserzeit,  aber  als  Pneumatiker  iit>rr 
diese  Sciiiclit  hinausragend  und  die  Umwelt  der  zcitj^^'n/issischen 
HilduHL;  mit  iil>erlegen(  in  Kraltbewußtsein  t)etraciitend.  Alles 
Systematische  .  das  sich  in  Ansätzen  da  und  dort  findet ,  zeigt 
die  Grenzen  seiner  HcL^abung;  im  svstcmlos  Rclii:jiösen  liegt  das 
Geheimnis  seiner  Größe Nicht  minder  ist  dann  die  ganze  alt- 
christliche  1  j'teratur  eine  unterirdische,  von  der  Bildungswelt  lange 
nicht  beachtete  und  nicht  Ix  cintUißte  Volksliteratur  mit  allen 
Eigentüniiichkeiten  ik  r  XOlksiiberlu-h-iuiiL,'  .  in  der  Sprache  des 
X'olke-^^  und  aut  liedürlnisse  vmd  Phantasie  tU->  \'olk(^  überall 
bezogen.  Auch  ihr  legendärer  Charakter,  xerbunden  luit  ^ut(M- 
und  sicherer  Ucbcrlicterung,  zeigt  die  Eigeniünihchlseit  dc  rX'olks- 
üherlicterung.  Von  den  Höhen  der  Kvangeliensch^jplunj^  .  der 
paulini --chen  Briefe  und  der  johanneischen ,  bereits  der  Bildungs- 
welt ge  näherten  Mysteriosophie  herabsinkend  zeigt  sie  dann  auch 
die  r^ürftigkeit  der  V^olksliteratur,  nach  einem  Jahrhundert  mit 
den  ««[»genannten  A[)(>l(>i;t'ten  der  AuKtieg  in  die  literarische  Obcr- 
Stciiicht,  ihre  Sprach-  und  Gedankenwelt,  beginnt.  Indem  hierbei  die 
Apolo*,feten  aucii  ihrerseits  die  Einfachheit,  Armut  und  BildunL;sl(  isig- 
keit  der  Christen  betonen  und  tlaraus  im  Stile  der  Kyniker  eine 
captatio  benevulenliae  machen,  zeigen  auch  sie,  wie  wenig  jene 
Richtung  aut  die  niederen  Schichten  im  Sinne  ip^eml  t  ines  Klas- 
sengedankens odci  iiiK chiliastischen  Sozialismus  gemeint  war. 
Die  Armut  und  die  Einfachheit  ist  der  Uodcn  der  \\  ahriieit,  die 
eine  erkünstelte  und*  verteinerte  Bildung  nicht  sieht  mU-v  nicht 
glaubt,  g.Tnz  iihnlich  wie  das  später  Rousseau  Kii  die  natür- 
liche« Wahrheit  geltend  gemacht  hat'^). 

I'Veilich  kann  man  nun  sagen,  daß  gerade  die  ganze  große 
rehgiöse  Wendung  des  Altertums  selb.st  ein  Ergebnis  der  sozialen 

Diese  (Iesichtsj>unkte   kräftig  hervorgehoben  bei  Overbeck,   »Ucber  die 
•Vnfänj'c  der  pntri stischen  Literaturf,  Hibt.  Zeitsclirifi  S  417 — 472  und  Dciß- 

mann,  >HibeibiU(itt:ii<,  iKos;,  ^N'cne  HibfLstudien«,  1897,  *I).t>>  Neue  Tcst.imenl 
und  die  Schriftdenkmäler  der  rüinischen  Kai^crzdU  (Jahrbuch  des  Frei«»  deuuchen 
HochsLifics  1905). 
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Kämpfe  sei.  daß  offrnkundi^  die  Zcrlriimmeiun^  der  National- 
staaten im  Orient  und  Üccident  den  «ganzen  Vori^^ansf  einleite, 
daß  die  Seibstvcrzchrun«^  in  den  großen,  Jahrlniniititr  daiu  rnden 
sozialen  Kämplen  und  das  daraus  folgende  unrrnicLMichc  Klend 
die  Gemüter  für  religiöse  Krl(>^un^s<^edank-rn  « ,tinclu ,  daß  der 
Verzicht  auf  ein  eij^enes  Schaffen  in  so/ialcn  I  )ingen  und  die 
l*>gebun{,^  in  die  Weltherrschaft  des  Impcriunis  das  Individuum  in 
das  eigene  Inm  nli  tien  und  in  die  W  rtcincrung  der  l'iivatmoral 
him  intrc  ibt,  dii-  So/.ialideale  trans^zcndent  werden  läßt  und  in- 
zwischen das  h:dividuLun  und  freie  Kreise  von  hidividuen  in  reli- 
j^iöser  Erhebung  Trost  über  die  holtnun^slose  Zeitlichkeit  fintlen 
läßt.  Das  Scheitern  so  vieler  großer  Pläne- an  Kleinlichkeit  und 
Selb'^tsucht  der  Massen  und  vert)rechtri>chei  Ziii;i'Ik»sigkeit  der 
(jrol.scn  bringt  Sündhaftigkeit  und  GcbrccliHclikeit  der  Menschen 
zur  Lmptindung,  und  der  rasende  Wechsel  der  Geschicke  ver- 
bunden mit  dem  Hinsinken  der  für  die  Ewigkeit  gebauten  und 
religi(")S  geweihten  Politien  läßt  den  Wunsch  nach  bleibenden 
Werten  in  höheren  Sphären  entstehen*").  Das  ist  gewiß  im  Orient 
und  Occident  der  Fall.  In  solcher  Stimmung  vollzieht  sich  die 
Nivellierung  der  Klassen  und  Stände  und  ihre  Einigung  in  inner- 
lichen und  religiösen  Werten.  Rs  ist  nicht  zu  bezweifeln:  die 
große  religiöse  Schlußwendung  der  Antike  ist  mit  die  Folge  un* 
geheurer  sozialer  Krisen,  in  denen  das  Sozialideal  durch  mensch- 
liche Arbeit  und  Reflexion  sich  als  nicht  erreichbar  gezeigt  hat 
und  nach  denen  man  sich  der  Ordnung  durch  den  Cäsarismus  gerne 
ergab,  indem  man  ihm  das  Aeußerliche  preisgab  und  für  sich 
die  Freiheit  der  Seele  gewann  und  ausbaute.  Das  gilt  für  die 
spätere  Entwickelung  des  Platonismus  und  Stoizismus,  es  gilt  für 
zahllose  religiöse  Neuerungen,  es  gilt  insbesondere  auch  für  die 
Durchsetzung  des  Christentums;  es  gilt  auch  für  seine  innerjü- 
dische Vorbereitung.    Und,  wenn  unter  diesen  Einwirkungen  vor- 

»•)  S.  JodI,  »Gesch.  der  Ethik«*  I  97,  113  tf.  «"»d  Zeller,  »Gesch.  d,  griecb. 
Philos.i  III'^  S.  360  f.    Imtiicihiii   bcistiiiuncn   diese  Mutive   mehr  die  gebildete 

vom  politischen  Leben  .Tbjjcdrhngtc  Überschicht.  Die  L'nterschicht  wird  man  bei 
aller  IScfinlhissung  «lurch  die  Moralpredigt  und  Diairibe  der  Kynikcr  imt!  Stoiker 
doch  weni'.'or  ermüdet  und  resigniert  denken  dürfen.  .Sie  hat  vor  alkiu  nntcr  der 
wirtsclt.üUichen  Verkümmerung;  jjebllen.  l'ebcr  ihre  Slimmunj;en  und  1  >i  p  isiin  in,n 
gegenüber  der  christlichen  Bewegung  gibt  es  m.  W.  noch  keine  uusreichenden 
Dokument«  oder  doch  wenigstens  keine  Sammlung  und  Bearbeitung,  die  ntts  In- 
schriften und  Papyri  ta  gewinnen  sein  mag. 
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aigsweisc  die  Oberschicht  steht,  so  wirkt  doch  die  Entwurzelung 
der  Institutionen,  das  Mißtrauen  gej^en  den  alten  Glauben,  die 
cthisch-rclii^iöse  Propaganda  der  Wcisheitslehrer  auch  nach  unten 
und  läßt  die  hier  vorhandenen  Energicen  mit  Leidenschaft  neue 
Wege  suchen.  Wie  oben  der  Hoden  ist  für  verinnerlichte  und 
allgemein  humane  Theoreme,  so  ist  unten  der  Boden  für  neue 
verinnerlichte  und  universale  Kulte.  Allein  eine  derartige  sozial- 
(fpschichtliche  Bedingtheit  ist  eben  docli  nur  eine  indirekte. 
.Nur  wer  sich  alK  Geistesbewegungen  lediglich  als  Wirkungen  so- 
zialer Bewegungen  und  nisbesonderc  alle  Rolit^ion  nur  als  Spiege- 
lung sozialer  Verhältnisse  ins  Transszendente  vorstellen  kann,  wird 
darin  eine  clirckti'  X'erursachiing  der  religiösen  W  endiiUL;  sehen.  In 
Wahrheit  al)er  zei^'t  alle  unbetan^ene  Kelii^ionstorschiuiL;  die  relative 
.Selliständii;keit  der  religi<'>si'n  Idee,  die  eine  eii^eni'  innere  Dialektik 
und  Entwicklungskratt  besitzt  und  gerade  derarliL;e  l.am  n  der  Zer- 
trümmerung menschlicher  Hoffnungen  und  Anstrengungen  benützt, 
um  den  frei  gewordenen  Raum  mit  ihren  Ideen  imd  ( jefühien  zu 
beherrschen.  Schon  in  der  griechischen  Ant  klärungskritik  und  in 
deren  Beantwortung  durch  neue  spekulativ  -  monotheistische  Ke- 
^unwen  sowie  in  den  Synkretismen  der  ihrer  Bodenständigkeit 
lierciul)ten  orientalische  n  Religionen  enttallelc  bich  selb'-tiu'idi;^  diese 
iJuilektiis",  die  dann,  nachdem  die  Zeit  ihrer  V'ollentlaltunL;  ge- 
keninien  war,  das  Interesse  ethischer  und  religiöser  l'.rneuerung 
mit  der  Kaiserzeit  immer  stärker  autkcinien  laßt.  Und  indem  sie 
so  Buden  gewinnt,  entfaltet  sie  dann  eine  l-'ülle  von  Konsequca' 
zen,  die  nur  aus  ihrem  eigenen  \\  esen  stammen  und  die  an  Stelle 
der  innerweltlichen  Lebenswerte  in  steigendem  MalAe  rein  mysti- 
sche uni.1  religiöse  Werte  setzen.  Die  Kon/entrieruuL;  und  Auf- 
sainauuiig  dieser  Strel)ungen  ist  unzw iMfelhatt  da.s  cigciuliciie 
Werk  des  Christentums  in  der  Spiitantikc,  und  darin  setzt  es  nur 
den  bereits  begonnenen  gewaltigen  religiösen  i'ruzeß  fort,  indem 
es  ihm  ein  neues  Zentrum  in  einer  wahrhaft  starken  populären 
Religionsbildung  nul  neuein  Kult  und  neiK  in  OifLiibarungsglau- 
bcn  gibt.  Das  alles  aber  ist  doch  nur  eine  indirekte  Wirkung 
der  sozialen  Entwickclung,  alles  Eigentliche  und  Wesentliche  er- 
gibt sich  aus  der  eigenen  Dialektik  der  religi()sen  Ideen.  Insbe- 
sondere ist  das,  was  die  religiöse  Idee  bietet,  nicht  etwa  ein 
bloß  ins  Transszendente  gewandeltes  Sozialideal,  die  Verheißung 
einer  Welt  der  Gleichheit,  Freiheit,  Schmerzlosigkeit  und  Lebens- 
befriedigung durch  göttlichen  Wundereingriflf,  nachdem  mensch- 
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liehe  l  äti^keit  zu  dessen  Herbeiführung^  sich  als  unzureichend  er- 
wiesen haf^"i.  Ks  ist  vielmehr  der  Verzicht  aut  das  innerirdische 
Soziahdcid  ,  aut"  die  ]^nHtisciien  und  ()konomi sehen  Werlo  über- 
haupt, und  die  Zu\v(  ndunil  zu  den  (jütern  th  s  rehgiösen  Seelen- 
friedens, der  Mcnschenht  bc,  der  ( lottcsot-nn-iuschaft ,  die  für  alle 
sein  lx*»nnen,  weil  sie  keinen  Scln\icri;^kritcn  dci-  l.citun.:  und 
Organisation  überhaupt  unterliegen.  1-s  i<t  tine  Veränderung  in 
den  Werten  überhaujjt,  nicht  eine  Zuweisung  der  lür  Menschen 
nicht  erreichbaren  ( )n^^anisatir>n  innervveltlicher  W  ei  te  an  die  Kraft 
der  Gutliieit.  Das  i>t  ganz  oilenkundig  im  Stoizismus  und  in  den 
Erhisungskulten  dei  l  all,  das  ist  aber  auch  der  Sinn  des  christ- 
lichen (lottesi cicheb.  Der  garizc  Gedanke  der  Kudäuiutne  oder 
das  ethische  f  irundprinzip  der  (ilückseli|.'keit.  der  Coincidc  n/  \  on 
sittlicher  Würde  und  j)olitisc]i-(')kononii^chem  <  iliudv,  hat  ^ii  h  ver- 
ändert;  es  heißt  nun  mit  dem  \'(  i  se  Rückcrls  :  •  Glückseligkeit 
zerpflück  und  |(  dem  gib  ein  Stück,  mir  gib  die  Seligkeit  und  dem 
der  Will  das  Glück  Die  Seligkeit  selbst  aber  wird  in  steigendem 
Mal>e  jenseitig  und  el)en  damit  das  irdische  Glück  entbehrlicher; 
die  Ideen  ein(  r  unheilbaren  Sündhaftigkeit  oder  einer  in  der  Welt 
uiüibei  v\  indlichen  Slollgebundenlu-it  ciiLvv  erlen  weilerhin  da^  inner- 
irdische  Lel)en.  So  neutralisiert  die  reliid^'^c  Idee  von  sich  aus 
die  weltlichen  l  lUeischieLle,  und  mit  d.er  llntwertung  der  pt)!ili.>ch- 
ökonomischen  (iüter  hebt  sie  auch  die  Schranken  der  Rassen, 
Völker  und  Klassen  auf.  Daß  sie  dann  damit  wieder  umgekehrt 
eine  starke  Anziehungskraft  für  alle  entfaltet ,  die  unter  diesen 
Schranken  leiden  ,   ist  selbstverständlich  ,    und  daß  insbesondere 

Das  meint  ri>lilmanii  11  533,  der  im  llinsientum  >mit  ^Linen  au.sschwei- 
fciiilen  chiliastisclun  L'msiurz^cil.inkcn «  Jie  gewaltigste  revoluiioiihrc  Ideologie 
Niehl.  Wie  wenig  genau  Pilhluiann  iu  diesen  Gc^cu&täuden  ist,  zeigt  der  Umstand, 
daß  et  diese  Ideolugic  >  gerade  in  Rom  weiteste  Verbreitung«  finden  iXßt.  Der 
CbiliastDUS  oder  das  Gottesreich  hat  nnn  aber  mit  sozialen  Idealzustinden  gar  nichts 
za  tun,  vgl.  Wemle,  »Die  Anfttnge  unserer  Religion«  ^  1904  S.  38 — ^49,  260 — 266. 
StUtsen  konnte  sich  P.  nur  auf  die  bereits  erwähnten  »eblonitischen«  Stücke,  tu 
denen  die  altkirchliche  Ltteiatur  zahlreiche  Parallelen  hat.  Darttber  ist  das  Ndttge 
bereits  gesagt.  Wie  wenig  aber  auch  dann  iirrh  von  einer  »sozialen  Revolution 
von  ol>cn  oder  von  Gott  her«  geredet  werden  kann,  zeigt  iler  einfache  rmstnnd. 
daß  die  Armut  dabei  grolk-ntcils  aus  <leni  religiösen  (irunile  des  höheren  Wertes 
der  Opfergesinnung  und  der  Selhstüberu  indung  er>l  künstlich  durch  \\\  j  ^  licnkcn 
hcrlieigeführt  wird.  Das  Behcrrschcrule  lu  dci  Schiii/ung  der  Armut  ist  nicht  ilie 
m  erwartende  Erniedrigung  des  Reichen,  sondern  sehr  bald  die  askettsch-religiü!>e 
Denkweise,  die  das  Gegenteil  von  jedem  Sozialismus  ist. 
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das  Christentum  seine  Anhänger  unter  den  diesen  Druck  am  stärk- 
sten EmpfindeiuU  II  in  erster  Linie  suchen  und  finden  mußte, 
versteht  sich  L,Meichfalls  von  selbst.    Dabei  ist  auch  der  einfache 

l'mstand  nicht  zu  verfressen  ,  daß  eine  von  Hause  aus  an  Ge- 
dankenwelt und  Gefühlskrcis  der  unteren  Klassen  sich  wendende 
Volksbewe^nm^  ihre  Verbindim^^en  und  Fortieitungen  immer  we- 
sentlich nur  in  diesen  Kreisen  finden  und  nur  schwer  die  Ober- 
schicht erreichen  kann ,  also  auf  lanj^e  die  Empfänglichen  we- 
sentlich nur  in  diesen  Kreisen  wird  finden  können  und  in  ihrer 
AiK)k)<ietik  aus  dieser  Not  gerne  eine  Tu *jend  macht.  An  Versuchen, 
die  Glcichjiiesinnten  der  Oberschicht ,  deren  es  zahllose  j^'ab ,  zu 
erreichen,  hat  es  von  Anfang  an  nicht  j^efehlt,  und  schließlich  wird 
ihnen  ja  auch  steigender  Frfolg  zu  teil.  Ebenso  einflußreich  ist 
die  einfache  Tatsache,  daß  eine  Religion,  die  ihre  Anhänger  in 
schroffsten  Gegensatz  gegen  den  Staatskult  und  g<"gen  die  die 
(iesellschaft  beherrschenden,  mit  dem  Kult  zusanunenhängen- 
den  Sitten  stellt,  ihre  Anhän"_>er  nur  ausnahmsweise  aus  den  mit 
allen  In^^titutinnen  verflochtenen  Krri^rn  an  Bildnng  und  Be- 
sitz finden  kann  ,  aus  dem  gleichen  (jrunti  aihritct  z.  B.  die 
«■■»sterreichisciie  Los-von-Rom-Bewei'unii  wesentlich  m  den  unteren 
Klassen;  sie  sind  weniger  gebunden  an  das  herrschende  religiöse 
System.  Insofern  steht  es  allerdings  unter  einer  starken  indirek- 
ten Wirkung  der  sozialen  Dage.  Und  diese  Wirkung  wird  dann 
Hl  d<  ni  MaiV  eine  direkte,  als  es  im  Be'-it/  starker  (jem«Mn<le- 
bilduni^rn  iiu  n  An-i  hörigen  auch  etw  a'-  K  islen  muß  über  die 
blf>ße  1  ieilspredigl  Innaus,  als  es  ihiirn  Heimat  un<i  Hilfe  schaf- 
fen muß  für  die  Zeit  der  irdischen  Käni|>fc.  je  mehr  es  aber 
dann  so  selbst  zu  einer  ( ie«;e]l^rhaft  in  der  Gc.seilschaft  oder  zu 
einem  Staat  im  Staate  \urd.  um  .so  >l.u*ker  spürt  es  dann  auch 
seine  X  eillochtenheit  in  die  k^mkreten  S'>zialpro!iIeme  und  wen- 
det auch  diesen  seine  Aufmerksamkeit  und  f 'r-am^-atiiuiskraft  zu. 
Alles  das  aber  ist  erst  Folge  und  Wirkung,  nicht  aber  Ausgangs- 
punkt und  W  esen. 

Stehen  nun  aber  die  Dui^^e  ^<i.  dann  1-^'  es  überhaupt  ein 
Mißverständnis,  an  die  all  dem  zu  Giunde  liegende  Fred  igt 
J  e  s  u  in  erster  Linie  'soziale-  Fragestellungen  heranzubringen.  Sie 
Ist  ganz  offenkundig  eine  rein  r  e  1  i  g  i  ö  r  P  r  e  d  i  ?f  t  und  aus 
einem  bestimmten  Gedanken  von  TJott  und  dem  göttlichen  Wil- 
len mit  den  Menschen  getl<»sscn.  JJer  religiö.se  Lebenswert  ist 
ihm  ein  und  alles;  in  ihm  geht  sein  ganzes  Leben  und  Denken  auf. 
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Dabei  steht  es  auch  für  die  Wendung  des  Spätjudentums  zum  rein 
Religiösen  ebenso  wie  in  der  Antike  überhaupt :  politische  und  so- 
ziale Zersetzung  hat  die  alten  innerweltlichen  Ideale  auch  hier  auf- 
gelöst und  die  W  endung  nach  Innen  oder  aufs  Transszendentc  nahe- 
gelegt'*). Sehr  wohl  aber  ist  es  zulässig«  an  diese  religiösen  Ge- 
danken die  soziologische  Fraj^estellung  heranzubringen,  zu  fragen. 
w\c  von  diesem  religiösen  (jedanken  aus  das  Verhältnis  von  Indi- 
viduum und  Gemeinschaft  überhaupt  sich  gestalte ,  wie  die  an 
jeden  großen  Gedanken  sich  anschließende  soziol<jgische  Struktur 
von  dieser  religi<»sen  Idee  aus  sich  bilde.  Und  hierbei  stößt  man 
allerdings  auf  sehr  wichtige  und  folgenreiche  Dinge,  deren  Eigen- 
tümlichkeit es  gerade  ist,  aus  der  Dialektik  der  religiösen  Idee  zu 
entspringen^'). 

Aus  allen  Unsicherheiten  der  Ueberlieferung  ist  der  Grund- 
g  e  d  a  n  ke  der  Predigt  J  e  s  u  doch  einfach  zu  erkennen.  Es 
handelt  sich  um  die  Ankündigung  der  großen  Endentscheidung, 
des  Kommens  des  (iottesreiches  als  des  Inbegriffes  der  vollen- 
deten (lottesherrschaft.  wo  der  Wille  (iottes  auf  Erden  geschieht, 
wie  jetzt  bloß  im  Himmel,  ohne  Sünde,  ohne  Leid  und  Schmer- 
zen, und  wf>  die  wahren  Werte  der  Gesinnung;  und  des  remen 
Willens  leuchten  werden  in  der  ihnen  zukornm<  ink  n  llerrüch- 
keit ;  eben  darum  werden  auch  die  ihr(^  Sünden  erki-nnciHU  n  Sim- 
der  und  die  in  Leid  und  Anmit  zur  Hingebungsfähigkeit  und  De- 
mut Erzogenen  vorangehen  m  das  Reich  Gottes  vor  den  Satten 
und  (iererlu<  n  wie  vor  den  Reichen  und  Mächtigen.  I'.s  handelt 
sich  alM  i  utitcihin  mich  um  Sammlim.^  der  Gemeinde,  die  des 
( jottesreiclu  >  hari  l  und  die  unten It  --  in  ji  -~us  die  ISiii  i^>^rhaft  tmd 
die  Vorf^ereitiuig  seinr^  Knninicns  liat ,  /.\\v  Sammhnu;  di«'scr  Ge- 
meinde dient  der  engen'  Kn  i^  der  unnnttt  lljaii  n  Juni^er  rmd 
Gefolgsleute,  denen  daher  auch  die  besoniU  icn  PfliclUen  dei  Send- 
boten auterlegt  werden.  Mit  iIikt  Ifilir  und  das  Reich  überall 
hin  gepredigt  l'eb(  i  die  Beschatlenheil  tle«  r,ottesr<'iches  selbst 
spekulicil  Jcsu-N  nicht,  e  s  is;t  rhen  der  Inb«'v,nM  alU  r  (  thischen  und 
religiösen  Ideale,  mit  denen  dann  die  Lcidlosigkcit  von  selbst  vcr- 

'*)  S.  Bousset,  »Die  Religion  des  Judentnins  im  neutesUmentUchen  Zeit»Uer*. 

**)  Zum  folgenden  vergl.  Holtzmaim,  »NeatesUmctulichc  Theologiec,  Wcrnic, 
Anfänge«  und  die  »Reichsgolteshofrnung<,  IQ03,  Wrcde,  ^Trcdi^ji  Jesu  vom  Reiche 
(.ottts.  (Voitrnjje  und  Studien  1907),  Vi)r  allem  Jiilichei,  >«jlciclinisredeni  II  1899; 
l.e/ii;^lich  «Icr  evangelischen  Klhik   halte  ich   anrh   hier  lest         len  Auseinander- 
!>ut2ui)gcn  iu  ><jruudpiul>lci)ic  dei  Klhilc«,  Z.  f.  I  hcol.  u.  Kirche  1902. 
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bunden  ist.  Die  einzelnen  Angaben  zu  näherer  Bestimiiuing  siiul 
unvollständig  und  unsicher.  Auch  über  »Wie*  und  »Wann«  des 
Kommens  ist  nur  zu  sagen,  daß  es  bald  kommen  wird ;  den  Zeit- 
punkt selbst  hat  er  rein  Gott  anheimgestellt,  und  über  das  >Wie< 
ist  aus  der  Ueberlieferung  eine  sichere  Anschauung  nicht  mehr  zu 
entnehmen.  Aller  Nachdruck  liegt  auf  der  Bereitung  für 
das  Gottesreich,  und  diese  Bereitung  kann  eine  so  tief- 
greifende sein,  daß  die  des  Gottesreiches  harrende  Gemeinde  selbst 
schon  in  der  Vorausnähme  als  Gottesreich  bezeichnet  werden  kann. 
Nicht  eine  besondere  Gruppe  soll  damit  organisiert  werden,  son- 
dern nur  mißlichst  vielen  der  Weg  gezeigt  werden,  der  zum  Heil 
führt,  und  der  feste  Felsen,  auf  den  sie  ihr  Haus  bauen  sollen. 

In  dieser  Forderung  der  Bereitung  liegt  die  Ethik  und  der  sie 
bedingende  Gottesgedanke  Jesu  eingeschlossen,  wobei  die  Frage 
nach  der  Neuheit  gegenüber  der  jüdischen  Umgebung  hier  gleich- 
gültig ist. 

Die  sittliche  Grundforderung  ist,  kurz  gesagt,  die  Selbstheili- 
gung  in  allem  sittlichen  Tun  für  Gott  oder  die  Herzensreinheit, 
in  der  man  Gott  schauen  wird  beim  Kommen  des  Reiches. 
Die  sittlichen  Gebote  selbst  werden  aus  der  Praxis  und  der  all- 
gemeinen Anschauung  aufgenommen,  aber  sie  werden. unter  die 
Beleuchtung  gestellt,  daß  in  ihrer  Erfüllung  aus  reiner  innerer 
Anerkennung  heraus  das  Handeln  unter  dem  alles  durchdringen- 
den und  die  letzten  Gesinnungswurzeln  prüfenden  Gottesauge  steht, 
daß  es  im  Gehorsam  sich  hingibt  an  Gott,  um  damit  das  eigent- 
liche und  wahre  Leben,  die  wirkliche  Seele  und  den  ewigen 
Wert  vor  Gott  zu  gewinnen.  Daher  einerseits  der  Charakter  der 
reinen  Gesinnungsmoral,-  der  Kadikalismus  der  aufs  äußerste  ge- 
steigerten Konsequenz  aller  sittlichen  Gebote  ohne  jede  Rück- 
sicht auf  andere  Motive  und  Zweckmäßigkeiten  ;  daher  andrerseits 
und  vor  aOern  die  überall  durchgreifende  Beziehung  auf  ein  in 
diesem  Handeln  zu  gewinnendes  Verhältnis  zu  Gott,  auf  den 
darin  zu  erwerbenden  unendlichen  Wert  der  Seele,  den  keine 
Welt  aufwiegen  kann.  Die  Eingewickeltheit  dieses  Gedankens  in 
die  Anerkennung  des  jüdischen  Gesetzes,  der  üblichen  Volksmoral 
und  in  die  populären  Erwartungen  von  Lohn  und  Vergeltung,  zugleich 
mit  den  mancherlei  kritischen  Ausbrüchen  gegen  diese  Ideenmassen, 
können  hier  auf  sich  beruhen.  Die  Hauptsache  ist,  daß  dieses 
ethische  Ideal  absolut  durchdrungen  ist  von  dem  religiösen  Gc- 
danken  der  den  Menschen  innerlich  durchschauenden  und  im  Ge- 
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Wissensgebot  an  sich  heranziehenden  Gottesgcgcnwart  und  von  dem 
Gedanken  eines  in  der  Selbstopferung  für  Gott  zu  gewinnenden  un- 
endlichen und  ewigen  Wertes  der  Seele.  Lauter  Dinge,  die  der  von 
der  Sundenschuld  Gedruckte  leichter  versteht  als  der  Gerechte, 
die  der  nicht  in  die  Welt  und  ihre  Sorgen  Verstrickte  leichter  ver< 
wirklicht  als  der  Reiche  und  von  tausend  Rücksichten  Gebundene, 
die  auch  dem  Armen  und  Kleinen  einen  Weg  zum  Heil  eröffnen, 
der  von  dem  Guten  der  Welt  sich  ausgeschlossen  sieht.  Ihnen 
entspricht,  daß  auch  alle  Wertungen  des  Menschenwertes  bei  Gott 
andere  sind  als  im  Weltleben  und  Treiben  des  Tages. 

Damit  sind  die  Grundzüge  derEthik  des  Evangeliums 
gegeben.  Man  würde  in  ihr  vergeblich  irgend  eine  besondere 
Liste  sittlicher  Forderungen  aufsuchen.  Die  Forderungen  werden 
als  selbstverständlich  so  aufgenommen,  wie  sie  das  jüdische  Leben 
enthielt,  und  werden  damit  ganz  selbstverständlich  als  allgemein 
menschliche  angesehen.  Hier  gibt  es  im  Evangelium  weder  irgend 
eine  Vollständigkeit  noch  auch  irgend  eine  Systematik.  Aber  es 
wäre  doch  irrig  um  deswillen  die  Ethik  des  Evangeliums  für  eine 
rein  subjektivistische  Gesinnungsmoral  zu  halten,  für  die  bloße  Forde- 
rung der  autonomen  Gcwtsscnsmäßigkett  des  Handelns.  Denn  es 
wird  völlig  unbefangen  vom  Lohn  in  den  Himmeln  geredet,  bei 
dem  nur  von  keiner  Aequivalcnz  mit  der  Leistung  die  Rede  ist ; 
der  eigentliche  Lohn  ist  das  Gottesreich  selbst,  das  Ziel  einer  re- 
ligiösen Vollendung  ;  und  es  sind  ganz  unverkennbar  unter  den  aus 
dem  allgemeinen  Bewußtsein  aufgenommenen  Forderungen  Abstu- 
fiKv  (II  gemacht,  die  sittliche  l'nterwcisung  auf  ganz  bestimmte  Punkte 
hingedränf^t,  so  daß  die  V.üuk  lies  Evangeliums  nicht  bloß  auf  die 
Form  des  Willens  oder  das  Motiv  innerer  Gewissensnotwendigkeit, 
sondern  auf  bestimmte,  sachliche  I*\>rdcrungen  sich  bezieht.  Diese 
tconkrete  und  höchst  charakteristische  Richtung  empfängt  es  durch 
tlie  Stellung  des  Gottesgedankens  im  Zentrum  alles  sittlichen  Wol- 
lens. Es  ist  der  Merzen  und  Nieren  prüfende,  alles  bis  in  den  in- 
nersten Winkel  und  den  feinsten  Selbstbetrug  hinein  durchschauende 
Gott,  der  zugleich  ein  lebendig-tätiger  Wille  in  der  Weise  des 
Prophetismus  ist  und  den  von  ihm  im  innersten  Wesenskem  er- 
faßten Menschen  in  sein  eigenes  Schaflfen  und  Wollen  hineinzieht. 
So  werden  alle  Tugenden  von  dem  religiösen  Grundzweck,  dem 
/weck  der  Einigung  mit  dem  Wiilen-Wesen  Gottes  und  des  Mit- 
wirken=;  am  Werke  Gottes,  aus  durchganq^itj;  organisiert.  Es  treten 
diejenigen  hervor  und  gewinnen  die  Leitung,  in  denen  eine  Selbst- 
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Heiligung,  Selbstopfei  ung  und  Sclbsthingcbung  an  Gott  durch  Ge- 
horsam am  offenkundigsten  stattfindet.    In  der  Richtung  auf  die 

Gestaltung  des  cif^enen  Selbst  sind  es  in  erster  Linie  die  Tu- 
genden der  völligen  Lauterkeit  und  Wahrhaftigkeit,  in  denen  allein 
eine  Vcrbindun*^  mit  dem  allwissenden  Heiligen  mörrlich  ist, 
und  darauffolgend  die  Gewissensmäßigkeit  des  Handelns;  weiter 
sind  es  alle  Tugenden  der  Demut,  die,  vor  Gott  die  Kleinheit  des 
Menschen  empfindend,  die  Schulden  der  Menschen  gegeneinander 
nicht  geltend  machen  darf,  und  alle  Tugenden  der  Selbstverleug- 
nung, in  denen  die  Selbstliebe,  die  Genußsucht,  diu  Hequem 
lichkeit,  die  menschlichen  Sympathien  der  Strenge  der  mit  (jott 
verbindenden  sittlichen  i-^trdcrungen  geopfert  werden  müssen.  Kv 
fordert  die  L^nabhängigkeit  von  Glück  und  Geld,  die  geschlecht- 
liche Sclbstl)egrenzung,  die  Innerlichkeit  der  Gesinnung,  die  ein- 
heitliche Grundrichtung  der  Persönlichkeit.  Hier  geht  das  Hvan- 
gelium  1ms  zum  äußersten  Radikalismus.  Es  ist  keine  Askese, 
wohl  alu  r  eine  alle  Bedingungen  der  Möglichkeit  und  iJurchtTihr- 
barkeit  beiseite  setzende  Strenge;  die  Harmlosigkeit  der  Lebens- 
freude selbst  ist  dabei  in  keiner  W  eise  gebrochen.  In  der  Richtung 
auf  das  Verhältnis  zu  anderen  Menschen  gilt  ganz  das  Gleiche  ; 
alle  sitLl)i.hen  Leistungen  dieser  Art  treieii  unter  den  Gesichts- 
punkt des  Wirkens  an  Gottes  Werk,  der  OlTenl)arung  der  in  uns 
aufgenommenen  wahren  Gesinnung  Gottes  selbst,  der  Weckung 
des  Sinnes  Jür  die  wahre  Gotteserkenntnis  durch  Offenbarung 
seines  Wesens  in  unserem  Handeln.  Wie  Gott  die  tätige  schaf- 
fende Liebe  ist  und  sein  Licht  leuchten  läßt  über  Gute  und  Böse, 
so  sollen  die  Gott  geheiligten  Menschen  ihre  Liebe  kund  werden 
lassen  an  Freunde  und  Feinde,  an  (iute  und  Böse,  und  die  l'eind- 
schaft  wie  den  Trotz  überwinden  durch  ein  Uebermaß  der  Liebe, 
das  den  andern  beschämt  und  \'erständnis  für  die  Liebe  weckt. 
Damit  verbindet  sich  Milde,  Vergebungsbereitschaft,  1  )ienstl)ert  it- 
Schaft,  Gemütswärme  der  pers()nlichrn  Beziehungen,  Dauer  untl 
Konsequenz  in  der  ivichtung  auf  andere  Persönlichkeiten,  Großher- 
zigkeit, Bescheidenheit,  Verträglichkeit.  Auch  hier  gibt  es  keine 
Askese,  die  die  WM  kuizung  des  eigenen  Selbst  um  der  Mortitikation 
des  natürlichen  Menschen  willen  ohne  konkreten  Anlaß  und  sozu- 
sagen auf  Vorrat  forderte,  sondern  nur  eine  Strenge,  die  das  fast 
Uebermenschliche  verlangt,  und  einen  Idealismus,  der  den  stumpfen 
Widerstand  der  Masse  und  des  Nützlichkeitsverstandes  brechen 
zu  können  gewiß  ist.   Die  sonstigen  geselligen  Lebensbeziehungen 
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selbst  bleiben  unangetastet.  Alle  übrigen  Tugenden  aber,  alle 
I^'ordemnL'en  der  Selbstl)eherr^chung  und  Selbstbearbeitun^  wie 
alle  l'ordcrungen  der  Billigkeit  und  (jerechtigkeit  und  ähnliches 
treten  ;'urrick  hinter  diesen  Haiij)tlorderunt^en,  werden  nur  mehr 
oder  minder  /.utallig  berührt.  Sie  möi^en  sich  von  selbst  der  (irund- 
tendenz  einlügen,  die  in  dem  D<)i)pelL,^ebote  liegt,  Gott  zu  heben, 
das  heißt  ihm  in  dem  Geiiorsam  gegen  seine  Gebote  sich  hinzu- 
Lji^bcn,  und  den  Nächsten  zu  lieben,  d.  h.  im  Verkehr  mit  ihm  die 
Gottesgesinnung  der  Liebe  zu  offenbaren^  oder  zu  wecken*'). 

*■)  Mit  diesen  Begtiffai  hBt  man  auch  die  Gnindlagen  der  Geadlichte  der 
chri»llichcn  Ethitu  Die  sittlichen  Forderungen  selbst  werden  aodi  später  als  scHiet- 
verstindlich  und  jedem  l>ekai)nt  voraufgesettt;  wie  bei  Jesus  die  jüdische  wird 
spitcr  <Ue  inüividualisti&cli-liumaniliiic  Mornl  der  Spätanlike  einfach  vorausgesetzt 
(Marnack,  Mission  I  l8o).  Alle  christlichen  Tugend-  und  Lasterlafeln,  die  kasuis- 
tischen Einzclcrörtcrungcn  und  gelegentlichen  Krörteningen  v<»n  Forderungen  sind 
tlahcr  mehr  oder  minder  /»iifrillit^ ;  auch  die  ^iKitcrtn  Kinpic^sim^i-n  der  TiiLienden 
in  die  pl.itoni.-.€h»;  imIlt  ai i^iuulivchc  1  u^cndtalcl  udei  in  stoische  uml  Ciccro- 
nianische  Kategorien  sind  lediglich  wissenschaftlicher  Scheinhixus.  Die  Forderungen 
und  Ideale  werden  aus  dem  allgemeinen  Bewußtsein  aufgegriffen,  ganz  entgegen- 
stehende Schulen  wie  die  der  Hedoniker  scharf  bekinpft  als  völlige,  gar  nicht 
ernst  7.U  nehmende  "ferkehrtlleit.  Jeder  Versuch  einer  wirklich  wissenschaftlichen 
-  '^Ableitung  aus  den  Gnindprinxipien  liegt  ganz  rem  und  ist  fiberflOssig.  Nur  Detail* 
Tragen,  wie  die  nach  dem  VerhSltnis  der  natttritchen  Kräfte  und  der  GnadensitUich- 
keit,  von  mehr  weltgemäßer  und  mehr  asketischer  Lebenshaltung  ucttn  hervor, 
und,  indem  die  Erörterungen  in  der  Regel  an  der  Hand  der  Bibelstellen  verlaufen, 
werden  sie  vollend'-  ^^iifällig  und  prinziplus.  Daher  bei  den  meisten  Geschichten 
der  chli^lln  lH  ll  l  iluk  dtr  Eindruck  einer  unendlichen  \  l  iw  LUTLnheit.  In  Wahrluit 
aber  gibt  e»  duth  Jii.-^iuiktiv  ein  Ausleseprinzij»  unter  den  vorausgesetzten  sittlichen 
Uricileu,  und  zwar  liegt  das  Prinzip  schon  bei  Jesus  in  den  hier  angegelienen 
Doppeliendenzcn.  Freilich  bringen  dann  das  Eindringen  der  Askese,  die  die  Selbst- 
verleugnung zum  Selbstzweck  nnd  zur  Uebung  an  jedem  beliebigen  Stoffe  macht, 
das  Uebergewicht  der  reinen  priesterlichen  Autorität,  die  die  Kirdiengebote  um 
ihrer  selbst  willen  zum  Gesetz  und  den  Gehorsam  su  einem  asketischen  Werk  der 
Demut  macht,  die  Besichung  auf  die  Aequivalenz  des  Lohnes  und  der  Fegfener- 
blrafen  die  das  Handeln  nicht  su  Mitteln  der  Vereinigung  mit  Gott,  sondern  ziun 
MiUel  der  » iarantierung  des  jenseitigen  Schicksals  macht,  und  schließlich  die 
Kasuistik,  die  (jtbote  aus  (geboten  herausspinnt,  eine  l'i^'-icherheit  in  der  Oticn- 
lierun^  licrvir  die  •itifVr'st  vorwirrend  wirkt,  die  aber  von  allen  innerlichen  Na- 
turen Wietier  »JCj^ltlch  duichbioclien  wird.  Erst  spät  wird  der  jüdische  Dckalog 
zum  Kompendium  der  christlichen  Moral  gemacht,  und  werden  ihm  die  >evange- 
lischen  Ratschläge«  als  das  neue  eigentlich  Christliche  zur  Seite  gestellt.  Damit 
ist  dann  der  wirkliche  Sachzusammenhang  vOUig  verdunkelt. 
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Von  diesen  Gedanken  aus  ergibt  sich  die  soziologische 
Struktur.  Es  ist  einerseits  der  unbegrenzte  und  unbedingte 
Individualismus,  der  sein  Maß  rein  in  sich  selber  hat,  in 
dem.  was  er  als  der  Selbsthciligun'f  fiir  (jotl  dienend  empfindet:  er  i-^t 
\  erpflichtet,  bis  zur  radikalsten  und  rücksichtslosesten  Konsecjuenz 
der  empfundenen  l-'orderun^^en  zu  gehen;  er  hat  seinen  Grund 
und  sein  Recht  in  dem  Berufensein  des  Menschen  zur  Gottes- 
gememschaft,  oder  wie  es  hier  heißt,  zur  Gottcskindschaft  und 
in  dem  hierin  tw  i-cwinnenden  ewigen  Seelenwcrt.  Das  Indivi- 
duum, das  Gottes  Kind  ist.  darf  ich  als  unendlich  wertvoll  be- 
trachten, aber  es  kommt  zu  diesem  Ziel  nur  durch  S(>!hstopferung 
in  rücksichtslosem  Ciehorsam  an  den  heiligen  Gotteswiilen.  Nicht 
an  die  naturhafte  Individualität .  sondern  an  einen  erst  in  der 
G'»ttcsgemeinschaft  zu  gewinnenden  Wert  ist  gedaclit.  Ivs  ist 
begreitlich,  daß  ein  solcher  Individualismus  ein  schlechthin  radi- 
kaler, auch  alle  Naturschranken  und  l^nterschiede  durch  das  lde;d 
des  religiösen  Seelenwertes  überwindender  ist,  und  ebenso  begreif- 
lich, daß  ein  solcher  Individualismus  nur  auf  dieser  religiösen  Grun(!- 
lagc  überhaupt  möglich  ist.  Nur  die  (iottesgcmeinschaft  gibt  dem 
Individuum  diesen  Wert,  und  nur  in  der  über  alles  Iidische  iiher- 
greifenden  gemeinsamen  Beziehung  auf  Gott  verschwinden  tlie 
Naturunterschiede.  Wo  solcher  Individualismus  Platz  greift,  sind 
zugleich  in  der  alles  befassenden  und  alle  irdischen  Unterschiede 
zum  Nichts  herabsetzenden  göttlichen  Allmacht  und  I  .iebesmacht 
alle  sonstigen  Unterschiede  ausgelöscht  und  besteht  nurmehr  die 
Diflferenzienmg  in  die  unendlichen  Wert  besitzenden  und  ihn  durch 
sittliches  Handeln  in  sich  schaffenden  Individuen  überhaupt,  deren 
jedes  mit  seinem  Pfund  nach  bestem  Vermögen  zu  wuchern  hat 
und  mit  den  Interessen  und  Unterschieden  der  Welt  schlechter- 
dings keine  Kompromisse  schließen  darf.  Ob  freilich  bei  allen 
die.ses  Ideal  auch  wirklich  l'lalz  greifen  w  ird,  ist  eine  andere  Frage. 
Hier  hemmt  die  Sünde  und  die  Welt,  und  angesichts  des  schweren 
Kainiik\s  niit  der  widerstrebenden  Welt  gilt  der  Salz,  daß  viele 
lierufcn  und  wenige  auserwiUilt  sind.  Doch  tröstet  sich  Jesus 
angesichts  dieser  Schwierigkeiten,  denen  sein  absoluter  religiöser 
Individualismus  begegnet,  damit,  daß  bei  Gott  wohl  möglich  ist. 
uas  für  .Mensche naugcn  unmöglich  erscheint.  Es  ist  von  Hau.sc 
aus  kein  Massenideal.  Auch  ist  bei  der  hohen  Spannung  der 
l'ordcrungen  nicht  zu  vergessen,  daß  es  sich  um  die  Endent- 
scheidung und  um  die  letzte  Zeit  eines  zu  Ende  gehenden  Welt- 
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laufs  handelt.  So  weni^  die  Fordcruni^cn  aus  der  Erwartung  des 
Kndcs  :sclbci  ab^cK-itct  wcrdon  dürfen,  so  sehr  muß  man  doch 
bedenken,  daß  ilir  Kadikaiisiiuis  und  ihre  Unbokümniertheit  um 
Möglichkeit  und  Durchlülu  barkeit  nur  von  hier  aus  zu  verstehen 
sind.  Der  Boden  auf  dem  sie  durchgeführt  werden  sollen,  wird 
niciit  laiiL^i'  dauern  und  hat  keinen  Wert  in  .sich  selb.st. 

Aber  die.ser  absolute  religiöse  Indiv  iduahsmus,  die.se  Auf- 
hebung aller  Differenzierungen  in  tler  bloßen  Differenzierung  der 
selbstwertigen  Persünlichkeit  an  sich,  enthält  nun  doch  zuj^leich 
einen  starken  GemeinschaftsL^edanken,  der  auch  seinerseits  genau 
ebenso  aus  der  spezifisch  religiösen  Grundidee  hervorgeht.  Er 
liegt  nicht  bloß  darin,  daß  zu  den  in  der  Selbstheiligung  für  Gott 
befolgten  Geboten  die  altruistischen  Gebote  überhaupt  mit  ge- 
gehören und  um  der  Gesinnungsreinheit  wie  um  der  Selbstver- 
leugnung willen  bis  zum  äußersten  Radikalismus  zu  verwirklichen 
sind.  Er  liejjt  vielmehr  im  letzten  Grunde  darin,  daß  die  für 
Gott  sich  Heiligenden  im  gemeinsamen  Ziel,  in  Gott,  sich  treffen; 
und  da  der  obwaltende  Gotte^edanke  nicht  der  einer  ruhenden» 
die  Seelen  in  sich  aufnehmenden  Seligkeit,  sondern  der  eines  schaf- 
fenden Willens  ist,  so  müssen  die  in  Gott  Geeinigten,  vom  Willen 
oder  der  Gesinnung  Gottes  erfüllt,  den  Liebeswillen  Gottes  be> 
tätigen.  Daher  gibt  es  für  die  Gotteskinder  kein  Recht  und 
keinen  Zwang,  keinen  Kri^  und  Kampf,  sondern  nur  eine  resU 
lose  Liebe  und  eine  Ueberwindung  des  Bösen  mit  Gutem,  For« 
derungen,  die  die  Bergpredigt  an  extremen  Fällen  verdeutlicht. 
Wie  der  absolute  Individualismus  aus  der  religiösen  Idee  der 
herzensreinen  Selbsthingabe  an  den  die  Seelen  suchenden  und  zar 
Ktndschaft  berufenden  Vaterwillen  ausgeht,  so  wird  aus  der 
gleichen  Grundidee  heraus  der  absolute  Individualismus  zu  einer 
ebenso  absoluten  Liebesgemeinschaft  der  in  Gott  Verbundenen, 
SU  einer  Betätigung  der  Gottesliebe  auch  gegen  alle  Fremden 
und  Feindlichen,  weil  nur  durch  die  Offenbaning  der  absoluten 
Liebe  in  ihnen  das  wahre  Gottesverständnis  geweckt  und  der 
Weg  zu  Gott  geöffnet  wird.  Das  ist  überall  der  Hintergrund 
und  Sinn  der  Bruder-  und  Nächstenliebe  des  Evangeliums.  Sic 
ist  nicht  einfach  Güte  und  Mildtätigkeit  überhaupt,  sondern  die 
Verbundenheit  der  in  Gott  Geeinigten  und  die  Offenbarung  und 
Weckung  des  Verständnisses  für  die  wahren  Lebenswerte  durch 
die  Erweisung  der  Liebe,  die  Zcrschmelzung  irdischer  Kleinlich- 
keit und  Weitsinnigkeit  in  dem  Feuer  der  göttlichen  Liebe,  der 
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nichts  Weltliches  widerstehen  kann.  Diese  Gemeinschaft  reicht 
aber  nur  so  weit,  als  ihre  religiösen  Voraussetzungen  reichen. 

Sie  ist  absohlt,  wo  diese  vorhanilen  sind;  sie  sucht  und  wirbt,  wo 
sie  nicht  vorhanden  sind ;  aber  der  Weg  zum  Heil  ist  schmal,  und 
wenige  sind  es,  die  ihn  finden  ;  und  unter  diesen  Wenigen  finden 
ihn  die  Leidenden  am  leichtesten.  An  ein  Gattungs-  und  Mensch- 
heitsideal an  und  für  sich  ist  nicht  gedacht.  Für  die  Fälle 
des  Mißlingens  in  dem  Werben  um  diese  Gemeinschaft  liat  das 
Evangelium  nur  die  Anweisung  des  Leidens  und  Duldons,  bis  das 
(iericht  die  wahren  Verhältnisse  wieder  herstellt.  Auch  hier  ist 
für  das  Verständnis  von  Jesu  Weisungen  zu  bedenken,  daß  diese 
Wiederherstellung  nicht  in  endloser  Form  nach  einem  langen 
\\'cltlcben,  sondern  in  kurzer  Frist  stattfinden  wird.  So  entsteht 
aus  dem  absoluten  Individualismus  ein  ebenso  absoluter  U  n  i  - 
V  e  r  s  a  1  i  s  ni  u  s ,  licide  rein  religiös  begründet,  ihren  festen  Halt 
in  dem  Gedanken  des  hcili^'cn  i^öttlichrn  Liebeswillens  besitzend 
und  sich  gegen.seiti^«  mit  volÜL^er  logischer  K()nse(|uenz  fordernd, 
wobei  die  Einzeltrage,  wie  weit  Jesus  tlic  populäre  Vorzugs- 
stellung des  Judentums  wirklich  aiif<a^h()bcn  hat,  hier  nicht  weiter  /u 
verfolgen  ist.  ilicr  interessiert  nur  der  aus  der  religi()scn  Idee 
unmittelbar  entspringende  soziologische  Doppelcharakter  eines  ab- 
soluten Individualismus  und  Universalisnuis.  Beide  fordern  ein- 
ander. Denn  der  Jndividualisnuis  wird  absolut  nur  durch  die 
ethische  Hingebung  an  (Jott  und  die  Erfüllung  mit  Gott  ;  und 
wiederum  im  Hesitz  des  Absoluten  schmelzen  die  individuellen 
iJirterenzen  zusammen  zur  unbedingten  Liebe,  deren  Urbild  der 
die  Seelen  berufende  und  in  sich  vereinii^ende  Vatergott  se  lbst 
ist.  Das  müssen  alle  lernen  und  tun,  die  ihre  Seele  retten  wollen 
im  Gericht  und  Teil  gewinnen  am  (iottesreich ;  und  die,  welche 
es  tun.  sind  seine  Brüder  und  Sclnvestern  und  damit  die  Erst- 
hnge  des  kommenden  Gottesreiches  ^*). 

An  diesem  Punkt  gkube  ich  lUniadcs  Auffiwsang  des  gnindlegenden 
Sachverhaltes  nicht  ganz  zustiimacn  su  können.  H.  (Reden  I  28  f.)  analyiiert  das 
ETangeUnn  and  findet  hier  drei  Momente:  1.  da»  Gottvertranen«  2,  den  Erl&sungs- 
^nben,  3.  die  Nächstenliebe.   Das  erste  (tthre  gel^^ttich  tum  Quietisnnis,  das 

zweite  zu  heiliger  Wellindiffcrcnz  o«1cr  zu  radikaler  Weltverbcsserung,  das  dritte 
s«i  das  sozial  treibende.  Man  wird  diu  Momente  m.  E.  nicht  so  sondern  und  ein- 
fach nebeneinjTTuli:!  stellen  dürfen.  Fs  «;c!ir>rt  zunächst  ic<let>falls  <l.ns  GoHverfrauen 
and  der  Er^risunii-iilauhc  ui)l>cdiiiL;t  /u-.unnicn ;  jenes  bedeutet,  dnß  d«  1  .Mensch 
rubrg  und  unbedingt  dein  höchsten  Intcrcbse,  dem  des  Seelenheils  im  Gericht,  bich 
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Die  Bedeutung,  welche  für  Mut  und  l^'rcudigkeit  solcher  Sel!>st 
bereitung  die  Vergewisscrung  über  Sündenvergebung  und  Gnaden- 

hmg«b«n  kinn,  dm  Gott  rUr  das  Zettlicbe  {^nugsam  sorgt  und  kein«  Sorgen  um 
Zeitliches  haben  will ;  auch  das  Leiden,  das  gans  besonders  zum  Zeitlichen  gehSn« 

isi  in  sulchem  Vertrauen  liiii7unelinifn  als  gerade  dem  Seelenheil  dienend;  dflgejfcn 
\bl  ein   ruhitjcs   und   ausdauerndes  (jottvc-rtrauen  in  A'l«  n   iiml   Ordnung  einer 
besländii,'in  Welt   erst   die   !^pc/ifi<ch  lutherische  Wendung;  d«s  (Jedanken^.  l>ein 
das  Gollvt  rtrniu'ii   in   sich  schlielicnUen   und  hedint;enden  K  r]  Ö  «  u  n  p s  g  1  n  u  Ii  c  ii , 
der  eben  ilas  l'rin/i]i  dc^  von  mir  charaklcri>ii.i tcii  nl)->olulcn  rtlii,'iöscn  IiidividnaiiMnus 
ist,  steht  nun  aber  die  Nächstenliebe  nicht  einfach  zur  Seile  udct  gai  im  Kuntra>l 
gegenttber.   Sit  ist  ganz  deutlich  aus  dem  religiösen  Grundgedanken  motiviert  als 
Bekundung  der  vollkommenen  Gottesgesimiung,  als  Wecknng  des  Verstlndnisses 
für  das  wahre  Wesen  Gottes,  als  BrffiUung  des  eigentlichsten  Willens  Gottes,  in 
dessen  EillUlung  gerade  die  Seele  sich  aus  der  Welt  befreit  und  Gott  fibergibt. 
Gewiß  wird  »zwischen  leiblicher  und  seelischer  Note  hn  Evangelium  nicht  unter- 
schieden und  >soll  mit  allen  Knirien  der  Liebe  dem  Bedürftigen  und  Elendon  i;f 
hoifcn  werden«.    S.  30.    Aber  es  ist  doch  eben  auch  die  leibliche  Hilfe  der  Aus- 
fluß der  gemein-nmen  Verbundenheit  aller   in  Gott  nnd  dii  Bewahrnnfr  der  Voll- 
kommenheit (i  itti-^,  der  seine  Sonne  scheinen  läßt  über  (urtchlc  und  l'ngcrechlc. 
Gewiß  ist  solche  Bruderliebe  nicht  ohne  w  iikhche  Liebe^gesinnung  zu  fordern  müg- 
Uch  gewesen,  aber  diese  Liebesgesinauug  haftet  mehr  an  dem  Gedanken  Gottes 
als  der  tätigen  Vaterliebe  und  nicht  an  dem  Gedanken  der  Hilfe  and  FOrde^uI^; 
um  ihrer  selbst  willen.  Sonst  wlra  die  BeschrKnkung  auf  reine  Liebeserweisung 
und  der  Versieht  auf  alle  poIiüsch>sozialcn  Reformfordemngen  gar  nicht  zu  er- 
kUre».    Die  Liebe  hat  immer   einigermaßen  den  Charakter  der  SelbstAber- 
windung  oder  doch  einen  propagandistischen  der  Offenbarung  oder  Weckung  des 
wahren  Gottesvcrslfindnisses ;  sie  ist  um  Gottes  willen  gefordert  und  nicht  um  dc> 
Menschen  willen.    D.i?;  irüt  für  lesii';  und  für  die  ganze  nächste  Fol£;c7r{f.    II.  sn«»t 
S.  30:    »Dil-  Wi  lt    -.all    ein   neues  Schnu«}»-!'!  ■   wHhrend  sich  die  Religion  bisher 
.m  (Ins  Irdische  angcachiinegt   und   alle  /u^-tiimk  willig  hepleitel    odet    sich  allem 
eiugtgcngcsctzt  und  in  die  Wolken  gebaut  hatte,  cmpling  sie  nun  cme  neue  Auf- 
gabe: irdische  Not  und  Elend  ebeiuo  wie  irdisches  GlOck  fflr  etwas  Geringes  zu 
achten  (im  ErlOsungsglauben)  und  doch  jei^icher  Not  zu  steuern  (im  social- 
treibenden  Motiv),  das  Haupt  im  Glauben  mutig  zum  Himmel  zu  erheben  und 
doch  mit  Herz  und  Mund  und  Hand  auf  dieser  Erde  für  den  Bruder  zu  arbeitenc. 
Hier  scheint  mir  das  >und  doch«  unrichtig  tu  sein.   Der  Satt  S.  33  »Wo  der 
Christ  klar  erkennt,  daß  ein  wirtschaftlicher  Zustand  zur  Notlage  filr  die  Menschen 
^'ewordi'n  ist,  da  soll  er  nach  Abhilfe  suchen  :   denn  er  ist  ein  Jünger  dessen,  der 
cm  Hedand  wnr«    hM   für   die   ,^lte  Kirehc  nie   sjefiolien,   wie  nm  besten   die  (»e- 
>chichtc  der  Sklnvini  /eii,'!.  d»  un  iJeii  t  'har.ikter  gefährdende  W'irkiini;  und  deren 
schmerzenreiches  Eiend  dci  ahen  Kirche  wohl  bekannt  war  und  auch  in  christlichen 
I^laushaltungen  keineswegs  immer  vermieden  war.    Ihr  Idealismus  und  zugleich  ihr 
rsiaubc  an  die  UnverSnderlichkelt  der  Welt,  wie  sie  einmal  ist,  haben  ehie  derartige 
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willc  (iottcs  schon  in  der  Predigt  Jesu  hat,  kann  dabei  hier  außer 
Frage  bleiben.  Soziologisch  hat  sie  ja  erstlich  nur  die  Bedeutunij 
einer  Verstärkung  der  Motive  und  einer  Ueberwindung  der  bei 
der  Verwirk) ichunjj  des  Ideals  sich  unvermeidhch  einstellenden 
I  lenimnisse  und  Trübungen.  Zweite  ns  f^ibt  sie  freilich  dem  In- 
dividualismus und  Universalismus  eine  mit  seiner  religiösen  Wurzel 
eng  zusammenhängende  Färbung.  Nicht  bloß  das  Hochgefühl 
des  gottcini<4cn  Individuums ,  sondern  auch  seine  sündhafte 
Schwäche  und  geschöpfliche  Gebrcchhchkcit,  das  Ik'dürfnis  nach 
Gottvertraucn  und  Gotteshilfe  und  die  Zuversicht  zu  seiner  Gnade 
als  der  Quelle  alles  Guten  sind  damit  betont.  Und  ebenso  wird 
der  Universalismus  damit  aus  der  bloßen  Verbundenheit  in  Gott 
und  «jeincinsamcn  Beziehung  aut  Oott  eine  Verbundenheit  d\irch 
gemcin.>amc  Bedürftigkeit,  durch  gegcnsseitigc  Vergebungsbcrcit- 

ReHexion  auf  die  Bedingtheit  cthisch-religiü!>er  Werte  durch  die  Nalurbasts  da» 
Lebens  nie  gtk.'vimt.  Kann  ich  II.  in  «ÜLsen  Punkten  nicht  z«sttmmen.  so  knnn 
ich  mich  eher  «Itr  Charaktcrialik  anschliclicu,  die  Schmoller  (<iiun<lril>  I  jui  j^ihl. 

Sicher  ist,  d.'ib  dies«:  Einseitigkeiten  notwendige  ikgkilcr^clieiiiuugeti  jeiie^  inora- 
ii^cheu  idcaiismus  waren,  der  wie  ein  Sauerteig  die  Völker  des  Abendlandes  ergriff 
und  emporhob.  Es  entsuuid  mit  dieser  christlichen  Hiagatx  an  Gott,  mit  diesen 
Ilofiavogen  mf  Unsterblichkeit  und  ewige  Seligkeit  ein  Gottvertniuen  und  eine 
Selbstbehemdiung,  die  bis  zum  moralischen  Heroismus  ging;  eine  Seelenreinheit 
und  eine  Selbstlosigkeit,  ein  Sichopfem  fllr  ideele  Zwecke  wurde  möglich,  wie 
man  es  früher  nicht  gekannt  hatte.  Die  Idee  der  brflderlichen  Liebe,  der  Nilchsten- 
nnd  Menschenliebe,  begann  alle  Lebensverh&ltnisse  zu  durch- 
dringen und  erteogte  eine  Erweichung  des  harten  Eigentumsbegriffes,  einen  .Sieg 
de«=  {leücllschaftlichcri  uml  'lalt  anr:'';intcre':<;e<-:  ühti  die  rfioistischcn  Indivifhial-, 
Rlassen-  und  Nationaiimere^-^cn,  eine  l-iir^ni^c  für  tÜc  Amuii  und  bchwaclicu,  die 
man  im  Altertum  vergeblich  suchi«.  liitr  ist  l  ichiig  das.  suziulogische  Prinzip  selbst  und 
seine  soziale  Anwendung  und  Wirkung  unterschieden ;  freilich  die  innere  Scbwie» 
rigkeit,  die  der  leutcren  entgegenstand,  ist  dabei  auch  hier  nicht  genügend  in  Betracht 
gezogen.  Das  Unzutreffende  in  Haniacks  Anflassui^;  dagegen  Uegt  meines  Brachtens 
darin,  daß  er  beides  nicht  nnterschieden,  sondern  von  vornherein  in  eins  gezogen  hat. 
—  Ucbereinstunroend  mit  meiner  Analyse  ist  die  Deutung  des  christlichen  Liebes- 
gedankens bei  Angustin  im  ersten  Kapitel  seiner  doctrina  Christiana,  auch  Clemens 
im  Prolrcpticus  c.  9  am  Schluß,  und  die  Darstellung  von  Uhlhorn,  S.  51 — 66,  nur 
daß  Uhlhorn  dann  andrerseits,  die  cschatologische  Natur  des  Gottesreichs  verkennend, 
von  einem  Gestalten  und  Znm-Orgrui-Mnrhen  fUr  Welt  für  das  (^f>(f esrcich  als  di« 
m  dtr  <  iottcsliebc  geeinigtc  eilüste  Mensclihcit  spricht.  Dns  aber  >iiirl  luthcrisclit, 
und  noch  mchi  moderne  Eintragungen.  Die  ganz«.  iulgcuJc  Darstellung  wird  zeigen 
wie  wenig  ein  derartiger  Gedanke  auf  die  alte  Kirche  zutrifft. 
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schalt,  durch  Mitgefühl  mit  der  Sünde  und  Kampf  ^egen  die 
Sünde.  Der  Sündcnveri^ebung  bedürtii^  bleibt  das  Individiuini 
auch  im  Ixiclisten  Selbstwcrt  ein  unnützer  Knecht  Gottes,  und  der 
Abrechnung  \ or  Gott  ^ewärti«^  nuiss  die  i^ruderhebe  alle  mensch- 
hchen  Schuldbücher,  alle  J\echnungen  von  Mensch  zu  Mensch 
vernichten.  l)ie  Gottesidee  trägt,  wie  die  Züge  der  alle  zum 
höchsten  Lebenswert  berufenden  Vater^üte,  so  die  einer  beständig 
in  Demut  erhaltenden  und  diuch  Sündenvergebung  ermunternden, 
unendlich  überlegenen  und  den  Abstand  nie  aufhebenden  Voll- 
kommenheit. Eben  damit  aber  stellt  sie  sich  auch  nicht  als  ein  stets 
spuntan  erzeugbarer  denknotwendiger  Gedanke,  sondern  als  Au- 
torität und  Offenbarung  dar.  Der  hebräische  VVillcnsgott  gibt 
sich  bei  seinem  Abstand  von  den  Menschen  nur  in  lebendiger 
Offenbarung  kund,  im  Cies(.:tz  und  den  l^<»pheten  und  in  der 
Autorität,  mit  der  Jesus  beide  deutet.  Damit  ist  in  das  so- 
ziologische Gefüge  der  Autoritätsgedanke  eingeführt.  Aus  dem 
(ilauben  an  solche  .Autorität  quillt  das  ganze  geschilderte  Denken, 
und  die  Sicherung  dieser  Autorität,  dieses  Quellpunktes,  wird 
eine  dauernde  Autgabe  des  ganzen  Gefüges  .sein.  An  all  diesen 
Punkten  unterscheidet  sich  dieses  Gefüge  von  dem  im  übrigen 
nahe  verwandten,  später  zu  schildernden  religiös-ethischen  und 
soziologischen  Denken  der  späteren  Stoa. 

Im  übrigen  ist  dies  soziologische  Gefüge  eine  völlig  freie 
Gemeinschaft  des  Gedankens  und  der  Erkenntnis.  Seine  Gläu- 
bigen sind  überall  untergemischt  unter  die  Kinder  der  Welt  und 
fahren  fort  teil  zu  nehmen  am  nationalen  Kultus.  Sie  bereiten 
sich  nur  innerlich  und  durch  das  rechte  Verhalten  gegeneinander 
auf  das  Kommen  des  Reiches.  Organisiert  hat  Jesus  keine  Ge- 
meinde, sondern  nur  die  Predigt,  für  die  er  Gehilfen  sucht,  die 
alles  verlassen  und  alles  ihm  und  der  Sache  opfern.  Das  ist 
einer  der  Hauptunterschiede  von  der  Ordensstiftung  der  Essener, 
mit  denen  Jesu  Werk  immer  wieder  zusammengeworfen  wird  von 
Leuten,  die  meinen  es  sei  durchaus  die  Aufgabe  des  Historikers 
klüger  zu  sein  als  seine  Urkunden  und  alles  für  wahrscheinlicher 
und  möglicher  zu  halten  als  wasi  diese  sagen.  Es  ist  auch  der 
Grund,  weshalb  der  soziologische  Gedanke  des  Evangeliums  stets 
von  neuem  gegen  kirchliche  Verfestigungen  zu  reagieren  ver- 
mocht hat. 

Leicht  läßt  sich  von  hier  aus  verstehen,  wie  die  Beziehungen 
zu  den  einem  ganz  anderen  Intercssenkreis  angehörenden  s  o  z  i  a- 
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Icn  Problemen  sich  jjestalten  müssen  *'').  Sie  gehören  der 
Welt  an  und  werden  mit  ihr  vergehen.  Wie  diese  überhaupt  ge- 
mischt ist  aus  Gutem  und  Bösem,  so  sind  auch  jene  Üinge  mit 
ihrer  Ordnung,  ihrer  l<>cude  und  ihrer  Arbeit  nicht  ohne  Gutes, 
aber  reich  an  Gefahr  und  an  Ablenkung  von  dem  einen,  was  not 
tut.  Jesu  Predigt  ist  nicht  asketisch;  es  fehlt  jede  Herabsetzung 
der  Sinnlichkeit  und  des  Genusses  als  solcher,  auch  jede  Verherr- 
lichung der  Armut  um  ihrer  selbst  willen.  Aber  Lebensordnung  und 
Arbeit  gelten  nur  soweit  als  sie  zum  Leben  überhaupt  notwendig 
sind,  und  dann  wie  .selbstverständlich,  und  tragen  keinerlei  eigenen 
ethischen  Wert  in  sich  selber.  Hier  liej^en  die  Unterschiede  ori- 
entalischen Volksempfindens  Lrc^renübcr  allen  Bedürfnissen  höherer 
Kultur  um]  spricht  der  religiöse  Radikalismus,  der  in  allem  nicht 
direkt  aut  relij^iose  Werte  Beziehbaren  einen  ethischen  Wert  übcr- 
haujjt  nicht  anzuerkennen  im  Stande  ist.  Jesu  Ethik  ist  eher 
heroisch  als  asketisch.  Sie  mildert  ihren  Heroismus  nur  durch 
die  Weichheit  des  rcligi(jsen  Gottvertrauens  und  Vergebun_L;s^dau- 
bcns.  aber  nicht  durch  Komjiromissc  mit  den  Forderungen  des 
W'eltlebens  und  der  A'atur  der  I)in<,^e  .  So  versteht  sich  von 
hier  aus  die  Stellung  zu  Staat,  Gesellschaft,  Arbeit  und  Besitz  \  on 
.''clbst.  Vom  Staat  ist  nicht  die  Rede,  Das  jüdische  Volkstum 
wird  in  allen  seinen  Hoffnungen  auf  das  entschiedenste  verleug- 
net, auch  wenn  Israel  als  der  Kern  der  kommenden  Welt  erscheint. 
Jesu  Gütte.sreich  ist  die  Herrschaft  Gottes  und  nicht  die  des  jüdisclicn 
Volkes,  Der  Römerstaat  wird  mit  schroffsten  Worten  als  mit 
Gf.ttes  Zulassung;  zu  recht  bestehend  anerkannt;  man  soll  nur 
ohne  Rücksicht  auf  die  Heiden  Gott  geben,  was  Gottes  ist.  l>ii>, 
1  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  Leben  wird  mit  einfachster  Kindlichkeit 
als  eine  Angelegenheit  des  Tages  betrachtet,  wn  man  Gott  für 
den  kommenden  Taor  sorgen  lassen  soll.  Im  übrigen  ist  die 
oj)fernde  und  mitteilende*  Liebe,  bei  der  übrigens  eben  deshalb 
Arl)eit  tmd  Erwerb  vorausgesetzt  ist,  die  höch.ste  Pioln-  wahrer 
Frömmigkeit,  und  ist  der  Verzichi  aut"  alle  Güter  die  Ikdingung 
des  engeren  Anschlusses  an  die  eigentliche  inissioniereiule  Jünger- 
-schaft         Daß  Gott  durch  Arbeit  jeden  .schien  Unterhalt  fmdcn 

3<)  Vgl.  hierzu  Jncoby,  Neutcstamenüiche  £thik,  1899,  wo  nur  die  Bedeutung 

der  Eschalolo^ic  stark  untt-rscli'ilzt  i>t. 

'*)  Bei  der  Kr.agc  n.nch  fkn  1. koiioniischcn  Lehren  des  Evangeliums  \<m  der 
'jescliichte  vom  reithen  Jtln^'liiig  und  dm  daran  angcfüglcn  bekannten  Wuiu-n 
über  die  Reichen  (Mt.  19,  16  ff.)  auszugehen,  ist  verkehrt.     L.  Brcnlauo,  »Die 


Digitized  by  Google 


44  Ernst  TrocUsch, 

» 

lasse  und  daß  im  Falle  der  Not  überall  die  Liebe  helfen  könne, 
das  ist /.usammen  mitderScheu  vor  demseelenj^'efährlichen  Reichtum 
die  einzige  ukononiisclie  Lehre  des  Evnn^eliums,  die  ebendeshalb 
mit  jeder  realistischen  Einsicht  in  die  Spannung  zwischen  Bevöl- 
kerung und  M<)glichkeit  der  ikdarfsdeckung  so  schwer  zusammen- 
stößt. Die  religiös  geforderte  Liebe  erweist  sich  als  das  einfachste 
Mittel,  zugleich  auch  die  Lebensnöte  zu  beseitiijcn.  ZiiLum 
sind  alle  l'Vagen  des  Besitzes  lediglich  vom  Standpunkt  des  Kon- 
sums betrachtet,  der  bescheiden  bleiben  muß,  wenn  er  gesund 

wirlschaftlicben  Lehren  des  christlichen  Altertumsc  (Sitrangsbericbte  der  phfl.-hut. 
Klasse  der  Manchcner  Akademie  1903),  hat  das  getan  und  konnte  sich  dabei  anf 
die  Kirchenvttcr  allerdings  berufen.  Allein  dieee  VHter  stehen  bereits  unter  dem 

Kinfluß  des  Bedürfnisses,  die  Wurle  der  Bibel  tn  dogmatisicren,  und  des  im  Kampf 
mit  der  Welt  asketisch  entwickelten  AnnutSged^nkcns.  Da  bot  sich  ihrer  Verlegen- 
heit rins  Wr  rt  v^lir  hccuem  dar,  indem  es  einen  gewöhnlichen  ''ehors.im  und 
eine  hülitic  Vünk(imiii<.iilit  ii  nnlcr^clitiden.  tbtn  damit  aber  beiden  Jkdürf- 
ni>sen,  der  Wellfüiiin^ktu  untl  »ki  a.sketischen  Selbstenläußcrung ,  zu  genügen 
schien.  Die  Worte  über  die  Seelengcfährlichkeit  des  Reichtums  verstehen  sich  von 
Jesu  Grandanschattttng  ans  von  sellMt  und  enthalten  keinerlei  Negation  des  Be- 
sitzes imd  keine  Askese  Überhaupt.  Die  Geschichte  von  teiehen  Jllnglhig  aber, 
deren  Tatsächlichkeit  nicht  bewiesen  und  nicht  bestritten  werden  kann,  bcdcntet 
jedenfalls  keine  GrOndung  eines  Dogmas.  Jesu  Meinung  Uber  den  Bcsits  ist  auch 
sonst  deutlich  genug,  n&mlich  am  ersten  nach  dem  Gottesreich  zu  trachten  und 
nicht  TU  «!f>rgen  für  den  kommenden  Tag.  Der  Jüngling  aber  will  etwas  Besonderes 
tun,  und  daher  f'  rdert  ihn  |c<.tis  aiiT  in  seine  Missionsarbeit  einzutreten  und  alles  zu 
verkaufen  für  tlit:  Aniuii.  Das  ist  nur  dann  anstößig,  wenn  man  Icsus  <iie  1  ehre 
zusciiieibl,  dali  es  keine  btsundcren  heroischen  Anstrengungen  s^ibtii  dürfe,  sondein 
alles  gleich  pflichtgemäß  sei.  Allein  diese  abstrakte  Lehre  ist  Jesus  ganz  fern; 
sein  Prinzip  ist  gewahrt,  wenn  eine  solche  Anstrengung  kein  Verdlmit  bcgiÜBdet. 
Die  ganse  Aufopferung  der  Jflnger  und  die  Aufforderung  tur  SelbstprOfnng,  ob  die 
Kraft  hierzu  auch  zureiche,  Luc.  14,  33,  ist  ein  Zeichen,  daß  jener  Gedanke  be- 
sonderer Leistungen  Jesus  nicht  fem  liegt,  wie  er  ja  auch  »ehr  natHrlich  ist. 
Uebrigens  ist  wohl  möglich,  daß  die  Geschichte  ganz  oder  in  ihrer  Form  durch 
spätere  asketische  Gedanken  beeintlußl  ist.  Jedenfalls  aber  ist  sie  nicht  der 
Schlüssel  zu  den  ökonomischen  Lehren  des  Evangeliums,  sondern  nur  der  Schlüs-cl 
zu  denen  der  sprllere»  Kirche,  die  mit  virl  ctitwickeltcrcn  ökom ■unschen  Verhält- 
nisätn  kämpfend  den  Gegensatz  und  die  schu  n.  i  i^jkrit  viel  stärker  empfand.  Kür 
sie  aber  war  dann  der  erste  Teil,  dab  es  genügen  könne  die  (iebote  zu  haken, 
ebenso  wichtig  als  der  zweite.  Ohne  die  Annahme,  daß  Jesus  fUr  seine  Jünger 
im  engeren  Sinne  oder  die  Missionare  und  Gottesreichsboten  andere  Fordenmgen 
aufgestellt  hat  als  fftr  die  Masse  seiner  Anhinger  ist  fibrigens  m.  £.  da*  ganze 
Evangelium  nicht  zu  verstehen,  es  fehlte  ihm  dann  alle  Konsequenz. 
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bleiben  soll,  und  der  die  Mängel  der  Bedürftif^keit  durch  Mild- 
tätigkeit deckt.  Dabei  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  daß  das  Mit- 
leid mit  der  Armut  und  dem  T.eiden  der  Pretlii^t  Jesu  eine  be- 
sondere Wendung^  auf  die  Armen  gibt.  Aber  es  geschieht  doch 
immer  in  der  selbstverständlichen  Voraussetzung,  daß  hier  das 
Wort  am  wenigsten  steinigen  oder  dornigen  Grund  findet,  auch 
in  der  Voraussetzung,  daß  Gottes  Gerechtigkeit  und  Güte  sidi  darin 
zeigt,  daß  «gerade  die  scheinbar  Zurückgesetzten  und  Enterbten 
es  leichter  haben  zum  1  leil  zu  kommen  als  die  scheinbar  vor  der 
Welt  Be\  orzugten.  Iis  scheint  in  der  Wendung  zu  den  Armen  auch 
ein  Element  der  Theodizee  zu  liegen  :  Elend  und  Not,  die  die 
Menschen  nicht  begreifen  können,  erweisen  sich  in  ( iottcs  Augen 
als  ein  Weg  zum  Heil.  Aber  nicht  um  die  Ausgleichung  der 
Armut  mit  jenseitigem  Euhn  handelt  es  sich  datui.  sondern 
um  den  Vorzug  des  Leidens  für  die  Erkenntnis  (jottes  und  der 
wahren  Lebenswerte.  Dabei  schränkt  sich  die  Predigt  ja  auch 
gar  nicht  auf  die  Armen  ein,  sondern  geht  an  alle.  Wenn 
Naumann,  dem  unter  dem  unmittelbaren  l-judruck  l'aiastinas  alle 
diese  Erwägungen  schwer  sich  aul drängten,  trotzdem  meint:  »Sein 
Herz  ist  die  Liebe  zu  den  Armen,  der  Kampf  gegen  die  Ik'drücker, 
die  I'Veude  am  l-Irwachcn  der  Unmündigen  ;  nur  die  Art,  wie 
er  seinem  Herzen  folgte,  i.st  dem  menschenlreundlichcn  i  un  un- 
seres Zeitalters  ferner  als  wir  dachten s  so  ist  das  schwerlich 
ganz  richtig  Vom  Kampf  gegen  die  Bedrücker  ist  nichts  zu 
spüren,  nur  von  dem  gegen  die  falschen  Seelenführer ;  und  die 
Liebe  zu  den  Armen  wie  die  Freude  am  Erwachen  der  Unmün- 
digen sind  doch  nicht  das  Streben  nach  Emporhebung  und  Em- 
porentwickelung  der  Gedrückten  und  Zurückgebliebenen,  sondern 
neben  der  Betätigung  des  eigensten  Grundsatzes  und  Grundge«' 
fühis  der  Liebe  doch  zugleich  die  Aufsuchung  des  empfanglichsten 
Bodens.  Alle  Fragen  und  Schwierigkeiten  des  Pauperismus  aber,  ob 
nicht  gerade  in  der  Armut  und  in  dem  Mangel  an  geistigem  und 
materiellem  Fortschritt  schwere  ethische  Gefahren  und  ernste 
Hindemisse  geistiger  Erhebung  liegen  können,  liegen  außerhalb 
des  Horizontes  des  Evangeliums.  Näher  und  inniger  ist  schließ- 
lich seine  Stellung  zur  Familie.  Die  Familie  in  dem  reinen 
und  keuschen  Sinn  der  spätjüdischen  Moral  gibt  die  Bilder  für 
die  höchsten  Bezeichnungen  Gottes,  den  Namen  für  das  letzte 
religiöse  Ziel,  das  Urbild  der  Jüngerschaft  Jesu,  den  häufigsten 
Nanimmi^  Asis,  S.  115. 
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Stoff  der  Gleichnisse  und  ist  insofern  eine  der  Grundvoraus- 
setzungen seines  Empfindens.  Die  Individualisierung  der  Personen 
in  der  monogamischen  Familie  und  die  Innigkeit  des  Familien- 
bandes  ist  in  der  Tat  auch  innerlich  verwandt  mit  dem  religiösen 
Individualismus  und  Univen»li$mus  seiner  Predigt  und  die  Schät- 
zung des  Gemütes  mit  dem  undogmatisch -intuitiven  Charakter 
seines  Gottesglaubens.  Daher  die  Forderung  der  Unlösbarkeit 
der  Ehe  und  der  geschlechtlichen  Selbstbeschränkung  auch  des 
Mannes  auf  die  Ehe.  Auf  die  Keimzelle  alles  Gemeinschafts- 
lebens, die  Familie,  wirkt  das  neue  soziologische  Ideal  am  un- 
mittelbarsten und  stärksten.  Aber  immerhin  im  Himmelreich 
werden  die  Menschen  geschlechtslos  sein  und  das  Seelenheil 
fordert  im  Notfall  auch  die  Opferung  des  Familienbandes,  der 
Missionsberuf  den  Verzicht  auf  das  eheliche  Leben,  die  Ver- 
schneidung fürs  Himmelreich**}. 

So  fehlt  jedes  Programm  einer  sozialen  Erneuerung,  an  sei- 
ner Stelle  steht  die  Forderung  innerhalb  der  noch  fortdauernden 
Ordnungen  der  Welt  in  der  rein  religiösen  Gemeinschaft  der 
Liebe  und  in  der  Arbeit  der  Selbstheiligung  sich  zu  bereiten  auf 
das  Kommen  des  Gottesreiches.  Und  auch  dieses  Gottesreich 
selbst  ist  nicht  etwa  wenigstens  dann  seinerseits  die  von  Gott 
gestiftete  soziale  Neuordnung.  Es  bringt  eine  neue  Ordnung  auf 
Erden,  aber  mit  Staat,  Gesellschaft  und  Familie  hat  sie  nichts 
mehr  zu  tun.  Wie  sie  im  einzelnen  aussehen  wird,  ist  Gottes 
Sache ;  der  Mensch  hat  nur  auf  sie  sich  zu  bereiten.  Und  wenn 
dabei  von  Jesus  und  späterhin  für  alle  Leidenden  und  Armen  die 
Trocknung  der  Tränen  und  Sättigung  versprochen  wird,  so  ist 
das  nur  naturlich  bei  einer  wesentlich  an  die  Armen  sich  wen- 
denden Predigt,  aber  es  ist  nicht  die  Hauptsache.  Die  Haupt- 
sache ist  die  dann  eintretende  vollständige  und  ungetrübte  Herr- 
schaft Gottes  und  die  Ueberwindung  der  bösen  Geister. 

Sobald  nun  freilich  um  eine  solche  Predigt  sich  eine  dauernde 
Gemeinschaft  sammelt,  ist  es  unausbleiblich,  daß  aus  diesem  Pro- 
gramm auch  eine  soziale  Ordnung  wird,  daß  die  zu- 
nächst rein  religiös  gedachte  soziologische  Struktur  sich  in  eine 
soziale  Organisation  innerhalb  des  übrigen  Lebens  umsetzt.  Min- 
destens das  Liebesgebot  muß  eine  kleine ,  persönlich  unter  sich 

^)  Vgl.  Mariume  Weber,  >£hefna  und  Mutter  in  der  Recbtsentw'ickeliuigt, 
1907.  S.  180  f[. 
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verbundene  Glaubcns^fcmoindc  auch  m  ihrem  ökonomischen  Ver- 
halten bestimmen  und  zu  einem  eisten  Versuch  seiner  Verwirk- 
lichung' führen  ,  so  lanj^^c  iin  nicht  äußere  1  lemmnisse  entgegen- 
stehen und  sie  unmögHch  machen.  Die  Cjesinnun^>iiiai::i^keit  der 
Liebe  läßt  sich  ja  an  sich  unter  allen  denkbaren  Verhältnissen 
betätigen,  aber  so  lange  das  Liebesgebot  noch  nicht  durch  den 
Zwang  solcher  Verhältnisse  sich  zur  Resignation  verurteilt  sieht, 
muß  es  dem  inneren  Trieb  gehorchen ,  der  eine  Organisation 
wenigstens  des  Zusammenlebens  der  eigenen  Gemeinde  nach  den 
Monomischen  Grundsätzen  dieses  Gebotes  verlangt.  Zu  Jesu 
Lebzeiten  ist  von  einer  organisierten  Gemeinde  nichts  erkennbar. 
I3ie  Folgen  treten  erst  in  der  um  sein  Andenken  gescharten  Ge- 
meinde  hervor.  So  geschah  es  auch  in  der  Urgemeinde.  Aber 
die  Neuordnung  beschränkt  sich  auf  die  Gemeinde  selbst  und  ist 
nicht  ein  Programm  der  sozialen  Volksemeuerung  überhaupt. 
Innerhalb  der  Gemeinde  selbst  aber,  klein  und  denselben  allge- 
meinen Lebensverhältnissen  angehörig  wie  sie  war,  blieb  dann 
keine  andere  Möglichkeit,  als  die  der  Organisation  eines  Kom- 
munismus, den  man  im  Unterschied  von  allem  andern  Kommunismus 
den  religiösen  Liebeskommunismus  nennen  muß.  Das  ist 
ein  Kommunismus,  der  die  Gemeinsamkeit  der  Güter  als  Beweb 
der  Liebe  und  des  religiösen  Opfersinnes  betrachtet,  der  lediglich 
ein  Kommunismus  der  Konsumtion  ist  und  den  fortdauernden 
privaten  Erwerb  als  die  Voraussetzung  der  Möglichkeit  von  Schen- 
kung und  Opfer  zur  Bedingung  hat.  Ihm  fehlt  vor  allem  jede 
Gleichheitsidee,  sei  es  die  absolute  Gleichheit  der  Anteile,  sei  es 
die  relative  der  Verdienst  und  Leistung  entsprechenden  Beteili- 
gung; das  Entscheidende  ist  nur,  daß  alle  opfern  und  daß  alle 
zu  leben  haben;  wie  viel  das  ist  beim  ersten  und  beim  zwei- 
ten, ist  Nebensache.  Ebenso  fehlen  jede  technische  Ueberlegung 
und  Begründung,  die  vor  allem  eine  gemeinsame  Produktionsord- 
nung verlangt  hätten.  Schließlich  fehlt  auch  selbstverständlich 
jeder  Gegensatz  gegen  das  eigentliche  Hemmnis  jedes  echten  Kom- 
munismus, gegen  die  mit  der  Privatwirtschaft  innerlichst  verbun- 
dene Familie.  Dagegen  hat  es  vermutlich  Enthaltung  vom  Eide, 
Zurückhaltung  von  den  Gerichten  und  allem  offiziellen  Wesen 
gegeben.  In  diesem  Sinne  wird  die  berühmte  Erzählung  der 
Apostelgeschichte  vom  urchristlichen  Kommunismus  zu  verstehen 
sein,  die  alle  innere  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat.  Daß  er 
nicht  dauern  konnte ,  jedenfalls  nicht  in  die  Wcltmission  über- 
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gehen  konnte ,  das  hat  seinen  sehr  begreiflichen  Grund  in  der 
inneren  Struktur  eines  solchen  Kommunismus,  der  allenfalls  in 
einer  kleinen  und  gleichartigen  Gemeinde  möglich  sein  mochte, 
der  aber  für  eine  Weltpropaganda  viel  zii  lose  gefügt  und  be- 
gründet war.  Aber  dafi  er  in  ihr  sofort  verschwand  ohne  jeden 
Kampf  um  sein  Prinzip ,  das  ist  wieder  nur  ein  Zeichen  dafür, 
daß  er  nur  eine  Folgeerscheinung  und  nicht  eine  Grundidee  war. 
Die  Grundidee  ist  lediglich  die  des  Seelenheils**). 

Immerhin  aber  blieb  von  den  Reden  Jesu  aus  die  Konsequenz, 
des  Liebeskommunismus  bestehen.  Die  späteren  Gemeindebil- 
dungen haben  in  Zeiten  der  Not  ihm  gewiß  sich  oft  wieder  ge- 
nähert. Die  theoretischen  Darlegi!ngen  der  späteren  Kirchenväter 
verkündigen  ihn  vielfach  als  die  eigentliche  christliche  Grundlehre : 
frei  und  allen  gemein  wie  Licht,  Luft  und  Erde,  wie  der  Ur- 
sprung aus  Gott  und  die  Bestimmung  für  Gott  sei  allen  der  irdi- 
sche Besitz  durch  die  alles  mitteilende  Liebe.  Wo  man  es  dann 
später  rein  abstrakt  wieder  unternahm,  Weisungen  Jesu  über  so- 
ziale Dinge,  d.  h.  über  die  absolute  Opferbereitschaft  der  Liebe 
zu  formulieren,  da  entstand  .stets  von  neuem  aus  der  inneren  Kon- 
sequenz der  Sache  der  Liebeskommunismus.  Das  Mönchtum, 
die  mittelalterlichen  kommunistischen  Bewegungen,  die  Wieder« 
täufer,  moderne  Schwärmer  und  Idealisten,  alle  sind  auf  dieser 
Spur  gegangen.  Es  steckt  ein  revolutionäres  Element  darin, 
freilich  an  sich  ohne  jeden  Willen  zur  Revolution*^).  Auch  die 
Kirche  hat  diese  Kon.sequenz  sehr  wohl  empfunden  und  aner- 
kannt. Wir  werden  sehen,  wie  sie  mit  der  Gestaltung  ihrer  Na- 
turrechtslehre dieser  Konsequenz  sich  entzog,  indem  sie  sie  zu- 
gleich anerkannte,  nur  freilich  nicht  lÜr  die  Gegenwart,  sondern 
füi  «Un  L'rstand.  Vüv  die  Gegenwart  aber  wandert  die  Ge- 
nuin» K  schon  von  Paulus  ab  ganz  andere  Wege  und  zwar  prin- 
zipiell sozialkonservative  Wege  ). 

2«)  Vgl    l'ticjtlcrcr  >rrclirislt;ntum«  1902,  I  22  f. 

•^"1  Dicbcr  Eniwickelung  geht  Nathanntl  Scliiiiidi  »The  |>i»'|»hcl  uf  Nazarci  = 
Ncvv-Vüik  1905  iiacli ,  «Ich  icli  jedoch  uui  aus  einer  Icscni^wcrlen  Anzeige  von 
Wemle  Thcol.  Lit.Ztg.  1907,  (>o3  (T.  k«nn«.  Beachtenswert  Ut  auch  die  Bemerkung» 
c1a0  dte$«  Nachahmung  Jesu  Überall  dem  XurQcktreten  des  Dogmas  vom  Ooumen- 
üchcn  parallel  gehl.  Das  letzter«  rBckt  in  der  Tat  die  Ethik  Jesu  aus  aller  Vcr- 
gletchbarkeit  heraas  und  weist  vielmehr  auf  den  Gehorsam  gegen  die  Kirche,  deren 
Stiftung  sein  ei<^emtiches  Werk  ]^\. 

Merkwürdig  ist.  daß  die  kommunistisch^iioziatistiMrhen  Acufierangen  der 
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Das  Beherrschende  des  Gedankenganzen  ist  angesichts  des- 
sen jedenfalls  nidit  diese  soäale  Konsequenz,  sondern  der  ideale, 
von  der  religidsen  Idee  ausgehende  Gedanke  der  soziologischen 
Struktur  überhaupt  Ihm  ist  eine  ungeheure  historische  Mission 
beschieden,  gleichviel  ob  aus  ihm  sozialkonservative  oder  sozial- 
revolutionäre  Folgerungen  gezogen  werden.  Zur  Macht  gekom- 
men,  wird  er  überall  das  soziologische  Grundschema  verändern, 
in  dem  sich  Mensch  zu  Mensch  empfindet.  Soziale  und  politische 
Konsequenzen  werden  unvermeidlich  sein  und  so  oder  so  dem 
Bestehenden  einen  eigentümlichen  Geist  einhauchen.  Auch  ist 
von  vorneherein  Idar,  daß  die  Auseinandersetzung  und  Ausglei- 
chung mit  dem  PolitischnSozialen  nichts  weniger  als  leicht  und 
einfach  sein  wird.  Vor  allem  aber  bedarf  es,  bis  es  dazu  kom- 
men kann,  noch  einer  viel  größeren  Festigung  und  inneren  Durch- 
arbeitung des  religiös-soziologischen  Gedankens  selbst,  der  im 
Evangelium  nur  wie  ein  strenges,  aber  wenig  bestimmtes  Ideal 
über  dem  Emst  der  Bereitung  für  das  bevorstehende  Gottesreich 

Ktidicnlehrer  erst  in  der  n«ctik<nistanUii»chen  Zeit  stark  bervortraten.  Du  hl 
Hornack  (Reden  II,  41  f.)  mit  Recht  hcnrorgchuben  und  ^eht  auch  nus  der  Stellen- 
i>«lttinlung  deutlich  henor,  die  L.  Brentano  gtinachl  hat  (^iJie  wirtschaftlichen  Lehren 
des  christlichen  Altertum^«)  und  auf  die  nuch  bereits  seine  Rektoralsrede  »Ethik 
und  Voikswirtsciiaii  111  licr  (Jeschichle^  I'H'I  l:iii;.'edeutet  hrittc.  Hrcntnno  scllist 
beachtet  das  nicht  und  spricht  daher  aul  üiuuti  dieser  späten)  Km  lu  nltjlutT  von 
einem  »!>tark  sozialiätischeu  (irundzug«,  der  die  christliche  Eigeiuuinslehre  durch- 
wehe« S.  183,  Auch  Keutsky  und  Föhlmann  haben  außer  auf  das  Mißverstindnis 
der  Reich-<>ottcs-tdee  und  der  Apokalypse  auf  diese  «piten  Lehrer  und  vor  allein 
auf  die  liomilie  XI  in  acta  apost.  des  Chrysostomus  sich  als  den  Beweis  des  kom- 
munistischen Charakters  des  Christentums  berufen.  Diese  allerdinp  auifallende  Pre> 
digt  hat  nun  aber  ab  Text  die  Geschichte  von  Ananias  und  Saphira  acta  4  und 
ist  dajnit  ganz  erklärlicherweise  durch  den  Text  auf  <Ien  Kommunismus  gelenkt. 
Immerhin  ist  die  Erscbeiuttlig  auffallend.  Sic  erklärt  sich,  wie  schon  Uhlhorn  I, 
265  ff.  zeigt,  teil?  au«  der  «ehr  verüclilcchterten  « M  t^rliafilicht  n  l  a-^c,  teils  aus  der 
von  den  sjiäiercu  \  :'Utrii  ;ui>j;t-l)iliJLtLn  uml  uMt-i»  il.u  ,'u1<jl:l:ii]l  11  I.chrc  vom  L'r- 
stand,  teil»  und  vor  ;il!eiii  aus  dem  Münchiuiu,  ^vic  j;t  Cliiy^yuhlujmift  »elbst  andeu- 
tet; »So  lebt  man  heule  in  den  KJüstcru,  wie  ehemals  die  (jerusalemischcn)  Gläu- 
bigen lebten«  (Brentano  i$8).  Praktisch  iptb  die  Kirche  dem  auch  nicht  die  ge- 
ringste Folge,  wie  Hamaek  (Reden  43),  Overbeck  »Sklavereic  339  und  Uhlhorn  I, 
293  hervorheben,  eher  das  Gegenteil.  Brentanos  Darstellung  entbehrt  jeder  Ver> 
ttantheit  mit  dem  Geist  der  alten  Kirche,  will  ja  auch  nur  die  Unbrauchbarkeit  der 
altehristlichen  Ideen  fUr  eine  liberale  kapitalistische  Wirtschaftspolitik  dariun,  woran 
ohnedies  nicht  »  xweifeln  war. 
Aiehhr  f&r  SorialwiiseiHchsft  und  SoxislpoKiik.  XXVI.  i.  4 
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erhaben  schwebt,  und  den  keine  christlich-religiöse  Organisation 
je  später  so  hat  übernehmen  und  fortführen  können,  wie  er  in 
heroischer  Größe  und  kindlicher  Unbefangenheit  vom  Evangelium 
gepredigt  worden  ist. 

Die  Frage  ist  nur,  ob  dieser  Gedanke  im  Chrlsten-Evange- 
lium  völlig  einzig  auftritt,  oder  ob  er  nicht  etwa  verwandte  Rich- 
tungen neben  sich  hat.  Eine  solche  ist  nun  unzweifelhaft  vorhan- 
den in  der  späteren,  namentlich  der  römischenStoa,  und  ein 
Bück  auf  sie  ist  nicht  bloß  für  die  Analyse  des  Gedankens,  son- 
dern auch  für  das  Verständnis  der  weiteren  geschichtlichen  Ent- 
wickelung  von  hoher  Bedeutung.  Auch  die  stoische  Lehre  ist  in 
erster  Linie  eine  religiös-metaphysische  Lehre,  hervorgegangen 
aus  dem  religiösen  UmbildungsprozeCs  der  Spätantike,  und  auch  bei 
ihr  handelt  es  sich  dann  um  eine  \  on  ihrem  reHgi(>sen  Gedanken* 
Zentrum  ausgehende  allgemeine  soziologische  Struktur.  Auch  von 
ihrem  philosophischen  Monotheismus  geht  eine  der  antiken  Volks- 
religion schlechthin  entgegcngo'jetzte  religiöse  Mrn'>chenbezieliung 
aus.  Der  Grundgedanke  ist  die  Idee  Gottes  als  des  allgemeinen 
geistig-physischen  Naturgesetzes,  das  alles  einheitlich  durchwaltct 
und  als  allgemeines  Weltgesctz  die  Natur  ordnet ,  die  verschie- 
denen Positionen  des  lünzelnen  in  Natur  und  Gesellschaft  hervor- 
bringt und  im  Menschen  zum  Gesetz  der  Gott  erkennenden  und 
darum  mit  Gott  einigen  Vernunft  wird.  So  verlangt  das  Natur- 
gesetz, ein  l^egriff,  der  dann  auch  in  der  christlichen  Theologie 
zu  einer  außerord('nt!ichcn  Rnllc  berufen  war,  einerseits  die  Fü- 
gung in  den  harmonischen  ( jang  der  Natur  und  die  dem  einzelnen 
zugefallene  Rnllp  innerhalb  des  sozialen  S\  stenis,  andererseits  die 
innere  KrhelmiiL;  über  all  das  imd  die  sittlich  religiöse  Freiheit 
der  mit  Gntt  einigen  \ind  darum  von  keiner  sinnlich-äufk  rlichen 
Tatsächlichkeit  zu  störenden  \\  i  nunU\v\ii  cIe  ICs  ist  die  Aufgabe 
des  Willens,  dieses  Naturgcscl>c  zu  erkennen  und  durch  die^e 
h'rkenntnis  die  Kündigung  des  äußerlichen  und  sinnlichen  lie 
gehrens  wie  die  innere  Hoheit  und  Reinheit  des  \\  illcnseinklang^ 
mit  der  gottüchen  Welti egicruni;  .  die  in  (lOtt  durch  Erkenntnis 
ge!>orgene  I'ei  üHchkeit,  zu  eraiin  itcn.  Daraus  ergibt  sich  auch 
liier  ein  prinzipieller  Tn(li\ idualiMnuN  der  religii'is-ethischen  Per- 
sönlichkeit«;idee  und  cNinsn  sein  uniungängliclu n  Korrelat,  ein 
ebenso  j>ruizipieller  Tnu  (  i  »alisinus ,  der  alle  Menschen  zur  glei- 
chen Gotteserkennini-.  berufen  weiß  und  sie  in  gemeinsamer  Um- 
gäbe an  das  göttliche  Naturgesetz  ethisch  verbindet.    Iii  ist  eine 
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volle  Analo^Mc  zu  dem  sozioloi^Mscbcn  Gedanken  des  Christentums. 
Auch  fehlen  die  entsprechenden  Rück\s  irUunf^cn  auf  die  sozialen 
Probleme  nicht.  Am  deutlichsten  sind  sie  auch  hier  an  dem  die- 
sen Rückwirkungen  zugänglichsten  Tunkte,  bei  der  I'aniilic  und 
der  Sexuaiethik.  Die  sittliche  Freiheit  und  (ileichheit  von  Frauen, 
Kindern  und  Sklavi  n  wird  jjrokhiniiert  aui  Grund  auch  ihrer  Be- 
rufung zur  Gotteserkeimtnis,  und,  weil  es  sich  in  der  Ehe  um  ein 
Verhältnis  sittlicher  Persönlichkeiten  handelt ,  wird  auch  vom 
Manne  die  volle  persönliche  I  ün^^alu-  an  die  1  rau  gefordert  und 
damit  die  vorehi'Iiche  und  außereheliche  Keuschheit.  Auch  der 
Sklavenbefrciun^f  und  Skkivenbehandlunt^  werden  von  liiiM  aus 
neue  We^'e  j^'ezei^a,  Arnienversor^un^f  und  Antanj^e  utTcntlichcr 
Liebestätigkeit  organisiert.  Ja,  ein  Su/iahdeal  wird  aufgerichtet, 
das  für  alle  die  sittliche  Freiheit  und  Gk  ichheil  lordert  uml  olmc 
Zwang,  Staat,  Krieg  und  Recht  in  der  Vollkommenheit  dvv  sitt- 
lichen Gesinnung  die  Menschen  in  kommunistischer  Leidlosigkeit 
leben  läßt.  An  eine  Verwirklichung  dieses  Ideals  war  freilich 
nicht  zu  denken.  Es  wjurde  von  den  Stoikern  der  goldenen  Ur- 
zeit zugeschrieben  und  als  unwiederbringlich  verloren  betrachtet; 
erst  ein  neuer  Weltlauf  kann  hier  wieder  von  vorne  anfangen. 
In  seltsamem  Gegensatz  zu  dem  Grundgedanken  der  pantheisti- 
schen  Harmonie  wird  die  Verwirklichung  des  Ideals  nicht  bloß 
als  dem  Willen  der  Menschen  zugewiesen  betrachtet,  sondern 
auch  als  durch  die  Schwäche  und  Sünde  verbindert;  die  Mensch- 
heit  ist  gesunken  und  in  der  Gegenwart  gibt  es  die  Erhebung 
nur  für  den  Einzelnen  und  im  privaten  Kreise.  Nichtsdestoweni- 
ger versucht  man  aber  doch  auch  das  tatsächliche  Recht  mög- 
lichst diesen  Humanitätsideen  anzupassen.  Die  stoische  Welt- 
immanenz des  Naturgesetzes,  die  umdeutende  Annahme  der  Volks- 
religion, die  Zugehörigkeit  zur  herrschenden  Oberschicht  ermög- 
licht den  Stoikern  eine  reformatorische  Einwirkung  auf  die  Welt, 
die  dem  christlichen  Dualismus  und  seiner  Ausschlicßlichkeit  un- 
möglich war.  Die  römischen  Juristen  der  Kaiserzeit  sind  von 
ihren  Ideen  erfüllt  und  suchen  sie  mit  dem  positiven  Recht  au.v 
zugleichen.  Die  Gesetzgebung  hat  daher  jene  Grundsätze  viel- 
fach in  die  Praxis  übei^eführt,  und  vor  allem  hat  die  Theorie 
der  Juristen  das  positive  Rechtsgesetz  auf  das  allgemeine  gött- 
liche Naturgesetz  zurückzuführen  unternommen  und  aus  dem  Na- 
turgesetz als  besondere  Anwendung  die  Idee  des  Natur  rechts  be- 
gründet, aus  dem  letztlich  ade  positiv-rechtlichen  Ordnungen  und 
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damit  Staat  und  Gesollschaft  selbst  hervorgehen  oder  dem  sie 
doch  inüjfHchst  sich  anpassen  sollten.  Hier  ist  insbesondere  Ci- 
cero von  höchster  Bedeutung.  Damit  sind  äußerst  zukunftsreiche 
13c^i  iffe  geschaffen.  Der  kommunistische,  dem  Ideal  oder  Naturge- 
setz entsiu  cchcnde  Urzustand  und  das  wenigstens  relativ  dem  Natur- 
gesetz entsprechende  oder  entsprechen  sollende  positive  Gesetz 
von  Staat  und  Gesellschaft :  das  sind  Begriffe ,  die  der  christ- 
lichen Theologie  später  noch  die  wichtigsten  IMenste  leisten 
sollten. 

Die  nahe  Verwandtsdiaft  dieser  Gedanken  mit  dem  Christen- 
tum liegt  auf  der  Hand,  insbesondere  da,  wo,  wie  in  der  romi- 
schen Stoa  und  besonders  bei  Seneca  und  Epiktet,  das  göttliche 
Weltgcsetz  die  Züge  einer  gütigen  Vorsehung  und  die  religiöse 
Stimmung  die  Färbung  einer  persönlichen  Gotte^emeinschaft  an- 
nimmt. Insbesondere  nach  der  soziologischen  Seite  ist  die  Ueber- 
einstimmung  der  Folgerungen  aus  diesem  Gottesglauben«  ganz 
ähnlich  denjenigen,  die  Jesus  zieht;  und  es  ist  begreiflich,  daß 
Z(>glinge  stoischer  Ethik  im  Oiristentum  dann  später  die  gesuchte 
philosophische  Religion  wie  umgekehrt  die  Christen  eine  Entlehnung 
aus  der  Bibel  oder  einen  Stützpunkt  allgemeiner  natürlicher  Er- 
kenntnis bei  ihnen  zu  linden  meinten.  Hei  Epiktet  ist  in  der  Tat 
eine  Mitwirkung  christlicher  Einflüsse  nicht  ganz  von  der  Hand  zu 
weisen;  bei  Seneca  verbindet  sich  mit  der  stoischen  Weltr^e- 
rungslehre  und  Theodicee  die  dualistische  Psychologie  Piatons 
und  der  Glaube  an  die  Anähnlichung  der  Vernunft  an  Gott: 
und  bei  beiden  mildert  die  Beobachtung  des  Lebens  den  stoi- 
schen Rigorismus  und  die  stoische  Selbstgerechtigkcit  durch  Mit- 
gefühl mit  den  Schwächen  und  Sünden  der  Menschen.  Aber 
trotzdem  liegen  doch  auch  die  Unterschiede  klar  zu  Tage.  Durch 
allen  Theismus  schlägt  immer  der  urwüchsige  Pantheismus  wieder 
durch,  der  keinen,  der  Welt  und  Sünde  entgegengesetzten  und 
aus  ihr  heraus  zum  Kampfe  und  zur  Gemeinde  führenden  Got- 
teswillen kennt ;  im  Zusammenhang  mit  ihm  werden  die  sittlichen 
Naturgesetze  leicht  auch  zu  utilitarischen  Gesetzen  der  Wettord- 
nung und  die  Gottverwandtschaft  des  Menschen  zur  Naturver- 
wahdtschaft.  Schließlich  ist  bei  der  Eindeutung  dieser  Begriffe 
in  die  Volksreligion  auch  nach  dieser  Seite  hin  jede  neue  Reli- 
gionsbildung ausgeschlossen  und  fehlt  insbesondere  jede  Verkün- 
digung eines  kommenden  Gottesreiches  und  der  Weltemeuerung, 
statt  dessen  die  Blicke  vielmehr  nur  auf  ein  für  immer  ver- 
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schwundcnes  goldenes  Zeitalter  gerichtet  sind,  das  auch  bei  einer 
neuen  Weltperiode  sich  nicht  lange  behaupten  wird;  die  Einheit 
und  Schönheit  der  pantheistisch  verstandenen  Welt  wird  eben 
durch  die  menschliche  Schwäche  nicht  allziitief  beeinträchtigt.  Vor 
allem  aber  ist  es  der  Glaube  der  Oberschicht,  die  bei  aller  Kon- 
zentration auf  innere  Güter  der  Tugend  doch  an  alle  bestehenden  In- 
stitutionen gebunden  bleibt  und  daher  im  stoischen  Ideal  nur  die 
Aussonderung  Einzelner  zu  hoher  Bildung  und  sittlicher  Erkenntnis 
sieht.  Zugleich  damit  erhält  sich  in  ihr  der  aristokratisch-selbst- 
genügsame Geist  einer  nur  eben  aufgeklärten  und  ethisch  ver- 
tieften Herrenschicht.  Das  Christentum  ist  demgegenüber  die 
Bcwcgunc^  der  unteren  Schicht ,  die  etwas  völlig  Neues  wollen 
kann  und  in  ihrem  Mythos  und  ihrem  Heros  über  ganz  andere 
massenpsychologische  Kräfte  verfüf^^t.  D:\<  eine  ist  da«?  religiöse 
und  ethische  Korrelat  des  Weltreiches  und  die  ethische  Erhal- 
tung und  Reform  des  Bestehenden,  das  andere  ist  die  geistige  Re- 
volution. (Vw  Schart'ung  eines  neuen  Gemeinschaftsgebildes  und 
einer  neuen  Zukunft  von  unten  her. 

Noch  schärfer  unterscheidet  sich  der  Stoizismus  dann  aller- 
dings von  der  paulinischen  und  kirchlichen  Lehre,  die  mit  ihrer 
Lehre  von  Sünde  und  Erlösung  und  ihrer  I  )arl)ietun^  der  Gnaden- 
und  Liebeshilfe  durch  die  Wunderkräfte  der  Christus-Mystik  / 
Ideen  in  Bewegung  setzt,  die  der  stoischen  Lehre  ^anz  fremd 
sind,  lind  ganz  anders  eine  zukunftssichere  (icmenule  aufzubauen 
^iip  Stande  sind.  Selbständig  geworden  und  in  die  ^'cbildete  Ober-  ' 
Schicht  eindrini^end  wird  aber  diese  Gemeinde  dann  die  stoischen 
Gedanken  lür  ihre  lalnk  und  Soziologie  immer  stärker  heran- 
ziehen, je  mehr  sie  ihr  neues  Sondergut  auf  die  Basis  allijemei- 
ner  viissenschaitlicher  Erkenntnisse  zu  stellen  dann  für  notwen- 
dig linden  wird^*). 

»)  Vgl.  WendUnd;  ZcUer  »Ce$cb.  d.  griecb.  Philo».«  III*  i  wid  lU'  2  ;  Over- 
beck »Stellong  der  alten  Kirche  u.  s.  w.«;  Keim  S.  31—55;  30&— 338;  Bonböffer 
»Die  Ethik  des  Stoikm  EpikteU  1894;  Zahn  »Der  Stoiker  Epikcet  und  sein  Ver- 
hältnis  nun  Cbristentnmt  1895 ;  Banr  »Drei  Abhandliii^;en  nur  Geschichte  der  alten 
Philosophie  nnd  ihre«  VerhSltnisses  zom  Cbristcntam«  1876 ;  Jodl  I,  584— 587, 83—108, 
Die  universale  Sozialethik  gebdrt  der  Stoa  allein  nn,  und  darauf  beruht  auch  ihre 
Außerordentliche  im  folgenden  zu  zeigende  Bedeutung  für  <l;is  Christentum.  Die 
vielfach  nnh  venvnndte  kynischc  Ktliik  und  DiafriUc  hLiüini  sich  freilich  auch 
nahe  gcuu^  mit  ihm,  ist  aber  hei  ciein  Manjjel  uiiitr  in  Jm  icliijiiisen  Mee  der 
üoUeseinheit  und  der  Cjottesliebe  begründeten  Sozialethik  nicht  eulternt  von  der 
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Alles  in  allem  handelt  es  sicii  bi  i  l!vanL;clium  und  Sloa  und 
bei  den  weiteren  verwandten,  von  der  l*orschung  erst  aufzuhel- 

daucrnden  Bedeutung;  sie  ^'irkt  mehr  in  der  Riclitang  des  reinen  Inüividualisinus» 
der  Heschränkunj»  auf  innere  Ciiter,  der  Askese.  Von  einer  Redeutunj;  der  anderen 
Mjziaicthischen  (Iroßniächte  der  nntikcti  IM'üosoidienhcliulen  i-f  in  der  alten  Zeit 
<lcs  Christentums  dann  iibethn'.ijit  nicht  liit-  Kcle.  Die  a  r  i  s  i  o  i  c  i  i  s  c  h  c  S(i?ial- 
{>hilui>o()hie  mit  ihrem  bloß  aui  den  stantsbiidendcu  Vernunfltricb  bcschia>ukit:ii  und 
keinerlei  rechtliche  Folgerungen  aus  ihm  ableitenden  Natarrecht,  mit  ihrem  Haften 
am  konkreten  antiken  Stadtstaat  und  ihrer  bloßen  philosophischen  R^uliening  de» 
konkreten  geschichtlichen  Staates  liegt  auf  Jahrhunderte  dem  christlichen  Denken 
fem  und  ist  splter  erst  durch  Einschmebnng  in  die  stoische  Idee  vom  Naturgesetz 
zu  Bedeutung  gekommen.  Der  seit  dem  zweiten  Jahrhundert  sich  erneuernde  Pia» 
tonismusist  freilich  von  höchster  Bedeutung  fHr  das  christliche  Denken,  aber 
nur  durch  seine  relij;iüse  Mystik  und  dualistische  Metaphysik,  nicht  durch  seine 
Sozialphilosophic.  Die  ist  beim  echten  l'laton  ebenfalls  am  Stadtstaat  orientiert, 
spezifisch  hellenisch  und  ari'-tokratiscb,  und  ihr  Kommunismus  ist  nicht  aus  der  Liebe 
/,u  <  "lOtt  ur>d  iti  floit,  ^jndctn  nus  dein  liiebe  der  Idee  tu  ihrtT  einheitlichen  Selbsl- 
davstellun^  imnivieit,  hui  daiicr  keine  innere  Was  aadiscluüi  um  Jen  christlichen 
Ideen  des  universalen  Liebeskommunismub.  Der  neue  Pythaguräismus  und  riatonismus 
hat  im  Unterschiede  von  dem  patriotischen  und  sozialreformerischen  Interesse  des 
noch  dem  konkreten  Griechentum  zugewandten  Plato  ein  alles  fiberwiegendes  religiöses 
Interesse  in  dem  Sinne  der  Mystik,  der  Askese,  des  Unsterblichkeitsglaubens  und 
der  Sicherung  des  ScelenheUs  in  innerer  Wiedergeburt  und  Vergeistigung  de»  Kultus, 
in  dem  dem  Gläubigen  fjöllliche  Üffenbarun^-en  zuteil  werden.  Soziftlethisch  und  po» 
litisch  finden  sie  sich  mit  dem  Imperium  ab,  prcdi;4cii  eine  Ethisierung  der  bestehen- 
den Einrichtungen  und  ;d!L,'cmeines  Wohlwollen,  aber  die  eigentliche  Spil«  des  CJc- 
dankens  ist  nicht  die  emcr  im  ethischen  (iottesdienst  'f,'ccinit;ten  Menschlicif,  «-un- 
dern  die  mystische,  stark  nristfikmli'^ch  und  intellektu  tli-i  Ii  j;cdachte  Kulti,'ciiiL tn- 
sthaft.  Der  eigentliche  N  e  u  p  1  a  l  o  n  i  s  m  u  s  vollends  »iclU  die  ]>Q]iti5chen  und 
für  die  Antik«  damit  immer  eng  zu^imenhängenden  sozial-ethischen  Interessen  über- 
haupt zurfick  hinter  die  völlig  subjektive,  in  der  Ekstase  gipfelnde  Religiosiütt ; 
sein  Gottesbegriff  enthllt  wohl  Grundlagen  der  Mystik,  aber  keine  der  Sozialetbik. 
Das  ist  wohl  höchst  bedeutend  fUr  die  Theorie  der  religiösen  Erkenntnis  und  Air 
die  Metaphysik,  fBr  das  Mönchtttm  und  ffir  die  Stellung  der  Kirche  gegen  die  Welt, 
aber  nicht  fUr  den  Gedanken  einer  universalen  Sozialetbik.  Daher  beziehen  sich 
auch  alle  späteren  Aimäherun^en  an  die  Tülitcia  Piatons  nur  auf  das  Verhältnis 
der  Kirche  zur  Welt,  der  seclenleitcnden  Körperschaft  zu  den  Laien,  aber  nicht 
:iuf  die  allgemeine  Sozialetbik  des  Christentums.  Zeller  III.  14.'  f.,  146 — 189,  605. 
Von  Dantes  christlicher  St>zialethik  und  Politik  auf  die  sie  beilingcnden  historischen 
Elemente  zurückgehend  kommt  Voßlcr  »Die  göttliche  Komödie <  I,  2,  1007  gan? 
ähnlichen  Ergebnissen,  soweit  die  hellenistisch-römische  Soziallehre  und  Eihik  in 
Betracht  kommt.  —  Ueber  die  auikrordentliclie  Bedeutung  Ciceros  für  die  christ- 
liche Ethik  s.  auch  das  ausgezeichnete  Buch  von  Thamin,  St.  Ambroise  et  la  mo- 
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Icnden  Bitdungen  des  späten  Altertums  um  eine  Wandetung  der 
lobenswerte  und  um  ein  neues  Ideal  des  Menschentums,  wie  es 
aus  der  Zerbrechung  der  militaristischen  und  po1>'theistischen  Na- 
tional- und  Eroberungsstaaten  her\  oi  -^i  ht.  Dem  Monotheismus  ent- 
spricht die  geschlossene  Persönlichkeit  um!  der  universale  Mensch- 
heitsgedanke.  Dem  verinnerlichtcn  Gottesglauben,  der  im  Gegensatz 
zu  den  Staat,  Recht,  Krieg,  Gesellschaft  lu  iligenden  polytheistischen 
Kulten  emporsteigt,  entspricht  eine  Menschheit  der  inneren  Freiheit 
und  der  Gesinnungsgemeinschaft  ohne  Macht,  Recht,  Krieg  und 
Gewalt.  Die  Art,  wie  hier  und  dort  der  neue  Gedanke  sich  durch- 
setzt, ist  tiot/  aller  Aehnlichk ei t  grundverschieden,  aber  die  Kräfte 
strömen  doch  zusammen  und  bauen  gemeinsam  ein  neues  sozi<»- 
logisches  und  dann  auch  sozial-politisches  Ideal  auf,  das  bleibend 
seine  innere  Spannung  gegen  die  rein  inner\vcltlichen  Lebens- 
formationen behält,  auch  nachdem  sie  ihre  polytheistische  Sanktion 
verloren  haben.  Auch  verkürzen  beide  in  ihrem  Idealismus  die 
Naturbasis  des  Lebens  und  haben  beide  mit  deren  beständiger 
Wiedergeltendmachung  zu  tun.  Die  Führung  aber  in  dieser  Heraus- 
bildung übernimmt  in  steigendem  Maße  die  Organisation,  die  aus 
dem  Evangelium  hervorwuchs  ^'•). 

rale  chriticmie  an  4enic  stiele  1S95.  »II  est  ttti  de  ses  mc6uw  momuc  etj  &  sa  ma- 
nicre,  lui  aiissi  un  pire  de  l'^glise«  172.  Den.  Ober  Scneca  178:  jitömt  le  contpta 
donc  au  nombres  des  ^crivains  ecclcisiostiques,  et  pendant  douze  siicles  ce  Tut 
une  tradiüon  incontestee.  Merkwürdigerweise  »[lielt  Epiktet  nicht  entfernt  die 
gleicbc  Rolle. 

Hienu  *.  Weinel,  » Stellung  des  Urchristentums«  S.  34  IT.,  41. 

(Weilcrc  Aut&äUie  folgen.) 
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Ethik  und  Sozialismus. 

Von 

1  KküLNAXD  'R)NNIi:S. 

Erster  A  r  t  i  k  c  I. 
(Schluß.) 
VIT. 

Ziehen  wir  die  Summe  aus  dioen  AIitteilun;4en,  so  darf  ge- 
sagt werden,  daß  die  3  hier  betrachteten  Werke  über  Ethik  dem 
Sozialismus  überwiegend  günstig  sich  aussprechen,  wenn- 
gleich sie  alU"  über  den  Akirxismus  und  die  Sozialdemokratie  (ins- 
besondere die  berufene  deutsche  Partei)  mehr  oder  weniger  aut 
entschiedene  und  ausdrucl  licu  Art  den  Stab  brechen,  (jlcich- 
wohl  hat  in  ihren  neuen  Ausgaben  offenbar  infolge  der  Entwick- 
lung der  Tatsachen  diese  Gedankenentwicklung  zugenommen. 
Ein  Ergebnis,  sicherlich  merkwürdig  und  bedeutend  bei  3  Autoren, 
die  durchaus  unabhängig  von  einander,  und  sonst  stark  von  einan- 
der abweichend,  zur  Anerkennung  eines  Gedankensystems  gelangt 
sind»  das  doch  immer  noch  mit  dem  amtlichen  Stempel  der 
Ketzerei  und  des  sittlich  Verwerflichen  behaftet  ist  —  wenn  auch 
mit  dem  Worte  und  Schein  nicht  selten  ein  selbstgefälliges  Spic' 
len  auch  von  Staatsmännern  und  Gelehrten  beliebt  wird,  die  tnit 
beiden  Füßen,  und  noch  auf  2  Stäbe  gestützt,  auf  dem  Boden  der 
bestehenden  Gesellschaftsordnung  stehen  und ,  unbeschadet  jenes 
Spiels,  zu  stehen  sich  rühmen.  Indessen  die  Psychologie  dieser 
Tatsachen  soll  uns  nicht  beschäftigen.  Wir  werfen  lieber  die 
Fragen  auf:  was  gilt  gemeiniglich  als  sittlich  verwerflich  am 
Sozialismus  ?  und  wie  verhalten  sich  unsere  philosophischen  Ethi- 
ker dazu  ?  —  Da  ist  zunächst  die  gi  obe  und  große  Angelegenheit 
des  Privateigentums.   Das  Eigentum  ist  heilig,  sagt  die  über- 
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lieferte  Moial.  in  England  halten  wnlil  hochgestellte  Männer  Vor- 
träge über  'Sozialismus  und  die  lo  Gebote-  und  schreiben  mit 
jjroßen  politischen  Lettern  das  Thon  shalt  not  steal  in  die  Her- 
zen gläubiger  Zuhörer.  Der  Sozialist  will  die  Eigentumsordnung 
verändern,  wohl  gar  unisiür/A  n,  er  will  expropriieren,  konfiszieren 
—  so  lautet  die  alte  immer  m  uc  Anklai^r  Der  viel  wiederholte 
Satz  die  I*'.xpro])riateurs  werden  expn  )i)riit'i  t  ^  wird  ohne  Zweifel 
von  di  ni  initticren  Leser  dahin  verstanden,  daß  etwas,  was  an  sich 
l  nri-chl  sei.  dui  ch  den  ( Irund  der  W'i  LjeltunL;  ^iM'echttertigt  w i'rde, 
und  konnte  etwd  s(»  aus;rcdeutet  werden,  die  I\xi)ro])iiatU)nen.  \  cr- 
möge  deren  das  Kapital  akkumuliert  wurde,  seien  /war  in  den 
l*"ormen  des  Rechtes  t^eschehen,  aber  der  Sache  nacii  seien  sie 
dem  Diebstahl  und  Raube  gleicii  zu  aclnen;  hingegen  die  große 

Zwangsenteignung  durch  eine  im  Staatswillen  konzentrierte  Ge- 
sellschaft, d.  h.  aber  durch  das  Proletariat,  möge  cU  r  l-^rm  nach 
Unrecht  >ein,  ihrem  nialerielU  n  Gehalte  nach  werde  sie  un  höch- 
sten Sinne  mit  Recht  gesciielien.  (  >b  schon  als  Vergeltuni;' 
i>dcr  wegen  ihres  tielercn  diali'ktischen>  Sinnes-  —  konnte  nian 
dann  immer  noch  fragen.  Das  nalurrcchtliche  IMohlein  ist  bt  kannt- 
lich  mit  gewohnter  Gründlichkeit  und  Krall  von  A.  W  a  14  n  c  1  be- 
handelt wf)rden,  und  si-ine  Lösungen  sind  radikal;  ausdrücklich 
nennt  er  die  Grenze  zwischen  Exprujjriation  und  Koinnuinismus  eine 

durchaus  flüssige s  und  bewegt  sich  kühn  in  dem  Grenzgebiete 
(Grundlegung  II  S.  536).  Ohne  das  Wort  »Kthikf  oder  »MoraL  in 
diesem  Zusammenhange  auszusprechen .  läßt  er  doch  das  sitt- 
liche Bewußtsein  otTenhar  genug  über  die  Grenzen  tler 
Enteignung  entscheiden.  »Erweist  sich  eine  Wränderung  der 
Organisation  der  X'olkswirtschaÜ  und  de  r  Gestaluiii-  der  Technik 
und  des  Betriebs  im  Volksbewußtscin  jdas  nuiß  doch  heißen  im 
sittlichen  Volk.sbewußt.sein ]  bei  unbclangcncr  rrulun^;  als  eine 
wesentliche  Bedingung  der  Eortentwicklung  [das  kann  doch  nicht 
heißen:  der  bloßen  materiell -ökonomischen  h'ortentwicklung  1 1 
des  Volkslebens ;  kann  jene  Veränderung  aber  nur  durch  eine 
veränderte  Verteilung  des  Eigentums-  und  Verfügungsrechts  an 
individuellen  (nicht  fungiblen)  Produktionsmitteln  erreicht 
werden«  und  ist  diese  letztere  nicht  vertragsmäßig  zu  erlangen: 
dann,  aber  auch  n  u,r  dann,  muß  das  Privateigentum  dem  so 
konstatierten  öfTentltchen  Interesse  weichen,  und  darf  die  Ent- 
eignung Platz  greifen«  [d.  h.  o.  Zw.  ist  dann  sittlich  gerecht- 
fertigt] I.  c.  S.  541.)  Wagner  nennt  das  Prinzip  des  »öffent- 
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liehen  Interesses^  wenn  es  für  sich  allein  als  Gnind 
für  die  Enteignung  hincjestellt  werde,  all/.u  vage  und  dehnbar, 
obschon  in  der  Tat  darin,  nämlich  im  Vorrani^  des  Cjemeinschafts- 
vnr  dem  l'n\ atinteresse,  der  letzte  Grund  (k  r  Sache  gelegen  sei; 
er  räumt  aber  ein,  d.il^  auch  bei  seiner  Begn  n/iing,  sogar  in  der 
Theorie  immer  noch  ein  Spielraum  für  die  subjektive  Ansicht  des 
(iesctzgebers  bleibt^;  diesen  2U  g<nvähren  sei  jednch  unvermeidlich. 
Ich  unterschreilu-  nicht  das  Urteil,  daß  es  so  durchaus  unver- 
meidlich ist,  wenn  man  die-  ethische  Seite  der  l'rage  scharf 
ins  Aucje  fa!^t.  Wenn  von  törmlicheni  Recht  das  eigentliche  uml 
wahre,  oder  ein  höheres  Recht  unterschieden  wird,  —  in  der 
Jurisprudenz  hat  bekanntlich  die  I'nterseheiduni;  von  'matei ialein' 
und  'formalem'  Recht  eine  andere  licdt  uiuni;  — ,  so  ist  mit  die- 
sem höheren  Recht  etwas  Ethisches  ti^emeint  im  Gegensatz  zum 
'positiven'  d.  h.  wirkiiclien,  empirischen  Rtcht.  Das  Natur- 
recht,  dessen  wahrer  Sinn  selten  erkannt  wird,  liegt  in  der  Mitte 
zwischen  dem  positiven  Recht  und  der  Ethik.  Dem  Naturrecht 
als  einer  Disziplin  gehrirt  -  -  wieder  mit  \V  a  g  n  e  r  zu  reden  — 
jene  Auffassung  an,  welche  in  der  Privateigentumsinstitution  in 
erster  1  .inic  eine  vom  ( 1  e  m  c  i  n  s  c  h  a  1  t  s  i  a  l  c  r  e  s  s  e  ge- 
b)rderte  I'anrichtung  sieht  und  dasstdbc  nur  soweit  bilHi;t-. 
Denn  daraus  folgt  allerdings  das  loi  niliche  Rc  cht*  der  Staats- 
gewalt, also  des  Gesetzgebers,  nach  Erfordern  des  ötlentlichcn 
Interesses  in  die  Eigentumsordnung  hineinzugreifen,  also  sie 
nach  \\  iilkiu  <  zu  verändern.  Aber  auch  solche  lörmlich  be- 
rechtigten Akte  können,  eben.so  wie  rechtmäßige  Privathandlungen, 
s  i  1 1  1  i  c  Ii  unberechtigt,  ja  verwerflich  sein.  Das  weiß  W  agner 
sehr  wohl,  eben  darum  sucht  er  nach  einem  Kriterium,  das  die 
sittliche  Rechtferti.;ung  der  Zwangsenteignung  kennzeichnen 
soll.  Er  hat  aber  nur  die  Gegend  gefunden,  in  der  es  liegt,  nicht 
das  Kriterium  selbst.  Dennoch  hat  er  in  dieser  Richtung  mehr 
getan  als  unsere  I-2thiker,  die,  oljgleich  auf  demselben  prinzipiel- 
len Standpunkte  stehend,  das  Problem  kaum  berührt  haben,  über- 
haupt das  Verhältnis  von  Recht  und  Moral,  oder  vielmehr  (in  der 
Theorie)  von  Naturrecht  und  Ethik,  nicht  stark  und  tief  genug 
anfassen,  wenn  sie  überhaupt  darauf  eingehen.  Paulsen  er- 
wähnt allerdings  die  Expropriation,  als  eines  der  Zeichen  dafür, 
daß  es  innerhalb  der  bestehenden  Rechtsordnung  kein  absolutes 
Eigentumsrecht  gebe  (11  4::o)  und  folgert,  für  rechtlich  unmöglich 
konnte  auch  die  Ueberführung  der  Produktionsmittel  aus  dem 
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Privateigentum  in  Kollektiveigentum  nicht  gelten;  die  Verteidi- 
gung des  Privateigentums  müsse  sich  also  auf  Zweckmäßigkeits- 
gründe stützen,  und  das  möge  ihr,  wie  gegenwärtig  die  Dinge 
Hegen  (?),  nicht  schwer  fallen.    So  sei  aber  auch  der  Uebcrgang 
zum  Kollektiveigentum  nicht  eine  Frage  des  Rechts,  sondern  der 
Zweckmäßigkeit.   Die  Sache  wird  hier  doch  zu  leicht  genommen. 
Ganz  gewiß  hält  das  allgemeine  Bewußtsein  der  Eigentümer,  ge- 
stützt auf  sehr  alte  Ucbcrlicfcrung,  das  Pligentum  —  als  den 
rechtmäßigen  Besitz  —  für  unantastbar  und  die  Staatsgewalt  für 
bestimmt  es  zu  sichern,  nicht  es  wegzunehmen.    Die  Inhaber  der 
Staatsmacht  handeln  darnach;  was  tatsächlich  an  Zwangsenteig- 
nungen bisher  gcschdun  ist,  entschuldigt  sich  durch  die  Not- 
wendigkeit von    Kulturfortschrittcn die  wesentlich  im  allgemei- 
nen Interesse  der  Eigentümer  selbst  gelegen  sind  und  als  solche 
dargestellt  werden;  da<^    öffentliche«  Interesse  i^t  rlx  n  bisher  in 
erster  Linie  das  Interesse  der  l^it^entümer,  nicht  unmer  das  jedes 
Einzelnen,  aber  um  so  mehr  das  der  Eigentümer  als  Klasse.  Und 
die  l'lnteignung  geschieht  reLicimäßig  mit  so  reichlicher  Entschä- 
digung, daß  ein  Jurist  sie  nicht  übel  als  'Zwangskauf  bezeichnet 
hat.    Es  ist  nicht  die  Meinuncf,  so  wenig  unserer  Ethiker  als 
A.  Wagners,  das  proletari'^che  Bewußtsein  als  das  Maß^rebemle 
und  ICntschcidendc  anzuerkennen,  wenn  dieses  auch  revolutioniirf 
l.mi^Miffc  in  die  Ei';jentumsordnung  für  geboten  hält.    Die  l-"ragc 
kann  aber  allerdin<^s  aulj^ew orten  werden,  ob  nicht  «schon  jetzt 
die  allgemeine  Dcnkungsart,  wie  sie  in  überkommenen,  alt- 
hergebrachten und  als  solche  i^elK'ili.^cn  Vorstellungen  und  Be- 
griffen beruht ,   das  rrivatt  ij^H-ntum    unter  gewissen  Bedini^ungen 
und  Umständen  als  unsittlich  empfindet,  und  seine*  Autlicbung 
gegen  den  W'jllen  des  I'ij^i  niümers  darum  für  sittlich  erlaubt, 
ja  für  Pflicht  erachten  möchte.^  —  Ich  behaupte  nun,  daß  dic^ 
wirklich  der   l'all  ist.    Das  Programm  der  Bodenreform  l)cruht 
auf  einif  solchen   ^atsacln^    I  )cr  \\'t  rt/uw  achs  des  Bodens  durch 
gesteigerte  Volkswirtschaft,  durch  \cidichtung  der  Bevölkerung, 
durch  öffentliche  Anlagen,  Bauten  und  Verbesserungen  wird  wirk- 
lich, und  zwar  mit  Gründen,  die  durch  gute  (jründe  nicht  wider- 
legt werden  können,  als    unverdienter  Zuwachs«  (uHtarntd  Inert - 
iiittit)  dargestellt.    Dies  führt  sogleich  auf  die  Verschiedenheiten 
auch  des  produktiven  Eigentums  und  das  verschiedene  Vi m.tii- 
nis  gerade  der  ethischen  Gefühle  dazu.   Mit  gutem  Bedacht  haben 
—  nach  früheren  Vorgängern,  es  werde  nur  Rousseau  genannt  — 


Digitized  by  Google 


60 


Ferdinand  Tönnie», 


Henry  (iioii^i  und  seine  Anhänjjcr  darauf  gebaut.  *Wenn  der 
\'()rschlau;  i;einacht  wird,  das  rrivateii^entum  am  Buden  abzu- 
schatten, so  ist  die  erste  Frage,  die  sich  erhebt,  die  der  Gerechtii^- 

keit   Diese  1  endenz  populärer  Erörterung^en,  eine  ethischi 

1  onn  anzunehmen,  hat  einen  Grund;  sie  cntsprini^t  aiis  einem 
fieselze  der  mensciilichen  Seele;  sie  beruht  auf  einer  unl)cstiniin- 
tcn  und  instinktiven  Anerkennung^  dessen,  was  wahrscheinlich  die 
tiefste  Wahrheit  ist,  die  wir  zu  fassen  verniTigen.  Das  allein  ist 
weise  was  j^erecht  ist,  und  nur  was  rechtmäßig,  ist  dauerhaft*^. 
(l'roL^iess  and  povcrly  B.  VII  Ch.  I.  Anfang.)  Die  Ethiker  müß- 
ten an  dieser  l'ragestellung  nicht  vurbcigehcn.  Kein  Wunder,  daß 
bei  dem  Ani  il  iner  die  Antwort  eine  leichte  theologische  l  är- 
bung  hat  1  ui  uie  säkularisierte  oder  rein  philosophische  Ethik 
hat  tVcilich  der  liegrih  der  Gerechtigkeit  im  Unterschiede  von 
der  rationalen  Zweckmäßigkeit  seine  besonderen  Schwierigkeiten, 
und  dies  zumal  lür  tlas  Wohlfahrts-Prinzip,  das  Höffdiiig  und  l  aul- 
sen  in  au.sgesprochener  Weise  ihren  Systemen  zu  (Gründe  legen, 
Wundts  Lehre  ist  etwas  anders  formuliert,  aber  im  Wesen  nicht 
davon  verschieden.  Gewiß  scheint  mir  aber,  daß  der  Sinn  für 
Gerechtigkeit  mit  «lern  (logisch-ästhetischen)  Sinn  für  Verhältnis, 
Maß  und  Richtigkeit  sehr  tief  und  nahe  zusammenhängt,  und  daß 
dieser  Sinn,  wie  überhaupt  gegen  den  unmäßigen  und  übermäßigen 
Reichtum,  so  ganz  besonders  gegen  die  Anhäufung  von  Grund- 
besitz  in  den  Händen  einzelner,  vielleicht  gar  persönlich  min- 
derwertiger Personen  sich  empört,  oder  doch  leicht,  wenn  er  in 
unbefangenen  lauteren  Seelen  gezüchtet  wird»  zur  Empörung  da- 
gegen gebracht  werden  kann.  Andere  Momente  kommen  hinzu. 
Paulsen  spricht  auf  geistreiche  Art  davon,  daß  der  >papieme« 
Charakter  sehr  vielem  modernem  Eigentum  sein  Wesen  und  seinen 
Sinn  zerstöre.  Es  gibt  aber  andere  Merkmale,  die  insonderheit 
die  Vernunft  des  Grundeigentums,  das  doch  keineswegs 
»von  Pappe <  ist,  aufheben.  Dazu  gehört  in  auffallender  Weise 
der  Absenteismus,  dessen  sittliche  Wirkungen  nicht  minder 
als  die  ökonomischen  bedeutend  sind.  Der  große  Landbesitz 
hatte  immer  noch  einen  besseren  Sinn,  als  er  noch  undifferenziert 
von  der  Gebietshoheit,  eine  Herrschaft  über  Land  und  Leute 
war.  Der  Herrschaft  über  die  Leute  wird  die  Herrschaft  über 
das  Land  folgen  müssen.  »Wenn  der  Mantel  fallt  — «.  Es  folgt 
aber  femer,  daß  überall  von  der  Bewirtschaftung  und  von  der 
Art  der  Bewirtschaftung  die  Zulassung  —  denn  so  sollte  sie 
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heißen  —  des  privaten  Grundeigentums  abhänf^it^  sein  sollte. 
Alles  dies  gilt  nun  in  ausgeprägtester  Weise  vom  städtischen 
Grundeigentum,  zumal  als  WOhnungshodcnt.  I  nd  was  die  sitt- 
liche Berechtigung  des  Privateigentums  hier  noch  schwerer 
belastet,  wird  wohl  auch,  mit  gutem  Gnmde.  gegen  das  Grund- 
eigentum im  allgemeinen  geltend  gemacht,  l-^s  ist  aber  zugleich 
dazu  angetan,  die  Berechtigung  auch  des  Kaj)ital-Rigentums ,  zu- 
mal wo  es  auf  dem  Eigentum  an  Bergwerken  und  anderen  be- 
vorzugten Teilen  des  Bodens  sich  aufbaut,  am  ehesten  unsicher 
und  unwahr  zu  machen.  Nämlich  der  monopolistische 
Charakter  solches  Eigentums.  Wagner  weist  in  seiner  ausge- 
zeichneten Bearbeitung  dieser  Fragen  auch  darauf  hin  (z.  B.  a.  a.  O. 
S.  478,  481).  Sind  Monopole  von  Privaten  sittlich  erlaubt?  wenn 
nicht,  ist  es  nicht  sittlich  geboten,  sie  zu  zerstören? 

Hier  stehen  wir  sogleich  in  einer  altgemeinen  hochwichtigen 
ethischen  Frage,  die  ebenfalls  von  den  philosophischen  Ethikem 
vemacrhiässigt  wird,  der  Frage  des  »gerechten  Preises«  (justum 
preiium)t  allgemeiner  ausgedrückt:  der  Sittlichkeit  des  Handels 
und  des  Marktes.  Die  Frage  läßt  sich  gamicht  umgehen,  und  wir  tau- 
chen ja  erst  eben  aus  dem  Zeitalter  der  freien  Konkurrenz  empor, 
deren  ewige  Rechtfertigung  eben  die  war,  daß  sie  allein  den 
natürlichen,  das  hieße  eben,  den  richtigen  und  gerechten  Preis  zu 
l  äge  fordere.  »Seit  über  2000  Jahren  war  es  innerste  Rechts- 
fiberzeugung aller  Kulturvolker,  daß  alle  Preisverabredung  im 
Sinne  der  Pireiserhöhung  auf  dem  Markte  strafbar  sei;  bis  tief 
ins  19.  Jahrhundert  reichen  derartige  Gesetze;  sie  sind  noch  in 
manchen  Landern  zu  Recht  bestehend,  werden  nur  nicht  mehr 
ausgeführt.  Und  das  Grundprinzip  aller  Kartelle  sind  solche 
nach  dem  tiefsten  Volksbewußtsein  strafbare  Verabredungen«.  So 
Schmoller  in  Mannheim').  Bekanntlich  ist  es  ein  Merkmal  aller 
älteren  Rechtsordnungen,  daß  sie,  was  im  Volksbewußtsein,  zu« 
mal  im  religiösen,  für  unsittlich  gilt,  auch  rechtlich  nicht  gelten 
lassen  wollen  und  mit  Strafen  bedrohen.  Ein  Grundsatz,  der  trotz 
seines  völligen  Versagens  gegenüber  der  Entwicklung  des  I^ebcns 
nur  schwer  und  langsam  verlassen  wird,  der  im  allgemeinen  Straf- 
recht, dank  juristischer  Beschränktheit,  noch  heute  nicht  ganz 
verlassen  ist.  Im  allgemeinen  beruht  aber  die  gesamte  neuere 
Rechtsentwicklung  auf  der  Scheidung  von  Recht  und  Moral, 
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indem  jenes  durchaus  auf  den  teils  individuellen  teils  sozialen 
Nutzen,  namentlich  auf  das  Bedürfnis  des  Friedens  und  des 
Schutzes  gegründet  wird,  der  eine  Anerkennung  des  StaUts  prae- 
sens zur  Voraussetzung  hat  und  die  Freiheit  der  Individuen  po- 
stuliert, möglichst  auf  ungehemmte  Weise  über  ihre  persönlichen 
und  sachlichen  Kräfte  zu  verfügen.  Dieses  Postulat  erscheint  in 
der  Gestalt  von  Axiomen :  des  natürlichen  Rechtes,  der  natürlichen 
Freiheit  und  Gleichheit,  des  Eigentums  als  der  Erweiterung  der 
Person  oder  als  in  der  Arbeit  begründet  u.  s.  w.  Soweit  seine 
Freiheit  mit  der  Freiheit  aller  zusammenbestehen  Icann,  d.  h.  so« 
weit  er  nicht  in  die  Sphären  anderer  gegen  deren  Willen  eingreift, 
darf  jeder  innerhalb  seiner  Rechtssphäre  tun  was  ihm  beliebt  — 
er  mag  sich  sittlicher  Mißbilligung,  ja  der  Verurteilung  aussetzen, 
aber  er  handelt  mit  vollkommenem  Rechte,  er  ist  weder  strafbar 
noch  zur  Entschädigung  verbunden. 

Was  sagt  aber  die  Ethik  dazu?  Was  sollte  sie  dazu  sagen? 
Sicher  ist,  daß  sie  in  ihrem  Urteil  über  den  Erwerbstrieb  frei- 
sinnig geworden  ist;  sie  verdammt  nicht  mehr  den  Egoismus,  wie 
er  in  Handel  und  Wandel  waltet,  schlechtweg,  sie  sieht  und  an- 
erkennt sogar  das  mächtige,  kulturfördemde  Element  in  ihm; 
wenn  er  rücksichtslos  den  eigenen  Vorteil  verfolgt,  da  wird  sie 
es  zwar  nicht  immer  schön  finden,  aber  auch  nur  ausnahmsweise 
schlechthin  verwerflich;  sie  wird  dahin  tendieren,  das  Gebiet  des 
sittlich  Erlaubten  stark  zu  erweitem.  Es  wird  sich  freilich  fast 
als  unmöglich  erweisen,  hier  feste  Normen  aufzustellen,  bestimmte 
Schranken  zu  ziehen.  Und  so  finden  wir  auch,  daß  unsere  Ethi- 
ker nicht  sehr  geneigt  sind,  die  Frage  aufzuwerfen  und  zu  er* 
örtem.  Sie  erwähnen  wohl  im  Vorbeigehen  die  »ungünstigen 
Seiten«  des  Handels  und  der  Handeltreibenden  (Höffding),  oder 
in  einer  ausführlichen  l'>örterung  der  Wahrhaftigkeit,  daß  der 
Egoismus  die  Seele  des  Handels,  wie  des  Spiels  und  der  Wette 
sei  (Paulscn),  und  daß  es  volle  Offenheit  und  volles  Vertrauen 
da  nicht  geben  könne ;  aber  eine  prinzipielle  Erörterung  der  Stel- 
lung, die  Handel  und  Handctsgeist  zum  sittlichen  Leben  und  zu 
sittlichen  Motiven  einnehmen,  wird  \ ermieden.  Paulsen  gelangt 
zu  jener  Aeußerung  in  dem  Abschnitt  über  die  »Notlüge« :  wie 
die  Gewalt,  so  sei  auch  die  Täuschung  sittlich  zulässig  zum  Be- 
huf der  Abwehr  des  Räubers  und  Einbrechers.  Nicht  anders  liege 
die  Sache  im  Kriege  und  einigermaßen  auch  im  diplomatischen 
Verkehr  der  Völker  (wenn  auch  die  Aufrichtigkeit  hier  im  Zu- 
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nehilun  sei).      Etwas  ähnliches  gilt  auch  im  Handel«,  nämlich 
daß  Täuschung  tatsächlich  geübt  werde  und  für  erlaubt  gelte. 
l*aulsen  kommt  dann  zu  der  Schlußfolgerung:    man  müsse  sich 
entschließen  anzuerkennen,  daß  es  keine  allgemeine 
Moral  gebe,  >wir  brauchen  für  verschiedene  Wesensverhält- 
nisse verschiedene  *Moralen'«   (II  215).   Wie  merkwürdig,  daß 
eine  so  fundamentale  Bestimmung  nur  gelegentlich,  wie  durch 
Zufall  herbeigeführt ,  auftritt!    Es  ist  allerdings  eine  Hauptfrage 
der  Ethik:   sollen  wir  das,  was  ohne  Zweifel  Pflicht  ist  im  Ver- 
hatten  gegen  Freunde,  auch  gegen  Feinde  üben?   In  der  christ- 
lichen Lehre'  finden  sich  bekanntlich  die  Vorschriften:  »Liebet 
eure  Feinde,  segnet  die  euch  fluchen  u.  s.  w.< ,  aber  wenn  auch 
ein  Schauer  der  Erhabenheit  uns  daraus  anweht,  so  wissen  wir 
doch,  daß  Christen  ebensowenig  wie  andere  Menschen  fähig 
sind,  naturwidrige  Gefühle  zu  hegen,  daß  sie  also  höchstens  durch 
Verstellung  sich  den  Schein  geben  können,  als  liebten  sie  ihre 
Feinde.   Wenn  aber  Paulsen  sagt  (a.  a.  O.):    »je  weniger  ein 
Vertrauensverhältnis  besteht  und  demgemäß  zerstört  werden  kann, 
desto  mehr  verliert  die  absichtliche  Täuschung  von  ihrem  geßihr- 
lichen  und  verwerflichen  Charakter,  desto  unbefangener  wird  sie 
tatsächlich  geübt,  desto  milder  beurteilt,  bis  sie  endlich  im  ent- 
schiedenen  Kriegszustand  als  legitimes  Mittel  zur  Kriegführung 
erscheint,  dessen  Verwendung  keinen  moralischen  Bedenken  unter- 
lieget, vorausgesetzt,  daß  man  in  einem  gerechten  Krieg  begriffen 
ist«  —  so  ist  meine  Ansicht  der  Frage  doch  durchaus  anders  be- 
schaffen. Die  wirklichen  Moralen  sind  gewiß  sehr  mannigfach;  eine 
philosophische  Ethik  wird  sich  dadurch  bewähren  müssen,  daß  sie 
sich  als  allgemein  menschliche,  wenigstens  in  ihren  Grundsätzen,  vor- 
stellt.  Wir  können  um  unserer  Selbsterhaltung  willen,  um  unserer 
Lieben  willen,  durch  Not  und  dringende  Motive  aller  Art  uns 
gezwungen  fühlen,  in  Kampf  und  Ringen  zu  Mitteln  und  Werk- 
zeugen zu  greifen,  die  wir  schlechthin  als  übel  und  böse  ericennen, 
wir  können  den  Notstand  und  die  Umstände  des  Falles  vor  un- 
serem eigenen  Gewissen  und  vor  jedem  anderen  Sittenrichter  als 
ganz  eigentlich  ent-schuldigend  geltend  machen,  und  aus  solchen 
Gründen  erwarten,  von  jedem  Richter  dieser  Art  freigesprochen 
zu  werden  .  .  .  jene  Mittel  und  Werkzeuge  bleiben  was  sie  sind, 
und  wenn  man  überhaupt  die  W  irklichkeit  moralischer  Qualitäten 
behauptet,  so  sind  solche  Qualitäten  durch  die  Umstände  des 
Gebrauches  nicht  zerstörbar.  Das  Verhältnis  der  Feindschaft 
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ist  dem  Gebrauche  sittlich  ^uter  .Mittel  im  höchsten  (iiade  un- 
j^ünstig,  es  macht  sie  nicht  schlechthin  unmöglich  .  aber  i  s  reizt 
geradezu  zum  (iebrauche  sittHch  übler  Mittel,  und  dieser  (iehraiicli 
kann  zwar  niemals  sittlich  geboten,  wohl  aber  sittlich  erlaubt  seui, 
wenn  im  Zustande  der  Verteidigung  und  Abwehr  höhere  sittliche 
Werte  auf  dem  Spiele  stehen,  als  durch  ihren  Gebrauch  verletzt 
werden.  Ebenso  kann  durch  einen  wesentlich  höheren  Zweck, 
durch  die  gute  Absicht»  ein  an  sich  unsittliches  Mittel,  wie 
Lüge  und  Täuschung  nicht  '»geheiligt«  werden,  denn  das  Wesen 
des  Mittels  wird  nicht  verbessert,  aber  der  Gebrauch  eines  un- 
sittlichen Mittels  kann  entschuldbar,  unter  ganz  besonderen  Um- 
ständen sogar  geboten  werden.   Gift  ist  Gift,  ist  seinem  Wesen 
nach  verderblich,  aber  vom  Arzte  in  kleinen  Dosen  angewandt 
kann  es  heilsam  wirken.  —  Mir  scheint  aber,  daß  Paulsen  das 
Problem  nicht  deutlich  genug  unterscheidet  von  einem  anderen. 
Hr  spricht  ganz  richtig  von  den  verschiedenen  »Wesensverhältnissen 
(a.  a.  O.  »das .  .  zwischen  Brüdern  und  Freunden  .  .  ist  ein  anderes 
als  das  Verhältnis  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  auf  dem  Markte« 
zwischen  Konkurrenten  und  Rivalen  u.  s.  w.«),  ich  habe  in  einer 
Schrift,  die  Paulsen  schon  in  seiner  i.  Auflage  gelegentlich  er- 
wähnt hat,  solche  Wesensverhältnisse  auf  die  Begriffe  »Gemein- 
schaft« und  »Gesellschaft«  bezc^en;  ich  halte  auch  heute  den 
Gedanken  fest,  daß  alle  sittlichen  Gefühle  und  Beweggründe  in 
»Gemeinschaft«  ihre  Wurzeln  haben,  weil  in  »Gesellschaft«  (ihrem 
reinen  Begriffe  nach)  nur  bewußter  rationaler  Egoismus  ange« 
troffen  wird,  der  allerdings  wesentlich  zu  rechtlichen,  aber  nur 
sekundärerweise  auch  zu  moralischen  Selbstbeschränkungen,  aus 
wohlverstandenem  einseitigen,  mehr  aber  noch  aus  gegenseitigem 
und  kollektivem  Interesse  gelangen  kann  und  wirklich  gelangt. 
£s  ist  allerdings  eine  andere  Moral,  die  sich  daraus  ergibt, 
nicht  eine  zufallig,  sondern  eine  prinzipiell  andere,  es  fragt  sich 
nur,  ob  der  Ethiker  sie  als  eine  echte  Moral  gelten  lassen  solle, 
dies  aber  wird  dann  geleugnet  werden,  wenn  man  das  Kenn- 
zeichen der  Moral  in  der  »sozialen«,  menschenfreundlichen  Ten- 
denz erblickt;  denn  diese  Tendenz  als  Mittel  für  egoistische 
Zwecke  ist  niemals  echt,  oder  wenigstens  in  dem  Maße  unecht, 
als  sich  das  Mittel  gegen  den  Zweck  deutlich  im  Ik  w  iißtsein  ab- 
hebt: das  Gegenteil  der    selbstlosen«  Liebe.    Die  Maxime  jener 
sekundären  Moral  drückt  der  Satz  aus    I'hrlichkcit  ist  die  beste 
(d.  h.  zweckmäßigste)  Politik«;  die  Moral  wird  politisch,  d.  h. 
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sie  wird  dem  von  der  in  spi  üngiichi  n  Moral  frei  gewordenen 
Recht  nach^rbildet.  Jedenfalls  ist  zunächst  und  ihrem  Wesen 
nach  die  Kntfaltung  des  bewußten  interessierten  I'croismus  eine 
Bewegung  von  der  Moral  wej^;  und  daliir  ist  eine  der 
typischen  l'ornien  die  Entwicklung^  des  Handels  und  der  Waren- 
produktion, zuuial  der  kapitalistischen.  Charakteristisch  tür  alle 
Beziehungen  zwischen  Menschen,  die  dadurch  herL;este1lt  werden, 
ist  aber .  daß  die  wescntliclien  Schranken  des  I  nns  und  Unter- 
lassens flu-  sie  n  u  r  in  der  Rt^chtsordnunj^  bestehen,  und  daß  diese 
nicht  alN  innerlich  bindend  empfunden  und  gedacht  werden. 
Ks  sollte  aber  nicht  nötig  sein,  zu  betoni  n  ,  daß  es  grundfalsch 
ist,  die  h'ortschritte  des  lügoisinus  dein  Handel,  dem  Kapitalis- 
mus 11.  s  w.  wesentlich  zur  Last  7.u  legen,  da  sie  vielmehr  der 
Kntw  icklunij  des  bewußten  Denkens  an  den  eigenen  Vorteil  über- 
haupt parallel  laufen,  und  dazu  sind  die  Menschen,  besomU  rs  die 
Männer,  immer  mehr  oder  weniger  geneigt  vmd  fähig,  am  meisten 
natürlich,  wo  es  auf  das  Mein  und  Dein  sich  bezieht;  aller- 
dings ist  aber  der  Handel  die  freieste  Sphäre  des  nackten  iu  werbs- 
triebcs.  Daher  tritt  in  ihm  die  l-.rseheinung  des  Kontrastes 
zwischen  den  notorischen  1  u^^enden  einerseits,  der  Erkenntnis  des 
eigenen  Nutzens  andererseits,  am  allgemeinsten  und  grellsten  her- 
vor :  die  Tatsache,  daß  Tugend  in  weitem  Bereiche  Einfalt  und 
Dummheit  ist ,  und  daß  die  Intelligenz  sich  darin  kundgibt, 
ihrer  nicht  zu  achten  oder  doch  höchstens  ihren  Schein  als 
nützlich  zu  affektieren*).  Der  professionelle  Geschäftsmann  wird 
seine  fiberlegene  Klugheit  ebenso  wie  seine  überlegene  Geldmacht 
überall,  als  Käufer  und  als  Verkäufer  dem  unerfahrenen  oder 
nicht  > gerissenen«,  und  dem  finanziell  schwachen  Nichtgeschäfts- 
mann  gegenüber  am  leichtesten  geltend  machen,  er  wird  es  immer 
versuchen  und  dabei  fast  nur  durch  die  gleichartigen  Versuche 
anderer  —  seiner  Konkurrenten  —  gehemmt  werden.  Die  Angst, 
die  von  altersher  vor  Monopolen  und  Preisverabredungen  ausge« 
standen  wurde,  beweist,  daß  man  den  Wert  der  Konkun'cnz  immer 
erkannt  oder  wenigstens  gekannt  hat.  Mithin  war  die  ausdrücke 
liehe  Inaugurierung  und  Förderung  eines  Systems  der  freien 
Konkurrenz  nur  die  konsequente  Durchführung  eines  Gedankens, 
der  in  Bezug  auf  den  eigentlichen  Handel  immer  tn  Geltung 


*)  »Chi  vft  bonamente  vien  trat«  da  bestia«  Papst  Clemens  VII.  Vgl.  Bren* 
tano  (1 1)  S.  2o  Anm.  3  nach  Lord  Actons  Einleitang  ta  MacchiaTellis  Prmcip«  ed.  Bttrd. 
ArdÜT  flir  Sosiahrisflcnacliaft  mid  SotialpoUiik.  XXVI.  1.  5 
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i^rwrscn  war.  Aber  man  betrachtete  die  rrodnktion  nicht  als 
ein  Handelsgeschäft,  sondern  eher  als  einen  ötfentHchen  r)ienst, 
wenn  auch  die  ( )bnijkeitcn  in  den  Städten  früh  sich  genüti^t 
fanden,  dem  iicwissen  der  W-ikäufer  von  Lebensmitteln,  auch 
wenn  sie  die  Produ/i  nteii  waren,  durch  Freistaxen  u.  zu 
Hilfe  zu  kotnnien.  Das  System  der  freien  Konkurrenz  im  Ge- 
werbe (der  Gewerbefreiheit)  wurde  ohne  die  Ahnung  eröffnet, 
daß  binnen  einem  Jaln  hundcrt  es  an  sich  selber  zu  Grunde  gehen 
könne:  durch  den  Siei^  der  Großbetriebe  und  die  Vereinigung 
der  überlebenden,  wie  wir  heute  davon  Zeugen  sind.  Man  frägt 
sich  jetzt:  darf  denn  das  sein.-  Gegen  die  rechtlichen  Formen 
haben  bekanntlich  Gesetze  und  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staa- 
ten einen  vergeblichen  oder  vielmehr  Schein-Kampf  gekämpft ; 
das  sittliche  Urteil  des  Publikums  ist  zweifelhaft.  Im  ganzen  i.st 
die  öffentliche  Meinung  dahin  gebildet  worden,  daß  man  es  nie- 
mandem verdenkt,  wenn  er  in  Geschäften  alles  tut,  was  er  ge- 
setzlich darf,  um  seine  Position  zu  sichern  und  zu  verbessern; 
höchstens  wird  es  noch  Arbeitern  von  Unternehmern  und  ihren 
Advokaten  zum  Vorwurf  gemacht.  Aber  die  Schädigungen,  denen 
alle  ausgesetzt  werden,  die  nicht  an  einem  der  mächtigen  Klüngel 
teilhaben,  lassen  doch  auch  Stimmen  vernehmlich  werden,  die  an 
jenen  Gcbahrungen  den  schwersten  Anstoß  nehmen,  heftigste  An- 
klagen gegen  die  'Ausbeuter«  erheben,  die  schon  gewohnt 
sind,  in  ihrem  Verhalten  zu  den  Arbeitskräften»  die  sie  im  Pro- 
duktionsprozeß anwenden,  so  genannt  zu  werden,  die  aber  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Monopolisten  dem  ganzen  Publikum  als  solche 
entgegentreten.  Kräftig  setzt  hier  die  Schrift  von  Staudinger 
ein,  auf  die  Begriffe  » Gemeinschaft <  und  »Gesellschaft«  aufgebaut 
wie  sie  ist,  aber  durch  Unterscheidung  des  Sach-  oder  Objekts- 
verhältnisses will  sie  diese  ergänzen,  wogegen  ich  nichts  einzu- 
wenden habe,  außer  daß  es  nicht  in  die  eigentliche  soziologische 
Theorie  gehört  (wie  Staudinger  selber  anerkennt,  wenn  er  List 
und  Gewalt  die  Faktoren  ^dieses  an  sich  asozialen  Verhältnisses« 
nennt).  Auch  in  anderen  Stücken  halte  ich  meine  strengeren 
Hegriffsformcln  gegen  Staudinger  fest,  aber  ich  freue  mich  der 
Ucbcrcinstimmung  wenn  er  statuiert  »Gemeinschaftsidee  ist  die 
sittliche  Grundidee«  (S.  29)  und  wenn  er  in  diesem  Sinne,  nach 
einem  Zwischensatz  Ober  »die  bisherigen  historischen  Mischungen 
der  drei  Grundverhältnisse«,  die  Ueberordnung  der  Gemein* 
Schaft  (im  dritten  und  letzten  Abschnitte)  verlangt  und  darstellt. 
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Als  üeber  gange  dazu  werden  betrachtet  a)  die  freie  Ver- 
kehrsgemeinschaft, b)  die  kapitalistische  Verkchrsgesellschaft, 
c)  der  Kapitalmonopolismus.  Dieser  wird  unter  den  Gesichts- 
punkt gestellt,  daß  der  wahre  Charakter  des  Kapitalismus  als 
einer  Beherrschungsform  in  dem  »Tributraubs  der  in  den  willkür- 
lichen Preisfestsetzungen  enthalten  sei,  seiner  Iliincn  entblößt 
auftrete.  »Der  Kapitalismus  wird  *zunehmend*  ausbeutende  Herr- 
schaftsform, hebt  die  Gemeinschaft  auf,  und  das  (jesetz  wird  .  .  . 
dazu  benutzt,  Ungesetz  f^csctzlich  überwaltcn  zu  lassen  (Wahl- 
rechtsraub). c  Die  >fornialLi("sctziichc  Uncjrsetzlichkeit^  beansprucht 
•  gängelmoralische  Untci  v.crhmg«.  Aber  die  Arbeiterschaft  ^nimmt 
ihr  Sittengebot  aussciiüclMich  aus  ihrem  Gcmi'ia.schaftsziel< ,  da 
sie  also  -»jede  Gängelmoral  grunds;it/lich  abK  hin  ,  die  das  Her- 
rcniuni  so  noti-  hat  wie  das  liebe  Brot,  so  ci-il)!  sich  daraus 
die  t;anz(.-  Schärfe  des  moralischen  ( t  r  ;4  r  n  s  a  t  7  e  s  zwi- 
schen den  heute  miteinander  kämplmden  Weltmächten«  U34*. 
»Was  aber  der  beobachtende  luhiker  in  diesem  Kampfe  zu  sagen 
hat  ist  dies:  Das  Ziel  der  Arbeiterbewegung  ist  h  o  Ii  e  r  e  Ge- 
meinschaft, das  Ziel  der  Herren  ist  Wiederht  r.-.lcllung  eines  Zu- 
standcs.  darin  Gesetz  und  Recht  frei  verlügbares  Werkzeug  der 
Monopolgesellschaft  und  deren  Wille  unverbrüchliche  Verpflich- 
tung für  Unterworfene  ist.  Dort  Gemein>-chalt.s-,  hier  Objekts- 
priiizip.  \\  as  da  moraiisch  sei  —  die  gegebene  Analyse  erweist 
das  hoffentlich  deutlich  und  unwiderleglich  genug«  (143). 

VIIT. 

Man  hört  aus  diesen  wenigen  Sätzen,  daß  Staiidingers  Schrift 
auf  einen  ganz  anderen  Ton  gestimmt  ist,  als  jene  drei  großen 
Kthiken.  Und  doch  ist  sie  kein  Pamp)hlet,  keine  Parteischrift, 
sondern  eine  durchaus  wissenschaftlich  und  philosophisch  f((  hal 
tene  Monographie,  wenn  auch  die  Akzente  oli  für  diesen  Ciiai ak- 
ter zu  scharf  .Mnd.  Aber  .sie  setzt  die  soziologische  Be- 
trachtimg in  ihre  Rechte  ein,  indem  sie  dann  das  notwendige 
l  undainent  des  ethi.schen  Urteiles  erk*  inu,  sofern  dies  Urteil  all- 
gemeine Geilung  in  Anspruch  nininu.  Paulsen  hat  selber  em 
pfunden,  daß  sein  viertes  (und  letztes)  ^Buch-r  aus  dem  Rahmen 
seines  Systems  der  Ethik  herausfällt;  indem  er  auf  das  Titelblatt 
seines  Werkes  setzt:  > System  der  Ethik  mit  einem  Umriß  der 
Staats-  und  Gesellschaftslehre«;  denn  dieser  Umriß  ist  mit  jenem 
vierteil  Buch  idendsdi.   Freilich  handelt  er  im  zweiten  Teil  des 

5* 


Digitized  by  Google 


68 


Ferdinftnd  T5nnies, 


dritten  Buches  von  den  Pflichten  gegen  andere  und  sozialen 
Tugenden«,  aber  diese  Erörterungen  können  nach  dem  Zusam- 
menhange, auf  die  Bedingungen  des  sozialen  Lebens,  die  doch 
für  ihr  Dasein  wesentlich  sind,  kaum  irgend  welchen  Bezug  neh- 
men; sie  wollen  allgemein-gültig  sein,  l'aulsen  schließt  sich  mit 
\'<-rliebe  an  Shaftesbury  an,  der  gegen  Hobbes  und  Spinoza  mit 
Recht  das  Dasein  der  sozialen  Neigungen  und  Triebe,  die  von 
Hutcheson  »sympathisch«  genannt  wurden,  betont  habe.  Diese 
seien  in  der  Tat  die  Xattirgrundlagen  der  sozialen  Tugenden,  wie 
die  egoistischen  Triebe  der  individualistischen,  —  Tugenden  sind 
f normale,  im  Sinne  der  Krhaltung  und  Erhöhung  menschlich- 
geistigen Lebens  wirkende  Willenskräfte'  (II,  6).  Und  die  Tu- 
gendlehre soll  zeigen,  welche  Charaktereigenschaften  oder  Wil- 
lcns!>csttmmthrit<'n  rjotwendii,'  sind  ,  um  das  Ziel  des  Lebens  oder 
das  höchste  (jut  zu  erreichen:  nämlich  »ein  \ (»Ilkoinmines  Men- 
schenleben, d  h.  ein  Leben,  das  zu  voller  und  harnionischer  I"nt- 
faltunf^  di'f  leibHch-gei'^tii^en  Kraite  und  zu  n  irhrr  Hetiitigung  in 
allen  tnenschiichen  Le!)rns<j)h;,i-cn  fuhrt,  in  inniger  (ienicinscbaft 
mit  anderen  nrichst\ crbundcnen  J'rrsdncn  und  in  allsi  iti-er  Teil- 
nahme an  dem  -eschiclnlichen  und  L;cistii^en  l,el)ensinhalt  der 
großen  Gemeinschaft>tornien'  (I,  4).  Die  Tu^endlehre  soll  also 
darlegen,  »wie  Besonnenheit,  Tapterkcit  Idie  wichtigsten  indivi- 
duellen Tugenden],  Gerechtigkeit,  Wahrhaltigkcit  [in  der  Ausführung 
kommt  noch  die  Nächstcnüeb«"  zn  diesen  sozialen-  Tugenden 
hinzu]  Eigenschaticn  .sind,  die  zur  richli,_;en  l.-'sung  der  Lebens- 
aufgaben beüihiu;en,  während  die  entgegcnge.setzten  :  unbesonnener 
Leichtsinn,  weichliche  h'eigheii  und  Genußsucht,  rücksichtsh  se 
Selbst-sucht  und  feige  Verlogenheit  zum  X'erfehlen  des  I.eliens- 
zieles  führen '  (5).  Schließt  dies  LchonszieL  das  vollkommene 
Menschenleben,  einen  bestimmten  sozialen  Zustand,  ein,  oder  ist 
es  in  jedem  beliebi;:^en  gleicherweise  möglich.-  Gilt  es  also  i.  H. 
auch  für  die  gegenwärtig  bestehende  Gesellscliattsordnung,  daß 
in  ihr  Wahrhaftigkeit  eine  Ivigenschaft  ist,  durch  die  »das  voll- 
kommene Leben  erreicht  und  verwirklicht  wird«  (das.).?  Aber 
wir  erinnern  uns,  daß  in  der  Ausführung  lU'lehrt  wird,  in  man- 
chen Fällen  mache  das  berechtigte  1  j;.;enintcresse  Täuschung 
zulässig  und  notwendig-  (II,  216),  nämlich  in  allen  AVesensver- 
IiäUnisscn*-  zwischen  Menschen,  wo  h^eindschatt  oder  Gleichgültig- 
ki  il  bestehe;  man  kcmne  fordern,  heißt  es  dort  ferner,  es  solle 
Verhältnisse  von  dieser  Art  iiiierliaupt  nicht  geben  —  >im  liim- 
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mel'  ^cbc  es  keine  IntercssenEfe^^ensätze,  keine  Feindschaft  und 
keinen  Krieg,  da  gebe  es  auch  keine  Täuschung?,  sondern  voll- 
kommene Offenheit  und  AutrichtiL;kcit.  Und  unser  Bestreben 
solle  daiaut  L^crichtct  sein,  den  Ilinmiel  aut  Krden<:,  wenigstens 
in  moi  all  eher  I  linsicht,  herbeizufüiiren.  Aber  Unverstand  sei  es, 
zu  fordern,  daß  wir  uns  überall  so  verhalten,  als  ob  der  Himmel 
auf  Erden  schon  vollendete  Wirklichkeit  wäre  (das.).  —  In  diesen 
Sätzen  ist  das  Zugeständnis  enthalten,  daß  nicht  in  jedem  so- 
zialen Zustand  die  Tugend  in  Absicht  auf  die  eigene  'Wohlfahrt* 
(so  kann  nach  I,  4  das  Lebensziel  auch  bezeichnet  werden)  zu 
empfehlen  sei ;  zugleich  wird  aber  daran  erinnert,  daß  es  Pflicht 
sei,  einen  guten  sozialen  Zustand  zu  erstreben.  Nichts  ist  da- 
gegen einzuwenden,  als  daß  nach  dem  Zusammenhange  sich  die 
Folgerung  ergibt,  als  k<Mnme  außer  dem  zu  erstrebenden  >himm> 
tischen «  nur  der  eine  irdische  soziale  Zustand  in  Frage,  der  mit 
dem  gegenwärtig  herrschenden  identisch  wäre.  Wenn  aber  die 
erwähnte  Ansicht  über  die  Aufgabe  der  Ethik  ein  vollkommenes 
Menschenleben  ganz  als  das  Leben  eines  Individuums  darstellt,  so 
bleibt  doch  das  besondere  Kapitel  über  das  höchste  Gut  (I,  251  ff.), 
dabei  nicht  stehen.  Darin  heißt  es  (S.  278):  »Ein  vollkommenes 
menschliches  Leben  ist  ein  Leben,  das  den  Geist  zu  voller 
und  freier  Entfaltung  bringt  und  zu  vielseitiger  und  reicher  Betäti- 
gung der  geistigen  Kräfte  im  Denken,  Schaffen  und  Handeln 
führt  Das  kann  naturlich  nur  in  einer  menschlich-geschichtlichen 
Umgebung  geschehen,  und  darum  gehören  zu  den  wesentlichen 
Tüchtigkeiten  des  Lebens  auch  die  sozialen  Tugenden, 
deren  Aufgabe  es  ist,  das  Verhältnis  zur  menschlichen  Umgebung, 
der  näheren  und  ferneren,  im  Sinne  des  Friedens  und  der  gegen- 
seitigen Förderung  zu  gestalten«.  Diese  Betrachtung,  heißt  es 
weiter,  lasse  sich  über  das  Einzelleben  hinaus  fortsetzen;  zu  dem 
Ganzen  eines  Volkslebens,  eines  Kulturkrcises  verhalte  sich  der 
einzelne  wieder  wie  ein  Mittel  und  zwar  wie  ein  solches,  das  zu- 
gleich Teil  des  Zweckes.  Daher  sei  der  Wert  des  Einzelnen 
auch  nach  seiner  Leistung  für  die  Gesamtheit  zu  bemessen,  wenn 
auch  der  moralische  Wert  im  engeren  Sinne  nicht  davon  ab- 
hängig sei.  Endlieh  sei  es  erlaubt,  die  Völker  wieder  als  Glie- 
der einer  höheren  Einheit  zu  betrachten,  der  Menschheit.  »Die 
\f>Ilkomracne  Menschheit,  oder,  mit  christlicher  Benennung,  das 
Reich  Gottes  auf  I'.rden,  das  ist  das  höchste  Gut  und  das  letzte 
Ziel,  zu  dem  alle  Völker  und  alle  historischen  Bildungen  als  Mit- 
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tcl  sich  verhalten.'  Indirekt  also  zwar  auch  das  höchste  Gut  für 
den  Einzelnen,  aber  so,  daß  er  nicht  verpflichtet  ist,  danach  zu 
streben  ;  sein  moralischer  Wert  ist  nicht  von  ctwanigen  Verdien- 
sten darum  abhängig.  Die  Eudämonie  oder  Wohlfahrt,  heißt  es 
kurz  zuvor  in  bewußtem  Anschluß  an  Aristoteles,  bestehe  in  der 
Betäh^unj^  aller  Tugenden  und  Tficht^eiten,  am  meisten  der 
höchsten  (275);  alle  Tugenden  seien  eben  zugleich  Mittel  und 
Selbstzweck  oder  Teil  ihres  Zweckes,  wie  überall  im  Organischen 
ein  ähnliches  Verhältnis  statthabe.  Das  vollkommene  Leben  ist 
also  doch  für  die  Ethik,  wie  sie  gelehrt  wird,  wesentlich  indivi- 
dualistisch zu  verstehen;  und  Prüfstein  für  den  Wert  einer  Tu- 
gend muß  sein,  ob  sie  der  eigenen  Wohlfahrt  des  Tugend* 
haften  diene,  die  aber  freilich  (wie  immer  betont  wird)  auf  die 
Umgebung  sich  ausbreite.  Es  würde  dann  auch  eine  »Ethik  des 
Gesamtwillens«  geben,  wie  ein  Jüngerer  österreichischer  Philosoph 
sie  entworfen  hat  —  es  wird  noch  darauf  zurückzukommen  sein 
und  zwar  in  letzter  Instanz  des  Menschheitswitlens,  wenn  ein 
solcher  gedacht  werden  kann ;  auch  Wundt  verfolgt  ja  einen  sol- 
chen Gedankengang-  Wie  aber  erkenne  ich,  was  zu  meiner 
Wohlfahrt  dient  ?  daß  die  Tugenden  zu  meiner  Wohlfahrt  tau- 
gen?  Wir  werden  bei  Paulsen  von  dem  Kapitel  über  > Pflicht 
und  Gewissen«  (II.  Buch,  5.  Kap.)  darüber  Belehrung  erwarten. 
Es  heißt  darin  (I,  346)  Pflicht  sei  dem  Inhalte  nach  die  durch  die 
objektive  Sittlichkeit  des  sozialen  Ganzen,  wie 
sie  in  Sitte  und  Recht  sich  darstellt,  gegebene  Willensnorm  für 
alle  seine  Glieder,  der  Form  nach  die  von  dem  Einzelnen  ge- 
fühlte Nötigung  den  Eigenwillen  durch  diese  Norm  zu  be- 
stimmen. Es  wird  dann  die  Frage  erörtert,  wie  sich  das  Gute  im 
Sinne  des  Pflichtmäßigen  zu  dem  Guten  im  Sinne  des  die  Wohl- 
fahrt förderlichen  verhalte?  und  die  Antwort  lautet:  durch  den  Mit- 
telbegrifl*  der  Sitte  —  Sitten  aber  seien  ins  Bewußtsein  erhobene 
Instinkte  —  werde  zwischen  den  beiden  Bedeutungen  des  Guten 
die  Eintracht  hergestellt.  »Die  Pflichtgebote  oder  Sittengesetze 
sind  Formeln,  durch  welche  die  Natur  und  Richtung  des  wirk- 
lichen W^illens  einer  Gesamtheit,  wie  er  in  allen 
Gliedern  in  der  Regel  erscheint,  ausgedrückt  wird«  (Paulsen  fuhrt 
gelegentlich  für  diesen  Begrifl*  den  von  mir  gebildeten  Terminus 
»W'esenwille»  ein).  Aber  ein  Irrtum,  zu  dem  die  intuitive 
Ethik  —  von  Kant  repräsentiert  —  neige,  sei  es,  daß  das  »Ge- 
wissen« jedermann  in  jedem  Falle  mit  subjektiver  Gewißheit  und 
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objektiver  Unlehlbarkeit  kundgil)c,  was  die  IMlicht  von  ihm  for- 
dere (360).  Und  hier  kommt  Paulsen  auf  ein  sehr  wichtiges 
Thema  zu  reden,  auf  die  KolHsion  der  Pflichten  und  die  sittlichen 
Konthkle.  ICinii^e  Beispiele  wrerden  angeführt.  Aber  weder  hier 
noch  ii-L^endwo,  auch  nicht  in  den  beiden  anderen  großen  läiiiken, 
kommt  der  ganze  Inhalt  dieses  Problems  zu  vollkommener  Geltung, 
Die  Sitte  wird  als  eine  Willcnsmacht  von  eindeutigem  Sinne 
hingestellt;  und  doch  sind  wir  in  gar  vielen  Gesamtheiten  Glie- 
der« und  die  Sitte  der  einen  ist  oft  der  einer  anderen  entgegen- 
gesetzt. I'emer  wirken  auf  das  »Gewissen«  —  nach  P.  das  Be- 
wußtsein \(>n  der  Sitte  oder  das  Dasein  der  Sitte  im  Bewußtsein 
des  Individuums  — ,  wenn  nicht  ebenso,  so  doch  aliiuich  wie 
die  Sitte  —  konventionelle  Satzungen  und  darauf  L;e.L;ründete  öffent- 
liche Meinungen,  die  aber  oft  auch  der  Sitte  entgegengerichtet 
sind  und  sie  verdrän;^^en  wollen.  Lnd  über  diese  wie  auch  die 
Sitte  hinaus  greüt  für  das  empirische  Gewissen  der  meisten 
Menschen  ihre  Religion,  deren  auffallenderweise  gerade  in  diesem 
Zusammenhange  Paulsen  nicht  gedenkt.  Der  religiös  begründe- 
ten Sitten-L  ehre  steht  doch  die  philosophisch  begründete  gegen- 
über. Und  gerade  die  Lehren  bestimmen  Meinungen  und  Ge- 
fühle von  dem  was  pflichtmäßig,  was  sittlich  erlaubt,  was  Sünde 
sei  u.  s.  w.  in  einer  zwar  begrenzten  aber  doch  bedeutenden 
Webe.  Und  diese  Lehren  sind  oft  der  Sitte,  die  sie  als  »unsitt- 
lich« kennzeichnen;  scharf  entgegengerichtet.  Wenn  wir  nun  den 
gegenwärtigen  Befund,  gleichsam  das  Inventar  eines  heutigen  Ge- 
wissens feststellen  wollen,  so  ergibt  sich,  wie  ich  behaupte,  daß 
zwei  große  Massen  sittlicher  Gefühle  und  Ansichten  von  entgegen- 
gesetztem Wesen  und  entgegengesetzter  Richtung  um  die  Herr- 
schaft mit  einander  streiten.  Ich  j^flege  die  eine  Masse  gemein- 
schaftlich, die  andere  gesellschaftlich  zu  nennen.  Nach  der  einen 
bin  ich  meinen  Mitmenschen  (um  von  anderen  Wesen  nicht  zu 
reden)  in  engeren  und  weiteren  Kreisen  verpflichtet  zur  Hilfe,  weil 
sie  meine  Brüder,  Freunde,  Genossen  sind;  für  das  erlaubte  Pri- 
vatinteresse, sofern  es  dem  gemeinsamen  Interesse  entgegen  ist, 
bleibt  gar  keine,  soweit  es  damit  verträglich,  nur  eine  enge  Sphäre 
übrig.  Nach  der  andern  ist  diese  Sphäre  sehr  weit,  sie  wird  nur 
an  gewissen  Pimktcn  durch  gemeinsame  Interessen,  die  in  Sitten 
oder  Meinungen  oder  konventionellen  Satzungen,  in  Usancen  und 
Ehrbegriffen,  ihr  Organ  haben,  eingeschränkt  Der  Egoismus 
ist  für  jene  (die  ältere)  Moral  im  wesentlichen  verboten ;  für  diese 
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(die  jün^cicj  im  wesentlichen  erlaubt,  ja  loljiich,  wenn  nämlich 
die  efjoistischen  Triebe  durch  Vernunft  gemal>i<^t  werden.  Dort 
stehen  die  Lebenswertc  irgendwelcher  Gesamtheit  oder  duch  die 
des  anderen  %  hier  die  des  Einzelnen  d.  h.  meine  eigenen  im  Vor- 
dergründe; dort  wird  angenommen,  daß  aus  dem  Wohlergehen 
der  Verbände,  denen  ich  angehöre,  oder  aus  dem  »des  anderen« 
auch  mein  Wohlergehen  fließe;  hier  wird  gelehrt,  wenn  jeder 
auf  vernünftige  Weise  für  sich  selber  sorge,  so  werde  dies  auch 
zum  besten  der  »Gesellschaft«  dienen.  Religiöse  Moral,  die  Ent- 
sagung,  Aufopferung,  Selbstlosigkeit  predigt,  ist  nur  eine  Ausge- 
staltung und  Steigerung  jener  Grundsätze»  die,  wie  der  streng 
rationalistische  Herbert  Spencer  sagt,  die.  Ethik  der  Familie  auf 
die  Gesellschaft  übertragen.  Das  ganze  moderne  kapitalistische, 
rationalistische  Zeitalter  hat  die  entgegengesetzte  Richtung,  wo 
immer  es  aufrichtig,  konsequent,  seinem  Wesen  gemäß,  über  sol^ 
che  Probleme  sich  äußert.  Es  verwirft  die  katholisch-mönchischen 
Ideale,  mitsamt  der  kanonistischen  Brandmarkung  des  Stre- 
bens nach  arbeittosem  und  grenzenlosem  Gewinn  —  das  ist  selbst- 
verständlich: wird  ja  durch  jene  sogar  das  Familienleben  ver- 
neint, zwar  nicht  als  sündhaft,  aber  doch  als  minder  heilig,  so  daß 
scheinbar  die  ^evangelische'  Ethik  jenes  in  seine  Ehre  wieder 
einsetzt.  Aber  der  'Individualismus'  des  Christentums  ist  nur  der 
extreme  Ausdruck  eines  an  das  Allgemeine,  darum  zuletzt  an 
Gott  hingegebenen  Gemütslebens ;  der  Individualismus  der  Philo- 
sophie ist  die  als  nackte  Tatsache  sich  vorstellende  Voraussetzung 
einer  vernünftigen  Bestimmung  der  Lebensziele.  »Trachtet  am 
ersten  nach  dem  Reich  Gottes«  d.  h.  nach  Sclbstaufgebung,  sagt 
jener;  »trachtet  am  ersten  nach  den  besten  Mitteln  für  eure  Selbst- 
crhaltung«  sagt  dieser.  Und  auf  ihn  abgestimmt  ist  die  vor- 
herrschende Lebensanschauung  dieser  unserer  Zeit;  ich  sage  die 
vorherrschende ;  denn  allein  herrschend  konnte  sie  gegenüber 
den  Mächten  der  Vergangenheit  die  in  lebendigen  Bedürfnissen 
immer  wieder  ihre  Kraft  erneuern,  niemals  werden.  Aber  die 
herrschende  Gesellschaft  achtet  und  ehrt  vor  allen  anderen  Tu- 
genden persönliche  Tüchtigkeit  und  Klugheit;  auch  wohl  noch 
(es  ist  ein  Rest)  Sparsamkeit,  Genügsamkeit  und  Bescheidenheit, 
besonders«  als  nützliche  Eigenschaften  für  den  Armen,  der  es  zu 
etwas  bringen  will  —  damit  vermischt  sich  das  Interesse  des  Rei^ 
chen,  dem  der  zufriedene  Arme  besser  gefallt,  weil  er  weniger 
Ansprüche  ans  Leben,  also  auch  an  ihn  (z.  B.  im  Arbeitsvertrag) 
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macht.  Allerdings  will  ja  die  Gesellschaft  auch  t  inc  i^t  wisse  IIii- 
manität ;  sie  anerkennt  das  Mitleid,  das  »soziale  Kinpiniden  ,  wie 
man  in  motUrncni  und  häßlichem  Ausdruck  sagt;  die  Reichen 
.Nvichcn  einatKk-r  \n  Wohltätigkeit  zu  ülu-rl »ic  ten.  Zum  Teil  wirkt 
hi(  r  das  menschcniVeundliche  Motiv,  das  tili  Schojjt  nlKuu  r  die 
allein  echte  Wurzel  aller  Moral  ausmacht ;  /.um  Teil  w  irkeii  cjc- 
mciii^chaftlich  religiöse  Pfl!chtj»elühle  und  Gedanken  mit,  ahcr  am 
stärksten  dürtte  ein  Knäuel  von  BeweL^i^riiudc-n  wirken,  die  durch 
und  durch  egoistisch  sind,  mit  EinschiuL?.  des  Genusses  der  eige- 
nen Macht  und  ihrer  Sicherung,  Humanität,  freilich;  innerhalb 
des  Kahmens  der  bestehenden,  auf  rücksichtslose  GleichgultiL^keit 
gegen  das  Wohl  anderer  aufgebauten  ( jes(  Ilschaftsordiumg« . 
Ucrcn  Vertreter  und  Verteidiger  aber  iiir  (iewisscn  imnu-r  an 
dem  Gedanken  aufrichten  küiuicn,  daß  in  ihr  eine  11  a  r  m  o  n  i  e 
der  Interessen  bestehe,  daß  durch  das  eit^eninitzige  Hestre- 
ben  eines  jeden  das  Gemeinwohl  am  besten  L^ettiidert  werde!  Und 
diese  Apologie  und  Verherrlichung  des  l.t  wcrbNiricbes,  also  der 
Habgier  und  khitj;en  Bereicherung  ist  ja  die  spezifische  These  der 
politischen  Oekononiie,  mit  der  sie  V(»n  ihren  Anfäni^^en  lier  die 
'Vorurteile'  der  bäuei  lieh  liandwerkerlichen  I)enkung.sart,  die  sich 
in  der  gcistliclu'n  subliniiert  hatte,  zu  iilterw  inden  sich  bemühte. 
Einen  kras.sen  aber  sehr  treffenden  Ausdruck  tand  diese  These 
ui  dem  Ron  Mot  des  Kosmopoliten  Mande\ ille :  » Prk  tiii  i  ias 
public  btneßt*.  Er  dachte  dabei  ebenso  sehr  an  die  Genußsucht 
der  Konsumenten,  wie  an  die  Habsucht  der  Produzenten  und 
Händler;  beide  Untugenden  seien  schlechthin  notwendige  Räder, 
um  die  MascMnerie  der  Geselbchaft  im  Gange  zu  erhalten.  Diese 
Ansicht  hat  trotz  aller  Proteste,  ihrem  Wesen  nach  durchaus  g  e- 
s  i  e  g  t*),  ihr  Sieg  ist  so  entschieden,  daß  wir  aufgehört  haben, 
diese  Räder  als  >Laster€  aufzufassen,  wir  nennen  sie  mit  anderen 
Namen,  wir  finden  es  im  großen  und  ganzen  durchaus  in  der 
Ordnung,  daß  der  Geschäftsmann  rastlos  beflissen  ist,  wenn  auch 
zum  Ruin  vieler  anderer,  seinen  Kundenkreis  auszudehnen,  seine 
Preise  zu  erhöhen,  seine  Einnahmen  zu  vermehren;  wir  finden  es 
in  der  Ordnung,  daß  der  viel  aufgehen  läßt,  der  viel  hat,  daß 
Damen,  die  durch  Frömmigkeit  ein  Vorbild  geben,  sich  mit  Dia- 
manten behängen  und  die  Seide  an  ihrem  Leibe  knistern  lassen. 

*)  >\Vcil  iiuch  immer  das  alte  Mutto  .  .  licf.slc  Wei»hut  cm|>iutK]cn  wird, 
nftnlich  das  Wort  »Private  Laster  bewirken  dlfeiulicben  Vortei1<.€  Goldscheid, 
Etbik  4.  Gesamtwillens,  S.  517. 
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Wir  nehmen  keinen  Anstoß  mehr  daran,  ob  wir  gei-stlich  oder 
weltlich  denken ;  nnd  die  i.ich  so  in  der  Gesellschaft  geriercn,  tun 
es  mit  jrutcm  (ie wissen,  sie  werden,  da  sie  keine  silbernen  Löffel 
stehlen,  da  sie  ihren  Patriotismus  laut  betatij^en  und  bei  ohent- 
lichcn  Suhskiiplioiun  immer  ihre  Summe  ^ zeichnen*  von  allen, 
wie  von  sich  selbst,  tiir  liinlänglich  »tugendhaft  (gehalten,  wenn 
man  überliaupt  dies  Wort  noch  ohne  Ironie  in  den  Mund  nimmt. 
Die  Gesellschaft  verlan^it  in  der  Tat  nicht  viel  'Tni^end' ;  sie  ist 
durchaus  zufrieden,  wenn  emer  nicht  zu  scharfe  l  uhiunjr  mit  den 
bchwereren  l'ara^rajfhc  n  des  Strafgesetzbuchs  nimmt  und  auch  sonst 
kein  ^kandalt/ses  Aer;^ernis  gibt  —  übrigens  macht  I'reigebigkeit, 
'Noblesse',  \'erachtung  des  gemeinen  Urteils  gar  manches  L;ut. 
Viele,  die  den  Mann  kennen,  mögen  Zweifel  in  die  Lauterkeit 
seines  Charakters,  seiner  Motive  setzen ;  aber  man  kann  ihm  doch 
nichts  vorwerfen,  so  lange  er  in  der  Hauptsache  nur  tut  was 
alle  tun :  nämlich  seinen  Vorteil  bestens  wahrnimmt.  Freilich : 
er  untersteht  dem  Urteile  besonderer  Kreise,  denen  er  angehört. 
Ist  er  Mitglied  der  Börse,  so  darf  er  nicht  den  Differenzeinwand 
erheben,  er  weiß,  daß  er  dann  auf  die  schwarze  Liste  kommt, 
und  sein  Gewissen  verbietet  es  ihm  um  so  mehr,  da  er  selber  zu 
den  Wächtern  dieser  geschäftlichen  Moral  gehört.  Ist  er  Haupt- 
mann der  Reserve,  so  darf  er  eine  Beleidigung  nicht  auf  sich  sitzen 
lassen,  er  ist  sittlich  verpflichtet  und  fiihlt  sich  so  verpflich- 
tetf  ein  Duell  anzunehmen,  wie  sehr  es  ihm  zuwider  sein  möge. 
Mit  der  allgemeinen  Moral  haben  diese  casus  conscietUiae  ebenso 
wenig  zu  tun,  wie  mit  der  allgemeinen  Sitte.  Die  Anforderungen 
und  Verbote  dieser  besonderen  Gruppen  und  Verbände  sind  nur 
zum  kleinen  Teile  in  Uebereinstimmung  mit  einander;  sie  stehen 
teils  gleichgültig  neben  einander,  teils  in  offenem  Widerspruch  zu 
einander.  Z.  B.  der  Offizierstand  nötigt  zum  Duell,  die  Kirche 
verbietet  es.  Die  Börse  findet  es  bewundernswert,  wenn  Alex 
sich  an  einer  »KafTeeschwänze«  mit  Hifolg  beteiligt  hat;  aber 
Alex'  ganze  Verwandtschaft,  die  von  solideren  veralteten  Grund- 
sätzen aus  den  Coup  für  unfair  hält,  zieht  sich  von  ihm  zurück. 
Die  ^Gesellschaft*  im  ganzen  ist  gleichgültig  oder  zweifelhaft.  Sie 
neigt  aber  mehr  zu  dem  Urteil  der  Börse,  zumal  wenn  Alex 
looooo  M.  von  seiner  Beute  einem  patriotischen  oder  wohltätigen 
Zwecke  opfert.  Er  wird  dann  jedenfalls  Kommerzienrat.  Der 
Staat  endorsirt  regelmäßig  die  Urteile  der  Gesellschaft  —  obschon 
auch  hier  Differenzen  nicht  ganz  selten  sind.  —  Die  heirschende 
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allc^cmeinc  Moral  tjcstattct  auch  den  A  r  b  ri  t  c  i  ii  .  den  höchsten 
ricii.  lür  ihre  Arbeitskraft  zu  ver]an;^en,  den  sie  bekommen  kön- 
nen, und  zu  diesem  Zwecke  sicli  zusammen/iu « )tten.  Freilich, 
wird  diese  allgemcint-  Moral,  obwohl  sie  im  ganzen  von  den  obe- 
ren sozialen  Schichten  l,' et  ragen  wird,  durch  deren  gegensätzliche 
Stellung  gegen  die  unteren  stark  modifiziert.  Kleincntc  einer  an- 
deren älteren  Moral,  die  man  innerhalb  der  eigenen  Klasse  viel 
seltener  anwendet,  \\  i  rdcn  mit  Vorliebe  gegen  die  Arbeiter  ge- 
kehrt. Dankbarkeit  wird  von  ihnen  in  rein  geschäftlichen  Bezie- 
hungen getordeit;  als  Empörung  und  Aufruhr  gegen  den  »Brot- 
geber* werden  Koalition  imd  Strike  gebrandnuu  kt.  Ueberläufer 
und  Verräter  an  der  Sache  ihrer  Geno.ssen  weide  n  als  treu,  als 
besonnen  und  vernünftig  gelobt.  Wenn  sogar  die  Klassen-J  u  st  i  z 
gar  oft  sich  geltend  macht,  .so  ist  doch  die  Klassen->b)ralistik  eme 
viel  gew  »tlinlicherc  lüscheinung,  jene  beruht  /.um  guten  l  eil  darauf 
und  rechtfertigt  sich  durch  das  wirkliche  moralische  'Empfinden' 
des  Richters.  Der  Kampf  um  Anerkennung  ihrer  .sittlichen  Gleich- 
berechtigung ist  für  das  Proletariat  als  Klasse  im  ganzen  noch 
schwerer  als  um  die  rechtliche.  Aber  ein  großer  Unterschied 
waltet  ob.  Die  Proletarier  und  ihre  Freunde  sind  nicht  in  der 
Lage,  als  bestellte  Richter  über  die  Rechtmäßigkeit  von  Unter* 
nebmerpraktiken  zu  urteilen;  sie  können  also  hier  den  Spieß  nicht 
umdrehen.  Aber  ihr  moralisches  Urteil  hat  ebenso  freien 
I^uf,  wie  das  der  >Ordnungspartdenc;  obwohl  diese  auch  außer 
der  Justiz  ihre  Urteile  viel  stärker  geltend  machen  können,  so  sind 
jene  doch  durch  ihre  Masse  und  durch  manche  Umstände  begun> 
stigt.  Die  sozialistischen  Ideen  entspringen  einer  dreifachen 
Ouelle :  den  Bedürfnissen  und  Gefühlen  des  industriellen  Prole- 
tariats, der  Gedankenwelt  und  dem  Idealismus  einer  Elite  der 
bürgerlichen  Klasse,  und  zum  dritten  einem  Wiederaufleben  der 
religiösen  Denkimgsart,  und  (allgemeiner  aufgefaßt)  der  Reaktion 
feudaler  und  verwandter  Mächte  gegen  den  bürgerlichen  Reich- 
tum und  die  Revolution.  Ziehen  sie  ihre  reichste  Nahrung  aus 
der  ersten  Quelle,  so  versagen  sich  ihnen  doch  die  beiden  ande- 
ren keineswegs.  Und  gerade  die  moralischen  Urteile,  die  in  ihnen 
enthalten  sind,  stellen  zum  großen  Teil  einfach  als  Erneuerung 
vormaliger  gemeinschaftlicher  Maßstäbe  sich  dar.  Diese  Erneue- 
rung geschieht  am  leichtesten  unmittelbar:  also  etwa  in  An- 
knüpfung an  die  alten  Volksmeinungen  und  kanonischen  Satzun- 
gen über  Handel  und  Wucher.   Sie  kann  aber  auch  mittelbar 
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geschehen,  nämlich  als  eine  Entwiclclung  und  Selbstveraeinung 
jener  bärgerlich<^n,  philosophischen  Grundsätze.  Freie  Denker 
können  jedenfalls  nur  diesen  Weg  gehen,  wenn  sie  nicht  in  die- 
sem Denken  sich  selber  verleugnen,  was  freilich  nicht  eben  selten 
vorkommt.  Die  führenden  Denker  des  Sozialismus  sind  aber 
wirklich  freie  Denker  gewesen,  allen  voran  Robert  Owen.  Owen 
war  soziologischer  Moralphilosoph»  dessen  Sozialismus  in  der  Er- 
kenntnis beruhte,  daß  bei  aller  Verschiedenheit  der  Anlagen,  die 
er  keineswegs  leugnet  —  die  Charaktere  der  Menschen  wesentlich 
durch  das  soziale  Leben  in  das  sie  sich  hineingestellt  finden,  ge- 
*  bildet  werden ;  daß  mithin,  um  die  Menschen  sittlicher  zu  machen, 
man  die  Gesellschaft  reformieren  müsse.  Auch  die  übrigen  >großen 
Utopisten«  sind  vorzugsweise  moralische  Kritiker  des  Kapitalis- 
mus. Bei  St.  Simon  wie  bei  Owen  hat  die  Religion  einen  rein 
ethischen  Charakter.  Sie  wollen  die  Liebe  anstatt  der  Selbst* 
sucht  zum  Prinzip  des  Zusammenlebens  machen,  und  sie  glauben, 
daß  die  Menschheit  dies  unternehmen  werde,  sobald  sie  die  un- 
geheuren physischen  und  moralischen  Uebel  des  gegenwärtigen 
ZuStandes  gründlich  eingesehen  und  verabscheuen  gelernt  habe. 

IX. 

Wir  wissen,  daß  heute  auch  die  sozialistischen  Ethiker  durch* 
weg  anders  denken.  Sie  erwarten  nicht  mehr,  daß  die  Reichen 
eines  Tages,  überzeugt,  daß  die  Grundlagen  der  Gesellschaft  morsch 
seien,  selber  Hand  ans  Werk  legen  werden,  um  das  soziale  System 
aufzubauen.  Sie  erkennen  vielmehr,  daß  das  Terrain  für  ein 
solches  Gebäude  erst  erobert  werden  muß  und  daß  nur  der  einem 
Lebensinteresse  entspringende  Wille  des  Proletariats  es  Schritt 
für  Schritt  abzutrotzen  vermag.  Sie  wissen,  daß  auch  eine  Ethik, 
die  diesen  Klassenkampf  als  sittlich  berechtigt  anerkennt  und 
ermutigt,  von  den  besitzenden  Klassen  und  ihren  Anwälten  abge- 
lehnt, ja  verabscheut,  angeklagt,  ausgestoßen  wird.  Aber  auch 
große  innere  Schwierigkeiten  stehen  dem  entgegen,  daß  die  wesent- 
lichen Voraussetzungen  der  modernen  —  bürgerlichen  —  Denkungs- 
art  in  den  Wissenschaflcn  des  geistigen  und  sozialen  Lebens  auf- 
gegeben würden :  die  Wissenschaften  sind  nicht  so  frei,  wie  ihre 
\'t  itrctcr  <4ern  sich  einbilden.  Die  l'hilos(jphie  ist  es  in  mancher 
Hinsicht  vielleicht  am  meisten,  gerade  ihre  alten  Heziehungen  zur 
T  h  e  (>  1  g  i  e  geben  ihr  den  modernen  Mächten  gegenüber 
vermehrte  Freiheit,  aber  auch  sie  bleibt  an  die  Grundbedingungen 
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gebunden,  unter  denen  der  ganze  gesellschaftliche  und  staatliche 
Betrieb  der  Lehre  und  der  Literatur  sich  befindet.  Die  off  ent- 
liche Meinung  steht  allen  »exzentrische nc  Ansichten 
entgegen.   Und  die  radikale  Unzufriedenheit  mit  der  heutigen 
Kultur  mufi  immer  als  etwas  Exzentrisches  •  erscheinen.  Der 
Ökonomische  Sozialist«  der  von  Marx  ausgeht,  verwahrt  sich  selber 
dagegen,  diese  Kultur  einfach  vemeineni  verwerfen  zu  wollen. 
Ihm  liegt  daran  zu  erkennen  und  zu  zeigeUi  daß  sie  an  ihren 
Widersprüchen  zu  Grunde  gehen,  daß  etwas  f^anz  anderes  und 
Höheres  aus  ihr  hervorgehen  wird.    Für  den  Ethiker  liegt  es 
viel  näher,  und  bleibt  es,  auch  wenn  jener  diesen  Maßstab  ver- 
wirft, unerläßlich,  die  Fragen  aufzuwerfen :  i)  Entspricht  die  Ver- 
teilung des  Eigentums,  die  Regelung  der  Einkommen  den  Normen 
der  Gerechtigkeit?    2)  Herrscht  im  sozialen  Leben,  wie  es  sich 
in  diesem  fortschrittlichen  kapitalistischen  Zcitaher  gestaltet  hat 
lind  gestalten  mußte,  Wahrheit  und  Wahrhaftigkeit  r  3)  Ist  die 
Herrschaft,  die  ein  Mensch  über  viele,  insonderheit  über  seine 
Mitbürger  durch  seinen  Rciclitum  ausübt,  eine  sittlich  berechtigte 
Herrschaft  —  wenn  überhaupt  sittlich  berechtigte  Herrschaft  mög- 
lich ist  — ,  entspricht  sie  den  Geboten  der  Humanität?  —  An 
diesen  3  Fragen  hängen  noch  gar  manche  andere,  damit  verwandte 
und  ich  denke  nicht,  daß  über  die  richtigen  Antworten  auf  alle 
diese  Fragen  begründete  Zweifel  mtiglich  sind.  r)ie  fragen  müssen 
sämtlich   verneint  werden.    Ganz  einerlei,  welche  Folgerungen 
man  daraus  ableiten  mag.  Der  lühikcr  braucht  nicht  (theoretischer) 
Politiker  zu  sein.    Den  Politikern  niacT  er  fihcrfasscm,  welche  Kon- 
sequenzen zu  ziehen  sie  für  geboten  halten.    Mir   scheint,  daß 
außer  Faulsen  aucli  die  beiden  anikMcn  ^^roßcn  F-thikci  die  ("irenzen 
zwischen  ethischer  und  politischer  Erörterung  nicht  schart  genug 
ziehen  und  innehalten;  trotz  der  großen  Annäherungen  an  die 
sozialistische  Denkungsart,  der  Konzessionen,  die  sie  ihr  machen, 
bleiben  sie  ihr  doch  innerlich  fremd,  sie  erzeugen  sie  nicht  in 
sich  und  aus  sich  seU>er,  aus  ihren  ethischen  Prinzipien,  sondrrn 
benrteiU^n  sie  als  etwas  Fremdes,   Sonderbare^,   wenn  auch  mit 
Wohlwollen,  ja  teilweise  mit  otlcner  .Syiu] );itliie.    Daß  ihnen  rüe 
politischen  Fra^^en  /.u  stark  ins  HewulM^ein  fallen,  bezeugen  bei 
Paulsen    und   i)ei  Wundt   die  scharten  Kritiken  der  (deutschen) 
sozialdemokratischen  Partei.    Wenn  sie  für  geboten  hielten,  diese 
Partei  vor  ihr  ethisches  Forum  zu  ziehen,   warum  nicht  antlere 
Parteien?    Wundt  hält  iür  nötig,  den  Sozialismus,  den  jene 
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vertrete,  schon  durch  das  Epitheton  »kommunistisch  abzusondern 
und  macht  diesem  Vorwürfe,  die  aus  seiner  (nicht  richtij^^en"^  Auf- 
fassung des  Mai  xismtis  ahti^elritet  sind.  Paulsen  macht,  wie  wir 
sahen,  Hebels  harmlose  IdcalvtirstelUinf^en  '/um  CicLii'tistaiKle  sehi 
einj^ehender  Widerlei^ungcn,  Hebels,  der  doch  weit  mehr  poHtischer 
l'arteitiihrer  Pliilosoph  ist,  H  ö  f  f  d  j  n  .  nnst  rn  Parteikamj)fen 
fern,  steht  dit'si  n  I  j  scheinungen  unljefatv^i  ncr  und  kühler  gegen- 
üi>er.  Aber  auch  ei  ist  im  Irrtum,  wenn  er  meint,  der  Sozialis- 
mus M>n  Marx-lüi^els  sei  ein  >speku!ativer<  Sozialismus  und  stehe 
als  solcher  dem  utopischen  näher,  wahrend  der  »empirische«  So- 
zialismus der  in  England  seine  I  Ic  imat  habe,  den  Vorzug  ver- 
diene (s.  oben).  In  Wahrheit  hat  I'n^^land  seit  Owen  keinen 
sozialistischen  Denker  hcrvorgebraciit,  der  nüt  Marx  oder  auch 
nur  mit  Engels  irgendwie  verglichen  werden  konnte,  i.s  gibt 
dort  kein  herrschendes  System,  aber  auf  die  Fuhier  der  .\rbeiter- 
klasse  hat  kein  Sy.stcni  annähernd  so  großen  Einfluß  wie  eben 
das  Marxi^ciie.  denn  H.  George  >Hctcrlc  keinen  Initrai;  zu  den 
rrotileuien  iniUistrieller  ( )rganisation'  (S.  u.  Ii.  We-hl)-;  cHe  Unter- 
seliii-de  zwischen  der  Arbeitrrhew  e;^uiig  dort  uiul  dei"  im  deutschen 
Reiche  sind  weit  mehr  l'nter.schiedc  tier  Taktik  als  der  Prinzipien, 
und  man  kann  nicht  einmal  sagen,  daß  diu  deutsche  Taktik  mehr 
als  die  in  England  vorwaltende  im  l£inklang  mit  den  Marxischen 
Lehren  sei;  vermutlich  würde  Marx  jet/t  nuch  weit  mehr,  als  er 
sogar  zu  seinen  Lebzeiten  geneigt  war,  sein  Lrteil  dahin  be- 
stimmen, daß  die  englische  Art  der  Hewegung  diesem  Lande, 
wie  die  deutsche  den  Zuständen  Preußens  und  des  deutschen 
Reiches  angemessener  sei.  Im  Buche  der  Webb  wird  an  der 
Stelle,  auf  die  sich  Hölfding  bezieht,  der  >  empirische  Soziatismus 
des  heutigen  Gewerkschafters«  dem  »revolutionären  und  univer- 
seilen Kommunismus«  Robert  Owens  entgegensetzt.  Diesem 
Sinne  nach  ist  auch  der  Marxismus  tempirisch«,  denn  es  bt 
genau  der  Sinn,  worin  dieser  sich  als  ^wissenschaftlich*  vom  uto- 
pischen Sozialismus  unterscheiden  will.  Freilich  kann  der  em- 
piristische Standi)iinkt  nicht  davon  abhalten,  die  Erlangung  von 
Macht  im  Staate  oder  sogar  der  politischen  Macht  als  notwendiges 
Mittel  ins  Augi;  zu  fassen.  Wie  sehr  diese  unerläßlich  ist,  um 
soziale  Reformen  im  großen  Stile  durchzuführen,  wissen  gerade 
die  englischen  Sozialisten  vollkommen;  und  daß  dies  nicht  ohne 
Veränderungen  der  Verfassung  geschehen  kann,  die  möglicher- 
weise auch  in  nicht  verfassungsmäßigen  Formen  sich  vollziehen 
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muß.  ist  j^cradc  neuerdings  ins  all.uenii  ine  Bewußtsein  ein^cdrunj»en. 
da  es  sich  darum  handelt,  den  Hemmschuh  des  Hauses  der  Lords 
abzi!*5chnallcn.    Denn  daß  diese  schließlich  auch      c    c  n  den 
Willen  dieser  Kammer  durchgesetzt  wird,  scheint  keinem  Zweifel 
mehr  ?.u  unterlie^^en.    Also  auf  rc\ olutionarem  We^e.    Kann  po- 
litische Revolution  sittlich  f^ereclitferti^t  werden:  (  )h  ein  'Recht 
zur  Revolution  zu  setzen,  ist  Trolilcm  des  Naturrechts  und  zwar 
ist  dies  Recht  gcwissermasscn  das  (subjektive)  Naturrecht  als 
Notrecht  gegenüber  der  Staatsgewalt,  in  welchem  V'erstande  sogar 
der  konservative  Niebuhr  es  einräumt;  darin  lirc^^t  zu<;leich,  daß 
es  Umstände  gebe,  unter  denen  der  Gebrauch  dieses  Rechtes  für 
sittlich  erlaubt,  ja  geboten  gehen  muß.    \\  cnn  einmal  der  Kthiker 
in  die  l'ragcn  des  Sozialismus,  wie  sie  heule  gewaltig  vor  aller 
Augen  stehen,  eingeht,  so  darf  er  an  dieser  Seite  ihres  Wesens 
nicht  vorbeigehen;  und  der  sittliche  Vorwurf  gegen  die  Sozial- 
demokratie als  Tarici  dürfte  gerechtfertigt  sein,  daß  sie  gar  oft 
jene  Gewissensfrage  viel  zu  leicht  nehme  und  genommen  habe  ; 
denn   ihren   eigenen   radikal-demokratischen  Grundsätzen  gemäß 
müßte  doch  zuvor  die  kleine  Minorität  der  Männer,  die  jetzt  etwa 
eine  Umwandlun;,;  der  Staat  st  orm  wollen,  in  eine  i^rolAe  Mehrheit 
von  ^Vlannern  und  b  rauen  sich  \erwandclt  haben,  um  so  etwas 
ernstlich  ins  Auge  zu  lassen.    Man  weiß,   daß  das  »gesetzliche 
Mittel-   eine  alte  Programmlragc  bildet  ;  dalS  die  X'ertrciung  der 
deutschen   Partei    1880  das  Wort  ^gesetzlich*    zu  streichen  für 
geboten  hielt  —  unter  der  Herrschaft  eines  Ausnahmezwangge- 
setzes wider  sie.    Es  war  damit  anerkannt,  daß  unter  normalen 
Verhältnissen  Gesetzlichkeit  sittliche  Pflicht  sei,  daß  aber  außer- 
ordentliche Verhältnisse  davon  entbinden.   Unsere  Ethiker  werden 
gewiß  das  erste  betonen,  aber  auch  schwerlich  das  andere  verneinen 
können.   Hier  finden  wir  uns  aber  sogleich  wieder  in  die  Ethik 
des  Gesamtwillens  oder  wenigstens  eines  kollektiven  Willens  ver- 
setzt. Auch  das  sehr  achtungswerte  Buch  Goldscheids  beschränkt 
jene  darauf  zu  untersuchen,  welche  Pflichten  »die  Gesamtheit« 
dem  Etnrclnen  gegenüber  zu  erfüllen  hat  —  und  setzt  hinzu: 
>wenn  dieser  verhalten  werden  soll,  sein  ethisches  Ich  ihr  als 
Bildnerin  zu  überlassen«,  sie  geht  also  vorbei  an  den  Pflichten 
einer  Partei  gegen  den  Staat  oder  das  Vaterland  und  verwandten 
Fragen,  denen  eine  »soziale«  Ethik  —  so  verstanden  —  sich 
nicht  entziehen  kann.   Wir  fanden,  daß  Hoff  ding  die  gesamte 
Ethik  in  individuelle  und  soziale  einteilt  und  daß  letztere  bei 
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weitem  den  größten  (auch  den  zwischen  den  Auflagen  ain  meisten 
anjjewachsenen)  ümfati  bat.  Aber  obgleich  der  Begriff  der  so- 
zialen Ethik,  wenn  ich  nicht  ine,  kein  völlig  eindeutiger  bei  Höff- 
ding  ist,  so  liegt  ihm  doch  die  Ausdehnung  auf  Normen  sittlicher 
Art  für  irgendwelche  Gemeinschaften  oder  Gesellschaften,  für  den 
Staat  oder  die  Kirche  usw.  fern.  \V  u  n  d  t  kommt  diesem  Ge- 
danken viel  näher,  [''ür  ihn  handelt  es  s-ich  im  4.  (letzten)  Ab- 
schnitt der  Kthik  um  Anwendung  der  Prinzipien  oder  Normen 
(die  aus  der  l'ntwicklungsgeschiciite  der  sittlichen  V'orstelhmgen 
abgeleitet  wercU  n  i  auf  die  sittlichen  -  1  ,cbrnsgebietc  und  die  He- 
trachtuni;  i^eht  davon  aus.  clal>  die  sittlichen  Willenshandlungen 
-in  sich  erweiternden  Kreisen  zur  Aeuiierung  gelani^cn  .  Indessen 
bleiben  die  sittlichen  llandlun^en  doch  fj;anz  über\viei;cnd  solche 
der  Individuen  und  die  der  sozialen  Gesamtheiten  selber  werden 
nur  i^estreitt.  Die  Verdu  nste  "der  3  lühiken  werden  nicht  i^e- 
schmalert  durch  die  Grenzen,  die  sie  sich  gezogen  haben  (denn  man 
könnte  20  Bände  über  l^thik  schreiben,  wenn  man  alle  möglichen 
Anwendungen  verfolgen  wolltet;  ab(  r  ihre  Stellung  zu  den  so- 
zialen Prot)lemen  oder  zum  Sozialismus  wird  auch  dadurch  beein- 
trächtigt, daß  nirgends  scharf  die  Fragestellung  hervorspringt  (so 
wenig  als  die  früher  vermißten):  »was  dürfen  und  was  sollen 
gesellschaftliche  Verbindungen  (z.  H.  Kartelle.  .Arbcitgcberverbiinde, 
Gewerkschaften)  in  Bezug  auf  einander  und  etwa  auch  in  Bezug 
auf  ihre  Mitglieder  tun  und  unterlassen  .'<  was  darf  und  was  soll 
eine  i'artei,  was  der  Staat  in  Bezug  auf  die  sozialen  Tatsachen, 
insbesondere  in  Bezug  auf  solche  von  sittlich  relevanter  Aii, 
was  in  Bezug  aut  die  sozialen  (  )rdnun;.;en,  zumal  wo  sie  ofi'cnbar 
unsittliche  Wirkungen  und  Folgen  haben,  unternehmen.^  wie 
müssen,  an  dem  ethischen  Maßstäbe  gemessen,  die  Parteien,  wie 
die  Staatsregierungen  beurteilt,  wertge.schätzt  werden.^  Gibt  es 
kategorische  oder  hv  puihetische  Imperative,  die  auch,  oder  ganz 
besonders,  für  diese  Gültigkeit  in  Anspruch  nehmen  müssen.^ 

Wenn  dem  so  wäre,  und  wenn  also,  durch  mehr  als  bloße 
Gunst,  die  ICthik  etwa  dem  Sozialismus  zu  Hilfe  käme  oder 
sich  gegen  ihn  erklärte,  so  wäre  dies  ohne  Zweifel  eine  sehr  be- 
deutsame Entscheidung,  eine  Parteinahme  der  Philosophie,  wenn 
im  positiven  Sinn  ausfallend,  vergleichbar  der  der  Begründer 
der  neuen  Philosophie  im  17.  Jahrhundert  (Hobbes,  Descartes, 
Spinoza)  gegen  den  Geister^  und  Ges])ensterglauben,  dessen  völlige 
Zerstörung  erst  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  sich  vollendend 
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noch  heute  ihre  Wirkungen  nicht  eischöi)ft  hat.  Ihn  unteri,Mul)en 
Ps\  chologie  und  Metaphysik  auf  der  Basis  der  neuen  Krkenntnisse 
in  iVstronomie  und  Physik.  Wird  die  Ethik,  aul"  politische  ( )ekc)- 
nomie  und  .Soziologie  «^ej^'ründet.  den  herrschenden  Glauben  an 
die  kapitalistische  Gesellschaftsordnung  vernichten.-  —  Aus  der 
Analot^ie,  die  keinesweijs  vollkommen  ist,  darf  man  es  zwar  nicht 
folgern,  aber  es  labt  sich  auch  nicht  verkennen,  daß  manche 
Zeichen  dahin  deuten. 

X. 

Der  Idealismus,  vorstanden  als  das  Streben  nach  \'er- 
hesvLTun^  des  Menschentums,  i^t  von  der  ICthik  kaum  ablösbar. 
Der  Elhiker  i.st  regelmäßig  Idealist  in  dmi  Sinne,  daß  er  hofft, 
die  Menschen  werden  sich  veredeln,  und  wenn  er  ^ich  auch  nicht 
zutraut,  durch  seine  Lehren  unmittelbar  dazu  niitzuw  u  kc-n,  so 
pflegt  er  doch  von  tler  zunehmenden  Kultur  der  W  rstandeskratte, 
der  Bildung,  heilsame  Folgen  auch  für  die  Gemütsverlassung  und 
die  Beweggründe  des  Handelns  7.u  erwarten.  Aber  nicht  lange 
kann  es  ihm  entgehen,  daß  die^  l)einahe  ganz  illusori.sch  ist. 
-Mehr  oder  minder  klar  erkennt  er,  daß  der  Men.sch  in  .seinem 
Wollen  aulÄer  durch  naturliche  Anlagen  und  Neii^ungen  durch 
l>ziehung  und  durch  snziaK^  X'erhaltntsse  bestimmt  u  ird.  Durch 
Erziehung:  also  nuiß  die  lüziehun;^  in  ethischem  Geiste  geschehen; 
er  richtet  .sein  Augenmerk  auf  die  Tadagc^gik.  Aber  viel  machtiger 
als  die  besten  Erzieher  sind  die  Miterzicher  von  frühester  Jugend 
her,  die  häuslichen  und  örtlichen  Umgebungen,  mit  Not  oder 
üeppigkeit  verbinden  sich  böse  Beispiele,  um  gute  Anlagen  und 
gute  Sitten  zu  verderben.  Der  Moralist,  der  mehr  sein  will  als 
Moralprediger,  und  doch  ins  allgemeine  wirken  will,  wird  not- 
wendigerweise zum  Kritiker,  der  Kritiker  zum  Reformator  der 
GeseHschaft:  dies  ist  der  nächste  Weg,  der  von  der  Ethik  zum 
Sozialismus  führt.  Auf  diesem  Wege  fanden  wir  auch  die  drei 
berühmten  Philosophen.  Der  Idealismus  des  Ethikers  wird  sich 
aber  auch  darin  betätigen,  daß  er  sittliche  Werte  höher  stellt 
als  alle  anderen  Werte,  insbesondere  als  die  Güter,  die  der  Christ- 
liehe  Sittenlehrcr  »irdische«  nennt.  So  finden  wir  auch  bei  den 
philosophischen  Ethikern  Hindeutungen  auf  das  Reich  Gottes  auf 
Erden  und  dergleichen.  Den  ^materialistischen*  Geist  wollen  sie 
entweder  im  allgemeinen  oder  indem  sie  ihn  in  Ueberelnstimmung 
mit  den  rückwärts  gewandten  Propheten  als  den  Geist  unseres 
Zeitalters  anklagen,  bekämpfen.   Aber  sie  können  sich  doch  auch 
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der  Wahrheit  nicht  erwehren,  daß  die  'materiellen'  Verhältnisse, 
daß  eine  gesunde  Wirtschaft  im  Volke  und  in  der  Haushaltuni» 
auch  für  die  idealen  Güter  von  höchster  Bedeutung  sind,  daß  sie 
diesen  das  Leben  erst  möglich  machen.  Um  so  mehr  werden 
sie  darauf  bedacht  sein,  den  Unterschied  einer  ethischen  von 
einer  bloß  r)k<>nomischen  Wertschätzung^  hervorzuheben.  Kräftig 
und  schein  brinj^t  diesen  (k-sichtsj)unkt  Th.  Lipps  zur  Geltung. 
Lr  laßt  sich  die  Bestreitung  des  Jüidämonismus  und  Utilitarismu.s 
sonderlich  angelegen  sein,  er  hält  diesen  Lehren  entgegen,  i'er- 
sönlichkeitswcrte'  seien  die  einzig  unbedingten  Werte  ;  dies 
.sei  eine  einfache  und  nackte  psychologische  Tatsache. 
Gewiß  eine  frappierende  Behauptung.  Sie  geht  aus  von  den 
Motiven  der  Selbstachtung,  die  als  »Ligcnwcrtgefühle«  bestimmt 
werden.  Jedes  Streben  nach  Ehrung  durch  andere  sei  ein  Streben 
nach  Selbstachtung.  Jene  Motive  wachsen  aus  der  Natur  des 
Menschen  selbständig  und  neben  allen  sonstigen  Motiven,  wie 
den  egoistischen  und  altruistischen.  Wie  es  altruistische  Ding- 
wertgefühle gibt,  so  auch  sympathische  Persönlichkeitswertgefiihle 
—  auch  dies  eine  selbständige  Gattung  von  Wertgefühlen  und 
Motiven;  sie  sind  der  Tendenz  nach  immer  da,  sobald  wir  von 
fremden  Persönlichkeiten  »wissen«.  Der  wahre  Mensch  will 
Menschen.  Es  gibt  zwei  Quellen  des  Bösen:  die  Schwäche 
von  Motiven  und  den  Mangel  des  Denkens.  Sehr  richtig  ist  es, 
den  Gegensatz  zwischen  »sittlich  wertvoll«  oder  »gut«  d.  h. 
»Gutes  schaffend«,  sittlich  nützlich  einerseits  und  »sittlich  wertvoll 
oder  gut«  d.  h.  an  sich  gut  andererseits,  ebenso  wie  den  ent« 
sprechenden  Gegensatz  zwischen  »übel«  und  »schlecht«  zu  beachten. 
[D.  Verf.  weist  mit  Recht  auf  die  Unterschiede  hin,  die 
Gegensätze  sind  nicht  vorhanden  I]  Den  Doppelsinn  verkenne  der 
Utilitarismus.  »Von  Glück  oder  Lust  und  immer  nur  von  Glück 
oder  Lust  redet  der  Utilitarismus  oder  Eudämonismus.  Das 
Maß  der  Lust  in  der  Menschheit  zu  mehren  befiehlt  uns 
der  soziale  Utilitarismus.  Diese  Lust  soll  uns  das  Wertvolle 
sein.  Aber  Lust  anderer  als  solche  und  ohne  wdteres  [nämlich 
ohne  Persönlichkeits  werte]  ist  uns  nicht  wertvoll  und  kann  es 
nicht  sein.«  Vielmehr:  »sittlich  richtig  ist  dasjenige  Wollen,  dem 
gegenüber  ich  ein  endgültiges  oder  nicht  mehr  authebbares  Be- 
wußtsein des  SoUcns  haben  kann«  und  das  Bewußtsein  des 
SoUens  ist  gleichbedeutend  mit  einem  Bewußtsein  des  Wollens 
das  aus  der  reinen  und  vollen  objektiven  Betrachtung  der  m^- 
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liehen  Motive  oder  Zwecke  des  Wollens  sich  erj^ibt ;  mithin  ist 
sittlich  richtig  das  reine  und  allseitiij  objektiv  bedingte  Wollen, 
oder  das  Wollen,  das  durch  den  rein  und  voUkunimen  zur  Wirkun-- 
{gelangenden  objektiven  Wert  aller  möglichen  bei  dem- 
selben in  Betracht  kommenden  Zwecke  bedingt  ist.  Die  allge- 
meinsten Regeln,  die  alle  formaler  Natur  sind,  lassen  sich  in  die 
eine  zusammenfassen;  »Verhalte  dich  allgemeingültig*.  Seinen 
Inhalt  hat  das  W(jllen  auch  schon  ohne  die  Sittengebote.  Sitt- 
lichkeit ist  eine  bestimmte  ( )rdnung  der  natürlichen  Zwecke  oder 
möglichen  Wollungen;  sittliche  (iesinnun;^  ein  System  der  Ucber- 
und  Unterordnung  aller  möglichen  Zwecke,  worin  jeder  Zwi  ck 
seine  festbestimmte  Stelle  hat.  Es  gibt  aber  sittlich  bedeutsame 
Unterschiede,  ja  (iegensätze  zwischen  menschlichen  Zwecken; 
die  Ordnung  der  Zwecke  vollzieht  sich  in  verschiedenen  Rich- 
tungen. Und  diese  Richtungen  kollidieren  nio;^licherweise ;  es 
gibt,  auch  unter  Voraussetzung  der  ernstesten  sittlichen  Ueber- 
legung,  für  uns  unlösbare  sittliche  Konflikte.  Die  Analogie  zur 
Verstandeserkenntnis,  die  überall  den  Weg  zum  Richtigen  wci.st, 
gilt  auch  in  Bezug  aul  den  Irrtum.  Neben  dem  Organismus  der 
Zwecke  L^ibt  es  aber  einen  Organismus  aus  V  e  r  s  ü  n  1 1  c  1;  k  t  1 1  e  n , 
den  siit  iciien  Organismus.  In  seiner  absoluten  Gestalt  ist  dieser 
notwendig  im  Organismus  der  Menschheit,  ein  W'cll.slaat,  wenn 
man  lieber  will,  eine  Weltkirche.  Dies  Ideal  können  wir  aul- 
stellen, müssen  wir  wünschen,  aber  wir  können  es  nicht  wollen. 
Es  i.st  auch  sittliche  Pflicht,  die  Kraft  des  Wollens  dem  zuzuwenden, 
was  in  dem  Sinne  erreichbar  ist,  daß  die  gegebenen  Umstände 
seine  Verwirklichung  ermöglichen.  Auch  im  absoluten  sittlichen 
Organismus  müßte  die  Masse  der  Individuen  sich  gliedern,  sich 
zusammenschließen  zu  niedrigeren,  diese  zu  höheren  Einheiten. 
Die  elementarste  und  zugleich  die  innigste  Einheit  ist  die  Familie, 
sie  beruht  auf  der  Ehe.  Die  Ehe  wird  durch  das  sinnlich-sittliche  Ge- 
schlechtsverhältnis» der  Staat  durch  das  in  ihm  geltende  Recht 
konstitukrt  Es  gehört  nicht  zum  Begriff  des  geltenden  Rechts, 
daß  es  einen  sittlichen  Inhalt  habe;  das  bei  uns  geltende  Recht 
hat  aber  einen  sittlichen  Inhalt  [schlechthin?  alles??]  und  das 
Recht  soll  auch  einen  sittlichen  Inhalt,  der  Staat  soll  sittliche 
Zwecke  haben.  Die  Gebiete,  in  die  der  Staat  ordnend  eingreift, 
sind  nicht  sittlich  gleichgültig,  der  Staat  kann  also  nicht  in  sie 
eingreifen,  ohne  damit  Sittliches  oder  Unsittliches  zu  wollen.  Der 
Widerspruch,  daß  der  Staat  an  das  Individuum  herantritt  mit 
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Zwan;4,  ohijleich  es  in  der  Natur  de«;  Sittlichen  !ici,'t  ans  freier 
(.icsinnun;^  Ihm  aus  vollbracht  zu  werden,  läßt  sich  niii-  dahin  losen: 
der  Staat  schalVt,  soweit  erOirderlich  mit  Zwan^,  die  Bedm^unLien 
für  die  Entfaltiinjr  der  hcien  sittlichen  I\isi>nlichkeit.  1'.  r  •/ i  e  ii  ii  n 
ist  seine  h<")chstc  Aui^abe,  1>  yibt  auch  äußerliches  Klasscn- 
üder  Privilegienrecht;  dies  niuts  übergehen  in  das  sittliche  ]\len>chen- 
recht  Nichts  ist  sittlich  berechtiget,  lediglich  weil  es  besteht. 
Das  Jugentuni  ndei  genauer:  die  jel^it  bestehende  l'.i^eniunis- 
und  Resitzor  dnuni,' ,  weiterhin  die  bestehende  Staatsvei  tassun|^ 
werden  als  heilig  und  unantastbar  bezeichnet.  Sie  sind  i  s,  sofern 
sie  es  sind,  d.  h.  wenn  und  solange  sii-  sittlich  y-\veckniäli.)g  .sind, 
also  nu  hl  al--  andere  geeignet,  den  sittliehm  l'!ndzweck  des  Staates, 
die  \'er\\  irkliclumg  der  starkiMi.  reiclu  n  und  freien  Tei  inliehkeit 
zu  luidern.  In  dem  Augenblicke  \vu  feststeht,  daß  sie  nicht  !n«.-hr 
sittlich  zweckmäßig  sind,  hat  jeder  die  Ptliclii.  an  dem  Umbau 
dieser  ( ii  undpfeiler  der  bestehenden  soziale  n  uiui  sitihchen  Ord- 
nung uiit^uai  bciien.  Und  keinem  dürfen  wir  verwehren,  zu  jeder 
Zeit  diese  I  ra,.M-  nach  .seiner  U  e  b  e  rz  e  u  g  u  n  g  zu  bt  .uu Worten 
und  die  rilicht  /.u  lini,  die  ihm  diese  s  r  i  n  e  L'eber/.i'U;^un;^'  vor- 
schreibt;  wer  die  Frage  vernenU.  dail  darum  nicht  liu  schlecht 
Oller  minder  vaterländisch  gesinnt  ausgegeben  werden:  das  wäre 
W  rwu  rung  der  sittlichen  ßi  giitte.  l)ie  bestehende  Ordnung  iiai  zur 
hochsicn  Aulgabe,  die  l*lrmöglichung  des  Ueberganges  zu  For- 
men, die  dem  Ziele  naher  bringen:  einen  sittlichen  Organismus, 
worin  alle  Güter,  Besitz,  Macht,  Ehrungen  verteilt  wären  untur 
dem  (iesichtsjjunktc  des  sittlichen  Wertes  der  Persönlichkeiten 
und  der  möglichsten  Verwirklichung  des  Guten  in  der  Welt.  Die 
vollkommene  \'erfassung  wäre  die  ethische  Aristokiatie  in  diesem 
Reiche  der  sittlichen  Menschheit.  Das  sittliche  Endziel  müssen 
wir  als  Endziel  im  Auge  behalten.  Das  Gesetz  der  stetigen  Ent- 
wicklung beherrscht  die  Arbeit  daran.  Es  kann  aber  auch  eine 
stetige  Entwicklung  geben,  die  äußerlich  betrachtet,  unstetig  ist. 
Wo  Gewalt  den  Fortgang  hindert,  wird  die  Niederwerfung  der 
unsittlichen  Gewalt  sittliche  Pflicht.  Revolution  ist  Recht»  wenn 
sie  Pflicht  ist.  Sie  kann  heiligste  Pflicht  sein.  Die  sittliche 
Höhe  der  Menschheit  ist  das  höchste  Gesetz  und 
das  absolute  Recht. 

XI. 

Mit  diesem  Satze  schließt  der  Abschnitt  der  ethischen 
Grundfragen«)  der  für  unsere  Betrachtung  ein  vorzügliches  In* 
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tereijse  darbietet.  Das  ganze  Biichloin  ist  aiT/idund  und  ln-dou- 
tcnd.  Ich  stimme  mit  dem  Verfasser  dahin  überein,  daß  es  für 
die  Grundlegung  der  Ethik  vor  allem  notwendig  ist,  den  Tat- 
l)cstand  des  ethisciien  Bewußtseins,  wie  der  Denkende  es  in  sich 
erkennt,  festzustellen  und  zu  analysieren,  auch  dahin,  daß  diese 
Analyse  auf  eine  eigenlüniliehe  Achtung  und  V\'ertschät7Amg  ge- 
wisser ( "haraktcTzüge,  Gesinnungen,  Motivj^rupijt'ü  führt,  die  ich 
an  mir  und  an  anderen  als  edel  und  gut  hervorziehe,  anrrkennc 
und  heraushebe.  Auch  hat  der  au^L^ezeichnele  r.sychologe  — 
bekanntlich  ist  auch  Lipps  in  erster  Linie  Psychologe  —  g'^'i-^ 
recht,  mit  Nachdruck  darauf  hmzuwcisen,  daß  jene  \V^ertL;efühIe 
selber  ganz  unabhängige  Motive  darstellen,  die  mar.  aiienfalls  dni 
egoistischen  beizählen  kann,  sofern  sie  näu>lich  auf  Selbstachtung 
abzielen,  von  deren  gewöhnlichem  Sinn  und  ihrer  allgemeinen 
Art  sind  sie  aber  .sehr  verschieden.  Das  heißt  mit  anderen  Wor- 
ten (wenn  es  auch  in  die.ser  Form  minder  neu  erscheint):  Der 
Mensch  handelt  nicht  nur  aus  Selbstinteres.se,  auch  nicht  außer> 
dem  nur  aus  Mitgefühl,  sondern  auch  aus' Gewissenhaftigkeit  und 
l'flichtgefühl,  und  dies  sind  die  spezifisch  ethischen  Motive. 
E.H  scheint  mir  nun  in  der  imposanten  Systematik,  die  Lipps  ent- 
wickelt, nicht  gehörig  hervorzutreten,  daß  diese  Motive  vorzugs- 
weise (wenn  auch  keineswegs  ausschließlich)  zur  Unterstützung 
und  Förderung  der  altruistischen  Gefühle  und  Neigungen 
dienen,  die  aber  tatsächlich  —  aus  welchen  Ursachen  dies  auch 
zu  erklären  sein  möge  —  dem  denkenden  (gebildeten)  Menschen 
objektiv  wertvoller  scheinen,  also  bei  der  von  Lipps  so  scharf 
charakterisierten  Richtung  nach  den  erkannten  Tatsachen,  anstatt 
unmittelbar  nach  den  subjektiven  Bedingungen,  einen  höheren 
Rang  einnehmen,  weil  die  Tatsachen,  auf  die  sie  sich  beziehen, 
wichtiger  zu  scheinen  pflegen.  Indessen  hier  können  wir 
nicht  bei  den  Begründungen  der  FIthik  verweilen.  Bei  Lipps 
liegt  eine  geistvolle  Erneuerung  der  intuitiven  Begründung  vor, 
deren  wesentliches  Merkmal  es  ist,  die  Zurückfährung  des  Guten 
auf  allgemeineres  weder  für  nötig  noch  für  möglich  zu  halten ;  davon 
weicht  nun  meine  eigene  Ansicht  nicht  allzu  weit  ab,  wenngleich 
ich  sehr  zweifle,  ob  die  von  Lipps  angewandte  Methode  wissen- 
schaftlich so  sicher  ist,  wie  sie  bei  ihm  erscheint.  Ich  behaupte 
dagegen,  daß  —  mit  Staudinger  zu  reden  —  die  wirtschaftlichen, 
allgemeiner  gesprochen  die  sozialen  »Grundlagen  der  Moral« 
nicht  so  als  unwesentlich  behandelt  werden  dürfen,  wie  es  von 
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Lipps  geschieht.  Kr  sagt  in  seinem  Vorwort:  »Alle  Kthik  ist 
notwendig  individualistisch,  sofern  sie  als  das  einzig  absolut  Wert- 
volle die  sittUch  freie  Persönlichkeit  erkennt^.  Ich  glaube  nicht, 
daß  eine  Wissenschaft  oder  philosophische  Disziplin  das  absolut 
Wertvolle  zu  erkennen  vermag.  Was  aber  uns  hier  anj^eht,  ist 
die  Tatsache,  daß  auch  Lipps  von  seinem  cner^nsch  behaupteten 
Standpunkte  aus  zu  I- oli^crungen  gckanj^t,  die  der  individualisti- 
schen Gesellschaft  keineswegs  günsti<^  sind.  Er  nennt  die  jetzt 
bestehende  Hesitz-  und  l*^igcntumsordnung  >an  sich  zweifellos 
unsittlich-  und  wirft  die  Frage  auf  (offenbar  sie  zu  bejahen  j^c- 
neigt),  ob  nicht  vicileiclu  .  .  .  mit  dem  »sittlichen  Bestände  der 
Gesellschaft <  etwas  ganz  anderes  gemeint  sei,  nämlich  »der  h ort- 
bestand der  unsittlichen  Freiheit  einiger,  nur  für  sich  und  auf 
Kosten  anderer  gewisse  Genüsse  höherer  und  niedrigerer  Art  zu 
hi-anspruchen«  (S.  1/4).  Ueberhau])t  ist  das  Büchlein  von  einem 
l'atho"^  erfüllt,  das  lebendige  Teilnaiuue  am  öHentlichen  Leben 
und  Leiden  kundi;il)t,  wie  es  uns  heute  imi^ibt.  Nicht  als  ob 
nicht  auch  bei  den  früher  besprochenen  Ethikern  Aehnliches  her- 
vorträte; aber  die  Ak/.ente  sind  hier  schärfer,  bestimmter,  die 
Kulturlrcudi|^keit.  deren  ein  freisinniger  Denker  sich  ja  nicht  leicht 
erwehren  kann,  ist  starker  oder  doch  allgemeiner  duich  KultiU"- 
betrühnis  gedampit.  lksondcrs  heftig  wendet  sich  die  ethische 
Kritik  gegen  den  unechten,  egoistischen,  knechtschaffenen  Patrio- 
tismus«, ländriii^flicli  wiederholt  wird  der  Satz  am  Schlüsse  Nicht 
der  (rlanz  und  Ruhm,  nicht  Reichtum,  Macht  und  äußere  Ehre,  sei 
es  ICinzelner,  sei  es  einer  Nation,  zu  erhöhen,  sondern  auf  die 
möglichste  sittliche  Döhe  der  (iliedci  einer  Nation  und  schließlich 
der  Menschheit  hinzuarl)eiten,  sie  menschlich,  gut,  tüchtig  zu 
machen,  alles  innerlich  Gruße,  Starke,  I'reie  in  ihnen  zu  schützen 
und  zu  wahren  ist  die  eigentliche  Aufgabe  der  Gesellschaft  und 
des  Staates,  und  damit  auch  jedes  ICinzelnen.  an  .seiner  Stelle- 
fS.  326).  So  muß  allerdings  der  Llliiker  urteilen,  aber  darum 
gehört  es  wie  ich  meine,  avich  zu  den  ethischen  Grundfragen,  ob 
denn  die  kapitalistische  Wirtschaft  der  Ausbildung  sittlicher  Per- 
sönlichkeiten günstig  oder  ungünstig  sei.  (  )l)gleich  nach  dem 
Geiste  dieser  Vorträge  und  nach  der  erwähnten  Charakteristik 
der  djestehenden  Besitz-  und  Lii^entumsurdnung«  über  die  Stel- 
lung des  Verfassers  dazu  kaum  ein  Zweifel  sein  kann,  so  lehnt 
er  doch  ab,  zu  untersuclu  n,  ob  bei  uns  ^der  Augenblick  iw  o 
•feststehe',  daß  diese  Ordnungen,  wie  auch  die  bestehende  Staats- 
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verfassunjjf,  'nicht  mehr*  sittlicli  zwockmäßig  sind),  jetzt  gekommen 
sei  odtT  wann  er  gekommen  sein  werde.  Dai>  ist  nicht  zu  ver- 
wundern, bei  der  außerzeitlichen,  fast  außerweltlichen  Art,  worin 
gerade  »das  Eigentum«  gelegentlich  erörtert  wird :  —  *es  besteht 
ein  sittliches  Recht  des  Eigentums«,  aber  »es  gibt  kein  sittliches 
Recht  ohne  eine  sittliche  Pflicht,  nämlich  die  Pflicht,  dieses  Rech- 
tes sich  würdig  zu  erweisen«  (S.  1751.  Damit  können  alle  wohl- 
gesinnten X'ertreter  und  Verteidiij^er  des  (iroßi^rnndbesitzes  und 
des  Kapitalreichtums  ohne  jedes  Hedenken  sich  einverstanden  er- 
klären ^*).  Aber  natürlich '  Man  muß  sein  Vermögen  gehörig 
verwalten,  man  muß  nicht  knickerig  sein,  muß  seinen  Leuten 
einen  anständigen  Lohn  zahlen  und  die  Kunden  nicht  besciiwin- 
deln  .  .  .  wenn  nur  die  Gläubiger  nicht  wären,  und  die  Konkur- 
renten, und  die  Konjunkturen !  Für  den  Geschäftsmann  ist  es 
nicht  so  leicht,  seines  Eigentumsrechts  sich  sittlich  würdig  zu  er- 
weisen, wie  etwa  für  den  hohen  Beamten,  der  eine  Villa  nebst 
Garten  und  dazu  100000  Mark  in  Konsols  sein  eigen  nennt.  Auch 
kann  jener  überhaupt  sehr  viel  schwerer  zu  einer  .starken,  freien 
und  weiten  Persönlichkeit  sich  ausbilden,  wie  auch  Lipps  aner- 
kennt, wenn  er  das  > Eingeengtsein  in  den  materiellen  Kampf  des 
Lebens  <  als  eines  der  drei  Hemmnisse  für  das  Streben  nach 
höherem  Eigenwert  bezeichnet.  Das  schwerste  Hemmnis  außer 
dem  Milieu  nennt  er  hier  freilich  nicht:  nämlich  die  Schwächen 
und  Verkehrtheiten  der  angeborenen  geistigen  und  sittlichen  An- 
lagen 1  Man  kann  ein  guter  Turner  werden:  durch  Anstrengung 
und  Uebung.  »Man«  —  aber  nicht  jeder.  Nur  wenige  scheinen 
von  Natur  für  die  Erfüllung  jener  »Pflicht«  (sich  ihres  Eigentums- 
rechtes würdig  tu  erweisen)  begabt  zu  sein. 

Interessant  ist  es,  mit  der  von  Lipps  gegebenen  Darstellung 
des  Problems  die  Vindikation  des  ethischen  Utititari^us  zu  ver- 
gleichen, die  ein  trefTKcher  französischer  Denker  neuer- 
dings vorgeführt  hat,  Adolphe  Landry,  den  wir  als  Natio- 
naldkonomen  und  Rechtsphtlosophen  früher  begrüßt  haben  *'^). 

*')  Auch  bei  Wundt,  dessen  ethische  Ik-grUndungcn  für  Lipps  offenbar 
durchaus  nicht  };elten,  fanden  wir,  es  müsse  endlich  eine  >siltlichcre  Auffassung«  des 
Eigentumsrechts  Platz  greifen.  An  sittüchrn,  tief  gcwurrvlten  > AtiflT^s-iun^en«  von 
Verlöbnissen  und  Khe  fehlt  es  ^c\vii\  uichi.  Sollten  diese  wirklich  gegenüber  den 
Tendenzen,  die  (in  den  besitzenden  Klassen)  tur  diese  Dinge  vorherrschen,  etwas 
Erhebliches  ausrichten  ?  I 

*•)  Ucb«r  die  Schrift  >L'atUit<  socid«  de  la  propri^t^  individuelle«  habe  ich 
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Und  zwar  am  meisten  merkwürdig  ist  diese  Vergleichung  — 
wegen  der  Uebereinsttmmimgcn,  da  Lipps  den  Utilitarismus  oder 
»sozialen  Eudämonismus«  nicht  nur  für  unrichtig  hält,  sondern 
für  »verwüstend  und  verwirrend«  (S.  79);  so  wirke  er  in  England, 
so  auch  bei  uns  «theoretisch  und  praktisch«  (S.  186).  Ich  be- 
kenne sogleich,  daß  ich  für  diese  Ideologie  ebenso  geringes  Ver- 
ständnis und  ebenso  schwache  Sympathie  habe,  wie  für  die  gleich- 
artigen Anklagen  etwa  des  Katholizismus  gegen  den  Protestantis* 
mus,  des  orthodoxen  gegen  den  liberalen  Protestantismus,  des 
liberalen  Protestantismus  gegen  den  Monismus  und  Materialismus 
u.  s.  w.  u.  s.  w.  Auf  der  andern  Seite  verhehle  ich  nicht,  daß  mir 
die  Rettungen  des  Utilitarismus,  die  Landry  versucht  (nicht  gegen 
Lipps,  der  ihm  offenbar  unbekannt  ist),  nicht  gelungen  scheinen. 
Tatsächlich  kommen  aber  seine  Beweisgründe  den  Gesichtspunkt 
ten,  die  bei  Lipps  vorwalten,  sehr  nahe.  Landry  beruft  sich  auf 
F  o  u  i  1  ]  L'  e ,  den  er*  selber  zugleich  als  Gegner  des  Utilitaris- 
mus kenntlich  macht,  und  der  in  der  Tat  ähnliche  Gedanken  wie 
Lipps  entwickelt  hat,  wenn  auch  in  anderen  Formeln.  Fouill^c 
habe  gezeigt,  daß  der  »moralische  Altruismus  seinen  Ursprung  in 
jener  Art  von  verstandesmäßigem  Altruismus,  von  intellektueller 
Uninteressiertheit  habe,  die  da  bewirke,  daß  wir  uns  in  die  an- 
deren hineindenken,  uns  in  ihre  Stelle  versetzen,  mit  ihnen  iden- 
tifizieren können«.  Das  Denken  sei  (nach  ihm)  durch  seinen  un- 
persönlichen und  objektiven  Charakter,  wesentlich  altruistisch,  es 
sei  das  Wesen  der  Erkenntnis,  zur  Objektivität,  folglich  zur  Un- 
persönlichkeit  und  Allgemeinheit  zu  tendieren,  folglich  könne  nur 
was  allgemein  ist,  ihm  in  seiner  Uebung  genugtun.  Er  (FouilMe) 
appelliere  daher  an  die  Vernunft  des  Menschen,  mit  folgenden 
Worten:  «Sei  gerecht  gemäß  der  Logik  und  der  Wissenschaft, 


berichtet  in  Sdunolteis  Jahrbuch  (1903,  Abhandlang  >  Volkswirtschart  und  Privat- 
wirtschaft«). Lnndry  schließt  sich  in  vielen  Stücken  nn  Jen  in  Deutschland  ver- 
gessenen Otto  Efferts  an,  von  dem  ci  ein  ^anz  neues  hucli  >  I.es  anl.igonismcs  cco- 
nomitjucst  jüngst  in  französischer  Sprache  hernuspejieben  hat  (Tnii^  1006).  Vgl. 
:  Un  ccttiioinistc  nicconnu  •  Ott  >  Fffertz».  l'ar  .Adolphe  Landry  in  Kcvue  »l'ccono- 
niic  politiijijp  i<>o6.  In  diotiti  .Vuis.il/.c  macht  Landry  die  traurit'c  Tatsache  be- 
kannt, dab  Kiferlz'  Uuch  »Arbeit  und  lU)den<  ^einc^  Zeil  ivon  allen  dculücbcU 
FakultAten  (sott  wohl  heifieit  |dii)o^<>phiüch<:n  und  staatswisscnschaftlichen)  als 
Dissertiiiion  abgelehnt  worden  ist:  »chose  incroyable«  sagt  L>n4ry  sehr  mit  Recht 
—  k^surtout  pouT  t|ui  seit  ce  que  sont  h  1'ordinaire  les  th^'ses  de  doctorat  en  Alle- 
magnec. 
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weil  lojrjsch,  rational  und  ^vis^cnschaftlich  beurteilt,  die  Macht  und 
das  Interesse  aller  wünschenswerter  sind,  als  Macht  und  Interesse 
eines  Minzigen;  du  bist  ein  denkendes  Wesen,  als  solches  hast 
du  in  dir  einen  Hang  zur  Verallgemeinerung,  der  dich  die  Identi- 
tät des  Wohles  eines  anderen  Individuums  mit  dem  deinen  im 
allgemeinen  Wohle  begreifen  läßt,  und  die  wissenschaftliche  Ueber- 
lep^cnheit  dieses  alli^emeinen  über  dein  besonderes  Wohl.  A  =  A. 
ein  Mensch  =  einem  Menschen,  und  das  Wohl  aller  Menschen 
ist  mehr  als  das  Wohl  eines  Kinziiron«,  Alle  diese  Formeln,  alle 
diese  Worte  nennt  Laniirv  so  wahr  und  tief  wie  nur  möglich. 
Für  ihn  abi  r  stvit/.en  sie  das  r^rin/ij)  des  sozialen  Hedonismus. 
\'or  der  N'ernuntt  seien  die  Individuen,  wie  die  Zeitmomente,  alle 
^deich.  Die  Vernunft  lehre  nach  einem  Ueberschuß  vun  I.usi 
über  Unlust  streben,  sii-  be^-ciiränke  sich  aber  keineswegs  ihrem 
Wesen  nach  auf  den  XOrieil  des  Individuums,  in  dessen  Hirn  sie 
gerade  sich  geltend  mache,  sie  fände  nur  an  dessen  Snmlichkeit 
größere  Widerstände  (ian/  wie  I.ipps  setzt  auch  I.andry  die 
praktische  VernunÜ  als  auf  das  Richtige  jrielend  zur  theore- 
tischen, die  es  mit  dem  Wahr  in  /u  tun  habe,  in  l.irullele;  das 
Richtige  ist  aber  füi  ihn  ein  Alaxun  nii  von  Lust.  —  Des  Ver- 
.suches,  die  Argumente  für  und  w  ider  den  l  tilitarismus,  der  jeden- 
falls; an  I.andry  einen  fähigen,  klardenkenden  Anwalt  gefunden 
hat,  geg(.-u  einander  abzuwägen,  muß  icli,  wie  gesagt,  hier  nuch 
enthalten.  Auch  bi-i  Landry  gehen  uns  vor  allem  die  Anwen- 
dungen an.  die  im  \  on  .seinen  Grundsätzen  macht.  Und  wir  fin- 
den, daß  diese  nicht  sehr  verschieden  von  den  Folgerungen  sind, 
die  lür  Lipps  mit  der  entschiedenen  Leugnung,  ja  Verachtung 
dieser  Grundsiitze  sich  verlragen ;  so  weit  aber  verschieden,  so 
sind  sie  eher  mehr  als  weniger  > moralisch*  in  dem  Verstände, 
den  man  gewöhnlich  mit  diesem  Worte  verbindet.  Landry  ver- 
wahrt sich  dagegen,  daß  die  utüitarischc  Moral  eine  'leichte' 
Moral  sei.  Sie  führe  vielmehr,  im  Zusammenhange  mit  national- 
ökonomischen Erkenntnissen,  zu  dem  Schlüsse,  daß  wir,  um  unsere 
Pflicht  vollständig  zu  erfüllen,  uns  fast  alles  dessen  entäußern 
müssen,  was  wir  besitzen ;  denn  angesichts  der  großen  Menge  des 
furchtbarsten  Elendes  gebe  es  fast  keinen  Bruchteil  unserer  Habe, 
unseres  Einkommens,  der  nicht  für  andere  nützlicher  wäre,  als  er 
für  uns  sein  kann  (S.  264;  "j.    Aber  freilich :  entscheidender  Wert 

")  Landrj  erblickt  die  hauptsächlichste  Rcchtfeniguiig  des  Soztalisinitt  in  der 
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für  die  Erreichung  moralischer  Ziele  komme  nur  der  Politik  zu: 
^Die  Eini  l  tunj^  sozialer  GU  ichlicit  von  der  moralischen  Vervoll- 
kommnung (.kl  Individuen  erwarten,  ist  pure  Chimäre«,  Moral 
und  Politik  seien  bcsluiimt.  dieselben  Ziele  zu  verfolfren,  aber  auf 
verschiedenen  \\  c^un.  An  Marx  sei  zu  rühmen,  daß  er  eine 
realistische  I'olitik  befürworte. 

XII. 

So  werden  wir  immer  w  ieder  und  \  on  allen  Seiten  aus  Ethik 
in  Politik  hinüber^eführt  und  man  muß  dagegen  immer  wieder 
sich  erinnern,  daß  der  > Sozialismus«  doch  auch  als  eine  gesellschaft- 
liche l^rscheinung,  die  innerhalb  des  reinen  »Rechtsstaates«  (der 
»Nachtwächteridee«  )  gedeihen  kantig  auftritt,  und  daß  gerade  dieser 
unpolitische  Sozialismus  eine  sehr  bedeutende  ethische  Seite  hat. 
Wenn  anders  man  das,  was  sich  in  Gewerkschaften,  und  beson- 
ders was  sich  in  genossenschaftlichen  Bestrebungen  manifestiert, 
Sozialismus  nennen  will.  Nur  Hoff  ding  hat  von  den  Kon- 
sumvereinen Notiz  genommen  und  ist  in  seiner  neuen  Auf- 
lage sogar  liebevoll  darauf  eingegangen,  HöfTding,  der  eben  für 
diesen  gesellschaftlichen  und  von  ihm  als  empirisch  ausgezeich- 
neten »Sozialismus«,  wie  wir  bemerkt  haben,  eine  entschiedene 
Vorliebe  bekundet;  freilich  rechnet  er  auch  eine  sozialistische 
Gemeindepolitik,  den  »Munizipat-Sozialismus«,  dazu.  Spuren  einer 
ähnlichen  Vorliebe  für  nicht-politische  Aktionen  sind  aber  auch 
bei  anderen  Ethikem  anzutreffen.  Natürlich;  scheint  doch  dies 
der  ausgesprochen  friedliche  und  sanfte,  der  unrevolutionäre  Weg 
zu  sein.  Und  wie  zufrieden  dürfte  man  gerade  im  ethischen  Ver- 
stände sein,  wenn  solche  Wege  zum  Ziele  führten.  Aber  es  ist 
bisher  wenigstens  auf  keine  Weise  abzusehen,  daß  das  eigentliche 
massenhafte  kapitalistische  Eigentum,  oder  daß  der  große  Grund- 
besitz (etwa  gar  der  »gebundene«)  davon  auch  nur  berührt  würde! 
Wenn  der  Ethiker  überhaupt  mit  diesen  Problemen  sich  befaßt, 
so  kann  er,  wie  ich  wiederholen  muß,  der  Frage  nicht  aus  dem 
Wege  gehen,  ob  nicht  um  der  Ethik  willen  der  Staat  berechtigt,  ob  er 
nicht  sogar  sittlich  verpflichtet  sei,  durch  radikale  Maßnahmen  in 
die  Privatrechte,  die  Eigentumsrechte  hineinzugreifen,  imd  das 
Ziel  zu  verfolgen,  die  Produktions-Fundamente  als  Land,  Berg- 
werke und  vor  allem  die  Arbeitskräfte  selber,  aus  Kapital,  was 

Vergeudung  dcb  Wuhlcs,  die  mit  der  ungleichen  Verteilung  der  üüter  verbunden 
»ei.  Selbst  Effert«,  der  klarscbaucndste  und  anfricbtigsle  der  Sozialisten,  gebe  in 
seinen  Forderungen  nicht  weit  genug. 
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sie  in  der  lat  nicht  ihrem  Wesen  nach  sind,  zu  natürlichen  Or- 
ganen einer  nationalen,  auf  Tod  und  Leben  verbundenen  Gesamt- 
heit zu  machen.  Nur  von  den  beiden  zuletzt  besprochenen 
Autoren  werden  die  Pflichten  des  Staates  wenigstens  gestreift  — 
die  Pflichten  des  Staates  d.  h.  die  Pflichten  des  Gesetzgebers. 

Daß  es  außerordentlich  schwer  ist,  allgemeine  Pflichten  des 
Menschen  als  wirklich  und  notwendig  aus  rinein  Prinzip  abzuleiten, 
beweist  der  noch  ungeschlichtete  Streit  der  philosophischen  Sy- 
steme und  Richtungen.  Aber  verhältnismäßig  leicht  i.st  es,  wenn 
einmal  gewisse  allgemeine  Pflichten,  wie  immer  begründet,  aner- 
kannt werden,  die  besondem  Pflichten,  die  sich  für  den  Menschen, 
der  bestimmte  soziale  Funktionen  vollzieht,  ergeben,  daraus  ab- 
zuleiten, z.  B.  die  des  Arztes,  des  Lehrers,  des  Baumeisters,  und 
so  auch  des  Gesetzgebers.  In  allen  diesen  Fällen  glauben  wir 
durch  einen  einfachen  logischen  Schluß  die  Erkenntnis  zu  ge- 
winnen, daß  ein  solcher  Mensch  solches  tun  und  unterlassen 
solle.  Und  zwar  geht  dieser  Schluß  von  dem  Obersatze  aus, 
daß  er  etwas  Bestimmtes  leisten  will;  wir  denken,  daß  er  es 
gleichsam  'versprochen'  hat  und  wir  halten  ihn  durch  dies 
Quasi- Versprechen  gebunden.  Wie  das  Naturrecht,  in  seinem 
alten  Sinne,  ganz  auf  die  Gültigkeit  von  Versprechungen  und  also 
von  Verträgen  aufgebaut  war,  so  muß  die  Ethik  dieses  Sinnes 
durchaus  ein  ähnliches  Fundament  legen.  In  allen  diesen  Fällen 
liegt  tatsächlich  oder  doch  der  Idee  nach  auch  ein  rechtliches 
Verhältnis,  also  rechtliche  Verpflichtung  vor ;  aber  wir  denken  an 
etwas  anderes,  wenn  wir  von  den  sittlichen  Pflichten  reden, 
die  dem  Berufe  anhängen;  wir  glauben,  daß  sein  Gewissen 
den  Träger  solches  Berufes  richten  müsse,  wenn  er  gegen  diese 
Pflichten  fehlt,  und  wir  meinen  nicht  unsere  erzwingbaren  ,  klag- 
baren Rechtsansprüche,  sondern  die  wohlbegründeten  vernünftigen, 
Erwartungen,  im  höheren  P'alle  das  Vertrauen,  das  wir  in  einen 
Menschen  setzen,  der  zu  solchen  und  .solchen  Leistungen  sich 
anheischig  macht.  >Insofern,  und  wenn,  er  ein  Arzt,  wenn  er 
ein  Gesetzgeber  sein  will  .  .  .<  Können  wir  etwa  in  diesem 
Sinne  auch  sagen:  wir  dürfen  mit  Grund  von  einem  Menschen 
solche  und  .solche  Richtung  seines  Wollcns  annehmen,  wenn  und 
insofern  als  er  ein  'Mensch'  sein  will-  —  indem  wir  einen 
idealen  Begriff  vom  Menschen  als  Maßstab  an  die  Erscheinungen 
legen.'  — 

Wie  dem  auch  sei,  die  Etliik  führt  zum  Sozialismus  auf 
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diesem  VVcj^e  :  der  (icsctz^^cbd  soli  nicht  lui  sich  selber,  auch 
nicht  für  seine  Klassen^enossen  oder  seine  Mandanten  sorgen, 
auch  nicht  für  die  i^rößte  Zahl  der  in  einem  Staate  <^eiaile  zu- 
sammen existierenden  Individuen,  sondern  für  den  Staat  und 
damit  für  die  dauernde  lebendige  Gesamtheit  eines  Volkes,  ganz 
l)esonders  also  für  die  künftigen  Generationen.  Ihr  sittliches  Wohl 
ist  gar  nicht  vom  physischen  —  ökonomischen,  hygienischen  —  zu 
trennen;  wo  sie  aber  auseinanderzugehen  scheinen,  wird  der  Ge- 
setzgeber das  sittliche  Wohl  dämm  am  höchvSten  stellen  müssen, 
weil  es  eben  für  den  Bestand  des  Ganzen,  für  den  Zusammen- 
halt der  sozialen  Verbindung  das  wesentliche  Element  ist.  Er 
muß  in  der  Betrachtung  dieses  Wohles  seinem  besten  Wissen  und 
Gewissen  folgen;  er  ist  aber  auch  verpflichtet,  sich  das  beste 
Wissen  und  Gewissen  anzuschaffen.  Ihre  Unwissen- 
heit ist  der  schwerste  Vorwurf,  den  man  gegen  die  sich  zu 
Gesetzgebern  Aufwerfenden  erheben  muß  und  nur  allzuviel  Grund 
hat  zu  erheben.  Der  Wissende  wird  sich  immer  anders  verhalten 
als  der  Unwissende.  Wie  aber  wird  sich  der  Wissende  verhalten, 
wenn  er  auch  eines  guten  Willens  ist  ?  Wenn  ich  nicht  irre,  kann 
er  sich  auf  dreifache  Art  verhalten.  Er  kann  sich  I.  wesentlich 
empiristisch  verhalten:  indem  er  sich  an  die  Einzelerkennt- 
nisse hält  und  den  vorhandenen  Uebeln,  den  Beschwerden  darüber, 
den  Ungerechtigkeiten  und  den  Bestrebungen  dagegen  nachgeht, 
diese  Bestrebungen  unterstützt  und  erleichtert,  jenen  Beschwerden 
abzuhelfen,  die  Uebel  zu  heilen  versucht.  Das  ist  der  Standpunkt 
der  sozialen  Reform,  der  wiederum  verschieden  ist,  je  nachdem 
er  mehr  auf  die  Durchfuhrung  und  gerechte  Handhabung  des  gel- 
tenden Rechtes,  auf  die  Verwirklichung  der  bürgerlichen  Freiheit 
und  Gleichheit  das  Hauptgewicht  legt,  oder  aber  auf  die  gesetz- 
geberischen Verbesserungen  der  Gesellschaftsordnung,  die  plan- 
mäßige Ausgleichung  der  Vermögcnsunterschicdc,  etwa  durch 
Steuergesetzgebung  und  andere  •  staatssozialistische  <  Maßregeln. 
Der  Gesetzgeber  kann  sich  aber  z.,  und  dazu  bietet  der  Staats* 
Sozialismus  den  Ucbergang,  wesentlich  rationalistisch  vcr^ 
halten.  Hier  will  er  von  Grund  aus  umbauen,  gemäß  einer  Idee 
des  Guten  und  Richtigen,  die  er  im  Kopfe  trägt,  überzeugt,  daß 
nun  endlich  die  Stunde  geschlagen  habe,  wo  der  Mensch  dies 
leisten  könne  und  müsse,  auf  Grund  seines  Wissens  und  Denkens, 
nachdem  Unwissenheit  und  Aberglaube  verschuldet  haben,  daß 
die  große  Menge  in  Knechtschaft  gehalten  wurde  und  diese  Knecht- 
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Schaft  als  gottgewollt  anerkannte*  ja  ihre  Herren  wie  (iötter,  ihre 
Götter  wie  ihre  Herren  verehrte.  Oder  er  sieht  auf  die  \  r  rtei- 
lung  der  Güter,  auf  die  iTnermcßlichc  Kluft  zwischen  Knchtum 
und  Elend,  er  findet,  daß  die  Arbeit  mäßig  belohnt  wird,  wäh- 
rend das  müßige  Kapital  den  Löwenanteil  von  ihren  h'rüchten 
an  sich  zieht.  Er  findet  dies  empörend  und  keineswegs  dadurch 
gerechtfertigt,  daß  es  zu  allen  Zeiten,  SO  lange  es  menschliche 
Kultur  gebe,  ebenso  oder  ähnlich  gewesen  sei.  Nein:  wenn  es 
ungerecht  ist,  so  muß  es  beseitigt  werden,  man  muß  eine  (iesell- 
schaftsordnung  erfinden  die  jedem  gibt  was  ihm  gebührt,  die  den 
Leistungen  und  Verdienste  n  c^emäß  die  produzierten  Güter  ver- 
teilt und  das  Eigentum  der  Gesamtheit  vorbehält.  So  entsteht 
das  Verhältnis  zum  Sozialismus,  worin  der  Dankende  diesen  als 
einen  idealen  Zweck  begreift,  den  erkennen  und  wollen  zusammen- 
fällt für  den  ethisch  gerichteten  Menschen :  es  ist  ein  Pflichtgcbot, 
das  erkannte  (jute  zu  wollen.  —  Endlich  3.  aber  kann  sich  der 
Gesetzgeber  wesenthch  kritisch  verhalten.  Auch  hier  will  er 
in  erster  Linie  Denkender  und  Erkennender  sein;  aber  es  liegt 
ihm  nicht  zunächst  daran,  das  Gute  und  Richtige  zu  erkennen, 
sondern  die  Wirklichkeiten  und  die  Tendenzen  des  sozialen  Le- 
bens auf  das  er  als  Gesetzgeber  wirken  soll,  richtig  aufzufassen, 
um  daraus  das,  was  werden  will  und  muß,  abzuleiten.  Wenn  er 
in  den  Wirklichkeiten  Tendenzen  findet,  die  er  als  dem  gesamten 
sozialen  Leben,  sagen  wir  dem  'Staate',  der  es  trägt  in  einem 
Volke,  zum  Verderben  gereichend  nachweisen  kann,  so  wird  er 
notwendigerweise  die  stärksten  (iegentendenzen ,  sofern  sie  auch 
das  Gesunde  jener  Wirklichkeiten  in  sich  aufnehmen,  als  heilsam 
begrüßen,  er  wird  sich  in  seinem  Gewissen  verbunden  fühlen, 
ihnen  zu  helfen.  Mit  einem  nahelii  ^<  nden  pas.senden  Gleichnis 
gesprochen  wird  er  sich  als  ein  Geburtshelfer  erscheinen,  ein 
Bekenner  »jener  bescheidenen  sokratischen  Kunst,  der  zuerst  Karl 
Marx  einen  sozialen  [und,  werde  hinzugefügt:  politischen]  Sinn 
■:,^e<;eben  hat'  (Tönnies,  Der  Nietzsche-Kultus  .S.  9).  Er  wird  auch 
die  Richtungen  des  (sub  2),  genannten  rationalistischen  Idealis- 
mus, gleich  allen  auf  dem  ethischen  Bewußtsein  (nicht  minder  die 
auf  dem  ästhetischen)  begründeten  Proteste  gegen  bestehende 
'Gesetz  und  Rechte«,  bemerken,  als  Symptome  würdigen,  gleich- 
sam in  sich  aufnehmen.  Aber  er  wird  sich  nicht  von  ihnen  a  b- 
hängig  machen,  wissend,  daß  die  menschlich-sozialen  Dinge 
viel  zu  kompliziert,  viel  zu  schwierig  sind,  imi  gemäß  idealen 
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Schcmatcn  ijcstaltet  werden  zu  k  ö  n  n  e  n.  Wie  sehr  er  ihnen 
im  Denken  nahestehen  niö^^e,  in  der  Praxis  wird  er  dem  sub  i 
bezeichneten  Empirismus  immerhin  näher  stehen,  von  dem  er  sicli 
aber  stark  dadurch  unterscheidet,  daß  er  die  kleinen  Hausmittel- 
chen nicht  höher  schätzt  als  nach  ihren  mögUchen  kleinen  \\  ir- 
kungen,  und  daß  er  unter  gegebenen  Umständen  vor  operati- 
ven ICin  griffen  keineswegs  zurückschreckt.  —  Eine  ethische 
Richtung  des  Geistes  wird  auch  hier  vorausgesetzt.  Sie  ist  in  der 
Tat  mit  den  3  Prinzipien  oder  Methoden  der  Gesetzgebung  gleicher- 
weise vereinbar,  aber  sofern  sie  ein  Bewußtsein  der  Pflicht  invol- 
viert, keine  unbesonnene  I'olitik,  auch  nicht  um  eines  ethi- 
schen Ideales  willen,  zu  treiben,  so  beschränkt  sie  ge  rade  diejenige 
Politik,  die  sich  am  unmittelbarsten  der  lahik  annimmt,  am 
meisten.  —  Der  Soziologe  muß  die  neuere  l^ntwickhmg  der 
Ethik  als  eine  Folge  und  Wirkung  der  antikapitalistischen,  also 
vorzüglich  der  Arbeiter- Bewegung  betrachten,  eine  Wirkung,  die 
allerdings  auf  diese  liewegung  zurückzuwirken  geeignet  und  be- 
rufen ist.  Wenn  aber  die  Ethik  sich  als  »Idealismus  in  (i  egen- 
satz  stellt  zum  ökonomischen  »Materialismus*,  so  hat  man  star- 
ken Grund  dies  mit  Vorsicht  aufzunehmen.  Gegen  manche  Aus- 
drucksweise  und  Schlagworte  marxistischer  Autoren  sind  ethische 
Proteste  gerechtfertigt.  Wenn  aber  die  Lehre  als  gefährlich 
oder  ganz  und  gar  schädlich  gegeißelt  wird,  so  ist  diese  tieißelung 
keine  W'iderlegung.  Sie  konnte  gemeinschädlich  und  doch  wahr 
sein.  Daß  die  l^rkenntnis  der  W  ahrln  it  im  letzten  Grunde  immer 
nützlich  sei ,  ist  ein  Axiom ,  das  in  neuerer  Zeit  fast  allgemein 
angenommen,  aber  keineswegs  sicher  und  gewiß  ist.  Der  uti- 
litarische  l  .tluker  wird,  .so  gut  wie  der  Papst,  dazu  kommen  kön- 
nen, eine  Lehre  zu  verdammen  und  zu  bekämpfen,  möge  sie  wahr 
sein  oder  nicht  waiir  sein.  Selb.st  wenn  die  utilitarischc  Begrün- 
dung der  Ethik  zureichend  wäre  (was  ich  nicht  glaube),  so  wäre 
doch  der  Lthiker  aL  Lthiker  nicht  berufen,  ül)er  die  Richtigkeit 
eines  soziologischen  Theorems  zu  urteilen :  und  wenn  er  es  als 
Soziologe  tut,  so  hat  er  leicht  die  \'ennutung  gegen  sich,  daß  er 
durch  seinen  ethischen  WiderwilKn  befangen  sei  in  seinem 
Urteile.  Wer  die  Wahrheil  erkennen  will,  muß  auch  von  ethi- 
schen VorurieiK  n  frei  sein.  Der  lÄhiker  will  den  Menschen  er- 
höhen; er  tritt  mit  einer  leuciitenden  Idee  vom  Menschen  an  die 
Erscheinungen  hinan.  Der  Soziologe  kann  nicht  umlun  (seine 
lietrübnis  und  Scham  sind  für  den  Erkennenden  gleichgültigj  das 
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redende  wilde  Tier  im  Menschen  zu  erkennen ,  und  auch  in  der 
historischen  Entwicklung  die  überwiegende  Gewalt  der  elemen- 
taren Triebe,  auch  in  der  Vernunft-Entwicklung  die  exzentrische 
Macht  der  gemeinen  Leidenschaften  zu  (gewahren.  Ob  das  »sein 
so  1  1  e<,  kümmert  ihn  unmittelbar  garnicht;  auch  nicht,  ob  Grund 
sei  zu  hoffen ,  daß  die  menschliche  Natur  einmal ,  sei  es  unter 
dem  Einflüsse  ethischer  l.chrcn ,  oder,  was  jedenfalls  erheblich 
wahrscheinlicher,  unter  dem  Einflüsse  sozialer  Institutionen,  sich 
verbessern  werde.  Die  Ethiker  können  regelmäßig  von 
dem  heiligen  Glauben  nicht  lassen,  daß  die  > Kultur«,  die  Auf- 
klärung, der  Fortschritt,  die  Menschen  gebessert  habe  und 
weiter  bessern  werde.  Die  l'>fahriinf^  bestätigt  diese  Ansicht 
nur  innerhalb  enger  Grenzen.  (Auch  decken  sich  Kultur  und 
Aufklärung  kcineswef^s. )  Wie  immer  die  Ethik  sich  begründen 
möge,  der  wissenschaftliche  Mensch  wird  ge^'en  die  Un- 
wahrheit  und  Unwahrhaftigkeit  den  stärksten  sittlichen  Abscheu 
empfinden  Daß  aber  die  ganze  Kultur <,  und  die  moderne  ge- 
sellschaftlich-staatliche Zivilisation  in  im  nu  r  zunehmendem  Maße 
zur  Unwahrhaftigkeit,  zur  Heuchelei  und  Schauspielerei,  zur  Lüge 
und  zum  Betru*^^  nicht  nur  verleitet,  reizt  und  verführt,  sondern 
geradezu  nötiijt  und  sn'^iiv  verpflichtet  das  scheint  mir, 
und  ich  j^laube  manchem  anderen,  der  die  Dinge  sehen  will  wie 
sie  sind,  mit  Händen  zu  i,M eilen.  Die  Pflicht  der  Selbsterkennt- 
nis sollte  die  Ethiker  und  Idealisten  beweisen ,  die  totale  Ohn- 
macht ihrer  Lehren  gegen  die  Motive,  die  in  diesem  Tatbestande 
wirken,  einzusehen  und  anzuerkennen,  (lewiß,  es  i^ibt  auch  edlere 
Motive  in  der  Seele  des  Menschen  und  diese  können  durch  ethi- 
.sche  Lehren  verstärkt  und  ermutigt  werden.  Aber  die  großen 
Massenbewegungen  fließen  nicht  aus  solchen  Motiven,  auch  nicht 
durchaus  aus  schlechten ,  aber  allerdings  aus  'ijcmeinen',  denn 
aus  Gemeinem  ist  der  Mensch  gemacht.  Und  diese  Tatsache  ist 
eine  und  zwar  die  bedeutend.ste  Seite  an  der  einfachen  \\  ahrheit 
des  'historischen  Materialismus',  die  man  immer  wieder  im  Schlamm 
von  Worten  zu  ersticken  versucht. 

Wir  wenden  uns  aber  nun  zu  einer  Klasse  von  Kthikern, 
von  denen  wir  erwarten  dürfen,  daß  sie  den  'I'atsachen  dieser 
Art  in  höherem  Grade  gerecht  werden«  nämlich  den  »Neu- 
Kantianem<. 

(Ein  zweiter  Aufsatz  folgt.) 
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Die  syndikalistische  Bewegung  in  Prankreich. 

Von 

HUBERT  LAGARDELLE. 

Erster  Artikel:  Die  Entstehunj^^  des  Syndikalismus. 
(Der  allgemeine  Arbeitsbund  [La  Confederation  Gdn6rale  du 

Travailj.) 

I.  Ijk  Wurzeln  «Ics  all^cineinLii  Ari^cilsbuiuU- >.  II.  Der  VorsyndikaliMiui.- 
uitd  der  >Bun<i  der  ArbcitsbürsciK.  III.  KuUvickluu};  des  ftllyemeincn  Arbeits^ 
bandcs.    IV.  Sieg  des  revoIutionBren  Syndikslismus. 

Dor  französische  rcvolutionaie  Syndikalismus  erscheint  als 
die  voUkummensle  Verwirklichung  des  Arbeitersf)zialisnuis.  Er 
schafft  für  die  Arbeiterklasse  i»eei*4nete  Einrichtungen,  diu  cli  die  er 
sif  aut  di  ni  Buden  des  Kla^-^-cnkaniptes  organisiert  und  durch  die  er 
eine  1-t  ncuerung  der  Welt  an^trrltt  l-'r  stellt  sich  somit  in  (jegen- 
salz  /.u  dem  friedlichen  Sx'ndikalismus,  \\\v  ihn  tvpi.scii  die  eng- 
lischen frih/i-uuioHS  vertreten,  und  7X\  dem  So/iaHsnius  der  pu- 
iitischen  Parteien,  welche  die  soziale  Liiuvandlung  durch  [>arla- 
mcntarische  <ider  revolutionäre  Eroberung  der  Staatsgewalt  be- 
werkstelli<^en  uollcn. 

Dem  l>ei>l>aciiter  kann  die  \V  u  htigkeit  dieser  neuen  Bewegung 
nicht  entgehen,  Sie  drcnigt  sich  heute-  auch  deni,  der  sie  an- 
fangs verkannte,  durch  eine  ganze  Reihe  entscheidender  Tatsachen 
auf:  Einmal  ist  der  Syndikalismus  durch  die  Betätigung  des  All- 
gemeinen Arbeitsbundes  (C.  G.  T.)  ein  l  aktur  ersten  Ranges  im 
sozialen  Lel)en  i  rankreichs  geworden.  Andererseits  hat  er  dem 
Soziali.'-nuL^  eine  ganz  neue  (jcdankenrichtung  zugetiihrl,  die  sich 
als  reve»lulionarer  Revisionismus-  chaiakleri.^iert  und  die  \<>n 
ihren  Verfechtern  an  die  Marxschen  Lehren  vom  Klassenkanii)! 
angeknüpft  wird.  Endlich  beginnt  in  den  anderen  Ländern  sich 
iler  EintlulS  des  franz.« i>ihchen  SyndikaliMiiu.^  aut  die  Arbeiterbe- 
wegung und  du  sn/ialisttschen  Ideen  fühlbar  zu  machen,  und  der 
Syndikalismus  erhalt  dadurch  eine  internationale  Bedeutung. 
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Wir  werden  in  einem  späteren  Artikel  eine  Darstellung  des 
Ideengehaltes  und  der  Prinzipien  der  s\nilikalislischcn  Bewe^fiing 
711  <^cben  versuchen.  Da  diese  BeweL^ung  nun  nicht  aus  einer 
beütiimnten  Theorie  heraus  entsj)rungcn  ist,  sondern  aus  Bediirt- 
nissen  des  praktischen  I.e!>ens  entstand,  so  muß  man  ihre  hislu- 
nsche  Entstehung  verfolgen,  um  sie  richtig  veistelu  n  zu  können. 
Ihre  Geschichte  fällt  aber  mit  cU  r  des  Allgemeinen  Arheitshundes 
/'iisammen  :  wir  liahen  also  zunächst  dic>  l  ",nt  wicklung  dieses  Zen- 
traiorgans  der  iranzosischcn  Arbeitergewcrkschaften  darzustellen. 

1.  Die  Wurzeln  des  Allgemeinen  Arbeitsbundes. 

Der  allgemeine  Arbeitsbund  wurde  1895  Verbands- 
kongreß zu  Limoges  gegründet,  mit  dem  Zweck,  die  nationalen 
Gewerkschaftsverbände  und  die  lokalen  Vereine  oder  Arbeits- 
börsen*) außerhalb  jeder  politischen  Partei  zu  vereinigen 

Sein  Entstehungsgrund  liegt  in  folgendem:  1891  war  auf 
dem  internationalen  Sozialistischen  Kongreß  zu  Brüssel  beschlossen 
worden,  daß  ein  *  Arbeitssekretariat«  in  jedem  Lande  zu  schaffen 
sei*),  welches  bestimmt  sein  sollte,  einen  Zentralpunkt  für  die 
Arbeiterbewegung  in  den  verschiedenen  Staaten  zu  bilden.  Aber 
in  Frankreich  so  gut  wie  anderwärts  blieb  der  Beschluß  auf  dem 
Papier.  Denn  zur  Beseitigung  der  Spaltungen  war  die  Arbeiter- 
bewegung am  wenigsten  in  Frankreich  bereit,  wo  die  Kämpfe 
der  sozialistischen  Sekten,  der  Kollcktivlsten,  der  Possibilistcn, 
der  Blanquisten  usw.  zersplitternd  wirkten.  Jede  dieser  Fraktionen 
suchte  sich  die  Arbeitergewerkschaften  anzugliedern.  So  war  von 
den  beiden  damals  bestehenden  Zentralorganisattoncn  die  eine, 
der  Nationale  Verband  der  Arbeitersjmdikate  (F^d^ration  nationale 
des  syndicats  ouvriers)  von  den  Kollektivisten  und  Guesdisten  mit 
Beschlag  belegt,  die  andere,  der  Bund  der  Arbeitsbörsen  (F6d^- 
dation  des  bourses  du  travail),  stand  unter  aussdiließlichem  Einfluß 
der  Possibilisten  und  Allemanisten.  Nur  die  Blanquisten  hatten  in 
keiner  Zentralorganisation  der  Arbeiter  das  Heft  in  der  Hand;  so 

*)  A  n  m. :  Die  Arbcit»b5raen  sind  lokale  V«remigung«n  ilcr  am  gleichen 
Oitc  befindlidien  Gewerkvcreine  der  venchiedencn  Gewerbe:  die  nationalen  Ge> 
weikacbaftsverblnde  tunfasM»!  dagegen  die  Vereine  des  gleichen  Berufszweiges 
im  ganieo  Lande.   (Anm.  d.  R.) 

')  Compte*rettdtt  du  7,  Congris  national  corporatifi  tena  &  Limoges  du  23 
an  28  scptembre  1H95,  p.  86.   (Limo^'es,  Dulac  imprimeur,  i8t^6.) 

^)  Coitiptc-rcndu  du  Conjircs  Internatiunal  ouvrier  socialistc  tcntt  a  Bruxellus 
du  16  au  26  aoüt  iSqi,  p.  61.   (Bruxclks,  Bri>incc  imphmettr,  1^3.) 
Ardüv  für  SoziAlwiuenschaft  uod  SosialpoUliic  XXVI.   i.  7 
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gründeten  sie  iRgc;  den  Allgemeinen  Arheitsbimd  iConiVdetation 
(Jc-nerale  du  Tia\ailj  um  den  Heschluß  des  l^rüsseler  internatio- 
nalen Soziaiistischen  Kongresses  für  sich  auszunützen. 

Geltung  aber  konnte  sich  die  neue  Grupj^e  nui  verschaffen, 
wenn  sie  sich  in  ihrer  Betätigung  von  der  Praxis  der  altereu  K(*n- 
kurrentinnen  unterschied.  Dem  Nationalen  Syndikatsverband,  der 
der  Guesdistcnfraktion  angehörte,  setzte  sie  die  Neutralität  di;r 
Arbeiterorganisationen  zu  den  vielen  sozialistischen  Fraktionen  ent- 
gegen. Dem  Bund  der  Arbeitsbörsen  gegenüber  aber  hob  sie  die 
Notwendigkeit  hervor,  die  föderierten  oder  lokalen  Vereiniijungen 
der  Syndikate  zu  großen,  nationalen  X'erbänden  zusammenzufassen. 

W'enii^  zu  kämpfen  hatte  der  Alli^enieinc  Arbeitsbund  L^'e^en 
den  Nationalen  Syndikatsverband,  der,  auf  dem  Kongreß  zu  Lyon 
1886  gegründet,  1895  .schon  im  Sterben  lag.  Sein  Zweck  war 
gewesen,  den  gemäß  dem  Gesetz  betr.  die  Berufsvereine  (1884) 
geschatfeneii  .Syndikaten  einen  Mittelpunkt  zu  geben.  Zu  Anfang 
hatte  tr  durchaus  soziali.stische  Tendenzen:  ein  revolutionärer 
Hauch  durchzog  die  Debatten  und  Beschlüsse  seines  ersten  Kon- 
gresses zu  Lyon"^). 

Die  gemäßigten  Syndikate,  die  von  1872  bis  1879  die  Füh- 
rung der  Arbeiterbewegung  innegehabt  hatten,  hatten  seit  1880 
jeden  Kinfluß  verloren.  Aus  der  neugegründeten  sozialistischen 
Partei,  die  der  Kongreß  zu  Marseille*)  1879  zustande  gebracht 
hatte,  wurden  sie  schon  auf  dem  folgenden  Kongreß  zu  Le  Ilavrc 
durch  die  verbündeten  Kollektivisten  und  Anarchi.sten  ausge- 
schlossen'^). Diese  gemäßigten  ersten  Syndikate  verfolgten  den 
Gedanken  des  Zusammenschlusses  ohne  irgendwelche  Klassen- 
kampfideen, und  dadurch  erklärt  sich  die  Haltung  der  soziali- 
stischen Fraktionen  gegen  die  syndikalistische  Bewegung :  nach 
den  Erfahrungen  mit  den  ersten  Syndikaten  halten  sie  jede  sich 
selbst  überlassene  gewerkschaftliche  Vereinigung  für  dem  Wesen 
nach  konservativ,  und  erkennen  ihr  nur  dann  sozialistischen  Cha- 
rakter zu,  wenn  sie  an  eine  der  bestehenden  sozialistischen  Par- 
teien angeschlossen  ist.    Die  sozialistische  Prägung  also  soll  ihr 

')  Compte-Tcndu  du  coti^rcs  national  d«s  syndicats  ovvriers«  teiia  h  Lyon  da 

II  fttt  14  octobrc  1886.    (Lyon,  1887.1 

*)  Seanccs  du  ('ongrcs  oiivrier  socialiste  de  France.  3«"«  sessiun  tcnae  k 
Marseille  du  20  au  31  ociobre  1879.    (Marseille.  T>rnictt  imprimcur,  1879.) 

'*)  Lt'on  de  .S  c  i  1  h  a  c  ;  Les  GüDgrc:>  ouvners  en  t  raucc  de  1876  ä  1897, 
p.  Ol  1».    (l'nris,  Colin,  1899.) 


üigitized  by  Google 


Die  sjmdOcalistisch«  Bewegung  ia  Frankreich, 


99 


von  außen  werden,  von  sich  selbst  aus  sei  sie  untahig,  über  den 
reinen  Bernfsstreit  um  Lohnerhöhung;  und  kürzeren  Arbeitstag 
hmauszukununen.  Man  be^neift  hieraus,  warum  der  Nationale 
Syndikatsverband  sofort  nach  seiner  Gründung  dem  Streit  der 
sozialistischen  Sekten  ausgeliefert  wurde. 

1887  blieb  er  endtjültig  in  der  Uami  iler  Kollektivisten,  der 
' l"ran7.().sischen  Arbeiterpartei^  (Parti  ouvrier  l'ran(;ais)  von  Guesdc 
und  Lalarguc,  und  wurde  zu  einem  Anhän^'sel  dieser  Partei 
herabyedrückt.  Die  »Französische  Arbeiteri)artei«  erstrebte  mehr 
als  jede  andere  l'raktion  als  I\ndziel  die  l^roberung  der  staat- 
lichen Anlacht:  i)ieS\ndikate  waren  ihr  nur  insofern  wertvoll,  als 
sie  ihr  Arbeiterwähler  stellten  und  auf  ihr  Programm  schworen''). 
lJes\\eL;en  lilieb  den  Kongressen  des  Nationalen  S)ndikats\ er- 
bandes  die  Originalität  versagt:  ihre  ganze  Tätigkeit  bestand  darin, 
die  Weisungen  der  Guesdistenpartci  gehorsam  /u  betolgen,  wie 
denn  auch  ihre  Kongresse  in  derselben  Stadt  und  zur  selben  Zeit 
wie  die  der  - h'ran/osischen  Arbeiterpartei'  abi;clialten  wurden. 
Natürlich  waren  auf  tliescn  Kongressen  unter  Ausschluß  der  nicht- 
guesdistischen  Arbeiter  nur  .\nhan;^er  des  Kollektivismus  vertreten. 

Weil  so  der  Nationale  S\ ndiUatsverband  unter  den  Fittigen 
einer  Partei  blieb,  und  allein  für  deren  Wahlinteres^en  zu  sorgen 
hatte,  schuf  er  keine  der  s<i  nutzbaien  ökonomischen  1  jnrichtuni^en, 
duich  die  er  für  .seine  Mitglieder  wirklich  wertvoll  hätte  werden 
können.  Er  wurde  von  diesen  nur  als  ein  sekundärer  Organis- 
mus angesehen,  der  ihnen  keine  wirklichen  Dienste  leisten  konnte. 
Dies  führte  dazu,  daß  die  unabhängig  Denkenden  ihm  bald  untreu 
wurden  und  als  ihm  (seit  189^)  im  Allgemeinen  Arbeitsbund  ein 

•)  Die  »(rmizüsiache  ArbcUtiparteii  nahm  auf  dem  Kuiigicli  zu  Lille  1800 
folgende  charaktemti&chc  Resolution  an:  »Der  Kongreß  ....  erwartet  von  allen 
Parteimitgliedeni,  d«6  sie  ach  in  die  GeweiltscliafuorganisRtion  ihres  Verbandes 
«ufAehnea  Uesen,  um  dort  die  sosielistische  Idee  n  verbreiten  und  für  Pro- 
granm  und  Politik  der  Partei  Anhänger  zn  werben«. 

Einen  ahnlichen  Antrag  nahm  die  »Französische  Arbeiterpartei«  auch  auf 
dem  Kongreß  zu  Paris  1897  an,  gerade  im  Augenblick,  wo  der  nationale  Syndikats* 
verband  aus  dem  wirklichen  Lehen  verschwand:  >\Vic  die  franztisische  Arbeiter- 
partei auf  dem  nationalen  Kongreß  zu  Lille  iSqo  ihre  Mitglieder  aufgefordert 
haffe,  in  die  Gt  w«  rksi  haft  on^;ruiisnriuii  ihrer  jeweiligen  Verbände  einzutreten,  so 
ermiicii  ainkrerüciis  ikr  iiaiii.fiaie  Kongreß  zu  Paris  <^ie  svfidi/ierten  Arbeiter  nn 
ihre  l'lhcht  <1l-  .\l)^clllu^'•c^  ;in  die  französische  Arbcitcrpartti,  damit  die  politische 
I^tei^ung  der  Kapiiahstenklas&e,  die  aliein  die  wirl:>chafiliche  Enteignung  er- 
möglicht ttad  ihr  ▼oranagehen  nniß,  ins  Werk  gesetzt  werden  kann.« 
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von  Parteiein flüsscn  unabh.ingij^cr  Konkurrent  erwuchs,  war  seine 
Bedeutunjj  gebrochen,  er  ging;  seiner  sicheren  AuÜösung  enti^ej^^en. 

Hatte  so  der  A!lt:^emeine  Arlieitsbund  mit  dem  Nationalen 
Syndikats\ erbancl  leichtes  Sj)iel,  s<»  Uai  dies  nicht  auch  dem  Hund 
der  Arbeitsbörsen  gcgeniibcr  zu  IJeide  stellten  sich  auf  denselben 
Boden,  indem  sie  die  Oberholieit  der  soziahstischi  n  b  iaktionen 
abwiesen;  und  beide  erstrebten  dieselbe  Rulle  als  Zentralorgani- 
sation der  Arbeiterbewegung.  So  war  ein  Kampf  zwischen  ihnen 
unvermeidlich. 

Die  Tätigkeit  des  Bundes  der  Arbeitsböisen  ist  in  der  Ge- 
schichte der  franzuÄischen  Arbeiterbewegung  von  entscheidender 
Bedeutung,  denn  sie  hat  die  Grundlagen  des  gegenwärtigen  Syn- 
dikalismus geschalten.  ( "je^;ründcl  auf  dem  Kongreß  zu  St.  l  'tienne 
1892,  veremigte  der  Bund  von  Anfang  an  alle  dem  gueselistischen 
Parlamentarismus  und  dem  Nationalen  Syndikatsverband  feind- 
lichen ( ieu  erk'-chatten.  Die  Ai  lu  itsl x  irsrn  waren  tatsächlich  die 
natiUfiche  ZutUicht  aller  unabhän-i^en  Syiulikatsorganisationen 
gewesen.  Sie  hallen  sich  umso  schneller  verbreitet,  als  sie  \(»n 
der  Staatsgewalt  begünsügl  wurden.  Es  ist  für  die  französischen 
Staatsmänner  eine  seit  Gründung  der  dritten  Republik  niemals 
verleugnete  Tradition,  den  Ailu  iieiiuassi  n  mit  deren  wachsender 
Bedeutung  wachsende-  Zugeständnisse  zu  machen;  auch  das  or- 
ganische Gesetz  über  die  Berufsvereine  von  1SS4  ist  so  entstanden. 
Sein  L  rheber,  Waldeck  Rousseau,  hatte  zugleich  die  Arbeiter- 
massen an  die  repul>hkanische  Regierung  fesseln  und  ihre  Tätig- 
keii  in  gesetzliche  Hahnen  lenken  wollen.  Derselbe  Geist  be- 
herrschte die  Regierung,  als  die  Arbeit.sb(>r.sen  in  der  Entwicklung 
weiter  fortgeschritten  waren  und  einen  Herd  proletarischen  Lebens 
darstellten.  Zum  Ausbau  ihrer  ganzen  ( )rganisation,  zur  Aus- 
dehnung ihrer  Unterrichtskurse,  zur  Verbesserung  ihrer  Arbeits^ 
nachweis-  und  Unterstützungstätigkeit  wurden  den  lokalen  Syndi- 
katsvereinen Geldbeihiifen  und  Lokale  angeboten.  Ihre  Anziehungs- 
kraft steigerte  sich  in  dem  Maße,  als  sie  den  einzelnen  Bedürf- 
nissen der  berutlichen  Existenz  mehr  und  mehr  entgegenkamen. 
Schließlich  schuf  der  Kongreß  zu  Limoges  1892  den  Bund  der 
Arbeitsbörsen,  dem  die  Unterhaltung  ständiger  Beziehungen  zwischen 
den  einzelnen  Börsen  oblag,  und  der  einer  verstärkten  Tätigkeit 
der  Börsen  dienen  sollte. 

Die  Unabhängigkeit  der  Arbeitsbörsen  von  den  politischen 
sozialistischen  Parteien  bedeutete  nicht  Gleichgültigkeit  gegen  das 
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sozialistische  Endziel.  Die  autonome  Organisation  der  Arbeiterklasse 
auf  wirtschaftlichem  Gebiet,  für  die  der  Bund  der  Arbeitsbörsen 
wirkte,  hatte  keinen  ausschließlich  beruflichen,  sondern  einen  re- 
volutionären Zweck:  er  wollte  den  Klassenkampf  führen,  nicht 

den  Lohnkampf. 

Daher  waren  auch  die  ersten  Bestrebungen  des  Bundes  der 
Arbeitsbörsen  durchaus  gegen  den  nationalen  Syndikatsverband 
gerichtet,  der  den  Klasscnkanii)t  der  j)f ililischcn  Partei  vorbehielt 
und  die  Syndikate  allein  auf  den  Kampf  um  bessere  Arbeitsbe- 
dingungen verwies.  Seine  ersten  Kongresse:  Toulouse  1893, 
Lyon  1894,  Ximcs  1895  gingen  mit  dem  j>arlamentarischen  Kollek- 
tivismus scharf  ins  (iericht  und  stellten  ihm  die  action  dirccte» 
der  Arbeitersyndikate  gegenüber.  Eine  Zeitlang  hätte  man  zwar  an 
eine  Verständigung  der  beiden  (jruppen  glauben  können,  aber  die 
vorübergehende  Annäherung  endete  mit  uni'-o  schrofferem,  endgülti- 
gen Bruch.  Aufseiu  n  erregende  Ereignisse,  bcsonciers  die  Schließung 
der  Pariser  Arbeitsbörse  durcli  den  Minister  Dupuy  1S93,  wegen 
Nichteinhaltung  des  ( .e^^etzes  von  1884  seitens  der  Beruisvercine, 
hatten  aut  die  1  laltung  des  daraufhin  einberufenen  allgemeinen 
Kongresses  aller  Syndikate  I-"rankreichs  entscheidend  eingewirkt. 
Im  Drange  der  Erregimg  nahmen  die  Teilnehmer  dieses  Kongresses, 
der  inmitten  der  aufL^eregten  Arbeitermassen  von  Paris  stattfand, 
einstimmige  Resolutionen  an,  die  zum  \\'ider>^tand  gegen  die  Staats- 
gewalt aufforderten.  Der  Bund  der  Arbeitsljorsen  benutzte  die 
Gelegenheit  zu  dem  Vorschlag,  regelmälSig  jedes  Jahr  einen  all- 
gemeinen Arbeiterkongreß  einzuberufen,  um  eine  schnelle  Zu- 
s.imnienfassung  der  gewerkschaftlichen  Kiäüe  anzubahnen.  Als 
sich  der  nationale  Syndikalsverband  dem  widersetzte,  gab  eine 
(iesanitabstimmung  der  Syndikate  seinem  Gegner  Recht,  und  für 
das  nächste  Jahr  1894  wurde  ein  gemeinsamer  Kongreß  nach 
Nantes  anberaumt.  1  licr  aber  trat  gleich  liei  den  ersten  Sitzungen 
über  der  Frage  des  Massenstreiks  die  Spaltung  ein  und  der  ge- 
schlagene nationale  Syndikatsverband  zog  sich  ostentativ  zurück'). 
Er  hatte  sein  Todesurteil  unterzeichnet :  Seitdem  sind  der  par- 
lamentarische und  der  Arbcircrsoziali^mus  unwitlerruflich  getrennt. 

Der  Sieg  der  Mas.s(  n^trc  ikitlce  zeiL^t  (  inen  tiefen  Wandel  in 
der  Psychologie  der  Arbeitcrmassen.  liiere  Idee  bedeutet  die 
Verwerfung  der  Staatsgewalt  als  Mittel  zur  Umwandlung  der  Ge- 

Comptc-rcnda  «Iii  Conjire«  nattAp.f)!         -^rnfHcntN,  icnu  ä  Nanles  du  17  RU 
22  scptembre  1^4.    (Nanles,  ächvvob  imprimcur,  1894.) 
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Seilschaft.  Sie  enthält  die  Not\vcndi<^keit,  eine  besondere  Organi- 
sation der  Arbeiterklasse  zu  schaffen,  die  —  von  allen  uber- 
lieferten Ordnungen  unabhängig,  —  aus  dem  Proletariat  alle  dem 
Reich  der  Arbeit  fremden  Klemcntc  ausstößt.  Die  Produzenten 
wollen  das  Gebiet  der  Produktion  für  sich  erobern  und  selbst 
zur  neuen  Gestaltung  der  Wirtschaft  schreiten. 

Wer  diese  Auffassung  des  Kampfes  der  Arbeiter  würdigen 
will,  muß  sich  das  alte  Vertrauen  der  proletarischen  Massen  in 
die  Allmacht  des  Staates  vergegenwärtigen.  Nirgends  mehr  als 
in  Frankreich  ist  der  Staat,  mit  seiner  starken  Zentralisation  und 
seiner  absoluten  Zwangsgewalt,  den  unterdrückten  Massen  als 
»schützende  Vorsehung«  erschienen,  die  alle  Uebel  fern  zu  halten 
fähig  sei.  Jetzt  aber  verzichtet  der  kämpfende  Teil  des  Prole- 
tariats auf  die  Benutzung  der  politischen  und  administrativen  Hin- 
richtungen der  französischen  Demokratie.  Gewiß  wird  man  die 
begriffliche  Bestimmtheit  dieses  Gedankens  nicht  zu  stark  betonen 
dürfen :  Die  Mas.senstreikidec  ist  bei  manchem  ihrer  Verbreiter, 
den  Allemanisten  z.  B.,  mit  der  gegenteiligen  Idee  von  der  Er- 
oberung der  Staatsgewalt  vermengt.  Andere  fassen  den  Massen- 
streik auf  als  friedliche  und  gesetzmäßige  Bewegung,  als  Aus- 
übung des  Rechtes  zum  Streik.  Ja,  die  Verteidiger  des  Massen- 
streiks auf  den  SyndikatsknriL^^ressen  sind  nicht  immer  Arbeiter  : 
es  ist  nicht  zu  vergessen.  dal>  ein  Advokat,  Brian d,  der  gegen- 
wärtige Minister  des  ottcntlichen  Unterrichts,  diese  Idee  gerade 
auf  dem  Koni^neß  zu  Nantes")  dem  Sieq^c  zuführte.  Trotz  dieser 
Einschränkunncn  beweist  der  Beitritt  zur  Massenstreikidee  ganz 
entschieden,  wie  tiefe  \\  andlungcn  in  der  Psychologie  der  Ar- 
beiter vor  sich  zu  j^^chen  anlangen. 

Umsomehr,  als  nicht  nur  die  dem  Btmd  der  Arbeitshörscn 
nahestehenden  Syndikate  den  Massenstreik  vertreten.  Auch  die 
Kongresse  des  Syndikatsverbandes  traten  ihr  dreimal  hei,  die 
Weisungen  ihrer  guesdistischcn  Führer  außer  acht  lassend:  in  Bor> 

*)  Briand  fflhrte  aus:  »Das  Prinzip  des  Massenstreiks  hat  im  Arbeiter  den 
Egoismus  zerstBrt;  die  einen  zeigen  sich  upfcrwiliig  flir  die  andern.  Man  betrachtet 
den  Streik  nicht  mehr  als  Kampf  gegen  die  UntenidimeT,  sondern  als  soiialc 
Waffe  ....  In  sechs  Jahren  wird  die  Weltausstellung  sUttlinden:  denken  Sie 
sich,  daß  Sie  vier  Monate  vorher  die  Regierang  an  ihr  Versprechen  mahnten,  Ge- 
setze Über  die  Allcrs-  und  Invalidenversicherung,  Arbeiterschatz  usw.  zu  erlassen, 
so  bitten  Sie  ein  durchschlaj^cndes  Machtmittel  im  Generalstreik,  denn  die  Re- 
gierung sähe  sonst  ihre  Ausstellung  ins  Wasser  fallen.«   Compte-rendu»  S.  30. 
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dcaiix  1S88.  Calais  1890,  Marseille  1892  —  ein  ci<^enartigcr  W  ider- 
spruch, der  beweist,  wie  sehr  gewisse  Kmpfindungen  dem  Ar- 
beiter nahe  Hegen.  Zwar  verwarfen  die  Kongresse  der  politischen 
Partei  alsbald,  was  die  Kongresse  der  Syndikate  beschlossen 
hatten  ;  aber  die  Tatsache  der  spontanen  Annahme  der  Massen- 
streikidee durch  Arbeiterorganisationen,  die  vorübergehend  jeder 
fremden  Vormundschat t  entrückt  waren,  ist  bezeichnend. 

Von  1S94  an  wird  also  der  Hund  der  Arbcitsbuisen  sozu- 
sagen das  offizielle  (  )rgan  der  revolutionären  Syndikate.  Seit 
diesem  Zeitpunkt  befand  .sich  ein  kommunistischer  Anarchist  von 
großer  Tatkraft.  Fernand  Pelloutier.  an  seiner  S]>itze,  begreiflicher- 
weise zugleich  als  Garantie  der  Neutralität  gegenüber  den  sozia- 
listischen k'raktionen,  wie  als  Kennzeichen  der  eingeschlagenen 
Politik.  Dieser  Mann  sollte  später  den  tiefsten  IZinlluß  auf  die 
Entwicklung  der  syndikalisti.schcn  Ideen  in  Frankreich  ausüben'). 

So  hatte  sich  der  allgemeine  Arbeitsbund  mit  einem  furcht- 
baren Nebenbuhler  zu  messen.  Der  Kampf  zwischen  den  beiden 
GrujJi)i'n  entspann  sich  um  die  Vorherrschaft  in  der  syndikali- 
stischen Bewegung. 

Art.  I  der  Statuten  des  Allgeiiiemen  Arbeitsbundes  l)eslimmt, 
daß  >die  im  Uund  befmdlichen  Kiemente  sich  außerhalb  der  po- 
litischen Schulen  zu  halten  haben«,  und  .\rt.  2  gilu  als  Ziel  an; 
»die  im  Kampf  um  ihre  gänzliche  Befreiung  stehenden  iVrbeiter 
auf  ökonomischem  Boden  in  enger  SoHdarität  zu  vereinigen«. 

Auf  dii;sem  Gebiet  mußte  sich  notwendig  eine  Konkurren?: 
ergeben.  Aber  der  Gegensatz  hätte  mildere  Formen  annehmen 
können,  wenn  nicht  Art.  3  Gelegenheit  zu  offener  Opposition  ge- 
geben hätte.  Dieser  Art.  3  zählt  die  den  Hund  bildenden  l'.lc- 
mcnte  aut,  als  die  alle  Arten  lieruflicher  X'ereinigungin  auiueten: 
isolierte  S)  ndikate,  Syndikatsverbände,  Arbcit.sbörsen  u.  s.  w. 
Der  Hund  der  Arbeitsbörsen  wird  somit  als  dem  Allgemeinen 
Arbeitsl)und  eingeordnet  in  Anspruch  genommen,  d.  h.  nur  als 
Rad  in  einem  umfassenderen  (jetriebe  bewertet. 

Doch  war  der  Unterschied  zwischen  den  Kräften  der  beiden  Or- 

*)  de  Sc  i  1  h  .1  c  sn;rt  in  seinem  schon  zitierten  Buch  Ober  die  Arbeiterkongrene 
folgendes  von  Fclloutier :  >Ein  junger,  intelligenter,  kenntnisreicher  Mann  von 
tnlrpr rlirhcr  .Abkunft  war  Sekretär  ^cwonlen  ;  Kfrnnn<!  PoUiMitier  führte  den  Ver- 
Uniul  mit  solchem  'leschick,   «solcher  Sicherheit  iK  >  L'i(li!>,  seine  i.  rhiiiLitstcn 

l'tirnic  iliin  (Infiir  Klucrhictung  ioUcn  müssen  ....  Der  Verband  verdankt  großeu- 
telb  ihm  seine  achnelkn  Llrfolgc«.    (S.  272.) 


j        y  Google 


104 


Hubert  Lagard«Ile, 


gani-^ationcn  so  ^roß.  daß  der  Bund  der  Arbeitsbörsen  von  den 
Beschlüssen  des  Arbeitsl)undes  keine  Notiz  nahm.  In  der  Praxis 
hatte  der  Bund  der  Arheitsbörsen  nicht  nur  die  Aufgabe  der 
lokalen  Organisation,  die  ihm  von  Natur  zufiel,  sondern  auch  die 
allgemeine  rrojuij^ande  in  seine  Hand  i^enonimcn.  (krade  in 
diesem  Augenl)lick  lührte  ihn  die  J",nt\\  icklung  dem  Versuch, 
seine  Funktionen  in  ein  System  zu  l)rin^fen,  und  sein  Vorgehen 
unter  Regeln  zu  stellen.  Auf  seinem  vierten  Kongreß  zu  Nmu  s, 
1894,  hatte  er  eine  Reihe  von  l'raj^en  in  den  X'ordergrund  gestellt, 
die  für  die  Arbeiterklasse  von  größter  Wichtigkeit  sind  (Arbeits- 
nachweise, Gefängnisarbeit,   Frauen-  und  Kinderarbeit  u.  s.  w.). 

In  den  ersten  Jahren  existierte  der  Allgemeine  Arbeitsbund 
nur  dem  Namen  nach,  seine  Aufrufe  verhallten.  Der  Bund  der 
Arbeitsbörsen  stellte  Kopt  und  Herz  der  Syndikatsbewegung  dar. 
Er  sah  es  daraut  ab,  seine  Kongresse  in  denselben  Städten  wie 
der  Arbcitsbiind  abzuhalten,  wodurch  er  natürlich  dessen  Be- 
schlüsse beeintlulile  ;  sein  EintUiß  wurde  so  stark,  daß  er  seiner- 
seits an  die  Reorganisation  des  Arbeilsbundes  dachte,  derart  daß 
derselbe  aus  den  zwei  Zentralausschüssen  des  Bundes  der  Börsen 
und  des  Verbandes  der  nationalen  Syndikatsveieine  l)estehen 
sollte.  Das  Feld  des  Arbeitsbundes  hätte  sich  dann  darauf  be- 
schränkt, die  bei  allgemeinen  Fragen  einzuhaltende  Taktik  zu  be- 
stimmen, deren  Ausführung  alsdann  den  angefügten  Verbänden 
überlassen  war.  Dieser  Entwurf  wurde  dem  Kongreß  zu  Tours 
(1896)  vorgelebt,  gelangte  jedoch  nicht  zur  Annahme;  der  Ge-. 
danke  ist  dann  später  wieder  aufgenommen  worden  und  bildet 
die  Grundlage  der  heutigen  Organisation. 

Es  wäre  ermüdend,  auf  alle  Einzelheiten  des  Kampfes  zwischen 
den  beiden  Organisationen  einzugehen.  Wir  verzeichnen  nur, 
daß  auf  dem  Kongreß  zu  Toulouse  (1897)  der  Beschluß  ehier 
Verschmelzung  angenommen  wurde,  daß  aber  auf  den  1 898er 
Kongressen  zu  Rennes  die  Ausfuhrung  sich  ab  unmöglich  er« 
wies,  so  daß  man  den  Gedanken  aufgab.  Die  syndikalistische 
Bewegung  war  nicht  reif  zum  Uebergang  von  der  Zer^litterung^ 
zur  Einheit.  Das  französische  Prolttariat,  das  die  Koalitionsfrei- 
heit erst  seit  1884  kannte,  hatte  seine  Lehrzeit  auf  diesem  Ge- 
biete noch  nicht  hinter  sich.  Der  überkommene  Individualismus, 
diese  nationale  Eigenart,  hatte  noch  kein  Gegengewicht  in  der 
neuen  Gewohnheit  des  gemeinsamen  Vergehens  gefunden.  Auch 
fehlte  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  Frankreichs  jenes  Fieber, 
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das  mit  seinen  fj^ewaltigen  Krschütterungen  die  Organisation  der 
Arbeiter  so  mächtig  fördert. 

n.  Der  Vorsyndikaltsmus  und  der  Bund  der 

Arbeitsbörsen. 

Trot/dcm  die  syndikalistische  Bewet^iinj^  bisher  noch  zu  kei- 
ner gleichmäßij^en  Entwickelung  gelangt  war,  finden  wir  den  Weg. 
den  sie  gehen  soll,  ihr  doch  schon  klar  vorgezeichnet.  Wir  müssen 
das  Werk  des  Bundes  der  Arbeitsbörsen  während  dieser  Periode 
nalirr  betrachten,    h'crnand  P  e  1  1  o  u  t  i  e  r  hat  in  einem  nachge- 
lassenen Buche  ein  Bild  hiervon  entworfen,   das   hei  aller  offen- 
baren Uehertieibung  sehr  bezeichnend  ist.    Er  schreibt  da;  Als 
>die  Arbeitsi)örsen  in  der  Zeit  von  1894  bis   1896  ihre  Funktio- 
nen beträchtlich  vermehrt  hatten  ;  als  bei  jeder  in  fester  Form 
'die  Arbeitsnachweise,  die  Unterstützungen  an  Wanderarbeiter, 
die  Beihilfen  gegen  Arbeitslosigkeit.   Krankheit  und  Unfall,  die 
^Streikkasse  organisiert  waren;  als  jede  von  ihnen  vollständige 
i technische  Unterweisung  und  eine  gut  ausgerüstete  wissenschaft- 
'liche  Bibliotliek  bieten  konnte;  als  Studienkommissionen  den 
Syndikaten  Horizonte  erschlossen,  an  die  bisher  niemand  ge- 
> dacht;  —  da  faßten  die  Arbeitsbörsen  eine  Systematisierung 
Ahrcr  Agitation  ins  Auge  statt  wie   trüher  aufs  Geratewohl  zu 
'handehi   und   ihre  Erfolge  nur  den  Umständen  zu  verdanken. 
Sie  gewahrten  jetzt  zwischen  all  ihren  Unternehmvmgen  einen 
geheimnisvollen  Zusammenhang  ;  sie  bemerkten,  daß  ihr  W  irken 
•sich,  selbst  ohne  ihr  Wissen,  auf  die  meisten  Erscheinungen  des 
.sozialen  Lebens  ausgedehnt  hatte,  und   J  ii^  ihre  Initiative  Über- 
fall mehr  oder  minder  einen  Einfluß  ausgeübt  hatte  nicht  allein 
j  moralisch   auf  die  Richtung  der  sozialistischen  Bewegung  und 
die  (jesauuhcii  der  sozialen  Klassen,  sondein  auch  materiell  auf 
die  Arbeitsbedingungen.    Sie  fühlten  sich  also  als  starke  Kräfte 
■zur  Erreichung  einer  höheren  sozialen  Onlnung  ;  s  i  e  e  r  k  a  n  n- 
t  e  n  ,  daß  sie  nun  die  Elemente  einer  n  i  u  e  n  G  e  - 
>  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t   schaffen   könnten,    und   zu  ihrem 
»alten   Gedanken,    daß    die    L"  m  \v  a  n  d  c-  1  u  n  g  der 
»W  i  r t  s  c  h  a  f  t  das  Werk  der  Ausgebeuteten  selbst 
»sein  müsse,   gesellte  sich  der  Ehrgeiz,  einen 
»wirklichen  sozialistischen  Staat  mitten  in  dem 
»bürgerlichen  Staat  zu  errichten,   die  Formen 
*der   Vereinigung,   der   Produktion   und  Kon- 
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»sumtion  in  stetem  Fortschreiten  durch  ent- 
»sprechende  k  n  m  in  u  n  i  s  t  i  s  c  h  c  f '  o  r  m  c  n  zu  e  r  - 
»setzen*  ^").  Was  hier  vor*^e;^eichnet,  ist  zweifellos  eher  der 
noch  zu  beschreitende  als  der  schon  heschrittene  Weg.  Neu 
aber  ist  die  Auffassung,  wie  sie  auch  in  einem  anderen  Doku- 
ment zu  Tage  tritt :  in  den  wenigen  Kcricliten  an  den  fünften 
Kongreß  des  Bundes  der  Arbeitsbörsen  zu  Tours  1896  über  die 
Rolle  der  Arheitsbörscn  in  der  /.ukünttigen  Gesellschaft 
Sf»  sehr  der  Titel  durcii  seinen  utopischen  Anstrich  Wunder 
nimmt,  so  ausgiebig  belehrt  uns  der  Inhalt  über  die  s^esunden 
Geisteskräfte  der  Verfasser.  Die  l'raLje  ist,  unter  welchen  Be- 
dingungen eine  auf  »freiwillige  und  freie  X'ereiniguug  der  Produ- 
zenten« gegründete  Gesellschaft  möglich  ist.  Die  geijenwärtigen 
Arbeiterorganisationen,  die  heutigen  Arbeitsbörsen  werden  als 
die  zukünftigen  Zentren  des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens 
bezeichnet  Aus  Nichts  wird  Nichts  und  man  zertört  nur,  was 
man  durch  neues  ersetzen  will.  Der  .Staat  mit  all  seinen  »para- 
sitischen<  politischen  und  administrativen  Organen  wird  erst 
verschwinden,  wenn  die  von  der  Arbeiterl»ewe^ung  geschatlenen 
»nützlichen<,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Organe  an  seine  Stelle 
treten  können.  Das  haben  die  Arheitsborsen  und  Syndikate  er- 
kannt, und  nun  versuchen  sie,  dem  Staat  alle  Funktionen,  die  in 
den  Bereich  der  Produktion  fallen,  zu  entwinden  und  in  die 
eigene  Hand  zu  bekommen.  Durch  fortschreitende  Ausdehnung 
ihres  Arbeitsfeiiles,  durch  stetes  Wachsen  an  Umfang,  werden 
sie  schließlich  dahin  gelangen,  einen  Staat  im  Staate  zu 
bilden,  der  Zukunft  vorarbeitend»  die  nicht  vom  Himmel  fallen 
kann. 

Die  Arbeiterklasse  schult  sich  täglich  im  Besitze  dieser  ihr 
eigenen  Kiniichtungen.  Durch  Ptlege  der  Solidarität,  Unterricht, 
Propaganda,  Widerstand,  wird  sie  sich  ihrer  X'^erantwortung  be- 
wußt, und  dehnt  ihre  Zuständigkeit  aus.  Die  Arbeitsbörsen  sind 
nl«=o  die  eigentlichen  (Jrgane  für  che  ICrziehung  und  Befreiung  der 
Arbeiter.  Während  der  parlamentarische  Sozialismus  —  in  seinen 
revolutionären  wie  in  seinen  reformistischen  Fraktionen  —  die 

*')  Fernand  Pelloutier:  Historie  des  Boufscs  da  Travail,  p.  159.  (Paris, 

Schleicher,  edit.) 

rnTiipte-rcndu  du  5.  Congri«  de  In  Fed('rfifion  Nationale  des  Bourses  du 
Travail,  tciui  »  Idiiis  dn  9  au  12  septcmbre  1896,  p,  104  ff.  (Tours,  Debeuay- 
Lafoud  imprinacur,  1890.) 
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soziale  Umwandelung  einzig  von  der  Eroberung  des  Staates  durch 
Männer  der  Politik  erwartet,  machen  gleich  die  ersten  Syndika- 
listen die  Befreiung  des  Proletariats  von  der  Schaffung  rein  pro- 
letarischen Einrichtungen  abhängig.  In  dieser  Auffassung  liegt 
der  Schlüssel  des  stets  wachsenden  Gegensatzes  des  Syndikats- 
sozialismus  zu  dem  der  politischen  Parteien. 

Wenn  z>\ar  keiner  Theorie  die  Wirklichkeit  ganz  entspricht, 
so  muß  man  doch  anerkennen,  daß  die  Arbeitsbörsen  in  dem 
lokalen  Leben  Frankreichs  einen  wichtigen  Platz  einzunehmen 
beginnen.  Mit  zu  den  stärksten  Banden,  die  die  Menschen  zu- 
sammenhalten, gehören  die  des  Ortes  :  das  Leben  an  demselben 
Platze  richtet  zwischen  den  Einwohnern  eine  tatsächliche  Gemein- 
schaft der  Bestrebungen  auf.  Arbeiter  eines  bestimmten  Gewerbes 
werden  mit  ihren  über  das  ganze  Land  verstreuten  Berufsgenossen 
weniger  Ikrührungspunkte  haben,  als  mit  Arbeitern  anderen  Ge- 
werbes in  ein  .und  derselben  Stadt.  Hier  schaffen  ähnliche  Exi- 
stenzbedingungen ,  I'^amilienbe/ichungen ,  Jugendfreundschaften, 
Teilnahme  an  denselben  Arbeiten  und  Vergnügen  unter  ihnen 
eine  lebendige  Einheit ;  hieran  finden  die  Arbeitsbörsen  für  ihre 
Tätigkeit  einen  festen  Rückhalt 

Die  folgenden  Kongresse  der  Arbeitsbörsen  zeigen  das  Be- 
mfiben,  ihren  Theorien  eine  praktische  Form  zu  geben.  Auf  dem 
sechsten  Kongreß  zu  Toulouse  1897  beschäftigte  man  sich  nicht 
allein  mit  der  Frage  der  Or^fanisation  der  Land-  und  der  Secartieiter, 
sondern  hauptsächlich  mit  der  Organisierung  der  Reiscunter- 
stützui^  (viaticum),  welche  unbeschäftigten  Arbeitern  Gelegenheit 
geben  soll,  von  Stadt  zu  Stadt  Arbeit  zu  suchen.  Wenn  es  den 
Arbeitsbörsen  gelänge,  durch  ihre  Tätigkeit  eine  vollstandiLie 
Regelung  des  Arbeitsmarktes  herbeizuführen,  Arbeit  auf  b^ntfcr- 
nung  anzuweisen,  die  verfügbaren  Arbeiter  durch  Erleichterung 
der  Reise  über  das  ganze  Land  zu  verteilen,  dann  wären  sie  tat- 
sächlich unentbehrliche  Einrichtungen.  Aber  mit  dem  Problem 
des  Arbeitsnachweises  Iiängt  das  der  Arbeitslosigkeit  zusammen, 
denn  es  müssen  die  Unbeschäftii^ten  unterstützt  werden.  Der 
Kongreß  zu  Toulouse  beschloß  die  Veranstaltunrf  einer  Enquete 
seitens  der  Arbeitsbörsen,  durch  welche  der  wirkliche  Stand  der 
verbündeten  Syndikate,  weiter  in  jedem  derselben  die  mittlere 


G.  Sorel:  Prdface  k  Tbistoire  d«$  Bourses  da  TiBimil  de  Femaiid 
Pellotttier,  p.  37. 
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Dauer  der  Arbeitslosigkeit  und  die  mittlere  Zahl  der  Arbeitslosen 
im  Jahre  festj^^estellt  werden  sollten. 

Der  siebente  Konj^reß  i  Reimes  ?  S98)  kam  auf  die  Organisation 
der  Keiseunterstützung  zurück  und  legte  einen  neuen  Entwurf 
vor Aber  die  Börsen  konnten  ohne  vorhcrf^ehende  Prüfung 
keine  Entscheidung  treffen  und  das  Studium  der  Frage  wurde  an 
die  Syndikate  zurückverwiesen.  \n  der  Arb(Mtslnsenfrage  ginj^  der 
Kongreß  weiter  :  er  beschloß,  daß  der  Zi  nu  alausschuß  des  Bunde» 
der  Börsen  wöchentlich  einen  Ueberblick  über  den  Aibeitsmarkt 
in  den  'v^roßen  Städten  mit  Arbeitsl)t»rsen  q^eben  sollte. 

Hier  aber  stellten  sich  so  große  {)rakli^ciic  Schwierigkeiten 
heraus,  daß  dieser  Besciiluß  erst  durch  den  achten  Kongreß  der 
Arbeilsbörsen  (Paris,  19CXD)  verwirklicht  wurde.  Dort  wurde  die 
Verfassung  eines  Xationalamts  für  Arbeitsnachweis  und  Statistik* 
endgültig;  ausgearbeitet.  Dieser  Dienst  sollte  noch  eine  lehrreiche 
Geschichte  haben. 

Der  Pariser  Kongreß  ist  der  wichtigste  des  Bundes  der  Ar- 
beitsbt'vrsen  ^*).  Die  dortigen  Debatten  und  Beschlüsse  geben 
eine  vollständige,  zusammenhängende  Flrklärung  des  theoretischen 
und  praktischen  Geistes  dieser  Institution. 

Zuerst  betonte  der  Kongreß  wieder  die  satzungsgemäße  Neu- 
tralität des  Bundes  gegenüber  den  sozialistischen  Parteien.  Im 
Jaiire  i.S(j6,  auf  dem  internationalen  Sozialisten-Kongreß  in  London, 
hatte  die  -Spaltung,  ilie  schon  der  Kongreß  zu  Nantes  herbeige- 
fühlt hatte,  sich  wiederum  verschärft,  und  Syndikalisten  und  i)ar- 
lamentarische  Sozialisten  lagen   seitdem   miteinander  im  Kampf. 

aber  waren  neue  Ereignisse  eingetreten;  Die  verschiedenen 
sozialistischen  l-"raktionen  hatten  erfolgreiche  Ivinigungsversuchi*  ge- 
macht, und  es  schien,  als  ob  i-iner  der  Gründe,  der  die  Syndikate 
von  den  sozialistisclK^i  hfaktioncMi  ternhielt,  weglallen  sollte.  Den 
Arbeiterorganisationen  wurden  auch,  allerdings  unter  heftigem  Stielt 
im  politisch-sozialistischen  Lager.  entsprecluMide  Ang<"l)Ote gemacht, 
die  eine  In-wegung  untei  den  S\  iidikaten  hervorriefen.  Ihre  Ant- 
wort aber  bestätigte  ihic  l)isherige  Haltung;  es  heißt  in  der 
l'ariscr  i\esolution  ;  ^In  Erwägung,  daß  jede  Einmischung  der 
' Arbeitsborsen  in  tlie  Politik  eine  Ursache  zur  Spaltung  wäre 
>und   die   syndikalistischen  Organisationen   von  ihrem  einzig  zu 

Compte-rendu  dans  TO  uvrier  desDeux-Mondes,  i.  Oktober  1898. 
(  ointc-rendu  du  8.  Con^rte  de  la  Fed«ration  des  Bottrses  du  TruTail. 
d'aris,  linprtmcne  nouvcUe,  1900.) 
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•  verf()lL,«tMidcn  Ziel,  der  BctVciuni;  der  Arbeiter  durch  sich  selbst, 
abbrächte,  beschließt  der  Kon^neß,  daß  der  liund  der  Arbeits- 
^börsen  sich  keinesfalls  einer  politischen  Grupppc  anschließen 
»darf.* 

Der  sozialistische  Fraktionsgeist  war  also  nicht  der  wirkliche 
Grund  des  Gegensatzes  zwischen  dem  parlamentarischen  und  dem 
Arbcitcrsozialismus.  Selbst  von  der  Hrrjchigkcit  der  sozialistischen 
Einheit  abge<?chen,  die  durch  die  leidenschaftlichen  Streitigkeiten 
über  Millerands  Kintritt  in  die  ReL;ierunL;  verursacht  war,  haben 
wir  die  Grundverschiedenheit  der  Auffassung  bereits  j^'ekennzeich- 
net,  die  die  beiden  HeweL^'uni^en  trennte.  Diese  Verschiedenheit 
war  durch  die  Entwicklung  des  parlamentarischen  Sozialismus 
sotjar  (größer  «geworden.  Vor  dem  Eintrill  ins  Parlament  noch 
streng  revolutionär,  hatten  die  sozialistischen  l'taktionen  das  Los 
aller  Parteien  geteilt  durch  Einreibung  in  heteroL^ene  Mehrheiten, 
durch  i^aMiicinsame  Aktionen  mit  nahestehenden  Gruppen  mußten 
sie  untehlbar  versöhnhcher,  mehr  und  mehr  gesetzmäßig;  und  re- 
formistisch werden.  1H95  waren  sie  sogar  als  die  besten  Stützen 
der  Kegierunc^  aufi^etreten  und  Eeon  Bourgeois  fand  an  ihnen 
systematische  X'erteidii^er.  Diese  parlamentarische  Entwicklung 
der  sozialistischen  I'"raktir)nen,  ihre  ri'in  demokratische  Tätigkeit 
hatten  die  revolutionären  Syndikalisten  noch  mehr  von  ihnen  ent- 
fernt, denn  für  diese  war  der  Arbeiierkampf  in  seinem  Wesen  anli- 
staatlich.  l)aß  ein  soziali.stischer  Abgeordneter  in  die  Regierung 
als  Sozialist  eintrat,  war  in  ihren  Augen  nur  der  notwendige 
Schlußpunkl  der  normalen  Entwicklung  der  sozialistischen  Partei. 
Und  diese  Tatsache  war  nicht  geeignet,  die  Stellungnahme  der 
Arbeitsbcksen  zu  modifizieren. 

Der  Pariser  Kongreß  schritt  dann  zur  Prüfung  der  I^rgebnrsse. 
die  der  l^i^enbctricb  des  berullichen  Unterrichts  durch  die  Börsen 
ge/.eiti;^t  hatte.  Aus  den  zahlreichen  Berichten  ersieht  man,  ein 
wie  großes  Gewicht  die  Börsen  auf  die  gute  Ausbildung  des 
Arbeiters  leeren.  Der  Kongreß  sah  das  Ideal  darm.  daß  die 
Börsen  mächtig  genug  würden,  mn  den  In  iuHichen  L'nternchl 
ausschlic  ßlich  zu  ubi  rnehmcn,  den  der  Staat  fern  von  der  Werk- 
statt nicht  gewälirlei-sten  kann.  Weiter  aber  zeigt»  n  die  Börsen 
in  der  Unterrichtsfrage  noch  höheren  Ehrgeiz  :  das  Zii  1  (U  r  Börsen 
sollte  laut  Kongreßbeschluß  sein,  eines  I  a-c  s  den  allgemeinen 
Unterricht  für  die  Kint.ler  der  (.<rL;anisi(.rlen  Arbeiter  übernehmen 
zu  können,  so  daß  diei>e  dem  Einiluß  des  Staates  wie  der  Kirche 
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entzogen  würden.  Man  begreift  die  Tragweite  eines  solchen  Be- 
schlusses in  dem  Augenblick,  wo  in  I-'raiiki  eich  die  ^fioße  Schlacht 
zwischen  Kirche  und  Staat  um  das  Monupol  tles  I-Llementai  Unter- 
richts geschlagen  wurde.  Eine  dritte  Macht  schiebt  sich  damit 
zwischen  die  beiden  Kivalcn,  die  Unabhängigkeit  nach  beiden 
Seiten  ualirend.  Die  Gründe,  die  der  Pariser  Kongreß  geltend 
machte,  sind  nicht  minder  beachtenswert;  Zunächst  sind  es  solche 
des  Kiasseninteresses.  Durch  eigene  Sorge  tiir  den  Unterricht 
der  Kinder  überträgt  das  l'roletariat  eine  lier  wichtigsten  Funk- 
tionen vom  Maat  auf  die  Arbeiterklasse,  die  dadurch  eine  weitere 
hochwichtige  Aufgabe  erliiilt.  Die  Arbeiterkinder  werden  nicht 
mehr  von  der  amtlichen,  sondern  von  der  proletarischen  Ge- 
dankenwelt umgeben  ;  sie  werden  sich  ihrer  zukünftigen  sozialen 
Aufgai)e  bewußt  werden  können.  Weiter  sind  es  technische 
Grimde  ;  I  )cr  ül)liche  Unterricht  ist  abstrakt  und  w'cltfremd  ;  er 
ist  nach  dem  Vorbild  der  klassischen  Studien  ohne  die  geringste 
Rücksicht  auf  die  Anfordcnmgen  der  Produktion  und  der  Werk- 
stätienarbeit  lingerichtet.  Die  jungen  Arbeiter,  die  sich  dem 
scluuerigen  Bervif  des  Produzenten  w  idmen,  sind  durch  die  jetzige 
Schule  in  keiner  Weise  auf  ihre  zukünftige  Aufgabe  vorbereitet. 
Nur  die  Arbeiterorganisationen  können  durch  ihre  Kenntnis  der 
industriellen  Praxis  diesen  Widerspruch  zwischen  Schule  und 
Werkstatt  heben,  indem  sie  jene  zur  Vorbereitung  für  diese 
machen. 

Eine  ganze  Reihe  von  Diskussionen  und  Beschlüssen  revo- 
lutionärer Art  zeigt  die  Tendenz  des  Bundes  der  Arbeitsbörsen 
auf  dem  Pariser  Kongreß.  An  erster  Stelle  ist  hier  der  antinuli> 
tari>ti.sche  Beschluß  über  die  Beziehungen  der  Arbeitsbörsen  zu  den 
als  Soldaten  ausgehobenen  Arbeitern  zu  nennen.  Die  AfiUre  Drey- 
fus  hatte  eine  Schmälerung  des  Ansehens  der  Armee  bei  den  prole> 
tarischen  Massen  und  eine  heftige,  stets  wachsende  antimilitari- 
stische Propaganda  nach  sich  gezogen.  Auch  griff  die  Heeresver- 
waltung regelmäßig  in  Streiks  ein,  teils  durch  gewaltsames  Ein- 
schreiten, teils  durch  Stellung  von  Ersatzmannschaften,  und  hatte 
dadurch  schon  lani^c  der  antimilitaristischen  Gesinnung  der  Arbeiter 
ständig  Nahrung  gegeben.  Eine  Verbindung  zwischen  den  Syn- 
dikaten und  ihren  eingezogenen  ehemaligen  Mitgliedern,  an  sich 
eine  Aeußcrung  der  Solidarität,  erschien  so  dem  Bund  der  Ar- 
beitsbörsen zugleich  als  das  beste  Mittel,  die  Soldaten  immer 
wieder  an  ihre  wichtigste  Eigenschaft,  die  als  Arbeiter,  zu 
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t;rinncrii.  Der  Kontjrcß  nahm  fols^cndcn  Antrag  an:  Um  das 
Solidaritatsf^et'ühl  der  Arbeiter  zu  befestigen  und  um  die  jungen 
Soldaten  nicht  der  Isolierung  und  dem  demoralisierenden  l^influß 
des  Rej^iments  auszusetzen,  beschließt  der  Kongreß,  daß  die 
jungen  Arbeiter,  die  der  Kinziehung  unterliegen,  mit  dem  je- 
\vei  i^en  Sekretär  der  Arheitsbörsen  ihres  Garnisonsorts  in  Ver- 
bindung gesetzt  werden  sollen.  Sollten  direkte  Ik'ziehunL^en 
zwischen  den  Arbeitsbörsen  und  den  jungen  Soldaten  zu  schwierig 
sein,  so  empfiehlt  der  Kfingreß  freundschaftliche  Beziehungen, 
da  diese  in  der  Wohnung  des  Sekretärs  sattfinden  können«.  In- 
fch^e  dieses  Beschlusses  haben  viele  Syndikate  den  Soldaten- 
pfenniL(*  (sou  du  soldat)  eingefiihrt,  d.  h.  Beiträge,  die  durch 
nionatiich<'  Abzüge  von  den  Gewerkschaftsbeiträgen  oder  durch 
eigene  (Ti^imzende  Umlagen  aufj^ehracht  werden.  Diese  Summen 
werden  von  Zeit  zu  Zeit  an  die  unter  der  Fahne  i)efindlichen 
Mitglieder  gesandt,  gleichsam  eine  beständige  Erinnerung  an  ihre 
Eigenschaft  als  Arbeiter. 

Noch  stärker  als  bei  Ck'le<^cnheit  des  Antimilitarismus  trat  die 
antistaatliche  Gesinnung  des  Bundes  der  Arbeitsbörsen  in  der  Ver- 
urteilung der  Sozialpolitik  des  Ministeriums  Waltleck-K(uisseaus 
hervor.  Das  große  Ereignis  der  franzosischen  Politik  in  den 
letzten  Jahren  war  die  Teilnahme  eines  Sozialisten,  Millerand, 
an  der  Regierung,  sowie  die  vollkommene  Demokratisierung 
der  Verwaltung.  Der  Eintritt  Millerands  in  das  Handels- 
ministerium hatte  große  lüwartuuL^cn  in  der  Arbeiterklasse 
erweckt.  Der  alte  (ilaube  an  die  schützende  Tätigkeit  des  Staates 
e  rhielt  einen  Augenblick  neue  Kraft,  nachdem  er  durch  die  oben  ge- 
schilderten Symptome  anti.staatlicher  Gesinnung  eine  Zeitlang  er- 
schüttert worden  war.  1899  hatten  die  Pariser  Syndikate  tlen 
demokratischen  Staat  verteidigt,  indem  sie  mit  wehenden  ruicn 
l  ahnen  offiziell  an  der  großen  Kundgebuui^^  des  -Triunii)hs  der 
Re{)uhlik  teilnahmen,  immer  dassellie  l'aiiser  \'olk,  das  sich 
für  die  demokratische  Sache  so  c:^ern  begeistert,  und  mit  der 
liberalen  Hürtjerschaft  gemeinsame  ->aclie  macht.  So  schien  es,  als 
oh  der  aulkonnnende  Syndikalismus  der  Arbeitsbörsen  nur  eine 
theoretische  Augenblicksäußerung  gewesen  sei ;  der  Pariser  Kon- 
greß aber  widerlegte  diese  Annahme. 

Was  war  geschehen  r  Die  sozialreformatorischf  Bew  e- 
gung,  die  durch  das  Zusammenwirken  Millerands  und  VValdeck- 
Kousseaus  entstand,  war  zweifellos  demokratisch,  wirkte  dadurch 
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aber  staatsoi haltend.  Die  Demokratie  will  die  Klassen  versöhnen 
und  Gci^^cnsatze  nus^iiichen,  den  sozialen  Frieden  herstollen. 
Die  Sozialpolitik  des  Ministeriums  Waldeck- Rousseau -Millcrand 
konnte  nur  friedenbi mgend  sein,  und  hierdurch  rief  sie  das  Miß- 
trauen der  revolutionären  Syndikate  gegen  die  Demokratie  her\-or. 
Zwei  von  der  Regierung  eingebrachte,  resp.  von  ihren  Freunden 
vorbereitete  Gesetze  rUw  inte  hatten  von  vornherein  diese  Politik 
des  sozialen  I*"riedens  ^gekennzeichnet.  Der  erste  sollte  die  Rechts- 
fähigkeit dtM-  Syndikate  ausdehnen,  denen  das  Gesetz  von 
tatsächlich  nur  sehr  beschrankten  Spielraum  gewährt,  da  es  nur 
die  \\  ahrung  ihrer  beruflichen  Interessen  kennt.  Der  neue  Ent- 
wurf wollte  sie  zu  1  landelsgeschäften  zulassen,  und  den  Syndi- 
katsverbänden die  I  j^enscludt  als  juristische  Person  beilegen,  um 
sie  juristisch  aktionstähig  zu  machen.  Der  Bund  der  Arbeits- 
börsen fand  diese  Geschenke  gefähr licli.  Der  Bundesausschuß 
hatte  sie  von  sich  aus  zurück^evvie.sen  und  der  Kongreß  billigte 
das.  Er  sah  in  der  Kommerzialisation  der  Syndikate,  in  der 
Möglichkeit,  dalS  sie  in  kapitalistische  Unternehmungen  wie  die 
der  Kaufleute  und  Industriellen  eintreten  könnten,  die  Gewißheit 
naher  Auflösung.  Entweder  —  oder,  hieß  es  :  gelingt  das  Ge- 
schäft, so  wird  der  Kampfgeist  dem  Krämergeist  weichen ;  das 
Syndikat  wird  dann  nur  dem  Gewinn  im  Handel  oder  Industrie 
nachjagen.  Scheitert  das  Geschäft,  so  ist  das  nicht  nur  der 
moralische,  sondern  auch  der  materielte  Ruin,  das  Ende  der  Ver- 
einigung. In  jedem  Fall  ist  das  Syndikat  verloren.  Ebenso  be- 
denklich erschien  dem  Bund  der  Arbeitsbörsen  die  Erwerbung 
der  juristischen  Persönlichkeit  für  die  Syndikatsverbände :  Wenn 
diese  gegenwärtig  nicht  rechtsfähig  sind,  so  können  sie  auch 
nicht  zivilrechtlich  zum  Schadenersatz  belangt  werden,  was  sie 
vor  den  durch  Streik  oder  Boykott  geschädigten  Unternehmern 
schützt. 

Ein  von  dem  ehemaligen  Minister  Guieysse  vorgelegter  Ge- 
setzentwurf ging  ferner  auf  die  Errichtung  von  Arbeiterheimen, 
deren  Kosten  je  zu  7»  Arbeitern  selbst,  den  Unter- 

nehmern und  dem  Staat  getragen  werden  sollten.  Diesen  Vor- 
schlag bekämpfte  der  Bund  wieder  durch  den  Mund  seines  Bun- 
desausschusses aufs  heftigste.  Der  Ausschuß  erklärte,  daß  der 
Beitrag  der  Arbeiter  zum  Fonds  der  Heime  nur  eine  entsprechende 
Lohnherabsetzung  bedeute ;  weiter  wandte  er  ein,  daß  auch  die 
Aufbringung  des  zweiten  Drittels  durch  die  Unternehmer  auf  die 


^  kj  i^u^  uy  Google 


Die  syodikalislische  Bewegung  in  Frankreich. 


113 


Löhne  zurückwirken  werde,  da  die  Unternehmer  einen  Gewinn- 
ausfall  niemals  zugestehen  würden.  Diese  Stellung  des  Bundes- 
ausschusses billigte  der  Kongreß  und  forderte  auch  einerseits  die 
Arbeiter  auf,  derartigen  Vorschlägen  Mißtrauen  entgegenzubringen, 
und  doppelte  Energie  auf  Erhöhun;^'  des  Lohnes  und  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  zu  verwenden,  da  diese  Mittel  die  Existenz  der 
Arbeiter  viel  besser  garantieren« . 

Ilic!  ist  also  der  Bruch  zwischen  Staat  und  organisierter  Ar- 
beitersclialt  stark  betont.  Früher  hatte  sich  die  Arbeiterklasse 
nur  gegen  den  Staat  als  Unterdrücker  aufgelehnt,  heute 
wendet  sich  das  Proletariat  <;e;^en  den  Staat  als  Wohltäter. 
Gerade  das  ist  das  Charakteristikum  des  französischen  Syndikalis- 
mus, daß  er  die  Arbeiterklasse  von  der  Demokratie  los- 
löst. Für  ihn  bleibt  der  Staat  der  Geschäftsführer  des  Bürgertums, 
und  dies  zeigt  sich  erst  ganz  deutlich  bei  rein  demokratischen 
Regicrungsformen.  Die  Herrschaft  des  Staates  mag  immer  rein 
philanthropische  i'ornien  annehmen  :  sie  bleibt  darum  doch  Unter- 
drückung. Jetzt  hoft'en  die  Proletarier  nicht  mehr  auf  eine  höhere 
Macht  :  sie  glauben  nur  noch  an  ihre  Kiassenbesti  ebiin^cn.  Pel- 
loutier  gab  diesem  (jefühl  in  dem  alli^^emeinen  licnclit  an  den 
Kongreß  enerj^isclnn  Ausdruck:  >Laut  und  einstimmig  erklarten 
die  Börsen,  daß  sie  auf  die  jederzeit  w iderrutiiche  und  daher  um 
so  bedenklichere  Fiirs(»r-e  des  Staats  verzichten  zugunsten  der 
selbsterworbenen  Freiheit,  die  sie  aus  winzi.Lji  n  und  formlosen 
Gruppen  zu  tätigen  Elementen  des  sozialen  Lebens  i^emacht  hat«. 

Die  aufsteigende  Entwicklung  der  Arhcitsl)(»r'-en  ist  mit  cUm 
|*anscr  Kongreß  zu  Ende.  Der  Sekretär  iler  Arl)eitslM  )rs(  n.  l'ei- 
louticr,  die  Seele  der  Bewegung,  wurde  durch  Kranklu  it  wegge- 
rafft, und  dieser  Verlust  mußte  die  praktischen  Schwierigkeiten, 
au!  di<^  der  Bund  Schritt  für  Schritt  .stieß,  noch  vergrößern  .Seine 
Vorherr'-chalt  geht  allmählich  verloren,  er  bit  trt  der  Arbcitcrbe- 
wr;^ainL;  keinen  genügenden  .Spielraum  und  w  ird  von  dem  täglich 
wach>cnden  Allgemeinen  A  r  b  e  i  t  s  b  u  n  d  mehr  und  mehr 
tu  Schatten  gestellt. 

Diese  letzte  unabhängige  Periode  des  Bundes  der  Arbeits- 
I M  .rs(  n  rechtfertii^t  den  Ausdruck  A' orsy  ndikalismus  ,  den  ich  zur 
Kmn/i-ichnung  der  läUgkeii  dif.-.ei  liT-titntion  angewanclt  habe. 
Unzulänglichkeit  und  innere  Wider^^iu  iich<'  tu  ten  hi<'r  zugleich 
hervor.  Der  Kongreß  zu  Nizza  i^ui  beuiühle  sich,  du.  Leistungen 
zu  \  (  I  v<  .Ilkomnmen,  das   viaticum    auf  die  Beine  zu  stellen,  eine 
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>juristische  Kommission«  für  die  Rechtstiar^cn  der  Arbeiter  zu 
schaffen  usw.  Aber  er  stand  dem  schwierigsten  Problem  der 
Börsen,  dem  ihrer  materiellen  Unabhängigkeit,  ratlos  gegenüber. 
Einerseits  waren  viele  Arbeiter  wegen  der  von  den  Behörden  den 
Börsen  aufgedrängten  Beihilfen  mißtrauisch  geworden:  es  ging 
schon  die  Rede  von  ihrem  Mangel  an  Unabhängigkeit.  Andrer- 
seits hatte  das  revolutionäre  Gebaren  vieler  Börsen  ihnen  den 
plötzlichen  Verlust  jedes  Zuschusses  der  Städte  eingetragen,  die 
nicht  gesonnen  waren,  die  Arbeiterrebellion  zu  unterstützen.  £nd> 
lieh  schien  es  den  klügsten  Arbeitern,  daß  die  Börsen,  um  zur 
Erreichung  ihres  Zieles  wirklich  stark  zu  v(  in,  unabhängig  bleiben 
imd  in  ihren  eigenen  Mitteln  die  Möglichkeit  eines  freien  Lebens 
finden  sollten. 

Hier  trat  unzweifelhaft  der  logische  Widerspruch  in  dieser 
ersten  Aeußerung  des  französischen  Syndikalismus  hervor.  Wenn 
auch  der  Bund  der  Arbeitsbörsen  die  Idee  einer  Arbeiterbe- 
wegung, die  mit  der  kapitalistischen  Welt  vollständig  brechen 
sollte,  zuerst  erfaßt  hatte,  so  hatte  er  in  der  Praxis  die  Inkonse- 
quenz so  weit  getrieben,  daß  er  sich  in  denselben  Staat  ein- 
gliederte, dem  er  den  Kampf  ansagte  VAnc  Scheidung  bestand 
in  Wahrheit  nicht:  ja,  da^  niächti.;ste  Band  hielt  die  Arbeits- 
börsen am  Kapitalismus  lest,  da  die  materielle  Existenz  der 
eigenen  Einrichtungen  der  Arbeiterschaft  dem  behördlichen  Wohl- 
wollen anheimgegeben  war.  Vertraulich  und  widerruflich,  wie 
die  Subventionen  sind,  können  sie  jeden  Augenblick  ganz  un- 
erwartet verschwinden,  leisten  der  KoiTUption  unleugbaren  Vor- 
schub und  sind  eine  Prämie  für  pekuniäre  Trägheit.  Der  Bund 
der  Arbcitsbfirsen  befand  sich  in  einer  heiklen  Lage;  Die  Syn- 
dikate und  Börsen  waren  noch  nicht  stark  genug,  um  die  au- 
tonomen Einrichtungen,  die  der  Bund  anstrebte,  in  erforderlichem 
Maße  durchzuführen.  Gewiß  setzt  die  Ausführung  solcher  Ideen 
eine  vorgeschrittene  Entwicklung  des  Proletariats  voraus.  Dann 
aber  darf  der  Historiker  fragen,  ob  es  nicht  logischer  gewesen 
wäre ,  die  B()rsen  nur  dort  zu  schaft'en ,  wo  die  Syndikate  ihre 
J^xistenz  sichern  konnten,  und  iilierall  dort  darauf  zu  verzichten, 
wo  die  beh()rdlichen  Subventionen  ihre  einzige  Lebensquelle  waren. 
I-'.ine  hohe  (Qualität  wäre  der  geringwertigen  Quantität  vorzuziehen 
gewesen. 

Allerdings  muß  man  sich  zur  ganz  gerechten  Beurteilung 
dieser  inkonsequenz  des  ersten  revolutionären  Syndikalismus  in 
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Frankreich  die  Versuchungen  gegenwärtig  halten,  die  seitens  der 
politischen  Parteien  an  die  Arbeiterklasse  herangetragen  wurden. 
Die  radikalen  oder  sozialistischen  Magistrate  haben  sicher  auch 
Subventionsgesuche  erhalten ;  noch  öfter  aber  haben  sie  diese  ver- 
anlaßt. In  sehr  vielen  Fällen  erschien  ihnen  dies  als  ein  hervor- 
ragendes Mittel,  um  ihre  Wiederwahl  zu  sichern  und  um  das  Pro- 
letariat zu  bevormunden'^). 

Der  Bund  der  Arbeitsbörsen  fühlte  den  Widerspruch,  unter 
dem  er  lebte,  so  gut,  daß  er  seine  zwei  letzten  Kongresse  teil- 
weise mit  dahinzielenden  Lösungsversuchen  verbrachte.  Der  Kon- 
greß zu  Nizza  (1901)  betonte,  daß  das  Heraustreten  aus  dem  be- 
hördlichen Schutz  nötig  sei,  —  nahm  aber  die  Subventionen  ruhig 
weiter.  Der  neue  Sekretär  des  Bundes,  Yvetot,  schrieb  in  seinem 
Bericht  an  den  Kongreß:  »Wir  sind  der  Ansicht,  daß  wir  für 
unsere  Arbeitsbörsen  soviel  wie  möglich  von  den  Gemeinden,  wer 
sie  auch  seien ,  fordern  sollen  ....  Die  Börsen ,  die  eine  ihnen 
günstig  gesinnte  Stadtverwaltung  haben,  sollen  dies  Glück  aus- 
nützen, in  ihrem  Interesse  wie  in  dem  ihrer  nicht  so  glücklichen 
Kameraden«.  Zwar  befürwortete  er  gleich  darauf  die  Schaffung 
von  Produktivgenossenschaften,  von  deren  Wohltaten  dann  die 
Börsen  leben  sollten;  dieses  Mittel  aber  erschien  dem  Kongreß 
utopisch;  es  wurde  erklärt,  daß  die  Produktivgenossenschaften, 
durchaus  kapitalistische  Unternehmungen,  sich  nur  mit  größter 
Mühe  halten  und  daß  die  Erfahrung  sie  als  lebensunfähig  erwiesen 
hat,  wenn  sie  nicht  mit  Konsumvereinen  verbunden  sind.  Die 
Frage  gelangte  nicht  zur  Lösung  und  man  begnügte  sich  mit  einer 
Tagesordnung,  die,  für  den  Augenblick  das  Prinzip  der  Subven- 
tionen billigend,  doch  den  Bundesausschuß  aufforderte,  praktische 
Mittel  zur  Sicherung  der  Unabhängigkeit  der  Börsen  zu  finden. 

Oer  Kongreß  in  Algier  (1902)  brachte  die  Krage  der  Lösung 
nicht  näher.  Die  Schwierigkeit  einer  Krhühung  der  Syndikalbei- 
trägc  stellt  sich  immer  wieder  der  Ablehnung  der  Subventionen 
entgegen.  Die  Ereignisse  hatten  aber  der  Frage  eine  neue  Schärfe 

'*)  S.  I,  c  s  A  s  s  o  c  i  a  t  i  o  n  s  j)  r  o  f  c  s  s  i  oii  n  e  I  1  e  s  e  n  France, 
public  par  h-  Mini:>tcrc  du  Commerce  et  de  l'Indu^^tric.  T.  I.  (1S99)  p.  26 1  ;  Es  iht 
fraglich,  ob  man  nicht,  indem  «wn  die  Schsffung  zabtrcicher  Syndikate  erleichterte 
(i.  e.  durch  Subventionen  u.  s.  w.),  sie  etwas  zu  sehr  der  gewohnten  Anstrengungen 
flr  ihre  Organisation  und  ihr  Wirken  überhoben  hat,  und  man  hat  schon  fesutellen 
1((hmen,  daß  die  plötzliche  E^tdehung  der  Subvention  die  einer  Arbeitsbörse  an- 
geschlossenen Syndikate  in  wahre  Verwirrung  stürzt«, 
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gegeben:  Das  Ministerium  Waldeck-Rousseau  zeigte  sich  beun- 
ruhigt über  die  revolutionären  Tendenzen  der  Arbeitsbörsen.  Ein 
Zirkular  des  Ministerpräsidenten  selbst  wies  die  Präfekten  an,  die 
Stadtverwaltungen  zur  besseren  Aufsichtsführung  über  die  Sub- 
ventionen der  Börsbn  anzuhalten;  es  sollen  hierzu  Einzelabrech- 
nungen über  die  verwendeten  Gelder  eingefordert  werden.  Infolge 
dieses  Rundschreibens  wurden  vielen  Börsen  die  Subventionen 
gekürzt  oder  ganz  entzogen.  Nur  denjenigen,  die  sich  strikt  in 
den  Grenzen  des  Gesetzes  von  1884  hielten,  drohte  keine  Beun- 
ruhigung. Dieserhalb  führten  die  Delegierten  auf  dem  Kongreß 
lebhafte  Klagen;  aber  man  beschränkte  sich  wieder  darauf,  die 
Frage  zu  eingehenderer  Prüfung  an  den  Bundesausschuß  zurück- 
zuverweisen. 

Die  Inkonsequenz  dieser  Lösung,  die  an  der  Abhängigkeit 
der  Börsen  von  den  Behörden  nichts  änderte,  war  um  so  größer, 
als  gerade  auf  diesem  Kongreß  der  Bund  der  Arbeitsbörsen  seinen 
revolutionären  Charakter  stark  betonte.  An  erster  Stelle  kam  die 
alte  Frage  der  Einheit  der  Arbeiterbewegung  zur  Lösung:  man 
t>eschloß  die  Fusion  mit  dem  Allgemeinen  Arbeitsbund.  Der 
Grund  hierzu  war  das  Drängen  der  organisierten  Arbeiterschaft, 
eine  der  Regierung  g^enüber  widerstandsfähige  Masse  zu  schaflfcn. 
Der  Bund  der  Arbeitsbörsen  fühlte  wohl,  daß  er  für  sich  allein, 
besonders  bei  dem  mächtigen  Vordringen  des  Allgemeinen  Ar- 
beitsbundes, zu  einer  großen,  die  ganze  Arbeiterschaft  mitreißen- 
den Aktion  nicht  fähig  sei.  Der  in  Nizza  von  den  Börsen  ange- 
nommene Einigungsentwurf  hielt  die  Autonomie  der  beiden  Or- 
ganisationen aufrecht:  nur  ihre  Tätigkeit  wurde  durch  einen  Bun- 
desausschuß verknüpft,  der  aber,  ohne  exekutive  Gewalt,  nur  Ver- 
waltungsbefugnisse hatte. 

Die  revolutionäre  Haltung  zeigte  sich  noch  stärker  bei  der 
Erörterung  der  antimilitaristischen  Propaganda  und  in  dem  hierzu 
gefaßten  Beschluß.  Der  Konj^reß  erklärte  den  Antimilitarismus 
für  eine  wesentliche  Cirundlage  des  Syndikalismus.  Der  Gegen- 
satz zwischen  Staat  und  Arbeiterbewegung  wird,  wenigstens  theo- 
retisch, immer  ernster,  umsomehr,  als  diesmal  Antimilitaris- 
mus und  A  n  t  i  p  a  t  r  i  0  t  i  s  m  u  s  gleichbedeutend  ist.  Der  Kon- 
greß beschloß,  ein  >S  o  1  d  a  t  e  n  h  a  n  d  b  u  c  h ^  als  Broschin e 
herauszugeben,  das  gegen  Armee  und  Vaterland  gerichtet  sein 
sullte;  mit  der  Redaktion  desselben  wurde  der  Sekretär  des  Bundes 
der  Arbeitsbörsen  betraut. 
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Als  der  Bund  der  Arbeitsbörsen  auf  dem  Koni^rcß  zu  Mont- 
pellier 1902  die  X'ercinigunL;  mit  dem  Allt^femcinen  Arbeilsbund 
vollzog,  umfaßte  er  von  86  in  IVankreich  bestehenden  Börsen  65'*'). 
Die  offizielle  Statistik  vcrzciclmet  nur  die  von  den  Syndikaten 
einzeln  geschaffenen  Einrichtungen,  und  ^ibi  nicht  an,  wie  sie 
sich  auf  die  Arbeitsbörsen  verteilen.  Das  Sekn  tariat  des  Bundes 
macht  in  seinem  Bericht  für  1902  auch  keine  weiteren  Angaben, 

Der  Vergleich  zwischen  dem  Stand  des  Anfangsjahres  1892 
mit  dem  von  1902  ergibt  ein  Anwachsen  der  im  Bunde  befind- 
lichen Börsen  vo»  12  auf  67  —  ein  beträchtlicher  l'ortschritt.  Die 
zu  dieser  2^it  im  Bunde  vereinte  Mitgliederzahl  läßt  sich  auf 
250000  schätzen. 

Um  das  Werk  des  Bundes  der  Arbeitsbörsen  nach  seinem 
wirklichen  Wert  zu  beurteilen,  mu0  man  ihn  als  Vorläufer,  nicht 
als  unmittelbaren  Schöpfer  des  gegenwärtigen  Syndikalismus  be- 
trachten. Die  Arbeitsbörsen  hatten  eine  große  Zahl  anarchistischer 
Arbeiter  vereinigt;  die  Reaktion  auf  den  parlamentarischen  So- 
zialtsmus  hatte  häufig  eine  antipartamentarische  Propaganda  des 
Bundes  hervoi^erufen;  seine  Politik  stand  der  anarchistischen  weit- 
aus am  nächsten.  Die  Annahme  der  Subventionen  aber  unter* 
scheidet  ihn  von  der  Politik  des  revolutionären  Syndikalismus. 
Er  hat  noch  nicht  das  Bewußtsein  eines  von  und  für  sich  selbst 
geschaffenen,  eigenen  Vorgehens;  er  borgt  von  draußen  einen 
wichtigen  Teil  seiner  Gesichtspunkte.  Mangel  an  Reife  bedeutet 
es,  daß  auf  dem  Kongreß  zu  Nantes  kein  Arbeiter,  sondern  ein 
Advokat,  Briand,  den  Generalstreik  verteidigte.  Das  gleiche  kann 
man  von  seinen  anti-elektoralen  Vorurteilen,  seiner  Propaganda 
gegen  die  Ausübung  des  Stimmrechts  sagen,  die  er  von  außen, 
von  anarchistischer  Seite  empfing. 

Trotz  dieser  Vorbehalte  muß  man  zugeben,  daß  der  Bund 
dem  Ssmdikalismus  die  \^ege  geebnet  hat.  Die  wesentlichen  Ge« 
Sichtspunkte  sind  mehr  oder  minder  schon  von  ihm  entwickelt 
worden,  und  er  wird  in  der  Geschichte  der  Ideenbewegung  der 
französischen  Arbeiterschaft  immer  einen  Höhepunkt  darstellen. 


M  ü  u  V  e  m  c  n  (  S  o  c  i  a  1  i  s  l  c  ,  1902,  Tome  II,  p.  2075.  —  Das  Aiinunire 
ilo  byndicaU  pour  1^2,  public  par  le  mini&lc-rc  du  commerce  et  de  l'industnc, 
macbt  fibcr  diesen  Gegenstand  nngcneac  An^ben:  S.  519  gibt  es  nur  44  Börsen 
als  Mitglieder  de»  Bandes  an.  Die  von  nns  gebrachten  Zahlen  sind  von  Yvetot, 
dem  Bnndesiekretar,  im  Mouvemcnt  Socialist«  angerührt 
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III.  Die  Entwicklung  des  Allgemeinen  Arbeits- 
bundes. 

Eine  wirkliche  Macht  beginnt  der  Allgemeine  Arbeitsbund  in 
den  Jahren  1901  und  1902  zu  werden.  Die  Teilnahme  eines  So- 
zialisten an  der  Regicnrng«  die  hierdurch  hervorgerufenen  Erörte» 
rungen  in  der  Arbeiterschaft,  die  ökonomische  Depression  nach 
der  Weltausstellung  1900,  aufeinander  folgende  große  Streiks,  — 
all  das  hatte  ein  mächtiges  Aufbrausen  im  Proletariat  zur  Folge. 
Daraus  entstand  eine  fieberhafte  Kampflust,  die,  der  Allgemeine 
Arbeitsbund  ausnützte;  gerade  jetzt  gaben  neue,  zur  Tat  ent- 
schlossene Männer  an  seiner  Spitze  ihm  die  Möglichkeit  zielbe- 
wußten Vorgehens. 

Von  1895 — 1901  war  der  Allgemeine  Arbeitsbund,  wie  oben 
gesagt,  nur  dem  von  dem  Bund  der  Arbeitsborsen  ausgegebenen 
Losungswort  gefolgt.  Seine  Kongresse  haben,  oft  von  denselben 
Männern  geleitet,  dieselben  Tendenzen.  Der  zweite  Kongreß  in 
Tours  (1896)  erörterte  hauptsächlich  die  Frage  der  Neutralität  gegen- 
über  den  sozialistischen  Fraktionen  ^').  Kurz  vorher  hatte  der  inter- 
nationale Kongreß  von  London  den  Streit  zwischen  Syndikalisten 
und  Parlamentariern  zu  heftiger  Entladung  gebracht,  was  den  Un- 
abhängigkeitsdrang des  Arbeitsbundes  nur  verstärkte.  Die  völlige 
Einigkeit  über  diese  Frage  unter  den  Syndikalisten  aller  Rich- 
tungen ist  aus  den  Debatten  zu  Tours  als  bemerkenswert  hervor- 
zuheben. Das  Hauptthema  des  Kongresses  wurde  danii  der  Mas- 
senstreik: hier  mußte  man  der  Auflassung  des  Parlamentarismus 
die  der  Arbeiterschaft  entgegensetzen.  Allerdings  ist  der  hier  ent- 
wickelte Begrifl'  des  Massenstreiks  noch  dunkel,  weswegen  sich 
die  Syndikalisten  später  von  ihm  lossagten;  man  gab  sich  damals 
dem  utopischen  Beginnen  hin,  das  Funktionieren  des  Apparats 
bis  ins  einzelne  vorauszusehen,  gleichsam  die  einzelnen  Phasen  des 
Massenstreiks  im  voraus  zu  rci^oln.  ^ 

Der  dritte  Kongreß  in  Toulouse  1897  zeigt,  wie  sehr  der 
(icist  des  Bundes  der  Arl)eitsbörscn  auf  den  Allgemeinen  Arbeits- 
bund hinübergegriffen  hatte  '**).  Der  Einfluß  des  Anarchismus 
manifestierte  sich  in  wichtigen  Beschlüssen  über  Boykott  und  Sa- 
bottagc.  Den  Boykott  bezeichnete  man  als  energisches  Pressions- 

**)  Conpte-rendtt  du  8.  Congres  national  corporatif,  tenu  k  Tours  du  14  «u 
19  septembre  1896.   (Tours,  Debcnay-Lafönd  imprimeor,  1896.) 

'*)  Compte-renda  du  9.  Congris  national  corporatir,  tenu  k  Toulouse  du  20 
au  25  septembre  1897  (Toulouse,  Berthoumieu  iruprimeur,  1897.) 
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mittel  .L;^c;4rn  die  Unternehmerschaft,  die  Sabottage  —  deren  Ur- 
sprung dai  Ca  cannj  (  i)assivc  Resistenz)  in  England  ist  —  soUti« 
im  Kampf  gegen  die  Unternehmer  als  die  letzte,  siegreiche  Walle 
gelten.  Man  muß  hier  sagen,  daß  die  Sabottage  in  der  Form, 
wie  sii-  auf  dem  Kongreß  empfohlen  wurde  —  Unbrauchbar- 
machung des  Produkts  oder  des  I'rüduktiuusapparats  —  den  wc- 
senthchen  (irimd^ützen  tU  s  Syndikalismus  in  eigenartiger  Weise 
zn  widers])rechcn  scheint.  ICine  gute  Organisation  der  Werkstatt, 
die  auf  freiwillige  Mitarbeit  der  Produzenten  und  auf  Entwicklung 
ihrer  technischen  l-ähigkciten  aufgebaut  ist,  und  die  zu  erreichen 
das  Ziel  des  S\  ndikahsmus  eben  ist,  bringt  die  Wertscliätzung  des 
Produkts  und  der  ALischine  mit  sich:  das  eine  gilt  als  der  höchste 
Ausdruck  der  Arl>eit,  die  ändert-  als  das  beste  I  lillsmiltel  dazu. 
Man  muß  die  Sabottage  wohl  eiicr  als  ein  Kampfmittel  der  Ver- 
zsveiÜung  betrachten,  welches  in  das  System  der  an  sich  nötigen 
Werkstättearbeiten,  das  der  Syndikalismus  aufstellt,  nicht  gehört. 
W^enn  der  Arbcitersozialismtis  eine  Organisation  der  Gesellschatt 
zu  erreichen  strebt,  die  nui  aus  Produzenten  lu  sti  ht,  wenn  folg- 
lich die  Werkstiitte  die  Urzelle  dieser  Gesellschaft  sein  soll,  so 
läge  in  der  l  .mpfehlung  von  .Maßnahmen,  die  sich  über  die  Grund- 
regeln einer  verläßlichen  technischen  Produktion  hinwegsetzen,  ein 
f un  da  mentaler  \ V  i der sj j r  u  c h . 

Seinen  vierten  Kongn'ß  hielt  der  All;^emeine  Arbeilsbund 
l8yiS  in  Kennes.  Auch  hier  tritt  da>  sich  immer  gleich  bleibende 
Streben  nach  voller  Autonomie  der  Arbeiterorganisationen  zutage, 
allerdings  von  Staatsideen  noch  nicht  ganz  losgelöst'").  Zunächst 
faßte  der  KonLjreß  einen  die  Gewerbeinspektoren  betreffenden  Be- 
schluß, dessen  aiuistaatliche  Richtung  klar  zu  läge  liegt,  und 
der  dahin  ging,  daß  die  Syndikate  .selbst  aus  ihrer  Mitte  die  Gewerbe- 
inspektoren wählen  .sollten,  die  gewissen,  noch  aufzu.stellenden 
Bedingungen  entsprechen  müßten.  Die  gegenwärtige  Organisation 
der  Gewerbeinspektion  in  Frankreich  hatte  die  Syndikate  zur  Kri- 
tik herausgefordert,  und  infolgedessen  beansj)ruchten  sie  nun  dieses 
für  das  Reich  der  Arbeit  wichtige  Amt  für  sich.  Sie  hatten  nicht 
allein  die  geringe  Zahl  und  den  ungenügenden  Einfluß  der  Ge- 
werbeinspektoren, sondern  auch  ihre  völlige  Abhängigkeit  von 
Behörden  und  Verwaltung  festgestellt.    Sic  warfen  der  Regierung 


Compte-rcndu  du  io.  Congrös  n.-itionnl  cor|»ojalif,   tt;i»u  a  Rtnncs  <Ui  .:»> 
»cptctnbrc  au  I««"  octobre  1898.  (Reimes,  Iniprimcrte  des  Arls  et  Maiiufactures  1S98.) 
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vor,  clal>  sie  diese  Acnitcr  an  ein«'  Reihe  j)nlitischer  Kreaturen 
vergebe,  denen  bei  der  licwerbung  aui  alle  Weise  XOrscliub  ge- 
leistet werde  ,  das  Kesiiliat  sei  ein  Anwachsen  des  Bi  amtenkör- 
pers,  nicht  eine  Vcrschäi  tiinp^  der  Aufsicht.  r)<  rarii;^e  Ik  schlüsso 
erötYnen  das  X  eiständnis  tür  die  Leitsätze  des  Iran/« 'sischen  Syn- 
dikalismus, de  in  ii  an  erster  Stelle  das  Streben  zuLTriinde  lie^t.  die 
Aemter  zu  eroltern.  die  tler  Staat  seiner  Natur  nach  lür  sich  in 
Anspruch  niinint.  Die  S>  ndikate  und  Arbeilsbörsen  geben  dainil 
iluem  Kampf  gegen  den  Staat  eine  konkrete  Fonn,  indem  sie  zu- 
gleich zeigen,  daß  neue  instiiutionen  den  alten  entgegenzusetzen 
sind. 

Trotz  alledem  nahm  der  Kongreß  zu  Kenncs  einen  Antja.:^ 
auf  Uebcrtragung  des  Alkoholmonopols  an  den  Staat  an.  Das 
von  ihm  hierbei  verfolgte  Ziel  war  nur  der  Kampf  gegen  den  Al- 
koholismus; es  ist  dies  aber  doch  ein  schlafender  Beweis  von 
der  eigenartig  zähen  Lebenskraft  des  alten  poi>ulären  Glaubens 
an  die  Zaubermacht  des  Staates.  Seither  sind  oft  wieder  von 
Syndikatsorganisationen  die  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Alkoholis- 
mus in  der  Arbeiterklasse  geprüft  worden;  man  hat  aber  nur 
mehr  auf  die  dem  Proletariat  eigenen  Mittel  zurückgegdfifen  und 
nicht  mehr  geglaubt,  daß  eine  von  außen  kommende  Intervention 
des  Staates  verwirklichen  könnte,  was  nach  dem  Erachten  der 
Syndikate  einzig  aus  einer  Schärfung  des  Gewissens  der  Arbeiter 
entspringen  soll. 

Wir  haben  bei  Gelegenheit  des  Kongresses  von  1898  des 
Bundes  der  Arbeitsbörsen  auf  die  scharfe  Spaltung  zwischen  den 
beiden  rivalisierenden  Organisationen  hingewiesen.  Diese  hatte 
eine  gesteigerte  Tätigkeit  auf  sciten  des  Arbeitsbundes  zur  Folge, 
und  der  Kongreß  zu  Paris  (1900)  ließ  dessen  steigende  Macht  er- 
kennen Die  Diskussionen  drehten  sich  hauptsächlich  um  die 
innere  Organisation  des  Hundes.  Der  Standpunkt  der  Klasse 
als  Organisationsprinzip  wtirde  dem  der  Fachvereine  gegenüber« 
gestellt :  die  Einheit  der  Arbeiterklasse  war  eine  der  Hauptsorgen 
des  Kongresses.  Sollte  man  in  den  Hund  nur  Industrieverbändc 
aufnehmen,  die  ihrerseits  alle  auf  die  einzelne  Industrie  bezüg- 
lichen Gewerbe  umfassen,  und  sollte  man  so  die  Allgemeinintcr- 
csscn  des  Ganzen  über  die  Kinzeltntcrcssen  der  Teilkörperschaften 


*^  Cotnpte-rendu  da  ii.  CongK-s  corporatif,  tenn  k  Paris  du  10  an  I4 
scptembre  1900.   (Paris,  Imprimerie  nouvelle,  1900.) 
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stellen.'  Odri  sollte  man  soviel  Verbände,  als  die  Industrie  Gv- 
wcrbc  zählt,  zulassen  und  hiermit  eine  rein  korporative  Or;^ani- 
sation  tördcrn  -  Sollte  es  z.  B.  darin  mir  einen  Verein  sämt- 
licher Metallarbeiter  lieben  ohne  Rücksicht  auf  die  Besonderheit 
ihroi-  Ausbildung,  oder  sollte  man  Mechaniker-,  Gießer-  iisvv,  Ver- 
bände schaffen?  Die  Anhänger  des  ersten  Systems  machten  L,rel- 
tcnd,  daß  eine  Zerteilung  der  Arbeiterorganisationen  in  kleine, 
selbstNÜchti'^e  Fraktionen,  die  dem  l'ortschritt  de^  (ian/.en  auch 
nicht  ihre  geringsten  Forderungen  opfern  konnten  ,  durchaus  zu 
vermeiden  sei.  Diesem  Standpunkt  tiaten  die  rcsolutionären  Syn- 
dikalisten im  allgemeinen  bei.  Die  Reformisten  hingegen,  die 
mt^hr  aul  materielle  Resultate  sahen,  enijjfaiilen  die  Gewerbever- 
bande als  eher  geeignet,  der  Arljeiterklasse  sofortige  Vorteile  zu 
i^i'währen.  Der  Kongreß  kam  /.u  keiner  dcünitiven  l'^ntscheidung 
und  ließ  beide  Arten  der  Gruppierung  zu.  Die  hierfür  beige- 
brachten Gründe  sind  aber  rein  op])ortunistische  :  man  wollte  das 
Wirken  von  schon  erstarkten  Gewerbeverbänden  1  wie  den  der 
Mechaniken  niclit  durchkreuzen.  Die  allgemeine  Tendenz  aber 
ging  dahin,  in  die  Arbeiterorganisation  ^o  weit  wk  möghch  F,in- 
heitlichkeit  zu  bringen  und  dazu  den  W Cl;  zu  liereiten.  Gegen- 
wärtig stehen  diese  Fragen  denn  auch  nahe  vor  der  Losung  in 
diesem  Sinne;  wichtige  Tiew erbeverbände  sind  in  den  entsprechen- 
den Industrieverbäniien  aufgegangen. 

Die  anderen  l^robleme,  die  auf  dem  KongrefN  des  Allgemeinen 
Arbcitibundes  zu  I'aris  behandelt  wurden,  waren  un;4efähr  die- 
selben wie  die  des  Kongres.ses  der  Arbeitsbörsen  .mtimilitaristische 
Propaganda.  Agitation  auf  dem  Lande  usw  Der  Mas.senstreik 
nahm  in  den  Debatten  einen  hervorragenden  Platz  ein:  er  erscheint 
immer  mehr  als  das  eigentliche  Aktionsmitti  l  in  den  I  binden  der 
Arlu  iter;  man  geht  aber  jetzt  von  dem  ehemali;.;» n  (ilauben  ab. 
daß  ein  alle  Einzelheiten  regelnder  Plan  für  das  Drama  selbst 
möglich  .sei.  Man  will  nicht  mehr  den  Mas.senstreik  -organi- 
sieren ,  ja,  diese  Ausdrucksweise  findet  man  ungt  heuerlich ; 
man  err)rtert  nur  die  anzuwendenden  A  g  i  t  a  t  1  o  n  0  m  i  t  t  e  I 
Man  strel)t  auf  p  s  y  c  h  o  1  o  g  i  s  c  h  e  V  o  r  b  e  r  e  i  t  u  n  g  hin,  man 
will  kein  R  e  z  e  j)  t  d  e  r  Ve  r  w  1  i  k  1  i  c  h  u  n  g  geben. 

Der  wirkliche  EinlhilS  des  Allgemeinen  Arbeitsbunde.-,  datiert 
jedoch  erst  von  seinem  sechsten  Kongreß  zu  Lyon  1901  -''). 


')  Cumpte-rendu  du  12.  Congrc»  corporatif  (5.  de  la  C  o  »  f  ü  d  c  r  a  t  i  o  u 
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Mit  noch  }»ostci<;ertcm  Xaclidruck  schließt  sich  der  Allge- 
meine Arbeitsbund  der  Stellungnahme  des  Bundes  der  Börsen 
t^egcn  die  Sozialpolitik  des  Ministeriums  Waldcck-Rousseau-Mille- 
rand  an.  Die  Debatten  des  Kongresses  zu  Lyon  sind  großenteils 
deswegen  so  bedeutsam,  weil  ihnen  ein  mchrmonatlicher  heftiger 
Feldzug  des  Bundes  gegen  die  Regierung  vorangegangen  war. 
Seit  tatkräftige  Elemente  in  ihm  die  Leitung  übernommen  hatten, 
griüf  er  in  alle  das  Proletariat  angehende  allgemeinen  Fragen  ein, 
unterstützt  durch  ein  neugeschaffenes  syndikalistisches  Zentral* 
organ;  »La  Voix  du  Peuple«.  Von  Anfang  an  hatte  diese 
Zeitung  die  Grundlagen  des  Syndikalismus  klar  dargelegt ;  so  sagte 
die  Antrittserklärung:  »Die  Arbettersyndikate  werden  sich  immer 
mehr  der  vorherrschenden  Rolle  bewußt»  die  sie  in  den  sozialen 
Kämpfen  zu  spielen  haben.  Sie  wissen,  daß  neben  der  Sicherung 
des  täglichen  Brotes  ihre  Aufgabe  darin  besteht,  die  Zukunft  vor- 
zubereiten. Sie  wissen,  daß  der  körperschaftliche  Organismus  der 
Mutterschoß  für  die  Welt  von  morgen  ist.  Sie  wissen«  daß  eine 
normale,  im  Gleichgewicht  befindliche  Gesellschaft,  in  der  sich 
alle  Individualitäten  in  gegenseitiger  Harmonie  entwickeln,  nicht 
anders  als  auf  der  Grundlage  der  körperschaftlichen  Vereinigung 
denkbar  ist.  Diese  Weite  der  Auffassung  hat  den  S3mdikaten 
I.^ben  eingehaucht  und  ihren  Wirkungskreis  ausgedehnt:  sie  ge- 
wöhnen sich  daher,  in  allen  Fragen  Stellimg  zu  nehmen,  keine 
wirksame  Agitation  aus  dem  Auge  zu  lassen,  und  bald  wird  die 
Behauptung,  daß  sie  die  ganze  soziale  Bewegung  darstellen,  nicht 
mehr  anmaßend  seine.  Solch  eine  Auffassung  von  der  Rolle  der 
syndikalistischen  Bewegung  mußte  dem  Bund  einen  wachsenden 
Einfluß  geben.  Gerade  bei  Gelegenheit  eines  kurz  zurückliegen- 
den Ereignisses  hatte  sich  sein  Einfluß  geltend  gemacht :  Die  Re- 
gierung hatte  die  Veranstaltung  einer  allgemeinen  Abstimmui^ 
seitens  der  Syndikate  beschlossen,  um  ihre  Stellung  zu  dem  Ge- 
setzentwurf betr.  die  Arbeiterheime,  den  wir  erwähnten,  kennen 
zu  lernen.  Der  Bund  hatte  rasch  zugegriffen  und  ein  kräftiges 
Manifest  an  die  befragten  Organisationen  gelangen  lassen,  worin 
der  ihnen  unterbreitete  Vorschlag  als  »Lüge«  gekennzeichnet  war. 
Wie  ein  Mann,  mit  fast  verblüffender  Einmütigkeit,  traten  die 
Syndikate  dem  verdammenden  Urteil  des  Bundes  bei  und  wiesen 
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das  Kntf:;L';4enkotiimen  des  Minister iuiiis  /uiück.  Man  kann  sagen, 
daiß  voll  da  al)  die  fran/.(isischc  .syndikalistische  Bewegung  ihre 
hcwcL^c-ndo  Krall,  ihren  Mittelpunkt  gefunden  hat:  Die  Macht  des 
Bundes  iiatte  sich  dem  Bunde  selbst  und  der  Arbeiterschaft  ge- 
zeigt. 

So  i)rachten  die  Delegierten  zum  Kungrcssc  in  Lyon  schon 
die  Bereitschaft  mit,  die  Sozialp» >htik  der  Regierung  feindlich 
zu  beurteili  n,  und  wirklich  war  nur  eine  scliwache  Strömung  dem 
reformistischen  Wirken  der  Staatsgewalt  günstig.  Die  Debatten 
behantlelten  die  verschiedenen  im  Parlament  einLjebrachten  (jc- 
sctzentvvürfe ,  von  denen  als  erster  derjenige  bi  tr  das  obligato- 
rische Schiedswesen  in  b  allen  des  Streiks  zur  I  )iskiission  stand. 
Dieser  sollte  die  Streiks  unmöglich  machen  und  unterwarf  die 
Slrcitii^keiten  daher  einem  langen  Aussöhnungsvcrfahreii .  das 
schlicÜUch  zu  einem  Schicdssj)ruch  führen  sollte.  Millerand  selbst 
sagte  aus,  daß  er  die  Streiks  mehr  und  mehr  unmöglich  machen 
und  den  sozialen  Frieden  herbeiführen  wolle.  Das  sicherste  Mittel 
aber  zur  luiuicrung  der  Streiks  sei,  daß  man  denselben  den 
plötzlichen  und  unbcrechenl)aren  Charakter  nehme,  daß  man  sie 
einer  ganzen  Reihe  von  Maßiiahim  n  unterw  i  ife ,  die  mehr  oder 
weniger  dem  parlamentarischen  V  erfahren  entsprechen.  So  gut 
wie  einstimmig  verwarf  der  K(in^reß  diesen  k.ntwurf  des  llandcls- 
ministers  als  geeis^net.  die  .\rbeiterklas>vr  mit  gebundenen  Händen 
und  küßen  den  Unternehmern  auszulictcrn. 

Die  hierzu  angeführten  Gründe  lassen  erkennen,  welchen  Ge- 
gensatz der  Allgemeine  Arbeitsbund  zwischen  der  Auffassung  der 
politischen  Demokratie  und  der  Auffassung  der  syndikalistischen 
Bewegung  findet.  Die  in  Lyon  Versammelten  tadeln  an  der  De- 
mokratie, daß  sie  sich  auf  die  träge  und  notwendig  rückschritt- 
liche Ma.sse  stützt;  demgegenüber  bringt  der  Arbeitersozialismus 
nur  eine  Minorität,  eine  l^Htetru]>i»e,  an  die  Arbeit,  die  der  üb- 
rigen Ari)eiterschaft  den  W  ei;  zeigt.  Die  Demokratie  schließt 
sich  der  Meinung  der  Melirheit  an  und  ihr  Werkzeug  ist  der  Par- 
lamentarismus;  der  S\  ndikalismus  verläßt  sich  auf  die  neue  so- 
ziale Klite.  er  kennt  nur  Kamiit.  Kurz  vor  dem  Kongreß  zu 
Lyon  hatte  ein  in  der  A'oix  du  Peuple*  veröffentlichtes  Manifest 
dieser  Art  der  Auftassung  wie  folgt  Ausdruck  gegeben:  >Dies 
Gesetz  brächte  für  die  zwischen  Kapital  und  Arbeit  entbrennen- 
den Kämpfe  nur  iveglementation  durch  einen  Scheinparlamenta- 
rismus.   Man  will  unser  revolutionäres  Vorgehen  im  Massenstreik 
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brechen,  indem  man  uns  das  Joch  einer  Mehrheit  von  Instanzen 
aufzwingt  uikI  <\vn  unheilvollen  Geist  des  rarlamentariMiius  auf 
die  Arbeitsstätti'  ülxMti.ifrt.^ 

Die  zweite  aul  dein  K<»nL;rcß  zu  I.voii  /ut  Diskussion  ge- 
langte Rctoini  der  Res^ierung  war  die  Behauung  der  Arheitsräte 
durch  ein  neues  Dekret,  hnmer  geleitet  vom  Geist  dos  sozialen 
Friedens,  halte  Millerand  diese  ständigen,  zu  gleichen  Ti  ilen  aus 
Unternehmern  und  Arbeitern  bestehenden  Ausschüsse  geschatten. 
deren  Zweck  sein  solhe,  die  Streitigkeiten  über  Arbeitsüagcn  in 
Gutem  beizulegen.  Der  Kongreß  aber  verwarf  sie  ebenso  ener- 
gisch wie  den  llntwurf  über  das  obligatorische  Schiedswescn  und 
aus  denselben  Gründen  :  >Da  die  Arbeitsräte  ihren  Nutzen  noch 
in  keiner  Weise  bewährt  haben  und  die  ihnen  zugedachte  Stel- 
lung von  den  Arbeitersyndikaten  genügend  verschen  wird;  da 
der  Interessengegensatz,  diese  Grundlage  jeder  kapitalistischen 
Gesellschaft,  ein  Zusammenwirken  der  Arbeiter  mit  den  Unter- 
nehmern unmtiglicht  macht ;  da  die  Arbeitsräte  endlich  geeignet 
sind,  die  Macht  der  Syndikate  zu  vermindern,  so  erklärt  der  Kon- 
greß, daß  die  unter  sich  einigen  Arbeiter  keinen  Schritt  über  das 
ihnen  eigene  Klasscngcblet  herausgehen  sollen  und  verwirft  das 
Prinzip  der  Arbeitsräte.«  Indem  der  Kongreß  zum  Schluß  die 
Kritik  des  Bundes  der  Arbeitsbörsen  an  dem  Gesetzentwurf  betr. 
die  Geschäftsfähigkeit  der  Syndikate  und  an  dem  Vorschlag  der 
Arbeiterheime  sich  zu  eigen  machte,  rief  er  das  französische  Pro- 
letariat zur  Wachsamkeit  gegen  die  Reformen  der  Regierung  auf. 
Scharfe  Proteste  gegen  die  Verwendung  von  Soldaten  in  den 
Streiks  von  La  Martinique  und  Chälons,  wobei  tödliche  Verlet- 
zungen vorgekommen  waren,  vervollständigten  das  Vorgehen  des 
Kongresses  gegen  die  öffentliche  Gewalt. 

Nachdem  die  Stellung  des  Bundes  gegen  die  Politik  des  Mi- 
nisteriums Waldcck-Kousscau  hiermit  festgelegt  war,  wandte  sich 
der  Kongreß,  wie  es  der  Bund  der  Arbeitsbörsen  hätte  tun  müssen, 
der  Frage  der  Unabhängigkeit  der  syndikalistischen  Bewegung 
von  den  sozialistischen  Parteien  zu.  Der  Kongreß  bestätigte  die 
traditionelle  Haltung  der  Partei:  »In  Erwägung,  daß  eine  Einrei- 
hung in  die  politische  Aktion  für  die  syndikalistische  Bewegung  zur 
Folge  hätte,  daß  ihre  Kräfte  sich  in  ebenso  viele  Fraktionen  teilen 
würden  als  es  politische  Parteien  gibt;  —  was  die  Syndikate  nicht 
zulassen  könnten,  ohne  ihrer  wirklichen  Aufgabe  entfremdet  zu 
werden,  die  darin  besteht,  alle  Ausgebeuteten  ohne  Unterschied 
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der  Rasse,  der  Nationalität^  der  philosophischen  oder  religiösen 
Ueberzeugung,  der  politischen  Schattierung  zu  vereinigen  em- 
pfiehlt der  Kongreß  den  Beschluß,  daß  die  syndikalistische  Aktion 
ihr  eigenes  Leben  bewahren  und  ihre  ganze  Bewegui^  der  Aus- 
fiillung  ihrer  Rolle  widmen  soll,  sich  hierdurch  außerhalb  jedes  po- 
litischen Einflusses  haltend  und  ihren  Mitgliedern  das  unbestreit« 
bare  Recht  lassend,  die  ihnen  passende  Kampfesart  auf  politi- 
schem Gebiet  zu  wählen;  zugleich  empfiehlt  der  Kongreß  den 
wetteren  Beschluß,  daß  die  Hauptzweige,  die  den  Bund  bilden 
sollen,  d.  h.  die  Industrie-  und  Gewerbeverbände,  in  seine  Reihen 
nicht  aufgenommen  werden,  wenn  sie  politischen  Gruppen  ange- 
hören.« Bemerkenswert  in  dem  Bericht  über  diesen  Punkt  der 
Tagesordnung  ist  eine  Stelle,  wo  auf  die  Entwicklung  des  fran- 
zösischen Syndikalismus  aufmerksam  gemacht  wird:  »Hatte  die 
syndikalistische  Bew  egung  ihre  ersten  Schritte  unter  der  schützen- 
den Vormundschaft  mächtiger  politischer  Parteien  getan,  so  durfte 
sie  doch  nicht  zögern,  sich  dieses  Schutzes  zu  entledigen,  den  zu 
eng  gewordenen  Rahmen  zu  erweitern,  nachdem  Männer,  die  schon 
ihre  wirkliche  Rolle,  ihre  zukünftige  Bestimmung  voraussahen,  in 
Tätigkeit  getreten  waren.  Auf  dem  Programm  der  politischen 
Parteien  stand  die  Umwandlung  der  kapitalistischen  Gesellschaft: 
auch  die  Syndikate  sahen  ein,  daß  ihre  Rolle  nicht  allein  in  der 
Verbesserung  der  Werkstättenordnung,  der  Arbeitsbedingungen 
u.  s.  w.  bestehen  könne.  Auf  verschiedenen  Kongressen  versam- 
melt, stellten  sie  für  ihre  Anstrengungen  ein  Ideal,  ein  Ziel  auf: 
sie  nahmen  für  den  Arbeiter  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag in  Anspruch.  Sie  verkündeten  ihre  Leiden  mit  lauter 
Stimme  und  bezeichneten  als  Ziel  ihrer  gemeinsamen  Anstreng- 
ungen die  Ueberführung  der  (je.scUschait  in  einem  Zustand,  wo 
alle  Wesen  die  freie  Entfaltung  ilirer  Fähigkeiten  finden.  Seitdem 
führte  die  syndikalistische  Bewegung  ihr  eigenes  Leben  außer- 
halb jeder  V^ormundschaft,  gehorchend  nur  den  eigenen  Einge- 
bungen. Um  die  Verschiedenheit  der  Syndikate  sowohl  von  den 
politischen  Parteien  als  auch  von  der  öffentlichen  (iewalt  besser 
zu  kennzeichnen,  wird  es  erlaubt  sein,  noch  einige  diesen  Gegen- 
stand betreffende  Ausführungen  der  \'oix  du  Peuple<  zu  zitieren : 
'.\ngesichts  der  wachsenden  Macht  der  ökonomischen  Armee 
haben  dir  Politiker  mit  Schrecken  bemerkt,  daß  die  Syndikate 
die  Politik  nicht  genügend  pflegen.  Man  denke:  iJiese  ehrgei- 
ngcn  Arbeiter  nehmen  sich  heraus,  die  soziale  i^ragc  ganz  allein 
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lösen  zu  wollen!«  (Nr.  3.)  Weiter  Nr.  9:  »Wenn  man  die  Artikel 
iler  verschiedenen  sozialistischen  Führer  über  die  Arbeitersyndi- 
kate liest,  so  scheint  man  uns  in  der  politischen  Rechnunjj  keine 
grosse  Beek  ututv^  beizule«,^en.  Die  einen  erklären  sich  für  die  Syndi- 
kate, weil  sie  glauben  auf  diese  Weise  der  Arbeiterklasse  zu  schmei- 
cheln, dir  nndern  sind  dagegen,  weil  sie  nicht  weiches  Wachs  in 
ihren  Händen  sind.  Was  konnten  wir,  die  Arbeiter,  einer  der- 
artic^rn  I*.chandlung  gegenüber  tun.^  Die  Arbeiter  wenden  sich 
von  den  Politikern  ab,  sie  setzen  ihre  Hoffnung  auf  den  Massen- 
streik, den  die  Politiker  verwerfen,  weil  damit  dem  anrüchigen 
Treiben  der  meisten  unter  ihnen  ein  Ende  gemacht  wird.^ 

Kine  tiefe  Veränderung  in  der  Psychologie  der  kämpfenden 
Syndikalisten  bedeutet  es,  daß  der  Kongreß  die  Subventionen  ver- 
warf. Aus  politischen  Gründen  hatte  der  (  nationalistische)  Stadtrat 
von  Paris  der  dortigen  Arbeitslmrse  die  bisher  gew.ihrte  hohe  Sub- 
vention entzogen,  und  dies  verstärkte  natürlich  die  dumpfe  Feind- 
seligkeit der  syndikalistischen  Kreise  gegen  die  offiziellen  Zuschüs.se. 
I  )cr  Bericht  des  Bundesausschusses  verzeichnet  diese  Wirkung  wie 
folgt:  Der  von  der  Stndt  Paris  gegen  die  Syndikate  geführte 
jjolitische  Streich  hat  zur  l*'olge  gehabt,  daß  manche  Syndikate 
gezwungen  waren,  ihren  Mittel  ledern  eine  Erhöhung  der  Beiträge 
vorzuschlac^^cn.  Un.sere  Syndikate  sollten  es  sich  wirklich  abge- 
wöhnen, auf  die  Ercic^ebigkeit  der  gewählten  Behörden  zu  rechnen. 
Wie  die  Organisationen  der  Nachbarländer  sollten  sie  starke  Re- 
serven schatten,  nicht  um  das  Kapital  mit  Kajtital  zu  bekämpfen, 
sondern  um  für  alles  Notwendige  der  wirtschaftlichen  Aktion  Sorge 
zu  tragen,  und  um  diese  Aktion  durch  Propn^^anda  in  aller  Weise 
auszudehnen.'  Die  A'oix  du  Penpleo  hatte  in  ihrer  Nummer  34 
emen  Artikel  von  dem  Bundosekretär  Griiluelhes  L;ebracht,  in 
dem  die  neiahrlichkcit  der  offiziellen  Zuschüsse  nicht  weniger 
scharf  gekennzeichnet  war:  Die  ( >rl,^'^ni 'Nation  der  Arbeiterschaft 
darf  nicht  von  der  Barmherzigkeit  ( mer  ReL^ierinv^  oder  einer 
Stadtverwaltung  ahhimgen,  daher  sind  pekuniäre  ( >pler  unerläß- 
lich. Das  Wachstum  der  syndikalistischen  Bewegung  erfordert 
diese  Ojjfer,  denn  "^ie  soll  sich  von  jeder  leitenden  (iewalt  los- 
sagen, um  ihre  r.edcutung  und  ihren  Einfluß  auszudehnen.  Die 
syndikalisll^clle  Hewe^i^ung  muß  unabhängig,  frei  in  sich,  ohne 
irgend  eine  Ecbhcl  sein,  .mc  muß  eine  Macht  darstellen,  die  der 
Macht  der  Re-^Merung  und  der  Unternehmer  entgegenzusetzen  ist. 
Der  Kampf  verlangt  Freiheit  der  aut  sich  selbst  gegründeten  Ak- 
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tion,  die  ihren  Antrieb  in  der  Aufopferung  der  Kämpfenden  findet. 
Entweder  wird  die  syndikalistische  Organisation  für  sich  leben 
und  sich  ausdehnen,  oder  sie  wird  als  Spielzeug  politischer  Ma- 
rionetten ihr  Leben  dahinbringen,  c  Man  kann  also  sagen,  daß 
der  Einfluß  der  alten  anarchistischen  Ideen  mehr  und  mehr  schwin- 
det, und  daß  der  französische  Syndikalismus  sich  der  Lösung 
seines  inneren  Widerspruchs  zuwendet 

Wenn  wir  zusammenfassen,  so  hat  also  der  Kongreß  zu  Lyon 
den  Gegensatz  zwischen  der  regierenden  Demokratie  und  dem 
S\ lulikalismus  herausgearbeitet,  und  diese  Tatsache  kennzeichnet 
das  Werk  des  ersten  großen  Kongresses  des  Allgemeinen  Arbeits- 
bundes. Ueber  das  erste  demokratische  Ministerium,  das  in  Frank- 
reich eine  reformistische  und  konsequente  Sozialpolitik  getrieben 
hat,  fielen  in  der  I  Debatte  seitens  des  Selcretärs  der  Arbeitsbörse 
Montpellier  folgende  Worte:  »Ich  sage  es  Ihnen  ganz  offen,  wir 
ha!)cn  niemals  ein  so  schreckliches,  gefährliches  Ministerium  ge- 
habt wie  gegenwärtig.  Unter  trügerischem  Schein,  unter  dem 
Deckmantel  von  Konzessionen,  will  man  unsere  Organisationen 
zerstören.«  Und  die  >Voix  du  peuple«  verwarf  in  Nr.  45  die 
»Illusion«  der  Arbeitergesetze  und  schrieb  über  das  Werk  des 
Lyoner  Kongresses:  »Der  Kongreß  hat  aus  dem  W^ohlwollen, 
das  die  Bourgeoisie  dem  Proletariat  gegenüber  zur  Schau  trägt, 
geschlossen,  daß  sie  ihm  mit  trügerischen  Hoffnungen  zu  schmei- 
cheln sucht,  und  er  hat  sich  von  diesen  ebenso  heuchlerischen 
wie  zögernden  Sympathien  nicht  entzückt  gezeigt.  ♦  Man  kann 
wohl  sa;q^rn,  daß  je  weiter  die  Demokratie  dem  Syndikalismus  ent- 
gegenkam, jener  umso  unzugänglicher  wurde  :  sein  oppositioneller 
Charakter  ist  in  demselben  Maß  gewachsen  wie  die  ihm  gemachten 
Zugeständnisse.  Je  mehr  die  Regierung  den  sozialen  I'rieden  er- 
strebte, desto  schärfer  antwortete  die  Arbeiterklasse  mit  dem  so- 
zialen Krieg. 

Der  letzte  von  dem  Lyoner  Kongreß  i^cfaßte  Beschluß  be- 
zog sich  auf  die  l'jnheit  der  Arbeiterschaft.  Der  Bund  der  Bör- 
sen hatte  auf  meinem  Kniv^rcß  m  Nizza  1901  schon  den  Plan 
ausgearbeitet,  den  di  r  f(»l-i  nc!c  Kongreß  zu  Alt^ier  1903  anneh- 
men sollte  •  die  durch  diesen  I'lan  geschaffi-neti  ( Inindlagen  erkannte 
der  Kongreß  zu  L\(>n  an.  ICr  trat  ohne  Vorbehalt  dem  (ir\ind- 
satz  der  Vereinheitlichung  bei;  es  blieb  nur  noch  seine  \'<  i\virk- 
lichung  übrig.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  ein  aulSer* itdentlicher 
Kongreß  auf  1902  nach  Montpellier  einberufen,  dessen  einzige 
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Aufgabe  die  Herstellung  der  lünheit  der  Arbeiterschaft  war. 

Auf  diesem  Kongreß  gin^  die  Fusion  des  Bundes  der  Börsen 
mit  dem  Allgemeinen  Arbeilsbund  endL:iiIti<i  vor  sich.  Die  Sat- 
zungen, die  das  W  irken  der  neuen  Organisation  regeln,  verdienen 

unsere  Aulmorksamkeit,  denn  sie  geben  der  Auffassung  des  fran- 
zösischen Syndikalismus  bezüglich  aller  Fragen  der  Praxis  und 

der  Organisation  Ausdruck. 

Art.  I  verweilt  bei  den  traditionellen  Grundsätzen  des  fran- 
zösischen Syndikalismus.  Als  unmittelbaren  Zweck  des  Bundes 
gibt  er  an  >die  Vereinigung  der  Lohnarbeiter  zur  Verteidigung 
ihrer  moralischen  \ind  materiellen  Interessen.  -  Weiter  kennzeich- 
net er  das  vom  IJiiiu!  erstrebte  Kndzicl  als  revolutionär:  >Ver- 
schuindcn  des  Lohnarbeitcrtums  und  des  Unternehmertums- . 
ländlich  schreibt  er  \  '»r,  daß  dieser  Kampf  »außerhalb  jeder  po- 
litischen Schuh  f  zu  lührrn  ist. 

Die  französische  syndikali^^tische  Bewegung  erscheint  so  als 
eine  politische  B  e  w  c  ii  n  Der  von  ihr  organi'iierte 
Kampf  i-^t  ein  sozialer,  nicht  on  bciutlichcr  Kampf.  Sie  will  die 
desamiheit  der  Arbeiterklasse  der  (Gesamtheit  der  Untcrnehmer- 
klasse  i^e;4<>nübersiellen.  I  )a.s  von  ihr  erstrebte  Ziel  ist  die  be- 
seitigung  der  gej^^rnw  .'ti  ti-en  scizialen  Beziehungen,  die  I  jnbihrung 
eines  neuen  Gese!l-chattst\ | »us  anstelle  nies  ka])italistischcti.  Aber 
diese  politische  Hewe-un^  ist  nicht  ] )ai  lainenlari>ch  :  sie  verwen- 
det nicht  die  b-inrichtungen  der  I  Demokratie,  um  sich  zu  entwik- 
keln.  Sie  steht  außerhalb  der  I'ai  t<  u  n  und  des  Parlaments.  Nur 
aus  ihren  eigenen  Hilfstjuellen,  von  ihren  selbstgesrhaffenen  Ein- 
iichtiin;^(  n  nimmt  sie  ihre  Aktionsmittel.  Die  vom  Proletariat 
aus}.;(  arbeitete  Kiasseiipolilik  will  mit  der  Politik  der  herrschen- 
den Klassen  nichts  f^^emein  hab<'n  ;  hierin  besteht  die  <  )rii^inalität 
der  Aeußcrungen  des  trän/- »sivcheii  SMldlkali^nul^,  Nach  .seiner 
Auffassung  hat  jede  Klasse  ihre  besonderen  Jünaiizipationsorgane. 
ihre  eigene  Psv  chologie,  ihre  besc^ndere  (iedankenwelt  :  eine  Klasse, 
die,  wie  das  Proletariat,  sich  s<>  ii(  rvnn  dem  Ganzen  des  sozialen 
Ki)ri)ers  unterscheidet  und  die  seuu:  Lüiwandlung  erstrebt,  mul> 
erst  recht  die  s|>ezifischen  Züge  ihrer  Persönlichkeit  hervorkehren. 

l'^s  ist  unter  dem  I  liinveis  auf  tlie  Propaganda  des  Bundes 
der  Bensen  oft  behauptet  werden,  daß  der  Syndikali.snui.s  anti- 
parlamentansch  sei,  d.  h.  daß  er  .Stimm«  ntlialtung  fordere.  Wir 
haijen  dies  aU  falsch  eingesehen.  Wahr  aber  ist.  daß  er  extra- 
I»  a  r  1  a  m  e  n  t  a  r  i  s  c  h  ist :  er  kümmert  sich  nicht  um  die  Parteien, 
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die  Wahlen,  insofern,  als  er  eine  Organisation  auf  anderrm  Ho- 
den und  mit  anderen  Zielen  ist.  Dur  Syndikalismus  kennt  den 
Arbeiter  nur  in  seiner  wesentlichen  Figenschaft  als  Produzen- 
ten, als  Gcnos.sen  der  Arbeit  und  Mitglied  der  ökonomischen 
Gesellschaft.  Er  kennt  weder  den  Staatsbürger,  das  Glied 
dci  polltischen,  noch  den  Gläubigen,  das  Glied  der  religi<>son 
Gemeinschaft.  Er  beschäftigt  sich  mit  dem  Arbeiter  nur  aN  nut 
dem  Arbeiter,  deswegen  umfaßt  der  Syndikalismus  alle  Arbeiter 
als  solche. 

Diese  Unterscheidung  zwischen  StaatsbihL^er  und  Produzent, 
zwischen  politischer  und  ökonomischer  (lenieinschaft,  zieht  die 
weitere  Eeststellung  nach  .sich,  daß  die  Klassen  nicht  gleich 
den  Parteien  sind,  und  daß  sich  auf  Grund  dessen  der  Ar- 
beitersozialismui  dem  parlamentarischen  Sozialismus  gegenüber- 
stellt. Die  Klassen,  in  denen  alle  Menschen,  die  auf  das  gleiche 
vdrtschaftliche  Gebiet  gestellt  sind,  und  die  das  (  lefühl  ihrer  ma- 
teriellen und  moralischen  Interessengemeinschaft  haben,  zusammen- 
gefaßt werden,  sind  die  natürlichen  Produkte  des  historischen  Pro- 
zesses. Die  Parteien,  die  An<[ehöri':,^e  aller  Klassen  um  ein  poli- 
tisches Ideal  sammeln,  sind  nur  auf  Gesinnung  gegründete  Ver- 
einigunc;en  ohne  reelle  Grundlage  und  oft  ohne  Beziehung  auf 
scharf  [gefaßte  Interessen.  Im  weiteren  Verlauf  wird  uns  diese 
Unterschi  iüung  nochmals  begegnen,  die  der  Syndikalismus  als 
fundamental  betrachtet. 

Wir  bestehen  nur  auf  der  theoretischen  Klarheit  dieser  For- 
mulierung des  sozialistischen  Syiuiil^alisnius ;  wir  wollen  kein 
dogmaii^ehes  Programm,  das  sich  mit  mehr  oder  weniger  an- 
fechtbaren Poslulaten  ab(]iiält  und  dessen  streiv^e  I  'orm  jeden  le- 
l>endigen  Geist  töten  wüi  tle.  lüne  alli^eiin-ine  I  )arK-^funL;  genügt, 
um  /u^leicii  das  Ziel  und  die  .Mittel  zu  kennzeichnen.  In  diesen 
elastischen  (Frenzen  wird  die  T  a  t  das  übrige  tun.  Sie  wird  im 
.Xnschluß  an  die  I'raxis  die  besondere  Paktik  bei  den  konkreten 
I'ragcn  des  Lebens  bestimmen.  Die  Erfahrung  ist  die  einzi.^e 
Schule,  durch  die  der  Syndikalismus  gehen  will,  von  der  er  sich 
belehren  laßt.  Der  Kampf  wird  die  Arbeiterklasse  über  ihre  ei- 
genen Kräfte,  über  die  W  iderstandsfähigkeit  und  die  Struktur  der 
kapitalistischen  Gesellschaft,  über  die  Wirk.samkeit  der  verschie- 
denen Methoden  belcliren.  Die  Theorie  entspringt  der  Praxis,  v 
die  Tat  schafft  den  Gedanken. 

Dieser  realistischen  Lebensauffassung  verdankt  der  französi- 
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sehe  Syndikalismus  seine  große  Anziehungskraft  für  den  organi- 
sierten Arbeiter.  Beim  Eintritt  ist  ein  Glaubensbekenntnis  nicht 
nölij^,  feierliche  Formeln  erübrigen  sich;  nur  die  Erfahrung  muß 
als  Allherrscherin  anerkannt  werden.  Sicherlich  kann  dies  Ver- 
tiaucn  in  die  Tat  bedenkliche  Kraftvergeudung  verursachen  und 
zu  vielen  Irrtümern  führen.  Eine  unüberlegte  Tat,  eine  über- 
stürzte Bewegung,  eine  vorzeitig  ergriffene  Methode  sind  geeignet, 
empfindliche  Fehlschläge  herbeizuführen.  Aber,  antworten  die 
Syndikalisten,  ist  der  Kapitalismus  nicht  ebenso  vorgegangen.^ 
Hat  sein  Tasten,  seine  Unsicherheit,  sein  Irren  nicht  Schmerz 
und  Elend  erzeugt  .-  Wieviel  Bankrotte  sind  nicht  die  Folge  der 
Konkurrenz  und  der  Unvorsichtigkeit  der  Kapitalisten?  Und  den- 
noch ist  der  Kapitalismus  übermächtig  geworden,  hat  die  Welt 
umgewandelt  und  die  Menschheit  um  unberechenbare  Erwerbungen 
bereichert.   Der  Syndikalismus  will  nicht  anders  vorgehen. 

Auf  die  Einzelheiten  der  39  folgenden  Artikel  gehen  wir 
nicht  ein :  wir  kennzeichnen  nur  ihren  allgemeinen  Charakter  und 
die  wesentlichen  Anordnungen. 

Der  Allgemeine  Arbeitsbund  ist  auf  föderalistischer 
Grundlage  organisiei-t.  Die  ihn  zusammensetzenden  Räderwerke 
sind  voneinander  fast  unabhängig.  Die  Basis  bildet  das  Syndikat, 
in  dem  das  Individuum  frei  und  nicht  an  politische  oder  religiöse 
Sätze  gebunden  ist;  die  Eigenschaft  als  Arbeiter  genügt.  Daruber 
erheben  sich  die  Syndikatsverbände,  von  denen  es  zwei  Arten 
gibt.  Einmal  den  Nationalen  Berufsverband,  der  die  Syndikate 
gleichen  Berufes  von  ganz  Frankreich  vereinigt.  Seine  Funktion 
ist  Kampf  und  Widerstand  auf  beruflichem  Gebiet:  die  Einzel- 
kraft des  Syndikates  erfahrt  durch  den  materiellen  und  morali- 
schen Rückhalt  an  den  ähnlichen  Syndikaten  des  ganzen  Landes 
eine  Vervielfältigung.  Zweitens  besteht  der  Lokalverband  oder 
die  Arbeitsborse :  sie  vereinigt  die  Syndikate  verschiedener  Be- 
rufe, die  an  demselben  Ort  bestehen.  Ihre  Funktion  ist  die  all- 
gemeine Erziehung  und  Pro])aganda,  die  Herstellung  örtlicher 
Beziehungen  u.  s.  w.  All  diese  vereinigt  an  dritter  Stelle  der 
Verband  der  Verbände,  d.  h.  der  Allgemeine  Arbeitsbund.  Er 
besteht  aus  zwei  Sektionen,  der  »Sektion  des  Bundes  der  Arbeits- 
börsen« und  der  »Sektion  der  Industrie-  und  Gewerbeverbände«. 
t  Jede  dieser  Organisationen  hat  ein  eigenes  Leben  und  eigene 
Hilfsquellen.  Die  Funktion  des  Allgemeinen  Arbeitsbundes,  der 
durch  einen  »Bundesausschuß«  mit  wiederum  gewähltem  Bureau 
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vertreten  ist,  ist  die  Proj^ai^anda  allj^cniciner  Art,  die  sich  auf 
die  Gesamtheit  der  Arbeiterklasse  bezieht. 

Die  dem  Arbeitsbiind  und  den  ihn  zusammensetzenden  ( )r- 
ganisationen  zur  X'erfüg^ung  stehenden  Mittel  werden  in  tollender 
Weise  aufgebracht.  Das  Syndikat  erhebt  die  Beiträf^e  seiner  Mit- 
gHeder;  die  mittlere  Taxe  der  Syndikaibeiträge  ist  für  die  Ge- 
samtheit der  französi'-chrn  Syndikate  i  franc  pro  Monat.  Mit  den 
erhobenen  Beiträgen  muLs  das  Syndikat  zunächst  die  Ausgaben 
seiner  eigenen  Tätigkeit  bestreiten.  Dann  bezahlt  es  den  Beitrag 
zu  seinem  Nationalen  Berufsverband :  hier  ist  das  Mitte!  20 — 30 
Centimes  pro  Mitglied.  Weiter  zahlt  es  der  Arbeitsbörse  einen 
erheblich  niedrigeren  Beitrag  von  ungefähr  10  Centimes.  Die  Syn- 
dikatsverbände legen  auf  ihre  betrefü  nden  .Sektionen  ihre  Ouote 
um  ;  jeder  Berufsverband  zahlt  einen  monatlichen  Beitrag  von 
0,40  franc  pro  100  S\  ndizierte,  jede  Arbeitsbörse  0,35  franc  pro 
Syndikat.  Die  b^inkünfte  der  beiden  .Sektionen  sind  die  Haupt- 
einnahmen des  Bundes  Dazu  kommen  noch  die  freiwilligen  Um- 
lagen für  die  allgemeine  oder  eine  bestimmte  besondere  Propa- 
ganda. 

Die  französischen  Syndikalisten  heben  immer  wieder  die  Bieg- 
samkeit ihrer  unitarischen  Tlrganisation  hervor.  Nichts  von  Zen- 
tralismus oder  Hierarcliie.  Die  Arbeiterschaft  ahmt  nicht  dic()r- 
gani^ationsfornien  der  Bourgeoisie  nach,  die  sie  ja  zerstören  will. 
Wenn  sie  die  Teilung  in  Herren  und  Knechte,  Kei^ierende  und 
Regierte  l)ekämpft,  so  geschieht  da.s  nicht,  um  solches  gleich  wieder 
in  ihre  Vereinigungen  einzuführen.  Der  Bund  ist  keine  Regie- 
rung, die  mit  irgendwelcher  Hefehl.sgewalt  ausgerüstet  wäre; 
er  spielt  nur  eine  verwaltende  und  verallgemeinernde  Holle.  Er 
verknüpft  und  erweitert  die  Aktion  der  Arbeiterklasse.  Der  An- 
stuG  kommt  ihm  von  unten,  von  den  stets  wachsamen,  eigenen 
Kräften  des  Proletariats,  die  ungehindert  auf  die  Ereignisse  des 
täglichen  Leiwens  reagieren.  Er  kann  nicht  wirken,  wenn  das  Be- 
wußtsein seiner  Mitglieder  nicht  In-^iändig  rege  ist:  er  bestünde 
nur  noch  dem  Namen  nach,  wenn  sich  ^ein  l^undcsausschuß  oder 
sein  Bureau  zum  regierenden  Haupt  machen  imd  damit  die 
Hierarchie  der  überkommeni'n  Einrichtungen  wiederholen  würden. 

So  ist  der  Bruch  zwisciu  n  Proletariat  und  Bourgeoisie,  der 
Anfang  und  Ende  des  K!assenkami)f(  s  darstellt,  von  dem  Kongreß 
zu  Montpellier  praktisch  eingeleitet.  Noch  stärker  vielleicht  tritt 
er  hervor  in  den  Ergebnissen  der  iMiquctc  über  den  Massenstreik, 
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die  vom  Hvindcsaus.schuß  des  clicmalii»cn  Arbeitsbundes  veran- 
staltet Worden  war  und  dem  Kongreß  mitgeteilt  wurde.  Aus  die- 
sen Zeugnissen  geht  hervor,  daß  die  Idee  des  Massenstreiks  sich 
in  dem  von  uns  anj^et^cbenen  Sinn  weiter  entwickelt  hat.  Sie  er- 
scheint dem  Syndikalisten  als  Symbol  des  Klassenkampfs.  Ihr 
fehlt  jetzt  also  jeder  gesetzliche  Inhalt,  sie  gilt  nicht  mehr  als 
AustTihiung  eines  ^esi  t/lich  verbrieften  Rechts,  .sondern  sie  gilt 
als  der  Typus  der  revolutionären  Tat.  Wie  jedes  große  Ziel  ent- 
zieht sie  sich  aber  auch  der  genauen  \'(  »rausbestimmung.  Die  Syndi- 
kalisten verschmähen  es,  mit  gelehrten  Berechnungen  die  Mög- 
lichkeit ihrer  Verwirklichung  zu  beweisen.  Sie  erklaren  vielmehr, 
daß  der  Mechanisnuis  iler  Beschreibung  .spottet,  denn  nur  die 
Realitäten  des  Augenblicks  werden  seine  Hlemente  bestimmen. 
Die  Produzenten  werden  ihre  Tätigkeit  einstellen  infolge  eines 
bestimmten,  die  Gesamtheit  der  Arbeiterschaft  betreffenden  ]"r- 
eignisses :  das  ist  alles,  was  man  sagen  kann.  Das  Warum  und 
Wie  kann  nicht  im  voraus  festgelegt  werden,  dies  unterliegt  den 
Umständen. 

So  aufgefaßt,  hat  der  Massenstreik  in  den  Augen  der  Syn- 
dikalisten einen  hohen  Krziehnngswert.  Zunächst  vereint  er  in 
einer  großen  Idee  die  t^an/.e  Klasse  der  l*roletarier :  einem  großen 
gemeinsamen  Vorgehen  sind  alle  Teilliandlungen  eingefügt.  Jeder 
kleine  Streik  dit  nt  nur  der  Vorbereitung  zu  diesem  mächtigen 
.sozialen  Drania,  (  r  hat  Wert  nur  in  Heziehung  auf  diese  oberste 
Bewegung  des  Proletariats  um  seine  Hetreiung. 

Daim  al>er  ist  der  Massenstreik  auch  die  repräsentativste  und 
sichtbarste  Tat  des  KlassLiika]iii»fes.  Schon  lange  wird  der  Streik 
als  der  vollkonunene  Ausdruck  des  Gegensalzes  zwischen  Prole- 
tariat und  Kapitalismus  bezeichnet.  .Arbeiter  und  Unternehmer 
stehen  sich  Auge  in  Auge  geg^  niibei  in  offenem  Widerstreit,  im 
vollen  Bewußtsein  des  trennenden  (iiabens  zwischen  sich.  Die 
ErvviMtei  ung,  Vervielfachung  des  Teil^treikes  im  Massenstreik  wird 
.so  das  natürliche,  von  der  Masse  faßbare  Mittel  der  .\rbeiterre- 
volulii>n.  Unbestreitbar  stellt  er  eine  ab.solut  einschneidende  Lö- 
sung dar:  die  ganze  Kla.sse  handelt  als  Klasse  und  stellt  Mch 
dem  IMock  der  kapitalistischen  Klasse  entgegen. 

Kndlich  bezeichnen  du-  Syiulikalisten  den  Mas.senstreik  als 
Antrieb  zur  s)  ndikalislischen  (  );  oanisation.  Wenn  man  dei-  Ar- 
beiterklasse sagt,  daß  sie  .sich  auf  eine  große  gemeinsame  Aktion 
zur  Besitzergreifung  der  Produktionsmittel  vorbereiten  muß,  dafs 
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sie  dies  nur  durch  ständiges  Wachsen  an  materieller  und  geistiger 
Kraft  erreichen  wird,  so  appelliert  man  an  ihr  Verantwortungs» 
gefühl.  Sie  weiß  sich  dann  im  Besitz  eines  wirksamen  Aktions^ 
mittels.  Die  Triebkraft  der  großen  Volksideen  hängt  von  dem 
Maß  ab,  in  dem  sie  die  Handlungen  der  an  sie  glaubenden  be- 
einflussen. Sie  dringen  in  das  Leben  ein,  noch  ehe  sie  sich  in 
der  erwarteten  Korm  verwirklicht  haben.  Manche  Syndikalisten 
haben  versichert,  daß  sie  dem  Massenstreik,  selbst  wenn  sie  von 
der  UnmÖ;f^lichkeit  seiner  Verwirklichung  üljerzcugt  wären,  für  die 
Gegenwart  einen  hohen  revolutionären  Wert  zuerkennen  müßten, 
weil  er  das  iVoletariat  von  der  jetzigen  Welt  loslöst  und  es  in 
neuen  l-'ormen  orrjanisiert. 

Aus  den  Antworten,  die  wir  hier  betrachten,  ist  noch  her- 
vorTTuheben  die  darin  Ausdruck  findende  AutTassimf^  von  der  Rolle 
der  Arbeitsb()rscn.  Die  Wichtigkeit  dieser  Lokalinstitutionen  setzt 
die  Arbeitcrs\  ndikate  noch  mehr  als  früher  in  Krstauncn.  Worte 
wie:  ' Arbeiter<;emeinden',  » Arbeiterkonimunen  kehren  immer 
wieder  ;  den  herkömmlichen  Lokalverwaltun^en  sind  mit  gestei- 
gerter Schärte  die  vom  F^oletariat  selbst  für  seine  eigenen  Be- 
dürfnisse geschaffenen  Institutionen  gegenübergestellt. 

IV.  Sieg  des  revolutionären  Syndikalismus. 

Vom  Kongreß  zu  Montj)ellier  bis  zum  Kongreß  zu  Hourge^ 
1904  L;eht  die  Kntwicklung  des  französischen  SyndikaHsnius  unter 
den  heftic^sten  inneren  Streitigkeiten  vor  sicli.  1  )icse  Stürme  aber 
emlen  mit  dem  Sie«4  des  revolutionären  .S\  ndikalismus,  und  in 
dieser  Minsicht  wird  tler  Kongreß  zu  liuuiges  immer  einen  Höhe- 
punkt in  der  Geschichte  der  syndikalistischen  Bewcgunsj  darstel- 
len. Auch  gewinnt  er  durch  die  numerische  Beteiligung  seine 
Bedeutimg :  mehr  als  1 200  Syndikate  hatten  ihn  mit  über  400 
Delegierten  beschickt. 

Die  beiden  1902  — 1904  in  di  n  syndikahstischen  Kreisen  sich 
bekämpfenden  Anschauungen  kr)nnen  im  großen  ganzen  auf 
folgende  Funkle  zurückL^efüln t  wercJen.  I)er  reformistische  Syn- 
dikalismus, vertreten  durch  die  L^rol.M-n  X'erbändc  der  lUiclidrucker, 
der  Eisenbahner,  der  HandelsanL^estellten  und  der  I^Iechaniker, 
empfiehlt  friedliche  Methoden.  La^  S\  ndikat  sei  eine  lünrichtung 
TUT  Erhöhung  lies  Lohnes  und  Verkürzung  der  Arbeitszeit.  Die 
anzuwendenden  Mittel  seien:  Verständigung  mit  der  Unternehmer- 
schaft, Ausschüsse  aus  Unternehmern  und  Arbeitern,  Arbeitsrätc, 
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Abschluß  von  lanL;ti  isti^^cn  Tarifverträgen.  Von  den  guten  Ktn- 
nchtun:^cn  des  Staates  sei  Gebrauch  zu  machen,  um  Vertretern 
der  Arbeiterklasse  Zu^ani;  zu  den  offiziellen  Instutionen  zu  ver- 
schaffen, um  in  dem  Arbeitsoherrat  {Cunsi'il  superieur  du  travail  l 
mitzuwirken,  die  Intervention  der  schützenden  öttentWchen  (iewalt 
herbeizuführen,  hu  Innern  sind  die  Regeln  der  syndikalistischen 
Organisation  von  einem  starken  Zug  zur  Zentralisation  beherrscht; 
die  Vorstände  haben  die  Leitung  der  syndizierten  Gesamtheit  in 
Händen,  um  die  Ordnung  aufrecht  zu  halten  und  das  Gebäude  vor 
übereilten  und  inopportvinen  Streiks  zu  schützen.  Die  Sammlung 
starker  Geldmittel,  —  die  sich  mit  dem  Kaj>ital  messi>n  können,  die 
wichtige  materielle  \ Oneilc  L;e\vähren  sollen,  und  die  bei  den 
Syndikalbcamton  Klugheit  und  Einsicht  fördern,  —  ist  schließlich 
der  letzte  Grundzug  des  reformistischen  Syndikalismus. 

Genau  die  entgegengesetzte  Stellung  nimmt  d(  i  rcvolutionilie 
Syndikalismus  ein.  Das  Syndikat  ist  das  eigentliche  Instrument 
des  Klassenkampfs ;  es  bringt  der  Bourgeoisie  Krie<f,  nicht  Frie- 
den. ICs  ist  keine  Rechtsagentur,  die  Arbeitsverträge  unter 
Wahrung  der  rein  materiellen  Interessen  abschließen  .soll.  Viel- 
mehr organisiert  es  den  Kampf,  treibt  es  die  Arbeiterklasse  zu 
erbarmungslosem  Vorgehen  gegen  die  kapitali.stische  Gesellschaft. 
I^ohnerhöhung  und  Verkürzung  der  Arbeitszeit  stellen  nur  unter- 
geordnete Teile  seiner  Aufgabe  dar.  Seine  Mission  liegt  viel- 
mehr darin,  die  Arbeiterklasse  zu  einem  allgemeinen  Krieg  gegen 
die  Gesamtheit  der  bürgerlichen  Welt  zu  organisieren.  Das  Lo- 
sungswort ist  der  Satz  der  Internationalen:  »Die  Befreiung  der 
Arbeiter  soll  das  Werk  der  Arbeiter  selbst  seinlc 

An  zweiter  Stelle  verwirft  der  revolutionäre  SyndikaUsmus 
jede  Verbindung  mit  dem  Staat.  Die  Schutzmaßregeln  fiihren 
zur  Unterjochung  und  zur  Schwäche:  jede  Vormundschaft  knechtet 
und  macht  Anstrengungen  überflüssig.  Htenach  kann  die  Inter> 
vention  des  Staates,  seine  Anerkennung  der  syndikalistischen 
Institutionen  die  Arbeiterklasse  nur  demoralisieren,  sie  den  Par- 
teien, die  die  Macht  für  sich  behalten,  unterwerfen,  ihre  natür- 
lichen Vertreter  korrumpieren.  Weiter  würde  eine  Zentralisation 
in  der  syndikalistischen  Organisation,  ihr  Hineinwachsen  in  die 
dem  Frieden,  nicht  dem  Krieg  dienenden  kapitalistischen  Insti- 
tutionen nur  jeden  Kampfeseifer  brechen,  nur  eine  schwerföllige 
und  konservative  Bürokratie  entwickeln.  Schließlich  bedarf  die 
Solidarität  der  Arbeiter  nicht  der  ka[)ita]istischen  Ausdrucksfomien 
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und  besteht  deswegen  doch;  sie  braucht  nicht  den  Geldsäcken 
des  Kapitals  die  Gcldsäckc  der  Arbeiter  gegenüberzustellen,  sie 
braucht  nicht  schwere  Kassen,  die  ein  untransportierbares  Gepäck 
darstellen  und  die  ihren  Besitzern  Unbeweglichkeit  aufzwingen ; 
sondern  diese  Solidarität  ist  weitvertcilt,  spontan,  sie  äußert  sich 
an  der  Arbeitsstätte  und  im  Syndikat  so  oft  es  nötig  ist,  und  für 
sie  ist  die  beste  Garantie  die  stets  vorhandene  Begeisterung  der 
Syndikatsmitglieder.  Und  diese  Solidarität,  die  mit  dem  Kampf  ver- 
einbar, durch  ihn  sich  erhält,  ist  die  wahre  sozialistische  Solidarität. 

Der  Kampf  zwischen  diesen  beiden  Anschauungen  führte  in 
Boiiri^cs  an  erster  Stelle  zu  der  l'ra^e  der  prnjiortioncllen  X'ei- 
Iretung.  Die  Reformisten  verlan;_;ten  für  die  vertretenen  V  erbände 
'  itu-  Stimmenzahl,  die  nicht  der  Zahl  der  jeweils  an;4ehörcnden 
.Syndikate,  sondern  der  Kopfzahl  der  Mitglieder  entsyn  eche.  I  )ie 
starken  rel<  irmistischcn  Verbände  hutl'tcn  ant'  diese  Weise  ihre 
L^irißen  Zahlen  gegen  die  revolutionären  Verbände,  die  sie  für 
weniger  /ahlreich  hielten,  geltend  nKirden  und  dann  den  AUj^e- 
meinen  Arheitsbund  in  ihre  Gewalt  bc  konmien  zvi  können,  ihre  Rech- 
nung war  aber  falsch,  denn  auf  der  revolutionären  Seite  befanden 
sich  sehr  bedeutende  V  erbände  (Metall-,  Holz-,  Marine- Atsenalar- 
beiter  usw.i  Daher  konnte  die  Diskussion  über  die  pro})urtiunale 
Vertretung  nur  von  theort>tischem  Interesse  sein  :  sie  führte  dazu, 
daß  tlie  Taktik  des  revolutionären  Syndikalismus  nüt  Zweidrittel- 
mehrheit angenommen  wurde ;  von  1 208  Sy  ndikaten  stimmten  825 
gegen,  379  für  die  proportionale  Vertretung. 

Diese  Abstimmunij  wirft  l  in  helles  Licht  auf  die  Anschauungen 
des  revolutionären  Syndikalismus  Ije/.üglich  der  Organisation  der 
Arbeiterschaft.  Wenn  der  Kongreß  zu  Bourges  den  Syndikats- 
verbanden eine  ihrer  Mitgliederzahl  entsj)rechende  Vertretung  ver- 
weigerte, so  tat  er  dies  gemäß  dem  syndikalistisclun  ri  in/i)),  daß 
die  r.konoinische  Gesell.schaft  in  ihrem  l  un  der  politischen  Ge- 
sellschaft durchaus  entgegengesetzt  ist.  Im  Reich  der  Arbeit 
fallen  andere  Faktoren  ins  Gewicht  als  in  der  Organisation  der 
Demokratie;  lucr  gilt  nicht  die  Zahl,  sondern  das  Klassenbe- 
wußtsein, nicht  die  Quantität,  sondern  die  Qualität.  Und  dieses 
Prinzip  —  aut  das  wir  zui  uckkonuuen  werden  —  welches  in 
Kraft  tritt,  wenn  man  die  okononiisclie  Gesellschaft  in  ilucm 
Verhältnis  zur  politischen  Gesellschaft  kenn/.eichnet,  trifft  in  glei- 
chem, ja  stärkerem  Maße  für  die  inneren  Zustande  der  (»kunu- 
luischen  Gesellschaft  zu:  nicht  die  zahlenmäßige  Starke,  sondern 
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das  Kiassenbewußtseiu  der  Verbände  muß  in  Rechnung  gezogen 
werden. 

Wie  rechtfertigt  der  Syndikahsmus  diese  von  ihm  vorge- 
nommene Unterscheidung  zwischen  politischer  Demokratie  inul 
Arbeiterbewegung?  Die  syndikalistischen  Streiter  stellen  immer 
die  Rolle  »der  klassenbewiilMcn  MuulerlK  iicn  mi  Reich  der  Ar- 
beit der  Schwerfälligkeit  der  Wählerniassen  in  der  Demokratie 
gegenüber.  Was  heißt  das?  Der  Syndikalismus  antwortet:  Die 
Demokratie  kennt  nur  einen  abstrakten  Menschen,  den  Staats- 
bürger. Sic  legt  ihm  einen  idealen  Wert  bei,  wodurch  alle 
Staatsbürger  gleichberechtigt  werden  ;  die  Mehrheit  unter  diesen 
gleichen  Werten  gibt  die  Gesetze.  Das  \'erfahren  ist  euifach, 
beruht  aber  auf  einer  notwendigen  Fiktion:  der  (Gleichheit  des 
Wertes  aller  Staatsbürger;  so  daß  man  mit  Recht  gesagt  hat, 
die  Demokratie  kenne  nicht  den  wirklichen  Menschen, 
sondern  nur  eine  Abstraktion  :  den  politischen  M  c  n  s  c  h  e  n. 

Anders  liegt  die  Sache  auf  ökonomischem  Gebiet.  Nur  der 
konkrete  Mensch,  der  Produzent,  kommt  hier  in  Betracht. 
Es  gibt  keinen  abstrakten  Typus  des  Produzenten,  wie  es  einen 
abstrakten  Typus  des  Staatsbürgers  gibt.  Alle  Arbeiter  sind  nicht 
von  gleichem  Werte:  sie  unterscheiden  sich  durch  Klassenbe- 
wußtsein, Energie,  Kampflust.  Der  Kampf  erzeugt  ein  natür- 
liches Herrschaftsverhaltnis  innerhalb  der  Arbeiterklasse:  die  Küh- 
nen, die  »kla.ssenbewußteu  Minderheiten«  treten  hervor  und  zeigen 
den  anderen  den  Weg.  hn  Wege  der  Auswahl  bildet  sich  so 
die  Elite,  von  der  wir  schon  gesprochen  haben  und  die  alle 
umfaßt,  die  vor  der  Masse  einen  überlegenen  Wert  durch  Tat- 
kraft, Hingebung,  Intelligenz  voraus  haben.  So  konunt  zur  Geltung, 
was  die  französischen  Syndikalisten  das  neue  politische  Prinzip  des 
Proletariats  genannt  haben  :  die  m  o  r  a  1  i  s  c  h  e  L  e  i  t  u  n  g  der 
Arbeiterklasse  durch  kampfei' probte  Gruppen. 

Weiter:  T^ie  innige  Verbindung  der  Arbeiterklasse  selbst  mit 
ihren  Organen  zieht  inv  die  französischen  Syndikahsicn  andere 
Folgen  nach  sich.  Zwischen  den  Organen  der  proletarischen  Be- 
wegung luid  der  proletarischen  Masse  kann  nicht  der  Gegensatz 
bestellen,  wie  er  zwischen  den  politischen  Organen  der  Demokratie 
und  der  W'ählermasse  besteht,  und  eine  Scheidung  m  Regierende 
und  Regierte  bewirkt.  In  der  Demokratie  rührt  der  Abgrund 
zwischen  Leitenden  und  Geleiteten  \on  dem  künstlichem  Cha- 
rakter des  politischen  Staates  her,  der  auf  der  Trennung  der 
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Gesellschaft  in  Klassen  beruht  und  der  gebildet  ist,  um  die  Herr- 
schaft der  Herren  der  Produktion  aufrecht  zu  halten.  Marx  hat 
ja  dies  Herauswachsen  des  Staates  über  die  bürgerliche  Gesellschaft 
dargestellt.  Daß  so  der  Staat  einen  Ueberbau  über  die  Gesell» 
Schaft  darstellt,  bewirkt,  daß  wir  uns  zwei  entgegengesetzten 
Welten  gegenüber  befinden:  der  Staat  wird  als  Vertreter  der 
Interessen  der  Gesellschaft  angesehen,  die  ihm  ihre  Befugnisse 
übertragen  hat,  aber  seiner  Natur  nach,  durch  die  ihm  unter- 
geschobene ausschließliche  Kompetenz  steht  er  über  jeder  Kon- 
trolle seiner  Auftraggeber  und  unterdrückt  sie.  Der  Bürger 
kann  mit  Sachen  der  Politik  nicht  ganz  vertraut  sein;  die  den 
Wähler  beschäftigenden  Kragen  liegen  außerhalb  seines  täg- 
lichen Lebens;  der  regelmäßige  Ablauf  seines  Daseins  bereitet 
ihn  keineswegs  dazu  vor,  die  fernliegenden  Probleme  der  Parla- 
mente und  die  Taten  der  Staatsmänner  zu  beurteilen.  Nur  aus- 
nahmsweise beschäftigt  er  sich  damit,  alle  vier  Jahre  einmal  bei 
den  Wahlen.  Dies  macht  die  mühelose  Hcrrscljafl  der  Berufs- 
politiker verständlicii,  welche  durch  verführerischen  Schein,  durch 
die  Lufigebilde  der  Beredsamkeit  der  Masse  imponieren,  die  un- 
fähig ist,  sie  in  der  Hand  zu  behalten. 

Das  Gegenteil  sieht  man  in  der  ökonomi^^chen  Gesellschaft, 
liire  Organe  sind  nicht  außerhalb,  sondern  innerhalb  ihres  Be- 
reichs, sind  mit  ihr  verwachsen,  sind  ihr  eigenes  Werk.  Das 
Syndikat  erinnert  in  nichts  an  den  politischen  Staat  mit  seinen 
übertragenen  Befugnissen,  seiner  Uefehls-  und  Zwangsgewalt.  Es 
erhebt  sich  nicht  über  der  Arbeiterklasse  als  ein  mißgestalteter 
Auswuchs,  sondern  es  ist  ein  Teil,  eben  der  organisierte  Teil  der 
Arbeiterklasse  selbst.  Zwischen  den  erprobten  Ai  l)citern  des  Syn- 
dikats und  der  nichtsindizierten  Arbeitermasse  besieht  keine 
Trennung,  sondern  lägiiclie  Berührung  an  der  Arbeitsstätte  und 
im  Leben.  Die  vom  Syndikat  erörterten  Fragen  sind  gerade  die 
des  Gewerbes,  und  es  übt  moralische  Gewalt  nur  da  aus,  wo  es 
innerhalb  seines  Bereichs  die  Arbeiterinteressen  vertritt.  Der 
Produzent  ist  aktiv,  der  Staatsburger  passiv.  Hier  im  Syndikat 
wird  die  Gewalt  nicht  übertragen,  ein  Vertrauen  auf  außenstehende 
Männer  zur  Lösung  der  inneren  Probleme  gibt  es  nicht.  ICs  ist 
aber  vorhanden  eine  ständige  Eingliederung  in  das  Milieu ;  das 
in  dem  entsprechenden  Rahmen  verbrachte  Leben  gibt  die  Fällig- 
keit zur  Losung  der  auftauchenden  Probleme,  die  tatsächliche 
Möglichkeit  einer  Kontrolle  über  die  vertretenden  Organe.  Wie 
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soll  man  sich  anders  als  auf  Grund  dieser  Erwägungen  die  souveräne 
Gewalt  der  Syndikate  erklären,  die  bei  häufig  beschränktem  Um- 
fang eine  wahre  moralische  Diktatur  über  die  Masse  ausüben  ^ 
Die  Syndikate  kommen  angesichts  dieser  Unterschiede  zwi- 
schen politischer  und  ökonomischer  Gesellschaft  dazu,  jede  Ueber- 
tragung  der  Begriffe,  die  das  Wirken  der  politischen  Demokratie 
beherrschen,  auf  das  Wirken  der  Arbeiterbewegung  als  verwerflich 
anzusehen.  Nicht  um  die  Aktionsweise  des  politischen  Staates 
nachzuahmen,  organisiert  sich  die  Arbeiterklasse,  sondern  um 
diesen  politischen  Staat  zu  zerstören  und  eine  von  ihm  gereinigte 
Gesellschaft  aufzubauen.  Sicherlich  sind  das  allgemeine  Stimm- 
recht und  die  proportionale  Vertretung  die  normalen  Mittel  der 
politischen  Organisation,  aber  sie  gelten  nur  für  diese.  Man  male 
sich  aus,  was  geschehen  würde,  wenn  man  die  im  syndikalistischen 
Kampf  errungene  Aussonderung  der  klassenbewußten  Arbeiter 
aus  den  anderen  weniger  klassenbewußten  außeracht  ließe  und 
das  Verfahren  des  allgemeinen  Stimmrechts  anwendete,  um  der 
proletarischen  Bewegung  die  allgemeine  Richtung  zu  geben.  In 
der  amorphen  Masse  der  Trägen  und  Zurückgebliebenen  würde 
der  organische,  klassenbewußte  Kern,  dieser  glühende  Herd,  von 
dem  der  Kampf  ausstrahlt,  untergehen.  Dies  Verfahren  haben 
die  Gef,nier  der  Arbeitersyndikate  immer  vorgeschlagen,  um  ihren 
Einfluß  zu  vernichten:  sie  haben  gefordert,  daß  man  von  der 
'Tyrannei  der  Syndikate  an  die  Gesamtheit  der  Arbeiter  appelHere. 
W^as  u  iirdc  weiter  geschehen,  wenn  man  in  die  Arbeiterbewegung 
das  Verfahren  der  proportionalen  Vertretung  hineintrüge?  Das 
wäre  die  Diktatur  der  Zahl.  Eine  Körperschaft  kann  bcschränlctcn 
IJmfanges  sein,  nur  Syndikate  von  maßiger  oder  schwaclier 
numerischer  Kraft  einschließen,  und  doch  können  diese  Syndikate 
durch  den  Grad  ihres  Verständnisses  für  die  Arbeiterintercssen 
einen  entscheidenden  Einfluß  im  Sinne  sozialer  Umwandlung  aus- 
üben. Andererseits  kann  eine  sehr  zahlreiche  Körperschaft  ver- 
möge ihrer  Stellung  in  der  Gesamtheit  der  Produktion  Syndikate 
von  großem  Umfang  einschließen,  deren  Klassenbewußtsein  aber 
gleich  null  sein  kann.  Kann  man  \om  Standpunkt  der  Zukunft 
der  Arbeiterschaft  aus  zugeben,  daß  durch  den  Apparat  der  pro- 
portionalen Vertretung  die  Ersten  durch  die  Andern  erdrückt 
werden  r 

Das   zweite    große  Problem,   das   der  Kongrel>   zu  l^ourges 
erörterte,  um  die  Taktik  des  revolutionären  Syndikalismus  fest- 
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zulegen,  war  die  Propaganda  für  den  Achtstundentag.  Seit  mehr 
als  einem  halben  Jahrhundert  stellt  diese  Forderung  an  der  Spitze 
der  Arbeiterprogramme,  Daher  handelte  es  sich  nicht  um  eine 
Diskussion  der  Frage  selbst,  sondern  um  das  Auffinden  der  zu 
ihrer  Verwirklichung  geeigneten  Mittel.  Seit  mehr  als  lO  Jahren 
existieren  Gesetzentwürfe  über  den  Achtstundentag,  die  in  den 
Parlamentsdrucksachen  begraben  sind,  und  das  zu  gewissen  Zeilen 
so  wirksame  Vorgehen  der  sozialistischen  Abgeordneten  hat  sie 
ans  ihrem  Schlaf  nicht  erwecken  können.  Auch  haben  die  Syn- 
dikalisten die  Beobachtung  gemacht,  dal.N  die  Arbeitergesetze  da 
unwirksam  bliebrn,  wo  es  in  der  Arbeiterschaft  .m  Kräften  fehlte, 
die  auf  ihre  Durchführung  gedrungen  hätten;  wo  aber  die  Ar- 
beiterschaft wirklich  stark  ist,  war  zu  konstatieren,  daß  die  ge- 
geset/.Iichen  Bestimmungen  hintennach  hinkten,  und  in  vielen 
Arbeitsstätten  der  Achtstundentag  schon  verwirklicht  war,  ledig- 
lich infolge  der  syndikalistischen  Organisation.  Aus  der  Gesamt- 
heit dieser  Boobnchtungen  schlössen  die  Syndikalisten,  daß  nur 
große  Massenbewegungen  der  Unterneiun  Tschaft  den 
Achtstundentag  abzwingen  könnten.  Also  an  die  direkte 
Aktion  der  Arbeiter,  an  ihre  persönliche  Hingabe«  an  ihre 
Energie  wandte  sich  der  Kongreß  zu  Bourges. 

Wenn  die  franzi)sischen  Syndikalisten  behaupteten,  daß  nur 
große  Massenbewegungen  der  Bourgeoisie  die  Arbeiterforderungen 
abzwingen  können,  so  beriefen  sie  sich  auf  die  Erfahrung  mit  der 
Arbeitsgesetzgebung.  Sie  sagten,  daß  in  der  Geschichte  die  tief- 
greifenden Reformen  nur  durch  umfassende  gemeinsame  Aktion 
erreicht  worden  seien,  und  mit  Genugtuung  wiesen  sie  auf  die 
Kapitel  von  Marx'  Kapital  hin.  wo  die  Geschichte  des  Zehn- 
stundenta^s  in  England  geschildert  wird.  Hauptsächlich  aber 
stutzten  sie  sich  auf  ihre  eigene  Erfahrung:  sie  wußten,  betonten 
sie,  wclciicn  Wert  die  Anwendung  der  direkten  Aktion  habe. 
Einige  Monate  vor  dem  Kongreß  zu  Hour^es,  Anfang  1904,  hatten 
die  Pariser  Arbeiter  eine  umfas^ende  Agitation  gegen  die  privaten 
Arbeitsnachweise  begonnen.  Innerhall)  weniger  Tage  hatte  der 
Bund  diese  Bewegung  verallgemeinert  uiul  Kundgebungen  über 
ganz  Frankreich  verbreitet.  Der  Eindruck  dieses  Aufbrausins 
m  der  Arbeiterschaft  war  so  groß,  daß  die  ötVentliciie  Gewalt 
cili|^st  einen  Gesetzentwurf,  der  die  entgeltlichen  Arbeitsnachweise 
verbot,  einbrachte  und  seine  ;\ii;iahme  im  Parlament  innerhalb 
zweier  Tage  durchsetzte.    Was  zwanzig  Jahren  {>arlamentarischcr 
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Arbeit  nicht  ijehm^en  war,  das  halte  das  Vorgehen  der  Arbeiter 
in  wenig  Munal'  n  erreich:. 

'In  Erinnerung  a?i  diese  l*^rei<^nisse  nahm  der  Kongreß  folgende 
Resolution  an  :  »In  Ei  u  agung,  daß  die  Arbeiter  zur  Verbesserung 
der  Arbeitsbedingungen  nur  auf  ihre  eit^cnon  Kräfte  zu  rechnen 
haben,  in  Erwägung,  daß  eine  Agitation  iui  den  Achtstundentag 
das  endgültige  Werk  der  vollständigen  Befreiung  fördert;  beauf- 
tragt der  Kongreß  den  Allgemeinen  Arbeilsbund,  eine  intensive 
und  wachsende  Agitation  ins  Werk  zu  setzen,  die  bewirken  soll, 
daß  die  Arbeiter  am  l.  Mai  1906  von  selbst  aufhören,  mehr  als 
8  Stunden  zu  arbeiten c.  Die  von  den  Syndikalisten  dieser  Re- 
solution beigefügten  Erlauterungen  zeigten  zur  Genüge,  daß  hier- 
mit die  Eroberung  des  Achtstundentags  durch  die  französischen 
Arbeiter  nicht  auf  einen  bestimmten  Tag  festgelegt  sein  sollte. 
Man  legte  ihr  vielmehr  nur  den  Sinn  bei,  daß  der  Achtstunden- 
tag erst  dann  erlangt  werde,  wenn  die  Arbeiter  genügend  organi- 
siert seien,  um  ihren  Willen  mit  Erfolg  geltend  zu  machen.  Die 
naturgemäß  willkürliche  Bestimmung  eines  genauen  Datums  hatte 
nur  den  Zweck,  den  Ausgangspunkt  einer  vom  Proletariat  selbst 
unternommenen  Agitation  auszusetzen.  Der  l.  Mai  1906  ist  dann 
nur  die  erste  Etappe  einer  Massenbewegung,  die  ihre  Tätigkeit 
in  die  Zukunft  fortsetzt'*). 

Das  oben  berührte  Thema  der  Unterschiede  zwischen  Syn- 
dikalismus und  politischer  Demokratie  kehrt  hier  in  vielleicht 
noch  gesteigerter  Bedeutung  wieder.  Die  direkte  Aktion 
der  Produzenten  steht  in  klarem  Gegensatz  zur  indirekten 
Aktion  der  Wähler;  die  Arbeitersyndikate  leugnen  kühn  die 
leitende  Rolle  der  politischen  Parteien;  der  Arbeitersozialismus 

>*)  Unmittelbar  n«ch  dem  Kongreß  »u  Boai^es,  am  15.  Min  1905,  icbrieb 
der  Sekretür  der  »Voix  du  People«,  Emile  Poaget,  im  »MonvementSocia- 
liste«  das  Folgende ; 

»Der  Feldzug  ztir  Erreichung  des  Achtstundentags  ist  wenn  man  so  sagen 
darf  das  Losungswort,  das  unter  den  Arbeitern  leicht  eine  Verständigung  Aber  eine 
ycincinsani  niiszuführende  Aktion  ermöglicht.  Diese  Aktion  wird  darin  bestehen, 
der  L'iUernchmcrscIiaft  so  viel  wie  niüglich  abzuzwingen ;  und  je  nach  dem  Ort 
und  dein  Stand  der  Vrreinigungen,  wird  die  Forderung  auf  bestimmte  Punkte  be- 
sonderen Nachdruck  legen  ....  I  hc  llewegung  zugunsten  des  Achtstundentag 
wird,  wohin  sie  auch  gelangt,  ihre  I  tüclitc  tragen.  Der  physikalische  (jrundsatz ; 
»Nichts  gehl  verloren,  Niehls  :>chafft  sich  selbst«  wird  sich  bewahrheiten.  Die 
geschehene  Anstrengung  wird  nicht  verioren  sein :  Die  Tat  erzeugt  neue  Tat.« 
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tritt  krSft^er  ais  jemals  dem  Sozialismus  der  Parlamentarier  ent- 
gegen. Hieraus  muß  sich  eine  heimlich  genährte  Feindschaft 
zwischen  dem  Allgemeinen  Arbeitsbund  und  der  inzwischen 
geeinigten  Französischen  Sozialistischen  Partei  ergeben.  Das 
heißt  aber  sicherlich  nicht,  daß  die  Syndikalisten  dem  Parlament 
und  den  Parteien  jede  wirksame  Rolle  absprechen.  Das  Parla- 
ment ist  da,  die  politischen  Parteien  sind  tälig,  wie  könnte  man 
von  ihnen  absehen  ?  Ein  revolutionärer  Syndikalist  beantwortete 
auf  dem  Kongreß  zu  Bourges  diese  Frage  folgendermaßen:  »Ich 
betrachte  die  Parlamente  als  die  Aufzeichner  des  proletarischen 
Willens;  ihre  ganze  Aufgabe  besteht  darin,  die  von  der  Arbeiter- 
bewegung selbst  vorher  geschaffene  Ordnung  der  Dinge  zu  sank- 
tionieren«. Die  Parteien  könnten  dann  also  nicht  mehr  sein  als 
Organe  der  Ueberleitung,  als  Wortführer,  als  Interpreten:  auf 
eine  schöpferische  und  fuhrende  Rolle  könnten  sie  keinen  An- 
spruch erbeben.  Im  Mai  1905  ließ  sich  die  »Voix  du  Peuple« 
folgendermaßen  über  die  sozialistischen  Parteien  aus:  »Sic  mr)gen 
sich  mit  unseren  Kongreßbeschlüssen,  unseren  Wünschen  erfüllen, 
sie  möf^cn  diese  in  ihre  Sphäre  hineintragen  und  der  gesetz- 
gebenden Bourgeoisie  als  den  Kern  der  Arbeiterwünsche  vor^ 
legen.  Diese  Haltung  wäre  geschickt  und  brächte  ihnen  noch 
den  Vorteil,  sie  aus  der  Stellung  einfacher  Vertreter  eines  Wahl- 
kreises heraus  in  die  Stellung  als  freiwillige  Wortführer  der  Ar- 
beiterklasse hineinzuheben.  Und  dies,  ohne  ein  festes  Mandat 
seitens  der  Arbeiterklasse  und  nur  aus  dem  kühnen  eigenen 
Entschluß  heraus,  in  ihrem  Namen  zu  sprechenc. 

Die  übrigen  Beschlüsse  des  Kongresses  zu  Bourges  haben 
nur  sekundäre  Bedeutung  für  das  Verständnis  der  Psychologie 
der  syndikalistischen  Bewegung^  und  sie  hier  aufzuführen  wäre 
nutzlos.  Wir  beschränken  uns  darauf,  die  Stellungnahme  einer 
nach  dem  Kongreß  abgehaltenen  Konferenz  der  Sektion  des 
Bundes  der  Börsen  zu  kennzeichnen.  Hier  waren  die  iio  Inder 
Sektion  vereinigten  Arbeitsbörsen  (von  114  in  Frankreich)  ver- 
treten und  die  Debatten  drehten  sich  wieder  einmal  um  die  außer- 
ordentliche Schwierigkeit,  das  praktische  Wirken  der  Arbeiter- 
institutionen, die  vom  Syndikalismus  theoretisch  so  klar  heraus- 
gearbeitet sind,  sicher  zu  stellen. 

Die  Organisierung  des  viaticums  gab  Gelegenheit  zu  lehr- 
reichen Ausführungen.  Maui^cls  einer  genügenden  Verteilung  der 
Hilfstätigkeit  für  die  Wanderarbeiter  sahen  sich  die  reichsten 
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Bör?;cn  von  einer  belriichtlichcn  Zahl  Arbeitsloser  in  Anspruch 
genommen.  Da  jede  Kontrolle  fehlte,  so  widmete  sich  eine  An- 
zahl »Beriifsnrlieitsloser«  einer  wahren  Ausbeutung  der  wohl- 
habenden Börsen.  Auch  bestand,  da  viele  Syndikatsverbände 
ihren  Mitgliedern  Reisegelder  gewährten,  die  Möglichkeit,  daß 
die  Unterstützung  seitens  des  Verbandes  und  diejenige  seitens 
der  Lokalinstitution  zusammentrafen.  Der  alte  Bund  der  Arbeits- 
b()isen  hatte  zur  Beseitigung  dieser  Mängel  an  ein  allgemeines 
viaticum  gedacht,  das  allen  Börsen  gemeinsam  sein  sollte.  So 
weit  war  man  aber  nicht  gekommen,  und  die  Konferenz  zu 
Bourges  zeigte,  daß  dies  mangels  genügender  Mittel  immer  noch 
unmöglich  war.  Die  Inanspruchnahme  der  behördlichen  Sub 
venlionen,  zu  deren  der  Berichterstatter  inzwischen  Zuflucht  zu 
nehmen  empfahl,  wurde  nochmals  als  gefähriicli  und  unheilvoll 
abgelehnt. 

Da  die  Frage  des  ArbcitsnaclrkV«.iscs  mit  der  der  Reiseunter- 
.stutzung  verbunden  war,  so  wandte  der  Kongreß  numnehr  seine 
Aufmerksamkeit  dem  » N'ationalaiat  für  Statistik  und  Arbeitsnach- 
weis t  zu.  Dieses  hatte  seinen  vorübergehenden  Aufschwung 
i.  J.  1900  nur  einer  Subvention  von  iü,üOü  Fr.  seitens  des  llandels- 
ministcrs  zu  danken  gehabt,  wodurch  Paris  von  der  grolk-n  Zahl 
der  Arbeitslosen  befreit  werden  sollte,  die  es  seit  Beendigung 
der  Ausstellungsarbeiten  überfüllten.  \n  den  folgenden  Jahren 
aber  wurde  die  Subvention  nicht  regelmäßig  gezahlt,  und  das 
Amt  hatte  aulgehört,  nut/.bringend  zu  arbeiten.  Die  Konferenz 
der  Sektion  der  Arbeitsbörsen  zeigte,  daß  auch  hier  die  Arbeiter- 
bewegung noch  nicht  genügende  eigene  Mittel  hatte,  um  auf  sich 
selbst  zu  stehen.  Man  muß  aber  auch  sagen,  daß  die  Idee  selbst 
bei  der  Ausführung  große  Schwierigkeiten  darbietet,  die  mit  dem 
Schwanken  des  Arbeitsmarkts,  der  Entfernung  zwischen  dem  Amt 
und  den  Industriezentren  usw.  zusammenhängen.  Auch  scheint 
es,  daß  die  Nachweistätigkeit  für  das  ganze  Land  mehr  den 
Industrie-  und  Gewerbeverbänden  zufällt,  und  daß  die  Arbeits- 
börsen die  Syndikate  des  Ortes  nur  für  den  lokalen  Nachweis 
vereinigen. 

Die  wirklichen  grüßen  Fortschritte  des  Allgemeinen  Arbeits- 
bundes fallen  erst  in  die  Periode  vom  Kongreß  zu  Bourges  bis 
heute,  die  wir  in  unserem  nächsten  Artikel  schildern  werden. 
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Er  präzisiert  seine  Ideen  und  vervollkommnet  seine  Einrichtuni^en. 

Das  Studium  der  Scinvicrigkcitcn,  welche  den  Syndikaten 
inid  Arbeitsbörscn  entgegentraten,  und  der  Anstrengungen,  die  sie 
zu  ihrer  Ueberwindung  gemacht  haben,  h.tt  bewiesen,  daß  sie 
auf  der  Möhe  ihrer  Aufgabe  zu  stehen  gewillt  sind.  Selbst  wo 
sie  scheiterten,  bereicherte  dies  ihre  Erfahrung  in  höchst  nüt/.- 
hcher  Weise.  Daher  mußten  wir  diese  erste  Periode  der  E  n  t- 
s  t  e  h  u  n  g  des  französischen  Syndikalismus  dem 
Leser  mit  ihren  Mangchi  wie  mit  ihren  Vorzügen  darstellen. 

(Ein  weiterer  Aufsatz  folgt.) 
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Die  sozial-rechtliche  Regelung  des  ländlichen 

Grundbesitzes  in  England 
nach  der  Agrarreform  von  1907. 
Von 

HERMANN  LEW. 

Inhaltsübersicht :  1  >  i  e  1  a  1 1  il  \s  i  r  t  s  c  h  a  f  t  1  i  c  h  e  B  e  t  r  i  c  b  f  r  a  g  c  : 
Absatzvcrhällnissc,  L:itiiiliiii)^'ti  ,  mangelhafte  Statistik.  —  Die  1' r  a  c  des 
t  J  r  u  n  d  b  c  s  i  l  jr  e  -  15' l(lLnlln.■i^  und  Ertrag,  Steliunj^  der 'JniM<lbcNit^er  und  (jut:.- 
veiwaUtT  jjegcnübci  dtn  Kleinbetrieben.  —  Die  staatlichen  Maßnahmen 
der  Vergangenheit:  Das  Gesetz  von  1892  und  seine  Mißerfolge.  Das 
Gesetz  von  .1907:  Ministeriuni  und  LolwIbehBrden;  die  2w«iBseiiteignunt>; 
»KleinbesUser  oder  Kletnpftchter ;  das  Problem  der  Zwangspacht.  Die  refor- 
matorische Bedeutung  der  Zwangspacht:  Festsetsong  der  Pacht- 
rente; die  Bntschädigungsfrage ;  die  3  »F«'s;  Stellungnahme  zur  privaten  Koloni- 
sation. Die  Agrarreform  vom  Standpunkt  der  politischen 
Parteien:  Konservative,  Bodenreformer  und  der  englische  Liberalismus. 

Seit  etwa  30  Jahren  hat  sich  in  der  englischen  Landwirtschaft  ein 
heftiger  Konflikt  zwischen  der  Betriebsfra^c  und  der  Besitz- 
frage entwickelt.  Atis  diesem  Konflikt  ist  dvr  neueste  .Akt  englischer 
Agrargesetzgebung,  der  im  August  1907  Gültigkeit  erlangte,  historisch 
erwach.scn. 

Die  landwirtschaftliche  Betricbsfragc  in  England  wird  heute  da* 
durch  charakterisiert,  daß  der  kleine  und  mittlere  Betrieb  eine  größere 
Rentabilität  aufweist  als  das  große  Gut.  Dieses  hat  von  zwei  Seiten 
her  einen  immer  wachsenden  Wettbewerb  zu  verspüren  gehabt.  Ein- 
mal wurde  der  Großbetrieb  durch  das  Auftreten  der  überseeischen 
Konkurrenz,  vor  allem  durch  die  Einfuhr  billigen  Ge- 
treides u  n  tl  Fleisches  und  billiger  Butter  in  seinen 
eigensten  Pn)duklions?;\\ ciü^cn  '41^ troffen  d.  h.  in  solchen  Produk- 
tion«zweigen,  die  der  kleine  Landwirt  entweder  mit  geringerem  Nutzen 
oder  im  besten  Falle  mit  nieht  i;re)iierem  Nutzen  als  das  grolie  Gut 
betrieben  hatte.    Mit  dieser  Lintulir,  die  unter  dem  Regime  des  Frei- 
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Handels  rasch  anwuchs,  war  lür  die  englische  Landwirtschaft  der  An- 
laß zu  einer  starken  Veränderung  der  Produktionsrichtung  gegeben. 
Es  traten  eine  Reihe  von  Produktionen  in  den  Vordergrund»  die  nicht 
nur  trotz  des  Freihandels,  sondern  grade  durch  den  Freihandel  be> 
ständig  ao  Rentabilität  gewannen.  Diese  Produktionen  erstreckten  sich 
teils  auf  Schwer  transportable  \Varen,  teils  auf  hochwertige  Spezialpro- 
dukte,  deren  Konsum  auch  bei  den  unteren  Klassen  seit  i!^So  in  dem 
Maße  zunahm,  wie  sich  für  dieselben  der  Bezug  xon  Brot,  Mehl,  Fleisch 
/weiter  und  dritter  CJualitlit,  Btitter  und  Käse  verbillii^r.  Die  !*rndukt(% 
auf  di  Tcn  1  lerstrllunj^  si(  h  die  enL;]{^che  Landwirtschalt  seit  30  Jahren 
immer  stärker  einritlitetr,  waren:  I'lcisch  lu-sicr  (Qualität,  Milch  und 
Sahne,  Geflügel  und  Eier,  übst  und  ücuiü.sc.  Waluead  nun  der  Groß- 
betrieb in  der  Erzeugung  von  erstklassigem,  hochwertigem  Fleisch  ein 
großes  Wirkungsgebiet  fand,  das  die  ausländische  Konkurrenz 
ihm  nicht  entreißen  konnte,  sah  er  andererseits  hier  sowohl  wie  vor 
allem  in  den  übrigen,  noch  re ntabl cn  Produkt ions- 
feldern  einen  zweiten,  nicht  ausUUidischen  Konkurrenten  auf- 
treten: nämlich  den  heimischen  Kleinbetrieb  Die  Molkereiwirtschaft 
und  die  Aufzucht  von  Jungvieh,  die  Geflügelzucht  und  Obstkultur,  und 
die  ganze  >KIeinkultur«,  waren  die  natürliche  Domäne  des  Kleinland- 
wirts, dessen  großer  Vnrtcil  rjcf^onübcr  dem  tfrr»ßcn  Gute,  die  billige 
und  intensive  Arbeit,  hier  zur  eigentliclun  ( icltunL^  kam'). 

In  den  Kreisen  der  sozialpolitisc  lu  n  I'rcun'lf  des  Kleinbetriebs 
sah  man  schon  üüiizeilig  vorau:»,  daß  mit  dieser  Entwicklung  der  land- 
wirtschaftlichen Absatzverhältnisse  eine  Renaissance  des  landwirtschaft- 
lichen Kleinpächters  in  England  gekommen  sei.  In  den  eigentlich 
agrarischen  Kreisen  wollte  man  freilich  zunächst  von  dieser  Entwick- 
lung nidits  wissen.  Die  ganze  Betriebsentwicklung  im  19.  Jahrhundert 
war  ja  eine  solche  zum  Großbetrieb  in  der  Landwirtschaft  gewesen. 
Seit  den  Zeiten  Arthur  Voungs  und  Sinclairs  hatte  man  sich  daran  <:,'(• 
wöhnt,  die  Landwirtschaft  mit  dem  Getreidebau  und  der  Viehzucht  i  m 
Großen  schlechthin  zu  identifizieren  und  alle  anderen  Produktions- 
zweige, soweit  sie  vor  allem  im  Kleinen  betrirl^rn  wurden,  als  land- 
wirtschaftliche Nebenprodukiioti  anzusehen.  Sixh  in  <len  60er  Jahren 
und  zu  Anfang  der  70er  Jahre  des  19.  Jahrhuntlcris  war  das  Zusammen- 
schlagen kleiner  Beiriebe  m  eine  große  Farm  an  der  Tagest »rdnung  ge- 
wesen, und  der  Kleinbetrieb  schien  nur  mehr  auf  besonderen,  meist  nahe 
den  Städten  gelegenen  Gebieten  weiter  an  Ausdehnung  zu  gewinnen. 
Um  so  schwieriger  mochte  es  da  seit  den  80er  Jahren  für  die  Vertreter 
des  Agraiinteresses  sein,  sich  an  den  Gedanken  zu  gewöhnen,  daß  nun 

")  Eine  gcnsne  Danteltung  dieser  VerbttUniss«  novfic  des  ganzen  Umwandlung»- 
pmcsses  der  cn(;lischen  Lanilwirtsch.irt  fiiuk-t  sich  in  meinem  Buche  vom  Jahre 
1904.    Vgl.  das  diesem  Aufsatz  bcij;;tfüj;to  TJtcrrttarverxeichnis. 
Archiv  tOt  5»xiahriiBeii«cliaft  und  Spxialpolitik.  XXVI.   1.  10 
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eine  Zeit  gekommen  sei,  in  welcher  der  Kleinbetrieb  prösperieren  und 
zunehmen,  der  Großbetrieb  leiden  und  zurückgehen  sollte. 

Noch  der  Majoritätsbericht  der  Agrarenquete  von  1897  kam  bei 
der  Erörterung  des  tandwirtschaftlichen  Kleinbetriebs  und  seiner  Renta- 
Ijilitat  zu  einem  fiir  diesen  wenig  günstigen  Resultat.  Die  einzelnen 
Berichtei*statter,  welche  vielfach  von  den  Ansichten  der  großen  Pächter, 
der  c[rti(>en  Grundbesitzer  und  ihrer  Ai^'enten  stark  durchdrungen  waren, 
wußten  zwar  vieles  über  pr(is])i  rierende  Rieinlx  trit  ht  zu  berichten, 
aber  nicht  minder  rr/aliltcu  sie  von  solchen  Kleinlaudwirten,  die  unter 
den  schweren  Zeiten  liarter  gelitten  hatten  als  ihre  großen  Nachbarn. 
Indem  nun  die  erfreulichen  wie  die  unerfreulichen  Bilder,  die  man  über 
den  Kleinbetrieb  gc  sammelt  hatte,  in  den  Berichten  bunt  durcheinander 
gemengt  wurden,  mußte  sich  der  Anschein  ergeben,  als  ob  der  Klein* 
betrieb  ebensoviel  Erfolge  wie  Mißerfolge  aufzuweisen  habe  und  daher 
nur  hier  und  dort  dem  Großbetrieb  überlegen  sei.  In  Wirklichkeit  hatte 
natürlich  der  Kleinbetrieb  damals,  als  die  Zeit  höchster  Ai^tarkrisis 
war,  unter  der  allgemeinen  Depression  vielfach  zu  leiden  gehabt.  Seine 
Leiden  waren  aber,  wie  man  aus  den  Herichtcn  überall  hatte  heraus- 
lesen können,  da  am  stärksten  gewc«;rn,  wo  er  Welzi  n  und  .sonstige 
l'roduktionen  g<'pflegt  hatte,  in  denen  der  (.ii oLsbeirieb  ihm,  soweit  es 
sich  um  die  Erzeugung  für  den  Markt  handelte,  zu  jeder  Ztit  uIht- 
Icgen  gewesen  war.  Da,  wo  der  kleine  Landwirt  seinen  lictneb  auf 
diese  Basis  gesetzt  hatte,  mußte  er  freilich  zur  Zeit  der  stark  sinkenden 
Getreidepreise  noch  stärker  leiden  als  der  ihm  betrieblich  überlegene 
Großgetreidebauer.  Da  hingegen,  wo  der  kleine  Landwirt  sich  auf  die 
Herstellung  solcher  Agrarprodukte  geworfen  hatte,  für  welche  sein  Be- 
trieb die  besten  ökonomischen  Voraussetzungen  bot,  war  sein  Zustand 
selbst  zur  Zeit  der  Ki  isis  ein  weit  besserer  gewesen  als  der  der  Groß- 
landwirte. Hätten  die  En<nii  teberichte  also  die  Lage  des  Kleinbetriebs 
je  nach  der  Art  seiner  rioduktinnsnvei«,'«-  behanflelt,  so  hätte  ihr  Tr- 
teil  dahin  ausfallen  imiss<  n,  (lal>  (U  i  kli  ine  Landwirt  in  einer  groliien 
Zahl  von  iandwirtschattiiclu  n  Produktionen  fester  dastehe  als  der  Groß- 
betrieb und  daß  er  gerade  in  der  Herstellung  solcher  Erzeugni.sse  sich 
bewähre,  in  denen  mehr  und  mehr  die  englische  Landwirtschaft  ihre 
Zuflucht  zu  suchen  habe. 

Diese  Erkenntnis:  daß  man  bei  richtiger  Beurteilung  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebsfrage  von  der  Ucberlegenheit  des  kleinen  oder 
großen  Gutes  nicht  schlechthin,  sondern  nur  in  Rücksicht  auf 
einzelne  Produktionszweige  sprechen  könne,  hat  sich  erst 
dem  parlamentarischen  Ausschuß,  der  im  Jahre  1903  die  Lage  der  kleinen 
Güter  untersuchte,  aufgedrängt.  Er  .schreibt:  >Ls  gibt  kein  einheit- 
liches Gesetz,  welches  /a\  allen  Zeiten  und  unter  allen  Umständen  ani^chen 
könnte,  dal>  der  größte  Reingewinn  in  der  Landwirtschaft  bei  der  He- 
wirischaitung  eines  Gutes  von  größerer  oder  geringerer  Ausdeh- 
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nung  zu  erzielen  sei.  Sicht  man  von  lokalen  und  natürlichen  Neben- 
umständen ab  und  von  der  Entfcrnuni;  zu  den  Markten  und  Industrie- 
zentren —  so  kann  man  sagen,  dab  die  rentable  Betriebsgröße  groß 
oder  klein  sein  kann,  je  nach  der  Art  der  Erzeugnisse,  anima- 
lischer oder  vegetabilischer  Art,  welche  sie  hauptsächlich  herstellt 
und  auf  dem  Markt  absetzt.« 

Wo  der  landwirtschaftliche  Kleinbetrieb  in  England  sich  auf  die 
för  ihn  geeigneten  Produktionszweige  verlegt  hat,  da  ist  ihm  Wohlstand 
nicht  versagt  geblieben»  wie  das  parlamentarische  Zeugenverhör  von 
1905—1906  bewies.  Der  Ausschußbericht  vom  Jahre  1906,  der  sich 
durch  eine  Fülle  \on  Aussagen  von  der  Prosperität  der  kleinen  Güter 
überzeut;!  hatte,  wußte  nur  drei  Fälle  zu  nennen,  in  denen  die  Neu- 
bildung kleiner  (iüter  ein  1  iask<»  erlelit  hatte:  zwei  flieser  mißglückten 
Versuche  waren  daratit  /uriickzutührcn,  «laiS  der  bt)den  nicht  den  Be- 
durfni:>scn  der  Kleinl>elricl)e  entsprochen  hatte. 

Diese  Voraussetzung,  daß  der  Hoden  zur  Bewirtschaftung  im  Klein- 
betrieb geeignet  ist,  darf  natürlich  nicht  fehlen.  Aber  nichts  wäre  ver- 
kehrter, als  nun  danras  zu  schließen»  daß  ein  großer  Teil  des  heute  in 
England  noch  großbetrieblich  genutzten  Bodens  der  Bildung  von  klci- 
nen  Gütern  verschlossen  sei.  Im  Gegenteil!  Häufig  wird  Land,  wel- 
ches unter  der  Herrschaft  von  Großbetrieben  nur  sinkende  Reinerträge 
abwarf,  erst  unter  dem  Regime  von  kleinen  Gütern  wieder  rentabel. 
Erzählte  doch  ein  Sachverständiger  im  Jahn  1006,  <laß  für  T  and,  wel- 
ches ursprünglich  -m  7  sh.  6  d.  bis  13  sh.  pro  acre  \i  i]>achtet  war, 
heute  »blühende  Kleinbetriebe'!  fast  3  f  Rente  jährli(  !i  zahlen.  Wie 
häutig  haben  die  Erfahrungen  überrascht!  Ein  Grumlbesitzer  in  De- 
vonshire  bildete  auf  > recht  armem  Boden  kleine  Güter;  zu  Anfang 
war  dem  Boden,  soweit  Getreide  in  Frage  kam,  nicht  mehr  als  28 — ^30 
Busheis  Hafer  pro  acre  abzuringen,  während  heute  der  Emtedurch- 
schnitt  36^40  Busheis  beträgt  und  e  i  n  Kleinlandwirt  sogar  72  Busheis 
erzielte').  Auch  die  viel  in  England  verbreitete  Ansicht,  daß  Ton« 
boden  für  jegliche  Art  des  Kleinbetriebs  unbrauchbar  sei,  wurde  von 
einem  Sachverständigen  lel)haft  l)estritten  und  zu  widerlegen  v<  rsucht. 
Ja,  es  konnte  ein  Praktiker,  Mr.  James  l  ong,  dem  Aussrhnl.N  mitteilen, 
daß  er  auf  einem  Stück  schlechtesit  11  ronhmds  von  nur  6  acres,  die 
kaum  jemand  zu  irgend  einem  I  i  eis  ubei  nehinen  w  ollte,  mit  Hilfe  von 
Düngemitteln  »md  sorgsamer  Bebauung  ausgezeichiieic  Übst-,  Gras- 
und  KJeeemten  erhielt  habe. 

Während  so  die  BodenbeschafTenheit  im  allgemeinen  der  Ausbrei- 
tung des  Kleinbetriebs  nicht  entgegensteht,  herrscht  andererseits,  überall 
da,  wo  Land  zu  günstigen  Bedingungen  erhältlich  ist,  eine  außerordent* 
liehe  Nachfrage  nach  kleinen  Gütern.   Aus  der  großen  Fülle  der  An- 


Es  handelt  sich  nur  um  Getretdebiui  für  den  Konram  des  Gate». 
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gaben,  welche  hierüber  dem  Ausschuß  gemacht  wurden,  seien  nur  ein- 
zelne 'Twahnt.  Sn  diejenige  des  Landaircnteii  TIndall,  der  von  einer 
ambc^acnzten  Nachfrage«  nach  kleinen  (intern  sy)raeh,  und  (iic  Aus- 
sage  der  Miß  T..  Jebb,  welche  auf  ilnen  ]>ers(»nliehen  iNachlor.schungcn 
in  allen  (icbielen  Knj^lanrls  überall  eim:  aul^crordentlich  starke  Nach- 
trage nach  iVllotments  und  Kleinbetrieben  vorfand.  Ein  Landagent  er- 
zählte, daß  in  Worcestershire  kleine  Güter  mit  Leichtigkeit  verpachtet 
werden  könnten,  da  dort  geradezu  ein  tLandhunger«  für  solche  Be- 
triebe bestünde.  Dasselbe  wurde  von  Lincolnshire  berichtet.  £9  be« 
steht  kein  Zweifel  mehr,  daß  in  allen  Teilen  Englands  sich  Distrikte 
vorfintlen,  in  denen  die  ländliche  Bevölkerung,  ja  zum  Teil  auch  kleine 
Handwerker  und  Handelsleute,  l)cgehrlich  Umschau  halten,  ob  nicht 
hier  oder  dort  ein  kleines  (iut,  vielleicht  zunächst  nur  ein  solches  von 
wenigen  arres,  \  orhanden  ist,  das  sie  bewirtschaften  könnten. 

Man  erkennt:  die  landwirtschaftlichen  A  b  s  a  t  2  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e 
sind  hfuti  in  England  dem  Kii  inbeiricb  günsti«^:  seine  Erfolge  in 
der)  iicute  lüi  Eiiglatid  wichtigsten  Produktionszweigen  unbcstreiti)ar ; 
die  Beschaffenheit  des  Bodens  bietet  der  Erweiterung  des  mit  klei> 
nen  Betrieben  besetzten  Areals  im  allgemeinen  keine  oder  keine  un* 
übcrwindliche  Schwierigkeit;  eine  mächtige  Nachfrage  fordert  die 
Vermehrung  der  kleinen  Güter;  alles  in  allem:  das  kleine  und 
mittlere  Gut  hat  in  der  englischen  Landwirtschaft 
unzweifelhaft  die  besten  E  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g  s  c  h  a  n  c  e  n  vor 
sich,  soweit  es  sich  um  die  B  e  t  r  i  e  b  s  f  r  a  g  e  handelt. 

T, eider  hat  die  amtliche  Agrarstatistik  Enj^^lanrls  recht  \\  eni;^  i^etan. 
um  diese  I'>scheinun<jr  zrthlenmä(>i2f  zn  verdeutlu  hcn.  Sdueit  sich  die- 
Zahlenanuaben  ein/ehu  r  Jalne  einlieillieh  gruppieren  lassen,  betrug  die 
Zahl  der  iandw irisehaftliclKii  Betriebe  in  Großbritannien; 


Betriebe 


Jahr 

Uber  5  und  nicht 
Ober  50  acres*) 

Uber  $0  und  nicht 
Qber  300  acres 

Üli«r  300  acres 

1S85 

19364 

147  870 

IS  7S7 

1905 

232  ()66 

T  50  561 

17  918 

Diese  Zahlen  zeigen  zwai  die  flculliche  M  n ahme  der  großen  Güter 
in  den  letzten  20  Jahren  und  die  starke  Zunahme  der  mittleren  Be- 
triebsklasse. Allein  es  zeigt  sich  weiter  das  zunächst  erstaunliche  Re- 
sultat, daß  die  Güter  von  $  l>is  50  acres  im  Laufe  des  letzten  Dezen« 
niums  nicht  nur  nicht  zu-  sondern  abgenommen  haben.  Dieses  Ergeb« 
nis  der  Statistik  könnte  zunächst  zu  der  Ansicht  führen,  daß  die  klein« 
betriebliche  Entwickelung  in  England  nunmehr,  d.  h.  seit  1895,  im 
Rückgang  begriffen  sei.    Allein  jene  Ansicht  wäre  unberechtiL;t. 

r)er  Bestand  der  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebe  in  England 

*)  1  acre      0,405  ha. 
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wird  zunächst  und  vor  allem  durch  die  Zu-  resp.  Abnahme  solcher 
(iüter  bestimmt,  welche  aus  Gründen  landwirtschaftlicher  Art  alljähr- 
lich zertrümmert  rcsp.  zusammengeschlagen  werden.  Ein  weiterer  Fak- 
tor aber,  welcher  auf  die  Zahl  der  Betriebsgrößen  aUjährHch  stark  ein- 
wirkt, ist  die  Absorbierung  landvrirtschaftlichcr  Betriebe  durch  die  StAdtc 
und  Industriebezirke.  Diese  dringen  immer  stärker  in  das  »rural  Eng- 
land« vor.  Da  aber  die  Umgegend  des  stadtischen  Gebietes  in  erster 
Linie  landwirtschaftliche  lictriebc  kleinerer  Größe  aufweist,  so  muß 
jener  Entw  icklung  alljährlich  eine  nicht  unbeträchtliche  Zahl  aller  kleinen 
Güter  weichen.  Dieser  Verlust  fällt  naturgemäß  in  Großbritannien,  das  im 
ganzen  nur  ca.  230000  Betriebe  von  5 — 50  arrcs  aufweist,  weit  stärk(M" 
ins  Gewicht,  als  es  in  I  )i  iitsrhlaii«!  <lcr  l'"all  sein  würde,  wo  unm  tahr 
2  Millionen  solcher  \\  irtsciialtcn  hrstrln  n  und  demgcin:i!>  die  Absor- 
bierung  von  kleinen  Gütern  durch  Städte  und  Industrie  einen  weit  ge. 
ringcren  Bruchteil  des  Gesamtbestandes  jener  Betriebe  ausmacht.  Für 
den  Absorbterungsprozeß  selbst  ist  es  charakteristisch,  daß  die  Ab- 
nahme der  G&ter  von  5—50  acres  grade  in  denjenigen  Grafschaften 
am  stärksten  gewesen  ist,  welche  keinen  ausgesprochen  agrarischen 
Charakter  aufweisen,  sondern  Stadt-  und  Indiistriegrafschaften  sind  oder 
an  bedeutende  Industriedistrikte  angrenzen.  So  verzeichnet  die  bei 
weitem  größte  Einbuße  art  Betrieben  von  5  -50  acres  der  dicht  mit 
Städten  und  Gnibendistrikten  besetzte  Wr-t  Riding  der  Grafschaft  York- 
shire,  während  der  Kast  Riding,  der  ni(  iit  s«>  intln-^triell  entwickelt  ist 
wie  der  Westen  und  Norden,  nur  eine  weit  L;t  rin;4< n  Zahl  \  (  in  (  ditern 
jener  lietriebsklasse  verloren  hat.  Kbcnsd  haben  die  h("K•lliIldu^tnellen 
Grafschaften  Lancashire,  Staffordshirc,  Nt>Uinghainsliire  und  Nurthamp- 
tonshire  einen  starken  Rückgang  solcher  Betriebe  aufzuweisen,  endlich 
auch  die  an  London  grenzenden  Grafschaften  Middlesex  und  Surrey, 
welche  zu  einem  großen  Teil  nur  mehr  als  Fortsetzung  der  sich  immer 
schneller  ausdehnenden  Hauptstadt  erscheinen.  Andererseits  hat  in 
einzelnen  Grafschaften,  welche  noch  einen  stark  agrarischen  Charakter 
aufweisen  und  abseits  von  den  großen  Industrie-  und  Stadtzentren  und 
den  Hauptverkehrslinien  liegen,  die  Zahl  der  Betrielie  zwisclien  1895 
und  1904  nicht  nur  nicht  ab-  sonflorn  /tri^enommen.  So  in  K^^scx,  Kcnt, 
Sussex,  Hampshire,  Devonshirc,  II  rc  tV)rdshire,  \\orcester>hir(  und 
Sln'tp^liiie.  Auch  in  dem,  im  Vergleieii  mit  l.n^Uind,  noch  s<aik  agra- 
ri!,chea  Wales  haben  die  lieiriebc  von  5—50  acres  in  jener  Zeit  eine 
Steigerung  von  30  969  auf  31  626  durchgemacht. 

Nun  ist  aber  klar:  wenn  man  die  Entwicklimg  der  Betriebsgrößen 
vom  rein  landwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  kommt  das 
Verschwinden  kleiner  Güter  durch  städtische  und  industrielle  Absor- 
bierong  gar  nicht  in  Betracht.  Es  wird  lur  die  Betriebsfrage  nur  ins 
fiewicht  follen,  ob  die  X'erringerung  der  kleinen  Güter  durch  Zusammen- 
schlagen in  größere  Betriebe  und  dergleichen  Umstände  herbeigeführt 
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worden  ist.  Die  Statistik  zeigt  hingej^cn  die  Abnahme  der  Kleinbe- 
triebe, gleichviel  ob  dieselben  durch  größere  Betriebe  oder  durch 
Städte  und  Industrie  absorbiert  worden  sind.  Die  Verluste  an  kleinen 
Gütern,  welche  alljährlich  durch  den  nichMandwirtschaftlichen  Absorp- 
tionsprozeß entstehen,  müssen  aber  erst  durch  eine  Vermehrung  von 
kleinen  Betrieben  durch  Aufteilung  und  Neubildung  ergänzt  werden, 
ehe  sich  überhaupt  statistisch  für  ganz  England  eine  Steigerung  jener 
Betriebe  zeigen  kann.  Ks  kann  also  vom  Standpunkt  der  Hetriebsfrage 
eine  Vermehrung  der  (iüter  von  5—50  acres  stattgefunden  haben,  ohne 
daß  die  Statt<;tik  dieselbe  zum  Ausdnirk  brinLj<*n  kann. 

Wenn  \\  \v  aber  einen  leisen  Vorwurf  <ler  t  n'^lisehen  Agrarslatistik 
nicht  ersparen  k-.nncn,  so  liegt  der  darin,  daß  eine  bessere  Klassi 
fizierung  der  Jietricbsgroben,  nämlich  eine  solche  in  Güter  von  5 
bis  20  und  20- -50  acres,  die  genannte  Verschleierung  der  so  wesentlichen 
Entwicklung  heben  könnte.  Aus  fnlheren  Betriebserhebungen,  welche 
diese  Klassifizierung  adoptiert  hatten,  zeigt  sich,  daß  in  der  Zeit  von 
1885  bis  1895  die  Güter  von  30—50  acres  in  En^and  von  61  146  auf 
62446  gestiegen,  im  gleichen  Zeitraum  diejenigen  von  5— 20  acres  von 
109235  auf  I  OS  145  gesunken  waren.  Es  werden  ja  grade  die  kleineren 
Betriebe,  <H(  in  großer  Zahl  nahe  den  .Städten  liegen,  von  deren  Fang« 
armen  erfaßt.  Vielleicht,  daß  sich  bei  <'iner  andern  Klassifizierimg 
auch  für  die  Zeit  von  1895  1905  eine  Vcimindei  1111*.^  nur  für  die  klei- 
neren, eine  Vermehrung  für  die  grr)ßeren  Kleinbetriebe  ergeben  hätte! 

Auch  die  statistische  Zusammen fa.ssung  der  smittleren<  Betriebe 
als  solche  von  50  joo  acres  gibt  ein  völlig  falsches  ökonomischem 
Bild.  Denn  Güter  von  50—100  acres  pflegen  noch  kleine  Güter  zu 
sein.  Nach  meinen  eigenen  Erfahrungen  spielt  auf  den  Gütern  bis  etwa 
100  acres  noch  in  der  Regel  die  Arbeit  des  Betriebsleiters  und  seiner 
Familie  die  Hauptrolle,  obschon  natürlich  je  nach  der  Art  der  in  Frage 
kommenden  Produktionszweige  sich  auch  hier  Verschiedenheiten  zeigen. 
Das  neueste  .Sachverständigenverhör  über  die  Kleinbetriebe  zeigt  eben- 
falls, daß  Güter  bis  zu  100  acres  im  allgemeinen  als  kleine  Betriebe 
nnztisehcn  sirnl,  imd  .laf>  in  einzelnen  Cirafschaften,  wie  7.  F..  in  Wilt- 
shire  ein  Beirieb  von  So  100  aeres  als  Typus  eines  kleinen  Gutes  i,Mlt, 
Im  Jahre  1885  betrug  die  lu  saintzahl  der  (jüter  von  50-  300  nert  s  in 
(jrol>briiannien :  144  2s8.  batnals  aber  verzeichnete  die  Slali.sUk  allein 
64715  Betriebe  von  50 — 100  acres.  Ihre  Zahl  war  bis  zum  Jahre  1895 
auf  66625  gestiegen!  Daß  eine  Steigerung  dieser  Güter  auch  zwischen 
1895  und  1905  stattgefunden  hat,  ist  bei  dem  starken  Anwachsen  der 
Betriebe  von  50—300  acres  wohl  sicher.  Allein,  da  seit  1895  eine  sta- 
tistische Verschmelzung  der  kleineren  und  mittleren  Güter  in  eine  Be- 
triebsklasse stattfand,  fehlt  auch  hier  die  genaue  Beurteilung. 

So  gibt  di*  Ai^'rar.statistik  den  gewünscht«  ii  Einblick  in  die  Ent- 
wicklung der  Hetriebsfrage  nur  teilweise.  Für  die  kleineren  der  Klein- 
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})etriebe  ist  es  der  Verlust  durch  den  nicht-landwirtschaftliclu  n  Absor- 
bicrungspro/cß,  welcher  das  Erj»ebnis  der  rein  landwirtschaftlichen  Pc- 
friebscnt\vickUinj4  verdunkelt.  Freilich:  die  Abnalimc  drr  ^rol.W-n 
(jütcr  und  die  b  e  t  r  äc  h  1 1  i  c  Ii  i-  /.u  nähme  von  Betrieben  in  di  i  ji  ni- 
gen  Klasse,  welche  sowohl  Kleinbetriebe  wie  Mittelbetriebe 
iimfaßt,  lißt  deutlich  erkennen,  auf  welchem  Wege  sich  die  Bctriebs- 
cntwicklung  in  Großbritannien  befindet.  So  werden  durch  die  Statistik 
die  oben  besprochenen  Merkmale  jener  Entwicklung  wenigstens  in 
etnscinen  Punkten  noch  verstärkt 

Die  Fortbildung  oder,  wenn  man  die  Geschichte  im  Auge  hat,  die 
Renaissance  des  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebes  stünde  also,  soweit 
es  sich  um  das  Bctricl)spro!»lcm  handelt,  auf  festem  und  verheißungs- 
vollem Boden.  Die  Entwicklung  der  Ahsnt;'-  imd  Produktionsverhält- 
nisse im  agrarischen  England  mül.^te  heute  /u  einer  rapiden  Verkleine- 
rung der  Güter  lühren,  wenn  diese  s  Problem  lediglich  an  die  ökono- 
mischen Vorbedingungen  der  Betnebsfrage  geknüpft  wäre.  Daß  aber 
das  Tempo  jenes  Entwicklungsganges  nicht  von  der  Att  ist,  wie  es 
eine  Betrachtung  der  Betriebsfrage  erwarten  ließe,  das  ist  eine  Folge 
jenes  eigentümlichen  Konfliktes,  der  zwischen  dem  Betriebs problem 
und  dem  B  e  s  i  t  x  problem  sich  entwickelt  hat. 

Auf  /.weifache  Art  ist  die  Vermehrung  kleiner  Güter  denkbar: 
einmal  auf  Grund  einer  Neubildung  kleiner  ßauernstellen  d.  h.  den 
Kauf  von  T  and  durch  den  kleinen  Landwirt.  Zweitens  auf  Grund 
einer  Zertrunnnerung  großer  Pachthofe  in  kleine  Pachtgüter  irnd  der 
l'rsrt/un;4  der  bisherigen  Grol^pächter  durch  eine  größere  Zahl  kiemer 
Farmers.    \n  beiden  Füllin  bietet  die  Hesit7frage  Schwierigkeiten. 

I.  Geht  man  von  der  Vermehrung  kleiner  B  c  s  i  t  z  grolx  ii  aus,  so 
wird  man  zunächst  daran  denken  müssen,  daß  das  Angebot  käuflichen 
Bodens  in  der  englischen  Landwirtschaft  ein  relativ  sehr  geringes  ist. 
Der  größte  Teil  des  englischen  Bodens  ist  fideikommissarisch,  nämlich 
durch  das  attaii,  gebunden.  Die  gegenwärtigen  Besitzer  haben  den^ 
selben  von  ihren  Vorgängern  unter  Bestimmungen  gec;rbt,  welche  sie 
verpflichten,  den  Grundbesitz  bei  ihrem  Tode  intakt  ihrem  ältesten 
Sohne  oder  dem  sonstigen  Erben  /u  übergel)cn.  Sie  können  das  Land 
nicht  Nf-rkaufen,  es  sei  denn  m  den  «sehr  wenig  verlockenrlen  Bedin- 
gungen, welche  der  -SetlU  d  Land  Act»  vrim  Jahre  isS2  vorseiueibt.  Da 
viele  sok  In  r  ( "iroßi»rundbesit/er  aber  gar  nicht  an  den  Verkauf,  son- 
dern nur  an  den  Zukaul  von  Land  denki  n,  m>  lallt  der  Boden  in  im- 
mer weniger  Hände.  Man  kann  sagen,  daß  50%  des  englischen  Bo- 
dens in  dem  Eigentum  von  2  bis  3  Tausend  Personen  konzentriert  ist. 
Und  weiter  kommt  als  Mißstand  des  Entails  hinzu,  daß  der  Akt  des 
Bodenverkaufs  überhaupt  verteuert  wird,  denn  durch  die  Existenz  der 
l'^ntails  ist  die  Notwendigkeit  gegeben,  in  jedem  Falle  nachzuprüfen,  ob 
der  Veräußernde  auch  berechtigt  zum  Verkaufe  ist  oder  nicht,  was 
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wiederum  die  Kosten  des  Verkaufs  stcimrt.  Ist  aber  in  dieser  Ucjse 
die  Mcn{^e  des  verkäuflichen  Bodens  beschrankt,  so  ist  andererseits  die 
Erwerbung  kleiner  Grundstücke  noch  durch  weitere  Umstände  für  den 
kleinen  Mann  nur  zu  relativ  hohen  Preisen  möglich.  In  keinem  Lande 
vnrd  der  ländliche  Grundbesitz  so  sehr  aus  sozialen  und  politischen 
Grttnden  angestrebt  wie  in  England.  Auf  dem  Lande  entfaltet  der 
reiche  Engländer  gesellschaftlichen  Glanz»  auf  dem  Lande  gewinnt  er 
vielfach  die  M<>glichkeit  der  politischen  Karriere,  kein  Eisen-,  Schiffs- 
oder Tcxtilfabrikant  möchte  darauf  verzichten,  im  Besitze  eines  Land« 
Schlosses  hinter  den  alten  Lords  von  Abkunft  ziirikk/ubleiben.  Und 
was  bedentct  das  Land  für  die  Aiisübim^  des  Sports!  Bei  den  meisten 
rintsvrrkäuten  findet  man  in  den  Zeitun^^en  als  Haujitanziehunjjspunkt 
für  den  Käufer  den  nachdnu  kliehen  Hunveis;  »Slioolinj»  good<,  oder 
>Good  shooting,  hunting  and  Iis  Ii  mg  ,  oder  ^Choice  sporting  estate». 
In  dem  MaÜe  aber,  wie  der  Nachfrage  nach  Land  aus  jenen  sozialen 
oder  politischen  Rücksichten  ein  relativ  geringes  Angebot  gegenüber- 
steht, muß  sich  der  Verkehrswert  des  Bodens  über  seinen  kapitalisierten 
Ertragswert  erheben.  Der  absolute  Preis  des  Bodens  mag  in  den  letzten 
Jahrzehnten  noch  so  sehr  gefallen  sein :  clcr  im  Vergleich  zu  andern 
Anlai^en  geringe  Kapitalertrag  des  Bodens  wir«!  für  den  reichen  Käufer 
durch  die  nicht-ökonomischen  Vorzüge  des  Grundbesitzes  ausgeglichen. 
Für  die  i:jcrinfre  Rente  entschädigt  ihn  das  Vergnügen  am  Besitz  und 
so  lange  dies  der  Fall  ist,  ist  er  ben  it,  mehr  für  d»'n  Boden  zn  be- 
zahlen, als  dessen  kapitalisiertem  ErtraL;^w(  rt  (  nt^iaec  lu  n  wurde.  Unter 
dieser  Differenz  zwischen  kapitalisiertem  Ertra^sueri  und  Verkclirswert 
des  Bodens  leidet  aber  derjenige,  welcher  ein  kleines  Gut  kaufen  und 
sich  aus  seinen  Erti^gen  ernähren  will.  Er  muß  in  dem  relativ  hohen 
Verkehrspreis  des  Bodens  für  eine  Eigenschaft  des  Bodens  bezahlen, 
die  für  ihn  selbst  gar  nicht  von  Wert  ist,  da  er  ja  einzig  den  Wirt- 
schaft liehen  Erfolg  seines  Gutes  im  Auge  hat.  Besonders  (ür  die 
Nähe  grofxr  Städte  trifft  dies  zu,  und  da  die  guten  Verkehrsverhält- 
nisse  in  England  den  Städter  rasch  und  billig  aufs  Land  bringen,  so 
ist  die  *Nahe'  häufig  ein  sweiter^  Begrift*.  Wenn  aber  der  Käufer  einer 
kleinen  Mollcereiwirt'-rhat't  xnn.  '-at/cn  wir,  20  arres.  außer  dem  durch 
den  Ertra;^  di  rselben  licrec  Inu  ten  I'r»  is  noch  einen  -»Uebercpreis  be- 
zahlen mul.\  di  n  städti^ehi  Kapii  disim  für  das  (iut  als  Vergnügungs- 
ort oder  Erhctiungsheim  zu  bieten  ini>lande  sind,  dann  ist  es  natürlich 
fraglich,  ob  ein  solcher  Kieinlandwirt  selbst  bei  gutem  Betrieb  die  Ver« 
zinsung  seines  Kapitals  aus  dem  Boden  erwirtschaften  kann.  Hier  liegt 
die  Schwierigkeit  (iir  die  Neubildung  landwirtschaftlicher  Kleinbetriebe 
mit  Eigentum  des  Bewirtschafters.  Steht  es  mit  der  Ent- 
stehung kleiner  Pacht  höfe  durch  Zertrümmerung  großer  Güter  bes- 
ser? Dies  ist  nicht  minder  ein  Problem  der  englischen  Grundbesitz- 
frage. Es  wird  überall  da  brennend  werden,  wo  kleine  Landleute  nicht 
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(las  Kapital  zum  Kaufe  eines  kleinen  Gutes,  woli1  ibcr  Mittel  und 
Geschick  zur  Uebernahme  eines  kleinen  Pacht  hofcs  besitzen. 

2.  Wenn  auch  diese  Frage  eine  solche  des  Besitzes  ist,  so 
meint  man  damit,  rlal>  es  \()m^^'tllen  des  Grü(ij4run(il)t  >itze!  s  al>lKin,t,a, 
i»b  er  kleine  i'achthufc*  bilden  will  oder  nicht.  T)as  ()kf)noniisrhe  Inter- 
esse des  (irundbesitzers  in  Kngland  gebietet  iu  uic  vieUach  die  Auf- 
teilung der  großen  Pachthöfe  in  kleine.  Lord  Harrowby  erzählte  dem 
Ausschuß  von  1905,  er  habe  fUr  ein  Stück  Land  von  1056  acres  nicht 
ein  einziges  Pachtgebot  erhalten,  während  er  es,  nach  seiner  Aussage, 
bei  Aufteilung  und  Bildung  von  Kleinbetrieben  jederzeit  hätte  vcr« 
pachten  können.  Das  ist  einer  von  vielen  Fällen.  Die  Ursache  dafiir, 
daß  der  Landlord  vor  der  Neubildung  kleiner  Güter  häufig  /uriick- 
scheut,  ist  zum  Teil  in  den  hohen  Auslagen  zu  suchen,  welche  ihm 
die  Instandsetzung  der  kleinen  fiüter,  der  I?an  von  Farnihaus  und 
Nebengebäuden,  die  Anlage  der  \\  asserversorgun^  ii  s  w.  bereiten  wür- 
den. Kr  furchtet  sich  vor  dem  Experiment^.  Hautig  scheut  er  auch 
\ür  der  Krcdilinanspruchnahmc  zurück.  Und  da.  wo  er  selbst  die 
Mittel  zur  Bildung  kleiner  Güter  besäße,  erscheim  ihm  nicht  selten 
eine  andere  Anlage  des  Kapitals  sicherer  und  verlockender.  Allein  so- 
weit in  dieser  Weise  die  Hindernisse  der  Pachthofzcrtrümmenmg  in 
rein  ökonomischen  Erwägungen  des  Grundbesitzers  Hegen,  wären  sie 
nicht  als  unüberwindbar  anzusehen.  Wenn  die  Grundbesitzer  dauernd 
die  Erfahnmg  des  Earl  of  Harrowby  machen,  der  (ur  ein  Gut  von  33 
acres  fünfundzwanzig  Bewerber,  für  ein  solches  von  1000  acres  nicht 
einen  einzigen  fand,  dann  kann  man  annehmen,  ilal>  das  ökonomische 
.'^elbstinteressc  sie  mehr  und  mehr  7u  der  T 'eberzeugimi^  bringen  wird, 
dat.^  sie  lani^sam  aber  stetiL:  au!  ihrem  Hesit/e  die  Hildun;^  kleiner  I'arht- 
hofr  anzustreben  haben,  wenn  sie  denselben  nicht  (  lUweriei  sehen 
wollen.  V  ielleicht  daß  diese  Ueber/eugung  «"»konoiuischer  -Art  schon 
zu  einer  weit  intensiveren  Verkleinerung  der  Betriebe  geführt  hätte, 
wenn  nicht  Erwägimgen  anderer  als  wirtschaftlicher  Natur  wiederum 
dieser  Tendenz  entgegenarbeiteten.  Denn  fiir  den  englischen  Grund- 
besitzer ist  eben  der  Boden  nicht  nur  ein  Produktionsinstru* 
ment,  aus  dem  man  möglichst  große  Ucberschüssc  zu  ziehen  sucht, 
sondern  vor  allem  auch  ein  Objekt,  welches  die  M«iglichkeit  sportlicher, 
sozialer  und  politischer  Betati^^uni:  bietet.  Nun  sind  kleine  Güter  der 
Betätigung  von  Sport  und  Jagd  weit  hinderlicher  als  große.  I.ord 
Harrowby  versuchte  zwar  fh'c  .AntijKithie  ficr  '..m  oIhmt  Besitzer  i^'ec^en  kleine 
Betriebe  aus  den  hohen  K<)>ten  der  N<  iti  il- lunu  solcher  Tm  Uk  !>e  zu 
erklären  und  legte  <lem  .\ns^(  hn!^  \  i»n  ii>o5  Berechnungen  vor,  welche 
dies  beweisen  sohlen.  Weil  hen dler  aber  als  jene  auf  hypothetischen 
Zahlen  basierenden  Aufstellungen  war  eine  andere  seiner  Aussagen, 
nämlich:  »Wenn  man  ein  Haus  mit  Jagd  besitzt,  so  ist  es  ein  Nach- 
teil, eine  Menge  von  Kleinbetrieben  auf  dem  Grundbesitz  zu  haben«. 
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Und  der  chicnwcrtc  Lord  züchtet  auf  sciin  n  Hcsit^tümern  5000  l  üi- 
sancn!  In  vielen  Gegenden  ist  der  ( •iun(n)Lsit/.er  ein  Gegner  kleiner 
Güter,  weil  die  Bildung  derselben  die  Verwandlung  von  Acker-  in 
Weideland  erfordert,  worunter  die  AusQbung  der  Itd>huhnjagd  leidet. 
In  Norfolk  sind  große  Distrikte  zu  einer  fast  nur  formellen  Rente  ver- 
pachtet, obschon  zum  Teil  der  Boden  zum  Anbau  von  Obst  und  Ge- 
müse und  demgemäß  zur  Bildung  kleiner  Güter  sehr  geeignet  wäre. 
Dazu  kommen  andere  Grunde  nicht-ök<»nomischer  Art,  die  dem  Grund- 
besitzer oft  die  }?ildung  von  Kleinbetrieben  nicht  angenehm  erscheinen 
läßt.  Durch  die  Aufteilung  großer  Felder  und  Weiden,  die  Vermeh- 
rung von  (  u  lKiiulrn  mit  rauchen<!cn  Schornst<'inen  u.  s.  w.  wird  oft  der 
lanf!prh;iftli(  he  Kci/  »Ii  s  Grimdbchitzes  verringert,  l'nd  wer  weiß,  so 
frai^i  .sicli  mancher  kmix  r\ ativ«^  ( trun<ll'rsitzer,  ob  die  ucut  in/iehenden 
Kleinpächter,  die  mei.st  nur  heraufgLihcnie  Landarbeiter  sind,  die  poli- 
tischen Aspirationen  ihrer  Gmndherren  ebenso  vertreten  werden  wie 
der  torytreue  Grof>pächter,  ob  nicht  vielmehr  durch  die  Schaffung  sol- 
cher Kleinbetriebe  eine  Schar  radikaler  Bodenreformer  sich  in  seinen 
Revieren  einnistet?  Gründe  genug  für  eine  große  Anzahl  von  Grund- 
besitzern, lieber  (km  großen  Pächter  die  Pachtrente  zu  ermäßigen  als 
die  Güter  aufzuteilen,  um  eine  höhere  l.innahmc  zu  erzielen.  Bestärkt 
aber  werdm  solche  (iritni!)csitzer  n<jch  /unieist  durch  die  (jutsagenten, 
die  den  Grundl)esitz  zu  \  i  rwalten,  den  l'achtzins  einzuziehen  und  mit 
den  Pächtern  zu  verhau  Icl  11  haben.  Der  Landlord,  welcher  jagt  und 
Sport  ireibt,  in  der  Sai.Non  m  London  lel>t,  den  Winter  in  Paris  oder 
un  Süden  zubringt,  nur  einen  geringen  Teil  des  Jahres  auf  seinen  eng- 
lischen Gütern  weilt,  weiß  wenig  von  den  eigentlichen  Bedüribtssen 
des  Estate.  Er  befragt  seinen  Verwalter.  Dieser  wieder  ist  ein  Freund 
der  großen  Güter  Die  Pächter  großer  Güter  stehen  mit  ihm  auf  einer 
sozialen  Stufe.  Der  kleine  Pächter  sieht  in  dem  Gutsagenten  einen 
kapitili  tischen  Rcnteneinsammler.  der  Gutsagent  in  dem  Kleinlandwirt 
einen  halben  Proletarier.  Daher  leben  sie  auf  keinem  guten  Fuße  mit* 
einander.  Auch  hat  fler  Gutsagent  bei  einem  Gute  von  300  acrcs  we- 
nit/er  Sciicit n  icn.  wcnicj^T  Beschwerden  über  reparalurlKdürftii^e  Ver- 
hiiltnisse  und  dcrgleiciien  zu  fühlen,  als  bei  einem  Komplex  \(»n  15 
Gütern  ä  20  acrcs.  Der  groli^e  Landwirt  tcpaiieri  klcme  Schäden 
selbst,  dem  kleinen  Landwirt  dünkt  jcdi  r  Schaden  groß.  Daher  die 
Abneigung  der  Gutsagcntcn  gegen  kleine  Güter.  Und  sie  haben  in  der 
Kegel  das  Ohr  des  Herrn.  Daß  einzelne  liberale  oder  werktätige  Groß- 
grundbesitzer, wie  der  heutige  Landwirtschaftsministcr,  Lord  Carring- 
ton,  und  ebenfalls  die  Gutsagenten  solcher  Landlords  —  man  ver- 
gleiche das  /eugenverhiir  des  Mr.  Diggle  vom  13,  Juli  1905  —  hiervon 
rühmliche  Au.snahme  machi  n,  soll  nicht  vergessen  werden.  Aber  für 
eint'  große  Anzahl  anderer  treft'en  die  bitteren  Worte  des  alten  Paria- 
mcntarierä  Sir  F.  A.  Chanuing  zu,  wenn  er  schreibt:  »Viele  
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Gutsagenten  sind  eigensinnige  Gegner  der  kleinen  Ciüter,  viele  Grund- 
besitzer schlecht  unterrichtet  urnl  änq;stlich.  Wir  befinden  uns  in  einer 
Zeit  höchster  Luxuscntfaltung,  in  i  incr  Zeit,  wo  Land  von  den  außer- 
or<U  ntlich  Reichen  des  sozialen  Glanzes  wegen  '^'ckauft  wird  untl  ohne 
einen  Gedanken  daran,  daß  sich  nn  den  Besit/ci  von  Land,  als  Treu- 
händer der  Nation,  auch  Ptlichien  knüpfen.  Bei  vielen  überwuchert 
der  Sportssinn  alles  andere,  und  jeder  nur  indgUche  Widerstand  wird 
der  Aufteilung  der  Güter  in  den  Weg  gelegt,  wenn  diese  das  Jagd- 
interesse gefährdet« 

So  steht  heute  die  Besitz  frage  im  agrarischen  England  in  einem 
schroffen  Gegensatz  zu  den  natürlichen  Entwicklungstendenzen  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebsfrage.  Diese  verlangt  auf  Grund  der  seit 
etwa  i.SSo  herrschenden  Absatzverhältnisse :  eine  Vcrmchnine  des  Icind- 
wirtscha:ilu  hcn  Kleinbetriebs.  Dem  jedoch  stehen  die  heutigen  Cjrund- 
besitzverhaimissc  in  i^ngland  im  Wege;  indem  einerseits  die  Rildung 
kleiner  E  i  g  e  n  t  u  m  s  g  r  ö ß  c  n  durch  den  relativ  hohen  Verkehrswert 
des  Bodens  erschwert  wird,  andererseits  die  nicht-ökonomischen  Mo- 
mente» welche  das  Handeln  der  Großgrundbesitzer  beeinflussen, 
eine  Vermehrung  kleiner  Pachthöfe  durch  Zertrümmerung  großer 
Güter  zurückhalten  oder  zum  mindesten  verlangsamen. 

Dies  ist  der  Konflikt  zwischen  der  Betriebsfrage  und  der  Besitz- 
frage in  der  h(  iitigen  Landwirtschaft  Englands.  Ihn  mußten  wir  dar- 
legen, um  den  Aii^!.;i!Mjsi»unkt  einer  Bewegung  zu  erklären,  welche  seit 
den  8oer  Jrdiren  die  \'ermehrnng  landwirix  haftlicher  Kleinbetriebe 
durch  staatliches  Eini^reifcn  gefordert  hat.  Man  kann  die  Maß- 
nahmen, welche  bisher  zu  diesem  Zwecke  geschaffen  worden  sind,  vor 
allem  den  >Small  Holdings  Act^  von  1907,  als  eme  Agrarreform  be- 
zeichnen. Denn  es  handelt  sich  um  Versuche,  die  heutigen,  einer  ge- 
sunden Entwicklung  kleiner  Güter  entgegenstehenden  Besitzverhält- 
ntssc  in  der  englischen  Landwirtschaft  zu  reformieren. 

Die  staatlichen  Maßnahmen  zur  Bildung  von  kleinen  Gütern  be- 
ginnen zunächst  zu  Ende  der  80er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  mit  Ge- 
setzen, welche  die  Schaffung  von  Allotments  oder  Parzcllenbetrieben 
bezwecken.  I>ahin  gehört :  i .  Der  Allotments  A  et  vom  Jahre 
18K7  (50  lind  51  Vict.  c.  481  und  2.  Der  .Allotnii  nts  Act  vom 
Jahre  i  Sgo  5;;;  und  54  Vict.  c.  65),  Als  bedeutsamstes  Gesetz  tolgt 
dann  3.  der  Sinall  Holdings  Act  vom  Jahre  1892  (55  und  56 
Vict.  c.  31);  dieses  Gesetz  interessiert  uns  hier  in  er.sU  i  Linie,  weil  es 
sich  ausschließlich  mit  der  Schaffung  kleiner  Güter  und  nicht  mit 
Parzellenbetrieben  befaßt,  während  4.  der  Local  Government  Act 
vom  Jahre  1894  (56  und  57  Vict.  c.  73)  für  unsere  Betrachtung 
mehr  oder  weniger  ausscheidet,  weil  er  nur  liir  die  Frage  der  Parzellen- 
betriebe  bedeutsam  ist.  Als  wichti^te  und  letzte  Maßnahme  erscheint 
dann  5.  der  Small  Holdings  and  Allotments  Act  von  1907 
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17  Edw-  7.  (  Ii  54),  welcher  als  Novelle  zu  3.  aufzufassen  ist,  uivl  die 
bisherigen  suiatlichcn  Maßnahmen  zur  Schaft'ung  kleiner  Pacht*  und 
Bauerngüter  gnmdlegend  zu  reformieren  sucht.  Diesem  Gesetz  waren 
in  den  Jahren  1905  und  1906  ausgedehnte  Zeugenverhöre  vorausge- 
gangen, welche  von  dem  Landwirtschaftsmmisterium  vorgenommen  wur- 
den, um  die  Erfolge  und  Mißerfolge  der  bisherigen  Gesetze  zu  ermit- 
teln. Der  Untersuchungsausschuß,  den  das  Ministerium  zum  Zweck 
dieser  Enciuete  bildete,  bestand  aus  Männern  von  hervorragender  land- 
wirtschaftlicher ^und  agrarpolitischer  Hildung;  unter  ihnen  befand  sich  : 
der  frühere  I^andwirtschaftsminivter  Lnrd  On5;1ow,  der  jetzic,'c  Land- 
\virt--(  harisminist(T  J.or<\  ( "an  in;^rt, ,11 ,  dcsstMi  klrinl»etrii  l)lit"hc  Bestre- 
bungen hchoi)  genannt  wurden,  der  bekannte  \  erR'(  liter  der  I'orderung 
>three  acres  and  a  co\v<  Mr.  Jesse  Coliings,  der  amlliciie  AgrarhUii- 
stiker  Major  Craigie,  der  Pionier  der  landwirtschaftlichen  Genosscn- 
schaflsbcwegung  in  England  Mr.  R.  A.  Yerburgh,  femer  Sir  F.  A. 
Channing  und  andere  mehr.  Als  Sachverständige  erschienen:  Klein- 
pächter, Gutsagenten,  Grundbesitzer,  verschiedene  englische  Autoritäten 
auf  agrarpolitischem  Gebiete,  leider  keine  Landarbeiter.  Der  Ausschuß- 
bericht der  Majorität,  dem  sich  Reservationen  verschiedener  Mitglieder 
anschlössen,  wurde  am  10.  Dezember  1906  dem  I.andwirtschaftsminister 
vorgelegt.  Die  Kmpf»  hUinLjcn  dieses  Berichtes  bildeten  aber  nur  teil- 
weise die  (*«nnidla;^(  n  dt  r  späteren  Hili  und  des  Ciesetzcs  v«>n  1907. 
Denn  der  Wcclitel  der  Regierung,  welcher  inzwischen  eingetreten  war, 
bedeutete  naturgi mai.s  dal.N  der  Antrag,  welcher  im  Jahre  1907  dem 
Parlament  vorgelegt  wurde,  sich  durch  die  besonderen  Forderungen 
der  liberalen  Partei  wesentlich  von  der  Auffassung  und  den  Wünschen 
des  früheren  Ausschußberichtes  unterschied.  Am  38.  August  1907  wurde 
die  liberale  Small  Holdings  Bill  Gesetz. 

Um  diese  Maßnahme  in  ihrer  ganzen  reformatonschen  Bedeutung 
zu  verstehen,  müssen  wir  kurz  den  bihalt  des  Gesetzes  von  1892  wie- 
dergeben, dessen  Abänderung  der  Zweck  des  neuen  Gesetzes  sein  sollte. 
Jenes  ( leset/  vom  Jahre  1S92  bestimmte  kurz  zusammengefaßt  fol- 
«^endcs;  Jeder  englische  ».i  r  a  f c  h  a  f  t  srat  sollte  ermächti::^  sein,  kleine 
(iiiler  zu  bilden,  sobald  sich  eine  geniigende  Nachfrage  nach  soK  lien 
zeigte,  d.  h.  sobald  irgend  eine  Terson  eine  diesbezügliche  Petition 
dem  Grafschaftsrat  einreichen  würde  und  dieser  sich  von  dem  Vor- 
handensein der  Nachfrage  überzeugt  hätte.  Der  Staat  sollte  die  zum 
Landkauf  nötigen  Mittet  zu  niedrigem  Zinsfuß  vorschießen,  der  Käufer 
aber  wenigstens  des  Kaufpreises  bar  anzahlen.  Weiter  konnte  der 
Käufer  eine  ewige  Jahresrente  zahlen,  wie  SIC  den  Zinsen  von  V/4  der 
übrig  bleibenden  Kapitalschuld  entsprechen  würde.  Die  übrigen  */4 
sollten  innerhalb  von  50  Jahren  amortisiert  wertlen,  wobei  der  Eigen- 
tümer die  .\mortisatinns<iuote  und  Zinsen  in  halbjährlichen  Terminen 
zahlt.    Wo  der  Bewerber  nicht  imstande  wäre,    Land  zu  kaufen, 
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sollten  die  Behörden  ein  kleines  Gut  an  ihn  verpachten  dürfen. 
F.in  solches  Pachtgut  sollte  dann  aber  nicht  <,'r<>l,ser  sein  als  15  aen  s 
und  ke  inen  höheren  Wert  repräsentieren,  als  einer  Jahresrentc  von  i^s^ 
entspräche.  Es  sollte  sicii  also  in  erster  Linie  um  die  Schaffung  von 
kleinen  Besitzgrößen  nicht  um  diejenige  von  Pachthöfen  handeln. 

Die  Resultate  dieser  Gesetzgebung  entsprachen  in  keiner  Weise 
den  Hoffiiungen  ihrer  B^ründer.  Obschon  eine  jede  Grafschaft  durch 
das  Gesetz  von  1892  verpflichtet  sein  sollte,  einen  Ausschuß  zu  bilden, 
der  die  Petitionen  für  Schaffung  kleiner  Güter  begutachten  sollte,  und 
obschon  in  27  englischen  und  wallisischen  Grafschaften  nnd  in  14 
schottischen  Grafschaften  solche  Petitionen  vorlagen,  wurden  in  der 
Zeit  von  1892  bis  1902  nur  6<;2  arres  ztim  '/werk  der  lüldung  von 
kleinen  ''lUtern  erworben.  Nur  fiinf  '  iratschatten  in  England  und  eine 
m  Schoitkmd  kauften,  un<l  drei  englische  Grafschaften  pachteten  Land, 
um  es  aiit/nteilen.  In  der  Zeit  von  1902  bis  1906  wurden  wiederum 
nur  zwei  Falle  bekannt,  in  denen  englische  Grafschafti>rate  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  1892  Land  gekauft  hatten.  Es  handelte  sich  um 
46  acres  in  dem  einen  und  92  acres  in  dem  andern  Falle. 

Es  entsteht  die  Frage:  warum  sind  jene  so  vielversprechenden 
Maßnahmen  >innerer  Kolonisation«  in  England  bisher  erfolglos  gewesen? 

Man  konnte  vielleicht  zunächst  annehmen,  daß  die  Gesetzgebung 
zur  Schaffung  kleiner  Güter  keinem  wirtschaftlichen  Bedürfnis  entspro- 
chen hätte.  Diese  Annahme  ist  jedoch  weder  von  den  Sachverständi- 
gen noch  von  <len  Aussrhuf>f>eriehten  in  ir'^'end  einer  Weise  vertreten 
worden.  Im  Gi  ^enteil,  die  ganze  Kn(|uete  von  1 905/1906  hat  fieutlirh 
gezeigt,  daß  ni  L^anz  England  eim  lebhafte  Nachfrage  nach  kleinen 
Gütern  besteht  und  daß  mehr  als  je  jedes  Mittel,  welches  die  Neubil- 
dung kleiner  lietriebc  erleichtert,  vom  wirtschaftlichen  Stand[)unkt  will- 
kommen zu  heißen  wäre.  Liegt  in  dieser  Richtung  also  keine  Mög- 
lichkeit für  die  Erfolglosigkeit  des  Gesetzes  von  1892,  so  wäre  in 
zweiter  Linie  daran  zu  denken,  daß  in  einer  mangelhaften  Aus- 
übung und  Durchführung  des  Gesetzes  die  Ursache  für  seine 
enttäuschenden  Wirkungen  zu  suchen  seien. 

Auf  diese  Möglichkeit  verwies  der  Ausschußbericht  von  1906  und 
zwar  mit  Recht.  Ks  waren  zuweilen  eigenartige  Gninde,  welche  die 
Grafschaftsbehörde  veianhißtc,  von  dem  (Jesetz  keinen  Gebrauc  h  /u 
machen.  In  einer  ( Jratst  haft,  in  welcher  nicht  w'ni'^'er  als  ^49  l'eti- 
iionen  viirUi«4en,  wurde  ent.schicdcn,  »daß  angesichts  tlet  hohen  Steuern, 
die  schon  aul  den  Steuerzahlern  lasteten,  es  unrichtig  wäre,  auf  sie 
auch  noch  die  besonderen  Kosten  der  Durchführung  jenes  Gesetzes  zu 
laden,  es  sollte  vielmehr  der  Staat  die  Kosten  eines  solchen  Experi* 
mentes  tragen«.  Häufig  war  es  schwierig  festzustellen,  wie  stark  die 
Nachfrage  nach  kleinen  Gütern  eigentlich  war.  Viele  Leute,  welche 
solche  wohl  begehren  mochten,  waren  über  die  Existenz  des  Gesetzes 
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von  i8t)2  nii  hl  unlcrriclilct.  In  Wortcstcrshirc,  Norfolk  und  Lincoln- 
shiie  war  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  die  enthusiastische  Initiative 
einzelner  Mitglieder  des  Grafschaftsrats  ztirUckzufuhreti,  und  die  Erfolge 
waren  nicht  ausgeblieben.  Der  Ausschußbericht  von  1906,  welcher  das 
Gesets  in  seinen  Grundlagen  unverändert  lassen  wollte,  legte  auf 
diese  Fälle  besonderen  Nachdruck,  indem  sie  ihm  zu  beweisen  schienen, 
daß  eben  nur  in  der  Ausführung  des  Gesetzes  die  Schwierigkeiten 
lägen.  Notwendig  erschien  ihm,  daß  neben  dem  Grafschaftsrat  eine 
zentrale  Behörde  an  der  Schaflfuiv^  kleiner  Güter  teilnämc.  Diese  For- 
deninc^  ist  auch  in  der  lil^eraUn  liill  von  iqo-j  vertreten  worden,  und 
fler  erste  Teil  des  neuen  Gesetzes  hat  (vgl.  Sektion  i — 5)  diese  Forde- 
rung verwirklK  ht. 

Als  zentrale  Behörde  soll  das  l.andwutschaftsministerium  fungieren. 
Dieses  ernennt  Small  HoUlings  Commissioncrs,  d.  h.  Beamte,  welche  zu 
ermitteln  suchen,  inwieweit  in  den  einzelnen  Grafschaften  ein  Bedarf 
an  kleinen  Gütern  vorherrscht  und  inwieweit  es  ratsam  erscheint, 
diesen  Bedarf  zu  befriedigen.  Es  ist  wichtig,  daß  nicht  nur  der  Graf- 
schaftsrat, sondern  auch  die  kleineren  Behörden,  wie  die  des  Distrikts 
«>der  der  Gemeinde,  die  Beamten  direkt  mit  Material  Über  jene  Ver- 
hältnisse versorgen  können,  so  daß  der  Grafschaflsrat,  der  sich  so 
häufig  den  praktischen  Bedürfnissen  gegenüber  ablehnend  verhalten  hat, 
irtzi  nicht  mehr  allein  zu  entscheiden  hat,  oh  eine  Nachfra«^e  nach 
kU  inen  Gütern  besteht  oder  nic  ht  und  oh  sie  lietViedigt  werden  kann, 
liäll  da.s  .Ministerium  die  Sehattung  von  kle  inen  Gülern  in  bestimmten 
Gegenden  für  wünschenswert  und  durchlührbar,  so  kann  es  den  be- 
treffenden Grafschaftsrat  veranlassen,  einen  Entwurf  aufzusetzen,  der 
des  Näheren,  die  Schaffung  von  kleinen  Gütern  in  den  in  Frage  kom- 
menden Distrikten  zu  behandeln  hat.  Kommt  der  Grafschaflsrat  dieser 
Verpflichtung  nicht  nach,  so  übernimmt  das  Ministerium  die  Abfassung 
jenes  Entwurfes,  wobei  es  wie  ül)erhaupt  im  Falle  einer  Uneinig' 
keit  zwischen  ihm  und  einem  (irafschaftsrat  —  auf  dem  Wege  einer 
«■»tfentlichen  Untersuchung  sich  über  einzelne  Fragen  informieren  kann. 
Die  Durchführung  des  Entwurfes  cntsprerhend  dem  Geset?:  von  1892 
imd  1907  fallt  flann  d(MU  *  m  .iischalt.M  .H  anlu  im.  Lehnt  dieser  jedoch 
diese  Verptlieluung  wii-derum  ab,  sn  konm u  die  Ausschußbeamten 
^Sniall  Holdings  Commissionersi  des  .Mnii.sici  lumN  die  Durchlührung  des 
Entwurfes  übernehmen,  indem  dann  alle  Befugnisse,  die  dem  Graf- 
schaftsrat durch  die  Gesetze  von  1893  und  1907  gegeben  sind,  auf  die 
Beamten  übergehen,  der  Grafschaftsrat  oder  die  in  Frage  kommende 
Grafschaftsbehörde  aber  alle  Auslagen  der  Maßnahme  wiederzuver* 
gütcn  haben. 

Daß  diese  Gesetzgebung  den  bbher  fehlenden  *  Druck«  auf  die 
(irafschaftsräte  ati^  ibcn  wird,  ist  einleuclitcnd.  Dadurch,  daß  die  bis- 
her auf  den  Graf±>chaftsrat  angewiesenen  Lokalbehörden  an  eine  zen- 
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tralc  In.Nian/,  appellieren  künncii  (vgl.  Part  111.  26  (7)  des  neuen  Ge- 
setzes), welche  die  Frage  der  kleinen  Güter  fürsorglich  und  dauernd 
beobachtet,  ist  bereits  ein  großer  Schritt  vorwärts  getan,  und  dadurch, 
daß  jene  Instanz  im  Notfälle  selbst  die  Exekutive  ergreifen  kann,  wird 
nunmehr  die  Befriedigung  eines  wirklich  begründeten  Bedarfs  nach 
kleinen  Gütern  gewährleistet. 

Alleini  Es  wäre  verfehlt,  die  geringen  Erfolge  des  Gesetzes  von 
1892  nur  aus  der  mangelhaften  Ausführung  seiner  Bestimmungen  zu 
erklären.  So  sehr  der  Ausschußbcrirht  bemüht  war,  diese  Ursache  für 
die  Knttati';chunt,'on  des  Gesetzes  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  es 
konnte  an^  sichts  (K  s  Snrh\ t  i'st:iiidi^cnverh«irs  und  des  vorliegenden 
Tatsachennialcrials  niiht  \  erl)i>r;4< n  l)leihen,  daß  die  ganze  Anlage  des 
Gesetzes  lücken-  und  i^uni  1  eil  l'ehlerliaft  war,  und  einzelne  seiner  we- 
sentlichsten Bestimmungen  einer  grundlegenden  Reform  bedurften. 

Vor  allem  war  dies  der  Fall  in  der  Frage  des  Grundbesitzerwerbes. 
Selbst  da,  wo  ein  Grafschaftsrat  es  weder  am  guten  Willen  noch  an 
nötiger  Energie  bei  der  Durchfuhrung  des  Gesetzes  fehlen  ließ,  mußten 
seine  Bemühungen  aussichtslos  bleiben,  wenn  kein  Land  erworben  wer- 
den konnte,  das  sich  für  die  Aufteilung  verwerten  ließ.  »Große 
Güter«,  so  schrieb  ein  Sachverständiger,  Mr.  ßuxton,  in  einem  lesens- 
werten Memorandum  ^kommen,  das  ist  richtig,  von  Zeit  zu  Zeit  auf 
den  Markt,  aber  kleine  Landstücke  sind  häufig  ul)rr- 
haupt  nicht  erhältlich«.  Alles,  was  wir  oben  über  die  I  ragc 
des  B  o  d  e  n  w  e  r  t  e  s  in  England  gesagt  haben,  vcrschärU  dii.  >en  Zu- 
stand, der  sich  zum  Teil  aus  der  schon  lange  bestehenden  Art  der  Be- 
sitzverteilung  erklärt,  noch  in  der  Gegenwart.  Der  Verkehrswert  eines 
großen  Landkomplexes  ist  aus  sozialen  und  poltischen  Gründen  größer 
ab  der  Preis,  den  kleine  Landwirte  für  dieselbe  Bodenlläche  zahlen 
können,  wenn  sie  in  Arealen  von  5 — 50  acres  abgegeben  wird. 

Vor  allem  hofft  auch  der  Grundbesitzer,  beim  Verkauf  eines  großen 
I^ndkomptexes  an  reiche,  sportsliebende  vmd  weniger  auf  Gewinn  be- 
dachten Personen,  daß  diese  ihm  für  die  landwirtschaftlich 
minderwertigen  B  o  d  e  n  s  t  ü  e  k  e  um  des  Ganzen  willen  einen 
l'reis  lie/ahlen,  der  wohl  jenen  Käufern  «  in  Acquivalenl  bietet,  aber 
niemals  von  einem  Laivhs  iri  seihet  ]i(.'rau>g<'u  irtschaftet  werden  konnte. 
Schon,  als  die  Sraall  Huldings  UiU  von  1892  zm  Beratung  .^land,  haue, 
wie  uns  Shaw  Lcfevre  mitteilt,  ein  bedeutender  Güteragent  einen  Zei- 
tungsartikel veröffentlicht,  in  dem  es  hieß:  »Meine  Firma  hat  in  ihren 
Büchern  eine  beträchtliche  Zahl  von  Besitzungen  von  1000  bis  10  000  acres 
und  mehr  zum  Verkaufe  eingetragen.  In  den  meisten  Fällen  liegt  das 
Land  beisammen  und  besteht  aus  einer  oder  mehreren  Gemeinden. 
Man  kann  nicht  erwarten,  daß  in  solchen  Fällen  die  Verkäufer  willens 
sein  werden,  den  Lokalbehördcn  'o  (»der  100  acres  aus  diesem  Besitz 
heraus  nächst  den  Dörfern  zu  verkaufen,  um  dadurch  eine  Anzahl  von 
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Iranern  oder  Pächter  zu  schaffen»  wie  es  die  jetzt  dem  Parlament  vor> 
gelegte  Bill  im  Auge  hat  Die  Gesamtheit  des  Besitzes  ist  die 
große  Anziehungskraft  filr  die  KAufer.  Will  man  mitten  hinein  eine 
Anzahl  von  kleinen  Bauerngütern  setzen,  so  würde  das  mit  der  Anmut 
des  Besitzes,  so  wie  man  diese  nun  einmal  auffaßt,  und  mit  den  Jagd- 
rechten  stark  kollidierenc. 

Kein  Wunder  also,  wenn  in  einem  Bericht  über  das  Gcsct/  vom 
Jahre  i8q2,  der  am  15.  August  1S95  vcr")ffontlicht  wurde,  übeiall  dar- 
iiber  ;4cklaL;i  wird,  dali  die  (irafschattsrätc  nicht  imstande  wären,  Land 
entweder  überhaupt  oder  zu  »vernünüi^cu  •  Ikdmgungen  zu  erwerben. 
Und  CS  war  auf  der  andern  Seite  nur  eine  gererhtfertisrt«'  Best  im  um  ng 
des  (jcsctzes  von  1892,  daß  der  Grafschaftsrai  nur  dann  Land  kaufen 
sollte,  wenn  der  Preis  eine  Wiedervergütung  der  Auslagen  beim  Weiter- 
verkaufe an  die  kleinen  Landwirte  gestattete  (vgl.  Sektion  18  Der 
Grafschaftsrat  hatte  also  allen  Grund,  sich  davor  zu  hüten,  mehr  für 
das  Land  zu  bezahlen,  als  seinem  kapitalisierten  Ertragswert  entsprach. 
Dabei  war  häufig  jeder  Kauf  ausgeschlossen.  So  ereignete  es  sich  in 
einer  Gemeinde  in  Lincolnshirc,  welche  21  133  acres  umfa(>te,  daß  nicht 
146  acres  für  die  Zwecke  des  Small  Holdings  Act  käuflic  h  waren. 

Diese  l'.rfahnmj^'tMi  waren  es,  welche  dazu  führten,  dalii  man  mehr 
und  nu'hr  das  Mittel  der  Z  w  a  n  l;  s  c  n  l  c  1  ;4  u  u  n  von  allen  Seiten 
zu  befürworten  bei^ann.  Als  im  Jalnc  1^(12  (he  damalige  Small  Hol- 
dings Hill  in  und  außerhalb  des  Pailameiu>  diskutiert  wurde,  war  an 
eine  Verwirklichung  dieser  von  den  ursprünglichen  Begründern  der  Bill 
wohl  berücksichtigte  Möglichkeit  nicht  zu  denken.  Die  konservative 
Partei  war  für  den  Zwangskauf  nicht  zu  gewinnen.  Sie  betrachtete  die 
in  Frage  kommende  Gesetzgebung  wohl  als  geeignetes  Mittel,  einen 
größeren  Teil  der  ländlichen  Bevölkerung  dem  Lande  /u  erhalten,  alles 
aber,  was  bei  solcher  Gesetzgebung  an  einen  bodenreformertschen  Ein- 
griff in  das  freie  Ligentum«  erinnern  konnte,  wollte  sie  ausgemerzt 
wissen.  -Ich  persönlich  bin  durchaus  ;^'e<j;(  n  den  Zwang',  so  erklärte 
Lord  Sah-^tiury  am  3.  Februar  1892,  >\\cnigbtcns  ui  dem  jet/.i;4en  Sta- 
dium der  Sachi'.  Ich  glaube  nicht,  daß  derselbe  nötig  ist  und  bm 
Mcher,  da<>  er  Mii.>siunmuiig  hcrv(»rrufen  würde*.  So  überließ  es  Lord 
Salisbury  der  Erfahrung,  den  beweis  für  die  Notwendigkeit  von 
Zwangsbestimmungen  zu  erbringen.  Diese  freilich  Heß  nicht  auf  sich 
warten.  Schon  im  Jahre  1893  konnte  Shaw  Lefevre  in  seinem  vor« 
trefflichen  Buche  über  die  >Agrarian  Tenures«  aussprechen,  tdaß  wenig 
Hoffnung  vorhanden  wäre,  Land  zu  erhalten,  wenn  nicht  das  Recht 
des  Zwangskaufes  den  Lokalbehörden  eingeräumt  würde«.  Die  Libe- 
ralen sind  seit  jener  Zeit  mit  Eifer  für  die  Einführung  von  Zwangsbe- 
stimmungen eingetreten  und  der  jetzige  Unterstaat.s.sekretär  Herbert 
Samuel  hat  in  seinem  Buch  über  den  Liberalismtis  (19021  dieselben  i^e- 
radesu  als  wichtigste  Reform  des  Small  Holdings  Act  von  1S92  be- 
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zeichiut.  Die  \<>n  uns  wicdcrgcgelicncMi  Ki L,fel)nisse  dir  At^rarenquetc 
von  1905  if)o6  brstätigten  diese  Auftassuiii^.  Ja,  es  hat  ?>ich  in  der 
Scharling  von  1'  a  r  /.  c  1 1  e  n  b  o  t  r  i  c  L»  e  n  das  System  des  Zwanj^skaufs 
bereits  vortrefflich  bewährt.  So  wie  nämlich  bisher  die  Dinge  lagen, 
hatten  auf  Grund  der  Allotmens  Acts  und  des  Local  Govemement  Act  von 
1894  die  Distrikts«  und  Gemeindebehörden  das  Rechte  Land  (fir  Par- 
zellenbetriebe teils  zwangsweise  zu  kaufen,  teils  zwangsweise  zu  pach- 
ten, wenn  sie  entsprechende  Anweisung  vom  Grafschaftsrat  erhielten. 

Die  Wirkungen  jener  Gesetze  war  nun  augenscheinlich  weit  er- 
folgreicher als  diejenigen  zur  Schaffun;^;  kleiner  Güter.  Zwischen  1887 
und  1897  waren  auf  (Irund  der  Allotnicntscfcsetze  12516  acres  von 
Distrikts-  und  Gemeindebehörden  erworbe  n  worden  und  zwisclu  n  1897 
und  i()02  hatten  die  Lokaibehörden  3785  arrcs  fiir  Parzellcnbcti  ii  he 
angekauft,  resp.  gepachtet.  Nun  ist  zwar  die  I  rage  der  Par^«.  llrnhe- 
triebe  zum  Teil  anderen  agrarpolitischen  und  ökonomischen  Bedingungen 
unterworfen  als  die  der  kleinen  Güter,  und  die  Chancen  fUr  eine 
Steigerung  der  Parzellenbetriebe  sind  von  vornherein  günstiger.  Allein 
gemeinsam  ist  beiden  Problemen  die  Schwierigkeit  in  der  Erwerbung 
des  Bodens.  Da  hatte  nun  die  Wirkung  der  Allotmentsgesetze  deutlich 
gezeigt,  daß  die  Möglichkeit  einer  zwangsweisen  Erwerbung  von 
Land  durch  die  interessierte  Behörde  jene  Schwierigkeit  bedeutend  ab« 
schwächen  konnte. 

Ks  hatte  sich  a!>cr  zTii,'leirh  crs^eben ,  daß  die  Möglichkeit  des 
zwangsweisen  trutrbs  noc  h  keineswegs  Ixd«  utet  hatte,  daß  immer  zu 
diesem  Mitlei  gegrilieu  wertJcn  mußte.  In  der  Zeit  von  1897  bis  1902 
waren  von  den  Lokalbehördcn  3287  acres  durch  Vereinbarung  mit  den 
Eigentümern,  nur  206  acres  zwangsweise  gepachtet  worden.  Es  wurden 
dem  Ausschuß  von  1905  verschiedene  Fälle  vorgelegt,  welche  zeigten,  daß 
»die  blosse  Existenz  der  Zwangsmöglichkeit  oft  die  Beschaffung 
von  Land  herbeiführte,  wo  sonst  keines  zur  Verfügung  gestanden  hätte«. 
Die  Expropriationsmöglichkeit  übt  eben  einen  Druck  auf  den  Grundbe- 
.sitzer  aus.  Auch  verhindert  sie  das  im  Zeugenverhör  oft  genannte 
rrbel.  daß  der  Preis,  zu  dem  Land  flen  Behörden  angeboten  wurde, 
weit  hoher  war  als  der  tair  market  price<.  Denn,  wenn  dies  »U  r  Fall 
war,  dann  konnte  ja  elicniall.s  die  Behr>rde  Land  durch  Zwangsvcrkaut 
oder  Zwangspacht  erwerben.  Es  entsprach  daiier  nur  den  latsachen, 
wenn  Sir  F.  A.  Channing  schrieb,  daß  »die  Möglichkeit  einer 
Ausübung  von  Zwang  das  Mittel  sei,  den  Erwerb  auf  Grund  freier 
Vereinbarung  zu  verwirklichen«. 

Auch  der  konservativ  gedachte  Ausschußbericht  der  Majorität 
konnte  dieses  Mittel  nicht  mehr  unbeachtet  lassen,  nachdem  sich  seine 
Notwendigkeit  für  die  Bildung  von  kleinen  Gütern  auf  Grund  der 
Erfahrungen  so  deutlich  erwiesen  hatte.  Allein  er  beschränkte  sich 
darauf,  die  Zwangsgewalt  für  die  zentrale  Heliörde,  das  Landwirtschafts- 

Archiv  für  SoiiklwiueoaclMfi  und  Sosialpolitik.  XXVI.  1.  *  1 


l62 


Iterinaun  Levy, 


ministeriuin,  in  Vorschlag  zu  bringen  und  zwar  nur,  soweit  es  sich  um 
den  Kauf  handelte.  Dies  war  immerhin  ein  Schritt  vorwärts,  wenn 
man  an  die  Auffassung  etwa  eines  Lord  Salisbury  zurückdachte.  Die 
liberale  Bill  ging  freilich  weiter.   Das  neue  Gesetz  geht  nicht  von  der 

Auffassun<i;  des  Ausschußberichtes  aus,  daß  man  die  Expropriationsrechte 
nur  auf  das  >centralc  Departement«^  ausdehnen  dürfe,  »weil  dort  diese 
flacht  nicht  willkürlich  ^ebraiK  hl  u  ckU  .  Ks  hat  vielmehr  das  neue 
Oesetz  in  Sektion  6  (2)  dem  ( i  i  a  i  c  h  a  f  t  s  r  a  t  die  Ermärhti;4ung 
gcf^eben,  ^i.and  zwangsweise  zu  erwerben,  wo  dcrsell)e  foK  h<  s  zu 
passenden  Bedingungen  und  <lurch  Vereinbarung  nicht  erwerben  könne«. 
Diese  Ermächtigung  geht,  nach  dem  von  uns  schon  früher  Gesagten, 
im  Notfälle  auf  das  Ministerium  Uber.  Sie  enthält  sowohl  das  Recht 
des  zwangsweisen  Kaufs  wie  der  zwangsweisen  Ab- 
pachtung  von  Ländereien.  Und  in  der  letzten  Möglichkeit  liegt 
wiederum  der  wesentlichste  und  einschneidendste  Reformgedanke  des 
ganzen  neuen  Agrargesetzes  verborgen. 

Die  großen  Hindrrnisst;  für  die  Erfolge  des  Gesetzes  von  1892 
lagen  nämlich  augenscheinlich  nicht  einzig  darin,  dafi  der  Grafschafts- 
rat es  schwierig  fand,  T.nndbesitz  zu  erwerben.  Seit  den  ersten  Fr- 
fahrungen  jenes  (icsi  tzes  hatte  sich  vielmehr  eine  /write  Erui^'c  cr- 
iiolien:  ol^  der  Kauf  von  I>and  durch  den  Gi atschaftsrat  und  dir 
Sclialt unj4  \  011  kleinen  i  g  e  n  t  u  m  s  großen  anstall  von  P  a  c  h  tgüieni 
überhaupt  das  richtige  Mittel  für  eine  Wiederbelebung  des  landwirt- 
schaftlichen Kleinbetriebes  in  England  darstellen. 

Die  eigentlichen  Pioniere  der  ganzen  Small  Holdings-Bewegung 
waren  in  den  8oer  Jahren  zwei,  damals  noch  radikale,  Politiker  ge- 
wesen, nämlich  Joseph  Chambcrlain  und  Jesse  CoUings.  In  einer  höchst 
interessanten  ?( hrift,  welche  das  Imprimatur  Chamberlains  trug  und 
sich  »Das  radikale  Programm«  nannte,  war  ausdrücklich  betont  worden : 
:f^lan  wird  finden,  dn(>  ir^  einem  so  reichen  Lande  wie  l*"ngland  mit 
dem  heftigen  Streben  nach  Land,  das  den  wohlhabenden  Klassen  eigen 
ist,  für  die  Landw  irte  ckIi  r  Arbeiter,  du  keim-  Kapitalisten  sind,  nur 
wenig  Chance  vinhanden  ist,  sicli  aus  der  Stellung  von  Pächtern 
und  Lohncuipiängei  n  emporzuheben.  Es  ist  daher  eine  besondere  Ge- 
setzgebung notwendig,  welche  das  Monopol  und  die  Akkumu« 
lation  von  Land  verhindert  und  diejenige  Verbindung  zwischen  dem 
Boden  und  seinen  Bewirtschaftern  herstellt  oder  wiederherstellt,  welche 
in  andern  Ländern  herrscht  und  welche  in  früheren  Zeiten  auch  in 
England  herrschte«.  Schaflfung  eines  Klein bcsitzerstandes  schien 
also  den  ersten  XOrkampfern  der  ganzen  Bewegung  damals  als  das  not* 
wendige  Ziel  derselben.  Sc»  kam  es,  daß  das  (iesetz  von  1892  die 
.Schaffen^  \<)n  Kleinbesitzstellen  weit  stärker  bcgünstic^e  als  die  von 
Lachlgütern.  Wie  wir  sehon  mitteilten,  »Ilten  ParhtL;titer  üherhaujjt 
nur  bis  m  einem  Umfange  von  15  acrcs  ^kleme  Üesitzgroßen  bis  zu 
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50  acrcs)  vom  GrafschaHsial  ^cschaticn  werden  und  dies  nur,  >vvenn 
der  Grafschaftsrat  der  Meinung  wäre,  daß  Personen,  welche  Kieinbe- 
triebe  zu  bewirtschaften  wünschten,  nicht  imstande  seien,  dieselben  zu 
kaufen  c. 

Trotz  dieser  ausgesprochenen  Begünstigung,  welche  das  Gesetz 
der  Schaffung  kleiner  Eigentumsgrößcn  zuteil  werden  ließ,  und  ob- 
schon  die  Bildung  kh-iner  Pachthrifc  nur  für  den  Notfall  vorgesehen 

wurde,  widersprach  das  Resultat  den  Absichten  des  Gesetzgebers  in 
auffallender  Weise.  Von  den  569  acres  Land,  welches  die  Grafschafts- 
räte zwischen  1892  und  1902  übernommen  hatten,  wurden  nur  164  acres 
an  kleine  Landwirte  verkauft,  da;^'er,'en  373  acres  verpachtet. 

Die  Ursachen  dafür,  dab  das  (icsci/  v<»n  1892  entgej^tm  d'-r  Ab- 
sicht seiner  Bestinuuungen  weit  mehr  zur  Pachtung  als  zum  Kauf  kici 
ner  Betriebe  benutzt  wurde,  liegen  auf  der  Hand.  Durch  die  Vermitt- 
lung des  Grafschaftsrats  wurde  wohl  der  Erwerb  von  Land  für  den 
kleinen  Landwirt  in  mancher  Hinsicht  erleichtert,  aber  die  eine  Schwie* 
rigkeit  des  Landerwerbes  für  den  kleinen  Mann,  daß  er  in  dem  Ver- 
kehispreis  des  Bodens  mehr  zu  bezahlen  hatte  als  dessen  kapitalisier« 
tem  Ertraj^swert  entsprach,  wurdi  durch  die  Gesetzgebi  n  ^  li«  ht  be- 
seitigt. Wenn  nun  auch  der  kleine  Landwirt  nur  des  Kaufpreises 
bar  zu  bezahlen  hatte,  so  war  diese  Summe  (If)ch  eine  recht  buhe,  da 
in  ihr  auch  ein  Teil  der  Gebäude-  und  \nla:j;ekosten  ;^um  Au5:dnick 
kam,  wenn  die  betri  tfc  nden  Einrichtungen  vom  Grafsi  tiaüsiat  besorgt 
wurden.  Anderntalls  hatte  der  kleine  Landwirt  für  du  sc  Auslagen  eine 
größere  Kapitalssumme  bereit  zu  halten,  liedenkt  man  lerner,  daß  der 
kleine  Landwirt  im  Besitze  eines  Betriebskapitals  sein  mußte,  so  kann 
man  sich  vorstellen,  daß  allein  die  zur  Uebcrnahme  eines  kleinen 
Gutes  nötige  Summe  die  Besitzverhältnissc  der  meisten  in  Frage  kom- 
menden Personen  überschritt.  Nach  meinen  früheren  Berechnungen 
mußte  diese  Summe  bei  der  Uebernahme  eines  Gutes  \t>u  nur  ca.  30 
acres  400  betragen,  und  dann  hatte  der  Kleinlandwirt  noch  die 
Rückerstattun;^^  der  übrig  !)1eil)enden  Kaufsumrae,  also  eine  bedeutsame 
Bclastuiv;  tin-  die  Zukunft  zu  beriirksirhii'^en. 

Stellt  in  dii  ser  Weise  der  Kauf  cuks  Gutes  Anforderung;*  n  ;in  die 
Kapitalkraft  des  kleinen  Mannes,  denen  er  entweder  nicht  nachkiaiiim  n 
kann  oder  deren  Erfüllung  sich  für  ilm  nicht  einmal  imme  r  als  loh- 
nend erweisen  würde,  so  ist  er  auf  der  andern  Seite  weit  häufiger  im- 
stande, sein  kleines  Kapital  nutzbringend  in  der  Pacht  eines  Kleinbe- 
triebes zu  verwenden.  Gelingt  es  dem  Graüschaftsrät,  Land  zu  der 
üblichen  Rente  zu  pachten  und  beschließt  er,  dieses  dann  zu  einer, 
entsprechend  den  Auslagen,  höheren  Rente  an  den  kleinen  Landwirt 
weiter  zu  verpachten,  sn  ist  dieser  in  der  Regel  sehr  wohl  imstande, 
die  Rentabilität  des  Betriebes  so  zu  steigern,  daß  er  die  höhere  Rente 
—  damit  also  die  Wiedervergütung  für  die  Gebäude-  und  Anlage- 

II» 


Üigiiizeü  by  i^üOgle 


i64 


Hermann  Levyf 


kosten  —  luTausu  irlNLliattcii  kaTiii.  Dann  kann  <]er  kleine  Landwirt 
sein  ganzes  Kapital  als  Ucu  irhskapital  verwenden,  anstatt  es  in  dem 
Boden  festzulegen.  Der  schon  genannte  Gntsagent,  Mr.  H.  Smiüi,  legte 
in  äußerst  verständlicher  Weise  die  Erwägungen  dar.  welche  deD  kleinen 
I^ndwirt  bei  der  Utsbemahme  eines  Kleinbetriebes  in  der  Regel  zu 
leiten  pflegen: 

«Der  Small  Holding«  Act  ist  ganz  deutlich  auf  den  Kauf  soges«linttten,  und 
ist  diesem  Zweclc  entaprechend  eingerichtet,  indem  er  die  Pacht  nur  da  vorsieht, 
wo  der  Kauf  sich  als  undurchführbar  erweist.  Dennoch  hat  der  Arbeiter  sich  nicht 

};enei}(l  i^czeigt.  die  (Jelcgenhcil  zu  benutzen,  wie  verführerisch  ihm  auch  dieselbe 
liitim -ii  ilt  wurde.  Wenn  der  englische  Landmann  unter  dem  Gesetz,  wie  es  jetzt 
ist,  ein  Besitzer  v<jn  Land  werden  will,  so  hei(>t  d;»«;,  daß  or  wiihrend  seiner  ganzen 
lant;cn  I.ehenszcit  —  nfimlich  50  Jahre  lang  —  (.inc  i^r  il^Lic  Summe  'Feldes  für 
das  T  and  m  zahlen  hat,  das  er  zu  seinem  Kii^'t-ntum  machen  will,  ui;»  vvtjjn  er  es 
nui  m  Tat  Iii  bewirtschaften  würde.  Dazu  niuli  er  noch  eine  Summe  Ijcldcti  zur 
Verfüy;un^  stellen  können,  die  V>  des  Kaufpreises  beträgt.  Sein  Eigentunisinstinkt 
ist  hingegen  nicht  stark  entwickelt  und  es  liegt  ihm  nichts  daran,  sich  fUr  den 
Nutsen  seiner  Nachkommen  abzurackern.  Demgegenüber  argumentiert  er:  *Wenn 
ich  das  Kapital,  das  ich  als  einen  Teil  des  Kaufpreises  besitien  muß,  zu  dem  not- 
wendigen Betriebskapital  hinzufüge,  dann  kann  ich  als  Pächter  ein  größeres 
Gut  ttbcmehroen,  als  ich  unter  dem  System  des  Kaufes  bewirtschaften  kann. 
Deshalb  will  ich  lieber  ein  Gut  pachten,  dann  beziehe  ich  ein  größeres  Einkommen 
für  mich  selber.« 

Es  ist  eine  cit^cntümliche  Tatsache :  der  letzte  Rest  des  alten  rn^»- 
lischen  K  !  e  i  n  liaucrnlums  war  von  1760  bis  hinein  in  das  19.  Jalirhun- 
dcrt  ver^c  iiwunden,  weil  es  angesichts  (K  r  damals  herrschenden  hohen 
Ge t r  e  i  de p  r  e  i  s  c  für  den  kleinen  l.anduirt  rentabler  war,  ein  großes 
Gut  als  Pächter,  als  ein  kleines  Gut  als  Eigentümer  zu  bewirtschaften*). 

*)  Diese  Erscheinung  habe  ich  in  einem  längeren  Aufsatz  m  Conradz  Jahr- 
büchern 1903,  S.  147  ff«  an  Hand  der  verfügbaren  historischen  Tatsachen  dargelegt. 

Neuerdings  ist  diese  Darlegung  von  Willieltn  IIa-.bach  im  Archiv  (Ür  Sozialwisten- 
schafl  Bd.  XXIV.  8.  1  ff.  angegriffen  worden.  Ich  kann  jedoch  seine  Auffassung  nicht 
teilen.  Man  muß  in  dieser  ganzen  Krn;,'e  unterscheiden :  zwischen  k  1  c  1  n«l>äuer- 
lichcn  Hetrieben  nnd  ^Iroßbauern.  Von  den  erstercn  handelte  nitin  Auf^ntr, 
was  Hasbach  übersehen  hat.  Daß  größere  Bauerjjgiiter  --ich  aucli  ln_i  den 
steigenden  Preisen  von  Getreide  vcrmehiitn,  habe  ich  nicht  nur  nicht  be- 
stritten, sondern  sogar  an  Hand  der  Tatsachen  bekräftigt.  Nur  der  kleine  Bauer 
vertauschte  seinen  Grundbesitz  g^en  em  großes  Pacbtgut,  weil  der  Großbetrieb 
rentabel  geworden  war.  Dagegen  konnten  große  Bauernhöfe,  da  sie  ja  G  r  o  ß- 
betriebe  waren,  sehr  wohl  weiter  bestehen,  ja  eine  Steigerung  erfahren.  Wenn 
Hasbach  für  diesen  letzteren  Zustand  neues  Material  beigebracht  hat,  so  ist  dies 
dankenswert,  es  beweist  aber  nichts  gegen  die  Auffassung,  daß  zur  selben  Zeit  der 
eigentliche  yeoman,  ein  Kleinbesitzer  mit  ausgesproche- 


Digrtized  by  Google 


Die  soidtl-teehtlichc  Regelung  des  llndlicbcti  Grundbesitzes  in  England. 

ücr  Kleinljaurr  verkaufte  damals  sein  Land,  weil  ihm  höhere  Einkünfte 
winkten,  wenn  er  mit  dem  Krlös  ein  j^rolk's  Getrciderjut  von  einigen 
hundert  arrc>  pachtete.  Heute  ist  es  nicht  (Uc  H  e  t  r  i  c  b  s  fVu<^'e, 
welche  dem  kleinen  Kapitalisten  die  Pacht  wünsrhenswertiT  erscheinen 
labt  als  den  Bodenbesitz.  Ist  doch  der  Klein  b  c  l  r  ie  b  heute  rentabler 
als  das  große  Gut  Heute  ist  es  vielmehr  die  Be  sitz  frage,  der 
Kontrast  zwischen  dem  Verkehiswert  des  Bodens  und  der  im  Vergleich 
zu  ihm  geringen  Rente,  die  erwirtschaftet  werden  kann,  die  es  Itir  den 
kleinen  Landwirt  gewinnbringender  macht,  ein  kleines  Gut  zu  pach« 
ten  als  ein  solches  zu  kaufen. 

Die  verschiedenen  Fälle  und  Aussagen,  welche  diese  Erscheinung 
bekräftigten,  konnten  von  dem  Ausschußbericht  nicht  unberücksichtigt 
gelassen  wcmtIch  Zu  dem  '^'enannten  und  unserer  Ansieht  nach  wesent- 
lichsten Grund  für  die  V  orliebe  des  Kleinlandw  Irls  zur  i*acht  wnf^te 
der  Bericht  noch  andere  Momente  liin/u/utiiqcn  :  so  z.  B.  <lie  Furcht 
des  kleinen  Kapitalisten,  daß  der  von  ihm  gekaufte  Hoden  sich  bei 
einer  neuen  Agrarkrisis  entwerten  werde,  die  Schwierigkeit  der  Erb- 
schaftsfrage, der  Wunsch  kleiner  Landwirte,  zwar  mit  wenigen  acrcs 
Land  zu  beginnen,  dann  aber  ihre  Ersparnisse  in  der  Bewirtschaftung 
einer  grtißeren  Fläche  zu  verwerten,  was  wiederum  dem  kleinen  Be- 
sitzer nicht  so  leicht  fallen  würde  als  dem  kleinen  Pächter.  All  diese 
Momente,  in  cr>tcr  Linie  freilich  die  relativ  hohen  Kosten  des  Boden- 
erwerbes, sind  sicherlich  als  Ursachen  dafür  anzusehen,  daß  im  heutigen 
Enf^land  eine  Vorliebe  für  die  Kleinpacht  herrscht.  Allein,  welche  Fol- 
genmg  zo;_;  der  Aiisschußberichl  hieraus'  Nicht  etwa  diejenige,  daf^  man 
das  Gesetz  von  1892  entsprechetirj  i\vn  i  inmal  herrschenden  r>edurf- 
nissen  umzuändern  habe.  Nein  un  Gegenteil!  Der  Ausschußhericlu  tuelt 
an  der  Struktur  des  alten  Ciesetzes  fest,  und  empfahl  ein»  weitere  Ver- 
änderung desselben  nur,  insofern  diese  den  Erwerb  kiemer  Besitz- 
grolJen  erleichtem  würde. 

Denn,  so  ging  sein  Argument,  der  grofSe  Vorteil  der  ganzen  Gesetz- 
gebung müsse  darin  bestehen,  einer  größeren  Anzahl  von  Landwirten  ein 
dauerndes  Interesse  an  der  Landwirtschaft  und  der  Bewirtschaftung 
ihres  Bodens  zu  geben.  Habe  es  sich  doch  gezeigt,  >dal>  ein  Mann, 
der  von  Jahr  zu  Jahr  dem  Grundherrn  die  Pacht  kündigen  könne,  weit 
leichter  von  der  Stadt  angezogen  würde  als  derjenige,  dessen 

ncm  K  1  e  i  n  h  c-t  r  i  e  h  ,  im  Vergeh«  in<lcn  LcgrifTen  w.ar,  Ks  kam  mir  irnr  nicht, 
wie  HT-l>;u  h  meint,  darauf  nn.  li  e  Bthaiiptuiiij  Rac's  vom  Kortbcstclien  einer 
^atiliticlitii  Klasse  von  b  a  u  t  r  1  1  c  ii  e  n  (»  r  n  n  il  K  <•  s  i  t  z  c  r  n«  zu  widcrlcjjcn, 
als  zu  zeigen,  daß  die  von  Rae  zitierten  yeumen  m  Uti  Regel  fjar  keine  Klein- 
baaem  waren,  und  daß  diese  Untcrscheidang,  nicht  lediglich  nach  dem 
Besitzstand,  sondern  naeh  dem  Betrieb  fttr  die  Analyse  des  viel  bestrit- 
tenen Vorgangs  unbedingt  nöt^  sei. 
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ganzes  Hab  und  (lut  in  dem  Stück  Land  stecke,  das  er  bewirtschafte, 
und  daß  ein  solcher  kleiner  Grundcif,ft  ntümrr  gerne  die  Arlieit  von 
^-wei  Arlxiuin  täte,  selbst  wenn  er  nur  das  Einkommen  eines  Ar- 
beiters verdiene«. 

Artluir  \  üiin^  hat  einmal  in  den  ersten  Jaiiren  des  19,  Jahrhun- 
derts, als  er  die  Kleinbauern  der  Isle  of  Axholme  in  Lincolnshire  be- 
suchte, von  der  >magischeii  KraftdesKi^^entumst  gespro- 
cheOf  das  sich  bei  diesen  Bauern  zeigte.  Dieses  Wort  hat  ihm,  der 
der  eifrigste  Vorkämpfer  des  kapitalistischen  Großbetriebs  gewe* 
sen  ist,  bei  der  Nachwelt  den  falschen  Ruf  eines  Freundes  kleiner 
Güter  einj^etragen.  Wo  immer  h(  titr  die  SchaffuriLr  kleiner  Baucm- 
stellen  in  England  befürwortet  wird,  da  pflej^jt  jene  klassische  Phrase 
des  alten  Aj^rarpolitikers  nicht  zu  fehlen.  Auch  der  A-iv  rlnißln  rieht 
\on  1906  mcintr,  daf>  dir  mai^isrhc  Kraft  des  Ei}^entums  .  wenn  aurh 
nit  ht  überall  in  l  .n^lan<J  v<»rhantlen,  so  doch  bei  den  kleinen  Land- 
wirten stark  ausljihiun<,'sfahig  wäre.  Sir  snll  nach  ihm  auch  fernerhin 
als  Mittel  verwandt  werden,  den  I.andmann  an  den  landlichen  Huden 
zu  fesseln,  und  von  der  Abwanderung  fernzuhalten.  Bisher  wären  nur 
»die  Vorteile  des  Eigentums  nicht  mit  genügender  Deutlichkeit  denen, 
die  Land  bewirtschaften  wollen,  vor  Augen  gefuhrt  worden«,  oder  es 
wären  »die  Bedingungen  derart  gewesen,  daß  die  Kosten  des  Kaufs 
dem  kleinen  Landwirt  als  zu  hoch  erschienen  wären  t. 

So  schlug  der  Ausschußbericht  trotz  aller  Erfahrungen,  die  gegen 
die  Schaffung  von  kleinen  Besitzgriißen  sprachen,  nur  eine  Herabsetzung 
der  \n/ahlungssummc  von  Vi  auf  V«  vor,  VwVs  aber  die  Frage  jedweder 
1  .rli  ic  lUei  iinfj  der  Pachtmö'^lichkeit  inil>eriilirt.  Nur  der  Vorschlag, 
tien  üriuKibcsitzern  eine  n  unilan;^]!  i<  lu  ti  Kredit  ans  f'vffentliclu  11  .Mitteln 
zu  gewähren,  hätte,  wenn  er  verwirklic  ht  witnlen  wäre,  eine  Erleichte- 
rung für  die  Bildung  kleiner  P  a  c  Ii  t  guter  bedeutet ;  diese  Maßnahme 
aber  hätte  ja  die  eigentliche  behördlich  organisierte  Güterbildung  nicht 
berührt. 

Geteilt,  ja  in  hohem  Maße  unterstützt  wurde  die  AuiTassung  des 
Ausschußberichtcs,  daß  die  Regierung  in  erster  Linie  nur  die  Schaffung 
von  kleinen  Besitzern  anstreben  dürfe,  durch  den  alten  Vorkämpfer  des 

Gesetzes  von  1^92:  Je^^^^e  Collings.  Er  steht  noch  heute  wie  damals 
unbedingt  auf  dem  Standpimkte,  dali  eine  Vermehrung  kleiner  (iüter 
vor  allem  eine  Vermehrung  d<'S  K!einbe<it7os  /w  Iiedetiten  habe.  Kr 
proLcsuerle  daher  in  einem  ei^n<-n  Keru  iite  gej^en  den  \*orselila'^  der 
Kreditgew  aiirung  an  die  ( ir'if^irr'.nvibc^iuer  und  betonte  andrei^eits  die 
Notwendigkeit  von  MaLMiahmeu,  welche  die  Vermehrung  der  Kicmbe- 
sitzer  begünstigten.  Die  besondere  Art  dieser  ^loßnahmen  finden  wir 
in  seinem  Buche  vom  Jahre  1906  erörtert  und  in  einer  Bill,  welche 
niemals  Gesetz  wurde,  zusammengefaßt.  Wir  brauchen  hier  auf  die- 
selben nicht  näher  einzugehen.   Gemeinsam  war  jed^ifalls  ihm  und 
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dem  .\ii~-scluilM)i  richt  die  Ansicht,  daß  in  erster  Linie  eine  behördliche 
Neubildung  kleiner  Eigentümer  'orrupying  ownei  sfiipi  an/nstrcben 
sei.  Dieser  Auffassung  entspringt  gun/  begreifiieherucisi:  die  iiettige 
Abneigung  gegen  ein  System  der  Z  w  a  n  g  s  p  a  c  h  t ,  wie  es  schon  seit 
Jahren  lebhaft  von  liberaler  Seite  gefordert  wurde. 

Die  Argumentation  gegen  das  System  der  Zwangs  p  a  c  h  t  ist  in 
dem  Berichte  von  Collings  im  wesentlichen  dieselbe  wie  die  des  Aus- 
schußberichtes; dieser  schrieb: 

»Wihrcnd  der  Aui>schuß  dem  Vorschlage  bcistimml,  eine  Zentralbehörde  MXmi 
T'wnngsweisen  Kauf  zu  ermächtigen,  billigt  der  Ausschuß  nicht  den  Vor- 
schlag, dieser  Behörde  das  Recht  zur  Zwangspacht  (compulsory  powers  to  hirc 
lindl  7'i  frcbf'n  und  zwischen  f  Jrtiiidbcsilzer  und  F'üchtu  r  Stellung  tu  nehmen.  Die 
AuMiliufig  solclur  /wangsTcclite  wurde  die  Schaffung  cuies  Pachter-Rechtes  heibei- 
luhren,  nach  weichem  «las  Grundeigentnni  tatsächlich  zwischen  zwei  oder  noch 
mehreren  Personen  und  Behörden  geteilt  sein  würde.  Hiervon  würde,  nach  Ansicht 
des  Attsscbwses,  das  Resnluc  sein,  dafi  das  Verantwo  nlichkeitsgefObl, 
das  das  Grafkdeigentnm  begleiten  sollte,  su  existieren  aofbttren  wttrde  etc.« 

Es  gehdrte  ein  eigner  Mut  dazu,  angesichts  der  Tatsache,  daß  eine 
große  Reihe  englischer  Großgrundbesitzer  ihr  Land  in  erster  Linie  als 
Gegenstand  gesellschaftlicher,  sportlicher  und  politischer  Betätigung  auf- 
fassen, den  wunden  Punkt  des  sozialen  >  Verantwortlichkeitsgelühlsc  zu 
berühren,  aber  es  zeigte  sich  aus  diesen  Worten  deutlich  der  Geist, 
der  den  Bericht  inspirierte.  Soweit  der  Bericht  das  l'nn/ij)  rlcs  Zwan^js 
.in<-*rkannte,  nanilu  h  nur  im  Falle  des  Kaufs  und  nur  im  1  all  der  zen- 
tralen ikhorile,  konnte  seine  Verwirklichung  nur  von  gernigem  Werte 
sein.  Weit  wicht iijer  war  es  i  da--  Recht  des  Zwangs  auf  die  in  erster 
Linie  in  i  rage  kouunende  Dchurde,  den  GrafschalLsiat,  auszudehnen 
und  2.  dasselbe  nicht  einzig  für  den  Kauf,  sondern  auch  für  die  Pacht 
zu  bewilligen.  Diesen  Bedürfnissen  hat  die  liberale  Bill  und  das  Ge- 
setz von  1907  Rechnung  getragen  und  man  kann  sagen,  daß  gerade 
die  hierbei  in  Frage  kommenden  Bestimmungen  dem  ganzen  Gesetz  den 
wesentlich  neuen  Charakter  einer  einschneidendenRcform  geben. 

Das  Gesetz  von  1907,  so  sehr  es  den  Gedanken  vertritt,  daß  die 
Bildung  kleiner  Pachtbetriebe  zu  begünstigen  sei,  steht  einer  Ver- 
mehntn'^  kleiner  Picsitzfj;rrif5en  nicht  ablehnend  gegeniüier.  Nur  ist  jetzt 
Hl  (lern  neuen  (leset/  'hireli  die  Beseitigung  der  Bestimmung,  dafn*nrht- 
guter  niehl  ülier  15  ai  res  Flache  und  keine  höhere  Rente  als  15  x* 
aufweisen  durften,  die  frühere  lie  n  a  c  h  t e  i  1  i  g  u  n  g  de  r  P  a c  h  t  g  u  t  s  b  i  1- 
ilung  aufgehoben  (Amendement  der  Seclion  4  1^2.)  des  alten  Gesetzes). 
Ebenso  ist,  wie  schon  erwähnt,  die  Erwerbung  im  Enteignungsverfahren  so- 
wohl auf  den  Kauf  wie  auf  die  Pacht  ausgedehnt.  Beide  Fälle  sind  natür- 
lich nur  dann  vorgesehen,  »wenn  ein  Grafschaftsrat  nicht  im  Stande  ist 
durch  Vereinbanmg  und  zu  vernünftigen  Bedingungen  Land  für  den 
besagten  Zweck  zu  erwerbenc  Ausgenommen  vom  Zwangskauf  wie  von 
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der  Z\vani;^patl>l  i.si  natiir^('mä(>  .solches  Lan«J,  da?»  nicht  als  landwirt- 
schaüUch  benutzte  Fläche  zu  betrachten  ist.  r)ie  Bestimmungen  hier- 
über (vgl.  Sektion  30)  sind  äußerst  ausgedehnt,  sie  erstrecken  sich  auf 
Parks,  Gärten,  Vergnügungsplätzc,  auf  den  Boden,  welcher  die  sog. 
kamt  form  bildet  etc.,  so  daß  der  Grundbesitzer  in  dem  Besitse  seines 
eigentlichen  »Herren« -Landes  von  dem  Zwangsverfahren  nicht  erfaßt 
werden  kann.  Da  aber  im  übrigen  der  Kauf  wie  die  Pacht  im  Zwangs- 
verfahren vorgesehen  ist,  und  andererseits  itn  l'jni;^uni^s\  (  iTalii  rii  die 
Pacht  nicht  mehr  zu  Gunsten  des  Kaufs  benachteiligt  wird,  so  ist  an- 
zunehmen, daf^  dir  W  ahl  zwisrhon  Kauf  oder  Pacht  jct/t  weit  mehr 
ah  tnili- )  auf  (irund  der  jrw eiligen  ökonomischen  Bedürfnisse  des 
Emzclialls  cnl^chieden  wi  id<-n  wiid. 

Flu  die  Durchführung  der  so  wichtigen  Maßnahme  der  Zwangs- 
pacht hat  es  nun  einer  Reihe  von  Bestimmungen  bedurft,  die  hier  kurz 
wiedergegeben  werden  müssen.  Die  Zwangs])acht  erstreckt  sich  auf 
eine  Zeitperiode,  die  nicht  weniger  als  14  und  nicht  mehr  als  52  Jahre 
betragen  darf  (Sektion  26  (3)).  Allein,  es  kann  die  Behörde  unter  Be- 
obachtung bestimmter  Benachrichtigungsfristen  das  Land  nach  Ablauf 
des  ersten  Pachttermins  w  iederum  für  wenigstens  14  mindestens  3a  Jahre 
pachten,  und  zwar  wiederum  auf  (irund  des  Zwangsverfahrens,  wenn 
eine  \  t  n  inbaruni^  ni<  ht  erzielt  wird  (Sektion  27  (i)). 

l'ut  ilio  r!(  rerhnung  der  Pachtr'-nte,  welche  von  der  Behf>rile  an 
den  ( inindlK Mi/ei  l)ezahll  wird,  soll  der  Taxator  lolL;rn<lc  Ilaui^tnio- 
mente  l)erücksichtigen  <vgl.  I.  Schedule  l'art  II.  (4^1:  1.  Die  l'achtrente, 
zu  der  das  Land  bisher  verpachtet  worden  ist  und  den  Geldwert,  wel« 
eher  der  jährlichen  Besteuerung  zugi  unde  gelegt  wird.  s.  Den  Verlust 
(wenn  überhaui>t  ein  solcher  \'orhanden  ist),  der  dem  Grundbesitzer 
durch  die  Trennung  erwächst.  3.  Die  Zeitdauer  und  sonstigen  Be- 
dingungen der  Pacht.  Hierbei  soll  besonders  Jede  Reservation  des 
Grundbesitzer^,  wcl'  he  Jagd-  und  FisehrechtC  betrifft,  berücksichtigt 
werden.  4.  Nicht  aber  soll  berücksichtigt  werden  die  zukünftige 
VerwertunL"-mö'4lirhkeit  des  Bodens  für  irge  nd  einen  andern  '/wec  k  als 
den  in  FruL^*  komincndcn,  soweit  der  firundbesitzer  das  Rerbi  hat,  für 
solche  ausdrücklich  besUiuiiucn  '/wecke  das  Land  zuruckzuloi  dern. 
Wenn  ein  ( irundbesit/cr  sein  Laiul  oiler  einen  Teil  desselben  während 
der  Zeit  der  Zwangspacht  zu  Bau-,  Bergwerks  oder  andern  gewerb- 
lichen Zwecken  oder  auch  zum  Straßenbau  erwerben  will,  so  wird  ihm 
unter  bestimmten  Bedingungen  der  Boden  oder  ein  Teil  desselben 
wieder  zur  Verfügung  gestellt  (vgl.  Sektion  33  (i)),  so  daß  also  eine 
Rücksiehtnahme  auf  derartige  wertsteigernde  Verwertungsmöglichkeiten 
bei  der  Festsetzung  der  Pachtrente  unnötig  wird.  Weiter  sind  Be- 
'«timmungiMi  darüber  gegeben,  wie  Ix  i  einer  Wiederverpachtung  nach 
.Ablauf  des  ersten  Termins  der  Taxator  die  Rente  zu  berechnen  hat 
(Sektion  27  \2.))\  er  soll  nicht  berücksichtigen:  1.  Vcrbei^serungen, 
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lür  die  die  Behörde,  falls  sie  die  l'acht  nicht  erneuert  hätlr,  W'irdcr- 
vciL^ütun^^  hatte  heansprurhen  können.  2.  W'erterhöhungen  des  Hc- 
tri«-  l)e6,  welche  daraus  entstehen,  daß  der  <  ii  undbesitzcr  den  Hoden 
waljrend  der  neuen  Pacht  anderweitig  verleiten  könnte,  soweit  er  in 
solchen  Fällen  das  Recht  der  Wiedererlangung  des  Bodens  besitzt. 
3.  Werterhöhungen  des  Betriebes,  welche  durch  die  behMliche  Bil- 
dung von  Kleinbetrieben  in  der  Umgegend  entstanden  sind.  4.  Wert- 
minderungen des  Bodens,  für  die  die  Grundbesitzer  von  der  Behörde 
eine  Vergütung  hätte  beanspnichen  können,  wenn  diese  die  Pacht 
nicht  erneuert  hätte. 

Man  erkennt  aus  diesen  Bestimmungen:  Die  Pachtrente  soll  so 
fixiert  werden,  flaf>  von  vornherein  wie  auch  bei  der  fortlaufenden 
Pachl  der  <  irundliesil/cr  eine  Rente  empfängt,  wie  sie  dem  hislier  iih- 
lichen  Standard  entspricht.  I  )ie  Sii  i^^jcrtin«^  der  l  elH  rs(  luis-^f,  w  ie  sie 
durch  die  Bildung  der  Kleinbctiielje  einlieten  kann,  hit  il)t  (K  i-  IUIk »rde 
oder,  je  nach  deren  Festsetzun;^,  dem  kleinen  i.an'lvvaic.  Damit  wäre 
dann  freilich  der  häufig  ausgesprochenen  Befürchtung  vorgebeugt,  daß 
eine  Steigerung  im  Werte  des  zu  bildenden  Kleinbetriebs  schließlich  doch 
nur  dem  Grundbesitzer  in  Form  einer  Rentensteigerung  zufallen  werde. 

Wie  aber  steht  es,  wenn  nach  Beendigung  irgend  eines  Pachtter* 
mins  das  Land  dem  Eigentümer  wieder  zur  Verfügung  gestellt  wird? 
Es  entsteht  dann  die  Frage,  wie  die  wertsteigernden  Aufwendungen 
der  Behörd<  k  sp.  deren  Pächter  wieder  zu  vergüten  sind.  Das  Ge- 
setz besäet  (St  ktton  3;  (2  \  daß  hierfür  die  Agrirnltnral  HoUlings 
Acts  von  tSS?  i()o6  ^rltcn  sollen,  und  zwar  solle  »die  an  dir  Hcliorde 
für  \'erbesserungen  zu  zahlende  EntselKifliL;un^s.suniine  flerart  sein,  (hi(>  sie 
die  Wertsteigerung  des  Rodens,  weicht  dem  tirundl>esiizer,  oder  seinem 
Nachfolger»  durch  diese  Verbesserungen  zufiele,  in  fairer  Weise  dar- 
stellten«. Nun  ist  zu  bedenken :  es  hat  bisher  nicht  an  Gesetzen  gefehlt, 
welche  dem  abziehenden  Pächter  eine  Wiedervergütung  für  scineAuslagen 
und  Verbesserungen  zu  sichern  suchten.  Weit  schwieriger  war  es,  den 
in  Fn^e  kommenden  Pächtern  eine  leichte  und  wirksame  Durchsetzung 
der  bestehenden  komplizierten  Entschädigungsansprüche  zu  gewährleisten. 
So  konnte  selbst  die  letzte  Gesetzgebung  dieser  Art  diejenigen  agrarische 
Kreise  Englands,  welche  das  Interesse  der  Pächter  vertreten,  nicht  l)e- 
friedij:^en,  und  auf  einer  Vrrsamnilim;^  der  Zentrallandwirtschaftskammer 
wutde  unlängst  die  fol|;<-ndr  Resolution  gefaßt:  »Da  die  Agricultural 
Holdings  Gesetze  die  Basis  l)i]<N  ten,  auf  der  die  Pachtwirtschaft  beruhe, 
so  sollten  sie  so  umgestaltet  werden,  daß  das  Kajutal,  das  der  Pächter 
in  seinen  Betrieb  stecke,  so  sicher  sei,  als  wenn  der  Betrieb  ihm  ge- 
borte, und  da0  nichts  mehr  den  Pächter  daran  hinderte,  den  Boden 
$0  viel  produzieren  zu  lassen,  wie  er  nur  könne.«  Iliczu  bemerkt  Jcssc 
Collings:  »Diese  Resolution  ist  gut  gedacht,  aber  gänzlich  unmöglich 
ist  es,  sie  gesetzlich  zu  verwirklichen.  Die  Frage  ist  zu  kompliziert. 
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Km  Pächter  mag  ein  gutes,  aber  auch  cm  schlechtes  Urteil  haben. 
Bestimmt  man  nun,  daß  er  beim  Verlassen  (K  s  (lutes  für  alU  s  wa*i  er, 
auch  *>hnc  Willen  des  Grundbesil/crs,  j^clan  hat  und  lür  \  crbesse- 
rungen  ansieht,  Wiedervergutung  erhält,  so  würde  das  sicherlich 
zu  Streit  und  Schwicri;^keiten  führen.  Manche  seiner  Auslagen  mögen 
von  dem  neuen  Pächter  nicht  weniger  als  von  dem  Grundbesitzer 
als  nutzlos  oder  von  geringem  Werte  angeschen  werden.  Andere 
Arbeit  r  zum  Beispiel  eine  Obstgartenanlage,  benötigt  einige  Jahre,  um 
zu  zeigen,  ob  sie  rentiert  oder  nidit^.  Wenn  CoUings  so  spricht, 
so  wissen  wir,  daß  ilim,  dess(  ^  T  !<  al  der  Kleinbesitit  ist,  die  bisher  un- 
befriedigende Regelung  <les  Parhtrcclits  eine  willkommene  Waffe 
«»e'^en  das  Pachtsvstem  bietet.  Wir  hüten  uns  deshalb,  ebenso  schwarz 
zu  si  hcn  wie  <  r.  Daß  aber  gerade  bei  dem  Kleinbetrieb  die  Rege- 
lung dci  i-iiisrhä(ligungsfrage  iiußerst  sciiwierig  ist,  liegt  auf  der 
Hand.  Denn  tler  unvennügende  Kleinlandwirt  niuti  in  jedem  SchiUing, 
den  er  in  den  Boden  steckt,  weit  mehr  sehen  als  der  häutig  t>egüterte 
Großpächter,  auch  pHegt  der  kleine  Landwirt  anerkanntermaßen  durch 
seine  intensive  Wirtschaft  den  Boden  weit  stärker  zu  verbessern,  als 
jener,  während  er  andrerseits  in  der  Regel  seine  Rechtsansprüche  weit 
weniger  zu  kennen  pflegt  und  durchzusehen  im  Stande  ist  als  der 
gebildete  Großlandwirt.  Schützt  man  wiederum  den  Kleinpächter  durch 
einen  besonders  ausgedehnten  Entschädigungsanspruch,  wie  man  es  im 
Falle  der  Marktijärtenbetriebe  durch  den  Market  (Sardencrs  Conijicn- 
sation  Act  getan  hat,  so  licirt  die  flifahr  nahe,  <\a\>  der  ( Irundl  lesit/er 
noch  mehr  vor  der  HilduiiL;  \i>n  Kleinlirtiielu-n  /uriu'ksrluut,  um  nicht 
<lem  Pächter  beim  Verlassen  dc.s  CiUtcM  cme  hohe  Enschadigungsummc 
zahlen  zu  müssen.  Diese  Gefahr  besteht  vor  allem,  wenn  der  Grund- 
besitzer, wie  es  bei  jenem  Gesetz  der  Fall  ist,  auch  für  Aufwendungen 
zu  entschädigen  hat,  welche  ohne  seine  Beistimmung  von  dem  Klein> 
Pächter  vorgenommen  worden  sind. 

Dadurch,  daß  sich  zwischen  dem  Grundbesitzer  und  dem  Klein- 
pächter ein  vermittelndes  Organ,  die  Behörde,  einschiebt,  wird  die 
Schwierigkeit  der  Entschädigungsfrage  wesentlich  gehoben.  Denn  es 
ist  zu  erwarten,  daß  die  Behörde,  welche  den  kleinen  Landwirt  bei 
setnöm  Abzüge  für  Aufwendun^t  n  rntsdiädigt,  berechti'_^te  .Ansprüche 
des  Kleinpächters  weit  bereitwüliyei  anerlccnnt,  als  tler  eigentliche 
GrumÜH  s\[/vr  und  daß  die  Durchst  l/^nnL;  der  -Ansprüche  in  solchem 
Falle  vlcni  Klctnpaehler  leichter  und  sicherer  gelingt  als  wenn  er  mit 
dem  Laudlurd  verhandeln  müßte.  Vor  allem  ist  aber  durch  das  Ge- 
setz von  1907  bestimmt  worden,  daß  liir  alle  Kleinbetriebe,  die  durch 
die  Behörden  geschaffen  werden,  die  Bestimmungen  Über  »Mark^äxten« 
gelten  sollen,  so  daß  ein  jeder  Kleinpächter  auch  filr  Verbesserung, 
die  er,  ohne  Zustimmung  der  Behörde  macht,  beim  Abzug  Entschädig 
gung  verlangen  kann,  vorausgesetzt,  daß  die  Verbesserungen  nicht  von 
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der  Behörde  ausdrücklich  verboten  waren  (Sektion  35  (1)),  Damit  kann 
also  auch  der  Grutulbesitzcr  für  solche  Verbesserungen,  soweit  sie 
wertstt  icji  rnd  gewirkt  haben,  als  entschädigungspflichtig  beim  Ablauf 
der  Facht  iierange?f»gen  werden. 

Ueberbh'ckt  man  all  diese  Tatsachen,  die  sich  aus  der  IVb'jghchkcit 
einer  zwaiig^u eisen  Pachtung  von  Land  ergeben,  so  wird  man  eine 
zuxuichst  auffallende  Tatsache  verstehen :  dali  nämlich  die  große  Majo- 
rität der  englischen  Großgrundbesitzer  und  die  ihnen  nahestehende 
konservative  Partei  sich  weit  stärker  gegen  die  Einführung  der  Zwangs- 
pacht als  gegen  den  Zwangs  kauf  gewehrt  haben.  Mit  der  Institution 
des  zwangsweisen  Kaufes  erklärte  sich,  wie  wir  sehen,  schon  der  Aus- 
schuß teilweise  einverstanden.  Er  eif«  ri«^  demgegenüber  gegen  den 
Gerlanlcen  einer  zwangsweisen  Verpachtung.  Dieser  Punkt  war  CS 
aucli,  der  bei  der  Beratung  der  Bill  im  Parlament  den  heftigsten  Wider- 
stand der  Konser\ativen  fand.  Denn  die  /wnnijspacht  bedeutet,  wie 
man  jel/t  erkennt,  daß  der  (jrundbesitzer  zu  (»unsten  des  r,rasehaftsrats 
seines  bisherigen  l\e(  lus,  die  Pachtbedin<^nni^en  nach  iieUeben  festzu- 
setzen, entkleidet  ist.  Damit  i.st  aber  indirekt  ein  großer  Teil  der- 
jenigen Forderungen  verwirklicht,  welche  man  schlechthin  die  drei  »F«s 
genannt  hat. 

Diese  drei  »F«s  bestehen  in  einer  Reihe  von  Bestimmungen,  welche 
in  der  Agrargesetzgebung  Irlands  verwiridicht  worden  sind  und  deren 
Anwendung  auf  englische  Verhältnisse  schon  seit«  dem  Anfang  der 
90er  Jahre  gewisse  englische  Politiker  forderten.  Es  handelt  sich 
I.  um  die  fair  rcnt,  d.  h.  um  die  behördliche  Festsetzung  einer 
l'achtrente,  welche  so  zu  fixieren  ist,  daß  dem  Pä« iiter  ein  ani^emc^sener 
Ueberschuß  aus  der  lUnvirtsehatiuncj  blt^ibt.  2.  uni  f  i  \  i  t  y  o  '  t  e  nure, 
d.  h.  die  Fest^et/un^.  dal.s  dem  Pachter,  der  Ui  ordnungsgemäl-n  r  W  eise 
sein  Gut  bewirt.schaUel  und  .seine  Pachtrente  bezahlt,  nicht  «^^  kündigt 
werden  diiric,  endlich  3.  free  sale,  d.  h.  die  Ii  e  r  e  c  Ii  1 1  g  u  n  g 
des  abziehenden  Pächters,  dem  von  ihm  zu  bestellenden  ein- 
ziehenden Pächter  eine  Entschädigungspflicht  für  die  gemachten  Ver- 
besserungen aufzuerlegen  oder  überhaupt  diese  Verbesserungen  beim 
Verlassen  des  Gutes  als  ein  in  dieser  oder  jener  Form  veräußerliches  Gut 
betrachten  zu  dürfen.  Gegen  diese  Forderungen  haben  die  Konser- 
vativen Englands  im  Interesse  der  agrarischen  Ari^toki  atie  aufs 
heftigste  protestiert,  vor  allem  mit  dem  Argument,  daß  hierdurch  das 
Gnmdeicjcntum  eine  Toilun;^^  erfahren  würde,  welche  «Jie  Beziehungen 
zwi.schen  Grundbesitzern  und  riU  hiern  verschlechtern  würde.  Auf  der 
andern  Seite  hat  sich  gerade  in  den  Kreisen  der  kleinen  Pächter  die 
Stinunun:4  für  die  drei  >F<  s  besonder^  .stark  entwic  kelt,  <la  die  kleinen 
Ludwine  an  jenem  »Eingriff  in  das  freit;  \  t  rUi^ungsrecht^  über  den 
Boden  am  stärksten  interessiert  zu  sein  pflegen.  Der  kleine  Landwirt 
sieht  sich  als  Pachtbewerber  dem  Grundbesitzer  gegenüber  schlechter 
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tjestclh  aU  (Ici  ( ii  f >l>i)ai  liter.  rrrnfK-  l'iiclitt  r  >iinl  Ik  uIc  selten  und 
gesucht.  Wo  SK-  .sH:h  um  ein  dul  Ucwcrbcn,  haben  .sie  häufig  keine 
Nebenbewerber.  Sie  können  also  die  Pachtbedingungen  weit  mehr 
diktieren  als  der  kleine  Pächter,  der  oft  in  einem  Wettkampf  mit 
20 — 25  anderen  Landwirten  steht,  die  das  frei  werdende  Gut  überneh- 
men wollen.  Die  »gerechte  Rente«  und  die  »Dauer  des  Pachtver- 
hältnisses« ist  daher  dem  Großpächtcr  weit  mehr  gesichert  als  dem 
kleinen  Landwirt,  weshalb  er  weniger  auf  die  behördliche  Regelung 
dieser  Fragen  bedacht  ist. 

Nun  hat  das  Gesetz  von  1907,  wie  man  aus  dem  früher  (iesagten 
erkennen  kann,  die  Ansprüche  einer  fair  rcnt,  soweit  sir  Ihm  der 
Bildung  von  kliiinn  Gütern  in  Frug»  kommt,  w  ihr  i  al  \cr\virk- 
lirht.  I)<'r  ( irundlu  sit/or  muß  sich  dazu  verstehen,  an  den  Grafschafls- 
rat  Land  zu  verpachten,  er  erhält  eine  durch  >faire'^  Abschätzung  be- 
rechnete Rente,  die  nicht  dadurch  ungebührlich  in  die  Höhe  getrieben 
wird,  daß  eine  Schar  von  kleinen  Landwirten  sich  gegenseitig  über- 
bietet, sondern  in  erster  Linie  nach  der  bisher  erzielten  Pachtrente 
festgesetzt  wird.  Der  Grundbesitzer  kann  ferner  nach  dem  Ablauf  des 
ersten  Pachttermins  nicht  eine  beliebige  Steigerung  der  Rente  vor- 
nehmen und  damit  die  Mehrerträge,  die  der  kleine  Landwirt  jetzt 
vielleicht  erzielt,  in  Form  einer  Rentenerhöhung  ausnützen.  Es  kann 
vielmehr  der  (irafschaftsrat  einen  neuen  Parhtabsrliltjls  machen  und 
wiederum  die  Reikte  unter  ähnlichen,  > fairen«  Schätzungsbedingungen 
feststellen  wie  früher. 

Die  fixitv  oftenure  ist  ferner  imlinkt  »hireh  das  GeNei/ xoü  1907 
insofern  gegeben,  als  die  Uehörde,  welche  die  Rolle  des  Grundbesitzers 
übernimmt,  eben  nur  dann  dem  Pächter  die  Pacht  kundigen  wird,  wenn 
ein  durch  das  Gesetz  von  189a  rcsp.  1907  gegebener  Grund  vor* 
liegt,  oder  der  Bewirtschaftcr  seinen  Verpflichtungen  nicht  nachkommt. 
Diejenigen  Gründe,  welche  so  häufig  dazu  fuhren,  daß  Kleinpächter  ihr 
Gut  räumen  müssen,  nämlich  Berücksichtigung  sportlicher  oder  weid- 
männischer Interessen,  eine  persönliche  Antipathie  des  Grundbesitzers 
gegenüber  den  kleinen  Landwirten,  gegenüber  ihrer  politischen  Ge- 
sinnung, oder  ihrem  Bewirtschaftungssysteme,  ein  plötzlicher  Wunsch 
der  Grundbesitzer,  das  xnn  Kleinbetrieben  bewirtschaftete  Land  zu 
seiner  home  farm  zu  sthlajen,  all  diese  Momente  können  jetzt  ent- 
weder gar  tii(  iiL  oder  zu  m unkst  nicht  mehr  ohne  eine  längere  Fri.st 
zur  Autlosung  des  Parlu\ci nagcs  führen.  Und  i>elbst,  wenn  ilie  Um- 
stände eintreten,  welche  dem  Grundbesitzer  die  Zurückerlangung  des 
Landes  ermöglichen,  ist  für  eine  Entschädigung  des  Kleinpächters  ge* 
sorgt  (vgl.  First  Schedute  II.  (5)). 

Daß  die  Durchsetzung  der  Entschädigungsansprüche  durch  die 
Einschiebung  einer  behördlichen  Instanz  zwischen  Grundbesitzer  und 
Kleinpächter  fiir  den  letzteren  weit  leichter  und  erfolgreicher  wird, 
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fiabcn  w  ir  ehenialls  ange'lontet.  Ks  ist  damit  ein  bcflcutendcr  Fort- 
schrill  in  iler  Rii  htun«7  (Icrjciii^cn  1- ()r<Ii  rungcn  c  rreichl,  welche  bisher 
in  dem  »free  salc-  iliren  Aiiiiclpunki  trbliikien. 

Difrch  das  Recht  des  Grafschaftsrats,  zwangsweise  Land  zu  ver- 
pachten, ist  also  jeder  Grandbesitzer  En^rlands  jeder  Zeit  vor  die  Mug« 
iichkcit  gestellt,  die  bisher  wichtigsten  Funktionen  seiner  grundherrlichen 
Stellung,  fUr  einen  Teil  seines  Besitzes  zu  verlieren.  Die  Pachtrente» 
zu  der  er  zu  verpachten  hat,  wird  ihm  vorgeschrieben,  so  bald  der 
(jrafschaftsrat,  im  Wege  des  Zwanges,  sein  Land  pachtet.  Die  Zeit* 
dauer  des  Pachtverhältnisses  wird  ihm  ebenfalls  diktiert.  Für  \'er- 
f^es^enmc^en.  welrhe  «Kr  Kleinpächter  ohne  seine  Zn^timmnng,  oder 
mi  Rahmen  der  l)(  lit)r<lli(:hen  Beilin^^uiii^en  macht,  wird  er  beim  Ab- 
lauf <ler  Pacht  ersatzplliciuii:^,  wenn  duse  Verhrsscrungen  den  Wert 
des  Betriebes  steigern.  Da  Ijleibl  in  der  Tat  v«*ni  Grundeigentum  nicht 
viel  übrig,  und  es  ist  begreiflich,  daii  sich  eine  Partei,  der  die  Inter- 
essen der  Grundbesitzer  stark  am  Herzen  liegen,  mehr  gegen  jene 
Eingriffe  in  die  freie  Ausübung  des  Eigentumsrechts  eifert,  als  darüber, 
(laß  man  einem  Grundbesitzer  einige  himdert  acres  zu  einem  anständigen 
Preise  zwangsweise  abkauft. 

Erw  eitert  wird  die  Machtsphärc  des  Grafschaftsrats  aber  noch  da- 
durch, daß  das  Ciesetz  von  1907  demselben  gestattet,  genossenschaft- 
liche Gesellschaften  zu  unterstützen,  wenn  dieselben  die  Hildnni,'  klt  iner 
tjütcr  bezwecken  «»der  wenn  sie  als  Kredit-,  F.inkaiifs-  oder  Ab^atz- 
I^enosscnsrhaften  die  klemen  lU  triebe  zu  fordern  ln  ji.  ja  es  kann 
der  Grafbchaftsrat  solche  (icnussenschaflen  ins  Leben  rulcn  und  als 
-seine  Agenten«  benutzen  (vgl.  Sektion  39  (i  4)).  Hierdurch  wird  eine 
Verbindung  der  behördlichen  Schaffung  von  Kleinbetrieben  mit  der 
Privatinitiative  angebahnt,  welche  in  hohem  Maße  segensreich  sein 
kann.  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  der  genossenschaftliche  Erwerb  von 
Land  und  die  Gründau ng  von  Kolonien  kleiner  Güter  auf  ge- 
nossenschaftlichem Wege  (nicht  der  Betrieb  auf  m  in  issenschaft- 
licher  Hasis!)  .sehr  \  i<  I  Krfolg  haben  kann.  Dies  beweisen  die  Resul- 
tate der  vcrschiedriien  Small  Holdings  Associations,  v(»n  denen  beson- 
ders eine  solche  in  Norfolk  und  eine  solche  in  Lincolnshin'  ganz  Hei- 
vorragencle-s  in  der  .Schahung  pri»sperierenrl(T  Kh-inbetnel geleistet 
halx'n.  ja.  ;^radc  di»-  Erfolge  solcher  '^enosscn.NchalUu  her  l  nlemeh- 
niungen  iiaben  die  Ausiciit  hervorgerufen,  daß  die  behördlichen  Be- 
strebungen deshalb  oft  fehlschlagen  müßten,  weil  ein  Grafschaftsrat 
nicht  so  rationell  voi^ehen  könne  wie  eine  private  Genossenschaft. 
Die  Aufteilung  des  Bodens,  die  Errichtung  von  Gebäuden,  die  Einzäu- 
nungeo,  die  Drainageanlagen  u.  s.  w.,  all  das  wird  sicherlich  billiger 
von  Privaten  als  von  einer  Behörde  ausgeführt.  Von  diesem  Stand- 
punkt aus  hat  Edwin  y\.  Pratt.  ein  bekannter  Agrarschriftstellcr,  recht, 
wenn  er  in  seinem  leuten  Buche  die  genossenschaftliche  Bildung  klei- 
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ner  Güter  gegcDüber  der  staatlichen  preist.  Allein:  Voraussetzung  für 
die  Bildung  solcher  Genossenschaften  ist»  daß  sie  den  Boden  erwerben 
können  und  zwar  zu  Bedingungen,  welche  die  Bildung  kleiner  Güter 
ermöglichen.  Wie  trübe  es  aber  damit  aussieht,  das  zeigten  vor  dem 
Ausschuß  die  Aussagen  des  Mr.  Winfrcv,  der  selbst  Vorsitzender  zweier 
solcher  Landgenossenschaften  ist.  l^nd  wenn  Pratt  dann  meint»  daß 
eine  >tru.st\vortby  sticioty  or  combination<  für  den  (jrundbesitzer  eine 
genügende  Sicherheit  dafür  !ii(  t(\  '!af>  er  seinen  l'rcis  ofler  seinen  l'achl- 
schilling  richti^j  und  pünklluh  crhahcn  \\i  r>le,  so  tritit  dies  nicht  zu. 
Denn  ein  »Experiment«  bleibt  die  Zertrüniiiu  aurh  für  die  (ie- 

nobsenschaft,  und  der  Grundbesitzer  braiichi,  ohne  an  dem  guten 
Willen  derselben  zu  zweifeln,  von  Skrupeln  über  die  Zweckmäßigkeit 
eines  Verkaufs  oder  einer  Verpachtung  an  die  Genossenschaft  noch 
lange  nicht  befreit  zu  werden. 

Wenn  aber  ein  Grafschaftsrat  hinter  der  Genossenschaft  steht  — 
also  das  Gespenst  der  Zwan^spacht  vor  dem  Grundbesitzer  auftaucht 
und  wenn  die  lU  horde,  wie  es  das  Gesetz  zuläßt,  für  gewisse  Darlehn 
der  (icsellschaften  die  lUirg.schaft  übernimmt,  dann  ist  es  möglich,  dab 
<lies<'  leichter  als  bislicr  zu  einem  passenden  1  amierw  ei be  kommen. 
So  kann  die  Behörde  cnis|)rechend  der  ihr  durc  Ii  das  (iesetz  von  1907 
j^ewordenen  Befugnis  mit  privaten  Genossenschaltea  /usanmieuarbciten; 
es  bleiben  die  wirtschaftlichen  Vorteile  der  Genossenschaft  bestehen,  wäh- 
rend ihrer  Tätigkeit,  da  wo  es  not  tut,  durch  die  Mitwirkung  der 
Behörden  mehr  Rückgrat  verliehen  wird.  Es  ist  eben  stets  zu  bedenken, 
daß  die  behördliche  Schaffung  von  Kleinbetrieben  nur  dazu  dienen 
soll,  eine  sozial  und  volkswirtschaftlich  günstige  Betriebsentwicklung 
zu  befördern,  in  hm  ilir  Hindernisse  aus  dem  Wege  geräumt 
werden.  Wo  .sich  kleine  Güter  durch  Aufteilung  großer  Besitzungen 
oder  Pachthöfe  ungest(>rt  entwickeln  oder  wo  Genossenschaften  durch 
Landerwerb  im  großen  auf  leichte  Weise  kleine  Ciüter  bildt  n  kön- 
nen, da  bleibt  die  BehTirde  außer  Aktion.  Don  hnigcgen, 
wo  sich  einem  lebhaften  Beclürfnis  nach  kleinen  Gütern 
Schwierigkeiten  in  den  Weg  stellen,  begiiuii  erst  das  Wirkung.s- 
gebiet  der  Gesetze  von  2893  und  1907.  Und  hier  wiederum  ist  eszu> 
nächst  nur  die  gütliche  Vereinbarung»  welche  von  den  Behör- 
den erstrebt  wird.  Erst  wenn  diese  nicht  zu  erzielen  ist,  so 
tritt  der  Zwang  gegen  die  Grundbesitzer  in  Kraft.  Je  größer  also 
die  Schwierigkeiten  der  Bildung  kleiner  Güter  im  einzelnen  Falle  wer- 
den, um  so  stärke  r  werden  auch  die  behördhchen  Mittel,  welche  heute 
an'^'ewandt  werden  können,  um  jene  Hindernisse  zu  l)eseitii,^en.  Damit 
kommen  wir  zum  Aus<»angspunkt  unserer  Bett aclitung  /urück,  in  wel- 
cher w  ir,  wenn  auch  niciit  alle,  so  doch  die  .4  i  u  n  d  1  e  g  e  n  d  e  n  I'at- 
sachcn  der  engli.schen  Agrarreform  von  1907  darzulegen  versuciit 
haben. 
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Man  erkennt  jet/l,  warum  wir  jene  ( jesft/;^e! mmu'  zur  Schaftung 
kleiner  (jüUt  überhaupt  eine  Agrarreform  mnnen  kennen:  sie  soll 
die  Grundbcsitzvcrhältnissc  so  umgestalten,  daß  die  mo- 
derne, dem  veränderten  Absatz  sich  anpassende  Entwicklung  zum 
Kleinbetriebe  in  der  englischen  Landwirtschaft  nicht  durch  dieselben 
unterbunden  wird.  Die  Mißerfolge  des  Gesetzes  von  1892  haben  kei- 
neswegs die  Aussichtslosigkeit  der  kleinbetrieblichcn  Entwicklung  be- 
wiesen. Im  Gegenteil:  die  starke  Nachfrage  nach  kleinen  Gütern,  die 
an  die  Grafschaftsrätc  herantrat,  die  zahlreichen  Erfolge  der  Kleinguts- 
kolonicn,  da  wo  solche  geschaffen  wurden,  haben  gezeigt,  daß  die 
wirlschaftlirhcn  Voraussetzungen,  soweit  sie  in  der  lietriebsfrage  wür- 
zt In.  der  .Scliaftun;^  und  Vermehrung  kleiner  Güter  u'iinstiLr  sinrl.  Ande- 
rerseits haben  aber  die  Erfahrungen  von  j8o2  «je/t  i;^t,  dalS  'lic  besitz- 
Verhältnisse,  welche  dem  entgegenslchen.  haulig  st>  viel  mächtiger  sind 
als  die  Gunst  der  Betriebsverhältnisse,  daß  ein  weit  radikaleres  und 
einschneidenderes  Vorgehen  der  Behörden  nötig  ist,  wenn  Oberhaupt 
auf  diesem  Wege  eine  Reformierung  der  ländlichen  Bodenfrage  zu 
Gunsten  der  Betriebsfragc  erreicht  werden  soll. 

Es  war  daher  erstens  die  Schaffung  einer  Zentralinstanz  nötig, 
welche,  beim  Versagen  der  lokalen  Behörden,  deren  Funktionen  selb- 
ständig zu  übernehmen  imstande  war,  wodurch  die  Durchführung  der 
in  Frn-^e  kommenden  Maßnahmen  besser  als  bisher  gesichert  erscheint. 
I'ann  aber  war  \(>r  allem  zweitens  eine  prin^-ipiclle  NfnuTiini:^  notwen- 
eli'^.  Ks  hatte  sich  herausgestellt,  daß  die  bloße  Erniaelui:^nin:^',  welche 
*icr  (jrafschaftsrat  zum  Lander\verl)e  erhielt,  dort  nichts  bedeutete,  wo 
die  Konsolidierung  des  Hodens  und  die  Zähigkeit  des  (iroßgrundbe- 
sitses  einen  Erwerb  durch  Vereinbarung  unmöglich  machte.  So  griff 
man  notgedrungen  zum  Enteignungsverfahren.  Allein  trotz  dieser  wich- 
tigen Reform  erschienen  die  Schwierigkeiten)  welche  zwischen  der 
Bodenfrage  und  der  Betriebsfrage  bestanden«  nicht  gelöst.  Durch  die 
Maßnahme  eines  Zwangskaufs  war  wohl  die  Möglichkeit  des  Land- 
erwerbs  als  solche  gesichert.  r)a  aber  der  Bodenpreis  in  England  so 
viel  höher  zu  sein  pflegt  als  sein  kapitalisierter  Ertragswert  und  dieser 
Bodenpreis  noch  durch  die  Kosten  des  Zwangskaufs  gesteigert  wird, 
so  muffte  CS  fraL,'lieh  sein,  ob  der  so  zu  erwerbende  Hoden  für  die 
Schatninu  kleiner  ( niter  eine  rentable  Unterluge  gcwanrte  Man  koi  nte 
die  Schvucngkcit,  uckiic  häufig  in  der  Fraire  f!rs  Hodeneru erbcs  lag, 
selbst  durch  den  Zwangskauf  nicht  bescitigeii,  wenn  man  für  diejenigen 
Eigenschaften  des  Bodens  mitbezahlen  mußte,  welche  ihn  wohl  fUr  den 
reichen  Großgrundbesitzer,  nicht  aber  für  den  kleinen  Bauern  wertvoll 
machten.  So  kam  man  zu  der  dritten  wichtigsten  Abänderung  des  alten 
Gesetzes,  zu  derjenigen  Bestimmung,  welche  am  meisten  den  Gedanken 
einer  soztalrechtlichen  Reform  der  bisherigen  Verhältnisse  ausdrückt: 
angesichts  der  schwierigen  Bodenpreis>  und  Besitzverhältnisse  .gab  man 
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die  Holtnun^  auf,  in  erster  Linie  Bauern  n\  scharten,  und  dekretierte 
die  Z\van^>ijacht,  um  die  Schaffung  von  klcinbetriebiichcn  Pacbthöfcn 
in  den  Vordergrund  zu  stellen. 

Niemand  hätte  daran  gedacht,  die  Vcrfügungsrreihdt  der  Groß- 
grundbesitzer über  ihren  Boden  zu  beschränken,  wenn  heute  noch  der 
Großbetrieb  in  der  englischen  Landwirtschaft  die  rentable  Betriebsform 
wäre.  Denn,  wie  schon  Brodrick  im  Jahre  1S81  bemerkte:  i^große 
Güter  gehen  mit  dem  Großgrundbesitz  Hand  in  Hand«.  Die  gesetz- 
lichen Hestimmungen  über  tlie  Zwangspacht  bilden  demgegenüber  den 
Ausdruck  dafür :  daß  die  historisch  gewordene  Besitzverfassung  des 
landwirtschaftürhen  l'>o<iens  in  F.n<^1nnd  den  Anforderungen  der  mo- 
dernen Bctrielxshe(hn  Inis.se  niclit  entspricht,  daß  Großgrundbe- 
sitz und  K  1  (  i  11  I)  e  t  r  i  e  b  nicht  milciaander  »Hand  in  Hand« 
gehen.  Die  neue  (}esetzgcbung  versucht  diesen  die  Volkswirtschaft 
schädigenden  Konflikt  zu  mildern:  sie  beläßt  dem  Großgrundbesitzer 
sein  Eigentum,  aber  sie  zwingt  ihn  im  Notfälle  durch  die  Zwangspacht 
dazu,  sein  Land  so  zu  verwerten,  wie  es  die  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse der  heutigen  Betriebsentwicklung  erheischen.  Mag  nun  der  Eng- 
länder seinen  Grundbesitz  noch  so  sehr  vom  gesellschaftlichen,  sport- 
lichen und  politischen  Standpunkt  aus  betrachten  und  bewerten,  mag 
er  fiir  diesen  Luxuswcrt  den  höchsten  Bodenpreis  be/af\len,  jene  Be- 
wertungsmomentc  können  die  Entstehung  klein})etriel)iicher  Pachtht)fe 
nicht  mehr  beeinflussen,  denn  wenn  sie  den  ( irundlK-sitzer  von  der 
ParzeUierung  trotz  der  l)cstciicnden  Xuchfrat^c  /uruckliailen,  dann  kann 
der  Staat  ihn  zwingen,  s<Mn  Land  so  zu  hehandehi,  wie  e^s  vom  wirt- 
schafllich»^n  und  sozialpoUtischen  Standpunkt  aus  am  wünschenswer- 
testen ist.  Wenn  also  in  gewissen  Fällen  in  der  Tat  durch  das  Inter- 
venieren der  Behörde  ein  geteiltes  Eigentum  am  Boden  entsteht, 
so  ist  das  die  Folge  davon,  daß  die  immer  stärker  werdende  Möglich- 
keit, den  Boden  in  erster  Linie  als  Mittel  sozialer,  politischer  und 
sportlicher  Betätigung  in  zweiter  Linie  als  Wirtschaftsinstrument  zu 
betrachten,  eben  jene  Teilung  der  Verftigungsgewait  notwendig  ge- 
macht hat. 

Dies  ist  freilich  weit  mehr  von  prinzipieller  als  von  praktischer 
Bedeutung.  Denn  jene  Maßnahme  wird  nur  in  den  Fallen  zur  Aus- 
tuluung  gelangen,  wo  eine  freie  Verständigung  nicht  möglich  ist  — 
also  im  Notfalle.  Dies  ist  vt)n  den  Gegnern  des  Gesetzes  oft  über- 
sehen worden.  So  schrieb  die  Quartcrly  Review:  »Soweit  die  Grimd- 
eigentümer  und  ihr  Besitz  in  Frage  kommen,  so  würde  irgendwelche 
verwegene  Maßnahme  des  Sozialbmus  weniger  gefährlich  und  drückend 
sein,  als  die  jährliche  Ernte  halb-sozialistischer  Maßnahmen,  welche 
eine  charakteristische  Erscheinung  der  jüngsten  Gesetzgebung,  beson- 
ders  der  j(^tzigen  Regierung  sind.«  Und  im  Anschluß  an  diese  »ver- 
nichtende« Kritik  der  neuesten  Agrargesetzgebung  meinte  der  Schreiber, 
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das  cinzi;^e  wirkliche  Heilmittel  sei,  wenn  man  überhaupt  an  eine  Aende- 
nin<^  (lenke,  da(.>  man  naeh  dem  Rezepte  \on  Henry  TK-or^'e  für  Clrund- 
c  i'^entumer  insgesamt  auskaufe.  Der  grundlegende  Unterschied  einer 
solchen  Maßnahme  mit  der  jetzigen  Gesetzgebung  wird  dabei  über- 
seheo,  der  Unterschied,  welcher  die  letztere  nicht  als  revolutionär, 
sondern  led^lidi  als  refonnator^h  erscheinen  läßt.  Das  Gesetz  von 
1907  geht  nicht  von  einer  allseitigen  Um^^estaltung  der  Bodenbesitz- 
verhältnisse aus.  Es  will  I.  nur  da  eingreifen,  wo  Kleinbetriebe  eine 
wirtschaftliche  Existenzberechtigung  haben ;  es  will  3.  nur  da  eingreifen» 
wo  die  Besitzverhältnisse  der  Entfaltung  kleiner  Güter  aus  nicht-wirt- 
schaftlichen  Ursachen  heraus  entgegenstehen.  Das  neue  Gesetz  will 
gerade  im  Gegensatz  zu  den  Plänen  kommunistischer  Bodenreformer 
das  freie  Eigentum  am  Boden  nicht  allseitig  beschränken,  sondern  nur 
da,  wo  es  den  Interessen  der  rein  wirtschaftlichen  Entwicklung  ent- 
gegen tritt. 

So  hat  es  die  liberale  Partei  Englands  verstanden,  sich  einerseits 
von  den  phantastischen  Plänen  der  allgemeinen  Bodenverstaatlichimg 
fernzuhalten  und  andererseits,  ungehindert  durch  die  veralteten  Dog- 
men des  früheren  Liberalismus,  den  Weg  zu  neuem  Fortschritt  zu  fin- 
den. Diese  letztere  Tatsache  ist  höchst  bemerkenswert.  Was  würden 
die  Vorgänger  der  heuligen  englischen  Liberalen,  ein  Cobden,  Hume, 
Bri,:,'ht  oder  Roebuck  sagen,  wenn  sie  von  den  behördlichen  Eingriffen 
in  das  Grundeigentum  hören  würden,  wie  sie  das  Gesetz  von  1907  er- 
möglicht hatr  Sie  würden  sich  vielleicht  veranlaßt  fühlen,  in  solche 
I-änf^ler  anszuwandern,  wo  man  noch  tugendsam  genug  ist,  um  der- 
ariii^c  Mö<^üi(  hkeiten  als  sozialistischen  Unfug  zu  bezeichnen,  der  einer 
liberalen  Partei  unwürdig  sei.  Den  englischen  Liberalen  schrei  kl  nicht 
der  Eigcntumsbegriff  von  Annodazumal.  Er  sucht,  sein  l'rogramm,  un- 
abhängig von  der  nationalökonomischen  IDogmengeschichte,  den  Be- 
dürfnissen  der  Zeit  anzupassen.  »Die  Freiheit«,  so  schreibt  Asquith, 
>ist  ein  Ausdruck,  der  immer  mehr  wächst,  je  mehr  man  ihm  Nahrung 
gibt  und  der  in  jeder  Generation  einen  neuen  und  größeren  Umfang 
einnimmt. c  Aus  diesem  Gedanken  heraus  haben  sich  die  englis'  heu 
Lib«'alen  ein  Agrarprogramm  geschaffen,  das  nicht  nur  in  der  Bcseiti-. 
gung  des  Entails  oder  der  Fernhaltung  von  Zöllen  wurzelt,  sondern 
das  auch  etwas  Positives  schaffen  will,  nämlich  einen  neuen  Stand  von 
Kleinlandwirten.  Dank  dem  parlamentarischen  System  Englands,  bei 
welchem  keine  Partei  an  einer  lebensfähii^en  Wirtschaftsfraj^c  unbe- 
teiligt vorbeigehen  kann,  hat  auch  die  konservative  Partei,  wie  wir 
hörten,  die  behördliche  Schaffung  kleiner  Güter  in  ihr  Programm  auf- 
genommen. Nur  durch  die  Mittel,  die  angewandt  werden  sollen,  unter- 


*)  RepvSscntiert  dofch  die  Lmid  Restoretion  Lcaguc  und  Land  NationaUzatton 
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scheiden  hU  h  in  dieser  i  ra'^c  di<' Ansichten  der  beiden  Parteien.  Und 
dabei  ist  wieder  Eines  merkwürdig.  Die  einstigen  I'ioniere  der  Be- 
wegung, Chamberlain  un«l  Coliings,  galten  in  den  8oer  Jahren  als  Phan- 
tasten, sie  wurden  von  dem  konservativen  Sir  E.  Colebiooke  »als  neue 
Schule  von  Reformern«  verhöhnt»  weil  sie  die  Möglichkeit  eines  Zwangs- 
kauf  s  erörtert  hatten.  Schon  lange  haben  diese  swei  Männer  sich  von 
der  liberalen  Partei  Englands  lo^elöst.  Und  heute  können  sie  mit 
ruhigem  Gewissen,  obschon  sie  Halb-Konservative  (Liberal*Unionists) 
geworden  sind,  von  dem  Zwangskauf  sprechen,  ohne  bei  ihren  damali* 
gen  Gegnern  und  heutigen  Freundfn  Anstoß  zu  erre^jjcn.  Denn  die 
Fordenin;:^  des  Zwangskaufs  ist  In  rcits  fiurch  die  liberale  Mal^nahme 
der  Zu  ani,'s  j)  a  c  h  t  überholt,  welche  l  in  noeh  radikaleres  Mittel  zum 
Zweck  bedeutet.  So  beweglich  sind  die  politischen  Ansichten  in  einem 
Lande,  dessen  Parteien  insgesamt  darum  wetteifern,  nicht  den  Son- 
derinteressen dieser  oder  jener  Klasse  des  Staates,  sondern  dem  volks- 
wirtschaftlichen Gesamtinteresse  dienstbar  zu  sein  und  die  Ansprüche 
dieses  Gesamtinteresses  för  xwingender  zu  erachten  als  Einseiinteresse 
und  Parteidogma. 
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Das  Koalitionsrecht  in  Ungarn. 

Ein  Beitrag  sur  Gksehichte  der  Arbeiterbewegung. 

Von 

LMRE  FERENCZL 

I.  Das  Zeitalter  der  Koalilionsverbole.  3.  Gewerbefreiheit  uud  Koalilions- 
gesetzgel)ung.   3.  Die  AdroinistraHve  Handhabnng  des  Koalttionsrechtes. 

I.  Das  Zeitalter  der  Koalitions  verböte. 

Von  einem  Koalitionsrecht  der  Lohnarbeiter  kann  auch  in  Ungarn 
überhaupt  erst  vom  Zeitalter  der  Gewerbefreiheit  und  der  Gründung 
des  AibcUsverhallnisses  auf  das  Prinzip  der  freien  Lohuvereinbarung  an 
die  Rede  sein.  Zur  Blütezeit  der  Stände  war  die  Festsetzung  der  Ar- 
beitsbedingungen auch  in  Ungarn  die  Aufgabe  der  weisen  Übrigkeit 
(Zünfte  und  Behörden).  Jede  auf  einseitige  Abänderung  dieser  Bedin- 
gungen abzielende  Bestrebung  der  Gehilfen  wurde  als  Auflehnung  be> 
trachtet«  daher  kriminell  bestraft. 

Die  Zunftbildung  weist  in  Ungarn  auch  m  betreff  des  Arbeitsver- 
hältnisses dieselben  Auswüchse  und  Uebelstär.<!r  - :it  r-ls  in  den  west* 
liehen  S'  i  it-'n.  Den  hie  und  da  aus  naiioruikn  Reibereien  entstan- 
denen -  ( ie^ellenrevolten  jedoch,  wie  z.  ]{.  dem  Fall  der  Kolo/.svärer 
Goldai Leiter  vom  Jahre  J573,  das  Dekorum  des  ersten«  ungarischen 
Streiks  t)l()i>  aus  dem  Grunde  /u  vcrkihen,  weil  die  betreffenden  For- 
scher eben  von  diesem  oder  jenem  Falle  Kenntnis  hatten,  kann  ilurch- 
aus  nicht  als  ein  wissenschaftliches  Vorgehen  bezeichnet  werden«  wenn 
auch  diese  Fälle  als  Kuriosa  noch  so  interessant  sind. 

Es  ist  jedoch  nicht  zvt  bezweifeln,  daß  in  einseinen  Gewerbesweigen 
die  durch  die  Statuten  ihrer  Zunft  zwar  rechtlich  gebundenen,  als  Ge- 
genwert jedoch  einer  -ewissen  anständigen  Lebensweise  versicherten 
Gesellen  sehr  frühzeitig  den  heutigen  Streiks  bereits  teilweise  ähnliche 
Arbeitseinstellungen  durchführten.  Diese  bezweckten  zumeist  die  un- 
mittelbare Verbesserung  oder  Verteidigung  der  Arbeitsbedingungen  (a). 
—  Derartigen  Charakter  hatte  die  von  Wolfgang  Deak  beschriebene 
*Kevulte^  f  p.irtütes'^  —  wie  sie  die  Meisler  charakterisliscii  nannten) 
der  Koiozsv.irer  Goidarbeitergesellen  im  Jahre  1576,  welche  infolge 
der  Entziehung  des  Frühstücks  entstand.    Andere  Arbeitseinstellungen 
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der  Zunftzeit  Uiii^nrns  bezweckten  die  Sicherung  der  sozialen  Vor- 
rechte (b)  oder  endlich  die  EmporrUckung  der  Gesellen  in  den  Meister- 
stand (c). 

Die  Zuiiftstatuten  enthalten  intolgeciessen  schon  früh/.eitig  unter- 
tänigen Gehorsam  der  Gesellen  fordernde,  vor  Vereinigungen  und 
Auflehnungen  warnende  Regeln.  Diese  Zwistigkeiten  zwischen  Meistern 
und  Gesellen  haben  jedoch,  insolange  diese  sich  von  den  ersteren 
mehr  durch  das  Alter,  als  durch  ihre  Klassenzugehörigkeit  unterschie* 
den,  zufolge  des  vorherrschenden  patriarchalischen  VerhllUnisses  und 
der  wohlgemeinten  Intervention  der  stüdtischen  Behörden,  bis  unge- 
ßihr  zur  Mitte  des  XVI.  Jahrhundert,  kaum  größere  Dimensionen  an- 
genommen und  waren  rasch  wieder  beigelegt^). 

Als  jedoch  das  gute  alte  ijatriarchalische  Verhältnis  im  XVII.*) 
und  noch  mehr  im  XVIII.  Jahrhundert  aufhörte,  waren  die  Remiihunc^en 
der  Meister  stets  darauf  <^erichtet,  das  Vorrucken  der  Ciesellen  in  den 
Meisterstand  unmöc'lich  zu  machen,  um  sodann  als  engherzige,  Mono- 
polien  genießende  Koteiien  den  Vlali  zu  beherrschen.  Die  Gesellen 
fanden  sich  somit  häufig  veranlaßt  sich  zu  vereinigen,  um  einerseits 
die  Beseitigung  der  Schwierigkeiten  anzustreben,  welche  ihnen  bezüg- 
lich des  Emporrückens  in  den  Meisterstand  in  den  Weg  gelegt  wur- 
den, anderseits  aber  jedes  Mittel  zu  ergreifen,  um  wenigstens  die  ma- 
teriellen und  sozialen  Verhältnisse  ihres  größtenteils  lebenslänglichen 
Gesellenstandes  nach  Möglichkeit  günstiger  zu  gestalten.  Die  Meister 
hingeLjen  begnügten  sich  nicht  mit  den  Erfolgen  ihrer  monopolistischen 
Bestrebungen,  sondern  bemühten  sich  auch,  namentlich  nach  Verbrei- 
tung der  Celdwirtschaft,  die  Lebensweise  der  zum  ewic^en  Gesellen- 
stande verurteilten  Arbeiter  durch  eine  nur  irgend  mögliche  Verinin- 
derun^;  des  Geldarbeitslohnes  auf  ein  tieferes  Niveau  heralizudrücken. 
Da  die  früher  rigorose  behördliche  Aufstellt  der  Arbeitsbe<lin?im£^en, 
infolge  der  verworrenen  Verwaltungszustände  des  von  inneren  und 
äußeren  Kriegen  zerrissenen  Landes,  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert 
beinahe  gänzlich  aufhörte,  wurde  dieses  Bestreben  von  Erfolg  gekrönt. 
Ja  es  wurde  jeder  zünftige  Meister,  der  die  bezüglich  der  Arbeitsbe- 
dingungen  gepflogenen  Beratungen  den  Gesellen  zur  Kenntnis  brachte, 
oder  mit  diesen  >auf  gemeinsamen  Nutzen  arbeitete«  von  jenen  früh> 
zeitigen  Koalitionen  der  Meister  ausgeschlossen  und  seines  Meister- 
rechtes verlustig  erklärt').   Unter  solchen  Umständen  ist  es  nur  na- 

')  S.  Deäk,  Wuifgani:,  Der  Streik  der  K',il<i7s\tircr  Gul»larlici(er<,'cscllcii  im 
Jahre  1573  und  1576.  Budapest,  1886.  Horvaih,  M.,  Geschichte  der  Industrie 
vnd  4e«  Hsndels  in  Ungarn  bis  xom  An&ng  d«a  XVI.  Jahrhunderts.  Bada,  1846, 
S.  26  und  134.         *)  HorvAtb,  M.,  a.  a.  O.,  S.  314. 

*)  5.  AcsMy,  Jgnaz,  Zilnfte  und  Zanftordnung.  Volkswirtschafdichea  Lexikon. 
Budapest,  1898.  Bd.  I.  437. 
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türlich,  daß  «.lie  Gesellen  l)estrebt  waren,  sich  durch  »Verschwörungen«, 
häufig  auch  diirrli  die  Eiuslellung  der  Arbeit  gegen  die  Koalitionen 
der  Meister  zu  schützen,  oder  das  Zusammenarbeiten  mit  solchen  Ge- 
sellen zu  verweigern,  die  bereit  waren,  die  Arbeit  unter  einem  gewissen 
anständigen  Lohn  •Minimum  zu  ttbeniehmen.  Selbst  wenn  sich  die 
Gesellen  mit  solchen  modernen  Mitteln  Zugeständnisse  sn  enwingen 
wußten,  war  das  Bestreben  der  Meister  darauf  gerichtet,  wenigstens 
die  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  Uber  ein  gewisses  Maximum  zu  hinter- 
treiben.  Ais  /.  H.  die  Kaschauer  Posamentiere  im  Jahr«  1625  ihre 
Meister  zur  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  swangen,  beschlossen  diese 
nicht  nur  unter  sich,  sondern  auch  im  Vereine  mit  den  Meistern  der 
Stadt  Rozsny*'),  mehr  als  50  -66  Dinar  auf  keinen  Fall  7m  ]>c\villigen. 

Von  der  Anerkennung  einer  vSelbsthilfe  der  Gesellen,  namentlich 
des  Koalitionsrechte«;,  konnte  jedoch,  obwohl  der  einzige  Gegenwert 
der  rechtmäßigen  Knt/iehuiig  dieses  Rechtes  auf  diese  Weise  längst 
nicht  mehr  bestand,  in  diesem  über  die  Autorität  der  Obrigkeit  und 
auf  die  Aufrechterhaltung  der  Standesdisziplin  eifrig  wachenden  Zeit- 
alter nicht  die  Rede  sein.  Die  Arbeitseinstellung  wurde  auch  weiter- 
hin als  streng  su  ahndende  Auflehnung  betrachtet.  Die  Arbeitsein- 
stellungen vermehrten  sich  jedoch  infolge  des  stetig  wachsenden 
Druckes  der  Meister  trotz  dieser  strengen  Maßregelungen  immer  mehr. 
Dies  erscheint  uns  durch  die  Tatsache  bewiesen,  daß  vom  Ende  des 
XTTT.  bis  zum  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  keine  einzige  Zunftord- 
nung bestand  —  seil  Maria  Theresia  hat  jeder  König  von  Ungarn 
Zumindestens  eine  Zunftorchiung  erlassen  — ,  welche  nicht  das  Koali- 
tionsverbot wiederholt  hatte.  Die  Spitze  dieser  Verbote,  insoferne  sie 
sich  auch  gegen  die  Arbeitgeber  richteten,  hat  sich  an  praktischen 
Leben  selbstredend  auch  in  Ungarn  als  stumpf  erwiesen.  Auf  dieses 
Verbot  übte  auch  jene  den  damaligen  Polizeistaat  charakterisierende 
Auffassung  ihren  Einfluß,  die  hinter  jeder  Volksbewegung  die  »Hydra 
der  Revolution  €  witterte. 

Die  Abschaffung  der  veralteten,  engherzigen  und  den  Forlschritt 
hemmenden  Zunftordnung  und  die  EinHihrung  des  freien  Lohnvertrages 
gehörte  auch  in  Ungarn  zu  den  brennenden  Fragen  seines  Reformzeit- 
alters (1825  —  tS.jSi*.  Das  erste  unabhängige  ungarische  Ministerium 
befaßte  sich  gleich  nach  seiner  Konstituierung  mit  der  Regelung  der 
Arbeiterfrage,  Der  die  alten  Zunltordnungen  modifkierentle  Krlaß« 
des  Ministers  fiir  Handel,  Gewerbe  und  Landwirtschaft,  Gabriel  Klatizäl, 
vom  I.  Juni  1848  kann  zufolge  seiner  ausgesprochen  arbeiter- 
freundlichen Richtung  als  die  erste  modern  sozialpolitische  Verfügung 
des  ungarischen  Staates  angesehen  werden.  Doch  entsprechend  der 

*)  S.  SzokoUy,  Stefan,  ZQnfte  und  IndastriefreihciL   Pest,  1846. 

*)  Klauzi],  GAbor«  Erlftss  zur  Abindcrnng  der  Zanftordniingen.  Bnda, 
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weiteren  Aiifrechttrhaltung  der  Zunftordiuing  und  im  Kinklang  mit  der 
allgemeinen  kontinentalen  Autfassung  jener  Zeil  entault  er  noch  immer 
das  Koalitionsverbot. 

Dennoch  gab  die  erste  ttnabhlngige  ungarische  Regiening  schon  bei 
der  ersten  sich  bietenden  Gelegenheit  einen  glänsenden  Beweis  Ihrer 
wahrhaft  demokratischen  Gesinnung  nnd  ihres  soxialen  Taktes.  Mi« 
niaterprflsident  Graf  Ludwig  Batty;Lny  faßte  nämlich  die  auf  die  Ver* 
besserung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  und  die  Erringung  des 
zehnstündigen  Arbeitstages  abzielende  Bewegung  der  Pest-Ofener  Buch- 
drucker, tlie  -  weil  beroits  von  freien  Lohnarbeitern  aus  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Gruncien  geführt  —  als  die  erste  moderne 
P  r  o  1  e  t  a  r  i  r  h  e  \v  e  g  u  n  g  Ungarns  aufzufassen  ist.  durchaus  nicht 
mehr  vom  ausschließlich  poli/.eilichcn  Standpunkte  auf.  Er  trachtete 
nicht  sie  mit  Brachialgewalt  zu  unterdrücken"),  wie  es  die  deutschen 
Behörden  mit  den  Buchdruckerbewegungen  desselben  Jahres  getan 
haben  ^,  sondern  er  wies  die  zuständigen  Behörden  an,  zwischen  den 
Vertretern  der  beiden  Parteien  zu  vermitteln.  Daher  ist  es  auch  leicht 
gelungen,  den  Frieden  schnell  herzustellen,  indem  der  erste  den  Wün- 
schen der  Arbeiter  entsprechende  kollektive  Arbeitsvertrag  in  Ungarn 
gescbaflfen  wurde.  Die  Erfolge  der  Arbeiter  wurden  selbstverständlich 
in  nicht  geringem  Maße  durch  die  beginnende  Organisation  der  Ar- 
Isciterschaft  und  den  jähen  hohen  Aufschwung  ermöglicht,  den  das 
Druckereigewerbe  und  die  Presse  in  jenen  bewegten  Zeiten  erfuhr; 
ferner  ist  es  wahrscheinlich,  daß  auch  die  seit  alterslier  i)ri\ ilegierte 
aulierzunftige  .Stellung  dieses  Gewerbezweiges  auf  die  Hallung  der  Re- 
gierung einen  günstigen  Einfluß  ausgeübt  hat**). 

Die  angekündigte  endgültige  Ordnung  des  Gewerbewesens  und 
mit  ihr  auch  des  Koalitionsrechtes  wurde  durch  den  Freiheitskampf 
Ungarns  vereitelt.  In  der  darauffolgenden  absolutistischen  Aera  war 
es  das  natürliche  Bestreben  der  Regierung,  parallel  mit  der  allge- 
meinen Einschränkung  des  Vereins-  und  Versammlungsrechtes,  auch 
die  Arbeiterverbände  unter  Anwendung  der  stärksten  Mittel  zu  unter- 
drücken.  Schon  die  »Provisorische  Instruktion«  vom  Jahre  1851')» 

•)  Kirimgcr,  Karl,  Fünfzig  Jahre  aus  der  Geschichte  der  ungarischen  Buch- 
dnickerci.    Budapest,  1902,  S.  14S. 

*)  Botfier,  Karl,  Lohnkäinpfe  der  Buchdrackerei  im  Jahre  1848.  Die  Nene 
Zeit  Jahrg.  23,  Nr.  5. 

*)  Die  Bndidnickerei  durfte  «Is  »an  liberalis«  von  Karl  III.  (VI.)  Zeiten 
angefsagoa  bw  »nf  Grund  eines  Privilegs  betrieben  werden.  Vergl.  auch  Batlagt, 
AtidAr,  Die  gctckkbtlicbe  Entwickelnng  des  ungariscben  Drackereigewerbes  von 
1473—1877.  Budapest,  1878. 

*)  Provisorische  Instruktion  über  die  Regelung  der  Handels-  und  Gewerbe- 
Tcrbiltnisse  im  Kronlandc  Ungarn.  Ofen,  1855,  S.  27, 
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sowie  die  österreichische  Gewerbeordnung  vom  20.  Dezember  1859, 
die  am  i.  Mai  1860  auch  in  Ungarn  in  Kraft  getreten  war,  steht  auf 
dem  Standpunkte  der  strafrechtlichen  Verfolgung  der  Koalitionen  und 
ahndet  sie  mit  schweren  Freiheitsstrafen. 

2.  Ge  Werbefreiheit  und  Koalition  sgcsetzgebun  g. 
Das  strafrcclitliche  Verbot  der  Arbeiterkoalitionen  und  damit  der 
Arbeitseinstellungen  bestand  in  Ungarn  bis  zum  Inkrafttreten  der  im 
G.-A.  VIII.  vom  Jahre  1872  enthaltenen  Gewerbeordnung.  Nach  der 
Wiederherstellung  der  Verfassung  hat  nämlich  das  ungarische  Mini- 
sterium mit  der  Verordnung  vom  32.  Juli  1867  die  österreichische  Ge- 
Werbeordnung  des  Jahres  18601  somit  auch  das  Verbot  der  Koalitionen, 
provisorisch  aufrecht  erhalten.  Das  Gewerbegesetc  vom  Jahre  1872 
jedoch,  welches  es  als  seine  erste  Aufgabe  betrachtete,  »dem  Erwerb 
eines  jeden  Bürgers  gleiche  Bedingungen <^  zu  schaffen,  hob  die  straf- 
.  rechtliche  Verfolgung  der  Koalitionen  auf ;  jedoch  —  ohne  die  Koali- 
tionsfreiheit ausdrücklich  zu  erklären.  Diese  vielleicht  unl^c^vußte, 
vielleicht  aber  willkürliche  Nachlässigkeit  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
wurde  zum  juristischen  Deckmantel  sämilit  her  Milnerstandnisse,  Ver- 
drehungen und  iMilSbiuuche,  denen  die  wirtschaftliche  Bewegungsfrei- 
heit der  ungarischen  gewerblichen  Arbeiter  bis  zum  heutigen  Tage  — 
von  Seiten  der  Behörden  —  ausgesetzt  i^. 

Trotzdem  erhellt  klar  auch  ihr  formal  legales  Recht  zu  Lohnver- 
abredungen aus  der  am  15.  März  1873  in  Kraft  getretenen  **)  Gewerbe- 
ordnung. Paragraph  95  besagt  nämlich :  »Verabredungen,  durch  welche 
von  Seite  der  Gewerbetreilienden  darauf  abgesehen  wird,  mittels  Ein* 
Ktcllnnn;  des  Betriebes  oder  Entlassung  der  Arbeiter«  beziehungsweise 
Gehilfen,  diesen  härtere  Arbeitsbedingungen  aufzuzwingen,  insbesondere 
deren  Lohn  herabzusetzen,  oder  durch  welche  die  Arbeiter  Iteziehungs- 
weise  Gehilfen  mittelst  gemeinschaftlicher  .Arbeitseinstellung  die  Ar- 
beitgeber zut  Gewährung  höherer  Arbeitslöhne  zu  zwingen  und  über- 
haupt ihnen  bessere  Arbeitsbedingungen  abzuringen  bezwecken;  sowie 
auch  alle  Vereinbarungen  zur  Unterstützung  derjenigen,  welche  bei 
den  erwähnten  Verabredungen  ausharren,  oder  zur  Benachteiligung 
derjenigen,  welche  sich  davon  lossagen,  haben  keine  rechtliche  Wir- 
kung, c  Das  Gesetz  verbietet  sonach  nicht  mehr  die  auf  Beeinflussung 
des  Arbeitsverhältnisses  abzielenden  zeitigen  oder  dauernden  Koali- 
tionen der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  —  das  heißt  das  Wesen  der 
Gewerkschaftsbewegung;  sondern  es  beschränkt  sich  darauf,  den  Ver- 
abredungen ihre  privatrechtliche  Gültigkeit  abzuerkennen.  Das  Gesetz 
hat  auch,  indem  es  !)lof>  die  krassesten  Falle  des  Streikzwanges  mit 
Strafe  bedrohte,  die  Fieiheit  dei jenigen  Streiks  und  deren  samtliche 
Vorbedingungen  anerkannt,  welche  die  persönliche  Freiheit  unberührt 

Siehe  »Festei  Lloyd«,  Jah^.  Nr.  71. 
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lassen.  Der  Paragraph  94  fügt  nämlich  hinzu  :  vWer,  um  das  Zustande- 
kommen der  im  §  162  bczeicimeten  Verabredungen  und  Vereinbarungen 
zu  bewirken,  die  Arbeitgeber  oder  Arbeiter  beziehungsweise  Ochilfcn 
an  der  Ausführung  ihres  freien  Willens  durch  Drohungen  oder  Tätlich- 
keiten hindert  oder  zu  hindern  sucht,  kann,  sofern  nach  den  Siiai 
gesctzen  nicht  eine  schwerere  Verurteilung  eintritt,  mit  einer  Geldstrafe 
Ms  zu  300  fl.  und  mit  Haft  bis  2ur  Dauer  von  30  Tagen  bestraft  werden.c 

Das  ungarische  Gewerbegesetz  vom  Jahre  1872  stand  auf  der  Höhe 
der  Zeit.  Es  folgte  der  Auffassung  der  §§15«  und  153  (heutige  Fassung) 
der  norddeutschen  Bundes-Gewerbeordnung  vom  Jahre  1869  und  des 
österreichischen  speziellen  Koalitionsgesetzes  vom  7.  April  1S70  ;  ja  es 
kann  sogar  füglich  als  noch  arbeiterfreundlicher  als  seine  Vorbilder  an- 
gesprochen werden,  da  die  österreichischen  nnd  dcnitschen  Gesetze  die 
erwähnten  Beschränkungen  der  persönlichen  Freilieit  mit  (lefangnis  bis 
zu  drei  Monaten  bedrohen  und  die  alternative  Geldstrafe  nicht  kennen. 
Es  sei  besonders  hervorgehoben  in  welcher  Richtung  die  ungarische 
Gesetzgebung  —  selbstverständlich  infolge  ihrer  späten  Entwicklung  — 
beinahe  sämtliche  westeuropäischen  Staaten  übertraf.  Als  sie  nämlich 
im  Jahre  1872  das  Zunftwesen  aufhob  und  die  Gewerbefreiheit  und  die 
unbeschränkte  »freie  Vereinbarung«  an  dessen  Stelle  setzte,  gab  sie 
gleichzeitig  den  nunmehr  sich  selbst  überlassenen,  wenn  rechtlich 
noch  so  freien,  so  doch  wirtschaftlich  unterlegenen  Lohnarbeitern  die 
einzige  Waffe,  die  sie  ihren  kapitalstarken  Arbeitgebern  gegenüber  wirk- 
sam zu  führen  vermögen:  die  Koalitionsfreiheit  und  die  rechtliche  Mög- 
lichkeit der  Arbeitseinstellungen!  die  wir  nunmehr  auch  wissenschaftlich 
Streiks  nennen  können. 

Die  im  G.-A.  XVII  vom  Jahre  enthaltene  neue  Gewerbeord- 

nung wiederholt  in  den  §§  162  und  164  Wort  für  Wort  die  Bestim- 
mungen ihrer  Vorgängerin ;  es  unterblieb  also  wieder  die  ausdrückliche 
Anerkennung  der  Koalitionsfreiheit.  Dieser  Umstand  ermöglichte  und 
verursachte  es  dann,  daß  auch  fUrderhin  nicht  nur  in  Laien»,  sondern 
auch  in  Regserungskreisen  und  noch  viel  mehr  von  den  unteren  Behör- 
den der  Streik  nicht  als  eine  gesetzlich  erlaubte,  natürliche  und  unter 
Umständen  sozial  wohlbegründete  Waffe  des  Arbeiterschutzes  aufgefaßt 
wurde,  sondern  wie  ehedem  vor  1872,  zur  Zeit  der  zünftlcrischen  Ge- 
werbeverfassung, als  eine  ordnungswidrige  und  mitliin  verbotene 
Uebertretung.  Am  bezeichnendsten  für  die  herrschende  Auffassung 
ist  die  Interpretation  des  i<  162  im  Balla^ischen  Kommentar,  welcher 
infolge  der  amthchen  Stellung  seines  Verfassers,  als  auch  des  dem- 
selben zur  Verfugung  stehenden  Materials  luglich  als  offiziös  angesehen 
werden  kann.  Er  fügt  den  erwähnten  Paragraphen  außer  der  Bemer- 
kung, daß  Vertragsbruch  durch  Streiks  strafbar  ist  (worauf  wir  später 
noch  zurückkommen  werden)  noch  folgendes  hinzu:  »Außer  den  er- 
wähnten Verabredungen  sind  auch  solche  verboten,  welche  sich  zwar 
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unmittelbar  innerhalb  der  Grenzen  des  gesetzlichen  Arbeitsvertrages 
bewegen,  in  letzter  Linie  jedoch  auf  eine  völlige  Unterbindung  des 
freien  Wettbewerbes  hinauslauren,  indem  sie  für  die  eine  Partei  eine 
Zwangslage  schaffen  und  dadurch  die  Ausbeutung  der  Vorteile  dieser 
Lage  ermöglichen«").  Dieser  offiziöse  Kommentator  Ittßt  also  den 
Streik  als  verbotene  Handlung  erscheinen,  da  dieser  den  freien  Wett- 
bewerb, »den  einzigen  gerechten  Regulator  des  Arbeitsverhältnisses s 
unmöglich  macht;  andererseits  ist  er  dennoch  gezwungen,  die  Aus- 
sichtslosigkeit der  auf  gewaltsame  Unterdrückung  der  Streiks  abzielen- 
den Repressalien  ein/.iiselien.  und  so  muß  er  denn  bei  der  Erörterung 
des  Einigungsverfahreus  163)  gestehen'-},  daß  im  Falle  der  Erfolg- 
losigkeit »der  Ablauf  des  Streiks  naturlich  zu  dulden  ist  und  daß  die 
behördliche  Tätigkeit  nun  Aufgabe  der  Polizei  ist«. 

Wir  behaupten  nun  gegenüber  dieser  Gesetzesinterpietation  und 
gegenüber  der  auf  derartigen  Interpretationen  beruhenden  jahraehnte- 
langen  Praxis  der  ungarischen  Behörden,  daß  im  Sinne  der  ungari- 
schen, diesbezüglich  völlij»  übereinstimmenden  Gewerbe  g  e  s  c  t  z  e  die 
ungarische  industrielle  Arbeiterschaft  bereits  seit  dem  Jahre  1872  im 
rechtlichen  Besit-'c  der  Koalitions-  und  Streikfreiheit  ist,  resp.  sein 
sollte.  Zum  Beweise  dieser  |irinzipiell  wichtigen  Behauptung  wollen 
wir  außer  den  oben  angeführten  Tatsachen  —  die  schon  an  sich  hin- 
reichend beweiskraftig  sind  —  noch  folgendes  erwähnen: 

1.  Die  angeführten  Bestimmungen  unserer  Gewerb egesetse  sind, 
abgesehen  von  einer  noch  zu  erwähnenden  Abweichung,  gleichsam  die 
wortgetreuen  Uebersetztmgen  der  analogen  Paragraphen  der  am  ar.  Juni 
1869  in  Kraft  getretenen  und  später  sum  Reicbsgesets  erhobenen  Ge- 
werbeordnung des  Norddeutschen  Bundes.  In  diesen  Staaten  wurden 
nun  diese  Bestimmungen  in  unserem  Sinne  aufgefaßt;  es  ist  nicht  der 
geringste  Grund  obwaltend,  daf'  die  ungarische  Gesetzgebung  diese 
mit  einem  anderen  Inhalt  angenonunen  halte. 

2.  Wenn  die  1872er  Geset/i^ebung  die  Bestrebungen  iler  .\rbciterkoa- 
litionen  aus  strafbaren  Handlungen  nicht  zu  sozialpolitischen  Aufgaben 
erhoben  hätte,  so  wäre  es  gewiß  nicht  versäumt  worden  in  dem  später 
folgenden  Strafgesetzbuche,  G.-A.  V  vom  Jahre  1878,  eine  entsprechende 
Straf  bestimmung  auf  dieselben  zu  setzen»  etwa  wie  jene  des  alten  öster- 
reichischen Strafgesetzbuches.  Es  ist  jedoch  im  ungarischen  Straf  kodex 
nichts  dergleichen  zu  finden;  er  begnügt  sich  mit  der  Pönalisierung 
der  hervorstechendsten  Abarten  des  Koalitionszwanges.  Der  §  177  be- 
sagt nämlich :  »Wegen  des  Vergehens  der  Gewalttägigkeit  gegen  Privat- 


")  Hallngi,  Hcl.T,  Kommentar  zum  Gewcrbcgcset?.    I'ntcr  Pcniltzun<;  der  offi- 
ziellen  Daten  des  Ministerium»  fUr  Ackeibaa,  Gewerbe  lud  lUodcl.  Budapci»i« 
S.  -78. 

Indem  er  die  »Motive  zur  Vorlage  des  Ocweibegcsetzcs«,  S.  68,  zitiert. 
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personen  wird  mit  (iefangnis  bis  zu  6  Monaten  bestraft :  wer  wegen 
Erhöhung  oder  Hcrabminderiing  des  Arbeitslohnes  gegen  einen  Ar- 
beiter oder  Arbeitgeber  Gewalt  anwendet,  ihn  wörtlich  oder  tatlich 
beleidigt  oder  mit  Gewalt  bedroht.  Dieselbe  Strafe  trifft  auch  die- 
jenigen, welche  ticb  vor  Fabriken,  Werkstätten  oder  solchen  Orten, 
wo  Arbeiter  bescbäfugt  sind  oder  vor  der  Wohnung,  besiehungsweise 
dem  Aufenthaltsorte  des  Arbeitgebers  oder  Arbeilsleiters  zusammen- 
rotten, um  den  Beginn  oder  die  Fortsetzung  der  Arbeit  zu  hindern 
oder  die  Arbeiter  zum  Verlassen  der  Arbeit  zu  bewegen.« 

Unser  Strafgesetzbuch  geht  somit  ebenfalls  von  der  Auffassung 
aus,  daß  eine  Beurteilung  der  Berechtigung  der  modernen  Arbeiterbe- 
wegung mit  ihren  Koalitionen  und  Streiks  aul>erlialb  der  Aufgaben  des 
Strafrechtes  fallt;  daß  diese  lefzfer^i-n  —  pur  et  simple  —  nicht  als 
strafbare  Handlungen  betraclUei  werden  diirfen.  Die  Begründung  zum 
Strafgesetzbuci»  bekennt  sich  auch  offen  zu  dieser  Ansicht,  indem  diese 
sich  auf  das  Prinzip  der  Rechtsgleichheit  beruft:  »Die  Klasse  der  Ar> 
beitgeber  wie  die  der  Arbeiter  darf  sich  fUr  eine  Verbesserung  ihrer 
Lage  nur  gesetzlicher  Mittel  bedienen.  Wie  immer  auch  das  Verhält« 
nis  der  beiden  Klassen  auf  dem  Gebiete  des  Vereins«,  Gewerbe-, 
Handels«  und  bttigerlichen  Rechtes  geordnet  wird :  eins  steht  fest,  daß 
ein  gewaltsames  Hinauftreiben  oder  Herabdrücken  des  Arbeitslohnes 
im  Rechtsstaale  ebenso  zu  ahnden  ist,  wie  jede  andere  Gewalttätigkeit 
gegen  die  Person  oder  das  Vermögen  der  Bürger.  Und  das  ist  eine 
Aufgabe  <ler  Sttafgeset/gebung.  Das  (icset/  beabsichtigt  nicht,  zum 
Nachteil  der  Arl)Liter  die  Arl>eitgeber  zu  bevorzugen  und  diesen  die 
billigere  Arbeitskraft  gleichsam  gesetzlich  zu/usichern,  sondern  es 
schützt  und  straft  beide  in  gleichem  Mali>e'^^«, 

Den  fortgeschrittenen  sozialpolitischen  Standpunkt  des  ungarischen 
Strafgesetzbuchs  beweist  auch  der  Umstand,  daß  es  das  Streikposten- 
stehen, das  ist  die  friedliche  Aufklärung  und  Ueberredung  der  »Arbeits« 
willigenc,  nicht  verhindert,  sondern  bloß  jene  Ansammlungen,  welche 
schon  vermöge  ihrer  Massenwirkung  zur  Ausübung  eines  gewissen 
psychischen  Zwanges  geeignet  sind,  und  auch  diese  werden  nur  dann 
bestraft,  wenn  aus  den  Handlungen  unzweideutig  hervorsteht,  daß  sie 
die  Verhin(!erung  der  Aufnahme  oder  Fortsetzung  der  Arbeit  be- 
zwecken, oder  die  Arbeiter  zum  Verlassen  der  Arbeit  bewegen  wollten. 
Die  königliche  Kurie  entschied  weiters  prin2i()it'H  dahin,  daß  §  176  nur 
gegen  diejenigen  Mitglieder  der  Gruppe  Anwendung  ünden  kann,  »die 
die  Gewalttätigkeit  tatsächlich  verübten '*).€ 

3.  Endlich  beweist  die  Entstehungsgeschichte  des  Gewerbegesetzes 
vom  Jahre  tSya  unzweideutig,  daß  das  Koalitionsverbot  ganz  bewußt 


**)  Fayer,  Lidislans,  Handbuch  des  angariscfien  Strafrechts.  Badapest,  1900. 
2.  Ava,  Bd.  II,  S.  36.  Entscheidungen,  Bd.  XXVI.  23. 
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und  mit  der  Absicht  fallen  gelassen  wurde,  ihre  rechtlich  erlaubte 
freie  AusQbung  zu  dokumentieren.  In  der  ersten  Vorlage  ist  nämlich 
das  strafrechtliche  Streikverbot  noch  zu  finden, 
obzwar  sich  dieses  auch  da  nur  mehr  gegen  die  Vertragsbrüchigen  Ar- 
beitseinstellungen wendet.  Der  Paragraph  68  dieser  Vorlage  hatte  den 
Wortlaut:  »Gesellen,  die  während  der  Dauer  der  mit  den  Meistern  ge> 
schlossenen  Verträge  diese  zu  gewissen  Konzessionen  dadurch  zwingen 
wollten,  daß  sie  die  massenhafte  Einstellung  der  Arbeit  oder  die  Ver- 
hinderung; derselben  bei  einem  oder  mehreren  Meistern  verabreden 
und  diese  Absicht  durch  tatsächliches  Verlassen  der  Arbeit  aucli  zur 
Ausführung  bringen,  können  —  insoweit  keine  vor  die  Strafgerichte 
gehörende  strafbare  Handlung  vorliegt  —  außer  der  erwähnten  Schaden- 
ersatzpflicht mit  Haft  bis  zu  zwei  Wochen,  die  Anstifter  und  Anführer 
der  Verabredungen  jedoch  mit  Haft  bis  zu  vier  Wochen  bestraft 
werden»).« 

Es  Hegt  auf  der  Hand«  daß  die  Verfasser  der  Gesetzesvorlage  sich 
nicht  auf  die  Pönalisierung  der  Vertragsbrüchigen  Kategorien  der  Streiks 

beschränkt  hätten,  wenn  sie  sämtliche  Auswüchse  vermeidende,  sowie 
auch  die  Kündigungsfrist  respektierenden  Streiks  —  welche  auch  heute 
noch  flie  überwiej^endc  ^^ehrza!ll  aller  Falle  bilden  — ,  als  strafbare 
Handlungen  betrachtet  hatten,  l'nd  es  ist  vielleicht  noch  charakteri- 
stischer, daß  aus  den»  Ciesetzestexte  selbst  dieses  Verbot  der  Vorlage 
entfallen  ist  '*).  Ob  dies  unter  dem  Einfluß  der  unterdessen  vor  sich  ge- 
gangenen Gewerbe-Gesetzgebung  der  westeuropäischen  Staaten  ge- 
schehen ist,  oder  infolge  der  Einsicht»  daß  es  dennoch  nicht  angehen 
dürfte,  gegebenenfalls  hunderte  oder  gar  tausende  von  Menschen  hinter 
Schloß  und  Riegel  zu  setzen,  —  das  sei  dahingestellt. 

Nach  alldem  ergibt  sich  jedoch  die  Frage  von  selbst:  warum  hat 
das  1872er,  noch  mehr  aber  das  iHSier Gewerbegesetz  es  unterlassen, 
die  Koalitionsfreiheit  mit  ausdrücklicher  Bestimmtheit  zu  erklären,  als 
die  hieraus  sich  ereel  enden  Mißverständnisse  (1884)  schon  offenkundig 
waren  Warum  hat  man  den  /weiten  Absatz  des  §  152  (heutige 
Fassung;  der  tleutschen  Ocwerbeordnun^  iihernommen,  und  Absatz  i 
ausgelassen,  welcher  für  aufgehoben  erklärte;  »alle  Verbole  und  Straf- 
bestimmungen gegen  Gewerbetreibende,  gewerbliche  Gehilfen  oder  Fa- 

**}  Streitmano,  Josef,  Einige  Worte  im  Interesse  der  GewerbeverfassaDg  oad 
des  Gewerbegesetzes.   Pest,  1869,  S.  ao. 

Wenn  auch  die  anders  geartete  Strafbarkeit  aaverMndcrt  stehen  geblieben 

ist.    Siehe  hierüber  weiter  unten. 

")  Es  ist  allerdings  sclion  ein  gewisser  Forschrill,  und  ein  weiterer  Beweis 
für  die  vom  Gesetze  beabsichtigte  K<^  ilif  tor.sfrciheit,  daß  die  neuere  Gewerbeord- 
nung für  <]ie  Abwehr,  resp.  Beendigung  der  Streiks  durch  dos  Eiuiguugs verfahren 
Vorsorge  trifft.    (§  163.) 
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brikarbeiter  wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen  zum  Behufe  der 
Frlangung  günstiger  Lohn-  und  Ar!)eitsl)edingungen,  insbesondere  mil- 
lelb  Kinstclhing  der  Arbeit  oder  Knilassung  der  Arbeiter«? 

Diese  Frage  ist  uicht  so  uberflüssig,  als  sie  es  auf  den  ersten  Blick 
zu  sein  scheint,  da  ihre  Beantwortung  uns  zugleich  die  wahren  Gründe 
der  teilweise  bis  zum  heutigen  Tage  anhaltenden  gesetzwidrigen  Praxis 
aufdecken  muß.  Fromme  und  optimistische  Gemüter  werden  vielleicht 
geltend  machen,  daß  es  angesichts  der  großen  Seltenheit  der  Streiks 
und  der  Schwierigkeit  der  Organuierung.  mit  denen  die  in  kleinen 
Handwerker-Werkstätten  zerstreut  arbeitenden  Lohnarbeiter  zu  kämpfen 
hallen,  überhaupt  noch  nicht  der  Mühe  wert  war,  die  Koah'tionsfreiheit 
offen  zu  proklamieren,  oder  daß  man  von  dem  fernen  (irollen  der  in 
ITngarn  damals  noch  ziemlich  unbekannten  internationalen  Arbeiterbe- 
wegung erschreckt,  die  Möglichkeit  der  Streiks  nicht  einmal  im  Gesetz- 
buche Erwähnung  tun  wollte.  Diese  Ansiciu  wird  vielleicht  von  dem 
erwähnten  fiallagischen  Kommentar  unterstützt.  Wer  jedoch  die 
herrschenden  Klassen  und  Strömungen  kennt,  die  bei  der  Schaffung 
des  Gewerbegesetzes  vom  Jahre  1884  eine  Rolle  spielten,  namentlich 
jenes  Handwerkertum,  welches  gegen  den  siegreich  vorwärtsatürmenden 
Zeitgeist  einzig  und  allein  in  der  Wiederherstellung  der  Zunftordnung 
ihr  Heil  suchte  ;  wer  es  wohl  weiß,  daß  die  Interessen  der  Arbeiter  in 
Ungarn  bis  zur  jüngsten  Zeit  völlig  außer  Acht  gelassen  wurden,  weil 
ihre  Vertreter  nie  Gehör  fanden,  und  sie  daher  ihren  Wunsche  nie- 
mals an  kompetenter  Stelle,  in  den  Wahlkorijerschaften,  Ausdruck  ver- 
leihen konnten:  der  wir«!  diese  Tatsache  anderen  Umständen  zuschrei- 
ben. >Bei  uns  gibt  es  keine  Arbeiterfrage,  —  schreibt  1S84  Dr.  Franz 
Heltai  —  es  fehlt  ihr  der  Boden,  aber  jeder  Schritt,  den  wir  zur  Schaf- 
fung  der  Industrie  tun,  bringt  uns  auch  jener  näher.  Es  gibt  keine 
Arbeiterfrage  und  darum  sind  wir  lUr  die  Interessen  der  Arbeiter  un< 
empftnglich.  Es  war  geradezu  erhebend,  diese  Einmütigkeit  auf  der 
Konferenz  der  Handels*  und  Gewerbekammem,  mit  welcher  die  Ver> 
treter  der  Kammern  die  Mängel  unserer  Gewerbe-Gesetzgebung  und 
Administration  totschwiegen.  Wollte  man  von  diesen  Aeußerungen  aus- 
gehen, so  mul>te  man  meinen.  daf>  Ungarn  in  dieser  Hinsicht  ein  Muster- 
staat sei,  und  daß  das  Ausland  Ijesser  daran  täte,  wenn  es  anstatt  den 
englischen  —  unsere  Arbeiterinstitutionen  nachahmen  wurde«  '•). 

'*)  »Sie  wollen  es  ninsonst  verdecken  —  sagt  Kerl  Keleti  im  J«hre  187t 
—  CS  ist  dennoch  die  xttnftleriscbe  Gewerbeordnung,  die  die  mit  der  veralteten 
Oaterieichischen  Gewerbcordniing  unaufriedcneQ  Kreise  so  neuem  Leben  erwecken 
wollen.«  (Unser  Land  und  seine  Leute.  Pest,  iS?!,  S.  183.)  —  Und  diese  Öster- 
reichische (Gewerbeordnung  stand  noch  gar  nicht  auf  den  prinsipielten  Standpunkt 
der  ncwcrLcfreihcit,  wie  das  Gewerl)encsct/,  v.  J.  1872. 

")  Hcliai,  Frans,  a.  a.  O.,  S.  1S3.   Siehe  hiexu:  »Verbandlungen  der  in  An> 
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Die  ungarischen  Handwerker,  die  den  erhöhten  Anforderungen  der 
Gewerbefreiheit  weder  an  technischer  Bildung,  noch  an  kaufmännischer 
Umsicht  und  stets  fortschreitender  Energie  entsprechen  kooDten,  klam* 
merten  sich  krampfhaft  an  ihre  alten  xünftlerischen  Vorrechte;  ganz 
besonders  klammerten  sie  sich  an  die  einseitige  Feststellung  der  Ar- 
beitsbediqgimgen,  um  solcherart  tum  mindesten  durch  diesen  einen 
Faktor  der  Produktionskosten  ihre  arg  bedrohte  Konkurrentßihigkeit  su 
sichern.  Der  Geist  der  ganzen  Gewerbeordnung  vom  Jahre  1884  spricht 
deutlich  von  dem  Ideal:  die  alten,  zünfticrischen  Machtverhältnisse 
auch  in  der  Aera  der  .freien  Lohn-Vereinbarung^^  aufrecht  zu  erh:ilten. 
Vor  allem  durch  ilic  Krrichtung  der  Zwangs  -  e  w  e  r  b  e  k  o  r  j)  o- 
rationen  (i  p  a  r  t  c  s  t  ü  1  c  t  e  k  1.  Zum  Zwecke  des  Schutzes  der  ge- 
meinsamen Interessen  der  Meister  (nicht  auch  der  Arbeiten  hatte  ja 
auch  das  Gesetz  vom  Jahre  1872  fakultative  Vereinigungen,  »Gewerbe- 
vereine« (ipartärsulatok)  gestattet  Aber  diese  so  jeder  gemein- 
nützigen  Arbeit  unföhigen  sozialen  Organisationen  waren  außerstande, 
die  Meister  zum  Schutze  ihrer  »gemeinsamen  Interessenc  (die  sich  tat- 
sftchlich  auf  die  Lohndriickerei  beschrankten)  in  einer  Anzahl  zu  ver« 
einigen,  die.  wie  ehedem  die  Zünfte,  einen  herrschenden  Einfluß  auf 
die  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen  liätten  ausüben  können.  Das 
ist  der  Grund,  weshalb  sich  die  Wünsche  der  Handwerker  in  betreff 
der  Revision  der  Gewerbeordnung  darin  konzentrierten,  »daß  der  Ein- 
tritt in  die  mit  behördlichen  Rechten  auszustattenden  Gewerbekorpo- 
rationen für  jeden  sell)ständigen  Handwerker  obligat  seit.  »Die  (ie- 
setzgebung  gab  den  Wünschen  der  Handwerker  nachc  ungeachtet 
der  abweichenden  Gewerbeverfassung  der  meisten  westlichen  Staaten, 
und  der  triftigen  Gegenargumente  der  Fachleute.  »Wenn  wir  die  be* 
hördliche  Funktion  der  Gewerbekorporationen  analysieren  —  schreibt 
z.  B.  Heltai  — ,  müssen  wir  zur  Ueberzeugung  gelangen,  daß  diesdben 
außer  der  Tätigkeit  als  Gewerbegerichte  kein  einziges  Recht  besitzen, 
aus  dessen  Ausübung  der  Gewerbetreibende  einen  direkten  Nutzen 
ziehen  könnte.  Darum  muß  ein  jeder,  der  in  einer  selbstbewußten 
Organisation  das  Zeichen  des  Fortschrittes  sieht,  dahin  streben,  daß 
die  Gewerbekorporalionen  außerhalb  ihrer  behördlichen  Kompetenz 
auf  dem  Gebiete  des  V  ereinswesens  eme  größere  Tätigkeit  eutfaitenc 

yclcgcnlicn  (ici  Gtwcrbcnovelle  einbtmltnen  aligeiit«:in«.'n  Vtrsairiiiilmig  dtr  Uniufels- 
und  ( jcwcrbekammern.  Budapest,  iSSoc  und  »Verhandlungen  der  zweiten  iu  Ange- 
legenheit der  Gewerbegesetnevision  «inberafenen  Kammerkonferenx.  Budapest, 

**)  Frits,  Peter,  Da»  Gewerbegesets  toid  Jabra  1884,  mit  Anmerknngcit,  Wd- 
sui^en  und  Erläaterungen.   Budapest,  1884,  S.  46. 

'*)  Heltai,  Frans,  Das  neue  Gewerbegesets  und  die  Aufgabe  des  Staates  und 
der  Gesellscbaft.  (Sanderabdrack  aas  dem  Jabrg.  1884  der  »Nemsetgaadasigi 
Sxemlec)  S.  15. 
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Was  sahen  wir  jedoch?  Auf  dem  Gebiete  dieser  berechtigten  und 
vom  volkswirtschaftlirhen  Standpunkte  aus  überaus  erwünschten  Vereins- 
tätigkeit wurde  —  wie  sich  die  Berichte  der  Handels-  und  Gewerl)e- 
kammern  fast  jedes  Jahr  hierüber  beklagen  —  so  gut  wie  nichts  ge* 
leistet").  Hingegen  wurde  es  bald  klar,  daß  jener  »unmittelbare  Nut- 
zen«, um  dessen  willen  die  ungarischen,  zum  Forlschritt  uaQlhigen 
kleinen  Handwerker  die  Schaffung  der  Zwangsinnungen  betrieben  hatten, 
nicht  so  sehr  —  wie  es  Heltai  dachte  —  die  behördliche  Kompetenz 
dkser  Korporationen  war,  als  vielmehr  die  ErlUUimg  des  geheimen, 
halb  unbewußt  gehegten  Wunsches,  den  Arbeitsmarkt  zu  beherrschen. 
IHe  Gewerbekorporationen  wurden  einfach  m  gesetzlich  bestätigten 
und  voi«  Gesetze  j^eförderten  Arbeitgeberkoalitionen.  Diese  engher- 
zigen X'erbande  waren  tatsächlich  lange  Jahre  hindurch  imstande,  in. 
Schatten  des  Gesetzes,  von  den  »liberalen  Regierungs-  und  Polizei- 
behörden unterstützt  und  von  einer  Arbeiterschutzgeset/.gcbung  ja  nicht 
behindert  die  »Freiheit  der  Lohnverträge«,  d.h.  die  denkbar  elendesten 
Arbeitsbedingungen  geltend  zu  machen;  was  dann  einerseits  die  Quelle 
jener  unerhörten  Schmutzkonkurrenz  wurde,  ob  der  steh  die  ungarischen 
anständigeren  Arbeitgeber  selbst  heute  nicht  genug  beklagen  können**); 
andererseits  aber  infolge  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  der  Ver- 
teuerung der  Existenzmittel  und  der  fortschreitenden  Aufklärung  not« 
wendigerweise  zur  heutigen  massenhaften  Streikbewegung  führen  mußte. 

Eine  ähnliche,  auf  die  zünftlerische  Glückseligkeit  der  guten  alten 
Zeit  zurückschielende  iM  rungenschaft  war  die  Ausdehnung  des  Arbeits- 
bücherzwanges auf  tlie  erwacl)senen  Arbeiter**).  Obwohl  der  angeb- 
liche Zweck  dieser  Bestimmung  »die  Beseitigung  der  in  den  Arbeits- 
verhältnissen herrschenden  Unordnung  und  Zuchtlosigkeit*.  war  '''),  und 
das  Gesetz  auch  einige  Bestimmungen  zur  Verhinderung  der  ärgsten 
MißbrSuche  mit  den  Arbeitsbüchern  zum  Schaden  der  Arbeiter  ge- 
troffen hatte,  so  war  es  doch  außerstande  zu  verhindern,  daß  der  Ar- 
beitgeber  sich  zu  jeder  Zeit  von  der  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  des 
betreffenden  Arbeiters  überzeugen  konnte,  um  dann  den  bedrängten 
Arbeiter  zur  Annahme  des  unmöglichsten  Hungerlohnes  zu  bewegen; 
um  von  allen  anderen  Nachteilen  zu  schweigen**),  die  in  sämtlichen 

^)  S.  »Bericht  der  Budapester  Handeln-  und  <  .l weil  «  kLiinmcr-  v.  J.  1887  und 
iStkJi,  S.  VIH;  V.  I.  1889,  S.  XIV;  v.  j.  iSu;  uiul  is.,h   S.  39  u.  s,  w. 
Siehe  z,  b.  *Magyar  Ipar<  Jahrg.  XXVI,  Nr,  2. 

Diese,  wie  auch  die  G«werbekorporation.  ist  eine  getreue  Nachahmung 
der  dsterrcichbchen  CSewerbeTerfusung  v.  J.  18S3. 
**)  Frits,  a.  a.  O.,  S.  36. 

**)  5.  VMi  der  Borght,  GrondiQg«  der  SozUlpolUik.  Leipzig  1904,  S.  159  ff. 
—  Infolge  der  diesbesfiglicb  besonders  mangelhaften  Vollsiehnng  des  Gesetses 
ist  die  Efseheionng  nicht  eben  selten  zu  nennen,  dafi  Arbeltgeber,  trotz  der  Ver> 
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Kulturlamiein,  außer  Oesterreich,  zur  Abscliattung  der  Arbeitsbücher 
geführt  hatten.  —  Nun  woUeo  wir  gleich  hier  noch  eine  Erscheinung  des 
Koalitionsrechtes  in  den  Kreis  unserer  Betrachtungen  ziehen,  welche 
zugleich  seit  1872  die  einzige  gesetzliche  Schranke  des  Vereinsrechtes 
der  ungarischen  industriellen  Lohnarbeiterschaft  bildet.  Wie  bei  jedem 
Vertragsbruch,  so  ist  auch  im  Falle  des  Arbeitsvertragsbruches  die 
Schadenersatzpflicht  dit:  einzige  gerechte  und  natürliche  Sanktion.  Wir 
hatten  jedoch  schon  Gelegenheit  zu  bemerken,  daß  die  Gesetzvorlage 
der  Gewerbeordnung  von  1872  die  vertragsbrüchTc:en  Streiks  mit  Frei- 
heilsstrafe bedrfilife ;  zugleich  liaben  wir  auf  die  wahrscheinlichen 
(iründe  hingewiesen,  die  das  Entfallen  dieser  Bestimmung:  aus  dem 
Gesetzeslexte  zui  Folge  hatten,  und  bei  dieser  Gelegenheit  bemeikt, 
daß  dieser  Umstand  an  der  a  n  d  e  r  w  e  i  l  i  g  e  n  Strafbarkeit  des  Kou- 
traktbruches  nichts  änderte.  §  89  des  Gesetzes  hat  nSmlich  di«  Be- 
Stimmung  aus  §  67  der  Vorlage  übernommen:  »jeder  Geselle  oder 
Fabrikarbeiter,  der  widerrechtlich  aus  seiner  Arbeit  getreten  ist» 
kann  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Gewerbebehörde  zurückgebracht 
und  zur  Erfiillung  seiner  Pflicht  gezwungen,  ja  außerdem  mit  Arrest  bis 
zu  8  Tagen  bestraft  werden«. 

Da  nun  der  Tatbestand  dieser  Bestimmung  auch  die  bei  Streik- 
fäUen  vorkommenden  massenhaften  Vertragsbrüciie  unter  sich  begreift, 
so  entstand  (he  aul>crst  schiefe  Situation,  daß  eine  geringe  Gefahrdung 
der  Rechtsordnung,  d.  h.  der  Vertragsbruch  eines  einzehien  Arbeiters 
mit  einer  unverhaltnismäf>igen  (privatrechtliches  Dehkt  —  strafrecht- 
liche Sanktion)  Strafe  geahndet  würde;  A'ährenddem  der  massenhafte 
Vertragsbruch,  die  völlige  Negation  der  »Heiligkeit  der  Verträge«  un- 
geahndet bleiben  müßte,  wollte  man  nicht  an  Einzelnen  ein  Beispiel 
statuieren,  was  natürlich  wieder  eine  Verletzung  der  Rechtsordnung 
wäre.  Das  Gewerbegesetz  von  1884  wollte  den  hervorstechenden 
Mangel  dieser  Strafbestimmung  dadurch  mildern,  daß  es  an  die  Stelle 
der  Freiheitsstrafe  eine  Geldstrafe  (bis  zu  20  fi.)  setzte  i§  159). 

Noch  in  einer  anderen  Hinsicht  hatten  die  ungarischen  Gewerbege- 
setze die  soziale  und  vvirtschafih«  he  Gleu  hbcrechtigung  der  Arbeiter 
tief  lierulirt.  Wie  steht  es  namhcl)  mit  der  Strafe  des  Kontraktbruches, 
wenn  er  nicht  vom  Arbeiter,  sondern  vom  Arbeitgeber  begangen  wird: 


böte  etUchtr  Ministerialverordnungcn,  die  Arl>eitsbUcher  snrfldcbehalten,  um  maf 
die$«  Weise  die  Arbeitseinstellung  stt  verhindern.  Die  Arbeiterpresse  weiß  oft  von 
solchen  FSlIen  sn  erzählen.  Andererseits  sind  FHUe  bekuint,  in  welchen,  beson- 
ders Grossindustriellc,  sugteich  mit  der  Ausfolgung  und  Deponienug  der  Arbeits- 
bücher, der  kompetenten  Behörde  das  AufbOren  des  ArbeitsverbUtnisees  wid  da- 
mit des  obwaltenden  Streiks  anmelden;  worauf  diese  die  Versammlungen  der  Strei- 
kenden, «n  1  <T  ts  Sammeln  von  Streikgeldem  verbietet,  und  die  nicht  ortsansäßigen 
Arbeiter,  oder  bloß  deren  Vertntttensmllnner  abschiebt.  Sielie  darüber  weiter  unten. 
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Es  iüt  eine  Forderung  der  Rechtsgleichheit,  dalS  hier  dieselbe  SaDklion 
einzutreten  haUe,  denn  ein  Rechtsgut  bleibt  immer  dasselbe,  unab- 
hängig davon,  von  welcher  Klasse  es  verletzt  wird.  Tatsächlich  be- 
gnügt sich  jedoch  bereits  dos  Gesetz  von  1873  dem  Arbeitgeber  gegen- 
über mit  derjenigen  Sanktion»  die  auch  gegenüber  dem  Arbeiter  die 
einzig  gerechte  wäre,  nämlich  mit  der  Schadensersatzpflicht  §  64  die> 
sef;  Gesetzes  besagte  nämlich:  »Der  Gewerbetreibende,  welcher  seinen 
Gehilfen  ohne  gesetzlichen  Grund  vor  dem  Ablaufe  des  Kündigungs- 
termins entläßt,  ist  verpflichtet,  diesem  seinen  Lohn  oder  sonstige  Be- 
zuge,  die  er  während  des  Kündigungstermines  genossen  hätte,  in  zwei- 
facher Summe  vor  seinem  Austritt  zu  bezahlen.c  Diese  Bestimmung 
bietet  also  dem  Arbeiter  keinen  Schadensersatz  für  den  Nachteil,  dab 
er  gezwungen  ist,  als  Arbeitsloser  eine  anderweitige  Beschäftigung  zu 
suchen.  Das  Gesetz  vom  Jahre  1884  hingegen,  welches  über  den  Ver- 
tragsbrüchigen Arbeitgeber  dieselbe  Sanktion  enthält  (§  97),  bestraft 
nicht  nur  den  Vertragsbrüchigen  Arbeiter»  sondern  auch  jenen  Arbeit« 
geber,  der  einen  solchen  Arbeiter  aufnimmt  (§§  90  und  157).  Somit 
sind  nach  der  heutigen  ungarischen  Rechtsordnung  die  Vertragsbrü- 
chigen Streiks  verboten,  und  mit  zwangsweiser  Zurückführung  der  Ar- 
beiter "1  und  mit  Geldstrafe  zu  ahnden.  Die  widei rechtlich  entlassenen 
Arbeiter  hinj^egcn  können  sicli  zur  (leltcndmachun^'  ihrer  Schadenser- 
satzforderung nicht  an  die  Gc\verbet)chüi de  wenden,  sondern  müssen, 
oder  muiSten  sich  vielmehr,  zur  Betretung  des  verwickelten,  kostspie- 
ligen Gerichtsweges  bequemen 

Die  engtische  Gesetzgebung  hat  im  XVIII.  Jahrhundert  das  Koa- 
Ittionsverbot  mit  einem  wei^ehendem  Patronalismus  aufgewogen wo- 
hingegen die  ungarischen  Gewerbegesetze  neben  diesen  einseitigen  Be- 
stimmungen kaum  einige  dürftigen  Rudimente  des  Arbeiterschutzes  ent* 
halten.  Uro  nur  auf  eine  Tatsache  hinzuweisen:  hatte  ja  schon  das 
ältere  Gewerbegesetz  eine  Arbeitszeit  von  16  Stunden  gestattet  (G.  A, 
VUI  V.  J.  1872  §  71),  obwohl  in  der  Vorlage  das  bindende  Maximum 
von  12  Stunden  enthalten  war^).  Das  Gesetz  von  1884  folgt  natür- 

^)  übzvvar  ci>  zugc:gebeii  uciilcii  muß,  daß  von  dic:>i:i  Uestimmuug,  sclb&t  im 
Falle  des  Gelingens,  der  Arbeitgeber  den  geringsten  Nutzen  zieht. 

**)  Geschieht  im  seltensten  Falle.  Das  ist  die  ErkUrang  jener,  besonders 
bei  großen  Fdmkarbeitentreiks  kauften  und  von  den  Cewerbeinspektoren  oft  er- 
«ihnten  Encbeinong,  daß  die  Unteniehnier  nach  der  Anmeldung  der  Wünsche  der 
Arbeiter,  ohne  jede  Verhandlung  und  KUndigiing  die  Arbeiter  als  entlassen  er- 
kliren,  falls  sie  die  Arbeit  unter  den  alten  Bedhignngen  nicht  fortsetsen. 

'*)  Sidney  and  Bcatrice  Webb.  Histoty  of  Trade  Uniottism  (deutsch  von 
E.  Bernstein,  Stuttgart,  1895),  S.  35  ff. 

J«')  ^  5-7  der  Vorlage  lautete:  I'er  MLi^tcr  knnn  von  (kn  (kliilfen  nur  die 
Verrichtung  der  in  d.is  fichict  des  httrclfciidcn  Gewerbes  gchOtendeii  Aibt-il  for- 
Arcbtv  für  Soxialwiascnschaft  und  Sotialpolitik.   XXV'I.    i.  '3 
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lieh  auch  hierin  treu  seioetn  Vorgänger.  Im  allgemeinen  können  wir 
sagen,  daß  die  Einführung  der  Arbeitsbücher  die  einzige  Institution 
war,  an  welcher  die  Arbeiter  die  Schaffung  eines  neuen  Gewerbege- 
setzes  wahrnahmen,  denn  in  jeder  anderen  Hinsicht  blieben  die  ihre 
Interessen  berührenden  Bestimmungen  unverändert 

Neben  der  polizeilichen  UnterdrückunL:  der  j)Ositiven  Selbsthilfe  der 
Arbeiter  -  auf  die  wir  weiter  unten  zu  sprechen  kommen  werden  —  war 
dieser  sozialpolitisc  lic  Quietismus  der  Si  ha  lrnersalz  für  jene  vielen  un- 
berechtigten Henachteiligungen,  wcl(lu"  «iie  ungarische  Handwerker- 
und industrielle  L  nicrnchmet  klasse  stets  erdulden  mußte,  so  ufi  liire 
Interessen  mit  denen  des  Großgrundbesitzes  und  des  GenUy  in  Gegen- 
satz gerieten  (Zollpolitik,  Wahlrecht  etc.).  Dazu  kommt  noch,  daß  die 
infolge  ihrer  Klassenstellung  beinahe  ausschließlich  agrarisch  verbrämte 
Majorität  des  Parlaments  von  einem  sozialpolitischen  Aufstöbern  der 
gewerblichen  Arbeiterverhältnisse  gern  absah,  da  dies  doch  notwendiger* 
weise  zur  AufroUung  der  bei  weitem  imbequemeren  Landarbeiterfrage 
geführt  hätte. 

Alle  die-^e  Tatsachen  führen  uns  nun  zu  den  letzten  Ursachen, 
tleren  Ergebnis  es  war,  da(>  die  ungarische  ( Jesetzgebuni?  sich  wohl 
hütete,  in  1872  und  TSS4  *lie  Koalitionstreilieit  selbst  der  gewerblichen 
Arbeiterschaft  auci»  nur  ausdrucklich  zu  erklären,  wenn  es  schon  die- 
selbe mit  solchen  rechtlichen  Garantien  nicht  umgab,  wie  es  in  Frank- 
reich im  selben  Jahre  geschehen  ist:  den  engen  Grenzen  des 
Wahlrechts.  Wenn  auch  die  ungarische  Gesetzgebung  die  Koa> 
litionen  und  Streiks  nicht  mehr  verbieten  konnte,  wollte  sie  sich  aus 
der  westeuropäischen  Kulturgemeinschaft  nicht  ausschließen,  —  so  hat 
sie  doch  durch  den  Mangel  einer  deutlichen  Erklärung  zu  der  Ballagi» 
sehen  und  ähnlichen  offiziellen  Interpretationen  Anhaltspunkte  gegeben 
lind  deckte  schon  im  vorhinein  die  langjährige  cesetzwidrsL'e  Praxis 
der  Re;^Merung  und  der  Behörden.  Wenn  die  Regierung  seinerzeit  von 
einer  nocli  so  ri(  htigen  sozialpolitischen  Aufifassinig  des  modernen  (  Je- 
werbeweseni>  ausgegangen  wäre,  so  kounle  sie  es  nicht  für  polilibch- 
opportun  halten,  mit  einer,  die  Berechtigung  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung offen  anerkennenden  Vorlage  vor  ein  Parlament  zu  treten, 
in  dem  zwar  —  leider  —  kaum  einige  Vertreter  der  gewerblichen  Un* 
ternehmer  und  der  Handwerker  saßen  das  sich  aber  trotzdem,  in- 
dem, und  tiur  in  dem  Maße,  welches  der  KonsUtQtion  und  Kraft  des  Gcsdlen  ent- 
s]>richt.  Die  gesetzliche  Arbeltszdt  betittgC  tlg  lieh  12  Stunden;  dazwischen 
.sind  zwei  jietrcnnte  Ruhestunden  zu  gewähren.«  (Streitmann,  a.  a.  O.,  S.  iS.)  Es 
ist  kaum  zweiWhnfr,  welchem  Einflus.sc  das  Entfallen  dieser,  damals  modern  zu 
nennenden  f5estnnmiit\g  zuzuschreiben  ist.  *')  Hcltai  Franz,  a.  a.  O.,  S.  29. 

")  Schon  1869  beklagt  jobcf  Streitmann,  ein  biederer  Wagnernieis.tcr  >Isl 
C3  denn  nicht  ein  Beweis  unserer  untergeordneten  Stellung,  daß  unter  ...  so  vielen 
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folge  seiner  Entstehung  und  Zusammensetzung '3),  von  der  großen  Masse 
der  politisch  rechtlosen  Arbeiter  völHg  unabhängig  wußte  —  das  die 
nötige  soziale  Aufklärung  nicht  besaß  und  soweit  es  nicht  von  der 

uusenden  Gewerbetreibenden  sieb  nicht  ein  einziger  findet,  der  die  Ibodwerker- 
klacse  im  Reichstage  vertreten  wQide?  wo  neb  doch  gewilS  welche  finden,  die  ihr 
Amt  ehrlich  versehen  könnten.  Wire  es  denn  kein  Nutzen  fttr  das  Parleinettt, 
wenn  ein  Teil  desselben  aus  Fachleuten  hcsttlndc,  die  zu  den  aktuellen  Fragen 
sachverständig  das  Wort  ergreifen  könnten,  die  die  Handwerker-  und  Kaufmanns- 
klasse  vertreten  \vär«1en*;  f  t.  n.  O.,  S. 

btatt  vieler  Wurtc.  u ollen  wii  nur  «las  seit  «i«;jn  Jahre  1848  beinahe  uii- 
verlndcrt  bcsichcuJc  uugauache  Klassenw  ahlrecht  mit  einigen  Zahlen  aus 
jüngster  Zeit  charakterisieren:  Im  Jahre  1904  haben  von  den  4322960  erwachsenen 
fiber  20  Jahre  alten  Minnein  nur  22,4%  das  Wahlrecht  besessen 
(970841).  Die  Zahl  der  Nicht -Wühler  war  daher  3352119,  das 
heißt  77,60/q  der  erwachsenen  BeTttlkernng. 

Die  Uber  zwanzig  Jahre  alten  Wähler  verteilen  sich  nach  ihrer  Xlassensi^* 
höflf^eit  folgendermaßen: 


Zahl  1 

Prozent 

V 

NC 

'  r 
U 

m 

* 

(Grundbesitzer,  die  wenigstens  5  und  mehr  Joch  besitzen 
and  deren  erwachsene  Söhne ;  die  mit  i  und  mehr  Ge- 
sellen arbeitenden  selbstSndigen  Gewerbetreibenden; 
selbständigen  Kaufleute,  die  10  und  mehr  Kronen  Kr- 
werbssteuer  1.  oder  III.  Klasse,  öffentliche  Beamten  tind 
andere  Erwerbstätige,  die  6  und  mehr  Kronen  ErwerlM- 
stencr  IV,  Klasse  zahlen. 

795628 

82.0 

Im 

u 

& 

Grundbesitzer,  die  2 — 5  Joch  besitzen  und  deren  er- 
wachsene Söhne;  selbständige  Gewerbetreibende  ohne 

Ccscücn;  selbstSndiijc  Kniifletite.  die  eine  Erwcrbstcuer 
I.  oder  III.  Klasse  von  weniger  ah  lo  Kronen,  öffent- 
liche and  private  Beamte  und  andere  Krwerb'-i;iii,;e.  die 
wenicjcr         6  Kronen  F.r\N  erli^ieuer  IV.  Kluvse  lie/.ililen. 

1 .' -  in;' 

Arbeiter 

Die  weniger  ah  zwei  Joch  besitzenden  und  die  besitz- 
losen landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Gesinde,  Tag- 
löhner,  biusliche  Dienstboten  and  anderweitig  fieschäf> 
tigten. 

36  952 

Berg-,  Industrie-  und  Transportarbeiter. 

II  159 

Arbeiter  insgesamt. 

4^111 

4*9 

1  Snmme 

1  97084« 

too,o 

In  dem  Farhunent,  welches  anf  Grand  dieser  Wthlerklassen  zustande  kam, 
aind  die  besltzloaen  Arbeiter  —  die  Hälfte  der  BevBlkening  —  natürlich  Qberhaapt  nicht 
vertreten;  auch  der  Handel  hat  nur  Si  die  Industrie  2,  die  Aerste  5  Vertreter: 
hiegegen  sttscn  dort  143  Grandbesitzer,  56  Grafen  und  Barone,  114  Advokaten, 
i66  administrative  and  pensionierte  Beamte  and  22  Priester! 

13* 
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feudalen  Ideologie  des  dioliigrundbesitzes  befangen  war,  der  zu  jener 
Zeit  hier/ulaniie  blühenden  Manchesterauffassung  huldigte. 

Es  ist  bezeichnend  für  die  iierrschende  volkswirtschaftliche  Auf- 
fassung jener  Zeit,  wie  selbst  ein  so  erleuchteter  (ieist,  wie  Karl  Keleti, 
der  langjährige  Direktor  des  statistischen  Landesamtes,  es  war,  über 
die  Arbeiterfrage  dachte.  Er  weist  mit  tiefem  Bedauern  auf  jene  »se1t> 
same  Erscheinung  hin,  daß  die  ungarische  Rasse  gute  Arbeiter  liefert 
—  dem  Auslande.  Zu  Hause  hört  man  fortwährend  Klagen,  daß  die 
Arbeiter  weder  so  gelernt,  noch  so  nflchtem  und  verläßlich  sind,  wie 
draußen.  In  Wien,  Paris,  Berlin,  sogar  in  London  zählt  man  die  — 
zwar  von  Wien  abgesehen  —  wenigen  ungarischen  Arbeiter  zu  den 
besten,  wahrend  wir,  da  wir  mit  ihnen  nicht  auskommen,  Czechen, 
Deutsche  und  Italicticr  importieren,  mit  denen  wir  jedocii  unser  Aus- 
kommen ebenso  wenig  tinden,  da  wir  mit  ihnen  die  noch  unreiferen 
Vertreter  der  unreifen  Sozialdemokratie  importieren«  Es  ist  nun 
eine  einfache  Erklärung  fiir  diese  »seltsame  Erscheinungc,  dalS  den  im 
Grunde  genommen  tatsächlich  guten  und  intelligenten  imgarischen  Ar* 
beiter  die  besseren  Arbeitslöhne,  die  besseren  Existenzbedingungen  und 
sozialen  Zustände  ins  Ausland  locken,  daß  diese  seine  Arbeitslust  der- 
artig erhöhen,  daß  er  >su  den  besten  Arbeitern  zählte;  denn  ohne 
dem  würde  ja  niemand  sein  Vaterland,  die  gewohnte  Umgebung  ver* 
lassen.  Andererseits  ist  es  klar,  daß  auch  der  ausländische  Arbeiter 
sein  Vaterland  nicht  schlechteren  Arbeitsbedingimgen  zu  liebe  verläßt, 
und  daß  er  sich,  wenn  er  diese  nn(1erswo  nicht  vorfindet,  nötigenfalls 
bemüht,  dieselben  durch  Organisation  und  Streiks  zu  erzwingen.  Na- 
mentlich in  den  Jahren  1868 — 1873,  zur  Zeit  des  ersten  bedeutenrlcn 
industriellen  Aufsriuvunges  in  Ungarn,  vergrößerte  sich  die  Masrliincn- 
industrie  in  einen»  Maße,  daß  sich  die  Zalil  der  benotigten  Arbeiter 
von  Qoo  auf  das  Drei-  und  Vierfache  hob"^).   Die  ausländischen  Ar> 


*•)  K«l«ti,  KAioly,  m.  «.  O.  S.  215. 

*^)  Der  Aufschwung  hatte  —  nach  den  Jahresberichten  der  Budapestcr  H.- 
und  G.-Kanitner  —  in  Europa  kaum  seinesgleichen.  (Jahresbericht  der  Kp.  H.- 
und  G. -Kammer  über  Handwerk  und  Fabrikindustrie  des  Budape>tcr  Kammcrhe- 
zirkts.  V.  d.  J.  1870 — 75.  Hudai)cst,  1875,  S.  iiS.)  —  In  }'.;i<l;ipLsi  waren  in  den 
Miibcluiicnfabrikcn:  in  1867;  900,  1870 :  3400,  1S77:  \iiou  Arbeiter  angestellt. 
(Ebendaselbst  t>.  161.)  —  tln  l'nlcmehmcrkrciscn  ist  die  Klage  ailgcmci»,  daÜ  die 
Entwicklung  unserer  Indtistrie  %-iel  unter  dem  Umstände  zu  leiden  hat,  daß  der  Im- 
port von  fremden  Arheitern  darch  die  fibennifiigen  Fordeningen  derselben,  die  unter 
den  hendgen  Geschifuverhlütnissen  nicht  gewahrt  werden  können,  unmöglich  ge- 
mncht  wird,  und  daß  andererseits  sich  die  fremden  Arbeiter  an  unsere  VerhUt« 
nisse  lucht  gewöhnen  können,  und  daher  nur  höchst  ungern  su  uns  kommen.« 
(Bericht  v.  J.  1878,  S.  7^1.) 
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beiter  waren  jedoch  mit  den  Budapester  Arbeitsbedingungen  nicht 
zuhieden,  sondern  arbeiteten  an  der  Hebuni;  ihrer  Lage  durch  zahl- 
reiche Arbeiueinslelhui^cn  mit  solcaem  Erfolge,  dali  der  Wochenlohn 
eines  Ewenarbeilen  36—40  fl.,  emet  Schlossers  30  fl.  betrug  —  eine 
Summe«  die  bei  den  damaligen,  verh&ltnismfiflig  billigen  Lebensbe- 
dingungen eine  beträchtliche  zu  nennen  ist.  Und  dabei  beklagt  man 
sich  noch,  daß  diese  Arbeiter  unetfahreUi  zu  jung,  oder  sonstwie  schwache 
Arbeitskräfte  waren. 

Doch  wie  verhält  sich  die  Sache  nach  der  Auffassung  Keletis? 
Er  findet  es  auch  heraus,  »daß  der  Fehler  in  unseren  gesellschaftlichen 
Verhaltnissen  liegte,  doch  glaubt  er,  »d;il.^  es  der  zu  u{)])igen  Lebens- 
weise zugeschrieben  werden  mtiß,  daß  der  fremde  nüchterne  Arbeiter 
bei  uns  so  leicht  dei^eneriert  wird'.  Dann  heil>t  es  weiter:  >jene  ein- 
fache, selbstaufo|jicrnue,  i>parsame  Lebeu.>>vveise  ist  bei  uns  selten  zu 
finden.  Der  Arbeiter  verdient  im  allgemeinen  mehr  als  tt  benötigt  (!) 
nnd  er  verbraucht  auch  alles,  da  der  Spartrieb  und  die  Intelligenz  nur 
ungenügend  ausgebildet  sind.  Zu  alldem  kommt  noch  das  lose  Ver- 
hältnis,  das  zwischen  Arbeiter  und  Brothenen  infolge  der  österreichischen 
Gewerbeordnung  eingerissen  ist«.  Dieser  Diagnose  entsprechen  dann 

Ganz  besonders  machte  sich  in  der  Hauptstadt  die  Wohnungsnot  fUhlbar, 
die  %\ch  «eitdem  nur  von  jähr  zu  Jahr  verschlimmerte.  £s  gab  ttb^riUlUe  Woh- 
sungcQ  (oül  6  und  mehr  Beelen  auf  je  ein  Zimmer) 


Im  Jahre  1901  bestanden  82,7%  aller  Bndapcater  Wobnnngen  aas  i— s 
Zimnera,  während  in  Bertin  t,  B.  nnr  76,5%  aller  Wolmnngen  derart  beschaffen 
waren.  Nicht  weniger  als  365000  Seelen,  d.  h.  58,8%  aller  Einwohner  kbtea  in 
Wohnnngen,  die  nnr  aus  einem  Ztouner  bestanden.  In  Wien  lebt  nur  7i53% 
Bevölkerung  in  so  ärmlicher  Behausung.  Doch  dessen  nicht  genug.  Die  im  Jahre 
1898  eingetretene  Baukrise  und  die  schon  ].ih:c  luinhirth  fr>rt\vnhrendcn  Streiks 
und  I  ockouts  führten  einen  ^rrof^en  Wohnung;in-nii:t.I  LTciinii;  lur  diesen  großen 
urjl>cniiiit-ltt:n  (irus  der  Be^ulkcruttg  herbei,  daß  flu-  W. .iHnutgsüberfüllung  in  den 
Kkiuwohnungen  geradezu  unerhörte  nimensionm  aiiiumnit.  Im  Jahre  1901  wohnten 
schon  350000  Seelen  zu  sech»  und  mehr  Köpfen,  160000  Seelen  an  7,  8,  9  Köpfen, 
10500  Seelen  mit  Ii — 15  Wohnungsgenossen  in  je  einem  Zimmer.  Nach  der 
IctstCD  »petlellen  Wohnungianrnabme  deren  Daten  bisher  nnr  teilweise  verttffent» 
Uchl  wurden,  gab  es  am  1.  Mai  1906  in  Budapest  anter  153873  Wohnnngen 
tt36s  (4i$%)  ohne  Kttche,  45000  Wohnnngen  teilten  die  Mieter  mit  Fremden, 
namcntlidi  mit  II0336  Aftennieter  nnd  Bettgeher.  (S.  hiezn  Verfasser:  Die  A  r- 
beiterwohnungsfrage  mit  besonderer  Rficlcsicht  anf  Buda- 
pest.  Bodapest,  1906.) 


im  Jahre 


Prozent  der  Gehamtbevölkerung 


läSi 
1891 
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31.9 
33»6 
36,3 
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diePauaceen  der  »Arbeitermisdre«.  Vor  allem:  niedrige  Luhne,  freie  und 
Starke  Oigantsatioo  der  Arbeitgeber,  denn  »die  Aufhebung  der  Zünfte 
ist  mit  der  Verhinderung  der  freien  Vereinigung  nicht  kompatibel c. 
Nach  der  Auffassung  Keletis  —  der  unverfölschte  Manchestergeist  —  be- 
dingt die  Lösung  der  Arbeiterfrage  dringendst  die  Vereinigung  der  Arbeit* 
geber  zur  ausschließlichen  Beherrschung  der  Arbeitsverhältnisse,  denn 
(las  ist  das  alleinige  Mittel  zur  Hintanhaltung  der  Gefahren,  die  der 
Produktinn  von  Seiten  der  Arbeiter  drohen ''"1.  Die  schrankenlose 
Gej.^etMi'.H'rslcIhnv^^  1  r  Gesellen  und  Arl)eiter  mit  den  gefesselten  Met- 
stern und  Untcrnelirnern  war  kein  gerechtes  \' er  tau  rem  Daraus 
folgt  dann:  Die  ungarischen  Arbeiter  waren  auch  bisher  einer  zu  ^roGen 
Freiheit  teilhaftig,  obwohl  damuk  noch  die  Koalitionen  nach  dem  oster- 
reichischen  StGB,  behandelt  wurden  —  ihre  Organisationen  sind 
daher  mit  noch  größeren  Strenge  su  ahnden.  Das  wäre  —  im  Sinne 
der  Keletisdien  Auffassung  —  auch  im  Interene  der  Arbeiter  gelegen, 
denn  dann  sind  sie  von  der  Gefahr  befreit,  >mehr  su  verdienen,  als 
was  sie  benötigen« ;  sie  werden  sparsam,  zufrieden,  geschickt  und  Cleis- 
sig  sein,  wie  im  Auslande.  Ja  sogar  die  ausländischen  Arbeiter  werden 
massenhaft  nach  Ungarn  strömen,  auf  die  Nachricht  hin,  daß  sie  sich 
nicht  mehr  zu  fürchten  haben,  dort  so  leicht  /u  degenerieren.  — 
Diese  Beispiele  der  herrsch  enden  Anschauung  hezen^^en  es  klar,  daß 
auch  in  Ungarn  als  einziges  Ziel  der  nationalen  Industnel'orderung  die 
Hchnng  der  Hourgcoisie  galt  —  wenn  leider  auch,  unter  dem  Drucke 
der  aliinachiigen  agrarischen  Gegenströmung,  mit  weitaus  geringerem 
Erfolge,  als  in  den  westlichen  Staaten  —  und  daß  hierbei  auf  die  In> 
teressen  der,  einen  gleichberechtigten  und  ansehnlichen  Teil  der  Nation 
bildenden  Arbeiterschaft  —  selbst  auf  industriellem  Gebiete  —  wenig 
Rücksicht  genommen  wurde. 

Dieselbe  Auffassung,  welche  Karl  Keleti  von  der  Arbeiterfrage 
hegte,  hat  auch  die  verschiedenen  Regierungen  bei  der  Handhabung 

")  Kckti,  a.  a.  <).,  S.  iS;.  Ebendaseihst  S.  183. 

")  Wie  damals  die  H»;li*/i«leii  selhsl  in  der  Hauptstadt  mit  den  Siicikciidcn 
verfulucii,  möge  f(dgendes  Hcispici  zeigen;  Als  im  Jahre  1871  die  lUickergcsellen 
in  Streik  traten,  schub  die  Polizei  Amtliche,  nicht  nach  Pest  zuständige  Streiken- 
den nach  ihren  Zustindigkeitaorten  ah.  Im  Sinne  der  geltenden  PolizciTonchiifken 
mulke  nimtich  »jede  Person  des  Arbeiterstandes  (sict)  innerhalb  H  Tagen 
nach  seiner  Ankunft  unter  Androhung  des  Abgeschobenwerdens  bei  der  Oberstadt- 
haupunannschaft  ausweisen»  daß  ersieh  erhalten  kann«.  (Pester  Lloyd,  Jhg.  1871, 
Nr.  138.)  Die  Polizei  gab  sich  mit  der  Anwendung  dieser  Bestimmung  auf  die 
Streikenden  nicht  zufrieden  ;  denn  als  einige  der  l'estcr  PücIvli  mit  ihren  Genossen 
in  Ofen  in  Angelegenheit  der  L(dnibe»-egung  eine  Vcr>ammlung  abhalten  wölken, 
ließ  der  Stadthauj)<mann  von  Ofen  die  Arrangeure  verhaften  und  einsperren  und 
die  versammelteu  Arbeiter  auseinandertreiben.    ^Fester  Lloyd,  Jhg.  1S71,  Nr.  148.) 


Digitized  by 


Das  Koalitionsrecbt  in  Ungarn. 


199 


des  Koalitionsrethtes  der  Arbeiter  j^eleitet,  welches  sie  —  trotz  alle- 
tlem  -  als  ein  auf  den  neueren  ungarischen  (iewerbegesetzen  beruhen- 
des subjektives  Recht  hätten  respektieren  müssen.  Die  ungarischen 
Staatsmänner  stellten  sich  gar  nicht  auf  den  Standpunkt  jenes  nicht  ganz 
uberzeugten  Doktrinärs der  die  einmal  als  unwiderlegliche  Wahrheit 
und  unumgängliche  Notwendigkeit  erkannte  Koalitionsfreiheit  auf  Um- 
wegen erdrücken  möchte.  Die  ungarischen  Regierangen  haben  es  ge» 
rade  heraus  erklärt»  daß  sie  eine  jede  Bewegung  der  Arbeiterp  die  auf 
die  Beeinflussung  des  Arbeitsverhältnisses  abzielt,  mit  der  einseitig 
geltend  gemachten  Gewalt  des  Staates  verbieten.  Wir  müssen  deshalb 
zu  allererst  die  auf  unsere  Materie  bezügliche  Praxis  des  Vereins-  und 
Versammlungsrechtes  untersuchen,  tim  über  den  Zustand  der  Koalitions- 
freiheit im  volkswirtschaftlichen  Leben  Ungarns  einen  klaren  Begriff 
zu  erlangen. 

3.  Die  administrative  Handhabung  des  Koalitions* 

rechtes. 

Ungarn  gehört  su  jenen  Staaten,  wo  ähnlich  wie  in  Großbritannien 
oder  in  den  Ländern  der  skandinavischen  Halbinsel,  das  Vereins-  und 
Versammlungsrecht  swar  durch  kein  Gesetz  gewährleistet  ist,  aber  als 
ein  aus  dem  Geiste  der  ganzen  Verfassung  folgendes  Grundrecht  der 

Staatsbürger  allgemein  anerkannt  ist.  > Das  Versammlungsrecht — sagt 
Professor  R^nyi")  —  ist  im  Sinne  der  neuen  Verfassung  von  1848 
ein  im  ganzen  Komplexe  der  geschriebenen  und  ungesrhriebenen  Nor- 
men der  Konstitution  wurzelndes  Freiheitsrecht,  von  einer  Wichtigkeit, 
daß  ohne  dassellie  die  ungarische  Verfassung  unvollkommen  ist.s  Wenn 
dieser  Satz  im  aüe'eineinen  politischen  Sinne  steht,  um  wie  vieles  mehr 
müßte  er  dann  unerkannt  werden,  wenn  sich  Staatsbürger  der  Arbeiter- 
klasse darauf  berufen,  um  gewisse,  durch  ungarische  Gesetze  nicht 
verbotene  sondern  —  wie  wir  zu  beweisen  suchten  —  erlaubte  wirt> 
schaftliche  Zwecke,  die  Vertragsgleichheit  und  -Freiheit  bei  der  Fest* 
Setzung  der  Arbeitsverhältnisse,  tatsächlich  geltend  zu  machen.  Was 
besonders  das  Recht  der  Bildung  von  Gewerkschaften  betrifft,  so  hat 
Großbritannien  schon  mit  dem  Trade  Unions-Akt  von  187 1  dieselben 
aus  dem  Geltungsgebiete  der  >Con*piracy«-(Jeselze  ausgeschieden;  und 
Frankreich  —  auch  auf  diesem  Gebiete  an  der  S[)itze  marsrhicrend  — 
hat  gerade  in  deren  Förderung  das  Gesetz  der  svndit  ats  profes»sinnels'i 
vom  21.  Marz  1SR4  gesrhatt'en,  während  das  allgemeine  Verein>g€setz 
<loi  des  assotialioub»  bis  1901  auf  sich  warten  ließ.  Das  voi erwähnte 
französische  Gesetz  hat  Belgien  im  Jahre  1896  übernommen,  die  an« 

**)  Siehe  BienUno,  Arbeitseinstellnngen  nnd  Fortbildung  des  Arbeitsvertr«ges 
{Sehr.  d.  V.  F.  S.  Bd.  XLV).  Leipzig,  1890,  S.  LXIII. 

**)  R^nyi,  Josef,  A  gylUekezeti  jog.   Budepest,  1900,  S.  90. 
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(leren  Staaten  werden  hotTenilich  bahl  folgen.  Die  ungarische  Reeie- 
rung  aber  befolgte  eine  gerade  entgegengesetzte  Praxis.  Sie  erkannte 
die  ausschließlich  zu  Selbsthilfezwecken  gebildeten  Arbeitervereine  und 
Arbeitervenammlungen  als  solche  gar  nicht  sn,  sondern  ▼erfiihr  mit 
ihnen  wie  mit  den  politischen  Arbeitervereinen  und  politischen  Ver> 
Sammlungen.  Damit  hat  die  Regierung  den  Arbeitern  —  nolens  volens 

—  direkt  einen  Fingerzeig  zur  politischen  Bewegung  gegeben;  da  sie 
doch  auch  die  Vertretung  ihrer  streng  wirtschaftlichen  und  Fachinter- 
essen auf  der  Grundlage  der  heutigen  Gesellschaftsordnung  als  eine 
e  o  ipso  politische  (nach  der  hierzulande  herrschenden  Aufiassoog 
»kriminelU-so/ialistische)  Bctäticun^^  qualifizierte. 

Wenn  wir  jene  Vcrfugunf^ren  des  Verualtunfjsrechts  betrachten,  die 

—  in  Krmangelung  einer  gesetzlichen  Regelung  —  uns  über  das 
talsachliche  Maß  der  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  der  ungari- 
schen Arbeiter  Aufklärung  geben,  so  können  wir  als  die  erste  diesbe- 
zügliche Verordnung  den  Erlaß  des  ersten  verantwortlichen  und  unab- 
hängigen ungarischen  Ministeriums  vom  so.  April  1848  bezeichnen. 
Diese  Verordnung  hat  jedoch,  dem  rein  demokratischen  Zuge  jener 
Zeit  folgend»  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  der  Arbeiter  keiner- 
lei besonderen  Beschränkungen  unterworfen.  Auch  gab  es  ja  noch 
keine  Arbeiterbewegung,  die  dazu  .^nlaß  gegeben  hätte.  Auch  aar  Zeit 
des  Absolutismus  wurden  die  Arbeitervereine  und  Versammlungen  gleich 
denen  Her  anderen  Untertanen  behandelt,  das  heißt  verboten.  —  Als 
jedorli  im  Jahre  der  Wiederherstellung  der  ungarischen  Verfassung 
(1867 )  die  Arbeiterbewegung,  wenn  auch  vorerst  ausschliel^lich  in  wirt- 
schaltliclier  Riciitunc,  einsetzte,  halten  die  Arbeiter  den  Mangel  einer 
gesetzlichen  Regelung  der  Koalitionsfreiheit  sofort  zu  fühlen  bekommen. 
Die  im  Jahre  s866  unter  dem  Hamen  »Buchdrucker* Selbstbildungs* 
vereine  gebildete  erste  ungarische  Gewerkschaft  war  in  ihren,  auf  die 
Hebung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  der  Arbeiter  abzielen- 
den Bestrebungen  so  vielen  Beschränkungen  und  Schikanen  ausgesetst, 
daß  sie,  als  die  anerkannte  Aristokratie  der  Arbeiterschaft,  bereits  im 
Jahre  1867  auch  an  die  Angehörtgen  der  anderen  Gewerbefächer  ein 
Rundschreiben  erließ,  in  welchem  sie  dieselben  zu  einer  Petition  an 
flic  Rccjierun;:^  7x1  f^'unstcn  des  Konlition^wesen«;,  und  um  die  j^e<;etz- 
heile  Regelung  des  X'creins-  und  Versammlungsrechtes <  autibrderle. 
Da  diese  Vorlage  kein  l.ri;i  1  nis  hatte,  wandten  sie  sich  an  die  Gesetz- 
gebung; die  in  gemäßigtem  i^aiiioiischem  Tone  gehaltene,  aber  das 
Recht  der  Arbeiterschaft  trotzdem  scharf  hervorhebende  Petition  wurde 
am  13.  November  1869  von  Maurus  Jökai,  dem  ungarischen  Dichter- 
fürsten, dem  Abgeordnetenhause  überreicht.  Dieses  interessante  Do- 
kument der  ungarischen  Arbeiterbewegung  lautet  (in  deutscher  Ueber- 
sctzung)  folgendermaßen: 

»Die  heutzutage  herrschenden  Zunltverhältnisse  und  die  hieraus 
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sich  zwischen  Arl)eifgel)Cin  und  Arbeitern  erqeijenden  CJe_:,'cnsat/^e, 
welciie  auf  das  Gewerbe  einen  schädlichen  und  hemnienden  Eintluli 
üben,  bewogen  den  endesgefertigten  Verein,  seine,  bereits  aui  30.  No- 
vember 1867  an  die  ungarische  Regierung  gerichtete  Bitte,  welche  da- 
mals nicht  die  geringste  Beachtung  gefunden  hat»  nunmehr  dem  hohen 
Reichstage  umsomehr  ans  Herz  zu  t^en»  da  sich  dieses,  unsere  auf 
der  Rechtsgleichheit  beruhende  Verfassung  geradezu  verhöhnende  Ver- 
hältnis zum  krassesten  Gegensatz  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
verschh'mmert  hat:  damit  diesbezüglich  die  Verfügungen  im  Sinne  der 
Freiheit  und  des  Rechts  getroffen  werden  mögen.  Der  untertänig  ge> 
fertigte  Verein  halt  es  für  unnötis',  die  in  der  an  die  hohe  Regierung 
gerichtete  Kingahe  detaillierten  Tatsachen  zu  wiederholen,  sondern 
überläüt  es  der  weisen  Hinsicht  und  dem  Urteile  der  Landesvater,  die 
heute  herrschende  Ordnung  in  dem  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  zu  untersuchen;  —  und  erwähnt  es  einfach,  daß  den 
ersterwähnten  volle  Freiheit  gewährt  ist  sich  gegen  die  Arbeiter  zu 
vereinigen,  währenddem  die  letzteren  nicht  nur  in  der  Ausübung  dieses 
Rechtes  behindert  sind,  sondern  sogar  bestraft  werden.  —  In  Anbe* 
tracht  dessen,  dafi  die  Freiheit  nicht  das  Privileg  Einzelner  ist,  son- 
dern das  Gemeingut  der  Menschheit;  in  Anbetracht  dessen,  daß  die 
heutige  Stellung  der  pri\  ilegierten  Innungen  mit  den  Institutionen  un- 
seres Vaterlandes  nicht  in  Einklang  steht ;  in  Anbetracht  dessen,  daß 
das  Arbeitervolk  die  Lebenskr.ift  des  Lantles  bildet  und  die  Ausübung 
der  Rechte  demselben  dennoch  entzogen  wird;  endlich  in  Anbetracht 
dessen,  daB  heutzutage  selbst  der  {»reußische  Militärstaat 
den  von  der  Nationalökonomie  aufgestellten  Satz  anerkannt  hat,  wo- 
nach der  Arbeitslohn  von  Angebot  und  Nachfrage  abhänge,  und  in- 
folgedessen dem  Arbeiter  das  Recht  nicht  entzogen  werde,  über  den 
Wert  seiner  Arbeit  selbst  zu  entscheiden:  —  erwartet  es  der  »Selbst* 
bildungsverein  der  Pest-Olher  Buchdrucker«,  als  Arbeiterverein,  von  dem 
Reichstage,  daß  derselbe  das  die  Koalitionsfreiheit  behindernde  Ge» 
setz  abschaffe  und  an  dessen  Stelle  die  volle  Koalitionsfreiheit  setze; 
damit  sich  der  Arbeiter  endlich  jener  Stellung  zu  nahern  vermöge,  die 
er  als  Staatsbürger  einzunehmen  berechtigt  und  berufen  ist«*^). 

Die  Petition  der  Ruchdrucker  mair  auch  ihren  Teil  zum  Zustande- 
kommen  jener  Reform  beigetragen  haben,  die  ihre  Wunsche  wenic:stens 
teilweise  befrie(hgte:  daß  namhCli  <ias  Gewerbegesetz  von  1S72  die 
Koalitionen  strafrechtlich  niclit  mehr  'geahndet  hat.  Aber  ihre  Wunsche 
betreffs  gesetzlicher  Sicherung  des  X'ereins-  und  Versammlungsrechtes 
fanden  ebensowenig  Gehör,  als  die  stets  in  erster  Reihe  vorgebrachten 

^)  Zskft,  Ludwig,  Geschichte  des  35*jibrigen  Bestaodes  der 
Gewerkschaft  der  Budspeste»  Bachdrucker  und  Typogra* 
p  h  e  n.  Budapest,  1887,  S.  30  AT. 
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ähnlichen  Forderungen  jener  |»rimitiven  politischen  Arbeiterbewegung, 
die  in  Ungarn  gerade  zu  jener  Zeit  einsetzte.  Ein  flüchtiger  Blick 
auf  die  erste  Phase  der  politischen  Arbeiterbewegung  ist  an  dieser 
Stelle  uro  so  begründeter»  weil  die  enge  Verquickung  denelbeo  mit 
den  wirtschaftlichen  Organisationsbestrebuogen  zu  Beginn  der  moder» 
nen  sozialen  Bewegung  einer  jeden  Nation ,  uns  einen  weiteren  £r> 
klftrungsgrund  gibt  zum  Verstehen  —  wenn  auch  nicht  zum  Verzeihen 
—  der  dem  Koalitionsrechte  gegenüber  befolgten  Regierungspraxis. 

Unter  der  damals  noch  zum  Teile  aus  Deutschland  oder  Oester* 
reich  stammenden  oder  doch  in  diesen  Landern  herumgekommenen, 
deutsche  Arbcitcrzcitinv^^cn  lesenden  industriellen  Arbeiterschaft  l D- 
garns,  und  ganz  l)esonders  der  Hauptstadt,  fanden  die  bewegenden 
Ideen  und  Richtungen  der  deutschen  Arbeiterbewegung  früh  Wi- 
derhall.  Insbesondere  waren  es  die  Buchdrucker,  diese,  so  in  wirtschaft- 
licher wie  kultureller  Hinsicht,  Cr6me  der  Arbeiterschaft,  die  bereit», 
zum  Anfang  der  6oer  Jahre  Lassalles  Ideen  gekannt  und  zum  Teile 
befolgt  haben.  Eine  »Bewegung«  im  wahren  Sinne  des  Wortes  begann 
jedoch  erst  mit  der,  durch  den  erwähnten  großen  wirtschaftlichen  Auf* 
Schwung  zu  Anfang  der  konstitutionellen  Aera  hervorgerufenen  Ein- 
wanderung österreichischer  und  deutscher  Arbeiter.  Auch  in  Ungarns 
Hauptstadt  kämpften  die  den  Schutz  der  engeren  Fai  hinteressen  und 
die  gegenseitige  Hilfe  verkündenden  Ideen  Schultze-Delitzsch  mit  jenen 
Lassalles,  die  die  Solidarität  der  Ciesamtheit  der  Arbeiter  predigten, 
und  einerseits  auf  das  allgemeine,  geheime,  gleiche  und  direkte  Wahl- 
recht, andererseits  aul  die  Schaffung  von  riesigen  Produktionsgenossen- 
schaften mit  Staatshilfe  abzielten.  Im  »Buchdrucker  Fortbildungsverein« 
fand  der  erste  Zusammenstoß  der  Anhänger  dieser  beiden  Richtungen 
bei  der  Beratung  der  in  Sachen  des  allgemeinen  und  geheimen  Wahl* 
rechtes  an  das  Abgeordnetenhaus  zu  richtenden  Petition  statt.  Die  in 
gewissem  Sinne  aristokratischen  Vertreter  der  Schnitze- Delitzschen 
Richtung  wollten  das  Wahlrecht  ausschließlich  auf  die  Buchdrucker 
ausdehnt  wissen,  »als  auf  die  Flite  der  Arbeiter,  die  schon  vermöge 
ihres  Berufes  eine  sich  stetig  entwirkclnde  Intelligenz  besitzen»,  —  wie 
iiir  Führer  Leopold  Hirsch  ausführte.  Die  Lassaleaner  jedoch  beton- 
ten unter  der  Anfuhrung  von  Ihrlinger  und  Ziihonvi  im  Sinne  ihres 
Meistcis,  »daß  die  I  Wu  h(iru{  ker  nur  ein  Glied  bilden  in  der  großen 
Familie  der  Arbeiter  untl  dal.^  das  WuhUcciit  nicht  nur  den  Buch- 
druckern infolge  ihres  Berufes,  sondern  infolge  eines  unveräußerlichen 
Menschenrechtes  sämtlichen  Arbeitern  zustehe,  und  was  das  Recht 
aller  bildet,  muß  auch  für  alle  erkämpft  werden«^*). 

*^)  Vt  i  L^;.  «Kn,  nach  einem  Vortrajje  Dr.  Gesa  von  Schulhofs  gegebenen  Rück- 
blick auf  <Iic  Kntw ickcliin^  »k>  Sozialismus  in  Unfjarn  in  dem  »Bericht  der  kgl, 
UDgar.  Staatspolizei  der  Haupt-  und  Re»idenssladt  Budapest  vom  Jahre  1894««  » 


Digitized  by  Google 


Das  KoalUioiiH«dit  in  Ungam. 


203 


Prinzipielle  (Gegensätze  von  solcher  Dimension  hatten  ein  harmoni- 
sches Zusammenwirken  selbst  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen, 
Fach-  und  Selbstbildlingsinteressen  unmöglich  gemacht;  darum  blieb 
auch  der  >Selbstbildungsverein<  eine  neutrale  Gewerkschaft,  wahrend 
die  beiden  politischen  Gegner  rein  politische  Arbeiterorganisationen 
schofen,  die  jedoch  berufen  waren,  über  den  Kreis  der  Buchdrucker 
hinaus  als  Zentren  der  politischen  Bewegung  der  ganzen  Arbeiterschaft 
zu  dienen.  Der  im  Februar  1868  gebildete  »Pest>Ofner  Arbeiterverein«, 
dessen  Zustandekommen  eine  Anzahl  oppositioneller  Abgeordneter  un- 
ter der  Führung  Rohonyis  moralisch  unterstützt  hatte,  löste  sich  be<- 
reits  in  i86q  auf,  -—  wohl  infolge  des  l'mstandes,  daß  die  Ideen 
Schultze-Delilzsch  auch  in  Ungarn  nur  eine  schwache  und  nicht  anlud- 
tende  Anziehungskraft  auszuüben  imstande  waren.  Der  unmittelbare 
Grund  liieser  Autl()sun<]'  war  jedoch  die  Flucht  des  \'ereinssekretärs 
und  zugleich  Retlakteurs  wegen  Unterschlagung  der  Vereinsgekler. 
Ein  gro0er  Teil  der  Mitglieder  trat  in  den,  bereits  t868  unter  der 
Leitung  Hrabies  zustande  gekommenen  Lassalleschen  >  Allgemeinen 
Arbeiterverein«  über'*),  welcher  alsbald  in  Ujpest,  Obuda,  Kaposvär, 
Arad,  Särospatak,  Sopron,  Veszpr^m,  Anina,  Resicza,  Temesvär, 
Ptfcs  und  Szdkesfeh^rv^r  Filialen  gründete,  und  welchem  sich 
auch  die  selbstäTidigen  Organisationen  in  Szigetvär,  Oraviczabänya, 
Kolozsvär  und  Pozsony  anschlössen*^).  Die  Wirksamkeit  dieses 
»AH^remeiTien  Arbeitervereins-  war  es  nun,  welche  der  Regierung  zu 
einer  Kontrolle  (lelegenheit  gab,  die  die  wirtschaftliche  Bewegung 
der  Arbeiter  noch  weniger  verschonte,  als  die  politische  Betätigung 
derselben.  Anfanglieh  hatte  die  Regierung  diese  erste  Blute  der  mo- 
dernen Arbeiterbewegung  auf  ungarischem  Boden  nicht  gerade  übel« 
wollend  beobachtet,  oder  doch  wenigstens,  schon  um  dem  offenen 
Flirt  der  oppositionellen  Abgeordneten  die  Wage  zu  halten,  ein  Auge 
zugedrückt.  Der  Verein  konnte  in  Preßburg  am  29.  Mai  1869  ungestört 

■  Die  sozialdemokratische  Ucwegung  ist  heutzutage  eine  dermaßen  wichtige  und 
nktuelle  Frage  .  ilnß  ^bezeichnend  für  nn£:^r!'»chc  Vurluiltni-^^c  '  i  die  l'  o  1  i  z  e  i  es  für 
ihre  Aufga!>c  Incli  un>\  »dem  r.ffeiitliLhcn  int(.rc^>e  cnicn  Dienst  zu  crwci>cii<  dachte, 
in  dem  es  -iltc  gcschiclithche  Eniw ickelung  iluser  Bewegung  in  Ungarn<  in  ihren 
Bericht  autgcnommcn  liut.  —  Bis  zur  jüngsltn  Zeit  sind  die  l'olizciberichlc  die  cin- 
zigco  amtlichen  beschreibenden  und  ttaiHtischen  Quellen  der  ungarländtichen  Ar> 
beitcrbcwcgang.  Seit  lünf  Jebren  wird  ein  vom  ellgemetnen  Polizeibericht  geson« 
deites  vertimuliches  Blaubucb  fiber  den  Sosifttismus  pnblisiert. 

**)  Siehe  fiber  die  niheren  UmsUnde  der  Begrttndung,  welche  im  Beisein  von 
etwa  IOC  Arbeitern  in  einer  TiscUerwerkstatt  <&,  Uellöi-ut  19.)  siaufand.  die 
Nr.  19  vom  3,  Febr.  1868  der  »Typographia« 

*'')  >Wirks?inikt  it  Icr  k<">n.  ung.  Hudapester  Haupt'  und  Residcn«stttdit$chen 
Staalspolisei  im  Jahr«  1Ö94.«    Budapest,  S.  107. 
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seine  erste  öffentliche  X  olksversamnilung  ablialten,  auf  welcher  als  seine 
giundlcgeüden  Programnipuuktc  >i.  <las  allgemeine  diiekte  Wahlrecht  zu 
jedem  Vertretungskürper,  2.  das  unbeschrftnkte  Vereins-  und  Vefsamm- 
lungsrecht«  angenommen  wurden.  Als  Ergebnis  der  unermüdlichen 
Agitation  Karl  Parkas*  konnte  dann  der  Verein  in  1870  die  bis  zum 
heutigen  Tage  segensreich  wirkende  »Allgemeine  Axbeiterkrankenunter- 
stütaungs-  und  Invalidenkassec  begründen»  wie  denn  auch  der  Verein 
im  Anfang  seines  Bestandes  eine  gewisse  unschädliche,  »fromme«,  sich 
auf  die  Selbstbildung  und  den  Unterricht  beschränkende  Wirksamkeit 
ausübte,  wohl  infolge  des  Einflusses  der  nationale  Gesichtspunkte  her- 
vorkehrenden Fraktion  Tiincsics.  Die  Regicrunt:  hingegen  machte  gute 
Miene  /.um  bösen  S[>icl  und  gedachte  hiedurch  die  gan/.e  Bewegung 
verflachen  zu  lassen.  Mit  dem  Erlaß  Nr.  3T06  \oni  11.  Juni  1870  des 
Ministeriums  des  Innern  wurden  die  Statuten  des  Vereins  gutgeheißen; 
die  Regierung  trug  sogar  für  die  VereinslokaUtäten  Sorge,  und  der 
König  von  Ungarn  bewilligte  infolge  der  Petition  des  Vorsitsenden» 
die  gegen  den  Willen  der  radikalen  Vereinsmitglteder  unterbreitet 
wurde  —  eine  Jahresunterstützung  von  500  fl.^).  In  diesem  Jahre 
machte  sich  jedoch  schon^  wenn  auch  in  sehr  geringen^  Maße,  der 
£influß  der  Internationale  bemerkbar*^,  obwohl  dieser  selbst  in  der  Wirk« 
samkeit  des  damaligen  vehementesten  Vertreters  des  Sozialismus,  des 
jungen  Technikers  Sigmund  Pollitzer,  kaum  zu  entdecken  ist***).  Pollitzer 
hatte  in  seinem  z\veis|)rachigen  miiltchen  »Hrüderlichkeitc  ( -'l  estverist^g«) 
nicht  nur  die  bisherige  Leitung  des  Vereins,  sondern  auch  die  Regie- 
rung und  den  König  in  solch  scharfen  Worten  angegrilYen ,  daß  er 
wegen  Majestalsbeleidigung  vct urteilt  wurde.  —  Zu  alldem  kana  noch 
hinzu,  daß,  nachem  schon  1868/71  mehrere  Lohnbewegungen  der  Ar* 
heiter  der  Maschinen*  und  anderer  Fabriken  im  Kreise  der  hieran 
nicht  gewöhnten  Behörden  ein  unangenehmes  Aufsehen  erregt,  und  in 
1870  die  in  gewissem  Sinne  eine  privilegierte  Stellung  einnehmenden  Buch* 
drucker  einen  erbitterten  vierwöchigen  Streik  mit  einem  unmittelbaren 
Mißerfolge  ausgekämpft  hatten,  —  nun  auch  die  Arbeiter  der  handwerks* 
maßigen  Branchen  in  Lnlmbewegungen  traten,  namentlich  die  Bierbrauer, 
Bäcker,  Schneider  und  Kiemer  nahezu  zur  selben  Zeit  ihre  Arbeit  einstell* 

**)  >lJer  Hoch%eirai!>[»roz:eß  gegen  die  l'eslcr  bozialistcn  i.  J.  1&'J2.<  Ar- 
bcilcrkalciulcr,  Budapest  1888. 

Der  Hauptgrund  war  die  Verhafiung  T.^ncsics,  trotzdem  dieser  besoadcn 
in  seinem  Blatte  »Arany  Trombita«  (»Die  goldene  Trompete«)  der  Vertreter  der 
gemäßigten  und  nationalen  Richtung  war. 

**)  Es  ist  der  Einfluß  des  Lassalleschen  »eisernen  Lohngesetses«,  der  ihn 
zu  jener  Auffassung  drXngt,  daß  die  gewerkschaftliche  Organisation  und  Streiks 
die  Lage  der  Arbeiter  nicht  zu  verbessern  vermögen,  sondern  nur  die  poUtisehe 
Bewegung. 
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ten.  Die  Regierung,  die  bis  dahin  in  ihrer  Nachsicht  die  Straf  bestimmungen 
der  damals  noch  «[ültigen  österreichischen  Gewerheordniinj^  nicht  an^c- 
wen^iet  hatte,  liel>  die  Fuhrer  dieser  Streiks  verhaften.  Die  bereits 
klassenbewußten  Arbeiter  eriuilic  diese  Maliregel  mit  einer  derartigen 
Erbitterung,  daß  sie,  über  tausend  an  der  Zahl,  das  Abgeordnetenhaus 
in  einer  droheiiden  Haltung  umgaben,  so  daß  die  Regierung  diese 
Menschenansammlang»  wie  auch  die  noch  in  Schwebe  befindlichen 
Streiks  mit  starker  Militärmacht  auseinandertreiben  ließ.  Als  dann 
endlich  ein  nennenswerter  Teil  der  hauptstädtischen  Arbeiterschaft 
unter  dem  Eindrucke  der  Niederlage  der  Pariser  Kommune  (a8.  Mai 
1871)  zum  Zeichen  seiner  Solidarität  am  11,  Juni  dieses  Jahres,  mit 
schwarzen  Kokarden*')  geschmückt,  in  einem  demonstrativen  Aufzuge 
zur  Volksversammlnm,'  im  Stadtwäldchen  auim.irsriiierte,  war  es  mit  der 
(ieduld  der  Regierung,  die  sich  in  ihren  Hoffnungen  getäuscht  fidilte,  imd 
besonders  an  dem  neueren  intei  iiaiional-so<iiabstischen  Tmibre  der  Ar- 
beiterbewegung und  an  der  angeblich  demonstrativ  revolutionären  Feier 
Anstoß  genommen  hatte  —  zu  Ende.  Angeregt  durch  das  Beispiel 
der  damaligen  kontinentalen  Regierungen,  betrachtete  sie  es  als  Kul* 
turmission  die  Anführer  sofort,  hundert  andere  Arbeiter  nach  einer 
allgemeinen  Haussuchung  zu  verhaften  und  letztere  2 — 10  Tage  hinter 
Schloß  und  Riegel  zu  halten.  Die  Anführer  blieben  jedoch  8  Monate 
in  Untersuchungshaft,  da  die  Staatsanwaltschaft,  in  Ermangelung  kon- 
kreter Tatsachen,  gegen  sie  wegen  > Hochverrat«  die  Klage  erhob. 
Nach  langem  Zügern  muf>te  dann  die  Staatsanwaltschaft,  wie  die  da- 
maligen Chroniken  schrieben:  unter  allgemeiner  Heiterkeit  mit  ihrer 
Anklage  vor  die  OefTentlichkeit  treten.  Auf  der  an  humorvollen  De- 
tails reichen  Hauptverhandlung,  die  vom  22.  April  1872  angefangen 
acht  Tage  dauerte,  wurden  jedoch  alle  Angeklagten  freigesprochen; 
nur  Pollitzer  wurde  wegen  der  bereits  erwähnten  Majestätsbeleidigong 
zu  6  Monaten  Kerker  verurteilt. 

Die  Haltung  der  Regierung  gegenüber  der,  nach  ihrer  Auffassung 
> staatsgefährlichen«,  Arbeiterbewegung  hat  sich  jedoch  snther  nicht 
mehr  geändert.  Die  Polizei  hat  nicht  nur  die  politischen  Vereine  nicht 
weiter  gestattet,  sondern  auch  die  inzwischen  entstandenen  Selbstbil- 
dungs-  und  Gewerkvcrcme,  welche  Siatuten  besaf>cn,  aufgelöst,  oder 
—  wie  7.  B.  die  nur  provisorisch  wirkenden  Vereine  —  mit  fortwäh- 
renden beiiöniiichen  Inler\  entionen  .scliikaniert.  Die  ungarische  Re- 
gierung befand  sich  i^chon  zu  jener  Zeit  in  dem  In  tum,  daii*  sie  diese 
segensreichen  sozialen  und  wirtschaftlichen  Organisationen  mit  der  po- 
litischen Bewegung  identifizierte  und  gleichsam  verdammte.  Daher  ver« 
bot  sie  auch  die  Stretkversammlungen ;  die  Statuten  der  Selbsthilfs«  und 


^  Nach  dem  erwifanten  PoUzei*B«ric1it;  d«r  »Pester  Lloyd«  hingegen  weiß 
von  schwanen  Halfloren  zu  enlbten.   (Nr.  196  v.  Jf.  1S71.) 
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Scll)Stl)il(lungs\  crcine  vmd  der  Gewerkschaften  wurden  entweder  über- 
liuupl  nicht  oder  nur  nach  jaluekuig  wiederholtem  Unterbreiten  gut- 
geheißen, und  auch  dann  in  einer  Form,  die  ihre  eigeotlichen  Zwecke, 
die  freie  Auittbung  des  Koalitionsrechtes  verstttminelte.  Um  nur  ein 
Beispiel  zu  erwähnen:  die  Schuhmachergehilfen  hatten  die  Statuten 
ihres  Gewerkvereines  neunmal  in  xwei  Jahren  unterbreitet,  bis  endlich 
der  zehnte  Entwurf»  der  nach  den  Intentionen  der  Regierung  modifi» 
ziert  wurde,  endlich  die  Approbation  erhielt**^).  Die  Bemühungen  der 
Buchdntckcr,  einen  Landeshilfsverein  zu  gründen,  scheiterten  jahrzehnte* 
lang  an  dem  Widerstand  der  Regienin": ,  obzwar  an  der  Spitze  der 
Bewegung  immer  ein  von  den  Arbeitern  gewählter  Arbeitgeber  «jestan- 
dcn  ist  ''').  Die  Tischler,  die  sich  in  1873  zur  Wahl  des  Gewcrkschaft««- 
Vorstandes  versaiiunclt  hatten,  trieb  die  Polizei  ohne  jede  vorherige 
Aufforderunij  und  Begründung  auseinander  Landeskongrcüsie  der 
Gewerkschaften  wurden  oft  knapp  vor  ihrer  EröflFnung  aufgelöst"). 

Da  die  Arbeiter  sahen,  daß  ihnen  das  Koalttionsrecht  entgegen 
der  stillschweigenden  Anerkennung  der  Gewerbeordnung  von  1872  ohne 
ein  besonderes,  etwa  dem  österreichischen  vom  Jahre  1870  ähnliches 
Gesetz  nicht  gewtthrt  wurde,  wandten  sie  sich  noch  einmal  an  die  Ge> 
setzgebung,  diese  möge  ihnen  diese  Existenzbedingung  ihres  Wirtschaft* 
liehen  Fortschritts  ausdrücklich  zusidiern.  £s  waren  wieder  die  Buch* 
drucker,  die  im  Jahre  187 4  diesen  von  rein  ökonomischen  Interessen 
p:eleiteten  Schritt  unternahrneu,  indem  sie  eine  neuere  diesbezügliche 
Adicssc  an  das  Abgeordnetenhaus  richteten.  Da.s  Krgebnis  war  jedoch 
so.'usagen  tjerade  das  Ciesjenteil  des  Gewunscliten.  Wahrend  nämlich 
die  Gesetzgebung  sicii  vollhiandig  gefühllos  für  tiic!»e  Interessen  der 
Arbeiterschaft  erwies,  —  und  während  die  Worte  des  ersten,  das  Ver- 
einswesen rechtlich  regelnden  Ministerialerlasses  (vom  19.  April  1873, 
s.  Zahl  1394.  Min.  d.  Innern):  wonach  »es  nicht  die  Absicht  der  Re- 
gierung ist,  das  freie  Versammlungsrecht  zu  beschränken«,  auch  für  die 
Arbeiter  wenigstens  theoretisch  insofern  Geltung  hatten,  als  ihre  Vereine 
noch  keinerlei  Ausnahmemafkegeln  unterworfen  waren  —  wurden  von 
der  folgenden,  im  Jahre  1875,  das  ist  also  nach  der  erwähnten  Petition 
erlassenen  VerordnunL;  (vom  2.  Mai,  s.  Zahl  1508),  welche  lii.s  zum  heu- 
tigen l  ac'c  die  v.ichtigste  Quelle  des  ungarischen  Vereinsrechtes  bildet, 
die  Cic  werkvereine  direkt  verboten. 

Üie  Verordnung  drückt  sich  in  dieser  Richtung  mit  folgenden,  auf 
den  ersten  Blick  etwas  unverständlichen  Worten  aus:  »Als  Arbeiter- 


"*)  Johsnn  Horvith-Stefan  Parkas:  »Die  ssjfthrige  Geschichte  des  Gewcrk- 
vereins  der  Bndapcstcr  SchuhniachergehUfen  von  1877— »190s«.  Budapest,  tgos, 
5.  16.         ")  Siehe  das  erwftbnte  Werk  von  Zaka. 

»Munkds  Hcü-Krünika«  (»Arbeiter  Wochen-Chronik«)  vom  S3«  Mirs  1873, 

•*)  Siehe  IIorvAlh-Farkss  a.  a.  O.,  S.  21. 
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vereine  werden  nur  jene  betrachtet,  die  im  Sinne  der  Gewerbeordnung 
von  1872  gebildet  werden.  Aiuicrwcitige  Vereine,  obwohl  sie  von  Ar- 
beitern gebildet  werden,  fallen  unter  eine  Behandlung,  als  ob  sie  durch 
andere,  sich  nicht  mit  Arbeit  befassenden  Personen  gegründet  wären.« 
Welche  sind  nun  diese  im  Sinne  der  GO.  von  1872  gebildeten  Arbeiter» 
vereine?  Die  bereits  geschilderten  Gewerbegenossenschaften,  die  später 
mit  behördlichen  Befugnissen  ausgestatteten  Gewerbekorporationen«  die 
Burgen  der  Zunftmeister;  Organisationen,  welche  die  Interessen  der 
Arbeitgeber  mit  der  denkbar  größten  Engherzigkeit  verteidigten,  und 
in  welchen  den  ei^^entlichen  Arbeitern  .'selbstverständlich  nur  denen 
des  Handwerksi  gar  keine,  liöchstens  in  den  (lewerbegerichten  und 
b«'!  der  Kr.inkenunterstutzung  eine  sehr  untergeordnete  Rolle  zufiel. 
»Die  eigentlichen  Arbeitervereine  —  bemerkt  richti;^  Prof.  Kmety  — , 
deren  Mitglieder  nur  gewerbliche  und  Landarbeiter  sein  können,  und 
deren  Zweck  es  ist,  das  Verhältnis  der  Arbeiter  zu  den  Arbeitgebern 
SU  bessern  und  die  sogenannte  Arbeiterfrage  ihrer  Lösung  näher  zu 
bringen,  könnten  dieser  Verordnung  nach  nicht  bewilligt  werden«**). 
Das  Charakteristischste  ist  jedoch,  daß  das  Gewerbegesets  von  1872 
es  nicht  einmal  beabsichtigte,  den  Arbeitern  den  Eintritt  in  die  Ge* 
Werbegenossenschaften,  welche  doch  angeblich  Arbeitervereine  hätten 
vorstellen  sollen,  zu  ermöglichen.  Es  heißt  nämlich  im  §  76  einfacli  : 
»Selbständige  (iewerbetreibende.  die  in  einer  oder  in  mehreren  Ort- 
schaften dassell>e  oder  verschiedene  Ciewerbe  betreiben,  können  sich 
zur  Förderung  ihrer  gemeinsamen  Interessen  zu  CJewerbegenossenschaf- 
ten  vereinigen, <  Die  erwähnte  Verordnung  von  1875  spricht  daher 
nur  von  imaginären,  zu  jener  Zeit  gar  nicht  existierenden  »Arbeiter- 
vereinen« der  Gewerbeordnung.  Ja  nicht  einmal  die  Gewerbenovelle 
von  1884  erwähnt  bei  den  Gewerbekorporationen  (Kapitel  III)  die  vir- 
tuelle Mitgliedschaft  der  Arbeiter;  hingegen  hebt  Kapitel  IV,  entgegen 
der  GO.  von  1872,  ausdrücklich  hervor;  > Als  Mitglieder  der  Gewerbe- 
genossenschaften können  auch  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter  aufgenom- 
men werden.«  (G.A.  XVII:  1884,  §  179.)  In  welchem  Maße  diese  Er- 
laubnis Verwendun£j  fand,  kann  mnn  sich  leicht  vorstellen.  Endlich, 
wo  fanden  die  aul>erhalb  der  llandwerkerkorporationen  stehenden 
Fabrikarbeiter  jene  —  räumen  wir  ein  —  im  Sinne  des  Gewerbe- 
gesetzes wirklich  existierenden  »Arbeiter\ereine«?  iN ugends.  Denn  daß 
in  Ungarn  im  Jahre  1875  bereits  eine,  wenn  auch  noch  so  schwache, 
Fabrikindttstrie  bestand,  daß  es  mit  Hilfe  einer  minimalen  national- 
ökonomischen  Bildung  vorauszusehen,  ja  wünschenswert  war,  daß  Un* 
gam,  wenn  es  keinen  Selbstmord  verüben  will,  auch  den  Weg  der  ka- 
pitalistischen Entwicklung  betreten  muß,  in  dessen  Verlauf  der  fabrik- 


Kmety,  Karl,  Handbuch  des  ung.  Verwaltungsrecbts.  lU.  A.  1902.  Buda- 
pest, S.  307. 
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mäßige  Großbetrieb  allmählirh  die  Cle\verl)egenossenschaften  der  Haud- 
werker  verdrängen  wird,  um  den  reinen  A: heitgeberverbänden  unci  an- 
deren wii  tschafllichen  InteresscnverUctungeii  der  GrolMinlernelimer  Platz 
zu  machen:  all  dies  wollte  die  ungarische  Kegierung,  die  die  Arbeiter- 
frage, vom  Standpunkte  eines  einseitigen  Klasseninteresses  und  der 
unbedingten  Sicherung  ihrer  Majorität  bei  den  Parlamentswahlen  aus^ 
noch  immer  als  rein  polizeiliche  Aufgabe  betrachtete,  nicht  in  Betracht 
ziehen.  Die  ungarische  R^erung  hätte  nur  einen  Blick  auf  die  sociale 
Entwicklung  der  fortgeschritteneren  Länder  werfen  müssen,  um  einzu- 
sehen, daß  auch  in  ihrem  Lande  die  Arbeiterschaft  früher  oder  später 
gezwungen  sein  wird,  vor  den  furchtbaren  Katastrophen  des  modernen 
gewerblichen  Lebens  und  zur  Verteidigung  und  Hebung  ihres  jewei- 
ligen Kxistenzniveaiis  in  Gewerks(  haften  Zuflucht  zu  suchen.  Das  war  es 
nun,  was  die  Regierung  zu  erschweren  suchte.  Darum  erklärte  sie, 
daß  nur  die  (lewerbegenossenschaften,  die  spateren  Gewerbekorpo- 
rationen die  eigentlichen  Arbeitervereine  seien,  das  heißt  also  solche, 
deren  Ingerenz  auf  die  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen  die  Re* 
gierung  gestattet!  Und  wenn  wir  uns  wieder  fragen,  was  denn  der 
unmittelbarste  Beweggrund  dieser  antisozialen  Maßnahme  war,  so 
geben  uns  die  Worte  des  Berichtes  der  Budapester  Handels-  und 
Gewerbekammer  vom  Jahre  1878  eine  vielsagende  Aufklärung:  >Die 
Zahl  der  Gewerbegenossenschaften  ist  sehr  gering,  denn  die  über- 
wiegende Mehr/atd  derselben  charakterisiert  eine  völlige  Leblosigkeit. 
Sie  wurden  begründet,  um  die  Erbschaft  und  teilweise  die  Traditionen 
der  Zünfte  zu  bewahren,  sind  jedorh  unfähig,  sich  auch  nur  den  ge- 
ringsten Wirkungskreis  von  Bedeutung  zu  verschaffen;  aber  sie  dienen 
bei  Reiciistags-  und  K  o  m  m  u  n  a  1  \v  a  h  1  e  n  als  brauchbares 
Werkzeug  der  Ambition  einzelner  P  e  r  s  o  n  e  n« '^'^).  Sapienti 
sat.  —  Es  Ist  in  hohem  Grade  bezeichnend  fiir  die  hieherbezfiglichen 
Beweggründe  dieser  Verordnung,  daß  sie  die  polidschen,  die  Umge- 
staltung der  Grundlagen  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  anstre- 
benden Arbeiterorganisationen  gestattete,  die  Gewerkschafken  Jedoch, 
die  die  Interessen  der  modernen  Lohnarbeiterschaft  größtenteils  im 
Rahmen  der  heutigen  Ordnung  praktisch,  d.  h.  die  Profitrate  der  be- 
sitzenden Wähler  eventuell  schmälernder  Weise  verteten,  verIxU. 

Diese  Verordnung  von  1875  diente  als  Grundlage  jener  bis  zum 
heutigen  Tage  währenden,  kur/sirlitigen  administrativen  Praxis,  wonach 
(Ue  ungarisclien  soi;cnannten  Gewerkschaften  mit  den  wichtigsten  Attri- 
buten des  Trade- I  nionismus,  mit  dem  Rechte  der  Beeinflussung  des  Ar- 

**)  Natürlich  der  gro(>cn  gouTcmtmentalen  Regierungspartei,  die  von  1867 
bis  1905  di«  Geschäfte  des  Landes  in  prononsiert  agrarischem  und  manchesteriichem 
Geiste  lenicte.  S.  Bericht  der  Budapester  Kandels-  und  Gewerbekamincr  Tom  Jabre 
1878.  Budapest,  1879,  S.  123. 
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'  eitsverhältnissc^  (l'trt  h  Verhandlungen  mit  den  Arbeitgebern,  und  dem 
Rechte  der  Anordnung.  T^eitung  und  I  nterstutzung  der  Streiks,  nicht 
!rr<;tnttet  werden.  So  entstanden  in  Ungarn  hinter  cien  ministeriell  ge- 
blatteten, unvollständigen  Gewerkschaften  im  dämmernden  Hallnhinkel 
sogenannte  »freie  Verbindungen«,  die  nun  die  Beeinflussung  der 
Arbeitsverhältnisse  ihrerseits  besorgen,  und  daher  tatsfichltch  zu  reinen 
Streikorganisationen  entarten  and  deren  notgedrungen  geheime  Wirk- 
samkeit und  mangelnde  Kontrolle  wir  als  einen  Haup^^nd  der  stets 
zunehmenden  Verwilderung  des  Verhältnisses  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  Ungarn  betrachten. 

Die  Ministerialverordnung  von  1875  begnügte  sich  jedoch  nicht 
mit  der  Konfiskalion  der  im  Cewerbegesetz  von  1872  ausgesprochenen 
Koalitionsfreiheit,  sondern  sie  verwirklichte  in  Beziehung  auf  diese  ver- 
stümmehen  Arbeitervereine  nicht  einmal  jene  \\'orie,  dals  die  von 
Arbeitern  gebildeten  Vereine  unter  eine  I^ehamilung  fallen,  als  ol»  sie 
von  andern,  sidi  nicht  mit  (Hand-)Arbeit  befassenden  Personen  ge- 
gründet wären.«  Denn  auch  diese,  auf  das  Gebiet  der  gegenseitigen 
Hilfe  und  SelbstbUdung  beschränkten  »friendly  societies«  wurden,  ab* 
weichend  von  den  ähnlichen  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Vereini- 
gungen der  übrigen  Staatsbürger,  weiteren  Ausnahmebestimmungen 
unterworfen,  wie  sie  sonst  nur  bei  den  politischen  Vereinen  vorkom« 
men.  Absats  III  resp.  IV  der  Verordnung  besagt  nämlich:  i.  »Mit- 
glieder  eines  politischen  und  Arbeitervereins;  können  nur  ungarische 
Staatsbürger  sein.«  2.  >f3ei  politischen  und  Arbeitervereinen  wird  die 
Bildung  von  Filialvereinen  nicht  gestattet  v  Während  also  diese  l)eiden 
Beschränkungen  bei  Vereinen  der  Angehörigen  einer  jeden  andern 
Klasse  nur  als  Rechtsfolge  eines  bestimmten  Zweckes  (des  politischen 
Charakters)  eintreten,  haben  sie  bei  den  Arbeitervereinen,  ohne  Rück- 
sicht auf  deren  statutenmäßigen  und  behördlicherseits  kontrollierten  hu- 
manitären oder  wirtschaftlichen  Zweck  (die  Ausübung  des  Koalitions* 
rechtes  war  ja  unter  letzten  nunmehr  ausdrücklich  verboten  1)  unbe* 
dingte  Geltung,  als  Rechtsfolge  der  Tatsache,  daß  die  Mitglieder  dieser 
Vereine  einer  gewissen  Klasse,  der  Arbeiterklasse  angehören. 

Was  nun  die  erste  dieser  Beschränkungen  betrifft,  nämlich  die  Aus- 
srhließtmg  rier  ausländischen  Art>eiter  sellist  in>  diesen  gegenseitigen 
Selbsthilfsvereinen^*^,  lielSe  sicii  noch  irt-rn  l  :  —  unter  Berufung  auf 
das  nationale  Interesse  —  rechtfertigen.    W  er  jedoch  die  Dynamik  des 

**}  Diese  oft  erwihnte  Verordnung  scheint  drei  Arten  von  Arbeiterrereinen  sa 
keimen:  «)  den  etoitig  »wiikliehcn  Arbeiterverein«:  die  Gewerkkorponttion;  b)  den 
Arbeiterverein,  den  «Je  nieht  ab  Arbeiterverein  anerkennt:  die  eigentliche  Gewerk- 
«chnft;  c)  den  Arbeiterverein,  der  weder  politische  Firbong  hat,  noch  aber  Gewerk- 
verein  ist:  den  gtgcnseitigen  Hilf««  (»friendly  societr«,  sodet^  de  seconrs  mutncl«), 
resp.  SelbsthiMungsverein. 
ArcUv  fbr  SotialwiMeiwclMft  und  SogialpoliUk.  XXVI.  1.  I4 
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modernen  Aibeiumarktes  kennt,  der  sieht  in  der  Gruppierung  s  a  m  t- 
1  ich  er,  in  einem  Lande  beschäftigten  Arbeiter  in  Fachvemnen  eine 
elementare  Bedingung  der  gesunden  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses; 
wie  z.  B.  auch  eine  Kartellgesetsgebung  undenkbar  wäre,  durch  welche 
die  im  Inlande  ein  Etablissement  besitzenden  ausländischen  Fabrikanten 
aus  ihrem  Kartell,  nur  wegen  dieser  ihrer  Eigenschaft,  ausgeschlossen 
wären.  Es  erscheint  nur  die  Ausschließung  aus  den  führenden  Stellen 
einigermaßen  angezeigt,  wie  wir  sie  im  französischen  Syndikatsgeselz 
von  1884  finden.  Aber  die  zweite  der  erwähnten  Desrhränkungcn  kann 
nicht  Lrentisr  gerügt  werden.  Die  Regierung,  welche  den  Arbeitein  die 
wirksame  Ausübung  des  Koahtionrechtes  verbot,  l^esrhrankte  nun  auch 
die  von  <lcn  Grosrhen  der  Ail)eiter  unterhaltenen  Vereine  der  gegen- 
seitigen Hih'e  für  Jahrzehnte  hinaus  aul  eine  lOKaic  Wirksamkeit,  und 
verdammte  sie  damit  zur  Untätigkeit  and  Unfähigkeit;  denn  es  muß 
selbst  dem  Laien  klar  sein,  daß  die  relativ  wenigen  und  serstreut  le* 
benden  ungarischen  Handwerksarbetter  auch  auf  diesem  Gebiete  nur 
durch  die  Zusammenfassung  aller  ihrer  Kräfte  in  Landesvereinen  eine 
gedeihliche  Wirksamkeit  entfalten  können '^^}. 

Wir  sehen  somit,  daß  die  ungarische  Arbeiterschaft  nicht  nur  daran 
verhindert  war,  die  gesetzlich  zugesicherte  Koalitionsfreiheit  in  ständigen 
Vereinen,  in  wirklichen  ( icwerkschaften  ntiszuühen,  sondern  sie  war 
auch  auf  dem  Gebiete  der  sonstij^en  Selbsthilfe  Beschränkungen  i;!it 
worfen.  Wer  aber  aus  dieser  Tatsache  den  ()[)tirnistischcn  Schlul>  z.iehen 
wollte,  daÜ  dann  cHese  Arljeiter  den  ,[,'esetzlichen.  ständit^en  Koalitionen 
der  Meister  gegenüber  sicherhch  zur  zeitweiligen  Ausübung  des  Koalitions- 
rechtes  befugt  waren,  uro  wenigstens  bei  günstigen  ökonomischen  Ver* 
hältnissen  ihre  Lage  durch  Streiks  zu  verbessern,  bei  Krisen  aber  die> 
selben  su  verteidigen,  den  mögen  aus  seinen  Träumen  die  folgenden 
Daten  erwecken:  Der  Streik  hat,  wie  ein  jeder  Massenkampf,  drei  un- 
erläßliche Voraussetzungen,  ohne  welche  von  einer  Streikfreiheit  nir* 
gends  die  Rede  sein  kann:  i.  die  Vereinigung  und  Organisation  der 
Streitkraft  zur  Besprechung  des  Kriegsplanes,  was  selbstverständlich 
nur  auf  einer  öfTcntlichen  Versammlung  geschehen  kann;  2.  das  Her 
beischaffen  der  materiellen  Mittel,  die  zur  Erhaltung:  der  streikenden 
Masse  nötig  sind,  das  heißt  die  vollständige  Freiheit  des  Sammeins 

**)  Diese  cbarakteristische  KlossemnafSregel  wurde  ent  mit  jener  vm  die 
Wende  des  Jehrhnnderts  beginnenden  Praxis  des  Ministeriums  des  Innern  aufge« 
hoben,  nach  welcher  nun  «ach  schon  die  Statuten  von  ZentralverbSnden,  die  sich 
atuf  das  ganxe  Land  ausbreiten,  gutgeheißen  werden.  Die  Auffassung,  daß  die 
Filialen  dieser  Verbinde  besonderer  Statuten  nicht  bedtirfen,  kam  erst  in  einer 
Verordnung  des  Ministers  des  Innern  v.  j.  1906^  (s.  Z.  122000  III,)  nun  recht- 
lichen Ausdruck.  Diese  Verordnung  gibt  noch  viel  Gelegenheit  su  Schilcanea  seitens 
der  unteren  Behörden. 
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^(!  diesem  Zwecke:  die  Aktionsfreiheit  der  Streikleitung,  welche  die 
Gemeinen  von  der  Xotwendii^keit  und  Zeitgenui(>heit  des  Kamj)fes  auf- 
klart, nötigenfalls  aneifeit  oder  iDaßigt;  die  aber  auch  zumeist  die  durch 
höhere  Intelligenz  und  Bildung  tatsächlich  berufenen  Persönlichkeiten 
vereinigt,  um  mit  den  Arbeitgebern  ernste,  nur  von  ökonomischen  Rück- 
sichten geleitete  Verhandlungen  zu  pflegen,  den  industriellen  Frieden 
fiir  längere  Zeit  tu  sichern,  oder  über  die  soziale  Unvermetdlichkeit 
eines  Streiks  zu  entscheiden. 

I.  Die  ungarische  Industrie! 'c  Arbeiterschaft  besitzt  keine  dieser 
unerläßlichen  Voraussetzungen  der  Sireikfreiheit.  insoweit  dies  -  von  der 
behördlirhcTi  Praxis  alihäni;t.  Für  die  Praxis  der  Behörden  liei  Be- 
willitjuii^  von  Strcik\ et sainndunL,'en  —  die  nur  kleine  Nuancen  auf/ti- 
weisen  hat,  je  nacli  der  l'oleran/  der  eiruehien  Rei^ierunLren  —  sei  als 
lisstoriichcs  Dokument  die  \'crüidnung  tles  Ministers  »ics  Innern  vom 
15.  Nov.  1894  i^Zahl  1340.  Praes.  Res.)  erwähnt,  die  nach  den  ersten 
Lohnbewegungen  größeren  Stils  erlassen  wurde,  und  folgendermaßen 
lautet:  »Oeffentliche  Veraammlungen,  in  denen  der  Stand  einer  Arbeits- 
einstellung und  in  deren  Interesse  getroffenen  Maßnahmen  voi^etragen, 
die  Modalitäten  der  massenhaften  Verabredung  besprochen  werden, 
oder  die  Arbeitseinstellung  oder  Schritte  zur  Fortsetzung  derselben  be* 
schlössen  werden,  sind  nicht  zur  Kenntnis  zu  nehmen;  Versammlungen, 
die  zu  anderen  Zwecken  einberufen,  zu  derartigen  Verabredungen  be- 
nutzt werden,  sind  aufzulösen« 

Mit  Recht  lietrachtet  l'rofessor  Rönyi  diese  VerordnunL,'  »ils  mit 
der  GO.  im  Gegensatz  stehend     und  als  Beweis  dessen,  dab  bis  zur 


M)  Siehe  Rh^ey,  »Rendöri  elj.-iräs,  Jhg.  II.  1897,  S.  59. 

**)  »Der  in  der  Verordnung  enibaUcne  Standpunkt  —  sagt  R^yl  —  fand 
spater  im  %  65  des  G.  A.  II  1S98  teilweise  BetKtignng,  indem  die  Teilnahme  an 
Zasammenkünl^ten  der  verdingten  Landarbeiter,  die  zum  Zwecke  der 
Vereinbarnng,  Verbreitung  und  Durchftlhning  einer,  eine  gemeinsame  Arbeitsein- 
stellung bezweckenden  Verabredung  abschalten  werden,  eine  strafbare  Handlung, 
eine  Ueberiretun}»  bildet.  Aber  in  Beziehung  der  gewerblichen  Arbeit<  :  statuiert 
der  (j.  A.  XVII:  1884  kein  derartiges  Verbot,  es  begünstigt  nur  diese  Verein- 
birunü'.n.  \\  r,»brc'lun<;en  nicht,  und  besagt  (i}  162),  <iaß  dieselben  nicht  rechts- 
jjiilii;;  ^»nd,  er  entzieht  ihnen  ««>mit  bloß  die  zivilrechtlicbc  bindende  Kraft;  aus 
ejuei  derartigen  Verabredung  wäre  kein  Anspruch  zu  erheben,  es  möge  sein  Wort 
hallen,  wer  da  will.*  —  A.  a.  O.,  S.  332,  Anin.  23. 

In  Ungarn  sind  die  mehr  als  100  Joch  (1  Joch  s=  143  acre)  groflen  Güter 
—  4S,4i%  der  ganten  bebauten  Fläche  —  in  der  Iland  von  1343a  BeMtsem, 
das  heißt  von  nur  0,94  aller  Besitzer.  Der  Großgrandbeaits  selbst  belHoft  sich 
auf  31,19%.  in  Deutschland  x.  B.  nur  auf  10,31 0/^;  hingegen  entfUlt  S4,S9%  <l«r 
bebauten  Fläche  auf  1 838000  Bauern :  99,12%  der  Besitzer  (Landwirtschaft- 
liebe  Statistik  der  Länder  der  ungarischen  Krone.  Budapest, 
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jiin^'stcn  Zeit  selbst  unsere  obersten  Behörden  den  Streik  als  eine  po- 
lizeilich zu  unterdiLu  kende  Autlehnun^^  wider  die  öffentliche  Ordnung 
hetr.u  hteten.  Die  unleren  Verwaliungsbehorden  befolgten  dann,  von 
allerlei  Nebenrücksichten  bewogen,  mit  großer  Ambition  die  Weisungen 
d«r  Regierung.  Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  die  Legion  jener 
Bescheide  aufmarschieren  2u  lassen,  die  gewerkschaftlichen  Versamm- 
lungen, insbesondere  wenn  es  sich  um  landwirtschaftliche  Arbeiter  han> 
delt,  mit  den  spitzfindigsten  Einwendtmgen  oder  mit  dem  schroffsten 
sir  volo,  sie  jubeo«  verboten.  Es  sei  s^enu:,^  auf  die,  einem  jeden 
Freunde  der  sozialen  Evolution  schmerzliche  Tatsache  hinzuweisen, 
daß  noch  in  1904  in  einem  größeren  Orte  Tni^rirns  der  Oherstuhl- 
richter  die  AnmeldunL'  der  Streikversammlung  mit  dem  lakonischen 
Bescheide  entlgullig  abgewiesen  hat:  ^!)ie  Versammlung  kann  nicht 
gestattet  werden,  da  die  Anmelder  streiken  .  In  einem  Kohlenberg- 
werk wieder  konnten  die  Arlieiier  ihre  Versammlung  nicht  abhalten, 
da  »laut  Kundmachung  der  Berghauptmannschaft  sämtliche  Arbeiter 
entlassen  wurden.  Da  auf  diese  Weise  der  Streik  beendet  ist«  etc. 
Aber  wir  brauchen  nicht  so  weit  zu  gehen ;  ist  doch  selbst  ein  so  kon< 
servativer  Sozialpolitiker,  wie  Joseph  Graf  Majtjlth,  gezwungen,  mit 
einer  gewissen  schmerzlichen  Resignation  gewisse  diesbezügliche  soziale 
Schaden  Ungarns  offen  anzuerkennen:  »Die  Verwaltung  läßt  besonders 
in  einzelnen  Gegenden  des  Landes  und  zwar  um  so  mehr,  je  mehr  wir 
nach  Norden  und  Osten  qehen,  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  und  ist 
lUierhaiipt  in  jeder  Beziehung  danach  angetan,  die  Unzufriedenheit  /.u 
fordern  und  d;is  Volk  für  Lehren,  welche  die  Verwaltung  angreifen, 
empfänglich  zu  niachen.  Die  laxe  Handhabung  der  Verwaltung  erster 
Instanz  hangt  in  Ungarn  damit  zusammen,  daß  die  Koraitalsbeamten 
gewählt  werden.  Dies  hat  nämlich  zur  Folge,  daß  leider  in  den  meisten 
Fällen  bei  der  Wahl  dieser  Beamten  verwandtschaftliche  und  andere 
Beziehungen  und  in  geringem  Maße  nur  Rücksichten  auf  die  Tauglich* 
keil  des  Kandidaten  den  Ausschlag  geben  und  daß  die  einmal  ge> 

1900,  III.  T.,  S.  13*— 20*).  Da  die  Millionen  ungnrischcr  Landproletarier  endlicb 
—  laut  der  Statistik  (1905)  —  im  Durchschnitt  nicht  mt.lir  nK  cn.  ;^oo  K.  Jahres- 
einkommen h:i1)en  i^t  r<  nicht  zu  vcnvnndcrii,  daß  a  itn  Sotnnicr  i'ioO,  tmlz  des 
bestehenden  tltakonibchcn  Klassengesetises  (vcrgl.  K,  R.  1.  Krcicsi,  ' i  c  s  c  i  ^  c  11  i- 
wurf  über  die  Regelung  des  Rechtverhältnisses  zwischen 
Arbeitgebern  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern,  Arch.  f. 
K.  G.  u.  St.  1S97.),  an  rachrerea  Orten  des  Landes  m  imposant -friedlichen 
Kmtestreiks  kanHf  die  diesmal  noch  mit  Geadarat-Vajoneiien  vnd  Tenmttels  der 
£inkerkerang  you  etwa  3000  Arbeitern  anterdrQckt  werden  konnten* 

Siehe  die  »Berichte  der  angarlfndiscben  sosialdemokimtischen  Partei«,  die 
aus  derartigen  Bescheiden  von  Jahr  tn  Jahr  wahre  Arsenale  der  Parteiagitation 
aufbaoen. 
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wählten  Beamten  sehr  oft  kein  anderes  Bestreben  keimen,  als  die  Gunst 
ihrer  Wähler  zu  gewinnen  und  zu  erhalten.  Wo  es  mehr  darauf  an- 
kommt, mit  den  Wählern  in  Freundschaft  zu  leben  und  denselben  Ge- 
fälligkeiten zu  erweisen,  als  durch  gewissenhafte  und  unermüdliche 
Tätigkeit  die  Amtspflichten  zu  errullen,  kann  dem  FleiGe  und  der  Am* 
bition  keine  große  Rolle  zufallen  und  diese  bleibt  hier  ausschließlich 
Eigentum  derjenigen  wenigen  Personen,  welchen  Pflichterfüllung  «und 
Fleiß  in  der  Natur  liegte"). 

Wenn  das  Vorgehen  der  ungarischen  Verwaltungsheamlen  gegen  die 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  einen  reirhlieL'ütertcn  Magnaten  zu  solch 
lütteren  Worten  bewegt,  so  kann  man  sich  leicht  vorstellen,  welchen 
Eindruck  die  Rolle  dieser  Hehorden  —  welche  als  (lewcrbcbehörde 
erster  Instant  die  verkörperte  Lnparietlichkeit  sein  sollten  '**t  —  auf 
dem  Gebiete  des  Koalitionsrechtes  in  den  selbstbewulSten,  aufgeklär- 
ten, im  Westen  herumgekommenen  ungarischen  Industriearbeitern  her- 
vorruft? Vielleicht  müßten  die  hyperpatriotischen  Parteien  Ungarns  doch 
hier  die  Ursache  suchen,  die  die  Arbeiter  immer  mehr  in  die  Arme 
einer  extremen  politischen  Agitation  treibt,  und  sie  zu  einem  Material 
umformt,  das  den  Aufgal  )cn  der  Ausgestalt uni:  des  ungarischen  National- 
staates so  ziemlich  gefühllos  gegenübersteht?  Hierin  Hegt  auch  die  Er- 
klärung für  jene  sonderi)are  Tatsaclie,  daß  die  Ar!  eiterschaft  als  solche, 
d.  h,  als  Klasse,  aufgehört  hat,  sich  mit  Petitionen  um  die  gesetzliche 
Zusicherung  der  X'crsanunlungs-  und  Vercinsfrcihcit,  dieser  wichtigsten 
Voraussetiungen  des  Koalitionsrechtes,  an  das  Parlament  zu  wenden, 
wie  es  seiner  Zeit  die  Buchdrucker  getan  halten.  Sie  hat  das  Wort 
jener  Partei  übergeben,  die  in  Ungarn  bis  zum  heutigen  'l  äge  allein 
die  Interessen  der  Arbeiterschaft  vertritt,  und  eben  deshalb  sämtliche 
Kategorien  derselben,  auch  die  lange  Zeit  autokratisch  isolierten  Buch- 
drucker, die  zurückgebliebenen  Landarbeiter,  mit  festen  Banden  an  sich 
fesselt.  Als  deren  Folge  betonte  seit  1875  n^ehr  die  sozialdemo- 
kratische Partei  das  Postulat  der  gesetzlichen  Zusicherung  der  Ver- 
sammlungs-  tmd  Vereinsfreiheit,  sowohl  auf  dem  Kongress,  in  Ver- 
sammlungen und  in  der  Fresse  der  l  iigarischen  Sozialdemokratischen 
Partei«  in  1880,  wie  auch  in  dem  prinzipiellen  Programm,  welches  auf 

Joseph  Graf  MajhUh,   »Studien  über  die  Laadarbeitcrfragc  iu  Ungarn«. 
Wi«n  and  Leipzig,  1 905,  S.  123  ff. 

**)  In  der  Pcovinz  wurden 'von  diesen  Behörden  etWR  50^60%  der  angemel- 
deten ATbeitervenammlangen  verboten.  —  Im  Jahre  1906  wurde  z.  B.  in  dem 
MarktAeck  N^-Sulonta  ein  Rechtsanwalt,  der  sich  mit  halberwachsenen  Lehr- 
jungen  im  Freien  in  ein  instruktives  Gespräch  einließ,  wegen  Abhaltung  einer  Ver- 
sammlong  ohne-  behördliche  Erlaubnis  vom  Siuhlrichter  zu  200  Kr.  Geldstrafe  vef' 
urteilt.  Am  Anfang  dieses  Jahres  wurde  dieses  Urteil  vom  Minister  des  Innern 
bestitigu 
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<lem  Weilinac  hiskongresse  von  1890  der  neu  organisierten  »Ungarlän- 
(iis(  lien  Sozialdcmokratiijrhen  I'.irtei«  festgesetzt  wurde;  und  dieses 
Pos>iukit  verblieb  auch  bis  zum  iieuiigen  1  age  eines  ihrer  dringendsten 
Forderungen. 

Es  soll  trotzdem  betont  werden,  daß  auch  im  Parlament  energische 
Stimmen  vernehmbar  waren,  die  eine  gesetzliche  Regelung  dieser  Frage 
forderten,  wenn  anch  keineswegs  im  Interesse  der  Arbeiterschaft.  Schon 

am  15.  Juni  1869  trat  Ladislaus  Gonda  mit  diesem  Wunsche  hervor, 
aber  eine  größere  Debatte  wurde  nur  durch  die  berüchtigte  Verord- 
nung des  Ministers  des  Innern  von  1878  hen'orgernfen.  Die  Thron- 
rede vom  ^i.  Februar  iSq?,  mit  welcher  der  Reirhstaijjscykhis  von 
1892—1897  eröffnet  wurde,  versprach  die  Verwirklichung  dieser  lang- 
ersehnten Rclorju,  indem  sie  erklarte  :  >Unsere  Regierung  wird  einen 
Gesetzentwurf  betreffend  die  Regelung  des  Versammlungs-  und  Ver- 
einsrechtes einreichen«  ^^),  aber  die  Lösung  dieser  epochalen  Frage 
wurde  auch  damals  fallen  gelassen. 

9.  Als  im  Jahre  1897  die  großen  Landarbeiterstreiks  zum  ersten 
Male  eine  gewisse  Angst  um  die  Gefiihrdung  ihrer  Interessen  in  der 
hcrr^^rhenden  Klasse  Ungarns,  im  Großgrundbesitze  hervorriefen,  wurde 
infolge  der  bei  Unterdrückung  der  Landarbeiterstreiks  verwendeten  Re« 
prc^sriHcn  mich  das  Koalilionsrerht  der  indu«;trie!len  Arbeitersrliaft 
duK  Ii  eine  neue  Beschränkung  beengt,  von  der  dasselbe  bis  dahin  zum 
gro!.^ten  Teile  verschont  blieb.  Es  war  das  die  bekannte  Percxei- 
BaidVysche  Veroidiiung ,  beuelfenU  die  öffentlichen  Sammlungen 
Die  Inschrift  lautet  in  ihrer  Allgemeinheit  recht  harmlos:  >.  .  .  .  be- 
treffend die  wirksamere  Ausgestaltung  der  behördlichen  Aufsicht  und 
Kontrolle  über  die  Sammlung  von  öffentlichen  Spenden.«  Aber  der 
Inhalt  ist  so  ziemlich  gleichbedeutend  mit  dem  Verbote  des  Streik- 
geldersammelns.  Denn  da  diese  Verordnung  das  unerlaubte,  geheime 
Sammeln  mit  einer  ziemlich  hohen  Strafe  bedroht,  und  da  sich  natür- 
lich die  Arbeiter  für  das  Sammeln  von  Streikgeldern  nicht  an  jene 
Rehörden  um  Frlaubnis  wenden,  denen,  wie  wir  oben  sahen,  selbst 
die  Abweisung  der  angemeldeif n  Sireikversammlun<,'cn  aufgetragen 
wurde:  so  hat  die  gesetzlirhe  Streik ireiheit  der  industriellen  Arbeiter- 
schaft eine  neuere  betrachilichc  Beschränkung  erlitten*'^). 

■>)  Zitiert  bei  R^nyi,  a.  «.  O.  S.  85  ff. 

S.  »Beiagyi  KözlOny«.  II.  Jthtg.  (1897),  5.  393  ff. 

Diese  Verordnung  diente  «Is  Vorwand  xor  Durchsttchnng  sämtlicber  Ge« 
wericschafien  i.  J.  1898  seitens  der  Polisei,  bei  welcher  Gelegenheit  die  vorge- 
fundenen Fonds  konfisziert  und  74  Arbeiter  wegen  verbotenem  Sammeln  mit  Geld- 
strafen von  30 — 200  Ki')iien  (das  Maxitnuiii  1)  bestraft  wurden:  diese  mußten  dann 
selbstverständlich  in  der  IV.rni  von  Freiheitsstrafen  verbüßt  werden.  Endlich  wur- 
den viele  leitende  Männer  der  (Jcwerk«chaftsbewegung  damals  »für  ewige  Zeiten« 
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3.  Es  ist  eine  althergebraclite  Praxis,  die  ebenfalls  zu  Ende  der 
90er  Jahre  in  iloribus  stand,  aber  in  der  Provinz  selbst  heutzutage 
eioe  nicht  eben  seltene  Erscheinung  ist,  daß  der  Stuhlrichter  oder  der 
Stadthauptmann  die  intelligenteren  Arbeiter,  die  sich,  von  jeder  poli« 
tischen  Agitation  fern**),  mit  der  ökonomischen  Belehrung  und  Organi- 
sierung ihrer  Genossen  befassen,  oder  im  allgemeinen  Streikende,  die 
steh  nicht  ausgleichen  wollen,  auf  den  einfachen  Wunsch  des  betreffen- 
den ortsansaßigen  Fabrikanten  oder  sonstigen,  besonders  agrarischen 
Arbeitgebers  hin,  auf  ihren  Zuständigkeitsort  abschieben  laßt,  als  wären 
sie  Landstreicher  oder  kranke  Dirnen.  Diese  weitverbeitete  Praxis"') 
ist  el)enso  willknrh'rh  und  rcrhlswidrij?  wie  vom  sozialen  Siandjuinkt 
aus  Imclist  un/wcrkmai.ML,'.  Sie  i^t  \\  iiikni  lieh,  (\-\  die  diesbc/.UL;liche 
Verordnun^^  vom  14.  Februar  18S5  (Zaid  9389  Min.  tl.  Innern^  aus- 
drücklich betont:  »Die  Abschiebung  ist  eine  polizeiliche  Präventiv* 
maßregel,  die  nur  gegen  Personen  bestimmter  Kategorien  im  Interesse 
der  Sicherheit  und  der  Ordnung  angewendet  werden  kann«.  Ebendes* 
halb  zählt  die  Verordnung  diese  Kategorien  taxative  auf,  indem  sie  wie- 
derholt betont,  daß  die  Maßregel  »nur  gegen  Personen  der  folgenden 
Klassen  angewendet  werden  darf«.  Fs  isi  klar,  daß  friedlich  strei- 
kende Arbeiter,  oder  solche,  die  ihre  Fachf^enossen  mit  Vemunfts- 
gründen  7iir  Arbeitseinstellun.'  bewegen,  von  den  vier  aufijezählten 
Klassen,  weiler  in  jene  der  unier  Polizciaufsirht  stehenden  Fraueus- 
persoMcr,  noch  ui  jene  tler  Stratiina«-",  oder  in  die  Katci^oiie  beslimm- 
ter  Auslamier  ije hören ;  wenn  ulferhaupt  iri^-cndu  o,  s')  konnten  wir  da- 
her nur  im  Absatz  1  eine  auf  sie  be/ugli«  lie  Verfugung  finden.  Dieser 
Punkt  erwfthnt  die  folgenden  Personen:  »Landstreicher,  gewohnheits- 
mä(.Mge  Arbeitsscheue  —  als  welche,  nach  ernstlicher  Ueberlegung  der 
Umstände,  auch  jene  Dienstboten  angesehen  werden  kdnnen,  die  ihre 

aus  der  Hauptstadt  verwiesen.  (S.  hiertu  Jisxni,  Samuel,  »Die  gewerkschaftliche 
Bewegung  in  l'ngarnc,  S.  13  fT.) 

**)  Obwohl  auch  diese,  außer  wenn  sie  gegen  die  Satzungen  des  Strafrechts 
verstoßt,  rechtlich  nicht  verfolgt  werden  kann. 

So  hat  z,  B.  der  Vizcf^esprtn  tles  Komitates  Sümoj;y  nK  Verwaltungsbe- 
hörde ;  wLitir  Stufe  am  23.  Januar  ino~  t:ii)<.i>  ISeächluß  des  Suidthauptmannes  der 
Stadl  KajJOiV.'ir  (gutgeheißen,  laut  wclclicia  28  %"()n  ihren  Meistern  ausgesperrte 
TischlcrgescUcn  mit  der  Begründung  ausgewiesen  wurden,  daß  sie  >cduic  Arbeit 
sind  und  nach  dem  sie  ihre  Arbeitgeber  verließen,  sich  schon  drei  Wochen  arbeits« 
los  In  der  Stadt  aufgehalten  haben  .  .  .  daher  sie  mit  RQcksicht  auf  %  2  der  Ab- 
schiebeverordnung  verpflichtet  sind  bis  «um  «l.  1.  Monates  die  Arbeit  wieder  auf- 
zunehmen, oder  aber  die  Stadt  sn  verlassen«.  Der  Visegespann  verordnete  weiters, 
da6  mit  Rtldcsicht  aaf  die  «durch  die  Angeklagten  geflhrdete  Ruhe  und  Sicher- 
heit (I)  der  Stadt«  dieser  endgflltige  Beschluß  II.  Stufe  >ohne  Zustellung  sofort  «us- 
zuAhren  sei«. 
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Stelle  ohne  zureichenden  Grund  fortwährend  ändern  — ,  dann  Per- 
sonen, die  ohne  behördliche  Erlaubnis  auf  der  Straße  oder  von  Haus 
zu  Haus  betteln,  ferner  die  für  die  öffentliche  Sicherheit  verdächtigen 
Personen,  wenn  sie  in  der  Gemeinde,  in  welcher  sie  angetroffen  wer- 
den,  nicht  zuständig  sind,  eine  ordentlicht-  Wohnung,  Beruf  oder  Ein- 
kommen nicht  nachweisen  können«.  Streikende  Arbeiter,  resp.  ihre 
Führer,  können  nacli  reiflichem  Uelierlei^en*  nicht  als  gewohnheits- 
mäßige Arl>eitsscheue  l  etrfichtet  werden,  da  sie  ja  vor  dem  Streik 
eine  beträchtliche  /eil  hinilmch  gearbeitet  hatten,  und  jeden  Augen- 
blick bereit  und  gewdlt  t>ia<l,  ihre  Arbcitükiaü,  wenn  auch  nur  unter 
gewissen  geforderten  Bedingungen  wieder  zu  vergeben.  Hiezu  sind  sie 
im  Zeitalter  der  freien  Vereinbarung  vollauf  berechtigt.  Fetner  kann 
ein  friedlicher  Streik,  wenn  er  einem  angesehenen  Arbeitgeber  oder 
einer  größeren  Gruppe  von  solchen  noch  so  unangenehm  ist,  als  Ge- 
fahrdung der  öffendichen  Ordnung  bei  weitem  nicht  bezeichnet  werden. 
Doch  wenn  wir  auch  das  zugeben  würden,  besitzen  ja  die  Strei- 
kenden doch  alle  eine  ordentliche  Wohnung,  regelmälMge  Beschäfti- 
gung und  ein  nachweisbares,  ja  geradezu  allgemein  bekanntes  Ein- 
koninicii;  und  da  die  von  Seiten  des  Arbeitgebers  ati«;gehende  Delo- 
gierung :!us  den  Arbeiterwohnhausern ^^V.  und  der  Ausfall  an  F.in- 
kuminea  wahrend  tles  Streiks  hierbei  1mi  n  a  fidc  nicht  in  Betrat  ht 
kommen  können:  so  ist  die  Abschiebung  der  Streikenden  und  der  die 
gesetzlichen  Grenzen  respektierenden  Anführer  in  jeder  Beziehung  eine 
widerrechtliche  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  ob  welcher 
mit  vollem  Rechte  die  Anklage  wegen  Mißbrauches  der  öffentlichen 
Gewalt  erhoben  werden  könnte^').  Eben  die  Abschiebung  eines  Teiles 
der  Streikenden  ist  auch  auf  Grün  !  der  Erfahrungen  der  ungarischen 
Verwaltungspraxis  geeignet ,  die  bei  Gelegenheit  des  Streiks  ohnehin 
nervösen  und  erhitzten  Gemüter  bis  zu  einem  die  ÖtTentliche  Sicher- 
heit gefährdenden  Grade  zu  erbittern.  Das  Hervorzerren  der  Anführer 
läßt  diese  im  Lichte  des  Martyritjms  erscheinen  ;  nnd  die  (beschichte 
lehrt,  da(-^  dies  der  am  wenii^sten  geeignete  Weg  i.>.t,  um  eine  im  (Jrinule 
genommen  bcrccliiigie  Bewegung  in  ein  ruhigeres  Bett  zu  leiten.  Es 
ist  ferner  olTenkundig,  daß  keine  Bewegung,  keine  Oiganisalion  der 
Führer  entbehren  kann,  die  an  Vernunft,  Moral  und  Otium  über  dem 
Mittelmaß  stehen.  —  Wenn  irgend  etwas  die  UnzweckmSßigkeit  der 


**)  Die  ttngari»chen  XoUenarbeUerstreiks  geben  ein  gutes  Beispiel  ab,  zu 
welchen  Mlflbtüachen  der  mit  den  Arbeiterwohnbiusero  getriebene  Patronelisnras 

Gelegenheit  geben  kann. 

•*)  Trut/.dcm  kam  es  im  laufenden  Jahre  zweimal  gelegcnUich  eines  Land- 
arbeitcrstreiks  in  Nagy-Kani/sa  und  eines  Bergari>eiterau$stande$  in  Fetrozs£ny  — 
vor,  daß  NcH>>t  *!ie  Rechtsanwälte  de«  /entraherbandes  dieser  Arbeilerkatcgorien 
in  Haft  genommcu  und  in  der  Ausübung  ihrer  legalen  Funktion  gehindert  wurden. 
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bisherigen  I^raxis  der  ungarischen  Behurtlen  beweisen  kann,  so  ist  es 
sicherlich  die  Tatsacite,  daß  die  sulcherait  geleiteten  Streiks  jüngeren 
Datams  ausnahmslos  in  sozusagen   parlamentarischen  Formen  und 
Manier  abgelaufen  sind,  währenddem  dort  wo  von  Gewerkschaftsbe' 
amten  —  die  man  ganz  allgemein  »ruchlose  Agitatoren«  2U  nennen 
beliebt  —  keine  Spur  zu  finden  war,  Streiks  zwar  seltener  vorkamen, 
da  sie  nur  durch  den  unerträglichsten  wirtschaftlichen  Druck  ausgelöst 
wurden,  dann  aber  von  umso  erbitterteren,  zügelloseren,  das  Privat» 
eigentum,  die  persönliche  Freiheit  und  den  öffentlichen  Frieden  gc- 
fähr<!enden  Ausschreitunifcn  Iiei^loitet  waren'").   Wir  brauchen  nur  die 
Hauarbeiterstreiks  von  iSq;  und  1904,  resp.  1905  einander  geironulier- 
zu^tellen.    Als  im   erst<;enanntLn  Jahre  10000  sozusnpen  \()Uig  unor- 
ganisierte l?auarbeiter  weLcen  der  9\/'jstiindit;en  Arl>eiis/eit,  eines  an- 
stäiuiigen  Stundensystems,  einer  besseren  Beluintilung  tlic  Arbeit  ein- 
gestellt hatten,  beging,  die  undisziplinierte  Masse  die  gröbsten  Ruhe- 
störungen. An  verschiedenen  Orten  wurden  die  Streikbrecher  ange* 
griffen,  so  daß  starke  Polizeiaufgebote  herangezogen  werden  mußten, 
um  die  in  drohender  Haltung  versammelten  Arbeiter,  die  nicht  einmal 
auf  die  Worte  ihrer  im  Handumdrehen  entstandenen  Führer  hörten,  zu 
zerstreuen.   Diese  Umstände  hatten  die  Menge  derartig  erbittert,  daß 
sie  die  Polizei  unter  einem  ^wahren  Steinbombardement  attackierte, 
bei  welchem  Zusammensto^^  mehrere  Arbeiter  und  Poli/istcn  verwun- 
det wurden.   100  Verhafturj.t^^en  wurden  vnr;rcn(iniinen,  50  Ailjoiier  wur- 
den polizeilich  a!»!restraft,   ^ei^en  150  andere  wurde  ilie  Klage  wcqeTi 
(iewalttätigkeit  an  der  beliorde  und  an  Privatpersonen  erhoben.  Wenn 
wir  diesen  vierwociientlichen  Streik,  der  riesige  Opfer  gekostet  hat 
und  infolge  der  stets  größeren  Zahl  der  Streikbrecher  und  der  auf 
einem  Verkennen  der  ökonomischen  Machtverhältnisse  beruhenden 
Forderung  des  Lohnmtnimums  von  44  Heller  naturgemäß  mit  einem 
Fiasko  geendet  hat,  mit  dem  Lockout  von  1904  oder  dem  Bauarbeiter- 
streik von  1905  vergleichen,  so  muß  uns  jenes  Plus  an  Disziplin,  Auf- 
geklärtheit und  Legalitätsgefühl  auffallen,  das  nur  das  Ergebnis  einer 
rationellen  Organisation  und  Erziehung  un  '  mi    "-'er  Reihe  des  Ein- 
f!ti«!ses  und   der  unbedini,'ten  Autorität  der  ( »cwerksclriftsfuhrer  sein 
kann.    Und  %venn  auch  einzelne  Fälle  von  sliafbaren  Handluni^cn  an 
Arbeitswilligen  unter  der  ebenfalls  holicn  Zahl   der  Stteikt-n'icn  vor- 
kamen, so  waren  diese  dcnnoc  Ii  \ercinzelt  und  von  indivulucUeni  Ciia- 
rakter  und  geschalien  ohne  Wissen  und  Billigung  der  Anführer,  mit 
denen  auch,  infolge  der  taktvollen  Vermtttelung  des  Staatssekretärs 
Josef  Szter^nyt,  ein  anständiger  Friede  glatt  zustande  kommen  konnte. 

Auf  Grund  alldessen  kann  in  Ungarn,  das  sich  auf  seine  vielen 
freien  Institutionen  mit  Recht  so  stolz  zu  berufen  pflegt,  von  einem 


**)  S.  I.  B.  die  Streiks  bei  den  Aninaer  Kohlenbergwerken. 
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tatsächlichen  Koalilionsieclue,  d.  h.  von  einer  gesetzlich  zugesicherten 
wirtschaftlichen  Organisations-  und  StreikfrelhetI  nicht  eintnal  bei  den 
industriellen  Arbeitern  die  Rede  sein.  Im  laufenden  Jahre  wurden  — 
nach  Angabe  der  Arbeiterpresse  —  nicht  weniger  als  354  lokale  Ge- 
werkschaften  behörditch  aufgelöst  oder  sugesperrt» 
hingegen  die  Statuten  keiner  einzigen  neuen  Gewerkschaft  sozia* 
listischen  Anstriches  gutgeheißen.  Nicht  nur  die  Vertragsbrüchigen 
Streiks  der  industriellen  Arbeiterschaft,  nicht  nur  alle  bisher  infolge 
des  Manc;els  an  legalen  kräftijjen  rtewerksrhaften  überhaupt  mö^clichen 
Streikformen  der  landwirtsrhafiiichen  Arlieiter  fallen  unter  die  Straf- 
gewalt des  Staates,  sondern  auch  samtliche  von  <ier  Geweibeordnung 
gestatteten  Streiks  sind  inittell)ar,  auf  Grund  der  verschiedenen  Ver- 
eins-, Versammlungs-,  Sammlungs-  und  Abschiebe -Verordnungen  mit 
Geld-  oder  Freiheitsstrafen,  je  nach  der  sozialen,  politischen ,  oder 
auch  religiösen  Auffassung  und  Befiirchtungen,  im  letzten  Grunde  also 
der  Willkür  der  einzelnen,  mehr  oder  minder  aufgeklärten  oder  vor- 
eingenommenen administrativen  und  Polizeibehörden,  strafbar.  Und 
all  dies  wider  den  Sinn  des  Gesetzes,  unter  dem  Schutze  einer  un- 
klaren und  unvollständigen  Teztierung  desselben")! 

'')  In  [;tTndezu  klassisicher  Wtise  hal  U  <li.r  Mafjistrat  der  Slndt  DOva 
die  oben  charakterisierten  Einschrätikungcn  des  KoaliiioiisrcclUb  der  ungarischen 
Lohuarbeitcr  am  6.  September  1906  augewendet,  indem  dieser  aU  (Jewerbebehöide 
enter  Instanz  gelegentlich  eines  Schneidentreiks,  folgenden  Beschluß  xostande 
brachte  (s.  Z.  4988/1906): 

I,  Die  sofortige  Attfl5sang  des  Streiklagers  der  streikenden  Schncidergehilfen 
wird  durch  unseren  Magistrat  beschlnßweise  ausgesprochen. 

3.  Weitere  Versammlungen  behufs  einer  Fortsetmng  des  Streiks  werden  hic> 
mit  verboten. 

3.  Die  Polizei  wird  angewiesen  gegen  die  nicht  hier  zuständigen  streikenden 
Schncidergeliilfen  .  .  .  die  nötigen  Maßregeln  mit  der  größten  Knergic  anzuwenden. 

nieder  Knl!  sprirtit  für  viele,  so  daß  die  sof^cnnrintpii  Streikverorrlninv^eii  der 
Mini-icr  Tisza  und  Hici  ri\uii  i'»()4  nichts  an  der  obigen  Tnt^nch*:  ju.kricii  ob- 
wolil  sie  das  Streikrecht  .■>eilcii>  licr  Rej^icrunt»  zum  crstenmale  lornial  aiicrkcuncn. 
Fordert  doch  jene  Verordnung  iiichi  nur  die  lieliürden,  sondern  selbst  die  i  n- 
teressiertcn  gesellschaftlichen  Kreise  auf  die  oben  emrihnten 
Beschränkungen  noch  wirksamer  cur  Geltung  su  bringen.  Diese  Verordnungen 
sind  nicht  mehr  das  Eigebnis  der  Regierungstendenz  die  Gewerkschaftsbewegui^ 
tu  unterdrflcken,  sondern  die  Symptome  (sie  erklSren  s.  B.  jeden  Streiks  fttr 
ein  »vis  major«)  der  unaufhaltbaren  Entwickelung  derselben  in  den  letsten  fünf 
Jahren.  Die  Zahl  der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  betrug  in  1902:  nur 
9990,  am  I.  Januar  1906.  71  173,  am  I.Januar  1907:  129332  industrielle  Arbeiter 
(s.  »<  jcwerkschaftlichc  Korrespondenz  4  i.  Mai  1907).  Hiezu  kommen  noch  un- 
gefähr 25  000  landwirtschaftliche  Arbeiter  jener  sozialdemokratischen  Landari>eiter- 
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Seitdem  die  lang  verhaltene  Unzufriedenheit  der  sich  im  raschen 
Tempo  organisierenden  at  heilenden  Klassen  troU  alledem  in  einer  massen- 
halien  Streikbewegung  zum  Ausdruck  kommt"),  widerhallt  das  Land  vom 
Rafe  nach  einem  besonderen  »Streikgesetse«  von  »drakonischer  Strenge«* 
In  der  Presse,  im  Parlament  und  in  den  Interessenvertretungen  der 
Arbeitgeber  werden  nicht  etwa  Einigungsämter  und  Tarifverträge,  son- 
dern zum  größten  Teile  ein  Gesetz  gefordert,  das  die  bisherige  Ver- 
waltungspraxis an  Brutalität  und  Ungerechtigkeit  noch  bei  weitem 
übertreffen  soll.  Es  wird  fiir  die  reaktionärsten  und  un/weckmäßi<,steti 
Anträge  Propaganda  gemacht,  und  finden  von  der  Auflösung  der  Ge- 
werkschaften bis  ^ur  FseiKio-Hypertrophie  der  austraÜsrhen  Experimente 
die  unsinnigsten  Anschläge  gegen  die  ökonomische  Gleichberechtigung 

Organisation,  welche  erst  im  Dezember  1905  vom  Miniiteriam  des  Innern  gestattet 
wurde. 

.  '*)  Diese  Tielkicht  nur  mit  den  Hochflutsperiodcn  des  britischen  Tade-Unionis- 
mus  vergleichbare  Aufschwung  der  ungarischen  Streilcbewegung  datiert  vom  Jahre 
1903.  Parallel  mit  der  Steigerung  der  Lebensmittel*  und  Wohnangstenerung  und  im 
kausalen  Zasammenhang  mit  der  sich  ausbreitenden  Gewerkschartsl>e\vegung  wuchs 
sie  dermaßen  an,  daß  im  Jahre  1905  laut  der  Statistik  des  >l'ngarländis(.  licn  <  jc- 
werkM:h  iftsratcs<  schon  346  Streiks  und  344  Boykotts  aus^^ebrochen  sind.  Die 
er^tL  ;uiitliche  Streikstnti*.tik  (Arbeitseinstellungen  und  A  ii  s  s  {1  e  r- 
rungcn  in  1' 11  14  ;(  1  ti  im  Jahre  1905.  Hui;  v  Ki?!  Pni:ari-v(  lau  Handcls- 
minister  1906)  vvtibl  tut  dieses  Jahr  insgesamt  nui  333  AibciticiiisicHungen  aus. 
(Es  sei  hiebei  bemerkt,  daß  die^e  Streikstati:>tik  die  Schwierigkeiten  eines  ersten 
Versuches  niclM  an  fiberwinden  vermochte,  and  d«i  Forderungen  der  strengen 
Wissenschaftlichkeit  und  Objektivititt  nicht  enupricht.)  Die  Zahl  der  Streikenden 
betrug  nach  der  ersten  Quelle  512,  nach  der  letzteren  39743.  Die  Zahl  der  Aus- 
spentingeo  wird  von  der  Gewerkschaftsstattstik  auf  55  und  selbst  von  der  amtlichen 
Aufnahme  auf  die  relativ  betrichtliche  Zahl  von  15  Lockouts  angesetxt,  mit  5318 
»osgesperrten  Arbeitern.  Wenn  man  In  Betracht  zieht,  daß  laut  der  Berufsstatistik 
vom  Jahre  1900  im  eigentlichen  Gewerbe  nur  620000  (mit  den  Hergarbeitcrn 
680000)  »Hilfspersonen*  beschäftigt  waren,  so  wird  man  der  Bedeutung  dieser 
Bewegung  leicht  innc.  Es  muß  noch  bemerkt  wrrd<  n,  dnß  über  die  in  den  letzten 
zwei  Jahren  wieder  recht  häufigen  Irrntestreiks,  sowie  über  die  friedlichen  Lohnbewe- 
gungen der  Industriearbeiter  nocli  keinerlei  Daten  vorliegen.  Sowohl  fiir  die  soziale 
Berechtigung  der  ganzen  Bewegung,  wie  auch  für  die  relative  Schwäche  der  noch 
größtenteils  unorganisierten  Arbeitgeber,  ist  es  bezeichnend,  daß  selbst  nach  der 
amtlichen  Statistik  29,5%  aller  Arbeitsausstellungen  mit  vollem  Eifolge,  37,9% 
mit  tetlwdsem  Erfolge  und  33.5%  ^^'^  Erfolg  verlief.  (Nach  der  Gewerkschafts- 
statlstik  war  die  Proportion  39,$%,  481?%  13,8%.) 

Endlich  wollen  wir  noch  erwähnen,  daß  der  Tarifgedanke,  trotz  der  be- 
stehenden Schwierigkeiten,  auch  in  Ungarn  schon  siegreich  durchdringt.  In  unserer 
privaten  Sammlung  befinden  sich  derzeit  nahezu  100  TarifvertrSge. 
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und  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Arbeiterklasse  begeisterte  Auf- 
nahme. Gq^enttber  «ner  social  schon  recht  geweckten  Arbdterachaft 
ist  eben  die  relativ  unbedeutende  Bourgeoisie  in  Ungarn  noch  immer 
die  Düpe  der  Ideologie  eines  sehr  klassenbewußten  Agrarfeudalismos» 
welcher  von  der  aufstrebenden  Arbeiterbewegung  mit  Recht  für  seine 
politische  und  wirtschaftliche  Hegenomie  fürchtet. 

Es  wird  daher  hierzulande  vcri^cssen ,  daß  sich  nunmehr  auch  in 
Ungarn  die  Fabrikschornsteine  ijen  Himmel  erheben,  daß  der  moderne 
Großbetrieb  mit  seinen,  im  !';in:'ip  freien,  aber  den  Standard  des  Ar- 
beiters nicht  immer  sicherstellenden  Arbeilslohnvcrträr/en,  seinen  rie- 
sigen Mensc  henagglomerationen,  seiner  ständigen  Arheiisldj-igkeit,  perio- 
dischen scharfen  Krisen,  auch  in  diesem  Lande  immer  mehr  an  Ho- 
den gewinnt.  Man  geht  darüber  ruhig  hinweg,  daß  in  Ermangelung 
einer  entsprechenden  Sozial»  und  Kommunalpolitik  die  Verteueniog 
der  erstklassigen  Bedürfnisse,  der  Lebensmittel»  und  Wohnungswucher 
verbunden  mit  dem  Drucke  eines  abnormen  Verzehrungssteuersystems 
in  der  einstigen  »Kornkammer  von  £uropa<  von  Jahr  zu  Jahr  größere 
Dimensionen  annimmt.  Man  vergießt  Krokodilstränen  über  den  Blut* 
Verlust,  den  die  Nation  durch  die  jährlit  lu  Auswanderung  von  nunmehr 
nahezu  200000  Proletariern  erleidet  und  ruft  nach  (Gendarmen  und 
Mannlicher-Gewehi en,  wenn  der  elend  gelohnte  Schnitter  nun  auch 
schon  um  einige  Heller  Imheien  Lohn  fordert.  Man  will  endlich  nicht 
merken,  daß  auch  in  der  lani^e  Zeit  hindurch  xuruckijebliebenen  unga- 
rischen Arbeiterklasse,  selbst  in  den  verborgensten  Winkeln  des  flachen 
Landes,  der  Wunsch  nach  Aufklärung,  politischem  Einfluß  und  einer 
höheren  Kultur  rege  zu  werden  beginnt,  wenn  auch  dies  als  Voraussetzung 
einer  konkurrenzfähigen  nationalen  Großindustrie,  von  der  hierzulande  so 
viel  geträumt  wird,  freudig  begrüßt  werden  sollte.  Man  will  namentlich 
in  dem  blinden  Wunsche  nach  einer  von  Arbeiterbewegungen  möglichst 
ungehinderten  Ausgestaltung  des  industriellen  Kapitalismus  und  in  dem 
eifrigen  Bestreben,  die  politische  Allmacht  und  die  ökonomische  Le- 
bensfähigkeit des  r.roßijnindbe^itxes  auch  für  die  Zukunft  zu  sichern, 
noch  immer  nieht  einsehen,  daf^  die  Gewerksrhaftsorfjnnisauon  ein 
elementares  Bedürfnis  i:,'erade  der  politisch  rechtlosen  ungarl;in<iischen 
.Arbeiterschaft  ist  untl  dal.>  eben  diese  Organi.salion  auch  in  Ungarn 
die  unentbehrliche  Grundlage  einer  friedlicheren  Neugestaltung  des 
modernen  Arbeitsverhältnisses  bildet. 
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Die  Pensionsversicherung  der  Privatangestellten. 

Von 

H.  V.  FRANKENBERG. 

Der  Kampf  unis  Dasein  ist  kein  Traum,  sondern  eine  harte  wirt- 
schaftliche Wahrheit,  und  wer  sich  deshalb  nach  Ihiiirh  s^enossen,  nach 
Unterstützung  in  diesem  Kampfe  umsieht,  der  handelt  nicht  verzagt 
und  kleüunütig,  sondern  klug  und  besonnen.  Auch  für  die  Bestrebungen 
der  Privatangestellteii,  die  sich  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehnts  immer 
fester  zosammengeschlossen  haben,  ist  die  richtige  Erwägung  maßgebend, 
daß  es  durch  gemeinschaftliches  Vorgehen  am  leichtesten  möglich  ist, 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  Vorteile  zu  erringen  und  zi^leich  die  all* 
gemeine  wie  die  berufliche  Ausbildung  zum  Nutzen  der  Gesamtheit 
zu  fördern. 

Die  Frivatanj^estelltcn  bilden  eine  besf>nflerc  Gruppe  in  un.scrcm 
Erwerbsleben.  Ein  tueliti^er  Volkswirt,  der  iil)er  stadti.schc  Stcucr- 
vcrhälmisse  vor  län<4eren  Jahren  eine  aulhelu  nern-L^'endc  Untersuehiiiii,' 
veröffentlichte,  hat  darin  einen  sj^äter  oft  geluirten  Ausdruck  i^'ebraviclu, 
der  fa.st  schon  zum  gedübelten  Wort  geworden  ist;  er  sagte,  dali  in 
den  Privatangestellten  der  Grossbetriebe  ein  neuer  MitteJstand 
emporwachse,  durch  den  eine  Verschiebung  der  gesamten  Grundlagen 
unseres  Wirtschaftslebens  hervorgerufen  werde.  Der  scharfsinnige  Beob- 
achter (Dr.  Böhmert)  hat  recht  behalten:  von  Jahr  zu  Jahr  mehr 
treten  die  Betriebsbeamten,  die  Techniker,  die  Werkmeister  und  Auf- 
seher, die  Abtcilunjir'^vor'^teher  und  -Vorsteherinnen,  die  weit  über  den 
früher  gebräuchlichen  Wissenskreis  hinaus  geschulten  Handlungsgehilfen 
und  -Gehilfinnen  der  verschieden.sten  Art  in  den  Vordergrund  und 
dürfen  erwarten,  daß  die  Gesetzgebung  dieser  l".nt\virkliin<^  Rechnung 
trägt.  Denn  so  wünschenswert  die  Erhaltung  und  Gesundung  des 
Mittelstandes  im  alten,  landlanfij»en  Sinne,  die  Förderung  des  Hand- 
werks, des  Kleinhandels  und  des  Kleingewerbes  durch  Fortbildimgs- 
und  Fachunterricht,  Meisterprüfungen  und  -Kurse,  Wanderausstellungen, 
Lehrwerkstätten  u.  dgl.  ist,  so  sehr  erheischt  es  daneben  die  Gerechtig- 
keit und  die  ausgleichende  Fürsorge,  daß  den  in  wirtschaftlicher 
Unselbständigkeit  Befindlichen,  die  nach  ihrer  Vorbildung  und 
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Sielluii|L,'  im  l>cti  icbe  über  den  AibritcrstaiKl  hinausra.Ljcn,  Hcrücksichtigung 
ihrer  Siandesinteressen  nach  Möglichkeit  zuteil  wird 

Die  Fürsorge  für  die  eiiueinen  Standesgenu.ssen  kann  auf  ver- 
schiedene Weise  geübt  werden:  die  Hebung  des  Standesbewußtseins, 
die  Vcrbesscning  der  Ausbildung»  das  Streben  nach  der  Erlangung 
günstiger  Arbeitsbedingungen  —  das  alles  sind  Aufgaben,  die  mit  ver- 
einten Kräften  leichter  als  in  der  Zersplitterung  sich  erreichen  lassen. 
E  i  n  Gegenstand  aber  bedarf  vor  allen  Dragcn  der  Zusammenfassung 
so  vieler  manni^faltlLjcr  Wünsche  und  Bestrebungen,  er  kann  aus- 
schließlich  verwirklicht  werden,  \v(  nn  die  Angestellten  nicht  getrennt 
von  einandf  r  den  W(  i^'  zum  Ziele  suchen,  sondern  wenn  sie  in  der 
Verständigung  und  in  <  ii^'cr  riemcinsrhaft  ifir  Heil  erblicken:  das  ist 
die  Versicherung  der  Angestellten  gegen  wirtschaft- 
liche Bedrängnis. 

Es  liegt  ja  an  sich  im  Wesen  jeder  Versicherung,  daß  eine  Mehr- 
heit von  Personen  sich  vereinigt,  um  den  Gefahren,  die  bald  diesen, 
bald  jenen  bedrohen,  die  nötige  Leistungsfähigkeit  entgcgenzusetecn, 
die  es  gestattet,  dem  einzelnen  Geschädigten  einen  annehmbaren  Aus^ 
gleich  für  den  erlittenen  Verlust  zu  bieten. 

Ein  großartiger  Gedanke  ist  das  Füreinander-Einstehen,  das  alle 
für  einen  und  einen  für  alle  auf  den  Plan  ruft.  So  viel  man  auch  zu 
Gunsten  der  Selbsthilfe  und  der  Belebung  des  Sparsinns  sagen  mag, 
es  läßt  sich  doch  nicht  verkennen,  daß  die  Vcrsicherun'^  die  beste, 
zuverlässigste  Helferin  ist.  Gerade  in  unsen  in  deutsciun  Reiche  haben 
wir  alle  Ursache,  ■^tMl/  darauf  zu  ^ein.  dai>  dit  Ueberzeugimg  von 
dem  Werte  der  Vei>»iclKrung  in  iinnuT  weitere  Kreise  getragen  ist, 
und  daß  es  nur  noch  wenige  gibt,  die  mit  abfalligem  l'rlcil  m  der 
Einrichtung  Stellung  Mhmen.  Seit  die  ei'sten  25  Jahre  nach  dem  Er 
laß  der  Kaiserlichen  Botschalt  vom  17.  November  1881  verflossen  sind, 
haben  Unzählige  Qbereinstimmend  ihre  Ansicht  dahin  ausgesprochen, 
daß  das  bisher  Erreichte  schon  viel  Nutzen  gestiftet  habe,  aber  ebenso 
allgemein  war  auch  die  Hervorhebung  der  Tatsache,  daß  es  nur  ein 
»Vorwärts!«,  nicht  ein  •/urückl*;  auf  dem  betretenen  Weg  geben  könne. 
Es  steht  zu  hoffen,  daß  die  Frage  der  Durchführung  t  iner  Pensions- 
versicherung der  Privatan;:^Testel!ten,  die  mit  Recht  in  den  beteiligten 
Kreisen  sf>  c  in^elicnd  und  eiiri;;  erörtert  wird,  in  absehbarer,  nicht  zu 
ferner  Zukunft  durch  die  ehrliciien  Uetnüluingen  der  Volkswirte  und 
Gesetzgeber  ihrer  Lösung  entgegenreifen  wird,  nachdem  sie  vor  kurzem 
im  benachbarten  Oesterreich  in  Kraft  getreten  ist'). 


^)  UeW  die  an  Wechseimilea  reiche  Entstehungsgeschiclite  des  <tateneicluschen 
Ocsetzes,  beireffend  die  PcnsionsTenidiening  der  In  privaten  Diensten  Angestellten, 
s.  »Arbeiterversorgungt  von  1904  S.  77  und  »Refornblatt  fttr 
Arbeiterversichernng«  Bd.  3  S.  3  ff. 
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Meine  Darlegungen  will  ich  in  zwei  Hauptabschnitte  teilen:  zu- 
nächst gilt  ('S  die  N  o  t  \v  i-  II  d  i  g  k  e  i  t  der  I'ensionsversichcrung  für 
die  PrivatanL,'c>ielltcn  zu  besprechen,  um  dann  in  <  inem  zweiten  Ab- 
schnitt -sich  die  Art  der  Durchführung  der  Eiiuiciilung  zu  ver- 
gegenwärtigen. 

Wenn  man  prüft,  ob  es  wirklich  notwendig  sei,  eine  Pensionsver- 
Sicherung  für  die  erwähnten  Berufsgnippen  zu  schaffen,  so  genügt  es 
nichtp  auf  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  hin2uweisen,  die  ßir 
die  Beteiiigang  an  Versicherungskassen  in  Betracht  kommen  und  in 

den  einleitenden  Worten  bereits  erw  ähnt  sind.  Der  Segen  der  Ver- 
sicherung fiir  die  gesamte,  im  Erwerbsleben  stehende  Bevölkerung  ist 
so  offenkundig  und  unbestreitbar,  daß  wohl  jedes  weitere  Wort  darüber 
zwecklos  und  überflüssifr  sein  wird.  IMeine  Untersuchung  soll  sich  des- 
halb auf  citu  ni  en<,'(  ren  Gebiete  !)(  \v(  i,u  n :  es  gilt  nach/tnveisen,  wes- 
halb gerade  fiir  du:  P  r  i  v  a  l  a  n  ^'  c  s  t  c  1 1 1  c  n  die  Pensionsvcrsichcrung 
besonders  wünschenswert  ist,  und  wi  .shalb  mit  fortgesetzter  Dringlichkeit 
die  Verbesserung  des  jetzigen  Rechtszustandes  angestrebt  werden  muß. 

Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  der  Ausfall,  der  durch  den  Ver- 
lust oder  den  Rückgang  der  Arbeitsfähigkeit  und  durch  den  Verlust 
des  Ernährers  m  der  Familie  der  Privatangestellten  entsteht,  außer- 
ordentlich drückend  und  schwer  empfunden  wird:  der  ganze  Zuschnitt 
der  Häuslichkeit,  die  Aufwendungen  für  Wohnung  m  bst  l.inrichtung, 
Wirtschaftsführung,  Kleidung,  für  die  Ausbildung  in  allgemeiner  und 
in  benifli(  h(  r  Hinsic  ht,  sowie  bei  Familienvätern  die  Ausgaben  für  den 
Schulbesut  h  und  die  Weiterbilrhini^  der  Kinder  sind  bei  den  Privat- 
angestelllcn  der  verschiedensten  Art  \  crhältnismäßig  weit  gröber,  als 
bei  gut  oder  mittelmäßig  bezahlten  Arbeitern  und  Arbriterinnen,  licini 
besten  Willen,  bei  der  äußersten  Sparsamkeit  kann  sich  der  einzelne 
Angestellte  mancher  Anforderung  nicht  entziehen,  die  an  den  Geld- 
beutel gestellt  wird,  und  es  liegt  mir  fern,  gegen  das  Standesbe- 
wußtsein, das  in  den  betreffenden  Berufsgruppen  wohnt  und  sich 
lebendig  zeigt,  irgend  einen  Einwand  geltend  zu  machen:  der 
Stand,  der  nich  ts  auf  8 ich  hält,  kann  sich  nicht  wun- 
dorn,  wenn  ihn  auch  andere  gering  achten!  Die  Gesetz- 
gebung sclljst  erkennt  es  an,  daß  die  Privatangestcllten  nicht  schlecht« 
hin  mit  tU  niselben  Maf>  wie  dir  Li)hnar1)eitcr  im  liblirhen  Sinne  clcs 
Wortes  gemessen  werden  dürft  n.  Weshalb  hat  man  denn  im  Handels- 
gesetzbuch die  vielumslritlene  X'orschrift  gegeben,  daß  Handlungsge- 
hilfen bei  unverschuldeten  Behinderungen  durch  Krankheit  u.  dg!,  bis 
zu  sechs  Wochen  ihren  An.spruch  auf  die  vertragsmäßige  Vergütung 
behalten  sollen  ?  Weshalb  ist  denn  in  ähnlicher  Weise  durch  die  Reichs- 
gewerbeordnung den  von  den  Gewerbeuntemehmern  gegen  feste  Bezüge 
beschäftigten  Personen,  die  nicht  lediglich  vorübergehend  mit  der  Lei- 
tung oder  Beaufsichtigui^  des  Betriebs  oder  einer  Abteilung  desselben 
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(als  lk-incl>sl)(  aintr,  Werkmeister  und  ähnliche  AnoestcUte)  licaiiftra;^! 
oder  mit  lioheicn  technischen  Dienstleistungen  (als  Mum  hmcnicchniker, 
Hautcchnikei,  Chemiker,  Zeichner  u.  dgl.)  betraut  sind,  ein  Recht  auf 
Wcitcrgewnhrung  ihres  Gehalts  —  hier  atlerdings  grundsätdich  unter 
Anrechnung  der  Versicherungsbezüge  —  gesctslich  eingeräumt?  Was 
kann  denn  der  Grund  dafür  gewesen  sein,  daß  man  die  Kündigungs* 
frist  alter  dieser  Personen»  sowie  ihre  Unterwerrung  unter  den  Ver- 
sichcningszwanjj  und  die  Zuständigkeit  von  Sondergerichten  bei  Streitig- 
keiten zwischen  ihnen  und  den  Arbeitgebern  anders  als  bei  der  Ar- 
beiterschaft regelte  ?  K  i  n  e  m  b  e  s  <>  n  <1  e  r  e  n  Stande  gebührt  in 
bestimmten  fUvirhiini^on  nicht  (hirchwe^,  denn  dn«;  wäre  ein  Ver- 
stnß  gejjen  die  \ orln  rrschende  idee  des  »«gleichen  Reclits  für  aUe!»  — 
ein  bcsondt  res  Recht,  das  ist  zweitclios  der  leitende  <4eset/- 
^ebcrisehe  (»cdankc,  und  man  muß,  wenn  man  nicht  die  Vernichtung 
Jedes  berechtigten  Bcrufsütolzes  und  die  rücksichtslose  Gleichstellung 
aller  geistigen  und  körperlichen  Arbeit  sich  als  Ziel  gesteckt  hat*), 
die  Ausnahmestellung  der  Privatangestelltcn  durchaus  billigen,  zumal 
wenn  man  bedenkt,  daß  mit  erhöhten  Rechten  erhöhte  Pflichten  un- 
trennbar verbunden  sind. 

Soll  denn  nun,  wenn  man  die  P^igcnart  des  Standes  der  Privatan- 
j^'estellten  anerkennt,  bei  Eintritt  der  Invalidität  oder  des  Todes  eines 
l'rivatangestcUten  die  Behandlung,  die  ihm  und  mittelbar  auch  seiner 
Familie  seitens  des  Gesetzgebers  7u  teil  L,a\vorden  ist,  mit  einem 
Schlage  endigen?  Ist  es  gcrcchttt  i ti;^'t,  «lie  intol«;e  \on  Alter  oder 
Krankheit  aus  dem  l-eiutc  Ausscheiden« len  nach  lieendi^mg  der  et- 
waigen Leistungen  der  Krankenkasse  aul  die  zur  Zeit  noch  recht  knapp 
bemessenen  Invaliden-  oder  Altersrenten')  zu  verweisen  oder  ihnen 
nötigenfalls  daneben  die  Inanspruchnahme  der  Wohltätigkeit  und  in 
letzter  Reihe  der  öffentlichen  Armenpflege  anheimzugeben?  Das  kann 
und  darf  auf  die^Dauer  nicht  weiter  geschehen,  und  es  gilt  nach 
Mitteln  und  Wegen  zu  suchen,  die  dem  jetzt  oft  hervortretenden  Uebel- 
Stande  abzuhelfen  geeignet  sind. 

Eine  Reihe  von  wohlmeinenden  Leuten  hat  sich  schon  längst 
dieser  Kin^^icht  nicht  mehr  verschlossen  und  bald  auf  {lic  eine,  bald 
auf  «iic  andere  Wci^e  es  unternommen,  einen  Rückhalt  zu  srliatien, 
der  ilie  nnzelnen  oder  die  Familie  vor  Not  und  Entbeiirung  schützt, 
der  TN  nio"ilich  macht,  die  den  lu  ranw a<  hsendcn  Kindern  zu  gebende 
Ausbildung  nicht  sofort  aul  ein  kärgliches  Mindestmaß  herab/udrucken 
und  der  bei  verständiger  Einschränkung  doch  noch  die  Innehaltung 

*)  Deshalb  ist  et  s«hr  za  bedaaero,  daß  in  Oesteireith  das  Basticb«ii  weiter 
Kreise  darauf  gerichtet  war,  die  Handlnngsgehilfen  magliehtt  ans  den 
PeiisioiisveTsiclieiiiiigsgeseu  herauaattbrlofen  vnd  gewisscrmaßeii  »a  Prol«tariem  za 
stempeln.         ')  Vgl.  S,  337. 
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des  Standesniäl>i<,'en  erlaubt. 

Manche  ('rl)!ickcn  in  der  f  r  e  i  w  i  1 1  i  j,' c  n  X'ersichpninj:^  bei  Ver- 
sorgungsanslulten,  ( legensfitigkeits-GesclIschaften,  Ncbenkas^en  einer 
Berufsverein igun;^  ihr  Heil*}.  Ich  denke  wahrlich  nicht  gering  von 
den  Bestrebungen  und  Leistungen  derartiger  Kassen  und  Veranstal- 
tungen» und  ich  schätze  die  Anregungen  zum  Sparen,  die  in  ihnen 
liegen,  gewiß  sehr  hoch  —  aber  es  wird  doch  ernstlich  kaum  bestritten 
werden  können,  daß  eine  nach  allen  Seiten  hin  ausgiebige,  smverlflssige 
Fürsorge  nur  auf  der  breiten  Grundlage  des  Zwanges,  der  Ver- 
sicherung anzugehören,  durchgeführt  werden  kann.  Mit  Neid  und  mit 
Widerstreben  blickt  .seit  Jahrzehnten  ein  Teil  der  übrigen  Kulturvölker 
Etinipas  auf  Deutschland  hin,  während  in  manchen  Staaten  die  vor- 
in-teil^lose  Einsicht  der  gesetzgebenden  Körperschaften  zur  Nachahniunjj; 
unseres  \'t)rbildcs  oder  im  friedlichen  Wetteiler  zum  Weiterschreiten 
nach  ahnlichen  Grundgedanken  Anlaß  gegeben  Ivat.  Selbst  unsere 
westlichen  Nachbarn  in  Frankreich  sehen  heute  mehr  und  mehr  ein, 
daß  die  Beschränkung  auf  freiwillige  Teilnahme  an  mancherlei  guten 
und  nützlichen  Kassen  eine  Halbheit,  eine  UnvoUkommenheit  ist:  jeder 
internationale  Versicherungskongreß  läßt,  wie  der  heimgegangene  erste 
Präsident  des  Retchsversicherungsamts  Dr.  Bödiker  mit  Genugtuung 
feststellen  durfte,  den  deutschen  Gedanken  der  Zwangsversicherung  in 
seinem  Siegeslauf  weiter  vorrücken,  bis  das  Ziel  erreicht  sein  wird. 

Die  gegenwärtige  Tu  st  tz.,'ebung  in  Deutschland  hat  ja  bereits  für 
eine  Anzahl  von  Privatangestellten  in  dieser  Weise  ^esnrc,^ :  die 
K  r  a  n  k  e  n  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  p  f  1  i  c  h  t  ist  bis  ?.n  2000  M.  Jahrcsar- 
beitsverdienst  seil  vier  Jahren  allgemein  den  Handlungsgehilfen  zuge- 
standen, walirend  sie  früher  von  der  Einschränkung  des  Gchaltsbe- 
zuges  in  Krankheitsfallen  oder  von  statutarischer  Einfuhrung  des 
Zwanges  in  den  einzelnen  Ortschaflten  abhängig  gemacht  war.  Die 
Inval idenversichcrungspfl icht  besteht  für  Betriebsbeamte 
und  überhaupt  fQr  »Angestcllte€^)  mit  der  gleichen  Obergrenze,  und 
bei  der  Unfallversicherung  hat  man  mit  Recht  im  Jahre  1900 
die  Gehaltsgrenze  bis  zu  3000  M.  jährlich  hinaufgerückt,  auch  kann 
durch  Genossenschaftsstatut  die  Unfallversicherungspflicht  auf  höher 
besoldete  Betriebsbeanife  ans<^ef lehnt  werden.  E<  ist  vielleicht  von 
Interesse,  sich  zu  vergegenwärtigen,  welche  Gründe  dazu  geführt  haben, 

*)  Ucber  die  freiwillige  Pensionsversiclicäung  der  Bankanjicstellten 
vgl.  S.  42  des  3.  Jahrgangs  der  »Deutschen  Industriebeamten-z^citung« 
vom  I.  Februar  1907. 

*)  Der  Ansdrudc  taucht  »lerst  in  g  i  Nr.  2  des  InvaL-Vers.-Gc».  in  der  Fas- 
sUDg  TO»  13.  Juli  1S99  auf.  Zur  ErlSutenuif  mag  auf  Nr.  23  der  Anleitung  des 
ReichaverskhernngsamtB,  betreffend  den  Kreis  der  nach  dem  InTal.-Vers.-Ges.  ver- 
sicherten Personen  (vgl.  Anm,  19)  verwiesen  werden. 
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im  l  iilullrct  ht  die  Abgrenzung  in  der  angegebenen  Weise  vorzunehmen. 
Die  Rcichsregierung  halte  zunächst  vorgeschlagen,  es  bei  2000  M.  be- 
wenden zu  lassen.  In  der  Kommission  des  Reichstages*)  war  indessen 
eine  große  Mehrheit  flir  die  Erweiterung.  Man  machte  zur  Begründung 
geltend,  daß  bis  auf  4  schon  sämtliche  gewerbliche  Berursgenossen- 
schaftcn  von  der  Befugnis  Gebrauch  gemacht  hätten»  durch  Statut  auch 
die  Vcrsi(  li(  rting  <ler  hiiher  bezahlten  Bctriebsb«  amtcn  vorzusehen.  Bis 
zu  3000  Mk.  jährlich  dürfe  man  deshalb  unbedenklich  allgemein  gehen. 
Gerade  der  Werkmeist«  r  und  Retriebsbeamte  müsse  oft  sein  Leben  in 
die  Schanze  schlagen,  uivl  es  sei  unbillig,  den  Mann,  der  durch  seine 
pflichttreue  Selhsiautoptt  run^  vielleicht  Hunderte  ;4cr(  tu  t  habe,  bei 
der  l  UfalU  nlst  liiidigung  Ic*  r  ausi^'chen  zu  lassen.  VVrnn  entgegen  ge- 
halten würde,  daß  bei  der  Kranken-  und  Invaliden-Versicherung  die 
Sache  abweichend  geregelt  sei,  so  müsse  man  darauf  erwiedcrn,  daß 
bei  den  hier  in  Betracht  kommenden,  besser  besoldeten  Betriebsbe- 
amten ein  Bedürfnis  Hir  die  Krankenversicherung  wenigstens  nicht  in 
dem  Maße  wie  ftir  die  Unfallversicherung  bestehe:  der  hohe  Verdienst 
reiche  wohl  aus  in  den  Tagen  der  Krankheit,  nicht  aber  bei  Eintritt 
grofkr,  Erwerb  und  Verdienst  erheblich  und  dauernd  beeinträchtigender 
Unfallschäden.  Debrigens  würde  in  zahlreichen  Fällen  wohl  der  Unter- 
n«*bmer  in  den  ersten  Wochen  helfend  eintreten,  wir  er  dies  bei  itn- 
veiMc  li(H>  n,  «iurch  einen  l'nfall  beschädigten  Arbeitern  tun  niiis.Ne. 
Die  Mu  jli*  ]ik(  it,  IJnfallfürsorge  im  Wvu  der  l'rivatversichcrung  sich 
zu  verstlialkn,  biete  nicht  genügende  (jcwaiir.  Gegenüber  diesen  Aus- 
führungen, die  von  der  ."Fachkunde  und  dem  Wohlwollen  der  Reichs- 
tagsvertreter Zeugnis  ablegen,  ließ  erfreulicherweise  die  Regierung  ihre 
Bedenken  fallen,  und  so  sind  wir  in  der  Unfallversicherung  längst  einen 
Schritt  weiter  gekommen.  Es  darf  aber  keinen  Augenblick  veikannt 
werden,  daß  auf  die  Dauer  auch  die  Grenze  von  3000  statt  zooo  M. 
angesichts  des  Steigens  der  Preise  wi(  der  Löhne  und  Gehälter  noch 
zu  niedrig  ist,  und  daß  außerdem  in  vielen  Fällen  die  Unfallversicherung 
vollständi;^  versagt.  Die  Hand!ung.sgehi1f<  n  und  Handlungsgehilfinncn, 
die  Buch-  und  I.ni^erhalter,  I'nrt  aubeanitc n,  Prokuristen,  AbteiUmgs- 
vorsteher  und  -\'"rsu  h<'rinn<  ii  howie  zahheulu-  andnr  ()iupi)rn  im 
Handel.s^cwerbc  wie  im  llaiulutrk,  stehen  leuler  noch  ganz,  auiSerhalb 
der  l'nfallfursorge.  Und  wer  ein  gebclziiclu  s  Anrecht  aul  Unfallent- 
schädigung in  der  Theorie  hat,  bei  dem  ist  in  der  Praxis  das  Eintreten 
der  Versicherung  bei  Schädigungen  davon  abhängig,  ob  der  Unfall  i  m 
Betriebe  sich  ereignet  hat,  ob  also  nicht  z.  B.  auf  dem  Wege  zur 
Arbeit  oder  von  der  Arbeit,  auf  einem  Spaziergange,  bei  körperlichen 
Uebungen,  beim  Turnen,  Radfahren  oder  bei  einer  privaten  Neben- 

")  Ii  e  r  i  c  Ii  t  'It^r   ?i.  Kommission,   Reichstagsdrucksachen  von 
1Ü98/1900  Nr.  703        7  ff. 
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beschäftigung  (etwa  als  Stundenbuchhalter  für  dritte  Personen  u.  dgl.) 

sich  das  nachteilstiftende  Ereignis  zugetragen  hat.  Zahlreich  und 
scharfsinnig,  zugleich  oft  erkoDuabar  vom  großen  Wohlwollen  getragen 
sind  die  Entsch(  idungcn  unserer  obersten  Spruchbehürdc  in  l'nfall- 
sarhcn,  des  Reiclisvcrsicherungsamts,  über  die  Abgrenzunj.;  des  HLL^rift's 
der  BetrichNuntalle :  aber  was  nützen  Scharfsinn  und  Wohlwollen,  wenn 
cji  bei  der  jetzigen  Lage  der  Gesetzgebung  sehr  häufig  am  Schlüsse 
des  Urteils  heitien  muß,  es  handle  sich  um  einen  Unfall  >aulicrhalb 
des  Bannes  des  versicherten  Betriebes«,  um  eine  Gefahr  des  gewöhn- 
lichen Lebens,  um  eine  von  dem  versicherten  Betriebe  losgelöste  Tfittg- 
keit,  und  die  Unfallrente  könne  deshalb  nicht  gewährt  werden.  Wer 
auf  der  Straße  einem  anderen  Menschen  das  Leben  rettet  und  dabei 
zu  Schaden  kommt,  wer  in  der  Mittagpause  nach  Haus  eilt,  uro  mit 
den  Seinigen  die  Hauptmahlzeit  einzunehmen,  und  auf  der  Rückkehr 
unterwegs  durch  einen  Sturz,  durch  Ueberfahren  u.  dgl.  verunglückt, 
sieht  sich  in  seinen  Hoffnungen  auf  eine  Ent'^chadicrung  der  Berufsge- 
nossenschaft getäuscht,  weil  das  schädigende  Ereignis  nicht  innerhalb, 
sondern  außerhalb  des  Betriebs  vorgekommen  ist. 

Alle  tltesc  Erwägungen  führen  mit  zwingender  Notwendigkeit  zu 
dem  Schlüsse,  daß  die  jetzige  Fürs(>r<;c  nicht  ausreicht,  und  viele 
werden,  wie  ich  glaube,  mit  mir  geneigt  sein,  den  weiteren  Schluß  zu 
ziehen,  daß  das  ganze  Prinzip  der  Unfallversicherung,  das  im  ersten 
Vieneljahriiundert  der  Arbeiterversicherung  gute  Schrittmachenlienste 
geleistet  hat,  im  Laufe  der  Zeit  durch  eine  allgemeinere,  umfassendere 
Fürsorge  verdrängt  werden  muß. 

Die  Ausnutzung  der  Invalidenversicherung  bietet  ebenfalls 
nichts  Befriedigendes,  da  die  X'er'^irhenmi^'spflirht  srhf>n  bei  2000  M. 
Jahresverdienst  aufhört,  und  da  die  Kentenhöhe  im  Veii^'leich  /u  dt  11 
oben  geschilderten  Verhaltnissen  der  Privatangestellten  selbst  in  den 
obersten  Lohnklassen,  in  denen  man  sich  bekanntlich  freiwillig  weiter 
versichern,  und  in  denen  auch  für  selbständige  Unternehmer  die  frei- 
willige Versicherung  erfolgen  kann  immer  noch  gar  zu  gering  ist. 
Wenn  man  bedenkt,  daß  staatliche  und  städtische  Beamte  heute  allge- 
mein bis  zu  So«/«  ihres  Gehaltssatzes,  vereinzelt  auch  noch  höher,  mit 
dem  Ruhegehalt  aufzusteigen  pflegen,  so  bleibt  die  zu  erwartende  In- 
validen-  oder  Altersrente  sogar  bei  besonders  langgedienten  Privat- 
beamten außerordentlich  weit  hinter  diesem  Ziele  zurück.  Der  Höchst- 
betrag der  Altersrente  stellt  sich  jährlich  auf  den  recht  beselieidenen 
Satz  von  230  M.  in  der  obersten,  auf  200  M.  in  der  zweitobersten  Lohn- 

^)  L»it;  Wahl  der  Loliti-  uiu!  Beitragäkinsse  ist  geseuiu  h  Irtiii^i  ^ti  llt,  rmi  h  kann 
dabei  beliebig  zwischen  dieser  und  jener  Klasse  gewechselt  wenieii,  vgl.  VVörncr 
m  seiner  »Deutschen  Vcrsichcrtcu-Zciiung«  Bd.  II  S.  215;  »Die  Pensionsversiche- 
rung  von  Kandel»-  un4  Gewerbetreibenden«. 
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ktasse ;  bei  der  Invalidenrente  ist  der  Betrag;,  wie  bekannt,  abhängig 
von  der  Anzahl  der  Beitragswochen,  also  eine  abschlielkindc  Grenze 
narh  oben  hin  ist  f^c^<n;?lich  nicht  gej^cbcn.  Wenn  wir  annehmen,  es 
habe  jenian<i  \<>ni  I'eLiinii  der  Vorsicherungsptlirht,  aNo  von  der  Voll- 
endung des  .scch/chnltii  Leltcnsjahres  ab,  nnunterbroeheii  Beiträi^i  in  der 
ül)  ersten  Klasse  geleistet**)  und  er  werde  nach  50  lerncreii  Jahren, 
also  im  Alter  von  66  JaJrren  invalide,  so  würde  er  günstigstenfalls  auf 
eine  Invalidenrente  von  jährlich  462  M.  (monatlich  38  M.  50  Pf.)  zu 
rechnen  haben,  und  fQr  jedes  fernere  Jahr  der  Beitn^leistung  in  glei- 
cher Höhe  stiege  die  Rente  noch  um  rund  6M.  jährlich  (50  Pf.  monat> 
lieh).  Immerhin  ist  es  fQr  absehbare  Zeit  ausgeschlossen,  daß  diese 
Annahme  sutriflt,  weil  erst  seit  i.  Januar  1891  die  Invalidenversiche- 
rung besteht,  und  weil  nur  <lie  seitdem  wirklich  erfüllten  Beitragswochen 
in  Betracht  kommen:  die  Zurücklegnn?  so  vieler  Beitragswochen  würde 
als()  erst  nach  34  fahren  toji  —  niuglich  sein.  Wer  in  dem  Ka- 
lenderjahre 1907  nivalide  wird,  kann  unter  keinen  Umsuinden  eine  In- 
validem ente  erwarten,  die  lu'»hcr  i.si  als  etwa  250  M.  jährlich  oder 
rund  2  1  M.  monatlich,  w  obei  zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  oberste 
Lohnklasse  erst  seit  dem  i.  Januar  1900  eingeführt  wurde.  Bedenkt 
man,  daß  viele  Privatangestellte  nahezu  2000  M.  oder  mehr  im  Jahre 
verdienen»  und  daß  ein  sehr  großer  Teil  von  ihnen  mindestens  1500  M. 
jährlich  bezieht,  so  muß  eine  Invalidenrente,  die  nur  den  sechsten 
Teil  dieses  Gehalts  oder  noeh  weniger  ausmacht,  und  eine  Altersrente, 
die  dahinter  wiederum  zurückbleibt,  als  unzulänglich  bezeichnet  werden. 
Es  kann  (\ahvi  wohl  von  einem  nicht  unwillkommenen  l'nterhaltszu- 
schuß,  nicht  al)er  von  einer  Versorgung,  einem  Penstons-  oder  Ruhe- 
gehalts-Ansiirnrh  die  Rede  sein. 

Daß  die  1  ür.^orge  für  die  Witw  en  und  Waisen  der  Privat- 
angestellten  dringend  zu  wünschen  ist,  wird  weiterer  Ausführungen  nicht 
bedürfen  —  hier  haben  wir  es  nicht  mit  einer  unzulänglichen,  sondern 
mit  einer  (von  der  Unfallrente  abgesehen)  vollkommen  mangelnden  Ver* 
sorgung  zu  tun').  Dabei  ist  zu  bedenken,  ein  wie  ausgeprägter  Familien- 
sinn, ein  wie  erfreuliches  Pflichtbewußtsein  in  den  Vertretern  der  man- 
nigfachen Ciruppen  von  Privatangestellten  lebt.  Es  ist  deshalb  eine  be- 
sonders schmerzliche,  niederdrückende  Empfindung,  wenn  der  einzelne 

*l  Als  junger  Anfänger,  Lchrün;^  u.  s.  w  .  kann  er  ohwobl  er  nnch  <;ciiicni 
Vtr)^iitnn^Hs.T(z  nur  in  einer  niedi  i^trcn  I.ohnklassi-  7u  \  et  sii  hci  11  w  iire,  den  LktUag 
in  Uer  lir.L]i!,icn  Lolinkl.isse  durch  freiwillige  Lcberversichcrung  nach  §  34  AbsaU  4 
Inv.-Vers.-ües.  beibrinjjcn. 

*)  Die  SterbegeldseaUung  der  Krankenkassen  wfe  die  Beitragseisüittaiig  der 
VersicheningsanstaUen  soll  in  erster  Reihe  zur  Deckung  der  Beerd^ngskosten  und 
dgt.  dienen.  Für  den  Unterhall  der  Familie  spielen  diese  TerhUlnisinißig  geringen 
BetrXge  keine  Rolle. 
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An^(  st(  lltc  sich  zu  sagen  hat,  es  sei  bei  seinem  Ableben  für  die  Sei- 
nigen in  keiner  Weise  durch  Versichei  unjj  gesorj^t. 

Hier  muß  geholfen  werden!  es  geht  nicht  länger  an,  daß  dies 
lähmende  Gefühl  der  Sorge  den  Betriebsbeamten,  den  Kontoristen  in 
seinen  besten  Mannesjahren  so  oft  beschleicht,  und  daß  der  bange 
Gedanke  an  die  Zukunft  und  den  beim  Fortfall  des  Ernährers  eintre- 
tenden Umschwung  die  Eltern  so  hxafäg  zurückhält»  fiir  die  Erziehung 
und  Fortbildung  manches  jungen,  begabten  Menschenkindes  das  zu  tun, 
was  unter  anderen,  günstigeren  Verhältnissen  ganz  selbstverständlich  wäre. 

An  Vorschlägen  zur  Abhilfe  fehlt  es  nicht.  Daß  im  \\\'^'e  der 
Versicherung  die  I-iirsorgc  ermöglicht  werden  soll,  dariilier  ijcirscht 
fast  allgemein  Uehereinstimraung.  Nur  über  die  Art  der  Durch- 
führung der  Pensiön.svcrsichcrung  gciien  die  Mcinun;^'on  auseinander. 

Kine  starke  Strömung  drängt  dahin,  daß  für  die  l'nvatange.stelltcn 
eine  eigene  Kassenei nrichtun  g  gescbaficn  werden  möge,  und 
dieser  Gedanke  hat  in  den  Kreisen  der  PrivatangesteUten  selbst  den 
größten  Anklang  gefunden.  Eine  Reihe  von  kaufmännischen,  techni» 
sehen  und  anderen  Vereinen  von  PrivatangesteUten  beauftragte  einen 
Ausschuß,  der  in  Barmen  tagte,  mit  der  Prüfung  der  Frage**}.  Unter 
Zustimmung  von  Vertretern  der  dortigen  Handelskammer  gelangte  man 
zu  der  Aufstellung  folgender  Leitsätze: 

1.  Die  7u  schaffende  Pcnsions\  ersirhernnir  der  PrivatangesteUten 
muß  eine  ol)lit,'atorisrhe  sein,  welcher  jeder  An;4esle]]te,  f:[leichviel 
welchen  Alters  und  ob  ledig  oder  verheiratet,  durc  h  Rik  hs^i  setz  bei- 
zutreten verpflichtet  wird.  Die  Versicherungspfliciit  ist  auch  auf  weib- 
hchc  Angestellte  auszudehnen;  dieselben  sind  noch  unter  die  Bestim- 
mungen des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  zu  bringen.  Eine  Gehalts^ 
grenze  ist  insoweit  festzustellen,  als  ein  Angestellter  mit  einem  höheren 
Einkommen  als  4000  M.  verpflichtet  ist,  nur  für  4000  M.  Einkommen 
sich  zu  versichern»*). 

2.  Die  Versicherung  soll  auf  versichcrungstechnischer  Grundlage 
beruhen  und  »ich  auf  Invalidität  und  Alter,  sowie  auf  Witwen-  und 
Waisenversorgung  erstrecken.  Die  heute  für  Reichs-,  Staats-  und  Kom- 
munalbeanite  gesetzlich  fest;^e!c;,ften  Pensionen  sowie  Witwen-  und 
Waisenrenten  sind  als  erstrebenswertes  /icl  an/uselien. 

3.  Die  Einzahlungen  sollen  in  l'«^  wiss*  ni  Verhaltnisse  /um  lunkom- 
men  stehen.  —  Die  Prämien  sind  vom  Arbeilgeber  und  Angestellten 
zu  entrichten. 


^  »Arbeiterversorgung«  Bd.  21  Nr.  5  Tom  10.  Febraftr  1904  S.  80 
(A  T  e  n  t :  Die  Pcitsionsvctakbening  der  PrivRtaagestcntcii). 

")  Dieser  VorscbUg  gebt  reicblkb  «dt:  fttr  emen  Bankprokuritten  mit  6000 
Mark  Gelutlt  viid  T«Bticfne  von  2—3000  Mk.  jäbrlicb  liegt  ein  Bedürfnis,  »n 
der  Zwenpversicbenmg  sieb  zu  beteiligen,  kaum  mehr  vor. 
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4.  Bei  der  Selbständi gmachung  ist  die  Selbstversicherung 
bis  zu  einem  Einkommen  von  4000  M.  zulässig.  Eine  Rfidusahlimg  der 
geleisteten  Beiträge  findet  nicht  statt. 

5.  Bei  der  Verheiratung  der  weiblichen  Angestellten  hört  die 
Versicherung  auf.  Eine  Rückzahlung  der  geleisteten  Beitrage  findet 
nicht  statt. 

6.  Selbständige  und  Witwen,  welche  wieder  in  Stellung  treten,  wer- 
den wieder  versicherungspflichtig  unter  Anrechnung  der  früher  gezahlten 
Prämien. 

7.  Die  Verwaltun«»  soll  von  ciiu  r  /u  schaft'cinicn  Gcnossen- 
schalt  <lei  l'iivalangestellten,  aus  Aibeilgcbcrn  und  Angestellten  be- 
stehend, ausgeübt  werden,  die  unter  staatlicher  Aufsicht  steht. 

8.  Die  männlichen  und  weiblichen  Angestellten  der  gedachten  Kate- 
gorie  sind  von  dem  Zwange  der  bestehenden  Alters-  und  Invaliditats* 
Versicherung  befreit,  und  es  ist  staatlicherseits  der  Wert  der  für  sie  be- 
stehenden Versicherung  1?)  an  die  neue  Vn  sirherungsanstalt  abzuliefern, 

9.  Angestellte,  die  bei  einer  vom  Reichsaufsichtsamte  für  die  pri- 
vaten Versiclierungen  zugela«;senen  Kasse  versichert  sind,  sind  von  der 
/Aigehörigkeit  zur  staatlichen  Pensionsversicherung  der  Privatan^H  slelltcn 
befreit,  sofern  die  Mindestleistungen  der  staatiiciien  Anstalt  erfüllt  werden. 

10.  Der  Bezug  der  Altersversorgung  kann  mit  dem  60.  Lcbensjalire 
gefordert  werden. 

In  einer  am  17.  Januar  1904  unter  Zuziehung  von  Abgeordneten 
aus  liberalen,  konservativen  und  Zentrumskreisen  gepflogenen  Beratung 
hat  der  Hauptausschuß  zur  Herbeiführung  einer  staatlichen  Pensions- 
versichening  der  Privatangestellten  dem  wesentlichen  Inhalte  dieser 
Leitsätze  mit  einigen  Abänderungen  zugestimmt  die  zum  Teil  als 
Verbesserungen,  zum  Teil  aber  (wie  die  Schaffung  einer  Altersgrenze 
von  i8  Jahn-n  nach  unten,  desgleichen  von  40  Jahren  nach  oben)  als 
Abschwächungen  bezeichm  t.  werden  mü'^'^en,  und  in  tl<  n  \'ei  Sammlungen 
der  Ortsgruppen  und  gröberen  Verbände  sciuiciu  <kr  Oedankc  einer 
Sunder  Versicherung  der  Privatangestellten  bis  in  die  neueste  Zeit 
mit  Vorliebe  erörtert.  Ich  kann  dies  sehr  wohl  verstehen,  und  dem  von  mir 
als  durchaus  berechtigt  anerkannten  Standesgefühl  wird  dadurch  zweifellos 
in  der  ausgiebigsten  Weise  Rechnung  getragen.  Ich  mache  aber  auf 
die  Gefahr  hin,  manchen  Leser  zu  enttäuschen,  kein  Hehl  daraus,  daß 
ich  diese  Lusnng  weder  für  glücklich  noch  für  erreichbar  halte,  und 
ich  will  \  ersuchen,  das  Für  und  Wider  gegen  einander  abzuwägen,  um 
daraus  die  Schlußfolgerungen  zu  ziehen. 

Es  i'-t  nicht  die  Rücksicht  aiil  «las  Standesbewiisstsein  allein,  die 
bei  (it-n  i 'ri^atangestellten  die  Begründuiv^  einer  besonderen,  eigenen 
Kassenemnchtimg  so  wünschenswert  erscheinen  labt.    Es  geseilt  sich 

Ebenda  S.  82— S3. 
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in  enj{er  Verbindung  dazu  die  Beobachtung,  daß  in  den  jctzi;^en  allge- 
meinen Vcrsicherungs-Linrichtungcn  die  PrivatangcstclUen  leider  häufig 
durch  die  in  der  Mehrzahl  befindlichen  sonstigen  Versicherten  über- 
stimmt, in  der  Vertretung  benachteiligt  und  in  der 
Wahrnehmung  ihrer  Rechte  beeinträchtigt  werden. 
Manche  Vorkommnisse  in  den  Ortskrankenkassen  für  das  Handebge« 
werbe,  in  denen  seit  einem  Jahrzehnt  die  Handlungsgehilfen  mit  den 
Hausdienern,  Laufburschen,  Packern  und  Kutschern  vereinigt  sind,  weil 
die  obersten  Spruchbehörden  mit  überzeugender  Begründung  aus  dem 
Krankenvers.-Gesetzc  die  I^nmüglichkcit  besonderer  jOrtskrankotikass<'n 
für  Handlunjjsgehilfen»  ab^'clcitet  haben,  sprechen  deutlich  dafiir,  daß 
in  der  Zusammcnwürfclung  so  verschiedener  Elemente  eine  gv\\\s%e 
GeSahi  liegt.  Der  Stand  der  Angestellten  hat  den  nächsten,  unmittel- 
barsten Schaden  hiervon;  Mißstimmung  und  Unlust  sind  die  unaus- 
bleibliche Folge.  Aber  ein  Nachteil  erwächst  auch  den  Körperschaf- 
ten, die  bei  der  Handhabung  der  Versicherung  mitzuwirken  haben: 
den  Generalversammlungen  und  Vorständen  der  Krankenkassen,  den 
Vertretungen  der  Versicherten  bei  den  Rentenstellen,  den  unteren  Ver> 
waltungsbehörden,  Magistraten,  Landrats-  unri  BezirksänUieni,  den  Aus- 
schüssen, Vorständen  und  Schiedsgerichten  der  Versicherungsanstalten 
und  Berufsgenossensch M fr»  11  und  dem  Rcichsversichenin!^<;amt.  Sie  alle 
leiden  darunter,  wenn  Kurzsichtigkeit  und  Einseitigkeit  das  Hi  tt  an  sich 
gerissc  n  luul  die  an  Zahl  schwächeren,  an  Einsicht  und  Erfahrung  aber 
seiu  zu  schätzenden  Privatangestelllcn  *au  die  Wand  gedrückt<  haben. 
Je  vielseitiger  eine  Vertretung,  ein  Ausschuß  zusammengesetzt  ist,  desto 
leistungs&higer  wird  er  in  den  meisten  Fällen  sein. 

Und  noch  ein  anderer  Umstand  läßt  sich  allenfalls  von  den  Freun- 
den der  Sonderversichcrung  ins  Treffen  fähren:  die  Privatange- 
stellten  bieten  im  Durchschnitt  wohl  ein  günstigeres 
Risiko  als  die  große  Nfasse  der  Arbeiterschaft,  sie  sind 
den  Wechselfällen  der  Erwerbsbeschränkung  vielleicht  im  allgemeinen 
nicht  so  ausj^esetzt  wie  jene ;  Cclnirt  und  Erziehtmg,  Wohnung  und 
Ernähruuf,'  «^Mt»t  vielfach  liLs^cre  (jewähr  für  die  Kernhaltung  schädlicher 
Eintlilssc,  die  Unfallgetahr  pllegt  geringer  zu  sein,  während  der  Ver- 
brauch der  Kräfte  in  vorgerückten  Jahren  bei  ilci  mehr  geistigen  1  atig- 
keit  annähernd  in  gleichem  Maße  erfolgen  mag  wie  bei  den  Lohnarbei- 
tern. Koppelt  man  nun  die  Privatangestdltcn  in  der  Versicherung  mit 
diesen  zusammen,  so  liegt  die  Möglichkeit  vor,  daß  man  sich  ver- 
sucht Itihlt,  sfe  das  ungünstigere  Risiko  der  andern  Berufsgruppen  zum 
Teil  ausgleichen,  sie  also  verhältnismäßig  höhere  Beiträge  zahlen  zu 
lassen,  als  es  lediglich  für  ihre  eigene  Versicherung  notwendig  wäre. 
Man  muß  zugeben,  daß  hierin  eine  Unbilligkeit  liegen  würde;  die 
Maßregel  liefe  darauf  hinaus,  daß  die  Privatauije^tcllten,  um  einen 
landläufigen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  den  »Rausreißcr«  für  die  übrigen 
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Versicherten  spielen  sollten»  um  deren  Beiträge  herunterzudrücken. 

Das  Gewicht  beider  Einwände  ist  sicherlich  nicht  zu  verkennen; 
wir  werden  aber  sehen,  daß  es  bei  gutem  Willen  dem  Gesetzgeber  nicht 
unmöglich  ist,  auch  bei  einer  einheitlichen  Versicherung  der« 
artigen  Bedenken  durch  entsprechende  Vorkehrungen  zu  begegnen.  Vor 
allen  Dingen  ist  nicht  darüber  hinwegzukommen,  daß  der  Gedanke 
einer  umfassenden  Versicherung  der  {gesamten  erwerbstätigen  Bevölke- 
rung gegen  die  wirtschaftlichen  Fol;:,fcn  von  Krankheit,  Unfall.  Alter, 
Invalidität  und  Verlust  des  Emahn  ts  <  ine  cfewalticfe,  werlxndr  Krafi 
hat,  und  daß  mancher  Zweifler  dickem  /ün<l<  ndt  ii  (  k danken  gegeniibt  i 
nicht  standiuhukcn  vtiniag,  währenti  eine  Sonderversicherung  bald 
hier,  bald  dort  auf  Bedenken  stößt.  Und  darüber  kann  kein  Streit 
herrschen:  am  einfachsten  und  billigsten  in  der  Verwaltung  und  Hand- 
habung wird  solche  einheitliche  Versicherung,  wie  sie  mir  vorschwebt, 
jedenfalls  durchzuluhren  sein.  Ein  großes  Heer  von  oberen,  mittleren 
und  unteren  Beamten  ist  selbstverständlich  dazu  nötig,  auch  wenn  man 
bei  der  Selbstverwaltung,  auf  die  großer  Wert  «gelegt  werden 
muß,  die  ehrenamtliche  Mitwirkung  der  Versicherten  und  der  Arbeit- 
geber in  weitgehendster  Weise  heranzieht.  !Man  wird  aber  nicht  fehl- 
gehen, wenn  man  annrmmt,  daß  diese  l  iirscrge,  die  irli  R  c  i  r  h  s- 
Versicherung»  nennen  möchte,  h»»elisii  ivs  die  Hälfte  ail  der  vielen 
Beamten,  Kontrolleure,  Schreiber  und  Boten  erfordern  wird,  die  jetzt 
fUr  die  Kranken-,  die  Unfall-  und  die  Invalidenversicherung  zusammen- 
genommen tätig  sind,  und  zu  denen  sich  bei  Einführung  der  Witwen- 
und  Waisenversicherung  und  einer  etwaigen  Sonder-Pensionsversiche^ 
rung  der  Privatai^estellten  noch  neue  Scharen  gesdlen  müßten.  Scho> 
nung  der  Kräfte,  nicht  Kraftvergeudung  und  Zersplitterung  in 
Einzelheiten,  das  muß  auch  hier  die  Losuni^  sc  in.  Wie  viel  Arbeit 
ent«<tcht  heule  ilurch  die  leidigen  riren/streitigkeiten  /wischen  den  ver- 
schiedenen Krankenkassen  untereinander,  zwischen  den  einzelnen  IV- 
rufsgenossenscliaften,  deren  jede  für  einen  I.nischa(iii;ungsfall  aufzu- 
kommen sich  laanchjual  weigert,  weil  .sie  .sich  lur  unzu.stilndig  hält, 
zwischen  mehreren  Versicherungsanstalten  und  Kassencinrichtungen 
sowie  wechselseitig  unter  den  genannten  Gruppen  l  Wie  viele  Bogen 
Papier  werden  beschrieben  wegen  der  Frage,  ob  und  inwieweit  die 
Krankenkasse  von  der -Berufsgenossenschaft  Ersatz  für  ihre  Aufwen- 
dungen fordern  kann  oder  der  Versicherungsanstalt  das  Krankengeid 
eines  im  Heilverfahren  Vcrpfl< '^t<  ii  überweisen  muß!  Am  meisten 
klagen  über  diese  Meinungsverschiedenheiten  mit  Recht  die  Versicher- 
ter '^rü  i  t,  utv]  <  s  ist  kein  bloßer  Zufall,  daß  in  den  letzten  anderthalb 
Jahr/.eiinlt  ii,  iia(  lulem  die  Arbeiterversicherungsixcsrtzcjclnin;^  nieiir  und 
mehr  ihre  '1  aiigkeit  (  iittahet  hat,  eine  £rrf)<>e  Zahl  von  Auskunfts- 
stellen, Arbeiterseki ctauaten,  \  olksbureaus  u.  s.  entstanden  ist,  deren 
Hauptaufgabe  nach  den  Jahresbcriciitcn  darin  besteht,  durch  das  un- 
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übersichtliche  Rechtsgebict  der  Arbi  itei  \ (  rsi(  lu  rung  dem  einzelnen 
Rcchtsuchcnden  als  Führer  au  dienen  —  ein  Notbehelf,  der  eigentlich 
entbehrlich  sein  müsste,  wenn  die  erlassenen  Vorschriften  einfacher, 
verständJicher,  volkstümlicher  zugeschnitten  wären. 

Stellt  man  der  Arbeiterversichening  noch  eine  davon  geschiedene 
Pensionsversicherung  der  Privatangestellten  zur  Seite,  dann  wird  da- 
durch,  so  viel  auf  den  ersten  Anschein  dem  einen  Stande  genützt  wer- 
den mag,  das  ganze  Gebäude  der  l'ürsorge-Gesetzgebung  noch  verwor- 
rener, die  Uebersicht  wird  noch  mehr  beeinträchtigt,  und  die  rasche, 
zuverlässige  Hilfe  wird  noch  bedenklicher  in  Frage  gestellt.  Als 
Z  w  a  n  g  s  -  Vx'rsichcrung  nuiss  selbstverstärifllich  die  Einrichtung  ge- 
schaffen werden,  damit  sie  loistungslahig  genug  ist.  S<»l)al<l  nun  aber 
bei  einem  einzelnen  Falle  Ansi»rüclie  gegen  die  Versirlieriing  erhol icn 
werden,  genügt  es  nicht,  daii  /.uleut  beitrage  an  diese  oder  jene  Stelle 
geleistet  wurden,  sondern  es  ist  auch  zu  prüfen,  ob  die  betreffende 
Stelle  wirklich  für  die  Empfangnahme  zuständig  war,  mit  anderen 
Worten:  ob  die  Versicherung,  mag  sie  Pflicht-  oder  freiwillige  Ver- 
sicherung gewesen  sein,  rechtmäßig  und  nicht  auf  Grund  eines  Irr- 
tums, also  zu  unrecht  erfolgt  ist.  Die  Sache  liegt  nicht  etwa  so,  daß 
die  Versirheningsan^talt  die  einmal  in  Empfang  genommenen  Beiträge 
gegen  sich  gelten  lassen  muß  —  das  wäre  eine  privatrechtliche 
Beurteilung,  die  dem  öffentlichen  Recht  vollkommen  fremd  ist.  Der 
Ingenieur,  der  Tichnikcr,  der  Korrespondent,  dessen  Jahre^gehalt  ein- 
schlief.^lich  der  durclischnitllichen  Nehenl^ezütje  an  ( iratifikaiii >ncn  u.  dgl. 
bicli  über  die  (jrenze  der  Versieiu  rungspllidil  erhebt,  iauli  lieute  Ge- 
fahr, daß  seine  Beiträge  als  ungültig  behandelt  werden  und  ihm  nur 
ein  Rückforderungsrecht,  nicht  einen  Unterstützungsanspruch  gewähren, 
falls  er  nicht  ausdrücklich  die  Beitragsleistung  als  freiwillig  erfol- 
gend bezeichnet  hat.  In  ähnlicher  Weise  würde  fortan  bei  einer  Schei- 
dung zwischen  der  gewöhnlichen  Arbeiter-  und  der  Pensions- Versiche- 
rung ein  Angestellter**),  dessen  Beschäftigung  seine  Zuweisung  zu  der 
einen  oder  der  anderen  Gruppe  fraglich  erscheinen  läßt,  auf  Schwie- 
rigkeiten stoßen  können,  die  sich  durch  die  gleichmäßige  Reichsver» 
sicheruni^  am  leichtesten  vermeiden  las'^en. 

Viel  größere  Hindernisse,  als  es  bei  oberflächlicher  l'rütuuL;  srhemt, 
bereitet  aurh  das  Uebertreten  von  »Arbeitern«  in  die  Reihe  tler  >An- 
gestellten  I  und  umgekehrt,  wenn  die  Träger  der  Versicherung  für  diese 
und  für  jene  verschieden  sind.    In  Nr.  8  der  Barmer  Leitsätze  (e)ben 

")  Z.  B.  ein  Vorarbeiter,  der  eine  so  selbsUlndige  Stellung  bei  der  An> 
»ahme,  Ueberwscbang  tind  Ablohnung  der  Arbeiter  einnimmt,  da6  er  ebensogut  als 
Attfselier  beseichnet  werden  kVnnle ;  desgl.  ein  Lagerhalter  ohne  kauf» 

minnische  Vorbildung,  der  selbst  mit  Hand  anlegt,  und  dessen  Einreibung  in  die 
Gruppe  der  Handlungsgehilfen  bestritten  ist  u.  s.  w. 
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S.  f*)  hat  man  sich  damit  zu  behelfen  versucht,  daß  die  eine  Ver- 
sicherungsanstalt an  die  andere  denjenigen  Betrag  zu  erstatten  hat,  der 
dem  Werte  (gemeint  ist  doch  wohl  der  Kapitalwert,  da  bei  der  ein* 

fachen  '/usammenzählung  der  Rciträge  der  Zinsiinterschied  ausfallen 
würde)  der  bisherigen  Versicherung  entspricht.  Genügende  Er- 
fahrungen darülxT,  wie  dieser  Wert  zu  berechnen  ist,  liegen  nicht 
vor,  die  Statistik  der  Privatpensionskassen  un(\  ähnlicher  Einrichtungen 
darf  niclit  ohne  weiteres  herangc/ogrn  werden,  und  (he  Vergünstigun- 
gen, zu  tlcuen  man  etwa  bei  der  näheren  Besiiuiinung  der  Kinzclheiten 
der  Pensionsversicherung  Privatangestelltcr  geneigt  sein  könnte,  würden 
fUr  die  soeben  erst  aus '  der  anderen  Gruppe  hinzugdcommenen  Per« 
sonen  vielleicht  von  einer  Wartezeit  abhängig  zu  machen  sein  —  alles 
dies  genügt  wohl,  um  die  Behauptung  zu  unterstützen,  daß  das  Getriebe 
der  Versicherung  bei  einer  neuen  Sondervcrsichening  recht  oft  ins 
Stocken  geraten  und  der  behördlichen  Nachhilfe  bedürfen  würde,  die 
bei  einfacherer  Anordnung  des  gesamten  Systems  vermieden  oder  doch 
fast  ganz  entbehrt  werden  kann 

Wenn  es  gestattet  ist,  an  dii^ser  Stelle  in  wenii^cn  l'mris^cn  den 
Plan  einer  alli^einenun  Keichsversicherung  /.u  entwerfen,  so  wurde  dazu 
gehören :  Austlchnuug  tlcr  \' ersichcrungspilieht  auf  alle  nach  Beendigung 
der  Schulpflicht  gegen  Lohn  oder  Gehalt  bis  5000  Mark  jährlich  beschäftig- 
ten Personen  einschließlich  der  Hausgewerbetreibenden  ^*),  Aufbringung 
der  Beiträge  zu  gleichen  Teilen  durch  die  Arbeitgeber  und  die  Versicherten 
unter  Leistung  eines  Reichszuschusscs  etwa  in  Höhe  desselben  Anteils 
(j  e  3  3  \'3  *^/o),  Gewährung  von  Krankenfursorge  {ärztliche  Behandlung,  Arz« 
nei,  Heilmittel)  für  die  Versicherten  und  für  ihre  Familienangehörigen, 
für  erstere  bei  Erwerbsunfähigkeit  zugleich,  und  zwar  ebenfalls  fiir  26 
Woclicn  ein  Krankengeld  in  H*">he  der  halben  Vergütung,  \'crsclimel- 
zung  der  Unfall-  und  Invalidenversicherung  mit  dieser  Fürsorge  nur 
auf  diese  Weise  kann  ganze  Arbeit  geleistet  weiden.  An  die  St<lle 
der  Unfall-  und  Invalidcn-Kenlen  würden  bei  einer  länger  als  26  Wo- 
chen dauernden  Erwerbsunfähigkeit  im  Sirmc  des  jetzigen  Inv.Vers,- 
Gesctzes  die  Gewährung  einer  etwa  $0%  über  die  heutigen  Sätze  der 
Invalidenrente  hinausgehenden  Rente  für  die  Folge  treten;  bei  einer 
zwischen  30  und  60%  des  vollen  Verdienstes  sich  bewegenden  ErwerbS' 
beschränkung  eine  Halb  Invalidenrente,  während  die  niedrige- 
ren Prozentsätze,  um  die  jetzt  so  oft  ohne  eine  wirtschaftlif  he  Notwen- 
digkeit gekämpft  wird,  vollständig  ausfallen  und  die  über  6oo/„  hinaus- 
gehende Krwerbsbeschränkung  der  vollen  Invalidität  gleich  behandelt 

'*)  Die  bclbstHiuligcn  Gtwciütiicibentlen,  Lantiwirlt'  und  sonstigen  üelriebs- 
antemehmer  bis  zu  einer  Jahrcüeinkoramcnügrciizc  von  5000  Mk.  werden  nicht  dem 
Versichemogstwang  la  anterstellen,  sondern  zur  freiwilligen  Beteiligung  an 
der  Reichsvenicheroag  zu  berechtigen  sein. 
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wird.  Die  Zahlung  einer  Rente  bis  zur  Hohe  des  früheren  Verdienstes 
an  Hilflose,  die  fortgesetzt  fremder  Wartung  und  Pflege  bedürfen,  kann 
aus  dem  Unfallrecht  aus  Billigkeitsgranden  übernommen  werden.  Eine 
Witwen-  und  Waisenrente  (erstere  bis  zur  Wiederverheiratung,  letztere 
bis  aum  vollendeten  i6.,  nicht  15.  Lebensjahre)  ist  ohne  RQcksicht  auf 
die  Ursache  des  Todes  des  versicherten  Ernährers,  aber  auch  ohne 
Einschränkung  durch  den  von  der  Reichsregierung  geijlanten  Nachweis 
der  Bedürftigkeit  zu  leisten;  diese  Renten  sind  annähernd  in  der  Höhe 
der  jetzt  von  der  UnhilK  t  rsicherung  zu  zahlenden  Renten  zu  berechnen. 
Ein  i^unkt  von  ^Toßer  Wichti'^'keit  ist  die  Uebertragiint,'  der  Selbst- 
verwaltung der  Rei(  lis\  er.sicherung  auf  eine  gleich  große 
A  n  /  a  Ii  1  \  u  n  V  e  r  s  i  c  Ii  c  r  t  e  n  u  rs  d  A  r  h  e  i  t  e  b  e  r  n  u  n  t<j  r  dem 
Vorsitze  von  unparteiischen  B  e  u  ni  i  e  u  und  niit  ortlichen 
Rentenstellen  in  allen  größeren  Städten  und  Amtsorten:  auf  diese  Weise 
würde  nach  Form  und  Inhalt  eine  einheitliche  Regelung  endelt. 

Wie  soll  aber  hierbei  den  oben  (S.  230 — 232)  erwähnten  beiden  Be» 
denken  entgegen  getreten  werden»  damit  die  Privatbeamten  weder  in  Bezug 
auf  ausreichende  Vertretung  noch  hinsichdich  der  gerechten  Verteilung 
des  Risikos  ins  Hintertreffen  kommen?  Es  wird  zweckmäßig  sein,  im 
voraus  durch  Gesetz  und  Statut  den  Privatbearaten  einen  bestimmten 
Anteil  von  der  P>  r  s  c  t  z  u  n  g  d  e  r  Stellen  in  flen  Aiissrhfi?sen, 
den  Vorständen,  den  Selm  ds^erichten  und  im.Reichsversicherunt^samt  j 
zu  gewährleisten  luvl  durch  clie  V  e  r  h  «t  1 1  n  i  s  \va  h  1  dafür  Si  )T'^c 
zu  tragen,  daß  auf  die  verschiedenen  Kic  huini^en  un<I  Gruppen  hierbei 
nach  Möglichkeit  Rücksicht  genommen  wird.  Ich  gehe  incht  so  weit, 
daß  ich  in  Zukunft  nur  den  eingetragenen  Berufsvereinen,  für  die  in 
der  einen  oder  andern  Form  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  eine  Unter- 
lage geschaffen  werden  wird,  ein  Besetzungsrecht  bei  diesen  Posten 
sichern  möchte  ^^);  eher  wird  ein  Zurückgreifen  auf  andere  Organi« 
sationen  statthaft  sein,  wenn  wir  erst  die  von  vielen  Seiten  so  warm 
und  überzei^nd  empfohlenen  Arbeitskammern  besäßen,  aber 
es  muß  angesichts  mancher  dabei  noch  obwaltenden  Schwierigkeiten 
davor  gewarnt  werden,  die  eine  Fra'^'e  mit  der  andern  zu  verquicken. 

Was  das  Risiko  l)etrifi't,  s«>  ist  der  Wtmsch  vieler  Privatangestellter, 
di  ii  jct/.if^i'n  fnnt  Lohnklassen  der  In\  alidenversicherung)  noch  einige 
nach  oben  hin  anzugliedern,  durehau.s  gerechtfertigt,  damit  tiie  Höhe 
der  Rente  später  ausreichend  bemessen  werden  kann.  Wenn  die  Ver- 
sicherungspflicht bis  zu  5000  M.  Jahresverdienst,  wie  schon  erwähnt, 
erweitert  wird,  dann  darf  man  getrost  bis  zu  8  Lohnklassen  fort* 


")  Den  vor  den  Reich stagswshlen  im  Januar  1907  verbreiteten,  beiinruhißcnden 
Gerüchten  in  dieser  Beiiehun*?  i*«!  bekKüntlich  von  der  Rcichsregierung  sofort  in 
bestimmtester  Weise  widersprochen. 
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schreiten'*).  Dabei  ist  auf  eine  Ermäßigung  der  obersten,  mit  günstigem 
Risiko  verbundenen  Beitr^ssätze  Bedacht  zu  nehmen,  um  nicht  gegen 
die  S.  33  t  erwähnten  BilligkeitsrQcIcstchten  zu  verstoßen,  auch  ist  es 
zur  Vermeidung  der  sonst  unausbleiblichen  Streitigkeiten  dringend  er- 
wünscht, die  bis  zum  Eintritt  des  Versicherungsfallcs  tatsächlich  ohne 
Arglist  (d.  h.  ohne  den  nachweisbaren  Hintergedanken  der  Krschleichimg 
einer  zu  hohen  oder  sonst  rechtswidrigen  Rente)  geleisteten  Beiträge 
niaf>^(  licnd  tm  behandrln,  selbst  wenn  sif'h  herausstellen  sollte,  daß 
die  \'(  rsK  bei  uui^sgrenze  von  5000  M.  ülx  rschritten  war,  oder  daß  nicht 
die  bctrcHende,  sondern  eine  andere  Lohnklasse  in  Betracht  kommen 
müßte. 

l'eber  die  Höhe  der  Beiträge  läßt  sich  im  übrigen,  bis  eine  Ver- 
ständigung über  den  Umfang  der  Leistungen  und  über  den  Reichszu- 
Schuß  erzielt  ist,  selbstverständlich  kein  Urteil  fallen.  Zur  Verglcichung 
mag  erwähnt  werden,  daß  das  österreichische  Gesetz  über  die  Pen- 
sionsvcrsicherung  der  Privatangestellten dessen  Gehaltsklassen  bis  zu 
900  (1),  1200  (II),  1800  (HI),  2400  (IV),  3000  (V),  und  über  30cx> 
Kronen  (VI)  gehen,  an  Monatsbeitrl^en  für  diese  aufsteigende  n  Klassen 
6,  9,  12,  18,  24  und  30  Kronen  vorsieht.  Das  würde  nach  der  uns 
geläufigen  Wochen-  und  Markrechnunc:  abgerundet  ergeben  monatlich 

(in  M.  und  abgenuideij; 
in  Klasse    I  II  TTT  IV  V  VI 

1,20       1,80        .',40        3,60        4,Ho        6,00  ^I. 

Dabei  sei  bemerkt,  daß  die  österreichischen  Leistungen  zum  Teil 
erheblich  Ober  die  vorstehenden  Vorschläge  hinausgehen. 

Für  die  Bemessung  der  Beiträge  ist  die  Frage  von  großer  Be> 
deutung,  ob  man  die  Altersrente,  deren  vollständige  Beseitigut^ 
auf  den  lebhaftesten  Widerspruch  stoßen  würde,  nach  wie  vor  erst 
mit  Vollendung  des  70.  Lebensjahres  beginnen  oder  von  einem  früheren 
Zeitpunkte  ab  gewähren  will.  Das  Zugeständnis  des  60.  Lebensjahres 
das  die  Barmer  Leitsätze  unter  \r.  10  (oben  S,  230)  tdrdern,  liei^e<:fnet 
für  die  Gesamtheit  der  Versicherten  erheblichen  linan/.ii  llen  IJc- 
denken,  und  eine  abweichende  Behandluni»  der  (»ruppe  der  l'rivat- 
angestellten  halle  ich  aus  den  ol)en  angegebenen  Gründen  nieht  iur 
durchführbar  und  empfehlenswert,    lieber  das  65.  Lcbcnsjulir  als  all- 

**)  Die  Jetzigeti  5  Lohikklassen  (§  34  lAV.-Vers.-Gcs.)  leicbcn  bekstmtlieh  bb 
stt  350  Mk.  (I),  550  Mk.  (II).  850  Mk.  (III).  11 50  Mk.  (IV)  nnd  fiber  1150  Mk.(V). 
Die  sechste  LobnkUsse  könnte  etwa,  wenn  man  die  fOnfte  fortan  bei  1500  Mk« 
enden  iKßt,  bis  za  3000  Mk.  reichen,  die  siebente  bis  zu  3000  Mk.  vnd  die  achte 

über  3000  Mk. 

*')  V^I.  den  Aufsalz  von  Dr.  G.  Ni  i  k  u  s  c  h  -  Wien  über  diesen  Gegenstand 
S.  2  ff.  der  Nr.  i  des  3.  Jaluj;ang*  des  >Re  f  o  r  m  b  la  1 1  s  für  Arbeitcr- 
veräicheruQg«  (Januar  1907). 
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gemeine  Grenzlinie  läßt  sich  dagegen  verhandeln,  sobald  das  Ergebnis 
der  Rückstellungen  aus  den  Zöllen,  das  als  Grundstock  für  du  F.in- 
führung  der  Witwen-  und  Waisenversicherung  dienen  soll,  im  Laufe 
der  Zeit  j^enaucr  zu  l)cstinimcn  ist.  Wenn  die  Privatangestellten 
betreffs  der  von  ihnen  ersttxbtcn  weiteren  Hinabnickung  der  Alters- 
renten-Grenze sich  bescheiden  müssen,  so  mag  darauf  hingewiesen 
werden,  daß  sie  voraussichtlich  in  vielen  !•  allen  ein  Anrecht  auf  In- 
validenrente erhalten,  In  denen  es  ihnen  nach  ihrem  körperlichen  und 
geistigen  Befinden  nicht  mehr  zugemutet  werden  kann»  eine  ihren 
Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende,  angemessene  Beschäftigung 
gegen  eine  Vergütung  auszuf^ren,  die  ihnen  noch  '/s  des  bisherigen 
Verdienstes  oder  mehr  einbringen  würde,  während  für  ein(  n  T,ohn- 
arbeiter  noch  mancherlei  nicht  standeswidrige  Tätigkeit  in  Frage 
kommt.  Wer  in  leitender,  anfsichtfülHn  ndcr  (xh  r  sonst  verantwort- 
licher Stclhinf^  sich  befunden  hat,  darf  hilli^ernuißcn  erwarten,  daf^ 
ihm  bei  der  Al)\va;^ung  der  Griuide  lur  und  i;ei;eii  die  f(>rldauirn<lc 
Erwerlisfaliij^keit  und  bei  der  l^mschau  au!  tlem  ihn  noch  \c  il»leiliendcn 
Arbeitsteide  niciil  da.s  iXnsinnen  gestellt  wird,  die  Beschall ij^ung  eines 
Taglöhners  zu  unternehmen ;  dies  ist  schon  jetzt  geltendes  Recht*"). 
Außerdem  ist  zu  beachten,  daß  die  oben  (S.  334)  vorgeschlagene  Ge- 
währung von  Halbinvaliden-Renten  häufig  schon  vor  der  Erreichung 
der  Altersrenten-Grenze  zu  annähernd  demselben  Ergebnisse  wie  die 
Zubilligung  der  Altersrente  führen  und  sie  insofern  entbehrlich  machen 
wird. 

Opfer  werden  allerdings  bei  Schaffung  der  Reichsversichcrung  von 
jedem  -^fcfordert,  auch  von  den  Versicherten,  Opfer  an  (jcld  in  der 
Form  dis  Reichszuschusses  und  der  beitrüge,  Opfer  von  Rechten  in 
Bczu^  auf  die  empfohlene  gleicluiiaf.M'^e  (paritätisefie)  Kc^fehmg  der 
Selbstverwaltung,  aber  diese  Preisgabe  wird  nach  meinem  Dafurliallcn 
reichlich  aufgewogen  durch  den  erzielten  Gewinn :  eine  allgemeine,  um- 
fassende Fürsorge,  die  sehr  wesentlich  die  Armenkasse  und  mittelbar 
die  einzelnen  Steuerzahler  und  Unterhaltspflichtigen  entlasten  wird. 
Dazu  dient  ein  fibersichtlicher,  einfach  gegliederter,  verhältnismäßig 
billiger  Aufbau,  bei  dem  jeder  weiß,  in  welche  Tür  er  gehen  muß, 
um  sich  Hilfe  zu  holen,  und  eine  möglichst  gerechte  Bcteiligtmg  des 
Reichs,  der  Unternehmer  wie  der  gesamten  erwerbstätigen  Bevölkerung. 
Das  Ziel  ist  t  s  wert,  daß  danach  in  der  nächsten  Zeit  mit  allen  Kräften 
gestrebt  wird,  damit  das  f^^rfif'e  \\  erk  unserer  .\r!)eiter\'ersiclieriuv4  durch 
die  Gesetzj^'ebung  zu  dem  schon  langst  angekündigten,  längst  ersehnten 
Abschlüsse  gelangt. 

Die  Besorgnis,  daß  die  Privatangcsiellien  bei  der  vorgeschlagenen 

»Amtliche  NAcbrichtcn  des  Reichsversichcrung s* 
amts«  1901  S,  t86  Nr.  870:  S.  439  Nr.  905;  1902  S.  50z  Nr.  9S9. 
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Ordnung  den  Sinn  für  ihre  bcruflidu-  Zusammengehörigkeit  verlieren 
und  gewissermaßen  in  der  großen  Menijc  untertauchen  ^viirdcn,  teile 
ich  keineswegs.  Ks  geht  <-in  so  kräftiger,  hocherfmilichcr  Zug  des 
ftu  hlichen  Zusuninu  nsi  hlusses  durch  die  beteiligten  Kreise,  und  jede 
von  ihnen  stammende  Kundgebung  beweist  es  aufs  neue,  daß  iluicn 
durch  die  empfohlene  einheitliche,  sie  in  sich  begreifende  Reichsver- 
sicherung unmöglich  das  Gefühl  för  die  besondere  Stellung  im 
wirtschaftlichen  Leben  abhanden  kommen  kann.  Die  Frage  der  oben 
schon  genannten  Arbeitskammem,  die  Vertretung  der  sonstigen  beruf* 
liehen  Interessen»  die  Sorge  für  die  Weiterbildung  und  den  geregelten 
Meinungsaustausch,  für  Stellenvermittlung,  Tarifverträge  und  noch  zahl- 
reiche andere  Aufgaben  stellen  an  die  Vereine  und  Körperschaften 
der  mannigfach*;fen  Art,  an  denen  die  l't  i\ atangestellten'*)  beteiligt  sind, 
fortgesetzt  «410 Im  Anforderungen,  An  ausreichendem  Anlaß  zu  lat- 
kraftiijcm  Zusammenhalten  wird  es  also  niemals  felilen,  und  außerdem 
mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  berechliglcn  Eigentümlich- 
keiten des  Standes  der  Privatangcstellten  auch  bei  der  einheitlichen 
Reichsversicherung  Bcrücksichtigimg  finden  können:  zunächst  bei  der 
Festlegung  der  Weiterzahlung  der  Vergütung  in  den  ersten  sechs 
Krankheitswochen,  sodann  bei  der  HioxufÜgung  von  drei  oberen 
Beitragsklassen  und  der  Sicherung  einer  Standesvertretung  in  der  Ver- 

'*)  Auch  die  Entwicklung  des  >A  ngest  e  1 1 1  e  n'-Begriffs  ist  noch  keines- 
wej;s  abj^eschlossen.  l)as  Reichsversicherungsamt  (vgl.  die  Anm.  5  schon  angeführte 
A  n  Ic  i  t  n  n  ir  unter  Nr.  2  >^  will  rlminfer  nicht  jeden,  der  eine  ^  An'^tclhnii:«  iri^end 
\vi;I<  lier  Art  besitzt  (>.  1!.  einen  Liev-tliclicn,  .Syndikus,  Anstalisar/t,  Krcist.Kiar/i, 
Wissenschaftlicher  Assistenten,  Schmis]  ieier,  SHnger  u,  s.  w.),  sondern  nur  sokhe 
Personen  verstanden  wissen,  die  innerhalb  eines  nicht  unter  die  Bezeichnung  >Bc- 
trieb«  rallenden,  aber  ihnlkh  gearteten  Inbegriffs  von  Geschilften  eine  von  dessen 
Leitang  abhingige  und  durch  sie  näher  bestimmte  Stellung  einnehmen,  gleichwohl 
nach  der  Art  ihrer  Tktigkeit  nicht  mehr  zur  Klasse  der  niederen, 
lediglich  ausführenden  Hilfsarbeiter  gezKbU  werden  können.  Die 
Barmer  Leitsltse  (oben  S.  229)  verslchten  ganz  auf  den  Versuch  einer 
Definition.  Der  Hauptausschuß  der  Beteiligten  begnügt  sich  mit  der  nega* 
tivcn  rinschreibung:  »Personen,  welche  gegen  Gehalt  im  Privatdienste  .  .  .  . 
btsthäftigt  sind,  soweit  sie  nicht  als  gewerbliche  Arbeiter  (Ge- 
sellen, <  i  e  h  i  1  f  c  n  ,  K  a  b  r  i  k  n  r  K  e  i  t  e  r),  Lehrlinge  u,  s.  w.,  als  T  n  5;  c- 
1  ij  h  n  e  r  und  Handarbeiter  oder  als  Gesinde  D  i  t  n  >  t  o  v  l  r- 
richtcn.T  Das  «'.sterreicliische  Gesetz  (!ri:i  kt  }>!ch  positiv  aus:  alle  la  |*n\ulen 
Diensten  Angestellte,  für  deren  Entlohnung  ein  Monats-  oder  Jahresgehalt 
Qblich  ist,  und  die  mindestens  600  Kronen  jährlich  beziehen,  ferner  «ucb  die  in 
ttlTentUchen  Diensten  Angestellten  ohne  Normalpensionsanspnicb,  alle  Bediensteten 
mit  Beamtencharakter  sowie  Überhaupt  alle  ausschließlich  oder  vorwic- 
gend  mit  geistigen  Dienstleistungen  betrauten  Bediensteten. 
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wallun;:^.  Man  kann  also  fuglich  nicht  behaupten,  daß  die  Privatan- 
gestcllten  bei  r'mvr  d<*rarti^cn  Reform  leer  ausgehen  würden,  und  auf 
alle  Fälle  \vir<l  dtr  Wunsch  i^c-rechtfertii^t  sein,  daß  an  dem  Reform- 
werk, ww  es  sicli  auch  gestaltet,  andauernd  st  iti.'ns  aller  HeteiliL,'tcn 
eitrig  aiil^carbeilet  wird.  Es  darf  angenommen  werden,  daii  di<  Reichs- 
regicrung  vor  endgültigen  Schritten  Gelegenheit  zu  einem  Meinungs- 
austausch gibt,  zu  dem  Vertreter  der  Privatangestellten  wie  der 
fibrigen  in  Frage  kommenden  Kreise  hinzugezogen  werden.  Wenn  auch 
nicht  alle  Wünsche,  die  bei  derartigen  Besprechungen  und  Konferenzen 
zum  Ausdruck  gelangenp  auf  Erfüllung  rechnen  dürfen,  so  liefert  er- 
fahrungsmäßig Rede  und  Gegenrede  unter  ^tiiwirkung  der  am  Yer- 
sicherungswcrk  arbeitenden  Beamten  und  der  dafür  besonders  tätig 
geworrlenen  Reirhstagsabgeordneten  die  beste  Grundla[:c  für  einen 
annehmt)aren  Ausgleich  der  Interessen  und  für  das  gesetzgeberische 
Vorgehen. 

Ijie  Hauptsache  bei  der  Entwicklung  der  Frage  der  Pensionsver- 
sicherung der  Privatangestellten,  ja  ganz  allgemein  bei  jeder  wirtschaft- 
lichen und  sozialpolitischen  Frage  bleibt  immer:  was  trägt  am 
meisten  zum  Gedeihen  des  deutschen  Reichs,  zur 
Stärkung  seines  Wohlstandes  und  seines  inneren 
Friedens  bei?  Nicht  das  Zerstören,  sondern  das  Aufbauen,  nicht 
das  Hcr\orheben  und  Steigern  von  Gegensätzen,  sondern  die  ver- 
ständige Vermittlung  zwischen  Hüben  und  Drüben,  nicht  die  rücksichts- 
lose Vertretung  eines  Partei-  und  eines  Sondcr-Standpnnktes,  sondern 
die  ichniäliig,  zielbewußt  fortschreitende  Fürsorge  für  die  Gesamt- 
heit Der  Kampf  ums  LUsein  wird  nicht  enden,  aber  die  Reirhsvcr- 
sicherung  wird  uns  einen  guten,  groben  Schritt  weitertuhren  zum  so- 
zialen Frieden  1 
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Die  wirtschaftliche  Lage  der  jüdischen  arbeitenden 

Klassen  in  RufilandO* 

Von 

SALOMON  MARGOLIN. 

Die  Vovstellun!,s  :ili>  ob  das  jüdische  \'nlk  sämtlich  aus  Händlern 
und  Vermittlern  bestehe,  ist  uberall  sehr  stark  verbreitet.    Speziell  in 

>)  Die  vorliegende  Arlieit  ist  bereits  in  der  nissisehen  Spncbe  in  Attsittgen 
erschienen,  als  Kapitel  eines  Sammelwerks  »Ucbcr  das  Leben  der  Joden  in  Ru6- 
land«,  <1as  Julius  Messen  tut  Ueberreichun^  nn  die  Mitplictkr  der  ersten  Rcichsdoma 

veranstaltet  hatte.  Hcvor  es  aber  ?.u  einer  l'cbcrreichung  kam,  wurde  die  Duma 
aufgelöst,   un'i  Werk   von  Hessen  ist  dann  a1«  scHs'-tMrulisics  Buch  erschienen. 

Da  dieses  i>amni».l\\  l  ik  reir»  jir-ikti^-ch-jtulili-i.  licii  Zwecken  dienen  sollte,  so 
mußte  auch  mein  Kapitel  *lcLici  die  as  biiuii'lou  Klassen«  diesen  Aufgaben  ange- 
paßt werden.  Obwohl  man  sich  auch  da  nut  auf  tatsächliches  Material  und  wahr- 
heitsgetieuc  Darstellung  zu  stützen  hatte,  kam  es  doch  nicht  so  »dir  darauf  an, 
den  gesamten  wirtschartlichen  Prozeft  im  Leben  der  jüdischen  Massen  su  verfolgen ; 
es  handelte  sich  vielmehr  dämm,  unter  den  anderen  Gesichtspunkten,  welche  für 
die  von  den  Mitgliedern  der  ersten  Reichsduma  geplante  Durchführung  der  jüdischen 
VoUberechtigkeit  geltend  gemacht  werden  konnten,  auch  den  Ökonomischen  Gesichts» 
pUnkt  in  seiner  vollsten  Bedeutung  zu  enlwickehi. 

In  dieser  Dar.stellung  haben  wir  uns  dagegen  betulilu,  den  wirtschaftlichen 
Vorgang  an  und  für  sich  zu  bc'rnrhien  und  ihm  im  Sv-iliu  der  gesnmtcn  ökAno- 
niisrhon  Frsrh<  i:.\iiiy«;n  seinen  eigenen  Platz  anzuweisen.  Wir  wolkn  uiitti -lu  hun, 
wie  die  allgenitiiiLU  wirtschaftlichen  Erscheinungen  sich  in  einem  hiNtotiscli,  kulturell 
uud  pultlii>ch  eigeiiariigem  Milieu  abspielen,  wie  dieses  Milieu  seinerseits  sein  eigenes 
Licht  auf  den  ganzen  FroseH  abwirft,  um  dann  dennoch  bei  jedcv  neuen  wirtschaft- 
lichen Aufgabe  sich  denselben  Gesetzen  zu  fügen,  die  auch  überall  das  Okonomi« 
sehe  Leben  bestimmen. 

Leider  konnten  wir  uns  nur  auf  ein  sehr  mangelhaftes  Material  stützen.  Die 
Angaben  der  allgemeinen  Volkszihlung  sind  mangelhaft  und  unvoIlstKndig,  «ad 
was  sonst  bis  zur  letzten  Zeit  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Juden  geschrieben 
worden  ist,  wurde  von  einem  {>hi)aiithr()}>isch-politi»chen  Gesichtspunkte  getragen 
und  vermochte  in  die  tatsücblichen  Verhältnisse  gar  keinen  Einblick  zu  gewahren. 
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Rußland  stützt  sie  sidi  darauf,  daß  man  dort  fast  gar  keine  ackerbau* 
treibende  Bevölkerung  unter  den  Juden  vorfindet,  während  gerade  die 

Krst  neticriiitii;>  hat  sich  die  1  cmKii/  t^clletid  geiiiaclu  einmal  den  Tatsachen  und 
Zahlet!  ikachzulurschet),  um  von  da  erat  weitere  Schlüsse  zu  ziehen.  Von  dieser 
Tendenz  wurde  auch  das  Petersburger  Komitee  der  Jewish  Colonisatiou  Association 
(J.  C.  A.)  getragen,  als  es  1897  eine  Enquete  Uber  die  wiitschaftlicbe  Lage  der 
Joden  veranstaltet  hatte.  Diese  Enquete  wnrde  dann  von  der  J.  C  A.  verarbeitet 
and  ist  unter  dem  Namen  »Materialenaammlung  ttber  die  Ökonomische  Lage  der 
Jeden  in  Rnßiandc  im  Jahre  190a  erschienen. 

Diese  »Sammlang«  ist  es  auch,  an  die  man  sich  in  erster  Linie  tn,  halten  hat, 
nm  die  ökonomische  Lage  der  jüdischen  Massen  zu  erforschen.  Freilich  kann  man 
die  Vorsicht,  mit  der  dieses  Werk  gehandhabt  werden  muß,  nicht  stark  genug  be- 
tonten. Einmal  ist  sch'^n  (!ic  Enquete  nn  und  für  sich  Hußerit  mnn<;e!hafl.  So 
fehlen  da  2.  B.  jegliche  Angabe»  ütui  mehr  als  lon  OiIl,  wüIhcikI  viele  andere 
Orte  nur  sehr  mangelhafte  Angaben  i:elitfert  haben  (s   datübtr  aucli  im  Icxle). 

Auch  die  Organisation  der  Enquete  wurde  sehr  ungeschickt  und  dilettantisch 
vorgenommeD,  Die  Angaben  wurden  entweder  daich  eigene  Korrespondenten  der 
J.  C.  A.  eingeholt  oder  durch  ortsansässige  Einwohner  ermittelt,  die  im  Veftranen 
der  J.  C  A.  standen.  Letztere  taten  dies  hauptsicblich  aus  GenilHgkeii  fQr  die 
J.  C.  A.,  konnten  aber  nur  ein  ol>erfl]icbliches  Interesse  an  der  Sache  haben  und 
«■aren  kaum  imstande  sich  bei  ihren  Aaskttnftcn  von  lokalen  and  Standesvorar» 
teilen  za  befreien. 

DazQ  maß  man  noch  die  Folgen  <Ksscii  in  Hetracht  ;?iehen,  daß  das  ganze 
l'nteinehmen  doch  von  einer  in  erster  Linie  |  hiianthruphischen  Institution  ausge- 
gangen ist.  Als  Vertreter  einer  solchen  nniLUen  die  Korrespondenten  resj).  Ver- 
trauensleute der  J.  C.  A.  pewnhnt  sein,  ilie  jüdische  Mnsjse  hnnpfsrichlich  als  In- 
begriff von  »armen  Leuten«,  uis  Objekt  der  Wohltätigkt;ii  m  beuaehten.  Sie 
waren  daher  von  vonie  herein  geneigt  aas  allen  Tatsachen  ihre  dUstercn,  sozusagen 
htlfsbedfirftigen  Seiten  herauszugreifen,  und  da  die  Voreingenommenheit  des  Frage- 
stellers inraner  den  Charakter  der  Fragen  bestimmt,  der  Charakter  der  Fragen  aber 
seinerseits  auf  die  Gestaltung  der  Antworten  einen  entscheidenden  EinAuß  austtbt, 
so  waren  die  aufgefundenen  Tatsachen  von  Anfang  an  auf  ein  wirtschaftlich 
minderwertiges  Maß  heruntergeschraubt.  Andererseits  muß  man  aoch  natQrticher'> 
weise  annehmen,  daß  die  Befragten  selber,  die  es  gewohnt  waren  mit  allem  was 
von  der  J.  C.  A.  ausgeht,  den  BcgrilT  von  Wohlfahrtsunlemchmungen  zu  ver- 
Ihulcn,  '^t'nei;:^i  wnren,  iliie  I  ri<;e  trauriger  zu  beschreiben  als  sie  ist,  11m  cindurch 
CUM.  e\entueile  l  nterslützung  entweder  für  sich  selber  oder  für  den  ganzen  Ort  zu- 
kommen zu  lassen. 

Wenn  also  dieses  Hineinziehen  |>hilanthroj»i.sch-wohlwo!len<ler  Momente  &chon 
die  bloßen  Talsachen  in  einer  gefälschten  Gestaltung  erscheinen  ließ,  so  übten 
diese  Momente  auf  die  Bearbeitung  des  Materiales  einen  ganz  fatalen  Einfluß  aus. 
Die  Verfasser  der  »Sammlung«  haben  nie  das  Objekt  der  Untersuchang,  die  tat* 
slchliche  wirtschaftliche  Grundlage  in»  Auge  gefaßt,  sondern  immer  haben  sie  es 
AreUv  Dir  Sonalwinemchaft  und  SoflalpoUtik.  XXVI.  t.  16 
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bäuerlichen  Klassen  die  Hauptmasse  der  arbeitenden  Bevölkerung  RuÜ- 
lands  bildeD.   In  der  Tat:  während  der  Prozentsatz  der  ackerbau- 


mit  dein  Tiat;(,r  dti  Wuisthali,  mit  Ucm  wirlschafilichcn  Subjekte,  mit  dem  armen 
untentQtzungäbedürftigeii  Juden  zu  tun.  Manclie  Abteilungen  der  »Sunndangc  sind 
durch  diese  subjektiv-prolektionistische  Befaandlungsweise  voUstindig  verpfuscht  wor* 
den.  So  sind  die  Kapitel  Aber  die  Landwirtschaft  ganz  unbrauchbar,  obwohl  sie 
das  sttverllssigste  Material  zur  Verfügung  haben  könnten,  da  die  neisten  jüdischen 
Ackerbaukolonien  Rußlands  unter  einiger  Aufsicht  der  J.  C  A.  stehen.  Wir  finden 
die  Angaben  über  tlie  einzelne  wirtschaftende  Familie,  über  ihren  ■»ubjckliven  Zu- 
stand, Uber  die  einzelnen  agrunomischcn  Einrichtungen,  die  da  funktionieren  resp. 
von  der  |.  C.  A.  nocb  eingeführt  werden  sollen;  nher  nicht-  knnn  uns  selbst  einen 
tliulitigen  Ik-griff  über  den  Gang  der  iudi>chen  LaiKlwirt-^chnl:,  Uber  die  Or(»aui».a- 
tiuii  lies  Betriebes,  über  die  y<^n  ihr  produzierten  wirt  .  haiiliclu  n  Werte,  über  die 
Realisierung  dieser  Werte  in  den  umgebenden  wirtschatiliclicn  Verbällniüsen  und 
iiber  Entwidcinngsiriebe  und  -Aussichten  dieses  ganzen  ölconomjschen  Zweiges  gc- 
wMhren.  Wir  mußten  daher  in  unserer  Untersuchung  von  der  jiidischcn  Landwirt- 
schaft vollstindig  absehen  und  uns  mit  einem  einfachen  Hinweis  auf  den  Pro- 
zentsatz der  jüdischen  Ackerbauer  begnügen,  obwohl  wir  uns  ganz  genau  bewußt 
waren,  daß  es  da  nicht  allein  auf  die  Zahl,  sondern  in  erster  Linie  auf  das  Wesen 
der  Wirtschaft  ankommt. 

Die  das  Handwerk  und  Fabrikindustric  betreffenden  Artikel  sind  noch 
wenigstens  zu  gebrauchen.  Auch  da  gehen  die  Verfasser  nicht  vom  Objekt  der 
Wirtsrhnft.  dem  wirtsrhnftHrlicn  \" < -r^rtüi^e  <;ort(!erri  vom  S\i1\jckte,  vom  einzelnen 
TrSger  des  w  iit-cliiiltlichcn  I  ,<.'Iicm>-  au-.  Sit-  Iiatim  ilahci  in  fr-ier  I.iiiie  nicht  da> 
Wesen  der  von  den  jüciischen  Massca  aus^eubicii  wiitacliafiüclitu  Fuakiionen,  son- 
dern immer  ihre  Masse,  ihre  /.nhl  vor  den  Augen.  Dieses  Zurückbleiben  des 
Wesens  des  wirtschafdidien  Objektes  gegenüber  der  Zahl  der  wirtachaftlichen  Sub- 
jekte konnte  nur  zu  ganz  faahlosen  Schlußfolgerungen  führen.  Da  die  bloi&e  Zahl 
auf  der  einen  Seite  beliebig  teilbar,  andererseiu  aber  durchaus  eigemchaftslos  ist,  so 
konnten  die  Verfasser  der  »Sammlung«  das  Material  nur  nach  ganz  suflUigcn  Ein- 
teilungsprinzipien einordnen,  ohne  auf  die  Gesamtheit  der  wirtschaftlichen  Etschei- 
nungen  einzugehen  und  ohne  die  Vielseitigkeit  des  Ganzen  zu  sehen.  So  wird  die 
ganze  jüdische  Industrie  und  das  Handwerk  nicht  auf  den  verschiedenen  Stadien 
ihrer  wirtschaftlichen  Entwicklung  behandelt,  sondern  einfach  nach  administrativen 
Gouvernements  (Süden,  Südwesten,  Nordwesten,  l'olen)  eingeteilt.  Andererseits  wird 
bei  der  Hetrachrung  von  Bctricbsformcn  des  Handwerks  nicht  die  Mnnnisjfrilt i^^ki  ii  und 
Vielgestalti^keit  der  Wirklichkeit  untersucht,  sondern  wud  dit  |^.iii/<;  Wirklichkeit 
in  eine  Durchschnittszahl  biucingc2wungcu,  die  alle  inneren  Bewegungen  und  Stre- 
bungen des  wirtschaftlichen  Lebens  unter  einen  Hut  bringt.  Diese  Durchschnitts- 
zahl ergab  eine  durchschnittliche  jüdische  Handwerkstitw,  die  aus  einem  Mebter, 
einem  Gesellen  und  einem  halben  Lehrling  besteht,  und  mit  diesem  kliglichen  Re- 
sultate haben  dann  die  Verfasser  der  »Sammlung«  mit  Web  und  Klagen  über  die 
RttckstKndigkeh  des  jüdischen  Gewerbes  das  ganze  »Ansiedlnngsrayon«  bedeckt. 
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treibenden  Bevölkerung  bei  den  Großiussen  70,35,  bei  den  Weiß- 
russen sogar  89,93  bildet,  ist  diese  Bevölkerung  bei  den  Juden  nur  mit 

Daü  aber  eine  Duiclibchnittbzahl  »clLer  nur  -ils  Alistrakiion  von  vcr^thiedenarlig- 
&teD  £r!>cheinungen  ent^itcht,  die  sich  von  einem  bin  zum  anderen  Exlrem  in 
einer  FUlte  von  Entwicklungsstadien  entfalten,  wutde  ganz  flbendien.  Die 
Ansah!  jüdischer  Allemmeisler  brachte  die  Verfasser  sn  noch  jammervolleren 
Schlössen  ftber  die  jadische  Armut,  obwohl  die  Ansahl  an  and  flir  sich  ^r 
nicht  CT  sagen  hat  und  ebensognt  den  Rfiekstand  des  jüdischen  Handwerks  bc> 
weisen  kann,  aidne  Unflhigkeit  hShere  wixtschafltliche  Formen  tu  schaffen,  wie 
aach  umgekehrt  die  Behauptung  stützen  darf,  daß  das  iüdi^rhc-  Handwerk  sich  im 
starken  wirtschaftlichen  Fortschritte  lieFindet  und  zum  großen  Teile  zur  Heimarbeit 
Ubergegangen  ist.  Wie  das  flandwerk  wurde  auch  ilic  fnilustric  n:\ch  einfachen 
Zahlungen  bemes'^en  nnd  bewertet.  Es  wurde  «la  nui  «iic  Znlil  der  Arlieiier  un  1 
der  Maschinen  festj^tNicIli,  und,  da  diese  Zahl  sch<.>n  ;in  uiui  für  sicli  und  lieM  U- 
ders  im  Vergleich  mit  den  angeptlanzten  Riesenbetrieben  Rußlands  sehr  klein  er- 
scliien,  so  sahen  sich  die  Verfasser  der  »Sammlung«  vor  die  Armut  und  Lebeos- 
nnfkhigkeit  jüdischer  Fabriken  gestellt,  ohne  überhaupt  untersuchen  tu  wollen,  ob 
die  umgebenden  wirtschaftlichen  Vorbedingm^n  nicht  gerade  den  Fortschritt 
eben  dieser  kleineren  Betriebe  begünstigen. 

Aber  in  keinem  Punkte  hat  sich  dies«  subjektiv-quantitative  Behandlungs- 
weise  des  ^faterials  so  kraß  gezeigt,  wie  in  der  Tatsache,  daß  die  »Sammlung« 
das  Verhältnis  der  jüdischen  Handwerker  nicht  im  Verhältnis  zur  gesamten  Be* 
vöikerungszahl  des  Ansicdlungrayon"-.  sondern  nur  zur  jüdischen  Bevölkerung  fest- 
gestellt hat.  Die  Ercehnii^e  davi>a  waren  ganz  erschrcckcnfl  es  erwies  sich,  daß 
dif  jüdischen  Il.mduerket  duichvclitiittüch  13 — I4%i  miuichcn>rN  so>jnr  17%  dei 
i>evuikerung  bilden,  und  durch  das  ganze  Werk  geht  ein  Notschrei  über  diese  enorme 
UcberfiUlung  des  judischen  Handwerics  hindurch.  Natürlicherweise  könnte  die  jüdi- 
sche Bevölkerung  niemals  einen  so  hohen  Frosentsats  von  Handwerkern  emShren, 
natürlich  würde  auch  die  günstigste  Entwicklung  des  Ansiedltuigsrayons  einer  solchen 
Masse  Ton  Handwerkern  keine  Arbeit  verschaffen  können ;  natürlich  wüi«  ihre  Lage 
vollstünd^  aussichts-  und  hoffnungslos,  wenn  nicht  die  einfache  Tatsache  bestünde, 
dass  die  jüdischen  Ilandwerlcer  in  erster  Linie  auch  die  christliche  Bevölkerung 
bedienen,  und  dnß  ihr  VerhSltnis  sur  umgebenden  Bevölkerung  nur  1,2,  mit  den 
christlichen  ilandwcrkem  zusammen,  auch  nicht  mehr  als  2%  bildet.  ^S.  darüber 
Dr.  S.  O.  Mntijolin  Da^  jüdische  Handwerk«  in  >Knijki  Woschoda«  Dezember 
1904,  »Die  ( )r^aMisainjn  d<^  ifldkchcn  Handwerks«  ibid.  Januar  1905  und  »Die 
Aufgaben  der  jüdischen  Statistik*  m  >.N'aschc  .Slowo«  iqoö.i 

Es  blieb  mir  nichts  mehr  übrig,  als  die  von  einer  so  eigentümlichen  Bchand- 
lungsweise  noch  geretteten  Tatsachen  herauszugreifen  und  sie  in  einen  objektiven 
Zusammenhang  su  bringen.  Einigen  Leitfaden  gab  mir  dabei  meine  Untersuchung 
über  die  Lage  der  jüdischen  Kleinindustrie  der  Stadt  Mohileff  a./Dnjeper,  die  ich 
auf  eine  von  mir  besoigte  Enquete  des  jüdischen  Handwerks  in  dieser  Stadt 
stützte.   (Dr.  S.  O.  Maigolin:  Die  Lage  der  Kleinindnstrie  in  der  Sudt  Mohileff 
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;^,55*'n  vertreten;  sogar  dort,  wo  es  ihnen  ge«;etz1irh  erlaubt  ist,  dns 
tl.u  hc  Land  zu  bewohnen,  in  Polen,  erreicht  der  Prozentsatz  der  jü- 
«tischen  Ackerbauer  nur  8.  jedoch  erklärt  sich  diese  Tatsache  da- 
durch, daii  die  Arbeit  der  Juden,  deren  gan^e  historische  Entwickhmg; 
sie  zu  einem  vorzugsweise  städlisclieu  Volke  herangebildet  halte,  si<  it 
in  der  Richtimg  der  städtischen  Lebensbedürfnisse  entwickeln  mußte. 
Diese  Richtung  wurde  in  Rußland  noch  besonders  dadurch  be- 
günstigt, daß  die  Juden  durch  gesetzliche  Maßregeln  der  Regierung 
aus  der  Nfihe  des  Landes  verbannt  und  in  die  Grenzen  der  städtischen 
Siedelungen  vertrieben  worden  waren«  Der  Möglichkeit  beraubt,  sich 
der  bäuerlichen  Tätigkeit  zuzuwenden,  mußten  die  breiten  Massen  des 
jüdischen  Volkes  sich  den  städtischen  Berufen  widmen  und  füllten  die 
Reihen  des  städtischen  Proletariats.  Die  arbeitenden  Massen  der  Juden 
betätigen  sich  hauptsucldich  in  den  Städten  als  Handwerker  und  Ar- 
beiter, tuid  keine  einzige  Nationalität  in  Rußland  nimmt  einen  so  f^MO- 
ßet>  Aiileil  an  der  städtischen  Arbeit  wie  die  Juden.  Nach  den  An- 
gaben der  allgemeinen  Volkszählung  von  1897  ernähren  sich  der 
russischen  Juden  von  städtischer  Arbeit.  Wir  müssen  uns  daher  in 
erster  Linie  der  Stadt  zuwenden,  um  die  wirtschaftliche  Lage  der  jü' 
dischen  Massen  zu  verstehen,  und  wir  fangen  mit  der  Beschreibung 
des  Handwerks  an. 

I.  Das  Handwerk. 

Im  Jahre  1897  hat  eine  Enquete  der  russischen  Abteilung  der  Je- 
wish  Colonisatton  Association  in  1200  Orten  des  Ansiedlungsrayons  *) 

a./Dnjepcr,  ZciLschnti  liir  l  abriksgcselzgehunj;,  Si.  Petersburg  Januar  1905.)  Diese 
Untcrsachung  wies  mir  die  Entwicklungsiendenzen  des  jüdischen  Handwerks  auf, 
und  ich  konnte  dann  dieselben  Tendenzen  in  den  in  der  Sammlung  Tcrfiffentlichten 
Tatsachen  verfolgen.  Ich  versuchte  dann  die  technische  und  ökonomische  Organi- 
sation aller  produktiven  und  wirtschaftlichen  Einheiten  des  jQdiscken  Gewerbes  ins 
Auge  zu  fassen  und  sie  im  Lichte  allgemeiner  wirtschaftlicher  Gesetze  su  betmcbten. 
Erst  dann  fing  die  einft.rmige  und  chaotische  Masse  der  in  der  >Sanimlung<  er- 
schienenen Tatsachen  sich  zu  bewegen  und  zu  reffen  an,  sie  fügten  sich  zu  einer 
Fülle  bestimmter  (lestahcn  und  ergaben  schlieLslich  das  Bild  eines  eigenen  pulsie- 
renden lA'I)ens.  Gegenüber  dein  ausschließlich  subjektiven  Interesse,  das  die  Ver- 
fasser der  > Sammlung'  in  den  arbeilcnden  jü«lischcn  Klassen  Iki vurhohen,  crgnl» 
sich  ihre  tatsächliche  Bedeutung  im  objektiven  (jangc  der  Wirtschalt,  lUic  l'unk- 
tionen  bei  der  I  lerbeischaifujig  wirtschaftlicher  Werte,  ihre  organische  Eingliede- 
rung in  das  Ganze  der  umgebenden  Wirtschaft.  Dies  au  schildern  und  zu  begrQn- 
den  war  der  Zweck  unserer  Arbeit. 

*)  Ansiedlnngsrayon  ist  eine  administrative  Bezeichnung  fQr  die  Gebiete,  in 
welchen  den  Juden  das  Wohnrecht  gestaltet  ist.  Dazu  gehören  außer  den  10  pol> 
nischen  Gouvernements  auch  die  Gouv.  Bessarabie»,  Wilna,  Witebsk,  Wolynicn, 
Grodno,  Jekaterinoslaflff  Kijeff  (außer  der  Hauptstadt  dieses  Govv.),  Kowna,  Minsk, 
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500986  jüdische  Plnmlwei ker  befragt,  die  13,2%  der  jüdischen  Bevöl- 
kerunc;  in  den  rcsp.  »  r  ii  I-ilden  '').  Diese  Ansahen  können  bei  wei- 
tem nicht  der  wirklicli  \  orhanilenen  Zahl  der  jü(h.s(  hen  Handwerker 
in  Ruliland  entsj)rechen.  Nicht  einmal  in  den  ni\;:;eL,^ehenen  1200  ( )rten 
wurden  alle  jüdibche  Handwerker  befragt;  iiiehi  als  100  Üilschaften 
wurden  überhaupt  von  der  Untersuchung  ausgeschlossen,  darunter  viele 
bedeutende  Zentren  der  jüdischen  Anstedlung  wie  Kieflf»  Belostok 
und  Warschau  (vom  ganzen  Warschauer  Gouvernement  enthält  die  En- 
quete nur  Angaben  über  die  Zahl  der  Handwerksmeister  der  Stadt 
Warschau),  die  teils  überhaupt  von  der  Enquete  übergangen  waren,  teils 
äußerst  mangelhafte  Angaben  geliefert  haben.  Wir  dürfen  daher,  ohne 
weiteres  Risiko  zu  laufen,  die  Zahl  der  jüdischen  F^andwerker  im  An- 
siedlungsrayon  mindestens  auf  600000  festsetzen.  Seihst  wenn  wir  fer- 
ner annehmen,  daü  jede  jüdische  Faniiiie  zwei  liandwerktieiljende  Mit- 
glieder enthält  (Mann  und  Frau  oder  Vater  unil  Solui;  und  durch- 
s<  hniulicn  nur  aus  5  Mitgliedern  besteht,  so  finden  wir  doch,  daß  1,5 
Millionen  Juden  oder  30%  der  Juden  im  Ansiedlungsrayon  vom  Ertrag 
des  Handwerks  leben. 

Eine  so  zahlreiche  Teilnahme  der  Juden  am  Handwerk  geht  na- 
türlich weit  über  die  Grenzen  der  Bedürfnisse  der  jüdischen  Bevölke» 
rung  nach  Handwerkserzeugnissen  hinaus  und  kann  nur  dadurch  erklärt 
werden,  daß  die  jüdischen  Handwerker  auch  die  nichtjüdische  Be* 
völkerung  bedienen.  In  der  Tat  weist  die  nichtjüdische  Bevölkerung 
des  Ansiedhmgsrayotis  keine  so  große  Anzahl  von  Handwerkern  auf, 
die  ihren  Bedürfnissen  entsprecheu  könnte.    Wir  haben  2war  keine  all* 

Mohiletf,  i'oüolyeii,  l'oilawa,  Tuunun,  Cherson  und  1  stlitinigofT.  Aber  selbst  da 
i$t  d«n  Joden  das  Bewohnen  des  flachen  Landes  —  mit  Ausnahme  Polens  —  ver- 
boten. Außerhalb  des  Ansiedlungsrayons  dfirfen  nur  Hundwerker,  Kauftente  erster 
Gilde,  die  ihre  Gilde  in  einer  Stadt  außerhalb  des  Ansiedlungsrayons  10  Jahre 
sahlten,  Leute,  die  in  Rußland  einen  akademischen  Blldungi^ng  durcfalaufen  haben 
(darunter  Apotheker  und  Apothekeigehiiren,  Zahnärzte,  Dentisten«  Feldseher,  Feld- 
scherinnen, Hcbnnunen  und  I«ente  die  sieb  fu  Apothdccm,  Feldschcm  oder  Heb- 
ammen ausbilden),  mit  ihren  Familien  wohnen.  Danclien  kmiuiu  11  noch  die  im 
Jahre  1867  aus^redientcn  Soldaten  mit  ihren  Familien  und  ihrer  Nnchkommenschaft, 
und  ncuerdint;«;  nnch  einer  V«?rnrdnun'^  von  fOOj  niuli  di»;  SüMalcn  Jie  im  fussisch- 
japani<.chcn  Kriege  iinen  Auszeichnungsgrad  envurbLii  haiicn  und  übcrliaupt  makel- 
los itn  aktiven  Dienst  siainlen.  S.  Hessen:  IJcbcr  da»  Leben  der  Juden  in  Ruß- 
land, a.  a,  (.>.  Kai».      w'^i-  and  Bewcgungsreclit  S.  II  und  19 — 20. 

')  Meister  Gesellen      Lehrlinge       im  ganzen 

MBlnnliche       229485  115  784         79169  424438 

Weibliche  29  911  24744  21S93  76548 

Summa   259  396         140528      1011062  500986 
Materialiensammlung  a»  a.  O. 
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gemeinen  stalistist  iien  l^aten  übet  die  christlichen  Handwerker  des  An- 
sicdlungsrayons,  aber  die  Angaben  über  die  Anteilnahme  ani  Handwerk 
der  christlichen  und  jüdischen  Bevölkerung  in  ein^ehien  Gouvernements 
des  Rayons  zeigen  überall,  daß  die  nichtjüdische  Bevölkening  nicht 
mehr  als  40%  der  sämtlichen  Handwerker  sählt*).  Diese  40%  wttrden 
im  ganzen  Ansiedlungsrayon  300000  Handwerker  ausmachen,  was  im 
Verhältnis  zu  den  38277000  der  dortigen  nicht  jüdischen  Bevölkening 
0,8%  bildet.  So  übertrifit  der  Prozentsatz  der  Handwerker  bei  den 
Juden  (13,3%)  um  15  mal  denjenigen  der  Christen  (0,8%). 

Wenden  wir  uns  der  Verteilung  der  jüdischen  Handwerker  nach 
den  einzelnen  Gewerben  zn.  so  können  wir  leicht  ersehen,  daV>  eine 
andere  weit  verbreitete  Ansclianunc,  als  suchen  sich  die  luden  überall 
die  leichtesten  Berufe  aus,  ins  Reich  der  Fal)cl  t^ehort.  So  zählt 
man  unter  den  judischen  Handwerkern  16000  Schniicde,  ca.  12000 
Ziuuncrer,  eliensoviele  Üfenset/er,  eine  große  Anzahl  Steinklopfer,  Stein- 
metzen, Töpfer,  Ziegelbrcnner  —  also  >  lauter  Berufe,  die  für  schwer 
gehalten  werden.  Daneben  steht  es  allerdings  fest»  daß  die  Mehrzahl 
der  jüdischen  Handwerker  sich  um  diejenigen  Berufe  gruppieren,  die 
mehr  Feinheit  und  Eleganz  der  Appretur  als  grobe  physische  An- 
strengung  erfordern.  Diese  Tatsache  findet  ihren  Grund  darin,  daß 
die  Stadt,  die  die  vorzügliche  Abnehmerin  jüdischer  Handwerks- 
erzeugnisse ist,  fast  ausschließlich  Produkte  bearbeitender  Tätigkeit 
braucht,  während  die  Produkte  der  Urproduktion  ihr  vom  Lande  zu- 
geführt werden.  Hei  der  bearbeitenden  Tätigkeit  kommt  es  aber  meisten- 
teils viel  mehr  auf  die  Kunstfertigkeit  der  Vollendung  als  auf  den  Auf- 
wand piiNsischer  Kraft  an. 

Schon  daraus  allein  ersehen  wir,  daß  die  Berufsgliederung  der  jü- 
dischen Handwerker  sich  in  fester  Abhängigkeit  von  der  Nachfrage 
der  städtischen  Konsumenten  befindet  Dies  läßt  sich  am  klarsten 
durch  die  Gliederung  der  jüdischen  Gewerbe  in  der  Reihenfolge  ihres 
Ausreifens  zum  Genußgute  ülustneren  (Tab.  I  s.  unten). 

Erstens  ersehen  wir  aus  dieser  Tabelle,  daß  die  jüdischen  Hand- 
werker sich  hauptsächlich  mit  der  Verfertigung  von  Gebrauchsgegen- 
ständen beschäftigen,  und  in  den  Gewerben;  die  der  Erzeugung  von  Pro- 
duktionsmitteln dienen,  fast  gar  nicht  vertreten  sind;  zweiten  daß  die 
Jtiden  diejenigen  (iewcrbc  ausfüllen,  du-  die  Kndstadien  des  Produk- 
tionsprozesses  bilden.  Indem  sich  die  jüdischen  (lewerbe  bau])lsaclilich 
um  «liese  Fnd^tadiL•n  yiui>pieren,  haben  sie  si(di  so/-usa^,'en  auf  einer 
1  laeüe  cingcor»irict,  die  sich  dicht  an  den  Künsümenten  anreiht  und 
ihn  mit  einem  ununterbrochenen  Ring  umgibt,  der  bei  den  primitiven 

*)  Ihndwerker   Gouv.  MohÜeff  Coav.  Witebsk  (1895)   Gonv.  Grodno  (1897) 
Juden  78%  72%  61 0/^ 

Christen  22%  2%%  39% 
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Bedürfnissen  nach  Nahrung  und  Kleidung  beginnt  und  bei  den  schon 
verfeinerten  Forderungen  nach  Friseuren  und  Masiluuiten  schließt. 

Tab.  I. 

Angaben  Uber  35  Berufe,  in  denen  88,7%  jüdischer Hndwerker  gegUedttt ahid. 


Voniadien  der  Prodniktion. 


Endstadiea  der  Produktion, 


l'ro2cntuaks>  Ver- 
hUtnis  zur  ge- 
samten iüdi'ichen 
Hariilwirkct/Ahl 


Benfe 


e  £  «*  *> 


Berufe 


Weber 


Gerber 


Im  ganzen  4,3 


Tabalcschneider 


4.4 
4.6 

10, 1 

6.5 
3.8 
3-2 
».5 

14.4 
6,0 

*.3 

1,1 
3.1 

2,4 

1.3 
a,2 

1,0 

».4 
1.0 

I|I 
t,2 


84.4 


Metzger 
Bitcicer 
Srhntider 
b^cbneiderinnett 
Weißnftherinnen 
Kürschner 
Strumpfwirker 
Firber 
Schuhmarher 
Tischler 
IZimmerer 
Maler 
jächlo&äer 
I  Schmiede 
Klempner 
Ci  loser 
jOfensetzcT 
SatifcT 
Buchbinder 
Uhrmacher 
Klavirr^'immcr  n 
Musikanten  **J 
Frwenre*«) 


[Nahrung 


Kleidang 


Rangewerbe 


Kuhurge  werbe 


88,7% 

Aber  nicht  altein  in  der  Berufsgliederung  äußert  sich  diese  Ab- 
hilnglgkeit  der  jüdischen  Handwerker  von  den  Bedingungen  des  städ- 
tischen  Konsums.  Ihr  ganaes  Wohl  und  Leid,  das  Niveau  ihres  Ver« 
dienstes,  die  Dauer  der  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit,  die  wirtschaftliche 
Blüte  und  der  wirtschaftliche  Verfall,  technische  P'ort-  und  RUckschriUe 
—  dies  alles  steht  und  fällt  mit  dem  Charakter  des  in  der  gegebenen 
Gegend  herrs(  lienden  Konsums. 

Man  hat  sich  in  dieser  Hiir^icht  in  erster  Linie  den  (im i  h^^'chcn- 
den  Unterschied  /.wisr  hen  (1er  l.a^c  (1er  Handwerker  in  tien  kleinen 
Städten  und  Flecken  auf  der  einen  uml  in  den  großen  Städten  auf 

Streng  genommen  darf  man  die  Mu-^ikantcn  und  Friseure  nicht  2ti  den 
Handwerker»  dlhlen,  da  ihre  Tätigkeit  in  die  Kategorie  der  persönlichen  Dienste 
gehört. 
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der  andern  Seite  zu  vergegenwärtigen.  Der  Konsument  der  kleinen  Städte 
und  Flecken  ist  hauptsächlich  der  Bauer,  der  die  Nachfrage  nach  der 
gröbsten  aber  auch  billigsten  Arbeit  richtet  und  der  Forderung  der  Billig- 
keit gegenüber  alle  Ansprüche  auf  die  Qualität  der  Arbeit  zurücksetzt. 
Umgekehrt  tritt  bei  dem  städtischen  Kon5;nmenten  immer  mehr  die 
Forderung  nach  kunstfertiger  und  feiner  Arbeit  hervor.  Demnach  be- 
findet sirh  auch  die  Technik  der  jiidisrhen  Handwerker  in  den  kleinen 
Städten  auf  der  allerniedri^'sten  Stufe,  wahrend  sie  in  den  grolien 
Städten  ihre  höchste  Entwicklung  erreicht.  So  ist  z.  B.  in  den  Flecken 
die  Arbeit  der  Handwerker  so  wenig  (hfterenziert.  daß  oft  ein  und 
derselbe  Schneider  Oberkleider  sowohl  für  Frauen  als  auch  für  Männer 
näht  Dagegen  ist  in  den  großen  Städten,  wie  B.  in  Odessa  die 
Spezialisierung  bereits  so  weit  fortgeschritten»  daß  nicht  nur  Damen- 
nnd  Herrenschneider  ganz  verschiedene  Berufe  vertreten,  sondern  auch 
letztere  in  ihrer  eigenen  Mitte  eine  Anzahl  verschiedenartiger  Speziali* 
täten  zählen,  so  für  Westen,  TTosen  und  Ueberröcke.  Die  Verfertigung 
von  Oberkleidiing  bildet  da  wiederum  eine  eigene  Spezialität  und  jeder 
einzelne  Teil  dieser  Arbeit  hat  seine  eigene  Verarbeitungsinstanz  bei 
verschiedenen  Ai!)e:tern  zu  durchlaufen  ''). 

Auch  die  Hohe  de^  \'erdienstes  eines  Handwerkers  hängt  in  seinem 
letzten  Grunde  von  der  Kaufkraft  des  Konsumenten,  d,  h.  von  dem 
wirtschaftlichen  Wohlstande  der  von  liun  bedienten  (legend  ab.  So 
beträgt  das  durchschnittliche  Niveau  des  jährlichen  Verdienstes  eines 
Schneiders  in  den  wirtschaftlich  rückständigen  nordwestlichen  Gou- 
vernements nicht  mehr,  oft  sogar  weniger  als  250  R. ;  in  den  Südwest» 
liehen  Gouvernements  erreicht  dieser  Verdienst  im  Zusammenhang  mit 
dem  höheren  Wohlstandsniveau  des  südwestlichen  Rußlands  300  R. 
und  im  Süden,  der  wirtschaftlich  am  entwickeltsten  ist,  schwankt  erzwt« 
sehen  250  und  400  R.  In  Polen  verdienen  33%  der  Schneidermeister 
weniger  als  250,  47 ''/'o  250 — 300;  die  übric;en  400  R,  jährlich^), 

Dn  rüe  Hau])tahnehmer  jüdischer  Handw  erker  sich  aus  fier  bauerlichen 
Hevölkerun«^  Ku'.dands  reki  utieren,  deren  l.jesclirankle  Kautkraft  ihr  nicht 
ermöglicht,  die  Handwerksei zeiipnisse  in  dem  Umfange  anzukaufen,  der 
ihren  tatsächlichen  Bedürfnissen  entspricht,  so  ist  der  judische  Arbcils- 
markt  fortwährend  mit  überflüssigem  Angebot  jüdischer  Arbettshände 
gesättigt.  Obwohl  die  Handwerker  in  Rußland  im  übrigen  einen  ganz 
unbedeutenden  Froxentsatz  im  Verhältnis  zur  ganzen  Bevölkerungszahl 
bilden     finden  die  jüdischen  Handwerker  dennoch  keine  genügende 

')  »Matcrialien&ammlung«  a.  a.  O.  BI.  S.  20O. 
*)  iMaierialicnsaramlung«  a.  a.  O.  BI.  S.  222. 

')  In  Deutschland  bilden  die  Handwoikcr  6—7%  der  ganzen  Bevölkerung, 
im  Ansicdlungsrayon  dagegen  bilduii  die  jüdischen  Handwerker  1,2%  und  selbst 
/usanuncn  mit  den  chrisiltchen  Handwerkern  nicht  mehr  als  3%  der  Bevdlkenuig. 
Anmerkung  i. 
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Verwen(Uini(  für  ihre  Arbeit  und  nuissen  massenweise  nach  Amerika 
emigrieren.  42V0  «'*l'er  Juden,  die  seit  dem  i.  Juli  1903  bis  zum 
30.  Juli  1904  nach  Amerika  eingewandert  sind,  waren  Handwerker. 
Da  wir  keinen  Grand  haben  anzunehmen,  dafi  bei  den  aus  Ruß- 
land eingewanderten  Juden  dieser  Prozentsatz  niedriger  ist  als  bei 
den  jüdischen  Einwanderern  anderer  Länder  (umgekehrt  könnte  die 
Beruisgliedeiung  der  Juden  in  anderen  Ländern  die  Annahme  einer 
sogar  noch  größeren  Verschiebung  dieses  Verhältnisses  zu  gunsten 
der  russischer  Juden  gestatten),  so  können  wir  mit  Bestimmtheit  an- 
nehmen,  daß  von  den  77544  russischen  Juden,  die  in  diesem  Zeiträume 
nach  Amerika  emigriert  sind,  ebenfalls  42%  oder  30000  Handwerker 
waren 

Wenden  wir  uns  nun  jenen  inneren  I.ebenserschcinungen  des  jü- 
dischen Handwerks  ^u,  die  sowohl  seine  Organisation  als  auch  seine 
ganse  Zukunft  bestimmen,  so  finden  wir  auch  hier,  wie  dersdbe  enge 
Zusammenhang  des  jüdischen  Handwerks  mit  dem  unmittelbaren  Kon* 
sum  in  seinen  ganzen  Zustand  hineinwächst  und  auf  ihn  einwirkt.  Li 
dieser  Hinsicht  läfit  sich  eine  strenge  Unterscheidung  zwischen  den 
Erzeugnissen  des  jüdischen  Handwerks  und  den  Erzeugnissen  des  bäuer- 
lichen Hausfleißes  (Kustai|^crbe)  feststellen.  Während  letztere  ge- 
wöhnlich an  Produ/eiUen  zur  endgültigen  \' ei arbeitunL;  al)ge.sct/t  wer- 
den, nuil>  der  judische  Handwerker,  der  an  die  Kmlstadien  der  Pro- 
duktion gebunden  ist,  selbst  für  den  Absat<t  seiner  Kr/.eugnisse  sorgen 
und  einen  Konsumenten  aufsuciien.  Er  ist  also  genötigt,  die  tech- 
nische Tätigkeit  mit  handelstreibenden  Funktionen  /u  vereinigen.  Dies 
Ittfk  sich  leicht  in  kleinen  Flecken  und  Städten  verwirklichen,  wo 
der  Konsum  einen  mehr  oder  weniger  einförmigen  Charakter  trägt  und 
wo  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  eine  Fülle  persönlicher 
Beziehungen  existiert,  die  dem  Handwerker  ermöglichen,  sich  schnell 
und  fUr  lange  Zeit  unmittelbare  Bestellungen  zu  sichern.  Die  Organi- 
sation des  Absatzes  erfordert  da  weder  viel  Zeit  noch  Kapital  und 
braucht  den  Handwerker  von  seiner  Werkstatle  nicht  fernzuhalten. 

In  den  grollen  Städten  al  er  rufen  das  unuriterlirochene  Wachs- 
tum und  Weciisel  und  die  sieigentlc  Uiüci euzierung  der  Bedürfnisse 
einen  so  unsteten  und  beweglichen  Charakter  in  der  Nachfrage  hervor, 
die  fortwährenden  Moiieschwankungen  beherrschen  so  sehr  die  ganze 
Konsumtion,  daß  der  Absatz  einer  eigenen,  komplizierten  und  dauer> 
haften  Organisation  bedarf.  Die  Regulienin<^  dieser  zußllligen  schnell 
wechselnden  Nachfrage  des  sozial  unbestimmten  Konsumenten  erfordert 
die  ganze  Zeit  eines  Menschen  und  einen  nicht  unbeträchtlichen  Auf- 
wand von  Kapital,  und  sie  geht  daher  Uber  die  Kraft  eines  einzelnen 

""■)  Die  sozialen  Vcrhnitni'ssc  der  Juden  in  Rußland,  herausgegeben  vom 
Bureau  fUr  judische  Sutislik,  Berlin  1906. 
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Handwerksmeisteis  hinaus.  Dieser  kann  weder  neben  seinen  tech- 
niachen  Funktionen  sich  so  viel  Zeit  nehmen,  wie  es  die  Orientie- 
rang  über  einen  unbestimmten  Markt  verlangt,  noch  besitzt  er  das 
nötige  Kapital,  um  auf  Vorrat  fiir  einen  unbekannten  Kunden  su 
arbeiten. 

Hier  greift  der  Vorsteher  des  handelstreibenden  Kapitals,  der  sog. 
Magazinunternehmer  ein.  Für  diesen,  der  in  der  Lage  ist,  den  Absatz 
im  großen  Umfange  zu  organisieren,  bekommen  auch  die  zufälligsten 
Modeschwankungen  einen  mehr  o<ler  weniger  liestimmten  Charakter; 
er  kann  alle  eventuellen  Abweichungen  voraussehen  und  in  liestimmte 
Nonnen  fassen,  und  er  vermag  es  leicht,  seinen  Betrieb  sowohl  dem 
Wechsel  der  Modebewegungen  als  auch  den  schroffsten  Unterschieden 
des  individuellen  Geschmackes  anzupassen. 

Da  ist  der  Funkt,  wo  der  Handwerker  aufliört,  den  Markt  zu  be> 
herrschen.  Die  Beschränktheit  seiner  Mittel  erlaubt  ihm  nicht,  eine 
groiSe  Auswahl  von  Erzeugnissen  herzusteilen  und  seine  Produktion 
dem  individuellen  und  anspruchsvollen  Geschmack  jedes  individuellen 
Konsumenten  anzupassen.  Er  verliert  seine  Kunden;  seine  ganze  Selb- 
ständigkeit ist  dahin,  und  nun  wird  er  gezwungen,  für  den  Magazin- 
nnternchmer  zu  arbeiten,  der  den  unbestimmten  Markt  der  großen 
Städte  /.u  erobern  vermochte. 

Diese  Kinst  hiebung  des  Handelskapitals  in  die  Urganisation  des 
Absatzes  bildet  den  ersten  Grundslein  im  System  der  Heimarbeit,  wel- 
ches sicii  immer  mehr  und  mehr  des  judischen  Handwerks  bemächtigt 
Es  besteht  darin,  daß  die  wirtschaftliche  Leitung  des  Betriebes  sich  in 
den  Händen  einiger  kapitalistischer  Unternehmer  konzentriert,  die  den 
Absatz  der  Handwerkserzeugnisse  im  großen  Umfange  organisieren, 
die  Produktion  aber  unter  einer  Masse  zu  Hause  arbeitender  kleiner 
Handwerker  zerstreut  bleibt. 

Der  Magazinuntei  nehmer  erobert  zwar  den  Markt,  die  Organi- 
sation der  Pioduktion  aber  überläßt  er  den  Handwerkern  selber.  An- 
lagen znr  Hebung  der  Produklionstechnik  hätten  für  ihn  keinen  wei- 
teren Vorteil;  Kapitalaufwand  m  diesem  Zwecke  wäre  nur  dann  ren- 
tabel, wenn  sicli  der  ganze  Betrieb  zu  einer  Massenproduktion  organi- 
sieren liel>e.  Ganz  im  CJci?ensatz  dazu  bieten  die  Erzeugnisse  des  jü- 
dischen Handwerke  —  eben  weil  sie  tui  lien  unmittelbaren  Konsiuu 
bestimmt  sind  —  keine  günstigen  Bedingungen  für  eine  Massenpro* 
duktion.*  Denn  einerseits  erfordert  jedes  einzelne  Produkt  spezieller 
Anpassung  an  den  individuellen  Geschmack  des  Konsumenten;  anderer* 
seits  muß  die  ganze  Produktion  nach  den  örtlich  und  besonders  zeit* 
lieh  bedingten  Schwankungen  des  Konsums  variieren.  Der  »Saison- 
rharakter*  dieser  Produktion  aber  erzeugt  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit 
für  einen  bedeutenden  Teil  des  jüdischen  Handwerks  und  um  die  Fol- 
gen dieser  Arbeitslosigkeit  von  sich  abzuwälzen,  weicht  der  Magazin* 
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uDternehmer  der  Koozentration  des  Betriebes  aus.  Die  Folgen  der 
»toten  Saisonc  bleiben  auf  den  Schultern  des  Handwerkers  lasten. 

Dieses  System  der  Heimarbeit  ist  im  Ansiedlungsrayon  sehr  ver> 
breitet  Es  erfaßt  alle  Produktionsiweigei  die  der  Verfertigung  von 
Genußgütern  dienen:  das  Schneider-»  Stumpfwirker-,  Schuster-,  Möbel- 
und  Kürschnergewerbe.  In  all  diesen  Produktionszweigen,  die  die 
Hälfte  der  jüdischen  Handwerker  beschäftigen  (50,7  %)  geht  die  Sell)- 
standigkeit  der  Handwerker  immer  mehr  verloren^*»).  Die  steigende  Ab- 

Enden  wir  in  der  »Materialiensammlungc  folgende  Berichte  aus  Weili- 

Tubiand. 

»In  der  Stadt  Hornel  bereiten  die  Scbneidemeiater  Oberkleidang  fftr  das  ge- 
meine Volk  auf  Beatellung  der  südmssischen  Städte  Jekaterinotlaff,  KijefT,  Kre- 

4 

mentsog  vor«  S.  267.  Hier  ist  die  spesifischc  Natur  der  Heimarbeit  —  Tramiimg  des 
Produküonsproseises  von  der  wirtscbalUichcn  Oiganiaation  der  Industrie  —  örtlich 
aoagedrttckt.   »In  der  Stadt  Witebsk  arbeiten  die  Sdineider  auf  Bestellnng  der 

Konfektioniblndler.«  Von  den  85  von  uns  in  Mohilcff  befragten  Scbneidermeistern 
Tetrichteten  3I  ausschließlich  Magazinbestellnngen  (s.  O.  Margolin  »Die  Lage  des 
Kleingewerbe«:«  u.  s.  w.  a.  a.  O.t. 

»In  den  drei  Gouvernements  Litauens  wird  di»-  Miumpfwiikerei  nu^scliÜL i>- 
Uch  durch  Frauen  verrichtet.  Sic  erhalten  Arl  Litsmalerial  von  Zwischcnbäudlern 
und  Kommissären«  (Matcrialiensaiiiiulung  S.  J43). 

»In  der  Stadt  Wihia  kaufen  die  sog.  Obawniki  die  Erzeugnisse  der  Schaifner 
auf  und  liefern  sie  dann  den  Schnstenneiatem  (sur  endgültigen  Verarbeitung)  ab, 
die  Ar  sie  Schuhware  zu  einem  Spottpreise  Terfertigen.  Die  Arbeit  ^ird  httufig 
nicht  in  barem  Gelde,  sondern  durch  Quittungen  bezahlt,  in  welchen  jene  sich  ver* 
pflichten,  das  Geld  zu  einer  bestimmten  Frist  einzuzahlen«  (ibid.  S,  248).  »Aus 
dem  Flcdcen  Wetica  (Gout.  MobileflF)  werden  die  Schusterwaren  nach  dem 
Donangebiete  verkauft.  Der  Absatz  geschieht  durch  Wiederverkäufer,  die  die 
Schusterware  an  Ort  und  Stelle  ankaufen.  Der  Flecken  Logischin  ((iouv. 
Minsk)  %'eTfertitjt  el<cnf;il!s  Schusterware  für  Fcrnnhsnt/:  die  Wnre  winl  tilchi 
nur  tinch  iicn  iiiiilit  Ljt  luicn  Messen  und  nach  dci  Naclibarsta<it  Pinsk,  sixuiern 
auch  nach  Jckaitniiualali  uud  Ki^a  versandt t  (ibid.  S.  26«)).  »r>ie  Stadt  Brest- 
Litowsk  setzt  ihre  Schustcrcrzcugni:>:>e  nach  Zcntralrußland  und  uach  der  Krim 
ab«  (S,  247). 

»Die  jüdischen  MSbelmacher  in  der  Stadt  Wilna  haben  sehr  viel  von  den 
WiederverkKttfem  zu  leiden,  die  sich  mit  dem  Absatz  von  Mabetn  abgeben.  Sie 
kaufen  bei  den  Tischlern  ihre  Erzeugnisse  zu  einer  Zeit  auf,  wo  jene  sich  in  Geld- 
verlegenheit befinden,  zahlen  ihnen,  aber  die  Vergütung  nicht  auf  einmal,  sondern 

in  kleinen  Teilen  aus«  {S.  249).  In  der  Stadt  MohilcfT  haben  alle  von  uns  be- 
fragten Tischler,  die  sich  tnit  Möbclverfertigung  abgegeben  haben,  auf  Bestellung 

des  MaLinzins  «.'cnrbeitd  O  ^^a^golin  a.  a.  O.i.  'In  Sloniin  (Gouv.  Orodnoj 
liefern  die  risclilt  r  üitl-  I  i  .'t:iiL'iii>  >  :»n  fi^rtigcn  Magazine  ab,  die  sie  dann  n.ich 
anderen  Städten  tn  der  Summe  von  40000  K.  absetzen.«    >Uie  Vcrfertiguag  von 


j        y  Google 


Salomon  Murgolin, 


hängigkeit  \o£u  Maga/inuntcrnelinKi  führt  zur  immer  weiteren  Ver- 
schlmimerung  der  Lage  «Jer  Handwerker.  So  gibt  uns  z.  B.  die  Unter- 
suchung der  Lage  der  Handwerker  tu  der  Stadl  Mohileff  a/Dnjeper 
folgende  Zahlenillastration.  Der  durchschnittliche  Jahresverdtenst  der 
selbslfindigen  Handwerker  in  dieser  Stadt  beträgt  bis  500  R.  —  das 
DuTchschmttsniyeau  des  Handwerksbudgets  in  Mohileff.  Aber  sobald  der 
Handwerker  die  Möglichkeit  verliert,  seine  Erzeugnisse  selbständig  ab- 
zusetzen und  für  den  Magazinunternehmer  zu  arbeiten  beginnt,  fangt 
dieser  Verdienst  an  rapide  zu  sinken.  Dieses  Sinken  des  Verdienstes 
steht  im  direkten  Verhältnis  zum  (irade  der  Ahh:in<;igkeit  eines  lland- 
werkszucigs  vom  Magazinuntei nehmer.  So  venlicnen  da  die  Tischler, 
Welchen  es  noch  immer  gelingt,  unmittelbar  für  den  Konsumenten  zu 
arbeiten,  durchschnittlich  350  R.  jährlich;  derselbe  Verdienst  der  Da- 
menschneider erreicht  nur  300  R.,  während  derselbe  bei  den  Herren* 
schneidern  bis  auf  340  R.  ßlUt  (also  48%  des  Verdienstes  eines  selb- 
ständigen Handwerkers)  % 

Tischlenvarc  zum  Absatz  nach  anderen  Stüdten  treffen  wir  in  Wkebsk,  Welisch 
antl  mnr.i  hell  andern  Punkten  an*  (S.  271).  »Möbel  wetrden  aus  Jilomir, 
I5cr«lilsclicit ,  X  Hvni»rad-Wulini.k,  Radumisl ,  DaschcfT  und  anderen  Orten  weit 
über  <lie  Grenzen  des  (südlichen)  (Jebictcs,  sogar  n:\ch  deni  Kaiikusii«,  nach 
^^ibirien  und  nach  dem  Auslande  gesandt  (S.  323).  »l>ic  Lricugjusst  der 
Drechsler  von  Kajucuctz  (Wolynien),  Stöcke,  /.igaretteutoschen  und  dergl.  werden 
nidit  itar  nach  venctiic4enen  Stidten  Rußlands,  sondern  auch  nach  dem  Ausfauide 
abgesetzt. 

Ans  Polen  haben  wir  folgende  Angalien.  »In  der  Stadt  Bresina  arbeiten  die 
Schneidermeister  für  Konfektionshändler;  mm  Ankauf  der  fertigen  Ware  kommen 
Kauflente  und  Kommissäre  aus  dem  gansen  Reiche,  besonders  aus  den  sQdlichen 
Gouvernements,  aus  Bessarabien,  aus  dem  Kaukasus  und  aus  <!em  Transkaukasu» 

zusammen.  Ebeusi»  verkauft  die  Stadt  Sokoluflf  ihre  Erzeugnisse  an  »russische« 
SiiUltc«  (S.  204  .  ^Dic  Stadt  Kolo  sclzt  Schneider-,  Srhuster-  und  Strumpfwirker- 
er:'eui!!<isM_  m  ilvv  Suninie  \on  1 30 OOO  R.  jährlich  atj  l  uiLk  Schneider-  und  Weber- 
er/cii^iii-e  111  <1lm  SumiiK*  vnn  '/»  MiUson;  der  (.)rt  l'^ia  itik  sttn  Kleidung  und 
ijchuliwcrk  nach  anderen  Städten  in  der  Summe  von  loooo  K. ,  i'rgcdborz  in  der 
Summe  von  50000  R. ;  Wischegrad  in  der  Summe  von  so  000  R.;  Seilctx  in  der 
Summe  von  30000  R. :  Jeromin  in  der  Summe  von  12  000  R.;  Sedlita  in  der 
Summe  von  15000  R.  abc  (S.  292}. 

Ebenfalls  ist  die  Heimarbeit  im  Weißnähergewerbe  des  Gouv«  Radom  verbreitet. 
»Die  Stadt  Opotoir  (Gouv.  Radom)  zählt  unter  einer  Bevölkerung  von  7000  Ein- 
uidintrn  1020  Spitzenstrickerinnen«  (S.  2981.  »Die  Strumpfwirker  von  (Jrodno  ar- 
beiten für  Wiederveikäufcr  aus  Warschau,  die  ihnen  einen  Marlct  in  Mittelrußiand 
(in  der  Sum!ne  von  80 ooo  R.)  erulTnct  haben*  (S.  299t. 

L>i.  s.  O.  Margolin,  Uie  Lage  des  Kleingewerbes  in  der  Stadt  MobilelT 
a./ünjcpcr  a.  a.  ü. 
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In  einem  noch  höheren  Grade  verschlininiert  sicli  die  Lnc:e  dt  r  in  der 
Heimarbeit  t>eschäftii,'len  (iesellen.  Der  Ai Ijcitstag,  der  bei  den  selb- 
ständigen Handwerkern  zwischen  1 1  — 13  Stunden  schwankt,  verlängert  sich 
in  der  Heimarbeit  bis  zu  15 — 16  und  steigt  in  den  Zeiten  der  »hohen 
Saison«  sogar  bis  auf  18  Stunden.  Der  Jahresverdienst  steht  aber  in  diesem 
Gewerbe  im  entgegengesetzten  Verhältnis  zur  Länge  des  Arbeitstages, 
da  jede  Verlängerung  des  Arbeitstages  zur  Verkürzung  der  Arbeits» 
Perioden,  der  »Saisonzeit«,  fuhrt,  dies  aber  seinerseits  mit  der  Ver- 
längerung der  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit,  in  denen  jeder  Verdienst 
ausbleibt,  zusammenhängt.  Der  jährliche  Verdienst,  der  durchschnitt» 
lieh  bei  den  Gesellen  der  selbständigen  Damenschneider  196,  der  Herren- 
schneider 1S7  R.  ausmacht,  fällt  demnach  in  der  Hausindustrie  bis  auf 
160—140  R. 

Besondeis  drückende  Arl)eitsbedinmingen  finden  wir  l)ei  den  S(  iinei- 
dem,  die  mit  der  Herstellung  von  Bauernklcidcrn  besclialügt  sind. 
Dieses  Gewerbe  beschäftigt  hauptsächlich  die  ärmsten  Schneider,  die 
die  Arbeit  auf  Bestellung  des  Magazinuntemehmers  verricbten.  Ihre 
Wohnung  besteht  aus  einem,  selten  zwei  Stübchen,  in  denen  der  Meister 
mit  seiner  ganzen  Familie  haust  und  die  zugleich  die  »Werkstätte«, 
d.  h.  einen  langen  unangestrichenen  Tisch  mit  einem  Bttgeleisen  und 
eine  alte  Nähmaschine  enthalten.  Während  der  Saisonzeit  ist  die 
ganze  Stube  mit  alter  Watte,  grobem  Tuch  und  sonstigem  Arbeitsma- 
terial überfiillt.  In  dieser  schwülen  Atmosiiliäre,  die  ganz  vom  Watte- 
staüb,  Lani[)enduiist  und  Hugelei.senrauch  gesättigt  ist  und  wo  der 
Arbeitstag  14 — 16  Stunden  daiiert,  darf  sogar  ein  Meister  keinen 
größeren  Verdienst  als  125  -150  R.  erwarten,  der  Cieselle  aber  kann 
auch  bei  den  günstigsten  Suisonzeiten  nicht  mehr  a]:>  40  Kop.  taglich 
verdienen. 

Die  Verschlimmerung  der  Lage  der  in  der  Hausindustrie  beschäf- 
tigten H^ndvrerker  äußert  sich  jedoch  nicht  allein  in  der  Verminderung 
ihres  Verdienstes.  Um  die  Zeit  des  Kapitalumsatzes  zu  verkürzen,  be- 
müht sich  der  Magazinuntemehmer,  die  Arbeitsperiode  mög- 
lichst zu  beschränken:  so  f^ngt  er  an,  die  Arbeit  nur  während  der 
größten  Saisonhetze  zu  bestellen  fwoliei  er  noch  den  Vorteil  hat, 
daß  sich  7M  dieser  Zeit  die  ^!ode  bestimmt  gestaltet);  die  Hand- 
werker aber  miissen  gerade  in  dieser  Zeit  täglich  18  und  mehr  Stunden 
arbeiten,  um  den  eiligen  Beste!  hm  gen  des  Magazinuntemehmers  zu 
geniigen.  Diese  maßlo.se  Verlängerung  des  Arbeitstages  muß  die  Ge- 
sundheit des  Arbeiteis  bis  auls  äußerste  ruinieren  und  iulut  anderer- 
seits eine  ganz  enorme  Verlängerung  der  periodischen  Arbeitslosigkeit 
herbei.  Während  t.  B.  wie  erwähnt  die  Dauer  des  Arbeitstages  bei 
den  selbständigen  Meistern  zwischen  11 — 13  Stunden  schwankt  und 
die  Pertode  der  Arbeitslosigkeit  3 — 4  Monate  jährlich  dauert,  beläuft 
sich  der  Arbeitstag  bei  den  hausindustriell  beschäftigten  Handwerkern 
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auf  16—18  Siuüdcn,  wahrend  die  Pertode  der  Arbeitslosigkeit  5 — 6 
Monate  im  Jahre  dauert®»). 

Um  die  Arbeitsbedingungen  noch  vorteilhafter  für  sich  zu  j^estaUcn. 
sucht  der  Magaxinunternehmer  der  großen  Städte  die  Handwerker  der 
Flecken  in  die  Hausindustrie  hineinzuziehen,  die  infolge  billiger  Lebens- 
mittel imstande  sind,  sich  mit  einem  niedrigeren  Lohn  zu  begnügen. 
Dieselben  bekommen  vom  Magasinuntemehmer  Bestellungen  durch  die 
Vermittlung  zahlreicher  reisender  Kommissionäre.  Es  entsteht  auf  diese 
Weise  eine  eigentümliche  Industrieart,  die  in  einigen  großen  Zentren 
die  Hnndwerkserzeugnisse  Taiisende  in  zahlreichen  Orten  \md  Flecken 
zcisticiite  Handwerker  konzentriert  und  die  wii tschaftiiche  Leitung 
(iiescr  Kollektivarbeit  einer  verhältnismäßig  kleinen  Kapitalistenzahl 
überlaßt.  In  dieses  Netz  gehören  die  Strumpfwirker-,  Schneider-  und 
rischlergewerbe  hinein. 

Die  Magazine  großer  Städte  erteilen  durch  ihre  Kommissionäre 
Bestellungen  an  Handwerker  von  Flecken  und  Orten  in  allen  Teilen 
des  »Ansiedlungsrayons« ;  eine  immer  größere  Anzahl  entlegendster 
Punkte  wird  auf  diese  Weise  in  die  Hausindustrie  hineingezogen.  Diese 
Tendenz  der  Hausindustrie,  sich  über  alle  lokalen  Grenzen  hinaus  die 
billigsten  Arbeitskräfte  herauszusuchen,  hat  sich  bereits  ganzer  Erwerbs» 
z\veii!:e  bemaclitiE^t,  wo  sie  die  schlimmsten  Ai]»citsbedingnnijen  und  die 
diu(  kendsten  Arten  der  Ausbeutuni^  um  sich  verbreiten.  So  ist  z.  B. 
das  Strunipfwirkergewerl'e^X  das  7 — 8000  Handwerker  beschäftigt,  haupt» 
sachhch  in  den  Hundi  n  eint<?er  weniger  Kaufleute  Litauens  und  Polens 
konzentriert.  Diese  Kaulleute  verteilen  ihre  Bestellungen  und  das  Roh- 
material (Garn)  durch  zahlreiche  Reisende  an  die  männlichen  (wie  in 


**)  Es  ist  zu  bemerken,  daß  in  der  leisten  Zeit,  in  der  sich  die  jfldiache  Ar« 
beitcrbewegung  fut  überall  verbreitet  hat,  der  Arbeitstag  ini  Handwerk  reguliert 

ist  und  selten  12  bis  13  Standen  flbersteigt. 

*)  Die  Stnunpfwirkerinnen  verarbeiten  das  ihnen  durch  die  Reisenden  zuge- 
stclUc  Garn  auf  eij;encn  Maschinen,  die  sie  sich  unter  äußerst  schweren  Pc<1in!jungen 
auf  Ratenzahlungen  vtrschafTcn :  so  müssen  sie  oft  für  eine  Struinplmaschinc. 
die  sonst  50  Ruh.  ku  tti,  im  l  aufe  der  Zeit  100^ — 120  R.  befahlen  Wie  siaik 
sich  auch  hier  die  Ik-sueLung  des  Magazinunternehmens  äußert,  die  uu'^üustigaicu 
Arbeitsbedingungen  für  sich  auszubeuten  und  alle  Folgen  der  Arb«itslusigkeil  anf 
den  Handwerker  ab»nwllsen,  liflt  sich  am  besten  dsdtitch  cliarakterisiereni  daß 
die  Zahl  der  funktionierenden  Strumpfmaschinen  eines  Ortes  im  dirdcten  Verbilt- 
nis  20  den  Zeiten  der  groiten  Bestellungen  steht.  Hören  die  Beatellungen  fttr  eine 
Zeit  lang  auf,  so  verliert  die  Strumpfwirkerin  jeden  Verdienst.  Da  sie  aber  dabei 
nickt  Bwhr  im  Stande  ist  weitere  Ratenzahlungen  fSr  ihre  Maschine  zu  erstatten, 
geht  dieselbe  sofort  an  ihren  ur  ;  i  iii<i;lichen  Eigcntiimer,  den  Maschinenhändler, 
nirtick,  nachdem  oft  vielleicht  schon  ihr  ganzer  Wert  ausgesablt  wurde.  Materia* 
Itensanunlung  a.  a.  O.  S.  244. 
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Polen)  resp.  weibHchen  Hatidwerker  (wie  es  in  Litauen  der  Fall  ist)'"). 
Ebenso  arbeiten  die  Schneider  ans  den  Flecken  des  nordwestlichen 
Rayons  und  Polens  auf  Bestellung  der  Unternehmer  großer  Siadte  im 
Süden.  Wiedcrvcikautcr  des  Donaugebietes,  Jekaterinoslaff,  Warschau, 
Kijeff,  Jelissawetgrad,  Kischeneff  u.  s.  w.  bereisen  die  Flecken  des  An- 
siedlungsrayons  und  kaafen  die  Erzeugnisse  der  Schuster  auf.  Ueber 
10000  Tischler  und  Drechsler  aus  den  Fleclceu  desvAnsiedlungsrayonsc 
verarbeiten  Fußbodenparkette,  Möbel,  Stöcke,  Cigarrettenetuis  u.  dgl., 
die  durch  Wiederverkäufer  weit  über  die  Grenzen  des  Rayons  nach 
dem  Kaukasus,  nach  Sibirien  und  sogar  ins  Ausland  verkauft  werden. 
In  all  diesen  Fällen  bildet  die  Kleinproduktion  der  einzelnen  zer- 
streuten Handwerksbetriebe  die  Grundlage  einer  großkapitalistischen 
Industrie. 

Die  Kinriußsphare  der  Hausindustrie  breitet  sich  aber  auch  über 
die  (Jren/.en  jener  Handwerker  hinaus,  ilie  unmittelbar  in  Abhängigkeit 
von  ihr  geraten  und  greift  aucii  in  das  Gebiet  derjenigen  hinein,  die 
von  ihr  noch  nicht  direkt  beschäftigt  werden  und  im  übrigen  unab- 
hängig geblieben  sind.  Die  ibillige  Arbeit«,  die  dem  Magazinuoter- 
nehmer  2ur  Verfügung  steht,  gestattet  ihm,  den  Marktpreis  für  Hand- 
werkserzeugnisse zu  reduzieren.  So  gesellen  sich  zu  den  ttbrigen  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  des  Magazinuntemehmers,  zu  seiner  Macht  über 
den  Markt  und  zur  Beherrschung  aller  individuellen  Konsumschwan- 
kungen  noch  die  Vorteile  des  billigsten  Arbeitsmateriales  hinzu. 

Diese  Preisreduktion  der  Handwerkserzeugnisse  verdrängt  den  selb- 
ständigen Handwerker  sogar  aus  jenen  Cei^^enden,  wo  die  Konsumsbe- 
dingungen sonst  seine  Existenz  vollständig  begünstii^en.  Die  unbarmherzige 
Konkurrenz  des  Magazins  nutigt  ihn  dazu,  sich  mit  dem  allerniedrigalen 
Verdienst  zu  begnügen  und  die  Arbeitsbedingungen  der  bei  ihm  beschäf- 
tigten Arbeiter  zu  verschlechtem.  Besonders  deutlich  äußert  sich  dieser 
indirekte  Einfluß  der  Hausindustrie  auf  die  Verschlimmerung  der  Lage  der 
Handwerker  in  dem  Schuhmachergewerbe.  »In  vielen  Gegenden  des  An- 
stedlungsrayons  hat  die  Einfuhr  von  fertigen  Schuhwaren  die  heimischen 
Schuhmacher  vollständig  ruiniert,  und  die  besten  Schuster,  die  nicht 
imstande  sind,  mit  dem  Magazin  zu  konkurrieren,  müssen  sich  mit 
der  Herstellung  gröbster  Erzeugnisse  und  mit  Reparaturarbeiten  be- 
gnügen«"). 

Nicht  ohne  Kami)l  laßt  der  selbstandii^e  Handwerker  diese  neue 
Macht  des  Haii(ielskai»itals  in  seine  Lebenssphäre  liineinc^reifen.  Bald 
sucht  er  durch  AulgebcU  aulH-rster  Anstrengung  seiije  Kunden  wieder- 
zugewinnen, bald  verliert  er  jede  Hottnung  auf  den  städtischen  Konsu- 
menten und  begibt  sich  m  das  fremde  Gebiet  der  ländlichen  Nach- 
frage. Aber  vergebens  sucht  er  die  wohlhabenden  städtischen  Kunden 

^  »Materialiensammlung«  a.  a.  O.  S.  245.         ")  A.  a.  O.  S.  S15. 
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dadurch  anzulocken,  daß  er  einen  bedeutenden  Teil  seines  Verdienstes 
zur  Miete  einer  größeren  Wohnung  auf  der  Hauptstraße  ausgibt;  ver- 
gebens drängt  er  sich  mit  seiner  Familie  in  einer  engen  Stube  za> 
sammen,  um  die  besten  Zimmer  seiner  Wohnung  dem  Empfang  von 
Kunden  und  der  Werkstätte  zu  Überlassen;  vergebens  treibt  er  sich  in 
allen  Rohstoffgeschäften  herum»  um  dort  auf  eine  Bestellung  auszu- 
spähen: ihrer  Hantlwerkerwiirde  und  der  Traditionen  ilires  Standes 
bewußt  und  der  goldenen  Zeit  gedenkend,  in  der  der  Kunde  einen 
Handwerker  aufsuchen  mußte,  1  ckla^en  sich  schon  bittcrlirli  rlif  alten 
Meister  über  die  jungen,  die  ilcai  Kunden  auf  Schritt  iiml  I  ritt  nach- 
spüren und  jedem,  der  noch  einen  Bodensatz  BerutsstoU  besitzt,  ihr 
Brot  wegsclmappen ;  doch  Itilft  es  auch  jenen  kaum,  daß  sie  sich  /,u 
solchem  Handeln  herabziehen  lassen.  Ihr  ganzes  Treiben  bleibt  un- 
geschickt und  unbeholfen  im  Vergleich  mit  der  Entfaltungsfähigkeit  des 
echten  Vorstehers  des  Handelskapitals,  des  Magazinuntemehmers;  der 
anspruchsvolle  Städter  merkt  seine  Bemühungen  kaum,  läßt  sich  kaum 
von  allem  Aufwand  seiner  hausbackenen  Handelskunst  gewinnen  tmd 
wendet  sich  immer  mehr  dem  zuvorkommenden  Magazine  zu.  Was 
früher  ausschließliche  Prärogative  des  Handwerks  war,  nämlich  die 
durch  die  persönlichen  Beziehungen  gebotene  (lewißhcit  der  Solidit^it, 
wird  jetzt  aufs  beste  durch  den  Namen  bekannter  Firmen  cisct,^t;  nicht 
einmal  in  Ehrlichkeit  kann  der  Handwerker  mit  dem  Kajjiialc  kon- 
kurrieren; der  stadtisciie  Konsument  hat  keinen  weiteren  Gruntl  mehr, 
sich  vou  ihm  bedienen  zu  lassen.  Dazu  aber  noch  mit  den  billigen 
Preisen  des  durch  alle  Vorteile  der  günstigsten  Arbeits-  und  Absatz- 
bedingungen  ausgerüsteten  Magazines  zu  wetteifern,  wäre  ganz  unmöglich. 

Um  dennoch  seine  Selbständigkeit  zu  behalten,  bleibt  ihm  nichts 
mehr  übrig,  als  den  städtischen  Konsumenten  gänzlich  aufzugeben  und 
sich  nach  einem  anderen  umzusehen,  der  sich  ohne  besondere  kauf- 
männische (Geschicklichkeit  finden  läßt,  der  keine  größeren  Ansprüche 
stellt,  als  seine  einfachen  Mittel  zu  bcfriedii^en  vermögen,  dessen  Xach- 
fraye  einen  ebenso  einlonnigcn  und  steten  Charakter  tra^^t  wie  sein 
eigener  kleiner  Betrieb.  Einen  solclicn  Kousuincnten  kann  man  heute 
nur  noeii  auf  dem  Lande  hndcn.  Nur  die  bäuerlichen  Massen  bleiben 
immer  noch  bei  ihren  früheren  einförmigen  Ansprüchen  stehen  und 
die  jüdischen  Handwerker  bemühen  sich  wenigstens,  diesen  in  seiner 
Kaufkraft  äußerst  beschränkten,  aber  an  Zahl  sehr  bedeutenden 
Kunden  für  sich  zu  gewinnen.  Die  Zerstreutheit  der  bäuerlichen  fie- 
völkerun«,'  und  ihre  Entfernung  von  den  Städtischen  Siedelungen  führen 
auch  hier  eine  Unbestimmtheit  des  Konsumenten  herbei,  doch  bringt 
dies  keine  besonderen  Schwierigkeiten  mit  sich,  da  die  Nachfrage  ein- 
ftjrmig  ist  und  die  Forderungen  sidi  leicht  voraussehen  lassen.  >Die 
Millionen  zäldende  bäuerliche  Bcvolkertmc  von  2-  <  lom  ernements  kauft 
sicii  die  ailernotigsien  Handwerkscrzeugmsse,  Stiefel,  Kleidung,  Mutzen, 
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Bastschuhe,  Schmiedeerzeugnisse  u.  dergl.  hauptsächlich  auf  den 
Messen"). 

»Die  Tischler  der  Sutdt  Kobrin,  Gonv.  Grodno,  verfertigen  jfthrlieb  Er<- 
sengvissc  im  Werte  von  lOOOO  R.  Diese  Erzeugnisse  verkaufen  sie  selber 
euf  Jabnnirktcn  (»Meterieliensammlimgc  S.  249).  »Die  Schneider»  und  Schuster- 
mcister  des  Flecken  Narowl  (Gouv.  Minsk)  setzen  jährlich  unter  den  Bauern  Klei- 
dun«:  und  Schuhwerk  für  3000  R.  ab  (S.  267).  Witebsk  setzt  Kürschner-  und 
Schneidcrerrengni««?  nnch  den  nfichsf lieijenden  Ceg^enden  (nuf  Jahrmärkten)  ab 
(S.  267).  »Di«  Schuster  iitui  (itrlicr  au>  ijrodno  M-t/cn  ilirc  I"r7fU^'ni^-.L  dir  meh- 
rere* /thtu.tusend  auf  Jalinuärkieo  ab.  Im  Flecken  Urh  ((jOuv.  tirodnof  setzen 
die  Schuslcrmeister  Schusierwarcn  im  Werte  von  40000  R.  auf  Me&sen  ab. 
Der  Flecken  Motol  (Gouv.  Grodno)  seut  jährlich  Scbnslemare  fttr  atioo  R.  ab« 
(S.  367). 

Der  Flecken  Mejeritscbi  (Goav.Rowno)  ftthrt  fertige  Kleider  nach  den  Jahr* 
markten  und  nach  anderen  Stidten  im  Werte  von  doooo  R.;  der  Flecken 
Slastavi  im  Werte  von  10000  R.  ans.  Ueber  Ausfuhr  fertiger  Klöder  be> 
richten  Kotiespondcntcn  aus  Jitomir,  aus  den  Flecken  SudilkofT  Annopol,  I<>ko- 
rost  u.  s.  w.  «Im  Gouv.  Kijeff  geschieht  der  Absatz  fertiger  Kleider  hnupisHch- 
lich  auf  liilii  iniirktcn  ;  die  F.r7e(i«:nisse  sind  vor?uf!'i\veise  für  «icn  ans|>rllcll^^^-en 
^»t^ch^lal  k  <\vt  lätulliclicii  Ml n  i  >lkc  tijnfj  lind  der  äiiucrtn  Kiiiwidiner  der  Flecken 
ix. rtchiiei  und  wcrd^-n  entwitk-t  uiimiittüiMr  diiich  die  Handwerker  und  ihre  Fa- 
inilita  üdcr  durch  VViedcrvci kaufer,  nuf  dtircii  Bestellung  die  Schneider  arbeilen, 
abgesetat.«  »Der  Flecken  Prilnki  seist  fertige  Kleider  im  Werte  von  6000  R. 
ab;  der  Flecken  Majanowka  setzt  Bavemkleidung  im  Werte  von  }ooo  R.  ab; 
Chododcoff  setzt  fertige  Kleider  im  Werte  von  8000  R.  ab;  der  Flecken 
Sarij  Jiorolkoff  setzt  Bauemkleidang,  Pelz-  und  sonstige  Mtttzen  fttr  14000 R.  ab; 
SchatTowitzi  setzt  ßanemkleidung  fttr  aoooo  R.  ab;  MaUn  fßr  3000  R.;  die  Stadt 
Skwir  setzt  russische  haIV>c  Nf^ntcl  für  15000  R.  ab;  der  Flecken  Koschewara 
fQhn  Stickereien  nach  Berdii^cheff  aus;  der  Flecken  Uianowo-Fastowo  und  andere 
(fihren  Kauernkleidung  ans<  (S.  317). 

I»ei  Fh-cken  pA^relti-chtsche  ((jouv.  Kiteff)  setzt  jährlich  Hüte  für  2000  R., 
Medwidomko  lür  lOouo  Sawir  für  ^<i(m>  K.  ah.  Klnnfalls  scl/en  die  Flecken 
Fa&towo,  Stiirij,  Jiwuloff,  Tolepin  und  andere  Mui/eii  auf  jahrmiiiku-n  ab.  Im 
CoQv.  Podoljen  setzt  der  Flecken  Schaigorod  MQuen  für  5000  K.  ab ;  Lantzkorun 
«etat  bluerliche  Pelzmatzen  für  3000  R.  ab ;  Mnrawannoje-Kurillowtzi  setzt  Httte  und 
Mfiizen  fllr  15  000  R.  ab. 

AttsWoljmicn  wird  das  verfertigte  Schuhwerk  nach  JahnnHrkten  und  anderen 
Stidten  abgesetzt;  aus  der  Stadt  Jitomir  und  dem  Flecken  Gorotschnek  für  40OO  R. ; 
aus  dem  Flecken  Dombrowiui  fttr  2000  R.  »Aus  Podolyen  werden  Stiefel  und 
Bastschuhe  n^ch  den  Jahnuirktcn  des  Podoler,  Chersoner  und  Ressaraber  Gouvcr* 
nemcnts  gebracht«  (S.  310— 321). 

In  45  St;id?f  n  und  Flecken,  über  deren  Absatz  wir  Angaben  haben,  ist  in  15 
der  Absat'  aul  erl.  dh  f!«  r  fircn/e  des  .Ansiedlungsmyons,  nämlich  nach  den  um- 
Archiv fQr  SoiialwitneuschiiU  und  SoiiülpuUdk.    XXVI.    i.  17 
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So  entsteht  ein  neuer  Typus  des  jüdischen  Handwerkers,  der 
Waren handw er ker  oder  der  Ktastar.  Vom  russischen  bäuerlichen  Kustar 
unterscheidet  sich  dieser  Warenhandwerker  dadurch,  daß  er  Endpro- 
dukte und  keine  Halb-  oder  Rohfabrikate  erseugt;  vom  selbständigen 
Meister  dadwch,  daß  er  für  einen  unbestimmten  Konsumenten  arbeitet ; 
vom  hausindustiiell  beschäftigten  Handwerker  endlich  dadurch,  daß 
er  ohne  Zwischenhändler  seine  Erzeugnisse  unmittelbar  an  den  KOn* 
sumenten  abset/t.  Elienso  wie  im  bäuerlichen  Kustargcwerbe  nehmen 
auch  liier  immer  <^an/c  Familien  an  dem  Krwerbe  Teil,  aber,  wahrend 
bei  dem  lüuierlK  hcn  Kustar  dieser  V  erdienst  als  ein  Nebenverdienst 
neben  einem  andern  Haupiv^erdienste  besteht,  bildet  er  bei  den  jiidi- 
schen  Handwerkern  die  einzige  Existenzquelle  vor. 

Es  versteht  sich  nun  von  selbst,  daß  die  Entwicklung  dieses  Haus- 
fleißes aufs  engste  mit  dem  Wohlstande  der  umgebenden  Bevölkerung 
susammenhängt.  Am  schwächsten  ist  er  im  nordwestlichen  Rayon  des 
Ansiedelungsrayons  entwickelt.  Nur  in  den  Grenzgouvemements 
VVitebsk  und  Grodno,  die  an  die  wirtschaftlich  entwickelten  baltischen 
Provinzen  grenzen»  fnnicn  wir  schon  jüdische  Warenhandwerker  vor. 
Sie  verfertigen  primitive  Tisrhler-,  aber  atirh  Schneider-,  Kürschner- 
und  Schuster^Naien.  Im  su(luestli(  lien  Gebiete,  im  Süden  und  in  Polen, 
wo  die  iJaiurnmasse  viel  wolilhaljcnder  ist,  ist  der  Typus  des  Waren- 
handwerkeis  sehr  verbreitet.  Sie  bringen  auf  die  Mesbcn  alle  ihre  Er- 
zeugnisse, meistens  Bauernkleidung,  wie  russische  kurze  Mäntel  und 
Schafspelze,  Bastschuhe,  Pelzmützen,  Mützen  u.  dergl.  Im  Kijeffer 
Gouvernement  verfertigen  diese  Handwerker  eine  besondere  Art  von 
bäuerlichem  Schuhwerk,  sog.  Schnellläufer,  »Pastoly«,  und  bringen 
sogar  Bauernwäsche  auf  die  Messen.  Im  südwestlichen  Gebiete  wer- 
den von  den  jüdischen  Handwerkern  viele  Erzeugnisse  der  Schmiede- 
arbeit (Ackerbaugeräte)  und  Blecherzeugnisse  für  den  Bauerngebrauch 
verfertigt,  In  Polen  spielen  jahrnuirkte  und  Messen  eine  so  bedeutende 
Rolle  im  Leben  jüdischer  Handwerker,  daü  oft  ihr  ganzer  Wohlstand 

gebenden  Messen  und  Jahrinarkuti  Icstgeslelit.  So  schreibt  man  au»  ticm  Flecken 
Gura-Galbik,  daß  die  dortigen  Handwerker  ihre  Ware  absetzen,  indem  sie  xvei» 
m«!  monaUich  nach  den  »ftchsten  Ortschaften,  wo  c»  Messen  gibt,  hhmnfshien: 
au»  dem  Fledcen  Ataki  teilt  man  mit,  daft  die  donigen  jadischen  Handwetker  ihre 
Ware  auf  JahnnSrklcn  verkaufen :  aus  dem  Flecken  Tatarbuaari  teilt  man  mit^ 
daß  die  Produkte  durch  die  Handwericer  »nach  den  umliegenden  Menen«  abge- 
setst  urerde».  Aus  dem  Flecken  Nowoworontzowki  (üouv.  Cberaon)  schreibt  man, 
daL>  tlit  jüdischen  Handwerker  ihre  Erzeugnisse  auf  Me>>sen  und  Jahrmärkte  zum 
Abbatze  brin^tn.  Aus  der  Stndl  Nowospassowsk  schreibt  man,  dal>  jödische  Hand' 
wcrkser/eiignjjjsc  ^nuf  Me>sen  hinausj;eführi  weiden«.  An^  der  Stadt  Melitopol 
schreibt  n>an,  <ial>  in  den  dortigen  jüdischen  Werkstätten  s>og.  deutsche  Fuhrwerke 
veifeiligt  und  auf  Mvi>sen  verkauft  werden       355 — 56). 
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von  der  Nahe  <ier  Jahrmärkte  abhängt,  tiier  werden  haupisarhhch 
Schmiede-,  Schuster-,  Kürschner-  und  Tischlererzeugnisse  abgesetzt. 

Doch  auch  auf  diesem  Gebiete  wird  die  Selbständigkeit  der 
Htndwerker  aufs  schwmte  bedroht.  Der  Mangel  an  Kapital  zur 
Aoschafiang  des  Rohstt^es  und  zur  Verfert  igung  von  WAien  sowie 
auch  zu  seinem  eigenen  Unterhalt  seuen  ihn  den  ungünstigsten  Kredit- 
bedingungen aus  und  werfen  ihn  in  die  Anne  des  Wucherers.  Der 
Prozentsatz  dieser  Wucherer  steigt  häufig  bis  auf  100  und  mehr.  So 
müssen  Schuster  in  Polen,  besonders  im  Gouvernement  Radom,  wo 
auf  den  Messen  jüdische  Handwerkserzeugnisse  für  mehrere  Zehntausend 
Rubel  abgesetzt  werden,  srhon  48%  Zinsen  für  den  Ankauf  von  Roh- 
material  zahlen.  Noch  huhcr  steht  dieser  Prozentsatz  im  nordwestlichen 
(ieineic.  In  VV'oIynien  ist  es  L-^anir  und  sfäbe,  dat>  ein  Handwerker, 
der  5  Rubel  leiht  50  Kuijekeii  monailiciic  Zinsen  zahlt,  d.  h.  10  »/^ 
monatlich  oder  iao%  jährlich.  Diese  Zinsnorm  hat  sich  so  sehr  ein- 
^ebiugert,  daß  noch  nie  ein  Handwerker  einen  Protest  dagegen  erhoben 
hat.  und  als  die  Wucherer  einen  Versuch  machten  diesen  Proscntsats 
auf  150  heraufsuschrauben,  entstand  ein  eigentümlicher  Streik  der  Hand* 
werker,  die  sich  nichts  Besseres  als  den  beigebrachten  Fuß  von  120% 
herbeizuwünschen  wußten  (>Matcrialiensammlung<  I  S.  215). 

Wenn  in  dieser  einfachen  Tatsache  des  Wuchers  die  kapitalistische 
Ausbeutung  noch  abseits  von  der  unmittelbaren  Beeinflusstini^  des  Pro- 
duktionsprozesses steht,  so  fehlt  es  nicht  auch  an  solclicn  Fallen,  wo 
das  Kapital  an  diesen  Prozeß  unmittel!)ar  Hand  legt,  so  im  Drechsler- 
und  Taugewerbe.  Es  bildet  sich  da  eine  ganze  Klasse  von  Leuten 
heraus,  die  ausschließlich  davon  leben,  daß  sie  Rohstoff  aus  ersten 
Quellen  einkaufen  und  ihn  auf  Kredit  sur  Verfügung  der  Handwerker 
stellen.  Der  Wert  der  Materialien  wird  nicht  in  barem  Gelde,  sondern 
in  fertigen  Erseugnissen  nach  der  niedrigsten  Bewertung  zurückerstattet. 
So  befinden  sich  die  beiden  Pole  des  Betriebes  —  der  Einkauf  des  Roh- 
materials und  der  endgültige  Absatz  der  Erzeugnisse  in  den  Händen 
des  Kapitals;  der  Handwerker  aber  wird  an  jedem  Pole  auf  gleiche 
Weise  ausgebeutet. 

Eine  «.gewisse  Bedeutung  für  die  Erhaltung  der  Selbständigkeit  der 
Handwerker  iiaben  die  neuerdings  überall  unter  den  Juden  entstehen- 
den Spar  und  Leihkassengenossenschafleii  und  sonstige  billige  Kredit- 
institute '-*t.  Doch  vermag  es  auch  der  billigste  Kredit  nicht,  den  Waren- 
handwerker für  längere  Zeit  von  der  Macht  des  Kapitalisten»  des  Zwi* 
schenverkäufers»  zu  befreien.  Als  Vertreter  der  Handels^  und  Erwerbs* 
weit  hat  der  Zwischenvermittler  in  Angelegenheit  des  Einkaufs  und  Ab- 
satzes immer  einen  Vorteil  gegenüber  dem  kleinen  Warenmeister.  Und 

"*)  S.  O.  Margolin.    Die  koi'petauvc  Bewegung  «ler  Juden  in  Kurland. 
St.  Peter»burg  1908. 
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wir  seilen  auch,  dai>  der  MagazinuDternehtner  überall  da,  wo  ihm  der 
Absats  von  Eneugnuaen  des  Banemkooftuins  größemi  Vorteil  ver> 
spricht,  den  Warenmeister  verdrängt 

Man  kann  daher  mit  Sicherheit  erwarten,  daß  der  gesamte  Fort- 
schritt der  russischen  Volkswirtschaft,  die  Entwicklung  der  bäuerlichen 
Leistungsfähigkeit  und  Kaufkraft  und  die  nll^emeine  Hebung  des 
Bauernwohlstandes  —  die  Einflußsphäre  des  Handelskapitals  im  jüdi- 
schen Gewerbe  im  höchsten  Cirade  bei:nn«;tit^en  wird.  Das  Aufblühen 
dieses  Gewerbes  muß  liicrmit  unvermeidlich  die  Nachfrage  nach  der 
jüdisclien  Arbeit  lieticiittiui  vergrößern. 

Freilich  htcht  es  außer  Zweifel,  daß  diese  Ueberhandnahme  des 
Kapitals  neben  ihrer  großen  wirtschaftlichen  Bedeutung  auch  einen  er« 
heblichen  sozialen  Schaden  entfalten  muß.  »Eine  von  diesen  ongUn- 
stigen  Seiten  filllt  in  erster  Linie  auf;  dies  ist  die  Zerstückelung  des 
Betriebes,  die  Tatsache,  daß  der  Magasinuntemehmer  gar  au  oft  ge- 
neigt ist,  sich  hinter  dem  Rücken  seiner  Arbeiter  zu  verstecken,  daß 
er  auf  sie  alle  Folgen  der  > toten  Saison  <  abwälzt,  während  er  sich  die 
günstigste  Möglichkeit  vorbehält,  eine  leicht  bewegliche  Aibeitsarmee  bei 
jeder  BelebunL'  des  Konsum«;  zu  mobilisieren.  I>iese  Nachteile  lassen 
sich  aber  /.um  lieiicutciuieii  l'eile  durch  ciitsju echcnde  .Xrbeiieiorijani- 
salionen  bt-scitiqcu-  '').  Die  jtidisrlien  ( lewcrkschaftc-ti  werden  sich 
aus  der  Taisat  he  der  hausindubinellen  Kniwickhing  iles  judisclien  Ge- 
werbes die  Leitfäden  für  ihre  Kampfpläne  herausholen  müssen  ^*). 
Doch  gehören  diese  Pläne  in  unseren  Zusammenhang  nicht  weiter 
hinein. 

n.  Die  Arbeiterklasse. 

Wenn  die  Untersuchung  des  jüdischen  Handwerks  uns  nicht  nur 
eine  croße  Teilnahme  der  Juden  an  der  ]>roduknven  Arbeit,  sondern 
au<'h  <lie  ganze  Redeutun:^  theses  Gewerbes  im  wirtsrhafthrhen  Or- 
ganismus lies  Landes  <-r\vic^cn  hat,  so  kann  der  erste  Blick  auf  die 
jüdischen  Industriearbeiter  bei  weitem  kein  so  großes  Interesse  her- 
vorrufen. Die  judische  Arbeiterklasse  steht  sowohl  in  ihrer  Zahl  als 
auch  in  ihrer  wirtschaftlichen  Rolle  weit  hinter  der  jüdischen  Hand- 
werkerklasse zurück.  Unter  der  jüdischen  Arbeitermasse  werden  nach 
der  Volkszählung  von  1897  175000  Männer  und  Frauen  gesAhlt,  die 
im  häuslichen  Dienste  stehen  und  über  100000  Tagelöhner,  d.  h.  Ar- 
beiter, deren  Beschäftigung  keine  spezielle  Voii  trettung  verlangt.  Die 
Tagelöhner  gruppieren  sich  hauptsächlich  in  folgende  Berufe:  Personen- 

^"'i  Dr.  S.  .M.ir^olin.    Zeitschrift   für  Demographie  und  Statistik  der  Judeu, 

2.  Jahrfjaii};,  Ilcfi  lo,  Oktober  1906. 

'*>  S.  dariilicr  IJr.  S.  ().  Mar^oliii:   l'ebcr  die  beruflichen  Aufgaben  der  jü- 
dischen Arlieilororgauisaliütujii,  -Wosschud«  1905. 
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und  Lastfuhrleute  32079;  Gepäck-  und  sonstige  1  ragei  7,2  528;  Wnsser- 
führer  und  -Trat,'er,  Holzbefurdcrer,  [  1o!z1i;uict  und  Säger,  Ptlaster-  und 
Erdarbeiter,  LumpcnarlaMtcr  und  K losfUrcinitjer  20  392 '^i. 

Eine  besondere  Gruppe  der  lagelohncr  bilden  solche  stiidlische 
Juden,  die  aufs  Land  als  Feldarbeiter  hinausgehen  (ca.  13000).  Diese 
Feldarbeiten,  die  nur  zeitlichen  Verdienst  fpewähren,  können  nicht  als 
einzige  Existenzquelle  dienen.  Einen  großen  Teil  dieser  Arbeiter  bi1> 
den  Frauen,  die  hauptsächlich  bei  Emtearbeiten  und  Garbenbinden, 
Kartoffel-,  Flachs-,  Kohl-  und  Gemüsegartenarbeiten  beschäftigt  sind. 
Männer  sind  beim  Mähen  und  Garben,  oft  auch  beim  eigentlichen 
Ackerbau  beschäftigt  Besonders  stark  sind  diese  Landarbeiter  und 
•Arbeiterinnen  im  Südwesten  Rußlands  vertreten  (45%  aller  jüdischer 
Landarbeiter)  1. 

Was  die  eigentlichen  Industriearbeiter  betrifft,  so  rechnet  man 
deren  in  den  Gouvernements  des  Ansicdlutigsrayoni»  und  Polens  ca. 
50000.  Diese  Mangelhaftigkeit  der  jütlischen  Teilr.ahme  an  der  groß« 
industriellen  Produktion  wird  noch  auffallender,  wenn  man  bedenkt, 
dsL&  die  zum  Gebiete  des  Anstedlungsrayons  zählenden  25  polnischen 
und  südwestlichen  Gouvernements  überhaupt  zu  den  industriell  ent- 
wickeltsten Gebieten  Rußlands  gehören.  Betrachtet  man  aber  die 
Verteilung  der  jüdischen  Arbeiter  nach  den  einzelnen  Gebieten  des 
Ansiedlungsrayons,  SO  sehen  wir,  daß  das  prozentuale  Verhältnis  der 
jüdischen  Arbeiter  zur  gesamten  Arbeiterzahl  im  umgekehrten  Ver- 
hältnis zur  industriellen  Entwicklunc:  jedes  einzelnen  r.el  ietes  steht. 
So  bdden  die  jüdischen  .\rbeiter  50%  im  nordweNtlichen  (iel)iete,  das 
nur  ein  industru  reK  hes  Gouvernement,  (nfidno,  enthalt  und  im  iibrigen 
wirtschaftlich  zurückgeblieben  ist.  Im  sutiwesllichen  Ciebiele  wo  ilie 
ganze  Rübenzuckerindustrie  Rußlands  konzentriert  ist,  bilden  die  jüdi- 
schen Fabrikarbeiter  nur  11,5%,  während  im  Süden  mit  seiner  ent- 
wickelten Metallindustrie  der  Prozentsatz  der  jüdischen  Fabrikarbeiter 
bis  auf  6,3  sinkt.  In  Polen  erreicht  der  Prozentsatz  der  jüdischen  Ar- 
beiter nicht  einmal  5. 

Dieses  eigentümliche  Verhältnis  läßt  sich  dadurch  erklären,  daß 
die  sämtliche  jüdische  Arbeiterbevölkerung  sich  vorzugsweise  mit  der 
Verferti^^uns;  von  Endprodukten  besrhnftiirt  und  last  gän/.lich  in  jenen 
Produktionszweigen  fehlt,  wo  Produktionsmittel  oder  Rohmaterial  ver- 
arbeitet wird'^).   Die  beiliegende  Tabelle  (Tab.  II,  S.  262)  über  das 

Die  soziakii  Verhaltiiibsic  der  Juden  in  Rubland,  heraubgegcben  vom  Bureau 
für  .Stati!>iik  der  Juden.    Berlin  1906. 

MatcHaliensBiimilang  a.  «.  O. 

Kari  Marx:  Kapital  III  S.  4)6.  Die  kapitalistische  Gesellschaft  gebraocfat 
einen  immer  grOfiercn  Teil  der  jährlichen  Arbeit  rar  Verfertigung  von  Prodnktions- 
mittela.   S.  auch  Dr.  S.  Matgolin:  Kapital  und  Kapitaliins,  Berlin  1904. 
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prozentuale  Verhältnis  der  jüdischen  Arbeiter  zur  gesamten  Arbeiter- 
bevolkctung  kann  als  Beleg  dafür  dienen. 

Wir  ersehen  daraus»  daß  die  jüdischen  Arbeiter  einen  vorwiegenden 
und  fast  ausschließlichen  Anteil  an  den  Endstadien  des  Produkttonspro- 
zesses nehmen,  während  ihre  Teilnahme  an  der  Produktion  in  dem  Maße 
ihrer  Annäherung  an  die  Anfangsstadien  der  Produktion  rapide  abnimmt. 
Während  in  der  Handschuh-,  ZündholZ',  Knopf-,  Seifen-,  Graupen-  und 
andern  Fabriken,  die  der  Verfertigung  von  Genußgütern  dienen,  der  Pro- 
zentsat/, der  jüdischen  Arbeiter  überall  So<^'(>  übertrifft  und  mancherorts 
soj^ar  looerreicht.  sinkt  die  Teiinahnie  der  jüdischen  Arbeiter  an  der  Guß- 
eisen-, Maschinen-  und  Di  ahtindustrie  bis  auf  0,7  oder  gar  0,0  %  herab. 

Tab,  n. 

Das  proMntuate  VeiMUtnis  der  jOdiaehen  Arbeiter  Mir  fMamten  AtbeilerMlil 
in  jeder  einsehiea  Pabrikindiwtrie  des  ADtiedhugsrayone  auMer  Polen. 


'*  t  • .  ■!  II  I,  f  :  •  •  A  f  •  •»  »• 

Süd-WcsiL-n 

Süden 

Eudäiadicu 

HMdschtthprodaktion 

100 

100 

ZUndholrprodukiion 

'2 

Seifenfabrikulton 

Ü4.7 

81,1 

63,6 

Knopfverfertigung 

T'i)ii!)onfnlirilcntii 'n 

62,4 

too 

hier-  und  Metbrauere» 

SO.» 

36.5 

34.8 

Weinbntterei 

4.3 

ai.4 

V  n  r  s  i  .1  d  i  e  n 

Uorstenfabrikation 

96.8 

Tabakfabrikation 

92.1 

78.4 

56,4 

r.ranpenrabtikatioii 

So,S 

«icrberei 

64,6 

4St8 

68 

Wolbpiiwcrei 

57.7 

Mühlen 

34,6 

«7.3 

ZiegclfubnkaUuit 

4V,4 

8.5 

3.0 

Wollweberei 

31.« 

Knchclindustrie 

31.« 

Sägemühlen 

i8,3 

18,3 

30.» 

Produktionsmittel 

Gußeisenindustrie 

14.9 

15.2 

0,7 

Maschinenindu&trie 

4.2 

Drahtindustrie 

2.8 

Ttn  Ge<rensatz  da^u  lendicri  aber  die  allgemeine  Entwicklung  der 
Industrie  auf  die  Vermehrung  der  in  denjenigen  Industrien  ange- 
stellten Arbeiter  hin,  die  sich  mit  der  Verfertigung  von  Produktions- 
gütern  abgeben  und  umgekehrt  auf  relative  Verminderung  jener  Ar- 
beiterzahl,  die  an  den  Endsudien  des  Produktionsprozesses  beschäftigt 
sind.  Dabei  muß  sich  am  stärksten  die  Kohlen-  und  Metallproduktioo 
entwickeln,  da  die  Entwicklung  der  Industrie  und  die  Bedingungen 
eines  schnellen  Kapiialumsatzes  zur  Verdrängung  der  langsamen  or- 
ganisch*vegetativen  ProduktioDsmethoden  durch  die  bewegliche  mine- 
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ralisrh-cheinische  fuhrt.  Mol/,  als  Breun-  und  Holz  als  Baumaterial 
Wird  durch  Kohle  und  Eisen  ersetzt,  deren  Erzeugung  an  keinen  lang- 
samen Wachstumsprozeß  gebunden  ist^^).  Da  aber  die  Juden  keinen 
Anteil  an  diesen  Produkt  ionuweigen  nehmen,  so  muß  der  Prozentsatz 
der  jüdischen  Arbeiter  mit  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Industrie 
unvermeidlich  sinken. 

Andererseits  ist  das  Fembleiben  jüdischer  Arbeiter  von  den  Pro* 
duktionszweigen,  die  sich  mit  Erzeugung  von  Produktionsmitteln  be- 
schäftigen, zum  bedeutenden  Teile  da<hirch  bedingt,  daß  den  Juden 
das  \Vühnre(  ht  in  den  mit  der  Entwicklung  fler  Volkswirtschaft  immer 
an  Bedeutung  /.unelimenden  Metall-  tmd  Kohlcnzentren  untersagt  ist. 
Die  Metall-  und  Koiilenindusuie,  die  sich  keinesfalls  vom  Orte  der 
Kohlen-  und  Erzlager  ticnncii  läßt,  befindet  sich  außerhalb  lier  »Grenze 
von  Städten  und  Flecken«,  in  wciciien  allein  die  Juden  wohnberechtigt 
sind.  Schon  an  und  für  sich  würde  es  den  Jaden  als  Städtern  schwer 
fallen,  sich  den  Weg  zu  diesen  Erwerbszweigen  zu  bahnen;  die  >pro- 
visorischen  Maßregeln«  von  188s  die  jede  Niederlassung  der  Jaden 
außerhalb  der  Stadt-  und  Fleckengrenzen  verboten  hatten,  sperrten 
ihnen  aber  jeden  Zugang  zu  diesen  Berufen  ab. 

Infolge  eigenartiger  Bedingungen  in  der  Entwicklung  der  russischen 
Großindustrie  haben  die  ^ j'rovisorischen  Maßregeins  eine  noch  ver- 
hängnisvollere Bedeutung  für  <lie  fiiflisrhen  Arlieitcr  erworben.  Der 
koloniale  Charakter  der  russischen  Industrie,  die  schnelle  und  kunst- 
liche Anpflanzung  ihrer  verschiedejii»icn  Zwt-ijje,  die  Unfertigkeil  der 
umgebenden  wirtschaftlichen  Vorbedingungen,  die  mangelhafte  Ver- 


^  S.  Sorotwn :  Der  niodem«  Kapiulismas  II  S.  77.  Aach  Margolin  ft. «.  O. 
S.  45 — 46.  »Mit  Recht  hat  Lexi*  hervoi^ehohcn,  daß  ttbcrall  darch  di«  Enctzang 
von  ors^isch- vegetativen  Produfctiottsinethodeii  darch  kttnstlich- chemische  die 
Prodoktimuscit  der  betreffenden  GQter  bedeutend  verringert  wird«. 

Die  »provisorischen  Maßregeln«,  die  bis  auf  den  heutigen  T»g  gelten, 
hslicii  iJcn  Juden  vollständig  verboten,  »sich  außerhalb  der  Städte  und  Klecken  neu 
niedenalaaaen « .  Neben  dicker  Verordnunt;  gin};  eine  administrative  Umwandlung 
einer  ganzen  Reihe  von  Klecken  rv.  Innillichcn  .Sicdelungen  vor  sich,  so  daß  die 
Inden  oft  auch  von  jenen  Ürlschalien  plülzlich  verwiesen  wurden,  wo  ihr  Wohn- 
rtcht  iiictii.'ils  :in^;c/\v  L  ifelt  w  nr.  Daneben  fin^;  die  Ailministration  an,  auch  die 
Kläthe  jeder  caueinen  Stadt  und  jedes  Klecken  i\i  bcscluicidcij ,  die  .'^ladi^renzc 
wurde  dabei  so  willkürlich  fet»l^Ci^elzt,  daß  e^  zu  Källen  kam,  daß  Juden  aus  ihren 
Wohnungen  ziehen  mußten,  weil  ein  Teil  des  von  ihnen  bewohnten  Hauses  sich 
schon  außerhalb  dieser  administrativen  Schranke  befand.  Da  sich  die  meisten 
industriellen  Unternehmungen  gewöhnlich  außerhalb  der  Stadtmauern  befinden,  so 
können  wir  uns  leicht  vorstellen,  welche  Hemmnisse  diese  »provisorischen  Maß- 
regeln«^ der  Betätigung  jüdischer  arbeitenden  Massen  stellten.  S.  Hessen  a.  a.  O. 
Kap.  Wohn-  und  Bewegui^recht.   S.  13. 
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kehrs-  und  Handelsentwicklung  all  dies  führte  zur  lokalen  Zentrali- 
salioij  der  russischen  Imiustrie  unci  veranlaüle  diesclhe,  neben  tiem 
Hauptindustriezweige  eine  Menge  von  Hilfsiwei^en  in  einen  Beiiieb 
susammeDZttfaasen***).  Auf  diese  Weise  wurden  die  jüdischen  Arbeiter, 
denen  der  Aufenthalt  an  den  Betriebsorten  der  russischen  Berg-  und 
Rübensuckerindustrie  verboten  ist,  nicht  nur  von  diesen  Hauptbetrieben, 
sondern  von  allen  an  dieselben  grenzenden  und  sie  ergänzenden  Hilfs- 
industrien ausgeschlossen. 

So  werden  die  jüdischen  Fabrikarbeiter  gezwungen,  jene  Zweige 
der  Fabrikarheit  zu  Überfullen,  die  als  F.ndstadien  des  Produktions- 
pr()z.esses  vorzu<;sweise  mit  den  Städten  verbunden  sind.  Alle  Fabri- 
ken, in  welchen  sie  besf'hafiigt  sind,  sind  meistenteils  nur  erweiterte 
Handwerksstatien,  in  welchen  eine  gewisse  Arhciisteilung  eingeführt 
ist,  und  nur  (We  Zahl  ilcr  Handwetker  um  ein  weniges  den  Personal- 
bestand der  Handwerksstätte  Ubertrifft.  Die  steigende  Konkurrenz  und 
die  angesichts  der  Nähe  der  Konsumenten  vorhandene  Leichtigkeit 
des  Absatzes,  zersplittert  diese  Fabriken  in  immer  kleinere  Anstalten 
und  nähert  ihren  Typus  dem  des  Handwerksbetriebes.  Eine  Ausnahme 
bildet  nur  die  Tabak-,  Zündholz-  und  Zigarettenindustrie,  die  in  einem 
mehr  o<ler  weniger  großen  Maßstabe  betrieben  wird  und  mehrere 
Tausend  jüdische  Arbeiter  beschäftigt. 

Zu  den  Falifikbetrieben,  in  welchen  der  Produktionsprozeß  nur  in 
seinein  Vorstadiuui  verlnuft,  sind  Sagemühlen,  Muhien,  Ziegel-  unti 
Kerainikansialien  -Mi  zahlen,  die  ca.  5000  Arbeiter,  hau]jtsachlich 
ungelernte  1  ageluliner  beschäftigen,  während  die  \\  ei)er-,  Tabak-,  Ger- 
ber- und  Horstenindustrie  zumeist  qualifizierte  Arbeiter  (ca.  30ooojudenj 
beschäftigt. 

Die  jüdischen  Weber,  ca.  8000  an  der  Zahl,  gruppieren  sich  in 
den  Industrierayons  von  Bdostok  und  Lodz.  Sie  arbeiten  fast  nur 
an  Handstühlen.   Die  Zahl  der  Juden ,  die  an  mechanischen  Stühlen 

beschäftigt  sind,  ist  sehr  unbedeutend.  Dies  läßt  sich  dadurch  er« 
klären,  daß  Webereien,  die  durch  mechanische  Webstühle  in  Bewegung 
gebracht  werden,  die  zeitlich  koordinierte  Arbeit  des  ganzen  Arbeits- 
knmjilexes  einer  Fa!  rik  erfordern:  der  gesamte  Arbeitsprozeß  ist  von 
der  rncchanisciien  Triebkraft  a!>hangif(,  und  es  müssen  alle  .Arbeiter 
gleichzeitig  an  der  Arbeil  sein,  solange  der  lletiieh  im  dange  ist.  In 
dieser  Hinsicht  ist  ein  großer  Unterschied  /wisc  hen  den  Webereien 
auf  der  einen  und  der  Metallverarbeilungsuulustrie  auf  der  andern 
Seite  zu  bemerken.  In  den  letzteren  ist  nur  ein  unbedeutender 
Teil  der  Arbeiter  an  die  mechanische  Treibkraft  unmittelbar  ge« 
bunden,  während  eine  ganze  Anzahl  von  Arbeitern,  wie  Schlosser, 
Tischler,  Modellarbeiter  u.  a.  in   keiner  direkten  Beziehung  zur 

$.  V.  Schulze-üSvemtu:  Wirtschartlkhe  Studien  in  Rußland.  Leipzig  189S. 
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Treibkraft  stehen.  Diese  Eigentümlichkeit  der  mechanischen  We- 
bereien äußert  sich  sehr  nachteilhaft  für  (iic  Masse  der  jüdischen  We- 
ber, die  an  der  üblichen  Sabbatruhe  festliak.  Die  Sabbalruhe  kann 
hier  nicht  durch  Kompensation  der  Sonnta^sarheit  pewahri  werden,  da 
am  Sonntag  der  ganze  Betrieb  stiilsichl,  und  bO  müssen  i>ie  immer  vor 
den  christlichen  Arbeitern  zurücktreten,  die  nur  den  Sonntag  feiern.  Et 
bleibt  ihnen  nichts  mehr  übrig,  als  entweder  die  Sabbatnihe  zu  bre- 
chen oder  in  die  mechanischen  Webereien  überhaupt  nicht  einzutreten 
und  bei  der  früheren  Handweberei  zu  bleiben,  die  sie  entweder  in 
Fabrikräumen  der  Unternehmer  oder  bei  sich  zu  Hause  auf  Bestellung 
des  Unternehmers  betreiben. 

Ks  hat  sich  auf  diese  Weise  eine  eigenartige  und  für  die  Juden 
äußerst  ungünstige  Arl «eitstetliini:  zwischen  Juden  und  Christen  gebil- 
det: die  christli(  hen  Ai  beiter  bilden  das  Hau|jtkontinr,'ent  der  merlia- 
nisthcn  Webereien,  wahrend  die  Handwcl'ereien  hauiiti>achlich  von 
Juden  betriebe«  werden.  iJa  aber  liic  Fabrikbeiriebe  immer  mehr  Hand- 
Stühle  durch  mechanische  Triebkräfte  ersetzen,  so  werden  die  jüdi- 
schen Weber  entweder  in  das  Gebiet  des  auf  dem  Boden  der  Hand- 
weberei wuchernden  Schwitzsystems  hineingezogen  oder  verlieren 
jede  ErwerbsmögUchkeit  und  werden  zur  Emigration  gedrängt.  So  ist 
während  der  Krise  von  igo2  ein  Drittel  der  Kelostoker  jüdischen  Weber 
emigriert.  Ueberhaupt  sind  es  vor  allem  die  jüdischen  Weber,  die  in 
erster  Linie  nnter  diesen  Krisen  zu  leiden  haben,  da  sie  in  technisch 
am  meisten  i  uc  kstandisjen  Uetrieben  nrbeiten. 

Im  übrigen  verhmdert  der  l1euti^e  Stillsland  der  Lodicr  Industrie 
den  Uebergang  zu  eien  ine(  tianischen  Webereien  auch  fiir  diejenigen, 
die  entschlossen  waien,  auf  die  Samsiagsruiie  zu  verzichten.  Die  iicrr- 
schende  Stellung  gehurt  gegenwärtig  der  Moskau  •  Wladimirer  Baum- 
wollindustrie. Alle  Vorteile»  die  früher  die  westliche  Industrie  ge- 
nossen hat,  die  Kohle  auf  dem  Wege  durch  die  Ostsee  erhielt,  sind 
von  der  Moskau* Wladimirer  Industrie  überholt  worden.  Letztere 
befindet  sich  nämlich  im  Genüsse  eines  Vorzui^starifes  für  mittelasia- 
tische Baumwolle  imd  kaspische  Naphta,  die  sie  über  die  Wolga  zu- 
geführt bekommt**).  An  dieser  aufblühenden  Moskau-Wladindrer  In- 
dustrie können  nher  rlic  jüdisrfun  Arbeiter  infolge  ihres  beschränkten 

Woiinrerhts  keinen  Anteil  nehmen. 

So  bind  die  judibihcu  Weber  hauptsachlich  in  hau^indastriellen 
Betrieben  des  Lodzer  und  Belosloker  Rayons  bescdiakigi,  liic  aut  der 
Grundlage  des  Zwischenmeistersystems  wurzeln.  Da  es  dem  Fabri- 
kanten unmöglich  ist,  mit  jedem  einzelnen  Handweber  in  Verhand- 
lung zu  treten,  so  schiebt  er  zwischen  sich  und  seine  Weber  die  Per- 
son des  sog.  Lieferanten,  der  alle  Bestellungen  unmittelbar  von  ihm 


**)  V.  Schuhc-Gäveraitz  a.  a.  O. 
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erhalt  und  sie  an  dif  em/.eliifii  Weber  verteilt.  Die  Lieferanten  haben 
zwar  keine  eigenen  W  ebereien  und  ubeii  ausschließlich  wirtschaftliche, 
vermiilehulc  Funktionen  aus.  Aber  für  diese  Vermittlung  muü  »hm 
der  Weber  eine  gute  Hälfte  seines  Arbeitslohnes  abgeben.  Nicht  genug 
an  der  unmittelbaren  Entschädigung,  die  sie  sich  von  den  Handwebem 
bezahlen  lassen;  der  Lieferant  weiß  sich  auch  durch  Maß-  und  Ge- 
wichisfillschungen  auf  Kosten  des  Arbeiters  xu  bereichem:  der  Arbeits- 
lohn wird  nach  Kette  und  Spule  entrichtet;  der  Lieferant  aber  versteht  es, 
den  Fabrikanten  am  Material  zu  bestehlen  und  das  Fehlende  auf  den 
Arbeiter  abzuwälzen.  Diese  Erscheinung  ist  so  verbreitet  und  so  all- 
täglich geworden,  daß  sie  sogar  ihre  eigene  Bezeichnung  im  jüdischen 
Sprnrhgehraiu  Ii  bekommen  hat  (Matten l  Die  von  den  Lieferanten  auf 
diese  Weise  gestohlenen  Spulen  mit  (iarn  werden  in  Buden  verkauft  und 
dienen  sogar  bei  der  Bevölkerung  als  Scheidemünze. 

Besonders  drückend  ist  die  Lage  der  Gesellen  die  bei  diesen  von 
den  Zwischenmeistern  umstrikten  Webern  noch  weiter  angestellt  sind. 
Während  der  Durchschnittsverdienst  eines  Fabrikwebers  bei  einem  iiV'* 
stündigen  Arbeitstag  6—7  Rubel  wöchentlich  betragt,  sinkt  derselbe 
bei  den  Gesellen  der  Handwerker,  die  14 — 16  Stunden  täglich  arbeiten, 
bis  auf  4  Rubel.  Oder  mit  anderen  Worten:  bekommt  der  erstere  10 
Kopeken  pro  Arbeitsstunde»  so  muß  letzterer  sich  mit  4  Kopeken  be- 
gnügen. 

Neben  dem  Liefeiantensystcm  tritt  das  System  der  sog.  >Lohn- 
kcltler  .-ruf,  das  besonders  im  Rayon  von  Belostok  vei  breitet  ist.  Der 
LohukcUler  unterscheidet  sich  vom  Lieferanten  dadurch,  dali  er  die 
Arbeit  nicht  im  Auftrage  eines  Fabrikanten  bestellt,  sondern  auf  eige- 
nes Risiko  die  Produktion  organisiert.  In  seiner  Ausbeutungsfähigkeit 
steht  er  dem  letzteren  keineswegs  nach.  Zieht  man  dazu  noch  die 
äußerst  unhygienischen  Arbeitsbedingungen  in  Betracht,  da  oft  ein 
Lohnkettler  in  einem  kleinen  Stübchen  bis  30  Weber  samt  ihren  Hand- 
stiihlen  zusammendrängt,  so  versteht  man,  warum  die  jüdischen  At' 
beiterorganisationen  ihre  Hauptbestrebungen  auf  den  Kampf  mit  den 
»Lohnkettlern^  richten 

Neben  diesen  Schäden  der  Handweberei  kommt  noch  die  stete 
Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  liinzu,  die  durch  rebeifuUung  des  Arbeits- 
markles  entsteht,  l'm  <iiese  reberfullung  irgendwie  zu  bekämpfen, 
haben  die  judischen  Handvveber  beschlossen  keine  weitere  Aufnahme 
von  Lehrlingen  zuzulassen  und  so  das  Wachstum  der  Handweberzahl 
aufzuhalten.  Doch  ist  der  Mangel  der  Erwerbsßlhigkeiten  unter  dem 
jüdischen  Proletariat  so  fühlbar,  alle  den  Juden  zugänglichen  Berufe 
sind  so  sehr  überfüllt,  daß  die  heranwachsende  Jugend  auf  der  Suche 
nach  einem  Unterhaltungsmittel  diesen  Beschluß  zu  umgehen  verstand 
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und  die  Ar!)cit  unmittelbar  vom  Zwisrhenmeister  erlernt. 

Von  den  antieren  Fabriksheirieben,  die  jü(bsche  Arbeiter  beschäf- 
tigen, sind  besonders  liie  ral)ak-  und  Zigarctteniiidiistrie  zu  erwähnen. 
In  der  Tabakindustrie  sind  allein  die  Tabakschneicier  mit  6000  Juden 
vertreten,  wie  ubcriiaupt  die  Juden  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  in  der 
Tabakindusthe  bilden.  So  waren  in  den  Tabakfabriken  des  Chersoner 
GooTernenieiits,  die  350  Arbeiter  beschäftigten,  330  oder  94<'/o  Juden. 
Die  Tabakbebauung  Ist  der  einzige  Zweig  der  landwirtschaftlichen  Be* 
schAftigung»  in  der  jüdische  Arbeit  stark  vertreten  ist.  Dabei  ist  zu  bemer- 
ken, daß  die  jüdische  Tabakbebaunng  in  starker  Entwicklung  begriffen 
ist.  Während  1884  die  Juden  nur  26,77%  aller  Tabakpflanzungen  bebaut 
haben,  bebauten  sie  derer  im  Jahre  1896  schon  62°\,.  Ebenso  bilden 
die  Juden  einen  liedeutctiden  Brurhteil  der  Landarbeiter,  die  an  den 
Tabakprtan2un<^'cn  l  eil  nehmen.  Von  3790  Arbeiter,  die  1889  auf  Ta- 
bakpflanzungen beschäftigt  waren,  sind  3431  oder  02.3  «>,  luden  *^). 

Die  Arbeitsbfdini^'unsjen  auf  tlen  Tabakfabriken  sind  äußerst 
drückend.  Die  Betcdigung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  ci  reit  hl  in 
diesen  Betrieben  die  ganz  enorme  Durchschnittsgröße  von  70%;  in  den 
einzelnen  Gouvernements  erreicht  dieser  Bruchteil  noch  mehr,  nämlich 
74%  in  Grodno  und  91%  in  Jekaterinoslaff,  Die  schwere  Tabakluft, 
deren  schädlichen  Wirkungen  keine  Art  von  Ventilation  oder  sonstige 
Vorrichtungen  entgegenarbeiten,  wirken  äußerst  schädigend  auf  die 
Gesundheit  der  Arbeiter. 

»Schon  infolge  der  Natur  ihrer  Arbeit,  die  meistenteils  eine  ge- 
bogene La<,'e  des  Organismus  und  einförmige  Bewegungen,  die  nur  einige 
Organe  zum  Nachteil  der  anderen  entwickeln,  erfordert,  sehen  die  Ar- 
beiter, die  in  den  Taluikfabriken  mehr  oder  weniger  lange  Zeit  arbei- 
ten, besonders  Kinder,  elend,  abg<;magerl  aus;  sie  halien  uorkene, 
blasse  Gesichter,  fieberhaft  brennende,  cnl/undclc  Augen  und  fast  im- 
mer einen  ungleichmäßigen,  beschleunigten  Aiem«  (Dembowetzky :  Be- 
schreibung des  Mohiliffer  Gouvernements  S.  230  B.  II  sit.  nach  der 
»Materialiensammlung«  II  S.  76).  »In  den  meisten  Tabakfabriken,  be- 
sonders in  den  jüdischen,  ist  ein  äußerstes  Zusammenhäufen  der  Ar- 
beiter zu  merken. ...  Es  gibt  da  fast  gar  keine  Ventilation,  und  auch  dort, 
wo  es  irgend  welche  Vorrichtungen  gibt,  werden  sie  nur  im  Falle  der 
Ankunft  der  Vorgesetzten  gebraucht.  Im  Winter  scheut  man  die  Venti- 
lation aus  Furcht  vor  Erkältung,  im  Sommer  aber  bat  man  vor  einem 

Materi.ilitiusamiiilung  a.  a.  (  ).  S.  76.  Uebcr  die  Cit'nrettf iifabriken  Liiilialt 
die  >Maierialienäammlung<  keine  be.soinieren  An^'nbcn.  Man  ttnib  bedenken,  daß 
fast  die  ganze  Cigarctteiiindustrie  hausinduslriell  organisiert  ist  und  sich  keiner  Re- 
gistration imtentehen  läfit,  da  sie  bcimlich  betrieben  wird,  um  jeder  Stenerkontrolle 
aassaweichen.  Jedenfalls  sind  aus  diesem  Grunde  mehrere  Tausende  Cigaretten- 
arbeiter  aufierhalb  der  Betrachtang  der  »Materialiensammtung«  geblieben. 
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zu  großen  Austrorknen  des  Talmks  Antust,  der  den  Arbeitern  mach 
Gewicht«  verabreicht  wird  ;  ( Swiailowsky :  Der  Fabrikarbeiter  S.  202 
zit.  nach  der  Maierialicnsanunluni,'  II  8.  77), 

Ueber  die  Löhne  fehlen  Icidcr  in  den  »Mater iahen«  jegliche  An- 
gaben. Wir  haben  nur  einzelne  Angaben  von  1902  über  die  Stadt 
Mobileff  am  Dnjeper,  wo  die  Löhne  in  diesen  Fabrikeik  nicht  mehr 
3—5  Hubel,  bei  den  weiblichen  Arbeitern  aber  im  Durchschnitt  nur 
3  Rubel  wöchentlich  betragen  M). 

Ferner  sind  n€»ch  die  Gerbereien  zu  nennen,  die  7000,  und  die 
Borstenfabriken,  die  3000  jüdische  Arbeiter  beschäftigen.  Unter  den 
Gerbereien  haben  wir  neben  den  kleinen  Anstalten,  die  je  S — 10  Ar- 
beiter beschäftigen  und  die  sich  sowohl  in  ihrem  Umfange  als  auch  in 
ihrer  Te<"hnik  den  Hand  wer  ksstiitten  nähein,  auch  eii^entliche  Faltrikcn 
zu  unterscheiden,  (iie  nnt  allen  t  ortsclirillen  der  Technik  versehen  sind 
und  je  200  300  Arbeiter  beschäftigen.  Kiueii  ähnlichen  Charakter  tratet 
auch  die  Borbtenvcrfcrtigungsindustrie.  Iji  den  Gerbereien  nehmen  die 
jüdischen  Arbeiter  einen  vorwiegenden,  in  den  Borstenverfertigungsan- 
stalten einen  fast  ausschließlichen  Anteil.  Die  Arbeitsbedingungen  sind 
hier  wie  dort  etwas  besser  als  im  Handwerk. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchung  zusammen,  so 
sehen  wir,  daß  die  Anschauung,  als  befinde  sich  kein  arbeitendes 
Proletariat  unter  den  Juden,  nicht  nur  durch  die  Tatsache  seiner  be- 
deutenden Anzahl ,  sondern  auch  durch  sein  unermüdliches  Streben 
nach  weiterer  Kntwickhmg  imd  Ausdehnung,  fiir  voHständig  unhalt!)ar 
erklärt  werden  muß.  Der  mächtige  i'neb  der  jüdischen  Masse  nach 
einer  immer  stärkeren  1  eihiahme  an  der  produktiven  Arbeit  macht  sich 
auf  allen  .Seiten  des  wiitsrhafilichen  Lebens  fühlbar;  das  jüdische 
Proletariat  reckt  sozusagen  nach  ^^llcn  Richtungen  die  Hände  aus,  wo 
man  Arbeit  braucht  und  wo  es  durch  die  speziellen  gesetalichen 
Beschränkungen,  die  auf  den  Juden  lasten  und  den  allgemeinen  Druck, 
unter  dem  sich  die  gesamte  russische  Bevölkerung  befindet,  schroff 
zurückgewiesen  wird.  Wir  haben  gesehen,  daß  die  Erzeugnisse  der 
jüdischen  Handwerker  die  Bedürfnisse  seiner  ganzen  Umgebung,  beson- 
ders (he  der  bäuerlichen  Bevölkerung  befriedigen,  aber  wir  haben  uns 
auch  die  Ueberfüllung  des  jüdischen  Handwerks  im  »Ansiedlungsrayon« 
verget^'envvärtigt ;  wir  sind  allen  P>estrel)unq^en  der  jtidischen  Handwerker 
gefolgt,  ihre  Arbeit  an  die  i,'ei;el>ene  Nac-htVai:e  anzupassen  :  wir  konnten 
w;ilu  nehmen,  wie  willig  er  sich  die  Situation  tlcs  VVarenhandwerkers  »e- 
sciiatien  halle,  der  auf  eigenes  Risiko  für  einen  unbestimmten  Kunden 
arbeiten  muß  und  in  eine  doppelte  Abhängigkeit  vom  Gläubiger,  der 
ihm  das  Geld  zur  Herstellung  seiner  Erzeugnisse  leiht  und  vom  Ver* 

**)  Sara  Rabinowitsch :  Die  Organisationen  des  jfldischcn  Proletariats.  Karh- 
rahe  1902. 
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mittler,  der  diese  Erzeugnisse  absetzt,  gerät.  Ebenso  willig  hat  er 
seine  Arbeitskraft  der  Hausindustrie  zur  Verfügung  gestellt,  wo  uner* 
trügliche  Arbeitsbedingungen  herrschen  und  wo  der  Verdienst  seilet  ^' 
tu  einer  halbhungrigen  Existenz  kaum  ausreicht.  Doch  waren  alle  ^ 
Bemühungen  der  jüdischen  Handwerker  kaum  im  Stande,  das  Gleich* 
gewicht  zwischen  der  Anzahl  der  Handwerker  im  Ansiedlungsrayon 
und  der  bestehenden  Nachfrage  herzustellen,  und  eine  ganace  Anzahl 
jüdischer  Handwerker  ist  noch  immer  genötigt  zu  emiG;rieren.  Wir 
haben  endlich  gesehen,  wie  eine  Eingliederung  einer  immer  größeren 
Anzahl  judischer  Arbeiter  in  neue  Arbeitsgebiete,  die  Auslireitung  ihrer 
Tätigkeit  über  immer  weitere  l'roilukiionsstadien  mit  F.insc  hhilS  von 
Ackerbau  und  Urpro^luktion  eine  Frage  vom  Leben  untl  l  od  lur  das 
jüdische  Proletariat  geworden  ist;  aber  wir  haben  auch  gesehen,  wie 
die  gesetzlichen  BeschrAnkungen  auf  Schritt  und  Tritt  dieser  organi* 
sehen  Tendenz  entgegenwirken.  Wir  können  daher  das  sichere  Ver- 
trauen haben»  daß  die  neue  befreiende  und  belebende  Zeit,  die  sich 
jetzt  ^tz  aller  Hindemisse  in  Rußland  Bahn  bricht,  den  jüdischen 
Arbeitern  eine  breite  Bahn  fiir  ihre  Tätigkeit  eröffnen  und  die  jüdische 
Arbeit  zu  einem  der  wertvollsten  Faktore  in  der  Hebung  der  Landes» 
kultur  gestalten  wird. 
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LITERATUR. 

Protestantische  Ethik  und    Geist  des  Kapitalismus^'. 

Replik  auf  Herrn  Prof.  Max  Webers  Gegenkritik. 

Von 

K.  H.  FISCHER. 

Zu  (Ici  von  Herrn  Prot.  W  eber  im  1.  Heft  iles  XX\'.  Hd.  gelie- 
Icrtcn  <  lOL^t  nkrifik  wünsche  ic  h  i  initr<"'^  erwidern,  weil  meinem  Herrn 
(iegenkniikrr  iroU  seiner,  Wh  w  ill  suL^en  —  teniperament\ olk  n  Ausfüh- 
rungen das  Mißgeschick  widerfahren  ist,  den  Kernpunkt  der  Streitfrage 
außer  acht  2u  lassen.  Diesen  Kernpunkt  noch  schärfer  herauszuar- 
beiten, als  es  in  meinem  ersten  Aufsatz  geschehen  war,  ist  der  Zweck 
der  nachstehenden  Ausführungen. 

Ich  sehe  also  davon  ab,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Gegenkritik  ein* 
zugehen,  teils  wegen  beschränkten  Raumes,  teils  um  mich  nicht  zu 
wiederholen.  Ob  die  von  meinem  Herrn  Gegenkritiker  vorgebrachten 
Einwände  zu  recht  bestehen,  überlasse  ich  dem  Urteil  des  nachdenk- 
lichen T^esers.  Nur  will  ich  kurz  erwähnen,  dal>  ich  nirs'en<lv  in  meiner 
Kritik  Prof.  Weher  die  Ansicht  imputiert  habe,  er  wolle  mit  seinen 
Darlei^uni^en  die  noch  heute  lit/stchrndcn  /.nsammcnlum^e  zvv'ischen 
den  Konfessionen  und  den  ökononiischen  und  so/-ialen  Schichtungen 
erklären  oder  gar  die  Wirtschaftsformen  des  kapitalistischen  Be- 
triebes aus  religiösen  Motiven  ableiten. 

Es  sei  hier  die  flir  mich  ungünstigste  Position  gesetzt  und  daher 
angenommen,  meine  Kritik  basierte  tatsächlich  auf  einer  unglüdcseligen 
Verkettung  von  Mißverständnissen.  Ich  halte  mich  darum  an  die  in  der 
Gegenkritik  von  Prof.  Weber  ausdrücklich  abgegebene  Erklärung,  »daß 
es  der  Cieist  3  methodischer  Lebens  fuhrung  ist,  welcher  aus  der 
>  Askese  K  in  ihrer  i)rotestantischen  UmbiMtmc  abgeleitet  werden 
sollte.'  Ich  erinnere  daran,  daß  von  dtm  Autor  Bd.  XXI  S.  110) 
femer  erklärt  worden  ist,  daß  ymit  Ik  dat  ht  nur  fl  i  e  l'.e/i<,  h\mL;ea  auf- 
genommen worden  sind ,  in  welchen  eine  Emwirkung  religiöser  Be- 
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wuütseinsirihaite  aut  das  >materieUec  Kulturleben  wirklich  zweifel- 
los ist«. 

Wenn  man  an  die  fast  verwirrende  Fülle  von  Gründen  und  Ge- 
gengründen denkt,  mit  denen  in  der  Literatur  gefochten  wird,  um  die 
treibenden  Faktoren,  oder  gar  den  treibenden  Faktor  des  geschicht- 
lichen Geschehens  zu  ermitteln,  wenn  man  bedenkt,  wie  schwierig  es 
ist,  ans  der  Mannigfaltigkeit  des  wirklichen  Geschehens,  seinen  ver- 
schlungcnen  Kausalzusammenhängen  eine  einwandfreie  Rekonstruktion 
des  wirklichen  Geschehens  zu  finden,  dann  ist  man  erfreut,  hier  — 
wie  vcrheißcMi  wird  —  für  einen  bo^enztcn  Hi^/ii  k  des  geschichtlichen 
Geschehens  ilic  wahrhaft  treibenden  Kräfte  aufgewiesen  zu  sehen.  Um- 
somehr  wird  man  sich  /u  einer  Nachpruftinij  dos  Verfahrens  \'er- 
anlaßt  fühlen,  mit  dessen  Hilfe  der  Autor  zu  seinein  Ergebnis  gekom- 
men ist.  Zwar  wird  uns  ausdrucklich  versichert;  »es  soll  keineswegs 
eine  so  töricht-doktrinäre  These  verfochten  werden,  wie  etwa  die,  daß 
der  »kapitalistische  Geist<  (....)  oder  wohl  gar  der  >Kapitallsmus« 
überhaupt,  n  u  r  als  Ausfluß  bestimmter  Einflüsse  der  Reformation  habe 
entstehen  können«.  »Es  soll  durchaus  nicht  an  Steile  einer  ein* 
seitig  »»materialistischen««  eine  ebenso  einseitige  spiritualistische  kausale 
Kultur-  und  Geschichtsdeutung  gesetzt  werden.«  Aber  für  den  Nach- 
prüfenden handelt  es  sich  nicht  darum,  was  der  Autor  will  oder  nicht 
will,  sondern  dämm,  welches  Verfahren  er  tatsächlich  in 
seiner  U  n  t  e  r  s  u  r  h  11  n  anwendet,  ganz  ab;^eselien  \  1  m  seinen 
sonstigen  Versieheruni^^en.  Darum  habe  ich  in  meiner  Kritik  ans  der 
Fülle  des  dargebotenen  Stuttes  nur  die  Partien  herausgehoben,  tbe  für 
den  methodischen  Fortschritt  in  jener  Arbeit  in  Betracht  kamen. 

>Der  >Geist  methodischer  Lebens flihnmg«  ist  also  aus  der  »As- 
kese« in  ihrer  protestantischen  Umbildung  abzuleiten.«  Der  »Geist 
methodischer  Lebenslührung€  ist  natürlich  auch  schon  vor  dem  Auf- 
treten des  Puritanismus  im  Menschengeschlecht  aufgetn^n  und  wirk- 
sam gewesen.  \^^J1Ite  man  für  das  jedesmalige  Entstehen  dieses 
Geistes  von  vornherein  auf  religiöse  Motive  als  Hauptursache  zurück- 
greifen, so  würde  man  eben,  bewußt  oder  unbewußt,  Rerti  \ionsj)svrho- 
logie  treiben;  ich  verweise  datlir  noch  einmal  anf  meine  Ausfuhrungen 
in  den  >Kritisclun  l5eilraL;en  .  Aber  es  kann  wohl  sein,  da(>  in  diesem 
speziellen  Fall  der  (ieist  nuthndischer  I .ebensfühnuig  laLsuchlich 
religiös  begründet  gcwc;»eu  war.  Warum  .sulhe  man  sich  dagegen 
strauben,  wenn  dieser  Kausalzusammenhang  als  der  wahrscheinliche 
erwiesen  wird?  Es  ist  nur  die  Frage,  ob  dieser  Beweis  erbracht  wor- 
den ist.  Freilich  ist  es  unbestritten,  daß,  nachdem  die  religiös-wirt- 
schaftliche Gemütsstimmung  des  Puritanismus  erst  einmal  entstanden 
war,  sie  ihrerseits  nun  auch  vcrstäriccnd  wirkte  auf  den  Geist  metho- 
discher Lebensfühnmg  dort,  wo  dieser  (»eist  noch  schwach  entwickelt 
war.   Doch  es  handelt  .sich  nicht  um  die  Frage  der  von  niemand  gc- 
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leugneten  Wechselwirkung  beider  Größen,  sondern  um  die  Frage  der 
Entstehung  des  Geistes  methodischer  Lebensführung  in  jener  Zeit 
Dafi  im  lutherischen  Protestantismus  die  PH ichterftillung 
innerhalb  der  weltlichen  Berufe  als  höchster  Inhalt  der  sittlichen 
Betätigung  geschätzt  wird,  daß  in  der  lutherischen  Dogmatik  die  welt- 
liche Berufsarbeit  als  Ausdnick  äußerer  Nächstenliebe  gewertet  wird, 
diese  Tatsachen  lassen  sich  gleicherweise  auch  deuten  als  eine  Anpas- 
sung der  religiösen  Vorstellungswelt  an  den  vorhandt  nen  wirtschaft- 
lichen Zustand.  Daß  im  Calvin  isniiis  gerade  die  angestreng- 
teste Berufsarbeit  als  äußeres  Zeichen  der  llrwiihlung  betrachtet 
wurde,  läßt  die  »wirtstliatüiche*  Ausdeutung  gleichfalls  zu,  läßt  sogar 
die  Vermutung  aufkommen ,  daß  der  wirtschaftliche  Zustand  die  reli> 
giösen  Anschauungen  beeinflußt  hat.  Daß  endlich  mit  Hilfe  theolo- 
gischer Erbauung  SS  ehrt  ften  im  günstigsten  Falle  nur  be- 
wiesen wird,  daß  von  den  Verfassern  derselben  wirtschaftliche  An- 
schauungen in  das  dogmatische  System  hineinverwoben  wurden,  dar- 
auf hatte  ich  bereits  früher  hingewiesen.  Mit  Hilfe  der  beige- 
brachten religiösen  Literatur  ist  nur  bewiesen  wor- 
den das  gleichzeitige  Vorhandensein  und  die  enge 
Verknüpfung  1  >  e  i  d  e r  Faktoren  miteinander  in  jenen 
Schriften.  Nu  ht  mehr,  Ueber  diesen  objektiv  gegebenen  Bclund 
geht  der  Autor  iunau^.  mit  der  Behauptung ,  daß  also  der  Geist  me- 
thodischer Lebensführung  aus  religiösen  Motiven  abgeleitet  worden  ist 
Gerade  hier,  am  entscheidenden  Punkt  tritt  ein  Schluß  auf,  dem  keine 
Beweiskraft  innewohnt.  Denn  um  diesen  Schluß  zu  einem 
zwingenden  zu  gestalten,  hätte  nachgewiesen  werden 
müssen»  daß  in  jedem  einzelnen  Falle  die  erwähnten 
anderen  Deutungsmdglichkeiten  ausgeschlossen  sind. 
Es  hätte  gezeigt  werden  müssen,  daß  vor  dem  Auf- 
tau rhen  der  hernnf^i^zo'^enen  relic^iösen  Literatur 
der  Geist  m  e  t  h  o  d  i  s  c  h  e  r  L  e  1)  e  n  s  t  u  h  r  u  n  g  n  i  c  h  t  vor h a n- 
den  gewesen  ist,  und  /.war  nicht  nur  nicht  in  religiö- 
sen, sondern  auch  nicht  in  welllichen  litir  arischen 
Denkmälern.  Der  Autor  hätte  endlich  dar  tun  müssen, 
daß  die  übrigen  möglichen  Erklärungen  der  £ntste> 
hung  des  Geistes  methodischer  Lebensführung,  wie 
sie  von  Mill,  Spencer  gegeben  werden  und  von  mir 
versucht  wurden,  hier  tatsächlich  ausgeschlossen 
sind,  sodaß  einzig  und  allein  nur  die  vom  Autor  an* 
genommene  Erklärung  übrig  bliebe.  Dergleichen  metho- 
dische Ue!>erlefTungen  bietet  der  Autor  nirgends;  er  sieht  diese  Schwie- 
rigkeitcn  gar  nicht. 

Der  allgcineinc-  liinwt  is,  daß  wir  motieriien  Menschen  uns  gar 
nicht  genügend  in  die  durch  und  durch  religiöse  Gemütsstimmung  der 
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Menschen  jener  Zeit  zu  versetzen  vermögen,  beweist  natürlich 
nichts:  er  beweist  ebcnsowrnij»,  wie  der  auf  entgegengesetzter  Seile 
übliche  Hinweis  ,  daß  wir  in  unseren  Geschichtsbetrachtungen  bishn 
nur  f^ar  zu  bclir  ^'ent  i'j^t  waren  ,  religiöse  Motive  als  die  in  der  Ver- 
gangenheit aubsch!ay;<^elH>nden  zu  werten.  — 

Der  Versuch  einer  nachzeichnenden  Rekonstruktion  der  Vergan- 
genheit, insbesondere  unser  Bemühen,  die  in  der  Geschichte  wirksam 
gewesenen  Motive  zu  erkennen,  begegnet  der  großen  Schwierigkeit» 
daß  wir  m  und  mit  der  Geschidkte  keine  Experimente  treiben  können. 
Wir  können  nicht  diese  oder  jene  Ursachen^Komponente  variieren  oder 
gänzlich  ausschalten,  um  dadurch  in  der  Wirkung  das  Vorhandensein 
oder  die  Größe  des  Anteils  jener  Ursachen-Komponente  in  dem  Ur- 
sachen-Komplex zu  erkennen.  Wo  das  uns  vorliegende  geschichtliche 
Material   nicht  zu   einer    j^anz    bestimmten   Schlußfol^crunj;  drängt, 

—  und  das  ist  zumeist  und  auch  l)ei  unserem  Material  niclit  di  r  Fall, 

—  da  sehen  wir  uns  zu  psycht>h^^ischcn  Deutungen  t^ezwun^en,  falls 
wir  überhaupt  zu  Urteilen  ü  l)  e  r  einst  wirksam  gewe- 
sene Motive  gelangen  wollen.  Z.  B.  bei  Urteilen  über  un- 
sere Umgebung  nehmen  wir  irgend  einen  erkenntnistheoretischen  Stand» 
punkt  ein,  ohne  uns  desselben  fortwährend  bewußt  zu  sein,  weil  prak- 
tisch ohne  Bedeutung.  Aber  irgend  einen  erkenntnistheoretischen 
Standpunkt  nehmen  wir  ein,  und  bei  erkenntnistheoretischen  Unter» 
suchungen  kommt  es  sehr  darauf  an,  sich  desselben  bewußt  zu  sein. 
Aehnlich  steht  es  bei  Untersuchunf^on  nach  den  in  der  Geschichte  wir- 
kenden Motiven.  Falls  nicht  das  dargebotene  Material  selbst  zu  einem 
bestimmten  Schlüsse  drängt,  kommen  wir  aus  der  psychologischen  Aus- 
deutunj^  «^ar  nicht  heraus.  Ks  kommt  nur  darauf  an,  sich  bewußt 
/u  werden,  welche  psyehol( lyischen  V<>raussetzun;>.;ea  man  macht,  da- 
mit man  nicht,  ehe  man  sichb  versieht,  einer  rellexionspsychologischcn 
Deutung  verfallt.  Schließlich  gibt  Prof.  Weber  denn  auch  zu,  daß  er 
fUr  die  Erscheinungen  des  Täufertums  Aufklärungen  erwartet  von  den 
heutigen  exakten  Forschungen  auf  dem  Gebiet  der  Hysterie.  Aber 
diese  Forschungen  sollen  doch  wohl  nicht  auch  Hilfsmittel  bieten  zur 
Erklärung  der  Entstehung  des  »Geistes  methodischer  Lebens  füh- 
rung«?  Warum  wird  hier  plötzlich  die  Mithilfe  der 
exakten  normalen  Psychologie  verschmäht?  — 

Indem  ich  im  Anschluß  an  andere  Autoren  zu  zeii^en  siu  !itr.  \kv\- 
ches  die  Psychogcnesis  der  sBerufspflu  lit  ,  des  »kapitalistischen  (iei- 
stes«,  besser  also:  »des  Geistes  methodischer  Lebensführung-  ist, 
habe  ich  keinerlei  »psychologische  Schemata^  verwendet,  auch  niclit 
»Abstraktionen  irgend  einer  Psychologie*  dargeboten.  »Die  Theorie 
hat  sich  nach  den  Tatsachen  zu  richten,  nicht  umgekehrt« ,  sagt  mein 
Herr  Gegenkritiker.  Dieser  Satz  ist  so  unbestritten,  wie  z.  B.  der,  daß 
die  Zukunft  später  ist  als  die  Vergangenheit.   Durchaus  richtig;  aber 
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beide  Sätze  gehören  nicht  hierher.  »Eine  sachlich  fruchtbare  Kritik <, 
hält  mir  mein  Herr  Gegenkritiker  vor,  »auf  diesem  (icbiet  unendlich 
verschlungener  Kausalzusammenhänge  ist  nur  bei  Hellet  rschung  des 
Quel!en<;toflres  möj^lich».  Nun,  ich  stelle  an  eine  sachlith  fruchtbare 
Kritik  höhere  Ansi»riK  he  :  sie  hat  besonders  auch  auf  eine  metho- 
disch e  in  w  a  n  d  I  r  e  i  e  Verwertung  des  Quellenmaterials  zu 
achten;  sie  hatte  in  diesem  speziellen  Falle  auch  zu  prüfen,  ob  der 
Autor  dessen  eingedenk  war,  daß  das  Erkennen  und  Verwerten  histo* 
tischer  Objekte  selbst  gar  nicht  möglich  ist  ohne  gewisse  —  es  tut 
mir  leid  —  psychologische  Voraussetzungen. 
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Bemerkungen  zu  der  vorstehenden  „Replik". 

Von 

MAX  WEBER. 

Ein  Leser,  der  sich  in  dieser  (wenig  frucht1>aren)  ErOrtemng  orientieren  wollte, 
nflfite  niefat  nur  »nachdenklich«,  sondern  vor  allem  geduldig  genug  sein,  um  bei 
jedem  Punkt  sich  an  der  Hand  meiner  Aufsiue  Uber  das,  was  ich'  gesagt  und 
sn  sagen  unterlassen  habe,  sn  informieren.  Er  würde  dann  vermutlich  Uber  die  Be- 
hauptung eistaunen:  ich  bitte  die  vorstehend  in  belehrendem  Ton  vorgetiage» 
ncn,  jedem  Anfänger  gelKufigen,  >methorlischen<  Prinzipien  und  Probleme  der  hi* 
storischen  Kausalbetrachtung  nicht  »gfsehen«  und  hätte  deshalb  an  Ueberlegung« 
über  die  entscheidcrxkn  kau=;alen  Fragen  meiner  Untersuchung  >nichts  geboten«. 
Sic  wirkt  vollends  t.•r^ta^lnlicll.  wenn  man  damit  die  rein  aprioristi>cbe  An  ver- 
gkichl,  u  ic  mit  dic>cii  I'n il'lciiicn  mein  Ikir  Kriukcr  seil»!  iirngthen  zu  IcÖnnen 
pl.iutit,  (icr  |n  \  Oll  ;  uijstrciiu  hier  lu  Betraclil  koiuinctKicii  Mntcrirx!  schlechthin  nichts 
iiennt,  —  nicht  emmal  die  allgemeinsten  literarischen  Eigentümlichkeiten  der  Quellen. 
Er  nennt  sie  in  seinen  angeblich  »methodologischen«  Darbietungen  »religid»e  Er* 
bauui^^baeber«  und  verwechselt  diese  dann  wieder  mit  »dogmatischen  Systemen«. 
—  Hier  fehlt  die  S  a  c  h  künde.  Er  weiß  einfach  nidit,  daß  die  für  mebw  Darstellung 
der  BeeinHussung  der  Lebensführung  entscheidenden  Quellen  —  neben  denen 
andre  nur  da  rar  Verwendung  gelangten,  wo  die  Natur  der  konkreten  Frage- 
stellung dam  Anlaß  gab  —  aus  Responsensammlungen  entstanden  sind,  die  direkt 
auf  ganz  konkrete  praktische  Anfragen  an  den  Geistlichen  (damals  den  schlecht- 
hin universellsten  Ratgeber,  den  irgend  eine  geschichtliche  Epoche  gel&annt  ball) 
zurückgehen  tind  mit  »Erhamm«^«-'  rxk  t  -  «logmatisclicn*  Zwecken  gar  nichts,  um«!omchr 
aber  mit  den  I'iohlemc-n  der  nlltnLjlichen  Lebensgestaltun^  7X\  tim  haben,  die  sie  uns 
daher  illustrieren,  wie  wenig  andere  (^elicn  dies  Hin.  Seine  •- nut hi -di  iloHischen« 
Ansichten  über  das,  was  eine  ihm  gänzlich  uiil*tkanuie  Liicralur  j-hdchstens«  be- 
weisen könne,  und  was  nicht,  dürften  aho  von  geringem  Belang  sein.  Und  wenn 
er  »dae  Bemerkung  über  die  Schwierigkeit  für  den  modeman  Mensehen,  rieh  in 
die  damal^e  Behandlung  praktischer  Lebensfragen  und  deren  Beeinflussung  durch  reli*  ^ 
giSsc  Motive  zu  versetzen,  ihrer  »Allgemeinheit«  wegen  für  belanglos  erkllrt,  so 
will  Ich  sie  gern  niher  dahin  pritsisieren :  daß  ihm  jene  FMhigkeit  zweifellos  fehlt. 
Ich  wage  auch  kaum  su  hoffen,  ihn  wenigstens  künftig  noch  fttr  meine  Ansichten  zu 
gewinnen.    Denn  seine  Frage:  weshalb  »man«  denn  sich  trotz  plausibler 
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Gründti  sträuben  sollte,  cintii  solchen  Einfluß  (wie  ich  ihn  behftaptct  habe)  anzuer- 
kennen,  —  iit  fllr  ihn  pcnSnUch  sehr  einfach  sn  beuitwoiten.  Die  feste  Ucbernngung, 
welche  er  hegt:  selbst  ein  nnendtich  einfaches  Mittd  snr  FeststeUnng  historischer 
»Psychogenesen«  in  der  Hand  m  haben  —  in  Gestalt  dessen,  was  er  »Psychologie« 
nennt  — ,  konnte  der  Unbefangenheit  seines  Urteils  Uber  die  (nach  seiner  Ansicht) 
«Utu  komplizierten  und  mQhsamen  Versuche  Anderer  sehr  begreiflicherweise  nicht 
xuirÜglich  sein.    Um  dies  SU  sehen,  bedarf  es  keiner  llüTi.  der  »Psychologie t. 

Eine  nicht  auf  irgend  welcher  Sachkenntnis  ruhende  Besprechung  kann 
aber  Oberhaupt,  auch  bei  den  schönsten  > methodologischen«  Vorsätzen,  nicht  wohl 
mit  der  Prätcnsion  auftreten,  «-ine  -Nnch/prOfunt; ;  hi-torischer  rntcr-^nrhungen 
d:irzustellcn.  l)enn  slntt  (kr  :iiiL,'t.  l>li<  lu  n  ^  mt  ilh  n!' (Ii>i{isr!u'n  ■  ei  lialten  wir  fort- 
während sachliche  und  /\\  ir  <lutchw eg  aufb  Litiaicvvohl  hnigt w )rftne  und  auf  l'n- 
kcnntnis  beruhende  Behauptungen  vorgeführt.  Eine  Redewendung  wie  die: 
daß  eine  »Anpassung«  der  religifieen  Vorstellungsweit  an  den  vorhandenen  wirt« 
schaftlichen  Zustand  »vermutet«  werden  milsse,  und  alle  ähnlichen  sind  doch  s  a  c  h> 
liehe  ir  Art.  Sie  stehen  freilich  —  nachdem  diese  Fragen,  grade  unter  diesem 
Cestchtspunkt,  bereits  in  ehier  nicht  gans  unbetrtkhtlichen  Liteiatur  (danntet  so 
verschiedenartige  Schriftsteller,  wie  Kautsky  einerseits,  Dilthey  andrerseits)  erörtert 
worden  sind,  —  denn  doch  allzu  tief  unter  der  heutigen  historischen  FragestcUang, 
von  der  ich  aus|:ehon  durfte,  sind  überdies  aucl^ftnzHch  inhaltsleer  Und  worauf 
€»  hier,  gegenüber  der  eingangs  erwähnten  Behauptung  meines  Herrn  Kritikers  vor 
allem  ankommt:  —  sie  ignorieren  ciiif:icli,  daß  ich  meinerseits,  nach  meinen  aus- 
drücklichen Erklärungen  und  nach  ilet  ^;in-'en  Anlage  meiner  Unfersiirhtin'!,  die 
l'Vntje  der  Bcl iiillu>^un^:  der  relisjii' i>en  l!e\s  e<3unj!en  dtirrh  die  ök-incmiischen 
Piu/iessc  k  c  i  II  e  s  w  e  g  a  als  stlion  durch  uiciue  bii>litrigcn  Feslsieilungen  iil>cr  liic 
Richtung,  in  der  sich  die  umgekehrt  gerichtete  Beeinflussung  bewegt  hat,  er- 
ledigt betrachte.  Jene  meine  Erkllrungen  glaubt  freilich  mein  Herr  Kritiker  jetst  als 
einfach  irrelevant  beiseite  schieben  tu  kSnnen  mit  der  Begrflndung :  ich  hitte  eben 

')  »Angepafit«  aneinander  ist  im  historischen  Leben»  wenn  jener  Begriff  nicht 
genau  erlKntert  wird,  Alles  oder  —  nichts.  »Angepaßt«  ist  an  die  ffkonomischen  »Be- 
dingungen« von  Utah  der  Mormonismus  ebenso  wie  es  die  Lebensformen  der 
andern  Felsengebirgsstaaten  wären  ;  der  Jesuitenstaat  in  Paraguay  war  es  an  den  dor« 
ligcn  Urwald  ebenso  wie  das  Leben  der  Tndinner  vf>r  und  nach  ihm  es  war;  die 
ökonomische  Lebensführung  der  Skopjeii.  Mundi>;cn  und  nmlrer  .Sckiicicr  in  Ruß- 
land ist  es  an  die  «lorugen  ExjsUiubtUingungen  clnn-w  wie  die  Lebensweise  der 
bcnacidjartcn  orthodoxen  Muschiks,  trotz  der  in  allen  »Irei  Fällen  recht  starken  Dif- 
ferenzen. Nicht  angepaßt  an  die  ökonomischen  Bedingungen  von  Genf  war 
Calvins  Theokratie,  als  sie  geschaffen  wurde,  wenn  man  den  Ökonomischen  R  il  c  k- 
^  g  a  n  g  (oder  die  auffMlige,  aber  leicht  erktftriiche,  Stagnation)  in  ihrem  Gefolge 
in  Betracht  sieht.  •  U.  s.  w.  n.  s.  w.  Das  Thema  meiner  Untersuditingen  konnte  Ich 
direkt  dahin  formnlieren :  in  welchem  Sinne  man  allenfalls  von  »Anpassung« 
(der  verschiedenen  Knltutelementc  aneinander)  in  diesen  Zusammenhingen  reden 
kOnne? 
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dtnnoch  luclil  ^und  /war:  nirgends)  iluH'n  tiu^proclicmf  {^ehanHell.  Den  Ver- 
eucb,  diese  ziemlich  starke  Behauptung  nicht  nur  aufzuäicllen,  sondern  durch 
Analyse  meiner  Bcweisfilhrungen  sv  erlilrten,  bttte  er  nnn  freilich  in  seinen  »Kri- 
tischen BeitrSgen«  nirgends  gemacht  Statt  dessen  »blU«  —  sagen  wir  richtiger: 
»klammertt  —  er  sich  jetst  an  »Wortei.  Was  insbesondere  mit  dem  (von  mir 
nicht  nnahnchtUch  in  AnfBhningsstriche  gesetzten)  Ansdrnck:  »ableiten«  (sefl.: 
der  Bcmfsethtk  ans  der  protestantischen  Form  der  Askese  nnd  gewisser  dkonomisch 
relevanter  Komponenten  des  modernen  Lebensstils  aus  der  «Berufsethikt)  gemeint 
Ut,  —  dies  ergibt  jedem  Leser  meines  Aufsatzes  dessen  Inhalt.  Aber  auch  für 
den  Nicbtlcscr  gehl  schon  aus  den  von  meinem  Herrn  Kritiker  selbst  drei  Zeilen 
nnchlur  zitierten  Worten  (»H  i  n  \v  i  r  k  n  n  g<  religiöser  Rewußtseinsinhalte 
auf  das  Kulturleben)  wahrhaftig  zur  <  iciniije  liervor,  daß  es  mir  nicht  heipekommen 
ist,  »den  treibenden  Faktur  des  gesclüchlhchen  Geschehens«  irgend  tiner  Epoclic 
oder  irgendwelche  »wahrhaft  treibenden  Kräfte <  zu  finden:  —  denn  derartige  Ge- 
spenster gibt  es  für  mich  nicht  in  der  Geschichte,  —  sondern  dafi  ich  vielmehr, 
genan  entsprechend  meinem  erklärten  Vorsatx,  nntersochte :  in  welcher  Rieh« 
tvng  die  durch  grundlegende  metaphysische  Voraussetsongen  entscheidend  mitbe- 
stimmten religidsen  Eigenarten  der  verschiedenen  asketiscben  Richtungen  des  Pro- 
testantismus die  Lebeosflihrung  beeinflußt  haben,  da,  wo  ein  solcher  Ein- 
fluß überhaupt  stattfand.  FQr  seine  etwas  kflhne  Annahme,  daß  ich  gleichwohl 
eine  idealistische  Geschichtskonstruktion  unternommen  habe,  war  mein  Herr  Kriti- 
ker, diesem  einfachen  Tatbestand  gegenüber,  denn  auch  jeden  Anfang  von  Beweis 
schuldig  ^'eblielien.  Gegen  die  beweislose  rntcrstellnni»  aber,  <lal,s  ich  meinen  eigenen 
Erklärungen  entgegen  handelte,  wtn'lct»;  »icli  incin  --teinperMnieniv.dler«  l'rotest.  — 
Habe  ich  es  nötig,  Lesern  meiner  Aufsätze  gegenüber  die  Inst  noch  kühnere  Be- 
hauptung :  ich  hätte  überhaupt  keinerlei  Erwägungen  über  die  Möglichkeit  der  Ein- 
wirkung anderer,  speziell  ökonomischer,  Motive  angestellt,  noch  ausdrücklich  als  das 
n  kennaeichnen,  was  sie  ist?  Ich  erinnere  nur  an  folgendest  Das  Maß  jener 
Beeinflussung  durch  religiöse  Motive  war  nach  meiner  a.  a.  O.  begründeten  Ansicht 
oft  ein  sehr  großes;  daß  es  aber  ttberall  ein  gleich  großes  gewesen  sei,  daß  es 
nicht  durch  andere  Umstlndc  habe  abgeschwächt  oder  völlig  Überwogen  werden 
können,  d  a  s-  habe  ich  nicht  bewiesen,  —  aber  allerdings  auch  nirgends  behauptet.  Da- 
gegen habe  ich  den  Beweis  für  das  angetreten,  worauf  es  für  mich  allein  ankam: 
daß  die  Richtung,  in  welcher  jener  Einfluß  sich  bewegte,  in  protestantischen 
I  ändern  mit  cien  denkbar  verschiedensten  politischen,  ökonomi'^chcn,  {jeojrraphischen 
und  elhnisctuii  Bedingungen  —  Ncu-Enpland,  deutsche  Diaspcira  Sü<lfr:)iikfeicli,  Hol- 
land, England  {die  irischen  >Scotsh-Irish<,  i  riesl.ind,  zahlreiche  audtre  deutsche 
Gebiete  hätten  hin^ugeiiigi  werden  können)  —  in  den  entscheidenden  Punkten 
die  gleiche  war,  nnd  insbesondere :  daß  diese  Richtung  unabhängig  bestand 
von  dem  Maß  der  Entwicklung  des  Kapitalismus  als  Wirtschaftssystem.  Ich 
habe  andrerseits  konstatiert,  daß  auch  in  dem  Gebiete  der  Höchstentwicklung  der  ka> 
pitalistiscben  Wirtschaft  vor  der  Reformation:  in  Italien  (ebenso  bt  es  in  Flandern) 
—  der  »kapitalistische  Geist«  (in  meinem  Sinn  des  Wortes  I)  fehlte,  »  nicht 
ohne  daß  (wie  ich  jetzt  nur  andeutend  binsnfllgen  will)  gerade  dies  die  allertief- 
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gehendsten  Folg^^n  für  den  «Lebensstil«  gehabl  hal*).  Man  mag  nun  jenen  von  mir 
»ngetreteBcn  Beweit  einer  rnn  der  r«Iigi6ien  Eigenart  des  aakeüicheii  Protestan* 
ti$mnt  folgende  Gleichlieit  jener  »Einwirkuttgttendenz«  fflr  noch  lo  «nvoll* 
stlnd^  oder  für  nur  bis  sa  einer  gewissen  Walmcheinlidikeitflstnfe  geftthrt  er* 
achten,  oder  er  mag  von  steh  Icnndiger  (insbesondere  theologischer)  Seite  über- 
haupt angegriffen  werden.  Jedenfalls  aber  wird  man  es  angesichts  l)  mei- 
ner Argumentation  und  2)  meiner  damit  Terbondencn  wiederholten  Feststellungen 
Uber  den  Sinn  meiner  These,  $)  metner  Angaben  aber  die  Richtung  der 
künftig  weiter  folgenden  Untersuchungen  2ur  Ergänzung,  Interpretation  und 
weiteren  Prüfung  derselben ')  —  ich  sage :  man  wird  es  nach  aUedem  t>egretf- 

•)  Für  die  in  ihrci  An  unslcrbliclii;  Eigenart  des  Florentiner  Hürgeriums  z.  B.  ist 
die  Konsequenz  eben  jener  Spannung  zwischen  Wirtschafls  form  und  ethischem  Le> 
bensstil,  welche  aus  dem  Fehlen  der  »Beiufsethik«  (in  meinem  Sinn  des  Wortes)  re- 
sultierte,  von  einem  feinsinnigen  Kunsthistoriker  bis  in  die  Eigenart  der  kttnstleri» 
sehen  Motive  hinein  verfolgt  worden.  —  Man  muß  diese  (und  noch  recht  viele  an* 
dere)  historischen  Probleme  und  TatbesUtnde  eben  kennen,  ehe  man,  wie  mein 
Herr  Kritiker,  es  unternimmt,  so  beiliufig  SAtse  (NB I  wiederum  sachlichen 
Inhalts)  aus  dem  Acrmel  zu  schütteln,  wie  <len :  daß  methodische  Lebensführui^ 
»natürliche  (!)  auch  schon  vor  dem  Auftreten  des  Puritanistnus  »im  Menschenge- 
schlecht aufgetreten«  sei.  —  Bitte:  wo?  —  und:  was  für  eine?  Denn  ich  spreche 
selbstredend  ein  für  nlle  Ma!  von  »methodischer  I.ehcnsführung«  in  dem  auf  vielen 
Dutzenden  von  Seiten  memer  Aut'säize  analysiericn  Sinn,  in  welchtin  sie  al!>  Bc- 
Mandfeil  der  mnilerneii  »Berufsctliik  ^  das  I.el)cn  beeinflußt  hat,  nicht  von  der  sMe- 
ihodik«  etwa  der  japauischeu  Samurui,  oder  des  *Cortigiano<,  oder  des  ritterlichen 
Ehrbegriffs  des  Mittelalters,  oder  der  Stoa,  oder  der  »objektiven  Behandlung«  des 
Lebens  in  den  Anschauungen  der  Renaissance  in  dem  Sinn,  wie  Burckhardt  diesen 
Begriff  geprSgt  hat,  und  selbst  nicht  gewisser  (hierin  dem  Puritaidsmus  ange- 
nlherten)  Gedankoi  Bacons,  der  «wischen  den  Einflüssen  der  Renaissance  und  der 
Reformation  in  der  Mitte  steht,  oder  endlieh  der  Gegenreformation.  Alle  diese 
hatten  ja  ihre  «genartige  spesiiisdie  »Methodikc,  und  von  ihnen  allen  sind  eben 
deshalb  Bestandteile  in  den  Lebensstil  führender  moderner  Nationen  eingegangen 
(von  manchen  derselben  werde  ich  s.  Z.  zu  reden  haben).  Aber  sie  sind  —  ich 
habe  dies  für  einen  meinem  Thema  naheliegenden  Kall  ausdrücklich  schon  in  mei« 
ncm  Aufsatz  hcrvnrirehoben  —  T  chciiNrationalisierun^en  in  ganz  anderer  Richtung 
und  andrem  S  i  n  it  ,  al<  du-,  nni  der  ich  ;'u  um  iiatte. 

')  l>3ß  icli -i,:  noch  niclu  v. ir!i:t,'eii  kann,  liat  seinen  (irund  nicht  etwa  in  sachlichen 
Schwierigkeiten,  i'Ondciu  teiU  in  hier  nicht  interessierenden  persönlichen  Umständen, 
teils  in  einigen  —  wie  jeder,  der  das  »Archive  eines  Blickes  gewürdigt  hat,  wta& 
—  weit  abliegenden  anderen  Arbeiten,  teils  endljch  darin,  daß  mein  Kollege  und  Freund 
E.  Tr9ltsch  inswischen  eine  ganxe  Reihe  von  Problemen,  die  auf  meiner  Route 
lagen,  in  glücklichster  Weise  von  seinem  Gedankenkreis  aus  aufgegriffen  hatte,  und 
ich  ein  unnQues  ParalleUrbeiten  (bei  dem  ihm  die  weitaus  grOfiere  Sachkunde  su 
Gebote  stünde)  zu  veimeiden  wünschte.  Ich  hoffe  aber  im  laufenden  Jahr  wieder 
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lieh  finden,  daß  die  jetzt  auch  ausdrücklich  aust^csijrochciic  Meinung 
meines  Herrn  Kritikers:  ich  hätte  jene  wirklich  cLwa:>  biinpicn  »mcihudiachi^ii« 
Prinzipien,  von  denen  er  redet,  nicht  »gesehen«  und  meine  Arbeit  las&e  keinerlei 
mcthodiwlie  «U^berlcgangettc  dieser  Art  eikemieii,  inir  etWM  fctiditfertig 
cneheinen  maßte  und  erscheint,  und  daß  dies  ndeh»  wie  er  es  nennt:  »tctt|»eni- 
mentvoll«,  d.  h. :  ohne  besonderes  EntgegenlconuncQt  Antworten  liefl^).  Ich  ver^ 
mifite  und  vermisse  eben  hier  .nicht  nur  Sachknnde,  sondern  mach  den  »gnten 
Witlco«»  erst  einmal  deutlich  hinsusehen,  ehe  man  abspricht.  Wenn  freilich  der 
heilige  (und  in  diesem  Fall  zugleich  so  »billige«)  «methodologische«  Eifer  mehics 
Herrn  Kritikers  jetzt  sagt :  man  hätte  verlangen  mSssen,  daß  durch  mich  >j  e  d  e 
Müglichkeitx  einer  andren  Kausalvcrknüpfunf:  >  ni'-jf-chlosscn«,  gar  keiner- 
lei nndrc  Interpretntimi  überhaupt  als  zulässig  und  »denkbar'  übriggelassen  sei, 
al>  il)tn  tinzii,'  iiiiil  aüciu  die,  »Iii-  icli  versocbte,  —  so  wird  >1l-i  His>toriker  leider, 
au:>  bekannten  ( iründcn.  eine  miIcIic  Htvveialast  fUr  eine  negative  Tatsache  wohl 
liaum  als  allgemeine  »Norm«  semcs  Verhaltens  ancrlcennen  können.  Er  wird, 
normalerweise,  umgekehrt  positiv  die  andern,  ab  kausale  Komponeitten  in 
Betracht  kodunenden  Momente  auf  die  Art  ihrer  Wirkung  bin  untersneben,  und 
dergestalt  su  einem  stets  umfassenderen  (aber  kaum  je  gans  abgeschlossenen)  kau« 

an  diese  Arbeit  zu  gelangen  und  einstweilen  bis  sum  Frühling  wenig- 
stens die  Aufsätze  für  eine  Scparatau!>gabe  durchsehen  zu  können.  Gewiß:  die  Ver- 
zögerung hatte  und  hat  den  Nachteil,  daß  flüchtige  Leser  diese  Artikel  leicht 
als  etwas  in  sicli  .\b<:t-cMos<en€'^  ansehen  können.  Für  die  Art  der  ^Kritik<,  irvit  der 
ich  mich  hie»  bcfasbc,  ist  dies  uaiürlicb  keinerlei  Fnt-i  luildit'unp  Mein  Herr 
Kritiker  hatte  das  volle  RccSit,  zu  !*a^cn  ;  die  Gegenprobe  und  nähete  Inieipreia- 
tion,  die  versprochen  feiilt  bisher.  Aber  mir  eine  > idealistische «  Ge- 
schiditskonstniktion  so  imputieren,  gegen  die  Ich  mich  mit  Grund  verwahrt  hat>e, 
und  jetzt  gar  ausdrUcklich  zn  behaupten,  ich  s  I  h  e  diese  Probleme  nicht,  das  ist 
mehr,  als  ich  mir,  noch  dazu  von  einem  sachlich  ganz  Inkompetenten,  bieten  lasse. 

*)  Ich  empfahl  den  Mitherausgebern  die  Annahme  der  »Kritik«,  obwohl  ich 
die  Quellenunkenntnis  ihres  Verfassers  sofort  erkannte,  weil  eine  Anzahl  Inzell»' 
merkungen  und  scheinbarer  Schwierigkeiten  darin  berührt  waren,  mit  denen  ich 
mich  sehr  wohl  erinnerte,  s.  Z.  mich  innerlich  auseinandergesetzt  zu  haben,  ora 
die  Gelegenheit  zu  deren  Erörterung  zu  benutzen,  da  ich  glaubte,  eine  solche  in 
die  AufsHtze  selb'^t  noch  nicht  aufgenommeTi  yu  hnbcti.  Ich  uir  dniin  nicht  wenig 
erstaunt,  aber  sehr  vvtmg  erfreut,  beim  \V  iciieidureiile^ea  juemei  Aul  a.'e  /u  linden, 
daß  alle  iene  Dinge  in  ihnen  schon  recht  ausdi  ucklich  eritli:ilten  und 
in  ihren  Zusammenbang  gestellt  waren,  aus  dem  sie  dann  der  »Kuiiker«  kri- 
tiklos und  miß%*eTstehend,  weil  sachunknndig,  herausgerissen  hatte,  um  sie  mir 
als  »EinwSnde«  entgegenzuhalten.  Ich  bedatu-e,  dem  »Archiv«  und  seinen  Lesern 
die  Belastung  mit  dieser  wertlosen  Erörterung  nicht  erspart  zu  haben,  die  mich  — 
einmal  aufgenommen  —  nun  schließlich  dennoch  zu  einer  langwierigen  Beleuchtung 
der  angerichteten  Konfusion  genötigt  hat.  Wire  die  »Kritik«  an  einer  anderen 
Stalle  erschienen,  so  bitte  ich  sie  einer  Antwort  nicht  für  wert  gehalten. 


oiy  ii^uo  uy  Google 


280 


Max  Weber, 


salen  Regressus  gelangen,  —  ^anz  wie  ich  dies  lu  li  \\  ic<l<.rli(ik-  os  iioclimuls)  aus- 
drücklich als  meine  Absicht  ausgesprochca  und  auszuführen  übrigens  schon  in 
den  bisher  vorliegenden  Artikeln  begonnen  habe. 

Vor  «lleni  aber  bildet  nrni  jener  ideele  Mafistnb,  den  mein  Herr  Kritiker 
fflr  die  Beweiskraft  der  AnsfQbiQngen  Anderer  bereit  hitt,  denn  docb  einen 
alisastarken  Kontrast  mit  seiner  Bescheidenbeit  in  seinen  Anspr(icben  an  die 
eigene  Argnmcntation.  Man  erwlge :  Er  hat,  nach  seiner  ErklKrang,  au  >se  igen«  (I) 
gesucht,  welches  die  »^ychogencs»«  der  »Berofspfticht«,  des  »kapitalistischen 
Geistes«,  des  »Geistes  methodischer  Lebensfahrung«,  ist.  Wie  ist  ihm  (auf  lo 
Seiten)  dieser,  nach  seiner  eigenen  Versicherung,  so  Uberaus  schwierige  und  mir 
gänzlich  mißlungene  Versuch  geglückt?  Man  muß  es  in  seinen  »Kritischen  Bei« 
tragen«  nachlesen:  Indem  er  (S.  238)  —  ttber  Sombart^  und  mich  »htnansc  — 

*)  Demi  auch  Soriibai  is  Dai bicUuiif^  *.ei  :  ati^clucluca»  worden, — Beweis:  Zitat 
einer  von  jenen,  nach  Inhalt  und  Form  gleich  bedenklichen,  Rezensionen,  mit  denen 
Somhart  von  H.  DeltNUck  In  den  >Pr.  Jahrb.«  bedacht  zu  werden  pflegt.  Nun 
ist  grade  dieser  Teil  der  Sombartschen  Darstellung  —  die  Darlegung  der  Beden- 
tung  der  aRcchenhaftigkeit«  und  ihrer  Technik  —  gewiß  der  relativ  am  wenig« 
sten  umstrittene,  und  ich  halte  ihn  meinerseits,  bei  der  Sombartsdien  Fragestel- 
lung: —  woher  die  moderne  ökonomisdie  Bedeutung  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsformen? —  fUr  in  den  entscheidenden  Panktcn  ganz  und  gar  zutreffend. 
Natüdicli :  ein  gewisses  Maß  von  «Rationnlisierungc  des  Wirtschaftens  bringt  schon 
das  voll  entwickelte  Handwerk,  ein  gewisses  Maß  von  »Rechenhaftigkcit  <  liringen 
schon  die  in  die  fernsten  uns  bekannten  Jahrtausende  zurückrcichenflcii  antiken 
Kormcn   kapitalistischer  GcsrhHftf   mit  sich.    W  n  r  ti  ni  die   *Kcclu  iiliafiigkeit«  in 
•jenen  quantitativ  ^clcgentliih  L'nn/  k'»l"^-:il  iiitwirkchcn  kapitaliNii^t. Iku  Wirtschafts- 
formen des  Altertums  so   tiel'  unter  denjenigen  der  beginnenden  Neiueil  blieb, 
dafi  Sombart  im  Recht  ist,  wenn  er  erst  fttr  die  N  e  u  zeit  nicht  nur  vom  Vorhanden« 
sein  einzelner  —  schon  vor  4000  Jahren  nachweislicher  —  kapitalistischer  Betriebe, 
sondern  von  »Kapitslbmus«  als  Wirtschaftsstufe  spricht,  ^  davon  an  anderer 
Stelle.  Dafi  Sombart  fUr  s  e  I  n  e  Fragestellung  die  te  ch  n  i  sc  h  e  »Rechenhaftigkeit« 
als  entscheidendes  Merkmal  des  »Geistes  des  Kapitalismus«  beteichnet,  ist  selbst- 
redend.   Für  meine  Fragestellung,  die  sich  mit  der  Entstehung  desjenigen 
ethischen  »Lebensstils'-  befaßt,  welcher  der  Wirtschaftsslufe  des  >Kapitalismus€ 
geistig  »adftqoat«   war,  seinen  Sieg  in  der  »Seele«   der  Menschen  bedeutete,  ist 
nifine  Terminologie   die  (nach  meiner  Ansicht)  berechtigte.    Denn  für  mich  kom- 
men  notwcndifi   andre    Merkmale  der  von  uns  beiden  r.ach    verschicdtiien  Seiten 
Inn  untcisuchlen   Erscheinungen   in    Iktr.icht.    V.s   handelt  sich   hierbei   also  um 
icrminoloL'i^chc   l'ntcrscliictje,  nicht  —  jcdenf-nlls  von   meiner  bcite   nicht   —  um 
sachliche  DifTcrcn-icn.    Gai   keine  solche  besteht  insbesondere,  soweit  ich  sehen 
kann,  be/üg1ich  der  Stellung  zum  historischen  Materialismus.   Wenn  etwa  seitens 
Andrer  die  Tragweite  meiner  Ausfahrungen  fQr  die  Würdigung  »ideologischer« 
kausaler  Momente  ttberschMut  worden  ist,  >-  so  ist  dies  nicht  meine  Schuld. 
Es  ist  sehr  gut  mOgUch,  daß,  wenn  meine  Untersuchungen  einmal  tu  Ende  kommen 
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7ur  höheren  Synthese,  d.  h.  bei  ihm:  >zur  psychuiogischcn  Krklhrung<  jener  Vor- 
gänge »fortichriu*.  Wie  diese  aussieht,  erinnere  man  sich:  i Bringen  wir  (S.  239) 
d«s  Enretben  von  Geld  .  .  .  rein  eis  Selbstswcck,  auf  einen  psychologt- 
»cben  Ausdruck,  so  können  wir  es  auffassen  als  die  Freude  des  Individuums 
an  seiner  kraftvollen  BetKtigung.  .  .  .  Die  Freude  an  der  kraftvollen  Betätigung  ist 
in  keiner  Weise  religiös  bedingt,  si«  verbindet  sich  mit  der  kraftvollen  BetKtigung 
unmittelbar«.  (Seine  der  Qualität  nach  gans  entsprechenden  Entdeckungen  Uber 
die  »Psychogenese«  des  Pfliditgeffthls  und  speziell  des  Berufspflicbtgeftthls,  — 
welches,  nach  ihm,  entstand,  weil  >die  Vorstellanp  der  Berufscrfüllunu  höhere  (Gel- 
tung besaß  als  die  Vorstelluni;  der  l'ntcrl.issung  der  Berufhtüligkcit«,  al^-o  riemlich 
ßcnaii  so,  wif  die  Armut  aus  der  »I'owcrtch«  —  map  man  S.  240  a.  a.  O.  selbst 
nnrhlcsen.)  Mtin  Herr  Kritiker  hat  Recht:  diese  iJikta  verdienen  den  Namen 
von  »Abstraktionen«  und  *psycholO{;i>chci'.  Sch^  friRta»  die  ich  ihnen  bedfi;f»>,  nicht 
sie  sind  eine  harmlose  Spielerei  mit  DefnitUuiicii,  .ai!»  dciicii  dann  dcduzicit  \mu\, 
gleichviel  ob  die  Pointe  des  dergestalt  ^dcf^niellen<  Phänomens  dabei  unter  den 
Tisch  flllt,  —  wie  ich  dies  in  meiner  Replik,  soweit  es  nOtig  schien,  gezeigt  habe. 
Wenn  er  nun  jetzt  gar  allen  Ernstes  derartige  Generalisationen  von  unprilxis  wieder« 
gegebenen AlttagstrivlalitStcn  als  »historische  Psychologie«  hinstellt,  so  weiden 
alle  ernst  zu  nehmenden  Psychologen  darttber  heute  wohl  ebenso  llcheln,  wie  wir 
heutigen  Nationatökonomen  Ober  das  Zitat  der  seinerteit  ganz  gewiß  »trefflichen«, 
heute  aber  doch  wohl  etwas  Uberhohen  Ausführungen  von  J.  St.  Mill  über  die  hi- 
storische Entstehung  der  Schätzung  des  Geldes  (aus  der  vermeintlich  ursprünglichen 
Vorstellung  seiner  als  eines  «Mittels  zur  (jlückselipkeit«),  —  die  ich  strätlicher- 
weisc  freilich  zu  »widerlceen*  weder  vc^-ncht  habe  noch  jetzt  mich  versttclit  fülile. 
Wenn  ich  im  Schlußsatz  meuKi  K<  plik  speziell  von  der  exakten  relii;if>ii>  [>  :<  t  Ii  «>- 
logischen  Forschung  —  aber  doch  nicht  einfach,  wie  der  Kritiker  t.-»  wieder- 
gibt: der  H  y  s  t  e  r  i  c -Forschung  •)  -  als  für  bestimmte  Prublerac  vielleicht  künftig  cin- 

soUten,  ich  zur  Abwechslung  ganz  ebenso  entittstet  der  Kapitulation  vor  dem  hi> 
storischen  Materialismus  geziehen  werde,  wie  jetzt  der  Ideologie. 

Von  der  in  ganz  anderem  Zusammenhang  (bez.  bestimmter  Erscheinungen 
im  Pietismus)  die  Rede  war!   Die  betreffende  Polemik  gegen  mich  ist  eigentlich 

ein  starkes  Stück.  Nachdem  ich  meinen  Herrn  Kritiker  darauf  aufmerksam  gemacht 
habe,  daß  seine  Bemerkungen  über  die  »hysterischen  Zustände»  bei  den  Trtufern  einem 
ganz  offenbaren  Miliversliindnis  entsprangen,  —  kehrt  jet7(  <1e!Minrli  AU-  ]h:hnvvvm-j. 
wieder:  ich  »^rrihe  ?n^,  für  die  Krsclieinungcn  de->  Täufertums  Aufklärung  von  ilcr 
H  y  s  t  e  r  i  e  lorschung  zu  erwarten,  mit  der  »witzigen«  Frage:  <>b  etwa  diese 
Forschungen  Hilfsmittel  zur  Erklärung  der  EiUslehuiig  »methodischer  Lebensfüh- 
rung« darbieten  sollten?  l)  habe  ich  schlechthin  nichlä  izugegebcni,  was  nicht 
in  meinem  Aufsatz  deutlich  zu  lesen  stand,  —  2)  hat  sich  mein  Herr  Kritiker  nicht 
die  MOhc  genommen,  auch  nur  nachzusehen,  was  ich  eigentlich  von  der  Hysterie- 
forschimg im  speziellen  zu  erwarten  (und  nicht  zu  erwarten)  erklKrt  habe.  Man 
siebt,  die  »Kette  unglfickseUgerMißverstXndniss««  reißt  auch  jetzt  nicht  ab,  — auch 
jetzt  aber  aus  dem  gleldien  Grunde  wie  früher. 
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mal  bedeatsun  gesprochen  habe,  so  war  danJt  etwas  angedeutet,  was  jeder  Kondige 
weiß;  —  daflniinUch  jene  •Religionspsyebologie«,  welche  das  »Briebnismtßige«, 
Irrationale,  des  religiösen  Vor^gs  als  >pathoI<^|;ischen  Prexeß«  behandelt,  trotz 
aller  ihrer  UnToUfcommenheiten  und  Voreiligkeiten  doch  diejenige  ist,  welche  fftr 

die  AurklHrun^  der  hier  in  Betrncht  kommenden  »charaktcrolo^^isclien« 
Wirkuii<4cn  bestiinmU-r  Arien  von  rrömmigkcit  eventuell  kiinflig  mehr  zu  leisten 
verspricht  und  gelegentlich  schon  geleistet  h  a  t,  als  die  Arbeit  >gan3^  «^eu öhnlichert 
Theologen  leisten  kann.  Für  meine  Probleme  kommt  es  aber  natürlich  1,'crade 
auf  diese  Fragen  an.  Der  \^  irkUchcn  >exaktcn  Norniiilj»Ä)chuI»>gic4  damit 
sell>&(icticnd  sonst  ganz  und  gar  nicht  zu  nahe  gclrelcti  »«in.  Für  eine  »Psychologie« 
von  dem  Typus,  den  die  Ausführungen  meines  Herrn  Kritikers  darstellen,  scheint 
mir  dagegen  auf  diesem  Gebiet  nur  allenfalls  Gelegenheit  gegeben  su  sein,  —  sich 
nach  Verdienst  bloßzustellen. 

Ich  bitte  bei  alt  diesen  Dingen  schwerlich  so  lange  verweilt,  wenn  nicht  doch 
auch  hier  wieder  sich  leigte,  wie  der  Aberglaube  an  eine  ganz  spezifische 
Bedeutung  der  »Psychologie«  fQr  die  Geschichte,  der  heute  erfreulicherweise  von 
einem  Teil  gerade  der  hervorragendsten  Psychologen  selbst  nicht  mehr  geteilt 
wird,  geeignet  ist,  einerseits  die  Unbefangenheil  der  historischen  Forschung  zu  bc- 
einlrächf ii;cn.  nri'lii  r<.(  its  die  wissenschaftliche  Psycholntiie  [vor  deren  I.eisttinfrcn 
r^rjf  fK  iii  I  i<.  hn.-t  ihre  r  Fraj^i-iicllun'^-nj  ich  den  hvtcn  Re^i'c'Kt  habe]  gradezu 
/u  di.^kicditicicii  uiul  ilcn  lli^tuiikcr  auch  da,  wu  et  allen  Anlaß  hat,  sich  von 
ihr  beraten  zu  lassen  —  wie  dies  zweifellos  nicht  selten  vorkommt  —  gegen 
ihre  Hilfe  mißtrauisch  zu  machen.  Auch  ich  bin  genötigt  gewesen,  mich  z.  B.  Uber 
die  vermeintlich  »psychologisch*  fundamentierten  »historischen  Gesetze«  eines  auf 
seinem  eignen  Fachgebiet  so  hochverdienten  Manne«  wie  Wundt  einfach  Instig 
stt  machen,  —  wie  ich  glaube  mit  Grund  und  Erfolg.  Und  was  daraus  geworden 
Ist,  als  ein  Schriftsteller,  der  uns  einst  das  »Deutsche  Wirtschaftsleben  im  Mittel- 
alter« geschenkt  hatte,  den  Versuch  unternahm,  diese  sogenannte  »Psychologie« 
(und  nach  ihr  noch  beliebige  andere  verschiedenster  Provenienz)  für  die  Geschichte 
nutzbar  zu  machen,  -  das  wissen  wir  leider  und  ich  komme  darauf  an  andrer 
Stelle  zurück  I>i<  F.rkenntni'-M-  der  Fachpsychüloi,'it'  kommen  für  die  neschichfc  in 
genau  dem  gleichen  Sum  ;^ek'gtntlich  in  Betracht,  \n  ic  dicjetKLien  <lei  Astmn.mie, 
Sozi(dogie,  Clkmie,  juiibUsclicn  Dogniatik,  Theologie,  Muscltmciibaukuude,  Atiüirüjiu- 
logie  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Der  Laicnglaube :  weil  die  üeschichte  es  mit  »geistigen 
Vorgängen«  zu  tun  habe,  also  —  wie  man  glaubt  und  sich  im  heute  modischen 
Vulgärspracbgebrauch  ausdrückt: —  »von  ]>sychologischcn  Voraussetzungen  ausgehe«, 
so  mUsse  sie  sich  in  besonders  einzigariigem  Maße  auf  »Psychologie«  im  Sinne  i  r- 
g  e  n  d  einer  Fachdisziplin  stützen,  —  ist  ganz  genau  so  begründet^  wie  die  Annahme : 
weil  die  Großuten  der  »historischen  Persönlichkeiten«  heute  ausnahmslos  an  das  »Me- 
dium« von  Schallwellen  oder  Tinte  gebunden  sind,  so  seien  die  Akustik  und  die 
Physik  der  tropfbaren  Flüssigkeiten  ibie  ( irundwissenschaften,  oder:  weil  die  Ge- 
!>chicbte  sich  auf  dem  Planeten  Krdc  abspielt,  müs^e  dies  die  Astronomie,  oder, 
weil  sie  vom  Menschen  handeli,  die  Anthroi>oIogic  sein.  Die  (Jeschichte  macht 
—  »es  tut  mir  leid«  . —  »allgemeine  psychologische  Voraussetzungen«  nur  im 
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gleichen  Siime  wi«  lie  s.  B.  «Ugemeine  >«8tr<moiniiche  VonuKtiungen«  nuieht. 
Wer  diese  Serie  scbetnbetcr  »Pandoxien«  akht  trasigBleas  clniiiftl  diirchd«cht  bat. 
hat  keine  L^iimation,  skh  auf  das  hohe  Pferd  »erkenntDlstheoretischerc  oder 
»methodologischer«  Schnlneisteiei  zu  satzoi.  Und  wenn  mein  Herr  Kritiker  von 
einer  Ihnlichcn  Höhe  herunter  meint,  die  »hfiberen  Ansprüche*  betonen  zu  dürfen, 
die  er  an  seine  »Kritikt  (gegenüber  den  niederen,  die  ich  an  die  Methodik  meiner 
Arbeiten)  gesteht  hnbc,  —  so  bednurc  ich,  ilim  unter  Hinweis  auf  meine  früheren 
Hfiucrkungcn  entgegnen  zu  müssen,  drxß  unc  seine  > ArTiprüche'  an  sich  selbst,  auch 
in  iiRlliodischer  Hinsicht,  diicli  hinter  dtun  zurückbleiben,  wa^  j  e  «1  e  r  kritivicrte 
Schrifi<<ieller  von  cnier  >Krilik<  verlangen  muß.  .Müchu  er  uns  in  scmem  angekün- 
digten Buche  mit  AasfflhntngeD  beschenken,  die  sich  wirklich  auf  einem  Gebiet  halten, 
welches  er  behenscht.  statt  andern  aof  Gebieten,  die  er  n  t  c  h  t  genügend  kennt,  auf 
die  Finger  klopfen  sn  woUen,  —  dann  kann  er  der  unbefangensten  nnd,  selbst  im  Fall 
noch  so  großer  Mcinnngsvetsdiiedenheit,  einer  respektvolleien  Aufnahme  sicher 
sein,  als  de  in  diesem  Fall,  ta  meinem  Bedauern,  nach  der  Art  seines  Argamentie- 
rens mfiglich  war.  Formelle  »HOllidikeit«  schließt  sachliche  Anmaßung  nicht  immer 
BUS.  Und  eine  solche  lag,  beiläufig  bemerkt,  anch  in  den  guten  Zensuren,  die  mein 
Herr  Kritiker  in  seine  >  Kritik«  cbizuflechten  für  gut  fand  Von  einem  Inkompe- 
tenten lasse  icli  mir  auch  diese  nicht  perallen  fim  Uebripcn  halte  ich  es  darin 
mit  einem  Ausspruch  unseret  Meisters  <i.  F.  Knnjip,  der  mir  bei  ähnlichem  Anlnß 
einmal  sfljjte  r  »Ic)i  lese  gcwiti  nicht  ^'em  getimckt  :  ich  sei  ein  Esel.  Aber  ich 
freue  micli  auch  nicht,  wenn  Jemand  glaubt  drucken  lassen  zu  mü:>äeu;  ich  sei 
kein  Esch). 

Daß.  beilHufig.  solche  PrUdikatc,  wie  »gründlich«  etc.  idamals!«  — 
einem  Aufsatz  erteilt  wurden,  der  -  ^jctzt'*  die  simpelsten  Kausalprnbicme 
nicht  »^eschen«  hat,  s[iricht  wohl  weder  fUr  die  Sachkunde,  noch,  leider,  für  die 
Sachlich  k  e  1 1  des  Verfassers. 


Digitized  by  Google 


z85 


lieber  das  Wesen  der  Sozial-Psychologie. 

Von 

GEORG  SLMMEL, 

Der  Psycholoj^ic  dos  Individiuinis  hat  man  die  der  Ocscll- 
schaft^  (der  Massen,  der  Gru[iiu  n,  der  Nationalitäten,  der  Zeiten) 
a!s  ein  dem  Wesen  und  dem  Träger  nacii  heternn;;enrs  Gebilde 
gegenübergestellt ;  wodurch  sie  al)er  j^erade  zu  einem  gleichwertigen 
Ge<jrensti!ck  jener  werden  sollte.  W  i  nn  ich  diese  Mcinunj:^  nun 
für  urtümlich  halte,  so  genügt  —  bei  der  Bedeutun;^  der  Psycho- 
lü<:,ne  alsMittel  und  Material  der  soziaKvissenschaft liehen  Forschung  — 
als  Beweis  dafür  nicht,  daß  .seelische  Prozesse  nur  im  Individuum 
und  nirgends  anders  stattfinden.  Statt  dieser  unfruchtbar  nei^a- 
tiven  Kritik  muß  vielmehr  klar  werden,  wieso  es  trotz  der  aui^fen- 
scheinlichcn  Beschränkunj^  des  Seelenlebens  aut  mdividuelle  Träger 
211  jenem  Bcgrit^"  der  Sozial])sychf)lo;^ie  kommen  konnte.  — 

l;ie  l'.ntwicklunL;  der  Spraciie  wie  des  Staates,  des  Rechtes  wie 
der  Ke]iL,non.  der  Sitten  wie  der  allgemeinen  Geistesformen  überhaupt 
weist  weit  über  jede  Einzelseele  hinaus ;  an  solchen  seeli'^chen  Inhalten 
können  die  Einzelnen  wohl  teilhaben,  ohne  daß  aber  das  wech- 
selnde Maß  dieses  Teilhabens  den  Sinn  oder  die  Notwendigkeit 
jener  Gel)ilde  alterierte.  Weil  sie  nun  aber  doch  in  ihrer  (ianzheit 
einen  Produzenten  und  Träger  haben  müssen,  der  kein  lünzelner 
sein  kann,  so  scheint  nur  übrig  zu  bleiben,  daß  die  Gesellschaft, 
die  Emhcit  aus  und  über  den  P'in/clnen,  dies  Subjekt  ist.  ]  lier 
könnte  die  soziale  Psycholoi^ie  meinen,  ihr  s])ezifisches  (jebiet  zu 
haben:  Produkte  von  unbestrittener  Scclcnhaltigkeit,  in  der  Ge- 
sellschaft existierend  und  doch  nicht  von  Individuen  als  .solchen 
abhängig;  sodaß,  wenn  sie  nicht  vom  Himmel  gefallen  sind,  nur 
die  Gesellschaft,  das  .seelische  Subjekt  jenseits  der  Individuen,  als 
ihr  Schöpfer  und  Träger  anzusehen  ist.  Dies  ist  der  (lesichtspunkt, 
von  dem  aus  man  ve.n  einer  Volksseele,  einem  Bewußtsein  der 
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Gesellschaft,  einem  Geist  der  Zeiten  als  von  realen,  ]>roduktiven 
Mächten  gesprochen  hat.  Diesen  Mysti/isinus,  der  seelische  Vor- 
gänj*e  außerhalb  von  Seelen,  die  immer  einzelne  sind,  stellen  will, 
beheben  wir.  indem  wir  die  konkreten  ejeistigen  Vorgänge, 
in  denen  Recht  und  Sitte,  Sprache  und  Kultur,  Relij^ion  und  Le- 
bensformen entstehen  und  wirklich  sind,  von  den  ideellen,  lür  sich 
gedachten  Inhalten  derselben  unterscheiden.  Von  dem  Wort- 
schatz und  den  Yorbindungsformcn  der  Sprache,  wie  sie  in  Wör- 
terbuch und  Grammatik  vorliegen,  von  den  rc  chtlichen,  im  Gesetz- 
buch niedeii^elei^en  Normen,  von  dem  dogmatischen  (iehalt  der 
Religion,  kann  man  sagen,  daß  sie  gelten  — wenn  auch  nicht 
in  dem  überhistorischen  Sinn,  in  dem  Naturgesetze  und  die  Normen 
der  Logik  »gelten«  — ,  daß  sie  eine  innere  Dignität,  unabhängii^ 
von  den  einzelnen  Fällen  ihrer  Anwcndun;^  durch  Individuen,  be- 
sitzen. Aber  diese  Gültigkeit  ihres  Inhalts  ist  keine  seelische 
Existenz,  die  eines  empirischen  Träj^ers  bedürtte,  so  wenig,  den 
eben  angedeuteten  Unterschied  vorbehalten,  der  Pythagoreische 
Lehrsatz  eines  solchen  bedarf.  Gewiß  ist  auch  dieser  geistigen 
Wesens  und  in  dem  physisch  bestehenden  Dreieck  liesft  er  nicht, 
denn  er  spricht  ein  Verhältnis  semer  Seiten  aus,  das  wir  an 
keiner  derselben  in  ihrer  k'xistenz  für  sich  finden.  Andrerseits  ist 
diese  Unkörperlichkeit  des  l'\  thagoreischen  Satzes  aber  auch  nicht 
gleich  seinem  Gedachtwerden  durch  einzelne  Seelen  ;  tienn  er 
bleibt  gültig,  völlig  unabhängig  davon,  ob  er  überhaupt  von 
solchen  vorgestellt  wird  oder  nicht,  wie  die  S{)rachc.  die  Rechts- 
normen, die  sittlichen  Imperative,  die  Kulturformen  ihrem  Inhalte 
und  Sinne  nach  bestehen,  unabhängig  von  der  Vollständigkeit  oder 
Unvollständigkeit,  Häufigkeit  oder  Seltenheit,  mit  der  sie  in  den 
empirischen  Hewußtseinen  erscheinen.  Hier  liegt  eine  besondere 
Kategorie  vor,  die  sich  zwar  nur  historisch  \  erwirklicht,  aber  in 
derjenigen  Totalität  und  (ieschlossenheit  ihrer  Inhalte,  in  der  sie 
einen  überindividuellen  Sch(')pfer  und  Hewahrcr  zu  fordern  scheint, 
nicht  historisch,  s( meiern  nur  ideell  bt^stehend  —  während  die 
psychologische  Realität  immer  nur  Bruchstücke  davon  schafft 
und  weiterträgt  oder  jene  Inhalte  als  bloße  Begriffe  vorstellt.  Der 
empirische  Ursprung  der  einzelnen  Sjirachteile  und  -h'ormen,  so- 
wie ihre  praktische  wendunp;  in  jedem  einzelnen  l-'alle;  die 
Wirksamkeil  des  Rechtes  als  ps\  cholugischen  Llementes  im  Kauf- 
mann, im  Verbrecher,  \m  Richter ;  Maß  und  Art,  wie  die  Kultur- 
mhalie  von  einem  Individuum  dem  andern  überliefert  und  in 
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jedem  weitergebildet  werden  —  das  sind  durchaus  Probleme  der 
individuellen  Fsycholofi^ie,  die  ihnen  freilich  nur  sehr  unvollständig 
gewachsen  ist.  Alx-r  in  jener  Gelöstheit  von  den  i  n  d  i  v  i  d  u  e  1  - 
1  e  n  Kcaiisierun^^'sprozcssen  sind  Sprache,  Recht,  allgemeine  Kul- 
turgcbilde  11.  s.  \v.  nicht  etwa  Produkte  des  Subjektes :  Gesell- 
schaftssecle,  weil  die  Alternative;  wenn  das  Geistige  nicht  indivi- 
duellen Geistern  einwohnt,  so  müsse  es  eben  einem  sozialen  Geiste 
einwohnen  —  brüchig  ist.  L;ibt  vielmehr  ein  Drittes;  den 

objektiv  f^eistigen  Inhalt,  der  niclits  Psychologisches  mehr  ist, 
so  wenii,'  wie  der  lo<^'ische  Sinn  eines  rrteils  etwas  Psycholof:ji- 
sches  ist,  obc^leich  er  nur  innerhalb  und  vermö<:^e  der  seelischen 
Dynamik  eine  Bewußtseinsrealität  erlangen  kann. 

Nun  aber  läßt  der  absehbar  nicht  zu  behebende  Mangel  an 
Einsicht  in  jenes  seelische  Schatten  und  Nachschaffen  diese  indi- 
vidualf)svrhischen  Aktionen  zu  einer  tnidififerenzierten  Masse  zu- 
samin  nrinm  n,  zu  der  Einheit  eines  seelischen  Subjekts,  das  sich 
verluiireri.sch  nahe  zum  Trailer  jener,  in  ihrem  Ursprun^f  so  dunkeln 
Gebilde  darbietet.  In  W  irklichkeit  ist  ihr  Ufs[>rung  individual- 
psychi »logisch,  aber  kein  iMnheitlicher ,  umgekehrt,  soweit  sie  als 
Einheit  Ijctrachtet  werden,  haben  sie  überhaupt  keinen  Ursprung, 
sondern  sind  ein  ideeller  Inhalt,  wie  der  Pythagoreische  Lehrsatz 
seinem  Inhalte  nach  keinen  l^sprung  hat.  Darum  ist  q^e^^enuber 
ihnen  als  h.mheiteii.  in  Abstraktion  von  ihrer  zutälligen  und  teil- 
weisen Wirklichkeit  in  Einzelscelen,  die  I  rage  nach  einem  psychi- 
schen 1  räi^er  überhaupt  falsch  gestellt,  und  gilt  nur  wieder,  wenn 
sie  nachträglich  zu  He<.^riffen  in  Einzeigeistern  werden,  wie  jetzt, 
wenn  wir  von  ihnen  sprechen. 

Das  Motiv  nun,  das  eine  besondere  soziale  Seelenhaftigkeit 
jenseits  der  individuellen  auf/udräni^en  scheint,  wirkt  nicht  nur, 
wo  sich  objektiv  geistige  (iel)ilde  als  ein  idealer  Gemeinbesitz 
bieten,  sondern  auch,  wo  eine  unniutelban  ,  sinnliche  Aktion  einer 
Masse  die  Verhaltungsweisen  der  Einzelnen  in  sich  einzieht  und 
zu  einer  spezifischen,  in  diese  Einzelakte  nicht  zerlegbaren  Er- 
scheinung formt.  Dies  Motiv  ist,  daß  —  nicht  sowohl  das  Han- 
deln als  —  das  Resultat  des  Handelns  als  ein  einheitliches 
auftritt.  Wenn  eine  MenschenmeuLje  cm  Haus  zerstört,  ein  Urteil 
fällt,  in  ein  Geschrei  ausbricht  so  summieren  sich  die  Aktionen 
der  einzelnen  Subjekte  ui  ein  Geschehnis,  das  wir  als  eines,  als 
die  Verwirklichung  eines  Begrities  bezeichiu  n.  Und  hier  nun 
tritt  die  große  Verwechslung  ein :  das  einheitüche  äußere  Ergeb- 
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nis  vieler  subjektiver  Seelenvorgänge  wird  als  das  Ergebnis  eines 
einheitlichen  Seelenvot ganges  gedeutet  —  nämlich  eines  Vorganges 
in  der  Kollektivseele.  Die  Einheitlichkeit  derresul- 
tierenden  Erscheinung  spiegelt  sich  in  der  vor- 
ausgesetzten Einheit  ihrer  psychischen  Ursache! 
Das  Trügerische  dieses  Schlusses  aber,  auf  dem  die  ganze  KoUek- 
tivpsychologie  in  ihrem  generellen  Unterschied  gegen  die  Indivi- 
dualpsychologie  beruht,  lic^t  auf  der  Hand:  die  Einheit  der 
Kollektivhandlungen,  die  nur  auf  der  Seite  des  sichtbaren  Er- 
gebnisses liegt,  wird  daraufhin  für  die  Seite  der  inneren  Ursache, 
des  subjektiven  Trägers,  erschlichen. 

Aber  ein  letztes  Motiv  scheint  doch  noch  eine  soziale  Psy- 
chologie als  Gegenstück  der  individuellen  unentbehrlich  zu  ma- 
chen :  die  qualitative  Unterschiedenheit  in  den  Gefühlen, 
Handlungen,  Vorstellungen  der  in  einer  Masse  befindlichen  Indi- 
viduen von  den  seelischen  Vorgängen,  die  sich  nicht  innerhalb 
einer  Menge,  sondern  im  individuellen  Fürsichsein  abspielen.  Un- 
zählige Male  kommt  eine  Kommission  zu  andern  Beschlüssen,  als 
sie  jedes  Mitglied  für  sich  gefaßt  haben  würde,  wird  der  Einzelne, 
von  einer  Menge  umgeben,  zu  Handlungen  mitgerissen,  die  ihm 
sonst  ganz  fem  gelegen  hätten,  lälk  sich  eine  Masse  Behandlungen 
und  Zumutungen  bieten,  die  sich  kein  Einzelner  aus  ihr  gefallen 
ließe,  wenn  sie  gegen  ihn  allein  gerichtet  würden,  entsteht  die 
»in -corpore -Dummheit«  aus  solchen,  die,  »sieht  man  sie 
einzeln,  leidlich  klug  und  verständig«  sind.  Hier  scheint  also 
aus  den  Einzelnen  eine  neue,  eigne  Einheit  zu  entstehen,  die  in 
qualitativ  von  jenen  verschiedener  Weise  agiert  und  reagiert.  Genau 
angesehen  indes  handelt  es  sich  in  solchen  Fällen  um  die  Hand- 
lungsweisen von  Individuen,  die  dadurch  beeinflußt  sind, 
daß  das  einzelne  von  andern  umgeben  ist;  dadurch  finden  ner- 
vöse, intellektuelle,  suggestive,  moralische  Umstimmungen  seiner 
seelischen  Verfassung  andern  Situationen  gegenüber  statt,  in  de- 
nen solche  Einflüsse  nicht  vorhanden  sind.  Wenn  diese  nun, 
gegenseitig  eingreifend,  alle  Mitglieder  der  Gruppe  in  gleicher 
Weise  innerlich  modifizieren,  so  wird  ihre  Totalaktion  allerdings 
anders  aussehen,  als  die  Aktion  jedes  Einzelnen,  wenn  er  sich  in 
anderer,  isolierter  Lage  befände.  Darum  aber  bleibt  dasjenige,  was 
an  der  Aktion  psychisch  ist,  nicht  weniger  individuell-psychisch, 
die  Gesamthandlung  nicht  weniger  aus  rein  individuellen  Beiträgen 
zusammengesetzt.  Wenn  man  hier  eine  qualitative  Differenz  finden 
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will,  die  überhaupt  über  den  Kin/rlnrn  hinauswicso,  so  vergleicht 
man  zwei  imtor  ganz  vcrschicdcmn  l')r( iiii;4ungen  stehende  Dinge: 
das  von  andern  nicht  beeinflußte  mit  dem  von  andern  beeinfluß- 
ten Verhalten  des  Individuums  —  zwei  Din<,'e,  deren  Verschieden- 
heit völlig  in  der  I^inzelsecle  Platz  hat,  so  gut  wie  jede  andre 
Verschiedenheit  von  Stimmungen  und  Handlungsweisen,  und  in 
keiner  Weise  zwingt,  die  eine  Seite  des  Gegensatzes  in  einer 
neuen,  überindividuellen  psychischen  Einheit  zu  lokalisieren.  Als 
sozialpsychologischt  s  Problem  also  bleibt  legitimerweise  dieses 
bestehen:  welche  Moilifikation  erfährt  der  seelische  Prozeß  eines 
Individuums,  wenn  er  unter  In  stimmten  Beeinflussungen  durch  die 
gesellschaftliche  Umgebung  verläuft?  Dies  aber  ist  ein  Teil  der 
allgemeinen  psychologischen  Aufgabe,  die  —  was  ein  identischer 
Satz  ist  —  eine  individualpsychologische  ist.  Als  linterabteilung 
dieser  ist  die  soziale  Psvchologie  etwa  der  physiologischen  koordi- 
niert, die  die  Bestmimtheit  der  seelischen  Vorgänge  durch  ihre 
Verbindung  mit  dem  Körper,  wie  jene  durch  ihre  Vcrbmdung 
mit  anderen  Seelen,  untersucht. 

l  )iese  l  atsache  der  seelischen  Beeinflussung  durch  das  Ver- 
gescllschaftet-Sein  —  der  einzige,  aber  freilich  unermeßlich  aus- 
gedehnte Gegenstand  der  Sozialpsychologie  —  verleiht  ein  ge- 
wisses Recht  auf  diesen  Begriff"  an  einen  Typus  von  Fragen, 
denen  an  und  für  sich  er  nicht  zukommt ;  ich  bezeichne  ihn,  den 
Hauptsachen  nach,  einesteils  als  den  statistischen,  andrerseits  als 
den  ethnologischen.  Wo  innerhalb  einer  Gruppe  eine  psychische 
Erscheinung  sich  regelmäßig  an  einem  Bruchteil  des  Ganzen 
wiederholt,  oder  eine  andre,  etwa  ein  spezifischer  Charakterzug, 
.sich  an  der  ganzen  Gruppe  oder  mindestens  ihrer  Majorität  und 
ihrem  Durchschnitt  vorfindet  —  pflt^gt  rnan  von  sozial] isychologi- 
schen  oder  auch  .soziologischen  Phänomenen  zu  sprechen  Dies 
ist  intles  nicht  ohne  weiteres  gei  echttertigt.  Wenn  in  eine  r  be- 
.stimmten  l^i)oche  unter  ///  Todeställen  jedes  Jahres  sich  f/  Selbst- 
mörder finden,  so  ist  diesei-  Satz,  so  sehr  er  Wahrheit  .sein  mag, 
doch  nur  durch  eine  Synopsis  des  Bescliauers  möglich.  Die  so- 
zialen Zustande  können  zwar  die  Kausalität  der  einzelnen  Tat 
bestinuuen  oder  mitbestimmen,  aber  sie  brauchen  es  nicht,  diese 
kann  vielmehr  eine  rein  pers(»nale,  innere  sein.  Kbensc»  können 
die  durchgehenden  "-eelischcn  Bestimmtheiten  einer  (irujipe  — 
nationaler,  ständischer  oder  andrer  .Art  —  reine  Parallelerschei- 
nungen sein,  die  vielleicht  au!  die  Gemeinsamkeit  der  Abstammung 
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zurückgehen,  aber  durcli  das  soziale  Leben  als  solchem  nicht  aus- 
gewirkt sind.  Die  anj^cführten  Bezeichnungen  solcher  l-.rschei- 
mingen  bcnilun  auf  der  Verwechslung  des  Nebeneinander  mit 
dem  I\Iitcinandcr.  Soziologisch  wären  sie  nur  dann,  wenn  sie  als 
ein  ( jct4cnseitii;kcitsverhältnis  der  Subjekte  —  das  natürlich  nicht 
aul  beiden  Seiten  morphulo^^Msch  gleiche  Inhalte  involviert  —  be- 
trachtet werden  könnten,  sozialpsycholoj^isch  nur,  insoweit  ihr 
Auftreten  an  einem  Individuum  durch  andre  Individuen  veranlaßt 
wäre.  Aber  dies  braucht  zunächst  gar  nicht  vorzuliegen;  wenn 
etwa  die  frai»lichc  l"]rscheinung  sich  nur  an  einem  einzigen  Indi- 
viduum fände,  so  würde  man  sie  weder  sozioloL^isch  noch  sozial- 
psychologisch nennen,  obgleich  sie  vielleicht  in  diesem  balle  die 
genau  gleiche  Kausalität  hätte,  wie  in  dem  andern,  wo  neben  ihr 
in  derselben  Gruppe  hundert  und  tausende  in  derselben  Art  und 
Bewirktheit  auftreten.  1 -»ie  bloße  .Multiplikation  einer  nur  an  In- 
dividuen konstatierbaren  Erscheinung  macht  sie  doch  noch  nicht 
zu  einer  soziologischen  oder  sozialpsychologischen!  —  obgleich 
diese  \'ertauschung  einer  numerisch  vielfachen  üleichheit  mit  einer 
d\ tiamisch  tunktionellen  Verwebung  eine  dauernd  wirksame  Vor- 
stelUingsvveise  ist. 

Uinen  analoi^en  Typus  kann  man  den  ethnologischen  nennen: 
wenn  die  Unfähij^keit.  die  individuellen  Gc^chehensrcihen  in  ihrer 
Einzelheit  zu  erkennen  otler  der  Mangel  an  Interesse  für  diese 
Einzelheit  nur  einen  Durchschnitt,  eme  ganz  generelle  Be- 
stimmtheit der  psychischen  \  ei  tassungen  oder  V'orgängc  ui  einer 
Gruppe  nachzeichnen  läli>t.  Dies  liegt  auch  vor,  wenn  man  z.  B. 
wissen  will,  wie  sich  in  der  Schlacht  bei  Marathon  »die  Griechen« 
benommen  haben.  Hier  wird  freilich  nicht  beabsichtigt  —  .selbst 
wenn  es  erreichbar  wäre  den  seelischen  Prozeß  in  jedem  ein- 
zelnen der  griechischen  Kampfer  psychologisch  darzulcLj^en.  Son- 
dern ein  ganz  besonderes  Begriffsgebilde  und  ^e^thalten:  der 
durchschnittliche  Grieche,  der  Typus  des  Griechen,  der  (jrieche« 
.schlechthin  —  ersichtlich  eine  ideelle  Konstruktion,  von  den  Be- 
dürfnissen des  Erkennens  her  erwachsen  imd  ohne  Anspruch,  an 
iri^end  einem  der  konkreten  ^griechischen  Individuen  ein  genau 
deckendes  Gegenbild  zu  finden.  I  »ennuch  ist  der  eigentliche  Sinn 
dieser  Begriflskategorie  kein  sozialer,  denn  ihre  Pointe  liegt  in 
keiner  W'echselwn  kung,  keiner  praktischen  Verwebung  und  funk- 
tionellen I'Ünheit  der  Vielen;  sondern  wirklich  »der  Grieche«, 
wenn  auch  nicht  in  singulärcr  Bcnennbaikeit,  soll  damit  beschrie- 
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ben  werden,  die  Stimmung  und  Handlungsweise  der  bloßen  Summe 
der  Kämpfer,  projiziert  auf  eine  ideale  Durchschnittserscheinung, 
die  so  sehr  ein  Individuum  ist,  wie  der  Allgemeinbcgriff  der  in 
Rede  stehenden  Griechen,  dessen  Verkörperung  dieser  typische 
»Grieche«  ist,  eben  nur  einer  bt 

Was  in  all  diesen  Fällen,  wo  es  sich  um  eine  Summe  von 
Individuen  als  solchen  handelt,  wo  die  gesellschaftlichen  Tatsachen 
nur  als  Momente  in  der  Bestimmung  dieses  Individuums,  nicht 
anders  als  physiologische  oder  religiöse,  wichtig  werden  —  was 
in  diesen  dennoch  als  sozialpsychologisch  gelten  darf,  ruht  auf 
dem  Schluß:  daß  die  Gleichmäßigkeit  vieler  Individuen,  durch 
die  sie  einen  Typus,  einen  Durchschnitt,  ein  irgendwie  einheit- 
liches Bild  zu  gewinnen  erlauben,  nicht  ohne  gegenseitige  Beein* 
flussung  zustande  kommen  kann.  Der  Gegenstand  der  Unter- 
suchung bleibt  immer  das  psychologische  Individuum,  die  Gruppe 
als  ganze  kann  auch  fQr  diese  Betrachtungskategorien  keine 
»Seele«  haben.  Aber  die  Homogenität  vieler  Individuen,  wie  diese 
Kategorien  sie  voraussetzen,  entsteht  in  der  Regel  nur  durch  de- 
ren Wechselwirkungen,  mit  ihrem  Erfolge  der  Anähnlichung,  der 
identischen  Beeinflussung,  der  einheitlichen  Zwecksetzungen,  gehört 
also  der  ^zialpsychologie  an  —  die  sich  auch  hier  nicht  als  ein 
nebengeordnetes  Pendant  der  individuellen  Psychologie,  sondern 
als  ein  Teilgebiet  eben  dieser  offenbart. 
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Von 

ERNST  TROELTSCH. 

II.*) 
2.  P  a  u  1  u  s. 

Wie  in  allen  Stücken  ,  so  bedeutet  auch  in  unserer  Frage 
die  Organisation  einer  vom  Judentum  abgelösten,  auf  den  Christus- 
kult begründeten  und  für  diesen  Christus  missionierenden  Welt- 
kirche eine  wesentliche  Aenderung  des  Gedankens.  Der  Grund- 
vorgang ,  die  Entstehung  des  mystischen  Glaubens  an  die  die 
Gemeinde  erfüllende  Gegenwart  des  himmlischen  und  auferstan- 
denen Herrn  und  an  die  hiemit  bewirkte  Erlösung  und  Befreiung 
auch  seiner  ihm  eingepflanzten  Gläubigen  vom  sündigen  bis- 
herigen Weltlauf,  all  das  kann  hier  auf  sich  beruhen'*);  hier  han- 
delt es  sich  nur  um  seine  soziologisdien  und  sozialen  Folgen. 
Diese  sind  beträchtlich  genug. 

Die  des  Gottesreiches  harrende  und  auf  sein  Kommen  sich 
bereitende,  freie  und  fließende  Gemeinde  der  Jesus-Gläubigen  wird 
durch  den  Glauben  an  Jesus  als  den  Auferstandenen,  durch  die 
Deutung  Jesu  als  Messias  und  im  engen  Zusammenhang  damit 
als  erlösenden  göttlichen  Weltprinzips,  durch  den  neuen  Christus- 
kult und  seine  mystische  Erlösungsidce,  durch  Taufe  und  Herm- 
mahl als  Mittel  der  Verpflanzung  in  den  gegenwärtigen  himm- 
lischen Christus  zu  einer  selbständigen  Religionsgemeinschaft,  die 
wenigstens  im  Ideal  streng  geschlossen  unH  einheitlich  verbun- 
den ist.  Es  ist  ein  neuer  Kult.  Die  Kultgemeinde  ist  der  Leib 
des  Christus,  in  den  man  durch  die  Taufe  eingepflanzt  wird  und 

•)  Aniii.;  Vcrgl.  pag,  l  ff.  dieses  Bandes. 

Vgl.  Wrcdc  »Paulus«,  1905,  Jülicher  »Jesus  und  l'aulus«,  1907,  Wcrnie 
»Anflingc«.  Die  Einsicht,  daß  der  entscheidende  Vorgang  des  Uicbristentnnis  die 
Entstehung  eines  Christus-Kultus  aus  dem  Christns-GJauhen  ist  «nd  daß  erst  danüt 
eine  neue  Religionsgemeinschaft,  weil  ein  neuer  Kult,  entsteht,  verdanke  ich  meinem 
Freunde  DeißnMUin.  Ich  setze  hier  nur  die  sosiologischen  Konsequenzen  auseinander* 
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durch  den  man  im  I  lermmahl  gespeist  und  s^ctränkt  wird.  Dabei 
bleiben  die  (iriindzügc  der  Ethik  des  I'^vangeliunis  zunächst  be- 
stehen. Die  Ilerzensreinhcit  wird  zur  I  leihgung  mit  einem  starken 
Gegensatz  der  durch  die  1  aufe  in  Christus  eingepflanzten  Gläubigen 
gegen  die  Welt,  wobei  aber  immer  noch  alles  einbegrifi'cn  bleiben 
kann  »was  gerecht,  heilig,  liebenswüi di^,  ehrbar,  etwa  eine  Tugend, 
etwa  ein  Lob  ist«.  Die  Nächstenliebe  wird  zur  Bruderliebe  und 
zum  Liebesprinzip  überhaupt,  dem  Paulus  sein  berühmtes  hohes 
Lied  gesungen  hat.  Mit  der  Betonung  der  Gemeinde  scheint  sogar 
das  Liebesprinzip  stark  in  den  Vordergrund  zu  treten,  und  im  Jo- 
hannes-Evangelium ist  die  Liebe  geradezu  der  einzige  Inbegriff  der 
christlichen  Ethik.  Allein  das  ist  nur  scheinbar,  die  Liebe  ruht  auf 
religiös-individualistischem  Grunde,  und  der  religiöse  Individualis- 
mus ist  und  bleibt  die  Kemidee.  Stärkere  Veränderungen  erfährt 
dagegen  begreiflicherweise  die  soziologische  Struktur.  Die  sehr 
allgemeine  IndividuaUtätsidee  und  die  sehr  freie  und  bewegliche  Ge- 
meinschaftsidee des  Evangeliums  bekommen  eine  starke  Zuspitzung 
und  eine  empfindliche  Verengung.  Der  soziologische  Gedanke  emp- 
fangt in  dem  alles  durchwirkenden,  mit  dem  Gottesgeist  identischen 
Pneuma-Christus  eine  unermeßlich  wirksame  kultische  Vergegen- 
wärtigung seines  Beziehungsmomentes,  aber  auch 
eine  engere  und  dogmatisch  gebundene  Knüpfung 
dieser  Beziehungen  selbst.  Der  unendliche  Wert  des  Indi- 
viduums knüpft  sich  nun  nicht  bloss  an  die  Selbstheiligung  für  den 
väterlichen  Gotteswilten,  sondern  an  das  Sein  und  Leben  in  dem 
mystisch  durch  die  Gemüter  ausgegossenen,  in  Taufe  und  Herrn- 
mahl  wirkenden,  das  eigentliche  höhere  Leben  in  dem  Gläubigen 
bildenden  Christus ,  der  freilich  in  seinem  jetzt  enthüllten  himm- 
lisch-pneumatischen Wesen  nichts  anderes  ist  als  der  erlösende, 
die  Dämonen,  Gesetz  und  Sünde  bezwingende  Gottesgeist  selbst. 
Die  Gotteskindschaft  als  Inbegriff  des  absoluten  religiösen  Indi- 
vidualismus wird  zum  »Sein  in  Christo«.  Ganz  entsprechend 
wird  dann  auch  die  Gemeinschaft  der  Gotteskinder  in  der  Bru- 
derliebe zur  Bruderschaft  nicht  in  Gott,  sondern  in  Christo;  in 
der  gemeinsamen  Verbindung  aller  Gläubigen  durch  das  Leben 
in  der  realen  mystbchen  Lebenssubstanz  des  Christus  werden  sie 
zu  Gliedern  am  Leibe  Christi.  Der  Universalismus  femer,  der  in  der 
Liebe  die  Gottesgesinnung  an  alle  Welt  offenbarte  und  durch  solche 
Offenbarung  weckte,  bleibt  dies  nach  innen,  wird  aber  nach  aussen 
zur  Mission  und  Bekehrung,  die  vor  der  Wiederkunft  Christi  und  dem 
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Gericht  die  gesamte  ohne  Christus  verlorene  Welt  aufnehmen  will  in 
die  erlösende  Anteilnahme  an  Tod  und  Auferstehung  des  Pneuma- 
Christus  und  diese  Bekehrung  durch  sehr  viel  verwickeitere  Arbeit 
herbeifuhrt  als  durch  das  bloße  Kundwerdenlassen  der  Liebe  als 
der  Gesinnung  Gottes ;  sehr  natürlich,  da  es  sich  nicht  mehr  um 
eine  Predigt  an  die  die  Voraussetzung  teilenden  Volksgenossen 
handelt,  wie  bei  Jesus,  und  nicht  mehr  bloß  um  Gottes  Willen 
und  Gottes  Reich,  sondern  um  die  Lehre  vom  Seelenheil  in 
Christo. 

Mit  dieser  konkreten  Fassung  und  der  von  da  aus  sich  er- 
gebenden geschlossenen  praktischen  Durchfuhrung  der  soziologi- 
schen Grundgedanken  tritt  nun  aber  eine  weitere  wichtige  Eigen- 
tümlichkeit hervor,  die  zwar  im  Evangelium  durchaus  begründet 
ist  und  auch  von  Jesus  gelegentlich  ausgesprochen  ist,  die  aber 
erst  bei  der  Bildung  eines  geschlossenen,  seine  Glieder  gegen- 
seitig auf  sich  anweisenden  Kultkreises  von  Bedeutung  wird.  Es 
ist  die  dem  christlichen  religiös-soziologischen  Gedanken  eigen- 
tümliche Fassung  des  Gleichheit  s-  und  Ungleichheits- 
problems.  Jedes  derartig  zugleich  individualistische  und  uni> 
versalistische  System  enthält  natumotwendig  irgendwie  den  Ge- 
danken der  Gleichheit,  stellt  alle  Individuen  auf  den  Boden  eines 
gleichen  Anspruches  an  den  höchsten  und  letzten  lobenswerten 
oder  doch  einer  gemeinsamen  Berufung  und  Bestimmung  für 
diese  Werte.    Das  scheint  mit  dem  Gedanken  eines  absoluten 
Wertes  überhaupt  gegeben.    Aber  da  zeigt  sich  nun  wieder  so- 
fort die  eigentümliche  Wirkung  des  religiösen  Ausgangspunktes 
auf  den  ganzen  soziologischen  Gedanken.   Wie  der  Individualis- 
mus nur  in  Gott  sich  begründet  und  vollendet  und  wie  der  Uni- 
vcrsalismus  nur  in   der  von  Gottes  allumfassende  Liebe  aus- 
gehenden Liebesrichtung  auf  den  Nächsten  begründet  ist,   so  ist 
der  hier  eingeschlossene  Gleichheitsgedankc  rein  auf  die  religiöse 
Sphäre  In  schränkt.    I-s  ist  eine  (jleichhcit  rein  vor  (jott  und  in 
Gott,  lediglich  in  der  religiösen  Beziehung  auf  ("lOtt  als  den  Mit- 
telpunkt des  Ganzen.    Und  zwar  ist  diese  Gleichheit  zunächst 
gar  nicht  eine  Gleichheit  des  Anspruchs,  sondern  eine  (jleichhcit 
des  Abstarsdes  und  (Gegensatzes  gegen  die  unendliche  Heiligkeit 
Gottes.    Indem  für  die  Mission<]irr ü^t  der  Gedanlce  einer  glei- 
chen Bedürftigkeit  alU  r  nach  der  Eriösung  in   Christo  beherr- 
schend wird,  tritt  aucli  dieses  erste  und  wichtigste  Merkmal  der 
Gleichheit  hervor:  in  der  gemeinsamen  Sündhaftigkeit  und  Be- 
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dürfiii^kcit  verschwinden  Gott  t'r  ;  [i  ilier  alle  Unterschiede  der 
Menscht  n.  Nicht  vom  gleichen  ^Vn.spruch,  sondern  von  der  «^lei- 
chcn  Unwürdigkcit  aller  geht  die  Nivcllicrung  aus.  Freilich  ist 
nun  dann  aber  diese  sf)/usagen  negative  Gleichheit  nur  die  Un- 
tcrla^^e  für  die  Ilinj^etjung  an  das  in  Christo,  der  Gemeinde  und 
ihren  Sakramenten  gegebene  1  Icil  der  rrnade.  die  dann  ihrer- 
seits wieder  allen  Gläubigen  das  al)S(»kite  1  Icil  mitteilt.  Die  aber 
Teil  haben  am  Absoluten  und  G(')ttUchen,  sind  eben  dadurch  nun 
po.sitiv  im  Besitz  des  Absoluten  gleich,  da  es  hier  kein  Mehr  und 
kein  \\'cni;^er  j^iljt.  Immerhin  ist  diese  Gleichheit  in  der  Gnade 
eine  L^anz  eigentümliche  (ileichhcit.  Sie  ist  auch  hier  nicht  be- 
gründet in  einem  naturgegebenen  gleichen  Anspruch,  sondern  in 
der  Gnadenmitteilung  der  göttlichen  Triebe,  die  überall  ,  wo  sie 
sich  überhaupt  mitteilt,  nur  ganz  sich  mitteilen  kann ,  und  die 
durch  sich  selbst  ohne  jede  äußere  soziale  Veranstaltung  und  Sicht- 
barmachung die  prinzipielle  Gleichheit  mitteilt  trotz  aller  Unter- 
schiede in  menschlicher  Lebensstellung,  in  Begabung  und  in  ethischer 
Leistung.  Ivs  ist  eine  Gleichheit,  ilie  nur  in  der  gleichen  Anteil- 
nahme aller  am  Kult  zum  Ausdruck  kommt.  Das  Herrenmahl  ist 
zui^leich  das  Fest  der  Brüderlichkeit.  Sklaven  können  Kultvor- 
stehcr  sein.  Ganz  von  selbst  und  rein  innerlich  teilt  sich  durch 
den  Christuskult  die  Gleichheit  mit,  und  es  bedart  keiner  andern 
Sicherstellung  der  Teilnahme  aller  am  religiösen  Heilsj^ut.  I)enn 
dies  Gut  ist  die  in  sich  einheitliche  und  in  sich  unendliche  Liebe 
(jottes,  die  .sich  in  keiner  Mitteilung  erschöj>fen  kann,  die  durch 
keine  Teilung  verringert  werden  kann  und  die  sich  immer  als  ein 
in  sich  wesentlich  Einheitliches  und  Ganzes  mitteilen  mnß^^li.  Ihre 
äußere  WirkuuL;  und  Sichtbarmaciunii^,  ihre  Organisation  und  Ver- 
teilung' besteht  daher  lediglich  in  der  ( jemeinsamkeit  eines  Kultus, 
der  keine  L'nterschiede \  ()r  ( lott  kennt,  und  in  der  Liebe,  die  keine 
Ueberhebuns4  k«>nnt  im  (jclühl  eigener  Unwürdi^keit  und  die  alles 
mitteilt  im  Getuhl,  daß  sie  selbst  alles  erst  empfangen  hat. 

Hierbei  bleiin  nun  aber  ein  für  den  Gleichheitsgedanken  ganz 
außerordentlich  wichtiger  Punkt  noch  offen.  Alle  sind  gleich  in 
dem  Abstand  von  Gott ,  und  alle  sind  gleich  vor  Gott  und  in 
Gott  durch  den  Besitz  der  Gnade.  Habi  n  abi  r  nun  auch  alle 
Menschen  Bestimmung  und  Anspruch,  aus  dieser  (jleichheit  des 

»«)  Vf-l.  Shnmel  »Die  Rt:li<;ion<   (Die  Ciesellsch.ift,  Frankfurt,  II)  S.  47. 

Diu  kleine  Schrift  rnthntt  v'i  I  Feines,  ab«r  auch  viel  Gesuchtes  und  Willkürliches 
über  die  Soziologie  der  Rchgion. 
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Ahstandcs  zu  der  Oleichhcit  des  Gnadenbesitzes  erlöst  zu  wer- 
den- Ist  auch  der  Ucbcr^an^^  von  der  einen  dleichheit  zur  an- 
deren Gleichheit  selbst  ein  in  j^leichcr  Weise  allen  bestimmter 
und,  da  wo  er  nicht  zustande  kommt,  lediglich  in  Wille  und  Schuld 
des  Menschen,  aber  nicht  in  Wille  und  Wesen  Gottes  begründet? 
Es  ist  der  wichtigste  Punkt  der  Gleichheitsidee,  und  an  ihm  tritt 
im  paulinischen  Evangelium  ein  charakteristisches  Schwanken 
ein,  das  für  die  ganze  weitere  Entwicklung  von  höchster  Bedeti- 
tung  ist.  Es  sind  die  berühmten  großen  Probleme  der  Präde- 
stination einerseits,  des  universalen  göttlichen 
Liebeswillens  andererseits.  Sie  sind  nicht  bloß  reli- 
giös-dogmatische Probleme  von  einer  außerordentlichen  Schwierig- 
keit geworden,  sie  sind  vielmehr  auf  Jahrhunderte  grundlegende 
Koeffizienten  des  soziologischen  und  damit  auch  des  sozialen  Denkens 
geworden.  Dabei  handelt  es  sich  auch  nicht  etwa  bloß  um  eine 
zufällige  pautinische  Lehre,  die  durch  die  Kanonisation  der  pau> 
linischen  Briefe  dann  ein  historisches  Schicksal  der  christlichen  Ideen^ 
weit  geworden  wäre.  Vielmehr  ist  die  paulinische  Lehre  selbst  nur 
eine  Auswirkung  des  im  ganzen  Gottesgedanken  des  Evangeliums 
enthaltenen  Willensmomentes,  das  im  israelitischen  Gottesgedanken 
stets  besonders  stark  ausgeprägt  war  und  ihm  seine  Gewalt  der  un> 
endlichen,  das  Geschöpf  überragenden  Allmacht  verliehen  hatte. 
Auch  als  heilige  und  gütige  Vaterliebe  bleibt  er  der  Wille,  dessen 
Heiligkeit  eine  Setzung  seines  Willens  ist  und  dessen  Liebe  eine 
Tat  der  grundlosen  Gnade  ist.  Aber  es  ist  auch  nicht  bloß  eine 
Zufälligkeit  des  semitischen  Gottesgedankens,  der  hier  in  Jesu  und 
Pauli  Predigt  erhalten  geblieben  und  nur  noch  nicht  völlig  in 
sittliches  Gesetz  und  universale  Liebe  aufgelöst  wäre.  Man  braucht 
nur  an  die  weitere  Geschichte  des  Gedankens  und  seine  philoso- 
phische Entfaltung  von  Augustin  bis  Descartes  zu  denken,  um  zu 
bemerken,  daß  darin  ein  wesentliches  und  grundl^endes  religio- 
ses  und  metaphysisches  Problem  überhaupt  enthalten  ist,  daß 
in  jedem  von  religiösen  Gedanken  ausgehenden  soziologischen 
Denken  dieses  Problem  wiederkehren  muß.  Ist  Heiligkeit  und 
Liebe  Norm  für  Gott  selbst  oder  gelten  sie  nur  durch  seinen 
grundlosen  Willen?  oder  anders  ausgedrückt:  Sind  Denkgesetze 
und  Werte  gültig  durch  sich  selbst  oder  durch  einen  sie  erst 
srtzrnden  Willen?  ist  das  Allgemeingültige  gültig  durch  seine 
Allgemeinheit  oder  folgt  seine  Allgemeinheit  aus  Setzung  durch 
einen  selbst  nicht  unter  Allgemeingültigkeit  stehenden  Willen? 
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Es  sind  die  Probleme  des  Intellektualismus  und  Voluntarismus, 
die  am  Ende  aller  Erkenntnistheorie  und  Metaphysik  liegen  und 
die  aus  jedem  tieferen  Durchdenken  des  Gottesbegriffes,  aus  der 
Dialektik  des  religiösen  Gedankens,  folgen**).  Paulus  weiß  nun 
freilich  nichts  von  diesen  wei^reifenden  Gedanken,  er  denkt  an  die- 
sem Punkte  wie  an  so  vielen  anderen  instinktiv  und  intuitiv;  aber 
trotz  seiner  hilflosen,  an  die  rabbinische  Auslegungskunst  sich  klam- 
mernden Alimentation  findet  seine  religiöse  Genialität  den  dem 
Ganzen  entsprechenden  Ausweg.  Gottes  Güte  ist  Gnade  und  grund- 
lose Barmherzigkeit,  gleicherweise  inSchöpfung  und  Erlösung.  Daher 
gibt  es  keinen  Anspruch  des  Geschöpfes  auf  gleichen  Anteil  aller  am 
Heil;  es  bleibt  Gottes  Sache,  die  einen  zu  berufen  und  die  an- 
deren nicht  zu  berufen,  die  einen  länger  in  der  Irre  zu  belassen 
als  die  andern.  Darin  äußert  sich  der  prädestinatiantsche  Wille 
Gottes.  Aber  indem  dieser  Wille  sich  das  Ziel  der  Gnade  und 
Güte  setzt,  wird  wohl  die  ungleiche  Verteilung  der  Berufung  sich 
nur  auf  die  Verteilung  der  Geschicke  im  Zusammenhang  der 
Heilsgeschichte  beziehen,  wird  sie  nur  ein  Früher  oder  Später, 
ein  längeres  oder  kürzeres  Preisgeben  an  Irrtum  und  Sünde  be- 
deuten und  schließlich  alle  doch  zu  sich  heranholen,  bis  Gott  ist 
alles  in  allem.  So  legt  er  sich  die  Geschicke  seines  Volkes,  die 
scheinbare  Verwerfung  Israels,  zurecht. 

Es  ist  ein  Ausweg.  Ob  dieser  Ausweg  eine  I^ösung  des 
Problems  ist,  kann  hier  auf  sich  beruhen.  Hier  interessiert  nur 
die  außerordentliche  Bedeutung  dieser  Ideen  für  die  Soziologie 
des  christlichen  Gedankens,  (ur  die  in  ihm  eingeschlossene  Gleich* 
hcitsidee.  Der  prädestinatianische  Gedanke  zer« 
bricht  den  Nerv  der  absoluten  und  absti  akten 
G  1  e  i  c  h  h  c  i  t  s  i  d  c  c  ,  der  gleichen  Berufung  aller  zum  höchsten 
Werte,  des  Anspruchs  aller  auf  das  höchste  Ziel.  Trotz  der  Gleich- 
heit aller  in  ihrer  sündigen  Unwürdigkeit  und  in  ihrem  Gnadenbesitz 
ist  doch  die  eigentliche  Gleichheit  an  sich,  der  gleiche  Anspruch 
aller  auf  gleiche  Anteilnahme  am  höchsten  Lebenswert  durch  gleiche 
Auswirkung  der  Berufung  und  l^rstimmiin«:^.  aufi^i  hobcn.  Aucli  wenn 
im  letzten  Endziel  schließlich  der  auf  alle  gerichtete  Liebeswille 
Gottes  sich  verwirklicht,  es  bleibt  in  der  Verteilung  der  Einzelnen 
auf  den  Weg  zu  diesem  Ziele  die  unbegreifliche  Willenssetzung 


**)  Vgl.  Kahl,  Die  Lehre  vom  Primat  des  Willens  bei  Augusdn,  Duns  Sooti» 
und  Descortes,  1886  nnd  meinen  AufsaU  »Piüdestinaüon«  in  »Christliche  Welt«  1907. 
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Gottes,  die  es  dem  einen  erleichtert,  dem  andern  erschwert,  die  die 
einen  lanj^c  fernhält  und  die  andern  rasch  zum  Ziele  bringt.  Bei 
aller  I  )iirclilcuchtung  der  Welt  mit  einem  absoluten  religiös-ethi- 
schen Wert,  bleibt  in  ihr  ein  Moment  des  irrationalen  in  der  Betei- 
li^un;4  an  diesem  absoluten  Wert,  und  dies  Moment  ^^eht  zurück 
auf  den  unerj^niindlichen  W  illen  Gottes,  f^as  aber  wirkt  auf  die 
soziologische  Idee  dahin  ,  daß  ein  ^jleicher  auf  gleiche  Weise  zu 
verwirklichender  Ansj)ruch  aller  an  das  Heil  oder  an  das  Abso- 
lute nicht  unbedins^t  besteht ,  daß  man  sich  begnügen  muß  an 
der  (ileichheit  des  Abstandes  von  Gott  und  an  der  Gleichheit  in 
der  Liebe  zu  (lOtt ,  wo  überall  die  letztere  Wurzel  gefaßt  hat. 
Alles  übri;j;e  ist  Gull  anheimzustellen. 

Von  l'aulus  her  haben  diese  Gedankt  n  überall  die  ganze 
Christenheit  mehr  oder  minder  klar  durchwirkt,  und  es  liegt  auf 
der  Mand,  welcher  starke  (itM^ensat/.  dadurch  für  die  christliche 
Gleichheitsidce  gegenüber  allen  anderen  im  europäischen  Kultur- 
leben auttauchenden  Gleichheitsideen  <4e*»eben  ist.  Vor  allem  ist 
es  der  Gegensatz  gegen  alle  naturrechthch-rationalistischo  Gleich- 
heitsidee, die  aus  iler  Allgemeingültigkeit  der  Vernunft  auch  die 
Allgemeinheit  der  Vernunft  und  damit  die  Gleichheit  aller  in  der 
BeteiliiTung  an  den  Vernunftwerten  fordert,  in  der  Voraussetzung, 
daß  um  eben  ilieser  AUgemeinL;ülti_L^keit  der  Vernunft  willen  auch 
in  jedem  die  M(>.L;lichkeit  zu  ihrer  \'oIl\  erwirklichuns^  enthalten  sei. 
Es  wird  aber  auch  verständlich,  daß  das  l  hristentum  Ijei  aller  radi- 
kalen Gleichmachunu  der  Menschen  vor  Gott,  bei  aller  iiineinwir- 
kung  dieser  l^mpfinduni.^  in  das  i^^anze  Seelenleben  und  alle  persön- 
lichen Beziehungen  der  Alen.schen  zu  einander,  doch  weiterhin  auch 
sehr  zurückhaltend  ist  gegen  jede  Hineintragung  dieser  Gleichheit 
in  die  weltlichen  Beziehungen  und  Ordnungen,  die  mit  dem  eigentlich 
religiösen  Grunde  dieser  Gleichheit  nichts  zu  tun  haben.  In  den 
großen  Differenzierungen  des  staatlichen  und  sozialen  Lebens  wird 
es  geneigt  sein,  zunächst  etwas  dem  religiösen  Interesse  Fremdes 
zu  erblicken  und  es  wird  auch  hier,  soweit  sie  nicht  offenkundig 
auf  Sünde  beruhen,  die  Tendenz  haben,  darin  göttliche  Ordnungen 
und  Setzungen  zu  sehen,  die  ohne  Frage  nach  ihren  Gründen 
hinzunehmen  sind.  Es  wird  diese  Neigimg  doppelt  groß  sein  in 
einer  Zeit,  wo  die  religiöse  Propaganda  und  Arbeit  alles  aufzehrt 
wie  im  Urchristentum,  und  in  einer  Lage,  wo  alle  politischen  und 
sozialen  Verhältnisse  für  die  allgemeine  Empfindung  unwandelbar 
fertig  sind  wie  im  römischen  Kaiserreich,  in  einer  Missionstätig- 
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kcit,  wo  jeder  Schein  politischer  Ungesetzlichkeit  und  Gefährlich« 
keit  sorgfältig  vermieden  werden  muß. 

Das  Christentum  wird  immer  instinktiv  sich  ablehnend  verhalten 
gegen  alle  Gleichheitsidecn  trotz  seiner  nahen  Verwandtschaft  mit 
ihnen,  und  es  wird  an  diesem  Funkt  stets  seine  Hauptschwierig- 
keit in  der  Ausdeutung  des  Begriffes  der  Gerechtigkeit  Gottes 
haben,  die  als  gleiche  Bestimmung  aller  zum  gleichen  Zweck  zu  be- 
zeichnen es  genötigt  sein  wird,  und  die  es  doch  wiederum  in  dieser 
Bedeutung  nicht  wird  festhalten  können.  Hier  liegt  der  Gei^ensatz 
gegen  das  rationalistische  stoische  Ideal,  das  wenigstens  für  den 
Urständ  das  Prinzip  der  abstrakten  Gleichheit  aus  dem  Vernunft- 
besitz aller  folgert.  Andererseits  aber  ist  es  mit  seiner  Betonung 
gleicher  Gebrechlichkeit  aller  und  eines  radikalen  Abstandcs  aller 
von  Gott,  sowie  mit  seiner  Zurückführung  alles  Heils  auf  denGna- 
denwiilen  Gottes  weit  entfernt  von  jeder  prinziy)icll  aristokratischen 
Denkweise,  von  der  ( irinidlchre  der  Herrscfiatt  vnul  des  Vorzugs 
der  Wenigen  aut  Grund  nalürliclu-r  Ania^^'en  und  geschichtlicher 
Auslese.  Ks  ist  der  von  der  relic^iosen  Idee  ausstehende  sozio- 
logische Gedanke  eben  ein  völlig  anderer  in  seiner  Grundstruktur 
als  der  vom  Rationalismus  oder  der  vom  Naturalismus  ausziehende, 
so  oft  er  sich  nach  be  iden  Seiten  mit  den  anderen  begegnet.  Si 
duo  faciunt  idL-m,  non  est  idem. 

I)aniit  k(»nnnen  wir  zu  einem  weiteren  wichti^a-n  Punkt,  wo 
wiederum  dii'  Kehren  des  Paulus,  aus  dem  Grunilijedanken  des 
Evangeliums  schröpfend  ,  gerade  durch  ihre  FormuHcrrmg  un- 
endlich folgenreich  und  charaklcristiscli  sind.  Ks  hanilelt  sich 
um  die  Ungleichheiten  der  Menschen  in  ihrem  weltlichen  Leben, 
wie  sie  teils  durch  Begabung  und  Anlage,  teils  durch  soziale  und 
p()litische  Lage  bedingt  sind.  Aus  dem  Bisherigen  geht  schon 
her\or,  daß  an  eine  Authebung  dieser  Ungleichheiten  nicht  ge- 
dacht wird.  Aber  sie  werden  darum  doch  nicht  rein  negativ  be- 
handelt, sie  werden  positiv  aufgeno m men  in  den  sozio- 
logischen Grundgedanken  des  Wertes  der  Persön- 
lichkeit und  der  unbedingten  Liebesgcmcinsehaft,  sie  werden  zu 
Quellpunkten  eigentümlicher  ethischer  Werte  gen  »acht  In  die  re- 
ligiöse Gleichheit  wird  die  irdische  Ungleichheit  hinein;4ewirkt  als 
ein  Stoff,  von  dem  die  erstere  einen  besonderen  Anlaß  zur  Betäti- 
gung empfängt.  Paulus  benützt  hier  das  bekannte  antike  Bild  vom 
Organismus  und  dem  Verhältnis  seiner  edleren  und  unedleren 
Glieder  zu  einander,  aber  er  meint  damit  etwas  anderes  als  eine 
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bloße  nr;:janischc  Sozialidcc.  Kr  macht  dem  religiösen  Grundge- 
danki-n  c"nt^|)ic'chi'nd  die  Ungleichluitcn  zu  Anregung  und  Stoff 
der  Liebestätigkc'it.  Der  i^egensciti^c  iJienst  aller  an  einander 
mit  den  von  (jotl  gegebenen  Gaben,  die  Uebcrwindün;;  des  Bö- 
sen niil  Gutem  und  die  Stärkung  des  Guten  im  Kaiii;>f  liegen 
das  Böse,  die  HingebuiiL;  und  Unterordnung  wie  die  Leitung  und 
Fürsorge,  die  Rücksicht  der  Starken  auf  die  Schwachen  und  die 
Hebung  der  Srhwachi  n  durch  die  Starken,  all  das  begründet  ein 
gegenseitiges  Nehmen  und  Geben,  in  dem  die  christlichen  Grund- 
tugenden der  Se!l>sthinL;ebung  und  Demut  wie  der  Liebe  und 
Verantwortlichkeit  lür  andere,  überhaupt  der  ganze  enge  innere 
Zusammenhang  eines  in  sich  verbundenen  und  in  allen  Punkten 
sich  gegenseitig  bedingenden  und  durchilringenden  Systems,  zum 
Ausdruck  kommt.  Jede  Arbeit  und  Leistung,  auch  die  geringste, 
hndet  su  ihre  Khre  ;  und  jede  Grüße  und  jeder  Besitz  findet  so 
seine  Pflicht  gegen  andere;  und  alle  Demut  ist  keine  Selbstweg- 
werfimg wie  auch  alle  Liebesleistung ,  Fürsorge  und  Autorität 
keine  Ueberhebung  ist,  weil  in  diesem  so/iologisclien  System  es 
nie  bloß  der  Mensch  mit  dem  Menschen,  sondern  stets  das  Gött- 
liche im  einen  mit  dem  (iotthchen  im  anderen  zu  tun  hat,  weil 
sie  alle  in  diesen  Leistungen  nur  Haushalter  Gottes  sind  und  das, 
w  as  sie  tun  ,  nicht  Menschen  sondern  Gott  oder  Christus  tun. 
J)aß  hierin  ein  gewisser  Ouictisuuis  enthalten  ist,  ist  unleugl)ar  ; 
es  ist  nirgends  von  Verbcsseriuni;  der  Lebensbedin;^ungen ,  son- 
dern nur  von  ihrem  Ertragen  und  Fruchtbarmachen  für  inneren 
Gewinn  die  Rede.  Doch  wirkt  in  solchem  (  hiietismus  auch  die 
Erwartung  des  Endes  mit  und  ist  bei  dauernder  Einrichtung  in 
der  W  e  lt  von  hier  aus  dann  auch  eine  durch<^reifendere  Reform 
möglich  geworden.  Auch  bleibt  in  einem  solchen  System  bei 
aller  l'ügung  und  Ergebung  doch  das  Ziel,  die  gerade  in  die- 
ser Nützung  der  Unterschiede  zu  erreichende  Gleiciiheit  der 
inneren  Seelenwerte,  und  damit  die  zimachst  nur  verdeckte  re- 
volutionäre Kraft  eines  wenigstens  in  der  Richtung  auf  das  Ziel 
wirkenden  Gleichheitsgedankens,  der  schwerlich  verfehlen  kann, 
auch  schon  auf  die  SclbstemptinduUL;  \or  dem  erreichten  Ziel 
zurück/uu  ii  kcn.  In  der  Tat  gibt  es  in  Christo  bereits  jetzt  kei- 
nen Unter.scliii  d  mehr  von  Nation  und  Rasse  ,  von  Sklave  und 
Herr,  von  Arm  und  Reich,  von  Mann  und  I'Vau.  Zugleich  ist 
der  LnlhuNia-suuis  noch  groß  genug,  um  an  dieser  inneren  Gleich- 
heit sich  genügen  zu  lassen  und  um  an  die  Möglichkeit  einer 
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Herstellung  dieser  Art  von  Gleichheit  bei  '^iitem  Willen  zu  glau- 
ben. Die  rcalistisclic  Frage  ,  ob  es  nicht  Arten  und  Grade  des 
Paiipcrisnius  L,'ebc,  die  auch  zu  solcher  Gleichheit  aufzustcif^en 
unmö^^lich  imstande  sind  und  ob  nicht  erst  eine  üuLsere  I  lebun^ 
des  Lebens  notwendig  sei ,  liegt  die^^er  Ueberzcugung  von  der 
Allmacht  des  guten  Willens  noch  tern. 

Damit  ist  nun  aber  wieder  ein  außerordentlich  wichtiger  so- 
ziolojrjscher  1  ypus  geschatten.  Es  ist  der  auf  religiöse  Anerken- 
nung und  reli!_ji<»se  Ueberwindung  der  irdischen  Ungleichheit  zu- 
gleich bej^Miindete  T\  ])us  des  christlichen  Patriarchalis- 
mus, der  seine  Vorl)ereitung  im  spätjüdischen  gehabt  hat,  aber 
durch  die  Wärme  der  christlichen  Liebesidee,  durch  den  Zusam- 
menschluß aller  in  dem  Leibe  Christi,  seine  besondere  Färbung 
erhält.  Hier  halte  man  den  Jesus  Siracli  und  die  Pauhisbriefc  zu- 
sammen, um  Aehnlichkeit  und  Unterschied  zu  sehen.  Seine  volle 
Ausbildung  hat  er  freilich  erst  im  Mittelalter  erhalten  und  damit 
auch  einen  sj)czifischcn  Charakter,  wovon  später  noch  die  Rede  sein 
muß.  Jetzt  hindert  noch  die  Kompliziertheit  und  die  weitgehende 
Atomisicrung  des  spätantiken  Lebens,  vor  allem  der  städtische  Cha- 
rakter der  Gemeinden  und  die  relative  Unbedeutendheit  der  sozialen 
Uifierenzen  innerhaüj  der  (Gemeinden  seine  volle  Ausbildung.  Aber 
seine  Grundidee  der  willigen  Akzeptierung  der  gegebenen  Ungleich- 
heiten und  ihrer  bVuchtbarmachung  für  die  ethischen  Werte  der 
persönlichen  Auteinanderbeziehung  ist  gegeben.  Alles  1  un  ist  ein 
Gottesdienst  imd  ein  anvertrautes  Ann,  die  Herrschaft  wie  der  (je- 
horsam.  Als  Ilaushalter  Gottes  sorgen  die  Großen  tür  die  Kleinen 
und  als  Diener  Gottes  ordnen  sich  die  Kleinen  den  Großen  unter; 
und,  indem  so  sich  beide  im  Dienste  Gottes  begegnen,  behauptet  sich 
die  innere  religiöse  Gleichheit  und  erweitert  sich  der  ethische  Besitz 
durch  die  zarten  Tugenden  der  Haftung  für  andere  und  der  ver- 
trauensvollen I  lingebung.  Dieses  Ideal  schwebt  unverkennbar  dem 
Paulus  vor,  und  nur  durch  dieses  Ideal  will  er  von  innen  heraus  die 
gegebenen  Verhältnisse  geistig  ändern,  ohne  sie  äußerlich  anzutasten. 

Derart  erfährt  nun  aber  der  allgemeine  soziologische  Zusam> 
menhang  eine  innere  Gliederung  durch  Ueberord- 
nungen  und  Unterordnungen,  wie  sie  in  keinem  sozio- 
logischen System  ausbleiben  können  •••).    Der  radikale  Individua- 

Vgl.  die  schon  gcnaiiuit  Ai»liaiitllung  von  Simmcl  >bü2iologie  der  Ucber- 
und  Uutcrurdnung-c  (Archiv,  Band  XXIV,  1907),  sowie  meine  Abhandlung  »I'oli- 
tisclie  Ethik  und  Christentam«  1904. 
AreUv  fDr  Sof i*lwineucluft  und  SotitlpoBlik.  XXVI.  a.  30 
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lismus  und  l^nivcrsalismus  ist  an  sich  Lrliodeninfjslos.  er  umschließt 
lauter  glcich(\  weil  uncnillich  wt  rtvollr  Per.s«>niichkfitcn  und  um- 
faßt alle  mit  gleicher,  wi-il  ins  Zt  ntruiii  (li*r  Seele  di  in^^ondcr  Stärke. 
Wie  das  System  bei  ]»raktischer  \'cru  irklichuiiL;  nicht  einfach  bei 
jenen  hohen  IduaU  n  vci harren  kann,  sondern  ini  rm  uma-Christus 
eine  es  /.usanimcnhaltende  Aiitoi  ität,  eine  I''«»stlei^imi^  scim  r  Grund- 
gedanken und  ein  anschaulich-suj^j4csti\  \virkcn(k-s  ])i'rs(»nliches  Ur- 
bild her\ orhi  aciitf,  so  niachi-n  sich  ?;\vischt-n  den  In-idcn  rolcn  des 
Individualisnuis  und  L'nivcrsalismiis  auch  die  natürlichen  1  )ifferen- 
zierungen  geltend,  wie  sie  verschiedene  Anlagen.  Stellungi  ii  und 
Leistungen  innerhalb  des  Ganzen,  aber  auch  das  liereinragen  der 
von  andern  Verhältnissen  lur  bereits  bewirkten  Differenzicrungrn 
mit  sich  bringen.  Ahei  diese  Differenzierungen  treten  in  mncri:n 
Zusammenhang  mit  dein  rcÜLiiösen  Genicinschaftsgedanken  selbst, 
indem  sie  zu  Mitteln  der  Entwickelung  gerade  religiös-ethischer 
Werte  gemacht  werden,  indem  sie  die  religiös  motivierte  Solidari- 
tät, Gesamtverantwortlichkeit  und  Fürsorge  gegenüber  den  jeweils 
Untergeordneten  und  die  religiös  motivierte  Hingebung ,  Liebe 
und  Gehorsamspflicht  gegenüber  den  jeweils  Uebergcordnetcn  be- 
haupten. So  entsteht  eine  beständige  Bewegung  und  mit  ihr 
selbst  doch  eine  Ausgleichung  aller  Bewegung  und  Unterschied- 
lichkeit in  dem  allen  gemeinsamen  göttlichen  Leben,  ein  sozio- 
logischer Typus,  der  nur  auf  religiöser  Grundlage  möglich  ist, 
weil  nur  hier  das  Zurückgehen  von  jeder  individuellen  Verschie- 
denheit auf  den  sie  hervorbringenden  und  zum  CVgan  seiner  Ein- 
heitszwecke machenden  gottlichen  Willen  möglich  ist.  Die  Indi- 
viduen  gehen  nicht  bloß  mit  einem  Teil  ihres  Wesens  auf  das 
Ganze  ein,  wie  das  sonst  in  soziologischen  Systemen  der  Fall  ist; 
sondern  weil  sie  ganz  und  gar,  auch  mit  ihren  Besonderheiten, 
von  dem  einheitlichen  göttlichen  Willen  gewollt  sind,  gehen  sie 
gerade  mit  dem  Ganzen  und  Besonderen  ihres  Wesens  und  ihrer 
Lage  in  das  Gesamtteben  ein  und  löschen  es  hier  nicht  aus»  son- 
dern machen  es  zu  Mitteln  spezifischer  ethischer  W^erte,  zu  Mit- 
teln gerade  der  Herstellung  des  Ganzen. 

Damit  sind  wir  von  dem  allgemeinen  religiös-soziologischen 
Gedanken  schon  auf  die  sozialen  Probleme  geführt  *^),  Der  sozio^ 
logische  Gedanke  will  sie  von  innen  heraus  bei  äußerer  Beibehal- 
tung ihrer  Form  geistig  verwandeln.    Aber  bei  dieser  bloß  inne- 

Vgl.  auch  hier  Jncuby  »Neutestamentliche  Ethik«  and  Weinel,  »Stellaiig 
des  Ürchriatenttttnsc. 
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ren  Wandelung  kann  es  nicht  bleiben.  Indem  die  Gemeinden  einen 
eigenen  Kult-  und  Lebenskreis  zu  bilden  anfangen,  müssen  sie  auch 
äußerlich  gegen  Staat  und  Gesellschaft  sich  abgrenzen  und 
müssen  sie  im  eigenen  Innern,  soweit  es  in  ihrer  Macht  steht,  bei 
sich  selbst  die  sozialen  Verhältnisse  ordnen.  Das  geschieht  denn 
auch  bei  Paulus,  und  der  Zukunft  werden  von  ihm  auch  in  die- 
ser Hinsicht  die  wichtigsten  Richtlinien  gezeigt,  die  gegenfiber 
dem  Evangelium  neu  sind  und  die  wenigstens  für  die  alte  Kirche 
den  nächsten  Weg  bestimmen,  die  aber  durch  die  Kanonisierung 
der  Paulusbriefe  auch  für  spätere  Zeit  eine  vielfache  dogmatische 
Wirkung  haben.  Die  Kindlichkeit,  Weite  und  Höhe  des  Evan- 
geliums zieht  sich  schon  jetzt  ins  Konkrete  und  Praktische,  und 
der  herbe  Radikalismus  weicht  schon  jetzt  den  Kompromissen  mit 
einer  von  der  Welt  geforderten  Verständigkeit. 

Die  Beiseitesetzung  des  Staates  war  für  eine  in  das  geord- 
nete Weltreich  übergehende  Propaganda  so  unmöglich  wie  der 
IJebcskommunismus  für  Gemeinwesen  und  Vereine,  die  der  Ord- 
nung und  Festigung  bedurften.  In  der  Tat  hat  die  paulinische 
Weltkirche  im  Gegensatze  zu  revolutionären  Folgerungen,  wie  sie 
die  Apokalypse  zeigt,  den  Staat  nicht  bloß  als  von  Gott  zuge- 
lassen anerkannt,  sondern  geradezu  als  eine  wenigstens  für  Recht, 
Ordnung  und  äußere  Sittlichkeit  sorgende  Anstalt  geschätzt.  Er 
greift  hier  bereits  auf  die  stoische  Lehre  vom  angeborenen  Sit- 
tengesetz und  schreibt  auch  den  Heiden  eine  Erkenntnis  des  Gu- 
ten zu*  die  in  ihrem  Staat  und  ihrem  Recht  zum  Ausdruck  kommt. 
Das  Imperium  trägt  das  Schwert  mit  Gottes  Willen  und  aus  Got- 
tes Ordnung.  Mit  der  staatlichen  Ordnung  wird  aber  auch  die 
ganze,  untrennbar  ihr  zugehörige  gesellschaftliche  Ordnung, 
die  Verteilung  von  Besitz  und  Stand,  die  ganze  soziale  Organisation 
anerkannt.  Zwar  sollen  die  Christen  die  staatlichen  Rechtsbehör» 
den  nicht  benützen*^)  und  sollen  sie  von  allen  mit  dem  Heiden- 
tum befleckenden  Gewerben  und  Berufen  sich  zurückhalten,  nuch 
eine  mit  dem  heidnischen  Kult  in  Berührung  brinj;ende  Gesellig- 
keit vermeiden.  Aber  im  ganzen  sollen  die  Christen  die  bestehen- 
den Ordnungen  achten  und  sie  zum  Guten  wenden,  da  ihr  Staat 


Fftnlus  verweist  die  sueitenden  Christen  auf  die  Entscheidung  vor  der 
Gemeinde  oder  vor  Schiedsrichtern,  womit  Anfänge  eines  eigenen  Gcnicindcrcchtes 
gegeben  siml  und  der  Verzicht  <ler  Berg|>re<iigt  auf  ilas  Rechtsuchen  überhaupt 
charakteristisch  vergessen  ist.   H.  Weinel,  Stellung  des  Urchristentums,  S.  32,  36. 
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und  ihre  Gesellschaft  ja  überhaupt  nicht  auf  Erden  sondern  im 
Himmel  ist.  Sie  sollen  sich  als  gute  und  fleißige  Bürger  erwei- 
sen und  vor  allem  jeder  selbst  das  Nötige  erwerben  um  der  Ord- 
nung willen  und  als  Voraussetzung  der  Mildtätigkeit.  Darin  kommt 
auch  der  Umstand  zum  Ausdruck ,  daß  die  religiöse  Gemeinde 
nicht  mehr  den  einfachen  ländlichen  Boden  Galiläas  mit  der  orien- 
talischen Bodüi  tnisli)sij:;k(Mt  und  losen  Rechtsordnung,  sondern  den 
Her  städtischen  Welt  von  Sklaven  und  Kleinbürgern  mit  der  ver- 
wickeltercn  Wirtschaft  und  der  strengeren  Rechtsordnung  unter  den 
Füßen  hat  '^^).  Die  Begrenzung  auf  solche  städtische  Verhältnisse 
nötigt  die  ethischen  Ideen  ganz  von  selbst  zur  Anpassung  an  diese 
l.at,'^e  und  läßt  die  radikale  Art  der  Anwendun«:;  und  Vcran.schau- 
iichung  in  der  Bergpredigt  ganz  von  selbst  zurücktreten.  Selbst- 
verständlich ist  das  kon.servative  Verhältnis  auch  zur  1'  a  m  i  1  i  e ,  die 
die  Voraussetzung  dieses  g'^n^en  geordneten  Lebens  ist.  Die  Ehe 
wird  als  das  Bild  für  den  wichtigsten  Grundq^edanken  des  Paulus, 
für  die  Einheit  des  Christus  und  seiner  Gemeinde  verwendet.  Der 
vorgefundene  Patriarchalisnius  mit  der  V'orherrschaft  des  Mannes 
wird  als  Naturordnunq  hingenommen  und  die  Unterordnung,'  unter 
sie  ethisch  c^efordert,  dafür  aber  aufs  Schärfste  auch  vom  Mann 
die  geschiechthche  Reinheit  vor  der  V.he  und  die  monor^amischc 
Treue  verlangt  nebst  der  persönlichen  GemütshingebunL;  an  (iat- 
tin  und  Kind;  die  beiden  letzteren  wie  auch  der  Sklave  sind 
religi(>s  und  sittlich  dem  Manne  rricichf^estellt,  was  faktisch,  wenn 
auch  nicht  rechtlich  die  L^'anze  Praxis  des  h'amilienlebens  vertieft 
und  \  i-rinnerlicht.  Den  l-'ragen  der  Mischehe^  wird  bereits  eine 
;4leichtalls  sein  \ orsichtii^e  und  die  AulrechliMhaltung  der  Ehe 
uuinlichst  wahrende  BehandlunL;  zuteil.  Wenn  Paulus  i)ersön- 
lich  hierbei  seine  Bedenken  gegen  das  Geschlechtsleben  nicht 


•*•)  Die  riLiin:  I  kuiiL;  K;ult^k\^  licht;;^,  ein  Ki  iininuiiisiiius  mit  l')Cil)eh:iltung 
»les  PrivatcigenluiHi,  ii«itueiuiig  .-.oloii  den  Konst;i|U(ju/cu  tics  l'iivait;igt;iUuiiis  wieder 
vrliegt.  Dariu  liegt  wohi  der  eigentliche  («rund  dc^  Verschwinden»  des  urchrisllicheu 
Kommnnlsmas.  Weiter  «bcr  kommt  hinzu,  was  Kautsky  bei  seiner  Aaffiinnunv  des 
Christentums  als  Proletarier«5osia]ismas  nicht  sehen  kann,  die  konservaüv-religi9se 
Haltung,  die  mit  der  Weltordnung  naturgemVß  auch  die  ßesit2ordnung  als  deren 
integrierenden  Bestandteil  akaeptiert  und  daher  auch  durch  die  Ablehnung  aller 
Revolution  zur  Aufgebung  des  Kommunismus  genötigt  ist.  Ein  solcher  wäre  nur 
darchfttbrbar  gewesen,  wenn  er  sehr  viel  weiter  ging  als  in  der  Uneit  und  das 
Privateif^cnium  beseitigte.  Daran  aber  dachte  niemand,  denn  es  bitte  eine  neue 
Ordnung  bedeutet. 
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unterdrückt  und  mindestens  die  möi^lichste  Einschränkung  fordert, 
um  in  der  Geschlechtsleidenschaft  keinen  zu  starken  Wettbewer- 
ber gegen  die  Herrschaft  des  reli<^iosen  Interesses  zu  finden ,  so 
hat  das  mit  der  Schät;!un;4  der  I-'arnilie  als  sozialer  In'^titution 
nichts  zu  tun;  es  ist  die  begreifliche  asketische  Konsequenz  eines 
alles  beherrschenden  religiösen  Interesses  ,  die  dann  freilich  fol- 
genreich genug  werden  sollte  und  der  edleren  Konsequenz  des 
christlichen  Gedankens,  der  VerpcMsrnilichung  und  Individualisie- 
rung inid  Verinnigung  der  Familie,  noch  schwere  Anfechtungen 
bereiten  sollte. 

So  ist  von  dieser  Lehre  des  Paulus  her  der  konservative 
Charakter  des  Christentums  m'^eniiber  allem  politisch-sozialen  We- 
sen auf  lange  Zeit  hinaus  entschieden.  Es  ist  die  merkwürdige 
ErscheinunL,^ .  daß  das  an  sich  V()llig  radikale  und  revolutionäre 
Prinzi]»  des  unbcdini'ten  Individualismus  und  ITniversalismus  doch 
eine  so  durchaus  sozi.ilkonservative  Haltung  einnimmt,  h'reilich 
ist  trotz  alledem  seine  revolutionäre  Wirkung  nicht  ausgeblieben. 
Die  konservative  Haltung  beruhte  eben  nicht  auf  Liebe  und 
Schätzuni.'  für  die  Institutionen,  sondern  auf  einer  Mischung  von 
Verachluiij;.  Ergebung  und  relativer  Anerkennung.  Es  hat  da- 
mit trotz  aller  Unterwürfigkeit  den  römischen  Staat  zerstört,  in- 
dem es  die  Seelen  seinen  Idealen  entfremdete,  und  es  wirkt 
zerstörend  auf  jeden  reinen  Nationalismus  wie  auf  jede  rein  ir- 
dische Autorität  überhaupt.  Aber  indem  sein  Individualismus 
und  sein  Universalismus  von  der  religiösen  Idee  ausgeht  und  auf 
religiöse  Werte  sich  bezieht ,  ist  ihm  eine  solche  Iconservative 
Haltung  durchaus  möglich.  Es  liegen  in  der  Tat  zweierlei  so- 
ziale Konsequenzen  in  ihm,  entweder  der  Liebeskommunismus, 
bei  dem  es  aber  mehr  auf  die  Liebe  als  auf  den  Kommunismus 
ankommt,  oder  die  sozialkonservative  Ausbildung  einer  in  Gottes 
Ordnung  und  Willen  sich  fügenden  Haltung  gegenüber  der  Welt 
mit  starker  Selbständigkeit  der  nach  innen  ihre  eigenen  Angele- 
genheiten ordnenden  Gemeinde,  Von  dem  ersten  Ideal  gehen 
stets  von  neuem  sozial-radikale  Pläne  für  kleinere  oder  größere 
Kreise  aus,  von  dem  zweiten  stets  von  neuem  die  konservativen 
Prinzipien  des  Duldens  und  Leidens  in  der  Welt,  deren  Ordnun- 
gen durch  Gottes  Zulassung  sind,  deren  Möglichkeiten  die  Chri- 
sten fQr  ihre  Zwecke  benützen  und  deren  Bestand  sie  gewähren 
lassen,  weil  sie  innerlich  an  ihm  unbeteiligt  sind.  Die  dritte  Mög- 
lichkeit, die  sozialen  Ordnungen  positiv  als  Unterlagen  und  Vor- 
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formen  der  Erreichung  des  hüchstm  religiös-ethischen  Zieles  zu 
{gestalten,  lic-nt  noch  völliij  außn  halb  des  (lesichtskreises  der  alten 
ChrisU'nhcit.  Si6  werden  wir  vor  allein  damit  beschällii^t  sehen, 
die  Sozialrevolutionäre  und  die  sozialkonservativc  Tendenz  gegen 
einander,  die  radikale,  jenscitit^  zutj^espitztc  HeiHgungs-  und  Lie- 
besethik gegen  die  natürlichen  l-"orderunj:fen  des  gesellschat'tlichen 
Daseins,  abzugrenzen  und  in  dieser  ;\bgrenzung  vor  allem  das 
Leben  der  Gemeinde  selbst  auszubauen,  wozu  die  bisher  erreichte 
Festigung  und  I-Liuiuhl;  der  soziologischen  PrinzijMen  durch  den 
Glauben  an  den  mystisch  gegenwärtigen  Christus  und  den  von 
ihm  ausgegossenen  Geist  nicht  genügte. 

3.  Der  Frühkathollzismus, 

Die  soziftlugischc  Idee  im  Sinne  Jesu  hatte  ihren  Ausgangs- 
punkt und  ihren  Rückhalt  in  dem  Gultcsglauben,  wie  er  aus  der 
jüdischen  Bibel  und  dem  jüdischen  Volksleben  heraus  durch  die 
Verkündigung  des  Reiches  accentuu  rt  und  beleuchtet  wurde,  und 
in  der  Verk<)rperunL;  durch  die  l'ersönlichkeit  Jesu  selbst.  Als 
aber  seiner  inneien  Konsequenz  i;em;U,N  dieser  (Haube  sich  von 
der  alten  Volks-  und  Kultzu.samniengehi»rigkeit  loste  und  Jesus 
von  seinen  Anhängern  geschieden  war,  da  bedurfte  es  eines  Er- 
satzes für  diesen  Rückhalt,  eines  selbständigen  Zentrums  der  Or- 
ganisation und  einer  gegenwärtigen  Verkörperung  des  Beziehungs- 
nionientes,  aus  dem  ji  nei  Indu  idualismus  und  L  ni\ ersalisnui  uuiiier 
neu  hervorgehen  und  uidem  er  sein,  ihn  bei  der  religiösen  Grund- 
lage festhaltendes.  Maß  immer  w  ieder  finden  konnte.  ( )der  viel- 
mehr nur  weil  ein  solcher  Haltpunkt  sich  darbot,  konnte  es  zur 
Entfaltung  und  dauernden  Behauptung  jener  Konsequenzen  kom- 
men. Dieser  Haltpunkt  war  der  Glaube  an  den  erhöhten,  gegen- 
wärtigen, alles  durchdringenden  Pneuma-Christus.  Dieser  Glaube 
ist  die  organisierende  Kraft  der  neuen  (Gemeinde :  er  schafft  den 
einzige  n  neuen  Glaubensartikel  als  den  Glauben  an  den  mit  dem 
Gottesgeist  identischen  Christus ;  er  schafft  den  neuen  Kultus, 
durch  den  aliein  von  einer  neuen  Religionsgemeinde  die  Rede  sein 
konnte,  die  Anbetung  Gottes  in  Christus,  die  Einpflanzung  durch  die 
Taufe  in  den  Christus  und  die  Speisung  und  Tränkung  durch  den 
erhöhten  Christus  ;  er  schafft  die  neue  Ethik  als  einen  Zusammen- 
schluß der  Christusgläubigen  gegen  die  Welt  und  als  ein  Sterben 
und  Auferstehen  des  sündigen  weltsinnigen  Menschen  mit  dem 
Christus  zu  dem  neuen  Leben  im  Geist,  d.  h.  in  der  Selbstheili- 


Digitized  by  Google 


Die  Soziallebren  der  cbristlkben  Kirchen. 


gung  für  Gott  und  in  der  Bruderliebe.  Dabei  bt  Dogma,  Kult 
imd  Etliik  nocb  frei  beweglich  und  einfach,  flüssig  und  unfaßbar 
wie  der  ganze  Gedanke  des  Erhöhten  selbst,  der  die  historischen 
Schranken  von  sich  abgestreift  bat  und  aus  dem  frei  und  beweg- 
lich gewordenen  Bilde  die  mannigfaltigsten  neuen  Anwendungen 
und  Deutungen  auszustrahlen  vermag.  Seine  eigentlichste  Wir- 
kung sind  daher  auch  die  enthusiastischen  Geistwirkungen,  die 
über  gewöhnliches  Menschenvermögen  hinauszugehen  scheinenden 
Leistungen  der  religiösen  Erregung  und  Andacht,  der  theologischen 
Deutung  und  Schriftgelehrsamkeit,  der  missionarischen  Tätigkeit 
und  der  organisatorischen  Kunst,  der  Liebe  und  des  Opfers,  der 
Selbstüberwindung  und  Charakterveränderung.  All  das  bedeutet 
für  die  antike  und  populäre  Wunderpsycbologic  ebensoviel  Wunder. 

Der  Pneuma-Christus  ist  die  objektive  Gegenwart  des  sozio- 
logischen Beziehungsmomentes.  Daß  alle  Theologie  von  da  aus 
auf  die  Frage  nach  der  Identität  und  trotzdem  bestehenden  Ver- 
schiedenheit des  Pneuma-Christus  und  Gottes  gewiesen  war,  ver- 
steht sich  dann  von  selbst.  So  wurde  die  Lehre  vom  Vater  und 
vom  Lf^os  zum  ersten  Fundamentaldogma,  woraus  sich  dann  in 
hier  nicht  zu  erörternden  Zusammenhängen  schliesslich  das  Trini- 
tätsdogma  ergab.  Aber  ebenso  ist  auch  leicht  einzusehen,  daß 
dieser  unfaßbare  Pneuma-Christus  und  die  Geisterscheinungen  auf 
die  Dauer  nicht  genügen  konnten  als  Verkörperung  und  Gegen- 
wart des  soziologischen  Beziehungsmomentes.  Der  enthusiastische 
Geistesglaube  bedrohte  durch  schwärmerische  Verworrenheit  ebenso 
wie  durch  die  unausbleibliche  Ermattung  den  mit  ihm  verbundenen 
Cfaristusglauben ;  und  andererseits  war  die  Verkörperung  des  Got- 
tesgedankens in  dieser  Christusmystik  durch  die  Konkurrenz  und 
Aehnlichkeit  der  synkretistischen  Kulte  und  Spekulationen  der 
Ueberwucherung  und  Verflüchtigung  um  so  mehr  ausgesetzt,  als 
er  selbst  nur  durch  theologische  Deutungen  zu  Stande  gekom- 
men war,  die  mit  diesen  Kultideen  bereits  mannigfach  verwandt 
gewesen  zu  sein  scheinen,  als  er  weder  an  der  jüdischen  Bibel 
noch  an  den  Evangelicnerzählungen  eine  himrichend  feste  Fixie- 
rung seines  eigentümlichen  reh'giösen  Gehalts  besaß.  Gerade 
das  soziologische  Bedürfnis  verlangte  eine  stärkere  bestiegung, 
eine  gegenständlichere  Anschammg,  eine  praktisch  vollziehbare  Ab- 
grenzung, eine  zusamnunlKingendere  Durchsichtigkeit,  eine  folge- 
richtigere Deutungssicherheit  für  das  soziologische  Bezieh ungsmtv 
ment.  Aus  diesem  Bedürfnis  vor  allem  entstand  das  eigentümliche 
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christliche  Priestertum,  der  Episkopat,  in  engem  Zu- 
sammenhang mit  der  neuen  christlichen  Bibel  oder  dem  neuen  Tes- 
tament, der  Heraushebung  einer  echten  durch  die  Bischöfe  ge- 
sicherten Tradition  und  dem  Ausbau  der  Sakraroentsidee,  die  die 
Wunderwirkung  in  den  neuen  Kukakten  festlegte  und  den  Vollzug 
des  Sakramentes  nur  in  der  rechtmäßigen  Gemeinde  und  nur  in  der 
Hand  des  ordnungsmäßigen  Klents  wirksam  sein  ließ.  Es  ist  die 
Herausbildung  des  Katholizismus,  der  zweitoi  großen  Fortbildung 
des  Evangeliums  nach  dem  Paulinismus.  Wie  weit  darin  auch  hier, 
und  hier  ganz  besonders,  Entlehnungen  und  Angleichungen  an  jä- 
dische  und  heidnische  Institutionen  stattgefunden  haben,  ist  hier 
nicht  weiter  zu  verfolgen.  Die  Hauptsache  ist,  daß  irgend  etwas 
Derartiges  durch  das  soziologische  Bedürfnis  in  der  Tat  gefordert 
war  und  daß  in  diesem  Hauptinteresse  trotz  allem  die  Kontinuität 
deutlich  erkennbar  ist.  Der  Episkopat  ist  die  Eingrenzung  des 
Geistesbesitzes,  der  Fortleitung  der  wunderbaren  Kräfte,  der  Au- 
torität und  des  Sakramentsvollzugs  auf  das  von  den  Organisations- 
bedürfnissen emporgetragene  Gemeindeamt,  das  durch  die  tatsäch- 
liche Autorität  der  Ueberlieferung  und  des  Zusammenhanges  mit 
den  ersten  Gründern  eine  solche  Heraushebung  auch  in  der  Tat 
nahe  legte.  Er  ist  die  Ersetzung  und  Materialisierung  des  erhöhten 
Christus  und  des  Geistes,  er  ist  der  Nachfolger  Christi  und  der  Apo- 
stel, der  Träger  des  Geistes,  die  Verlängerung  oder  Verewigung  der 
Menschwerdung,  die  Sichtbar-  und  Faßbarmachung  der  göttlichen 
Wahrheit  und  Kraft,  die  konkrete  Gegenwart  des  soziologischen 
Beztehungsmomentes*^.  Er  vrirkt  auf  das  Christusbild  auch  dem- 
entsprediend  zurück,  indem  er  aus  der  Menschwerdung  des  frei 
wirkenden  Gebtes  den  Christus  zum  ersten  Priester  und  Lituigen, 
zur  Quelle  priesterlicher  Gnadenkräfte,  macht  Dabei  ist  auch  hier 
an  dieser  ganzen  Entwicklung  deutlich,  wie  die  treibende  Kraft  der 
Organisation  und  ganzen  Ent Wickelung  der  religiöse  Gedanke  und 
nicht  etwa  ein  Gedanke  sozialer  Hilfstätigkeit  ist.  Das  der  Liebes- 
tätigkeit gewidmete  Amt,  das  Diakonenamt,  steht  unter  dem  Bi- 
schofsamt zum  deutlichen  Zeichen  dafür,  tlaß  auch  alle  Liebes- 
tätigkeit nur  ein  Ausfluß  des  religiösen  Gedankens  ist  und  in  seinem 

")  Du  ist  einer  der  Hauptgedanken  des  bertthmten  und  lefarieichen  Baches 
von  Loisy,  »L'cvanglle  et  r^glise«,  1903. 

^)  W  rhsi  interessant  dargelegt  auf  Grund  der  KultOBtheoli^lie  Ton  Thalhofer, 
Handbuch  der  katholischen  Litnrgik*,  1894. 
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Dienste  steht*").  Die  episkopale  Sakraments-  und  Traditionskirche 
ist  daher  das  zweite  F'undamcntaldogma  geworden. 

Das  ist  nun  freilich  eine  weitere  ganz  außerordentliche  Ver- 
engung des  ursprünglichen  soziologischen  Gedankens  eines  absoluten 
religiösen  Individualismus  und  Universalismus.  Die  religiöse  Gemein- 
schaft i.st  nun  nicht  mehr  bloß  an  die  Christusanbetung,  die  Taufe 
und  das  Herrnmahl  gebunden,  sondern  an  die  (jemeinde,  den  Bi.schof, 
die  Tradition  und  die  vom  rechtmäßigen  Bischof  ausgeübte  sakra- 
mentale Gnadenmitteilung.  Allein  schon  bei  Jesus  war  doch  jene  Idee 
nicht  lediglich  getragen  von  einer  rein  autonomen  (Jf»tteserkennt- 
nis,  sondern  von  einer  autoritativen  Ueberliefcrung  und  von  seiner 
eigenen  Autorität.  Der  Episkopat  ist  nur  die  Umwandelung  jener 
autoritativen  Träger  in  Mächte,  welche  auch  zur  wirklichen  Or- 
ganisation und  AusbrcitunL;  des  snzioloi:;ischen  (Gedankens  fähig 
sind,  indem  sie  seinen  Au.sgangspunkt  und  seine  (irundlagc,  die 
Gottesidee  und  Gotteskraft,  festlegen  in  dem  Amt  und  im  Sakra 
ment-  Eben  deshalb  ist  dieses  neue  christHchc  Priestcrtum  doch 
auch  eine  ganz  e  i  ^entf;  ml  ic  he  l'jscheinunf;^.  Seine  Autorität 
beruht  ausdrücklich  nicht  aut  dem  Menschen  ini  Priester,  'Sondern 
auf  dem  durch  Tradition  und  Weihe  ihm  einwohnenden  Göttlichen; 
nur  soweit  sein  Handein  aus  dieser  (juelle  fließt,  ist  es  ein  i^fitt- 
liches;  soweit  es  ein  menschliches  ist,  hat  es  keine  andere  als  zu- 
fällige und  Zweckmäßigkeitsfjeltiini^.  Und  dies  Göttliche  wiederum 
ist  nicht  die  Stiftung  große  r  Ti  icsterj^eschlechter  oder  eine  he 
sondere  jedesmalige  wunderbare  iieruhinj;,  sondern  die  Gej^a^v 
wart  des  Christusi^eistes,  der  in  der  Priesterweihe  und  Succession 
nur,  sozusagen  sicher  kanalisiert  i.st.  Das  Priesterlum  hebt  die  all- 
gemeine reli;^M<ise  (ili'ichheit  und  Freiheit,  den  reinen  Gemeinde- 
charakter aller  christlichen  Kelicrionsj^emeinschatt  nicht  atif  und 
ordnet  nicht  Menschen  den  Minschen  über;  es  ist  nur  der  her- 
ausgehobene und  ordnungsmäßige  Träger    des  Christusgeistes, 

Der  Idee  nach  ist  diese  Anstalt  der  Hilfciei^tung  von  Anfang  an  der 
Ausfloß  der  supranaturalen  Idee  des  Cbristusleibes  oder  der  Ecclcbia,  die  in  der 
Gegenwart  Guisti  und  im  Geht  flberall  die  objektiven  anstaltlichcn  Merkmale  trügt, 
wie  Sohm,  »Kirchenrechc«  I  1892  S.  ao  richtig  ausfUhrU  Gerade  von  der  Geld- 
opferang  heifit  es  in  einer  von  Sohm  zitierten  Stelle  aas  De  alcatoribas:  peconiam 
tnam  adstdente  Christo,  spectamibus  angetis  et  martyribns  praeacntibus  snpcr 
mensam  domiidcan  sparge.  Das  ergibt  den  richtigen  Sinn  fUr  das  Wort  Hamacks: 
»Em  Tisch  verband  als  Altar  den  Auschnck  der  Gottes«  and  der  Nüchstenllebe«, 
S.  39.  —  Ueber  das  Diakonenamt  s.  Uhlhorn  I  154 — 159. 
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<las  Organ  der  W'ahi  heitsdarstelluni»  und  erlösenden  Sakiamcntal- 
kratt.  indem  man  sich  ilim  untoi oninct,  ordnet  man  sich  nur 
Gott  unter,  und  zwar  nicht  besonderen  nur  dem  Priester  zukoin- 
mcnden  Frle\iclitun;^'cn,  sundern  der  allijeniiMnen,  lier  (jemeinde 
/ukomnu  nden  Wahrheit  und  Gnadenkratt,  die  nur  im  Priester 
kcnnthch  lokalisiert  ist.  Kr  ist  nur  die  Vcrkörperunj^  und  Kon- 
kretion der  allgemeinen  religi()sen  Wahrheit  und  auch  das  nur, 
sotcrnc  er  sich  in  deren  Auswirkunj^  bctätij^t.  Indem  diese  seine 
Stellung  vom  Kirchenrecht  festgelegt  wird,  unterscheidet  es  ganz 
folgerichtig  das  jus  divinum,  das  nur  auf  diese  heilsverkörpemde 
vind  darum  hcilsvermillclnde  Stellun;^  di-s  Priesters  und  deren 
unmittelbare  Folgen  sich  bezieht,  während  die  ganze  übrige, 
organisatorisch  unter  Umständen  viel  bedeutendere  Tätigkeit  nur 
ein  jus  himuuuun,  d.  h.  freie  und  veränderliche  rein  menschliche 
Zwecktäligkeil  ist.  In  dem  Maße,  als  der  Katholizismus  diesen 
Charakter  des  Priestertunis  betont,  kann  er  sich  als  einen  »religiösen 
und  unpolitischen  Katholizismus  bezeichnen;  er  trennt  das  ( iött- 
liche  vom  bloß  Menschlichen.  Aber  freilich  liegt  der  gan/i-  or- 
ganibatorische  Wert  der  bistiluliun  darin,  daß  das  (iöttliche  und 
Menschliche  in  ihr  so  schwer  zu  scheiden  ist,  und  daü  menschliche 
()rdnun-4  und  Zentra]i^ation  durch  diese  Verbindung  so  leicht  mit 
dem  Charakter  göttlicher  Autorität  zu  bekleiden  ist.  Die  ganze 
L  ruerscheiduns;  ist  cme  Fiktion,  die  den  freien  rein  religiösen 
(jeist  und  <vinc  streng  bindenden  Verwirkhchungsmittel  incin- 
anderllicLien  läßt,  und,  indem  sie  die  ursprüngliche  ganz  innerliche 
Idee  behauptet,  ihr  doch  unlösbar  die  strenge  klerikal-saki  awientalc 
Bindung  und  l'ormung  unterschiebt.  Das  ist  <.V\c  eigentliche  Ver- 
wcltlichung  der  Kirche,  die  MaterialisierunL;  und  W  räul.Nerlichung 
des  religiö.sen  Zentralpunktes,  die  Selbstauslielerung  an  die  i3e- 
dingungen  weltlicher  Organisationskunst.  Demgegenüber  ist  die 
Verwcltlichung  auf  den  anderen  Gebieten,  der  W  issenschalt,  dem 
Staats-  und  GcscUscliaftslcbcn ,  der  Kunst  viel  unvollständiger 
durchgeführt. 

Jedenfalls  aber  ist  in  ihm  zunächst  das  dringendste  Bedürf- 
nis, die  konkrete  Faßbarmachung  des  soziologischen  Bezichungs- 
inomentes,  erfüllt  und  ordnen  sich  nun  ihm  auch  alle  anderen 
diesem  Zu  eck  dienenden  Einrichttni^en  ein  und  unter.  10s  ist  nur 
der  Mittel-  und  AnziehungspunkL  iur  aiK  derartigen  l  .iuw ici>vc  hingen, 
keineswegs  selbst  die  einzige.  Da  ein  bestimmter  Gedanke  von 
Gott  das  Zentrum  des  Ganzen  ist,  so  wird  die  Sicherstclliing 
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dieses  Gedankens  und  damit  der  Lehre  ein  Hau[)tanlie>;en.  Die 
Siciienint^'.  Mrweisung  und  Ausiiildun;^  der  Lehrtradition  wird 
Sache  des  Klerus  und  dadurch  bekleidet  sich  iler  (iottesbegriff, 
der  soziologische  Be^^iehungspiinkt  des  Ganzen,  mit  eim  in  Wahr- 
heitsbcgriff  starrster  Art,  der  dem  Wahrheitsbegritf  der  philoso- 
phischen Schullehrcn  ft)rmell  vnWv^  entspricht,  aber  auf  Autorit.it 
und  (  )l'fenbaruni;  beruht,  Line  eindeutige  und  umfassende  h<)chste 
l  j  kenntnis  ist  das  vom  Amt  getragene  Zentrum,  und  der  exklusive, 
alles  sich  und  seinem  Dogma  unterwerfende  W a  h  rh  ei t  sb e  ri  ff 
ist  dann  die  treibende  Kraft  aller  Unifizicrung  und  Zentralisierung  ; 
er  wird  später  der  Grund  des  Anspruches  der  Kirche  auf  Allein- 
herrschaft sein  über  das  geistige  Leben  und  alles,  was  damit 
zusammenhängt.  Ein  Nebenemander  verschiedener  Kirchen  wird 
erst  auf  Grund  eines  veränderten  Wahrheit^begriti'es  wie  der  mög- 
lich sein,  gerade  wie  ja  auch  die  bunte  V^erschiedenheit  des  vor- 
katiiolischcn  Christentums  mit  dem  Wahrheitsbegriff  eines  indivi- 
dualistischen l'nthusiasmus  zusammenhing*"').  Rcligionsgeschicht- 
lich  noch  wichti'fer  ist,  ilaß  liie  noii  der  neuen  (jotteserkenntnis 
ausgehenden  (iesinnimgskräfte  mclit  dem  rein  innerlichen  Wirken 
des  Gedankens  überlassen  blieben,  sondern  als  wunderbare  Vor- 
gänge an  das  Wunder  sakramentaler  Feiern  vorzugsweise  ge- 
knüpft wurden.  Die  Mysteri^jnkulte  werden  in  das  Christentum 
hineingezogen,  vor  allem  um  die  erlösende  Kraft  der  neuen 
Gotteserkenntnis  in  bestimmten  objektiven  Vorgängen  zu  konzen- 
trieren und  sie  dadurch  der  schwankenden,  bloß  menschlichen 
Subjektivi^t  m  entnehmen.  Auch  diese  ursprönglich  freien  Riten 


*"}  Diese  Bedingtlicit  der  kirchliciieu  UrganisiiUun  und  ihro  Verhältnisi>es 
zu  aiuUmi  Lebenskreisen  durch  den  Wahrhcitsbegriff  ist  der  Oefiebtspunkt,  anter 
dem  meine  Abhandlni^,  »Die  Trennung  Ton  Suat  und  Kirche«i  1907,  das  Problem 
sn  Uiren  sucht.  Aus  diesem  Grunde  belte  icb  es  auch  für  falsch,  im  Katholisia^ 
raus  allzusehr  den  Erben  des  römischen  Reichsgedankens  zu  sehen;  sein  Zentrali'* 
sationabedQrfnis  und  seine  AusschUeftUchkeit  stammt  aus  dem  Wahrheits-  und 
Sakiament>be};;rifr  in  erster  Linie,  un<!  hän^t  mit  dem  Kaiserreich  nur  dadurch  zu* 
sammen,  daß  eben  das  Kniserreich  eine  Kinheitsrcligion  als  sein  Korrelat  forderte. 
Aus  dem  gleichen  (jfiinde  hnhc  rch  es  für  fn!sc!i.  den  r>oijmniismus  und  Intellek- 
tualismus, der  doch  nur  an  der  nml  hkIu  an  ilcr  lic^rcifliclikeit  der  I.ehre 
hängt,  aus  der  >IIcllcnisicrung«  und  der  iiii?>cliuug  luii  griechischer  Mcl.iphy&ik 
abzuleiten.  Er  erklärt  äicb  in  der  Hauptsache  aus  der  Herausbildung  der  Ein- 
heiisidee  auch  auf  dem  LehrgebieL  Der  Geist  wirklicher  griechischer  Wissenschaft 
ist  selten  genug  in  der  Dogmengeschichte  und  stets  verdammt  worden. 
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werden  dem  Klerus  unterstellt.  I  )as  »gewinnt  nun  aber  dann  auch 
eine  j^anz  außerordentliche  soziolo<^ische  lS(^leutunL,^  indem  die 
Sakramente  nicht  bloß  der  H<)he-  und  Sanimeljuuikt  des  Kultus 
werden,  sondern  indem  sie  vor  allem  die  entselu  identlcn  Heilsver- 
mittler werden.  Außer  dem  Sakrament  ist  kein  lieil.  und,  da  kein 
Sakrament  —  mit  ;^erin"lii;4i^cn  Ausnahmen  —  außer  dem  Priester  ist, 
so  ist  auch  außer  di  r  Kirche  kein  Heil.  Sie  hat  nicht  bloß  allein 
die  \\'ahrheit,  sondern  vor  allem  allein  die  sinnlich-übersinnlichen 
1  leilsvermittelunj^en  tler  Sakramente.  I  )as  völlig  unsakramcntale. 
rein  ethische  Evangelium  ninmil  damit  eine  auch  seinen  jüdischen 
Voraussetzungen  fremde  Ideenmasse  auf,  die  aber  im  (irundtriebe 
aller  naturwüchsii^cn  Relii^ion  liegt  und  die  von  der  Christusmy- 
stik her  als  Mittel  der  I  lerstellun;^  der  realen  Substanzvereinigung 
sehr  wohl  anL^eeii^net  werden  konnte  Das  aber  ist  dann  auch 

zuc^leich  eine  l'estiguni;  tles  religiüs-su/.iologischen  Zusammenhanglos, 
die  der  urspriini^lichen  Grundidee  zwar  sehr  entgegengesetzt  ist,  die 
aber  jedentalls  deren  Unbestimmtheit  und  Lockerheit  durch  einen 
unzerreißbaren  Zusammenhang  ersetzt.  So  lange  der  Glaube  an 
Pnestcrtum,  Sakrament  und  Einheit  der  religiösen  Erkenntnis  ge- 
teilt wird,  ist  er  unautiöslich  und  führen  alle  Lockerungen  wieder 
zu  ihm  zurück. 

Mit  diesen  organisatorischen  Mitteln  aufgebaut,  wird  die  Kirche 
zu  einem  eigenen  Organismus,  und  ihr  Gedanke  kann  schließ- 
lich nicht  verfehlen,  eine  juristische  Fassung  seiner  selbst  her- 
vorzubringen. Sie  begründet  demgemäß  allmählich  ein  eigenes 
Recht,  (.las  Recht  der  Kirche,  in  dem  sie  \ on  sich  aus,  ohne  jede 
Rücksicht  auf  den  Staat  als  die  bis  dahin  allein  mögliche  Rechts- 
<iuelle,  ihre  eigentümliche  Auffassung  von  dem  Verhältnis  zwischen 
( iemeinschaft  und  Individuum,  Kirche  und  Welt  juristisch  darlegt. 
iJie  aus  dem  Interesse  des  Seelenheils  sich  bildende  spezifische 
soziologische  Idee  schafft  sich  auch  ein  neues  spezifisches  Recht. 
Aus  der  ursprünglichen  naiven  und  anschaulich  unbegrifflilchen 
Denkweise,  die  am  sinnlichen  Bilde  der  Gemeinde  und  der 
Christusgegenwart  in  der  Gemeinde  und  dann  weiter  an  der  tat- 
sächlichen Verbindung  der  Gemeinden  unter  einander  im  gemein- 
samen Wahrheils-  und  Hcilsbesitze  haltet,  löst  sich  die  darin  un- 

Vgl.  HeitmüUer,  »Taufe  und  Abendmahl  bei  Paulus«  1903.  Ueber  die 
prundlcgende  Bedeutung  des  Sakramenlalisnuis  für  die  katholische  Christlichkeit 
vgl.  ineinen  AofsaU  »Der  Ehrbardschc  ReformkatboUzismtis«  Christi.  Welt  1902 
Nr.  ao. 
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bewußt  enthaltene  Struktur  zu   bcL^rifflicher  Klarheit   und  juri- 
stischem Ausdruck  ab.    Die  Rcchtssubjektivität  des  Gesamtver- 
bandes und  der  ICinzelgemeinde,  die  Hefugnissph.-ire  der  Bischöfe 
in  der  ersten  und  zweiten  Hinsicht,  die  Vertretung  dieser  Rechts- 
subjektivität,  die  Rechte  der  1  einzelnen  i^'egenübcr  diesem  objektiven 
Recht,  der  kirchliche  Besitz,  die  religiösen  Liebesanstalten,  die 
kirchlicher  Regelung  zugänglichen  Lebensl^eziehungen  vor  allem 
im  Eherecht,  die  Entscheidung  von  Strcitii^kciten  der  Christen 
unter  einander  und  die  Sittenaufsicht,  all  das  wird  in  steiijcndem 
Maße  Gegenstand  eincb  kirchlich-juristischen  Denkens^').  Aus  die- 
sem aber  entsteht  ein  fester,  in  kirchliche  Stände  gegliederter  Organis- 
mus, der  schließlich  vom  Staate  anerkannt  und  mühsam  mit  dem 
ganz  andersarti<;en  staatlichen  Recht  zum  Kompromiß  gebracht  wird, 
der  aber  freilich  in  der  alten  Kirche  eine  darüber  hinausgehende  auch 
in  die  allgemeine  Ordnung  eini^reifende  Wirkung  noch  nicht  ge- 
winnt.   Gierke  hat  fenisinnig  den  soziologischen  Sinn  dieses  kirch- 
lichen Rechtes  im  (Gegensätze  zu  den  allgemeinen  ( iemeinschattsbe- 
griffen  der  Antike  nnd  des  Germanentums  analysiert  und  die  Bedeu- 
tung des  kirchlichen  Rechtsbegriffes  für  die  Entwickelung  der  Ge- 
meinschaftsidee überhaupt  untersucht.  Im  Altertum  geht  das  sozio- 
logische Ideal  instinktiv  von  der  Anschauung  des  Stadtstaates, 
der  Bürgergemeinde  und  der  Herrschenden  aus  ;  über  alle  herrscht 
das  Gesetz,  und  die  objektive  Geltung  des  Gesetzes  ist  das  Wesen 
der  Gemeinschaft  ohne  Rechtssubjddivt^t  des  Ganzen  und  ohne 
solche  des  Einzelnen  anders  als  sie  in  der  Teilnahme  am  Gesetz 
des  Ganzen  begründet  ist   Die  gesetzliche  Gemeinschaft  selbst 
geht  ihm  aus  einem  zentralen  Triebe  der  menschlichen  Wesens» 
anläge  aus.   Alle  Religion  ist  Staatsangelegenheit  und  gehört 
selbst  mit  zu  den  Gesetzen,  alle  Vereine  sind  entweder  mit  dem 
Staat  identisch  oder  lediglich  zuföllige  Zweckverbindungen,  denen 
das  römische  Recht  unter  Umständen  die  jurbtische  Persönlich- 
keit als  bewußte  Fiktion  verlieh.  Dem  gegenüber  stellt  die  Kirche 
wie  einen  ganz  anderen  soziologischen  Gedanken  so  auch  ein 
ganz  anderes  Recht  dar.  »Indem  eine  nach  Ursprung,  Wesen  und 
Bestimmung  transszcndente  Verbandscinheit  zugleich  als  solche 
zum  Subjekt  einer  irdischen  Rechtssphäre  berufen  wurde,  trat  ein 

*')  Gass,  (icsch.  d.  Kthik  I  71  f.,  ijy  ff.  Versuche  eines  kirchlichen  Khe- 
reebtes  schon  bei  Kallist,  Ablehnung  der  Todesstrafe  und  V«rsucb«  sie  duch 
gebtlicbes  Verfahren  «u  ersetten;  Biegeinwir  93 — 94,  Kontumün  verleiht  dann  den 
biBchölliehen  Urteilen  Recbtsgfiltigkeit ;  Wehiel  »Stellang  o.  s.  w.<  S.  35 — 37. 
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bisher  unbekanntes  Element  in  den  Entwickclungsprozeß  der  Kör- 
perschaftstheorie ein  ....  Wie  die  antike  Theorie  den  Staat,  so 
faßte  die  christliche  Theologie  die  Kirche  als  lebendigen  Organis- 
mus, als  ein  selbständiges  und  einheitliches  Ganze  auf.  Allein 
die  organische  Denkweise  empfing  hier  einen  neuen  religiös- 
mystischen Gehalt.  Sir  führte  das  Bild  eines  beseelten  Körpers 
in  einem  über  verwandte  Vorstellungen  der  antiken  Philosophie 
weit  erhobenen  Sinne  durch.  Insbesondere  war  hier  einerseits 
dem  (ianzcn  in  seinem  transszendenten  Mittelpunkt  eine  lebendige 
geistige  Einheit  beigelegt,  und  es  war  doch  andrerseits  jedem 
Gliede  ein  eigener  Wert,  eine  besondere  Persönlichkeit  gewahrt. 
Hier  war  das  Verhältnis  des  Ganzen  zu  seinen  Gliedern  und  der 
Glieder  zu  einander  als  ein  Verhältnis  voller  (iegenseitigkeit  gedacht; 
hier  waren  die  Prinzipien  der  Einheit  und  der  Vielheit  als  gleich 
reale  und  gleich  notwendige  Elemente  des  allumfassenden  gött- 
lichen Seins  gedacht^  '^l  Indem  dies  göttliche  Sein  im  Episkopat 
faßbar  wurde,  5 erschien  die  Kirehe  als  vm  corpus  mysticum» 
welches  einerseits  auf  mystische  V\  ei^c  von  GtJtt  zur  Lebensein- 
heit verbunden,  beseelt  und  geleitet  wurde,  andrerseits  aber  als 
ein  so  konstituierter  Körper  auch  ein  äul>ercs  \''erbandssubjekt 
bildete  und  mit  dem  Anspruch  auf  eine  rechtliche  I  lenschafts- 
sphäre  in  die  irdischen  Verhältnisse  eintrat«.  Nach  innen  er- 
scheint so  die  Kirche  als  ein  Organismus,  der  sich  teils  als  An- 
stalt für  den  Glauben,  teils  als  Gemeinsehalt  der  Gläubigen  dar- 
stellt, nach  außen  erscheint  sie  als  Frägerin  eines  vom  Staat  un- 
abhängigen und  eine  vom  Staat  unantastbare  Sphäre  begrün- 
denden Rechtes.  Es  ist  deutlich,  daß  hier  das  christliche  Ineinander 
von  Individualismus  und  Lniver.salismus  um  eine  juristische  Eixie- 
rung  ringt ;  und  Gierke  hebt  die  Annäherung  an  die  germanischen 
Korporationsideen  hervor,  ^die  neben  der  Rechtssubjektivität  der 
m  ihrer  Besonderheit  abgeschlossenen  hidi\  iduen  eine  Rcchtssnb- 
jektivität  der  aus  der  Verbindung  von  Einzelwesen  erwachsenden 
Gemeinwesen  statuieren*.  Innerhalb  der  alten  Kirche  blieb  all  das 
freilich  auf  die  eigene  Thc<»rie  der  Kirche  von  sicli  selbst  be- 
schränkt und  färbte  sie  auch  nicht  ab  auf  das  rechtliche  und  sozio- 
logische Denken  des  Staates,  aber  danut  sind  llntwickelungen  von 
größter  Tragweite  für  alles  politische  und  soziologische  Denken  wie 

**)  Vgl.  Gierke,  >Genosseiiscb«(tsrecht<  III,  108  (.,  auch  den  interessanten 

Abschnitt  bei  Hamack,  »Mission«  I,  206—234,  über  die  Selbstbezeiclurang  der 
Christen  als  »neues  Volk  und  driues  Geschlecht<. 
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für  die  kr»nkreten  Institutionen  gescliatfcn  '^).  Der  tiefe  innere  Wider- 
spruch eines  aus  transs^endentcr  Ouclle  ausfließenden  Rechte'^  zu 
dem  grundli";4entien  Merkmal  alles  Rechtes,  der  Krzwingbarkeit, 
ist  nur  die  im  Kt  clit  ^ich  /ciL^endc  I-"()lL,'e  fle??  allt^emeinen  Wider- 
spruchs zwischen  l  incr  rein  rch'^i(jscn  ( jemi'inschatt  innerHchen 
Lebens  und  ihrer  objektiven  Faßbarmachung  in  Dogma,  Sakra- 
ment und  Amt  und  deutet  damit  nur  ihis  unter  allen  Formen 
wiederkehrende  -schwere  Problem  aller  rein  religiösen  Gemein- 
scha  f ts  bi  i  d  1 1  n  ;^  an  "*  * ) . 

Das  Hcdc  utsame  an  dieser  Entwieklunfj  ist  ntm  aber  nicht 
blol.s  dir  l\  stiL;ung  des  sozin|f><»ischen  Zusammenhangs  durch  eine 
Autorität,  die  nach  allen  Seiten  hin  als  snpranaturale  Autorität, 
als  Inkarnation  des  W  unders  m  Priester,  Bibel,  Sakrament.  Tra- 
dition und  Recht  erscheint  und  die  tlen  Ausf^anp;spunkt  des  ganzen 
kirchlichen  Supranatnralismiis  bildet,  sondern  ebenso  wichtig  ist 
der  damit  gemachte  Fortschritt  in  der  Gliederung 
und  Ditterenzierung  innerhalb  des  gemeinsamen 
(]  1  n  z  e  n.  F.s  ist  im  Klerus  (  ine  führende  und  regierende  Schicht 
eiii]inrgeh<)l)en,  die  durch  das  Bedürfnis  der  (  )rganisation  nach 
imiii'  1  stärkerer  (iliederun;^  m  sich  selber  strebt  und  die  alten  charis- 
malischen  ( laben  und  treien  1  )iensllcistungen  konserjiienl  in  ein 
autsteigciules  System  jiriesterlicher  Weihen  verwandelt  I  und  dann 
wieder  die  Hisch<  «K'  und  lien  Klerus  selbst  der  sonstigen  Gemeinde 
als  den  Laien  j^egenübei  stellt.  Ks  sind  die  Grundlagen  der  theo- 
kratischen  Gliederung  der  Kirche,  in  der  das  allgemeine  Priester- 
tum  und  die  abstrakte  religiöse  Gleichheit  sich  besondert  zu  tief- 
greifenden und  wesentlichen  1  )iftcrenzen.  Aber  im  l'nterschied  von 
jeder  sonstigen  Aristokratie  ist  die  regierende  Schicht  nur  eine  Kon- 
kretion und  Sichtbaririachung  der  im  Ganzen  enthaltenen  I  Icils- 
kräfte.  die  nur  um  der  Sicherung  gegen  Trübung  und  Vermensch- 
lichung willen  dieser  1  Icraushebung  bedarf  und  daher  im  Grunde 
immer  wieder  zurückgeht  in  das  Ganze,  worin  freilich  l)egründet 
ist,  daß  dieses  letztere  entweder  zur  M  iktion  oder  zur  Einschränkung 

**)  Gietke  III  ito  f.,  die  Formeln  fttr  die  gcrnmnische  Korporationsidee  III  1  f. 

**)  Der  Ausführung  dieses  Gedsnicens  dient  Sobms  Kirchenrecht  mit  seiner 
These,  daß  »Kirchenrecht«  ein  Widerspruch  in  sich  selbst  sei.  Freilich  lut  er 
bis  jetzt  nicht  gezeigt,  wie  Kirche  and  organisierte  religiöse  Gemeinschaft  ohne 
Recht  mü^tlich  sei. 

Vgl,  Ilarnack  »Uchcr  den  rrs|)run(;  des  Lektorats  Und  der  anderen  nie- 
deren Weihenc  (Texte  und  Untersuchungen  IlltX 
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und  Herabsetzung  des  Klerus  \\  '\vi\.  Daher  wird  der  Gegensatz 
der  priester liehen  UcbcrordiiiiriL^  iil)er  die  Laien  mit  denselben 
Mitteln  des  re!it]fiöscn  Pattiarchalismus  ethisch  fruchtbar  gemacht, 
wie  wir  das  l)ereits  von  den  sonstiijen  Differenzen  f^esehen  haben: 
der  Priester  ist  der  X'ater  der  (jcineinde  und  der  Knecht  der 
Knechte  Gottes.  W  ie  die  Keime  des  Patriarchalismus  in  der  re- 
ligiösen Würdigung  und  Bewältiguni;  der  Zufallsdiffercnzen  liegen, 
so  liegen  in  dieser  theokratischen  Autorität  die  Keime  einer  staffel- 
förmigcMi  Gliederung  der  ganzen  Gesellschaft,  die  dann  im  Mittel- 
alter mit  dem  Feudalismus  sich  berühren  wird.  In  der  alten  Kirche 
kommt  beides  noch  nicht  zur  P^ntwickelung.  Das  erstere  wirkt 
lediglich  zur  konservativen  Hinnahme  der  Verliiiltnisse,  das  letz- 
tere zum  geschlossenen  Aufbau  der  Kirche  in  sich  selbst.  Dabei 
sind  die  Bischöfe  der  alten  Zeit  noch  einfache  Handwerker,  Kaiif- 
leute,  unter  Umständen  auch  Sklaven.  Das  priesterliche  Amt  ist 
nur  ein  Ehrenamt,  neben  dem  der  liürgcrliche  Erwerb  hergeht. 
l>st  allmählich  dringen  die  intellektuell  und  finanziell  hervor- 
ragen<len  Deute  in  das  Amt  wie  etwa  C  \  j)rian,  und  erst  mit  dem 
Erwerb  des  kirchlichen  Grundlx-sit/es  und  nach  den  kaiserlichen 
Privilegien  der  nachkonstantinischen  Zeit  werden  die  Bischöfe  eine 
Herrenschicht. 

Jeniehr  nun  aber  so  der  Bereich  iles  Heils  sich  zusanuiien- 
schloß  zur  organisierten  Emheit,  um  so  stärker  schloß  auch 
umgekehrt  für  die  mit  dem  Heil  und  dein  Gottesreich  beschäf- 
tigte I'hantasie  sich  das  übrige  Leben  zusammen  im 
Begriff  der  Welt.  War  das  allgennine  Leben  für  Jesus  trotz 
aller  Sünde  noch  voll  von  Spuren  gottlicher  Güte,  konnte  er  in 
Kindern,  Siindern  und  Samaritern  den  naiven  .Naturlaut  der  I'röm- 
migkeit  anerkennen  und  lag  für  ihn  der  Schnitt  nicht  zwischen  Welt 
und  Kirche,  sondern  zwischen  Gegenwart  und  Zukunft,  so  steht 
schon  für  Paulus  das  Reich  Qiristi  oder  die  Kirche  im  vollen  Gegen- 
satz zum  Reiche  des  ersten  Adams,  des  Fleisches,  der  Sünde, 
des  Gesetzes  und  des  bösen  Geistes.  Mit  dem  Ciedanken  der 
klerikal  sakramentalen  Kirche  als  der  civitas  Dei^^*"),  um  die  die 
Engel  si)ielen  und  in  der  der  Christu.s-tiutt  thront,  verstärkt  sich 
dann  auch  der  Gegensatz  der  Welt  als  des  ^aiansreiches,  in  dem 

**^}  Der  Ausdruck  »civitas  Dei«  ist  nicht  erst  auguslinisch  ;  schon  Paulus  bc- 
•t  ichncf  <lie  Chi  istcn^emcinschaft  ah  ein  TroXtts'jji«  4v  oöpavolf,  und  nöXij  ist  auch 
i»ci  llcrinab  der  Ausdruck  für  das  (  iuisicnluiu  iui  Gegensatz  (jegeD  die  Sudt  der 
Welt,  Weiricl  »Stellung  u.  s.  w.«  S.  52. 
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es  nur  Verlorenheit  und  sittliche  Unkraft  gibt.  In  diesem  Kon- 
trastgedanken vollendet  sich  erst  die  soziologische  Geschlossen- 
heit des  christlichen  Gedankens,  und  dieser  Kontrast  wird  immer 
bedeutender  für  die  christliche  Soziallehre.  lünmal  wird  die 
Rettung  aus  der  Welt  als  ein  völliges  sakramentales  Wunder  be- 
trachtet, sei  CS  in  der  Taufe,  sei  es  in  der  Buße  und  damit  die 
Ethik  der  Kirche  zu  der  lühik  der  (inadensittlichkcit,  der  suprana- 
turalcn  Einflöüung  sittlicher  Kräfte,  die  nicht  aus  der  Welt,  son- 
dern nur  aus  dem  Wunder  der  gottmenschlichen  Kü  che  stanmien 
können.  ]'"erner  wird  alles  sittliche  Handeln  nun  auch  in  seinem 
Inhalt  dem  weltlichen  Handeln  aufs  schärfste  entgegen<;cstellt,  und 
das  was  bei  Jesus  ein  die  natürlichen  Lebcnsbedingun_L;en  !4erin<4 
einschätzender  Heroismus  war,  wird  zur  Askese,  die  ^ei^en  die 
Natur  mißtrauisch  und  feindlich  ist  und  sich  von  (■!  r  platonischen 
I-chre  der  Widergöttlichkcit  aller  Materie  und  bmnlichkeit  be- 
zaubern läßt.  Vor  allem  aber  —  und  das  ist  für  unseren  Zu- 
sammenhauL;  das  Wichtiijstc  —  tritt  die  Welt  mit  all  ihren  Ürd- 
nunc^en  als  eine  .L;eschlo.ssenc  und  unal)änderliche  Masse  unter 
den  Gesichtspunkt  eines  System  der  Sünde,  das  nur  en  bloc 
verworfen  werden  kann  oder  nur  en  bloc  auL^eeij^net  werden 
kann.  Das  erste  tut  das  Mönchtum  und  wird  zur  idealen  Lebens- 
rcgel auch  des  Klerus,  das  letztere  tut  die  L;roße  arbeitende  Masse, 
indem  sie  mit  der  Akzeptierung  der  W  elt  sich  unter  die  Konse- 
quenzen der  Sünde  beugt.  Die  Begründung  der  Teilnahme  der 
Christen  an  den  weltlichen  und  das  heißt  außerkirchlichen 
Dingen  wird  von  da  ab  stets  damit  be<^ründet,  daß  die.sc 
Dinge,  so  wie  sie  sind,  Folgen  der  .Sünde  sind  und  der  Christ 
in  der  Teilnahme  an  ihnen  sich  unter  die  1 'ols^en  der  gemcin.samen 
Sünde  beilädt.  Kr  kann  sie  nicht  ändern  und  darf  sich  unter 
sie  nur  beugen,  indem  er  den  inneren  Herzcnswic!rr^]>ruch  i;i-L;en 
sie  nicht  aulgibt  und  wenigstens  selbst  keine  innere  IVeutU-  und 
Anteilnahme  hat  an  dem,  was  die  Uebermacht  der  durch  die 
Sünde  bedingten  Ordnungen  auch  von  ihm  erzwinu;t.  Das  ist  in 
der  ganzen  alten  Kirche  so  geblieben,  und  auch  ^j);itere  Zeiten 
haben  weni'^stens  im  Bedarfsfall  inniier  auf  diese  .Ar-umentation 
zurück^e<;rilfen.  Die  wichtigen  Folgen  hievon  werdtm  uns  bei 
der  Fra^e  nach  der  sozialen  Stellung  und  Bctätiguug  der  Kirche 
entgegentreten. 

In  der  Herausbildung  jenes  Gf  nsatzes  von  Welt  und  Kirche 
wurzelt  nun  auch  vor  allem  eine  entscheidende  Macht  der  alten 
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Kirche,  die  Askese  in  der  besonderen  christlich- 
kirchlichen Form.  Nichts  freilich  wäre  \ ( i kehrter ,  als 
den  Grund  dieser  ^^cwaltigen  und  cMiist(»n  Erscheinung  lediglich 
in  dem  Bedürfnis  nach  einem  solchen  Kontrast  und  seiner  Ver- 
festigung zu  suchen.  Aber  die  besondere  Form  und  Wirkung  der 
kirchlichen  Askese  hängt  damit  allcrdinj^s  eng  zusammen.  An  sich 
hat  die  Askese  einen  sehr  viel  breiteren  Untergrund,  freilich 
aber  auch  eine  Vieldeutigkeit  des  Sinnes,  der  jedesmal  erst  fest- 
gestellt werden  muß.  Es  gibt  eine  Askese,  die  ledii^lich  die  J*'olge 
des  zu  sich  selbst  gekommenen  und  nun  .seine  Ljaii/;e  l  iefe  cnt- 
taltenden  rcligiijsen  Denkens  ist.  Wo  Gottesgenieinschatt  und  Leben 
in  Gott  gesucht  wird,  da  stellt  der  Gegensatz  der  Vergänglichkeit, 
der  Niclitigkeit  oder  mindestens  Unselbständigkeit  aller  weltlichen 
Werte  von  selbst  sich  ein  und  wird  die  Religion  zur  Erlösung.  Mit 
der  religiösen  .Schkißw  endung  der  Antike  tritt  daher  durch  die  in- 
nere Dialektik  des  Gedankens  selb.sl  auch  der  Erlö.sungsglaube  und 
die  Zurückstellung  der  weltlichen  Werte  ein.  Dabei  ist  aber  ein 
wirklicher  Dualismus,  der  Glaube  an  ein  Gott  entgegengesetztes 
Prinzip  in  der  Welt,  keineswegs  eine  ii(»t\vcndige  I''olg(  rung.  Es 
ist  Ueberweltlichkeit,  nicht  Weltverneinung**).  In  diesen  Zusam- 
menhang gehört  auch  das  Evangelium  und  die  Predigt  J(  su,  der 
in  der  lü  wartung  des  (jottesreiches  vmd  in  dem  Radikalismus  der 
ethisch-religiösen  I  orderung  die  weltlichen  Interessen  mit  der 
Forderung  des  Gottvertrauens  und  der  materiellen  Bediirtnislosig- 
keit  einfach  abtat,  im  übrigen  aber  schon  im  Zusanunenhang  mit 
dein  jüdischen  Schüpfungsglauben  die  Welt  und  ihre  schlichten 
F"reuden  ohne  weiteres  gelten  ließ.  Die  Jesus  und  die  älteste 
Gemeinde  criullende  (lewiLiheit  von  einer  baldigen,  wunderbaren 
Verwirklichung  des  Ideals  tut  das  ihrige  dazu,  um  die  kurze  noch 
vorhandene  Spanne  der  Welt  zu  entwerten,  aber  nicht  im  Sinne 
der  Verneinung  von  Welt,  Sinnlichkeit  und  Natur,  sondern  im 
Sinne  der  Gleichgültigkeit  gegen  das  doch  bald  Vergehende.  Es 
ist  das  mehr  radikale  Ueberweltlichkeit  und  um  die  irdischen 
Lebensbedmgungen  sich  wenig  kümmernder  Heroismus  als  Askese 

*')  Vgl.  Siebcck,  »Lehrbuch  <ler  Religionsphilosophicc ,  1893,  S.  l — 31, 
loi  — 156.  Kin  T^i^ilivi^^  wie  nen-ler  sieht  ';chon  in  jp'ler  Metaphysik,  d.  h.  in 
jeiltr  B»;h:iii|itiiii'^;  ciuer  von  liet  iiinnittcllian  n  I-XViIiiuiil;  \ l rschiolenen,  nnr  durch 
Denken  faliljarcn  RenlitHt,  «lic  IvLiinc  des  Dualismus  und  ntil  ihm  der  Askese; 
vgl.:  Metaphysik  und  Askeiik  (^Archiv  f.  Gesch.  d.  Thilos.  VI  1888). 
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im  cicrcntlichen  Sinne  Erst  das  Kindrin^en  der  Mystik  und 
eines  aku.^niistischcn  Pantheismus  macht  den  Erlösiins^s^^lauhen 
zur  Askese,  weshalb  dann  auch  das  Mönchslel^en  als  das  cigent- 
hch  pliilosophische  bezeichnet  wird,  l-.ine  andere  Quelle  der 

Askese  ist  der  bewußte  und  gewollte  Dualismus,  der  im  Orient  mit 
den  sog.,  in  ihren  Ursprüngen  noch  sehr  dunklen,  gnosiischen  bewe- 
gungen  auftaucht  und  der  im  Occident  aus  dem  erneuerten  Platoni.--- 
mus  und  bythagoräismus  sich  entwickelt,  liier  kummt  es  zu  dem 
Gegensatz  von  Sinnlichkeit  und  Geist,  zu  dem  Kampf  gegen 
Sinnlichkeit  und  Materialität  als  solche,  wobei  die  Verncinun<^ 
der  .Materie  bald  in  strengster  Kniiia.Umg.  bald  in  libertinistischer 
Ignorierung  zum  Ausdruck  kommt  ^^K  In  die  Lehre  des  i'aulus 
von  h'leisch  und  (Seist  scheint  bereits  derartiges  hineinzuspielen, 
und  auch  seine  i"'assung  des  l'.rlosungsgcdankens  ist  von  daher 
beeintiußt  :  nicht  mehr  bloß  die  zukimftige  Erlösung  im  Gottes- 
reich, sondern  eine  geschehene  Erlösung  in  der  Fleischesüber- 
windung durch  den  Tod  des  Christus  bieten  bei  ihm  sich  dar. 
Doch  hat  Paulus  daraus  die  Askese  nicht  gefolgert;  auch  ist  die 
Sündhaftigkeit  des  Fleisches  für  ihn  doch  erst  durch  den  Sünden- 
fall  d.  h.  den  Willen  der  Kreatur  bedingt.  Hinter  und  unter 
diesen  religiösen  Erlösungsstimmungen  und  dem  spekulativen  Dua- 
lismus steht  nun  aber  als  allgemeinere  Macht  die  Ermüdung  einer 
überreifen  und  fertigen  Kultur,  deren  Lebenslust  und  Lebens- 
kraft ausgekostet  ist  und  die  in  dumpfer  Unbefriedigung  an 
sich  selbst  etwas  Neues  sucht,  über  sich  selbst  hinaus  will 
und  darum  nach  all  den  neuen  Bewegungen  greift,  ein  ernstes 
und  erschütterndes  Schauspiel  für  jeden,  der  diese  Kultur  in 
ihrer  großartigen  Entfaltung  bewundernd  begleitet  hat  und 
jeder  reifen  Kultur  ein  ähnliches  Schicksal  drohend  fühlt  Das 
ist  nicht  eigentliche  Askese,  das  ist  nur  Uebersättigung,  Er- 
schöpfung und  Ermüdung  und  greift  nur  leicht  in  den  sich  dar- 
bietenden asketischen  Lehren  und  Kutten  nach  etwas  Neuem  und 

Hier  enthalten  die  Ausführnngen  Jacobys,  »Neutescamentliche  Ethik«,  viel 

Treffendes. 

V^!.  An?.  »Zur  Kr.ioc  nach  <lcni  l  r>,i)rung  des  Gnu>ti/i--iiius  <  (Texte  und 
Untersuchungen  XV«;.  Roiidc,  Psyche-,  1898.  Die  Forschung  über  diese  Din|»e 
ist  erst  Jetzt  in  Bewegung  gekommen.  Namenllkh  nnd  hm  radh  die  escbatolo- 
giichen  Ideoi  der  Spltantike  daimufbia  zu  nntersachen,  wie  weit  sie  Askese  zur 
Folge  haben.  Nur  ist  su  betonen,  dafi  Bschatologie  an  sich  noch  nicht  Askese 
bedeutet. 

21« 
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Höherem '""i.  Weiter  komint  noch  hinzu,  was  uns  besonders  fremd- 
artig ist,  der  von  der  Spätantike  und  ihrer  religiösen  Unrast  neu  be- 
lebte ]  );imünenglaube,  dessen  C.hiellen  in  der  allgemeinen  Kcligiuns- 
rnischung  die  buntesten  sein  nu>;^^cn.  Ueberall  wimmelt  es  von  un- 
reinen und  gefährlichen  Geistern,  mit  denen  die  Berührung  vermie- 
den werden  muß.  Das  -^ibt  unzählige  X'orsichtsmal.Met^eln  und  Ab- 
wehrmittcl,  die  dem  Leben  die  Unlx'tan^fcnhcit  der  I  linqahe  nehmen, 
und  CS  bedarf  nur  der  IdentifizierunL;  der  Materie  mit  boM  ii  (ieistern 
und  Wcltprinzii)ien  oder  der  Heiden  weit  mit  der  Salansherrschaft, 
um  eine  Zurückhaltung  gec^enübi  r  allem  Weltlichen  und  Sinn- 
lichen zu  begründen,  die  aus  Vorsicht  lieber  zu  viel  als  zu  wenitf 
tut  und  damit  zur  Askese  wird,  ohne  eigentlich  und  streng  den  me- 
taphysischen Dualismus  von  Geist  und  Materie  zu  Grunde  zu  legen. 
ICs  kann  ein  prinzipieller  Monotheismus  und  die  I  jnhrit  des  Welt- 
prinzips 7A\  Grunde  liegen,  aber  die  niächtiL,^  aulschießenden  und 
neubelcbtcn  Elemente  des  Polytheismus  finden  in  ihm  dadurch 
Platz,  daß  sie  als  gute  und  böse  Dämonen  mit  dem  Guten  und 
Böhcn  in  Verbindung  gebracht  werden  ;  und  indem  der  Polytheis- 
mus sich  in  Dämonenangst  verwandelt,  kann  er  trotz  prinzpiell  be- 
haupteter Güte  der  Welt  zur  Körderung  der  Askese  wirken***). 
Vielleicht  kann  man  bchließlicli  auch  noch  eine  in  den  unbekannten 
Gesetzen  des  Sexuallebens  begründete  EnmidunL;  und  ErschlatYung 
des  Gcschlechtstricl)es,  eine  neuropathische  Schwäche  dc\s  Lebens- 
triebes hinzurechnen.  Jedentalls  hat  dieser  Umstand  der  Kaiser- 
zcit  ülx  raus  viel  zu  .schaffen  gemacht,  und,  daß  das  Ideal  der 
Viri^nnität  in  einem  so  grandiosen  Maße  um  sich  greift  ist  aus 
rtin  sozialen  und  rein  ideellen  Gründen  schwerlich  zu  erklären; 
das  naturgemäße  IntLresse  starker  Religiosität,  die  Konkur- 
renz der  Erotik  zu  beseitic^iMi,  sei  es  duicli  strenge  Zucht  des 
(jeschleciitstriebes,  .sei  es  durch  Vi-rschmclzimg  erotischer  und 
religiöser  Erregungen,  oder  auch  durcli  die  Stärke  seiner  Emp- 


Vgl.  Jf.  Burkhardt,  »Die  Zeit  KonsUnlins  des  Großen«,  1853.  Freilich 
triff!  eine  solche  Charakterisdlc  mehr  die  Oberschicht,  wie  schon  früher  erwühnt. 
Aber  das  zerstört  doch  auch  fflr  die  Unterschicht  die  Zaversicht  aar  bisherigen 

Ocdnutig  der  Dinge  und  den  alten  Lebensnonnt^n.  Wie  weit  die  Askese,  die  ja 
in  ihren  Leistungen  an  sich  eine  enorme  Kraitentfaltung  ist,  <]nnn  etwa  gerade  die 
ins  Trnns<^zendentc  gewendete  Naturkraft  dieser  Untersclücbten  vielfach  sein  mag, 

ist  schwer  zu  sagen,  aber  wohl  zu  erwägen. 

^'i  Vgl.  Weinel,  »Geist  und  Geisler  im  nachapostolischcn  Zeitalter«  1899. 
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Andting  das  Geschlechtsleben  zu  neutralisieren**),  kann  den  un- 
geheuren Einfluß  des  Virginitätsideals  kaum  ganz  erklären  Es 
muß  etwas  wie  eine  nervöse  Kulturkrankheit  zu  Grunde  liegen, 
die  sich  dann  in  religiösen  Gedanken  Reinigung  und  Halt  sucht. 
Jedenfalls  ist  aber  von  dem  Eindringen  des  Virginitätsideals  aus 
der  Askese  überhaupt  das  Tor  geöffnet,  wie  denn  vegetarische 
und  diätetische  Lehren,  Verkündigungen  der  Bedürfnislosigkeit 
und  des  Naturzustandes  und  Lobpreisungen  des  einsamen  Lebens 
gleichzeitig  in  die  Höhe  schießen. 

Alle  diese  Dinge  verschlingen  sieb  nun  in  der  christlichen 
Gemeinde.  Das  Lvangelium  Jesu  und  die  Lehre  des  Paulus  hat 
.sie  nicht  auf  die  Bahn  der  Askese,  sondern  auf  die  eines  die 
Naturbedingungen  des  Daseins  gering  schätzenden,  nur  im  Mindest- 
maß anerkennenden  und  in  der  Knderwartung  überfliegenden 
Heroismus  gestellt.  Es  blieb  ihr  von  da  aus  immer  die  Unmög- 
lickeit,  Natur,  Welt  und  Sinne  als  wesentlich  und  metaphysisch 
böse  und  gottfeindlich  zu  betrachten,  eine  Richtung,  in  der  ja  auch 
das  im  Kampf  gegen  die  (jnosis  siegreich  behauptete  alte  Te- 
stament mit  seinem  Schöpfungsglauben,  seiner  Naturpoesie  und 
seiner  gesunden  jüdischen  Spruchmoral  sie  befestigen  mußte. 
Darin  hat  auch  die  mit  dem  Wachstum  der  Gemeinde  steigende 
Akzcptienrng  der  Welt  und  die  später  zu  zeigende  Lehre  von 
einem  göttlichen  Vernnnftkern  auch  in  den  Ordnungen  der  Welt 
ihr  inneres  Recht  und  ihre  Kontinuität  mit  dem  Ursprung;.  Aber 
nun  war  einmal  das  Maß  der  damit  <:r(  frt^l)(>nen  Anerkennung  tler 
Welt  überaus  unsicher  ;  es  war  die  Richtung  auf  ein  Mindestmaß 
erteilt  und  war  jedenfalls  jede  Anerkennung  weltlicher  Werte 
als  Selbstzweck  und  Eigenwert  völlig  ausgeschlossen  ;  sie  waren 
günstii4sten  l<"allt  s  die  mit  der  Schfipfnnj^f  gegebenen,  in  Gottes 
Willen  be^Mimdi'ten  und  einfach  hinzunehmenden  Ordnungen. 
Unter  diesen  Umständen  i.st  jedes  positive  Interesse  an  ihnen 
ausLjeschlossen  und  führt  die  Herabsetzung  aut  das  iMindi  stniaß 
leicht  zur  vollen  Negation ;  dann  ist  man  sicher,  das  Mindestmaß 

■*)  Wie  wenig  die  Virginitlt  «n  sich  schon  aber  eine  negativ-asketische  Hal- 
luBg  snm  Leben  l>edeutet.  zeigt  der  Apostel  FauliUt  htl  dem  die  Neigung  zw 
VirginiUC  ein  vereinMlter  Punkt  ist  und  deatlich  aus  der  Abneigung  gegen  die 
Konkurrenz  der  Gesdilechtsteidenschaft  erklirt  ist.   Die  in  andern  Kulten  vor  de  r 

Kttltausübung  vorgeschriebene  Enth.iltun^  hat  teils  den  gleichen  ^Inmd.  teils  beruht 
sie  auf  Vorstellungen  von  Veranreinigang,  die  von  der  Art  des  physiologischen  Vor- 
gangs t»edingt  sind. 
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«retrüffcn  zu  haben.  Dazu  kommen  nun  aber  noch  all  die  anderen 
genanntcMi  Kintiiissc,  insl)csondcre  der  I )äm<)nen^»laube,  der  bei 
allem  prinzipiell  test>^ciialtcne  Monotheismus  und  (31auben  an  die 
(lüte  der  Welt  doch  die  Welt  per  accidcns  so  stark  m  Sünde 
iMul  Teutelsmacht  \crstrikt  sein  lassen  kann,  daß  die  praktische 
Stellung  aut  Nei^ation  hinauskommt.  Da/Ai  komuil  vier  s|)ekulative 
Dualismus,  die  Kultvnniüdit^keit,  das  l'^rcnnteiUum,  die  X'irg^inität, 
die  Stininmnß  des  Mart\  riums  und  der  Kampf  um  die  Hehatuilun^ 
der  dem  Marlyiium  sich  KntzieluMiden.  um  die  Un.sicherheit  voll 
zu  machen  und  in  die  AniM  kemnm:.;  iUm  Welt  ein  SchiVauken  und 
eine  Gewissensunsicherheil  zu  bringen,  der  diejemj^iti,  die  es 
konnten,  am  besten  durch  Weltflucht  entginc^cn.  Die  Hallung  der 
Kirchenlehrer  gegenüber  der  >Welt'^  ist  ein  schwankender  über 
seine  Grundlage  unsicherer  A.sketismus,  der  durch  das  Prinzip  des 
Christentums  zur  Anerkennung  eines  Mindestmaßes  von  Berech- 
tigung der  Welt  verbunden  ist,  aber  in  seiner  Unsicherheit  dieses 
Mindestmaß  bald  im  Sinne  eigentlicher  und  voller  Askese  auf- 
hebt, bald  unter  dem  Druck  der  praktischen  Verhältnisse  sehr 
umfassend  erweitert 

Der  UebergAiig  vom  Evangelium  zur  Askese  vollsieht  sich  leicbl,  wenn 
das,  was  an  sich  Sinn  und  Bedeutung  nur  hat  in  Besiehung  auf  die  su  gewinnende 
Gottesgemetnschaft,  um  seiner  selbst  willen  eingeübt  und  sozusagen  aaf  Vorrat 

ciuorbcn  wird,  um  dann  Gott  ^e|;enUbcr  bereit  /u  stehen.  So  wird  die  Brechung 
des  Eigenwillens,  der  Selbst-  und  Wcltliebe,  die  Ditnsll)ercitschafl,  die  Demut  und 
Liebe  auch  an  ßanz  indifferenten  *^t>ifren  tin<l  Fällen  tinjjeübt,  um  <lr»nn  umso  leichter 
in  der  eigentlichen  und  alK'iiiii.'cn  Kucksiciit  betätigt  «erden  zu  kuniiLii  Auf  «lie- 
bem Wege  vollzieht  sich  j<f.yciiologisch  der  l'ebergang  von  tlem  llciui.siHUi  des 
Evangeliums  zur  Askese,  und,  ciumal  vulkugen,  zieht  er  dann  alle  weiteren  in  der 
Zeit  liegenden  Motive  der  Askese  an  sich.  Zeugnis  hierfttr  ist  der  ui^prüngliche 
Sinn  und  der  Bedeutungswandel  von  «Askese«,  vgl.  Gass  I  104;  es  heißt  zunlchst 
die  EInttbnng  der  Tugend  und  bildet  x.  B.  bei  Clemens  die  Bedingung  der  hftheien 
gnostischen  Vollkommenheit,  Asketen  sind  dann  die  Märtyrer  als  »entwickelte  und 
leidensstarke  Darsteller  der  Nachrulgc  Christi«,  Von  hier  aus  ergab  sich  gerad- 
linig die  Anwendung  auf  das  MOnchium«.  »Es  war  ebensowohl  möglich,  die 
Askese  als  ein  Hefordcrung>mitiel  sittlicher  Tätigkeit  anzusehen,  wie  auch  ihr  eine 
Hedeutung  für  sich,  einen  Verdicnslwert  beizulegen.  I>er  Unterschied  war  zu  fein, 
als  daß  nicht  das  eine  in  dfi<  nn<iere  hUtto  überfließen  sollen.«  Von  da  aus  hat 
daun  erst  das  Wort  seinen  niodtf it«.»  .'^tnn  ais  »Mortifikation«  und  Entwertung  der 
Welt,  Weltvemeinung  und  Weltflucht,  erhalten,  während  die  katholische  Kircben- 
sprache  es  noch  heute  im  Sinn  von  TugendQbung  und  Tugendmittel  gebraucht. 
Es  ist  in  diesem  Sinne  sogar  in  die  protestantischen  Ethiken  Ubeigcgangen. 
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In  diese  Schwankungen  bringt  nun  die  oben  charakterisierte 
Zusamtnenfassnncr  der  Kirche  gcj^^cn  die  Welt,  die  I Icrausarbei- 
tung  drr  sozioluj^ischcn  Einheit  der  Kircht-  und  die  Autlassung 
der  Well  als  einer  dem  f^eL^enübersteheiiden,  gleichfalls  in  sich 
2UsainmeTv_^rtassten,  Kinheii  eine  gewisse  Ordnung  und  Sicherheit 
und  damit  enie  lünschränkun^^  und  /usj)it/.unL,'  der  Askese  zugleich. 
I  )ie  Welt  ist  nicht  an  sich  böse,  sondern  nur  durch  den  Sündenfall 
und  steht  unter  der  Macht  der  Dämonen  nur,  soweit  sie  sündig 
ist.  Aber  von  Sünde  ist  sie  allerdings  überall  durchdrungen  und 
bildet  ein  in  sich  zusammenh;ingendes  S>stem  der  Sünde,  ein 
soziologisches  (Itrgenbiid  der  Kirche.  Göttlich  ist  in  ihr  nur  der 
Geist  der  ( )rilnung  und  des  Rechtes,  der  die  pax  teirena  und 
damit  die  friedliche  Arbeit  der  Christen  sichert.  iJie  Christen 
selber  aber  leben  gar  nicht  unmittelbar  in  der  Welt,  .sondern 
nur  durch  Vermittclung  der  Kirche.  Sie  sind  in  erster  Linie 
Glieder  der  Kirche  und  leben  nur  als  solche  zugleich  in  der 
Welt,  da  die  Knchc  noch  im  Fleische  ist  als  ecclesia  militans. 
So  schreibt  die  Kirche  ihnen  das  Mindestmaß  der  Beteiligung 
an  der  Welt  vor  und  nimmt  ihnen  die  Verantwortimg  der  eigenen 
Fntscheidung  ab.  Sie  reguliert  das  anzuerkennende  Mindestmaß 
imd  sichert  den  asketischen  Geist  gerade  durch  die  Forderung 
des  Verhältnisses  zur  Kirche,  des  demütigen  Selbstverzichtes  auf 
eigenen  Willen,  dv.r  selbstcntäul^ernden  UnterwcMlung  unter  die 
sakramentale  Gnade  mit  der  allein  von  ihr  ausgehenden  Kraft 
zum  wahrhaft  Guten,  der  die  Einheil  der  Kirche  über  alles  si  tzen- 
den  f  jel)e.  Unter  diesen  Bedingungen  ist  für  die  große  Allge- 
memheit  der  asketische  Geist  zugleich  gemildert  und  gesichert^-). 

Charaktemtisch  ist  hier  die  Erklärung  Augustins,  iJc  doctrina  cbristiana  I 
3  ff. :  er  unterscheiilct  frui  und  uli,  was  «lann  zu  einer  Grundlehre  der  ganzen  spH- 
leren  katholischen  l'tbik  geworden  ist.  Etwas  »jjcnießcn«  hcilM  ctuav  'liehen«;  aber 
wahrhaft  lieiieri  tU  1  rhri*;!  nur  Gr>H.  Kür  die  Well  bleibt  der  usus  übrig.  Sic 
ist  wie  das  Schiff,  aul  dem  ciiicr  in  die  llciinai  zurückkehrt.  Ergötzte  man  sich 
an  den  Annehmlichkeiten  der  Reise  udcr  aiu  Gang  des  Fahrzeug»,  so  daß  mau 
sich  sam  Genuß,  statt  b1o6  nun  Gebrauch  des  Fahneuges  wendet,  so  verUeit  man 
das  Ziel  aus  dem  Auge.  Wir  mttssen  die  Welt  gebrauchen  und  nicht  genicfien, 
damit  wir  so  das  Unsichtbare  an  Gott  durch  das  crscliaffene  Sichtbare  schauen, 
d.  h.  von  den  körperlichen  und  seitlichen  Sachen  geistige  und  ewige  ernten.  Das 
ist  hSchst  chankletistisch.  Es  ist  nicht  Askese  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  Auf- 
Hebung  der  Sclbstwcrtigkeit  aller  inncnveltlichcn  Güter  und  ihre  Beziehung  auf  den 
Dienst  für  übcrweltliche  Güter.  Darin  aber  fügt  sich  leicht  die  eigentliche 
Askese,  die  Mortifikation  der  Natur  und  die  Vernichtung  des  natürlichen  Willens, 
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Zugleich  aber  wird  eine  höhere  Stufe  der  Vollk-ommenheit  eröfTnet, 
auf  der  die  volle  Askese,  die  Besitzlosigkeit  und  Virginität,  ganz 
oder  annähernd  erreicht  wird,  die  aber  nicht  allen  zugemutet  wer- 
den kann,  weil  nicht  alle  Vorbedingungen,  Anlagen  und  Möglich- 
keit dazu  haben,  die  eben  deshalb  aber  auch  nicht  beanspruchen 
kann,  erst  (üe  e^entliche  und  wirkliche  christliche  Sittlichkeit  zu 
sein.  Sie  ist  ein  besonderes  Charisma,  das  freilich  der  Kleriker 
selbst  immer  besitzen  sollte  und  durch  Gesetze  über  die  Lebens- 
führung der  Kleriker  unterstützt  wird.  Dieser  Ausweg  einer  dop- 
pelten und  doch  gleichberechtigten  Moral  ist  dabei  nicht  etwa  ein- 
fach eine  Inkonsequenz,  ein  Nachlassen  vom  eigentlichen  asketischen 
Grundideal.  Er  entspricht  viel  mehr  einer  von  Hause  aus  in  der 
christlichen  Idee  enthaltenen  Doppelrichtung  der  die  Güte  Gottes  in 
seinen  Ordnungen  anerkennenden  relativen  Innerweltlichkeit  und 
der  über  die  Welt  zum  letzten  Ziel  der  Gottesldndschaft  und  der 
Brudervereinigung  in  Gott  aufstrebenden  Ueberweltlichkeit.  Aber 
er  ist  in  seiner  besonderen  hier  angenommenen  Form  bedingt  von 
allen  Mächten  der  Zeit  und  insbesondere  von  dem  Gegensatz  der 
in  sich  selbst  geschlossenen  Heils-  und  Erlösungsanstalt  der  IGrche 
gegen  die  dem  Bösen  ausgelieferte  Welt.  Dieser  Gegensatz  selbst 

«in.  Zwischen  beiden  (kdankcii  geht  die  ganze  altchristlithc  und  iniuelalterlichc 
Stellung  zur  Well  hui  und  her,  ein  deutliches  Zeichen  dafiir,  daß  iiicl>l  die  Af^kese, 
sondern  die  Ueberweltlichkeit,  die  Setzung  eines  spezifisch  religiösen  I.elien-«.'utckiis 
in  der  Gottcsgcmeinscbat'i  über  allen  welilichen  Intere:>üen,  ihr  wesentlicher  Grund- 
gedanke ist.  Erst  als  Mittel  zum  Schutz  gegen  übersUrke  Konkurrenz  der  weit» 
lidien  Zwedcc  greift  die  Askese  ein,  die  d«s  Ziel  daditrdi  ricW  emicbt,  6m&  sie 
du  Innerirdische  stau  es  einsuscbtttnken  lieber  gleich  gans  n^iert.  Sie  ist  die 
VIA  ttttior»  suglelch  eng  verbunden  mit  der  Außets«htlafiang  der  Gesinniingsethik 
und  ihrer  Ersetzung  durch  das  neue  Gesctx  und  die  beliebig  zu  lAufenden  guten 
Werke.  Im  letzteren  äußert  sich  nur  die  Herabziehung  aller  großen  Gedanken  auf 
^  das  Niveau  der  Dnrchschnittlichkeit  und  die  Beziehung  auf  die  Helohnnngen  und 
Bestrafungen  im  Jenseits,  deren  Einzelausmalnng  übriLiens  der  ^emeingriechisehen 
Eschatologie  nntjchört  und  mit  dem  Gottesreicb  nichts  zu  tun  hat,  vgl,  A.  liicie- 
ricli  >Nekyin  T  1803  und  <i.  Anrieh  ^CIt  tm  ns^nd  Origents  als  r>ei;ründer  der  Lehre 
vom  ^'cgicuerc  (Uicol.  Alddi.,  Festgabe  für  iiottzmann  1902).  Damit  wird  daam 
freilich  die  Askese  oii  genug  zum  Selbstzweck ;  aber  wo  das  rein  der  Fall  ist,  liegt 
auch  immer  der  Abweg  in  ein  dem  christlichen  Gedanken  fremdes  und  itr  Kirche 
bedenkliches  radikales  MSnchtum  oder  in  pantheistisdie  Mystik  nahe.  Es  ist  durch» 
aas  logisch,  wenn  die  Kirche  sich  gegen  diese  Abwege  immer  wieder  verwahrt  hat. 
Sie  bat  es  freilich  immer  nur  faktisch  und  insimktiv,  nie  mit  klarer  prinzipieller 
B^rttndong  getan. 
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aber  ist  nicht  etwa  seinerseits  bereits  eine  Wirkung  flcr  Askese, 
sondern  in  erster  Linie  eine  Wirkung  der  apologetischen  Ausschließ- 
lichkeit des  kirchlichen  Wahrheitsbesitzes  und  der  ihm  vt  iliehenen 
Wunderkraft,  eine  Wirkunef  des  Supranaturalismus,  mit  dem  die 
Kirche  ^egen  die  Welt  sich  abt^u'sperrt  hat.  Dieser  Supranaturalis- 
mus seinerseits  hat  dann  erst  der  Askese  das  \vichti<^stc  Tor  des 
Eindringens  geöffnet,  iu'l)en  dorn  die  paulinische  Scxuak-tliik,  das 
mit  übernommene  jüdische  I'\isten  und  die  jüdische  Lehre  vom 
Almosen  weitere  Einfallsplorten  bilden.  Für  Jesus  lag  der  dank- 
bare (Jcnuss  der  bescheidenen  Weltfreuden  und  die  Strenge  seines 
hohen  IdeaN  nahe  und  ohne  Spannungen  tiiiu  Schwierigkeiten  bei- 
sammen. Für  die  Kirche  trat  beides  in  dem  viel  konij)Hzicrten 
Weltlebcn  immer  weiter  auseinander.  Die  natürliche  Voraussetzung 
des  Heroismus  des  Evangeliums,  die  Lnderwartung,  verschob  sich ; 
die  in  dem  Enthusiasmus  der  Grundlegung  und  in  der  ländlichen 
Einfachheit  Galiläa  verständliche  Ignorirung  der  Kulturwerte  war 
nicht  zu  behaupten.  So  trat  alles  unter  die  Beleuchtung  des 
Gegensatzes  von  Kirche  und  Welt.  Insbesondere  die  reUgiöse 
Zweckbeziehung  aller  sittlichen  Gebote  auf  (fie  im  Gehorsam  zu 
gewinnende  Gottesgemetnschaft  wurde  großenteils  zur  Askese  oder 
zur  Brechung  des  natürlichen  Lebenswillens  um  der  bloßen 
Brechung  und  um  der  damit  zu  erwerbenden  Verdienste  willen. 
Da  vermochte  die  Kirche  beides  nur  mehr  zu  vereinigen  durch 
die  Lehre  von  der  DoppelstuUgkeit  der  Moral,  durch  die  Unter- 
scheidung einer  halbasketischen  und  ganz-asketischen  Moral**). 

••)  lieber  die  doppelte  Moral  s.  Uhlhorn  I  700  ff.  Man  darf  in  ihr  m.  E. 
nicht  einlach  mit  dem  üUltchen  prolesttontiscben  L  rteil  eine  Verla&sung  der  älte- 
itcn  imd  eigentlichen  Moral  sehen.  Denn  bereits  diese  hatte  in  ihrer  weltin- 
dilTcrentcn,  der  Votlendnng  zagewandten  Moral  von  Anfang  an  zwar  iceine  pttn- 
zipielle  Weltverwcrfang ,  aber  anch  keine  Anlage  zur  Weltdurchdringnng  und 
Weltgestaltttng.  Der  Montanismns  bedeotet  geradezu  das  krampfhafte  Festhalten 
dieier  alten  Weltindifferenz  und  cschatologischen  Hoffinmg.  Der  Zwang  der  Dinge 
mit  der  Ausbreitung  der  Gemeinden  und  dem  Kindringen  in  daä  allgemeine  Le- 
benssystem machte  das  erst  unmöglich.  U.  meint:  »Nun  stand  die  Kirche  vor 
der  großen  Aufgabe,  das  «i«*  nmerbendc  Volksleben,  Staat,  Wissenschaft,  Kunst 
die  sozialen  Verhältnisse  mit  christlichem  (Jeisi  zu  dtirchdringcn  und  von  innen 
heraus  umzugestalten.  An  dieser  Aufgabe  ist  sie  gescheitert  nnd  in  falsche  Bahnen 
gedrängt  worden«  (S.  20 1),  in  die  Uabn  der  Laxheit  einerseits  und  der  Askese 
andererseits.  Allein  diese  Aufgabe  hat  sie  sich  nie  gestellt  und  konnte  sie  sich 
nie  stellen  bei  ihrem  von  Anfang  an  grundlegenden  Begriff  von  der  Welt,  nnd  gerade 
auch,  was  sie  vorfand  und  «ich  aneignete,  konnte  sie  in  der  Negativitlt  gegen  die 
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Unter  (.liiv^iMi  I'.inwirkungen  verändert  sich  dann  die  ^anze 
Ethik  der  Kirche  übri  lia  ipt.  Sie  verliert  ihre  sicluM  c  inhaltliche 
OricntierunL;  in  der  i  ^oppelidcc  der  Selbsthcilii^unLi  Hir  Gott  und 
der  Hrudcrliebc,  und  zerlließt  in  bunte  Mischungen  biliiischcr  Ein- 
zols^chote,  unbedenklicher  Entleiinuni^en  aus  der  stoischen  und 
kynischen  Ethik,  asketischer  Gebote  und  kirchenrechtlicher  Sat- 
zuni^en,  wirft  kultische  Betätij^un*^en  mit  ethischen  Handlungen 
durciicinander,  bringt  gute  Werke,  Fasten  und  Almosen  in  Zu- 
sanuiienhan;:^  mit  Verdiensten  und  SicheruuL^en  des  Seelenheils. 
Die  Christhchkcit  der  Moral  scheint  geradezu  nicht  mehr  in  dem 
spezifischen  Inhalt  des  l  .ihos.  sondern  in  der  iilx^rnatiirlichen  Ge- 
wirktheit des  christlichen  Handelns  und  der  L  nterschied  gegen 
die  heidnische  Moral  nicht  mehr  in  dem  Gegensatz  gegen  die 
staatlich-rechtliche  und  innerweltlich-eudämonistische  l  assung.  son- 
dern in  dem  Gegensatz  gegen  das  Hervurgehen  aus  natürlichen 
Kräften  zu  liegen.  Seit  dem  augustinisch-pelagianischen  Streit 
verschiebt  sich  die  ganze  Charakteristik  vollends  auf  diesen  formalen 
Unterschied.  Aber  der  soziologische  Zusammenhang  der  Kirche  ist 

Weh  nur  steigern.  Herrschte  <lcr  geschilderte  Weltbegriff,  Uaim  war  gar  kein  anderer 
Aiuw^  möglich,  als  die  Teilung  der  Aufgabe.  Uhlhorns  Ideal  beruht  auf  euiem 
anderen  Begriff  von  der  Welt,  wie  er  dem  Luthertam  and  noch  mehr  dem  modernen 
»weltgestaltendenc  Luthertum  eigentümlich  ist.  In  ihm  liegt  die  moderne  Wendung 
zur  Welt  sagrunde»  die  SpKtmitteialter  und  Renaissance  erst  vollzogen  hat.  Ueberhaupt 
ist  das  ganze  Problem  der  Askese  viel  feiner  und  komplizierter  als  die  protestantischen 
Krbiki  r  in  der  Regel  anzunehmen  pllcgcn.  —  Ueberdics  hat  der  Gedanke  der  dop- 
pelten Moral  seine  I'arallelc  und  seinen  Vorgang  an  der  Stoa,  die  ihr  Rigorismus  gleich- 
(aVi-  <\vm  Lehen  gegenüber  notigte  eine  höhere  und  eine  inohrc  Moial,  eine  xollkom- 
mene  und  eine  mittlere  Tugend,  atvanchmen.  Die  Parallele  InI  nielii  uiihoachiel  ge- 
hheben. Der  I'ädns'o^  des  riomcns.  (^IH  Ii)  und  die  »Mii/ien  <lvs  Ambruvui-,  !  36—37 
haben  in  ausdrütkiichem  Anschluß  an  die  Stou  die  L  >ilerscheidung  rezipiert.  —  Hier- 
her gehört  auch  Nietzsches  bekannte  Lehre  vom  Skiavenaufstand  in  der  Moral.  Es  ist 
sehr  merkwardig,  daß  Nietzsche,  der  sich  betttgUch  seiner  eigenen  Moral  sehr  wohl 
bewußt  ist,  daß  sie  die  Konsequenz  des  Satses  »Gott  ist  tot«  bildet,  nun  nicht 
jener  Moral  zubilligt,  daß  sie  die  Konsequenz  des  Satzes  ist:  »Gott  ist  lebendig«. 
In  Wahrheit  ist  die  evangelische  Moral  durchaus  aus  ihrem  religiösen  Motive  zu 
verstehen,  das  Jesus  aus  dem  Hebtuismus  zukam,  das  man  aber  seinerseits  nicht 
wohl  als  im  Interesse  einer  Erhebung  des  Schwachen  erst  konzipiert  denken  kann. 
Wenn  irgend  t-twas  Jesus  charakterisiert,  so  ist  es  die  Selbstverständlichkeit  des 
Kcligiüscn.    Die  Htunilität  an  sich  um  ihrer  selb  t  willen  ist  aber  erst  ein  Werk 

der  Avkese  und  %>tchl  in  »ehr  viel  koiuplizicrtereo  Zusammenhängen,  als  Nietzsche 
annunrat. 
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bereits  zu  fest  und  enthält  bereits  zu  klar  in  seinem  Gefüge  die 
ethischen  Grundgedanken  als  daß  diese  Unsicherheit  der  Ethik 
ihn  gefährden  könnte.  Er  hat  eine  eigentliche  Ethik  übcihauj>t 
nicht  mehr  nötig  und  führt  nun  vielmehr  seinerseits  ihr  instinktiv 
und  unbewußt  die  Grundimpulse  zu,  die  nichts  anderes  sind  als 
das  durch  Askese,  Kirchlichkeit,  Verdienstlichkeit  und  Jenseits- 
bcziehfiTi  "  veränderte  Grundgebot  der  Gotteslicbe  und  Bruderliebe. 
Beide  haben  damit  ihre  ursprüngliche  einfache  religiöse  Zwccl^- 
beziehung  auf  die  Gotteskindschaft  und  die  Liebesijemcinschatt 
ersetzt  durch  die  komplizierte  auf  die  Kirche  und  die  Askese, 
Die  Seli)Sthetligung  im  freien  Gewissensgehorsam  mit  dem  Ziel  des 
unendlichen  Wertes  der  Seele,  die  Merzensreinheit  und  riottesliclu', 
wird  zur  Demut,  zur  Humilität  gegenübe  r  der  Kirche.  Hi»-  rh'^  ( )j)ter 
des  Eii^enw illens  und  der  Eijüfenerkenntnis  bringt  und  dann  ethisch 
am  i^roßten  ist,  wenn  der  Verzicht  am  schwersten  ist.  Die  Bruder- 
liebe mit  dem  Ziel  der  universalen  ljebesn;cmeinsehaft  wird  zum 
kirchlichen  Gemeingefühl,  das  jedes  <  )pter  des  Sonderwillcns  for- 
dern darf  und  ohne  das  der  Mensch  ist  wie  ein  vom  Stamm  ge- 
trenntes, verwehtes  Blatt.  Gerade  mi  Gehorsam  gegen  die  Kirche 
und  im  (  'jiter  für  die  kirchliche  Einheit  wird  die  Zerbrechung  des 
Selbst  und  ( »pterunpf  für  ande  re  eingeübt,  wird  der  Vorrat  guter 
Werke  gesammelt  und  das  zukünftige  Heil  befestigt.  Was  man  dem 
Selbst  entzieht,  gibt  man  der  Kirche,  und  durch  solche  von  der 
Kirche  knutr« tlierte  Eei'Jtung  sichert  man  sich  dat.  jenseitige  Heil, 
das  wiederum  von  di  r  Kirche  verwaltet  wird.  Damit  ergibt  sich 
zugleich  eine  Verschiebung  zwischen  den  Grundelementen  der  so- 
ziologischen Idee  des  Evangeliums.  War  diese  vom  radikalen 
religiöse  n  Individualismus  ausgegangen  und  hatte  sie  den  Univcr- 
salismu>«  aus  dem  Zusamnientrefren  der  Individuen  in  Gott,  der 
Zurückwendung  der  in  Gott  Geeinigten  aut"  die  (  Htcnbarung  der 
göttlichen  Eeln  nsgesinnung  an  die  Brüder,  gewonnen,  so  ist  nun 
die  Gemeinsamkeit  4.^1  1  leilsan.stalt  übcrgctirdnet,  die  (  aritat  als 
Hingebung  an  die  Küche  und  als  gutes  Werk  gegenüber  dem 
Bruder  die  Hauptsache.  Die  asketische  verdieiLStliche  Liebe  ver- 
schlingt den  Individualismus,  die  Liebe  wird  zur  Haupt- und  (jiund- 
tugend  und  hat  nur  in  der  Humilität  eine  Voraussetzung,  die  mit 
der  starken  psychologischen  V^erinnerlichung  und  der  Wendung 
des  Subjekts  auf  sich  selbst  den  grundlegenden  Individualismus 
erhält  und  ihn  freilich  von  hier  aus  stets  neu  hervorbrechen  läßt. 
Das  Mdnchtum  ist  unter  anderem  auch  eine  Rettung  des  christ- 
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lieben  indi\  idvialismus  in  clor  jetzt  allein  noch  in« "^'liehen  Form**), 
Alis  allem  W  irrwarr  der  »Ethik«  der  Kirche,  die  mit  den 
wissenschaftlichen  Systemen  dcv  griechischen  Moral  überhaupt  «jar 
nicht  zu  vergleichen  ist.  machen  sich  tiurch  die  innen*  LoL^ik  des 
Ganzen  immer  wieder  die  beiden  alten  Grundgebote  geltend,  nur  in 


^)  Der  einzige  mir  bckannic  »ysicniaiiäche  Versuch  einer  Entwickcluiig  der 
ethischen  Idee  nis  dem  Prinzip  ist  die  bei  Ziegler  (Gesch.  d.  dhristl.  Ethik  S.  2<A) 
mitgeteilte  Stelle  ans  den  CoiUtiones  des  Cessisn:  »Principinm  nostrae  salntis  sapien- 
Uaeqne  secondom  scriptoras  timor  domini  est  (d.  h.  fiberhanpt  der  Rdigion).  de  ti- 
mote  domini  nascitnr  componctio  sslntcris.  de  conpnnctione  coidis  procedit  ab- 
rcnuntiatio,  id  est  naditas  et  contemptos  omninm  facultatum.  de  miditate  homiUtas 
procreatur,  de  hnmilitate  mortificatio  volonutum  gcnerator.  mottificatione  volnntatom 
extirpantur  atquc  niarcescunt  universa.  vitia.  expulsione  Titiorutn  virtuies  fructificant 
atque  succrcscunt.  pullulationc  virtiuiim  puriias  cordis  rtoqniritur.  puritatc  cor- 
dis  apostolicae  c  n  r  i  t  n  t  i [  Lilcctio  possidenir.e  I  M>  i  t  trt  ilu  h  zunSchst,  wie 
Zicgler  richtig  bcinctkt,  .\K(iich?>ni<jiral.  Aber  es»  ist  iltKii  »ict  Gruiidlypus  der  Moral 
in  ihrem  inneren  Zusammenhang  Überhaupt ,  uiüuchiüch  ist  nur  das  Absehen  vun 
der  Kirche  in  der  Bcwirinrng  der  Humilillt  ond  in  der  Betitiguiig  der  CaritKt.  Im 
Übrigen  ist  bemerkenswert,  wie  geiadc  die  in  meiner  Analyse  des  Evangeliiutts 
herausgehobenen  Gnmdgebote  der  Hersensreinheit  und  Bmderliebe  auch  hier  als 
die  beherrschenden  erscheinen,  und  wie  Idar  die  verinderte  Zweckbesiehnng  beider 
statt  aus  der  Gottesgemeinschaft  aus  der  Askese  formulicit  ist,  die  mit  der  Morti- 
fikation  des  Willens  auch  ohne  weiteres  die  der  Laster  i<5l  und  mit  In  idciii  eo  ipso 
die  Gottesgemeinschaft  und  die  Liebe  ist.  Daß  aus  der  Sei! istaufgabt  «iu-  Liebe 
rntstehr,  das  ist  freilich  nur  tTi«">tfl!ch,  weil  stilhrhweijrimi  und  selbstversi  nuHich 
doch  der  GotiesbegrifT  di.  1  v  iugeliums  vorausgesetzi  isi,  wttl  dit  Si Ihstaufgabc  im 
(jrunde  docli  dunkel  zugleich  positiv  als  Selbsthingabe  au  die  scliaffcndc  gutlUche 
Tätigkeit  verstanden  ist.  Freilich  ist  der  dabei  vorschwebende  Gottesgedanke  sehr 
unklar  und  darum  die  Liebe  doch  wieder  auch  ihrerseits  mehr  Askese  und  gutes 
Werk  oder  Verdienst.  Daher  gebraucht  man  statt  Liebe  auch  besser  den  Ausdruck 
CaritHt,  wie  er  Ar  den  Katholisismus  Üblich  geworden.  Die  Heraushebni^  von 
pufitas  cordis  und  Caritas  aus  den  bunten  Tugend-  und  Lasterkatalogen  ist  übrigens 
durch  die  ganze  Scholastik  stehend  geblieben,  vgl.  Ziegler  nach  Auguslin  S.  230, 
nach  Hrabanus  Maurus  S.  253,  nach  Albertus  Magnus  S.  387,  bei  den  Mystikern 
S.  389,  die  > Deutsche  Theologie*  406,  Thomas  a  Kempi«  407,  Meister  Kckhardi 
S.  399  f.  Dabei  wechseln  die  Ziisatnmen>:f«fl!ttn!;en  zwischen  } lutmüi iit  mi<l  ("arität, 
GoftcsÜebe  und  ("arität,  Iler/cir  i (.iiitH  1',  i:ii>l  < /arität,  ("»elnsscnhcit  und  Liebe.  Die 
l  ili.Uioii  dtr  (jcdankcn  vom  I  v  .iiij^cltum  her  ist  dabei  ganz  klar,  sowie  daß  die 
Veränderungen  im  GoitesbegrifT,  der  Askese  und  der  Veidienstlichkeit  liegen.  Ins- 
besondere die  mystische  Analyse  kommt  dem  Evangelium  gans  naSat  bis  auf  die 
Mystik  und  ihren  akosmistischen  Hintergrund,  die  dem  hebräischen  Willensgott  gans 
fremd  sind. 
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dem  veränderten  Sinn.  Und  sie  bestimincn  dann  auch  das  soziolo- 
gisclic  Grundschema,  in  dem  sich  Mensch  zu  Mensch  befindet,  nehmen 
die  hierarchische  Gliederuni^  in  I.aien,  Klerus  und  Mönche  in  sich 
auf  und  j^cstalten  mit  dem  christhchen  Patriarchalismas  das  I  .eben, 
soweit  CS  ihnen  zugänglich  ist,  das  heißt  das  Leben  in  Haus  und 
Gemeinde,  in  die  öffenthchcn  Verhältniße  und  das  allgemeine 
Leben  es  hineintragen  zu  wollen,  dazu  ist  die  Kirche  noch  zu 
klein  und  der  Welt  innerlich  zw  fremd. 

W  enn  die  Kirche  von  diesen  (irundiiedanken  aus  nun  doch  auch 
die  sozialen  rroblemc  regelt,  so  kann  sie  es  zunächst  nur  für  sich 
selber  und  im  Kreis  ihres  eigenen  Machtliereiches  tun.  Indem  seit 
der  Zeit  der  Antonine  ihre  Mitijlieder/ahl  außerordentlich  wachst, 
muß  sie  nach  innen  tun,  was  sie  nach  außen  zu  fordern  keine 
Möglichkeit  hatte.  Sie  muß  für  sich  selbst  und  vor  ihrem  eij^^enen 
lM)rum  die  sozialen  Probleme  in  Ani^riff  nehmen.  Indem  al)er  alle 
diese  ( )rdnunL,^en  gegeben  waren  mit  dem  Staat,  seinem  Recht, 
seiner  Hesitzordnung  und  seinem  Ständeaufbau,  war  damit  zugleich 
auch  nach  außen  eng  verbunden  die  Stellungnahme  zum  Staate. 
Kr  war  für  die  Kirche  keineswegs  bloß  der  Ausgangspunkt  der 
Christcnverfolgungen  —  die  schrieb  man  den  einzelnen  Kaisern 
oder  dem  \'ulk  und  ihrem  Mißverständnis  der  Christen  zu  — , 
sondern  vor  allem  der  Träger  jener  (Ordnungen,  und  so  war  zu 
ihm  auf  die  Dauer  kein  rein  negatives  oder  auch  nur  bloß  in- 
differentes Verliüiinis  möglich.  Eine  feste  Stellung;  zum  Staat  aber 
ist  das  Li-tzte  und  S})äteste.  Das  öffentliche  Leben  und  der  Staat 
bot  am  Anfang  die  weniiistcn  direkten  Berührungen  bei  der  so- 
zialen Zusammensetzung  der  Gemeinden,  und  lange  ging  man  ihnen 
auch  tunlichst  aus  dem  Wege,  .um  Zusammenstöße  zu  vermeiden. 
Krst  als  dies  seit  dem  dritten  Jahrhundert  mit  der  sozialen  Wan- 
delung der  Gemeinden  unmöglich  wurde,  mußte  auch  allmähhch 
ausdrQckliche  Stellung  zum  Staate  genommen  werden.  Im  christ- 
lichen Reich  vollends  wurde  es  unvermeidlich.  So  gehen  die  s  o- 
zialen  Wirkungen  der  Kirche  zuerst  auf  den  zugänglichsten 
Punkt,  die  Familie,  die  dann  in  der  Folge  der  kirchlichen  Lehre 
auch  immer  als  das  Fundament  aller  sozialen  und  politischen  Ord- 
nung galt,  dann  auf  Wirtschaft  und  Gesellschaft,  mit  denen  das 
Familienleben  untrennbar  verschlungen  ist,  schließlich  auf  den 
Staat,  der  die  Ordnung  des  ganzen  zusammenhält. 

Um  nun  aber  diese  sozialen  Leistungen  und  Theorien  der 
alten  Kirche  zu  verstehen,  muß  man  folgende,  zum  Teil  bereits 
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erwähnte  Punkte  fest  im  Auge  behalten.  Erstlich  das  Zurück- 
treten der  Zukunftshoffnung  und  die  Wandelung  im  Begrilt  d(  s 
Gottesreiches,  Das  Gottesreich  fließt  schon  in  der  apostolischen 
Zeit  mit  der  Kirchr  zu'-auiinen,  und  dem  Kommen  des  Rciclics  bleibt 
nur  die  Verherrliciiunf*  der  Kirche,  die  Zt  rsciilaL^un«^  des  irdenen 
Gefässes  und  die  Befreiung  des  leuchtenden  Schat/,("s  von  seinen 
Hüllen,  hn  übrigen  tritt  an  Stelle  des  Gottesreiches  die  »Escha- 
tologie«,  Hunmel,  Hölle  und  l  egfeuer,  die  Unsterblichkeit  und  das 
Jenseits,  ein  Gei^ensatz  gegenüber  dem  Kvangelium,  der  von  höchste  r 
Bedeutung  ist.  Alier  auch  dieser  Endpunkt  schiebt  sich  hinaus,  bis 
zuletzt  das  tausencljahnge  Reich  auf  die  Kirche  gedeutet  wurde-"). 
Die  Wirkung  davon  ist  freilich  ein  starke  i es  hingehen  auf  die 
Welt,  aber  keineswegs  eine  wirkliche  innere  Anerkennung  der  Welt 
als  Trägerin  selbständiger  ethischer  Werte.  Vielmehr  genau  in 
dem  Maß  als  die  Weltindifferenz  der  Keichserwartung  zur.icktrcten 
mußte,  wurde  die  asketische  Weltverurteilung  an  deren  Stelle  ge- 
setzt. Die  vom  Evangelium  erteilte  Grundstimmung  und  Grund- 
richtung wurde  beibehalten,  nur  wurde  die  Begründung  aus  dem 
Kommen  des  Reiches  durch  die  asketische  ersetzt  und  dadurch 
wiederum  die  Askese  befördert,  deren  Gegensatz  gegen  die  Moti- 
vierung des  Evangeliums  man  sich  nicht  zum  Bewußtsein  brachte. 
Für  die  nötigen  Milderungen  und  Anpassungen  sorgte  die  doppelte 
Moral.  Das  zweite  ist  die  Ueberzeugung  von  der  Fertigkeit  und 
Unverändertichkeit  der  gegebenen  Zustände.  Sie  erscheinen  als 
ein  System,  wo  ein  Teil  den  andern  bedingt  und  das  nur  so  sein 
oder  gar  nicht  sein  kann        Es  ist  die  Gewöhnung  des  abso- 

•*)  IdcntUikaüun  von  Kirche  uiul  Reich  Goilei»  schon  sehi  hüh  vgl.  Wernle 
»RekhsgotteslioffiMiiig  nach  4en  ältesten  DokomenteD«  —  Hippolyt  gibt  noch 
c.  300,  Laktanz  300  Jahre,  Bigelnwir  S.  15.  Mit  der  Ausscheidung  des  sog.  Mon- 
tanismus»  d.  h.  der  Neabelebnng  der  Eschatologie  und  der  ihr  cnupicchenden  strengen 
Abscbeidnng  von  der  Welt,  ist  diese  Wendung  entschieden.  Augustin  De  civiute 
Dei  XX  9»  3  Idcntifizicit  das  tausendjihrige  Reich  mit  der  Kirche,  gibt  also  noch 
ca.  600  Jahre,  wie  denn  ja  auch  spiter  im  Jahre  1000  das  Weitende  erwartet  warde. 

")  Hierauf  weist  mit  Recht  vor  allen  Overbeck  hin  S.  197 — 201.  Harnack 
meint  »Militia  chri&tiana<  1905  50  f.,  die  Vorherrschaft  de-.  cscliMidlogischen 
Denkens  habe  die  Kirche  zu  einem  -qfnf-tisthciten  nml  knii>.<.  r\  ativen  Prinzip  ge- 
macht; seit  dessen  1-nnattuni;  \u\A  lit  t  i^lt  u  Ii/«  iti^tn  Aii-..lrhmuiL:  in  der  Zeit  der 
Antouinc,  womit  die  Kirche  im  Grunde  scliun  ui  die  /usimul«  des  vierten  Jnhrhuntlerls 
hineinwachse,  falle  der  ganze  Gegensatz  gegen  Staat,  GesellscbaftsordDung,  Öffent- 
liches Leben  u.  s.  w.  den  Christen  erst  aafs  Gewissen«.  »Nun  brach  mit  voller 
Gewalt  das  Gefühl  der  Verantwortung  herein:  Wie  sollen  wir  uns  als  Christen  zu 
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1  Uten  Denkens,  das  wie  die  Kirche  so  auch  die  AVeit  \  rrabsolu- 
ticrt.  Es  äußert  sich  fiarin  aber  auch  die  ei;^ene  iMiiptindiin*^^  des 
Ahcrtums  selbst,  das  mit  dem  Imperium  iertii,^  war,  seine  I.ebens- 
und  Bildungstriebe  ausgelebt  hatte  und  trotz  der  gewaltigen  Ver- 


<kr  Welt  um  \ins  •-iclkn,  in  die  wir  wider  nnsem  Willen  hinein^ewnchscn  sind, 
weil  wir  nul  ilircn  lir»l(iii;cn  l  i)if  ri;anL;  ret  liiiLnd,  iiicliis  an  ihr  vcr:iiiderl  haben«. 
Das  kann  sich  ahei,  wie  11'-^  ci^ciu'  l>aisielhm>:  des  W-rhältnisiscs  dtr  Chriijleii  zum 
Heeresdienst  zck^i,  nur  daraut  bezichen,  daß  man  bei  dem  Eindringen  in  cbristlich 
bedenkliche  Berufe  den  Gegenseu  scharf  empfand  wid  namentlich  liteiarisch  auch 
tum  Ausdruck  brachte.  Dahei  Ist  dann  aber  immer  nur  eine  ZurOcksiehung  von 
der  Welt,  nie  eine  Reform  der  Gesellschaft  in  Frage ;  und  schliefilich  hat  man  sich 
darein  gefügt,  diese  Dinge  als  zur  Welt  einmal  gehörig  nnd  vom  Staate  unablösbar 
sich  gefallen  zu  lassen.  Die  Bedenken  g^en  den  Heeresdienst  schwinden  und 
die  Synode  vun  Arles  314  beschließt  die  Exkommunikation  fahnenliiichtiger  Soldaten, 
natiiduiii  Tertullian  und  Oripcnes  den  Heeresdienst  noch  absolut  verboten  hatten;  und 
auch  sie  hfittcn  sich  trotz  der  Behauptung,  dnß  das  Blutlirtndn crk  -k  r  Snldftfcn  r\h>nltu 
nnchristlich  i^^t,  -^efüj't,  häitic  nicht  der  Heeresdienst  die  ('hM>teti  mit  dem  K  ci-,cM- 
und  Laj;crkuli  in  lietichung  {gebracht.  Da  ist  doch  die  nicht  mehr  eschatologischc 
Kirciic  noch  quKiisu>ctier  und  konservativer  als  die  eschatologische.  Sie  ist  es 
auf  Grand  ihrer  in  iiui|>ie1len  Ansicht  vtw  Weh  und  Staat,  und  zieht  daraus  gerade 
mit  der  Verstaatlichung  Immer  konservativere  Konsequenzen,  wühlend  der  Radikalis- 
mus steh  in  das  Mdnchtum  flQchtet.  —  Die  Ewigkeit  Roms  Bigclmair  77,  Cumont, 
V^temttij  des  empereurs  romajns  (Revue  de  l'hlst.  et  de  litterature  rcligieuse  18961« 
Lactanz  betet  fttr  Rom :  Roma  est  dvitas,  quae  adhuc  snstentat  omnia,  precandusque 
nobis  et  adorandus  est  dcus  coeli,  ne  citius  r|-iam  putamus  tyrannus  iUe  abominabilis 
veniat,  qui  tantum  facimus  moliatur  et  lumcn  illud  elTodiat ,  zitiert  nach  Bigcl- 
mair Hl.  Dns  imperiutn  ist  für  Barnabas,  IrfnS'i-^  und  Hi]  i  rlvi  das  viirtc  Reich 
der  I 'aiiiiK  i-i<'ii.  dns  «|;>.ui_iii  uifl  bis  zum  Wiederkommen  t  Vinii,  eine  '  .r^i  hu  hts- 
philüv  'phu  die  bis  III  die  Kctotm<iliui)S7.eit  andauert.  Erst  bei  der  VViedeikunli  Christi 
heißt  CS  dann  mit  Conimodian .  luget  in  aclernum,  qui  !>e  jaclabat  aetema  ibid.  87. 
Auch  der  grimmige  Wehfehid  Terttllian  weiß  es  nicht  anders:  Christiaatts  nullius 
est  hostis  nedum  Imperatoris,  quem  sciens  a  deo  suo  constitui  necesse  est,  ut 
aalvnm  velit  cum  toto  Romano  imperio,  quo  usque  saccultun  stabit,  tamdin  cnim  stabit 
Ibid.  88.  Die  Dauer  des  Reiches  ist  aber  ebenso  selbstverstlndlich  IBr  die  großen 
Lehrer  des  4.  Jahrhunderts,  vgl.  Uhlhorn  221  f.  FQr  Ambrosius  Ist  der  von  der 
Kaiserin  Helena  der  Krone  eingcfU'^rr  angebliche  Kreuzna^el  »der  ?iuc  Nagel,  der 
das  römische  Reich  zusamnienhillt«.  Alle  Heimsuchungen  dtiuli  «lio  <lcrmanen 
lassen  den  Ge<lanken  an  de»i  rntcri:nii<^  des  Römertnm',  nii  lit  aiil  kfimnu  n.  »Der 
rjednnke.  daß  je  die  Barbaren  dem  rorm-chen  R**i<  h  mul  <l<  i  n. mischen  Kultur  ein 
Ende  machen  könnten,  fand  in  keines  Körners,  auch  in  keines  christlichen  Körners 
Vorstellung,  Raum«.  Augustin,  Orosiu«,  Salvian  sahen  alle  Kalamitäten  als  trafen 
Gottes  an,  die  das  Reich  reinigen  und  bessern  sollten. 
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änderung  .seiner  sozialen,  ökonomischen  und  verwaltunji^srechtlichcn 
Struktur  sich  doch  keine  andere  Zukunft  denken  konnte  als  die 
Fortdauer  des  Reiches  der  römischen  Kaiser  und  Beamten.  Rom 
ist  e\\''ii![.  Zudem  fehlt  der  Antike,  die  Politik  und  ( )<  k*>nninik 
nur  als  Bestandteile  der  Ethik  oder  des  positiven  Rechtes  kennt, 
jedes  selbständige  Denken  über  ökonomische  und  soziale  Probleme. 
Das  dritte  ist  die  zunehmende  Kompliziertheit  der  sozialen  und 
ökonomischen  La^e  der  Kirchenglieder.  Waren  die  Fragen  des 
Besitzes  und  der  Berufe  von  einem  kleinen  Mittelstand  vcrhältni.s- 
niäßii,^  leicht  zu  erledigen,  so  mußten  .sie  mit  dem  PJntritt  der 
gebildeten  und  besitzenden  Schichten  seit  dem  dritten  und  vierten 
Jahrhundert  unendlich  viel  schwieriger  werden.  Nun  gab  es  Chri- 
.sten,  die  öffentliche  .Aemter  hatten,  die  im  Heere  dienten,  die 
Handel  trieben,  die  I  .uxusbedürfnisse  hatten,  die  \\  issen^chaitlichen 
Interessen  folgten,  die  mit  dem  ganzen  (jetriebe  von  Staat  und 
Gescllschatt  vcrtlochten  waren.  Es  gab  Autlcaufer,  Monopolisten, 
Großgrundbesitzer,  Offiziere,  Beamte,  Vornehme  und  Gelehrte, 
Künstler  und  Techniker.  Das  Leben  dieser  komplizierten  Ma.ssen 
nach  ihren  Grundsätzen  zu  regeln  war  um  so  schwieriger,  als  die 
Grundsätze  in  kanonischen  Schriften  enthalten  waren,  die  ihrer* 
seits  aus  so  unendlich  viel  einfacheren  Verhältnissen  stanunten. 
Man  darf  sich  Ober  hikonsequenzen  und  Sophistik  nicht  wundem. 
Schließlich  ist  auch  die  ungeheure  Verweltlichung  im  eigent« 
liehen  und  schlechten  Sinne  des  Wortes  nicht  su  vergessen.  Dem 
Emst  der  echten  alten  Christen  folgt  die  Aeußerlidikeit  der  Schein* 
Christen,  die  im  Grunde  bleiben  was  sie  waren.  Doch  kann  von 
ihnen  hier  abgesehen  werden.  Theorie  und  Ideal  haben  ihnen 
sehr  viel  weniger  Zugeständnisse  gemacht  als  die  Praxis. 

Da  steht  an  erster  Stelle  das  Problem  des  Besitzes,  ein 
für  die  Kirche  überaus  schwieriges  und  nur  unter  Schwankungen 
gelöstes  Problem*').   Zwar  müssen  alle  Aeußerungen  über  die 

Sammlangen  bei  Brentano  > Wirtschaftliche  Lehren»,  Hamack  TMissio!i>^e- 
schichtc«  I  130  f.,  253;  Uhlluirn  ^LicbcslKtigkcit  I  120 — 128,  288 — 299;  F.  X.  Fanl( 
»Kircliciipcschieluliclie  Ab!iainllun;^Lii  und  Untcr-jucliungen*  II  1899,  >KU'mens  von 
Alexandrien  über  Familie  uii<i  Kif^ctuum«  45 — OO,  »Handel  und  (bewerbe  im  i  lirist- 
lichcn  Altertum'  60 — 77;  R.  \V.  rarlvle  nnd  A.  J.  Carlyle  >A  hi^^fcry  ul  niedmeval 
political  tbeory  m  the  wcst«  I  1903  das  Kapitel  Theory  of  property  132 — 146; 
Gass,  Gesch.  d.  Etlik  I  94  fT.  und  223  ff.  Dfe  einzige  dem  ProUem  direkt  gc-> 
widmete  Schrift  ist  belcanntlich  die  des  Clemens  »Welcher  Reiche  kann  selig 
werden«.  Es  ist  eine  Allegorisierung  der  Geschichte  vom  reichen  JttngUag,  der  nicht 
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Zill  ückführiin^  des  i'rivatbesit/cs  auf  die  Sünde  und  anf  den  im 
Urzustände  hen  . seilenden  Konmuinisiiius  von  \  ornhercin  aiisq^e- 
schicdcn  werden,  da  sii-  ja  j^'cradc  für  die  Ciei^enwart  die  l-'ü^nini; 
in  die  durch  die  Sünde  t^ewordene  ( )rdnunLi  verlanj^en.  Sie  dienen 
nur  dazu,  die  Forderung  der  I  .iebestäti^^keit  cnndrücklich  zu  be- 
|»ründen,  ilie  jenen  Urzustand  so  wenig.stens  annähernd  wieder 
herstellt.  An  eine  Authebunc,^  des  Privatei<:[entuni.'>  aber  ist  dabei 
nicht  gedacht,  und  die  besondere  Bewandtnis,  die  es  hierbei  mit 
dem  Urzustände  hat,  ist  in  anderem  Zusaninienhan[;  zu  erläutern. 
Auch  die  häufii^en  Autiordcrungen,  nichts  als  Eigentum  zu  be- 
trachten ""i,  und  dit-  Rede  von  der  Gemeinsamkeit  der  Güter,  die 
der  von  Licht  und  Luft  al^  (iahen  Gottes  L,'leiche,  ist  sjleichfalls 
nur  eine  Auftorderun;^  zu  energischer  Liebestätis^keit.  Das  Privat- 
eigentum selbst  ist  hierbei  überall  vorausgesetzt.  Las  Problem 
ist  daher  nicht  das  Privateigentum  und  die  daraul  autgebaute 
wirtschaftliche  Ordnung  selbst,  snmlern  das  Maß  und  der  Umfang 
der  Liel)espflicht.  l.s  gibt  kein  ökonomisches  Ligentumsproblem, 
.sondern  ein  ethisch-religiöses  Problem,  das  sich  zwischen  dem 
Radikalismus  der  Liebesfordenmg  und  den  Rücksichten  auf  die 
AnforvU^rungcn  des  natürlichen  Erwerbslebens  hin  und  her  bewegt. 
Hier  lagen  freilich  die  Dinge  in  den  kleinen  und  armen  Ujemein- 
den  des  Anfangs  einfach.  Hier  gab  es  Not  und  Bedürfnis  in 
Menge,  und  die  Liebcstutigkeit  mußte  von  selbst  soweit  gehen 
wie  möglich.  Das  für  den  ein/einen  erforderliche  llxistcn^mini- 
muin  ergab  sich  ebenfalls  von  selbst:  w"enn  ihr  Nahrung  und 
Kleidung  habt,  so  lasset  euch  genügen  1  Tim  6,  7.  Die  wenigen 
Wohlhabenden  sind  ganz  beschäftigt  mit  Fürsorgen  und  (  )iifern 

tiic  Güter,  son^U  rii  lii«:  an  den  <»ülcrn  hängende  (josiniiun^;  \ciäul>t;rn,  üln  i^ens 
aber  den  Rckiuuia  durch  Liebcstäti^kcit  energisch  nüUt;u  ^oil.  Es  ist  die  dein 
Reichtum  günstigste  und  dabei  ökonumisch  verständigste  Schrift,  überdies  von  einer 
feinen  und  Mtrten  Fr({minigkeit  erftttU.  FUr  die  Gegeiiw»it  haben  die  Giristen  den 
Konrounisnitts  stets  abgelehnt.  Lactans  tadelt  den  sonst  der  Wabrbeit  so  nahekom- 
menden Plato :  »Schon  der  Kommunismus  des  Besitzes  widerspreche  der  Gerechtigkeit; 
aber  alle  Bande  würden  gesprengt  durch  den  gemeinschaftlichen  Besitz  der  Frauen 
nnd  Rinder;  vollends  ihnen  den  Staatsdienst  zu  erschlicficn,  wftre  das  größte  Un« 
glilck«  Bi|;elmair  S9.  Die  Beschränkung  des  Kommunismus  auf  die  Urzeit  and 
die  strenge  Feslhaltung  der  Familienwirtschaft  Übersicht  Brentano  völlig  bei  seiner 
Behauptung  eines  kommuni-^tisrhtn  Charakters  der  christlichen  Besitzlehre.  Leber 
die  Predigt  des  ChrysoÄionius  in  acta  apost.  XI  ist  das  N^tis^e  oben  schon  i;e«apt. 

Eine    aus   Acta   Apust.   4,    32    «Erzählung    von   der  Gütergemdnschati) 
stammende  und  dabei  überaus  häufige  t'tir.ise. 
Arcblv  für  Sosi«lwiucD»chaft  und  SoiialpoUlik.   XXVI.   3.  23 
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für  die  Gemeinden,  wie  die  Paulusbriele  zeigen.  Aber  die  Sache 
wird  schwieriger  mit  der  Ausbreitung  und  ökonomischen  Differen- 
zierung der  (k-meinden.  Nim  entsteht  das  Problem  ('pi-  Reichen«. 
Ihnen  gegenüber  tritt  das  radikale  Liebesgebot  Jesu  nun  abstrakt 
hervor,  es  werden  die  Anweisungen  über  die  Missionsnachfolge 
zu  allgemeinen  Regeln  doc^matisiert  und  die  Geschichte  vom  rei- 
chen Jüngling  zu  Grunde  i;ele_i;t.  Die  asketische  Begründung  ver- 
quickt .sich  mit  der  I.iebesbegrundung,  und  die  Verj4r<)bcruni4  der 
evangelischen  Gesinnungsmoral  zur  Moral  der  guten  Werke  ver- 
herrlicht die  euuclnen  üj)tertaten.  Die  Kntäußerung  vom  Besitz 
wird  nun  die  Grundforderung,  sei  es,  daß  sie  mit  dem  I,iebes- 
gebot  motiviert  wird,  daß  niemand  selbst  etwas  besitzen  darf,  so 
lange  andere  darben,  sei  es,  daß  der  asketische  Gedanke  vor- 
herrscht, daß  jede  kreude  am  Besitz  Selbstliebe  und  Weltliebe 
ist  und  der  Gottesliebe  im  W  ege  steht.  I-Veilich  das  Privateigen- 
tmw  selbst  bleibt  dabei  unangetastet,  aber  es  wird  auf  das  un- 
entbehrliche Existenzminimum  eingeschränkt ;  das  UeberHiissige 
soll  verschenkt  werden.  Aber  daran  reihen  sich  nun  selbstver- 
ständliche Scliwierigkeiten.  Für  verschiedene  Lebensstellungen  ist 
das  L.xistenzminimum  ein  verschiedenes ;  Clemens  ist  sogar  ge- 
neigt, einen  gewissen,  die  Grenzen  des  naturgemäßen  Lebens  ein- 
haltenden Luxus  zu  billigen,  während  l  ertullian  davon  nichts  wissen 
will  ^'^}.  Auch  sah  man  sehr  wohl  ein,  daß  mit  dem  Verschenken 
allein  nicht  viel  gewonnen  war,  daß  es  den  Besitzenden  nur  ver- 
arme, ohne  anderen  zu  nützen,  daß  der  Besitz  nicht  bloß  ein 
Konsumtionsmittel,  sondern  ein  vielen  anderen  Unterhalt  gewäh- 
rendes Produktionsmittel  sei,  daß  gerade  die  Liebestätigkeit  das 
Vorhandensein  von  Besitz  voraussetze,  daß  das  planlose  Schenken 
Hochmut  und  Selbstgerechtigkeit  bei  den  Schenkern  und  ßettel- 
haftigkeit  bei  den  Beschenkten  bewirke,  daß  das  eigentlich  £nt- 

^)  üeber  den  Luxus  s.  die  ku1tiRg«sc1)ictitlichcn  Einxelheiten  bei  Sigelmair 
331—344 ;  hier  wird  n«cb  dem  Stande  sehr  Verschiedenes  gestattet,  im  ganien  eine  nicht 
unerhebliche  einfache  Behaglichkeit,  von  wo  ein  Licht  auf  das  »Existenzminimum«  und 
das  Privateigentum  zurQcIcfilllti  abgesehen  davon,  daß  der  Ton  der  Mahnreden  wtigLt 
wie  wenig  sellwtverstindiich  die  Befolgung  war.  Wie  selbstverstXndlich  das  Vermögen 
ist,  leigt  u.  a.  der  Umstand,  daß  der  so  rigoristische  Tertulltan  die  Mischehe  von 
^h^i^^til1nctl  mit  Heiden  widerrät,  d.imit  nicht  der  Mann  durch  Androhung  einer  Denon- 
ziation  die  l'mn  zum  Verzicht  auf  ihr  Verm''L;(.Ti  veranlassen  könne,  Bigclmair  351. 
Jeder  praktische  Ein'>!irk  in  die  Kin?elhcitcn  des  Lebens  /cicrt  die  volle  Hcrrscb:ift  und 
.Selbstven>ländlicbkcit  des  Kigcntunis,  die  nur  in  der  Liebe^rbetorik  stark  zurücktritt. 
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scheidende  die  Liebes^n^sinnung  und  innoi  c  Unabhängigkeit  vom 
Besitze  sei  und  diese  Krall  tlurch  Schenken  allein  weder  erworben 
noch  betätigt  werde.  Deraiiige  Erwägungen  treten  steigend 
hervor  mit  der  Vergrößerung  der  Gemeinden  und  ihrem  Aufgehen 
in  dem  allgemeinen  Wirtschaftszusammenhang.  Al>er  anderer- 
seits fohlte  man  in  demselben  Maße,  daß  damit  der  Radikalismus 
des  Liebesgebotes  in  der  Lebensrichtung  auf  das  eine,  was  not 
tut,  durch  Kompromisse  und  Relativicrungcn  gebrochen  und  urn- 
gangen wurde,  daß  insbesondere  der  steigende  asketische  Geist 
dadurch  am  entscheidenden  und  wirksamsten  Punkte  durchbrochen 
wurde.  So  tritt  diesen  Kompromissen  ein  schroffer  Radikalismus 
entgegen,  der  um  so  mehr  rein  asketisch  motiviert  ist,  je  weniger 
daran  zu  denken  war,  in  einer  großen  Gesellschaft  durch  Liebes* 
Schenkungen  wirklich  alle  Not  aufzuheben»  Das  Mönchtum  schrei- 
tet bis  zur  Einrichtung  wirklichen  Gemeinbesitzes  fort,  und  den 
Laien  wird  mit  gesteigerter  Energie  wenigstens  die  Pflicht  des  Ver- 
schenkens gepredigt.  Die  großen  Lehrer  des  vierten  Jahrhunderts 
st^en  sämtlich  unter  dem  Einfluß  dieses  mönchischen  Ideals,  können 
dann  aber  auch  den  Laien,  die  unter  dem  Einfluß  des  natürlichen 
Lebens  stehen,  milder  behandeln.  So  ergibt  sich  ein  doppelter  Aus- 
weg :  auf  der  einen  Seite  eine  Kompromißethik  der  relativierenden 
Maßstäbe,  die  das  Privateigentum  und  auch  den  »Reichtum«  an- 
erkennt, in  ihm  ein  Mittel  des  gesellschaftlichen  Gedeihens  billigt 
und  nur  die  Mitteilui^  des  Ueberflusses  und  die  innere  geistige 
Lösung  von  der  Freude  am  Besitz  verlangt.  Das  bedeutet  für  den 
Besitz  die  Einschränkung  auf  die  Ermöglichung  der  Existenz  und 
die  Bereitstellung  der  Mittel  für  die  Liebestättgkeit.  Daß  dieses 
»Haben  des  Besitzes,  als  hätte  man  nicht«,  ebenso  leicht  zu  einem 
»Haben  des  Christentums,  als  hätte  man  nicht«  fuhren  kann,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Umso  schärfer  wird  daher  der  andere  Aus- 
weg betont,  das  Mönchtum.  Hier  wird  die  Schwierigkeit  durch 
den  Fortschritt  zur  radikalen  Aufhebung  des  Privateigentums  ge- 
hoben, wobei  dann  freilich  auch  nicht  mehr  die  Liebe,  sondern 
die  Askese  das  eigentliche  Motiv  ist,  aber  doch  in  der  Liebe  der 
Mönchsgemeinde  und  in  der  Fürbitte  und  Stellvertretung  für  die 
Weltlichen  die  Liebe  noch  zu  ihrem  Recht  kommt.  Das  Prinzip 
der  doppelten  Moral,  mit  dem  die  Kirche  überhaupt  den  Ausweg 
aus  dem  Problem  des  Verhältnisses  von  Welt  und  evangelischer 
Moral  fand,  ist  auch  der  Ausweg  aus  dem  Problem  des  Besitzes. 
Ein  zweites  Problem  neben  dem  Besitz,  der,  wie  stets  zu  be- 

22* 
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tonen,  wesentlich  als  Konsumtionsmittel  angesehen  wird,  ist  die 
Produktton  des  Besitzes.  Hier  herrschen  nur  die  einfachsten 
Vorstellungen.  Das  unentbehrliche,  für  Eigenexistenz  und  Liebes- 
tätigkeit  vorauszusetzende  Privateigentum  geht  hervor  aus  der 
Arbeit,  die  für  die  alte  Zeit  wesentlich  Handarbeit  ist^).  Mit 
beiden  Begründungen  wird  daher  auch  die  Arbeit  von  Anfang 
an  nachdrücklich  gefordert.  Auch  als  Mittel  der  Erziehung  zu 
Nüchternheit  und  Arbeitsamkeit,  zur  Fernhaltung  bedenklicher 
Elemente  wird  sie  geschätzt.  Arbeitsscheue  werden  abgewiesen, 
Arbeitslose  mit  Arbeit  versoi|^.  Im  übrigen  aber  erscheint  auch 
die  Arbeit  als  Folge  des  Söndenfalls  und  als  Sündenstrafe.  Die 
Liebe  zur  Arbeit  und  zum  Arbeitsprodukt  darf  man  hier  nicht 
suchen;  sie  setzt  eine  positivere  Schätzung  der  Welt,  als  den  alten 
Christen  eigentümlich  war,  voraus  und  ist  ohne  Freude  am  Besitz  gar 
nicht  zu  denken.  Man  darf  daher  auch  das  W<Mt  von  der  >Ade- 
lung  der  Arbeit  durch  das  Christentum«  nicht  übertreiben.  Die 
Schätzung  der  Arbeit  ist  schon  durch  seine  Zugehörigkeit  zu  den 
unteren  Schichten  selbstverständlich,  in  denen  die  aristokratischen 
Worte  des  Aristoteles  über  die  Banausen  stets  so  wenig  mit  em- 
pfunden wurden  als  in  unseren  Unterschichten  die  Meinungen  der 
Junker  über  Arbeit  und  Handel ;  auch  haben  bereits  die  Kyniker 
geradezu  den  ethischen  Wert  der  Arbeit  gepredigt.  Immerhin  aber 
haben  die  Christen  die  Arbeitspflicht  gesteigert.  »Wer  nicht  ar- 
beiten will,  soll  auch  nicht  essen«  gilt  aufs  strengste.  Dazu  nö- 
tigte schon  die  Abwehr  von  Bettel  und  Mißbrauch;  wer  nicht 

Ueb«r  Chmtemum  und  Arbeit  vgl.  Haniack  »Mission«  I  134,  156,  Uhlbom 
»Liebestätigkeit«  I  76—79,  129—151,  Ed.  Meyer  »Sklaveret«  37,  Overbeck  226, 
Das  Beispiel  aus  TertuUian  bei  Funk  II  66,  aus  Chrysostomus  bei  Brentano  157, 
aus  Augustin  bei  Funk  II.  70.   ücber  die  »Adelung«  der  Arbeit  weiß  Uhlbom 

nur  zu  sagen :  »Von  Arbeit  ist  bei  den  alten  VStern  nur  wenig  und  auffallend  wenig 
die  Rede.  Wo  aber  von  ihr  die  Rede  r'  I  i  fUhlcn  wir  unmittelbar,  daß 
sie  jjnnr  nnders  fjewürdigt  wird  als  in  der  liL-idni'icInn  Welt  .  .  .  Allerdings  die 
litrctc  sittliche  Wünll^'uii^  ilui  Arl>c;t,  ili  i  lu-^'rilT  <ks  lK■Iuk•^,  tk-i  Zui^mmenhang 
des  irdiüclieii  Hurutt^b  ntti  dem  himmitäciiea  war  der  Kirche  nach  nicht  aufge- 
gangen .  .  .  Die  allgemeine  Pflicht  der  Arbeit,  die  Bedeutung  der  Berufsarbeit  für 
die  Betmigung  des  Cbristenlebens  und  die  Förderung  des  Gotiesreickes,  ist  nirgends 
ausgesprociie».  Deshalb  wissen  auch  die  apostolischen  Konstitutionen  von  den 
Reichen,  die  keines  Handwerks  bedUrfen,  um  sich  tu  emXhren  nur  su  sagen,  sie  sollen 
die  GIXubigen  besuchen  und  gottselige  GesprSche  mit  ihnen  führen  I«  Das  heißt  aber 
doch  nur,  daß  eben  die  spätere  lutherische  Arbeits»  und  Berufsethik  der  alten  Kitche 
unbekannt  war.   Sie  sind  uatiekannt,  weil  sie  aus  einem  andern  Gebte  stammen. 
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arbeiten  wollte,  verlor  das  Anrecht  auf  Unterstützung.  Auch  von 
den  Mönchen  wird  Arbeit  gefordert ,  wieweit  auch  von  Kapi- 
talisten und  Großbesitzem  steht  dahin.  Charakteristisch  ist  hier 
eine  Aeußerung  Augustins,  der  von  den  aus  Bauern-  und  Ar- 
bcitcrstand  stammenden  Mönchen  Arbeit  fordert  mit  der  Begrün- 
dung :  Wenn  schon  ein  arbeitsungewohnter  Senator  oder  Grund- 
besitzer im  Kloster  arbeiten  müsse,  wie  vielmehr  verstehe  sich 
das  für  einen  arbeit^ewohnten  Bauern  und  Handwerker,  lieber- 
haupt  i.st  nie  zu  vergessen,  daß  die  ökonomischen  Anschauungen 
in  der  Antike  überhaupt  wenig  entwickelt  und  bei  den  Christen 
geradezu  kindlich  sind.  Stellungs-  und  erwerbslos  gewordenen 
Christen  antwortet  Tertullian  ,  daß  der  Hunger  für  den  keinen 
Schrecken  haben  könne,  der  mit  Christus  in  den  Tod  zu  gehen 
bereit  ist.  Einen  Kaufmann,  der  den  Handel  nach  streng  morali- 
schen Grundsätzen  nicht  vorteilhaft  betreiben  zu  können  meint, 
tröstet  Augustin,  daß  Gott,  der  ihn  schon  bei  Ungerechtigkeiten 
ernährt  hätte,  ihn  noch  viel  mehr  bei  [gerechtem  Handeln  ernäh- 
ren werde.  Die  Bedenken,  daß  nach  einem  kommunistischen 
Zusammenschießen  aller  VermoL^en  in  Kon.stantinopel  schließlich 
nach  der  Ycrzehrung  nichts  mehr  übrig  sei.  heschwicbti'yt  Chry- 
sostomus  mit  der  Vorsehung  (}ottes,  die  dann  schon  helten  werde. 
Bei  solchen  Leuten  darf  man  überhaupt  keine  tiefergreifenden 
ökonomischen  Gedanken  suchen.  Die  ganze  moderne  Volkswirt- 
schaft und  der  moderne  .Sto!;^  auf  technische  und  wirtschaftliche 
Weltbeherrschung  wäre  ihnen  ebenso  unverständlich  ^^cwesen,  wie 
die  Sorge  um  wirtschaftliche  und  soziale  Krisen.  .Sie  leben  in 
einer  andern  Welt.  Doch  bedeutet  diese  Kindlichkeit  der  Theorie 
über  nkononiische  Dinge,  wie  im  ganzen  Altertum,  nicht  <\:c  Un- 
kenntnis der  Praxis.  Die  Kirche  ,  die  einen  inachliL^en  Kapital-, 
Sklaven-  und  Grundbesitz  erwirlit.  deren  Bischöfe  schließlich  als 
große  Gnmdherren  eine  politische  Rolle  spielen,  deren  Hüte  der 
seinen  Aufgaben  nicht  mehr  gewach.senc  Staat  für  Polizei,  Armen- 
versorgun.L,\  Bevölkerungskontrolle  in  Anspruch  nahm,  enthält  prak- 
tisch einen  außerordentlichen  wirtschaftlichen  Verstand.  Nur 
wirkt  er  nicht  auf  die  Theorie  zurück. 

Man  wird  sich  dann  auch  nicht  wundern  ,  daß  die  aus  Ar- 
beit und  Besitz  hervorgehende  (lliederung  der  Berufe  und 
Stände  eine  theoretische  Aufini'rksaiukeit  und  Kritik  der  Chri- 
sten nie  hervorgerufen  hat*^^).  Sie  nehmen  auch  hier  das  mit  dein 
Staat  gegebene  System  der  Berufs-,  Arbeits-,  Besitz-  und  Stände- 
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gliederung  hin,  heben  ini  eit^enen  Kreise  und  in  reiii^iöscr  Hin- 
sicht die  Untersrhii'de  auf  und  lassen  sie  im  ühri;^a"n  bestehen. 
Unter  dem  KinHuß  der  eschatologischen  Stimmung  und  der  pau- 
hnisch-konscrvativen  Haltung  heißt  es  hier  stets:  der  Christ  l)]eibe 
in  dem  Stande-,  in  dem  er  berufen  ist  (I.  Kor.  7.  2o\  und  bewähre 
hier  die  christlichen  Tuf^enden.  So  beteih^en  sich  die  Christen 
ohne  weiteres  an  tien  allgemeinen  Erwerbs-  und  Lebensverhält- 
nissen und  scheiden  nur  die  Berufe  aus  .  die  für  den  Christen 
unmf>gHch  waren ;  dadurch  erwerl)s-  und  stellungslos  gewordene 
Christen  werden  von  der  Gemeinde;  \  c  rsori*t.  Immerhin  griff  in 
den  strengen  alten  Zeiten  diese  Ausschlielkint.;  sehr  tief  in  das 
I-eben  ein.  Aus^^eschlnsscn  waren  alle  Aemter  imd  Berufe  ,  ilie 
mit  dem  Götzendienst  und  Kaiserdien^t  in  Heziehun^  l^rachten, 
die  I)lulv  ert^ueßen  und  Todesurteile  mit  sich  Israeliten  oder  die 
mit  heidnischen  Unsittlichkeiten  sich  berührten.  Dadurch  sind  alle 
Amtsstellcn  im  Staats-  und  (k-meiniiedienst  ,  alle  Richter-  und 
Offiziersstcllen ,  ja  im  Grunde  der  Soldatendicnst  selbst  ausge- 
schlossen. Auch  alle  Hetciligung  an  Schaus])iel,  Kunst,  Rheto- 
rik ist  damit  verboten.  Dies  griff  nun  freilich  bei  der  anfäng- 
hchcn  Zusammensetzung  der  Gemeinde  nicht  allzuticf  in  das 
Leben.  Sehr  viel  tiefer  griff  der  Ausschluß  aller  Technik,  Kunst- 
arbeit und  Handarbeit,  die  mit  heidnischen  Emblemen  oder  dem 
Kultusbetricb  zusammenhingen.  »Die  Zimmerleute ,  Stukkatur- 
arbeiter, Tischler,  Dachdecker,  Blattgoldschläger,  Maler,  Bronze- 
arbeiter, Graveure,  sie  alle  dürfen  schlechterdings  nichts  arbeiten, 
was  zum  Tempeldienst  nötig  ist  und  sich  an  keiner  Arbeit  für 
ihn  beteiligen.«  Man  kann  die  Händler  mit  Fleisch,  Blumen 
und  sonstigen  zum  Kult  verwendbaren  Gegenständen  dazu  rech- 
nen. Magier  und  Astrologen  sind  verfehmt  Schullehrer  und  Lehrer 
der  Wissenschaft  kann  der  Christ  nicht  sein,  da  auch  das  mit 
der  Idololatrie  in  Texten  u.  s.  w.  in  Berührung  bringt.  Gleiche 
Last  liegt  auf  dem  Kunsthandwerk,  das  stets  mit  Götterbildern 
zu  tun  hat.  Die  sozialen  Wirkungen  von  alledem  sind  bemeric* 
bar  genug.  Die  Christen  rühmen  sich  dieses  Gegensatzes  und 
weisen  auf  ihre  Macht  in  der  Stillstellung  des  Geschaftslebens  hin. 
Die  Heiden  bemerken  die  Gefahr;  der  berühmte  Bericht  desPIi- 
nius  hebt  die  wirtschaftliche  Verödung  hervor,  und  Celsus  klagt, 

*')  Hierüber  Harnack  > Missionsgeschichte«  I  251—261;  Milltia  christuiaft 
und  Bieelmatr.  Die  ftußerst  fleißige  leuiere  Arbeit  enthslt  eine  Falle  von  Mateml 
und  ist  ttbcraos  lehrreich. 


Digitized  by  Google 


Die  Sozullebrea  der  cbrUtlichen  Kirchen. 


339 


daß  bei  solchen  Prinzipien  der  Kaiser  ohne  Heer  und  Beamte 
bleiben  und  das  Reich  unterstehen  müsse.  Höchst  charakteristisch 
ist  die  Antwort  des  Origcncs  hierauf;  »Würden  alle  Römer  den 
Glauben  annehmen,  so  würden  sie  durch  Beten  und  Klehen  den 
Sie^  liber  ihre  Feinde  gewinnen,  oder  vielmehr,  sie  würden  über- 
haupt keine  Feinde  mehr  zu  bekämpfen  haben,  da  die  göttliche 
Macht  sie  bewahren  würde.«  *Ks  gibt  keinen,  der  für  den  Kö- 
nig besser  streitet  als  wir.  Wir  ziehen  zwar  nicht  mit  ihm  ins 
Feld,  auch  nicht  wenn  ers  verlangt-,  aber  wir  kämpfen  für  ihn, 
indem  wir  ein  eigenes  Heer  bilden ,  ein  Heer  der  Frömmigkeit 
durch  unsere  Gebete  an  die  Gottheit.«  >Wenn  erst  einmal 
alle  Menschen  Christen  geworden  sind,  werden  auch  die  Bar- 
baren zum  Frieden  geneigt  sein.«  Bei  solchen  Voraussetzungen 
liegt  jede  Erwägung  über  soziale  Möglichkeiten  ferne,  jeder  Ge< 
danke  daran,  dafi  die  christliche  Kritik  der  Gesellschaft  auch  eine 
organisdie  Reform  derselben  bedeuten  mü^e.  Daffir,  daß  sie  auch 
dann  noch  zusammenhält,  wird  Gott  sorgen.  Es  genügt  die  Ampu> 
tation  der  verbotenen  Berufe,  das  übrige  wird  stehen  bleiben,  und 
die  Christen  sind  mit  diesen  Forderungen  und  ihren  Leistungen, 
wie  der  Brief  an  Diognet  meint,  schon  jetzt  die  Seele  der  Welt. 

Schwieriger  wird  die  Lage  seit  dem  dritten  Jahrhundert,  als 
die  Christen  in  den  höheren  Ständen  und  Berufen,  im  Heer  und 
der  Beamtenwelt  zahlreich  wurden.  Da  flamnrit  an  zahlreichen 
Stellen  der  Protest  gegen  die  Teilnahme  an  diesen  Dingen  auf; 
andererorts  fehlt  es  nicht  an  Vermittelungen  und  Beschwichtigun- 
gen, die  die  Notwendigkeit  dieser  Berufe  für  das  soziale  System 
einsehen  und  darum  auch  hier  das  Bleiben  in  dem  Berufe  em-r 
pfehlen.  Praktisch  gab  es  eine  Fülle  von  Mitteln  des  Ausweichens 
und  Mildems,  wohl  auch  vielfache  Konnivenz  der  Behörden,  die 
den  Christen  die  Teilnahme  am  Kult  ersparten  oder  erleichterten. 
Es  gab  in  den  Provinzen  christliche  Flamines  des  Kaiscrkults, 
denen  es  möglich  wurde,  um  die  eigentliche  Teilnahme  am  Kult 
sich  herumzudrücken  und  doch  die  soziale  Bedeutung  dieser  SteU 
lun<4en  zu  genießen.  Aber  diese  Schwierigkeiten  gehören  der 
Zwischenzeit  zwischen  der  Erstarkung  der  Kirche  und  ihrer  Staat* 
liehen  Anerkennung  an  und  verschwinden  mit  der  letzteren.  Nun 
fielen  für  die  Christen  die  Berührungen  mit  dem  Heidentum  weg 
und  alle  Acmter  wurden  frei"^).   Indem  man  nun  doppelt  den 

"  Harnack,  Miliiia  71  f.,  Biyclmair  171.  —  Noch  Lactauz  ci klärt  das  Ricbtcr- 
MUt  wegen  des  Urteils  Aber  Leben  and  Tod  nb  dem  Christen  verboten.  Bigelmair 
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inneren  Zusammenhang  dieser  Berufe  mit  der  Aufrechterhaltung 
der  Staatsfnrdnung,  der  pax  terrena,  behaupten  konnte,  und  indem 
die  äußeren  Hindemisse  der  Befleckung  mit  dem  Götzendienst 
,  wegfielen,  wurde  die  Teilnahme  an  Heer  und  Aemtem,  am  allge- 
meinen Wirtschaftsleben  völlig  erlaubt.  Von  Soxialreform  ist  aber 
jetzt  erst  recht  nicht  die  Rede,  Nur  die  rohen  Spiele,  die  un- 
zOchtigen  Theater  und  die  heidm'scbe  Kunstarbeit  blieben  ausge- 
schlossen, und  ihr  Ausschluß  wird  auch  von  der  Gesetzgebung 
verlangt;  auch  über  Kinderaussetzung,  Ehe  und  Geschlechts- 
Sünden  setzt  man  strengere  Bestimmungen  durch.  Aber  das  Sy- 
Stern  im  ganzen  versteht  sich  von  selbst  oder  bleibt  viehnehr.dem 
Staate  anvertraut,  dem  seine  Ordnung  zugehört.  Hat  die  staats- 
feindliche Kirche  keine  Sozialreform  gekannt  und  gefordert,  weil 
sie  von  der  vergänglichen  Welt  überhaupt  sich  zurückhielt  und 
nur  das  christlich  Erträgliche  mitmachte,  so  hat  die  verstaatlichte 
Kirche  sie  ebensowenig  gekannt,  weit  die  Gründe  zur  Zurückhal- 
tung größtenteils  weggefallen  waren  und  das  bestehende  System 
des  Imperiums  ihr  so  unabänderlich  schien  wie  jener.  Die  Ver- 
weltlichung  ist  in  vollem  Gange ,  aber  man  würde  sie  mißver- 
stehen, wollte  man  in  ihr  ein  einfaches  Eingehen  in  die  Welt, 
eine  Verschmelzung  mit  ihr  sehen.  Praktisch  ist  das  natürlich 
massenhaft  der  Fall,  aber  den  ernsten  Christen  und  den  l.ehrem 
bleibt  die  Welt  mit  Eigentum,  Arbeit,  Zwang,  Gewalt,  Recht, 
immer  eine  Folge  der  Sünde.  Der  Christ  beugt  sich  in  der  Teil- 
nahme an  der  Welt  nur  unter  die  Folgen  der  Sünde  und  bleibt  in 
dem  Stand  weltlicher  Ordnung,  in  dem  er  berufen  ist  Die  Kirche 
bleibt  innerlich  stets  geschieden  von  der  Welt  und  hebt  an  ihrem 
Teil  durch  Liebe  und  Mildtätigkeit  die  l'olgen  dieser  Sünde  in- 
nerhalb ihres  Bereiches  wieder  auf ;  und  je  schwieriger  diese  Auf- 
gabe für  eine  in  ihrer  Ausdehnui^  mit  der  Welt  allmählich  zu- 
sammenfallende Kirche  wird,  um  so  höher  steigt  das  Mönchtum, 
in  dem  die  Korrektur  der  Gtunilsät^e  der  Welt  allein  noch  in 
voller  Strenge  möglich  ist.  Der  Gedanke  an  eine  christliche  Kul- 
tur, an  eine  die  Welt  durchdringende,  gestaltende  und  erneuernde 
Ordnung  des  Gesamtlebens  liegt  völlig  fern  und  eben  «leshalb 
auch  jeder  Gedanke  an  eine  von  der  Kirche  aus  zu  fordernde 

123.  Wann  sich  diese  Bedenken  gelöst  haben,  weiß  ich  nicht  su  sagen.  Doch  vgl. 
/iegler  »Gesch.  d.  Christi.  Ethik«  S.  333.  Jedenfalls  verlangt  di«  Kirche  im  dona- 
tistischi.li  Streit  ^cgen  die  Ketzer  selbst  Todesurteile.  GaG  I  298.  Aehnlich  steht 
es  mit  dcai  Eid. 
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Sozialrcform.  Die  Gründe  dafür  liegen  jedoch  nicht  bloß  in  der 
Denkweise  der  Kirche ,  sie  liegen  auch  im  Gesamtleben  selbst. 
Hier  taten  die  nachdiokletianischen  Kaiser ,  was  sie  konnten. 
Aber  sie  konnten  überhaupt  nicht  mehr  als  konservieren.  Die 
zimehmende  Knappheit  der  dem  Staate  doch  unentbehrlichen  Geld- 
wirtschaft und  die  beständig  zunehmende  Rückkehr  zur  Natural- 
wirtschaft samt  den  vielen  Nöten  und  Katastrophen  lirß  iil^crhaupt 
nur  den  Gedanken  der  Erhaltung  ZU.  Die  Sozialpolitik  der  Kirche 
bestand  geradezu  darin,  ihn  darin  zu  unterstutzen  und  ihren  Apparat 
ihm  zur  Verfügung  zu  stellen.  Auch  wenn  sie  gowollt  hätte,  wäre 
ihr  etwas  anderes  nicht  möglich  gewesen.  Zudem  hatte  die  alte 
Sitte  eine  ungeheure  Zähigkeit,  wie  der  Umstand  zeigt,  daß  es  der 
Kirche  nicht  einmal  gelungen  ist,  die  freie  (ohne  Gerichtsurteil,  nur 
vertragsmäßig  erfolgende)  Scheidung  der  Ehe  dauernd  aufzuheben. 

Unter  den  Funktionen  des  sozialen  Systems  bildet  einen  be- 
sonders schwierigen  Punkt  der  1  landcl"'').  Unter  überwiegend 
städtischen  und  das  heisst  gcldwirtschaftlichen  Verhältnissen  lebend 
konnten  die  (  bristen  nicht  daran  denken,  den  Handel  aufzuheben. 
Sie  haben  ihn  daher  durchweg  anerkannt;  sogar  die  Klöster  ver- 
handeln ihre  Produkte,  und  Kleriker  leben  bis  ins  vierte  Jahrhun- 
dert vom  Handclsf^eschäft;  später  wird  em  solches  mit  dem  Kir- 
chcnr^ut  betrieben  und  i;enicßt  sogar  Stenerprivilegien.  Aber  der 
Handel  w  urde  allerdings  mit  starken  Kautelen  umgeben.  Denn  als 
Freude  am  Besitz  und  Erwerb  vnraussetzend  war  er  der  asketischen 
Gesinnung,  als  dem  einen  nehmend,  was  er  dem  andern  gibt,  und 
als  sich  seilest  an  fremdem  Gut  bereichernd,  war  er  der  Liebcsge- 
sinnunt^  verdächtig.  Die  mit  größerem  betrieb  verbundene  Nei- 
gung zu  Monopolen,  Aufkäufen,  Darlehen  und  Zinsen,  die  Kal- 
kulation und  Ausnutzung  der  Konjunktur  und  die  verschiedenen 
Neii,nmj;en  zur  Uebervnrteiluni;  und  Unrodlirhkeit  vermehrten  die 
sittlichen  Bedenken.  Daher  galt  der  Handel  in  der  theologischen 
Theorie  als  die  hinter  Eandwirtschalt  und  Handwerk  ethisch  zurück- 
stehende Erwerbstorm  und  wurde  mit  der  Vorsichtsmaßregel  um- 

**)  Vgl.  Brenuno  »Wirtschaft!.  Lebren«.  Funk  »Kirchengesch.  Abscb.  II  60  IT.«, 
»Zins  nnd  Wucher  im  christliehen  AUcrtttm«  (Tübinger  Theo!.  Quaitalscbrift  1875) 
•Zins  nnd  Wucher«  1S68,  Bndemann  »Die  nationalökononiischen  GnindslUie  der 
Ikanonistiachen  Lehre«  (Jahrb.  für  Nationalftkcmoinie  und  Statistik  1863),  Bigel- 
mair  306  —  321.  Die  Sache  i^t  vielfach  dargestellt,  ich  hebe  d.iher  hier  nur  ilie 
prinzipiellen  Hauptpunkte  hervur.  lirenUno  Iftßt  sich  auch  hier  von  den  münchisch 
gesinnten  Autoren  zu  siark  beeinflussen. 
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geben,  (laß  er  im  Treis  nur  die  Beschaffiinijskost.cn  mit  dem  Auf- 
schlat^j  des  7\im  Leben  nötigen  (i(_  \unnes  \  erlangen  dürfe.  Wenn 
sich  daraus  im  Zusainmcnhani^  mit  der  seit  Diokletian  einsetzen- 
den laxen-  und  Preisregulieruni^-  die  l.ehrc  von  einem  objektiv 
feststehenden  gerechten  Preis  entwickelte,  so  scheint  davon  weniger 
die  theologische  Theorie  als  die  praktische  Gestaltung  der  Ver- 
hältnisse die  Ursache  zu  sein.  Den  Theologen  kam  es  nur  darauf 
an,  daß  der  Gewinn  den  zum  Leben  nötigen  Aufschlag  nidit 
übersteige.  Den  Geistlichen  freilich  wurde  in  dem  Maße,  als  das 
Kirchengut  für  ihren  Unterhalt  aufkommen  konnte,  die  Beteiii* 
gung  am  Handel  verboten.  Das  alles  ist  nun  freilich  nur  eine  An- 
erkennung des  Kleinhandels.  Der  Großhandel  blieb  der  Theorie 
immer  verdächtig,  und  ebenso  verbot  sie  das  damit  zusammen- 
hängende Kredit-  und  Zinsgeschäft ,  indem  sie  auf  das  jüdische 
Gesetz  und  das  Evangelium  sich  berief,  und  vor  allem,  weil  sie  in 
der  Zinsforderung  eine  die  Liebe  verletzende  Ausnützung  der 
Not  fand.  Dabei  kommt  für  den  Eifer  der  großen  Kirchenlehrer 
gegen  den  Wucher  allerdings  auch  die  Härte  des  Wucherwesens 
und  der  Schuldeintreibung  in  einer  Zeit  des  Rückfalls  aus  der 
Geldwirtschaft  In  die  Naturalwirtschaft  in  Betracht  Praktisch 
sind  diese  theologischen  Verbote  von  sehr  geringer  Wirkung  ge- 
wesen ;  so  lange  die  Geldwirtschaft  dauerte,  hat  sie  sich  dagegen 
erfolgreich  gewehrt,  und  man  wußte  den  antikapitalistischen  theo- 
logischen Argumentationen  allerhand  biblische  und  Zweckmäßig« 
keitsgründe  entgegenzusetzen.  Das  >Alles  ist  Euer«  und  das 
»Haben  als  hätte  man  nicht«  stand  nicht  umsonst  in  der  Bibel. 
Immerhin  aber  sind  jene  Lehren  prinzipiell  bedeutsam  genug :  sie 
bedeuten,  daß  das  Christentum  dem  natürlichen  Bedürfnis  nur 
eben  so  viel  einräumte,  als  es  im  Minimum  bedarf,  und  daß  den 
alten  Christen  jeder  Gedanke  an  eine  die  Güter  unbegrenzt  meh- 
rende Produktionskraft  und  an  deren  Zusammenhang  mit  der 
allgemeinen  Hebung  des  Lebens  fehlte.  Ihnen  war  die  Welt  sün- 
dig verderbt  und  gut  zugleich;  aber  das  Gute  in  ihr  ist  lediglich 
die  unter  den  von  Gott  zugelassenen  Ordnungen  stehende  Befrie- 
digung des  Mindestmaßes  von  äußeren  Lebensbedürfnissen,  wo- 
bei dies  Mindestmaß  zwischen  einer  verständigen  LäßHchkeit  und 
einer  asketischen  Strenge  sich  hin  und  herbewegt. 


(Fortseizaag  im  nJIchsten  Heft.) 
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Ueber  die  Evolution  des  Anarchismus. 

Von 

CHRISTIAN  CORNELISSEN. 

Im  Sommer  1907  fand  in  Amsterdam  ein  Internationaler, 
libertärer  und  kommunistischer  Arbeiterkun^^reß  statt,  der  als 
der  > erste.  unal)h;iny,i^e  anarchistische  Kongreß*  bezeichnet  wurde. 
Ijiesc  Bezeichnung  deutet  dahin,  daß  die  früheren  internationalen 
Kongrcs.se  derselben  Richtung,  sowohl  der  von  1893  iZüriciii  als 
der  von  1896  (London)  noch  sozusagen  an  die  parlamentarischen 
und  sozialdemokratischen  Kongresse  gefesselt  waren,  deren  An- 
hängsel sie  bildeten,  während  sie  zugleich  deren  Opposition 
ausmachten.  Und  wenn  auch  ein  selbständiger  antiparlamenta- 
rischer und  revolutionärer  Kongreß  in  Paris  vorbereitet  wurde, 
zur  Zeit  der  Weltausstellung  von  1900,  so  ist  es  damals  doch  bei 
der  Vorbereitung  geblieben.  Das  Verbot  des  öfTentlichcn  Kongresses 
seitens  der  französischen  Regierung  hat  damals  die  »Anarcliisten* 
gezwungen,  sich  auf  geheime  Versammlungen  zu  beschränken  und 
durch  die  Publikation  der  zahlreichen  Berichte  an  den  Kongreß 
in  verschiedenen  Sprachen  sich  für  den  Verlust  der  Propaganda 
in  öffentlichen  Versammlungen  zu  entschädigen. 

Jetzt  aber  scheint  eine  neue  Welt'  und  Gesellschaftsauffassung 
in  verschiedenen  unserer  KuhurUnder  fest  genug  eingewurzelt, 
um  es  ihren  Vertretern  zu  ermöglichen,  sich  unabhängig  von 
anderen  auf  eigener  Weltbühne  zu  zeigen  und  somit  eine  neue 
Stellung  in  den  soaalen  Parteien  und  Gruppen  einzunehmen. 
Jedenfalls  macht  diese  Tatsache  die  Auseinandersetzung  der  anar- 
chistischen Prinzipien  und  Taktik  und  deren  Evolution  während 
der  letzten  Jahrzehnte  vor  einem  sozialökonomisch  geschulten 
Publikum  nützlich  und  erwünscht. 

In  einer  solchen  Auseinandersetzung  für  einen  deiitschin 
I«eserkreis  könnte  es  gewissermaßen  als  Naclilässigkeit  gelten, 
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wenn  sie  nicht  an  frühere  ForschunL^cn  auf  demselben  Gebiet  an- 
knüpfte, und  ich  denke  hier  besonders  an  das  Ikich  Paul  ICltz- 
bachers  über  den  Anarchismus  '  ).  Nicht  daß  ich  seinen  Konklu- 
sionen über  die  Grundsätze  der  verschiedenen  anarchistischen 
Lehren  unbedingt  beistimme.  I  lerr  I^ltzbachcr  hat  vr)i- allem  dies 
gegen  sich,  daß  er  die  anarchistische  Propap^anda  in  keiner  Be- 
ziehung miterlebt  hat,  also  in  seinen  Forschungen  auch  nicht 
immer  recht  zu  unterscheiden  weiß  und  als  gleichwertif^es  Ma- 
terial unter  dem  Alesscr  seiner  methodischen  Analyse  sowohl  ^anz 
flüchtig  dahingeworfenc  Z(  itnnpjsartikcl  oder  Reden,  einfache  Pro- 
paganda- und  VuIgarisationsHteratur,  als  auch  theoretisch  streng 
formulierte,  rein  wissenschaftliche  Arbiit  untersucht;  weiter  auch, 
daß  er  die  lii.storische  Beiknitung  der  sozialistischen  und  anarchi- 
stischen 1  crminologie  infolge  dieses  selben  Mangels  nicht  immer 
kennt.  Zimi  Beispiel,  wenn  der  Autor  in  seiner  Analyse  der 
Lehre  Bakunms  iVsthält  an  den  Worten  des  russischen  Agitato- 
ren: »Ich  bin  nicht  Kommunist,  sondern  Kollektivist  *\  dann  zieht 
er  nicht  in  Betracht,  daß  die  Ausdrücke  Kommunist  und 
K  o  11  e  k  1 1  V  i  s  l  zur  Zeit  Bakunins  eine  ganz  andere  Hedeuttmg 
hatten  als  jetzt,  inid  daß  damals  so  ungefähr  Kollektivismus  hieß, 
was  jetzt  Kommunismus  heißt  und  umgekehrt.  Stand  doch  in 
Bakunins  Tagen  der  -»revolutionäre  KollektivrsnuiS'^  (Bakunins 
Lehre)  gegenüber  dem  »autoritären  Konununismus  ,  dem  was  wir 
jetzt  den  »Staatssozialismus«  der  Sozialdemokratie  nennen^). 

1)  D«r  AiiBrchl»mus  von  Or.  Paul  Eltzbacher,  GerlchUassessor 
und  PriyatdoMnten  in  Halle  an  der  Snnle,  Berlin,  1900. 

•)Bnkounine,  Discours:  Memoire,  pivcesju$tificative$, 
S.  27,  zitiert  bei  Dr.  V.  K  1  l  z  b  n  c  Ii  e  r  ,  loc   rit.  S.  117. 

T>r.  Klt/barher,  ankn»i]<fLn<l  rni  ein  udcr  zwei  /ilatc  von  Bnkiinin,  formu- 
liert liann  auch  inliiniliclu  iwci^c  wie  l<  >lgi  liakunins  Meinung  über  das  KigcnHiftr 
>Auf  der  näcli-icn  Etiivuckiinigssiufe,  welche  die  Menschheil  alsbald  erreichen  inuti, 
wird  das  Eigentum  so  gestaltet  sein,  dalS  zwar  an  den  Konsumtionsnutteln  aucb 
Privateigentum,  dagegen  an  Grund  und  Boden«  den  Arbeittwerkaevgen,  sowie  allem 
anderen  Kapiul  nur  Gesellschaftseigentum  stattfindet«  (Eltsbacher,  loc.  cit.  p.  116). 
Bakunin  hat  nie  eine  Scheidung  zwischen  den  Arbeitsmitteln  und  den  Genuflattikeln 
gemacht,  wie  Eitzbacher  dies  anzunehmen  scheint.  Im  allgemeinen  hatte  damals 
diese  theoretische  Frage  noch  nicht  die  Bedeutung,  die  man  ihr  später  beigelegt 
hat.  In  Bakunins  Briefen  über  den  Patriotismus  (DriUer  Brief)  liest  man 
z.H.:  »Die  Menschen,  fleischfressende  Tiere,  p  a  r  excellcncc,  haben  ihre 
(ieschichlc  angefangen  mit  der  Anthropophagie.  Jetzt  streben  sie  der  allt:emeinen 
Assoziation,  der  kollektiven  Produktion  und  dem  kollektiven  Genuß  nach«   (B  a- 
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Aber  das  Eltzbachersche  Buch  hat  trotzdem  das  Verdienst, 
im  großen  und  ganzen  die  verschiedenen  anarchistischen  Lehren, 
wie  sie  in  ihrem  Ursprung  neben  einander  und  sich  gegenüber 
standen,  methodisch  untersucht  und  klassifiziert  zu  haben»  sodaß 
ihre  Grundlinien  im  allgemeinen  <^ut  dargestellt  sind. 

Man  weiß,  daß  Herr  Eltzbachcr  sieben  hervorragende  anar- 
chistische Doktrinen  als  Typen  untersucht  hat,  nämlich  die  von 
Godwin,  Proudhon,  Stirner,  Bakunin,  Kropotkin,  Tuckcr  und 
Tolstoj.  Die  Arbeit  Eitzbachers  beweist  nun,  wie  verschieden 
und  vielfarbig,  was  man  kurz  den  Anarchismus  nennt,  im  Anfang 
war:  <in  Wirrwar  von  meist  heterogenen  Jllcmentcn. 

W  cnn  Dr.  Eitzbacher  im  X.  Kapitel  seines  Buches  dazu  kommt, 
die  Gesamtheit  der  anarchistischen  Lehren  zu  überblicken,  so 
konstatiert  er,  daß  die  sieben  darf^estellten  Doktrinen  hinsichtlich 
ihrer  Grundlage  nichts  Gemeinsames  halben,  sudaß  er  sie 
schließlich  in  vier  verschiedene  Gruppen  einzuteilen  gezwungen 
ist.  In  ihrem  Verhältnis  zum  Recht  haben  die  sieben  Lehren 
auch  wi(Hler  nichts  (iemeinsames.  Zum  einen  Teil  verneinen  sie 
für  unsere  Zukunft  das  Recht,  so  lehrt  Dr.  Eitzbachers  Analyse 
(die  Lehren  Godwins,  Stimers  und  Tolstojsi,  zum  anderen  Teil 
bejahen  sie;  es  für  unsere  Zukunft  (die  Doktrinen  Proudhons,  Ba- 
kunins,  Krupolkins  und  Tuckers).  In  ihrem  \'erhältnis  zum  Staat 
haben  die  sieben  Lehren  das  luiteinander  <,u  nK  in,  daß  sie  alle 
den  Staat  für  unsere  Zukunft  verneinen;  aber  in  dem,  was  sie  im 
Gegensatz  zum  Staat  für  unsere  Zukunft  bejalien,  haben  die  sieben 
Doktrinen  wieder  nichts  miteinander  «gemein.  Und  hier  stellt 
Hltzl)acher  tlie  toileralistischen  Lehren  i^Proudhon,  Bakunui,  Kro- 
potkin und  Tuckcr)  den  >spontanistischenf  Lehren  i(jodwin, 
Stirncr,  Tolstoj)  gegenüber.  .  In  ihrem  Verhältnis  zum  L  i  g  c  n- 
t  u  m  haben  wiederum  die  sieben  dargestellten  Lehren  nichts 
Gemeinsames.  Die  einen,  so  meint  Dr.  Eitzbacher,  verneinen  für 
unsere  Zukunft  das  Eigentum  (Godwin,  Proudhon,  Stimer  imd 
Tolstoj),  die  anderen  bejahen  es  (Bakunin,  Kropotkin  und  Tucker). 
Auch  hat  sowohl  die  Bejahung  wie  die  Verneinung  des  Eigen- 
tums in  den  verschiedenen  Lehren  einen  ganz  verschiedenen  Sinn. 

konnine,  Oeuvres,  lonie  I,  I'.iris  1895,  p.  210*.  Solche  Stellen  gibt  es 
mehrere  m  den  Werken  <lfs  russischen  Ai»itntoren.  Seilte  i'rojjaf^andn  war  nicht 
allein  auf  die  l'rudukiion  gtiichäet,  und  wit-  mati  weiß,  war  er  jjum  lieispiel  be- 
(jeiütert  für  die  Erzichuug  der  Kinder  durch  die  Geincin^chafl  und  zeigte  ;>ich  als 
warmer  VorkBmpfer  der  Abschaffung  des  Erbrechtes  u.  9.  w. 
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Unter  denen,  die  das  iMtrcntum  bejalun,  kommt  Tuckcr  als 
Individualist  Bakunin  und  Kropotkin  gegenüber  zu  stehen. 
Hinsichtlich  der  Art,  in  der  sie  sich  ihre  Verwirklichung 
denken,  haben  die  sieben  dartHsteliten  Lehren  ebenfalls  nichts 
Gemeinsames.  »Kefoniiatoi isch>  nennt  Dr.  Eitzbacher  die  Ixhren 
von  Güdwin  und  Proudhon,  tev<<hitionar«  die  von  Tucker.  Tol- 
stoj,  Stirner,  Bakunin  und  Kroixiikm.  Aber  Tucker  und  Tolstoj 
denken  sich  den  Kechtsbiuch  ohne  Anwendun^^  von  Gewalt, 
Stirner,  Üakunin  und  Kropotkin  unter  Anwendung  von  Gewalt 

Was  hier  für  die  sieben  dargestellten  Lehren  gilt,  das  gilt 
auch  für  die  anarchistbchen  Lehren  überhaupt.  In  der  Tat  war 
der  >  Anarchismus  c  bis  auf  die  neueste  Zeit  noch  vielfach  so  viel- 
artig und  so  wirr,  daß  man  fast  ebensovielen  anarchistischen 
Doktrinen  wie  bewußten  Vertretern  der  Anarchie  begegnete.  Was 
in  der  Taktik  wie  in  der  Theorie,  im  praktischen  Leben  all  diese 
Doktrinen  gemeinsam  hatten,  war  mit  Recht  nur  ihre  Verneinung 
des  Staates.  Anarchie  war  anfangs  was  der  etymologische  Sinn 
des  Wortes  ausdrückt:  An-archie*  d.  h.  Herrschafts- 
losigkeit,  d.  h.  Negation  aller  Autorität  und 
aller  Regierung.  Noch  in  den  letzten  Wochen  vor  dem 
Amsterdamer  Kongreß  fand  man  z.  B.  im  anarchistischen  \\o- 
chenblatte  »Der  freie  Arbeiter«  von  Berlin  einen  Artikel» 
worin  Erich  Mühsam,  als  Repräsentant  dieses  primitiven  Anar- 
chismus, folgendermaßen  seine  Ansicht  definiert.  > Anarchismus 
bedeutet  nichts  anderes  als  die  Ablehnung  jeglicher  Herrschafts- 
form.  Positiv  ausgedrückt  heißt  das:  die  schrankenlose  Auto- 
nomie des  Einzrlnen«  Daß  »Anarchismus«  jetzt  in  der  Presse 
und  im  täglichen  Leben  schon  ganz  etwas  anderes  bedeutet,  daß 
es  bei  der  > sprachemachenden  Gemeinde«,  dem  Publikum  —  auch 
dem  sozialistischen  Publikum  ~  schon  in  \\  irklichkeit  sehr  wenig 
mehr  mit  der  > schrankenlosen  Autonomie  des  Einzelnen«  zu  tun 
hat,  das  ist  es  eb<  n,  was  die  Evolution  des  Anarchismus  aus- 
macht. Und  diese  Evolution  kommt  nun  gerade  im  Eltzbacherschen 
Buche  nicht  zum  Ausdruck,  konnte  auch  nicht  zum  Ausdruck 
kommen,  in  Anbetracht  der  Methode,  der  bei  dieser  Arbeit  ge- 
folgt wurde,  und  der  Persönlichkeit  ihres  Autors  Man  darf 
selbst  behaupten,  daß  es  in  Büchern  und  Zeitschriftartikeln  noch 

•;Dcr  freie  Arbeiter  vom  4.  Mai  1907. 
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sehr  wenig  Material  über  die  spätere  Evolution  des  Anarchis- 
mus gibt. 

Und  doch  steht  fest,  daß  schon  vor  1900,  als  das  Eltzba» 
chersche  Buch  erschien,  die  Doktrin  (rodwins  seit  langem  der  Ge- 
schichte angehörte;  daß  auch  die  Lehre  Bakunins,  trotzdem  dieser 
noch  vielfach  in  der  anarchistischen  Presse  zitiert  wird,  damals 
schon  als  Theorie  eigentlich  nur  noch  historischen  Wert  hatte ; 
daß  der  Einfluß  von  Proudhon  und  Benjamin  Tucker,  der  des 
crstcren  fast  nur  in  Krankreich,  der  des  letzteren  nur  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  sich  nur  in  sehr  beschränkten  Kreisen  noch  be- 
merkbar macht;  endlich  daß  der  Tolstojsche  Anarchismus  in 
West-  und  Mitteleuropa  wie  außerhalb  Europa  nie  feste  Wurzel 
gefaßt  hat.  Wenn  man  sich  an  die  von  Dr.  Eitzbacher  als  Typen 
gewählten  Lehren  halten  will,  so  wäre  schon  vor  1900  der  Kamj)! 
um  den  Vorrang  zwischen  dem  individualisimis  Stirners  und  dem 
Kommunismus  Kropotkins  unbedin^i^t  zuj^unsten  des  letzteren  ge- 
schlichtet, Umj:,'ekehrt  aber  haben  i^anz  neue  anarchistische  Ten- 
denzen sich  gerade  in  den  letzten  Jahren  olt'enbart ;  und  die  syn- 
dikalistischen ( Gewerkschafts- )  Anarchisten,  die  jct/t  in  den  mo- 
dernen Ländern  [^cwiß  neun  Zehntel  aller  sich  Anarchisten« 
Nennenden  ausmachen,  und  deren  Doktrinen  der  direkten  Aktion« 
sich  schon  in  den  letzten  Jahren  des  vorigen  Jahrhimderts  Bahn 
zu  brechen  antini^,  fanden  mit  keinem  Wort  auf  den  Seiten  des 
Kitzl)achcrschcn  Werkes  l^rw  aiinun^' *). 

l'ntersiichcn  wir  hier,  wie  sich  denn  der  Anarchismus  ent- 
wickelt hat,  und  \v(  Ichi  inneren  sozialen  Motive  seiner  Evolution 
zu  Grunde  gelegen  haben. 

*  * 
* 

Du  choc  des  opinions  jaillit  la  v£rit£.  Ks  ist 
deutlich,  daß  schon  bei  dem  ersten  ernsthaften  Zusammenstoß 
der  Ideen,  sowohl  zwischen  Anarchisten  untereinander,  als  auch 
zwischen  Anarchbtcn  und  Nichtanarchisten,  das  was  man  die 
»schrankenlose  Autonomie  des  Einzelnen«  nennt,  eine  bedeutende 
Einschränkung  erfahren  mußte.  Auf  dem  internationalen  revolu« 
tionären  Kongreß  in  Zürich  (1893)  hörte  man  noch  einen  Redner 
in  vollem  Enthusiasmus  in  dieser  Sache  erklären:  »Wir  Anarchisten 
erkennen  nur  einen  Zwang,  den  der  natürlichen  Bedürfnisse  des 

*)  Vcr];l.  hierzu  den  Aufsniz  von  T.  a  g  a  r  li  e  I  1  c  :  Die  syndikalistische  Bewe- 
gung in  Frankreich,  p.  96  dieses  Bandes.    (Antn.  U.  R.) 
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Menschen*.  Aber  zu  gleicher  Zeit  wurde  doch  auch  in  dieser 
selben  Versammlung  schon  die  Antwort  vernommen,  oh  v  it  lleicht 
auch  die  menschliche  Gesellschaft  selbst  ein  SiuJ.  Naliu  sei,  an 
deren  Lebensbedürfnisse,  insowe  it  sie  auch  lit diirtnisse  jedes  Kin- 
zchicn  sind,  man  cbcnso^^ul  Konzessionen  zu  machen  hat.  wie 
an  die  physischen  oder  psychischen  Bedürfnisse  des  hulividuums, 
ja  ob  diese  beiden  Kategorien  von  Bedürfnissen  eigentlich  wohl 
recht  voneinander  zu  trennen  seien.«  In  der  Tat  besteht  prinzi- 
piell nicht  der  geringste  Grund,  weshalb  der  Mensch  wohl  Ein- 
schränkungen in  seiner  individuellen  Freiheit,  wohl  Zwang  hin- 
sichtlich seiner  psychischen  Bedürfnisse,  des£ssens  und  Trinkens 
oder  des  Schlafens,  zuzulassen  hätte,  und  nicht  auch  hmsichtlich 
des  Umstandes,  daß  er  nun  einmal  mit  vielen  Millionen  Natur- 
genossen auf  derselben  Erde  und  im  selben  Lande  zu  leben  ge- 
zwungen ist. 

Wo  unter  aufgeklärten  Anarchisten  gefragt  wurde,  was  unter 
Freiheit  zu  verstehen  sei,  habe  ich  mehrmals  die  Definition 
Spinozas  anführen  hören:  »Derjenige  Gegenstand  heißt  frei,  der 
aus  der  bloßen  Notwendigkeit  seiner  Natur  existiert  und  von  sich 
allein  zum  Handeln  bestimmt  wird ;  notwendig  aber  oder  viel- 
mehr gezwungen,  der  von  einem  andern  bestimmt  wird  zum 
Existieren  und  zum  Wirken  in  fester  und  bestimmter  Weise«'). 

Aber  schon  auf  den  ersten  Blick  muß  es  auflTallen,  daß,  wenn 
Freiheit  nach  dieser  Definition  nichts  anders  ist  als  jene  Art  der 
Notwendigkeit,  die  aus  der  eignen  Natur  des  Gegenstandes  folgt, 
die  menschliche  Freiheit,  durch  die  Natur  des  Menschen  ein- 
geschränkt, auch  überall  da  sich  Schranken  gezogen  findet, 
wo  die  Naturnotwendigkeit  sich  dem  Menschen  als  solche  auf- 
drängt, d.  h.  nicht  nur  in  seinen  physischen  oder  psychischen,  son> 
dem  auch  in  seinen  sozialen  Bedürfnissen,  insoweit  nämlich  die 

^1  B  e  n  c  rli  c  t  von  S  p  i  n  o  z  a's  Ethik,  Krsler  Teil,  Von  Gott,  D.  7. 
J.  H.  V.  K  i  r  c  h  III  n  n  ,  der  deutsche  IJcbcrsetzcr  der  K  t  h  i  k  j^ibt  die  fnlqen- 
den  Krlautcrungen  zu  dieser  Stelle:  >Spini»za  kennt  keine  Willkür,  sondern  nur 
Notwendi^ikcit.  Dit-  Freiheit  i-f  !»ci  ihm  nnr  eine  Art  der  Notwendi<jkoit, 
n^niiich  die,  wcitlie  aus  dci  eigenen  ISatur  dcM  «.jtfjenstandcs  folgt.  Soweit  Jcniait«! 
aus  der  Notwendigkeit  seiner  eignen  Natur  bandelt,  handelt  er  nach  Spinoza  Trei; 
unfrei,  soweit  diese  Notwendigkeit  von  außen  kommt.  Spinoza  kommt  auf  diesen 
Punkt  spftter  ausHihrUcher  zurilck.  Hegel  bat  genau  denselben  Begriff  der  Frei« 
hctt  von  Sfilnoxa  ttbemommen.«  (Erlauternngen  su  Benedict  von 
Spinosa's  Etbik  von  J.  H.  v.  Kircbmann>  Berlin,  1869.  S.  7.) 
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letzteren  unmittelbar  bedingt  sind  durch  die  Not\vcndi<^kcit  seines 
Zusamnirniebens  mit  anderen  Menschen.  Nur  über  die  Beschaf- 
fenheit dieser  sozialen  wie  aller  anderen  Hedürtnisse,  über  das 
Mehr  Dder  Weniger,  kann  es  schließlich  zwischen  vernünftigen 
Menschen  noch  Streit  geben. 

Es  ist  nun  aber  ein  besonderer  Grund  da,  der  gerade  in  den 
letzten  Jahren  unter  den  Anarchisten  in  dieser  Hinsicht  zur  Ein- 
schränkung oder  vielmehr  zur  richtigen  Definierung  der  Idee 
der  individuellen  I''reilieit  drängte  und  zu  ihr  führen  mußte. 
Es  war  dies  das  Eindringen  der  anarchistischen  Doktrinen  in  die 
Kreise  der  Arbeiterbevolkerung.  Um  das  begreillich  zu  machen, 
haben  wir  auf  das  jiraktische  Lehen  der  Arbeiter  hinzuweisen. 

So  lange  fa.st  nur  Künstler  und  Literaten  sich  zur  Anarchie 
bekannten,  Personen,  die  nicht  jeden  Tag  ihres  Lebens  direkt  mit 
andern  zusamnieii  zu  arbeiten  haben,  oder  auch  Lersonen  der 
besitzenden  Klassen,  für  welche  die  Brotfrage  in  ihrer  schwersten 
Form  gelöst  ist,  weil  andere  für  sie  jiroduktiv  arbeiten,  kurz  l'er- 
sonen,  für  welche  leicht  die  Aufrechtcrhaltung  der  eigenen  Frei- 
heit die  vornehmste  Sorge  des  Lebens  wird  -~-  so  lange  konnte 
auch  die  primitive  Auffassung  der  Anarchie  als  nur  »unbeschränkte 
Ilcrrschaftslosigkeitt,  als  nur  »Verneinung  aller  Autorität«  ohne 
viel  Kampf  die  Oberhand  behalten.  Allein  was  hätte  der  moderne 
Lohnarbeiter  von  einer  solchen  Philosophie,  der  Lohnarbeiter  der 
vor  allem  zu  sorgen  hat,  sein  materielles  Dasein  zu  fristen,  und 
der  nur  dann  zur  Verbesserung  seiner  materiellen  Lebens- 
lage kommen  kann,  wenn  er  sich  vereint  und  zusammengeht  mit 
seinen  Arbeitsgenossen  in  der  Werkstatt,  und  mit  seinen  Klassen- 
genossen rings  herum  in  der  Welt,  überall  wo  er  Arbeiterinteressen, 
wie  die  seinigen  im  Spiel  sieht? 

Die  »Verneinung  aller  Autorität«  und  die  »Autonomie  des 
Einzelnen«  können  zweifelsohne  schöne  Sachen  sein,  jedoch  kommt 
man  nur  dann  dazu,  wenn  erst  einmal  die  materielle  Existenz 
gesichert  ist  Aber  wenn  man  jeden  Morgen  auf  das  Läuten 
der  Fabrikglocke  an  die  Arbeit  muß,  weil  man  sonst  hungert, 
dann  fange  man  einmal  an,  alle  Autorität  zn  verneinen ! 

Atlmählich  mußte  daher  bei  den  revolutionären  Lohnarbeitern 
die  Idee  Eingang  finden:  Erst  müssen  wir  die  Herren  in  der 
eigenen  Fabrik  sein;  und  erst  in  dem  Maße,  wie  wir  den  jetzigen 
Fabriksherrn  besiegt  haben,  werden  wir  dazu  kommen  können, 
dessen  Autorität  zu  verneinen.   Gleicherweise  verhalten  sich  die 

AfcUv  fttr  SocbdwitteBichkA  luul  Soiialpolitlk.  XXVL  a.  33 
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revolutionären  Arbeiter  der  Slaatsautorität  i^a^gcnüber.  Hie  fol- 
gende Idee  drang  mehr  und  mehr  bei  ihnen  durch  :  Nur  insofern 
wir  im  Stande  sind,  durch  die  Macht  unserer  Organisation  durcli- 
zuführen,  was  wir  erstreben,  auch  gegen  die  Staatsgewalt,  gegen 
jede  Regierung,  sei  es  auch  eine  sozialdemokratische,  nur  dann  wer- 
den wir,  die  Massen,  allmählich  die  Staatsgewalt  verneinen  können. 

Es  ist  also  nicht ,  nur  der  Klassenkampf  und  die  zu  seiner 
Durchfähnmg  nötige  Organisation,  beides  ats  Mittel,  sondern 
schließlich  auch  der  Kommunismus,  als  Ziel,  die  sich  den  revo- 
lutionären Arbeitern  notwendigerweise  aufdrängen  mußten.  Auch 
die  wärmsten  Verteidiger  der  individuellen  Freiheit  unter  ihnen 
haben  sich  notgedrungen  stets  weiter  in  dieser  Riditung  entwickelt 
und  wurden  immer  fester  davon  überzeugt,  daß  nur  auf  der 
Basis  einer  mehr  oder  weniger  streng  ausgebauten  kommunistischen 
Wirtschaftsordnung  die  Möglichkeit  vorhanden  sei,  die  individuelle 
Freiheit  aller  zur  vollsten  Entwicklung  zu  bringen. 

Wenn  also  unabweisbar  in  der  Arbeiterbewegung  der  primi* 
tive,  individualistische  Anarchismus  vor  dem  kommunistischen 
Anarchismus  den  Platz  zu  räumen  hatte,  der  reformatorische  oder 
auch  der  » renitente ^  Anarchismus  (Tolstoj)  vor  dem  > Insurgenten« 
oder  revolutionären,  so  war  doch  fast  überall  in  der  Arbeiter- 
bewegung eine  Gegenströmung  vorhanden,  die  wir  gleichfalls  noch 
zu  untersuchen  haben,  weil  sie  noch  viele  Jahre  lang  die  syste- 
matische Organisation  und  die  regelmäßige  Entwicklung  der 
kommunistischen  Bestrebungen  gehemmt  hat 

In  verschiedenen  modernen  Ländern  hat  sich  der  Anarchis« 
mus  in  den  Arbeitervereinen  praktisch  erst  Bahn  gebrochen 
als  Opposition  gegen  die  zentralisierte  und  disziplinierte  Sozial- 
demokratie. Und  nur  zu  leicht  fiel  diese  Opposition  —  wie  dies 
immer  bei  Oppositionsbewegungen  der  Fall  ist  —  ins  andere 
l'xtrem.  Neben  dem  Einfluß  der  literarischen  und  künstlerischen 
Elemente,  von  den  ol)en  die  Rede  war,  hat  dies  viel  dazu  bei- 
getragen, dem  Individualismus  als  Lehre  eine  gewisse  Stütze  zu 
verleihen  und  soll)st  hier  imd  tla  die  Desorganisation  in  die  Be- 
wegung hineinzuführen.  Besonders  im  Anfang  der  neunziger 
Jahre,  zur  Zeit  als  die  sogenannte  individuelle  Aktion  in  l*"rank- 
rcich  zu  verschiedenen  Bombenattentaten  führte,  hat  daselbst,  wie 
auch  in  Italien,  Deutschland,  Holland,  liöhmen  u.  s.  w.  die  indi- 
vidualistische Kritik  zuerst  die  Form  der  Organisation,  später  auch 
die  Organisation  als  solche  angegriffen. 
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In  den  Gewerkschaften  offenbarte  sich  der  individualistische 
Geist  der  Desorganisation,  indem  in  den  vielfach  erst  neu  ge- 
gründeten Vereinen  von  Anfang  an  die  Frage  auf  die  Tagesord- 
nung kam,  ob  nicht  jede  Gewerkschaftsreglementierung,  jeder 
Vorstand,  den  Keim  einer  neuen  Herrschaft  mit  sich  bringe.  Nicht 
zufrieden  damit,  die  Mißbriuche  der  Organisation  zu  kritisieren 
und  alle  Mittel  anzuwenden  um  zu  verhindern,  daß  die  Vor- 
standsmitglieder in  den  Gewerkschaften  zu  viel  Macht  in  cUe 
Hand  bekamen,  sie,  die  doch  im  Prinzip  nur  die  Mandatäre  der 
Mitglieder  waren,  fingen  die  Individualisten  bald  an,  die  Organi- 
sation selbst  zu  bekämpfen,  immer  träumend  von  neuen  »Ty- 
rannen«, auch  da  wo  es  sich  um  die  Regelung;  der  einfachsten 
Gewerkschaftssachen  handelte.  Auch  da  wurden  Worte  wie 
die  »Tyrannisierung  der  Minorität  durch  die  Majorität«,  und  die 
>Unterdrückung  der  individuellen  Freiheit«  schabloncnmäßig  ge- 
braucht. Doch  die  individualistische  Kritik  übersah  dabei  die  Ge- 
fahr, daß  in  der  Arbeiterorganisation  bei  völliger  Abwesenheit  jeder 
Reglementierung,  die  persönlidie  Autorität  und  selbst  die  Diktatur 
tatkräftiger  Individuen  sich  desto  leichter  geltend  machen  könnte, 
gerade  wie  in  der  alten  Gesellschaft,  die  man  angegriffen  hatte. 

Mehr  noch  als  in  den  Gewerkschaften  fand  in  der  Ueber- 
gangsperiode,  von  der  wir  reden,  dieser  Individualismus  Anklang 
in  den  Studien-  und  Agitationsgruppen,  die  sich  direkt  den  sozial- 
*  demokratischen  Vereinen  gegenüber  stellten.  Es  ist  erst  wenige 
Jahre  her,  daß  man  in  vollem  Emst  in  verschiedenen  Ländern 
Probleme  diskutierte  wie  die  folgenden:  Ob  es  in  den  revolutio- 
nären Gruppen  nicht  ein  schlimmer  Einbruch  in  die  »Freiheit 
des  Individuums«  sei,  abzustimmen  und  Beschlüsse 
zu  fassen?  Ob  es  wohl  erlaubt  sei,  die  Mitglieder  dieser 
Gruppen  zu  ersuchen  regelmäßig  ihre  pekuniären  Beiträge 
an  die  Gruppenkasse  abzuführen.  Ob  man  wohl  das  Recht  hätte 
in  den  Gruppen  einen  Vorsitzenden  zu  wählen,  der  nach- 
schaut, wer  um  das  Wort  bittet,  oder  einen  Sekretär  und 
besonders  auch  einen  Kassierer,  und  zwar  alle  diese  verantwort- 
lich vor  der  Gesamtheit  der  Mitglieder?  Das  würden  doch  wieder- 
um neue  »Herrscher«  sein,  gerade  wie  bei  der  Sozialdemokratie. 
Und  außerdem,  was  die  Verantwortlichkeit  anbetriffl,  so  wäre  das 
souveräne  Individuum  nur  sich  selbst  Verantwortung  schuldig"). 

*)  Die  individualistische  Kritilc  kehrte  sich  nicht  minder  bestimmt  gegen  eine 
Prlnsipienerklärung,  die  der  primitive  Anarchismus  selbst  gar  nicht  von 
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Man  L;hiubc  nicht,  daß  dies  übertrieben  ist.  Es  handelt  sich 
hier  um  Phänomene,  die  sich  international  hervortaten.  Noch  auf 
dem  internationalen  revolutionären  Kongreß  in  London  (1896)  gab 
es  unter  den  Anwesenden  einen  verstockten  Stirnerianer,  der  bei 
jedem  Beschluß  den  die  anderen  abfassen  wollten,  einwarf:  »Aber 
ein  Beschluß,  eine  Resolution!  Ich  will  keinen  Beschluß, 
ich  komme  nicht  hierher  um  mit  anderen  zu  paktieren.  Ich  wünsche 
nur  Ich  selbst  zu  bleiben».  Aber  damals  hatte  doch  schon  die 
kommunistische  Richtung  die  Oberhand,  und  dem  Gegner  wurde 
zugerufen:  »Das  hätten  Sie  doch  auch  zu  Hause  tun  können, 
sich  selbst  bleiben,  Sie  brauchten  nicht  hierher  zu  kommen 
um  uns  damit  zu  langweilen!« 

Eine  derartige  Haltung  wurde  bald  allgemein  in  den  frei- 
kommunistischen  Gruppen  den  starren  Individualisten  gegenüber 
angenommen.  Niemand,  sagte  man  und  sagt  man  noch,  zwingt 
sie,  in  die  Gruppen  ZU  kommen;  aber  wenn  sie  kommen,  so  wird 
auch  vorausgesetzt!  daß  es  ihnen  darum  zu  tun  sei,  zusammen 
zu  arbeiten  mit  den  anderen,  und  daß  sie  im  großen  und  ganzen 
mit  den  Ideen  und  dem  Wirken  der  anderen  Mitglieder  einver- 
standen sind. 

Es  war  oben  die  Rede  von  Stimer  und  von  Sttmerianem  in 
der  revolutionären  Arbeiterbewegung.  In  der  Tat  war  die 
Stirnersche  Philosophie  in  dieser  Uebergangsperiode  ganz  beson- 
ders unter  den  Individualisten  in  der  Mode.    Diese  nebelhafte 

einem  F  a  r  l  e  i  p  r  n  r  n  ni  m  7U  unterscheiden  wiiBti  .  N  iIi  im  oben  erwähnten 
Artikel  Krich  Muli^  iins  in  (Iliii  K  i  i' i  c  n  A  r  Ii  l- i  i  t  i  liviik  es  vHahen  mi  ulie 
Anaichivtcii  :tur  <lt  r  Miimihciuui  Konlcit-iu  vuu  1907)  sich  lutlil  überlegt,  daü  ili« 
Biiuiung  iiiUci  eine  l'rinzipieuctkläiung,  die  man  ebens^ugui  ein  Partciprograniin 
nennen  kdnnte,  verbanden  mit  der  Konstitniemng  einer  verdicluig  nach  Zentmli« 
ftütion  riechenden  Organisation  gar  nichts  anderes  bedeutet  als  die  Gründung  einer 
anarchistischen  Partei,  die  natürlich  in  direktem  Widerspruch  steht  zu  dem  einsigen 
anarchistischen  Prinzip,  dem  der  unbedingten  Autonomie  der  Persönlichkeit?« 
Allein  hierauf  antwortete  die  Redaktion  des  Blattes  in  derselben  Nummer:  »Bei 
der  Besprechung  der  PrinzipienerkiHrung  wurde  das  liedcnkcn  geäußert,  claß  man- 
cher Genosse  darin  ein  Programm  des  Anarchismus  erblicken  könne.  Kann  aber 
diese  Befürchtung  davon  abhalten,  der  Agitation  für  den  Anarcliismus  eine  einfache, 
klare  Darstellung  der  anarchi>tischen  Idee  und  der  von  diocr  Idee  au*?gehenden 
Taktik  zum  Sturze  der  heutigen  (Jescllschnft  :n>  srhafTen'  Man  häiiu  iliesc  L'at- 
slellung  ja  auch  anders  nennen  k<"innen,  hat  aber  den  Namen  Prin^ii^icueikiatung 
gewühlt,  weil  man  nicht  erM artet  hat,  daß  bich  unter  den  Geoo&sen  jemand  finde, 
der  sein  Holz  »uf  diesem  Namen  hac]ct.<   (L  o  c.  c  1 1.,  Beiblatt.) 
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Wortphilosophie,  diese  Metaphysik,  die  an  den  BegrifTen  hängen 
blieb  und  sich  darin  erging,  alle  Begriffe  zur  äußersten  Konse- 
quenz zu  entwickeln,  anstatt  festen  Fuß  zu  behalten  im  wirklichen 
Natur-  und  Menschenleben,  sie  kam  damals  vielen  im  Denken 
noch  so  unerfahrenen  Anarchisten  wie  ein  Evangelium  vor,  auch, 
und  besonders,  denjenigen,  dieStimers  «Einzigen«  nicht  zu  lesen, 
oder  wenigstens  nicht  zu  verstehen  im  Stande  waren.  Tut  nichts,  man 
war  Stimerianer  aus  Intuition,  gerade  wie  Monsieur  Jourdain  bei 
Molidre  Prosa  gesprochen  hatte,  ohne  es  selbst  gewußt  zu  haben. 

Die  Reaktion  gegen  die  individualistischen  Tendenzen  der 
Uebergangsperiode  konnte  natürlich  nicht  ausbleiben.  Sie  trat 
zuerst  auf  in  den  Gev;crkschaften,  wo  —  besonders  in  Frankreich, 
später  aber  auch  in  anderen  Ländern  (Holland,  Schweiz  u.  s.  w.)  — 
die  Arbeiterorganisati  on(  n,  von  den  revolutionären  Sozialisten  und 
Anarchisten  beseelt,  nicht  zu  verkennende  Vorteile  erlangten. 

Es  waren  nämlich  zu  einem  nicht  unbeträchtlichen  Teil 
die  unfruchtbaren  Zänkereien  in  den  anarchistischen  Gruppen, 
die  :t  l  en  das  Ende  des  Jahrhunderts  viele  intelligente  und 
tatkräftige  Anarchisten  in  die  Gewerkschaften  f^etrieben  hatten. 
Da  olTi  nbarte  sich  ihr  anarchistischer  Freiheitsgeist  unmittelbar  in 
der  Kritik  gegen  die  Autorität  der  Gewerkschafts  vorstände,  in  dt  len 
Reihen  sie  oft  selbst  eintraten,  weiter  in  ihrer  Propaganda  der 
Dezentralisation  und  der  Autonomie  der  lokalen  Gewerkschafts- 
vereine in  der  Erledigung  aller  eigenen  Angelegenheiten.  Als 
Kommunisten  glaubten  sie  dabei,  daß  jedes  Zusammenstoßen  von 
Arbeitern  und  Unternehmern,  jeder  Streit  um  Lohnerhöhung  oder 
Verkürzung  des  Arbeitstages  schon  im  Anfang  die  große  Frage 
des  Kampfes  um  die  Oberherrschaft  in  den  Fabriken  und  Werk- 
stätten stellt.  Sie  faßten  den  Uebergang  des  heutigen  Privat- 
eigentums in  gesellschaftliches  I-jgentum  in  dem  Sinne  auf,  daß 
die  Arbeiter  es  erstens  dahin  zu  bringen  haben,  in  den  Arbeitsstätten 
der  Privatka])italisten,  durch  die  Macht  ihrer  Organisation,  wenn 
auch  nicht  die  rechtlichen,  so  doch  die  tatsächlichen  Dirigenten 
zu  werden.  Aber  wenn  in  einer  späteren  I-^pochc  der  Geschichte, 
so  meinten  sie  und  so  meinen  sie  noch,  die  Kapitalisten  dazu  über- 
gehen möchten,  die  Werkstätten,  iiur  Eigentum,  zu  schließen,  so  wird 
es  den  revolutionären  Arbeitermassen,  die  inzwischen  im  prakti- 
schen und  theoretischen  Kampf  geschult  sind,  vorbehalten  sein,  selbst 
einzugreifen  um,  mittelst  ihrer  Organisationen,  die  soziale  Produktion 
im  allgemeinen  Interesse  der  ganzen  Menscliheit  weiter  zu  führen. 
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Im  Kampf  gegen  die  Kapitalistenklasse  preisen  die  modernen 

Anarchisten  alle  Mittel  an,  die  man  unter  dem  Ausdruck  der 
»direkten  Aktion«  zusammenfaßt :  Streiks,  Boykotts,  systematische 
Obstruktion  (wie  sie  die  Eisenbahnarbeiter  in  Italien  und  Oester- 
reich schon  durchführten^,  Sabotage  (schlechte  Arbeit  für  schlechte 
Zahlung)  u.  s.  w. 

Aber  das  von  den  revolutionären  Gewerkschaften  gegebene 
Beispiel  konnte  nicht  anders  als  auch  in  den  revolutionären 
Gruppen  nachwirken. 

Jetzt  haben  die  kommunistischen  uiul  syndikalistischrn  Ten- 
denzen schon  imhedinp^t  über  die  indiviihialistischen  und  ziiL^lcich 
auch  antis)  ntlikalistisclicn  das  Üeberi^rwicht  crlani^t,  besonders  in 
den  westeuropäischen  Ländern.  Wa.s  un  modernen  .^inn  Anar- 
chismus« heil.st,  nttenbart  sich  da  praktisch  in  der  .\gitation  als 
»direkte  Aktion«,  als  das  >Selbsttun«  der  Massen,  nicht  nur 
im  ortenen  Kampf  i,*e<4cn  die  Unternehmer,  sondern  auf  jedem 
Gebiet  d<  N  sozialen  Lebens,  im  Kampf  gegen  die  Staats-  und 
Priesterherrschaft  fz.  H.  als  Antimilitarismus,  Antiklerikalismus), 
unter  gewissen  l'ornun  auch  in  der  produktiven  Assoziation 
U.S.W.  Sein  .Streben  oHenbart  sich  selbst  auf  pohtischem  Gebiet 
gegeniiljer  allen  rarleien.  ohne  Unterschied  (Straßena^itation 
gegen  schlechte  Gesetze,  Massendemonstrationen  für  oder  gegen 
gewisse  jxjlitibche  Ereignisse,  u.  s.  w.).  Auf  letzterem  Gebiet 
gehen  dabei  die  heutigen  Anarchisten  von  ticr  Voraussetzung 
aus,  daß  alle  parlamentarischen  Parteien  von  den  starrsten  Kon- 
servativen bis  auf  den  Kadiisalen  und  den  Sozialdemokraten  dest<» 
eher  bereit  .sind  gewisse  Uebelstände  abzuschatten,  oder  als  Kon- 
zessionen kleine  Verbesserungen  durchzuführen,  je  mehr  sie 
von  außen  durch  den  direkten  Druck  der  Massen  dazu  gezwungen 
werden.  Auf  die.se  Weise  hat  die  anarchistische  Taktik  auf  je- 
dem Gebiet  allmählich  den  gleichen  Charakter  angenommen,  den 
eines  Strebens  und  Schaffens  durch  eigene  Macht  der  Massen, 
und  nicht  durch  die  Aktion  der  Regierenden,  —  selbst  nicht  der 
Regierenden  des  allgemeinen  Wahlrechts,  wären  sie  auch  die 
demokratischsten  unter  ihnen:  Freisinnige  und  Sozialdemokraten. 

Angesichts  dieser  Evolution,  die  der  Anarchismus  durchge- 
macht hat,  kann  es  als  gleichgültig  angesehen  werden,  ob,  in 
Anbetracht  der  stattgefundenen  Veränderungen  der  Ideen  und 
Tendenzen,  man  behaupten  möchte,  daß  der  Name  Anarchismus 
nicht  mehr  ohne  weiteres  für  die  jetzige  Bewegung  paßt,  und 
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man  vielmehr  von  freiheitlichem  Sozialismus  oder  libertärem 
Kommunismus  reden  sollte.  Üic  geschichtlichen  Namen,  die  Par- 
teinamen, werden  'doch  meistens  den  Menschen  von  anderen  viel- 
mehr aufgedrängt  als  freiwillig  von  ihnen  gewählt.  Gewiß  ist, 
daß  die  sprachemachende  Gemeinde  von  anarchistischen  Ge- 
werkschaften redet,  ganz  wie  sie  von  anarchistischen  Straßen- 
demonstrationen,  oder  von  der  anarchistischen  Taktik  des  Anti- 
militarismus und  der  Militärdienstverweigerung  spricht,  und  daß 
sie  hierbei  immer  an  die  tdirekte  Aktion*  der  Massen  denkt,  d.  h. 
der  betreffenden  Personen  selbst  im  (Gegensatz  zu  den  Repräsen- 
tanten dieser  Personen  in  den  Regierungskollegien  oder  zu  den 
Behörden. 

Was  sich  in  diesri  I  linsicht  mit  der  anarchistischen  Lehre 
und  der  anarchistischen  Taktik  vollzieht,  ist  ein  allgemeines 
Phänomen,  das  in  allen  Sprachgebieten  auftritt:  Das  allgemeine 
Phänomen  des  Verwachsens  der  Worte,  und  der  Modifikation 
ihrer  Bedeutung,  zugleich  mit  der  Umwandlung  der  sozialen  Ver- 
hältnisse, unter  denen  sie  entstehen.  Iis  beweist,  daß  die  mensch- 
liche Sprache  evoluiert.  weil  die  Sprachi)hänomene  in  letzter  Instanz 
doch  auch  "^nziale  Phänomene  sind,  und  es  handelt  sich  hier 
gerade  um  ein  Fi  (>V)lem  mit  der  gegenwärtig  die  Linguisten  inter- 
national anfangen,  sich  zu  beschäftigen. 

Die  Linguisten  konstatieren,  daß  dir  H  c  d  e  u  t  u  n  i;  eines 
\\'  o  r  t  e  s  ^  i  c  h  ausbreitet,  wenn  es  von  einem 
engeren  in  einen  w  e  i  t  t  r »  n  Kreis  übergeht;  daß 
sie  sich  aber  z  u  s  a  m  m  n  /.  i  e  h  t  .  wenn  das  Wort 
\'  on  einem  \\  e  i  t  e  r  e  n  auf  einen  engeren  Kreis 
sich  beschränkt'). 

S.  z.  n.  I.'.Annc  e  S  o  c  1 1)  1  <i  j«  i  »|  u  e  ,  lun^  '*)o5,  Artikel  von 
A.  M  e  I  i  l  e  t  ,  FrofcNsor  am  (Joilcyc  tlc  Kiance  :  Tu  m  m  c  n  t  Iis  m  <»  i  s 
c  h  a  n  ^  e  n  t  de  scns,  .S.  14.  Herr  Meillct  ziucrt  an  «liescr  Stelle  auch  M  c- 
ringcr:  »Kin  Wort  erweitert  seine  Bedeutung,  wenn  es»  vom  engeren  in  einen 
«rdtercn  Verkehrsktcis  tritt:  es  verengert  sich,  wenn  es  vom  weiieren  in  den 
engeren  tritt«.  (Indogermunische  Forschungen,  XVill,  332.)  Vergl, 
auch  was  den  sozialen  Charakter  der  linguistischen  ProUeme  anbetrifft:  Metllet, 
loc.  cit.,  p.  3:  »Si  le  milieu  dans  leqael  evolue  le  langage  est  un  milien  social, 
si  l'objet  dtt  langage  est  de  pcrmetire  les  relations  sociales,  si  le  langage  n'est 
maintenu  et  cnnscrve  que  pnr  ces  relations,  si  enfin  les  limites  des  langucs  coTn- 
cident  nvec  celks  de:»  groupe^  socinux,  il  e&t  Evident  que  les  causes  dont  dependent 
les  faits  Ungnisüqaes  doivent  dtre  de  nature  sociale  .  .  .  .«  etc. 
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Und  das  erste  ist  es  nun  tfcrade,  was  mit  den  Wrirtcn 
Anarchie  und  a  n  a  r  c  h  i  s  t  i  s  c  h  ^^cschali,  indem  sie  bei  der 
ArbcitcrbevölkcruniT  Kingang  <^etiituit n.  /.i  igen  wir  noch  mit 
einem  Beispiel  des  praktischen  Lebens,  wie  hier  die  speziellen 
Arbeiterinteressen  den  Anarchismus  und  seine  Bedeutung  um- 
wandeln. 

Wenn  ein  Pr()j)a,L[an(.lal)latt  in  Händen  einer  ein7!elnen  Person 
sich  befindet,  so  hat  diese  iinwiderle<^l)ar  Intmesse  daran,  ihre 
individuelle  l-'reiheit  in  den  Vnrderj^niind  zu  stellen  und 
anderen  die  K  o  n  t  r  o  1  1  e  ,  oder  auch  nur  jeden  i  n  t  I  u  \s  auf 
die  Richtung'  und  die  Zusammenstellung  der  Zeitscluüt  zu  ver- 
sagen. I'.r  liebt  es  vielleicht  in  eigener  Person  H  e  r  a  u  s  l,'  e  b  e  r , 
Redakteur,  Administrator,  alles  zugleich  zu  sein,  so- 
lange es  nur  möglich  i.st.  untl  vielleicht  nennt  er  dies  für  sich 
An-archie.  Aber  in  den  Arbcitcrkrei.sen  hat  man  uuiciiau^ 
umgekehrte  hiteresscn,  und  besonders  in  den  sozialistischen  Krei- 
sen lieben  es  alle,  solche  Sachen  gemeinsam  zu  regeln.  Wenn 
wir,  so  behaupten  die  Arbeiter,  den  Kommunismus  wollen,  wenn 
wir  wirklich  Grund  und  Boden,  die  Arbeitsinstrumente,  ja  alle 
Genußartikel  so  weit  wie  nur  möglich,  in  Gemeinbesitz  nehmen 
wollen,  und  doch  noch  nicht  einmal  imstande  sein  sollten,  jetzt 
unsere  eigene  Presse  gemeinschaftlich  zu  besitzen  und  zu  leiten, 
was  würde  da  von  unserem  Kommunismus  übrig  bleiben?  Würde 
dieser  dann  noch  als  emsthaft  zu  betrachten  sein?  Hinter  den 
verschiedenen  Bedeutungen,  die  man  den  Worten  Anarchie  und 
anarchistisch  beizulegen  geweint  ist,  zeigt  sich  hier  deutlich  die 
Verschiedenheit  der  Interesse. 

Dies  alles  ist  also  schon  weit  entfernt  von  der  »schranken- 
losen Autonomie  des  Einzelnen«,  von  der  »unbeschränkten  indivi- 
duellen Freiheit«.  Wenn  ein  Individualist  vom  alten  Schlag  dem 
modernen  anarchistischen  Arbeiter,  dem  libertären  Kommunisten 
entgegenwerfen  würde,  daß  doch  die  individuelle  Freiheit  auch 
für  ihn  »das  höchste  Gut«  sein  sollte,  so  wird  er  zur  Antwort 
bekommen,  daß  eine  individuelle  Freiheit  doch  so  viel  wert  ist 
wie  die  andere,  und  daß  man  im  allgemeinen  und  vom  Stand- 
punkt der  Gesamtheit  betrachtet,  jede  individuelle  Freiheit  nur 
zu  respektieren  braucht,  solange  sie  der  Freiheit  von  anderen 
nicht  hinderlich  wird^).  Möchte  hierauf  der  Einwand  folgen,  daß 

')  Ntich  Vor  ciiiigci)  Monaten,  auf  dum  Amstcrdaroer  Kungreß,  wurde  eintr- 
seits  beantragt,  man  lolke  aussprechen,  daß  das  Indirtdnuiii  «ich  selbst  frei  >aus- 
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man  vielleicht  die  eigene  individuelle  Freiheit  und  die  ci'^ene 
Entwicklung  schädigen  könnte,  vom  persönlichen  Standpunkt  aus 
beurteilt,  wenn  man  sich  um  andere  kümmert,  und  sich  mit  an- 
deren verständigt,  so  antwortet  der  moderne  Anarchist  hierauf 
verneinend.  Er  könnte  es  mit  einem  amerikanischen  Sozialisten 
folgendermaßen  formulieren : 

>Der  isolierte  Mensch  ist  nur  der  Anfang  eines  Individuums. 
Aber  wer  da  geworden  ist :  Bürger,  Nachbar,  Freund,  Bruder, 
Sohn,  Gemahl,  Vater,  Mitglied  zugleich,  der  wird  eben  dadurch 
soviele  Male  individualisiert  ^  •'). 

So  hat  dann  das  praktische  Leben  den  anarchistischen  Ar- 
beite'- dazu  gclirncht,  die  Formel  der  unbeschränkten  I'Veiheit 
des  Einzelnen  umzuwandehi  in  diese  andere:  »die  Ii  ('i  c  h  s  t 
mögliche  Freiheit  für  jeden  Einzelnen,  doch 
wobei  wir  alle  zusammen  leben  und  glücklich 
sein  können.« 

Vom  alten,  primitiven  Anarchismus  ist  in  den  modern  anar- 
chistischen Kreisen  nur  noch  übrig  geblieben  eine  sehr  intensive 
Befürwortung  der  Bewegungsfreiheit  jedes  Individuums  in  der 
Gruppe,  wo  jedes  Mitglied  frei  sein  soll,  den  Verband  zu  ver- 
lassen und  wo  vorausgesetzt  wird,  daß  jeder  seine  persönliche 
Hilfe  nur  ^aben  wird  für  die  Ausführung  solcher  Arbeit,  welche 
seine  i^anze  pcrsunliche  Sympathie  besitzt  (unter  der  Bi'- 
dingung,  daß  er  seinerseits  auch  andere  nicht  hindert,  i  h  r  e  n 
Willen  zu  tun).  Femer  konstatiert  man  in  thesen  Kreisen  eine 
nicht  weniger  intensive  X  erteidicfung  der  Autonomie  der  Gruppen 
in  der  lokalen  oder  nati(jnalen  ( )rL,Mnisation,  wie  auch  weiter  im 
internationalen  Zusammenhang.  In  jeder  Hinsicht  stellt  hier  der 
moderne  Anarchist  die  Dezentralisation  und  den  freien  FöderaHs- 
mus  der  Zcntrahsation,  das  Prinzip  der  l  ieiheit,  im  oiic  n  erw.ilui- 
ten  Sinne,  jenem  der  Disziplin  gegenüber.   Es  ist  besonders  dies 

leben«  kSimen  muO.  Das  »Aasleben  der  Eigenheit  des  Individuums«  wurde  von 
dieser  Seite  als  eine  Grundbedingung  des  organisierten  Zusammenarbeitens  aufge- 

faßt.    Aber  zugleich  wurde  von  anderer  Seite  verlanci,  man  sollte  bei  einem  solchen 

Ausdnjck  weni^btens  die  Grenze  angeben,  wie  weit  dieses  >Ausleben<  von  anderen 

Indivitiucn  zu  dulden  sei:  dusf  (Frenze,  so  {.chaiipt cte  man,  läge  liri,  wo  das  sich 
selbst  :iusiLl)cn<ic  Imlividuuin  anfitnyt,  die  Kreibcil  auUerer  2U  schädigen.  Von  da 
an  SCI  gc^<.ii-.ci;ii;L-  \  l r  trindigung  nolwcndit' 

*)  II  c  a  t  y  D  c  III  a  r  c  s  l  Lloyd,  VV  c  a  1  l  h  a  ^  a  i  n  s  i  C  u  m  m  o  n- 
wealth,  Kap.  XXXV,  S.  527. 
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was  die  anarchistische  Organisation  von  der  sozialdemokratischen 
unterscheidet. 

Faßt  man  alles  zusammen,  so  könnte  man  die  Evolution, 
die  der  Anarchismus  in  den  letzten  Jahren  durchgemacht  hat, 
einen  Uebcrgang  vom  Stadium  der  bloßen  Kritik  zur  posi- 
tiven Aktion,  zum  wirklichen  Leben  nennen.  Und  besonders 
in  den  Arbeiterkreisen  mußte  sich  dieser  Uebergang  vollziehen, 
weil  sich  eben  da  am  klarsten  offenbart,  wie  die  Menschheit  bei 
der  tagtäglichen  Produktion  lebt;  wie  sie  einen  fortwährenden 
und  immer  steigenden  Bedarf  hat  an  Holz  und  Stein  für  ihre 
Häuser,  ihre  Wege,  an  Eisen  und  Stahl  für  ihre  Maschinen,  ihre 
Riesenbrücken  und  Eisenbahnen,  an  W  eizen,  Wolle  imd  Baum- 
wolle u.  s.  w. ;  und  daß  es  sich  bei  der  Regelung  dieser  Produk- 
tion durch  die  Produzenten  selbst  vor  allem  um  Organisation  han- 
delt. Und  gerade  weil  es  das  Streben  der  jetzigen  Anarchisten 
ist»  die  soziale  l'roduktion  immer  mehr  unter  den  Einfluß  der 
organisierten  Arbeitet  zu  bringen»  fördern  und  verstärken  sie  jetzt 
auch  überall,  neben  den  Interessenorganisationen  (groupements 
d'intercts,  Speziell  in  den  Gewerkschaften  vertreten),  die  revo- 
lutionären Gruppen,  in  denen  unmittelbar  die  modernen  anar- 
chistischen Prinzipien  propagiert  werden  (groupements  d'opi- 
nion).  Sie  tun  dies  um  durchzusetzen,  daß  auch  im  prakti- 
schen Klassenkampf  die  Arbeiterorganisationen  sich  in  kommunisti- 
scher Richtung  weiter  entwickeln. 

Die  freiheitliche  Organisation  dieser  Gruppen  schließt  dabei 
weder  einen  regionalen  oder  nationalen,  noch  auch  selbst  einen 
internationalen  Verband  zwischen  den  Gruppen  aus,  wie  schon 
bemerkt  wurde.  Jetzt  bestehen  schon  libertär- kommunistische 
oder  anarchistische  nationale  Föderationen^")  in  Deutschland,  Böh- 

Al^  l.'okunieiit  »itucko  ich  Iiier  die  Friuzipienerklärung  einer  dieser  Fiwle- 
raiioiien,  der  holländischen,  al> : 

»Die  K5deration  von  freiheitlichen  Kommunbten  (Hollands)  bestellt  auf 
G  Rippen  and  Personen,  überzeugt  von  und  handelnd  in  Uebereinstimmang  mit  den 
nachstehenden  Prinzipien: 

I.  Daß  Elend  und  Knechtschaft  in  der  Gesellschaft  bestehen  und  daraus 
verschwinden  sollen  ; 

a,  da0  das  Elend  der  Massen  elnerMits,  und  der  privilegierte  Zustand  ein- 
zelner  anderseits  die  notwen<lige  Foljje  simi  der  bestehenden  ük. >iiofnischen  Miß- 
verbttltnissc,  worin  auch  die  Beherrschung  des  einen  Individuums  durch  das  andere 
(ikonomisch  begrttndet  ist ; 
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men,  Holland,  Belgien,  England,  der  französischen  Schweiz,  Por- 
tugal. Sie  sind  in  Vorbereitung  in  anderen  Ländern,  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Provinziale  Föderationen  gibt  es  in  Frank- 
reich  und  Italien.  Endlich  hatte  der  internationale  KonL,ncß  in 
Amsterdam  die  Fraf^e  zu  diskutieren,  bis  zu  welchem  Punkte  die 
modern  anarcliistischen  Prinzij)ien  mit  den  Verpflichtungen  eines 
internationalen  V<Thandcs  zusammengehen  können  und  wurde  da- 
selbst die  (Iründung  eines  Internationalen  Anarchistischen  Bureaus 
beschlossen,  das  seinen  Sitz  in  London  hat. 

Was  nun  die  Darlegung  der  künttigcn  Evolution  der  anar- 

3.  d>fi  das  Wesen  dieser  Mißverhlltniise  darin  besteht,  daß  die  Mehrheit 
des  Volkes  —  die  arbeitenden  Klassen  —  alle  Güter  prodasiert,  während  ein« 
Minderheit  —  die  kapitalistischen  Klassen  —  die  Produktion  nnd  die  Distribution 
der  Güter  beherrscht; 

4.  daß  die  Rcst.Hiidigkeit  dici>er  sozialen  Mißverhältnisse  dem  Umstände  m- 
geschrieben  werden  muß,  daß  alle  Produktions-  und  nistrihiitionsmittcl  der  herr- 
schenden Minorität  (gehören,  und  diese  sich  weiter  zur  Aufrechterhaltung  ihres 
Herrschcr/ustandes  der  StnaHiiewah  (  Justiz,  Pohzei,  Armecl  bedienen  kann  ; 

5.  daß  die  (jc^Uschatt  eine  gründliche  Umwandlung  durchzumachen  hat, 
darauf  gerichtet,  daß  anstatt  der  verschiedeiien  Klassen,  eiue  eiiuige  Gemeinschaft 
von  Produsenten  anstände  kommt,  welche  die  Prodnktions-  nnd  Distribntionsmittel 
anwendet  auf  plannißige  and  genossenschaftliche  Art  unter  Leitung  der  oigani» 
sierten  Arbeiter  selbst; 

6.  daß  die  nichtbesitzende  Arbeiterklasse  —  das  moderne  Proletariat  — 
auf  Grundlage  der  bestehenden  Gesellschaft  keine  dauernde  und  gründliche  Ver« 
besserang  ihres  Zustandes  su  erwarten  hat,  und  daß  alle  augenblicklichen  dkono- 
miHchen  Vi  r!)e-serungcn  nur  insoweit  sozialen  Wert  haben,  als  sie  zum  Eingreifen 
der  Arbeiter  in  <!ie  Produktiunsverbältnis&e  und  zur  Expropriation  der  besiUeod«n 
Klassen  dienen  können  : 

7.  daß  CS  die  besondere  Aulgabe  der  freiheitlichen  Koramuuisien  sein  muß, 
darauf  hinsuwirken,  daß  die  VerKnderungcn  in  den  sozialen  Vcrldlltnissen,  deren 
Realisation  möflich  erscheint,  zusammengehen  mit  der  größtmöglichen  Förderung 
der  Freiheit  des  Individuums  und  des  Prinsipes  der  freien  Grappterung ; 

8.  daß  deshalb  die  freiheitlichen  Kommunisten  auch  den  Staatssostalismus 
bekämpfen,  die  emporkommende  Foim  der  Staatssklaverei,  gegrOndet  auf  der 
Utopie  der  radikalen  Umwandlang  der  r.knnnmischen  VerhMtnis&e  durch  Kinpreifen 
der  Staatsmacht,  und  auf  der  aus  dieser  Utopie  hi  rvorgegangenen  unheilvollen  Idee 
der  Eroberung;  der  Staatsmacht  durch  die  Arhcih-r  als  Klasse; 

9.  daß  die  Arbeiter  für  \hrv  Emanzip.ition  zu  kämpfen  haben  mit  allen 
Millcln,  die  ihnen  selbst  als  erlaubt  und  al>  /.wcckinäßig  erscheinen  ; 

to.  daß  in  diesem  Kampfe  die  Arbeiter  aller  L&nder  sich  solidarisch  zeigen 
sollen. 
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chistischcn  IkwLMjunL,^  anbetrifft,  möchte  ich  mir  die  strengsten 
Restriistioncn  vorbehalten.  Wäre  ich  ein  Philosoph  aus  der  Schule 
Hegels,  dann  wäre  die  Lösung  bald  geiunden.  In  einer  Enquete, 
die  der  Mercure  de  Krance  über  die  Evolution  der  Religion 
unternommen  hat  und  in  der  die  Enqucleurs  sich  an  die  verschie- 
densten Personen  <,^ewandt  haben,  ob  sie  kompetent  waren  in 
Sachen  der  Rcligions^^'eschichtc  oder  nicht,  liest  man  das  Urteil 
eines  Literaten,  zugleich  eines  Schülers  Hegels  (natürlich  eines 
Russen»  der  in  einer  einzigen  Denkzauberformel  das  Rätsel  der 
Evolution  aller  Religion  gelost  hat: 

Tonte  evolution  passe  par  trois  nionients  objectifs  corre- 
spoiKlant  ä  trois  moments  subjectifs  du  developpement  dialec- 
tique;  au  dehnt,  c'est  l'unite  primitive,  integrale,  inlcricure,  la 
conlusion  de  principes  contiaires,  puis  c'est  la  Separation,  la 
differenciation  de  ces  princi[)es,  enfin  vient  leur  uniun  ulterieure, 
Icur  Integration  parfaitc  cn  un  type  superieur  d'evolution. 
These,  Antithese,  Synthese«  ^'). 

Nichts  wäre  mir  leichter  als  betreffend  des  Anarchismus 
schnell  mit  einer  derartigen  dialektischen  Konklusion  fertig  zu 
werden.  Im  Anfang  gab  es  in  der  Tat  (siehe  oben)  eine  primi- 
tive, inferiore  Einheit  in  der  anarchistischen  und  selbst  in  der 
ganzen  soaalastischen  Bewegung  (die  Sozialdemokratie  mit  ein- 
begriffen)  und  die  Konfusion  der  meist  verschiedenen  Meinungen 
war  ihr  prägnantester  Charakterzug.  In  allen  Ländern  kam  da- 
nach die  »Scheidung«,  erst  zwischen  der  parlamentarischen  Sozial- 
demokratie, die  sich  immer  mehr  zum  Staatssozialismus  bekannte 
und  der  antiparlamentarischen  Arbeiterbewegung ;  danach,  in  den 
letzten  Jahren,  auch  zwischen  den  Individualisten  und  den  Kom- 
munisten, den  AntiSyndikalisten  und  den  Syndikalisten,  oder  wie 
man  es  auch  sonst  in  den  verschiedenen  Ländern  nennen  mag. 
Aber  eben  das  genauere  Studium  des  Soziaiismus  und  Anarchismus 
mahnt  zur  Vorsicht  mit  der  dialektischen  Konklusion  über  die 
Notwendigkeit  einer  »späteren  Einigung«.  Treiben  wir  keine  Me- 
taphysik. Die  wissenschaftlichen  Forschungen  auf  jedem  Gebiet 
haben  uns  zu  deutlich  bewiesen,  daß  nicht  »jede  Evolution«  die 
gleichen  Phasen  durchmacht,  wofür  doch  auch  Natur  und  Gesell- 
schaft zu  verschiedenartig  und  zu  komplex  in  ihren  Formen  sind. 
Auf  dem  Gebiet  der  Religionswissenschaft  hat  eben  die  naive  Auf- 

**)  Antwort  vod  Dmitry  Mercjkowsky,  in  Mercure  de  France, 
Nummer  vom  i.  Mai  1907,  S.  6S. 
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Fassung,  daü  die  Religions-  und  Kultusprobleme  auf  dialektischem 
und  sogenannt  > rationellem«  We«^e  ^^elöst  werden  können,  viele 
Jahrzehnte  lang  den  wahrhatt  wissenschaftlichen  und  experimen- 
tellen Forschungen  geschadet. 

Was  nun  die  sozialistische  und  anarchistische  Hi  wcgung  an- 
betrifft, ist  es  gewiß  ratsam,  die  Frage  einer  späteren  höheren 
>Synthose-  gleichfalls  ganz  beiseite  zu  lassen  und  vichnclii  den 
Nachdruck  darauf  zu  legen,  daß  hier  von  einer  allgemeinen  und 
konfusen  Oppositionsbewegung  verschiedene  Zweigbewegungen 
sich  losgetrennt  haljeTi.  deren  Repräsentanten  ihre  eigene  Entwick- 
lung fortsetzen,  imd  die  sich  \  iellach  |t'tzt,  da  sie  einmal  getrennt 
sind,  sich  imtcrcinandn  aiil  gleicher  I  Iclti<^fkcit  bclchdcn,  niiL  Je  i 
sie  die  heutige  Gesellschaftsordnung  bekämplen;  Sozialdemokraten, 
revolutionäre  und  antiparlamentarische  Kommunisten,  Individua- 
listen, Vorkämpfer  und  Gegner  der  Gewerkschaftsbewegung,  der 
Genossenschaftsbewegung  u.  s.  w. 

Freilich  werden  auch  hier  noch  viele  Mißverständnisse  sich 
allmählich  lösen.  Und  wie,  um  es  nochmals  durch  ein  speaelles 
Beispiel  zu  illustrieren,  der  Kampf  zwischen  dem  Materialismus 
und  dem  Idealismus  jetzt  em  ganz  anderer  ist  als  vor  etwa  einem 
halben  Jahrhundert,  weil  die  materialistische  und  die  idealistische 
Philosophie  sich  beiderseits  die  erfahrene  Kritik  zu  Nutzen  ge- 
macht haben,  so  fangen  auch  in  der  Arbeiterbewegung,  wo  es 
sich  um  den  Sozialismus  handelt,  die  besten  Denker  schon  an, 
sich  mit  einander  zu  verständigen  über  die  Frage,  inwiefern  z.  B. 
die  Gesetzgebung  als  aktiver  Faktor  ins  soziale  Leben  eingreifen 
kann  und  inwiefern  sie  hinter  der  direkten  Aktton  der  Massen 
zurückbleibt.  So  auch  nähert  man  sich  andererseits  auch  gewiß 
der  Liösung  der  Frage,  inwiefern  die  individuelle  Freiheit  jedes 
Menschen  hochgehalten  werden  soll,  unter  den  heutigen  Zivili- 
sationsverhältnissen in  den  modernen  Kulturländern,  und  inwie» 
fern  umgekehrt  die  Interessen  der  Kollektivität  sich  jedem  Indi- 
viduum gebieterisch  aufdrängen. 

Allein  diese  Aufklärung  der  Ideen  hebt  nicht  die  Gegensätze 
der  Interessen  auf,  läßt  dadurch  die  Tatsache  des  Fortbestehens 
der  jetzigen  Spaltung  in  der  sozialistischen  Arbeiterbewegung 
durchaus  unberührt,  und  wird  auch  in  der  Zukunft  der  Entste- 
hung neuer  Differenzen  nicht  vorbeugen  können. 
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Die  Arbeiter-Gesetzgebung  in  Prankreich. 

Von 

PAUL  LOUIS. 

Diese  Studie  hat  die  Aufgabe,  die  Arbcitergesetzgcbuntj  I'Vank- 
rcichs  in  ihrer  EntwickUinj^  während  des  verflossenen  Jahihunderis 
darzustellen ;  gleichzeitig  werden  an  passender  Stelle  die  von  der 
Regierung  zu  verschiedenen  Punkten  gemachten  Verbesscrungs- 
vorschlage  Beachtung  finden. 

Es  wird  den  Leser  wohl  nicht  wundernehmen,  wenn  icii  die 
von  der  sozialistischen  Partei  vuigcU  L;ren  Entwürfe  übergehe. 
Welcher  Richtung  der  Darsteller  auch  angehört,  er  muß  zugeben, 
daß  gerade  in  Frankreich  allein  die  vom  Ministerium  ausgehenden 
Entwürfe  über  soziale  Gegenstände  Aussicht  auf  Annahme  haben. 
Es  ist  weniger  die  Aufgabe  der  sozialistischen  Abgeordneten, 
Gesetze,  die  den  Forderur^en  des  internationalen  Proletariats  ent- 
sprechen, zur  Annahme  zu  bringen,  als  vielmehr,  durch  fortgesetzte 
Mahnungen  die  Regierung  selbst  zur  Verbesserung  der  Gesetz- 
gebung anzuhalten. 

Das  Wort  Arbettergcsetzgcbung  umfaßt  Vorschriften  und 
Reglementationen  wesentlich  verschiedener  Art:  nämlich  erstens 
Gesetze,  die  die  Beziehungen  der  arbeitenden  Klasse  zur  Unter- 
nehmerschaft regeln  —  Löhne,  Gewerbegerichte  — ;  andererseits 
Gesetze,  die  die  Beziehungen  dieser  Klasse  zum  Staat  regeln  — 
Gewerkschaften,  Streiks.  Dennoch  aber  stehen  diese  beiden  Ge- 
setzeskategorien in  enger  Verbindung,  da  bei  dem  heutigen,  wie 
überhaupt  bei  jedem  je  dagewesenen  Zustand  der  Gesellschaft  der 
Staat  nur  der  Ausdruck  der  Macht  einer  leitenden,  d.  h.  der  be- 
sitzenden Klasse  ist. 

Wie  erklärt  sich  dann  aber  die  Entwicklung  der  Arbeiter- 
gesctzgcbung,  die  doch  sowohl  dem  Proletariat  Freiheiten  gewährt, 
wie  auch  durch  Eingreifen  in  den  Arbeitsvertrag  die  Unternehmer- 
autorität  beschränkt }  Nur  durch  den  wachsenden  Druck  des  Pro- 
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letariats  auf  die  «»ttentlichc  Gewalt  mit  Hille  verstärkter  Vertre- 
tung im  Parlament,  hauptsächlich  aber  mit  Hilfe  gefestigter  und 
erweiterter  Tätij^keit  der  Bcrufsvercinc. 

In  dem  Maße,  wie  die  ( ieu  erkvereine,  die  Industrie-  uiui  ( ie- 
•werbcverbände  in  l->ankreich  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  verLirol>cr- 
ten,  wuchs  auch  die  ArbcitergesetzL;ebung  an  l'^mlanL;.  Manchmal 
kann  man  dies  Vorschreiten  Schritt  für  ScIium  vertol^an,  indem 
man  es  auf  ganz  einlache  und  bestimmte  Tatsachen  zurückführt. 
DaLN  die  Bergarbeiter  nach  und  nach  die  Herabsetzung  des  Ar- 
beitstages auf  9,  8^2  und  8  Stunden  durchsetzten,  verdanken  sie 
der  hohen  Ausbildung  ihrer  Organisation.  Aber,  wird  man  sagen, 
wenn  sie  einmal  diesen  Zusammenschluß  erreicht  haben,  so  könn- 
ten sie  ja  durch  den  Kollektivvertrag  direkt  von  den  Arbeitgebern 
die  Zugeständnisse  erzwingen,  die  ihnen  das  Gesetz  gemacht  hat. 
Das  würde  aber  keineswegs  die  gleiche  Bedeutung  haben,  weil 
der  Staat,  d.  h.  die  Gesamtheit  der  leitenden  Klasse,  allgemeinere 
Gesichtspunkte  und  weitausschauendcre  Ziele  als  ein  bestimmter 
Teil  dieser  leitenden  Klassen  haben  kann  und  tatsächlich  hat. 

Ebenso  hat  der  wöchentliche  Ruhetag  erst  gefordert  und 
erreicht  werden  können,  als  diejenigen  Arbeiterkategorien,  die  bis 
dahin  Jeder  Vereinigung  abhold  waren,  die  Bedeutung  der  gewerk- 
schaftlichen Bewegung  erkannt  hatten.  Die  Angestellten,  die  bis- 
her viel  schlechter  als  die  eigentlichen  Industriearbeiter  gesteilt 
waren,  haben  in  den  letzten  Jahren  wieder  etwas  Terrain  gewon- 
nen (Ausdehnung  des  Gesetzes  über  die  Unfälle  bei  der  Arbeit, 
Erweiterung  der  Gewerbegerichte),  weil  sie  ihre  Forderungen  in 
gegenseitigem  Einverständnis  aufgestellt  haben. 

Die  Intervention  der  leitenden  Klasse  und  daher  der  öffent* 
liehen  Gewalt  Frankreichs  —  das  muß  hinzugefugt  werden  —  sollte 
dem  Syndikalismus*),  der  als  Organ  des  sozialen  Umsturzes  mit 
Mißtrauen  betrachtet  wurde,  die  Waffen  aus  der  Hand  nehmen. 
In  dieser  Hinsicht  trifft  sich  die  französische  radikale  Partei  nicht 
nur  mit  den  französischen  Katholiken,  sondern  auch  mit  gewissen 
konfessionellen  Parteien  des  Auslandes.  Die  Arbeiter  wissen  sehr 
wohl,  daß  manche  Gesetze  nicht  erlassen  sind,  um  ihnen  wohl 
zu  tun,  ihr  Los  zu  erleichtern  und  zu  verbessern,  sondern  lediglich 
um  die  Werbekraft  ihrer  Organisationen  zu  schwächen. 


*)  Vergl,  den  Aufsatz  von  Lagardclle,  Die  syadikalistische  Bewegung  iii 
Frankreich,  p.  96  f.  dieses  Bandes. 
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Weiter  ist  hinzuzufügen,  daß  auch  gewisse  politische  Kon- 
stellationen auf  die  Entwicklung  der  Sozialgesetzgebung  Frank- 
reichs Einfluß  gehabt  haben^  —  ein  Umstand  von  nicht  geringer 
Bedeutung.  So  einig,  zusammenhält  ig,  homogen  auch  die  be- 
sitzende Klasse  in  Bezug  auf  ihre  wirtschaftlichen  Interessen,  d.  h. 
in  Bezug  auf  die  Wahrung  ihres  kapitalistischen  Besitzes  bt,  so 
oft  wird  sie  doch  gespalten  durch  ihre  politischen  Interessen  oder 
den  industriellen  Wettbewerb  selbst.  Und  obgleich  sich  diese 
Spaltungen  —  wie  wir  gerade  heute  sehen  —  eiligst  auszugleichen 
streben,  sobald  das  Proletariat  drohend  auftritt,  so  können  sie  doch 
zu  manchen  Zeiten  der  Sache  des  Proletariats  dienlich  sein. 

Der  Kampf,  der  in  der  dritten  Republik  ein  Vierteljahrhundert 
hindurch  zwischen  der  großen  und  der  kleinen  Bourgeoisie  getobt 
hat,  hat  für  die  Arbeiterklasse,  theoretisch  betrachtet,  vorteilhafte 
Folgen  gehabt  Die  radikale  oder  radikalisierende  kleine  Bour- 
geoisie, welche  gegen  die  der  politischen  Demokratie  feindliche 
Großindustrie  die  Hilfe  der  Arbeiter  brauchte  und  die  immer  ver- 
derblicher werdende  Konkurrenz  dieser  konzentrierten  Großindustrie 
hemmen  wollte,  ging  zunächst  auf  die  Sozialgesetzgebung  ein.  Sie 
gewährte  ihre  Mitwirkung  an  dem  Gesetz  von  1892  über  Frauen- 
und  Kinderarbeit,  an  dem  Gesetz  von  1898  über  Arbeitsunfälle, 
an  dem  Gesetz  von  1900  über  Frauen-  und  Kinderarbeit. 

Da  sie  wenig  oder  gar  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen  war, 
so  erschien  es  ihr  durchaus  nicht  angebracht,  hiergegen  zu  oppo- 
nieren. 

Seit  sie  aber  am  Ruder  war  und  sah,  daß  die  Angriffe  des 
Arbeitersyndikalismus  sich  gegen  sie  selbst  zu  richten  anfingen, 
daß  die  Kleinindustrie  und  der  Kleinhandel  ihrerseits  eine  Aus- 
dehnung der  Sozialgesetzgebung  zu  fühlen  bekommen  würden,  da 
nahm  sie  geschlossen  gegen  die  neuen  Gesetze  und  Vorschläge 
Stellung.  Sie  eröffnete  einen  heftigen  Feldzug  gegen  den  wöchent- 
lichen Ruhetag;  sie  verwirft  sowohl  die  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung wie  den  Kollektivvertrag.  Der  in  Frankreich  zahl- 
reiche und  gegenwärtig  im  Vollbesitz  der  politischen  Macht  be- 
findliche Mittelstand  befehdet  sowohl  den  staatlichen  hitervcntio- 
nismus,  der  ihm  Opfer  auferlegt,  wie  den  Syndikalismus,  der, 
gegen  die  (Großindustrie  siegreich,  nunmehr  weitergreift.  Daher 
der  Kampf  der  Radikalen  gegen  die  Syndikate;  daher  auch  ihr 
Abfall  von  einer  Reihe  früher  eingebrachter  Regierungsentwürfe, 
deren  Annahme  nunmehr  ausgeschlossen  ist.  Die  Arbeitergesetz- 
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gebung  Frankreichs,  in  den  letzten  Jahren  so  reich  an  Früclnt^n, 
ist  zum  Stillstand  gekommen:  um  sie  vorwärts  zu  lirinj^en,  muß 
das  Proletariat  einen  verstärkten  Kampf,  nicht  nur  wie  einst  ^'^egen 
die  große,  sondern  nunmehr  ^^ej^en  die  ganze  Houri^eoisie  führen, 
die  wieder  gleichartig]^  und  solidarisch  ji^eworden  ist. 

Ich  will  mich  liier  nicht  lange  mit  Betrachtunfjen  wirtschaft- 
licher Art  aufhalten,  die  den  Zustand  darlegen,  in  den  die  Ar- 
beitergesetze eingriffen.  Es  bestehen  offenbare  Zusammenhänge 
zwischen  der  gesetzlichen  Erfassung  einer  bestimmten  Industrie 
und  der  kaj)italistischen  Konzentration  in  dieser  Industrie,  einer 
Konzentration,  die  notwendig  eine  Zusammenfassung  der  mensch- 
lichen Produktivkräfte  mit  sich  führt.  W  enn  man  mit  mir  der 
Meinung  ist.  dafi  in  Frankreich  ebenso,  ja  vielleicht  mehr  wie 
anderwärts  die  Arbeitergesetzgebung  ein  stets  revidierbares  Ge- 
schäft zwischen  der  leitenden  Klasse  und  dem  Proletariat  ist,  so 
wird  man  ganz  klar  die  allniuhliche  Entwicklung  jener  Gesetze 
während  des  verflossenen  Jahrhunderts  verstt^hen.  Zunächst  ist 
die  Großindustrie,  welche  besonders  unter  dem  lulikönigtum  in 
die  Höhe  kommt,  unbeschränkter  Herr;  dann  setzt  sachte  unter 
dem  Druck  der  »Widerstände«,  d,  h.  der  ersten  Berufsorganisa- 
tionen, der  Interventionismus  ein;  hier  bedeutet  das  Gesetz  über 
die  Kinderarbeit  von  1&41  eine  charakteristische  Pltappe.  Ein 
weiteres  für  das  soziale  Leben  entscheidendes  Gesetz  stammt  aus 
dem  Jabr  1848  und  handelt  von  der  Beschränkung  des  Arbeits- 
tages der  Erwachsenen.  Ein  drittes  endlich  von  1864  stellt  — 
allerdings  mit  seltsamen  Einschränkungen  —  den  Grundsatz  auf, 
daß  das  Streiken  ein  Recht  der  Arbeiter  sei.  Allerdings  ist  dies 
Gesetz  nur  in  Gemeinschaft  mit  dem  Gesetz  von  1884  über  die 
Syndikate  für  die  Gesamtheit  der  Arbeiterschaft  von  Bedeutung. 
Es  verstrich  lange  Zeit,  bis  das  Parlament  seine  Aufmerksamkeit 
den  Lohnarbeitern  in  Handel  und  Landwirtschaft  zuwandte.  Die 
ersteren  haben  erst  ganz  neuerdings  die  Wohltat  der  Unfallsgesetz^ 
gebung  oder  einer  teilweisen  Sonder-Regelung  empfangen.  Die 
letzteren  sind  zum  größten  Teil  von  der  Unfallsgesetzgebung  aus- 
geschlossen, eine  Regelung  zu  ihren  Gunsten  ist  nicht  erfolgt. 
Eine  weitere  große  Kategorie  des  Proletariats,  die  gewiß  am 
schlechtesten  gestellt  ist,  die  der  Heimarbeiter,  hat  ein  Mindest* 
maß  an  Schutz  erst  noch  zu  erhalten. 

Obgleich  sich  seit  1898  die  sozialen  Gesetze  gehäuft  haben 
und  obgleich  gewisse  Bemühungen  erfolgt  sind,  verschiedenen 
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allzu  dringlichen  l-"orderimgcn  der  Gewerkschaften  nachzukommen, 
ist  I">ankreich  doch  in  mehrfacher  Hinsicht  gegen  seine  Nachbar- 
länder zurück.  Wenn  es  auch  den  gesetzlichen  Maximal-Arbcits- 
tag  für  gewisse  Industriearbeitergruppen  (Bergarbeiter)  eingeführt 
hat,  so  ist  doch  noch  manches  zu  tun:  noch  ist  regelmäßige  Lohn- 
zahlung anzuordnen,  noch  sind  die  Arbeitsordnungen  gesetzlich 
zu  regeln,  noch  ist  den  Wöchnerinnen  gesetzliche  Ruhezeit  zu 
gewähren,  noch  fehlt  die  Invalidenversichening,  noch  sind  die 
berufskrankheiten  in  die  Arbeitsunfälle  einzureihen. 

Dem  gro(>en  Umfang  des  »Code  du  Travaib  gegenüber  ist 
doch  auch  zu  bemerken,  daß  die  Vorschriften  allzu  oft  toter 
Buchstabe  bleiben.  Bei  Betrar!iti:nL'  der  Fabrikinspektion,  die 
von  höchster  Bedeutung  für  der.  Schutz  des  Proletariats  ist,  wer- 
den wir  sehen,  daß  dies  hispektorat  in  Frankreich  —  wie  über- 
dies allerorten  —  ungenügend  bleibt  und  einen  seiner  Aufgabe 
nicht  entsprechenden  Bestand  aufweist.  Die  paar  Dutzend  Be- 
amte können  zur  Uebcrwachung  der  Hunderttausende  von  Fabri- 
ken und  Werkstätten,  deren  Kontrolle  ihnen  zugewiesen  ist,  nicht 
ausreichen.  Es  geht  dies  so  weit,  daß  die  Hälfte  der  Etablisse- 
ments entweder  überhaupt  keinen,  oder  nur  seltenen,  daher 
wirkungslosen  Besuch  erhalten.  Allzu  oft  wird  auch  die  Wirk- 
samkeit der  Gesetze  durch  gerichtliche  Entscheidungen  einge- 
schränkt und  der  Unternehmerwillkür  freier  Raum  gewährt,  sowohl 
durch  ablehnendes  Verhalten  gegenüber  der  Erfassung  eines  schon 
für  erobert  geltenden  Gebiets,  als  auch  durch  engste  Auslegung 
der  den  Arbeitern  gegebenen  (rarantien.  Hierfür  werden  wir 
bündige  Beweise  linden.  Die  praktische  Anwendung  der  Sozial- 
gesetzgebung bietet  noch  mehr  Schwierii^keiten  als  die  Ausarbei- 
tung, und  in  1-rankreich  ist  es  öfters  vorgekonnnen,  daß  hart 
unterdrückte  Kundgebungen  der  Arbeiter  einzig  die  Durchführung 
der  gesetzlichen  Bestinmiungen  bezweckten. 

Die  ^»^edrängte  Abhandlung,  in  die  wir  nun  eintreten,  gliedert 
sich  ganz  natürlich  in  folgende  Unterabteilungen: 

1.  Arbeits-( Gesetzbuch  (Code  du  Travail), 

2.  Organe  der  Arbeitergcsetzgebung, 

3.  Arbeitsvertrag, 

4.  Lohnzahlung  und  deren  Garantien, 

5.  Schwitzsystem, 

6.  Gewi  rkvercine, 

7.  Streiks, 
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8.  Regelt  in    der  Arbeit  in  der  Gesamtheit  der  Industrien, 

9.  Hygiene  und  l'nfallverhütunjr, 

10.  besondere  Industrien:  Bergwerke  und  Eisenbabnenf 

11.  Arbeitsbedingungen, 

12.  Arbeitsunfälle, 

13.  Alters-  und  Invalidenversicherung, 

14.  Arbeitsiosij.;keit, 

15.  Arbeitsnachweis, 

16.  Gewerbegerichte, 

17.  RinigunjTs-  und  Schiedswesen, 

18.  Internationale  Arbeiterschutzverträge. 

I. 

Das  Arbeits-Gesetzbuch  (Code  du  Travail). 

Gegenwärtig  besitzt  Frankicich  noch  kein  Arbeits-Gesetzbuch, 
d.  h.  eine  Zusammenstellung  der  Gesetze  über  die  Beziehungen 
der  Unternehmer  zu  den  Lohnarbeitern;  eine  derartige  SammUing 
ist  erst  in  Vorbereitung.  Wer  sich  also  über  einen  l)estimmten 
Gegenstand  informieren  will,  muß  auf  die  verstreuten  und  nicht 
immer  leicht  zu  beschaffenden  Gesetzestexte  zurückgreifen.  Vor 
dem  1.  Januar  igcjü  sind  89  verschiedene  (jesetze  über  Arbeits- 
angelegenheiten erj^'angen,  davon  39  .seit  I.  Januar  1896;  in  den 
18  letzten  .Monaten  hat  sich  die  Liste  weiter  vergrößert. 

Man  begreift,  welches  Interesse  eine  Kodifikation  finden  würde. 
Einmal  können  so  die  Arbeiter  ihre  Rechte  kennen  lernen ;  dann 
werden  auch  die  Widersprüche  ans  Licht  kommen,  die  diese 
Masse  gesetzlicher  Vorschriften  fatalerweise  enthält,  Vorschriften, 
die  manchmal  nach  dem  Zufall  der  Ereignisse,  unter  dem  Druck 
der  Umstände  erlassen  wurden. 

Diese  an  sich  so  fruchtbare  und  notwendige  Arbeit  peinUcher 
Veigleichung  war  von  der  sozialistischen  Gruppe  des  Parlaments 
wiederholt  gefordert  worden.  Millerand,  der  Handelsnunister, 
setzte  im  November  1901  eine  Kommission  mit  dieser  Aufgabe 
ein.  Am  22.  Dezember  1903  forderte  die  Kammer  die  Regierung 
auf,  ihr  einen  Entwurf  des  Arbeits-Gesetzbuchs  vorzulegen,  sobald 
die  verschiedenen  Titel  von  der  Kommission  erledigt  seien. 

Die  Kammer  nahm  nach  der  Reihe  5  Bücher  an,  die  alsdann 
dem  Senat  zur  Sanktion  uberwiesen  wurden.  Das  folgende  sechste, 
welches  von  dieser  Versammlung  gleichzeitig  mit  den  $  ersten 
geprüft  werden  sollte,  wurde  ihr  erst  neuerdings  unterbreitet. 

24* 
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Trotzdem  der  Bericht  darüber  Efi'mstig  war,  hat  die  Annahme- 
abstimmung  noch  nicht  stattgelunden. 

Die  6  ersten  Bücher  des  Arbeits-Gesetzbuches  werden  sich 
wie  folgt  verteilen : 

Buch  I :  Vcrabredun^^en  bezii^'lich  der  Arbeit  (5  Titel  oder 
grüße  Unterabteiluni^en  :  Lehrvertrag,  Arbeitsvertrag,  Lohn,  Ar- 
beitsnachweis, Strat  hestiminungen). 

Buch  II:  Regelun»^^  de  r  Arbeit  (6  Titel :  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit, Arbeit  der  Erwachsenen,  der  Fremden,  Hygiene  und  Schutz 
gegen  Unfälle  der  Arbeiter,  Arlieitsinspcktion,  Strat  bestimmungen). 

15  u  c  h  III:  Herufsvereine  (3  Titel:  Berufssyndikate,  Arbeiter- 
produktivvercine,  Straf  bestimmungen). 

Buch  IV:  Berufliche  Rechtsprechung  und  Vertretung  (2  Ti- 
tel;  Gewerbegerichte,  Einigun^sämtcr  und  Schiedsgerichte"). 

Buch  V:  Arbeiterversiclierung  (5  Titel;  Arbeitsunfälle,  Alter 
und  Invalidilät,  Krankheit  und  Tod,  verschiedene  Anordnungen, 
Straf  bestimmungen). 

Buch  VI:  Vorsorge-Einrichtungen  (7  Titel:  Vereine  zu  ge- 
genseitiger Hilfe,  besondere  Bestimmungen  bezüglich  der  bestehen- 
den Hilfsgesellschaften  mit  begrenzter  und  unbegrenzter  Dauer, 
Sparwesen,  billige  Wohnungen,  Konsumvereine,  Kreditgenossen* 
Schäften,  Strafbestinunungen). 

Buch  VII  wird  von  der  Armenunterstütsung  handebi. 

Man  sieht,  daß  gewisse  in  den  Entwurf  aufgenommene  Ge- 
genstände, die  wir  in  dieser  Studie  nicht  betrachten,  den  Rahmen 
der  eigentlichen  Arbeitergesetzgebung  überschreiten:  z.  ß.  die 
Fragen  der  Gegenseitigkeitsvereine,  der  Genossenschaften,  der 
billigen  Wohnungen ;  diese  interessieren  die  Gesamtheit  der  Nation 
und  durchaus  nicht  allein  das  Proletariat  in  seinen  Beziehungen 
zur  Unternehmerschaft  und  zum  Staat. 

n. 

Organe  der  Arbeitergesetzgebung. 

Das  Arbettsministerium,  für  dessen  Ausgestaltung 
die  Einrichtungen  anderer  Ministerien  (des  Innern,  des  Handels 
u.  s.  w.)  maßgebend  gewesen  sind,  ist  in  Frankreich  erst  neuer* 
dings,  im  Oktober  1906,  geschaffen.  Ihm  steht  im  Namen  der 
Regierung  die  Initiative  der  Gesetze  über  soziale  Fragen  zu;  es 
überwacht  die  Ausführung  dieser  Gesetze  und  leitet  die  Fabrik- 
inspektion.   Es  ordnet  die  Enqueten  an,  die  das  Arbeitsamt 


Digitized  by  Google 


Die  Arbeiter-Getetsgebudg  in  Frankicich. 


369 


(Office  du  Travail),  eine  seiner  wesentlichen  Unterinstanzen,  zu 
bewirken  hat. 

I)iese.s  Amt  ist  am  21.  Juli  1891  errichtet  worden.  Seine 
Funktir»ncn  wurden  durch  das  Dekret  vom  19.  April  1S91  fest- 
gesetzt wie  folgt :  Untersuchung  und  VeröffontÜchunij  alles  dessen, 
was  auf  den  Zustand  »In  Produktion,  auf  die  He/.iehimgen  des 
Kapitals  zur  Arbeit,  auf  die  Laj^^e  der  Arbeiter  Bezug  hat.  Auch 
gibt  es  seit  1894  alhn( »natlich  ein  Bulletin  von  96  Seiten,  ferner 
in  unregelmaßigt-r  l-'olge  Urkundenmaterial  heraus  (wir  erwähnen 
die  Helte  über  Arbeitsnachweis.  Gewerbt  gerichte,  Arbeitslosigkeit, 
Schwitzsystem,  die  Versicherungen  des  Auslandes). 

Das  Amt  ist  eine  öffentliche  l'.inrichtung  und  steht  daher 
unter  dem  Einfluß  der  Regierung.  Der  Arbeits  - Oberrat 
(Conseil  superieur  du  Travail)  hat  die  Möglichki  it  freierer  Initia- 
tive, da  er  gegenwärtig  fast  ausschließlich  aus  Wahlen  hervorgeht. 
Er  behandelt  die  I'ragen  wie  sie  auftauchen  vmd  gibt  Gutachten 
darüber  ab,  die  überdies  nicht  den  geringsten  Zwang  für  die 
öffentliche  Gewalt  haben. 

Dieser  durch  Dekret  vom  22.  Januar  [S91  j^eschaftene  Rat 
bestand  ursprünglich  aus  50  durch  den  I  landelsniinister  ernannten 
Mitgliedern:  Parlamentariern,  Industriellen,  .-Arbeitern,  Gewerhe- 
gerichtsbeisitzern.  Rechtsgelehrten,  weiter  lo  kraft  ihrer  Stellung 
hinzutictenden  Mitgliedern:  Ministerialdirektoren,  den  Präsidenten 
der  Handelskammer  und  des  1  landelstribunais  Paris  u.  s.  w.  Jedes 
Mitglied  war  für  2  Jahre  ernannt,  und  der  Minister  wählte  eine 
ständige  Kommission  aus,  deren  Aufgabe  die  Eortfiihrung  der 
Arbeiten  in  den  Zeiträumen  von  einer  Sitzung  zur  andren  war. 

Das  Dekret  vom  i.  Sej)tem!)ei-  1S99  änderte  die  Zusammen- 
setzung des  Rates.  Nunmehr  bestand  dersellie  aus  66  Mitgliedern, 
davon  je  22  von  den  Lnternehmern  bezvv.  den  Arbeitern  ernannt, 
während  die  22  übrigen  von  Rechtswegen  oder  durch  W  ahl  des 
Parlaments  aus  seinen  Mitgliedern  hinzutraten.  Hie  ständige  Kom- 
mission wurde  vom  Rate  selbst  gewählt,  den  /Vrbcitcrmitgliedern 
wurden  Diäten  gewährt. 

Eine  neue  Bearbeitung  nahm  das  Dekret  vom  26.  März  1903 
vor:  Der  Rat  besteht  aus  63  Mitgliedern;  26  Lnternehmern, 
26  Arbeitern,  3  Senatoren,  5  Abgeordneten,  l  Mitglied  der  Han- 
delskammer Paris,  I  Mitglied  des  Bundesaussehu.sscs  der  Arbcits- 
bör.sen  (comite  fcdcrai  des  Bourses  du  Travail),  l  Mitglied  der 
beratenden  Kammer  (chambre  consultative^  der  Arbeiterproduk- 
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tiwereine,  und  2  vom  Minister  ernannten  Univcrsitätsmit|j[liedern. 
Die  26  Arbeiterdelcgierten  teilen  sich  in  2  Gnipjien :  1 S  L,a-hcn 
aus  der  Wahl  der  Syndikate  hervor,  S  werden  von  den  Gewerbe- 
gerichtsbcisitzern  aus  ilircr  Mitte  i^cwählt. 

Die  letzte  Neubearbeitung  endlich  nahm  das  Dekret  vom  27.  Janu- 
ar 1 904  vor ;  CS  sollte  die  Vertretung  der  Angestellten  verstärkt  und  der 
\\'alilvori,fan[j  vereinfacht  werden.  Die  ( iesamtmittyliederzahl  stieg 
auf  67,  da  man  den  Unternehmern  und  den  Arbeitern  je  einen 
Sitz  mehr  gab. 

Arbeitsräte  (Conseils  du  Travail)  sind  in  Frankreich 
wohl  durch  das  Dekret  vom  7.  September  1900  geschaffen  wor- 
den, aber  noch  nicht  zur  Wirksamkeit  gelangt,  da  ihre  Gesetz- 
lichkeit vom  Senat  bestritten  wurde.  Neben  der  Aufgabe  zu 
vermitteln  und  Streitigkeiten  zu  schlichten,  sollten  .sie  die  l-unk- 
tion  ständiger  lokaler  Beobachtungsinstanzen  haben.  Ihnen  war 
ferner  die  ^Xufgalie  gestellt,  ihr  Gutachten  über  sänilache  l'ragen 
der  Lohnarbeit  abzugeben,  die  ICntjueten  des  Oberrats  zu  unter- 
stützen, Jahresberichte  über  die  nKiglichen  Verbesserungen  der 
Gesetzgebung  zu  erstatten.  Sie  zerfielen  entsprechend  den  Indu- 
striegruppen in  Sektionen,  die  zu  gleichen  Teilen  aus  Unterneh- 
mern und  Arbeitern  bestanden;  die  einzelnen  Delegierten  sollen 
von  den  Unternehmer-,  bezw.  Arbeitersyndikaten  gewählt  werden. 

Der  Senat  begnügte  sich  nicht  damit,  den  Vorschlag  des 
Ministers  Millerand  als  ungesetzlich  zurückzuweisen;  er  ersetzte 
seinerseits  das  Regierungsdekret  durch  einen  vollständigen  Entwurf 
vom  5.  Dezember  1902. 

Nach  diesem  Entwurf,  der  10  Artikel  umfaßte,  können  be- 
ratende Instanzen  für  Arbeitssachen  (Con.seils  consultatifs  du  Tra- 
vail) überrall  errichtet  werden,  w  o  ein  Bedürfnis  danach  sich  geltend 
macht.  Sie  sollen  Gutachten  über  die  Fragen  der  materiellen 
und  moralischen  Interessen  ihren  Kommittenten  abgeben,  und  die 
von  der  Regierung  angeordneten  Enqueten  ins  Werk  setzen.  Sie 
bestehen  aus  je  einer  Sektion  der  Unternehmer  bezw.  der  Arbeiter. 
In  die  Sektion  der  Unternehmer  wählen  alle  Unternehmer  der  in 
dem  Institutionsdekret  bezeichneten  Gewerbe,  sowie  die  Direktoren 
dieser  Gewerbe  mit  mehr  als  zweijähriger  Dienstzeit;  —  in  die 
Sektion  der  Arbeiter,  alle  Arbeiter  und  Werkführer,  die  in  dem- 
selben Gewerbe  seit  2  Jahren  beschäftigt  sind.  Der  Senat  macht 
also  die  Gesamtheit  der  Unternehmer  bezw.  der  Arbeiter  zum 
Wahlkörper,  nicht,  wie  es  das  Dekret  von  1900  getan,  nur  die 
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Syndikate.   Alle  Wähler  über  25  Jahre  sollen  wählbar  sein. 

Diese  Fassung  wurde  der  Kammer  Qbeigeben,  dort  aber 
weder  diskutiert,  noch  überhaupt  zum  Gegenstand  eines  Berich- 
tes gemacht. 

III. 

Der  Arbeitsvertrag. 

Frankreich  besitzt  nodi  keine  selbständige  Sondergesetzge- 
bung über  den  Arbeitsvertrag.  Der  Stoff  ist  in  verschiedenen 
Kapiteln  des  Code  civil  verstreut,  noch  dazu  in  ganz  ungenügen- 
dem Maße  behandelt 

Nach  Art.  iioi  ist  der  Vertrag  eine  Verabredung,  durch 
welche  eine  oder  mehrere  Personen  sich  einer  oder  mehreren 
anderen  Personen  gegenüber  verpflichten,  etwas  zu  geben,  zu 
tun  oder  nicht  zu  tun. 

Art.  1708  unterscheidet  den  Mietvertrag  an  Sachen  und  den 
Mietvertrag  an  Arbeit.  Gemäß  Artikel  17 10  ist  der  Mitvertrag  ein 
Vertrag,  durch  welchen  eine  Partei  sich  verpflichtet,  gegen  einen 
verabredeten  Preis  etwas  für  die  andere  Partei  zu  tun.  Art.  1779 
zählt  drei  Arten  von  Mietverträgen  für  Arbeit  auf,  an  erster  Stelle 
die  Miete  von  Arbeitspersonen,  die  sich  zum  Dienst  für  andere 
verpflichten. 

Der  Kollektivvertrag  wird  nirgends  erwähnt  und  die  Recht* 
sprechung  hat  ihm  bisher  die  Tore  verschlossen.  Ein  Beschluß 
des  Kassationshofes  vom  i.  Februar  1893  bestimmt,  daß  im  Fall 
der  Nichtausführung  einer  Kollektivabmachung  nur  die  einzelnen 
Syndikatsmitglieder  hiergegen  gerichtlich  vorgehen  können,  da  das 
Syndikat  selbst  nicht  geschädigt  sei. 

Da  der  Arbeitsvertrag  auf  eine  Stufe  mit  den  gewöhnlichen 
Abmachungen  gestellt  ist,  so  ist  er  allen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
die  für  die  letzteren  gelten,  unterworfen.  Gemäß  Art.  1108  sind 
4  Bedingungen  für  die  Gültigkeit  einer  Abmachung  wesentlich: 
die  Zustimmung  der  Partei,  die  sich  verpflichtet,  die  Vertrags- 
fähigkeit, ein  bestimmter  Gegenstand,  ein  erlaubter  Verpflichtungs- 
grund. Nach  ArtUcel  1 109  ist  die  Zustimmung  nicht  gültig,  wenn 
sie  irrtümlich  geschehen,  gewaltsam  erpreßt  oder  schlechtgläubig 
erschlichen  ist.  Nach  Art.  1118  löst  eine  Verletzung  die  Abma- 
chung nur  bei  gewissen  Verträgen  und  gegenüber  gewissen  Per« 
sonen  auf. 

Nach  Artikel  1134  treten  frei  eingegangene  Abmachungen 
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für  die  Beteiligten  an  die  Steile  von  Gesetzen.  Sie  sind  nur  bei 
gegenseitigem  Einverständnis  oder  aus  gesetzlich  bestimmten  Grün- 
den widerruflich.  Sie  müssen  nach  Treu  und  Glauben  ausgeführt 
werden.  —  Art.  1780  ist  ftir  die  Miete  von  Diensten  wesentlich: 
man  kann  sich  zu  Dienstleistungen  nur  für  eine  bestimmte  Zeit 
oder  für  ein  bestimmtes  Unternehmen  verpflichten. 

Die  für  den  Arbeitsvertrag  zulässigen  Beweismittel  sind  die- 
jenigen des  gemeinen  Rechts:  Zeugen,  Vermutung,  Eid.  Das 
Gesetz  vom  2.  August  1868  hat  Art.  1781  des  Code  civil  gestri- 
chen: »Der  Arbeitgeber  genießt  Glauben  inbezug  auf  seine  Aus- 
sagen über  Lohnhöhe,  Lohnzahlung  im  verflossenen  Jahr  und 
Abschlagszahlungen  im  laufenden  Jahr«. 

Der  Arbeitsvertrag  wird,  wieder  gemäß  dem  gemeinen  Recht, 
auf  Zeit  oder  für  unbestimmte  Dauer  geschlossen.  Im  letzteren 
Fall  kann  bei  Nichteinhaltung  einer  genügenden  Kündigungsfrist 
der  Rücktritt  zivilrechtiich  verfolgbar  sein.  Diese  Frist  festzusetzen, 
wird  in  Frankreich  aber  den  Gebräuchen  der  einzelnen  Berufe 
überlassen;  die  Gebräuche  wiederum  können  durch  ausdrückliche 
Vereinbarungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  geändert 
werden.  Hinc  sichtbare  autgc  hrmcjte  Arbeitsordnung  hat  Gesetzes- 
kraft gegen  die  Gebräuche.  Werden  die  Kündigungsregeln  nicht 
beobachtet,  so  kann  auf  Schadenersatz  geklagt  werden;  die  aus 
dieser  I  <  bct  trrtung  erfolgenden  Einwände  sind  als  dringend  zu 
behandeln.    (Art.  1780.) 

Eine  ebenso  oft  umstrittene,  wie  als  bedeutungslos  erklärte 
Frage  ist  es,  ob  ein  Streik  den  Arbeitsvertrag  bricht  oder  suspen* 
diert.  Der  Kassationshof  hat  sich  der  ersteren  Auffassung  ange- 
schlossen, wocjegen  dann  die  Arbeitersyndikatc  unter  dem  Hin- 
weis protestiert  haben,  daß  dies  einer  teilweisen  Kntsiehung  des 
Rechts  zu  streiken  gleichkomme. 

Bekanntlich  sind  die  Arbeitsbücher  (livrets)  durch  Gesetz  vom 
2.  Juli  1890  abgeschafft.  Der  abgehende  Arbeiter  hat  das  Recht 
auf  ein  Zeugnis  des  Arbeitsgebers  mit  Angabc  des  Eintritts-  und 
des  Abgangsdatums  sowie  der  Art  der  Heschäftigimi;.  Der  Arbeit- 
geber kann,  wenn  er  die  Aushändigung  eim  s  solchen  Zeup^nisse«; 
imterläßt,  aul  Schadenersatz  verkla'^t  werden  und  ist  auch  zu  ilen 
geringsten  Zusätzen,  die  ein  l'rü  il  aussprechen,  nicht  berechtigt. 

l)er  T.  e  h  r  V  e  r  t  r  a  kann  nach  \  ielen  .Seiten  als  Arbeits- 
vertrag; aut";^eta!>t  werden.  Trotz  dei  BcniiihunL^en,  ilm  den  mo- 
dernen V  erhältnissen  anzupassen,  geht  seine  Regelung  im  wcsent- 
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liehen  auf  ein  Gesetz  vom  22.  Februar  1S51  zurück.  Er  kommt 
durch  öffentlichen  oder  privaten  Vertragsschluß  oder  selbst 
mündlich  zustande.  Das  (besetz  zählt  die  Punkte,  die  er  enthalten 
niulit,  auf,  ferner  die  l'ällc  der  Unfähigkeit  des  Meistens,  die  Ver- 
pflichtun«^  des  Meisters  und  des  Lehrlings,  die  Art  und  Weise 
der  Auflösung.  Wiederholt  hat  der  Arbeits-Oberrat  eine  Neube- 
arbeitung dieser  Gesetzgebung  angeregt,  ja,  sein  ständiger  Au.s- 
schuß  hat  einen  ganzen  Entwurf  ausgearbeitet,  dem  folgende  I'rin- 
zipien  zugrunde  liegen :  der  Vertrag  ist  fakultativ,  wird  er  aber 
geschlossen,  so  muß  er  schriftlich  sein.  Die  L'eberwachung  des 
Lehrlingswesens  wird  den  Gewerbegerichten  übertragen  ;  bei  Ab- 
lauf des  Vertrags  findet  eine  berufliche  Prüfung  statt.  Endlich 
haben  die  gemischten  gewerkschaftlichen  Kommissionen,  welche 
Lehrverabredungen  zu  treffen  und  die  Zahl  der  Lehrlinge  /.u  bei- 
stimmen haben  würden.  Rechtsfähigkeit,  um  den  durch  eine  Le- 
bertretung  herbeigeführten  Schaden  beweisen  zu  ki'mnen. 

Im  ganzen  ist  i  laiikrcich  bezüglich  des  Arbeitsvertrags  gegen 
andere  Länder  mit  großindustriellcr  Entwicklung  stark  zurück. 
E.s  ist  zweifelhaft,  ob  seine  Gesetzgebung  l)ald  in  dieser  Richtung 
vervollständigt  werden  wird,  weil  die  Regelung  der  Beziehung 
zwischen  Kaj)ita!  und  Luhnarbeitertum  auf  täglich  wachsenden  Wi- 
derstand stößt.  Trotzdem  wird  es  angebracht  sein,  einen  von 
der  Regierung  am  2.  Juli  1906  vorgelegten  Entwurf  in  großen 
Zügen  vorzuführen. 

Dieser  Entwurf  enthält  nicht  weniger  als  5  Titel,  Titel  I  (Art. 
I — Ii)  bezieht  sich  auf  die  Festsetzung  des  Arbeitsvertrages ;  Ti- 
tel II  (Art.  12 — 21)  auf  die  Kollektivabmachungen  hinsichtlich 
der  Arbeitsbedingungen  (diese  Abmachungen  können  zwbchen 
einem  oder  mehreren  Unternehmern  einerseits  und  einem  Syndikat 
oder  einer  Vereinigung  von  Angestellten  andererseits,  oder  aber 
den  Vertretern  dieser  beiden  Parteien  getroffen  werden  ;  —  sie 
müssen  schriftlich  sein»  ihre  Gültigkeitsdauer  ist  höchstens  5  Jahre). 
Titel  in  betrifft  die  Arbeitsordnungen  (Art.  22 — 31);  Titel  IV 
die  Wirkungen  des  Arbeitsvertrags  (Art.  32 — 43)  und  Titel  V 
Beendigung  und  Bruch  des  Arbeitsvertrages  (Art.  44 — 56). 


Die  Lohnzahlung  und  deren  Garantien. 

Zahltage.  —  Die  französische  Gesetzgebung  hat  die  Zah« 

lungsterminc  noch  nicht  festgesetzt,  und  werden  diese  mangels 


IV. 
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eines  Gesetzes,  durch  den  Gebrauch  geregelt.  In  der  Montanindu- 
strie herrscht,  laut  einer  parlamentarischen  Enquete  von  1903,  die 
vierzehntägige  Lohnzahlung  vor.  Schon  lange  befindet  sich  ein  Ge- 
setz in  Vorbereitung  —  die  erste  hierauf  bezügliche  Abstimmung 
der  Kammer  datiert  aus  dem  Jahre  1 889  —  doch  wird  es  unauf* 
hörlich  zwischen  den  beiden  Versammlungen  (Kammer  und  Senat) 
hin-  und  hergeworfen. 

Das  Trucksystem.  —  Ebenso  hatten  die  Arbeiter- 
Syndikate  jahrelang  die  Aufhebung  der  Fabrikläden  (icono- 
mats)  gefordert  Erst  ganz  neuerdings  (Juni  1907)  aber  sind  sie 
befriedigt  worden.  Das  erlassene  Gesetz  enthält  4  Artikel;  dem 
Unternehmer  ^rd  darin  untersagt,  i )  seinem  Betrieb  einen  Fabrik- 
laden  einzufügen,  d.  h.  ein  Lager  von  Krämerwaren  oder  Getränken 
u.  s.  w.»  wo  er  seinen  Arbeitern  oder  Angestellten  oder  deren  Familien 
direkt  oder  indirekt  Produkte  oder  Waren  irgend  einer  Art  ver- 
kauft; 2)  seinen  Arbeitern  und  Angestellten  die  Verpflichtung 
aufzuerlegen,  ihren  Lohn  ganz  oder  zum  Teil  in  von  ihm  bezeichne- 
ten Läden  auszugeben;  dieses  Verbot  aber  erstreckt  sich  nicht 
auf  den  Fall,  daß  im  Arbeitsvertrag  abgemacht  ist,  daß  der  Ar- 
beiter Kost  und  Unterkunft  sowie  einen  bestimmten  Lohn  in  Geld 
erhalten  soll. 

Die  Fabrikläden  sollen  innerhalb  6  Monaten  verschwinden; 
diese  Frist  kann  auf  3  Jahre  ausgedehnt  werden,  wenn  der 
Verkauf  dem  Unternehmer  keinen  Vorteil  bringt  und  wenn  der 
Laden  von  einem  Vcrwaltungsrat  geleitet  wird,  dessen  Mehrheit 
von  den  Angestellten  und  Arbeitern  gewählt  ist;  eine  weitere 
Ausnahme  ist  ,für  die  Läden  der  Eisenbahnen  gemacht.  Für 
Uebertretungen  werden  Geldstrafen  bis  zu  5000  Fr.  festgesetzt. 

Die  Beschlagnahme  der  Löhne.  —  Erst  i8Bs 
dachte  man  daran,  die  Löhne  gegen  Beschlagnahme  zu  sichern, 
wie  die  Konstituante  seit  1791  die  Nebeneinkünfte  der  Beamten 
geschützt  hatte.  Erst  am  12.  Januar  1895  dann  das  Schutz- 
gesetz mit  noch  ganz  unvollkommenen  Bestimmungen,  die  später 
eine  schwache  Ueberarbeitung  erfuhren.  Die  Beschlagnahme  wird 
nur  für  ein  Zehntel  gestattet;  auf  ein  weiteres  Zehntel  erstreckt 
sich  die  Abtretbarkeit. 

Der  Unternehmer  als  Gläubiger.  —  Was  ge- 
schieht, wenn  der  Arbeiter  dem  Unternehmer  verschuldet  bt? 
Das  eben  erwähnte  Gesetz  verbietet  jede  Anrechnung  der  vom 
Arbeiter  geschuldeten  Summen  auf  den  I^hnbctrag,  außer  wenn 


Digrtized  by  Google 


Die  Arbeiter-GesetsgcbuDg  in  Frankreich. 


375 


Gefjonstand  des  Schuldvcrhältnis.scs  Arbeitswerkzeuge,  dem  Ar- 
bciLui  zur  Nutzung  überlassene  Sachen,  oder  das  zum  Krwcrb 
dicbcr  Gegenstände  oder  StoUe  bestimmte  Geld  sind.  Jedirr  Un- 
ternehmer, der  in  anderen  Fällen  Barvorschüsse  leistet,  kann  sicli 
schadlos  halten  nur  durch  fortgesetzte  Lohneinbehaltungen,  die  je- 
weils ein  Zehntel  des  Lohnes  nicht  übersteigen  dürfen. 

Die  Forderungen  der  Arbeiter,  —  Für  den  Fall, 
daß  der  Unternehmer  bankrott  wird,  gibt  das  französische  Gesetz 
dem  Arbeiter  nur  ganz  primitive  Garantien.  Nach  Art.  1798  des 
Code  civil  haben  die  Bauarbeiter  ein  Vorrecht  an  den  Forderungen 
eines  Unternehmers  gegen  einen  Immobilienbesitzer.  Das  Gesetz 
vom  25.  Juli  1891  hat  den  bei  öffentlichen  Arbeiten  des  Staats, 
der  Departements  oder  der  Gemeinden  beschäftigten  Arbeitern 
ein  ähnliches  Vorrecht  gewährt.  Art.  549  des  Code  de  commerce 
(abgeändert  am  4.  März  1889)  gibt  den  Arbeitern  von  Betrieben, 
die  falliert  haben,  oder  gerichtlich  liquidiert  sind,  ein  Vorrecht 
für  die  drei  letzten  Monate,  den  Angestellten  für  sechs  Monate. 
Die  Gehälter  der  Nicht-Gewerbetreibenden  und  der  Angestellten 
der  Soeilth  eiviles  entbehren  dieser  gesetzlichen  Garantie. 

Rechte  der  Ehefrauen.  —  Bis  in  die  jüngste  Zeit  — 
das  entsprechende  Gesetz  ist  am  10.  Juli  1907  erlassen  —  durfte 
die  Ehefrau  ihren  Lohn  nicht  persönlich  erheben,  noch  viel  weni- 
ger darüber  verfQgen,  wenn  sie  der  Gütergemeinschaft  zugestimmt 
hatte,  die  präsumiert  wird,  und  in  Frankreich  das  übliche  ist. 
Fünfzehn  Jahre  lang  haben  die  Frauenvereine  für  die  Aenderung 
dieses  Zustandes  gekämpft.  Das  neue  Gesetz  ermächtigt  nun« 
mehr  die  Frau,  ihren  Lohn  zu  erheben,  auszugeben  und  anzule* 
gen,  vorausgesetzt,  daß  sie  ihren  gesetzlichen  Beitrag  zu  den 
Haushaltkosten  leistet. 

V. 

Das  Schwitzsystem  (Marchandagc). 

Das  Schwitzsystem  spielt  leider  eine  wichtige  Rolle  im  Reich 
der  Arbeit.  Bis  zu  emem  gewissen,  aber  sehr  ungenügenden  Grad 
schreitet  das  französische  Gesetz  dagegen  ein.  Was  ist  die  Na- 
tur desselben? 

Er  unterscheidet  sich  v<»n  der  Zwischcnunternehmung  die 
ihm  auf  den  ersten  Blick  zu  gleichen  scheint.  Der  Zwischenunter- 
nehmer ist  ein  Kapitalist,  der  die  l'ertigstellung  eines  Postens 
Waren  übernimmt,  wobei  ihm  ein  Vorteil  verbleibt;  er  stellt  die 
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Materialien  und  Arbeitskräfte. 

Der  Schwilzmcister  ( marchandeiir )  dagegen  ist  (nach  den  für 
vorliegenden  ( u^^^enstand  allein  wertvollen  Gesetzesbestimmungen 
von  184S)  ein  Arbeiter,  der  andere  Arbeiter  anwirbt  und  ihnen 
die  Verrichtung  einer  von  ihm  übernommenen  Teilarbeit  überträgt, 
wobei  er  sich  dadurch  schadlos  hält,  daß  er  die  Löhne  möglichst 
niedrig'  hidt.  Hierbei  erc^aben  sich  Mißstände,  die,  schon  lange 
den  Beobacliicrn  auffallend,  nach  der  Revolution  von  1848,  zu 
einer  hcftii^en  lk*we<^amg  des  Pariser  I'roletanats  führten. 

1  )as  l)ekrct  vom  3.  März  1848,  welches  in  seinem  ersten 
Teil  eine  allgemeine  Ein.-^chi  ankung  des  Arbeitstages  verfügte, 
lautete  in  seinem  zweiten  Teil  folgendermaßen  : 

»In  Erwägung,  daß  die  Ausbeutung  durch  die  dem  Arbeiter- 
stand angehörenden  Afterunternehmer,  die  sog.  marchandeurs, 
ihrer  Natur  nach  ungerecht,  aufreizend  und  mit  dem  Prinzip  der 
Brüderlichkeit  im  Widerspruch  ist,  wird  die  Ausbeutuni^  der 
Arbeiter  durch  solche  Afteruntemehmer,  d.  h.  das  Schwitzsystem 
verboten«. 

Uebertretungen  wurden  mit  Geldstrafen  geahndet  Die  Gel- 
tung des  Dekrets  von  1848  ist  aber  eingeschränkt  worden  durch 
ein  Urteil  des  Kassationshofs  vom  31.  Januar  1901.  Gemäß  die- 
sem Urteil  ist  nicht  die  Einstellung  von  Arbeitern,  die  nur  von 
Tag  zu  Tag  beschäftigt  werden  verboten,  sondern  nur  die  Aus- 
beutung dieser  Arbeiter.  Das  Zusammentreffen  dreier  Momente 
macht  den  Akt  strafbar :  Eine  materielle  Tatsache,  die  Absicht  zu 
sdiaden,  das  Verursachen  des  Schadens. 

Die  Dekrete,  die  Milterand  am  10.  August  1899  bezüglich 
der  Vergebung  dfTentticher  Arbeiten  erlassen  hat,  untersagen  gleich- 
falls das  Schwitzsystem ;  dies  aber  unterliegt  der  Rechtsprechung 
des  Kassationshofs. 

VI. 

Rechtliche  Stellung  der  Arbeiter-Syndikate. 

Es  ist  hier  natürlich  nicht  meine  Absicht,  die  Entwicklung 
der  französischen  Gewerkschaftsbewegung  von  der  Revolution  bis 
zur  Gegenwart  darzustellen,  sondern  lediglich,  das  heute  geltende 
Vereinsrecht  zu  schildern.  Dieses  beruht  auf  den  Bestimmungen 
zweier  Gesetze,  deren  eines  1884,  das  andere  igoi  erlassen  ist. 

Gleich  nach  dem  Sturz  des  ancien  rtgime  hatte  das  Dekret 
vom  21.  August  1790  allen  Franzosen  das  Recht  zuerkannt,  Ver- 
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cinigungen  zu  bilden  und  Verabredungen  tu  treffen.  Aber  das 
Gesetz  /e  Chapelier  von  1791  revidierte  diese  Bestimmung  alsbald 
wieder  dahin,  daß  (Art.  1)  die  Wiedererrichtung  der  Korporationeil 
verboten  und  (Art.  2)  bestimmt  wurde,  daß  die  Bürger  eines 
Standes  in  ihren  Versammlungen  Uebereinkommen  bezuglich 
ihrer  angeblichen  gemeinsamen  Interessen  nicht  schließen  dürfen. 
Der  Code  pönal  von  1810  (Art.  291—293)  bestimmte,  daß  kein 
Verein  mit  über  20  Mi^[hedern  olin  behördliche  Genehmigung 
gegründet  werden  dürfe,  was  durch  das  Gesetz  vom  10.  Aprü  1834 
noch  verschärft  wurde. 

Zwar  proklamierte  die  Republik  von  1848  zeitweise  die  Ver- 
einsfreiheit, doch  siegte  die  alte  Auffassung  bald  wieder.  Das 
Gesetz  vcMn  12.  März  1872  über  die  Internationale  gab  der  Kr- 
gierung  neue  Waffen  gegen  die  Arbeitervereine  in  die  Hand, 
deren  sie  sich  auch  bediente. 

Trotz  alledem  nahm  die  Znlil  der  Syndikate  und  ihr  Mit- 
gliederbestand ungeachtet  polizeilicher  Schikanen  so  mächtig  zu, 
daß  die  Regierung  die  Notwendigkeit  einer  neuerlichen  Gesetz- 
gebung erkennt.  Das  Gesetz  vom  21.  März  1884  gestattet  die 
Gründung  von  Berufsvereinen  ohne  Genehmigung  der  Regierung, 
Die  Vereine  sollen  ausschUeßlich  der  Erforschung  und  Wahrung 
wirtschaftlicher  Interessen  dienen  (Art.  3);  die  Gründer  sollen  die 
Statuten  und  eine  Liste  der  Aufsichtspersonen  und  Direktoren 
einreichen  (  Art.  4).  Die  Syndikate  können  Verbände  schaffen, 
die  aber  weder  eigenes  Vermögen  haben  noch  sonst  rechtsfähig 
sind  (Art.  5).  Ihrerseits  haben  die  Syndikate  die  Eigenschaft 
einer  juristischen  Person,  das  Recht,  über  die  durch  Beiträge  auf- 
gebrachten Summen  zu  verfügen,  die  zu  ihren  Zwecken  benötigten 
Immobilien  zu  erwerben,  Hüfskassen  und  Auskunftssteilen  zu  er« 
richten. 

Das  Gesetz  vom  i.  Juli  1901,  das  von  allgemeinerer  Bedeu- 
tung ist,  und  sich  mit  dem  Vereinsvertrag  beschäftigt,  gibt  Gesell- 
schaften von  Personen,  sofern  sie  Rechtsfähigkeit  nicht  beanspru- 
chen, das  Recht  der  Vereinsbildung  ohne  Genehmigung  oder  vor- 
herige Anzcit^e 

Theoretisch  i.st  also  die  Freiheit  proklamiert,  und  man  sollte 
meinen,  daß  die  900000  Syndikatsmitglieder  Frankreichs,  die  in 
den  Arbeitsbörsen  (Bourses  du  Travaili,  den  Gewerbe-  und  In- 
dustrieverbänden ( l'cdcrations  de  Metiers  et  d 'Industries),  dem 
Allgemeinen  Arbeitsbund  (Conf^d^ration  g^ndrale  du  Travatl;  or- 
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ganisiert  sind,  vor  l)ch()rdlichcn  Eingriffen  «geschützt  seien.  Das 
ist  aber  durchaus  nicht  der  Fall,  und  wenn  wir  selbst  das  Vor- 
gehen i;ci;cn  die  Ik^aintensyndikatc  vor  iH  Monaten  beiseite  lassen, 
da  dies  unseren  Rahmen  überschreitet,  so  können  wir  eine  Ent- 
waffnung^ der  Regierung  noch  lange  nicht  feststellen. 

Einmal  haben  die  Gerichte  wiederholt  Syndikate  aufgelöst, 
weil  sie  die  Einreichun;;  der  Eiste  ihrer  Vorstandsmitglieder  als 
für  sie  p[efähilich  unterlassen  hatten.  .Auch  werden  Syndikate, 
die  Streikbrecher  u.  ä.  in  Verruf  erklären,  nu't  Schadenersatz- 
ansprüchen belaniTt.  Syndikate,  deren  Mitglieder  nicht  alle  den- 
selben Beruf  haben,  werden  beanstandet. 

Die  Großindustrie  ihrerseits  hat  u  ie  überall  so  auch  in  l-Vank- 
reich  der  vordringenden  ( )r^fanisation  der  Arbeiter  ieden  Fuß  breit 
Boden  streitig  gemacht.  Km  Antrag,  der  zur  W  aliianj.;  des  l;c- 
werkschaftüchen  Rechtes  unter  großem  Aufsehen  am  4.  Mäz  18S6 
in  der  KauiUHi  gestellt  wurde,  drohte  (jcKJ  und  h'reiheitsstrafen 
denjeni^^en  an.  die  die  Ausübung  der  durch  das  (besetz  von  i,s84 
unerkannten  Rechte  hindern  würden,  endgültig  angenommen  wurde 
dieser  Antrag  trotz  mehrfacher  Einbringung  nicht. 

Gegenwärtig  richten  sich  mehrere  Abänderungsvorschläge 
gegen  das  Gesetz  von  1884.  einigen  Punkten  sollen  die  Ar- 
beiter, in  anderen  die  Unternehmer  befriedigt  werden;  in  mehr- 
facher Hinsicht  würden  die  Vorschläge  darauf  hinaustaufen,  daß  den 
Syndikaten  der  Kampfcbarakter  genommen  und  sie  in  Handels- 
geschäfte verwickelt  würden.  Diese  Vorschläge  sind  voll  des  ver- 
söhnlichen Geistes  von  Millerand  und  Waldeck-Rotisseau,  z.  T.  von 
diesen  während  ihres  gemeinsamen  Ministeriums  ausgearbeitet;  im 
Lager  der  Unternehmer  wie  in  dem  der  Arbeiter  aber  finden  sie 
lebhaften  Widerspruch.  Man  kann  sie  wie  folgt  zusammenfassen 
(nach  dem  am  28.  Dezember  1903  von  Barthou  im  Namen  der 
»Commission  duTravail«  an  die  Kammer  erstatteten  Bericht): 

1.  Wer  seinen  Beruf  aufgibt»  darf  trotzdem  dem  jeweiligen 
Syndikat  weiterangehören. 

2.  Die  Syndikatsverbände  haben  unter  gewissen  Beding« 
ungen  Rechtsfähigkeit. 

3.  Erweiterung  des  Tätigkeitsbereichs  der  Syndikate:  Sie 
werden  zum  Handel  in  Form  von  Gesellschaften  mit  beschränk- 
ter Haftung  zugelassen  (diese  Bestimmung  fand  Billigung  bei 
der  Großindustrie,  bei  den  Arbeiterverbänden  aber  aus  vielen 
Gründen  Widerspruch). 
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4.  Die  Beschränkung  der  gewerkschaftlichen  Rechte  sowie 
die  Verrufserklärung  seitens  eines  Syndikats  zu  anderen  Zwedcen 
als  demjenigen,  die  von  ihm  aufgestellten  Arbeitsbedingungen 
und  die  Wirksamkeit  der  den  Bürgern  zuerkannten  Rechte  zu 
sichern,  sind  zivilrechtlich  verfolgbar. 

VII. 

Das  S  1 1  o  i  k  r  e  c  h  t. 

Das  Streikrecht  hat  sich  in  Frankreich  während  des  ganzen 
19.  Jahrhunderts  parallel  mit  dem  gewerkschaftlichen  Recht  ent- 
wickelt. Die  Arbeiter  haben  durch  ihre  immer  stärker  werdende 
Organisation  die  wesentlichen  Garantien  erobert  und  der  Gesetz- 
geber hat  sich  der  vollendeten  Tatsache  gebeugt.  Aber  selbst 
heute  sind  diese  Garantien  noch  lange  nicht  voll  wirksam,  und 
sogar  in  den  geltenden  Gesetzen  findet  die  Regierung  immer  neue 
Waffen  gegen  die  verabredete  Arbeitseinstellung. 

Das  von  mir  schon  erwähnte  Gesetz  Le  Chapelier  bedrohte 
diejenigen  mit  Geldstrafe,  welche  andere  Bürger  zur  Arbeitsein- 
stellung überredeten  (Art.  4).  Kurz  darauf  verbot  das  Gesetz 
vom  6.  Oktober  1791  die  Koalitionen  der  Landarbeiter.  Das 
Gesetz  vom  22.  April  1803  schafft  einen  richtigen  Klassenunter- 
schied, indem  es  (mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten)  alle  Koalitio- 
nen der  Arbeiter  bestraft,  während  die  der  Unternehmer  (mit  bis 
zu  einem  Monat  Gefängnis)  nur  dann  bestraft  werden,  wenn 
sie  ungerechter-  und  mißbräuchlicherweise  Lohnhcrabdrückungen 
zum  Zweck  haben.  Art.  414—416  des  Code  p^nal  von  18 10  hal- 
ten diese  Unterscheidung  aufrecht,  versetzen  aber  die  Arbeiter 
in  eine  noch  ungünstigere  Stellung.  Erst  das  Gesetz  vom  27.  No- 
vember 1849  stellte  unter  Beibehaltung  der  alten  Strafen  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  auf  eine  Stufe. 

Wir  kommen  zu  dem  berühmten  Gesetz  vom  25.  Mai  1864, 
auf  dessen  Einführung  das  zweite  Kaiserreich  sich  so  viel  zu  gute 
hielt ;  es  gewährt  im  Prinzip  das  Koalitionsrecht  —  und  macht  es 
tatsächlich  zunichte.  Art.  414  des  Code  penal  trifft  in  seiner 
ursprünglichen  Fassung'  jeden  mit  6  Tagen  bis  3  Jahren  Gefäng- 
nis und  16  bis  3000  frs.  Geldstrafe  oder  mit  einer  dieser  beiden 
Strafen,  der  mit  Anwendung  von  Gewalt,  durch  Tätlichkeit, 
Drohung  oder  Betrug  eine  verabredete  Einstellung  der  Arbeit 
herbeiführt  oder  aufrechthält,  oder  sie  herbeizuführen  oder  auf- 
rechtzuhalten sucht  mit  dem  Zweck,  ein  Steigen  oder  Sinken  der 
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Löhne  zu  erzwingen  oder  die  freie  Ausübung  des  Gewerbes  oder 
der  Arbeit  zu  verhindern.  Wenn  die  in  Art  414  erwähnten 
Handlungen  nach  verabredetem  Plan  bewerkstelligt  wurden,  so 
werden  —  bestimmt  Art.  415  —  die  Schuldiijen  der  Ueberwachung 
dureh  die  ücheinipolizei  währemi  zwei  bis  iioclistens  fünf  Jahren 
unterstellt.  Art.  416  ist  1  .S.S4  durch  das  Gesetz  über  die  Syndi- 
kate abgcschaiU  wurden :  er  bestrafte  alle  Arbeiter,  Unternehmer 
oder  Meister  mit  6  Tagen  bis  3  Monat  Cictän^nis  und  16  bis 
300  trs.  (jeldstrafe  oder  mit  einer  dieser  beiden  Strafen,  welche 
mit  Hilfe  \<»n  ( ieldstrafen.  X'eiboten,  schwarzen  Listen  oder  Ver- 
rufserklärungen ilie  freie  Ausübung  des  Gewerbes  und  der  Arbeit 
planmäßig  verhindern. 

Die  Art.  414  und  415  .setzen  die  Staatsanwaltschaft  imd  die 
Gerichte  in  den  Stand,  die  einfachsten  Handlungen  zu  verfolgen 
und  zu  bestrafen.  Die  Arbeitersyndikate  und  die  sozialistische 
Partei  haben  immer  auf  ihre  Abschaffung  und  auf  Rückkehr  zum 
gemeinen  Recht  gedrungen.  Im  Code  stehen  doch  wirklich  andere 
Artikel,  weldie  Gewalttat  und  Drohung  stralrechtltdi  erfassen, 
und  die  Auffassung,  daß  der  Streik  oder  die  Vorbereitung  dam 
ein  erschwerender  Umstand  sei,  ist  haltlos,  weil  seit  1864  der 
Streik  erlaubt  ist.  Die  Conunission  du  Travatl  der  Kammer  (Be- 
richt Barthous  vom  28>  Dezember  1903;  hat  sich  für  Abschaffung 
der  Art.  414  und  415  erklärt,  da  sie  dieselben  für  unnütz,  will- 
kürlich  und  gefahrlich  hatte.  Einen  entsprechenden  Vorschlag 
machten  dann  der  Justizminister  Guyot-Dessaigne  und  der  Arbeits- 
minister Viviani  in  einem  Entwurf  vom  14.  Januar  1907,  aber  der 
Schrecken,  den  die  syndikalistische  Bewegung  gegenwärtig  bei 
der  herrschenden  Klasse  hervorruft,  wird  wohl  zur  Folge  haben, 
daß  dieser  Entwurf  in  den  Parlamentsakten  begraben  bleibt. 

Auf  denselben  Gegenstand  bezog  sich  ein  von  Millerand  aus^ 
gearbeiteter  Entwurf,  der  die  Streiks  organisieren  und  dadurch 
ungefährlich  machen  wollte.  Die  Idee  aber,  die  sowohl  im  La^er 
der  Unternehmer  wie  in  dem  der  Arbeiter  Gegnerschaft  fand,  hat 
gar  keine  Aussicht  auf  Verwirklichung. 

Trotzdem  gebe  ich  hier  ihren  wesentlichen  Inhalt  wieder.  In 
jedem  industriellen  oder  konunerziellen  Unternehmen  mit  wenig- 
stens 50  Arbeitern  oder  Angestellten  wird  diesen  mitgeteilt,  ob 
die  Direktion  sich  dem  Einigungsverfahren  unterwirft  Dies  Ver- 
fahren ist  für  Staatsbetriebe  obligatorisch,  und  kann  für  die  Betriebe 
der  Departements  oder  Gemeinden  obligatorisch  gemacht  werden. 
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In  den  diesem  System  unterliegenden  Betrieben  wählen  die 
Arbeiter  ständige  Delegierte  zur  Vertretung  gegenüber  dem  Fabrik- 
herm.  Beachtet  dieser  die  Beschwerden  der  Vertreter  nicht,  so 
werden  <Ueselben  schriftlich  wiederholt,  worauf  alsdann  der  Unter- 
nehmer, falls  er  nicht  nachgibt,  binnen  48  Stunden  seine  Schieds- 
richter ernennen  muß.  Tut  er  dies  nicht,  so  können  die  Arbeiter 
den  Streik  beschließen,  der  durch  Zustimmung  der  Mehrheit  obli- 
gatorisch wird ;  die  Abstimmung  aber  soll  mindestens  allwöchent- 
lich wiederholt  werden.  Wenn  die  Mehrheit  den  Streik  ablehnt, 
so  soll  weitergearbeitet  werden.  —  Die  den  Schluß  bildenden 
Strafbestimmungen  richten  sich  gegen  Ausübung  eines  Drucks 
auf  die  Abstimmenden,  gegen  die  Behinderung  der  Delegierten 
an  Ausübung  ihrer  Funktionen,  gegen  die  Nichtausführung  des 
Schiedsübereinkommens. 

Am  12.  Juni  1906  unterbreitete  Millerand  der  Kammer  2um 
drittenmal  seinen  Entwurf,  der  sich  betitelt:  >l\!Kr  die  gütliche 
Beilegung  der  Differenzen  bezüglich  der  Arbeitsbedingungen«. 
Trotz  dieses  Titels  hat  er  seinen  Platz  in  cjc^cnwärtigem  Kapitel 
gefunden,  denn  er  kommt  tatsächlich  einer  einzigartigen  Beschrän- 
kung des  Streiks  gleich. 

VIII. 

Regelung  der  Arbeit  in  der  Gesamtheit 

der  Industrien. 

Ehe  wir  auf  die  allgemeine  Lage  der  französischen  Arbeiter 
und  Angestellten,  wie  sie  gegenwärtig  besteht,  eingehen,  ist  es 
angezeigt,  einen  kurzen  historischen  Ucbcrblick  über  die  Arbeiter- 
gesetzgebung zu  geben.  Die  Intervention  des  Staates  ist  heute 
noch  minimal  hinsichtlich  der  Männer,  I'raucn  und  Kinder  im 
Handelsgewerbe;  sie  ist  gleich  null  für  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiter ;  sie  crtjrcift  nur  einen  Teil  der  erwachsenen  Männer  in 
der  Industrie.  Dazu  laßt  auch  die  Anwendung  der  Gesetze  sehr 
oft  zu  wünschen  übri;^. 

Bis  7.UT  Annahme  des  Gesetzes  vom  22.  März  1S41  über  die 
Kinderarhiit,  das  emen  .Mark^tem  tier  llntwicklung  darstellt, 
konnte  l'Vankreich  nur  3  \\ n  )rdnungen  be/üglich  der  Arbcitsbe- 
schränkung:  i.  die  (^rdnnanz  \nm  26.  .S(  ptember  i8o6  üher  den 
Arbeitstag  im  Baugevvcrbe  (von  6  Uhr  morgens  bis  7  Uhr  abends); 
2.  das  Gesetz  vom  18.  November  1814,  dem  rein  relit,»iösc 
Motive  zu  Grunde  liegen,  und  das  die  I  leilighaltung  der  Sonn- 
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und  Feiertage  vorschrieb,  übrigens  am  12.  Juli  1880  aufgehoben 
wurde;  3.  das  Dekret  vom  5.  Januar  181 3,  das  die  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  10  Jahren  in  Bergwerken  unter  Tag  verbot. 
Beim  Auftreten  der  Großindustrie  herrschte  die  Untemehmerwill- 
kür  mit  ihrer  ganzen  Schwere. 

Das  Gesetz  vom  22.  März  1841  fiel  in  die  Zeit  der  großen 
Enquete  Viiierme,  die  herzzerreißende  Zustände  ans  Tageslicht 
brachte.  Es  setzte  das  Minimalaltei  der  in  Fabriken  beschäftigten 
Personen  auf  8  Jahre  fest,  beschränkte  den  Arl>eitstag  für  Kinder 
von  8 — 12  Jahren  auf  8  Stunden,  für  diejenige  von  12 — 16  Jahren 
auf  12  Stunden.  Die  Nachtarbeit,  d.  h.  die  Arbeit  zwischen  9 
Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens  war  Personen  unter  13  Jahren 
ausdrücklich  untersagt.  An  Sonn-  und  Feiertagen  war  für  Kinder 
unter  16  Jahren  die  Arbeitsruhe  obligatorisch.  Für  Unternehmer, 
die  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  übertreten  würden,  waren  Stra- 
fen festgesetzt.  Eine  Inspektion  sollte  geschaffen  werden ;  sie  trat 
aber  nicht  in  Wirksamkeit,  wie  denn  auch  das  ganze  Gesetz  im 
großen  und  ganzen  ein  toter  Buchstabe  blieb. 

Das  in  der  Sozial^cschichte  Frankreichs  so  berühmte  Dekret 
von  1848,  war  das  Ergebnis  der  Beratungen  der  Kommission  im 
Palais  I.uxcmboiir<x,  die  nach  der  F'ebruarrevolution  unter  dem 
i'räsidium  Louis  Blancs  niedergesetzt  worden  war.  l's  reduzierte 
den  Arbeitstag  für  alle  Arbeiterkategorien  in  i'aris  auf  lO,  in  der 
i'iovinz  auf  i  i  Stiuulen.  Die  einige  Monate  später  wieder  ein- 
setzende Reaktion  holi  durch  Dekret  vom  9.  September  da.s  vom 
2.  März  auf  und  schrieb  einen  Maximalarbcit&tag  von  12  Stun- 
den vor. 

Wir  übersprin^^en  26  Jahre.  —  Das  (iesetz  vom  19.  Mai 
re^^elt  die  Arbeit  der  Kinder  und  der  mindei jährigen  Mädchen, 
ürundsiit/.lich  werden  Kinder  nicht  vor  Vnllendunij;^  des  12.  Jahres 
der  Industi  ie  überlassen  ,  einzelne  Ausnahmen  werden  zugelassen, 
der  Arbeitstag  darf  aber  keinesfalls  6  Stunden  überschreiten;  bei 
Kinder  über  12  Jahren  kann  er  dann  12  Stunden  betraL:;en.  iJie 
Nachtarbeit  (von  9  Uhr  abends  l)is  5  I  hr  nior;^ens)  i.st  grundsätz- 
lich für  Knaben  unter  16  Jahren  und  Mätlchen  unter  21  Jahren 
untersagt;  doch  können  Ausnahmen  zuv^elasscn  werden.  Kinder 
unter  12  Jahren,  Mädchen  und  I'rauen  >^\nd  von  Arbeiten  unter 
Tag  ausgeschlossen.  Kein  Kind  unter  12  Jahren  darf  in  einer 
Fabiik  oder  Manufaktur  beschäftiget  werden,  dessen  Ickern  nicht 
seinen  regelmäbigen  Schulbesuch   bezeugen.    Das   Gesetz  sieht 
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weiter  die  Schaffung  von  15  Kreis-Inspektoren  vor;  ferner  für 
jides  Departement  die  Schaffung  einer  Kommission  von  5 — 7 
durch  den  Präfekten  ernannten  Mitgliedern.  Dies  Gesetz  fand 
keine  Beachtung,  die  Wirksamkeit  des  Inspektorats  blieb  durch- 
aus lückenhaft. 

Nebenbei  sei  erwähnt,  daß  das  Gesetz  vom  7.  Dezember  1874 
die  Kinder  in  gewissen  Wandergewerben  zu  schützen  unternahm, 
indem  es  verbot,  daß  Minderjährige  unter  16  Jahren,  bei  hals- 
brecherischen oder  mit  Gliederverrenkungen  verbundenen  Schaustel- 
lungen mitwirken. 

Das  Gesetz  vom  2.  November  1892  bezog  sich  auf  die 
Arbeit  der  Kinder,  der  minderjährigen  Mädchen  und  der  Frauen, 
und  umfaßte,  wie  schon  sein  Titel  anzeiq't,  ein  weiteres  Gebiet 
als  das  vom  19.  Mai  1S74.  Ein  Teil  seiner  Brstimmunf^^en  ist 
heute  noch  in  Kraft.  Der  Schutz  erstreckt  sicli  auf  Fabriken, 
Manufakturen,  Bergwerke,  Tagebaue,  Steinbrüche,  Werften  und 
Nebenbetriebe  jeder  Art,  sei  es  ein  öffentliches  oder  ein  {privates, 
weltliches  oder  kirchHches  Unternehmen,  selbst  wenn  die  Betriebe 
ichrmäßigen  oder  wohltätif^en  Charakter  haben.  Die  Familien- 
wcrkstätten  bleiben  von  der  Ueberwachung  befreit,  wenn  dort 
kein  mechanischer  Motor  verwendet  wird  und  wenn  die  ausgeübte 
Tätigkeit  nicht  als  gefährlich  oder  ungesund  anzusehen  ist. 

Das  zulässige  Alter  ist  13  Jahre  (12  Jahre  für  Kinder  mit 
dem  Abgangszeugnis  der  Volksschule  und  einem  weiteren  über 
physische  Befähigung).  Die  Arbeitsdaucr  ist  für  Kinder  unter  16 
Jahren  10  Stunden  täglich  i6o  Stunden  wöchentlich),  das  Maxi- 
mum von  I!  Stunden  ist  für  jugendliche  von  16 — 18  Jahren  zu- 
lässig. 1 1  Stunden  beträgt  auch  der  Arbeitstag  für  Mädchen  über 
18  Jahre  und  für  Frauen.  Der  Tacj  soll  durch  eine  mindestens 
einstündige  Ruhezeit  unterbrochen  werden.    ( Abschnitt  I.) 

Abschnitt  11  verbietet  den  geschützten  Personen  die  Nacht- 
arbeit (9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens).  Eine  .Arbeitszeit  von 
4  Uhr  morgens  bis  10  Uhr  abends  ist  zulässig,  wenn  sich  zwei 
Arbeitergruppen  mit  je  9  Stunden  Arbeit  darein  teilen.  Verschie- 
dene zugelassene  Ausnahmen  schranken  die  Gc  Itur.g  des  Schutzes 
bedeutend  ein.  .Minderjährige  von  18  Jahren  an  und  I^auen 
können  nicht  mehr  als  6  Tage  wöchentlich  beschäftigt  werden, 
ebensowenig  an  1  eiertagen.  Auf  Abschnitt  V  (Hygiene  und  Si- 
cherungin den  Betrieben  )  werden  w  ir  später  eingehen.  Abschnitt  VI 
reorganisiert  die  Inspektion;  Abschnitt  VII  setzt  Departements- 

25» 


Digiii^uu  by  G(.)o^le 


384 


Paul  Lonis, 


konimissonen  sowie  eine  Oberkommission  ein,  Abschnitt  VUl  betrillt 
Straf  brstimmungcn. 

lindgiiltiL,'  ist  die  lnspektion  durch  Dekret  vom  13.  Dezem- 
ber 1  S02  auf  die  V>v\nv  ^i-stcllt  worden:  es  werden  II  Kreisinspek- 
torcMi.  sowii'  1)2  männliche  und  weibliche  Deparlcmcntsinsiicktoren 
ernantit.  (Die  Zahl  der  letzteren  Beamten  ist  seitdem  aut  1 10 
gestiegen.) 

Das  Gesetz  vom  30,  März  1900  ist  das  letzte  der  großen  Ge- 
setze, die  die  l'abrikarbeit  j^eregclt  hal)cn. 

Gleich  nach  lü  laß  wurde  das  Gesetz  von  i  S92  sogar  von 
manchen  in.spekturcn  als  unausfübrliar  bezeichnet  wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  Arbeitszelt  tiir  die  \  ersciiiedenen  Arbeiterkate- 
gorien; 12  Stunden,  1 1  Stunden,  60  Stunden  wochentHch,  10  Stun- 
den.   Die  gesetzlichen  Bestimmnnj^en  wurden  fortwährend  verletzt. 

Das  (jesetz  von  \[)00  naiun  zuniich^t  eine  Xenbearbeitun;:^  des 
Dekrets  von  1  S4S  üIhm  den  ZwölfstundcntaL;  der  Arbeiter  in  Manu- 
faktun  ii  luid  kabrikcn  vor.  ]\s  bestimmte,  dali  der  Arbeitstag  alle 
2  Jahre  eine  Reduzierung,  zunächst  auf  11,  weiter  auf  lo'/a  und 
endlich  auf  iü  Stunden  erfahren  solle,  und  zwar  für  die  Arbeiter, 
die  zusammen  mit  Mädchen,  Frauen  und  Kindern  beschäftigt 
werden.  —  Weiter  wurde  das  Gesetz  von  1892  dahin  revidiert,  ' 
daß  in  ähnlicher  Abstufung  nacheinander  ein  Arbeitstag  von  1 1 , 
lo^a  und  lo  Stunden  für  minderjährige  Mädchen,  Frauen  und 
Kinder  festgesetzt  wurde.  Auch  wurden  die  Ausnahmefälle  auf- 
gehoben, in  denen  von  4  Uhr  morgens  bis  10  Uhr  abends  gear- 
beitet werden  durfte;  die  Nachtstunden  wurden  auf  die  Zeit  von 
9  5  Uhr  festgelegt.  Endlich  wurde  der  kontinuierliche  Betrieb 
untersagt,  mit  Ausnahme  der  ständig  unter  Feuer  befindlichen 
Fabriken  und  einiger  anderer  Betriebe. 

Dies  Gesetz  kommt  aber  nur  unvollkommen  zur  Anwendnng, 
da  die  Inspektion  jährlich  noch  nicht  Vs  <]er  ihr  unterstellten  Be- 
triebe besichtigt.  Auch  haben  gerichtliche  Entscheidungen  den 
Sinn  und  Geltungsbereich  der  Gesetze  eingeschränkt. 

Ferner  bezieht  sich  diese  Gesetzgebung  nur  auf  die  Mittel- 
und  Großindustrie. 

Nur  zwei  Gesetze  sind  zugunsten  der  Arbeiter  im  Handels- 
gewerbe ergangen,  das  eine  davon  ist  auch  noch  von  ganz  be- 
schränktem Werte.  Das  andere  ist  gegenüber  dem  Widerstand 
der  mittleren  Bourgeoisie  teilweise  toter  Buchstabe  geblieben. 

Das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1900  bestimmt,  daß  in  Waren« 
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lagern,  wo  dem  Publikum  durch  weihliche  Angestellte  (le^ien- 
ständc  feilgeboten  werden,  für  jede  der  Angestellten  eine  Sitzge- 
legenheit vorhanden  sein  muß.  Zuwiderhandelnde  werden  mit 
Geldstrafe  von  5—15  Fr.  belegt 

Das  Gesetz  vom  13.  Juli  1906  führt  für  die  Angestellten 
und  Arbeiter  die  Sonntagsruhe  ein.  Grundsätzlich  verbietet  es, 
in  einem  industriellen  oder  Handelsbetrieb  einen  Lohnarbeiter  mehr 
als  6  Tage  zu  beschäftigen,  die  Sonntagsruhe  muß  eine  Minimal- 
dauer von  24  aufeinanderfolgenden  Stunden  haben.  Diese 
Ruhezeit  soll  Sonntags  stattfinden,  wenn  aber  das  gleichzeitige 
Feiern  am  Sonntag  dem  Publikum  nachteilig  bt  oder  den  nor- 
malen Gang  des  Betriebes  verhindert,  so  kann  die  Ruhezeit  ffir 
das  ganze  Personal  auf  einen  anderen  Tag,  oder  auf  die  Zeit  von 
Sonntag  mittag  bis  Montag  mittag,  oder  auf  Sonntag  nachmittag 
zuzüglich  eines  weiteren  freien  Tages  ein  um  die  andere  Woche, 
und  zwar,  entweder  abwechselnd  für  einen  Teil,  oder  für  das 
ganze  Personal,  festgelegt  werden. 

Das  Gesetz  ermächtigt  eine  ganze  Reihe  von  Industrien  und 
Handelsbetrieben,  das  Personal  mit  der  Ruhezeit  abwechseln  zu 
lassen.  Auch  sieht  es  viele  Ausnahmen  vor.  Zum  Beispiel  kann 
in  Betrieben,  die  5  Personen  beschäftigen  und  zu  dieser  Abwechs* 
tung  ermächtigt  sind,  die  Ruhe  an  zwei  halben  Tagen  für  eine 
Tagesruhe  gelten.  Die  Saisonindustrien  können  die  Ruhezeit  1 5  mal 
im  Jahre  aussetzen.  Das  Gesetz  ist  deswegen  so  verwickelt,  weil 
es  sich  bemüht,  allen  Fällen  gerecht  zu  werden.  Die  einzige 
vorgesehene  Ahndung  ist  Geldstrafe  (bis  100  Fr.  bei  Rückföll^keit). 
Die  Eisenbahnangestellten  sind,  das  kann  hinzugefügt  werden, 
von  der  Wohltat  dieser  Regelung  ausgeschlossen. 

Infolge  einer  Interpellation,  die  in  der  Kammer  im  März  1907 
erörtert  wurde,  mußte  sich  der  Arbeitsminister  Viviani  verpflich- 
ten für  Festsetzung  weitgehender  Modifikationen  Sorge  zu  tragen, 
d.  h.  die  Ausnahmen  aufs  neue  zu  erleichtem.  Am  31.  Mai  1907 
brachte  er  dann  einen  Entwurf  in  diesem  Sinne  ein,  der  haupt- 
sächlich die  Saisonindustrien  und  die  Bäckereien  begünstigt;  da- 
neben gewährt  er  den  Betrieben  mit  5—8  Beschäftigten  die  Aus- 
nahmestellung, die  diejenigen  unter  5  Beschäftigten  schon  inne 
hatten.  Der  Entwurf  ist  noch  nicht  zu  Annahme  gelangt,  er  wird 
den  lebhaftesten  Widerstand  der  sozialistischen  Abgeordneten 
und  der  Arbeitersyndikate  hervorrufen.  Der  Minister  hat  inzwischen 
bereits  ein  Zirkular  erlassen,  das  den  Sinn  des  Gesetzes  vom 
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13.  Juli  1906  abschwächt;  die  Arbeitsinspektoren  stehen  aber  auch 
den  komplizierten  Verhältnissen  fast  machtlos  gegenüber. 

Da  die  mittlere  und  kleine  Bourgeoisie,  deren  Vertretung  die 
gegenwärtig  regierende  radikale  und  die  radikal-sozialistische 
Partei  darstellen,  gegen  jede  Soddalgesetzgebung,  die  sie  treffen 
könnte,  Front  macht,  so  wird  Frankreich  zweifellos  lange  Zeit 
brauchen,  um  seine  Arbeiterschut^esetzgebung  zu  vollenden. 
Wenn  ich  daher  den  Enrwurf,  den  das  Kabinett  Sarrien  der  Kam- 
mer  am  10.  Juli  1906  vorlegte,  und  der  allgemeinen  Charakter 
trägt,  hier  erwähne,  so  geschieht  dies  nur  um  ihn  nicht  der  Ver- 
gessenheit anheimfallen  lassen;  er  ist  nicht  einmal  beraten  worden. 
Wir  wollen  ihn  in  grofien  Zügen  betrachten. 

i]  In  allen  Manufakturen  und  Fabriken,  Verladungs-  und  Ent- 
ladungsunternchmungen  darf  die  wirkliche  Arbeit  der  erwachsenen 
männlichen  Arbeiter  10  Stunden  täglich  nicht  übersteigen.  Diese 
Reform  wird  Schritt  für  Schritt  in  Zwischenräumen  von  2  Jahren 
ausgeführt,  wie  bei  dem  Gesetz  von  1900  (ll,  dann  io*/j,  end- 
lich 10  Stunden).  Die  Betriebsdirektoren  müssen  Anfanj^  und 
Ende  der  Arbeitszeit,  ebenso  wie  die  Ivuhepausen  durch  Anschlag 
bekannt  machen.  Zeitweise  Ausnahmen  von  dem  Prinzip  des 
Zchnstundentags  sind  gestattet.  Das  Dekret  von  1848  über  den 
Zwölfstundentag  ist  ausdrücklich  aiifi^chobcn. 

2)  In  VV'arcnlagcrn,  Läden,  Bureaus,  muß  die  ununterbrochene 
Ruhezeit  jedes  Angestellten  mindestens  10  .Stunden  täglich  h(  tr.iL'en 

3)  Die  KonTicssinnsutivunden  der  TransportimternehinunLjen 
(außer  I~iscnl)ahnen  und  Seeschiffahrt)  müssen  die  Arbcitsdaucr 
des  Personals  festliegen. 

4)  Die  Betriebsleiter,  die  außerhalb  ihrer  Wohnung  Personen 
lieschäftigen,  sei  es  in  der  Werkstatt,  sei  es  als  Heimarbeiter,  müs- 
sen eine  Liste  mit  .Angabe  des  Namens  und  de  r  Wohnung  der 
von  ihnen  bescliiittigten  Arbeiter  und  Arbeitcriiuien  führen.  Dies 
ist  die  erste  auf  die  llausinilustrie  brzütjlichc  Bestunmung  in 
einem  französischen  Rcgierungsentwurl,  und  sie  ist  der  englischen 
Gesetzgebung  entlehnt. 

Außer  mit  verschiedenen  vom  railarnent  ausgeganc^enen  Vor- 
schlägen, die  ihrerseits  wieder  von  der  ausländischen  Gesetzgebung 
angeregt  wurden  und  deren  Zweck  in  einem  Falle  z.  B.  ist,  den 
Wöchnerinnen  eine  Ruhezeit  zu  sichern,  oder  in  einem  anderen, 
den  Arbeiterinnen  das  Stillen  ihrer  Kinder  während  der  Arbeits^ 
pausen  zu  gestatten  u.  s.  w.,  hat  die  Kammer  sich  gegenwärtig 
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mit  drei  Entwürfen  zu  beschäftigen. 

Der  erste  dieser  Kntwürfc,  der  vom  Kabinett  nach  der  Berner 
Konferenz  vorgelegt  wurde,  bezieht  sich  auf  die  Nachtarbeit  der 
Frauen.  Er  bringt  die  französische  Gesetzgebung  mit  dem  inter- 
nationalen Abkommen  über  die  Nachtarbeit  in  Einklang,  so  daß 
verschiedene  Ausnahmefälle  der  Gesetze  von  1892  und  1903  auf- 
gehoben wx'rden. 

Der  zweite,  vom  Arbeit<minister  Viviani  unterzeichnete,  am 
7.  Mai  1907  unterbreitete  Entwurf  will  der  Arheitsinspektion  Dele- 
gierte beiordnen.  In  der  Darle^'unj^  ihrer  Motive  ^il)t  die  Regie- 
rung zu,  daß  der  Inspektionskörper  nicht  zahlreich  gemij:^  ist, 
um  den  vielen  Aufgaben,  die  ihm  zufallen,  zu  ^'eniiijcn.  Ihre  Lö- 
sung ist  die  folgende  :  SchaH"un*^  von  beigeordneten  Delegierten,  die 
die  gefährlichen  und  ungesimden  Betriebe,  sowie  die  Uebcrtretun<4en 
der  Arbeitsgesetze  anzci^^en.  W  ahl  dieser  Delegierten  durch  die 
Arbeiter.  —  Die  Besudle  werden  den  Arbeitern  als  Arbeitstage 
von  der  Betriebskassc  bezahlt.  —  Dieser  l'^ntwiirf  ist  in  den  Reihen 
dci  Unternehmer  allgemeinem  Widerstand  begegnet. 

Der  dritte  Entwurf  ist  aus  dein  Senat  durch  Aljstimmung 
vom  24.  März  1904  hervorgegangen.  Die  Unternehmer  können 
für  die  Jugendlichen  und  Frauen,  sowie  für  die  erwachsenen  männ- 
lichen Arbeiter  in  gemischten  Betrieben  den  Zehnstundentag  durch 
eine  anderweite  Ordnung  ersetzen,  so  zwar«  daß  wöchentlich 
60  Stunden,  täglich  nicht  über  1 1  Stunden  gearbeitet  wird.  Der 
Arbeitstag  der  Kinder  tmter  15  Jahren  soll  dagegen  auch  bei 
dieser  wöchentlichen  Regelung  10  Stunden  betragen. 

Außerhalb  der  fQr  die  wirkliche  Arbeit  angesetzten  Stunden 
können  noch  wöchentlich  2  Stunden  zur  Reinigung  der  Maschinen 
benutzt  werden. 

Noch  verschiedene  andere  Ausnahmen  werden  den  Industriel- 
len verwilligt.  Dieser  Entwurf  erscheint  in  vieler  Hinsicht  als 
ein  Rückschritt  gegenüber  dem  Gesetz  von  1900. 

IX. 

Hygiene  und  Unfallverhütung. 

Hinsichtlich  der  Hygiene  und  Unfallverhütung  haben  erst  die 
letzten  zwölf  Jahre  Frankreich  eine  Gesetzgebui^  gebracht. 

Das  Gesetz  vom  2.  November  1892  über  die  Arbeit  der  Kin- 
der, der  jugendlichen  Arbeiterinnen  und  der  Frauen  in  industriel- 
len Betrieben  enthält  einen  Abschnitt  V,  mit  dem  Titel  »Hygiene 
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und  Sicherheit  der  Arbeiter.  Die  öffenthchc  Ver- 
waltun'^  soll  diejenigen  Arbeitsaiten  bezeichnen,  die  wegen  beson- 
derer (iefährlichkcit,  l'el)eranstrenmmg  oder  CletTthrdunq;  der  Sitt- 
lichkeit den  l'raiien,  .Madchen  und  Kindern  zu  untersa;4en  sind. 
Die  BeschaftiL^uni.;  von  l-Vauen,  Mädchen  und  Kindern  ist  in  un- 
gesunden oder  gefährlichen  l^etriel)en  nur  unter  Ijesonderen  Beding- 
un^i^cn  gestattet.  Die  der  Ke^^eluni;  unti  rstehlen  Hetrici)e  müssen 
bestandii.^  rein  gehalten,  hell  und  gut  ventiliert  sein.  Sie  müssen 
allen  notwendif^en  Bedingungen  für  die  Sicherheit  und  (lesundheit 
des  Personals  gi  niii^en.  In  allen  Betrieben  mit  mechanischen  XOrrich- 
tungen  müssen  die  Räder,  Triebwerke  und  alle  anderen  gelähr- 
lichen  Betriebsteile  derart  mit  Schutzvorrichtungen  versehen  werden, 
daß  sie  nur  zu  Zwecken  der  Reinigung  und  Reparatur  zugänglich 
sind.    Brunnen,  Falltüren  und  Aufzüge  müssen  eingehegt  sein. 

In  Ausführung  des  Gesetzes  von  1S02  ist  das  Dekret  vom 
13.  Mai  1893  über  die  für  Kindi  r  getälirhchcn  Arbeiten  ergangen, 
das  nicht  weniger  als  17  Artikel  cnihält. 

Das  ücsetz  vom  12.  bili  1 S93  hat  einen  weit  umfassenderen 
Charakter  als  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1892.  Iis  be- 
zieht sicii  .IUI  lUgiene  und  Schutz  der  gesamten  in  industriellen 
Betrieben  beschattigten  Arbeiterschaft ;  den  gesetzlichen  Bestim- 
mungen sind  unterworfen  die  Manufakturen,  l-abriken,  Werften, 
Werkstätten,  mit  Ausnahme  der  Betriebe,  wo  nur  Familienmit- 
glieder beschältigt  sind. 

Das  Gesetz  .stellt  gewisse  prinzipielle  Forderungen  auf  und 
sichert  die  Ausführung  derselben  (Geldstrafe  bis  zu  2CXX)  Fr.).  Das 
Dekret  vom  10.  März  1894  (enthaltend  20  Artikel)  regelt  seine 
Ausführung. 

Ein  Zirkular  vom  16.  Mai  1900  hat  die  Geltung  des  Gesetzes 
von  1893  und  des  Dekrets  von  1894  auch  auf  diejenigen  Arbeits- 
stätten ausgedehnt,  in  denen  Arbeiten  für  Rechnung  des  Staats, 
der  Departements  und  der  Gemeinden  ausgeführt  werden.  Ein 
weiteres  Zirkular  vom  18.  Mai  1900  dehnt  dieselben  Bestimmungen 
auf  die  Quais  und  Docks  aus. 

Das  Dekret  vom  14.  Juli  1901  hat  eine  angemessene  Heizung 
der  Werkstätten  im  Winter  vorgeschrieben,  und  das  Gesetz  vom 
II.  Juli  1903  hat  den  Bereich  des  Gesetzes  von  1893  auf  die 
Küchen,  Magazine  und  Bureaus  ausgedehnt.  Auch  hat  es  ein  De- 
kret  zur  Regelung  der  Schlafgelegenheit  des  Personals  vorgesehen 
(dies  ist  dann  erlassen  worden). 
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Beschlüsse  vom  31.  Juli  1894  und  vom  27.  Mai  1902  haben 
die  Grenze  der  Lasten  festgesetzt,  die  von  Jugendlichen  gescho- 

bcn  oder  gezogen  werden  dürfen. 

Die  hygienische  Regelung  zur  Vermeidung  der  durch  gewisse 
Operationen  hervorf^rrufcncn  Schädii,nin<:jen  ist  in  I'rankreich 
viel  primitiver  als  in  nia neben  großen  Nachbarländern.  Nur  drei 
Kategorien  von  Bestimmungen  können  genannt  wc  i  den  : 

1)  Das  Dekret  vom  29.  Juni  1S95  hat  die  Ail»cit  in  den 
Fabriken,  die  Schwcint'iirter  Grün  hersit-lk  n.  i^ere^cll  (Waschungen, 
Gebrauch  von  Masken  und  besonderen  Kleidungsstücken). 

2)  Das  Dekret  vom  2  1.  November  1902  hat  die  >p()nipage< 
bei  Herstellung  von  Zinn[^efäs<;en  verboten.  Diese  besteht  in  der 
Nachprüfung  der  Dichtigkeit  der  Gefässc  durch  Evakuierung  mit- 
telst Einatmens. 

3)  Das  Dekret  vom  is.  Juli  1902  hat  die  Verwendung  von 
Bleiweißlarbcn  im  Tünchergcwcrbc  geregelt. 

Ttin  seit  1903  erörtertes  Gesetz,  über  das  Kammer  und  Senat 
endacli  einig  geworden  sind,  wiid  nun  X'orschrilten  hieriibi-r  brin- 
gen. Es  bestimmt,  daß  nach  Ablaut  dreier  Jahre  seit  Erlaß  die 
Verwendung  von  Bleiweißfarben  bei  den  im  Innern  der  Gebäude 
ausgeführten  Malarbeiten  untersagt  ist. 

Um  die  AusfOhrnng  dieser  verschiedenen  Bestimmungen  zu 
sichern,  unterliegen  sie  der  Kontrolle  der  Arbeitsinspektion.  Be- 
züglich ihrer  aber  wie  bezüglich  der  Gesetze  über  die  Regelung 
der  Arbeit  im  engeren  Sinne  muß  man  sagen,  daß  sie  seitens 
der  Industriellen  oft  übertreten  werden.  Sie  sind  eigentlich  nur 
eine  —  übrigens  sehr  ergänzungsbedürftige  —  Aufstellung  des 
hygienisch  Wünschenswerten. 

X. 

Einige  besondere  Industrien. 

In  Frankreich  haben  zwei  große  Industriezweige  den  Vorzug 
besonderer  Bestimmungen  gehabt :  die  Bergwerke  und  die  Eisen« 
bahnen.  Der  Gebrauch,  den  die  beiden  Zweige  davon  gemacht 
haben,  war  übrigens  ein  ziemlich  verschiedener.  Dieses  eigene 
Rechtssystem  erklärt  sich  aus  zweierlei :  Einmal  kann  der  kapita- 
listische Staat  ohne  mit  seinen  Grundsätzen  zu  brechen,  auf  die 
von  seiner  Konzesstonierung  abhängigen  Eisenbahn-  oder  Berg- 
werks^escUschaften  einen  Druck  ausüben;  zweitens  sind  die  Ar- 
beiter dieser  Industrien,  die  im  vollen  Sinne  des  Worts  Groß- 
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Industrien  sind,  zahlreicher  und  besser  organisiert  als  ihre  Kame- 
raden in  anderen  Ik-rufszweigcn.  Unter  dem  Drucke  eines  all- 
gemeinen Streiks  haben  die  Kohlenhäuer  und  i'örderleute  mehr- 
mals Vorteile  errungen. 

V^or  dem  sehr  wichtigen  Gesetz  von  1905  waren  in  Frankreich 
bezüglich  der  Rergwerksarhcit  in  Kraft:  das  Dekret  vom  3.  Ja- 
nuar 1S13  (Verbot  der  Beschäftij^nini;  von  Kindern  unter  10  Jahren), 
das  (jesetz  von  1892  (Ausschluß  der  Frauen  und  Mädchen  von 
den  Arb(itcn  unter  Tai^e).  das  Dekret  vom  3.  Mai  1893  (Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  für  Knaben  unter  16  Jahren  auf  8 
Stunden  täglich,  für  Juj^^endliche  von  16 — 18  Jahren  auf  10  Stun- 
den täglich  und  54  Stunden  wöchentlich). 

Fünf  Jahre  waren  nötig,  um  das  (k-setz  von  1905  auszuar- 
beiten, ein  Gesetz,  das  viel  all^^eineinercn  Charakter  hat  und  wel- 
chem hau[)tsächlich  der  Senat  lebhaften  Widerstand  entgegensetzte. 
Das  Gesetz  vom  29.  Juni  1905  bestimmt,  daß  nach  AbKauf  von 
sechs  Monaten  seit  IjKiLs  des  (jesetzes  der  Arbeitstag  für  iläucr 
9  Stunden  nicht  übersteigen  darf;  als  Grenzpunkte  für  diese  Zeit 
gelten  ck-r  l'^intritt  der  letzten  einfahremlen  Arbeiter  in  die  Grube 
einerseits  und  der  Austritt  der  ersten  zutagefahrenden  Arbeiter 
andererseits.  Zwei  Jahre  später  wird  die  Dauer  auf  S'/:!,  noch- 
mals zwei  Jahre  später  auf  8  Stunden  festgesetzt.  Weiter  be- 
stimmt das  Gesetz  eine  Reihe  temporärer  oder  ausnahmswciser 
Abweichungen. 

Die  Bergarbeitersyndikate  haben  über  die  Nichtanwendung 
dieses  Gesetzes  in  vielen  Kohlenbergwerken  Klage  geführt,  des- 
gleichen über  die  zu  häufige  Anwendung  der  Ausnahmen.  An- 
dererseits ist  bemerkenswert,  daß  nur  den  Kohlenhäuem  diese 
Bestimmung  zugute  kam. 

Kammer  und  Senat  haben  sich  im  Juli  1907  über  eine  neue 
Regelung  geeinigt.  Die  Beschränkung  des  Arbeitstags  findet  auf 
alle  Arbeiter  unter  Tage  Anwendung.  Weiter  ist  die  Möglichkeit 
von  Ausnahmefällen  beschränkt  worden. 

Hygiene  und  Schutz  in  den  Bergwerken  haben  den  Gegen- 
stand  verschiedener  Erlasse  gebildet  (Dekret  vom  3.  Januar  1813, 
Zirkulare  vom  i;  und  25.  März  1887,  vom  8.  Apnl  1889  u.  s.  w.). 
Die  interessanteste  Einrichtung  auf  diesem  Gebiet  ist  aber  die 
der  Bergarbeiter>Delegierten,  welche  auf  das  Gesetz  vom  9.  Juli 
1890  (neu  bearbeitet  durch  Gesetz  vom  25.  März  1901  und  vom 
9.  April  1905)  zurückgeht. 


Digitized  by  Google 


Die  Arbeiter-Gesctzgebtmg  in  Fiaolcreich. 


Die  Dclf"^4i<"rten  haben  die  Aufgabe,  über  die  Sicherheit  zu 
wachen  und  i'.riiebuni^en  über  die  Unfälle  anzustellen.  Sie  sind 
auf  bestimmte  Gebiete  verteilt  (deren  Grenzen  vom  Präfekten  be- 
stimmt werden)  und  verpflichtet,  zweimal  monatlich  alle  Punkte 
dieses  Gel)iet-:  zu  besuchen. 

Ihre  Ernennung  erfoln^t  durch  Wahl.  Wählbar  ist  -  alle 
französischen  Bergarbeiter  sind  Wähler  — ,  wer  25  Jahre  alt  ist, 

5  Jahre  unter  Taee  und  2  Jahre  in  dem  jeweiligen  Gebiet  oder 
einem  Nachbar^ebiet  gearbeitet  hat.  I  )er  Präfekt  bestimmt  jähr- 
lich die  Maximalzahl  der  Inspektionstage.  Früher  wurden  die 
Inspektionstage  wie  Arbeitstage  bezahlt.  Seit  1905  werden  sie 
doppelt  bezahlt,  wobei  das  monatliche  Gehalt  des  Delegierten 
mindestens  einem  Loiin  für  20  Arbeitstage  entsj)rechen  muß.  Diese 
Verfügung  sollte  einem  vielbesprochenen  Zustand  abhelfen.  Die 
(Gesellschaften  ließen  nämlich  die  schwierigste  und  geringst  ent- 
lohnte Arbeit  den  zu  Delegierten  gewählten  Arbeitern  zuteilen. 
Gegenwärtig  sind  die  Delegierten  in  gewissem  Grade  unabhängig, 
trotzdem  die  Dohnsummc  für  20  Tage  zu  ihrem  monatlichen 
Unterhak  bei  weitem  nicht  ausreicht;  bei  Ausübung  ihres  Amtes 
werden  sie  aber  noch  dazu  von  dem  Uebelwoilen  der  Gesellschaf- 
ten behindert. 

Ein  dritter  Punkt  ist  durch  das  Gesetz  für  die  Bergarbeiter  be- 
sonders geregelt  worden,  indem  sie  am  24.  Juni  1894  eigene  Hilfs- 
und Altersversiche^ung^kassen  bekommen  haben.  Der  Unter- 
nehmer leistet  monatlich  an  die  Nationale  Versicherungskasse  oder 
an  die  Syndikalkasse  4^/0  der  Löhne;  die  llälite  davon  trägt  der 
Arbeiter.  Der  Eintritt  in  den  Genuß  erfolgt  im  Prinzip  mit  55 
Jahren.  Nach  der  letzten  parlamentarischen  Enquete  schwankt 
die  Höhe  der  Versicherungsbeträge  zwischen  264  und  365  fr.  In 
Auzin  (Xord)  sind  sie  nach  dem  Streik  von  1902  auf  600  fr.  für 
die  über  30  Jahre  beschäftigten  Arbeiter  erhöht  worden.  Das 
Finanzgesetz  von  1903  hat  einen  Zuschuß  des  Staates  vorgesehen. 

Die  Hilfskassen  bringen  ihre  Mittel  auf  i.  durch  Erhebung 
von  2®/o  der  Löhne,  2.  durch  Beiträge  der  Unternehmer,  die  halb 
so  groß  wie  die  der  Arbeiter  sind  und  3.  durch  den  Betrag  der 
Geldstrafen.  Die  Statuten  bestimmen  Natur  und  Größe  der 
Leistungen  und  müssen  dem  Minister  der  öfTcntlichen  Arbeiten 
zur  Prüfung  xorgclegen  haben.  Die  Kassen  werden  von  minde- 
stens 9  Personen  verwaltet,  von  denen  3  durch  die  Unternehmer, 

6  durch  die  Arbeiter  gewählt  werden. 
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Die  Arbeiter  und  AriEjcstclltcn  der  Eisenbahnen,  deren  An- 
zahl m  1- rankt- eich  3Ck>ooo  übersteigt,  haben  einen  so  ausgebil- 
deten ^gesetzlichen  Schutz  wie  die  Bergarbeiter  noch  lange  nicht 
erzielt.  Am  i/.  Dezember  1897  hat  die  Kammer  der  Deputierten 
einen  Entwurf  Berteaux-l\al)ier- Jaun  s  angenommen,  der  zu  glei- 
cher Zeit  die  Dauer  des  Arbeitstages  (lluchstmaß  10  Stunden, 
alle  10  Tage  eine  24-stüncli^e  Ruhezeit  1  iiml  die  Pensionen  des 
Personals  regelt;  der  Senat  aber  liel>  mit  dem  I'^ntsciiluß,  ein  Ge- 
setz über  diese  beiden  bragcii  anzunehmen,  auf  sich  warten. 
Immerhin  hat  seine  Spezialkommis.sion  eine  Reihe  von  Berichten 
an  ihn  gelangen  lassen.  Der  Vorschlag  der  cheminots^),  die  zwei 
Materien  zu  trennen  und  zunächst  eine  Einigung  über  die  Alters- 
pensionen herbeizuführen,  ist  an  dem  Widerstand  der  VersamniJ- 
lung  gescheitert.  Sie  scheut  die  Konsequenzen,  die  eine  neue 
Gesetzgebung  für  die  öffentlichen  Finanzen  haben  würde. 

Immerhin  ist  die  Arbeit  der  Eisenbahnbeamten  durch  Mini- 
stcrialentscheide  geregelt,  welche  aber  den  Wünschen  des  Perso- 
nals bei  weitem  nicht  gerecht  werden.  Der  neueste  Entscheid 
datiert  vom  9.  Mai  igo6.  Hinsichtlich  der  Heizer  und  Lokomotiv- 
führer darf  im  Zeitraum  von  9  aufeinander  folgenden  Tagen  die 
Arbeitszeit  90  Stunden  nicht  überschreiten;  außerdem  ist  minde-  « 
stens  eine  gleich  lange  volle  Ruhezeit  zu  gewähren.  Die  Arbeits- 
zeit der  BahnschafTner  soll  in  14  Tagen  höchstens  140  Stunden, 
die  zu  gewährende  volle  Ruhe  mindestens  ebensolange  dauern. 
Die  Bahnhofsangestellten  (Verordnun-  vom  23.  November  1899) 
•  sollen  nicht  länger  als  12  Stunden  aus  24  in  Dienst  gehalten 
werden.  Bezüglich  des  Ruhetags  ist  hinzuzufügen,  daß  die  Heizer 
und  Lokomotivführer  einen  solchen  alle  10  Tage,  die  BahnschafT- 
ner alle  15  Tage,  und  die  Bahnhofsangestellten  alle  Monate  er> 
halten  haben.  Auf  Ersuchen  des  Ministers  der  öffentlichen  Ar> 
beiten  haben  die  Gesellschaften  dann  auch  versprochen,  drei  mo- 
natliche Ruhetage  denjenigen  Angestellten  zu  gewähren,  die  sie 
noch  nicht  hatten.  Das  Gesetz  vom  13.  Juli  1906  über  die  Sonn- 
tagsruhe erstreckt  sich  nicht  auf  die  Eisenbahnen. 

XI.  I 
Arbeitsbedingungen. 

Dies  ist  der  Name  für  eine  Reihe  von  Satzui^en,  die  dem 
Arbeiterstand  günstig  sind  und  von  deren  Annahme  seitens  der 

')  So  nennt  man  in  Frankreich  die  EisenbahnarbeUer. 
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Unternehmer  die  <  «rfentlichen  Behörden  (Staat,  (ienicinclc)  die  Kr- 
trilunf^  von  Konzcssionrn  oder  Verixcbiing  von  Submis.sionsarhi-itrn 
al)hänj^i.L;  machen.  Die  amerikanische  Union  hat  zuerst,  wenig- 
stens theoretisch,  diesen  Gedanken  vom  Staat  als  Schutzherrn  der 
Arbeit  betätii^t,  England  ist  gcfoli^t. 

In  1  "rankreich  geht  die  Geschichte  dieser  Maßnahmen  bis 
zurück.  Der  Pariser  Gemeinderat  beschloß  damals,  \on 
seinen  Kontrahenten  l)ei  otTmtlichen  Arbeiten  ;.;e\visse  Abma- 
chungen zu  fordern;  dieser  Bi^^chluß  aber  wurde  noch  in  dem- 
selben Jahre  vom  Staatsrat  für  nichtig  erklärt.  Auch  die  Recht- 
sprechung legte  sich  in  diesem  Sinne  fest.  Bald  aber  machte 
sich  eine  Strömung  der  (iti'ent Heben  Meinung  im  entgegengesetz- 
ten Sinne  geltend,  im  Dezember  i  S9;  sti  Htr  der  Arbeits-Oberrat 
das  Verlangen,  daß  folgende  Ix'dingun;4en  in  die  Kontrakte  zur 
Ausführung  öfTentlicher  Arbeiten  aulgenommen  würden:  Normal- 
lohn, Xormaldauer,  Sonntag.sruhe,  Unfallversicherung.  In  dem- 
selben Sinn  entschied  sich  die  Kommission  der  Kammer  für  Ar- 
beitssachen im  Jalire  1898. 

Die  Sache  war  moraÜsch  gewonnen,  als  von  dem  damaligen 
Handelsministcr  Millcrand  am  10.  August  1899  neue  Dekrete  er- 
lassen wurden.  Das  erste  derselben  bestimmt,  daß  die  Submissions- 
bedingungen für  Ausführung  von  Lieferungen  oder  offendichen 
Arbeiten,  die  im  Namen  des  Staates  durch  Zuschlag  oder  frei- 
händig vergeben  werden,  Satzungen  enthalten  sollen,  durch  die 
der  Unternehmer  sich  verpflichtet,  rücksichtlich  der  Arbeiter  fol- 
gende Bedingungen  zu  beadxten: 

1.  Den  Arbeitern  und  Angestellten  wird  ein  Ruhetag  wöchent- 
lich gewährt. 

2.  Fremde  Arbeiter  bilden  nur  einen  durch  die  Verwaltung 
fes^esetzten  Verhältnisteil  der  Beschäftigten. 

3.  Den  Arbeitern  wird  ein  Normallohn  gezahlt,  der  für  jedes 
Gewerbe  sowohl,  wie  für  jede  Arbeiterkategorie  innerhalb  des- 
selben gleich  ist,  und  dessen  Höhe  dem  Satze  entspricht,  der  in 
der  Stadt  oder  Regton,  wo  die  Arbeit  ausgeführt  wird,  üblich  ist 

4.  Die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  wird  nach  Maßgabe 
der  für  jede  Kategorie  in  der  jeweiligen  Stadt  oder  Region  üblichen 
Normaldauer  begrenzt. 

Die  Feststellung  der  Normalhöhe  der  Löhne  und  der  normalen 
Arbeitszeit  liegt  der  Verwaltung  ob,  die  sich  dabei  auf  die  Ver- 
träge zwischen  Unternehmer-  und  Arbettersyndtkatcn  stützt;  fehlen 


jg^t  Faul  Lonis, 

solche,  so  ist  das  Gutachten  gemischter  Kommissionen  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  einzuholen. 

Die  beiden  anderen  Dekrete  vom  lo.  August  1899  ermäch- 
tigen die  Departements,  Gemeinden  und  Wohltatif^'kcitsanstaltcn, 
in  ihren  Kontrakten  entsprechende  Zusätze  anzubriiij^cn. 

Die  Gemeinden  allerdings,  die  dies  System  angenommen  haben, 
sind  wenig  zahlreich. 

•  XU. 
Arbeitsunfälle. 

Die  hierher  gehörige,  aus  den  Jahren  1S98 — 1907  stammende 
französische  Gesetzgebung  ist  noch  lange  nicht  vollständig;  nur 
ein  Teil  der  Gewerbe  sind  ihr  zwangsweise  unterworfen. 

Bis  1898  bestand  sie  einzig  in  den  Art.  1382,  1385,  1384  des 
Code  dvil  über  die  Haftbarkeit.  Dem  Arbeiter  lag  die  Beweislast 
für  das  Verschulden  des  Unternehmers  ob,  was  manchmal  unmög- 
lich, immer  aber  schwierig  nachzuweisen  war.  Die  Kammern 
brauchten  1 8  Jahre  für  ihre  inneren  und  gegenseitigen  Erörterungen, 
bis  endlich  das  ganze  Gesetz  zustande  kam. 

Dieses  Gesetz,  das  durch  ein  weiteres  Gesetz  vom  22.  März  1902 
modifiziert  wurde  (es  selbst  ist  vom  9.  April  1898),  führt  sich  auf 
folgende  Prinzipien  zurück:  Beseitigung  des  Beweises,  Berufsge- 
fahrenklassen, Einstehen  für  Fahrlässigkeit,  Ausschluß  der  Zwangs- 
versicherung. 

Die  bei  der  Arbeit  oder  hei  (jelegenheit  derselben  eintreten- 
den Unfälle  in  Bergwerken,  Werften,  Fabriken  und  anderen  Orten 
mit  mechanischem  Betriebe,  der  durch  motorische  (nicht  aber 
durch  menschliche  oder  tierische)  Kraft  in  Bewegung  gesetzt  wird, 
geben  dem  Betroffenen  oder  seinen  Rechtsnachfolgern  das  Recht 
auf  eine  Entschädigung.  Das  (besetz  bestimmt  deren  Höhe  für 
den  Fall  ständiger  und  absolutt  1,  ständiger  und  teilweiser,  sowie 
nur  zeitweiser  Erwerbsunfähigkeit,  ebenso  für  den  Fall  des  Todes. 

Weiter  trifft  es  Bestimmungen  über  die  Arzt-,  Apotheker- 
und Ik'<]fräbniskosten.  Wenn  die  Unternehmer.  \'ersicherun<;.s£^e- 
sellschaften  oder  (jarantie-^s  ndikate  sich  als  zahlungsunlähij;  erwei- 
sen, so  kann  für  die  I.ei'^tuni^  die  nationale  Unfallkassc  (Caissc 
nationale  des  accidenls)  in  Anspruch  genoinnn  ii  werden,  die  zu 
diesem  Zweck  4  Centimes  Ziischlacj  zur  Gewerbesteuer,  sowie  eine 
Taxe  von  0.05  Fr.  für  jeden  konzi  ssiunierten  IJergwerkshektar  erhebt. 

Das  Gesetz  von  1898  ist  durch  ein  weiteres  vom  30.  Juni  1899 
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ergänzt  worden;  dieses  behandelt  die  Lniallc  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes,  die  durch  Maschinen  hervorj^eruleii  werden,  deren 
Triebkraft  eine  mechanische  ist.  lili-  Unfälle  dieser  Art  muß  der 
Besitzer  des  Motors  aufkommen. 

In  den  beiden  letzten  Jahren  haben  zwei  wichtige  Gesetze 
das  große  Gesetz  von  1 898  neu  zu  gestalten  unternommen ;  dieses 
letztere  hatte  im  Kreise  der  Arbeiter  starke  Kritik  erfahren  und 
hatte  oft  zu  widerspruchsvollen  gerichtlichen  Entscheidungen  An- 
laß gegeben. 

Das  Gesetz  vom  31.  März  1905  hat  teilweise  Aenderungen 
angebracht,  so  z.  B.  hinsichtlich  der  Grdße  der  Entschädigungen, 
der  Begriffsbestiinmung  des  Grundlohns,  der  Dauer  der  zeitweisen 
Entschädigungen,  der  Reklamationen  über  die  Höhe  der  bewilligten 
Entschädigungen,  der  Aufsicht  Ober  die  Versicherungsgesellschaften 
und  Garantiegesellschaften  u.  s.  w. 

Das  Gesetz  vom  12.  April  1906  dehnt  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  9.  April  1898  über  die  Arbeitsunfälle  auf  alle  ge- 
werblichen Unternehmungen  aus.  Es  legt  das  Maß  fest,  in  wel- 
chem die  einzelnen  Gewerbe  zu  dem  Garantiefonds  beitragen 
sollen,  aus  dem  die  anderweitig  nicht  zu  beschaffenden  Forder- 
ungen zu  bestreiten  sind.  Ks  bestimmt,  daß  die  von  den  Unter« 
nehmem  ins  Leben  gerufenen  Garantiegeselbchaften  mindestens 
5000  versicherte  Arbeiter  und  10  zugehörige  Betriebsleiter  (von 
denen  5  mindestens  3CX>  Arbeiter  haben)  oder  2000  versicherte  Ar- 
beiter und  300  zugehörige  Betriebsleiter  (von  denen  30  jeder  min- 
destens 3  Arbeiter  haben)  umfassen  müssen. 

Man  sieht,  daß  diese  Gesetzgebung  bei  weitem  nicht  die  ganze 
Lohnarbeiterschaft  in  ihren  Schutz  einbezieht.  Neun  Zehntel  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  alle  Dienstboten  sind  z.  B.  davon 
ausgeschlossen. 

Im  Juli  1907  haben  sich  die  beiden  Kammern  über  ein  Ge- 
setz geeinigt,  das  den  bisher  nicht  eingeschlossenen  Unternehmern 
gestattet,  sich  bezüglich  der  UpfäUe  ihrer  Arbeiter,  Angestellten 
oder  Dienstboten  dem  Gesetz  von  1898  zu  unterstellen.  Es  ist 
dazu  nur  nötig,  daß  der  Unternehmer  auf  dem  Bürgermeisteramt 
eine  entsprechende  Erklärung  abgibt;  alsdann  findet  die  Unfalls- 
gesetzgebung volle  W  irksamkeit  für  diejenigen  seiner  Lohnange- 
stellten, die  ebenfalls  ihre  Einwilligung  erklärt  haben.  Der  Vor- 
teil für  die  Arbeiter  ist  hierbei  die  sehr  große  Wahrscheinlichkeit 
einer  Entschädigung,  da  die  Bcrufsgefährlichkeit  damit  zugegeben 


Digiii^uu  by  G(.)o^le 


* 


Paul  L  o  tt  i « , 

ist;  der  Vorteil  für  den  Unternehmer  besteht  dagegen  darin,  daß 
er  nur  die  umgelegten  Entschädigungssummen  anteilig  zu  zahlen  hat 
Die  landwirtschaftliche  Unfallgeset^ebung  bleibt  weit  zurück,  denn 
die  mittleren  und  kleinen  Gnindeigentümer  setzen  der  Anwendung 
der  neuen  Prinzipien  großen  Widerstand  entgegen.  Heute  er« 
faßt  das  Gesetz  nur  diejenigen,  die  Motoren  mit  nicht  lebendiger 
Triebkraft  verwenden.  Ein  Arbeiter,  den  ein  Pferdcschlag  ver- 
letzt oder  ein  Wagen  überfahren  hat,  erhält  durchw  i  -  keine  Ent- 
schädigung, und  die  W  inzer-,  Bauern-  und  Viehzüchtervereine 
legen  im  voraus  gegen  jede  Verfügung,  die  ihre  Lasten  vergrößern 
will,  Protest  ein.  Melir  und  mehr  aber  kommen  sie  in  die  Stel- 
lung von  Privilegierten,  in  dem  Maße  nämlich,  wie  Industrie  und 
Handel  von  der  Sozialgesetzgebung  erfaßt  werden. 

Immerhin  ist  nach  Annahme  des  Ge.setzcs  von  1898  bestimmt 
worden,  daß  die  Arbeitsunfälle  im  landwirtschaftlichen  Betrieb 
durch  eine  Spczialverfügung  zu  regeln  .seien. 

Am  '.  November  190^)  hat  die  Regrenm<4  der  Kammer  end- 
iicii  einen  Entwurf  vori_;eU't;i.  Am  22.  P'ebruar  1907  wurde  der 
betr.  K<  miniissionsbericht  emgereicht;  mehrmals  anf  die  Tat^es- 
ordnung  gesetzt,  hat  er  es  zu  einer  Durciihei  alung  noch  nicht  ge- 
bracht ;  der  ländliche  Grundbesitz  nimmt  die  X'erschleppung  zu  Hilfe. 

Der  Bericht  enthält  folgende  Bestiinnnin^en : 

1.  Prinzipielle  Ausdehnung  des  Gesetzes  von  189^  auf  die 
landwirtschafthchcn  Unfälle. 

2.  Wer  mit  Hilfe  seiner  Eltern  oder  Verwandten  arbeitet,  ist 
ausgeschlossen. 

3.  Wenn  der  I'Jgcniünier  nicht  selbst  tätig  ist,  so  gehen  seine 
Verpflichtungen  auf  den  Päcliter  oder  1  eilbaucrn  iii»er. 

4  Zum  Zweck  der  Aulbringiing  der  I'mtschadi;^aingen  für 
zeitweise  Erwerbsunfähigkeit  können  die  Betriebsinhaber  kommu- 
nale oder  kantonale  Gegenseitigkeitsvereine  gründen. 

5.  Um  den  (iarantiefonds  zu  speisen,  wird  ein  Bciliag  für 
jeden  Versicherungsvertrag  erhoben ;  fehlt  ein  solcher,  so  wird 
der  Beitrag  bei  Liquidation  der  Renten  gemäß  dem  Kapitalbetrag 
dieser  Renten  erhoben. 

XIII. 

Alters-  und  Invalidenversicherung. 

Zwei  Unterstützungsgesetze  sind  in  Frankreich  nach  einander 
in  Kraft  getreten,  das  eine  1897,  das  andere  1905.   Das  Gesetz 


Digitized  by  Google 


Die  ArbciterwGcsctzgtbang  in  Frankicicli. 


397 


über  Invaliden-  und  Altersrenten  der  Arbeiter  steht  noch  aus,  und 
angesichts  des  Widerstandes,  den  die  nunmehr  mit  der  Großindu- 
strie verbündete  Klcinbourgeoisie  gegen  jede  soziale  Neuerung 
richtet,  kann  man  sich  fragen,  wann  diese  Renten  endlich  einge- 
führt werden. 

Es  ist  angezeigt,  zunächst  die  beiden  oben  erwähnten  Unter- 
stützungsgesetze zusammenzufassen.  Dasjeni«:;^e  von  1S97  ist  in 
einem  Artikel  des  Bndi^rt  cin<:jcschlossen  ( Finanzci^csetz).  Der 
Staat  soll  zu  jeder  Rente  von  90^ — 200  I'r.  bcitraj^^'n,  welche  die 
Departements  und  Gemeinden  ihren  armen  und  arbeitsunfähigen 
RürLjern  zahlen,  sowohl  als  Altersrente  (über  70  Jahren")  wie  als 
Invaliden-  und  Krankenrenten.  Die  Zahl  dieser  Renten  soll  2  von 
1000  der  Bevölkerung  des  Departements  nicht  überstoi^';en,  der 
Beitrag  des  Staates  ist  auf  den  Höchstbetrag  von  50  br.  pro  Kopf 
festgesetzt. 

Dies  Gesetz  hat  nur  sehr  beschränkte  Anwendunt^  i;efunden, 
da  die  Departements  und  Gemeinden  sich  scheuten,  ihr  Budget 
so  zu  belasten. 

Das  Gcst  tz  vom  14.  Juli  1905  bezieht  sich  auf  die  obli- 
gatorische UnterstiitzuuL,'  der  unterhaltsbedürttij^en  (jreise,  Inva- 
liden und  unheilbar  Kranken,  ivs  unterscheidet  sich  daher  von  der 
Arbeitcrvcrsicherung  und  ruht  auf  ganz  anderen  Grundsätzen  als 
diese. 

Jeder  Franzose,  der,  aller  1  iiltsmittel  bar,  unfähig  ist,  durch 
Arbeit  den  nötigen  Le  bensunterhalt  zu  verdienen,  erhält,  wenn 
er  entweder  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat  oder  invalide 
oder  unheilbar  kiank  ist.  diese  L'nterstützung. 

Diese  wird  vt)n  der  Gemeinde  gewährt,  wo  der  Unterstützte 
seinen  Unterstützungswohnsilz  hat ;  fehlt  eine  Unterstützungsge- 
meinde, so  tritt  das  Departement  ein,  wo  der  Unterstützte  seinen 
dcpartementalen  Unterstützungswohnsitz  hat ;  fehlt  überhaupt  jeder 
Unterstützungswohnsitz,  so  geschieht  die  Leistung  durch  den  Staat. 

Die  vorgesehenen  Arten  der  Hilfsleistung  sind  die  folgenden : 
Heimunterstützung  (5 — 20  Fr.  monatliche  Geldverwilligung,  für 
mehr  als  20  Fr.  sind  besondere  Nachweise  nötig) ;  Unterbringung 
in  einem  dlTentlichen  Hospital  oder  bei  Privaten. 

Das  Gesetz  legt  die  Höhe  der  Beiträge  des  Staates  fest,  die 
bereits  am  18.  Juni  1903  prinzipiell  zum  erstenmal  von  der 
Kammer  bewilligt  worden  waren ;  über  die  erforderlichen  Summen 
ist  man  sich  noch  im  Unklaren. 

Archiv  Ar  $9sial«iM«Mcbaft  und  SotialpolitilL.  XXVt.  9.  26 
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Dir  I">agc  der  eigentlichen  ArbeitcraltersvcrsicherunLi^  ist  in 
Frankreich  seit  1^79  in  Kluß.  Sie  ist  drinfj;Hcher  erst  ge- 
worden, als  das  Kabinett  Waldeck-Rousseau  der  Kammer  einen 
Entwurf  vorlegte,  dem  die  Syndikate  und  die  Confederation  du 
Travail  sofort  die  Absicht  der  Täuschuni^  nachsagten. 

Art.  I  des  Entwurfs  wurde  im  Juni  1901  angenommen.  Erst 
am  23.  Februar  1906  nahm  die  Kammer  dann  den  Entwurf  in 
seiner  Ge.samtheit  an;  der  Senat  hat  mit  dei  Priitung  desselben 
noch  nicht  begonnen,  ja,  nicht  einmal  ein  Bericht  liarüber  ist  ihm 
zugegangen.  Die  von  ihm  eingesetzte  Kommis.siun  hat  sich  der 
Zwangsversicherung  abhold  gezeigt  und  i.sL  lur  strenge  Beschrän- 
kung der  budgetmäßigen  Opfer. 

Das  Gesetz  enthält  in  der  Fassung,  die  ihm  die  Kammer  gab, 
nicht  weniger  als  40  Artikel,  deren  Grundzüge  hier  Platz  finden 
mögen : 

Jeder  Arbeiter,  Angestellte,  Dienstbote  (die  letzte  Kategorie 
fehlte  im  Regierungsentwurf)  hat  mit  Eintritt  in  das  60.  Lebens- 
jahr das  Recht  auf  eine  Altersrente  und  eintretendenfalls  auf 
eine  Invalidenrente. 

Der  hierzu  nötige  Fonds  wird  durch  Beiträge  der  Versicher- 
ten, der  Unternehmer  und  durch  Zuschüsse  des  Staats  aufgebracht 
Die  Beiträge  der  Versicherten  sowie  der  Unternehmer  betragen 
2*/o  des  Lohns,  Löhne  unter  1,50  Fr.  sind  von  der  Erhebung  be- 
freit. Jeder  Versicherte  erhält  eine  Karte  zur  Eintragung  der  ge- 
leisteten Beiträge,  resp.  Einklebung  von  Versicherungsnuu'ken. 

Jeder  Versicherte  kann  mit  50  Jahren  die  Vorauszahlung  seiner 
Rente  beantragen,  wenn  der  Betrag  der  Rente  360  Fr.  erreicht. 
Wenn  die  Rente  eines  Sechzigjährigen  360  Fr,  noch  nicht  erreicht 
bat,  so  wird  sie  auf  diesen  Betrag  vom  Staat  ergänzt,  vorausge- 
setzt, daß  der  Empfänger  mindestens  30  Jahre  lang  für  jährlich 
250  Arbeitstage  Beiträge  geleistet  hat. 

Schwerverletzte  oder  vorzeitig  invalide  gewordene  Versicherte, 
di(  tlauernd  und  absolut  arbeitsunfähig  sind,  haben  in  jedem  Alter 
das  Recht  auf  Festsetzung  und  Bezug  ihrer  Rente,  Dieselbe  wird 
nach  Maßgabe  vorhandener  Spczialkredite  erhöht,  darf  aber  das 
dreifache  der  sich  ergebenden  Liquidationsrente  und  den  Gesamt- 
betrag von  360  l'V.  nicht  übersteigen. 

Besondere  X'orteile  werden  den  Gegenseitigkeitsvereinen  be- 
willigt, ferner  1nHi<  n  >>ich  besondere  Uebergangsbestimmungen. 

Die  AngcäteUtcn  und  .tVrbcitcr  der  Landwirtschaft  genießen 
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die  gleichen  Vorteile,  desgleichen  die  Naturalpächtcr,  Pächter  und 
Halbbauern  ;  die  drei  letzteren  Kategorien  allerdings  in  beschränk- 
tem Umfang. 

Die  Handwerker,  Handeltreibenden,  Landwirte,  die  im  all- 
gemeinen allein  oder  unter  Zuhilfenahme  ihrer  Familie  arbeiten, 
sowie  alle  Personen  französischer  Nationalität,  die  nicht  mehr  als 
20  Fr.  dnekte  Staatssteuern  zahlen,  können  freiwillig  an  der  Alters- 
versicherung teilnehmen.  Die  Beiträge  dürfen  nicht  unter  24  Fr.  und 
nicht  über  500  Fr.  jährlich  betragen.  Die  Renten  können  vom 
Staat  erhöht  werden. 

Dies  ist  in  groCsen  Zügen  der  nunnu  lir  dem  Senat  vorliegende 
Hntwurf.  I-'.r  hat  wenig  Aussicht  auf  Aniiaiime.  Die  heute  re<^ie- 
rende  radikale  Partei  und  die  prugressistischc  Partei,  ihr  Bundes- 
genosse gegen  den  Sozialismus,  fürchten  die  Folgen  des  Gesetzes 
für  die  öfTentlichen  Finanzen  und  die  Unternehmer.  Die  großen 
Arbeiteroigamsationen  bekämpfen  ihn,  weil  er  einen  Teil  des 
Lohnes  abspalten  will,  und  weil  der  Fall  möglich  ist,  daß  ein  Ar- 
beiter große  Summen  leistet  und  doch  nichts  bekommt.  Wenn 
er  vor  dem  geschützten  Alter  stirbt,  so  fallen  seine  Beiträge  einem 
gemeinsamen  Fonds  anheim,  der  vielleicfat  zur  Bestrettung  militä- 
rischer  oder  kolonialer  Ausgaben  dient  Die  Kongresse  der 
Conf6d6ration  g^n^rale  du  Travail,  dies  sei  nachdrücklich  wieder- 
holt,  haben  dem  Entwurf  das  ganze  Mißtrauen  des  Proletariats 
ausgesprochen. 

XIV. 

Arbeitslosigkeit 

Es  gibt  in  Frankreich  fast  keine  Gesetzgebung  betr.  die  Ar- 
beitslosigkeit, wie  wir  sie  in  anderen  Ländern  finden.  Der  Kapita- 
lismus, der  die  wachsende  Arbeitslosigkeit  hervorruft,  lebt  von  ihr. 
Um  seine  Herrschaft  aufrecljtzuhalten  und  die  Forderungen  des 
Proletariats  zu  bekämpfen,  braucht  er  eine  Armee  von  Arbeits- 
losen. Daher  ist  es  begreiflich,  daß  er  nur  ganz  unwirksame  Maß- 
nahmen getroffen  hat,  um  den  Opfern  des  Industrialismus  zu  Hilfe 
zu  kommen. 

Eine  Anzahl  von  Syndikaten  und  Arbeiterverbänden  —  dar- 
unter die  Buchdrucker  —  haben  Arbeitsloscnkassen  geschaffen. 
Einige  fortgeschrittene  Gemeinden  haben  seit  1891  diesen  Kassen 
Geldbeihilfen  bewilligt.  Seit  1905  gil)t  endlich  der  Staat  diesen 
Hilfsinstituten  Subventionen.    Um  aber  das  Maß  dieser  Opferbe- 

26* 


Digitized  by  Google 


400 


Paul  Louis, 


reitschaft  erkennen  zu  lassen,  gcniit^  die  Feststelhinfr,  daß  der 
durch  das  FinanzLU  sct/,  vom  22.  Ajiril  1905  zu  diesem  Zweck  er- 
öffnete Kredit  1  iu,ooo  Kr.  nicht  übersteigt. 

Das  Dekret  vom  9,  September  1905  hat  das  Maß  festgestellt, 
in  dem  diese  Beihilten  zu  gewähren  sind.  Prinzipiell  sind  sie  den 
Kassen  zu  gewahren,  die  arbeitslose  Mitglieder  unterstützen,  sei 
CS  durch  örtliche  Zuschüsse,  sei  es  durch  Wander-  oder  Reise- 
bcihilfc.  Nur  die  durch  Mangel  an  Arbeit  hervt)rgerut"ene,  unbe- 
absichtigte (also  nicht  die  durch  Streik  oder  Aussperrung  hcr\'or- 
gerufene)  Arbeitslosigkeit  hat  das  Recht  auf  diese  staatliche 
Unterstützung.  Diese  wird  zugewendet:  i)  Den  Kassen,  die  Mit- 
glieder gleichen  Berufs,  ähnlichen  Gewerbes  oder  der  Gewerbe 
umfassen,  die  zur  Herstellung  eines  bestimmten  Produkts  zusam- 
menwirken,  vorausgesetzt,  daß  die  Zahl  der  Mi^lieder  mindestens 
100  beträgt ;  2)  den  lokalen  Kassen,  die  wie  die  vorher  erwähnten 
zusammengesetzt  sind,  mindestens  so  Mitglieder  haben  und  von 
den  Gemeinden  unterstüzt  werden ;  3)  in  Gemeinden  unter  20  000 
Einwohnern  den  lokalen  Kassen,  die  aus  Mitgliedern  verschiedenen 
Gewerbes  zusammengesetzt  sind,  vorausgesetzt,  daß  sie  von  den 
Gemeinden  unterstützt  werden  und  mindestens  50  Mi^lieder  ha- 
ben; 4)  den  zum  Zweck  der  Wanderbeihilfen  organisierten  Kassen 
der  Assoziationsverbände,  die  durch  Einheitsbeiträge  seitens  jeder 
angeschlossenen  Assoziation  gespeist  werden,  sofern  die  Mittel 
dieser  Assoziationen  in  der  Regel  durch  Betträge  ihrer  Mitglieder 
aufgebracht  werden. 

Wenn  die  Beihilfe  2  Fr.  täglich  übersteigt,  so  wird  die  Sub- 
vention nur  auf  diesen  Betrag  berechnet.  Wenn  die  Periode, 
während  der  die  Arbeitslosenunterstützung^  gezahlt  wird,  60  Tage 
im  Jahre  übersteigt,  so  wird  die  Subvention  nur  auf  den  60  Tage 
umfassenden  Unterstützungsbeitrag  berechnet. 

Die  Subvention  darf  i6'7o  des  Betrags  der  statutengemäß 
von  jeder  Kasse  per  Halbjahr  gezahlten  Unterstützungen  nicht 
übersteigen.  Dieses  Maximum  erhöht  sich  um  die  Hälfte  für 
Kassen,  die  mindestens  3  Departements  umfassen  und  looo  zah- 
lende Mitglieder  haben. 

XV. 

Arbeit  s  n  a  c  h  w  e  i  s. 

Dieser  Gegenstand  i^t  iitnierdniLjs  ilureh  ein  Gesetz  von  1904 
geregelt.    Vorher  bestanden  laut  Dekret  von  1892  konzessionierte 
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Vermittlungsbüros,  deren  Benützung  den  Arbeitern  oft  teuer  zu 
stehen  kam.  Gegen  diese  Institute  richteten  die  Syndikate  fort- 
währende Angriffe,  schließlich  kam  es  zu  Straßenkundgelningen. 
Man  warf  ihnen  vor,  daß  sie  die  Arbeiter  ausbeuteten,  daß  sie 
sich  mit  den  Unternehmern  ins  Einveri^ndnis  setzten,  sei  es,  um 
diese  über  den  Charakter  und  die  Sinnesart  ihrer  Angestellten  auf 
dem  Laufenden  zu  halten,  sei  es,  um  fortwährende  Entlassungen 
zu  verursachen,  um  so  ihre  Einkünfte  bei  der  jedesmaligen  Neu- 
inanspruchnahme zu  vervielfachen.  Ein  vom  Parlament  angenom- 
menes Gesetz  befriedigte  die  bctroftenen  Kreise  nicht,  denn  es 
ließ  die  cnt<,altlicheii  Büros  bestehen,  sodaß  diese  Reform  nur 
eine  äußerliche  war. 

Vach  dem  Gesetz  vom  17.  März  1904  können  dagef^^en  die 
Gcmeinderäte  die  Konzessionen  der  Stellennachweise  zurückziehen, 
wobei  die  vor  l.rlal>  des  Gesetzes  eröffneten  Anstallen  Anspruch 
auf  Entschädi^auv^f  haben.  Die  von  den  entf^rltlichen  Vermitt- 
lungsstellen erhobenen  Vennittlungs<^'el)Lihrcn  müssen  «^^anz  von 
den  Unternehmern  getragen  werden.  Die  von  den  Gemeinden, 
Syndikaten,  Arbeitsbörsen  geschaftenen  unentgeltlichen  Büros 
unterliegen  keinerlei  Konzessionspflicht.  In  jeder  Gemeinde 
muß  das  Bürgermeisteramt  ein  Keiiister  führen,  in  welchem 
Arbeits-Angebot  und  -Nachfrage  aufgezeichnet  ist.  Die  (Gemein- 
den mit  über  locxx)  Einwohnern  haben  ein  Gemeindebüro  zu 
errichten. 

Die  Gewerk.schaftcn  erklären,  daß  das  Gesetz  wrcit  davon  ent- 
fernt ist,  das  von  ihnen  bezeichnete  Ziel  erreicht  zu  haben.  Die 
Nachweistätigkeit  würde  ganz  odrr  fast  <;anz  in  tien  Händen  der 
Unternehmer  oder  vielmehr  der  I  nterneluncr verbände  resp.  der  im 
stillen  reorganisierten  entgeltlichen  Nachweisanstalten  fallen. 

XVI. 

Gewefbegerichte. 

Die  Gewerbegerichte  sind  gemischte  Berufskörperschaften, 
die  hälftig  aus  Delegierten  der  Unternehmer,  hälftig  aus  solchen 
der  Arbeiter  bestehen;  ihre  Aufgabe  i.st,  die  beruflichen  Streitig- 
keiten beizulegen,  wenn  diese  individuellen  Qiarakter  tragen. 

Das  erste  derselben  wurde  in  Lyon  durch  Gesetz  vom 
18.  März  1806  geschalTen.  Es  bestand  aus  $  Kaufleuten  und  4 
fietriebsleitem;  die  Arbeiter  waren  noch  ausgeschlossen  und  blie- 
ben es  bis  1848:  am  27.  Mai  dieses  Jahres  schrieb  ein  Gesetz 
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gleiche  Vertreterzahl  für  ünternehmcr  und  Arbeiter  vor.  Die 
Werklührer  stimmen  mit  den  Unternehmern.  Der  Vorsitz  wech- 
selte zwischen  beiden  Gruppen.  Das  Gesetz  vom  l.  Juni  1853 
stellt  einen  Rückschritt  dar:  die  Behörde  ernennt  Präsidenten  und 
Vizepräsidenten,  die  WerkfQbrer  stimmen  mit  den  Arbeitern.  Das 
Gesetz  vom  7.  Februar  1880  führt  die  Wahl  des  Präsidenten  und 
Vizepräsidenten  wieder  ein;  das  vom  24.  November  1885  regelte 
die  Zusammensetzung  der  Wählermasse  neu. 

Seit  etwa  15  Jahren  aber  richten  sich  manche  Angriffe  gegen 
diesen  Zustand.  Man  verlangte:  Ausdehnung  des  Wahlrechts 
und  der  Wählbarkeit;  2.  daß  die  Handlungsgehilfen  und  mehrere 
andere  Gruppen  von  Lohnarbeitern  den  Arbeitern  hinsichtlich  der 
Gewerbegerichte  gleichgestellt  wurden;  3.  daß  die  Zuständigkeit 
der  Gewerbegerichte  (bisher  200  Fr.)  erhöht  würde;  4.  daß  der 
Rekurs  nicht  an  das  Handelsgericht  (Tribunal  de  commerce)  gehe, 
eine  Behörde,  in  der  die  Unternehmer  überwiegen,  und  deren 
Klassengeist  alle  gewerbegerichtlichen  Entscheidungen  kassiert. 
Kammer  und  Senat  einigten  sich  über  eine  Abänderungsvorlage 
nach  einigem  Hin-  und  Herberaten. 

Das  Gesetz  vom  27.  März  1907  stellt  den  neuesten  Stand 
des  Rechtes  dar.  Es  ist  ein  richtiges  Gesetzbuch  mit  74  Artikeln, 
deren  wesentliche  Bestimmungen  hier  folgen  :  Die  Gewerbegerichte 
sind  zu  dem  Zweck  eingerichtet,  auf  dem  Wege  der  Einigung 
die  Differenzen  zu  beseitigen,  die  sich  in  Handel  und  Industrie 
zwischen  Unternehmern  einerseits  und  deren  Arbeitern,  Angestell- 
ten und  Lehrlingen  anderseits  bezüglich  des  Dienstvertrags  erhe- 
ben können.  Wer  25  Jahre  alt  ist,  darf  wählen;  wer  30,  ist  wähl- 
bar. Jede  Gewerbc^jerichtskammcr  umfaßt:  ein  Einigungsamt  und 
ein  Spruchamt.  Das  erstere  besteht  aus  je  einem  Unternehmer 
und  Arbeiter;  tlas  zweite  muß  in  gleicher  Anzahl  l^nternehmcr 
und  Arbeiter  enthalten.  Bei  StnnmenL^leichheit  kommt  die  An- 
gelet^enheit  vor  dasselbe  Spruchamt  zurück,  dem  alsdann  der 
Friedensrichter  präsichert.  Eine  Derufuny  gegen  die  Ent<^cheidc 
besteht  nicht  Ijei  Sachen  bis  }(X)  !•>.  Höhere  Streitsachen  können 
vor  das  Ziviltribunal  i^i  trai^^en  werden. 

Wie  man  sieht,  hat  das  Gesetz  von  1907  einige  interessante 
Reformen  gebracht.  Seit  seinem  Erlaß  hat  die  Regierun;^,  um 
einem  im  Lauf  di  r  Debatte  gegebenen  Versprechen  nachzukom- 
men, einen  neuen  Entwurf  vorgelegt,  der  den  Frauen  zum  aktiven 
Wahhccht,  das  sie  .schon  besitzen,  das  passive  bringt. 
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xm 

Einigungs-  und  Schiedswesen. 

Das  Problem  der  götlichen  Beilegung  von  Kollektivkonflikten 
der  Arbeit,  d.  h.  das  Problem  des  Einigungs-  und  Schiedswesens 
beschäftigt  die  öffentlichen  Behörden  Frankreichs  lebhaft,  ange- 
sichts der  Entwicklung  der  verabredeten  Arbeitseinstellungen. 
Gegenwärtig  besteht  nur  ein  Gesetz  über  diesen  Gegenstand  — 
das  vom  27.  Dezember  1892,  welches  das  fakultative  Einigungs- 
und Schiedswesen  regelt  Es  ist  das  Ergebnis  einer  langen  Dis- 
kussion, in  deren  Lauf  sowohl  vorgeschlagen  wurde,  ständige 
Arbeitsräte  (Conseils  du  Travail)  zu  schaffen,  wie  anderseits,  das 
Schiedswesen  obligatorisch  zu  machen. 

Das  Gesetz  von  1892  bestimmt,  daß  Unternehmer,  Arbeiter 
und  Angestellte,  zwischen  denen  allgemeine  Differenzen  bezüglich 
der  Arbeitsbedingungen  sich  erhoben  haben,  die  Angelegenheit 
einem  Einigungsausschuß  oder  einem  Schied^ericht  überweisen 
können.  Die  »Parteien  wenden  sich,  entweder  getrennt  oder  ge- 
meinsam, an  den  Friedensrichter  mit  einem  Einigungsvorschlag. 
Der  Friedensrichter  leitet  das  Verfahren;  kommt  ein  Vergleich 
zustande,  so  wird  darüber  ein  Protokoll  aufgenommen;  wenn 
nicht,  so  ersucht  der  Magistrat  die  Parteien,  Schiedsriditer  zu  be- 
nennen. Wenn  diese  nicht  zur  Einigung  gelangen,  so  werden 
seitens  der  Parteien  neue  Schiedsrichter  ernannt.  Dies  Verfahren 
ist  aber  in  keinem  setner  Teile  obligatorisch,  so  daß  ein  Konflikt 
sich  unendlich  in  die  Länge  ziehen  kann. 

Im  Fall  eines  Streiks  und  wenn  beide  Teile  die  Anrufung 
unterlassen,  fordert  der  Friedensrichter  die  Parteien  auf,  ihm  den 
Grund  ihrer  Differenzen,  ihre  Forderungen  oder  Vorschläge,  die 
Namen  ihrer  Vertreter  u.  s.  w.  mitzuteilen. 

Diese  Methode  ist  fast  gänzlich  unfruchtbar  geblieben,  eine 
Tatsache,  die  leicht  zu  verstehen  ist.  Seit  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes sind  noch  nicht  10%  der  Fälle  durch  sie  gütlich  beigelegt 
worden. 

Deswegen  sind  andere  Entwürfe  gemacht  worden,  deren  Re- 
sultat aber  auch  nicht  viel  anders  sein  würde.  Darunter  befindet 
sich  der.  Entwurf  von  Millerand,  den  wir  in  einem  vorhergehenden 
Abschnitt  besprochen  haben.  Es  ist  ganz  gewiß  eine  Utopie,  alle 
Kollcktivkonflikte  durch  das  Schiedswesen  bescitij^t  n  zu  wollen, 
und  in  manchen  Eällen  kommt  das  obligatorische  Schiedswesen 
der  Unterdrückung  des  Streikrechts  gleich. 
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Internationale  Arbeiterschutzverträge. 

Dies  sind  Abkommen  zwischen  Staaten,  die  die  Geltung  der 
Arbeitergesetze  auf  die  gegenseitigen  Untertanen  ausdehnen.  Frank- 
reich ist  mit  mehreren  Ländern  derart  verbunden. 

Zeitlich  der  erste  dieser  Verträge  ist  der  mit  Italien  vom 
15.  April  1904.  Er  bestimmt,  daß  die  Zulassung  der  italienischen 
Arbeiter  zur  französischen  Altersversicherung,  sowie  die  Zulassung 
der  französischen  Arbeiter  zu  der  italienischen  Versicherung  durch 
gesetzliche  Anordnungen  geregelt  werden  solle.  Weiter  bestimmt 
er,  daß  die  in  Frankreich  von  Arbeitsunfällen  betroffenen  Italiener 
wie  ihre  in  Frankreich  bleibenden  Vertreter  dieselben  Ansprüche 
haben  sollten  wie  die  Franzosen,  und  umgekehrt.  Dieselben  Be- 
stimmungen greifen  auch  Platz  bezüglich  der  Zulassung  der  An- 
gehörigen beider  Länder  zu  den  subventionierten  Arbeitslosen- 
kassen. 

Eine  ergänzende  Vereinbarung  über  die  Arbeitsunfälle  wurde 
am  9.  Juni  1906  unterzeichnet  und  durch  Dekret  vom  13.  Juni  1907 

verofi'entlicht. 

Ein  Abkommen  mit  Belgien  vom  2t.  Februar  1906  (durch 
Dekret  vom  12.  Juni  1906  zur  Ausführung  gebracht)  gesteht  tlen 
Arbeitern  beider  Länder  die  imgeschmälerte  Geltung  der  Unfall- 
entschädigung zu.  Das  Abkommen  mit  Luxemburg  vom  27.  Juni 
1906  (veröffentlicht  am  10.  November  1906)  hatte  das  gleiche  Ziel. 


Im  Vorstehenden  haben  wir  die  Gesamtheit  der  von  Frank- 
reich geschaffenen  Sozialgesetzgebung  dargestellt;  eine  ins  ein- 
zelne gehende  Kritik  zu  geben,  war  nicht  unsere  Absicht.  Mit 
Hilfe  der  hier  gegebenen  gedrängten  Darstellung  wird  der  Leser 
selbst  die  Mängel  und  Lucken  dieser  Gesetzgebung  richtig  be- 
werten und  beurteilen  können. 
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Die  Vorgeschichte  des  englischen  Streikgesetzes 

von  1906. 
(Trade  Disputes  Act.)') 
Von 

HENRY  W.  MACROSTY. 

Das  neue  englische  Streikgesetz  von  1906  gibt  den  Gewerk- 
schaften eine  unangreifbare  gesetzliche  Grundlage.  DieGesetzgebui^ 
von  1871  und  1875  hatte  allerdings  diesen  Vereinigungen  eine 
Basis  gegeben,  die  40  Jahre  lang  unbestritten  blieb,  aber  in  den 
letzten  10  Jahren  hatten  eine  Reihe  von  gerichtlichen  Entscheidungen 
die  bisherige  juristische  Stellung  der  Gewerkschaften  vollkommen 
verändert  und  diesen  die  Unangreifbarkeit  geraubt,  welche  sie 
nach  allgemeiner  Ansicht  bis  dahin  besessen  hatten.  Natürlicher- 
weise war  die  Aufrcg^ung  der  Arbeiterschaft  eine  große  und  ihre 
Anstrengungen,  eine  Verbesserung  durch  die  Gesetzgebung  zu 
erreichen  ließen  nicht  nach.  Ihre  Politik  ging  zunächst  dahin, 
die  Wahl  aller  solcher  Parlamentsmitglieder  zu  verhindern,  die 

Belcannilich  besitxt  England  twei  Quellen  des  geltenden  Rechtes :  i.  d«s 
durch  die  Gesetzgebung  geschaffene  {»S/oMi  Um*)  und  2,  da«  durch  richterliche 
Entscheidungen  gültig  ausgelegte  Gewohnheitsrecht  (» Omtmün  /«w«),  —  Die  rechts- 
schaffcnde  Kraft  des  Richters  fibt  aber  auch  einen  ungemein  starken  Einftafi  auf 

die  Gestaltung!  <It^  Statt/ te  Law  insofern  als  die  durch  richterliche  Entscheidung 
geschaffene  Auslegung  dcssvllnn  Gesetzeskraft  behält,  bis  sie  evintuoH  durch  eine 
spStcre  EnJ^chcifhinp;  umgestotk  n  und  ef-etzt  wird.  Dalier  die  r<  iriw  i'dircndc  Zi- 
tierung älterer  Enuclieidungen  allen  gesetzg«.  Iu:i  ivcln  ti  uml  jiu  i^iisclicn  Diskus- 
sionen. Die  hüchste  Instanz  für  richterliche  Entscheidungen  bildel  das  Ilouse  of 
Lords. 

Wenn  also  ein  englischer  Schriftsteller  den  Ausdruck  »law«  (Gesets)  braucht, 
so  kann  er  —  wie  es  auch  in  der  vorliegenden  Abhandlung  geschieht  —  damit 
ebensowohl  ein  bestimmtes  Gesets  {^fytU  iw)  meinen,  als  audi  die  durch  rich- 
terliche Entscheidung  festgelegte  Auslegung  desselben  oder  endlich  das  auf  gleiche 
Weise  festgelegte  Gewohnheitsrecht.   (Anm.  d.  R.) 
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ihren  Ansprüchen  nicht  geneigt  waren;  dies  zeigte  sich  ganx  be- 
sonders Idar  bei  den  Wahlen  vcmi  1906  und  war  einer  der  Haupt- 
gründe, daß  damals  zum  ersten  Male  eine  starke  und  unabhängige 
Arbeiterpartei  ihren  Platz  im  englischen  Parlamente  einnahm. 

Schon  vorher  hatte  die  konservative  Regierung  im  Jahre  1903 
eine  Royal  Commissüm  ernannt  mit  dem  Auftrag,  die  Materie  der 
Streiks  und  der  Arbeiter-  resp.  Arbeit^ebervereinigungen,  sowie  die 
hierauf  bezügliche  Gesetzgebung  zu  untersuchen.  Die  Kommission 
bestand  aus  den  folgenden  Mitgliedern :  Lord  Dunedin  (Lord  Justice 
General  and  Lord  President  of  the  Court  of  Session  in  Schott- 
land); Sir  William  T.  Lewis,  ein  bekannter  Kohlengrubenbesitzer 
in  Süd-Wales;  Sir  Godfrey  Lushington,  ehemaliger  Unterstaats- 
sekretär im  Ministerium  des  Innern;  der  Right  Honorable  Arthur 
Cohen,  K.  C,  ein  wohlbekannter  Jurist  und  Kenner  der  gewerk- 
schaftlichen Materien  und  endlich  Sidney  Webb,  der  Geschichts- 
schreiber der  Gewerkschaftsbewegung. 

Die  Gewerkschaften  waren  enttäuscht,  daß  kein  Arbeiter  als 
ihr  direkter  Vertreter  der  Kommission  angehörte  und  verweigerten 
deshalb  vor  dieser  zu  erscheinen:  die  vernommenen  Auskunfts^ 
Personen  waren  daher  entweder  Beamte  oder  Personen,  die  der 
Gewerkschaftsbewegung^  feindlich  gec^eiuiberstanden.  Anfangs 
1906  veröffentlichte  die  Kommission  2  Bände,  der  erste  (Cd.  2825) 
enthielt  die  Berichte  und  Notizen  der  Kommission  selbst,  der 
zweite  (Cd.  2826)  die  Zeugenaussagen  und  Beilagen.  Die  beiden 
Bände  geben  uns  eine  ausgezeichnete  Sammhmg  der  crerichtlichcn 
Entscheidungen  und  der  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Bezug  auf 
die  Gewerkschaften,  und  wir  müssen  ihren  Inhalt  kurz  wiederge- 
ben, ehe  wir  das  neue  .Streikgesetz  selbst  betrachten  können. 

Die  Kommission  sagt:  Der  Gcj^enstand  unserer  Nachforsch- 
ungen kann  in  drei  verschiedene  ieile  /irleL^t  werden:  a)  die 
Haftbarkeit  der  Gewerkschaftskas.sen  für  ungeset/lichcs  Vorgehen 
der  Vertreter  der  Gewerkschaften  ;  b)  die  kodifizierte  Geset/.i;e- 
bung  {Statute  Lazc)  betreffend  Postenstthcn,  und  andere  Vor- 
kommnisse bei  Streiks;  c)  die  Gesetzgebung  über  stratbare  Ver- 
einbarungen {Cons/>iraij )y  soweit  diese  die  Gewerkschalleii  angeht. 

Wir  werden  im  folgenden  diese  drei  Abschnitte  behandeln. 

I. 

Vor  dem  Inkrafttreten  des  Gewerkschaftsgesetzes  vom  Jahre  1871 
wurden  diese  als  ungesetzliche  Vereinigungen  angesehen,  weÜ 
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sie  eine  Einschränkung^'  der  freien  Konkurrenz  darstellen.  Sic 
genossen  deshalb  keinen  gesetzlichen  Schutz  5:e«:^en  Iktrügereien 
seitens  ihrer  eigenen  Beamten.  Die  Gesetzgebung  gab  ihnen  nun 
gewisse  qualifizierte  Rechte : 

»Sektion  II.  Die  Zwecke  eines  Gewerkvereins  sollen  nicht 
sdion  deshalb  als  ungesetzliche  angesehen  werden,  weil  derselbe 
die  freie  Konkurrenz  einschränkt,  sodaß  die  Mitglieder  des  Vereins 
einer  strafrechtlichen  Verfolgung  wegen  strafbarer  Vereinbarungen 
oder  sonstwie  ausgesetzt  seien. 

Sektion  III.  Die  Zwecke  eines  Gewerkvereins  sollen  nicht 
schon  deshalb  für  ungesetzlich  gelten,  weil  er  die  freie  Konkur- 
renz einschränkt,  sodaß  schon  dadurch  ihm  gegenüber  oder  von 
ihm  übernommene  Verpflichtungen  ungültig  oder  gesetzUch  an- 
fechtbar wären. 

Sektion  IV.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sollen  nicht 
dazu  verwendbar  sein,  Schadensersatz  auf  gerichtlichem  Wege  zu 
erlangen,  für  die  Nichteinhaltung  einer  der  folgenden  Vereinba- 
rungen : 

1.  Irgendwelche  Vereinbarung  unter  den  Mitgliedern  eines 
Gewerkvereins  über  die  Bedingungen,  unter  welchen  zeitweilig 
demselben  angehörende  Mitglieder  ihre  Waren  verkaufen  oder 
nicht  verkaufen,  Geschäfte  abschließen,  einen  Arbeitsvertrag  als 
Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  eingehen. 

2.  Ii^endwelche  Vereinbarung  wegen  der  Zahlung,  seitens 
tigend  einer  Person,  eines  Beitrages  oder  einer  Strafe  an  einen 
Gewerkverein. 

3.  Irgend  eine  Vereinbarui^  über  die  Verwendung  der  Kas- 
senbestände  eines  Gewerkvereins  zu  den  folgenden  Zwecken: 
a)  den  Mi^liedem  Vorteile  zuzuwenden  oder  b)  einem  Arbeit- 
geber oder  Arbeitnehmer,  der  nicht  Mitglied  eines  solchen  Ge- 
werkvereins ist,  Beiträge  zukommen  zu  lassen,  damit  ein  solcher 
Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  sich  den  Vorschriften  oder  Be- 
schlüssen eines  solchen  Gewerkvereins  unterwirft,  oder  c)  um  eine 
Geldstrafe,  die  von  einem  Gerichtshöfe  verhängt  worden  ist,  zu 
zahlen. 

4.  Irgend  welche  Vereinbarung  zwischen  verschiedenen  Ge- 
werkvereinen. 

5.  Irgend  ein  Vertrag  oder  Schuldschein  oder  sonstige  Ver- 
pflichtung, dessen  Zweck  es  ist,  die  Ausfühnmg  der  oben  genann- 
ten Vereinbarungen  zu  sichern. 
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jedoch  soll  durch  keine  BestHunuin-en  dieses  Paragraphen 
irgend  eine  der  oben  genannten  Vereinbarungen  zu  einer  unge- 
setzlichen gemacht  werden.« 

Der  Majoritätsbericht  der  Kommission  sagt  hterüber:  »Die 
Wirkung  dieses  Teils  des  Gesetzes  ist  gewesen,  daß  die  Gewerk- 
vereine nicht  mehr  als  ungesetzliche  Vereinigungen  angesehen 
wurden,  und  deshalb  die  Hilfe  der  Gerichte  zwecks  Schutz  ihrer 
Kassen  in  Anspruch  nehmen  konnten;  jedoch  gab  das  Gesetz 
keinerlei  Handhabe  zur  Sicherung  von  Vereinbarungen  zwischen 
Gewerkvereinen  und  ihren  Mitgliedern,  oder  zwischen  Gewerk- 
vereinen und  Außenstehenden  die  Hilfe  der  Gerichte  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Das  Gesetz  sagte  nichts  über  die  zivilrechtliche  Haftung 
der  betreifenden  Vereine,  aber  eines  der  Resultate  des  Gesetzes 
war,  daß  die  Gewerkvereine  zivilrechtUch  klagen  konnten.  Vor 
1871  war  ein  Gewerkverein  nichts  weiter  als  eine  Vereinigung 
von  Individuen  und  vorher  wie  nachher  hätte,  wenn  alle  ein- 
zelnen Mi^lieder  auf  Schadenersatz  verklagt  worden  wären  und 
ihre  Schuld  resp.  die  ihres  Vertreters  nachgewiesen  worden  wäre, 
das  Eigentum  der  einzelnen  Mitglieder  mit  Einschluß  des  gemein- 
samen Vereinsvermögens  zum  Schadensersatz  herangezogen  wer- 
den können.« 

Die  tatsächliche  Unmöglichkeit,  die  sämtlichen  Mitglieder 
eines  großen  Gewerkvereins  einzeln  zu  verklagen,  machte  aber 
derartige  Klagen  überhaupt  unmöglich,  und  gab  den  Gewerkver- 
cinen  eine  tatsächliche,  wenn  auch  außergcsctzliciic  Immunität. 
Sie  hatten  auch  vorher  in  dieser  Hinsicht  keinerlei  Grund  zu 
Klagen  gehabt  und  es  wurde  daher  in  den  der  1871er  ( »eseu- 
gebung  vorhergehenden  VerhanLllungen  über  die'^en  Punkt  nicht 
gesprochen.  Diese  imnuinität  dauerte  bis  zum  Jahre  1SS3;  da- 
mals erschien  eine  Vnrschritt  des  höchsten  Gcrichtshotes  (CJeneral 
Order  Nr.  16,  Rule  91.  welche  l)esagte,  »Wenn  zahlreiche  Betci- 
li;^te  das  ;^Ieiche  Intere^-se  in  einer  Sache  oder  einem  Falle  haben, 
SU  soll  l  ine  uder  einige  dieser  Personen  klagen  oder  verklagt 
werden  k«»nnen  oder  von  einem  Gerichtshof  oder  Richter  autori- 
siert \\c  i(!(  II  können,  in  einer  solchen  Sache  oder  Angelegenheit 
die  Verteidigung  zu  führen  oder  übernehmen,  für  oder  zum  \'or- 
tcil  aller  solcher  interi'^^iertcr  Personen:.  Hierdmch  wurde  es 
lUugUch,  einen  Gewerkverein  zu  verklagen,  indem  man  seine  Be- 
amten verklagte.  Damit  hörte  aber  die  oben  erwähnte  Immuni- 
tät aut,  jeduch  wurde  die  Möglichkeit  der  Anwendung  der  oben 
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erwähnten  Vorschrift  auf  diese  Mati  rii-  10  Jahre  lang  übersehen 
und  dann  entschied  der  .\j)i)elI;4erichishol  in  dem  Falle  Temper- 
ton V.  Russell  (iJ^y3j,  daß  die  X'orschrift  hier  nicht  amvriidbar 
sei.  Diese  Entschcidiini^  wurde  jedoch  durch  das  Haus  ut  Lords 
als  höchster  Gerichlshuf  im  Jahre  ickdi  im  Kalle  Ilerzo;^^  von 
Bedford  v.  Ellis  u.  a.  unigcstulSen,  intlem  entschieden  wurde, 
daß  die  erwähnte  Vorschrift  l6.  Rule  9  allgemein  anzuwenden 
sei.  I  )as  Privileijium  der  Gcwerkvereinc.  \\  elch<\s  nicht,  wie  ge- 
wöhnlich irrtümlicherweise  angenommen  wurde,  tlurch  das  (icsetz 
vom  Jahre  1871  geschaffen  wurden  war,  sondern  nur  das  Resul- 
tat einer  Lücke  in  jener  Gesetzgebung  war.  und  das  seit  1883 
infolge  von  Unwissenheit  und  seit  iSg^  inloige  einer  irrtüuiHchen 
Auslegung  der  erwähnten  zivilprüzcs>ualischen  Vorschrilt  bestan- 
den hatte,  war  nun  vollständig  hinweggeräumt.  Das  Resultat 
zeigte  sich  sofort  m  dem  bekannten  fatj  i  falle,  der  im  Jahre 
J901  vom  Haus  of  Lords  entschieden  wurde.  Hier  wurde  der 
Gewerkverein  der  vereinigten  Eisen bahnangestcllten  und  seine 
Beamten  von  der  Taffe-Vale>Eisenbahngcsellschaft  auf  Schadens- 
ersatz verklagt,  weil  er  die  Angestellten  dieser  Gesellschaft  zum 
Verlassen  ihrer  Arbeit  veranlafk  und  den  Verkehr  auf  den  Linien 
der  Gesellschaft  durch  Streikposten  und  andere  ungesetzliche 
Mittel  gestört  habe.  Der  Gewerkverein  mußte  23000  Pfund  Ster- 
ling (über  460000  Mk.)  Schadenersatz  zahlen.  Von  diesem  Au- 
genblicke  an  wurde  die  Wiederherstellung  des  bis  zur  Entschei- 
dung dieses  Falles  herrschenden  Zustandes  zum  Schlachtruf  der 
Gewerkschaften.  Sie  verlangten»  daß  das  Privilegium»  welches  sie 
solange  de  facto  genossen  und  das  sie,  wie  sie  behaupteten, 
nie  mißbraucht  hatten,  ihnen  jetzt  auch  de  iure  gewährt  wer- 
den solle. 

Ueber  diese  Forderung  sagt  der  Majoritätsbericht  der  Kom- 
mission das  Folgende :  »Wenn  wir  die  Frage  vom  Standpunkte  der 
Gerechtigkeit  und  der  Billigkeit  aus  betrachten,  so  erscheinen  die 
Einwendungen  gegen  eine  Aenderung  des  durch  die  Taff-Vale 
Entscheidung  geschaffenen  gesetzlichen  Zustandes  als  unwider- 
leglich. Es  gibt  keinen  Satz,  der  so  elementar,  so  allgemein  gültig 
und  so  notwendig  ist,  als  der,  daß  der  Uebeltäter  gezwungen 
werden  soll,  das  begangene  Uebel  wieder  gut  zu  machen.  Wenn 
Gcwerkvereinc  von  dieser  Verpflichtung  befreit  werden,  so  würden 
sie  die  einzige  Ausnahme  bilden  und  dann  sollte  diese  Ausnahme 
aufgehoben  werden.    Es  widerstrebt  der  innersten  Idee  von 
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Gesetz,  Ordnung  und  (ÜMcchtiLikcit,  daß  große  und  mächtige 
Vereinigungen  dauernd  die  Freiheit  haben  sollen,  ihr  Vermögen 
dazu  zu  verwenden,  andere  zu  bekriegen  und  hierdurch  jenen  anderen 
Schaden,  vielleicht  in  der  Höhe  von  vielen  tausend  Pfunden  zu- 
zufügen, ohne  sich  der  Gefahr  auszusetzen,  für  den  getanen  Schaden 
mit  ihrem  Vcrniü<^en  einstehen  zu  müssen.  Aus  welchen  Cjrun- 
den  könnte  ein  deraiti;^er  Anspruch  gewährt  werden?  Die  Ge- 
werkvereine wurden  ursj)rünglich  als  ungesetzliche  Vereini^ningen 
angesehen,  aber  sie  haben  bewiesen,  daß  sie  ein  Recht  auf 
Existenz  und  freie  Bewegung  haben.  Nachdem  sie  dies  getan 
haben,  können  sie  aber  nicht  verlangen,  daß  man  von  ihnen  mehr 
sage,  als  daß  sie  Einrichtungen  seien,  die  der  Allgemeinheit  Nutzen 
bringen.  Das  Gleiche  tun  aber  viele  andere  Einrichtungen,  z.  B. 
Banken,  Eisenbahnen,  Versicherungsgesellschaften  u.  s.  w.  Es 
mag  richtig  sein,  daß  man  dafür  gesorgt  hat,  daß  die  Gerichts- 
höfe nicht  in  der  Lage  sein  sollen,  die  Erfüllung  von  Vereinbar- 
ungen zwischen  Gewerkvereinen  und  ihren  Mitgliedern  in  der 
gldchen  Weise  zu  erzwingen,  wie  sie  dies  im  Falle  von  Aktionären 
oder  Versicherten  in  den  oben  genannten  Institutionen  tun  können. 
Aber  wenn  Gewerkvereine  infolge  ihrer  eigenen  Tätigkeit  mit 
AulSenstehenden  in  Konflikt  kommen  und  diesen  Außenstehenden  « 
Schaden  zufügen,  so  ist  kein  Grund  erfindlich,  weshalb  sie  eine 
bessere  gesetzliche  Stellung  einnehmen,  als  jedes  andere  Individuum, 
Vereinigung  oder  Einrichtung.  Derartige  Ansprüche  sind  aller* 
dings  in  früheren  Zeiten  von  der  Kirche  gegenüber  der  staatlichen 
Autorität  erhoben  aber  konsequenterweise  abgelehnt  worden. 
Was  man  der  Religion  nicht  hat  zugestehen  wollen,  sollte  man 
unseres  Ennessens  den  Gewerkvereinen  verweigem<. 

Soweit  waren  sich  alle  Mitglieder  der  Kommission  einig ;  L.ord 
Dunedin,  Mr.  Arthur  Cohen,  und  Mr.  Sidney  Webb  gingen  jedoch 
weiter,  indem  sie  die  besondere  Struktur  der  Gewerkvereine  an> 
erkannten,  die  oft  nur  lose  zusammenhängende  Vereinigungen 
mit  fast  unabhängigen  Zwetg^vereinen  sind,  und  empfahlen,  »daß 
Mittel  an  die  Hand  gegeben  werden  sollten,  durch  welche  die 
Zentralverwaltung  eines  Gewerkvereins  sich  gegen  die  Handlungen 
von  Zweigvertretem  schützen  könnten,  wenn  diese  von  ihnen 
nicht  autorisiert  und  sofort  widerrufen  werden  c.  Sie  rieten  femer, 
daß  man  den  Gewerkvereinen  erlauben  solle,  ihre  Hitfskassen- 
fonds  getrennt  von  ihrem  allgemeinen  Vermögen  zu  verwalten, 
sodaß  erstere  zu  Schadensersatzansprüchen  nicht  herangezogen 
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werden  konnten,  solange  sie  nicht  zu  Streüc  und  anderen  Zwecken 
Verwendung  finden. 

II. 

Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  Streikpostenstehen  finden 
sich  in  Sektion  7  des  Conspiracy  and  PraUetion  of  Property  Act 
(38  und  39  Vic.  Cap.  86): 

»Jede  Penon,  die  mit  der  Absicht  eine  andere  Person  su  swingen,  irgend  eine 
Handlang  xa  begeben  oder  sie  an  irgend  einer  Kandlimg  zn  verhindern»  die  eine 
solche  andere  Person  ein  gesetzliches  Recht  za  tun  oder  zu  unterlassen  ba^  un- 
rechter Weise  und  ohne  gcset/liche  AsitoritSt 

II  (iewait  anwendet  oder  solche  ändert-  iVrson  oder  seine  Frau  oder  Kinder 
einschütlitert  oder  sein  Eigentum  beschädigt,  oder 

2)  einer  solchen  Person  dauernd  von  Ort  zu  Ort  folgt,  oder 

3)  irgendwelche  Werkzeuge,  Kleider  oder  sonstige  Gegenstinde,  die  einer 
solchen  anderen  Person  gehören  oder  von  ihr  benntzt  werden,  versteckt  oder  ihr 
dieselben  wegninunt*  oder  sie  in  der  Benntsang  derselben  hindert,  oder 

4)  des  Yi»m  oder  iq^nd  einen  anderen  Plats,  wo  eine  solche  andere  Person 
wohnt  oder  arbeitet,  oder  ihr  GcschMfc  betreibt,  oder  sich  za/Utig  anfbilt  oder  den 
Weg  SU  einem  solchen  Hause  oder  Platze  überwacht  und  absperrt,  oder 

5)  einer  solchen  Person  mit  2  oder  mehr  anderen  Personen  in  ungel'Uhrlicher 
Weise  auf  eiiier  Straße  oder  Chauübee  nachlHuft,  <;nn,  wenn  er  dessen  überführt 
ist,  entweder  eine  (ieidstrafe  nicht  über  20  l'fd.  Slerl.  aahkn,  oder  eine  Gefängnis- 
strafe iiiclii  Uber  3  Monate  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit  erhalten.  Das  sich  Auf- 
halteu  in  oder  nahe  bei  einem  Hause  oder  Platte,  wo  eine  Person  wohnt  oder 
arbeitet  oder  beschiftigt  ist  oder  sich  auf hKlt  oder  auf  dem  Weg  sn  einem  solchen 
Hanse  oder  Pletae,  nur  in  der  Absieht  Information  an  erhalten  oder  mitsateUen, 
soll  nkht  als  Ueberwacben  oder  Absperren  im  Sinne  dieses  Paragraphen  ausgelegt 
werden.« 

Das  Recht  in  friedlicher  Weise  zu  streiken,  war  so  gesichert 
und  zwei  Mittel,  den  Streik  zu  betreiben,  standen  den  Gewerk- 
schaftlern zur  Verfügung,  nämlich  Information  zu  erhalten  und 
weiterzugeben.  Aber  ein  drittes  Mittel  war  sehr  stark  beschränkt, 
nämlich  das  der  Ueberredung,  und  es  ist  von  autoritativer  Seite 
im  Falle  Lyons  v.  IVilkens  (1896)  ausgesprochen  worden,  daß  es 
eine  Uebertretung  des  Gesetzes  sei,  ein  Haus  zu  bewtichcn  oder 
vor  demselben  zu  stehen  zum  Zwecke  friedlicher  Ueberrednns^ 
Es  liegt  auf  der  Hand,  (laß  es  auiSerordentlich  schwierig  sein 
würde,  in  einem  bestimmti-n  I-"alle  diese  drei  Tatsachen  au<;- 
einanderzuhalten  und  diejenigen  Vereine,  die  nicht  alle  oder  bei- 
nahe alle  Arbeiter  ihres  (jewerkes  umfassen  —  und  dies  sind  bei 
weitem  die  meisten  —  und  deshalb  auf  Streikpostenstehen  ange- 
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wiesen  sind,  um  andere  Arbeiter  zu  sich  herüberzuziehen,  fühlten, 
daß  CS  von  jetzt  ab  unmöglich  sei,  einen  Streik  innerhalb  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  durchzuführen.  Andererseits  fühlten  sich 
die  Arbeitgeber  von  keiner  anderen  Waffe  so  stark  getroffen,  als 
vom  Streikpostenstchcn,  das  sie  als  I"inschüchterung  emjifanden. 
Die  drei  der  Majorität  angchi  »ritten  Mitglieder  der  Ktimmission 
sagten  hii  iiilter:  »Das  Hcweisniatii ial,  das  uns  über  diesen  Punkt 
vorgelegt  worden  ist.  erscheint  uns  überwältigend  und  ist  von  den 
Gewerkvereinen  in  keiner  Wci<^c  wicU  rlegt  worden  Die  Methode 
des  Ueberwachens  und  Abspcrrcns  /um  /wecke  Iriedlicher  Ueber- 
redung  ist  in  Wirklichkeit  eine  ctuitradiclio  in  adjecto.  Streik- 
postenstehen, einerlei  wie  es  ausgeführt  wird,  wenn  es  darin  be- 
steht, das  betreffende  1  laus  u.  s.  w.  zu  überwachen  und  abzu- 
sfierren,  ist  iniinei  und  seiner  Natur  nach  eine  Unannehmlichkeit 
für  die  so  behandelte  rer>on,  besonders  da  das  Gesetz  die  Zahl 
der  Personen,  die,  um  Infonnation  zu  bekommen  oder  mitzuteilen 
daran  teilnehmen  dürfen,  oder  die  Länge  der  Zeit,  während  der 
eine  solche  Teilnahme  erlaubt  ist,  nicht  festsetit.  Daher  ist  das 
Streikpostenstehen  immer  der  Ausübung  von  Zwang  gleichzustellen 
und  es  ist  zweifellos,  daß  die  Gewerkvereinc  sich  dieses  Mittels 
systematisch  bedienen,  weil  sie  durch  dasselbe  einen  Druck  aus- 
üben können.  Es  liegt  auf  der  Hand,  wie  leicht  es  sein  muß 
von  einfacher  Ueberrcdung  zu  Schmähungen  und  von  Schmähungen 
zu  Drohungen  und  Gewalttätigkeiten  überzugehen.  Ein  großer 
Teil  der  Fälle  tädicher  Angriffe,  welche  in  Streikzeiten  vorkom- 
men, entstehen  direkt  oder  indirekt  aus  dem  Streikpostenstehen. 
Gleichzeitig  haben  alle  Zeugen  zug<^eben,  daß  das  wirkliche 
Schlechte  im  Streikpostenstehen  in  ungesetzlicher  Einschüchterung 
besteht,  d.  h.  es  wird  in  dem  Geist  einer  solchen  Person  die 
Vorstellung  erweckt,  daß  ihm,  seiner  Frau  oder  seiner  Familie 
gegenüber  Gewalt  angewendet,  oder  daß  sein  Eigentum  geschä- 
digt werden  könne;  einige  der  Zeugen  waren  der  Ansicht,  daß 
Streikpostenstehen  durch  eine  oder  zwei  Personen  keinen  schlech- 
ten Effekt  haben  könne.  Es  muß  darauf  hingewiesen  werden, 
daß  wenn  das  Streikpostensteh cn  ein  »Unfug«  ist,  es  gesetzlich 
verhindert  werden  kann,  und  (lal>  ein  Gewerkverein,  der  einen 
seichen  Unfug  veranlaßt,  sich  schadenersatzpflichtig  macht.  Die 
Ueberlegung,  daß  das  Recht  zum  Streik,  wenn  derselbe  nicht  mit 
Kontraktbruch,  Zufügung  von  Schaden  oder  Verbrechen  verbun- 
den ist,  ein  gesetzliches  und  auch  von  fast  allen  Arbeitgebern  als 
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solches  anerkannt  wird,  involviert  unserer  Ansicht  nach  das  Recht 
andrrc  /um  Streik  zu  übenrdcn.  Wir  p^lauben  daher,  daß  dies 
Recht  gesichert  werden  und  zii*;leich  dii-  rinschiichterndc  Wir- 
kung des  Strcikj)<)stenstchenb  beseitigt  werden  könne,  wenn 
die  ol)cn  erwähnte  Ueberwachungs-  und  Absperrun^^sklausel  ge- 
strichi  n  und  dafür  eine  andere  eingesetzt  würde,  durch  welche 
aucli  Absatz  i  aut^chuben  werden  würde,  dahingehend,  »wer 
sich  so  benimmt,  daß  er  eine  berechtigte  Furcht  bei  irgend 
einer  Person  erweckt,  daß  Gewalt  gegen  ihn  oder  seine  l'aiiuhe 
zur  Anwendung  kommen  könne,  oder  sein  Eigentum  beschädigt 
werden  würde  <. 

Sir  Godfrcy  Lushington  und  Sir  W.  T.  Lewis  empfahlen  da- 
gegen, daß  die  bi^erige  Klausel,  die  Ueberwachen  und  Absperren 
zu  dem  alleinigen  Zweck  Information  zu  geben  oder  zu  empfangen 
ertaubt,  aufgehoben  und  so  Streikpostenstehen  im  Interesse  der 
persönlichen  Freiheit  der  Arbeiter  als  ungesetzlich  erklärt  werden 
solle.  Es  ist  bezeichnend,  daß  die  Regierung  im  Jalire  1875 
geweigert  hatte,  das  Wort  »friedfertige  Ueberredung«  in  ihren 
Gesetzentwurf  aufzunehmen,  weil  dieser  Sinn  schon  in  der  Fassur^ 
des  Gesetzes  darin  Hege.  Aber  die  Gerichtshöfe  haben  anders 
entschieden. 

III. 

Das  englische  Gesetz  über  strafbare  Vereinbarungen  ist,  sagt 
der  Majoritätsbericht,  »besonders  verwickelt  und  es  ist  wahrschein- 
lich umnögUcb,  die  verschiedenen  Meinungen  und  Aussprüche, 
die  von  Richtern  und  autoritativen  Schriftstellern  über  dasselbe 
abgegeben  worden  sind,  zu  einem  einheitlichen  Inhalt  zu  ver- 
schmelzen«. Sektion  3  des  Gesetzes  von  1875  bestimmt:  »Eine 
Vereinbarung  oder  Vereinigung  zwischen  zwei  oder  mehr  Perso- 
nen,  irgend  eine  Handlung  zur  Vorbereitung  odci  zur  Förderung 
eines  Lohnkampfes  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu 
begehen  oder  andere  zu  ihrer  Begehung  zu  veranlassen,  soll  nicht 
als  eine  strafbare  Vereinbarui)^  angesehen  <>ih^r  verfolgt  werden, 
unter  der  Bedingung,  daß  eine  solche  Handlung,  wenn  sie  von 
einer  einzelnen  Person  begangen  worden  wäre,  nicht  als  Verbre- 
chen strafbar  wäre«.  Hierdurch  wurde  die  Stellung  der  Gewerk- 
vereine i^ejTcnüher  dem  (}esetz  über  strafbare  Vereinbarunj^en 
vollkommen  klar  und  deutlich  f?efiniert.  Aber  es  blieb  noch  die 
zivilrechtliche  Haftbarkeit  für  solche  V'ercinbarungcn,  eine  Haft- 
Archiv  Tür  Sotiolwissemcbalt  und  SoiialpoUtik.  XXVI.  a.  VJ 
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barkeit,  an  die  im  Jahre  1875   niemand  dachte  wegen  der  schon 
erwähnten  technischen  Unmöglichkeit,   einen   Gewerkverein  auf 
Schadensersatz  zu  verklagen.    In  einer  strafrechtlichen  Verfol- 
gung wegen  strafbarer  Vereinbarung  ist  schon  die  Verabredun|4 
ein  Verbrechen,  ganz  abgesehen  von  der  aus  ihr  resultierenden 
Tat.     Damit    dageg(^n    eine    zivilrechtliche    Klage  eingebracht 
werden  kann,  muß  zuerst  etwas  getan  werden  aus  dem  Schaden 
entsteht  —  die  einfache  Verabredung  Schaden  zu  tun,  genügt 
nicht  zur  Einbringung  einer  Klage.    Der  I'*all   (Juinn  Liatlitfu 
der  im  Jahre  1901  vom  Haus  of  Lords  entschieden  wurtle,  zeigte, 
daß  ein  Gewerkverein  erfolgreich  verklagt  werden  könne  dafür, 
daß  er  die  Kunden  eines  Mannes,  mit  dem  er  in  Lohnstreitigkeiten 
stand,  veranlaßte  mit  jenem  keine  Geschäl u:  zu  machen,  und  da- 
für, daß  er  seine  Angestellten  veranlaßte  kontraktbrüchig  zu  wer- 
den.   Jemanden  zum  Kontraktbruch  zu  verleiten  ist  an  und  für 
sich  schon  eine  strafbare  Handlung  —  vgl.  Lumely  v.  Gye  (2  E. 
und  B.  216).  —  Aber  der  Fall  Quinn  v.  Leatlum  traf  die  gesamte 
Tätigkeit  der  Gewerkvereine.   Der  Majoritätsbericht  bemerkt  hier- 
zu: »Die  Entscheidung  Quimt  v.  Leathem  zeigte  klar,  daß  eine 
Schadensersatzklage  auf  Grund  jeder  Verabredung  Schaden  zu  tun 
oder  zu  verletzen  basiert  werden  kann  und  es  liegt  augenschein- 
lich in  der  Natur  des  Streik,  diejenigen,  gegen  die  er  gerichtet 
ist,  zu  schädigen.   So  könnte  auf  Grund  der  Entscheidung  Quinn 
V.  Leathem  zusammen  mit  derjenigen  über  den  Taff-Vate-Fall  das 
Eigentum  der  Gewerkschaften  zum  Schadensersatz  herangezogen 
werden,  selbst  wenn  keinerlei  Verleitung  zum  Kontraktbruch  vor- 
liegt«.  Und  der  Bericht  schloß  daraus,  »daß  gerade  wie  bei  dem 
Gesetz  von  1875  bestimmt  war,  daß  den  Gewerkvereinen,  die 
notwendigerweise  in  der  Form  von  Vereinbanmgen  handeln  müs- 
sen, für  den  Fall  von  Lohnstreitigkeiten  eine  besondere  rechtliche 
Stellung  eingeräumt  werden  solle«,  so  solle  auch  die  damals  ge- 
währte Immunität  von  strafrechtlicher  Verfolgung  jetzt  auf  ziviU 
rechtliche  Klagen  ausgedehnt  werden.   Es  ist  beachtenswert,  daß 
Sir  Godfrey  Lushington  sich  dieser  Empfehlung  in  einem  eindring- 
lichen Memorandum  anschloß,  in  dem  er  die  ganze  Materie  einer 
genauen  Analyse  unterzog.    Er  sagt:   »Das  Wesen  einer  Ver- 
schw<irung,  die  beabsichtigt  Schaden  zu  tun  -    eine  strafrecht- 
liche üebcrtretung,  die  zivilrechtliche  Haftbarkeit  für  allen  etwa 
verursachten  Schaden  mit  sich  bringt  —  liegt  darin,  daß  sie  eine 
Vereinbarung  ist,  etwas  zu  tun,  was  an  sich  nicht  strafbar  ist; 
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dieses  wird  noch  verstärkt  dadurch,  daß  die  den  Vereinigungen 
verbotenen  Handlungen  durch  das  Gesetz  nicht  spezifiziert  sind, 
weder  in  irgend  einem  Spezialgesetz,  noch  dadurch,  daß  sie  in 
irgendwelcher  Weise  beschrieben  werden,  in  der  Art  wie  gewöhn- 
liche  Handlungen  absichtlicher  gemeinsamer  Schadenzufügung 

spezifiziert  werden   Das,  was  nach  Gewohnheitsrecht  {  ComtnaH 

Law)  eine  berechtij^te  Ursache  oder  Entschuldigung  für  der- 
artige 1  landlun^en  ilarstellt,  wird  durch  die  richterliche  Ent- 
scheidung; bestimmt  und  f^enau  genommen  liefet  die  Ausle- 
gung des  Gesetzes  dem  Richter  imd  nicht  den  Geschworenen  ob. 
Es  würde  die  <:jesamten  juristischen  ( iepHo^^enhciten  revolutio- 
nieren, wenn  der  wegen  einer  gesetzlichen  l'ebertretung  Verklagte 
in  der  Lage  wäre,  sich  auch  auf  eine  moralische  Berechtigung  zu 
lierufen  und  der  Richter  und  die  Geschworenen  verpflichtet  wären, 
oder  wenigstens  die  1  reiheit  hätten,  eine  solche  I  jitschuldigung  zu 
akzeptieren.  Ich  möchte  hinzufügen,  daß  in  einem  Falle,  der  mir 
bekannt  ist,  die  Beziehung  auf  das  Eigeninteresse  —  unterschie- 
den von  dem  des  Rechtes  —  seitens  des  Angeklagten,  vom  Ge- 
richt als  eine  gerechte  Ursache  oder  Entschuldigung  anerkannt 
worden  ist;  aber  im  Ealle  von  Verabredungen,  die  eine  Schädi- 
gung beabsichtigen,  ist  die  Praxis  der  Gerichte  eine  andere.  In 
diesem  Falle  ist  der  Schaden  undefinierbar  und  ebenso  daher 
dessen  Rechtfertigung.  Mit  einer  einzigen  Ausnahme  ist  nir> 
gends  festgestellt,  worin  eine  solche  Reditfertigung  bestehen 
soll.  Sonst  besteht  die  Rechtfertigung  in  dem,  was  Richter 
und  Gesdiworene  als  eine  solche  ihrem  Gewissen  nach  akzep^ 
tieren  wollen.  In  anderen  Worten :  eine  moralische  Recht- 
fertigung ist  möglich ;  die  Folge  ist,  daß  seitens  des  Gerichtshofes 
einerseits  der  Entschuldig^rund  des  Selbstinteresses  auf  Seite 
der  Beklagten  in  Erwegung  gezogen  werden  kann  (trotzdem  in 
Gewerkschaftsföllen  wenigstens  diese  Entschuldigung  selten  als 
berechtigte  Ursache  oder  Entschuldigung  akzeptiert  worden  ist) 
und  auf  der  anderen  Seite  der  Beweis  des  Vorhandenseins  von 
Bosheit  oder  schlechter  Absicht  irgend  einer  Art,  da  solche  mit 
moralischer  Rechtfertigung  unvereinbar  sind,  das  Nichtvorhanden- 
sein einer  gerechten  Ursache  oder  Entschuldigung  beweisen.  Das 
Endresultat  von  alledem  ist,  daß  die  Rechtsprechung  über  Verein- 
barungen mit  der  Absicht  Schaden  zu  tun,  wie  sie  in  dem  Falle 
Quinn  v.  Leathem  festgestellt  worden  ist,  die  Entscheidung  in 
die  Hände  von  Richter  und  Geschworenen  legt,  ob  sie  ein  bc- 
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liebiges  gemein5?ames  Vorgehen  als  klagbar  und  —  ausgenommen 
soweit  als  die  Gesetzgebui^  von  1875  dies  verhindert  —  als 
strafrechtlich  bclangbar  ansehen  wollen  oder  nicht. 

Durch  diese  Entscheidung  werden  zweifellos  Arbeiter,  die  im 
Lohnkampf  stehen,  ganz  besonders  hart  getroffen;  man  braucht 
nur  den  Verlauf  einer  Klac^c  wej][cn  Vereinbarung^  Schacien  zu 
tun,  wie  sie  ^e^cn  Arbeiter  wei^u-n  ihres  Verhaltens  in  einem 
Streilv  emgebracht  werden  kann,  zu  betrachten  :  Als  schäcüt^ende 
Tat  kann  man  beliebig  iru;end  eine  mit  dem  Streik  zusammen- 
hängende iatsache  heraussuchen,  z.  B.  die  Ankündigung^  des 
Streiks  gegenüber  dem  Arbeitgeber  oder  den  Versuch,  durch 
Uel)errechmL;  oder  Zahlung  (aber  nicht  durch  Einschüchterung) 
Arbeiter  zum  Niederlegen  der  Arbeit  (jedoch  ohne  Kontraktbruch) 
zu  voranlassen  oder  dazu,  sich  nicht  in  die  Dienste  eines  solchen 
Arbeitgebers  zu  begeben,  oder  einen  sekundären  Streik  zu  be- 
ginnen. Das  tiesetz  ninmit  an,  daß  diese  Handlungen  dem 
einzelnen  Individuum  nicht  verboten  sind,  weder  durch  strahccht- 
liche  noch  durch  zu  ilrechtliche  Bestimiiiuii^.  Aber  trotzdem  wird 
es  dem  Kläger  keinerlei  Schwierigkeiten  bereiten  nachzuweisen, 
daß  Uini  ein  wirklicher  Schaden  angetan  worden  ist.  Ein  Streik 
ist  ein  industrieller  Krieg.  Hierin  liegen  schon  ohne  weiteres 
alle  Elemente  einer  Vereinbarung,  Schaden  zu  tun.  Als  Recht- 
fert^ung  hierfür  können  die  Beklagten  nur  das  Eigeninteresse 
anführen.  Hiergegen  kann  der  Kläger  die  Behauptung  schlecht 
ter  Absicht  anführen,  die  so  ziemlich  unwiderleglich  ist.  Denn 
jeder  Streik,  jede  Einzettatsache  jedes  einzelnen  Streiks  ist  not- 
wendigerweise  eine  feindselige  Handlung,  Die  Streiks  haben  stets 
und  überall  das  Ziel  den  Arbeitgeber  zu  zwingen,  seine  Geschäfts- 
führung in  irgend  einer  Weise  zu  ändern,  genau  wie  der  Arbeit- 
geber als  Ziel  hat,  den  Arbeitern  seine  Arbeitsbedingungen  aufzu- 
zwingen und  dies  wird  vom  Gesetz  als  eine  schlechte  Absicht 
angesehen.  Daraufhin  wird  dann  den  Geschworenen  die  folgende 
Frage  vorgelegt:  »Haben  die  Beklagten  mit  der  Absicht  gehan- 
delt, andere  zu  schädigen  oder  mit  der  Absicht  sich  selbst  Vor- 
teile zu  schaffen,  oder  haben  sie  mehr  mit  der  einen  oder  der 
anderen  Absicht  gehandelt  r  <  Die  Beantwortung  einer  solchen  Frage 
ist  genau  t  Vienso  schwierig  als  wenn  man  sagen  sollte  ob  ein  Sol- 
dat fier  in  der  Schlacht  sein  Gewehr  abfeuert,  hierbei  vorwiegender- 
weise beal)sichtigt,  seinem  Vaterlande  zu  helfen  oder  seinen  Feind 
zu  schädigen.   Aber  die  Geschworenen  sind  gezwungen  eine  Ant- 
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wort  zu  geben  und  diese  Antwort  wird  fast  in  allen  Fällen  eine 
den  Arbeitern  ungünstige  sein.« 

IV. 

Endlich  wünschte  der  Majoritätsbericht,  daß  die  eingeschränkte 
rechtliche  Freiheit  der  Berufevereine  aufhören  und  ihre  vollstän^ 
dige  Gesetzlichkeit  ausdrücklich  bestätigt  werden  solle.  Sie  for- 
mulierten  diese  Empfehlungen  wie  folgt:  Es  möge  ein  Gesetz 
angenommen  werden,  des  folgenden  Inhalts: 

1.  GcwerkTereiae  sollen  als  gesttxlich  berechtigte  Verbindungen  anerkannt 
werden.  9.  Streiks  und  Lohnkümpfe  jeder  Art  (inklusive  Sympathie-  oder  sekundlre 
Streiks)  sollen,  soweit  sie  nicht  von  Verbrechen  oder  Kontraktbrnch  begleitet  sind, 

als  (gesetzmäßige  Bewegungen  anerkannt  werden  and  das  (jcsctz  von  1875  soll  auf 
Sympathie-  ndi  i  sikundarc  Sireiks  ausgedehnt  werden.  3.  Ueberrcdung  zum  Streik, 
d.  h.  zum  Aufgeben  der  Arbeit,  solnnee  die-^  nicht  mir  K  ■tiinikdiruch  verbunden 
ist,  ist  nicht  ungesetzlich.  4.  Keine  Tcrson  soll  nur  aus  dem  'irumle  für  eine 
Handlung,  die  an  und  für  sich  nicht  strafbar  ist,  belangt  werden,  weil  uuie  solche 
Handlung  das  Geschäft,  Gewerbe  oder  die  Beschäftigung  einer  anderen  Person 
stört.  5.  Es  soll  den  Gewerkvereinen  ermiOglicht  werden,  ihre  Hilfskassenfonds  vihi 
Ihrem  sonstigen  Eigentum  za  trennen,  and  die  Ausfflhmng  dieser  Trennung  soll 
bewirken,  daß  die  ersteren  Fonds  nicht  snr  Deckung  irgend  welcher  Schadens» 
anspräche  herangesogen  werden  können.  6.  Es  soll  den  Zentral  Verwaltungen  der 
Gewerkvereinc  ermügliclu  werden,  sich  gegen  unautorisierte  und  sofort  widerrufene 
Handlungen  ihrer  Zweigstellen  zu  schützen.  7.  Den  Gewerkvereinen  ist  das  fakul- 
tniive  Recht  ctnzuriiumcn,  cn1^vt•dcr  n)  Korporniionsrechtc  zu  erwerben,  oder  b)  sich 
den  lkstininiungcn  von  Sektion  4  dos  ( Icui  rk-i  hnftsgesetzes  vom  Jahre  fSyi  rc«p. 
eines  oder  mehrerer  Unterparagraphen  dtssclbtii  zu  entziehen,  wodurch  Gewerk- 
vereine in  die  Lage  kommen  würden,  etnklagbare  Vereinigungen  mit  anderen  Per* 
sonen  oder  ihren  eigenen  Mitgliedern  einzugehen.  S.  Sektion  7  des  Gesetzes  Über 
strafbare  Vereininninge»  und  Eigentumsschutz  {Cetupiraty  and  prHtttüm  0/  Pro» 
ptrty  A€i\  von  1875  ist  durch  Aufhebung  des  Absatz  4  abzvindcra  und  an  Stelle 
desselben  ein  neuer  Absatz  folgenden  Inhalts  zu  setzen  (durch  den  auch  Ab- 
satz I  jener  Sektion  aufgehoben  werden  würde):  »Sich  so  benimmt,  daß  er  bei 
einer  Persott  ilic  hrre chtiple  Furcht  i*rrc^t,  dnß  ihm  o<ler  seiner  P'.Tmilie  (jewalt 
angetan,  oder  scineni  ILigcüium  Schaden  ,'u^>  lLi::t  werde«.  9.  Zu  bestimmen,  dali 
eine  Verabredung  oder  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Tersouen  mit  der  AI»- 
steht  irgend  weldie  }^dlungen  zwedcs  Beginn  oder  Förderung  eines  Streiks  nicht 
zun  Gegenstand  einer  zivilrechtUchen  Klage  gemacht  werden  kann,  ansgenonunen 
wenn  die  Vereinbarung  —  trotz  der  Vorschriften  des  Gesetzes  Aber  strafbare  Ver- 
einbarungen und  Eigentumsschutz  von  1875  —  als  eine  strafbare  Vereinbarung  an- 
gesehen werden  muß. 

Diese  Wünsche  gingen  aus  von  Lord  Dunedin,  Mr.  Cohen 
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und  Mr.  Webb.  Sir  Godfrey  Lushington  erklärte  sich  gegen  Nr. 
5,  6,  7  und  8,  war  aber  mit  Nr.  2,  4  und  9  einverstanden  und 
ebenso  mit  Nr.  3,  dessen  Wirksamkeit  er  aber  noch  auf  Ueber- 
redung,  keinen  Arbeitsvertrag  zu  schließen,  ausdehnen  wollte. 
Sir  William  Lewis'  Vorschläge  entsprachen  unzweifelhaft  den  An- 
sichten eines  großen  Teils  der  Arbeitgeber  und  sollen  daher  hier 
ebenfalls  erwähnt  werden: 

t.  Dafi  kein  Geiets  an^enonuneii  werden  tolle,  durch  welches  die  Entschei- 
dungen in  den  folgenden  FUlen:  T«ff-V«]e,  Lyons  v.  Wilkins  and  Qnbm  Lea* 
them,  deren  gflnstige  Folgen  toq  all  unseren  Zeugen  festgestellt  worden  sind,  wider- 
rufen würden.  2.  Daß  Absatz  3  (a)  der  Sektion  4  des  Gewerkschaftsgesetzes  von 
1871  avfgekoben  werde,  damit  Mitglieder  eines  GewerkTereins  die  Möglichkeit  er- 
hnhtn,  gegen  den  ( Icwerkvcrtin,  dem  sie  nn«;eh'"»ren,  zu  klagen,  wenn  derselbe 
>\ch  weigert,  die  Hiirskasst-rironds,  zu  denen  sie  heiträge  geleistet  liülieii,  ?u  ihrem 
Vurteile  zu  virw  enden,  und  daß  Ah«;at2  4  der  Sektion  4  de«5Sell)eii  <;e>eizes  eheu- 
fftlls  auigchubei)  weide,  damit  Vereiubaruugcn  zwiacheii  Arbcitgcbcrvcrbiindeu  und 
Gewerkschaften  gerichtlich  efaückgbar  wOrden.  3.  Daß  Sektion  7  des  Gesetzes 
Aber  strafbare  Veieinharvngen  n.  s.  w.  von  1875  sf>  geändert  werde»  daß  Ueber- 
wachen  und  Absperren  unter  allen  Bedingungen  strafbar  sei  (Dies  wird  übrigens 
auch  von  Sm  Godfrey  Lushington  in  seinen  Vorscbligen  gewünscht.)  4.  Daß  in 
Hinsicht  auf  die  Mei^  der  Zeugenanasagien  ttlier  die  Grausamkeit  und  Bedrückung 
der  Nichtsrtwerkvereinler,  die  Ausfilhrbarkeit  von  Gesetzen  beraten  werden  möge, 
durch  welche  gegen  Nichtgewerkvereinler  gerichtete  Streiks  unmüglich  gemacht 
werden,  utn  wenn  tunlich  die  bestehende  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit 
zu  verhindern.« 

Diese  WM'schläjijc  würden  dazu  führen,  jeden  Stieik  zu  ver- 
hindern, ohne  irgend  eine  andere  Möglichkeit  an  die  Stelle  zu 
setzen. 

V. 

Die  liberale  Regierung  brachte  nun  im  März  1906  den  fol- 
genden Gesetzentwurf  ein: 

Gesetzentwurf  zur  KcL^'ulierunjT  von  ( li  wcrkvereinen  und  Streiks. 

1.  Der  fi'i^eiiile  r;iiaj»i!»|th  -"11  hnilet  iluii  i  is'rii  1 'ai agraplicu  vun  .Sektion  3 
des  (»csetzes  über  straHmre  Vereinbarungen  umi  KigcntumsschuLz  von  1S75  ein- 
gefügt werden :  >Kne  Handlung,  die  auf  Grand  ehier  Vereinbarung  oder  Verab- 
redung von  zwei  oder  mehr  Personen  erfolgt,  soll,  wenn  sie  mit  der  Absicht  einen 
Streik  herronurufen  oder  einen  solchen  tu  fördern  geschieht,  nicht  gerichtlich 
strafbar  sein,  es  sei  denn,  daß  diese  Handlung  auch  dann  klagbar  wäre,  wenn  sie 
nicht  das  Resultat  einer  solchen  Vereinbarung  oder  \'crabrednng  gewesen  wXre.« 

2.  Es  Soll  tri  tttbt  sein,  daß  eine  oder  mehrere  I'crsonen,  die  auf  ihre  eigene 
Verantwortung  oder  im  Auftrag  eines  Cewerkvercins  bandeln,  mit  der  Absicht  einen 
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Streik  herbtisvfflhren  oder  einen  solchen  su  nttdeni,  friedlich  and  in  vernünftiger 
Weise  sich  bei  oder  nehe  einem  Hetue  oder  Pktee  enf  bellen,  an  dem  eine  Person 
wohnt  oder  arbeitet  oder  ihr  Geschlft  betreibt,  oder  sich  snAUlig  auf  bllti  wenn 
sie  sich  nar  dort  aufhalten,  um  Enfoimation  zu  erhalten  oder  mttsuteileni  oder 
irgend  eine  Person  zu  überreden,  zu  arbeiten  oder  nicht  zu  arbeiten.  Hierdvrch 
wird  die  entsprechende  Bestimmung  des  oben  erwähnten  Gesetzes  von  1S75  auf- 
gehoben. 

3.  Die  iiundlung  emer  I'ersun  in  Ik/u^  auf  das  /iistniKlLkoiimieii  oder  die 
Förderung  eines  Streiks  soll  nicht  schon  aus  dem  Grunde  klagbar  ücia,  Uaü  sie 
das  Gewerbe,  das  Geschäft  oder  die  Besdilftigung  einer  anderen  Person  stört,  oder 
das  Recht  einer  anderen  Person  Uber  ihr  Kapital  oder  ihre  Arbeit  nach  eigenem 
Gntdflnken  sn  disponieren,  in  irgend  einer  Weise  hindert. 

4.  a)  Wenn  ein  Komitee  eines  Gewerkvereins  unter  der  Bedingmig,  daß  es 
zusammengesetzt  ist  wie  weiterhin  erwShnt  wird,  ernannt  worden  ist,  um  im  Auf- 
trage des  Vereins  einen  Streik  durchzuführen,  so  soll  einer  Klage,  durch  die  ver* 
sucht  wird,  das  Eigentum  des  Vereins  zum  Schadenersatz  heranzuziehen  fUr  iigend- 
wclchc  Ilandlnnfjen,  die  sich  auf  die  Herbeiführung  oder  Förderung  eines  Streiks 
beziehen,  nuht  Folpe  gp|,'clKii  utrdcn.  sei  denn,  daß  die  Hnndhinc  vnn  dem 
Komitee  odvr  mju  einer  durch  diesL-^  be.uil trauten  Person  ausgetührt  worden  sei, 
es  soll  jedoch  eine  solche  Person  uichi  alü  Beauftragte  des  Komiices  angeschen 
werden,  wenn  die  Handlung  eine  war,  oder  zu  einer  Klasse  von  Handlungen  ge- 
hörte, die  ausdrücklich  durch  einen  Beschloß  des  Komitee«  verlx>ten  war,  oder 
wenn  das  Komitee  dnich  einen  Beschluß  ausdrflcklich  die  Handlung  desavouiert, 
sobald,  es  von  detsen>en  Kenntnis  erhalt. 

b)  Das  Komitee  kann  entweder  ernannt  sein,  um  ein  für  allemal  die  Streiks 
zu  führen,  in  welche  der  Gewerkverein  verwickelt  wird,  oder  um  Streiks  einer  l>e- 
sonderen  Art  oder  in  einer  tiesonUcren  Ortschaft  oder  i^end  einen  besonderen 
Streik  durchzuführen. 

Der  Inhalt  der  ersten  drei  Paragraphen  hatten  im  ganzen  den 
Beifall  der  Gewerkvereine,  aber  g  4,  der  den  Vorschlägen  der 
erwähnten  Royal  Kommission  folgte  und  einen  Gewerkverein 
verantwortlich  machte  für  die  Handlungen  seines  leitenden  Komitees 
resp,  für  die  nicht  verbotenen  und  nicht  desavouierten  Handlungen 
seiner  Vertreter,  stieß  sofort  auf  den  entschit  cU-m  n  Widerstand 
aller  Arbeitervertreter  im  Unterhaus.  Es  halt  nichts  darauf  hin- 
zuweisen, daß  hiermit  die  Arbeiter  nur  denselben  gesetzlichen 
Vorschriften  über  Vertretimg  und  Bcvollmächtii^unLC  {ag^y)  un- 
terstehen würden,  wie  jeder  andere  Bürger.  Sie  wollten  von  allen 
derartigen  juristischen  Spitzfindigkeiten  nichts  mehr  hören  imd  waren 
aufgebracht  if  i  den  Verlust  eines  Privilegiums  das  sie  nicht 
mißbraucht  hatten,  l'ortwährende  Prozesse  würden,  wie  sie  vor- 
aussahen, den  stärksten  Gewerkverein  zur  Strecke  bringen  und 
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selbst,  wenn  sie  in  solchen  Prozessen  obsiegten,  so  würden  doch 
die  langhinausgesogenen  Verhandlungen  den  Enthusiasmus  ihrer  Mit* 
gliedcr  vernichten.  Sie  forderten  absolute  Immunität  und  drängten 
in  energischem  Tone  auf  die  Annahme  ihres  eigenen  Gesetzent- 
wurfes, zu  dessen  Unterstützung  sich  fast  alle  liberalen  Parlaments- 
mitglieder bei  den  Parlamentswahlen  verpflichtet  hatten.  Die 
Regierung  strich  die  Segel  vor  dem  Sturm,  beide  Entwürfe 
wurden  in  der  zweiten  Lesung  angenommen  und  gleichzeitig 
der  Kommission  vorgelegt. 

VI. 

Die  Mafiregel  erhielt  dann  endgültig  die  Form  des  «folgenden 
Gesetzes : 

Trade  Disputes  Act,  1906  (6.  Edw.  7.  Ch.  47).  (21.  De- 
zember 1906.) 

1.  Der  folgende  Paragraph  soll  hinter  den  ersten  Paragraphen 
von  Sektion  III  des  Gesetzes  über  strafbare  Vereinbarungen  und 

Eigentumsschvitz  von  1875  eingefügt  werden: 

Eine  Handlung,  die  infolge  einer  Vereinbarung  oder  Vereini- 
gung von  zwei  oder  mehr  Personen  geschieht,  soll,  wenn  sie  die 
Veranstaltung  oder  l'örderung  eines  Streiks  zum  Ziele  hat,  nicht 
als  eine  klagbare  Handlung  angesehen  werden,  wenn  sie  nicht 
schon  ohne  eine  solche  Vereinbarung  oder  Vereinigung  an  und 
für  sich  strafbar  sein  würde. 

2.  a)  Es  soll  einer  oder  mehreren  Pcrsf»nen  erlaubt  sein,  die 
entweder  für  sich  selbst  oder  für  einen  Gewcrkvcrrin  oder  für 
einen  Arbeitgeber  oder  eine  I-'itma  handein,  111  \^>rhere^tun;^  oder 
Fördenmi,'  eines  Streiks  sich  in  oder  bei  einem  Hause  oder  l'hitz 
aufzuhalten,  an  dem  eine  Person  wohnt,  oder  arbeitet  oder  ilir 
Geschäft  l>etreil)t,  oiler  sich  zuliillii^  autiiält,  wenn  sii-  ilieses  nur 
ZU  dem  Zwecke  tun  in  Iriedfcrligcr  \\  eise  Information  zu  erhalten 
oder  mitzuteilen  f»der  irgend  eine  Person  in  fi  icdfcrtiger  Weise 
zu  überreden  zu  arbe  iten  oder  mein  zu  aibeiten. 

b)  Sektion  Vll  des  obengenannten  (les(  tzes  wird  hierdurch 
von  den  \\  orten  :  *  Attending  at  or  near«  bis  zum  Ende  der  Sektion 
aufgehoben. 

3.  Eine  Handlung  seitens  einer  Person  zwecks  \'oi  hereitung 
oder  Fcnderuhf;  eines  Streiks  soll  nicht  schon  aus  tJeni  Uiunde 
klagbar  sein,  daß  durch  dieselbe  eine  Person  zum  Kontraktbrucii 
verleitetet  wird  oder  weil  sie  eine  Störung  des  Gewerbes,  Gcschäf- 
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tcs  oder  der  Beschäftigung  einer  anderen  Person  ist  oder  weil 
sie  in  das  Recht  einer  anderen  Person  über  sein  Kapital  oder 
seine  Arbeit  nach  seinem  Gutdünken  zu  vcifiigcn,  eingreift. 

4.  a  \  Ein  Prozeß  gegen  einen  Gewerkverein,  nuj*^e  er  aus 
Arbeitern  oder  aus  Arbeitgebern  bestehen,  oder  gegen  irgend- 
welche Mitglieder  oder  Beamte  desselben . . .  wegen  irgend  einer 
verbrecherischen  Handlung  die  durch  oder  im  Auftrage  des  Ge> 
werkvereins  begangen  sein  soll,  soll  von  keinem  Gerichtshof  an- 
genommen werden. 

b)  Jedoch  soll  keine  Bestimmung  dieser  Sektion  die  Haftbar- 
keit der  Treuhänder  eines  Gewerkvereins  für  die  durch  das  Gc* 
Werkvereinsgesetz  von  187 1  (34  und  35  Vict  c.  31)  Sektion  IX 
erwähnten  Fälle  aufheben,  ausgenommen,  wenn  es  sich  um  irgend 
eine  strafbare  Handlung,  seitens  oder  im  Auftrage  des  Gewerk- 
vereins handelt,  die  sich  auf  die  Vorbereitung  oder  Fdrdenmg 
eines  Streiks  beziehen. 

5.  a)  Dieses  Gesetz  soll  den  Namen  des  Trade  Disputes 
Act  1906  tragen  und  die  Gewerkvereinsgesetze  von  1871  und  1876 
sollen  zusammen  mit  diesem  Gesetze  als  die  Trade  Union  Acts  1871 
bis  1906  bezeichnet  werden, 

b)  Der  Ausdruck  »Gewerkverein«  in  diesem  Gesetze  hat  die 
gleiche  Bedeutung  wie  m  den  Gewerkvereinsgesetzen  von  1871 
und  1876  und  soll  jede  dort  beschriebene  Vereinigung  umfassen, 
auch  wenn  eine  solche  Vereinigung  nur  ein  Zweig  eines  solchen 
Gewerkvereins  sein  sollte, 

c)  In  diesem  Gesetze  und  in  dem  Gesetze  über  strafbare 
Vereinbarungen  von  1875  bedeutet  der  Ausdruck  Sireik  jede 
Streitigkeit  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  oder  zwi- 
schen Arbeitern,  die  sich  bezieht  auf  die  Beschäftigung  oder  Nicht- 
beschäftigun«^  oder  die  Bedingung  der  Beschäftigung  oder  auf  die 
Arbeitsbedingungen  irc;t'ncl  einer  Person  und  der  Ausdruck  Arbeittr 
bezeichnet  alle  IVrsoncn,  die  im  i4anUeI  »»der  Gewerbe  beschäf- 
tigt sind,  i;anz  einerlei,  ob  sie  von  dem  Arbeitgeb;M'  hcschatti|^t 
werden,  der  m  einen  Streik  verwickelt  wird.  In  Sektion  III  d<vs 
letzti;enannten  Gesetzes  sollen  die  \\  orte  »zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern«  gestrichen  werden. 

VII. 

Da  wir  den  lU  richt  der  K()nig!iclu  11  Kommission  ausführlich 
wiedergeben  haben,  so  erübrigt  es  sich  hier,  eine  Darstellung  der 
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paiiamontarLschcn  Debatten  zu  [^L'l)en.  Wir  wollen  uns  aber  kurz 
mit  den  Aendcrungen  beschäftigen,  welche  der  ,ursprünt;lich  i  in- 
gebrachte Gesetzentwurf  erfahren  hat.  Es  ist  bemerkenswert,  daß 
Sektion  I  im  Haus  of  Lords  ohne  Diskussion  angenommen  wurde, 
was  in  Anbetracht  der  großen  Anzahl  bedeutender  Juristen, 
die  demselben  angehören«  schon  m  sich  selbst  ein  Beweis  dafilr 
ist,  als  wie  notwendig  diese  Reform  angesehen  wurde.  Sektion  II 
durch  die  friedfertiges  Streikpostenstehen  gesetzlich  erlaubt  wurde, 
ist  sowohl  auf  die  Vertreter  eines  einzelnen  Arbeitgebers  oder 
einer  Firma  als  auch  auf  die  Gewerkvereine  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  ausgedehnt  worden.  Die  Vorschrift,  daß  das  Posten* 
stehen  »in  friedlicher  und  vernünftiger  Weise«  zu  erfolgen  habe, 
wurde  aus  dem  Grund  gestrichen,  weil  das  »friedliche«,  gegen 
das  die  Gewerkvereine  nichts  einzuwenden  hatten,  an  anderer 
Stelle  erwähnt  wird,  während  das  »vernünftiger  Weise«  juristisch 
undefinierbar  war.  Ein  Gerichtshof  könnte  entscheiden,  daß  eine 
Handlung,  die  nicht  ungesetzlich  war,  doch  unvernünftig  sei  und 
bei  der  Voreingenommenheit,  die,  wie  die  Arbeitervertreter  be- 
haupteten, von  Richtern  und  Mittelstandsgeschworenen  gegen  Ge» 
werkvereine  gezeigt  worden  war,  wäre  es  nicht  klug,  einen  wich- 
tigen Punkt  der  willkürlichen  Auslegung  der  Gerichte  zu  überlassen. 
In  der  Tat  lag  ja  das  ungünstigste  Resultat  der  Entscheidungen 
der  letzten  lo  Jahre  darin,  daß  diese  —  berechtigter  oder  unberech- 
tigter Weise  —  bei  der  gesamten  Arbeiterbevölkerung  jedes  Ver- 
trauen in  die  Unparteilichkeit  der  Gerichtshöfe  zerstört  hatten. 
Die  Vertreter  der  Arbeiter  fürchteten  ferner  zwei  andere  Gefahren : 
Einmal  Verfolgungen  wegen  »Belästigung«  {molestation)\md  zweitens 
solche  wegen  Unfugs  {nursanrc) ;  ein  Amendement  von  Sir  Charles 
Dilke,  daß  Postenstchen  nicht  als  ein  UnhiL:  an^'csehen  werden 
solle,  wurde  nur  durch  eine  Majorität  von  5  Stimmen  abgelehnt. 
Ebenso  wurden  die  Vorschläge  al)L;eIehnt.  das  Postenstehen  in 
Bezug  auf  die  <  )crtlichkcit  und  die  Pei  sonenzahl  /u  beschränken. 
Im  Hause  of  Lords  wurde  vorc^eschhi^eii.  the  Tosten  auf  3  Per- 
sonen zu  beschränken,  dagegen  wurde  aber  Itend  gemacht,  datS 
bei  einem  i;r<)ßen  Streik,  z.  B.  bei  einem  1  )ockstreik.  dies  nicht 
ausreichen  würde  und  daß  die  Bedingungen  emes  Stnnks  so  ver- 
schiedenartiirc  wiiren.  daß  eine  !''est!egnng  der  Zahl  unmöglich 
sei  und  der  Marquis  von  Landsdowne  führte  aus:  »Worauf  es  an- 
käme .sei  nicht  so  sehr  die  Zahl  der  mit  Postenstehen  bcschättigten 
Personen,  als  das  was  sie  täten  und  wie  sie  dies  täten«.  Der 
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betreffende  Absatz  wurde  endgültig  im  Unterhause  mit  238  gegen 
31  Stimmen  angenommen. 

Der  Hauptzweck  der  III.  Sektion  war  auszusprechen,  daß  die 
Behinderung  irj^end  einer  Terson  während  eines  Streiks  nicht  als 
Belästigung  angesehen  werden  dürfe.  Tatsächlich  wurden  hierdurch 
Handlungen,  die  seitens  eines  Gewerkvereines  im  eiii^encn  Interesse 
durch  (  inen  Streik  bewirkt  wurden,  auf  dieselbe  Hasis  gestellt, 
wie  1  laueiiuni^en  eines  Geschäftsmannes,  der  seinen  Nutzen  auf 
dem  Wege  der  freien  Kunkuirenz  fördert,  trotzdem  in  beiden  Fäl- 
len andere  Personen  gesclKidi<;t  oder  behindert  werden.  Ks  wurde 
von  autoritativer  Seite  daraut'  aufmerksam  gemacht,  daß  es  also 
nicht  ungesetzlich  sei,  wenn  eine  Anzahl  von  Arbeitern  sich  wei- 
gere, mit  anderen  oder  mit  einem  einzelnen  zu  arbeiten  aus  Grün- 
den die  ihrer  eigenen  Meinung  nach  hierfür  genügend  wären. 
Seit  der  Entscheidung  Allen  v.  Flüodt  wäre  dieses  Recht  unzwei- 
felhaft gesetzlich  festgelegt  gewesen   Aber  weil  das  Ge- 
setz hier  und  da  fälschlich  ausgelegt  worden  sei»  so  wäre  es  durch- 
aus notwendig,  daß  die  Sachlage  absolut  klar  dargetc<;i  und  Ober 
jeden  Zweifel  erhoben  würde.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  jedes 
Individuum  das  Recht  hat  zu  arbeiten  oder  nicht  zu  arbeiten,  wie 
es  ihm  beliebt,  solange  er  hierdurch  nicht  kontraktbrüchig  wird. 
Und  wenn  die  Arbeit  oder  Ntchtarbeit  an  und  für  sich  nicht  un- 
gesetzlich ist,  so  darf  die  Tatsache,  daß  hierdurch  andere  Personen 
gestört  werden,  jenes  nicht  zu  einer  ungesetzlichen  Handlung  stem- 
peln; denn  niemand  hat  das  Recht  zu  beanspruchen,  daß  man 
ihn  nicht  störe,  sondern  nur,  daß  man  ihn  nicht  unjg^esetzlicher 
Weise  störe,  nämlich  durch  Einschüchterung,  Verhinderui^  oder 
Belästigung  und  wie  Lord  Lindley  in  der  Entscheidung  Allen  v, 
Flood  ausführte:  »Eine  Handlung,  die  trotzdem  sie  Schaden  ver- 
ursacht, gesetzlich  ist,  wird  nicht  dadurch  zu  einer  ungesetzlichen, 
daß  sie  mit  schlechter  Absicht,  oder  mit  dem  Zwecke  andere  zu 
belästigen  oder  zu  schäd^en  ausgeführt  wird«.  Lord  Watson 
sagte:  »Das  englische  Gesetz  zieht,  nach  meiner  Ansicht,  die 
Absicht  nicht  als  ein  Element  zivilrechtlicher  Schädigung  in 
Betracht«. 

Der  Passus  des  Gesetzes  selbst  wurde  nicht  emsthaft  bean- 
standet. Dagegen  erregte  ein  Amendement  von  Sir  Oiarles  DUke 
längere  Diskusston.  Dieses  bezweckte  auch  den  Kontraktbruch 
in  einem  Streik  zu  legalbieren  und  wurde  mit  257  gegen  30  Stim- 
men angenommen.   Die  Frage  der  Ueberredung  zum  Kontrakt- 
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bruch  ist  seit  relativ  kurzer  Zeit  vom  Gesetz  beachtet  worden, 
sie  wiinle  zum  ersten  Male  berührt  im  Falle  lAimuy  r.  ö'yf  i  1S531. 
Es  wurde  damals  lcstgele|»t,  daß  es  klagbar  sei.  einen  Sänger  zum 
Kontraktbruch  zu  überreden.  Diese  lintsclu  idunjr  ist  jedoch  von 
einer  t^nißcren  Anzahl  tuchtiL,'er  Juristen  ii.;  falsch  gehalten  wor- 
den und  IUI  l-'alle  Boutti  i.  Hall  (1881)  wurde  entschieden,  daß 
eine  solche  Verleitung  nur  strafbar  sei,  wenn  sie  aus  schlechten 
Motiven  erfolgt.  Diese  Motivdoktrin,  wurde  dann  in  dem  bekann- 
ten Falle  Allen  v,  Flood  (^1897)  beiseite  geschoben.  Man  bat  oft 
den  Fall  angeführt,  in  dem  ein  Vater  seine  Tochter  überredet, 
ihre  Verlobung  aufzuheben,  und  es  muß  daran  erinnert  werden, 
daß  stets  ein  Klagrecht  gegen  denjenigen  bleibt,  der  selbst  kon- 
traktbrüchig wird.  Der  Lordkanzler  Reid  führte  im  Hause  of 
Lords  die  folgenden  Beispiele  an,  die  unter  diese  Sektion  fallen : 
»Einige  Irländer  waren  von  den  Arbeitgebern  herangezogen  wor- 
den, um  als  Streikbrecher  zu  dienen.  Diese  fren  wußten  nicht, 
daß  ein  Streik  im  Gange  war  und  einer  der  Beamtoi  des  Gewerk' 
Vereins  erwartete  sie  an  der  Station  und  sagte  ihnen :  «Wißt  Ihr, 
wozu  Ihr  hierherkommt?  Ihr  kommt,  um  Eure  Kameraden,  die 
streiken,  zu  ersetzen.  Ich  will  Euch  Eure  Reisekosten  nach  Eurer 
Heimat  ersetzen.  Wollt  Ihr  zurückgehen?«  Die  Leute  gingen  hie- 
rauf ein,  aber  der  Gewerkverein  wurde  zum  Schadenersatz  ver- 
urteilt wegen  Verleitung  zum  Kontraktbruch.  In  einem  anderen 
Falle  erhielten  die  Arbeiter  die  vereinbarten  Lohnsätze,  aber  die 
vom  Arbeitgeber  gelieferten  Rohmaterialien  waren  so  schlecht, 
daß  die  Arbeiter  nicht  imstande  waren,  im  Akkord  die  für  diese 
Arbeit  üblichen  Löhne  zu  verdienen.  Dapjegen  hatte  man  den 
Streikbrechern  gesagt,  daß  sie  die  üblichen  Löhne  erhalten  würden. 
Diese  letzteren  wußten  nichts  von  dem  Streik,  es  wurde  ihnen 
aber  mitgeteilt,  daß  die  Behauptung  der  Arbeitgeber  über  die 
Lohnhöhe  unrichtig  seien,  weil  die  Rohmaterialien  so  schlechte 
seien,  daß  sie  nicht  imstande  seien,  diese  wirklich  zu  verdienen. 
In  diesem  I'alle  wurden  dicjenii^en,  die  die  Streikbrecher  darauf 
aufmerksam  machten,  daß  man  mit  ihnen  etwas  vorhabe,  was 
einem  Betrug  verteufelt  ähnlich  sähe,  bestraft.  Diese  Möglich- 
keiten will  der  betreffende  l*araL;iaph   des  (iesctzes  ausschalten«. 

Die  stärksten  Angriflc  ertuls^ten  L^eiien  .Sektion  IV";  und  die 
Regierung  wurde  auf  das  Hiuerste  wegen  ihrer  Meinuni;sänderung 
getadelt.  Sir.  1-",  Carson  nieinie,  man  hätte  die  .Sektion  ebensogut 
wie  folgt  formulieren  können:   »Es  ist  Staatsgrundsatz,  daß  der 
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König  kein  Unrecht  tun  kann.  Ein  Gewerkverein  kann  das  eben- 
sowenig*. Lord  Lindley,  der  frühere  wohlbekannte  Richter,  sagte, 
>l)ie  UnL^erechtiq;kcit  eines  solchen  Gesetzes  lieqt  <o  auf  der 
Hand,  daß  jeder  weitere  Kommentar  überHüssi^^  ist  .  Und  wei- 
ter »Es  ist  wirkhch  ein  Entwurf,  der  Hovkott  und  I  n  rannei,  t^che 
sie  nun  von  Gewerkvereinen  der  Arbeiter  oder  der  Arbeitgeber 
aus,  legalisieren  wilU.  l'rof.  Westlake,  ein  liekanntcr  Jurist, 
schrieb:  »Sektion  IV  will,  daß  ein  Gewerkvercin,  bestehe  er  aus 
Arbeitern  oder  aus  Arlu  iti^i  hern,  nicht  schadcnsc  rsatzptlichtig  sein 
solle  für  ir<^end  ein  beliebiges  Unrecht.  Vielleicht  wird  der  Um- 
stand, ilaß  dieser  Paragraph  sich  in  einem  Streikj^esetz  findet, 
dazu  tühren, '  daß  er  nur  auf  Handlungen  ani^^ewcndct  wird,  die 
während  eines  Streiks  vorkonunen.  Aber  selbst  wenn  dies  der 
I*"all  sein  würde,  so  zerstört  doch  diese  Klausel  unsere  altgerühmte 
englische  »Gleichheit  vor  dem  Gesetze*,  die  in  Zukunft  nur  eine 
verächtliche  Hypokrisie  sein  wird«.  Nicht  weniger  emphatisch 
sagte  l'rof.  A.  V.  Dicey:  >\Venn  diese  Klausel  einmal  Gesetz  ist, 
so  wird  kern  menschliches  Wesen  mehr  in  der  Lage  sein,  auch 
nur  emen  I'fennig  Schadensersatz  zu  liekommen  für  irgendwelche 
Schädigung,  wie  schwer  sie  auch  sein  möge,  die  ihm  von  einem 
Gewerkverein  oder  dessen  Vertreter  zuL^etiigt  und«.  Und  selbst 
Lord  James  of  Hereford,  ein  er[)robter  Lreund  der  Gewerkbchal- 
ten,  stimmte  gci;cn  diese  Klausel. 

Es  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  die  Klausel  doch  wenig- 
stens insofern  paritätisch  sei,  als  sie  sich  sowohl  auf  Arbeitgeber 
w  ie  auf  Arbeitnehmer  beziehe.  Hierauf  antwortete  aber  Sir  God- 
frey  Lushington:  »Wenn  das  Publikum  sich  darüber  beklagt,  da0 
man  einer  Anzahl  v<m  Leuten  das  Redit  gibt,  es  anzi^reifen,  zu 
verleumden,  und  zu  schädigen,  so  wird  man  es  kaum  als  eine 
Entschädigung  ansehen  können,  daß  man  einer  Anzahl  anderer 
Leute  das  gleiche  Recht  gibtc.  Jedoch  ließen  sich  die  Vorschläge 
der  Regierung  auf  zwei  Weisen  sehr  wohl  verteidigen.  Einmal 
indem  man  anführte,  daß  eingestandenermaßen  der  bisherige  Zu- 
stand unerträglich  sei  und  daß  schon  die  konservative  Regierung 
dies  durch  die  Ernennung  der  königlichen  Kommission  anerkannt 
habe.  Es  handelte  sich  also  nur  um  eine  Entscheidung  zwischen 
dem  ersten  und  dem  zweiten  Vorschlag  der  liberalen  Regierung 
und  für  sie  war  dieser  Unterschied  ein  rein  formaler.  Mr.  Hai- 
dane, der  einer  der  stärksten  Befürworter  des  ersten  Vorschlags 
gewesen  war,  sagte  zur  Verteidigung  des  zweiten :  »Seine  Absicht 
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wäre,  die  Gewerkvereme  wieder  in  die  alte  Stellung  einzusetzen. 
Ob  er  das  nun  dadurch  herbeiführe,  daß  er  für  sie  die  Gesetz- 
gebung über  das  Recht  der  Bevollmächtigten  (law  of  agency)  um- 
wandle, —  das  würde  eine  ebensogroße  Umwälzung  gewesen  sein, 
wie  jene  Klausel  in  dem  betreffenden  Entwurf  —  oder  auf  irgend 
eine  andere  Weise,  sei  doch  ziemlich  gleichgiltig.  Kr  habe  eine 
Masse  von  Vorschlägen  vorgefunden,  wie  man  die  Sache  aus- 
führen solle  und  er  fände,  daß  die  überwiegende  Menge  der  Mei- 
nungen dahinginge,  die  Sache  in  der  einfachsten,  wenn  auch  viel- 
leicht nicht  in  der  logischsten  Weise  auszuführen,  d.  h.  also  nicht 
durch  eine  Aendening  des  Gesetzes  über  die  Bevollmächtigung, 
sondern  einfach  dadurch,  daß  man  sagte,  ein  Gewerkverein  soll 
nicht  verklagbar  sein.  Am  Ende  komme  es  ja  doch  auf  das 
gleiche  heraus.  Sie  wollten  die  Gewerkvereine  ja  nur  in  die  Lage 
bringen,  von  der  die  meisten  Leute  annahmen,  daß  sie  sich  schon 
in  derselben  befänden.  Hätten  sie  dies  in  anderer  Weise  getan, 
so  wären  sie  cben.so  angegriffen  worden.  Man  müsse  einfach  der 
Tatsache  ins  Auge  sehen,  daß  man  die  Gcwerkvercine  doch  nur 
auf  Grund  einer  technischen  Konstruktion  hätte  verklagen  können 
und  ileshalh  habe  man  diese  Fassung  gewählt,  um  auf  die  kür- 
zeste, einfachste  und  erfolgreichste  Weise  aus  dem  Dilemma  heraus- 
zukommen <.  Man  sollte  diese  .'Xcußcruni^  im  Auije  behalten, 
weil  sie  den  Mut  hat,  den  tatsächlichen  Umständen  kühl  ins  Ge- 
sicht zu  sehen. 

Die  zweite  \'ertei(hi^un<^  übernahm  der  Lordkanzler,  indem 
er  darauf  aufmerksam  machte,  daß  die  Gewerkvereine  bis  1901 
eine  vullkomniicnt;  Immunität  f)esalSen  und  dit  se  nicht  mißbrauch- 
ten. Er  sa^te:  »Wir  suid  von  1S71  bis  1901  doch  sehr  [^ut  voran- 
gekommen. Zwar  haben  eine  ^m-o1.sc  Meni^e  von  Streiks  statt- 
gefunden, aber  wenn  man  alle  Pailamentsbcrichte  und  alle  Aeuße- 
rungen  der  Presse  ilurchsicht,  so  findet  man  doch  keine  Andeu- 
tung von  irgendwelcher  Seite,  daß  der  damals  existierende  recht- 
liche Zustand  geändert  werden  solle  l'nd  wenn  man  die  neue 
Geset/;4ebung  als  mj  durciiaus  unL;erecht  iiinstellen  will,  so  i.st  es 
doch  ic(hntall^  (.Mne  Ungerechti^keil,  unter  tler  seit  1871  unsere 
t^evvei  l)]iche  Welt  es  sicli  \\  <>hl  sein  ließ,  ohne  daß  eine  iMnziL;e 
Klage  über  die  Ungerechti'^la  it  des  damaligen  Zustandcs  Uu.i  i;e- 
worden  \\;ire.  Die  Gewerkvereme  haben  sich  hierauf  verlassen 
und  so  ihre  großen  Vcrmöcyen  aufgebaut.  Aus  der  vom  Handels- 
ministerium licrau-sgegebcucn  Ltiöuut -Gazette  (März  1906)  ersehe 
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ich,  daß  die  100  (größten  Gowcrkvcreinc  in  den  10  Jahren  von 
1895  — 1904  looöüooo  ausj^'cj^cbcn  habcMi,  davon  nur  14  «»^o  für 
Streiks,  den  Rest  für  sonsti<2^e  Unterstützungen. 

Und  endlich  erklärte  Mr.  Ballour  (Führer  der  Konservativen) 
bei  der  3.  Lesung  des  Entwurfes  in  einer  vielbeachteten  Rede, 
daß  das  Gesetz  vom  Haus  of  I.ords  angenommen  werden  müsse, 
trotzdem  die  Konservativen  dasselbe  im  Unterhause  so  scharf  be- 
kämptt  hätten.  Er  Ic^e  die  gesamte  \  erantwortlichkeit  für  die 
Maßregel  auf  die  Schultern  der  Regierung  und  wolle  nicht  ver- 
hehlen, daß  es  ihm  ^.ehr  unerfreulich  erschiene,  derartige  gesetz- 
liche Freiheiten  den  Vereinigungen  der  Arbeiter  und  der  Arbeit- 
geber zu  gewähren.  Trotzdem  mußte  er  das  Folgende  zugeben: 
Bezugnehmend  auf  die  Periode  bis  1901  sagteer:  »Ich  habe 

während  dieser  Debatten  umsonst  daiauf  gewartet,  dafs  irgend 
ein  VaW  angeführt  werde,  der  beweisen  könne,  daß  l'nrecht  da- 
durch geschehen  sei,  daß  ein  Zustand  geherrscht  hat,  wie  ihn  das 
Gesetz  jetzt  schaffen  will«.  Und  über  die  Zukunft  sagte  er  das 
Folgende:  >Ich  glaube  nicht,  daß  eine  wirkliche  dringende  Gefahr 
besteht,  daß  die  Privilegien,  die  man  den  Vereinen  der  Arbeit- 
geber oder  Arbeitnehmer  etoräumen  will,  mißbraucht  werden.  Wir 
haben  eine  große  Anzahl  von  Reden,  meistens  von  Juristen,  über 
diesen  Entwurf  gehört  und  kein  einziges  Mitglied  auf  der  anderen 
Seite  des  Hauses,  auf  der  sich  doch  eine  große  Anzahl  von  Ar- 
beitgebern befindet,  ist  aufgestanden,  um  zu  sagen,  daß  seiner 
Ansicht  nach  die  Interessen  des  Kapitals  verletzt  werden  würden. 
Man  sagt  mir,  daß  dieser  Entwurf  zu  starkem  Widerspruch  seitens 
der  Arbeitgeber  Anlaß  gegeben  hat.  Wenn  dem  so  ist,  warum 
ist  hier  im  Parlament  nichts  darüber  gesagt  worden  Und  end- 
lich —  und  hiermit  wollen  wir  diese  Abhandlung  schließen  — : 
>Ich  setze  meine  Hoffnung  darauf,  daß  im  ganzen  und  großen 
das  englische  Volk  stets  bewiesen  hat,  daß  es  große  Freiheiten 
nie  mißbraucht.  Unser  Volk  besitzt  in  seinen  gemeinschaftlichen 
Taten  einen  natürlichen  Kechtssinn  und  eine  entsprechende  Mäßi- 
gung und  diese  wird  sich  bewähren  auch  gegenüber  der  Ver- 
suchung, die  ein  so  weitgehendes  Gesetz  bietet.«  Und  hierauf 
beruht  wirklich  die  ganze  Beurteilung  der  Frage. 

Wir  haben  versucht,  und  wir  hoffen  nicht  ohne  Erfolg,  das 
Streikgesetz  unparteiisch  zu  beurteilen,  denn  nur  auf  diesem  Wege 
kann  ein  Artikel  wie  der  vorliegende  eine  gute  Wirkung  auf  die 
entsprechende  Bewegung  in  Deutschland  ausüben.  Wer  sich  aber 
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mit  der  Materie  naher  heschatti^'en  will,  und  besonders  den  Ju- 
risten unter  ihnen,  die  sich  üt)er  die  l-2nt\vickhm^  der  englischen 
Cii  u  i  rkschaftsgesetzgebunt»  informieren  wollen,  emj)lehlen  wir  den 
Bericiit  der  Kgl.  Kommission  über  Arbeitsstreitij^keiten  mit  seinen 
BeilaL;en,  Spezialberiehten  und  Sammlungen  der  Gerichtsentschei- 
dung, wie  sie  sich  im  iid.  Cd.  2825  aufgezeichnet  finden  (132  Sei- 
ten Folio,  Preis  i  Shilling  1  pcnny). 
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Karl  Marx  uad  die  soziale  Wissenschaft 

Von 

WKRNKR  SOMBART. 
I. 

Fünfundzwanzii^f  jahie  sind  nun  seit  dem  l  odc  Marxens  ver- 
flossen und  noch  inimor  erscheint  die  Aufefabe  reizvoll :  Marxens 
Bedcutun<4  für  die  soziale  Wissenschaft  in  Worten  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Denn  so  oft  der  Versuch  unternommen  worden  ist: 
eine  befriedigende  I-ösung  hat  die  Aufgabe  ganz  gewiß  nocli 
nicht  gefunden. 

Daß  Marx  eine  irgendwelche  und  wohl  auch  überragend 
große  Bedeutung  für  unsere  Wissenschaft  habe,  gilt  heute,  denke 
ich,  ab  eine  allgemein  anerkannte  Wahrheit  Die  Sonderlinge 
und  Nddlinge,  die  ihm  jede  vnssenschaftliche  Bedeutung  abstreiten 
(weil  sie  immer  noch  zu  faul  gewesen  sind,  ihn  zu  lesen),  sterben 
langsam  aus.  Aber  wenn  man  sich  auch  allmähtich  darüber 
einigt :  Marx  sei  einer  der  ganz  großen  Denker  gewesen,  so  gehen 
die  Meinungen  doch  noch  redit  weit  auseinander,  wo  es  sich  um 
eine  Begründung  dieses  Urteils  handelt.  Noch  immer  begegnet 
man  gelegentlich  der  seltsamen  Auffassung,  die  uns  unsere  Lehrer 
einst  beibrachten:  Marxens  Größe  läge  in  der  »Kritikc,  die  er 
geübt  habe  (im  Gegensatz  zu  der  historischen  Schule  oder  ähn- 
lichen Dingen,  denen  wir  die  »positive  Weiterbildung«  der  Sozial- 
wissenschaften danken  sollten).  Eine  AufTassung,  die  offenbar 
aus  einer  Verwechslung  der  Politik  mit  der  Wissenschaft  ent- 
standen war.  Denn  daß  in  der  Wissenschaft  Marx  ii^end  welche 
größere  kritische  Arbeit  geleistet  hätte,  ist  mir  nicht  bekannt 
(während  alles  etwa  vorhandene  Verdienst  der  »historischen  Schule« 
in  der  »Kritik«  der  »klassischen«  Nationalökonomie  allein  gefun- 
den werden  könnte). 

Aber  auch  dort,  wo  Marxens  wissenschaftliche  Leistungen 
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Stets  außer  allem  Zweifel  standen,  wo  man  ihn  für  den  Newton 
oder  sonst  etwas  ähnliches  der  Nationalökonomie  et  klärte :  in  den 
Kreisen  seiner  politischen  Anhänger  scheint  mir  das  Urteil  über 
Marxens  Oeuvre  nicht  glücklicher  zu  sein.  Insbesondere  das,  was 
Friedrich  Engels  zu  sagen  wußte,  um  seinen  Freund  zu  würdigen, 
und  was  dann  immer  wieder  nachgesprochen  und  nachgeschrieben 
ist,  läßt  ganz  und  s^ar  unbefriedigt.  Nicht  nur,  daß  es  den  Lei- 
stungen Marxens- nicht  c:rrrcht  wird:  es  sucht  sie  in  einer  Rieh- 
tung,  in  der  sie  f^cwiß  nicht  lie<^cn. 

Knebels  hat  öfters  versucht,  ^Tnrx  die  richti^^e  Stellung  in  der 
Geschichte  unserer  Wissenschaft  anzuweisen.  Am  ausführhchsten 
wohl  dort,  wo  er  Marx  ;4egenübcr  Rodbcrtus  zu  rechtfertigen 
unternimmt :  in  dem  Vorwort  zum  zweiten  Bande  des  »Kapitals«. 
Die  bekannten  Worte  lauten  wie  folgt  im  Auszuge : 

Was  liat  dann  aber  M.  über  den  Mehrwert  Neues  j^esai^t.- 
.    Wie  koirunt  es,  daß  Marx  Mehrwertstheorie  wie  ein  BHtz  aus 
heiterem  Himmel  einj^eschlagen  hat,  und  das  in  allen  zivilisierten 
Ländern,  während  die  Theorien  aller  seiner  sozialistischen  Vor- 
gänger, ixudbertus  eingeschlossen,  wirkunj^slos  verpufften? 

Die  Geschichte  der  Chemie  kann  uns  das  an  einem  Beispiel 
zei^^en. 

Noch  ije^en  das  i-!nde  des  vorigen  Jahrhunderts  herrschte 
i)ckanntlich  die  phlo^istische  Theorie  (u.  s.  w.)  .  .  .  Diese  Theorie 
reichte  hin,  die  meisten  damals  bekannten  chemischen  Erschei- 
nungen zu  erklären  .  .  .  Nun  stellte  1/74  Priestley  eine  Luftart 
ilar,  die  er  so  rein  oder  so  frei  von  Phlogiston  fand,  daß  gewöhn- 
liche Luft  im  Vcri^leich  damit  schon  verdorben  schien.  \\v  nannte 
sie  ;  ilejihlogistisirrte  Luft.  Kurz  nachher  stellte  Scheele  in  Schwe- 
den dieselbe  Luitart  dar  und  wies  deren  Vorhandensein  in  der 
Atmosphäre  nach  .  .  . 

Priestley  wie  Scheele  hatten  den  Sauerstoff  dargestellt,  wußten 
aber  nicht,  was  sie  unter  der  Hand  hatten  .  .  .  Lavoisier  unter- 
suchte nun,  an  der  Hand  dieser  neuen  Tatsache,  die  ganze  phlo- 
gistische  Chemie,  entdeckte  erst,  daß  die  neue  Luftart  ein  neues 
chemisches  Element  war,  daß  in  der  Verbrennung  nicht  das  ge- 
heimnisvolle Phlogiston  aus  dem  verbrennenden  Körper  weggeht, 
sondern  dies  neue  Element  steh  mit  dem  Körper  verbindet  und 
stellte  so  die  ganze  Chemie,  die  in  ihrer  phlogistischen  Form  auf 
dem  Kopfe  gestanden,  erst  auf  die  Füße. 

Wie  Lavoisier  zu  Priestley  und  Scheele,  so  verhält  sich 
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Marx  zu  seinen  Vorgängern  in  der  Mohrwertsthcoric.  Die  I'xistenz 
des  Produkten-Wcrtteils,  den  wir  jetzt  .Mehrwert  nennen,  war  fest- 
gestellt lange  vor  Marx ;  ebenso  war  mit  größerer  oder  geringerer 
Klarheit  ausgesprochen,  woraus  er  besteht,  nämlich  aus  dem  Pro- 
dukt der  Arbeit,  für  welche  der  Aneigner  kein  Aequivalent  ge- 
zahlt hat.   Weiter  aber  kam  man  nicht  .  . . 

Da  trat  Marx  auf.  Und  zwar  in  direktem  üi gensatz  zu  allen 
seinen  Vorgängern.  Wo  diese  eine  Lösung  gesehen  hatten,  sah 
er  nur  ein  Problem.  Er  sah,  daß  hier  weder  dephlogistisierte  Luft 
vorlag  noch  Feuerluft,  sondern  Sauerstoff  —  daß  es  sich  hier 
nicht  handelte,  sei  es  um  die  bloße  Konstatierung  einer  ökono- 
mischen Tatsache,  sei  es  um  den  Konflikt  dieser  Tatsache  mit 
der  ewigen  Gerechtigkeit  und  der  wahren  Moral,  sondern  um 
eine  Tatsache,  die  berufen  war,  die  ganze  Oekonomie  umzuwälzen 
und  die  für  das  Verständnb  der  gesamten  kapitalistischen  Pro- 
duktion den  Schlüssel  bot  —  für  den  der  ihn  zu  gebrauchen  wußte. 
An  der  Hand  dieser  Tatsache  imtersuchte  er  die  sämtlichen  vor- 
gefundenen Kategorien,  wie  Lavoisier  an  der  Hand  des  Sauerstoffs 
die  vorgefundenen  Kategorien  der  phlogistischen  Chemie  unter- 
sucht hatte.  Um  zu  wissen,  was  der  Mehrwert  war,  mußte  er 
wissen,  was  der  Wort  war<  u.  s.  w.  * 

Gegen  diesen  Vergleich  zwischen  Lavoisier  und  Marx  habe 
ich  nicht  sowohl  einzuwenden,  daß  er  mir  inhaltlich  falsch  er- 
scheint: weil  weder  die  Bedeutung  Lavoisiers  für  die  chemische 
Wissenschaft  richtig  erkannt  ist  (diese  lag  vor  allem  in  der  grund- 
sätzlichen Quantifizierung  aller  chemischen  Prozesse  und  aller 
Naturvorgänge  überhaupt),  noch  auch  das  »Wertgesetz«  in  seinem 
methodischen  Werte  richti<T  abf^eschätzt  ist,  als  vielmehr:  daß  er 
grundsätzlich  verfehlt  ist.  Und  zwar  deshalb,  weil  es  überhaupt 
nicht  angängig  ist,  das  wissenschaftliche  Oeuvre  eines  Sozial- 
forschers in  irgend  einen  Vergleich  zu  stellen  mit  den  Leistun^jen 
eines  Xaturtf)rschers.  Was  hier  lüii^els  tat,  tun  andre  in  v,r- 
niger  klaren  VVorti  n  immer  und  immer  wieder.  Und  doch  scheint 
mir  der  erste  .Schritt  zti  einer  1 'insicht  in  das  Wesen  und  dii- 
Bedeutung'  denkerischer  Leistungen  der  zu  sein:  daß  man  sich 
erst  einmal  vollii^  klar  wird  über  die  ganz  und  gar  verschii;denen 
Leistungen  imd  somit  auch  \\  rdienste  derer,  die  zum  Gegenstand 
ihrer  Betrachtung  die  N'atia  haben  und  derer  (das  ist  der  Gcgen- 
.satz,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wirdi.  dii-  den  Men.sciu  n  als  be- 
seeltes Wesen  erforschen  wollen.  Naturforscher  nennen  wir  jen«, 
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Menschenforscher  können  wir  diese  nennen. 

Die  Priester  der  Geheimlehre,  zu  der  jetzt  die  Metiiodologie 
geworden  ist,  mögen  es  einem  Laien  nicht  allzusehr  verübeln, 
wenn  er  im  folgenden  seine  Ansichten  Über  die  hier  einschlagen« 
den  allgemeinen  Fragen  äußert,  da  doch  eine  Aufgabe  wie  die 
in  diesem  Essay  gestellte  nicht  gelöst  werden  kann,  ohne  das 
Wissenschaftsproblem  grundsätzlich  zu  erörtern. 

Was  mich  zu  diesem  gewagten  Schritte  ermutigt,  ist  die  Er- 
wägung, daß  doch  am  Ende  die  Frage,  welchen  Sinn  mensch- 
liches Denken  hat,  eine  ist,  die  jedem  Denkenden  selber  sich  von 
selbst  stellt  und  die  von  jedem  Denkenden  ohne  allzuviel  spezial- 
wissenschaftltches  Brimborium  sollte  beantwortet  werden  können. 
Ich  kann  die  Empfindung  nicht  los  werden,  als  spönnen  sich  un- 
sere methodologischen  Spezialisten  in  ein  Begriffssystem  ein,  in 
dem  schließlich  für  die  lebendige  Welt,  die  doch  allein  das  ist, 
was  uns  angeht,  kein  Platz  mehr  ist.  Aber  das  ist  nur  mein  un- 
maßgebliches Laienempfinden.  Nichts  liegt  im  übrigen  mir  femer, 
als  eine  polemische  Absicht.  Zum  Polemisieren  fühle  ich  auch 
gar  nicht  die  Befugnis  in  mir.  Ich  nehme  nur  das  Recht  in  An- 
spruch, als  jemand,  der  ein  halbes  Menschenalter  an  der  harten 
Speise  seiner  Wissenschaft  kaut,  ganz  submtssest  auszusprechen, 
was  ich  von  einem  ihrer  Vertreter  (Karl  Marx)  denke  und  da  ich 
zu  diesem  Behufe,  wie  gesagt,  einige  allgemeine  Vorfragen  beant- 
worten muß,  auch  diese  zu  erörtern. 

Aber  ich  bitte  nochmals  um  Entschuldigung! 

II. 

Die  beiden  großen  Gebiete,  in  die  die  W  issenschaft  zerfällt, 
sind  die  Naturforschung  und  die  Menschenforschung,  oder  wie 
man  auch  unterscheiden  könnte :  die  Körper-  und  die  Seelen- 
forschung, denn  natürlich  handelt  es  sich  bei  der  Menschenfor- 
schung um  jene  Wissenschaften,  die  die  menschliche  Seele  zum 
Objekte  haben  (während  der  menschUche  Körper  ja  Gegenstand 
der  Naturforschung  istV  Die  se  Unterscheidung  {die  sich  im  wesent- 
lichen wohl  mit  der  altiiergctn  achten  in  Natur-  und  Geisteswissen- 
schaften deckt)  scheint  mir  deshalb  die  richtige  Kintriluiis^'  7m 
geben,  weil  sie  die  wesentlichen  Verschiedenheiten  des  mensch- 
lichen Denkens  zu  klarer  Gegenüberstellung  brin'^n. 

Daß  diese  \\  esensverschiedcnheit  nicht  in  <lcr  Verhchieden- 
beit  des  Erkenntniszweckes  oder  des  Artcharakters  der  Erkennt- 
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nisse  bc'Liründct  liegt,  wissen  wir.  Sorgfältige  Untersuchungen 
haben  iirt^  in  letzter  Zeit  wieder  einmal  darüber  l^clchrt,  daß  wir 
[^grundsätzlich  zwei  verschiedene  Ziele  unscrm  Erkennen  stecken : 
die  Krkcnntnis  einer  Kinzigheit  und  die  Erkenntnis  einer  Allge- 
meinheit und  der  ihr  unterworfenen  Kmzelfälle.  üb  man  jene 
Erkenntnis  als  historische,  diese  als  naturwissenschaftliche  be- 
zeichnen will,  ist  eine  untergeordnete  I  Vage  rein  terminologischen 
Inhalts.  Die  Hau()tsache  ist,  zu  wissen;  dati  beide  Arten  wissen- 
schaftlicher Erkenntnis  auf  jedem  Gebiete  menschlichen  Denkens 
erstrebt  und  geschätzt  werden. 

Auch  die  Naturwissenschaft  sucht  nach  > historischer^  Er- 
kenntnis (Geschichte  der  Erde,  der  i  ierwclt  auf  ihr  u.  s,  w.,  was 
natürlich  ebenso  einzige  Prozesse  sind,  wie  die  (jeschichte  der 
Menschheit)  und  auch  die  Menschenwissi  n^ctialt  wertet  da.s  natur- 
wissenschaftliche   I'jkennen  (Lehre  vom  Markte,  vom  Gelde  etc.  ». 

Wesensunterschiede  der  beiden  Gebiete  des  menschlichen 
Denkens  ergeben  sich  aber  aus  der  Verschiedenheit  des  Stoffes. 
Sei  es  deshalb,  weil  wir  diesen  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten 
au.^uahlen  (aal  welches  Moment  ich  aber  nicht  ein  so  entschei- 
dendes Gewicht  legen  mochte  wie  es  von  anderer  Seite  jetzt  ge- 
.schieht),  sei  es  weil  er  seiner  Natu:  nach  uns  eine  verschiedene 
Betrachtungsweise  aufnötigt.  Wir  können  (oder  wollen)  die  Natura 
nur  als  die  ewig  gleiche  betrachten.  In  der  von  Anbeginn  bis 
2U  ihrem  Untergang  dieselben  Kräfte  wirken,  die  sich  »nach  ewi- 
gen ehernen  Gesetzen«  entfalten,  so  mannigfaltig  auch  die  Gestalt 
sein  mag,  in  der  «ch  uns  das  Naturgcschchen  darstellt.  Gewiß 
ist  der  >Regcn<  nichts  ewiges.  Kr  ist  genau  so  ein  historisches 
Phänomen  wie  die  Preisbildung.  Aber  wir  betrachten  ihn  in 
seiner  (wenn  ich  so  sagen  darf)  Ewigkeitsgestatt :  als  Ausdruck 
der  immer  gleichbleibenden  Kräfte,  als  eine  bestimmte  Aeußerung 
eines  und  desselben  chemisch-physikalischen  Prozesses,  der  die 
Welt  erfüllt 

Daß  nun  diesen  selben  Prozessen  auch  das  Menschendasein, 
auch  des  Menschen  Seele  unterworfen  ist,  wollen  wir  nicht  be- 
zweifeln  (da  mir  persönlich  jede  antimonistische  >Tendenz«  ferne 
liegt).  Aber  wir  können  (oder  wollen)  Menschentun  nicht  be- 
trachten als  Ausfluß  jener  Naturkräfte,  weil  wir  aus  diesen  die 
eigentlich  wirksame  Kraft  in  allem  Menschentun  nicht  zu  erklären, 
nicht  aufzubauen  vermögen:  die  menschliche  Persönlichkeit,  die 
menschliche  Seele.   Sobald  wir  aber  diese  nicht  aus-  oder  rieh- 
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ti^'ci  einschalten  köniK  n  in  den  K.nisalncxns  mcnschlichi  r  Ge- 
schichte, so  erscheint  uns  diese  als  das  Werk  des  lebendigen 
Menschen  und  sf)mit  als  das  notwendig  in  seiner  (icstalt  wech- 
selnde Werk,  weil  von  den  ewig  neu-  und  andersi^estaltcten  mensch- 
lichen l\'rs()nlichkeiten  bcrinlliißt.  Der  Ausbruch  des  Vesuvs  im 
Jahre  79  ii»t  ebenso  ein  einzii;es  historisclies  Phänomen  wie  die 
Zerstörung  des  Tempels  im  Jahre  70.  Jenen  aber  betrachten  wir 
als  das  Werk,  ewig  gleich  wirkender  Naturkräfte,  diese  als  das 
Werk  einer  sonderbar  gestimmten,  nie  wiederkehrenden  Betäti- 
gung menschlicher  Charaktere.  Die  Gestalt  ist  in  beiden  l'ällen 
einzig  ( >historisch« ) :  aber  >Stottef  und  »Kräfte«  setzen  wir  im 
einen  l'alle  als  ewig  gleiche,  im  andern  Falle  ebenfalls  als  hi- 
storisch, das  heißt  in  dieser  Zusammensetzung  einzig  gegebene. 
Man  vergleiche  zur  Uebung :  Preisbildung  und  Verbrennung! 
Schwerkraft  und  Gewinnstreben! 

Diese  UnterschiedUchkeit  des  Objektes  bedingt  nun  aber 
unmittelbar  den  wie  mir  scheint  bei  weitem  wichtigsten  Unter- 
schied  zwischen  Naturwissenschaft  und  Menschenwissenschaft :  die 
grundverschiedene  Art  dessen»  was  wir  ^erkennen«  nennen. 

Die  Natur  erkennen  heißt  sie  beschreiben,  heißt  die  beob- 
achteten Vorgänge  auf  eine  Formel  bringen,  heißt  Ursachen  hypo- 
stasieren,  von  deren  Wesenheit  wir  nichts  wissen.  Den  Mensdien 
und  sein  Handeln  erkennen,  heißt:  erklären,  heißt  deuten  aus 
eigenem  Erlebnis,  heißt  Gründe  nachweisen,  von  denen  wir  aus 
uns  selbst  heraus  Kunde  haben,  die  wir  somit  kennen. 

Anders  ausgedrückt:  wirkliche  Erkenntnis  gibt  es  nur  im 
Gebiete  der  Geisteswissenschaft;  während  das,  was  wir  Naturer- 
kennen  heißen,  nichts  anderes  als  eine  Umschreibung  von  Vor- 
gängen bedeutet,  von  deren  innerem  Zusammenhange  wir  nichts 
wissen. 

Ich  kenne  die  letzte  Ursache  nicht,  die  den  Stein  zum  It  alien 
bringt;  denn  wenn  ich  sie  Schwerkräfte  nenne,  so  setze  ich  ein 
Wort  ein,  ohne  darum  tiefer  in  die  Sache  einzudringen.  Wenn 
aber  jemand  dem  andern  den  Schädel  mit  einem  Stocke  ein- 
schlägt, so  vermag  ich  hierfür  Gründe  anzugeben,  weil  ich  die 
Handlung,  die  zum  Schädeleinschlagen  geführt  hat,  aus  metner 
Seele  zu  erklären  vermag.  Wer  möchte  sagen,  warum  die  Erde 
um  die  Sonne  kreist.  Aber  warum  Romeo  um  Julia,  Napoleon 
um  l.iv^land,  der  Jobber  um  die  Börse  kreisen:  das  weiß  ich, 
denn  wiederum  habe  ichs  erlebt. 
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Seltsame  KurzsichtiL^keil  mancher  Menschen,  die  sichere  Iii- 
kenntnis  aus  dem  Krlebnis  durch  die  naturwissenschatthche  l^e- 
schreibunj,'  ersetzen  zu  wollen,  das  heißt  hei  der  Deutung  mensch- 
licher Handlungen  die  psychologische  Motivierung  umgehen,  die 
Persönlichkeit  ausschalten  zu  wollen  und  alles  menschliche  Han- 
deln in  den  unverstandenen  und  unverständlichen  Xalurprozeß 
einordnen  zu  wollen;  das  heißt:  das  einzii^^e  sichere  Wissen,  das 
wir  von  der  Welt  haben  um  einer  Mode  willen  preiszuii^cben. 

Im  großen  ganzen,  wird  man  sagen  dürfen,  haben  gerade  im 
letzten  Jahrhundert  die  beiden  Wissenschaften  von  der  Natur  und 
vom  Menschen  immer  deutlicher  die  ihnen  spezifische  Art  zu  ei- 
kennen  ausgebildet  und  sind  sich  dadurch  immer  lerner  gerückt. 

Was  die  moderne  Naim  u issenschatt  anstrebt  ist  ja  doch  eben 
die  lückenlose  Ersetzung  der  (Qualität  durch  die  (Quantität,  die  in 
einer  mathematischen  Formel  ihren  letzten  und  vollkommensten 
Ausdruck  findet.  Worauf  alles  ausgeht,  ist,  wie  man  sagen  kann, 
die  Entseelung  der  Natur.  Wo  ehedem  lebendige  Wesen,  leben- 
diges Wirken  angenommen  wurden,  da  soll  jetzt  ein  Wechselspiel 
toter  Körper  herrschen,  Aufgabe  der  fortschreitenden  Natur- 
erkenntnis ist  es  recht  eigentlich,  die  lebendige  Seele  aus  den 
Dingen  weg  zu  argumentieren:  der  horror  vacui  wird  durch  die 
Erfindung  des  Barometers,  das  Phlogiston,  eine  Art  Feuerseelchen, 
wird  durch  die  Entdeckung  des  Sauerstoffs,  die  Theorie  von  der 
vb  vivendi  wird  durch  die  Synthese  organischer  Körper  aus  der 
Welt  geschafft  u.  s.  w. 

Genau  umgekdut  ist  die  Entwicklung  der  « Geistes r Wissen- 
schaften verlaufen:  in  ihnen  ist  immer  mehr  die  » psychologische < 
Methode  zur  Geltung  gelangt,  das  heißt:  ist  das  Bestreben  immer 
deutlicher  hervorgetreten,  alle  Vorgänge  im  Bereich  der  Menschen- 
geschichte seelisch  zu  motivieren.  Beherrscht  die  Naturwissen- 
schaften die  Tendenz  zur  Entseelung  und  Quantifizierung,  so  die 
Menschheitswissenschaften  die  Tendenz  zur  Beseelung  und  Quali- 
fizierung. 

III. 

Nun  möchte  ich  aber  noch  ausdrüddich  betonen,  daß  die 
eben  geschilderten  Eigenarten  der  Geisteswissenschaften  von  aller 
Wissenschaft  gelten,  deren  Objekt  der  Mensch  ist.  Nicht  nur 
von  der  »Geschichter  sondern  ebenso  auch  von  dem,  was  man 
etwa  die  systematischen  Menschheitswissenschaften  nennen  kann, 
wie  die  Wissenschaft  von  der  menschlichen  Gesellschaft  oder 
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einer  ihrer  Teilwissenschaften  wie  der  Nationalökonomie.  Auch 
hier  die  menschenwissenschaftliche  Eigenart  des  Stoffes  und  seiner 
Auswahl,  auch  hier  die  spezifische  Art  des  Erkennens  aus  dem 
Erlebnis.  Vom  Handwerk  und  vom  Kapitalismus,  vom  Preise 
und  von  der  Börse,  vom  Arbeitslohn  und  dem  Bankdiskont  kann 
ich  kein  Wort  aussagen  ohne  daß  inneres  Erlebnis  mir  die  Zunge 
gelöst  hätte  (ich  sei  denn  einer  der  Vielen:  ein  Papagei,  der  ge- 
hörte Worte  medianisch  nadiplappert).  Was  die  Soziologie  oder 
die  Nationalökonomie  (um-  an  dieser  zu  beispielen)  von  der  Ge- 
schichte unterscheidet  ist  die  »systematische«  Art  der  Erkenntnis. 
Aber  das  »Ss^stem«  dient  lediglich  als  ein  Hilfsmittel,  um  den 
einzigen  historischen  Ablauf  der  Menschengeschichte  besser  zu 
erfassen.  Was  man  zur  Darstellung  bringen  möchte,  ist  Gregen- 
wart^escfaichte  und  wenn  möglich  Zukunftsgeschichte.  Zu  diesem 
Behufe  bedient  man  sich  eines  bisweilen  recht  kunstvollen  Appa> 
rates,  dessen  einzelne  Bestandteile  sich  etwa  wie  folgt  besdireiben 
lassen.  « 

1.  Es  wird  eine  Summe  von  Begriffen  gebildet  durch  Zu- 
sammenstellung der  wie  man  glaubt  tjrpischen  Merkmale  der  Wirk- 
lichkeit zu  einem  Gedankenbüde  und  diese  Begriffe  werden  zu 
einem  Systeme  zusammengefügt :  Oberbegriffen  untergeordnet  u.s.w. : 
Stadt,  Handwerk,  Fabrik,  Wirtschaft,  Betrieb,  Preis,  Grundrente, 
Kapitalismus  u.  s.  \v. 

2.  Es  wird  eine  mö{»lichst  große  Reihe  von  Kausalzusammen- 
hängen in  der  Weise  gebildet,  daß  mittels  des  isolierenden  Ver- 
fahrens die  Wirkung  bestimmter  Ursachen  (Motive)  konsequent 
in  Gedanken  verfolgt  wird:  Preisbildung,  Grundrenten-,  I^hn-, 
Profitbildung  etc. 

3.  Es  wird  eine  tunlichst  große  Masse  von  Einzelphänomenen 
in  Gedanken  zu  einer  Einheit  zusammengefügt  entweder  dadurch, 
daß  sie  auf  einen  Zweck  (diese  auf  andere  u.  s.  w.)  bezogen 
werden:  etwa  Organe  des  Staats,  Funktionen  des  Handels  etc. 
oder  auf  Motive  (diese  wieder  auf  andere)  zurückgeführt  werden: 
etwa  die  Entstehung  der  modernen  Stadt  aus  den  Interessen  des 
Kapitalismus  etc. 

4.  Letzlich  werden  reale  Gestaltungstendenzen  aufzuweisen 
versucht  in  der  Weise,  daß  regelmäßig  wiederkehrende  Massen- 
erscheinungen auf  eine  konstant  wirkende  Triebkraft  (etwa  das 
Gewinnstreben  des  kapitalistischen  Unternehmers)  7:urückc^eführt 
und  somit  (solange  dieselbe  Triebkraft  weiter  wirkt  und  dieselben 
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Bedingungen  auch  sonst  erfüllt  sind)  als  auch  in  Zukunft  sich 
fortsetzende  nachi^cwicsL-n  werden  :  etwa  die  Verclendungstheoric. 
die  Akkumulations-,  oder  Konzentrationstheorie,  das  »Gesetz«  der 
fallenden  Lohn-,  der  fallenden  Kxportiiuote  u   s.  w. 

Das    (besetz«  .  .  .  Womit  wir   dann  an  das  allerdelikateste 
Problem  gerührt  haben,  das  die  Wissenswissenschaft  kennt.  Wie- 
donim  wird  in  der  verschiedenen  Bedeutung,  die  das  ^  Gesetz 
fiir  NatiM-  und  Menschenwissenschaft  hat,  deren  Grundverschieden- 
heit selbst  sicii  deutlich  erkennen  lassen. 

Die  Naturerforschung  gij)felt  im  ( besetz ;  das  (iesetz  ist  die 
Erkenntnis.  Das  (iesctz,  das  licißl  also:  eine  mal  he  inatische 
l-orinulieiung,  die  die  rej^a-lmäCsip^e  AufemaudLi  lolge  von  Natur- 
vorgängen in  der  Weise  durch  zitYcMmäßi^e  Inbezichungsetzung 
mel5-  oder  wägbarer  (irößen  zu  einer  gedanklichen  Einheit  (ord- 
net, daß  kein  riianonien  unbeschrieben  und  eine  Unterordnung 
einzelner  Fälle  unter  die  allgemeine  Regel  möglich  ist. 

Gibt  es  solche  Gesetze  für  die  Menschenwelt,  sind  wir 
überhaupt  auf  dem  Wege,  sie  zu  finden,  haben  wir  auch  nur  den 
geringsten  Ansatz  dazu }  Antwort :  nein.  Was  wir  an  derartigen 
Gesetze  etwa  im  Bereich  der  Nationalökonomie  haben,  sind  nur 
verkappte  Natuigesetze;  wie  etwa  das  Gesetz  des  abnehmenden 
Bodenettrages.  Hin  Gesetz,  das  Menschentun,  auf  welchem  Ge* 
biete  es  auch  immer  sich  betätigen  möge,  beherrschte,  also  immer 
und  allgemein  gültig  wäre,  gibt  es  kein  einziges. 

Der  Grund  für  diese  sdieinbar  seltsame  Tatsache  erhellt  ohne 
weiteres  aus  der  Eigenart  des  Wissens  vom  Menschen,  wie  wir 
es  in  seinen  Grundzügen  kennen  gelernt  haben.  Wie  sollte  ein 
»Gesetz <L  von  allgemeiner  Geltung  aufgestellt  werden,  da  doch 
Objekt  (Stoff)  und  Kräfte  in  der  Menschheitsgeschichte  un- 
ausgesetzt  wechseln?  Das  Faltgesetz,  das  Verbrennungsgesetz 
stelle  ich  auf  in  der  stillschweigenden  Annahme,  daß  so  lange 
unsere  Irdischkeit  dauert  Stoff  und  Kräfte  dieselben  bleiben,  die 
den  Stein  zum  Fallen,  das  Holz  zum  Brennen  bringen  und  daß 
sie  in  stets  derselben  Wirksamkeit  andauern  werden.  Prei<igesetzc 
aber  werden  nur  gelten: 

1.  Wenn  und  solange  Menschen  bestimmte  gewandelte  und 
wandelbare  Beziehungen  zu  einander  eingehen  (ihre  Erzeugnisse 
auf  dem  Markt  gegen  einander  tauschen). 

2.  Wenn  und  insoweit  die  kaufenden  und  verkaufenden  Men- 
schen eine  ganz  bestimmte  (keineswegs  immer  vorhandene)  Seelen- 
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Stimmung  aufweisen.  Das  Muß  des  Steinfalles  ist  doch  ein  Wesens- 
anderes als  das  Muß  des  Käufers,  einen  bestimmten  Preis  zu 
zahlen.  Das  E.'^-(  nticlle  des  gesetzmäßic^cn  Naturvorgangs  ist  die 
mathematisch  sich  gleichbleibende  Kraftwii  kung,  das  Wesentliche 
des  Marktvorgangs  eine  stets  vorhandene  Ungleichheit  der  Moti- 
vation und  Handlung  der  die  »Kräfte«  bildenden  lebendigen  Indi- 
viduen. 

Das  Preisgesetz <  ist  also  nicht  nur  in  seiner  Ausdehnung 
(extensiv),  sondern  ebensosehr  und  noch  mehr  in  seiner  Wirksam- 
keit und  somit  Bestimmbarkeit  (intensiv)  beschränkt. 

Seine  Bedeutung  für  die  Nationalökonomie  ist  also  grund« 
vorschieden  etwa  von  der  des  Fallge.sctzcs  für  die  Mechanik. 
In  ihm  kommt  jene  oben  genannte  Abstraktionstendenz,  deren 
W'ir  uns  als  Hilfsmittel  zur  Erkenntnis  der  Wirklichkeit  bedienen, 
zum  Ausdruck.  Wir  verfolgen  die  mögliche  Wirkung  eines  be- 
stimmten Motivs  (den  Wunsch,  m<"»^Iichst  teuer  7.11  verkaufen, 
möglichst  billig  zu  kaufen)  in  (iedanken  und  formulieren  diese 
Fiktion  zu  einem  Gesetz,  das  aber  möglicherweise  übcrhavi[)t  nie 
in  Wirksamkeit  tritt.  Diese  -Gesetze-  sind  nicht  die  I^kenntnis, 
sondern  bereiten  die  Erkenntnis  nur  vor.  Wenn  ich  die  Wirkung 
der  Steigerung  der  Edelmetallproduktion  theiuetisch«  festgestellt 
habe  (z.  B.  in  dem  Satze:  ist  mit  der  Zunahme  der  Produktion 
eine  Vermindonmi;  der  Produktionskosten  verbunden,  so  steigen 
die  Preise,  im  andern  baWc  nicht)  so  hal)e  ich  wirkliche  lükenntnis 
noch  gar  keine.  Diese  gewinne  ich  er.st  dadurch,  datS  ich  die 
Wirkung  der  Entdeckung  von  Potosi  oder  Kaliforniens  etc.  in 
concreto  untersuche.  Während  also  die  naturwis.senschaftlichen 
(iesetze  den  Bestand  an  Erkenntnis  darstellen,  über  den  die 
Naturwissenschatlen  verlugen,  sind  soziale  >Gesetzc«  nichts  anderes 
als  ein  technischer  Apparat,  um  danut  Erkenntnisse  zu  gewinnen. 
Sie  sind  nicht  das  Ende,   sondern  licr  Anfang  der  Erkenntnis. 

Neben  diesem  ti  chnischen  1  Iilfsa{>parat  gibt  es  dann  in  denOci- 
ste.swissenschatttMi  noch  jene  ebenfalls  bereits  gekennzeichneten 
l"'ntwickluni4stendciucn^,  die  man  gelegentlich  auch  als  Gesetze 
anspricht.  Sie  tragen  nun  aber  ganz  und  ;^ar  nicht  den  Charakter 
eines  (le.setzesc,  wie  die  Naturu i.vscn.schatt  ein  (jeset/,  versteht. 
Vor  alii  ni  deshalb  nicht,  weil  sie  gar  keine  allj^emeinc  1  ormulic- 
rung  tLu  beliebig;  sich  einstellende  Ein/.eltalle  sind,  sondern  nur 
den  wahrscheuilichen  Verlauf  eines  einzigen  \'orL;angs  voraus- 
-sagcn  Wüllen.    Das   KünzeiUration.sgesetZ'  hat  immer  nur  Geltung 
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für  ein  einzif^cs  historisches  Milieu  :  eine  zeitHch  eng  umgrenzte 
Epoche  des  Kapitalismus  in  den  modernen  Staaten  und  kann 
selbst  in  diesem  Milieu  etwa  durch  einen  bewußten  Eingriff  der 
Staatsgewalt  oder  durch  die  Verändening  des  Kräfteverhältnisses 
(der  Willensintensität)  der  beteiligten  Personen  in  jedem  Augen- 
blicke aus  der  Welt  geschafft  werden.  Was  also  soll  die  Gleich- 
stellung derartiger  »Entwicklungstendenzen  (deren  Ermittlung 
nebenbei  bemerkt  sehr  nützlich  sein  kann)  mit  den  »ewigen  ehernen 
Gesetzen  <,  die  die  Naturforscher  für  den  ewig  gleichen  Ablauf 
des  Naturgeschehens  formuheren?! 

IV. 

So  ivt  kein  Wunder,  wenn  schlieblich  sich  die  Geschichte 
der  eint  n  und  tler  andern  Wissenschaft  als  etwas  ebenfalls  grund- 
verschiedenes darstell  lt. 

Die  Geschichte  der  modernen  Naturforschun^  —  der  uiodernc  ii 
das  heißt  also  dcrjcni;4en,  die  auf  den  Prinzipien  der  yuantitizic- 
runi;  fußt  erscheint  uns  im  wesentlichen  als  c\nc  immer  j:^ößer 
werdende  Sammlung  von  Einzel  wissen.  Am  Ende  einer  Gene- 
ration ist  ein  bestimmtes  Maß  «gesicherten  \\  issens  vorhanden, 
das  wie  Korn  in  der  Kornkammer  auf<][escliüttet  liegt  und  zu  dem 
nun  die  folgende  Generation  ihren  Teil  hinzuträ^t.  Man  ist  stolz, 
von  einer  »fortschreitenden  Erkenntnis  /u  sprechen  und  hat  die 
Vorstellung  (auch  hier  steht  der  Geist  im  Banne  der  quantifizie- 
renden Methode^  als  ob  es  nur  einer  immer  noch  stärkeren  Ver- 
mehrung des  Besitzes  an  Wissen  bedürfte,  um  schließlich  zu  er- 
kennen :  'Was  die  Welt  im  Innersten  zusammenhält  ^ .  So  fühlt 
sich  auch  jeder  Naturforscher  als  ein  C^lied  in  einer  großen  Kette. 
Er  steht  auf  den  Schultern  .seineN  XCrmanns  und  wer  es  schließ- 
lich erlebt,  wird  so  hoch  ijcstiegen  sein,  daß  er  die  Sterne  i^reifen 
kann.  Er  fühlt  sich  aber  auch  nur  als  der  tunpersonlicln  i  Mehrer 
im  Reiche  seiner  Wis.scnschaft.  Das  Wissen  von  der  Natur  wird 
»ibjekliviert  sobald  es  /u  Tage  gefördert  ist  Die  einzelnen  Er- 
kenntnisse erscheinen  als  r<*in  sachliche  iükenntnisse  ohne  jede 
persönliche  Nf)te.  Kein  Mensch  sieht  dem  Eallgesetz  an,  daß 
Galilei,  dem  Verbrennungsgesetz,  daß  Lavoisier,  dem  Gesetz  von 
der  Erhaltung  der  Kraft,  daß  Roh.  Mayer  sein  Vater  ist. 

Ganz  das  (iegenteil  trifft  für  die  Geisteswissenschaften  2U. 
Hier  trägt  jede  Leistung  einen  persönlichen  Charakter,  und  wenn 
CS  auch  nur  (wie  meist)  der  Charakter  der  Stümperei  ist.  Die 
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großen  Schöpfungen  sind  aber  höchstpersönliche  Werke  wie  der 
Moses  von  Michelangelo  oder  der  Fidelio  von  Beethoven.  Sie 
reihen  sich  deshalb  auch  nicht  irgendwo  in  eine  Kette  von  an- 
dern Leistim<4en  ein.  Sie  stehen  für  sich  da,  neben  andern  Sie 
fangen  von  vom  an,  ein  Wissensgebiet  zu  durchleuchten.  \'rn 
irgend  welchem  Ansammeln  von  obicktiver  Erkenntnis  (wenn  man 
von  dem  Tatsachenmateriale  al)sicht)  ist  keine  Rede;  von  einem 
VVeiterbauen  ebensowenig^.  I  )ie  Geschichte  der  Wissenschaft  vom 
Menschen  stellt  sich  uns  nurmchr  dar  als  ein  Nach-  und  Neben- 
einander persönlicher  Schöpfuni^en,  die  sich  dann  von  Zeit  zu  Zeit 
zu  bestimmten  Manieren,  -Methoden  [genannt,  verhärten,  um  die 
ein  oft  recht  unnützer  Meinungskampt  entbrennt.  Es  sind  dann 
die  Kleinen,  die  sich  diesi  r  t)der  jener  Manier  eines  Meisters  be- 
mächtigen und  um  sie  streiten  als  käme  es  darauf  an,  nacli 
welcher  ^ Methode«  geschaut  wird,  während  es  doch  nur  bedeut- 
sam ist,  daß  Einer  Augen  zum  Sehen,  Ohren  zum  Hören  und 
einen  Mund  zum  guten  Aussprechen  hat. 

Es  ist  begreiflich  genug,  daß  die  (beschichte  der  Gei.stes- 
.  Wissenschaften  so  verläuft  und  so  grundvcr.sciiieden  von  der  der 
Naturwissenschaften  sich  ;^estaltet.  Denn  es  .sind  ja  immer  neue 
Objekte,  die  zu  betrachten  sind,  miaier  neue  Menschen,  die  sie 
anschauen,  immer  neue  Bedingungen,  unter  (.lenen  die  l,iki  niitnisc 
zu  blande  kommt.  Man  wird  doch  i^cwiß  nicht  sagen  wollen, 
daß  die  Geschichtswissenschaft*  von  Thucydidcs  zu  Tacitus  zu 
Macchiavelli  zu  Mommsen  irgend  welchen  »Fortschritt«  gemacht 
habe,  daß  un.ser  Wi.ssen  vom  Leben  der  Völker  (unbedeutende 
Einzelheiten  außer  Acht  gelassen)  in  dreitausend  Jahren  irgend- 
wie »vermehrt«  worden  sei.  Oder  man  wird  doch  nicht  behaupten 
wollen,  daß  die  Staatslehre  seit  Aristoteles  oder  Montesquieu 
irgendwie  »weiter«  gefördert  sei.  Oder  man  wird  doch  nicht  so 
töricht  sein  zu  glauben,  daß  unsere  Einsicht  in  den  Zusammen- 
hang des  Wirtschaftslebens  tiefer  sei  als  die  Pettys  oder  Cantil- 
lons;  man  wird  vielmehr  festzustellen  haben,  daß  alles  was  ge- 
scheite Merkantilisten  gelehrt  haben  genau  ebenso  richtig  und 
ebenso  viel  war,  als  das  was  Quesnay  und  Adam  Smith  zu  ihrer 
Zeit  als  die  Wahrheit  verkündeten  und  daß  deren  Wissen  ebenso 
tief  ging  (wenn  nicht  tiefer)  als  unseres  von  heute. 

Diese  Betrachtungen  gewähren  uns  nun  aber  erst  die  Mög- 
lichkeit, mit  Sicherheit  den  Wert  einer  Leistung  auf  dem  Gebiete 
der  Natur-  oder  Mcnschcnwissenschaft  zu  ermessen ;  insbesondere 
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auch  zu  entscheiden :  wie  beschaffen  die  c^roßen  schöpferischen 
Geister  in  diesen  Wissenschaften  sein  müssen.  Alles  was  wir 
bisher  erkannt  haben,  drängt  zu  tler  Annahme,  daß  <^rolSe  Lei- 
stungen in  den  Natur-  und  Geisteswissenschaften  ganz  verschie- 
tlenen  Charakter  traj^en,  daß  große  Naturforscher  und  große 
Menschenforschcr  aus  ganz  verschiedenem  Holze  geschnitzt  sein 
werden. 

Selbstverständlich  werden  sie  in  vielem  einander  ähneln. 
Der  große  Denker  wird  immer  bestimmte  Züge  tragen,  die  ihn 
vom  wissenschalihchen  Schuster  ebenso  unterscheiden  wie  von 
dem  bedeutenden  Menschen  anderer  Bep^abiiiiL;  I>  wird  einen 
uinlassenden  Ueberblick  über  alles  Tatsächliche  lialR-n.  Dazu  die 
l'ähigkeit  der  Abstraktion  und  doch  eine  ^roße  sinnliche  Schau, 
Er  wird  ein  scharfes  L'nterscheidungsvermöf^en  und  Sinn  für  das 
Wesentliche  besitzen.  Eine  große  Darstellungskraft  und  große 
Arbeitsenergie.  Und  er  wird  vor  allem  dadurch  von  dem  gewöhn- 
lichen Handwerker  unterschieden  sein,  daß  sein  bestes  Schaffen 
aus  den  Tiefen  seiner  Seele  ungewollt  hervorbricht  und  unter- 
halb der  Schwelle  des  Bewußtseins  sich  abspielt. 

Dann  aber:  wie  grundverschieden  sind  die  Aufgaben,  die 
des  Naturforschers  harren  von  denen  die  der  Menschheitsforscher 
zu  lösen  hat;  wie  grundverschieden  also  muß  die  Begabung  der 
beiden  sein,  damit  sie  je  auf  ihrem  Gebiete  Großes  leisten! 

Was  den  bedeutenden  Naturforscher  macht,  ist  die  Fähigkeit, 
angefangene  Gedankengänge  bis  zu  Ende  zu  föhren,  das  heißt 
bis  zu  dem  Punkte,  wo  eine  Fülle  von  Erscheinungen  sich  durch 
eme  denkbar  einfache  Formel  beschreiben  läßt.  Er  ist  immer  ein 
Vollender.  Und  was  ihn  befähigt,  dies  zu  sein,  ist  seine  über- 
ragend große  Abstraktionskraft.  Er  muß  ein  genialer  Rechner 
sein,  der  mit  endlosen  Zahlenreihen  ins  Bett  geht  und  am  näch- 
sten Morgen  imstande  ist,  dasselbe  Zahlen-  oder  Körperbild  un- 
verändert vor  seinem  geistigen  Auge  erstehen  zu  lassen.  Er  muß 
ein  geschickter  Kombinator  sein,  der  hundert  mögliche  Gestal- 
tungen  sich  vorzustellen  die  Kraft  hat,  um  von  ihnen  eine  als 
die  richtige,  die  die  tLösung«  enthält,  zu  erkennen. 

Vom  Menschenforscher  erwarten  wir  keine  »Lösungen«,  man 
könnte  vielmehr  mit  einiger  Paradoxie  sagen:  wir  verlangen  von 
ihm  Problemstellungen.  Was  ihn  vor  den  andern  groß  macht, 
ist  immer  die  neue  Ansicht  von  der  Welt  und  den  Menschen. 
Auch  er  ist  groß  als  Entdecker.   Aber  nicht  als  Entdecker  (lies 
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Fonnulierer)  von  Gesetzen,  sondern  als  Entdecker  von  Menschen 
und  menschlichem  Wesen.  Was  wir  an  ihm  schätzen,  ist  die 
Kraft,  Menschen  lebendig  zu  machen  und  sie  uns  in  ihrem  Denken 
und  Fflhlen  und  Tun  leibhaftig  vor  Ai^en  zu  stellen.  Was  macht 
denn,  um  ein  paar  beliebige  Namen  aus  unserer  Zeit  zu  nen- 
nen, Carlyle  und  Taine,  Mommsen  und  Burkhardt,  Gneist  und 
Treitschke,  Ihering  und  Victor  Hehn  zu  großen  Forschem  ?  Doch 
nicht,  daß  sie  uns  irgend  ein  »Gesetz«  formuliert  hätten,  sondern 
dieses:  daß  sie  uns  Menschen  schauen  ließen.  Die  einen  haben 
den  Revotutionsmenschcn  entdeckt,  die  andern  den  Kömer  oder 
den  Renaissancemenschen  oder  den  englischen  Adligen  oder  den 
Italiener  oder  den  preußisdien  Bureaukraten  des  anden  rdgime 
u.  s.  f.  Was  sichert  Mommsen  den  ewigen  Ruhm?  Ganz  gewiß 
nicht  seine  1500  gelehrten  Traktate,  die  er  mit  unübertroffener 
Akribie  und  Sachkunde  verfaßt  hat  (aber  an  Akribie  und  Sach* 
künde  kommt  ihm  am  Ende  Professor  Eduard  Meyer  gleich  <xler 
sonst  ein  beliebiger  Professor).  Auch  nicht  seine  Edition  des 
Corpus  inscriptionum.  Sondern  er  wird  fortleben  als  der  Ver- 
\'as<^cr  seiner  römischen  Geschichte,  in  der  er  in  hellseherischer 
Klarheit  das  Römcrtum  geschaut  und  uns  mit  genialer  künst- 
lerischer Gestaltungskraft  vor  Augen  gestellt  hat. 

Damit  aber  der  Menschheitsforscher  diese  von  uns  allein 
gewertete  Leistung  vollbringen  könne,  braucht  er  kein  großer 
Rechner,  kein  großer  Abstrahist  zu  sein.  Aber  was  er  sein  muß: 
ein  großer  Erleber.  Der  Strom  des  Lebens  muß  durch  ihn  hin- 
durchfluten ;  er  muß  die  Menschcnwelt  in  seinem  Innern  lebendig 
werden  lassen  und  muß  sie  in  uns  durch  die  sinnliche  Kraft 
seiner  Darstellung  ebenfalls  w  iedcr  erwecken,  sodaß  sie  auch  uns 
/.um  Erlebnis  werde.  Dazu  gclu)rt  (und  dadurch  unterscheidet 
sich  der  große  Forscher  vom  Prolessgr) :  daß  Blut  und  keine  Tinte 
in  seinen  Adern  fließe. 

Alle  >F!ntwicklung<  des  Wisscnii  vom  Menschen  (wenn  wir 
^chon  von  Entwicklung  sprechen  wollen)  ersciuipli  sich  in  dem 
immer  wiederkehrenden  Vorgange:  daß  von  einem  großen  Schauer 
Menschen  entdeckt  und  hingestellt  werden,  daß  dann  langsam  von 
den  gelehrten  Spinnen  das  Bild  so  lange  durch  allerhand  Spezia- 
listentum übersponnen  wird,  bis  es  ganz  und  gar  unkenntlich  ge- 
worden ist  und  durch  eine  neue  schöpferische  Leistung  ersetzt 
werden  muß.  um  lebendig  zu  bleiben.  W  o  die  Schauer  fehlen, 
haben  die  Schuster  zu  tun.    Und  ihr  Werk  ist  es,  das  Lebendige 
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mit  totem  Wisscnskiam  zuzudecken,  den  Menschen  und  sein 
Waken  durch  allerhand  Abstraktionen  zu  ersetzen.  Man  schaue 
sich  den  trostlosen  Zustand  der  \' erwahrlosung  an,  in  den  unsere 
Geschichtsschreibung  heute  geraten  ist,  nachdem  seit  einem  Men- 
schenalter kein  grosser  Lebendiger  mehr  sich  an  der  Geschichts- 
forschung betcihgt. 

Fraglich  könnte  wiederum  nur  sein,  ob  alles  dieses  etwa  bloß 
für  die  Geschichtsforschung  im  engeren  Sinne,  dagegen  nicht  auch 
für  die  systematische  Wissenschaft  vom  Menschen  in  der  Ge- 
schichte, für  Soziologie  und  ihre  Unterwissemtchaften  wie  National- 
ökonomie, Rechtswissenschaft  u.  s.  w.  Geltung  habe.  Aber  ich 
glaube,  daß  auf  dem  Gebiete  der  systematischen  Sozialwissen» 
Schäften  auch  immer  nur  die  Männer  Großes  leisten  werden,  die 
stärkstes  Erlebnis  mit  großer  Darstellungskraft  verbinden.  Nur 
daß  die  Fähigkeit  zu  erleben  eine  besondere  Nuance  aufweisen 
muß:  es  muß  eine  Fähigkeit  sein,  das  Typische  im  Menschen- 
sdiicksat  in  sich  lebendig  werden  zu  lassen,  während  der  »Histo- 
riker« den  Sinn  für  das  Einzigartige  im  Vdlkerleben  vor  allem 
besitzen  muß.  Aber  auch  das  Typische  im  Menschen  mache  ich 
mir  nur  durch  das  Erlebnis  zu  eigen:  wie  sollte  ich  über  das 
Handwerk  ein  Wort  aussagen  können,  ehe  ich  nicht  das  spezifisch 
Handwerkerhafte  einmal  (aui^rhalb  aller  begrifflichen  Feststel- 
lungen) in  mir  erlebt :  empfunden,  ich  möchte  sagen  geschmeckt 
habe.  Und  als  ein  großer  Sozialforscher  wird  uns  der  gelten,  der 
große  wichtige  Menschentypen  entdeckt  und  ihr  Wesen  uns  über- 
mittelt hat.  Vorausgesetzt,  daß  er  auch  die  Fähigkeit  besaß,  die 
Einzelbeobachtung  in  einen  großen  Zusammenhang  zu  stellen  und 
uns  kraft  eines  glücklichen  Begriffssystems  den  Eindruck  eines 
einheitlichen  Zusammenstimmens  aller  Einzelphänomenc  zu  ver- 
schaffen. 

V. 

Ich  denke :  nun  empfindet  man  schon ,  wie  verfehlt  es  ist, 
einem  ^Tanne  wie  Marx  und  seinem  wissenschaftlichen  Oeuvre 

dadurch  <4orecht  werden  zu  wolhm .  daß  man  ihm  —  wie  einem 
Naturforscher  —  einen  bestimmten  l'kitz  in  dem  Kntwicklunf^s- 
gange  der  sozialen  Wissenschaften  rinräumt,  daß  man  ihn  in  l\eih 
und  Glied  mit  seinen  Vorijängern  und  Nachfolgern  einordnet,  daß 
man  das  (Quantum  objektiven  und  dauernd  i^esicheiten  Wissens 
aufweist,  das  wir  ihm  verdanken  oder  gar  die  >Gcsetze«  namhaft 
macht,  die  er  aufgestellt  hat. 
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Würde  danach  die  Größe  eines  Menschhcitstorschcrs  er- 
messen werden,  so  stünde  es  schlimm  um  Karl  Marx  und  sein 
Renommee  als  jrroßer  Denker.  Denn  was  wir  ihm  an  neuen 
»Gesetzen«  verdanken,  ist  herzlich  wenig  und  nicht  zu  vergleichen 
mit  dem,  was  uns  Geister  minderen  Ranges  —  Ricardo,  Senior, 
von  Thunen,  Jevons  u.  a.  —  hinterlassen  haben.  Den  technischen 
Hilisapparat  nationalökonomischer  Gesetze  hat  Marx  kaum  ver^ 
mehrt.  Er  ist  darin  über  Ricardo  nicht  wesentlich  hinausgekom- 
men: die  Preisgesetze,  die  Verteilungsgesetze  etc.  Ricardos  hat  er 
wohl  hie  und  da  verbessert,  aber  in  ihren  Grundzi^en  unverändert 
gelassen.  Seine  Versuche,  neue  »Gesetze«  jener  Art  zu  formu- 
lieren, sind  fast  durchgängig  gescheitert.  Man  weiß  heute,  daß 
sein  berühmtes  «Wertgesetz«  im  günstigsten  Falle  ein  harmloser 
und  für  die  Erkenntnis  ziemlich  überflüssiger  Zierrat  ist.  Die  An- 
läufe, im  zweiten  Bande  des  Kapitals,  Ricardos  Lehren  für  die 
Fragen  des  Kapitalumschlags  etc.  weiter  zu  führen,  sind  im  Sande 
verlaufen.  Aber  auch  mit  der  Aufstellung  von  »Entwicklungs- 
tendenzen« ist  Marx  nicht  viel  glücklicher  gewesen :  das  Gesetz  der 
fallenden  Profitrate,  die  Verelendungstheorie,  die  Konzentrations- 
theorie, die  Akkumulationstheorie,  die  Zusanunenbruchstheorie  und 
wie  die  Theorien  alle  heißen  mögen,  die  Marx  formuliert  und  als 
unumstößliche  Wahrheiten  <4laubtc  \  c  ikünden  zu  dürfen,  sind  heute 
entweder  als  falsch  oder  einseitig  erkannt  worden. 

So  blasphemisch  es  den  Ohren  manchen  Marxverehrers  klingen 
mag :  ich  \va<,^r  es  doch  auszusprechen,  daß  Marxen  für  derartige 
Gesetzesschmiedcrei  offenbar  ein  notwendiges  Requisit  fehlte :  die 
Abstraktionskraft  und  in  weiterem  Sinne  —  die  Verstandesschärfe, 
ich  entsinne  mich  noch,  welches  Entsetzen  mich  damals  packte, 
als  ich  zum  crstenmale  das  Urteil  von  Roscher  über  Karl  Marx 
las,  das  in  seinen  Hauptsätzen  also  lautet  (Gesch.  der  National- 
ökononiik  in  Deutschland  S.  1021):  Theorrtisch  ist  dieser  q^cist- 
rciche,  aber  nicht  schartsinnij^i'  Mann  wcnic;  i^ecii^nct,  komplizierte 
l'"rscheinun;^rn  auf  ihre  einfachen  bJcmcnte  zurückzuführrn  .  . 
Heute  scheint  mir  dieses  Urteil  thucliaus  das  Richtige  zu  treffen. 
Denn  mangelnder  Verstandessehäi  fc  begegnen  wir  allerorten  in 
den  Marxschen  Schriften.  Das  zeitjt  sich  ganz  1  <  lulers  auch  in 
der  Art  und  Weise,  wie  er  die  liegnffe  biUiii   und  handiiabt. 

Marx  dctiniert  fast  nie  und  seine  Bei^riffc  sind  oft  i^enug  mehr- 
deutig und  versehwomimn  Wert,  Mehrwert.  Kapital,  l-"abrik,  Be- 
trieb, industrielle  i<escrvearmce ,  Akkumulation,  Konzentration, 
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Verelendung  und  viele  andere  tragende  Begriffe  in  seinem  System 
entbehren  durchaus  der  scharfen  Prägung,  sodaß  manche  Partien 
des  5 Kapitals»  als  Seminararbeiten  eine  ganz  schlechte  Note  ver-r 
dienten.  Unsere  Schulmeister  haben  darum  auch  von  Marx  eine 
nur  [geringe  Meinung:  diejenigen  Lci.stun<^en,  die  an  niveau  ihres 
eigenen  Fassungsvermögen  liet^en,  sind  tatsächlich  nicht  berühmt. 

Aber  sie  entscheiden  auch  ganz  ^'ewiß  nicht  über  die  ge- 
schichtliche Bedeutung  eines  Denkers  wie  Marx.  Zumal  in  unserer 
Zeit  ist  die  Beschäftigung,  die  sich  auf  die  Vervoilkommnuni,'  des 
technischen  Aj)])arates  der  sozialen  Wissenschaften  richtet,  zu  einer 
wahren  Schusterarlicit  i^eworden,  die  recht  und  schlecht  von  einem 
beliebigen  Ordinarius  der  Nationalökonomie  ausgeführt  werden 
kann. 

Was  aber  ist  es  denn  nun  in  Wirklichkeit ,  das  Marx  die 
überrai^ende  (jroße  als  Menschheitsforscher  verleiht?  Nun  often- 
bar  ein  Geist,  der  in  Ueberlebensgröße  sich  in  diesem  Menschen 
betäti<^en  konnte  ;  eine  wundersame  Fruchtbarkeit  an  neuen  und 
schöpicrischcn  Ideen,  au  unerhörten  (icsichten. 

Kraft  dieses  Geistes  —  seines  Schatfens  selbst  völlig  unbe- 
wußt —  wurde  Marx  der  Begründer  der  modernen  systematischen 
Soziahvissenschatt,  für  die  er  überhaupt  erst  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen hat. 

Zunächst  holte  er  die  Nationalökonomie  aus  den  nebelhaften 
Regionen  der  Teleologie,  in  die  sie  sich  verstiegen  hatte,  h  unter 
und  stellte  sie  auf  den  sicheren  Boden  einer  durchgnni;i;^  kau- 
salen, von  allem  ethischen  oder  utiiitarischen  Beiwerk  freien 
Betrachtungsweise.  Was  das  bedeutete,  vermögen  wir  /,u  er- 
messen, wenn  wn  die  Nationalukonomen ,  die  an  3,lar.\  vorbei- 
gegangen sind,  betrachten:  wie  sie  noch  heute  zwischen  Kausalität, 
apriorischer  Teleologie  und  dilettantischer  Ethik  als  orientierende 
Prinzipien  hilflos  hin  und  herschwanken. 

Dann  aber  zeigte  er  uns,  wie  man  die  Einsicht  in  den  histo- 
rischen Charakter  des  Wirtschaftslebens,  also  seine  stete  Wandel- 
barkeit im  Ablauf  der  Geschichte  vereinigen  kann  mit  einer  syste- 
matischen Erfassung  der  ökonomischen  Vorgänge.  Er  vereinigte 
die  Emmgenschaften  der  klassischen  Nationalökonomie  mit  den 
Ergebnissen  der  historischen  Schule,  indem  er  den  Begriff  des 
Wirtschaftssystems  (wenn  auch  nicht  mit  klaren  Worten)  schuf 
und  ihn  zum  Objekte  der  nationalokonomischen  Wissenschaft 
machte.   Damit  bcL^rimdete  er  gleichzeitig  die  Nationalökonomie 
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ausdrücklich  als  eine  soziale  Wissenschaft,  deren  Objekte  die  histo- 
risch wandelbaren  Beziehungen  von  Menschen  trntcr  einander  sind 
(und  nicht  etwa  irgend  welche  Naturzusanimcnhänc^e  ewig  gleichen 
Inhalts,  wie  man  vor  Marx  so  oft  irrtümlich  cje^laubr  hatte). 

Indem  er  dann  einen  bestimmten  Zusammenhan«^  zwischen 
den  wirtschaftlichen  Vorgängen  und  allen  übrigen  Erscheinungen 
der  menschlichen  Kultur  nachwies,  zeigte  er  —  so  unvollkommen 
auch  seine  Fonnulicrung  sein  ma^r  —  doch  den  einzigen  Weg, 
auf  dem  auch  eine  allgemeine  systematische  Geseilschaftslehrc 
sich  einmal  wird  entwickeln  können. 

Das  sind  seine  großen  Leistungen  als  Methodiker  und  Syste- 
matiker, aber  es  sind  noch  nicht  seine  größten  Leistungen.  Diese 
smd  vielmehr  ICntdeckertaten  allerersten  Kan<;cs. 

Wenn  ich  sagte :  er  machte  eine  systematische  Betrachtung  des 
Wirtschaftslebens  auf  geschiclrJichcr  (irundlage  möglich  dadurch, 
daß  er  das  Wirtschaftssystem  zum  Gegenstand  der  Untersuchung 
nahm,  so  muß  nun  hinzugefügt  werden,  daß  er  als  Erster  das 
unsere  Zeit  beherrschende  Wirtschaftssystem  in  seiner  spezifischen 
Eigenart  erkannte,  daß  er  also  (wie  man  mit  Recht  gesagt  hat) 
zum  Entdecker  des  Kapitalismus  wurde. 

Diese  Entdeckung  möchte  ich  aber  noch  etwas  genauer  be- 
schreiben und  dann  verallgemeinern. 

Was  Marx  entdeckte,  war  nicht  sowohl  eine  Summe  von 
Rechtseinrichtungen  und  Wirtschaftsweisen,  wie  sie  ein  Wirtschafts* 
System  bilden,  als  vielmehr  die  liinter  diesen  Einrichtungen  und 
Vorgängen  steckenden  lebendigen  Menschen.  Er  entdeckte  die 
Subjekte  des  Kapitalismus:  die  kapitalistischen  Unternehmer:  die 
»eminent  Spinners«,  die  »extensive  sausage  makers«,  und  die  »in- 
fluential  shoc  black  dealers«,  diese  eigentümliche  Abart  des  homo 
sapiens  und  wußte  aus  ihrer  Psyche  heraus  das  ganze  große  Ge- 
triebe der  marktmäßig  organisierten  Wirtschaft  zu  erklären. 

Damit  hatte  er  aber  noch  mehr  entdeckt:  den  Menschen,  den 
lebendigen  Menschen  als  Gegenstand  sozial  wissenschaftlicher  For- 
schung überhaupt  So  seltsam  es  klingt,  wenn  man  es  ausspricht: 
es  wird  doch  keinem  Zweifel  unterzogen  werden  können,  daß  Marx 
als  Erster,  statt  von  blutleeren  Begriffen,  von  Menschen  in  setner 
Nationalökonomie  handelte;  oder  richtiger  ausgedrückt:  daß  er 
bei  seinen  begrifflichen  Erörterungen  jederzeit  die  Vorstellung  des 
Lebens  in  uns  zu  erzeugen  wußte.  Da  Hegt,  scheint  mir,  das 
Geheimnis:  weshalb  uns  die  Lektüre  einer  marxischen  Schrift, 
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vor  allem  natürlich  die  Lektüre  des  ersten  Bandes  des  Kapitals 
immer  wieder  fortreißt  wie  ein  spannender  Roman.  Die  Seclen- 
stimmungen,  die  Marx  in  uns  auslöst,  sind  wesensandere  als  die, 
die  irgend  ein  anderer  sozialer  ;Denker  in  uns  erweckt.  Man 
prüfe  sich;  vergleiche  die  besten  Nationalökonoinen  vor  Marx: 
etwa  Cantillon  oder  Quesnay  oder  Adam  Smith  oder  Ricardo. 
Kein  einziger  treibt  uns  das  Blut  zum  Herzen  wie  Marx  es  tut 
(und  das  nicht  etwa  wegen  der  politischen  Tendenz,  von  der  ist 
keine  Rede,  sondern  wegen  der  i;anz  ihm  eigenen  Erfassung  des 
lebendij^^'n  Menschen,  den  er  in  greifbarer  Gestalt  vor  uns  sich 
bewegen  läßt). 

Durch  alle  mystische  Hegelei,  durch  alle  verzopfte  Systciii- 
bildung,  durch  alle  scholastische  Dogmenregistrierung  hindurch 
schaut  uns  immer  wieder  das  feiste  Gesicht  des  englischen  Manu- 
facturers  an,  werden  wir  die  ausgeme^elte  Gestalt  des  englischen 
Proletarieis  der  1 840er  Jahre  gewahr. 

Wo  wir  auch  immer  das  »Kapital«  aufschlagen  mögen,  immer 
weht  uns  das  frische  Leben  entgegen:  Beliebig  herausgegriffene 
Stellen: 

»Um  das  Gold  als  Geld  festzuhalten  und  daher  als  Element 
der  Schatzbtldung  muß  es  verhindert  werden,  zu  zirkulieren  oder 
als  Kaufmittel  sich  in  Genußmittel  aufzulösen.  Der  Schatzbildner 
opfert  daher  dem  Goldfetisch  seine  Fleischeslust.  Er  macht  Emst 
mit  dem  Evangelium  der  Entsagung.  Andrerseits  kann  er  der 
Zirkulation  nur  in  Geld  entziehen,  was  er  ihr  in  Ware  gibt.  Je 
mehr  er  produziert,  desto  mehr  kann  er  verkaufen.  Arbeitsamkeit, 
Sparsamkeit  und  Geiz  bilden  daher  seine  Kardinaltugenden  .  .  .« 

»Beim  Scheiden  von  dieser  Sphäre  der  einfachen  Zirkulation 
oder  des  Warenaustausches,  woraus  der  Freihändler  vulgaris  An- 
schauungen, Begriffe  und  MalSstab  für  sein  Urteil  über  die  Ge- 
sellschaft des  Kapitals  und  der  Lohnarbeit  entlehnt,  verwandelt 
sich,  so  scheint  es,  schon  in  etwas  die  Physiognomie  unsrer  dra- 
matis  personae.  Der  ehemalige  Geldbesitzer  schreitet  voran  als 
Kapitalist,  der  Arbeitskraftbesitzer  folgt  ihm  nach  als  sein  Arbei* 
ter;  der  Eine  bedeutungsvoll  schmunzelnd  und  geschäftseifrig, 
der  andere  scheu,  widerstrebsam,  wie  jemand  der  seine  eigene 
Haut  zu  Markt  getragen  und  nun  nichts  anderes  zu  erwarten  hat 
als  die  —  Gerberei.« 

Und  dann  der  ganze  dritte,  vierte,  fQnfte  Abschnitt,  in  denen 
ein  tolles  Leben  pulsiert,  wie  nicht  in  hundert  anderen  Trak- 
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taten  der  Nationa!ökr»n<'mii-  zusammengenommen. 

Damit  habe  ich  denn  auch  schon  die  Form  berührt,  in  der 
uns  Marx  seine  Ciedanken  darbietet.  i  Xiß  die  T  >r!r.sU  llun;4skraft 
nicht  zuletzt  den  großen  Menschheitsfor. scher  macht,  habe  ich 
schon  L^esa^t.  Ntm  —  welche  tmerhörte  (k-wah  steckt  in  der 
Ausdrucksweise  ^h^rxens.  Protcss« »rale  Huzzehnännchen  haben  an 
seinem  Stil  heruiiii;c-niakcit.  Und  Ljanz  L^ew  iß  enthält  der  viel  Un- 
arten, aber  l^narten  eines  Sprachkiinstlers  ersten  l\an;;es,  die  wir 
ihm  naciisciien  müssen ,  <'benso  wie  seine  I  )erbheitcn  \md  seine 
schlechten  Wit/e.  Wenn  Marx  schreibt,  sd  ist  es,  wie  wenn  ein 
X'ulkan  heuer  speit;  natur^emiiß  fliegen  auch  .\'^che  und  Steine 
imd  Schlamm  mit  aus  dem  Krater  heraus  Wir  diirch^^lüht  seine 
Sprache  ist;  wie  s'w  sich  dem  Gegenstande  anzupassen  weiß;  mit 
welcher  Leidenschaftlichkeit,  mit  welcher  Eindringlichkeit  die  Ge- 
danken entwickelt  werden,  welches  stiuniende  Drängen  nach  dem 
Ende  emer  Schlußreihe!  Wie  glitz<rn  und  gleißen  die  Bilder! 
Wie  sprudelt  und  quillt  das  1  atsächiichc  hervor  wie  aus  einem 
unerschöpflichen  Dorne! 

Wenn  wir  daj^egen  irgend  eine  DarsteHun.4  eines  andern  aiicli 
bedeutenden  Denkers  halten,  etwa  die  von  Rodbertus,  mit  dem 
ja  Marx  so  oft  verglichen  wird  und  der  viele  der  Marxschen  Ge- 
daTikeii-ange  vielleicht  vor  Marx  gegangen  ist.  Wie  armselig,  wie 
nüchtern,  wie  dünn  ist  das  alles!  Als  ob  man  Moses  Mendel- 
sohn  gegen  h'ichte  oder  Hegel  hielte  oder  die  Cartons  des  Cor- 
nelius mit  dem  jüngsten  Gericht  Michelangelos  in  Parallele  stellte. 

Freilich  —  in  Worten  lassen  sich  die  spezifisch  künstlerischen 
Valeurs,  die  das  oeuvre  von  Marx  so  über  alles  Normalmaß  empor- 
heben, ganz  gewiß  nicht  voll  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Sie 
müssen  selbst  miterlebt,  müssen  empfunden,  gefühlt,  geschaut, 
geschmeckt  werden.  Wie  auch  das  seltsam  Däfnonische,  das  in 
Marx  steckt,  der  Harm,  das  Michelangeleske,  das  Titanenhafte 
in  ihm.  Wer  kann  am  letsten  Ende  sagen,  warum  Michelangelo 
und  Beethoven  groß  sind?  So  wird  man  auch  von  den  großen 
Menschheitsforschem  nicht  alles  auszusprechen  vermögen,  was  sie 
über  die  Menge  erhebt.  An  ihren  Wirkungen  wird  man  sie  er- 
kennen. Und  daß  Marx  schon  jetzt  unendliches  Licht  verbreitet, 
unendliches  Leben  geweckt  hat,  daran  herrscht  ja  kein  Zweifel  mehr 
wie  auch  die  Wirksamkeit  seines  Werkes  in  eine  ferne  Zukunft  hinein 
gesichert  erscheint.  Seine  Wirksamkeit  als  Kunstwerk,  als  Zeiten- 
spiegel.  So  wie  noch  heute  Plutarch  und  Plato  und  Tacitus  und 
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Caesar  wirken.  Wer  vcrtTiöchtc  einen  andern  »Gelehrten^  zu 
nennen,  der  auch  nur  -anz  von  l'crnc  soviel  Wissen  vom  sozialen 
Leben  unserer  Zeit  verbreitet  hätte  wie  Karl  Marx?  Ich  wüßte 
keinen.  Und  nur  ein  Mann  tritt  mir  vor  Augen,  den  man  neben 
Marx  stellen  kannte  als  sozialen  Schauer:  Emile  Zola.  Wer  von 
beiden  uns  tiefere  Einblicke  in  unser  Wirtschat"tslel)en  hat  tun 
lassen,  grüliere  Fernen  unsern  Hlicken  erschlossen  bat.  wird  schwer 
zu  entscheiden  sein.  Aber  diese  beiden  bilden  sicher  eine  Klasse 
für  sich. 

l'nd  es  ist  am  Ende  i^ar  nicht  so  wunderbar,  wenn  wir  einen 
ganü  grüßen  sozialen  Denker  nur  vergleichen  können  mit  einem 
sozialen  »Dichtere.  Im  Grunde  ist  das,  was  beule  tun.  nicht  so 
arg  verschieden,  wie  man  oft  uns  glauben  machen  mochte  Die 
Form  der  Mitteilung  ist  verschieden.  Nicht  die  Sache,  von  der 
sie  uns  Kunde  geben.  Wenn  wir  uns  nur  immer  bewußt  bleiben, 
daß  alle  Begriffs-  und  Systembildung,  alle  Gesetze.smacherei  u.s.w. 
bei  der  Erforschung  der  Menschenschicksale  nur  rein  technischer 
Hilfsapparat  sind,  so  werden  wii  diesei  äußeren  l-"orm  nicht  das 
entscheidende  Gewicht  beilegen,  wie  es  unsere  Professoren  tun. 
Wenn  nun  ein  Mann  mit  geheimnisvoller  Schau  wie  Zola  in  die 
innersten  Zusammenhänge  des  Bank-  und  Börsen we.sens,  der  Berg- 
werke und  Eisenbahnen,  der  W^arcnhäuscr  und  Handwerksbetriebe 
Einblick  gewinnt  und  uns  in  künstlerischer  Form  mittdlt,  was  er 
gesehen  hat:  ist  das  nicht  tausendmal  mehr  ;i Erkenntnisse  ab 
die  sterile  Begriffsspielcrei,  mit  der  uns  ein  ausgedörrter  Profes- 
sor in  seinem  gelehrten  Traktate  ödet,  ohne  daß  es  ihm  gelänge, 
irgend  etwas  Relevantes  von  der  Wirklichkeit  aussagen  zu  können? 

In  einsamer  Höhe  thront  Karl  Marx.  Wer  ihm  und  seinem 
Oeuvre  gerecht  werden  will,  wird  es  nicht  vennögen  durch  Be- 
trachtungen, wie  sie  Friedrich  Engels  angestellt  hat:  das  haben 
hoffentlich  meine  Ausführungen  erwiesen.  Aber  freilich  auch  nicht 
dadurch,  daß  man  auf  die  »Irrtümer«  hinweist,  die  er  begangen 
hat  und  die  sicher  so  zahlreich  sind,  wie  die  »Wahrheiten«,  die 
er  ausgesprochen  hat. 

Mag  von  Marxens  Oeuvre  bald  kein  einziger  Satz  mehr  der 
Kritik  standhalten:  es  wird  doch  in  alle  Ewigkeit  groß  und  er* 
haben  uns  vor  Augen  stehen  und  seine  Schönheiten  uns  zum  Ge- 
nüsse bieten.  Weil  das,  was  es  groß  macht,  die  einzigartige 
Aeußerung  einer  über  alles  normale  Maß  hinausragenden  Person« 
Hchkeit  ist,  die  eine  hellseherische  Schau  mit  einer  gewaltigen 


Digiii^uu  by  G(.)o^le 


450 


Werner  Sombart,  Kar)  Marx  und  die  soziale  Wissenschaft. 


Kraft  der  DarsteUung  und  einer  leidenschafdichen  Glut  des  Ge- 
müts verband. 

Dadurch  wurde  das  Werk  ein  lebendiges  Werk:  ein  Weik, 
in  dem  I^ben  gebunden  war  und  das  jederaceit  wieder  Leben  in 
andern  auslösen  kann.  Das  Lebendige  in  ihnen  aber  ist  es,  was 
die  Werke  der  Mensdiheitsforschung  wie  die  Werke  der  Künstler 
zur  Unsterblichkeit  erhebt. 
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Wer  in  der  Literatur,  die  sich  auf  die  Gestaltung  des  Gemeioschafts- 
lebens  bexieht,  nicht  nur  einen  Niederschlag  der  Sitten  sieht,  wer  die 

Formen  des  gesellschaftlichen  Lebens  nicht  nur  als  notwendiges  Er- 
gebnis der  wirtschaftlichen  VerliaUnisse  betrachtet,  sondern  glaubt,  daß 
Mensrhen  die  Geschichte  machen,  daß  ihre  Zielsetzung,  ihre  Willens- 
entschiieüung  das  eigene  und  das  Schicksal  anderer  bestimmt,  der  muß 
in  der  Literatur  zur  Frauenlrage  eine  Triebkraft  für  die  l  ni  1;  e  s  t  a  I- 
tung  der  Familie  und  der  Gesellschaft  erkennen.  Der 
sieht  in  der  theoretischen  Behandlung  der  Frauenfrage  nicht  das  Er- 
gebnis von  mehr  oder  weniger  allgemeinen  Erfahrungen,  Erlebnissen, 
Ansichten  oder  Wünschen,  die  sich  auf  Grund  der  äußeren,  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  ergeben  müssen,  sondern  Dokumente  per* 
sönlicher  Art,  durch  die  Weltanschauung  eiuselner Persönlichkeiten 
bestimmt,  die  die  heutige  Frauengeneralion  zum  Guten  oder  Bösen, 
zum  sittlirlun  tmd  wirtschaftlichen  Fortschritt  oder  Niedergang  Hihren 
oder  bceinlhissen  können. 

Die  Frauenfrage-Lileralur  trug  voiijeiu  r  un\  t  rkenn!)ar  <len  Stempel 
einer  solchen  idealistischen  Aufifassung.  Man  glaubt  wohl,  daLi  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  der  Frauenbewegung  Vorspanndienste  leisten 
kann.  Aber  man  ist  nicht  überzeugt,  daß  sie  mit  zwingender  Not- 
wendigkeit zur  Gleichwertung  der  Geschlechter  führen  muß.  Man 
will  die  Sitten  und  Gewohnheiten  beeinflussen.  Man  stellt  Postulate 
auf,  welche  die  Motivationen  und  das  Handeln  der  Menschen  in  neue 
Bahnen  lenken  sollen. 

In  Einem  unterscheidet  sich  dalei  aber  die  Literatur  der 
letzten  Jahre  —  man  kann  saL;cn  die  j  ü  n  e  r  e  Kichtunij  —  in 
der  J* raucnbew cgung  von  der  alleren:  VVahjcnd  die  Pioniere  davon 
sprachen,  »was  die  Frau  kann«,  während  sie  durch  ihre  Schriften 
auf  die  Entschlüsse  der  Gesetzgeber,  der  öffentlichen  Körper- 
schaften einzuwirken  versuchten,  während  sie  an  das  Gerechtigkeits- 
gelUhl  der  Männer  appellierten,  um  ihre  Forderungen  durchzusetzen, 
haben  jüngere  FUhrerinnen  den  Schwerpunkt  der  Bewegung  verlegt 
Sie  stellen  in  den  Vordergrund  aller  Erörterungen  die  Frage:  > was  die 
Frauen  sollen<.  Es  tritt  das  bewußte  Streben  7ntase,  durch  eine 
Verliefung  in  das  Problem  der  Frauenfrage  klar  zu  legen,  wie  das 


Digitized  by  Google 


Lhemtiir  mr  Frauenfnige. 


453 


Tun  der  Frauen  selbst  ihre  Stellung  beeinflußt.  Vor  allem  aber 
ist  die  Literatur  der  jüngsten  Zeit  beherrscht  von  der  Erkenntnis,  daß 
die  Fraueofrage  im  leuten  Grande  die  Frage  nach  der  Stellung  der 
Frau  in  der  Familie  ist 

Zweifellos  ist  diese  Wandlung  in  der  Erörterung  des  Frauenpro* 
blems  in  erster  Linie  darauf  zurückzuführen»  daß  ein  Teil  der  zuerst 
erhobenen  Forderungen  erfüllt  ist.  So  lange  die  Frauen  auf  das  Haus 
beschränkt  waren,  einzitj  auf  die  häusliche  Sphäre  hingewiesen  wurden, 
ersrab  sich  ihr  Programm  aus  diesen  Verhältnissen.  Sic  mußten  Gleich» 
bererhliguag  mil  dem  Mann  für  das  Berufslel)en  fordern, 
gleiche  Bildungsmöglichkeiten  anstreben.  Sie  verlanfjten  nach 
gleichen  Rechten  und  Pflichten  mit  dem  Mann  im  oflentliciicn  Leben, 
das  alles  im  Glauben  und  unter  Berufung  auf  gleiche  natürliche  An» 
lagen  von  Mann  und  Frau.  Die  Stellung  des  Mannes  war  der  Maß- 
stab, an  dem  alle  Lebensverhältnisse  der  Frauen  gemessen,  nach  dem 
alle  Forderungen  aufgestellt  wurden.  Nur  in  einem  Funkte  hielt  man 
an  dieser  Norm  nicht  fest:  in  der  Frage  der  sexuellen  Sittlichkeit. 
Die  Forderimg  gleicher  geschlechtlicher  Moral  von  Mann  und  Frau 
sollte  verwirklicht  werden  durch  l^ebertrapiinq  des  bis  dahin  nur  auf 
Fr.iueti  angewendeten  Ideals  der  Keuschheit  \or  der  Ehe,  der  mono- 
gamischen Treue  in  der  Ehe  auf  den  Mann.  Nicht  gleiches  Recht  auf 
Unmoral  für  die  Frau,  sondern  gleiche  Pflicht  zur  geschlechtlichen 
Moral  fUr  den  Mann:  das  ist  der  einzige  Programmpunkt,  in  dem  die 
Gleichberechtigungsforderung  der  Frauen  steh  schon  damals  von  männ* 
liehen  Kulturidealen  und  Kultureinflüssen  freimachte,  in  dem  eine  spe> 
zifisch  weibliche  Anschautmg  und  Zielsetzung  zum  Ausdruck  kam. 
Immerhin  ist  aber  auch  diese  Forderung  von  dem  Glauben  an  die 
Gleichartigkeit  der  Geschlechter  beherrscht. 

Erst  nachdem  ualirend  der  letzten  Jahrzehnte  den  Frauen  zum 
Eintritt  in  die  ehemals  nunnliche  Herufs-  und  Htldungssphäre  die  B;ihn 
frei,  oder  wenigstens  leicliter  zuL:ang!i(  h  gemacht  war,  bihlete  si(  h  in 
der  Frauenbewegung  ein  neues  Ideal  heraus.  Dns  Proi^ramm,  oder 
mehr  noch  seine  Begruntiung,  verschiebt  sich,  weil  tlie  Frauen,  denen 
schon  eine  freiere  Berufswahl  möglich  war,  das  natürliche  Gebiet  weib- 
licher Veranlagung,  die  Unterschiede  männlicher  und  weiblicher  Be- 
gabung besser  und  sicherer  erkennen  mußten»  als  die  Frauen,  deren 
Lebensadern  nach  allen  Richtungen  unterbunden  waren,  weÜ  sie  der 
Wucht  und  Fülle  ihrer  Veranlagung,  nicht  mehr  abstrakten  Doktrinen 
folgten. 

Die  Gleichmacherei,  das  ein<;eitige  Betonen  des  Menschen- 
tums in  der  Frau,  der  Maßstab  mannlicher  I.eistunLien  wird  mehr  und 
mehr  ersetzt  durch  die  Anerkennung  einer  seelischen  und  intellektuellen 
V  e  r  s  c  ii  i  c  ti  c  n  h  e  i  t  der  Geschlechter.  Man  fängt  an,  gerade 
auf  diese  Differenzierung  die  Gleichberechtigungsforderung  der  Frauen 
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7.1!  begründen.  Weil  die  Frauen  ;.,'lauben,  besondere  weil)  liehe 
Wei  te  der  Kultur  einfügen  zu  können,  fordern  sie  Beseitigung  aller 
Schranken,  gleiche  Chancen  im  Wettbewerb  mit  dem  Mann  auf  allen 
Gebieten  wirtschaftUcheo,  gebtigeo,  somten  Lebens. 

Aber  etwss  anderes  mußte  hiosukommen,  damit  diese  Richtung 
in  der  Agitation  so  bald  stark  in  den  Vordeiigrund  rttcken  konnte. 
Es  ist  die  Tatsache,  daß  die  erst«  Generation  wissenschaftlich  ge^ 
Schulter  Frauen  jetzt  in  der  Bewegung  hervortritt  und  sich  immer 
stärker  an  der  Führung  beteiligt.  Besonders  auf  literarischem  Gebiet 
-  vielleicht  weniger  in  der  organisatorischen  und  praktischen  Arbeit 
—  sontlern  bei  der  Ent w  u  klunj^  der  die  Frauenbewegung  beherrschen- 
den Ideen  suchen  und  hudcn  sie  Einfluß.  Und  die  Anwendung  wisscn- 
schafUicher  Metiioden  stellte  die  Franenfrage  unter  einen  neuen  Ge- 
Sichtspunkt.  Es  hieß  nicht  mehr  Ungerechtigkeiten  zu  beklagen  oder 
anzuklagen,  sondern  ihren  Ursprung,  ihre  Bestimmungsgründe  aufzu- 
suchen, sie  aus  ihren  Ursachen  und  ihrer  Entstehung  heraus  zu  er- 
klären. 

Man  erkennt  al.s  Ursache  7:unäehst  die  verschiedenartige  Stellung, 
die  Mann  und  Frau  innerhalb  der  Familie  einnehmen  und  die 
sich  immer  weiter  differenziert,  je  mehr  die  Familie  als  Produklions- 
gemein.scliaft,  als  Lehr-  und  Erzichungsgcmcinschaft  zerfallt  und  zu  einer 
vorwiegenden  Konsumtionsgemeinschaft  umgestaltet  wird.  Man  findet  sie 
in  der  wachsenden  Spannung  zwischen  der  geistigen  und  beruflichen 
Sphäre  von  Mann  und  Frau,  die  sich  erweitert,  je  mehr  der  Mann  außer* 
häusliche  Erwerbagebiete  aufsuchen  und  seine  Bildung,  seine  Kenntnisse 
deren  Bedürfnissen  anpassen  muß,  während  die  Frau  mit  verminderten 
Aufgaben  und  daher  auch  mit  verengtem  Gesichtskreis  im  Haiise  zu- 
rückbleibt. 

iJas  Hi'itniiitel,  das  die  Führerinnen  der  äluren  Frauenbewegung 
zur  Bcseitigun;^  dieser  Spannung  sahen  —  aber  vor  allem  zur  Besei- 
tigung ihrer  fulilbaren  Resultate,  der  Ungleichheit  der  Rechte  von 
Mann  und  Frau  —  lag  in  dem  Eindringen  der  Frauen  in  die  Berufs- 
Sphäre  des  Mannes.  Gleiche  Leistungen  sollten  die 
Basis  gleichen  Rechtes  bilden.  Daher  der  Enthusiasmus,  den 
man  den  ersten  studierenden  Frauen  entgegenbrachte.  Glaubte  man 
doch,  daß  jede,  der  es  gelang,  ein  höheres  Examen  abzulegen .  einen 
bis  dahin  verschlossenen  Beruf  auszuüben,  Scharen  nach  sich  ziehen 
würde.  Und  den  allgemeinen  gleichen  Leistungen  von  Mann  und  Frau 
sollte  die  Rechtsgleichheit  folgen ,  Fin<'s  so  krassen  offenkundigen  Macht- 
mißbrauchs würden  dann  dit  Munnner  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften —  nicht  mehr  fähig  sein. 

Aber  in  diesem  Programm  war  eines  übersehen :  eben  die  eigent- 
liche, die  tiefere  Ursache  der  Frauennot:  die  Tatsache,  daß  bei  der 
Loslösung  der  Produktion  aus  der  Familie,  bei  der  Auswanderung 
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weiter  Bevölkerungsschichten  in  &da  aufv-rhäuslichc  Erwerbsleben  die 
Mehr£ahl  der  Frauen  durch  Familienfunktionen  gebunden  war,  daß 
die  verheiratete  Frau,  die  Mutter  als  Leiterin  der  Konsumtionsgemein- 
schaft, als  Gebärerin  und  Erzieherin  der  Kinder  Aufgaben  erfüllt,  die 
sie  für  das  Beniftleben  unfreier  als  den  Mann  nuichen. 

Das  Programm  der  Frauenbewegung  ist  in  seiner  ursprünglichen 
Form  ein  Programm  iur  die  Unverheirateten.  Für  sie  besaß  es 
Uebeneugungskraft;  von  ihnen  konnte  es  mit  Wucht  und  Begeisterung 
vertreten  werden. 

Aber  die  Frau  der  neuen  Zeit,  die  über  das  Mittel  liistorischcr 
und  statistischer  Forschungsmethoden  ^•(•rfügt,  mußte  diese  Forderungen 
korrigieren,  die  an  sie  geknüpften  i4ütTnungen  vernichten.  Von  der 
Gleichartigkeit  der  Leistungen  von  Mann  und  Frau  im  Erwerbsleben 
kann  sie  die  rechtliche  und  soziale  Gleichstellung  nicht  erhoffen.  Denn 
sie  glaubt  nicht  mehr  an  die  allgemeine  Möglichkeit  solcher  Leistungen. 
Sie  hat  ziffernmäßig  festgestellt,  daß  die  Frau  während  der  leistungs- 
fähigen Lebensperiode  mit  swei  Dritteln  ihrer  Zeit,  ihrer  Kraft  in  der 
Familie,  im  häuslichen  Wirkungskreis  verankert  ist,  daß  sie  nur  ein 
Drittel  ihres  Lebens,  ihrer  Energie,  dem  Beruf  zuzuwenden  pflegt 
Wenn  man  mit  dieser  Tatsaclic  rechnet,  und  eine  völlige  AuflösuB^ 
der  l'amilie  für  die  nächste  Generation  nicht  als  wahrscheinlich  — 
nicht  einmal  als  wünschenswertes  Ideal  der  Frauenbewegung  —  an- 
sieht, dann  niul^  man  anerkennen,  daß  nur  die  kleine  Schar  der  Un- 
verheirateten im  Berufsleben  mit  dem  Mann  konkurierren,  den  Durch- 
schnitt männlicher  Berufsleistungen  erreichen  kann,  während  alle,  die 
nur  vorübergehend  oder  mit  jahrelanger  Unterbrechung  im  Berufsleben 
stehen,  auf  niedrigere  Stufen  des  Könnens  beschränkt  bleiben.  Will  man 
also  die  Forderui^  nach  dner  sozialen  und  rechtlichen  Gleichstellung 
der  Geschlechter  aufrecht  erhalten,  so  muß  man  sie  darauf  begründen, 
daß  die  Gesamtheit  -  -  oder  wenigstens  die  Mehrzahl  der  Frauen 
-  -  auT  nndcrc  cigenartif^«-  Weise  an  der  Versorgung  der  Menschheit 
mit  Kulturgutern  teilzunehmen  fühi;^'  ist,  sofern  die  äußeren  Verhält- 
nisse, Sitte,  Frziehung  und  Gesetz  die  Wege  dazu  ebnen  lu  lt<  n.  Man 
darf  die  Ziele  und  die  Erlulge  der  I'raueiibewcgung  nicht  darin  sehen, 
daß  einzelnen  Begabten  eine  Professur,  die  t^eitun^  eines  Hospitals, 
eines  großen  industriellen  Unternehmens  übertragen  wird  obgleich 
auch  für  diese  einzelnen  —  falls  sie  ebenso  zur  AusHillung  einer  solchen 
Stellung  geignet  sind  wie  ein  Mann  —  das  Recht  darauf  gefordert  wer- 
den muß.  Aber  der  .Schwerpunkt  der  Bewegung  muß  auf  die 
Forderui^;en  gelegt  werden,  die  den  vielen  angepaßt  sind,  auf  Ziele, 
die  sie  erreichen  können.  Das  Proj:jramnn  der  1  lauenlx-we^imc;  muß 
auf  Verheiratete  und  Unverheiratete  /iiacM  hniiten  werden.  Das  VCr- 
lanjTen  nach  Gleichberechtigung  m\\\>  sich  darauf  gründen,  dalS  die 
Mehrzahl  der  Frauen  in  der  Familie  Kulturwerte  schafft,  die 
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ganz  ciijenartig,  unersetzlich,  den  Leistungen  der  Männer  im  Rcnifs- 
Icben  —  namciulich  auf  dem  Gebiet  matt-rielK  r  Guierj)rodukli()n  — 
ganz  gleic  liwertig  sind.  Die  besondere  KiL,'enart  der  Frau,  die  spezi- 
fischen Kuliurwcrle,  die  von  der  Frau  geschaffen  werden  und  noch 
weiter  zu  erhoffen  sind:  sie  wurden  das  Panieri  um  das  sich  die  nach 
Gleichberechtigung  strebende  jüngere  Frauenwelt  schart 

Aber  diese  Begründung  der  Frauenbewegung  auf  die  Leistungen 
und  die  Bedürfnisse  der  Masse  mußte  die  überzeugungskräftige  Ge- 
schlossenheit des  alten  Programms  mit  fortreißen.  Die  Stellung«  die 
sich  zu  den  einzelnen  praktischen  Problemen  und  Forderungen  aus 
dieser  Theorie  or^ribt,  ist  unendlich  viel  k<implizierter,  weniijer  einheit- 
lich geworden,  (ult  e  s  doch  nun  /u  herüeksiehtigen,  daß  alle  Bildungs- 
und Berufsfragen  unter  den  (ie>K  lit>punkt  der  T  e  i  1  u  n  des  Frauen- 
Icbcns  zwischen  Beruf  und  Ehe  behandelt  werden  müssen,  il.  ii.  nicht 
der  Teilung  in  jcdenn  einseinen  Fall.  Aber  die  Möglichkeit,  sogar  die 
Wahrscheinlichkeit»  daß  die  Einzelnen  zwei  Lebenskreisen  angehören  wer- 
den, stellt  in  den  Vordergrund  der  Frauenbewegung  nicht  mehr  die  Frage : 
wie  erlangen  wir  für  die  Frau  den  Zutritt  su  männlichen  Bildungsanstalten 
und  das  Recht  auf  Ausübung  der  gleichen  Berufe  mit  den  Mannern.  Son- 
dern wir  müssen  fragen:  Wie  erziehen  wir  die  Frauen,  damit  sie  beiden 
Lelienskreisen,  in  die  sie  «n'cntuell  berufen  werden,  £jereelit  werdin 
können.  Wie  soll  die  Frau  ihr  Leben  gestallen,  um  niclu  auf  zwei 
Gebieten  dilettanti.sch ,  mit  unzureichender  Kraft  und  ungenüm  ndem 
Können  zu  wirken.  Wie  vereinigt  die  Frau  Ueruf  und  Ehe?  W  ie  kann 
die  Frau  in  der  Ehe  zu  einer  ökonomisch  selbständigen  Stellung  gelangen, 
wenn  sie  nicht  einem  Erwerbsberuf  nachgeht?  Wie  kann  sie  einen 
Beruf  ausüben»  ohne  ihre  Kinder  zu  vernachlässigen?  Ist  die  Ehe  in 
ihrer  heutigen  Gestalt  —  als  dauernde  Lebensgemeinschaft  von  Mann, 
Frau  und  Kindern  —  möglich»  wenn  die  Frau  ökonomische  Selbständig- 
keit erlangen,  gleiche  Rechte  im  öffentHchen  Leben  gewinnen  will? 

Die  Stellung  der  Frau  in  der  Familie,  das  ist  der  Brennpunkt 
in  der  Frauenbewegung  geworficn  Die  Vereinbarkeit  von  Beruf  und 
Aluttersehatt,  Form  und  Bedeiilun,^'  der  Ehe:  das  sind  die  Fragen,  um 
die  si<  h  die  (leister  scheiden,  l^ci  deren  Erörterung  die  jüngere  Rich- 
tung den  alleren  Feministen  entgegensteht. 

Die  Alten»  die  das  Programm  gleichen  Rechts  auf  Grund  gleicher 
Leistungen  weiterbilden»  treten  für  das  Ideal  der  berufstätigen 
Ehefrau»  der  Ausübung  eines  Erwerbsbenifs  von  jeder  Frau  wäh* 
rend  ihres  ganzen  Lebens  ein.  Sie  nähern  sich  damit  dem  sozialisti- 
schen Gedanken  einer  Auflösung  der  Familie,  der  Einschrän- 
kung mütterlicher  und  hauswirtscha'tlicher  Aufgal)en.  Oft  treten  sie 
für  das  Recht  der  Frau  auf  freie  Lieber  ein.  Die  jüngere  Richtung, 
die  in  ihrer  SteUungnahme  xur  Familie  /Aveitellos  die  konservativere 
ist,  die  ihre  Forderungen  nach  Gleichberechtigung  mit  der  Gleichwer- 
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tigkeit  weiblicher  Leistungen  bei^ründet,  vorlansft  in  Konsequenz  dieses 
Standpunkts,  daß  die  Berufsarbeit  der  Khcfrau  nicht  als  allge- 
meines Postulat  anzusehen  sei.  Sie  will  die  ökonomische  Selb- 
ständigkeit der  Khetrau  aut  andere  Weise  herbeiführen.  Diese  soll  auf 
Grund  ihrer  Leistungen  flir  die  Familie  ein  gesetzlich  festgelegtes  Aih 
recht  auf  einen  Teil  des  Manneseinkommens  haben.  Diese 
Gruppe  von  Frauen  lehnt  aber  alle  Bestrebungen  ab,  die,  über  diese 
Reform  der  ökonomischen  Stellung  der  Frau  hinausgtiiend,  auf  eine 
Auflösung  der  Familie  als  sittlicher  Lebensgemeinschaft  hinzielen,  die 
für  die  freie  Liebe  eintreten.  Im  einzelnen  bedeutet  diese  Stellung  für 
das  ProEjramm,  dat>  man  Vorbereitung  der  Frau  für  das  Erwerbsleben 
wie  lur  die  1  aniilienpHiciiten  tonjert:  daf>  man  für  die  weibliche  He- 
rufstäligkeit  solche  Arbeiten  bevorzugt,  die  in  Beziehung  zu  den  häus- 
lichen und  erzieherischen  Aufgaben  stehen,  so  daß  die  Berufsbildung 
und  -Ausübung  im  Falle  einer  Eheschließung  der  »Hausfrau«  zugute 
kommt.  Man  will  femer  die  Mädchen  —  besonders  in  den  Schichten, 
in  denen  die  Familienmutter  zum  Verdienen  gezwungen  ist  —  auf  Be- 
rufe hinlenken,  deren  Ausübung  in  selbständiger  Stellung  oder  im 
eigenen  Heim  möglich  ist,  damit  die  Frauen,  die  zur  Fortsetzung  der 
Enverhsarbeit  in  der  Khe  genötigt  oder  jjewillt  sind,  ihrer  Arbeit  ohne 
Vernachiässi;4ung  des  hauslichen  Pflichtenkreises  nachi^ehcn  kfuinen. 
Das  bringt  in  der  Frage  des  gesetzlichen  Arbeiterinnenschutzes,  der 
Heimarbeit,  emc  Stellungnahme  mit  sich ,  die  sich  von  der  der  Femi- 
nisten stark  unterscheidet.  £in  Schutzgesetz,  das  von  jenen  als  Vor- 
recht bekämpft  wird,  als  eine  Beschrankung  der  weiblichen  Leistungs- 
fähigkeit im  Beruf,  muß  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Gleichwertigkeit 
häuslicher  Leistungen  und  im  Interesse  einer  Einschränkung  der  Er- 
werbsarbeit zugunsten  der  Familienpflichtcn  zur  Programmforderung 
erhoben  werden.  Für  die  Heimarbeit,  deren  Abschaffung  von  jenen 
vielfach  gefordert  wird ,  weil  sie  in  ihrer  hentii[^cn  Form  die  Frauen 
nicht  zur  Aiishildun;^^  des  S(ili(i;iritat.si»efüiils,  zur  N'ertretuny  ilirer 
Standesmiel  essen  l  ühri,  müssen  v  on  den  Frauen,  die  den  Schwerpunkt 
des  Lebens  der  verheirateten  Frau  in  der  Familie  suchen,  Sanierungs- 
maßregcln  gefordert  werden,  um  den  Ehefrauen  und  Müttern  eine  Be- 
triebsform zu  erhalten,  die  in  ihrer  Elastizität  eine  Vereinigung  von 
Erwerb  imd  ausgeübter  Mutterschaft  ermöglicht.  Sieht  die  altere  oder 
radikalere  Richtung  die  Erwerbsarbeit,  die  ökonomische  Selbständig- 
keit, ab  die  wesentliche  Forderung  an,  sieht  sie  in  der  berufstätigen 
Ehefrau  —  etwa  in  der  verheirateten  Textilarbeiterin  —  den  Typ  der 
neuen  Frau  ,  so  »»rdnet  die  jiinu'cre  Richtung  die  Berufsarlteit  dein 
anderen  weiblichen  PHichtenkt eis  uhk  r.  Für  sie  ist  die  Beruisarbeit 
der  verheirateten  Textilarbeiurin  eine  sciziale  Krankheitserscheinung. 
Sie  geht  eben  in  ihren  Forderungen  von  der  Ueberzcugung  aus,  daß 
die  Frau  nach  Erfüllung  aller  in  ihr  ruhenden  Lebensmöglichkeiten, 
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nach  allseitiger  Entfaltung  ihres  Wesens,  auch  nach  der  Betätigung 
ihrer  Naturanlage  durch  Liebe  und  Mutteiscbaft  verlangen  muß.  Es 
scheint  ihr  nur  eine  Konsequens  der  Frauenbewegung  zu  sein,  daß  die 
Frau,  die  sur  Nutzbarmachung  ihrer  KrKfte  ereogen,  die  äußerlich  von 
der  Enge  der  früheren  Fraucnschicksale  befreit,  wirtschaftlich  selb- 
ständig, geistig  unabhängig  geworden  ist»  nun  auch  >ein  volles  Weibes- 
schicksalfordert. 

In  diesem  Einriclitcn  der  Frauenforderunj^on  unttr  die  »natürlichen 
Aufgaben«  der  Frau,  die  nun  zu  »natürlichen  Bedürfnissen«  ^^ewordcn 
sind,  in  diesem  Nebeneinanderstellen  des  Rechts  aut  freie  Betätigung 
neben  die  ErfüHung  der  Mutterschaft,  in  diesem  Ableiten  der  Gleich- 
berechtigung aus  der  Bewertung  der  besonderen  weiblichen  Eigen- 
schaften, ihrer  Bestimmtheit  zur  Mutterschaft  hat  die  jfingere  Richtung 
der  Frauenbewegung  eine  Syntfiese  vollzogen  zwischen  den  ursprüng- 
lichen Ideen  der  Frauenbewegung  und  jener  leidenschaftlichen  Abwehr, 
die  dieser  nicht  nur  von  sciten  der  Männer,  sondern  auch  aus  den 
<len  Reihen  der  eigenen  Gcsrhlcchtsgeno^sinncn  zuteil  wurde.  Zwischen 
dem  ( ilaiibcii  an  die  (i  U-  i  e  Ii  a  r  t  i  k  e  i  l ,  die  auch  in  der  geringeren 
Muskelkrait  der  Fruu  nicht  ein  Merkmal  ihrer  Konstitution,  sondern 
nur  eine  Frucht  falscher  Erziehung  und  jahrhundertelanger  Entartung 
erblickt  und  der  Marholmschen  Auffassung  der  Frau  als  eines  >Weib> 
chens«,  dessen  einziges  oder  wesentliches  Gebiet  in  der  Erotik  zu 
suchen  ist,  oder  der  Kritik  der  Emanzipationsbetrebungen  durch  Ellen 
Key,  die  in  ihren  älteren  Schriften  »mißbrauchte  Frauenkraft« 
darin  erblickte. 

In  einer  kurzlebigen  Zeit  wäre  es  he^reillicli,  wenn  so  bedi-utende 
Wandlungen  der  Ideen  sich  während  eines  einzigen  Menschenalters 
entwickeln.  Daß  tatsächlich  die  Synthese  zwischen  den  Gedanken  da 
ülteren  Frauenrechtlerinnen  und  denen  ihrer  Gegner  sich  in  wenigen 
Jahren  vollzogen  hat,  daß  die  auf  solche  Weise  gewonnenen  neuen 
Gedankenreihen  einen  einflußreichen,  ganz  hervorragenden  Faktor  in 
der  deutschen  Frauenbewegung  ausmachen,  läßt  darauf  schließen,  daß 
diese  ForniuIienjn<:[  nicht  nur  dem  Verlancrcn  xmd  den  Wün5;rhen  weiter 
Frauenkreise  ^'erecht  wurde,  sondern  daß  auch  starke  Persönlich- 
keiten sie  vertraten,  die  dem  instinktiven  Sehnen  Vieler  l)ewuf.Nten, 
überzeiifjenden  Ausdruck  gaben.  Und  in  der  Tat  /.eichnen  sich  die 
Veröffentlichungen  dieser  Jüngeren  Richtung  der  Frauenbewegung  durch 
Klarheit  und  Tiefe,  durch  Gedankenreichtum  und  Großzügigkeit  der 
Auffassung  aus.  Sie  gehören  zu  den  vornehmsten  Dokumenten 
der  Kultur  der  Gegenwart.  Als  fuhrende  Geister  dieser  Richtung  sind 
Gertrud  Bäumer,  Marianne  Weber,  aber  auch  Anna  Pappritz. 
Dca  Freudenbci^  und  andere  zu  nennen.   Gertrud  Bäumer  hat  in  zahl* 
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reichen  Aufsätzen  in  der  Monatsschrift  die  Frau,  abrr  aiu  h  in  zwei 
größeren  Arbeiten  den  Hauptanteil  zur  Errichtung  dieses  (iedankcn- 
baus  beigetragen ,  zu  dem  Helene  Lange  allerdings  schon  in  einigen 
ihrer  älteren  Arbeiten  —  beispielsweise  in  den  »intellektuellen  Linien« 
die  Grundmauern  herbeigeschaffk  hatte  während  Frau  Gnaock-Kühne 
in  ihrer  Arbeit  über  >die  deutsche  Frau  an  der  Jahrhun- 
dertwende«^) die  nationalökonomische  und  statistische  Begrün- 
dung und  Rechtfertigung  dieser  Ansichten  gegeben  hat. 

Gertrud  ß ä u m e r  leitet  in  ihrer  Arbeit  über  die  Frau  in 
d  e  r  K  u  1 1  u  r  b  e  \v  p  u  n  der  G  c  e  n  w  a  r  t  die  Fraitcnfrage  aus 
zwei  %'crschicdcncn  geistigen  Strömungen  ab,  dir  einander  zu  wider- 
streben scheinen,  die  sie  aber  zu  einer  Finheit  /usammenfügt.  weil  sie 
sie  in  ihren  letzten  Ursachen  aufsuciit,  weil  sie  mit  feinstem  p.sycho- 
logischen  Verstehen,  aber  auch  mit  wissenschaftlich  geschultem,  durch- 
dringenden Verstand  «n  das  Problem  herantritt  und  deshalb  Lösungen 
findet,  wo  andere,  einseitigere  Naturen  nur  Konflikte  erblidcen  können. 
Sie  sieht  die  erste  geistige  Grundlage  der  Frauenbewegung  in  der 
naturrechtlichen  Gesel  1  sch aftstheorie,  in  die  der  Ra* 
tionalismus  —  auf  soziales  Gebiet  übertragen  —  schließlich  münden 
mußte.  Aus  diesem  Rationalismus  sind  all  die  Programme  bestritten, 
die  im  Jahrzehnt  der  französi.schen  Revolution  eine  Umwälzung  der 
gesellsrhaftlirhen  T,a<Te  der  Frauen  forderten.  So  heiß  und  Iciden- 
schatüich  aucli  der  iCntim.siasimis  war,  mit  dem  eine  ( 'Ivmpe  de  Gougfcs, 
eine  Mary  W'olstonccraft  die  Fahne  der  Emanzipation  der  Frauen  auf 
den  blutigen  Schauplatz  der  Revolution  aufpflanzten,  ihr  Evangelium 
ist  eine  Schöpfung  des  Denkens,  der  Vernunft,  die  Folgerung 
aus  einer  Reihe  abstrakter  Prinzipien.  Das  Herz  der  Frauen,  ihre 
eigentliche  weibliche  Innerlichkeit,  hat  diese  Forderungen  nicht 
mit  geprägt;  als  Mutter,  als  Gattin  und  Geliebte  bt  die  Frau  in  diesem 
Programm  steht  zu  Wort  t;ekommen<.  Nur  eine  Seite  ihres  Wesens 
war  zu  stürmischen  Forderungen  crre<^,  der  Mensch  im  Weibe  .crrifr 
nach  dem,  was  in  den  Ucberzeugungen  der  Zeit  Menschenrecht 
war.  »Nach  den  Anschauuni^t  n  einer  Zeit,  in  der  es  Zweck  aller  ge- 
scllschaltlichcn  Organisationen  war,  einem  soiciien  abstrakten  Menschen- 
tum gerecht  zu  werden,  war  das  gebundene  Wirken  der  Frau  Fron- 

')  In  einem  llteren  Vortrag  von  Fmi  Uaanck  ttber  >Die  sosiale  Ltge  der 
Frau«  (Vertag  O.  Liebmonn,  Berlin)  den  sie  im  Jahre  1895  auf  dem  Evang.  Sos. 
Kongreft  in  Erfurt  hielt»  hat  sie  Gedanken  entwickelt,  die  den  jetxt  in  der  Franen» 
bewegang  hervortretenden  sehr  nahe  stehen.   Vielleicht  ist  es  auf  die  Tatsache, 

daß  Krau  (>nauck  sich  »eit  Jahren  nii  der  organisierten  Frauenbewegung  nicht  mehr 
beteiligte  und  neuerdings  erst  wieder  im  Rabmen  der  katholischen  Frnucnbewe^iinR 
bcrvortritt,  ytrn'irk.'nfübren.  dnß  (1ic>f  f  H  (?rtnkeng&nge  nicht  schon  früher  in  der 
Frauenbewegung  fruchtbarer  gemacht  wurden. 
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dienst,  sie  selbst  eine  Sklavin,  aller  MenschenvrÜrde  bar,  um  ihre  edel* 
Ht(-n  Ansprüche  seit  Jahrtaiisciulcn  lu  trogen.«  -  Hier  ^ti]t  es.  eine  iin- 
i,'ch<iierc  Schnlii  zu  sühnen,  der  Frau  als  Vii nun'iw csen  das  zu  ge- 
währen, was  man  auf  dieser  drundlai^c  überhaupt  an  Rechten  und 
Freiheiten  für  den  Einzelnen  forderte.  »Unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Gleichberechtigung  maß  man  die  Lage  der  Frau  an  der  des  Mannes 
und  stellte  danach  die  Liste  der  Forderungen  auf.c  Als  klassisches 
Beispiel  eines  solchen  Programmes  nennt  Gertrud  Bäuroer  die  Reso* 
lution,  die  von  den  amerikanischen  Frauen  in  Seneca  Falls  X848  an- 
genommen wurde,  ein  langes  Verzeichnis  der  »wrongs  of  men  towards 
women«.  Ein  Kampfprogramm.  >nenn  wenn  man  den  glatten  Maß- 
stab abstrakter  Rechtsbegriffe  an  die  Geschichte  legte ,  wenn  man  ur- 
teilte und  vcnirteilte ,  statt  m  erklären  und  zu  verstehen,  dann  war 
der  Mann  eln  n  der  Tyrann  und  der  l  'nterdrücker ,  und  es  war  nicht 
abzusehen  ,  wie  man  auf  dem  Wege  friedlicher  Vcrständijjung  etwas 
von  ihm  erreichen  konnte.  Zwischen  Unterdrücker  und  Sklaven  gibt 
es  nichts  Gemenisames;  der  einzige  Weg,  ihre  Rechte  gegen  einander 
abzugrenzen,  bt  der  Kampf,  c 

Dieser  naturrechtliche  Idealtsmus  hat  die  Frauenbewegung  zuerst 
gefuhrt;  in  der  einseitigen  Betonung  des  Menschentums  in 
der  Frau  lag  die  Kraft  der  Bewegung.  -»Nur  indem  man  dieses  >Men- 
schentum«  der  Krau  als  die  eigentliche  Sphäre  ihres  Seins  hinstellte, 
um  die  sich  di(^  Welt  thros  Weibseins  wie  etwas  Sekundäres,  Zufälliges 
schloß,  nur  dadureii  konnte  man  für  die  neuen  und  unerhörten  An- 
spriiclie  dieses  Menschentums  Aufmerksamkeit  »rrzwin^on.« 

Auf  dieser  naUineehlliclien  Grundlage  baut  auch  die  deutsche 
Frauenbewegung  auf,  und  die  wirtschaftlichen  Umwälzungen  der  letzten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  belebten  die  ethischen  und  abstrakten 
Wahriietten  des  Emanztpationsprogramms  zum  ersten  Male  mit  einem 
höchst  konkreten  Inhalt  Als  die  Frauen  nicht  mehr  allgemein  inner- 
halb der  Familie  den  Lebensunterhalt  fanden,  wurde  die  soziale  Un- 
abhänjjigkeit,  das  Recht  auf  Berufsfreiheit,  auf  politische  Gleichberech- 
tigung^ mehr  als  ein  sozinlethist  lies  Postulat.  Ks  wurde  die  unentbehr- 
liche yXusrii.stuni,'  tur  den  Kampf,  dei-  limea  autgczwunt^en  war.  —  — • 

Aber  serilieiMich  löst  die  I 'rauen!n\ve;^uni»  eine  Tendenz  aus,  tlie 
ihrer  ursprünglichen  Zwecksetzung  duckt  cnlgcj^enwirkt.  Die  Frau, 
die  gelernt  hat,  ihren  Platz  im  Erwerbsleben,  im  Öffentlichen  Leben 
auszurüUen,  ist  sich  des  Wertes  der  eigenen  Persönlichkeit  stärker  bc* 
wüßt  geworden.  Gerade  die  äußeren  Betätigungsmögtichkeiten,  aber 
auch  das  Eindringen  in  die  Schätze  geistiger  Kultur  entwickeln  in  ihr 
indivi<lualistische  Ideen.  Man  will  sich  entwickeln,  alle  Kräfte  nutzen, 
alle  Lcbensmö<jlichkeiten  erfüllen.  Das  »Ausleben«  wird  zum  Schlag- 
wort. Das  bedeutet  aber  für  die  Frauen,  daß  ihr  Hlick  sich  auch  für 
die  besonderen  Bedingungen  schärft»  die  die  Natur  ihnen  gestellt  hat. 
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Trat  bei  den  ersten  FordcninL^cn  das  Weib  hinter  dem  Menschen 
zurück ,  so  wird  jetzt  wieder  das  Frauentum  als  das  Wesentliche  em- 
pfunden. 

Aber  trotzdem  die  ErfÜUung  der  sexuellen  Bestimmung  der  Frau 
wieder  als  das  schicksalentscheidende  in  den  Vordergrund  tritt,  so  will 
doch  niemand  die  Frau  wieder  in  den  alten  engen  Lebenskreis  ein- 
fügen. Darin  sieht  Gertrud  Bäumer  den  Punkt,  in  dem  diese  beiden 
widerstreitenden  Interessengruppen  sich  treffen:  »Auch  die  fanatischste 
Verkünderin  des  crdgebiindencn  Weibtums  in  der  Frau  empfindet  ihre 
Weibessehnsucht  als  <!as  Krl)cnsverlangcn  einer  elementaren  Kraft,  die 
ein  Recht  hat,  alle  Schranken  zu  überschreiten.  Auch  sie  ist  von  dem 
Glauben  an  das  Recht  auf  persönliche  Entfaltung  beseelt«  Au  dies 
Gemeinsame  knüpft  Gertrud  Bäumer  an,  wenn  sie  den  Weg  mr 
Vosöhnung  der  Gegensätze,  £ur  Verbindung  von  Altem  und  Neuem, 
von  Idee  und  Leben  finden  will. 

Wenn  dii  Frau  mit  den  Ansprüchen  der  Herrin  über  ihr  eij^es 
Schicksal  dem  Liebesprohlen^  gegenübertritt,  beginnt  erst  der  Frauen* 
frage  tieferer  Sinn.  Denn  dann  muß  sie  entscheiden,  wie  .sie  die 
neuen  Entfaltungsmöglichkeiten  mit  Liebe  und  Mut« 
terschaft  vereinen  will. 

Aus  der  ungeheuren  Schwierigkeit  dieses  Problems  sind  die  kühn- 
sten Lösungen  entstanden.  Weil  nicht  alle  Frauen  zur  Ehe  gelangen 
können ,  hat  man  das  Recht  auf  die  Mutterschaft  auch  fQr  die  ledige 
Frau  gefordert.  Weil  die  Ehe  mit  der  ökonomischen  Selbständigkeit 
der  Frau  vielen  nicht  vereinbar  scheint,  oder  weil  die  Liebe  zwischen 
zwei  Menschen  meist  nicht  während  ihres  ganzen  Lebens  anhält,  treten 
sie  für  eine  freiere  Gestaltung  der  Ehe  oder  für  die  freie  Liebe  ein. 

("iertnid  R.inmer  lehnt  solche  Forrleningen  ah.  Zunächst  weil  die 
seelischen  Bedürfnisse  der  Frau  selbst  enn  1  skIcIk  n  Lösung  entgegen- 
stehen. »Je  feiner  die  Frau  geartet  ist,  um  so  mehr  wird  für  sie  die 
letzte  Hingabe  den  Sinn  eines  zarten  und  heiligen  Vertrauens  tragen, 
ZU  dem  nur  der  Glaube  an  eine  unverbrüchliche  Lebensgemeinschaft 
den  Mut  gibtc  Die  Frau,  der  dies  Vertrauen  getäuscht  wird,  hat  das 
Spiel  verloren.  >Ob  sie  in  der  traditionellen  Ehe  Ihre  Niederlage 
verbirgt,  oder  ob  sie  in  einer  neuen  Ordnung  mit  ihrem  Kinde  ihren 
Weg  allein  sucht  —  die  Tragik  ist  aus  ihrem  Leben  nicht  wegzuschaffen.« 
Aber  vor  allem  weist  sie  die  Fordcrnni;  nach  freier  Liebe  /iiriiek,  weil 
in  ihr  für  die  Gestaltung  einer  mi  ns(  blit  hcn  Institution,  die  niriit  oder 
doch  nur  mittelbar  dem  indivKlLiellcn  Wohlsein  des  Einzelnen, 
sondern  in  erster  Linie  der  Gattung  dient,  die  Erfüllung  persön- 
licher Glücksbedürfnisse  maf^gebend  gemacht  wird. 

Für  die  Milderung  der  Tragik,  die  sich  der  Frau  aus  dem  Liebes- 
leben  ergibt,  kann  die  Frauenbewegung  nidit  durch  konstruktive  Theo- 
rien für  eine  Neuordnung  der  Ehe  wirken,  sondern  nur,  indem  sie  die 
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eifixelneii  Frauen  für  diese  persönlichste  Frage  des  Lebens  besser  als 
bisher  wappnet,  indem  sie  die  Frauen  selbständiger,  selbstbewußter, 
bedeutender  macht. 

Denn  eine  neue  Entwicklung  auf  diesem  Gebiet  kann  nicht  durch 
eine  neue  Norm,  sondern  nur  durch  das  Tun  des  Einzelnen  herbeige« 
führt  werden. 

Die  weiltragendste  Ik-dtiitiino  erwächst  aber  der  Frauenbewegung 
aus  der  Frage,  wie  die  Frauen,  die  zur  Ehe  gelangen,  sich  in  der 
Ehe  ab  sdbständige  Persönlichkeiten  behaupten  sollen.  Fflr  Gertrud 
Bäumer  ist  die  selbständige  Stellung  der  Ehefrau  nidit  von  der  Aus- 
übung einer  Erwerbsarbeit  abhängig.  Die  Begründung  der  Gletchbe- 
rechtigungsforderung ,  ergibt  sich  ihr  aus  den  Leistui^en  der  Frau 
nicht  im  rein  wirtschaftlichen  Sinn,  sondern  unter  dem  höheren  Ge- 
sichtspunkt m  e  n  s  c  h  1  i  c  h  c  r  K  u  1  t  u  r.  Und  flir  die  Masse  der  Frauen 
erscheint  ihr  die  VVahrschi-inlirhkeit  wcrt\(iller  Tätigkeit  grtiiMT  in  der 
Familie  als  in  mechanischer  unter^eorfhietcr  Arbeit.  Deshali»  gehört  für 
sie  in  das  Programm  der  Frauenbewegung  der  Schutz  der  arbeitenden 
Mutter  vor  Uebcranstrengung  und  Ausbeutung. 

Sind  die  beiden  Tendenzen  der  Frauenbewegung  vereinbar  ?  Kann 
man  sie  unter  einen  gemeinsamen  Gesichtspunkt  stellen?  Kann  die 
Frau,  die  als  Mensch  nach  Arbeit  verlangt,  nach  »Männeirechtenf  die 
Hände  ausstreckt,  sich  mit  jener  verbinden,  die  als  Weib  und  Mutter 
die  Fülle  ihres  Lebens  und  ihrer  Persönlichkeit  zum  Ausdruck  bringt? 
Kann  die  eine  als  Arbeiterin  geschützt  werden  ,  weil  sie  Mutter  ist, 
während  die  andre  rileichbcrcchtiguiif^  mit  !< m  Mann  —  die  Beseiti- 
gung aller  Beschränkungen,  aber  auch  aller  \  orrechte  —  fordert. 

Gertrud  buunier  hieht  Einheit  m  beiden  Bewegungen.  iSie  führt 
beide  Arme  2U  einem  Strom  zusammen.  Das  höhere  Ziel,  dem  die 
erstrebte  äußere  Gleichberechtigung  dienen  soll,  Hegt  eben  in  der  An- 
teilnahme der  Frau  an  der  menschlichen  Kultur.  »Die  Menschenrechte 
sind  nur  das  Mittel,  um  das  Wesen  der  Frau  irnicrlich  zu  entwickeln 
und  zu  erweitern  und  um  ihr  äußerlich  Spielraum  zur  vollen  Mitar- 
beit an  der  Kultur  zu  geben.  Sie  sollen  nur  da/u  dienen,  den  vollen 
Lebensstrom  der  Menschheit  auch  /u  ihr  zu  Icitin.  Aber  das,  was 
dadurch  geweckt  und  gekratlii^t  werden  soll,  ist  nicht  etwas  abstrakt 
M  e  n  -s  c  h  1  i  c  h  e  s,  sondern  w  e  i  b  1  i  c  h  e  Art,  weibliches  Wesen  und  Tun. 
Als  der  Ausdruck  für  den  Wert  der  weiblichen  Persönlichkeit  und  als 
Mittel  ihrer  ungehemmten  Betätigung  haben  diese  gesellschaftlichen 
Rechte  für  die  Frauen  Bedeutung.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  sind 
sie  zu  beurteilen.€  Und  nicht  zur  gleichartigen  Betätigung  von  Mann 
und  Frau  in  der  Kultur  soll  sie  führen,  sondern  zu  gleichwert^er  Ar- 
beit von  Mann  und  Frau.  »Wo  etwa  —  wie  in  der  Frage  des  Ar- 
beiterinnenst  hut/es  die  praktische  Wirkung  des  freihcitliclicn  Prin- 
zips» nicht  Kräftigung  sondern  Schwächung  des  weiblichen  Ele- 
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ments  ist,  kann  die  Frau  kein  Interesse  daran  haben,  auf  ihrem  Schein 
ZU  bestehen,  c 

Aus  dieser  Stellungnahme,  aus  dieser  neuen  Formulierung  und  Zu^ 
sammenfassung  der  Fimuenbewegung  ergeben  sich  die  auf  praktische 
Ziele  gerichteten  Einzelfordcrungen. 

In  einer  andern  nicht  minder  bedeutenden  Arbeit  hat  Gertrud 
Bäumer  dieses  p  r  a  k  t  i  s  r  h  i  1*  r  o  ^  r  a  m  m  aufgestellt  und  bec^ündct. 
In  den  Verhandlungen  de  s  Kvangelisch-sozialen  Konfrressrs  über  d  i  e 
sozialen  Forderungen  der  Fraut  n!)fwc^Ming  im  Zu- 
sammenhang mit  der  wirtschaftli<  lien  Lage  der  Frau 
stellt  sie  alle  Einzelwünsche  unter  den  Gestehtspunkt ,  daß  die  Frauen 
fUr  die  beiden  Lebenskreise,  in  denen  sie  wirken  müssen,  in  denen  sie 
an  der  Kulturarbeit  teilsundimen  haben,  gleichmäßig  tüchtig  gemacht 
werden  können.  Sie  stützt  sich  dabei  auf  das  Zahlenmaterial,  das  Frau 
Gnauck*Kühtte  in  der  bereits  erwähnten  in  dieser  Zeitschrift  schon 
früher  besprochenen  Schrift  über  >die  deutsche  Frau  an  der  Jahrhun- 
dertwende*; verarbeitet  hat.  Die  modernen  wirtschaftlichen  Vcrhält- 
nissi-  haben  die  in  der  Hauswirtschaft  begründete-  Einheitlichkeit  des 
Fraiu  nlcbens  zerstört.  Der  Kreis,  den  die  deutsche  Frauenarbeit  aus- 
füllt, liegt  heute  nur  noch  etwa  zu  zwei  Dritteln  im  Hause,  zu  einem 
Drittel  in  der  volkswirtschaftlichen  Güterproduktion.  Aber  nicht  in 
der  Weise,  daß  die  Frauen  entweder  während  ihres  ganzen  Lebens  dem 
einen  oder  dem  andren  Kreis  angehören.  Sie  gehen  aus  der  Haus- 
Wirtschaft  in  die  Flrwerbstätigkeit  über  und  wandern  wieder  zurück. 
Und  manche  machen  diese  Wanderung  mehrmals,  treten  als  Ehefrauen 
-  nachdem  sie  eine  Reihe  von  fahren  wieder  nur  rl(  m  Haus  gelebt 
haben  /um  zweiten  Mal  in  den  aulSerhäuslichen  Beruf  ein:  und  an- 
dere müssen  dm  Weg  vtjn  den  häuslichen  zu  den  Berufsptiichten  täg- 
lich hin  und  her  machen. 

Das  heiBt:  von  den  erwerbstätigen  i-Vauen  im  Alter  von  16^30 
Jahren  sind  920/0  unverheiratet  Wer  sich  verheiratet,  gibt  zunächst 
die  Erwerbsarbeit  auf.  In  der  Altersklasse  von  30—50  Jahren  wird 
dagegen  die  Erwerbsarbeit  von  38%,  in  der  Altersklasse  von  über  50 
Jahren  von  57%  verheirateter  Frauen  getragen.  Das  sind  die  Frauen, 
die  zum  Beruf  zurückkommen,  weil  der  Verdienst  des  Mannes  nicht  aus- 
reicht, weil  der  Kamiiienbedarl  In  i  orrf»f.'er  Kinder/ahl  wächst ,  weil  sie 
verwitwet,  verlassen  oder  geschieden  sind  und  daher  allein  fiir  sich  und 
die  Kinder  sorj^en  muh.sen.  Das  >md  die  Frauen,  die  täglich  zwischen 
den  zwei  PHichtenkreisen  hin  und  her  gejagt  werden. 

Es  gibt  zwischen  den  beiden  Reichen  der  Frauenarbeit  Grenzge- 
biete,  wo  Hauswirtschaft  und  Erwerbsarbeit  so  dicht  beieinander  liegen, 
daß  sie  kaum  zu  scheiden  und  ohne  erhebliche  Gefahren  zu  vereinigen 
sind.  Zwischen  der  beruflichen  und  hauswirtschaftlichen  Arbeit  der 
Bäuerin  ist  keine  Trennungslinie  zu  ziehen.  Und  auch  im  kleinen  La- 
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dengcschäft ,  das  nächst  der  Landwirtschaft  den  meisten  verheirateten 
Frauen  Nahrung  gibt,  können  leicht  beide  Arbeitsgebiete  übersehen 
WMxien.  Schließlich  ist  in  dem  dritten  alten  patriarchalischen  Frauen- 
berufe, dem  Dienstbotenbcruf,  /war  ein  Nebeneinander  von  Beruf 
tind  l'he  nicht  möglich,  aber  das  Nacheinander  ist  durch  die  Aehn- 
Uchkcii  des  Pflichte  nkreises  erleichtert. 

(ianz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  den  n  <■  ur  ii  lU'rufen  ,  in 
die  das  Maschincnzeitalter  die  Frauen  ^t-st hüben  hat,  die  den  Ersatz 
bilden  für  die  Einengung  der  Hauswirtschaft.  Für  die  industrielle  Ar- 
beiterin, für  die  Handelsangcstclltc,  die  Post-  und  Bahnbcamtin  ist 
die  Erwerbsarbeit  völlig  von  der  Hauswirtschaft  geschieden.  Hier  gibt 
es  kein  Nebeneinander,  sondern  nur  ein  Entweder — Oder.  Denn  alle 
diese  Berufe  brauchen  die  Frau,  nehmen  sie  in  Anspruch,  als  wenn 
die  Hauswirtschaft  gar  nicht  existierte ,  als  wenn  es  gar  keine  Fami- 
lienpflichten für  die  Frauen  gäbe.  Die  Frau  muß  ihre  ganze  Kraft, 
sie  muß  <^anze  Arbeitstn^j^e  geben.  Darum  finden  wir  in  diesen  Be- 
ruten  vorzugsweise  linverheiratete.  Wer  es  kann,  i*iht  seine  Arbeit  bei 
der  EheschiieLuing  auf.  Nur  in  der  äußersten  Nut  kelirt  man  da/u 
/.urück,  und  dann  muß  auf  die  Erfüllung  häuslicher  Ptbchten  verzichtet 
werden.  Oder  sie  wird  erkauft  durch  eine  ungeheure ,  doppelte  Be* 
lastung  der  Frau,  durch  eine  Belastung,  wie  sie  vom  Manne  fast  nie- 
mals getragen  wird.  In  Anerkennung  dieser  Schwierigkeit,  zwei  ver> 
schiedene  Aufgaben  /u  erfüllen,  werden  im  Staatsdienst  in  Deutschland 
überhaupt  nur  unverheiratete  Frauen  und  kinderlose  Witwen  beschäftigt. 

Auf  alle  in  solchen  Erwerbszweigen  I)e<cliafti;,'te  l'ranen  wendet 
Cicrtrud  Bäunu  r  das  Wort  an  :  Wir  stehen  wie  zwiselu  n  zwei  Zeiten. 
Von  der  alten  macht  man  uns  los  inid  in  der  neuen  haben  wir  noch 
keine  Wurzel.  Alle  miteinander  sind  wir  nichts  als  Aussaat.*  Die 
Frauen  bringen  dem  Beruf  wenig  Interesse  entgegen.  Denn  raeist  be- 
deutet er  ftir  sie  mechanische,  eintönige,  stumpfmachende  Arbeit,  weil 
sie  in  der  Hoffnung  auf  baldige  Befreiung  vom  Erwerbsswang  durch 
die  Ehe  wenig  gelernt  haben.  Daß  sie  sich  fUr  den  Beruf  gründlich 
ausbilden,  wird  auch  kaum  von  ihnen  verlangt.  Man  braucht  nur 
Hände,  Handreichungen.  Und  wenn  es  auch  der  Frau  gelingt,  aus 
diesem  Lebenskreis  in  den  andren  hiniilier/iicc  hen,  so  findet  sie  auch 
hier  die  Glücksquellen,  auf  die  sie  hotiie,  \cix  luiuet  Dim  häuslichen 
Leben  ist  sie  fremd  cjeworden  Seinen  Aufgaben  stellt  sie  hilflos  gegen- 
über. So  fehlt  den  Frauen  die  Fälligkeit,  in  dem  kleinen  Kreis,  den 
sie  nun  beherrschen  könnten,  mit  ihrem  inneren  Leben  Wurzel  zu 
fassen. 

Günstiger  liegen  die  Dinge  in  den  höheren  Berufen.  »Hier  verliert 
das  spezifische  Problem  der  Frauenarbeit  seine  soziale  Uniformität.  Die 
Frage :  Alutterschaft  und  geistige  Arbeit  ist  bis  jetzt  noch  im  we- 
sentlichen eine  Frage  der  Individuen.«    Denn  die  geistigen  Berufe 
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haben  oft  >das  Gewicht  und  die  BedcutunfT  einer  Le!)enserfünimg,  der 
die  natürliche  Li  benscrfiilhin<^  der  Krau  geopfert  werden  kann  und  von 
vielen  geopfert  wirrl'.  Sie  lassen  außerdem  dem  Einzehicn  eher  die 
Möglichkeil,  eine  Form  für  die  Vereinigung  z.weier  PHichtcnkreise  zu 
finden.  »Und  sie  haben,  wenn  der  Beruf  um  der  Ehe  willen  aufge- 
geben wird,  für  die  Kultur  der  Persönlichkeit  eine  Bedeutung  gehabt« 
die  der  Frau  auch  nachher  ztun  Segen  werden  kann.«  Das  eigentliche 
Problem  der  Frauenarbeit  liegt  in  den  breiten  unteren  und  mittleren 
Schichten. 

Es  ist  schon  bei  Besprechung  der  Arbeit  Uber  »die  Frau  in  der 
Kulturbewegung  der  Gegenwart  kurz  berührt  worden,  daß  Gertrud 
Bäumer  es  für  unmöf^lich  hält  ,  die  Einheitlichkeit  des  T.t  henskreises 
der  Krau  durch  Einschränkung  auf  die  Hauswirtschaft  wieder  herzu- 
stellen, dal.s  sie  aber  auch  im  Interesse  der  I-rauen  selbst  und  des 
Volksgaüjten  die  i  hcorien  ablehnt,  die  auf  eine  AuHösung  der  Familie 
hinzielen»  um  die  anßerhitusliche  Berufsarbeit  der  Frau  zu  ermöglichen. 
Da  sie  an  dem  Nebeneinander  der  zwei  Aufgabenkreise  in  der  Fa- 
milie und  im  Erwerbsleben  festhalt,  muß  sie  das  Programm  der  Frauen- 
bewegung darauf  einstellen,  daß  ein  I n einanderwachsen  der  beiden 
Kreise  erleichtert ,  eine  richtige  Grenzregulierung  der  beiden  Frauen- 
sphären erstrebt  wird.  Die  Frauenl)ewegung  soll  deshalb  dit  Frau  dem 
häuslichen  Eeben  erhalten,  soweit  sie  dort  noch  w  c  rt  \'  o  1 1  e  Aufgaben 
tindct  ,  alK-r  sie  soll  zugleich  ilie  Bcdin^'ungen  für  eine  freie  und  ge- 
sunde I'.ntwicklung  der  weiblichen  E  r  w  e  r  b  s  a  r  b  e  i  l  schatten. 

Daraus  ergeben  sich  die  praktischen  Ein/elforderuugen  zur  wirt- 
schaftlichen Frauenfragc,  die  Gertrud  Bäumer  folgendermaßen  gruppiert : 

I.  Forderungen,  die  sich  auf  die  Erhaltung  des  häuslichen 
Wirkungskreises  der  Frau  beziehen. 

«.  erweiterter  Arbeiterinncnschtitz, 

b.  venUMcter  WKcbnemtiemditttk  dmdi  die  ArbeHcrveraichetiing, 

c.  Einführung;  hauswirt^chaiftlicher  Belehrung  in  Volks-  und  Foribildunnsschulen, 

d.  rechtliche  Anerkennung  der  haus  wirtschaftlichen  Arbeit  der  Frau  als  einer 
wirtschaftlich  «LrivuIIin  I  flstunn. 

II.  Forderungen,  die  sich  auf  die  Förderung  der  weib- 
lichen Berufsarbeit  beziehen: 

a.  uubcschränkte  Zalassang  der  Frauen  zu  allen  Berufen,  in  deuea  i>ic  ihren 
KrHftcn  engemenicne  and  fttr  die  Gesantbeit  wertvolle  Leistungen  erfSIlen  kSimen, 

b.  vermcbne  FOrsorge  ffir  vollwertige  Ansbildungsaastaltcn, 

c.  die  Einffthrung  der  obligatorischen  bemflichen  FortUldongsschulc  CUr  Midchen, 

d.  die  Fttrderung  bcmflicher  Organisation  unter  den  Fmnen, 

e.  die  Teilnahme  der  berufstätigen  Krauen  nn  allen  mit  der  BenifstOgebOrigkeit 
verbundenen  Rechten  (Wahlrecht  fflr  Gewerhegerichte,  Kaufmann!>}«erichte  a.  s.  w.). 

IHe  Anpas<^imp;  an  ihre  veränderte  wirfst  haftltrhe  Lage  mufN  der 
Frau  aber  auch  durch  eine  Umgestaltung  ihrer  allgemeinen 
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Rechtsstellung  erleichtert  werden.  Gertrud  Baiuiicr  fuhrt  die 
Hilflosigkeit  der  Bcrufsarhciterin  zum  großen  Teil  auf  die  \  ersc  iiu  .len- 
heit  der  Anforderungen  zurück,  die  an  die  ausschlielilich  auf  die  l  a- 
milie  eugesdiränkte  Hausfrau  einecsdts,  an  die  dem  öffentlichen  Leben 
unmittelbar  angehörende  Berufsarbeiterin  andrerseits  gestellt  werden. 
»Die  beiden  Sphären,  In  denra  heute  die  Lebensaufgaben  der  Fra» 
Hegen»  müssen  einander  dadurch  genähert  werden,  daß  alle  Frauen  in 
steigendem  Maße  ZU  sozialen  Pflichten  herangezogen  und  mit  bürger« 
liehen  Rechten  ausgestattet  werden.« 

V<in  derselben  Gesamtauffassunf^  der  Frauenfrapc  «^cht  Mar  iann  c 
Weber  in  einer  Abhandlung  über  Beruf  und  Khe-  aus.  Sic 
erörtert  l)esündcrs  die  Fra^e  ,  wo  der  s  p  e  /  i  f  i  s  <  Ii  e  Anteil  der 
1  i  u  u  an  der  Kulturarbeit  liegen  kann  und  muß,  warum 
die  Frau  der  breiten  Schichten  des  Volkes  in  der  Erfüllung  häuslicher 
und  Fami]ieni>fiichten  wertvolleres  fiir  die  Gesamtkaltur  leistet,  als  auf 
dem  Gebiet  der  außerhäuslichen  Erwerbsarbeit,  warum  die  Frauen  auch 
im  eigenen  Interesse  die  regelmäßige  Vereinbarung  von  Beruf  und  Ehe 
nicht  zum  allgemeinen  Programmpunkt  der  Bewegung  machen  sollten. 
.Stellt  sich  Gertrud  Bäumer  in  der  zuletzt  besprochenen  Schrift  auf  den 
Boden  der  Tatsachen,  die  unsrc  Augenbltcksfonlerunf^en  mit  zwini^ender 
Notwendif^keit  diktieren,  so  weist  Marianne  Wcbor  in  geistvoller  Art 
nach,  daLN  ein  Festhalten  an  diesem  Programm,  eine  Wertschätzung  der 
Aufgaben  der  Frau  in  der  Familie  auch  weiterhin  unter 
frauenrcchücrischcn  Gesichtspunkten  notwendig  ist.  Es  ist  wohl  in  der 
sehr  reichen  Literatur  zu  dieser  Frage  nie  etwas  tiefer  Durchdachtes, 
Besseres  gesi^  worden. 

Sie  geht  davon  aus,  daß  man  die  Erwerbsarbeit  der  Ehefrau  ge- 
fordert hat,  um  die  Frau  zu  höherer  wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit 
zu  führen  und  um  ihr  in  der  Ehe  die  materielle  Selb.ständigkeit  zu 
sichern.  Da  aber  die  Vereinigung  der  Berufsarbeit  mit  den  hauswirt- 
schaftliehen  Aufgaben  kaum  möglich,  hat  man  die  Ablösung  des  Privat- 
haushalts durch  genossenschaitiiche  Einrichtungen  ins  Auj^e  jjefaßt. 
Marianne  Weber  glaubt,  daß  dieses  Projekt  auf  falschen  .Schätzungen 
von  Gewinn  und  Verlust  aufgebaut  ist.  >Dcnn  der  Hauptposten,  mit 
dem  jede  Ehe  zu  rechnen  hat  —  die  Kinder  —  sind  dabei  nicht 
in  ihrer  vollen  Wirklichkeitsbodeutung  für  das  Frauenleben  angesetzt.« 
Ganz  abgesehen  davon,  daß  lür  die  Kinder  auch  die  sorgfältigste  Anstalts- 
pflege meist  unzuträglicher  ist  als  eine  noch  so  unsystematische  »indivi- 
duelle<  Wartung  in  der  Familie,  wird  auch  der  sittliche  Wert  der  ausgeübten 
Mutterschaft  zu  niedrig,  der  eines  Durchschnitt.sberufszu  hoch  veranschlagt. 
Die  Steigerung  <lrr  l'crsfinlirhkeit,  die  Entwicklung  ru  geistiger  .Selb- 
ständigk(  it  wird  bei  der  großen  Masse  der  Fraui-n  weit  elu  r  herlicige- 
fiihrt  werden,  wenn  .sie  über  die  piiysisclu-  MuUersciialt  hinaus  durch 
stete  liebung  und  Pflege  die  Mütterlichkeit  als  sittliche  Qualität  ent- 
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wickein,  als  wenn  sie  in  einem  mechanischen  Durchschnittsberuf  stehen. 
Vernachlässigt  die  Frau  um  solchen  Berufes  willen  ihre  Kinder,  hat  sie 
»seelisch  und  sittlich  viel  zu  verlieren«.  Dat>  sie  an  Tüch- 
tigkeit und  Intelligenz  so  viel  gewinnt,  um  das  auszugleichen,  wenn  sie 
in  die  Tretmühle  industrieller  oder  anderer  vorwiegend  mechaniadier 
Arbeit  eingespannt  wird,  ist  unwahrscheinlich. 

Aber  auch  unter  rein  materiellen  Gesichtspunkten  hält  Marianne 
Weber  den  Wegfall  der  hauswirtschaftlichen  Frauentätigkeit  zu  Gunsten 
durchschnittlicher  Erwerbsarbeilen  fiir  unvorteilhaft.  Meist  lohnt  die 
auf^erhäuslichc  Täti<,'kcit  der  Frau  nur,  wenn  sie  daneben  noch  als  Ar- 
beitstier Haus-  und  Familienj)flichtcn  versieht,  oder  für  Versorgung  der 
Kinder  gemeinnützige  Anstalten ,  die  Wohlfahrtspflege  in  Anspruch 
nimmt.  Wenn  aber  Wirtschaftsgenossenschalten  zur  iielncdigung  der 
Familienbedürfnisse  eingeführt  würden,  müßten  die  daraus  erwachsenden 
Kosten  den  Verdienst  der  Frauen  verschlingen.  Wollte  man  aber  die  Er> 
werbsarbeit  der  Frau  so  einschränken,  daß  aus  der  Vereinigung  beider 
Fflichtenkreise  keine  übermäßige  Bdastui^  erfolgt,  so  würde  das  Ideal 
der  ökonomischen  Emanzipation  nicht  erreicht  werden.  Das  Einkommen 
der  Frau  \\'iirde  allzuweit  hinter  dem  des  Mannes  zurückbleiben.  Ma- 
rianne Weber  lehnt  das  Streben  nach  allgemeiner  Verwirk! ichnn^^  dieses 
Ideals  ab,  »weil  es  für  die  Masse  der  verheirateten  Frauen  weder 
wirtschaftlich  vorteilhaft,  noch  sittlich  förderlich, 
noch  auch  für  die  nationale  Kraft  und  Kultur  wertvoll 
erscheint«. 

Die  soziale  und  gesetsliche  Gleichwertung  der  Frau,  ihre  materielle 
und  geistige  Selbständigkeit  will  sie  auf  andrem  Weg  verwirklichen. 

Man  müßte  durch  die  Hrillc  der  ökonomischen  GcschichtsaufiGusung 
blind  geworden  sein  für  die  Erkenntnis  der  Macht  geistiger  und  sitt- 
licher Vorstellungen  in  der  Geschichte,  wenn  man  «^lauln ,  nur  durch 
Teilnahme  der  Frau  an  der  materiellen  Güterproduktion  ihre 
•Schätmnq^  herbeiführen  zu  können.  Die  eigentlichen  K  u  1  tu r  leistungen 
der  Frau  werden  für  die  Mehrheit  nur  innerhalb  der  Familie  liegen. 
Und  auf  dem  Boden  der  Berufsarbeit  muß  die  Qualität,  nicht  die 
Quantität  weiblicher  Leistungen  den  Maßstab  der  Bewertung  der 
Frauenarbeit  abgeben.  Auch  im  Berufdeben  muß  die  Entwicklung  in- 
dividueller  und  typischer  weiblicher  Fähigkeiten  zum  Hebel  der  vollen 
Würdigung  unseres  Geschlechts  werden.  »Als  Teilchen  des  großindu- 
striellen  Räderwerks  können  die  Frauen  zur  Hebung  ihrer  eigenen  Lage 
nur  weni*^  beitrat^en:  was-  aber  in  jenen  gei«;tif::;e  und  gemütliche  Kräfte 
heischenden  P>eruten  die  Km/rlnr  wertvolles  leistet,  das  wirft  auf  uns 
alle  seinen  Schein.«  Für  die  Schichten,  dte  solche  Arbeiten  ausüben, 
verzichtet  Mariaxme  Weber  ebenso  wie  Gertrud  Biiumer  darauf,  Richt- 
linien für  die  Lösung  des  Konfliktes  zwischen  Beruf  und  Ehe  vorzu- 
zeichnen.  Denn  »hier  bedeutet  die  Aufgabe  des  Berufes  unter  Um- 
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stftnden  objektiv  den  Verlust  eigenartiger  Leistungen  für  die  Kultur, 
und  subjektiv  ftir  die  Frau,  deren  Motiv  zur  Arbeit  nicht  —  oder 
doch  nicht  ausschließlich  —  die  wirtschaftliche  Selbstfindigkeit  ist,  son* 
dern  die  der  Ruf  der  inneren  Stinune  treibt,  auch  in  der  äußerlich 
glücklichsten  und  innerlich  reichsten  Ehe  ein  schmerzlichstes  Opfer, 
eine  direkte  Verkümmerung  des  ei^renen  Pcrsönlichkcitswertes,  ein  Ver- 
schütten edelster  .Scimt/ec  I  »Wo  immer  dies  in  l'ra^e  stellt,  da  sollte 
nun  allerdings  —  unbekümmert  um  die  traditionellen  Vorstellungen  von 
Hausiürau-  und  Mutterpflichten  die  eiozelnc  1  rau  alles  versuchen, 
um  beides  su  vereinigen,  da  sollte  auch  ohne  kleinliche  Aengstlichkeit 
um  die  Familienheiligtümer  vom  Mann  und  der  Technik  alles  versucht 
werden,  um  die  Vereinigung  zu  eimöglichen.«  Jedenfalls  aber  sollte 
man  jeder  einzelnen  Frau  das  Recht  geben,  unabbflngig  von  der  Tra- 
dition ,  in  ihrem  eigenen  Gewissen  zu  entscheiden,  ob  sie  zwei 
Pfliehti  nkreisen  wrecht  zu  werden  vermag?.  »Denn  es  hedeutet  zwar 
eine  Ein/wangung  und  Schematisierung  der  uncndliehcn  Manni^j;faltie;- 
kcit  konkreter  T^ebenszwecke,  wenn  man  jeder  einzi-lnc-n  Kliefrau  bloti 
um  ihrer  ökonomischen  Selbständigkeit  willen  eine  geldgelohnte  Be- 
rufstStigkeit  zur  Pflicht  raachen  will.  Aber  genau  das  Gleiche  gilt  auch 
für  die  Eindämmung  ihrer  Berufsfreudigkeit  durch  den  beständigen 
philiströsen  Hinweis  auf  die  weiblichen  Gattungspflichten.« 

Die  soziale  und  rechtliche  Gleichwertung,  die  materielle  und  gei- 
stige Selbständigkeit  in  und  außer  der  Ehe  und  die  Erhöhung  des  Per- 
sönlichkeitswertes  der  Frau  wird  sonach  für  die  große  Masse  nicht 
durch  Ausübung  eines  au  ßerh  ans  liehen  Berufs  her- 
beigeführt werden.  Marianne  Weber  verlangt  die  Sicherung  der 
rechtlichen  Sc  ll)staiuliffkeit  dem  Gatten  gegenüber  dtirch  Bescitifjtmg 
der  Unterordnung  der  Frau  im  Eherecht,  der  materiellen  Selbständig- 
keit der  vermögenslosen  Frauen,  die  durch  häusliche  Pflichten  am  Eigen- 
erwerb gehindert  sind,  durch  gesetzliche  Bestimmungen,  die  der  Frau 
einen  bestimmten  Teil  des  Einkommens  ihresMannes 
zur  persönlichen  Verfügung  sichern.  »Dadurch  würde  dem 
öffentlichen  Bewußtsein  besser  als  durch  alle  romantische  Verherr^ 
lichung  einjjeprä^t,  daf>  Hausmntterlcistuni^^en  anch  rein  ökononiisch 
wertvoll,  wenn  auch  nicht  auf  Heller  und  Piennii;  /u  berechnen  sind.« 

Das  \\  ( sentlic  hslc  aber  für  tlie  Gleich\\ertung  der  Frau  —  auch 
für  die  Sicherung  ihrer  Selbständigkeit  in  der  Ehe  —  muß  die  Frau 
selbst  tun,  indem  sie  nämlich  lernt,  vor  der  Ehe  ökonomisch  selb* 
ständig  zu  sein.  Wenn  man  zur  Frauenbenifsfrage  unter  diesem  Ge* 
Sichtspunkt  zurückkehrt,  so  erhält  sie  in  neuer  Beleuchtung 
wieder  jene  Wichtigkeit  für  die  Frauenbewegung,  die  unsre  Pioniere 
ihr  beilegten.  Die  Frau  muß  zum  Hrruf  (  r/.ogcn  werden,  damit  sie  die 
Ehe  nicht  als  Versorgung  erstrebt,  damit  sie  Berufspflichten  kennt  und 
auch  die  aus  der  Ehe  erwachsenden  Pflichten  als  Berufspflichten  wertet. 
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damit  die  Kranen  ^jent-  straffe  Disziplinierun^^  aller  Kräfte  und  des  Ge- 
fühlslebens, die  Anleitung  zur  methodischen  planvollen  Lcl>cnsführunfj 
kennen  lernen,  die  tin/Äg  und  allein  <lurch  die  Eingliederung  in  den 
rcgelmäüigcn  Taktschrilt  der  systematischen  Berufsschulung  gegeben 
wird.«  —  »Durchkreuzt  auch  die  Ehe  die  Beniüsscbulung  oder  J^us- 
Übui%  —  der  Aufwand  für  die  Ausbildung  der  Frau  war  jedenfalls 
dann  nicht  verschwendet,  wenn  sie  dadurch  an  Persönlichkeitswert, 
an  moraltschem  und  geistigem  Gehalt  und  an  allgemeiner  Charakter- 
disziplin gewonnen  hat.« 

Den  Gedankengang,  daß  die  Lösung  der  l'rauenfragc  nur  durch 
Entwickln  nj^  typisch  weiblicher  l'ähigkeiten,  durch 
Nutzbarmachung  der  weihlichen  Eigenart  /.ur  I  ler%'orbringung  beson- 
derer w  i-  i  h  1  i  i-  h  c  r  K  11 1  t  u  r  w  c  r  t  e  herbeiiiufuhren  ist,  hat  Ma- 
rianne Weber  auch  in  einer  kleineren,  mit  der  oben  besprochenen  Ab- 
handlung in  einem  Heft  vereinigten  Arbdt  Uber  »die  Beteiligung 
der  Frau  an  der  Wissenschaft«  ausgeführt.  Alle  Anzeichen 
scheinen  dafür  xa  sprechen,  daß  in  den  mathematisch-physikalischen 

—  auch  in  den  philologischen  Wissenschaften  die  Frauen  nur  vereinzelt 

—  und  auch  dann  nui  mit  begrenztem  Erfolg  arbeiten  werden.  Eine 
nur  den  Frauen  eij^ene,  spe^ifisclie  wissenschaftliche  Ik-trachtunjjsweise 
können  sie  bisher  dafür  nii  ht  in  Anspruch  nehmen,  wahrend  auf  dem 
Gebiet  historischer  Kulturwissenschaften  die  Frau  kraft  eigenartiger, 
seelischer  Fähigkeiten  für  eigenartige  Dienste  befähigt  zu  sein 
scheint.  Hier  könnten  die  Frauen  auf  Grund  geeigneter  Stoffauswahl 
nach  besonderen  »weiblichen«  Gesichtspunkten  in  das  Gewebe  der  ge- 
schichtlidien  Erkenntnis  einen  neuen  Einschlag  einfUgen.  »Denn  die 
Eigenart  der  Kulturwissenschaften  besteht  darin,  daß  ihre  Analyse  der 
Wirklichkeit  an  W'ertgesichtspunkten  und  an  Kulturtdeaten  verankert 
ist,  welche  aus  der  Tiefe  des  unmittelbaren  Erlebens  in  stetem  Wandel 
und  in  stets  neuer  Färbung  aufsteigen.  Wer  von  der  gmndsätT^lichen 
Verschiedenheit  der  Geschlechter  durchdrungen  ist,  muli  es  deshalb 
als  Lücke  emphnden,  daü  die  wissenschaftliche  Betrachtung  tler  mensch- 
lichen Kulturcntwicklung  sich  ausschließlich  durdi  die  Brille  der  einen 
Hälfte  der  Kulturmenschheit  vollzieht. 

Den  Schwerpunkt  der  Kulturbedeutung  geistiger  Frauenarbeit  steht 
Marianne  Weber  aber  nicht  in  der  Förderung  des  objektiven  Kosmos 
unseres  Wissens,  sondern  in  Uebertragung  der  aus  Erkenntnissen 
gewonnenen  Ue  I)  t  r  '  <  s:  u  n  g  e  n  in  die  Wirklichkeit,  in  '  mset  'ung 
des  Wissens  in  Handeln,  das  dem  Wissen  erst  lebendige  Wirksam- 
keit verleiht.  Auf  den  l'rfol«;^  solcher  l?eschäftigimg  läßt  die  seelische 
Eigenart  der  Frau  .schließen,  das  Interesse  und  Verständnis  für  alles 
PersönUch-McTischliche,  die  intensive  Teilnahme  an  dem  W  ollen  leben- 
diger Menschen,  l  ür  die  Notwendigkeit  solchen  Strebens  spricht  aber 
die  Tatsache,  »daß  das  Wadistum  der  geistigen  Kultur  der  Individuen 


Digitized  by  Google 


470 


Alice  Salomon, 


weit  hinter  dem  Wachstum  des  objektiven  \\° isscnsquantums  zurück- 
geblieben ist,  daß  nur  ein  kleiner  Kreis  für  sein  Tun  und  Sein  durch 
die  wachseode  Erkenntnis  erleuchtet  wird.«  Marianne  Weber  hofft, 
daß  et  einmal  die  besondere  Aurgabe  der  wissenschaftlich  geschulten 
Fr^en  sein  wird,  wissenschaftliche  Efkenntnis  in  das  Leben  zu  tragen, 
um  den  handelnden  Menschen  Erleuchtung  und  Einsicht  zu  I^rint^cn, 
so  daß  sie  das  Wertvolle  vom  Wertlosen  unterscheiden  und  die  Zwecke, 
für  die  es  sich  lohnt,  k  impfen  und  zu  leben,  erkennen  lernen.  >Trü- 
£»en  die  Frauen  dadurch  zur  Verminderung  der  Kluft  /.wischen  sach- 
licher und  persoiilulTcr  Kultur  bei,  so  k(>nnte  das,  was  ihrer  intellek- 
tuellen Tätigkeit  an  Bedeutung  für  die  objektive  Kultur  abgeht,  aufge- 
wogen werden  durch  ihre  Bedeutung  fiir  die  Kultur  der  Persönlich' 
keiten.« 

Das  Postulat  der  intellektuellen  Entwicklung  der  Frauen  mm  Zweck 
eigenartiger  Kulturleistungen  wie  auch  die  Wertung  der  Art)eit  der 

Frauen  in  Haus  und  Familie  als  eigenartiger  Leistung  fttr  die  Gesamt- 
kultur wird  auch  von  Oda  Olberg  in  einer  etwas  älteren  Arbeit 
(aus  dem  jähr  1902)  vertreten.  t^Das  Weib  und  der  Intellek- 
t  u  a  I  i  s  m  u  s«  war  als  Entgci^nun;^  gegen  »den  physiologischen  Schwach- 
sinn des  WeibesG  (^Möbius»  gedacht,  hat  sich  aber  —  wie  die  Verfas- 
serin mitteilt  und  wie  unbedingt  anerkannt  werden  mulÄ  —  ^u  einer 
gründlichen  Studie  ausgewachsen.  Möbius  hatte  gegen  die  geistige  Ar« 
beit  der  Frauen  polemisiert,  weil  der  Intellektualismus  den  physiologi- 
schen Bestand  der  Rasse  angreife  und  es  daher  für  das  Gedeihen  der 
Menschheit  nötig  sei»  daß  in  der  Natürlichkeit,  im  Instinktleben  des 
Weibes  ein  Reservefonds  von  unbewußter,  unvergeistigter,  lebengeben- 
der Kraft  erhalten  bleibe.  Er  hatte  behauptet,  daß  die  physiologische 
und  psychologische  Eignung  des  Weibes  zur  Mutterschaft  durch  Geistes- 
arbeit Einbuße  erleidet, 

Oda  Olberg  tritt  diesen  Anschauungen  entgegen.  Sie  hält  die  Ab- 
nahme der  Fruchtbarkeit  für  eine  selbstverständliche  Begleiterscheinung 
jeder  höheren  Entwicklung.  Sie  ist  notwendig,  weil  der  Aufwand  an 
physiologischer  Kraft,  den  das  Erzeugen  und  Aufdehen  eines  Spröß- 
lings die  Eltern  kostet,  bei  den  höheren  Arten  zunimmt»  und  das  Gleich* 
gewicht  zwischen  Einzelwesen  und  Gattung  durch  eine  zu  große  Nach- 
kommenschaft gestört,  die  Erhaltung  der  Gattung  dadurch  gefährdet 
würde.  Bei  den  Menschen  bringt  die  steigende  Kultur  ein  immer  ^^c- 
schützteres  Milieu  hervor;  dii  Möi^lichkeit,  flns  individuelle  Lei)en  zu 
erhalten  und  /u  steifjcm,  wächst,  und  an  Stelle  der  automatischen  Re- 
duktion der  I  ruchtbarkeil,  die  sich  beim  Tier  vollzieht,  sobald  die  indi- 
viduelle ErhaltungsfÜhigkeit  wächst,  stellt  sich  das  Gleichgewicht  zwi* 
sehen  Fruchtbarkeit  und  Erhaltungsßthigkeit  beim  Menschen  durch  eme 
systematische  Beschränkung  der  Fruchtbarkeit  ein,  wenigstens  in  den 
Klassen,  denen  die  Kulturerrungenschaften  am  leichtesten  zugänglich 
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sind.  ^Nirht  als  eine  vereinzelte  Erscheinung,  die  sich  als  eine  an  po- 
litische oder  wirtschaftliche  Organisation,  an  Rassceigentiimlichkeiten 
gebundene  Verirrung  abtun  ließe,  sondern  als  allgemeines,  den  Cha- 
rakter strenger  Gesetzmäßigkeit  tragendes  Phänomen.^  Oda  Olberg 
sieht  in  dieser  bewußten  Regelung  eine  Anpassungs-,  nicht  eine  £nt- 
artungserscheinung.  Denn  die  Fähigkeit,  zu  gebftren,  deckt  sich  nicht 
mit  der,  die  Nachkommen  aufzuziehen.  Unter  d«i  Lebensbedingungen 
der  modernen  Gesellschaft  bedarf  es  eines  hohen  Maßes  von  Aufmerk- 
samkeit und  Pflege,  ein  Kind  vor  Schäden  zu  bewahren,  gesund  zu  er- 
halten und  leistun<^sfahig  zu  machen.  Der  Mensch  sollest  steht  in  hr»he- 
ren  Schichten  der  Funktion  der  Elternschaft  anders  ge<f^cnübcr  als  der 
primitive  Mensch,  '^^it  der  Kenntnis  der  Schädlichkeiten  nimmt  sein 
Vcraniwurtungsgcfühl  zu.  Und  für  die  Eltern  setzt  sicli  das  um  in  ein 
gesteigertes  Aufgebot  an  seelischer  Kraft  für  die  Erziehung  der  Nach- 
kommenschaft. Die  größere  Summe  von  Energie,  die  auf  das  Groß- 
ziehen eines  Kindes  verwendet  wirdf  mehrt  aber  dessen  Lebenschancen. 
Und  so  bedeutet  die  Durchdringung  der  Mütterlichkeit  mit  intellek- 
tuellen Elementen,  das  Einbeziehen  des  Weibes  in  das  geistige  Leben 
der  Gesellschaft  die  Verhinderung  eines  ungeheuren  Ver- 
lustes an  lcl)cndipfer  Kraft,  f?nrrh  den  die  Rasse  verarmen  un<l 
siechen  würde,  »im  Gegensatz  zu  denen,  die  von  der  Notwendigkeit 
einer  hohen  Fruchtbarkeit  ausgehen,  um  für  das  Weib  Ausschluß  aus 
der  Sphäre  der  intellektuelien  ivuliur  zu  fordern,  könnte  man  von  der 
Reduktion  der  Fruchtbarkeit  als  Postulat  ausgehen,  um  zur  Forderung 
intellektueller  Tätigkeit  des  Weibes  zu  kommen.«  Das  Weib  gebiert 
nicht  nur  die  Kinder,  es  erzieht  sie  audi  und  wacht  über  ihr  leibliches 
nnd  geistiges  Wohl.  Sollte  nun  etwa  die  in  intellektueller  Arbeit  ge- 
schulte Frau,  die  klar  sieht,  wo  das  Schädliche  und  Nützliche  liegt,  die 
dank  der  geschärften  Erkenntnis  ein  intensiveres  Verantwortlichkeits- 
gefühl hat,  kraft  dieser  ihrer  l'.i^enschaften  an  Leib  und  Seele  gesun- 
dere Kinder  großziehen,  so  fällt  das  zu  ihren  Gunsten  in  die  Wag- 
schale. 

Also  aut.h  hier  wieder  der  Gedanke:  um  ihre  besonderen,  eigen- 
artigen Aufgaben  zu  erfllllen,  braucht  die  Frau  intellektuelle  Schulung ; 
nicht  weil  sie  die  gleiche  Arbeit  wie  der  Mann  tun  soUl  Mann  und 
Frau  weichen  von  einander  ab  in  ihrer  biologischen  Beschaffenheit  und 

Funktion.  Diese  Verschiedenheit  muß  sich  in  «las  Gesellschaftsleben 
projizieren.  Aber  die  Tatsache,  daß  bisher  das  Weib  in  geringem  Maße 
am  Geistesleben  teilnahm,  kann  nicht  als  Aiisdnu  k  seiner  <^eschlecht- 
lichen  Wesenheit,  seiner  geistif^en  Inferiorität  abgetan  werden.  >Denn 
da.s  Ciesellschaftslebcn  ist  keineswegs  eine  Pllanzstiitte,  die  allem  in 
der  Anlage  Vorhandenen  die  Möglichkeit  der  Enttaltung  bietet.«  Oda 
Olberg  glaubt,  daß  eine  andre  Erziehung  das  Weib  zur  Erfüllung  seiner 
Aufgaben  tüchtiger  machen  werde.   Die  biologische  Verschiedenheit 
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von  Mann  und  Frau  soll  in  der  Verschiedenheit  ihrer  Lebensaufgaben, 
in  der  verschiedenartigen  geistigen  Durchdringung  bestimmter  (ichiele 
zum  Ausdruck  kommen,  nicht  aber  in  einer  Scheidung  der  intt  lkktucl- 
len  Sphäre  als  der  des  Mannes,  der  nicht-intellektuellen  als  der  des 
Weibes.  Denn  gerade  die  besonderen  weiblichen  Aufgaben,  die  Aus* 
Übung  der  Mutterschaft  von  der  Pflege  des  Säuglings  an  lassen  eine 
intellektuelle  Durchdringung  zu.  Das  Weib  ats  Erzieherin  von  der  Teil- 
nahme am  Geistesleben  ihrer  Zeit  fern  halten  zu  wollen,  ist  eine  »ge- 
radezu ruchlose  Verfehlung«.  Denn  >nach  einem  schönen  Wort  Nietzsches 
soll  sich  der  Mensch  nicht  nur  fortpflan/ren,  sondern  hinauf  .  l'nserc 
Kinder  müssen  anders  sein  als  wir,  Welt  und  Menschen  anders  gegen- 
überstehen, weil  ihr  Ausi^'angspunkt  ein  anderer,  ihrt  Zt  it  eine  andere, 
ihre  Mission  nieht  die  unsere  ist.  Es  ist  dies  die  Forderung  einer 
Kulturentwicklung.  Die  Erkenntnis  ihrer  Notwendigkeit  kann  den  er- 
ziehenden Müttern  nicht  aus  dem  Triebleben  —  nur  aus  der  Reflexion, 
der  intellektuellen  Schulung  erwachsen.  In  jeder  Weise  werden  die 
Frauen  daher  durch  eine  bessere  Bildung  l&r  die  Erfüllung  mütterlicher 
Au%aben  tüchtiger  werden. 

Vom  einseitig  bioI(i;,'ischen  Standpunkt  ist  das  Weib,  nachdem  es 
seine  Kinder  geboren  und  cr/()i:(  n  hat,  überzählig.  Im  Gesellschafts- 
leben  übt  aln  r  jeder  Men.sch  eim n  'cwissen  F.influß  aus.  Und  auc  h 
um  dieses  KinHus.ses  willen  forden  Oda  Ollu  rg  dir  (iciste'^bildnn^  der 
Frau.  Denn  neben  der  eigentlichen  Funktion  der  Muttersciialt,  div.  sie 
durch  geistige  Durchdringung  zu  größerer  Bedeutung  erheben  will,  er« 
kennt  Oda  Olberg  der  Frau  noch  andre  besondere  Aufgaben  im 
Gesellschaftsleben  zu.  Sic  bekümpft  die  Gegner  der  Frauen* 
bcwegung,  welche  glauben,  Frauen  hätten  für  die  Kultur  nichts  getan 
und  nichts  zu  tun.  »Alles  sei  Männer>verk.<  »Aber  jeder  Mann  einer 
Mutter  Sohn-,  sagt  Oda  011>crij.  Jeder  Einzelne  mit  Schmers  geboren 
unf!  mit  unsaglit  her  Mühe  und  Liebe  aufgezoi^M-n,  tx  waciit,  gehütet. 
Jeder  Kinzelne  so  teuer  erkauft,  und  jetzt  so  geriivf  bewertet.  Hat  da 
wirklich  das  Weib  keine  Funktion  im  Geselisenaitskben  :* 

Diese  besondere  Funktion  der  Frau  im  Gesellschaftsleben, 
die  sie  für  die  Gesamtkultur  erfüllen  wird,  wenn  ihr  die  KuUurwerk> 
zeuge,  die  höhere  Bildung  nicht  mehr  vorenthalten  werden,  steht  Oda 
Olberg  als  lebens erhaltende  an.  Die  Erkenntnis  von  der  Heilig* 
keit  des  Menschenlebens  kommt  der  Frau  durch  die  eigene  Mutter- 
schaft. ~Jn  der  Theorie  fehlt  es  ja  heutzutage  an  dieser  Erkenntnis 
nirht!  -  im  täglichen  T. eben  wird  aber  ruchlos  I. dien  und  Gesundheit 
jueisn^c^eben.  Wer  das  liezweifelt,  der  gehe  in  die  l'-isenL;ießereien 
oder  in  die  Textillabriken,  in  die  Bergwerke  oder  auf  die  Auswanderer- 
schiffe; er  gehe  überall  hin,  wo  der  Mensch  in  des  Menschen  Hand 
gegeben  ist,  ohne  daß  ein  Band  menschlicher  Solidarität  besteht« 

Hier  liegt  das  eigentliche  Feld  der  Frauentätigkeit,  das  Gebiet  des 
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Gesellschaftslebens,  auf  dem  die  Berufsarbeit  der  Frau  eigen- 
artige Werte  schaffen  wird.  Heut  drängt  sich  das  Weib  in  fast  alle 
Berufe»  und  das  wird  so  sein,  bis  ihm  die  Erfahrung  die  Mittel  an  die 
Hand  gibt,  die  Grenze  seiner  Fähigkeiten  abrastecken.  Es  trägt  aber 
seine  geschlechtliche  A\\  sensart  in  die  Ausübung  dieser  Berufe,  soweit 
diese  überhaupt  der  individuellen  Eigenart  Spielraum  gewähren.  Und 
r)ns  Wesentliche  dieser  Eigenart  ist,  das  Menschenleben 
hoch  anzuschlagen. 

Ks  ist  de«?halh  niclit  nur  eine  Forderung  elementarer  (Jerechtig- 
kcu,  daü  der  Frau  zur  Beteiligung  im  Gesellschaftsicben  Raum  gegeben 
werden  soll.  Denn  die  Gemehuchaft  sell:^  hat  Vorteil  davon,  wenn 
ihre  mannigfaltigen  Anforderungen  von  allen  Seiten  befriedigt  werden, 
und  zwar  in  der  Weise,  daß  jeder  die  ihm  nach  seinen  biologischen 
oder  sozialen  Bedingungen  am  nächsten  liegenden  Interessen  verficht 

Gewiß  glaubt  auch  Oda  Olberg  nicht,  daß  die  Frau  einen  magi- 
schen Stab  besitzt,  mit  dem  sie  rlic  I, eitlen  der  Menschlieit  beseitigen 
kann.  Aber  ein  großes  Maß  dieser  Leiden  trifti  die  Frau  schwerer  als 
«Jen  Mann  weil  sie  ihm  in  ihrer  Person  und  in  der  des  Kindes  aus- 
gesetzt ist.  Darum  soll  der  Frau  dieselbe  Chance  wie  dem  Mann  ge- 
geben werden,  sich  durchdacht  und  systematisch  in  der  Phalanx  sozialer 
Solidarität  zur  Geltung  zu  bringen.  Die  sozialen  Benifsarten  (die  Fa- 
brikinspektion, Gefangenenaiifsicht,  soziale  Prophylaxe  und  Hygiene) 
werden  ihr  dann  den  erfolgreichsten  Boden  l^r  ihre  Arbeit  bereiten. 
In  diesen  außerordentlich  geistvoll  ausgeführten  Gedankengängen  reiht 
sich  Oda  Olberg,  flie  im  Ausland  lebend —  der  organisierten  deutschen 
Franc  nbewegung  fernsteht,  der  jüngeren  Richtung  ein,  die  dem  be- 
sonderen wei!)lichen  Fintlussc  in  der  Kultur,  im  öffenUichen  Leben 
Ijeltung  verschaffen  will  ^). 

Diese  Ideen,  die  auch  in  zahlreichen  kleineren  Artikehi  und  popu- 
lären Schriften  von  Anna  Pappriiz,  Anna  Edinger,  Käthe  Schirmacher, 
Elsbeth  Krukenberg  und  anderen  ausgefOhrt  worden  sind,  und  auf  de- 
nen auch  die  Stellungnahme  der  meisten  deutschen  Nationatökonomin- 
nen  zur  Frage  des  Arbtiterinnenschutzes  beruht  (Helene  Simon,  Gertrud 
Dyhrenfurth,  Elisabeth  Gnauck-Kühne,  Dr.  Elisalx  th  lafft^-Richthofen,  Dr. 
Marie  Baum,  Dr.  Elisabeth  Altmann-Gotthciner,  Dr.  Else  Conrad  u.  a.^,  sind 
restlos  aufgenommen  worden  in  das  f^eistii^e  Rüst;^enfj  der  neuen  katho- 
lischen Frauenbewegung',  die  in  Deutsehland  noch  im  Entstehen 
be<^rifti  n  ist.  Man  maij  die  konfe.ssiunellc  Spaltung  in  der  Frauenbe- 
wegung —  oder  richtiger  noch  die  Eroberung  und  Zusammenfassung 
konfessioneller,  bisher  den  Ideen  der  Frauenbewegung  femstehender 

")  Bei  der  fiehaiidliuig  «Ines  «ndren  Prohlems  der  Fnucnbewegung  gelangt 
sie  aUerdings  zu  einer  Stellungnahme,  die  sidi  mehr  dta  Ansichten  der  andren 
Rkhtnng  nftheit   Vgl.  auch  S.  498. 
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Kreise  (Itr  unsre  Forderungen  vorbehaltlos  begrüßen  oder  man  mag  ihr 
Bedenken  en^^^enbringen«  zweifellos  muß  man  mit  der  Tatsache  redi- 
nen,  daß  der  junge  katholische  Frauenbund,  hinter  dem  eine  große 

und  so  überaus  einflußreiche  politische  Partei  steht,  sich  in  kurzem  zu 
einer  Macht  entwickeln  wird.  Steht  ihm  doch  die  Organisation  der 
katholischen  Kirche,  steht  ihm  dnrli  die  Zentrumspartei  zur  Ausbrei- 
tung seiner  Ideen  mit  ihren  reichen  Mitteln,  ihren  erprobten  Kräften 
zur  Verfügung.  Man  wird  daher  in  fraucnrcchtlerischen  Kreisen  der 
Foiniulicrung  des  Trogramms  des  katholischen  Bundes  mit  Interesse 
entgegensehen.  Die  geistig  geschulten,  für  diese  Arbeit  befähigten 
Kräfte  braucht  die  neue  Bewegung  sich  nicht  erst  in  mühseliger  Arbeit 
heranzuziehen.  Treten  doch  die  Geistlichen  und  die  katholischen  Pro> 
fessoren  auch  hierfür  —  wie  Überhaupt  für  die  Arbeiten  der  katholi- 
schen Frauenbewegung  —  in  leitender  Weise  ein.  In  sehr  modernem 
Sinne,  vielfach  mit  den  Argumenten  der  jüngeren  f'  ichtung  der  Frauen- 
bewegung legt  denn  auch  Dr.  Joseph  Mansbach,  Professor  an  der 
Universität  Münster,  in  einer  Schrift  über  die  StelUin<^  der  Frau 
im  Menschhcitsicbcn  die  Aufgaben  der  katholischen  Frauenbe- 
wegung dar.  Er  selbst  gibt  der  Arbeit  den  Untertitel:  >Emc  Anwen- 
dung katholischer  Grundsätze  auf  die  Frauenfrage«.  Aus  der  katholi- 
schen Weltanschauung  leitet  er  die  Anerkennung  der  Frau  als  Selbst- 
zweck, als  emer  geistig-sittlichen,  dem  Manne  ebenbürtigen  Persönlich- 
keit her.  Die  Wert  ng  der  Jungfräulichkeit  durch  die  katholische  Kirche 
muß  zu  einer  Ablehntm^j  aller  Theorien  fähren,  die  das  Leben  des 
Weibes  völlig  auf  Ehe  und  Mutfersehaft  beschränken  wollen.  »Der 
irdische  Beruf  des  Weibes  ist  wie  der  de«;  Mannes  nicht  von  vorn- 
herein durch  die  Natur  7u  dunsten  der  ( ieschlechtsauf^'abe  festgelegt.« 
Aber  die  besonderen  Aufgaben  der  verheirateten  Frau  in  der  Familie, 
der  kulturelle  Vorsprung,  den  sie  auf  diesem  Gebiet  vor  dem  Manne 
hat,  werden  selbst  wenn  den  Frauen  auf  dem  Gebiet  des  Bil- 
dungs-  und  Erwerbslebens  die  auch  von  Mansbach  geforderte  Freiheit 
gegeben  wird  —  verhindern,  daß  die  Frau  im  allgemeinen  auf  dem  Ge- 
biet materieller  imd  geistiger  Kultur  dasselbe  leisten  kann  wie  der 
Mann.  Jedenfalls  aber  soll  —  ganz  wie  die  nicht  konfessionelle  Frauen- 
bewegtmp  in  den  oben  besprochenen  Schriften  es  verlan£»t  -  die  Frau 
tüchtig  gemacht  werden,  um  in  der  Ehe  oder  im  Berufs  leben 
ihren  Platz  auszufüllen.  Auch  .Mausbach  sagt:  »Die  Möfjlichkeit  eines 
doppelten  Lebensberufes  legt  in  gewissem  Sinne  die  Ptlichl  einer  dop- 
pelten Vorbereitung  filrs  Leben  auf,  erzeugt  für  die  strebenden  Frauen 
einen  Dualismus  der  Ausbildung  und  Erziehung;  auch  dieser  kann 
selbstverständlich  dem  erfolgreichen  Wettbewerb  mit  dem  Mann  nur 
ungünstig  sein.«  Dieses  Zurückbleiben  der  Frau  in  materiellen  und 
wissenschaftlichen  Leistungen  ist  aber  für  Mausbach  kein  Grund  zu 
einer  verschiedenen  Wertschätzung  von  Mann  und  Frau.   Denn  den 
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»objektiven  Werten«,  die  der  Mann  auf  dem  Gebiet  der  »äußeren  Kul- 
torc  hervorbringt,  stetien  die  »lebendigem  Kräfte«,  »persönliche  Weite« 
gegenflber,  die  »seelische  und  sittliche  Kultur«,  die  vorwies 
gend  von  der  Frau  in  der  Familie  erzeugt  wird,  Werte,  »die  kostbarer 

wnd  als  die  Schatze  der  Bibliotheken  und  Sammlungen,  unentbehrlicher 
als  die  im  Weltverkehr  pulsierende  Arbeitsenergie«.  Den  vollen  Wert 
die??er  inneren  Lebensmächte  liat  das  Christentum  der  Welt  offenbart, 
indem  es  das  oberste  Ziel  des  Handelns  in  das  Reich  des  Grittlichen 
hinausrücktc,  >in  die  Herrlichkeit  der  Liebesgemeinsehatt  (iottes  mit 
den  Menschen  imd  der  Menschen  untereinander -Vor  der  Größe 
dieses  Ideale  tritt  alle  Ucberlegenheit  des  Genies  und  der  physischen 
Kraft  in  den  Hintergrund.  Im  Ganzen  dieser  Kultur,  derVer» 
klftrung  alles  Irdischen  durch  Gottes*  und  Nächsten- 
liebe, kommt  die  Frau  zu  voller  und  gleichberechtigter 
Geltung  nicht  bloß  mit  ihrem  persönlichen,  sittlichen  Idealismus, 
sondern  auch  mit  ihrer  unabsehbaren,  stillwirkenden  Arbeit  zum  Auf- 
bau des  sozialen  Organismus. c 

Mm  '^irht,  es  sind  die  Gedanken  von  der  \ Crsf  hiedcnartigkeit  :\hcr 
Gleichwerti^'keit  männlicher  und  weiblicher  Leistungen,  die  von  der 
nicht  konfessionellen  !•  rauenbeweguns^  verbreitet  werden,  und  die  hier 
in  der  Sprache  der  Kirche  und  in  meiaphysischer  Lmkieidung,  in  die 
katholi^e  Weltanschauung  eingegliedert,  wiederkehren.  Allerdings 
leitet  Mausbach  aus  dieser  der  unsrigen  sehr  gleichartigen  Begründung 
der  Frauenbewegung  nicht  die  gleichen  Forderungen  ab.  Der  Anspruch 
der  Frauenrechtlerinnen,  auf  Grund  ihrer  Gleichwertigkeit  Gleichbe* 
rechtigung  zuerkannt  zu  erhalten,  scheint  ihm  nicht  logisch.  Denn  es 
sei  nirgends  gesagt,  »daß  das  Recht  allein  vom  Werte  des  Menschen, 
nicht  auch  von  seiner  Art  abliängl-.  Mit  dieser  etwas  sophistischen 
Bc^M  undung  fordert  er  Unterordnung  der  Ehefrau  unter  den  Ehemann, 
nicht  auf  Cirund  größeren  Wertes  des  Mannes  für  die  Familie,  son- 
dern auf  Grund  der  besonderen  Art  des  männlichen  und  hausväter- 
lichen Berufes.  Für  die  unverheiratete  Frau  jedoch:  Platz  in  der  reli- 
giösen, geistigen  und  wirtschaftlichen  Kulturarbeit.« 

Also  nicht  nur  in  der  Begründung,  auch  in  den  Zielen  stimmt  die 
kadiolische  Frauenbewegung  teilweise  mit  den  nicht  konfessionellen 
O^anisationen  übercin.  Es  gibt  eben  keine  katholischen  Ziele 
in  der  Frauenbewegung,  und  keine  evangelischen  Ziele,  sondern  nur 
das  eine  gemeinsame  Ziel :  die  Steigerung  des  Persönlichkeitswertes 
der  Frau  und  die  Srhaffunti^  freier  Hahn  für  ihre  Ant<Mlnahmc  am  Kul- 
turleben. Dieses  Ziel  kann  man  mit  verschiedenen  religiösen  oder  philo- 
sophischen Weltanst  hauunii(  n  bei»riinden,  man  kann  bei  seiner  X'crfol- 
gung  auch  —  wie  es  der  katholische  und  der  deutsch-evangelische 
Frauenbund  tut  —  für  bestimmte  religiöse  Ueberzeugungen  wirken,  die 
Verbindung  der  konfessionell  gleichgcsinnten  Kreise  anstreben  —  oder 
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man  kann  »  das  ist  der  Weg,  den  die  nicht  konfessionelle  Frauenbe- 
wegung geht  —  es  dem  Einzelnen  fiberlassen,  wie  er  die  Verfolgm:^ 

dieses  Ziels  mit  seinen  religiösen  Ucberzeugungen  verbindet.  Gerade 
dii-  Aufnahme  c'mcs  j^roßcn  Ti  ils  unsrer  Ziele  durch  die  katholische 
Bewegung  wie  auch  durrh  den  (iLiitsch-cvangelischcn  Frauenbund,  der 
-  so  viel  mir  bekaiini  geworden  ist  —  nirgend«;  eine  zusammenfas- 
sende, ausführliche  Begründung  seines  F'rogramms  gegeben  hat,  ist  ein 
Beweis  dafür,  daß  unser  Streben  mit  den  Grundlagen  der  verschiede- 
nen religiösen  Systeme  in  Einklang  zu  bringen  ist. 

Wenn  die  evangelische  Frauenbewegung  ihren  Standpunkt  nicht 
mit  einer  so  reichen  und  sum  Teil  so  wertvolle  Literatur  vertritt»  wie 
die  katholische,  so  ist  das  wohl  darauf  zurückzuführen,  daß  sie  nicht 
im  gleichen  Maße  über  wissenschaftlich  geschulte  Männer  verfügt,  die 
sich  flir  die  I'ordeningcn  der  Frauenbewecrung  einsetzen,  und  ihre  Ver- 
wirklichung für  die  cii;ene  Partei  und  ihre  Machtstellung  dienstbar  ma- 
chen wollen.  Die  in  der  Bewegung  geschulte  n  F'rauen  werden  aber 
durch  Organisations-  und  Agitationsaufgaben  zu  stark  verbraucht,  um 
Zeit  sur  theoretischen  Zusammenfassung  der  ihrer  Arbeit  zu  Grunde 
liegenden  Gedanken  zu  finden. 

Diese  Ursache  mag  auch  dafür  mafSgebend  sein,  daß  innerhalb  der 
älteren  Richtung  der  Frauenbewegung,  die  gleiches  Recht  auf  Grund 
gleicher  Leistungen  von  Mann  und  Fnn;  I  n  chzuset/  i  l  offt,  die  Formu- 
lierung der  Gedanken,  die  theoretische  Fortbildung  des  Programms  nicht 
annähernd  in  demselben  Umfange,  wie  bei  der  jiinj^eren  Richtung  erfolgt 
ist.  Stehen  doeh  die  führenden  Geister  dieser  (Inippe  an  besonders 
exponierten  Stellungen  in  der  Frauenbewegung.  Zusammentassende 
Arbeiten,  welche  Stellung  zu  dem  (iesamtprogramm  der  Fraucnbcwc- 
gimg  nehmen,  allseitige  Begründungen  geben,  sind  in  den  letzten  Jah- 
ren aus  diesem  Kreis  kaum  hervorgegangen.  Vielleicht  ist  aber  auch 
das  Zurücktreten  der  alteren^  das  Vorwiegen  der  jüngeren  Richtung  in  der 
frauenrechtlichen  Literatur  damit  zu  erklären,  daß  die  wissenschaftlich  ge> 
schulten  Frauen,  denen  teils  durch  ihtea  Bildungsgang,  teils  durch  ihren 
Rc^ruftbeoretisrhe  Krörtcriini^en  nahe  lieiren,  daß  also  die  zur  wis<:enscliaft- 
lichen  Vertretun;^  fler  traucnrechtlerischcn  Ideen  prädestinierten  Kräfte 
sich  naturgemäl>  auf  Grund  ihres  i)ersönlichen  h)rlebens  oft  der  jüni^eren 
Richtung  und  ihrem  Programm  anschlössen.  Denn  die  Frauen,  die  .sich 
schon  bei  der  Berufswahl  größerer  Möglichkeiten  und  Freiheiten  er- 
freuten, und  die  nicht  mehr  unter  einem  Zwang,  sondern 
aus  freier  Wahl  sich  vielfach  besonderen  »wciblichenc  Aufgaben  zu- 
wandten, strebten  bei  freierer  persönlicher  Entwicklung  auch  nach  Er- 
füllung aller  in  der  Natur  der  Frau  liegenden  Lebensmtiglichkeiten. 
Sie  wußten,  daß  das  alte  Programm  nicht  zur  Beglückung  der  Frauen 
ausreichte,  nieht  eine  allseitige  Persönlichkeit.scnl\\  icklung  I  crheiführen 
konnte.   P'ür  sie  hatte  es  die  Zugkraft  verloren,  weil  es  ihren  Be- 


Digitized  by  Google 


Literatur  ittr  Frutenfraite. 


477 


dürfnissen  nicht  mehr  entsprach.  Diese  Kräfte  gingen  der  älteren 
Richtung  verloren.  Wie  in  der  Sozialdemokratie,  so  sind  auch  in  der 
Frauenbcwegiin;:,'  die  meisten  Akademiker  Revisionisten«. 

Die  eigentliche  Fortbildung  drs  ursprünglichen  Programms 
ist  daher  hauptsächlich  auf  kürzere  meist  nur  einzelne  Fragen  behan- 
delnde Artikel  beschränkt  geblieben,  die  in  den  verschiedenen  Frauen- 
zeilschriften zerstreut  sind.  Die  führenden  Köpfe  dieser  Gruppe  ^)  sind 
neben  Marie  Stritt  Maria  Lischnewska»  Dr.  Aniu  Augi^urg,  Dr.  Minna 
Cauer»  Helene  Stöcker  und  andere. 

Auch  die  .Xnhänger  des  alten  Programms  körnieo  sich  dem  Ge- 
danken nicht  verschließen ,  daß  die  Forderungen  und  Lösungen  zu- 
nächst nur  auf  T^nvcrheiratctr  berec  hnt  t  waren,  jedenfalls  nur  für  diese 
ausreichten.  .Sie  haben  in  k(jnse(iuenter  Ausbildung  des  (ledankens, 
daß  die  gleirhcn  Leistungen  der  Frau  allein  zu  ilircr  Gleich- 
berechtigung im  wftentlicheu  Leben  führen  könne  zwar  nicht  mit 
ausdrücklicher  Leugnimg  der  verschiedenartigen  Begabung  der  Ge- 
schlechter aber  doch  mit  starker  Betonung  des  differenzierenden  Ein- 
flusses der  ungleichen  Erziehung  ihr  Streben  darauf  gerichtet,  daß 
die  Frauen  möglichst  zu  den  gleichen  Leistungen  wie  die  Männer  ge- 
führt werden  sollen.  In  diesem  Kreis  findet  sich  denn  auch  ein  star> 
ker  Fnthusiasmus  fUr  die  gemein.same  Erziehung  der  Geschlechter. 
Vor  allem  aber  fordern  alle  .\nhänfT;erinnen  dieser  Richtim;^  und 
(las  ist  für  sie  die  Programmforderung  der  Frauenbewegung  geworden 
-  die  Krwerbsarbeit  aller  Frauen,  auch  der  Ehefrau. 
Denn  bei  deren  ziffernmäüigem  (Jeberwiegen  wäre  ein  Programm,  das 
sie  nicht  berücksichtigt,  nur  Stückwerk.  Werden  aber  die  Ehefrauen 
nicht  zu  sichtbaren  und  meßbaren  Leistungen  herangezogen  und  ver- 
pflichtet, so  muß  die  Hoffnung  auf  Gleichberechtigung  unerfüllt,  so 
würde  der  Anspruch  auf  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  unbegrfindct 
bleiben.  Den  Konflikt  \on  Beruf  und  Ehe,  der  die  Lösung  der  Frauen- 
frage  den  andren  so  viel  komplizierter  erscheinen  läßt,  wollen  sie  aus 
der  Welt  sehatTen,  iiulem  sie  die  Frau  so  weit  wie  mö;^lich  von  ihren 
häuslichen  i'rtichten  befreien,  die  Hau-swirtsclia!t  ;üs  l'ainilieulunk- 
tion  aufhellen  und  sie  gcnos.sensrhaftlichen  Finrichluu^^fen  ubertragen. 
Fordern  die  einen  möglichste  Belrciung  der  verheirateten  Frau  von 
der  Berufsarbeit,  so  wollen  die  andren  Befreiung  der  Frau  von 
den  häuslichen  und  Famillenpflichtcn  herbeiführen.  Auch  die  Ver« 
sorgung  der  Kinder  soll  in  weitgehendem  Maß  von  berufsmäßigen 
Pflegern  in  Anstalten  ausgeübt  werden.   Von  dieser  Forderung  ist  bis 

'')  In  iltji  praktischen  Oi^-iinsationsarbcit  Irclen  die  >jüngeie  un<l  äUere« 
Kichtunß  nicht  als  jjcschlosscne  (Jrupiien  auf.  Ks  handelt  sich  liei  dicker  Formu- 
lierung; nur  um  <lie  /.usaminenfassung  der  innerhalb  der  Frauenbewegung  entstan- 
denen Gedanken»)  slcnie. 
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zu  dem  Ziel  der  Auflösun^^  der  Familie,  der  staatlichen  odcr 
koromunalen  Versorgung  der  Kinder,  der  freien  Ehe  oder  freien  Liebe 
nur  noch  ein  Schritt  —  und  einige  Vertreterinnen  dieser  Richtung  in 
der  Frauenbewegung  haben  ihn  denn  auch  getan. 

Diese  Auffassung  der  Frauenfrage  als  einer  Frage  der  ökonomischen 
Unabhängigkeit  der  Ehefrau  ist  in  susainnienfassender  Weise  und  mit 
voller  Klarheit  aller  Konsequenzen  zuerst  von  einer  amerikanischen 
Frauenrechtlerin,  Charlotte  Perkins-Stctson  in  dem  Buch 
Women  and  Economics«  vertreten  worden.  Aus  ü^rcn  Aus- 
führungen ist  das  Rust/eu<^  der  deutschen  Vertreter  dieser  Forderungen 
große  »teils  entnommen.  Der  Pcrkinssche  Gedankengang  ist  etwa 
folgender; 

Die  Menschen  sind  die  einsige  tierische  Speeles,  in  der  das 
Weib  in  Bezug  auf  seine  Ernährung  auf  den  Mann 
angewiesen  ist;  die  einzige,  in  der  daher  die  geschlechtlichen Bc> 

;^i(-!uin^'en  zugleich  ökonomische  Beziehungen  bedeuten.  Die  Frauen 
schafifen  k  ine  Weite.  Sie  konsumieren  nur,  werden  vom  Mann  erhal- 
ten, ^Dic  AuffissunjT,  daß  die  Ehe  ein  Kompagniegeschäft  sei,  in  flem 
die  beiden  Partner  (iüter  schaffen,  die  keiner  von  ihnen  einzeln  her- 
stellen könnte,  hält  selbst  vor  der  oberflächlichsten  I'rufung  nicht  Stand.» 
Immerhin  ermöglichen  die  Frauen  durch  ihre  häusliche,  verwaltende 
Tätigkeit  dem  Mann,  mehr  Wette  hervorzubringen,  als  er  ohne  ihre 
Unterstützung  schaffen  könnte.  Und  »in  diesem  Sinne  sind  die  Frauen 
auch  als  wirtschaftliche  Faktoren  in  unserem  sozialen  Leben  zu  be- 
trachten«. Aber  da  die  Frau  fiir  diese  Dienste  nicht  bezahlt  \vird,  ist 
sie  nicht  wirtschaftlich  unabhängig. 

Auch  die  Pflichten  und  Leistungen  der  Frau  als  Mutter  können 
nicht  als  Entgelt  für  Kleider,  Nahnin«^  und  alles,  was  sie  vom  Manne 
erhiilt,  j^elten.  Denn  dann  müßte  die  Mutterschaft  quantitativ  und 
«lualitativ  immer  der  tjuantität  und  Qualität  der  dafür  einfjctauschten 
(jüter  entsprechen«.  Tatsächlich  aber  ist  die  kinderlose  i'rau  oder  die 
Frau,  die  wenige  Kinder  hat,  ebensogut  oder  besser  gestellt,  als  die 
Mutter  einer  zahlreichen  Familie.  Die  Frau  wird  also  nicht  vom 
Manne  im  Hinblick  auf  ihre  mütterlichen  Leistungen  erhalten.  Ihre 
wirtschaftliche  Stellung  steht  auch  zu  ihrer  Mutterschaft  in  keiner  Be- 
ziehung. 

Die  ökonomische  Abhän^ii^keit  der  Frau  vom  Manne  führt  da/u, 
daß  die  Frau  sich  als  (iesrhlcchtswesen  unvc  rhaltnismäßig  stark  ent- 
wickelt. Denn  da  ihre  geschU  c  htlirhcn  Heziclunv^'cn,  ihre  Kunst,  einen 
Gatten  anzuloeken«  zugleich  das  Mittel  für  sie  ist,  ihren  Lebensunter- 
halt ZU  gewinnen,  >was  bei  keinem  andren  Geschöpf  unter  dem  Himmel 
der  Fall  istc,  hat  sie  ihren  Gcschlcchtscharakter,  das  heißt  ihre  beson- 
dere weibliche  Eigenart,  immer  mehr  ausgebildet.  Vor  allem  hat  sie 
ihre  erotischen  Triebe  weit  über  das  Maß  des  Natürlichen  und  Normalen 
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entwickelt.  Die  allj^cmein  menschlichen  Kigtnschaften  in  der  Frau 
treten  zurück.  Ihre  Funktionen  al.s  Weib  werden  das  Lebensbeherr- 
schende. Dieser  (>edanke  entspricht  in  gewissem  Matie  den  Ideen,  von 
denen  die  deuM^he  Frauenbewegung  ausging.  Das  allgemein  Mensch* 
liebe  in  der  Frau  soll  diesem  Zustand  gegenüber  betont,  ihm  soll  die 
Entwicldungsmöglichkeit  gesichert  werden.  Charlotte  Perkins  will  das 
durch  die  ökonomische  Unabhängigkeit  der  Frauen  herbeigefiihrt  sehen. 
Denn  es  ist  ein  Irrtum,  die  allgemein  menschlichen  Pflichten 
der  Selbsterhaltung  als  männliche ,  »als  Geschlechtsfunktionen  des 
Mannes<  anzusehen.  -Die  Rcf^rifTe  mann  lieh  oder  weiblich 
können  nur  auf  die  Vorganf^e  der  Reproduktion,  der  Erhaltung  der 
Gattung  angi  wandt  werden.  Alle  Vorgänge  der  Selbssterhaltung  sind 
nur  menschliciie ,  der  Spccics  eigentümlich,  daher  beiden  Ge- 
schlechtern gemeinsam.« 

Die  Periode  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  der  Frau  geht  zu 
Ende,  sagt  sie,  weil  ihr  Nutzen  für  die  Gesamtheit  nicht  mehr  existiert. 
Man  hat  die  Unterordnung  der  Frau  damit  begründet,  daß  die  Frau  durch 
ihr  Fernbleiben  von  den  .'\ufgaben  der  Selbsterhaltung,  vom  Berufsleben 
sich  für  die  Zwecke  der  Mutterschaft  »spezialisierenc  kann.  Aber, 
meint  Charlotte  Perkins,  es  ist  nicht  möglich  zu  beweisen,  daß  aus  dieser 
Abhängigkeit  der  Frau,  aus  ihrer  Spezialisierung,  die  Mutterschaft  einen 
Vorteil  gezogen  hat.  Und  aulä  rdem  wird  die  Frau  gar  nicht  für  die 
Zwecke  der  Mutterschaft,  sondern  für  die  Zwecke  der  Gesclilechtsbe- 
friedigung  spezialisiert.  Vielmehr  ist  die  ökonomische  Abhängigkeit 
der  Frau  Ursache  einer  krankhaften  Mutterschaft  und 
einer  zurückgehenden  Geburtenziffer.  Sie  fiihrt  aus, 
daß  die  Mutterschaft  der  menschlichen  Gattung  »beschwerlicher,  krank- 
hafter, unregelmäßiger«  wie  jede  andere  ist  und  daß  das  Gleiche  auch 
von  der  Kindheit  des  Menschen  gilt.  sVom  rein  animalischen  Stand- 
punkt  betrachte  t.  stehen  wir  in  dieser  Be/ichun'^  auf  sehr  niedriger 
Stufe.«  Sic  glaubt,  daß  die  Frauen,  die  an  den  naturlichrn  Beschäf- 
tigungen der  menschlichen  Wesen  unbehindert  teilnehmen  —  voraus- 
gesetzt, daß  sie  nicht  überanstrengt  sind  ihren  Mutterl)eruf 
besser  erfüllen  würden.  Aber  auch  für  die  Kinder  wäre  es  besser, 
wenn  die  Mutter  einem  Beruf  nachginge  und  ein  Teil  ihrer  Ersiehung 
außerhalb  des  Hauses,  der  Familie,  von  andren  als  der  Mutter  geleitet 
würde.  Denn  die  t»eru&lo5e  Mutter  kennt  nur  Pflichten  gegen  Einzel- 
wesen. Sie  kann  das  Kind  nicht  für  seine  Pflichten  in  der  Welt  er- 
ziehen, nicht  zum  Verständnis  der  Tatsache ,  daß  er  eines  von 
vielen  ist.  Die  Erziehung  der  Mutter  ist  immer  individualistisch, 
nicht  sozial.  Die  Kinder  der  berufstätigen  Mutter,  der  ökonomisch 
unabhängigen  Frau,  (he  in  größeren  Gruppen  versorgt  werden  könnten, 
würden  unbewulk  die  Kenntnis  in  sieh  aufnehmen,  >daß  wir  die 
Menschheit,  daß  wir  Geschöpfe  sind,  die  gerade  so  und  nicht  anders 

3f 


Digitized  by  Google 


48o 


Alice  Salomuu, 


gefüttert,  bewacht,  schlafen  gelegt,  geküßt,  geliebkoat,  und  211m  Spielen 
und  Tammein  freigelassen  werden  müssen«.  Also  auch  für  die  Kinder, 
f&r  die  ganze  Entwicklung  des  Individuums  und  der  Rasse  würde  die 
ökonomische  Unabhängigkeit  der  Frau  Vorteil  bringen. 

Natürlich  müssen  ganz  neue  Lebensgewohnheiten  des  Menschen 
aus  der  veränderten  wirtscliaftlichen  Stellung  der  Frau  hervorgehen. 
Nicht  (lif  Ehe  will  (  harlnttt!  Perkins  beseitigen,  nur  das  wirtschaft- 
liclic  Verhältnis,  zu  dem  die'  Khe  heute  gemacht  worden  ist.  Ehe  und 
Häuslichkeit  sind  keine  identischen  Begriffe.  Wenn  auch  die  Menschen 
immer  den  Wunsch  nach  einer  Häuslichkeit,  sogar  nach  besseren  Häus- 
lichkeiten, als  wir  sie  heut  besttEen,  haben  werden,  so  muß  dieses  Be- 
dürfnis nicht  notwendig  für  jedes  Ehepaar  isoliert,  es  kann  auch  für 
hundert  oder  tausend  Menschen  gemeinsam  befriedigt  werden.  Die 
Sitte,  das  Kochen  als  Gcschlechtstäligkeit,  die  allen  Frauen  eigen  ist, 
und  das  Fsscn  als  eine  F  a  m  i  1 1  »■  ti  t  ä  t  i  k  im  t  anzusehen,  die  auf 
andre  Weise  nicht  richtig  ausgeführt  werden  kann,  ist  nicht  zu  unsrcm 
Vorteil  ausgebildet  worden.  Denn  heute  werden  nur  die  Menschen 
gut  und  gesund  ernährt,  deren  Gattin  und  Mutter  eine  >geborcne  Kö- 
chin« ist,  —  denn  die  Frauen  üben  diese  Tätigkeit  meist  als  ungelernte 
Arbeiter  aus  —  oder  die  Personen,  die  in  einer  wohlhabenden  Familie 
leben,  die  über  die  Dienste  berufsmäßig  geschulter  Personen 
verfUgt.  Die  Kochkunst  —  wie  die  anderen  häuslichen  Aufgaben — sollen 
2U  Berufsarbeiten  umgebildet  werden,  die  nicht  der  einzelne  n  Fainiüe 
dienen.  Denn  Kochen  und  Reichmachen«  sind  keine  Familienfunk- 
lionen.  Die  einzelnen  Individuen  wollen  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Fa- 
milienbe/.iehiuv^en  von  der  Geburt  l)is  /um  Tode  ernährt  und  versor^i 
sein.  Charlotte  l'erkins  hält  zwar  keine  genossenschattlichea  Einrich- 
tunj^cn  aber  Häuser  mit  großem  gemeinschaftlichen,  allen  zur  Verfü- 
gung stehendem  Wirtschaftsbetrieb  und  mit  Versorgungsgelegenheit  für 
die  Kinder  zur  Verwirklichung  ihres  Ideals  für  notwendig. 

Wenn  die  wirtschaftlich  unabhängige  Frau  von  ihren  alten  Funk- 
tionen befreit,  gestärkt,  durch  ihre  sozialen  Aufgaben  höher  entwickelt 
ist,  wird  sie  kräftigere  Menschen  zur  Welt  bringen;  dann  könnte  und 
würde  ein  neues  ^^enschengeschlecht  entstehen. 

Ks  braucht  duser  skizzenhaften  Wiedergabe  der  Ciedanken  kaum 
hinzu^elut;!  /u  werden,  daf>  der  iranze  Bau  auf  den  Stützen  der  mate- 
rialistischen Weltanschauung  ruht.  Die  Funktionen  der  menschlichen 
Gattung  weiden  immer  wieder  ndt  denen  der  Tiergattungen  verglichen, 
die  Fähigkeit  der  Fortpflanzung  am  Maßstab  der  tierischen  Fortpflan- 
zung gemessen,  ohne  daß  in  Anrechnung  gebracht  wird,  daß  die  hö- 
here Gattung,  die  differenziertere  Art  auch  kompliziertere  animalische 
Funktionen  zu  erfüllen  hat.  Es  sei  hier  auf  die  Ausführungen  Oda 
(Bibergs  verwiesen,  flic  diese  Tatsache  -  ganz  im  Gegensatz  zu  den  Per- 
kinsschen  Darlegungen  —  zum  Ausdruck  bringt.   Der  Schwerpunkt  der 
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Frauenbewegung  wird  auf  die  Forderung  der  wirtschaftlichen  Frei- 
heit und  Gleichhei  t  (i^elccrt.  1  )enn  <ii(  wirtschaftlichen  IJczielningen 
sind  für  Charlotte  Perkins  die  Quelle  aller  andren  Fieziehungen  ;  die  wirt- 
schaftliche Ll^e  der  Frau  ist  ihr  die  Ursache,  der  Unteibau  ihrer  sozialen 
und  rechtlichen  Stellung.  Es  bt  wie  ein  marxistisches  Bekenntnis, 
wenn  sie  sagt:  »Solange  es  ein  organisches  Leben  auf  der  Erde  gibt, 
bilden  die  wirtschaftlichen  Bedingungen  die  Basis  ftir  alle  Kreaturen 
und  für  ihre  Leistungen  und  Kräfte ;  und  die  sozialen  Gebilde  sind 
demselben  Gesetz  unterworfen'.  Und  wie  eine  Erinnemng  an  das 
kommunistische  Atanifi  st  klingt  ihr  Buch  aus,  nicht  mit  einem  Mahn- 
ruf an  die  Frauen  nach  der  ökonomischen  Unabhängigkeit  zu  streben, 
sondern : 

»Diese  Umwandlung  ist  nicht  mehr  Gegenstand  der  Prophezeiung 
oder  der  Sehnsucht  Sie  ist  durch  unsere  veränderte  Produktionsweise 
bereits  eingeleitet  und  gewinnt  immer  mehr  und  mit  erstaunlicher 
Schnelligkeit  an  Boden.  Weder  Männer  noch  Frauen  wünschen  sie 
vorläufig.  Weder  Männer  noch  Frauen  haben  sie  gesucht ;  aber  die- 
selbe mächtige,  unwiderstehliche  Kraft  der  gesellschaftlichen  Entwick* 
lung,  die  uns  in  die  alten  Daseinsformen  hinein  geführt  hat,  zu  un- 
serem fjroßen  Schmer/  und  Leiden,  hilft  uns  auch  hinaus,  wiederum 
unter  denselben  Schwierigkeiten  iinrl  Schmerzen.  Die  Zeit  ist  gekom- 
men, in  der  es  für  die  Welt  besser  ist,  daß  die  Frauen  wirtschaftlich 
unabhängig  sind,  und  darum  werden  sie  es  werden.  Diese  Wand- 

lung vollzieht  sich  bereits  allerorten.  Alles,  was  wir  dabei  zu  tun 
haben,  ist,  sie  su  verstehen  und  sie  zu  fördern«. 

Man  sieht,  das  ist  ein  System,  in  dem  fUr  die  Macht  der  Idee, 
für  die  geistigen  Kräfte,  die  in  der  Welt  firirksam  sind,  die  unsre  Kul- 
tur  mitgestaltet  haben,  nicht  viel  Platz  vorhanden  ist.  Aber  es  ist  ein 
System  von  absoluter  Geschlossenheit  und  verführerischer  Einheitlich- 
keit. Frauen,  die  der  materialistischen  Wcitanschammg  nahe  stehen, 
mußten  denn  auch  diesr  (udanken  aulnchnun  und  weiter  verbreiten. 
Wir  hnden  sie  in  Artikeln  von  Marie  Stritt  und  Maria  Lischnewska 
wieder,  in  präziser  Form  und  mit  großem  agitatorischen  Schwung.  Wir 
finden  sie  aber  vor  allem  in  dem  einzigen  größeren  Werk  aus  der 
Feder  einer  deutschen  Frau,  das  die  Frauenfrage  unter  die* 
s  e  m  Gesichtspunkt,  als  eine  ökonomische  Frage,  die  nur  auf  ökono- 
mischem Wege  zu  lösen  ist,  behandelt,  in  Lily  Brauns  Buch  über 
die  r  a  u  e  n  f  r  a  ge.  Lily  Braun  steht  als  Sozialdemokratin  außer- 
halb des  Kreises  de  r  <  rganisierten  Frauenbewegung.  Und  so  begründet 
sie  auch  literarisch  mehr  die  Forderungen  ihrer  Partei,  als  daß  sie  ein 
Proii^ramm  für  die  Frauenbewe!^tin<^  aufstellte  Immerhin  dürften  ihre 
Ausführungen  auch  in  frauenrechtlerischen  Kreisen  starke  Wirksamkeit 
haben.  Für  sie  ist  die  l-  ranenfrage  ein  F  r  g  e  b  n  i  s  der  k  a  !>  i  t  a- 
listischen  Entwicklung,  der  Kevoluiionieruiig  der  Produktions- 
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weise :  >Ohnc  Frauenarbeit  kann  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung 
nicht  bestehen.  Wir  sehen  die  Proletarierin  auf  dem  Gebiet  der  Er- 
werbsarbeit vordringen,  und  die  bürgerliche  Frau  bemOht,  den  gleicben 
Weg  zu  gehen,  gedrängt  durch  die  geringen  Heintsaitssichten,  durch 
die  Spannung  zwischen  Einnahmen  und  Bedürfnissen.  Und  die  ver- 
heirate Frau  muß  in  beiden  Lagern  an  diesem  Streben  nach  Er- 
werbstätigkeit teilnehmen,  weil  nur  auf  diese  Weise  eine  wirtschalt' 
liehe  Refrciun^  der  Frauen  herbeij»efiihrt  werden  kann.  T,ily  Braun 
geht  dal)ci  nicht  von  dem  Glauben  an  eine  völlige  Gleichartigkeil  der 
Geschlechti  r  aus.  Sii-  glaubt  an  eine  besondere  weibliche  Begabung, 
die  sich  Bahn  brechen  soll,  und  sie  ist  auch  überzeugt,  daß  die  Mutter- 
schaft eine  starke  Beeinträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit  bildet  Für 
die  Flau  der  bürgerlichen  Rreisc  sei  während  der  Jahre,  in  denen 
sie  Kinder  zur  Welt  bringt,  unter  den  heut^;en  wirtschaftlichen  Bedin* 
gungen  die  Vereinigung  von  Beruf  und  Mutterschaft  unmöglich.  Neue 
Formen  des  Familienlebens  und  der  Hauswirtschaft  müssen  herbeige* 
führt  werden,  um  diesen  Kreisen  die  X'^ereinigung  von  Beruf  und  Mut» 
terschaft  zu  erleichtern.  Oiirch  Zentralknrhcn,  VVirtschaftsgenossen- 
schaften,  X'orkehrungcn  tiir  gemeinsame  Kindererziehung  sollen  die 
Frauen  von  ihren  bisheri'^cn  Aufgaben  in  Haus  und  Kamille  frei  ge- 
macht werden.  Denn  die  heutige  Einzelwirtschaft  ist  ein  künimerhcher 
Rest  aus  der  großen  Hauswirtschaft  des  Mittelalters,  und  arbeitet  mit 
ungeheurer  Verschwendung  von  Kräften  und  Mitteln.  Die  alte  Fa- 
milienform geht  infolge  der  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung, der  auch  die  Frauenbewegung  angehört,  ihrer 
Zersetzung  entgegen.  Daran  können  wir  nichts  ändern.  Wir  kön- 
nen nur  den  neuen  Formen  »Tür  das  Gemeinschaftsleben  zwischen  Mann» 
Weib  und  Kind  nachspüren  und  sie  aufbauen  helfen.  Die  j^lcichcn 
Verändcrun'^i'n  im  Familienleben  f>rin<^  die  Erwerbsarbett  der  verhei- 
rateten Frau  der  Arbeiterklasse  hervor,  die  schon  jetzt  In  sian- 
dig  zunimmt  ;  zunehmen  mub,  weil  in  diesen  Kreisen  die  Kruerlislä- 
tigkeit  der  Mädchen  so  verbreitet  ist,  daß  die  ^lännei  darauf  ange- 
wiesen sind,  solche  Mädchen  zu  heiraten.  Sie  tun  es  um  so  lieber, 
als  die  Berufsarbeit  der  Frau  eine  beachtenswerte  Mitgift  ist.  Immer 
weniger  treten  die  Frauen  mit  der  Heirat  aus  dem  Beruf  wieder  in 
das  Familienleben  zurück,  und  das  ist  keineswegs  eine  beklagenswerte 
Erscheinung  sagt  Lily  Braun.  »Verderblich  wirkt  auch  die  Arbeit  der 
Ehefrauen  nur  durch  die  Bedingungen,  unter  denen  sie  vor  sich  geht.c 
Deshalb  mnly  auch  fiu-  diese  Kreise,  in  denen  der  Entwickluni^s- 
prozeß  schon  weiter  als  h»  i  den  bürcjerlu  hen  I'  rauen  vorgesehritten 
ist,  an  Stelle  des  überwundenen  l"in/clhaushalt.s  der  ffenossenschaft- 
liche  Huu.shali  treten,  und  >es  gehört  um  so  mehr  zur  Aufgabe  der 
sozialistischen  Arbeiterinnenbewegung,  morsche  Gemäuer  vollends  um- 
zustoßen, wenn  Frauen  in  Gefahr  kommen,  darin  zu  Grunde  zu  gehen«. 
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Es  ist  das  ein  einheitlicher  Gedankengang :  der  Glaube  an  die 
Auflösung  der  bisherigen  Familienform  auf  Grand  der  zunehmenden 
außerhäuslichen  Erwerbsarfaeit  der  Ehefrauen,  die  för  Lily  Braun  um 
ihrer  ökonomischen  Unabhäng^keit  willen  notwendig  ist.  Nur  fällt  dieses 
Gebäude  zusammen  wenn  die  Voraussetzung,  auf  der  es  errichtet  ist,  nicht 
Stand  hält.  Ob  die  Entwicklung  tatsächlich  eine  Zunahme  der  außer- 
häuslichen Kr\vcrl)sarl)eit  verheirateter  i  rauen  mit  sich  bringt,  das 
hat  Lily  liraun  nicht  zifl'crnmässig  nachweisen  können.  Mir  scheint, 
es  spricht  viel  gegen  ihre  Annahme.  Vor  allem  die  Erfahrung,  daß 
es  unsre  zurückgebliebensten  ludustriebezirke  sind,  in  denen  die  Fabrik- 
arbeit verheirateter  Frauen  verbreitet  ist  Es  sei  nur  an  den  sttchsi- 
schen  Textilbeziik  erinnert,  der  kein  Beispiel  kapitalistischer  Entwick- 
lung ist,  sondern  sich  durch  zahlreiche  tedinisch  rückständige  Betriebe, 
und  durch  eine  wirtschaftlich  sehr  niedrig  stehende  Arbeiterschaft  aus- 
zeichnet  Und  es  sei  an  die  Zunahme  der  Frauen  in  der  Heimarbeit 

—  besonders  in  den  Großstädten  —  erinnert,  die  bei  der  günstir^en 
I,a<^e  unseres  Arbeitsmarktes,  bei  dem  vielfachen  Mangel  an  Fabrik- 
arbeiterinnen ein  Beweis  daflir  ist,  daß  nicht  nur  die  Unternehmer  die 
Hausindustrie  bevorzugen,  wo  sie  technis(  h  möglich  ist.  sondern  daß 
auch  für  eine  Arbeit,  die  mit  der  Erfüllung  häuslicher  Aufgaben  ver- 
einbar ist,  ein  immer  bereites,  williges  Heer  von  Frauen  zur  Verfügung 
steht  Die  Zunahme  der  weiblichen  Heimarbeit  zeugt  dalUr,  daß  die 
Volksseele  die  wirtschaftliche  Entwicklung  im  Sinne  Lily  Brauns  nicht 
sanktioniert,  daß  die  Frau  der  Arbeiterkreise  sie  nicht  unteistfitzt. 
Man  kann  von  demselben  Ausgangspunkt,  den  Lily  Braun  nimmt,  von 
dem  Glauben  an  die  wachsende  Notwendigkeit  der  Erwerbsarbeit  ver- 
heirateter Frauen  zu  einem  ganz  andren  Resultat  gelangen.  Statt  der 
Aurt(")sun^  des  Familienhaushalts  luid  der  aul>crhäuslichen  Erwerbsar- 
beit kann  man  auch  eine  (iesundung  der  Heimarbeit  anstreben,  die 
keineswegs  mimer  eine  rückständige  Helriebsform  ist,  und  die  keines- 
wegs der  Auflöstmg  entgegengeht  Kann  man  die  Heimarbeit  zu  einer 
anständig  gelohnten  Arbeit  machen  —  und  unmöglich  ist  das  nicht 

—  so  ist  sie  die  gegebene  Arbeitsform  filr  die  »Mutter«.  Sie  ist  eben 
nur  für  den  nicht  annehmbar,  der  die  außerhäusliche  Erwerbsarbeit 
der  Frau  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  als  höhere  Entwicklungsstufe 
begrüßt,  daß  sie  die  Frau  organisationsfähiger,  zugänglicher  für  den 
(Jedanken  des  Kla5;senkampfes  macht,  durch  den  die  kapitalistische 
Wirtschaftsordnung  überwunden  werden  soll. 

Man  kann  af)er  aucli  schon  im  Ausi;an;^s[)unkt  von  Lily  Braun  ab- 
weichen und  in  der  wirlsehaftliehcn  Entwicklung  die  Tendenz  /.u  einer 
Befreiung  der  Ehefrau  der  Arbeiterklasse  von  der  Erwerbsarbeit  über- 
haupt —  nicht  nur  von  außerhüttsticher  —  erblicken.  Nicht  die  Frau 
des  gut  gestellten  Arbeiters,  sondern  die  des  ungelernten  Arbeiters,  des 
Saisonarbeiters,  des  Trinkers  geht  in  die  Fabrik,  oder  sucht  Heimar- 
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beit.  Und  iti  weiten  ländlichen  Bezirken  wächst  der  Widerstand  der 
verheirateten  Frauen  gegen  den  Zwang  zur  Arbeit  auf  dem  Gutshof, 
je  mehr  sich  die  Lage  der  Männer  hebt.  Wenn  ir^jendwo,  so  ist  es  ni 
Arbeiterkreisen  berechtigt,  daLi  die  Frau  sich  ausschUeßlich  den  Kin- 
dern und  dem  Hauswesen  widmet.  Denn  sie  verfügt  über  keine  fremde 
Hilfskraft  im  Hause,  und  die  Zahl  ihrer  Kinder  pflegt  buch  zu  sein. 
Und  so  kann  man  dem  —  vielleicht  optimistischen  —  Gedanken  hul- 
digen»  daß  bei  weiterer  Steigerung  des  Wohlstands,  bei  einerweiteren 
Hebung  der  Arbeiterklasse,  die  Erwerbsarbeit  der  Ehefrau  gerade  in 
diesen  Kreisen,  in  denen  die  Aufgabe  des  Berufs  fUr  die  Frauen  kein 
Opfer  bedeutet,  mehr  verschwinden  wird. 

Aber  noch  ein  anderes  spricht  dasjegen,  da1>  T.ily  Hratin  in  ihrem 
(jlunben  an  die  allgemeine  Zunahme  der  außerhäuslichen  Krwerbsarbcit 
fler  KhetVauen  und  an  eine  Auflösung  der  traditionellen  Familieniorm 
die  Eniwicklung:>tenden/-  richtig  eingeschätzt  hat.  Es  ist  die  Tat- 
sache, daß  trotz  ihrer  jahrelangen  energischen  propagandistischen  Wirk- 
samkeit es  bisher  nicht  gelungen  ist,  in  Deutschland  auch  nur  euie 
einzige  Wirtschafbsgenossenschaft  —  weder  ßir  bürgerliche,  noch  für 
proletarische  Kreise  -  -  ins  Leben  zu  rufen.  Die  Frauen  wollen  — 
vielleicht  ebenso  wenig  wie  die  Männer  —  den  Einzel  haushält  auflösen 
und  suchen  nach  andren  Knt\vicklung.smö<,'liehkeiten,  nach  andren  For- 
men der  Ki  w  erlisarbeii  und  der  ökonomischen  Unabhängigkeit  der  Frau, 
l  nd  es  fragt  sich,  ob  diese  sich  nicht  finden  lassen,  oh  der  von  Lily 
Braun  gezeichnete  Weg  der  einzige  ist,  der  sich  notwendig  aus  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  ergeben  muß?  Oder  ob  ein  andrer  sich 
als  der  gangbarere  erweisen  wird? 

Ein  ilhnlicher  Gedankengai^,  eine  stark  materialistisch  gefitrbtc 
Auflassung  der  Frauenfrage,  der  Glaube  an  die  Notwendigkeit  einer 
ökonomischen  Lösung  ihrer  Probleme  findet  sich  schließlich  auch  in 
den  Ausführungen  eines  unsrer  bedeutendsten  Politiker.  Wie  Lily 
Hrnun  die  Perkinssrhen  Cicdankengängc  in  ihr  sozialistisches  System 
hineinstellt,  so  ordnet  Friedrich  Naumann  sie  in  seine  wirtschafts- 
poiilisehen  Theorien  ein. 

Naumann  hat  sich  an  zwei  Stellen  ausführlich  über  die  Frauen- 
frage geäußert:  in  der  »Neudeutschen  Wirtschaftspolitik« 
und  in  den  »Verhandlungen  des  Evangelisch- soziale n 
Kongresses«.  Beide  Arbeiten  sind  kurz  nacheinander  erschienen, 
doch  scheinen  die  Ausführungen  in  der  »Wirtschaftspolitik«  die  älteren 
zu  sein,  die  in  der  zweiten  Abhandlung  etwas  korrigiert  und  einge- 
schränkt sind.  Naumanns  ganze  Wirtschaftspolitik  ruht  auf  dem  Glau- 
ben, da(>  eine  wachsende  Bevölkerung  «len  \\-(ihlstantl  ein(s 
Landes  iVd  dcrt.  Eine  Annahme,  die  von  <lcr  Sein  eil  lerin  dieser  Zeilen 
bedingungslos  geteilt  wird.  Aber  un.sre  Ideale  oder  unsre  Ansichten 
über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Bevülkerungsvermehrung  herbeizu- 
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Itihren  ist,  gehen  auseinander.  Für  Naumann  hängt  die  Juji;end- 
lichkeit  der  Nationen  daran,  daß  ihre  Töchter  gern 
Mütter  werden  wollen.  «Jedes  Mädchen,  das  dieses  will,  ist 
ein  ▼oUcswtrtschaftllcher Wertgegenstand.«  Von  diesem  Standpunkt  aus 

wäre  die  Frau,  die  die  meisten  Kinder  zur  Weh  bringt,  die  wertvollste 
für  die  Nation.  Ein  ähnhchcr  Gedanke  wie  bei  Charlotte  Perluns,  die 
die  Fortpflanzuntfsfähipfkcit  der  Frauen  an  der  von  Tiergattungen  mißt, 
und  nicht  das  Maß  der  i  ursor-^e,  das  die  Kinder  bei  höherer  Kntwick- 
hjng  beanspruchen,  als  das  kulturell  Wertvolle  mit  in  iJctracht  zieht. 
Bei  Naumann:  die  Quantität  —  nicht  die  (Qualität  der  Bcvölkerungs- 
vcrmebrung  als  das  Ausschlaggebende.  Nun  pflegt  aber  bei  sehr  großer 
Kinderproduktion  die  Qualität  zu  leiden.  Es  kommen  viele  schwäch- 
liche, nicht  lebensfilhige  Kinder  zur  Welt,  und  die  Zahl  der  Geborenen 
wird  dann  in  den  ersten  Lebensjahren  dezimiert.  Welche  Unsumme 
von  körperlicher  Kraft  und  von  seelischen  Energien  geht  in  Deutsch- 
land durcli  die  ungeheure  Kindersterblichkeit  dem  Volksganzen  und 
besoDflers  flen  Frauen  seihst  verloren.  Welche  Fülle  von  deswmlhvh 
und  Arbeitsfähi^'keit  wird  durrh  dic-scs  \ crschwonderi.schc,  unproduktive 
Schaffen  von  Lcl)i  n,  das  \vi(  der  verloren  geht,  ehe  es  ein  Wert  ge- 
worden ist,  vergeudet.  Man  kann  —  ganz  wie  Naumann  —  die  Zu- 
kunft der  Nation  von  einer  Zunahme  der  Bevölkerung  abhängig  glauben. 
Aber  man  kann  dieses  Wachsttun  des  Volkes  herbeiwünschen,  nicht  in- 
dem man  den  Frauen  sagt:  Setzt  viele  Kinder  in  die  Welt.  Sondern 
indem  man  die  Einsicht  verbreitet,  (laf>  die  Produktion  von  Kindern 
nur  dann  wertvoll  ist,  wenn  man  die  Kinder  genügend  pflegen  und  vor* 
sorgen,  wenn  man  sie  erhalten  kann.  Wenn  man  fUir(  b  Vcrhrcitun«^ 
hyf^enisclier  Kenntnisse,  durch  eine  Erziehimij;  der  Trauen  zur  tictrren 
Erfa'jsun'j;,  zur  l)csscren  Ausübung  der  Muttcriitlichten  ihr  Verantwor- 
tungsgefühl schärlt.  Wenn  man  tri»iz  einer  geringeren  Geburieiuiffcr 
durch  eine  verminderte  Kindersterblichkeit  die  Bevölkerungszunahme 
erzielte  I  Das  wttrde  einen  Krafbsuwachs  für  die  Nation,  insbesondere 
Hir  das  Wirtschaftsleben  bedeuten. 

Naumann  sieht  das  Problem  der  Frauenbewegung  darin,  da(.>  das 
Mutterwerden  heut  erschwert  ist  —  und  zwar,  weil  die  Frau,  die  Mutter 
ist,  schlechter  am  Erwerbsleben  teilnehmen  kann,  weil  sie  ihre  ökono- 
mische Selbständii^kcit  anti^eben  muß.  In  irnlnicii  Zeiten,  als  der 
Schwerpunkt  deuts»  hen  Wirtschaftslebens  in  dri  Landwirtschaft  la^J, 
und  als  im  Gewerbe  imd  Handel  der  Kleinbetrieb  herrschte,  konnte 
die  Frau  Berufsarbeil  und  ^lutterschaft  vereinigen.  D.  h.  sie  nahm  an 
der  produktiven  Arbeit  des  Mannes  im  Familienbetrieb  teil.  Jetzt  ist 
die  Frau  von  einer  mitschaf Tcnden  zu  einer  verwal- 
tenden Kraft  herabgedrückt  Auch  die  Erziehungsaufgaben 
kann  sie  nicht  gut  ausföhren.  *l)enn  w  ie  kann  jemand  erziehen,  der 
nichts  erlebt?«   Der  Woche  für  Woche  in  seinen  vier  Wänden  sitzt 
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und  davon  lebt,  daß  der  lifonn  Geld  in  seine  Hände  legt?  Nach 
Naumann  muß  die  Frau  auf  Arbeit  geben,  damit  sie  wieder  eine 
bessere  Mutter  werden  kann.   Und  sie  muß  auch  auf  Arbeit  gehen» 

wenn  sie  Mutter  ist.  Die  Erwerbsarbeit  der  Ehefrau  ist  ftir  ihn 
nötig;  denn  wenn  die  Eheschließung  die  Aufgabe  des  Berufes  be- 
deutet, würden  die  besten  Frauen,  die  tüchtigsten  auf  Ehe  und 
Mutterschaft  verzichten  Und  das  wäre  ein  Uns^lück  für  das  Volk. 
Deshalb  müssen  dir  licmfe  so  elastisch  gemacht  werden,  daß  die 
Vereinigung  der  iiaublichen  Pflichten  mit  der  Ervverbsarbcit  den  Frauen 
möglich  wird. 

»Arbeit  und  Mutterschaft  I  Mit  diesem  schweren  Doppelideal  altein 
ist  die  Zukunft  der  Frau  gesichertp  und  swar  deshalb,  weil  nur  so  die 
Frau  körperlich  und  sittlich  gesund  bleibt  (oder  wird),  und  weil  nur  so 

das  Volk  im  ganzen  weiter  tiestehen  kann.«  Wird  dies  Ideal  nicht  Yer- 
wirklicht,  dann  teilt  sich  die  Frauenwelt  in  zwei  Hälften:  in  muttcr- 
Schaftslose  Arbeiterinnen  und  berufslose  Mütter. 

Die  erstere  schädigt  das  Volk  um  den  möglichen  und  wünschens- 
werten Bevölkerungszuwachs.  Sic  ist  auch  in  sich  selbst  ein  halbes 
Wesen,  und  in  ihrer  Arbeitskraft  ist  sie  entwertet  durch  die  seelische 
Unbefriedigtheit  ihrer  Zwangslage.  Die  andre  muß  an  Charakter  zu- 
rückgehen, und  sich  außerhalb  der  Jahre  der  Kinderpflege  als  zweck- 
losen Bestandteil  der  Gesellsdiaft  empfinden. 

Daß  eiTO  vollständige  Veränderung  der  Ehe  durch  die  Be- 
rufsarbeit der  Frau  herbeigeführt  wird,  erkennt  Naumann  an.  Denn  die 
bisherige  Rechtsform  (Icr  Ehe  beruht  auf  der  Voraussetzung,  daß  che 
Frau  Arbeitskraft  im  Betriebe  des  Mannes  war.  Wo  l)eide  (latten  auf 
verschiedene  Arbeit  gehen,  w<»  <]\e  Frau  wirtsc  hattbch  unabhän'^it,'  voui 
Manne  ist,  mü.ssen  ihre  gesamten  lie/iehunf^'en  andre  werden.  f)ie 
Veränderungen,  die  sich  vollziehen  müssen,  sind  st  hon  heut  in  den 
Textilgt  senden  in  der  Gestaltung  begriüfcn.  Die  i'extilarbciterin  ist 
als  die  eigentliche  Musterform  der  modernen  weiblichen  Entwicklung 
anzusehen.«  Denn  die  neuen  Organisationsformen  des  Lebens  entstehen 
dort,  wo  die  neue  Not  am  dringendsten  ist.  Dort  kann  man  auch  heut 
schon  sehen,  dal.>  die  Stellung  des  Mannes  zur  Familie  da,  wo  die  Fa- 
milie mit  dem  Arbeitsbetrieb  nichts  mehr  zu  tun  hat  und  wo  die  Frau 
verdient,  eine  lockere  wird.  Dadurch  verändert  sich  auch  die  Stellung 
der  unverheirateten  Mutter.  Bei  Frauen,  die  ihre  Kinder  selbst 
durch  eii^cne  .Arbeit  \t  rs(irgcn,  fallt  ein  starker  drund  der  alten 
rechtliehen  Unterordnuni,'  miter  den  Mann  lort.  -Wie  die  Frau  ihre 
doppelte  Belastung  tragt,  i.st  liire  eigene  Sache.  Oft  wird  sie  und  das 
Kind  dabei  zerbrechen.«  Die  neue  Wirtschaftslage  der  Frau  wird  so- 
mit eine  Lockemng  der  Ehe  herbeiführen.  Für  Naumann  ist  das  eine 
Folge  der  Trennung  von  FamÜie  und  Arbeit.  Er  zieht  also  die  Kcfh- 
Sequenzen  seines  Ideals,  der  wirtschaftlichen  Unabhängigkeit  der  Ehe- 
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frau,  weiter,  als  Charlotte  Perkms. 

Auf  das  Einzelne  der  Naumannschen  Ausführungen  wäre  mancher- 
lei zu  erwidern,  sowohl  in  Bezug  auf  sein  Ziel  als  auf  die  Begründung. 
Die  jüngere  Richtung  der  Frauenbewegung  mu0  seine  Forderungen  ab- 
lehnen, weil  ihre 'Verwirklichung  dem  aentnüen  Gedanken  ihres  ganzen 
Systems,  der  Stellung  und  Bedeutung,  die  sie  der  Frau  in  der  Familie 
anweist,  zuwiderläuft.  Sie  kann  aber  auch  seine  Begründung  nicht 
gelten  lassen,  weil  er  dabei  nur  von  einer  Bewertung  materieller  Lei- 
stungen, sichtbarer  Erfolge  ausgeht,  während  sie  rlas  Heil  für  die  Frau 
durch  die  Anerkennung  und  Würdigung  unmel>l)arcr  und  tinwägbarer 
Werte  erhofft.  Die  berufslose  Mutter  braucht  nicht  wirtschaftlich  ab- 
hängig in  bleiben,  weil  ihre  Arbeit  nicht  unbezahlbar  ist.  Um  sie  be- 
zahlen au  können,  mQssen  ihre  Leistungen  allerdings  «inders  als  von 
Naumann  eingeschätzt  —  vielleicht  auch  gehoben  werden.  Die  Theorie 
aber  als  Ganzes  ist  fär  uns  unannehmbar,  weil  sie  sidi  auf  dner 
irrigen  Voraussetzung  aufbaut,  auf  der  Ansicht,  daß  die  Frauen 
nidit  mehr  Mütter  werden  wollen,  falls  sie  dann  ihren  Beruf  aufgeben 
müssen. 

Die  große  Masse  der  Frauen  würde  diese  Notwendi<,'keit  sicherlich 
überhaupt  *jar  nicht  als  Konflikt  eniptinden,  und  in  der  Tat  heißt  es 
auch  von  den  Frauen  viel  verlangen,  dali  sie  die  meist  eintcinige,  mc- 
clianische,  stumpfmachende  Berufsarbeit  einem  bequemeren  Leben  und 
einer  vielseitigeren  Beschäftigung  vorziehen  sollen.  Und  auch  in  dem 
kleinen  Kreis  von  Frauen,  deren  Arbeit  sie  in  etwas  höhere  Sphären 
führt,  die  sie  etwas  mehr  erfüllen  kann,  als  das  Stempeln  von  Glüh- 
strUmpfen  oder  das  Bedienen  der  Spinnmaschine,  wird  das  Aufgeben 
des  Berufs  nicht  als  Opfer  empfunden  werden,  .sobald  füe  Ehe  mehr 
als  eine  X'ersorgung,  sobald  sie  eine  reichere  LebenserlUilung  bedeutet. 
Die  Tatsachen  sprechen  jedenfalls  gegen  die  Naiimannsche  Theorie. 
Die  Mädchen,  die  bei  der  W  ahl  zwischen  den  zwei  Lebensmoglich- 
keiten  den  Beruf  der  Ehe  voriiehen,  die  nicht  *,'ern  Mütter  werden 
wollen ^,  dürften  nicht  sehr  zahlreich  hcin.  Nicht  einmal  ui  r  V  erlust 
der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit,  der  auch  in  der  Ehe  vermieden 
werden  könnte  und  vermieden  werden  müßte,  wird  als  Ehehindemis 
empfunden.  So  lange  alles  gut  geht,  d.  h.  so  lange  der  Mann  für  die 
Bedürfnisse  der  Familie  sorgt,  wird  sie  von  der  großen  Masse  der 
Frauen  nicht  einmal  -  leider  —  als  drücki  nd  empfunden.  Auch  wir 
geben  Naumann  zu,  daß  die  verheiratete  Frau  nicht  immer  durch  ihre 
Pflichten  im  TIaiise  und  als  Mutter  voll  ausgefüllt  ist,  daß  sie  Kraft  und 
Zeit  für  andre  Aufi:;aben  übrig  behält,  und  daß  sie  durch  ein  snlches 
Hinauswachsen  über  den  ens^sten  kreis  auch  für  die  Erlülluag  dieser 
Pflichten  nur  gewinnen  kann.  Aber  ü!)er  das  Maß  dessen,  was  die  Frau 
daneben  leisten  kann,  über  die  Bedeutung,  ihe  den  zwei  Lcl>ensaufgaben 
beizumessen  is^  Über  die  Abgrenzung  dieser  beiden  Kreise  gehen  unsre 
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Ansichten  auseinander.  Wenigstens  mit  denen,  die  er  in  der  »Wirt* 
Schaftspolitik«  ausgesprochen  hat.  In  den  Verhandlungen  des 
Evangelisch-sozialen  Kongresses  nähert  er  sich  unsrem 

Programm  ganz  beträchtlich. 

Soll  die  verheiratete  Frau  Arbeiterin  im  Haupd>eruf  sein  und 
Mutter  im  Xi'lx  nlx  ruf,  oder  soll  sie  Mutter  im  Ilauptbenif  sein  und 
Arhciiorin  im  Nebenl>erul 'r  So  fra^t  er.  In  der  neudeutsciicn  Wirt- 
st  haftspolrtik  ist  für  (iic  Miittrr  im  Hau{»t!)cruf  kein  Platz.  Wenn  die 
Ausfülinmgen  auf  dem  l".vangeli.scli-i>o/ialcn  Kongreß  das  spätere  sind, 
so  kann  die  jüngere  Richtung  der  Frauenbewegung  Naumanns  Annähe- 
rung an  ihr  Prognunm  freudig  begrüßen.  Denn  hier  sagt  er:  »Der 
Mann  sieht  seine  Arbeit  als  Hauptberuf  an,  und  ist  Vater  im  Neben- 
beruf. Die  Frau  aber  soll  Mutter  sein  im  Hauptberuf,  und  daß  sie 
daneben  erwerbende  Arbeit  hat,  ist  Nebenberuf  für  sie.«  Und  weiter: 
»Die  Gruppe  Mutter  im  Hauptberuf  und  Arbeiterin  im  Nebenberuf 
wird  meines  Erachtens  die  zahlreichste  nicht  nur  heute  sein,  sondern 
auch  in  weitere  r  Zukunft  bleiben.«  Allerdings  werden  solche  Frauen, 
die  nur  mit  halln  r  Krafi  im  lU  ruf  arbeiten,  nach  Naumanns  Ansicht 
keine  spezifisch  weiblichen  Kiilturwerte  hervorbringen.  Solche  sind  nur 
von  denen  zu  erwarten,  die  mit  ganzer  Seele  und  mit  dem  ganzen  Le- 
ben dem  Beruf  angehören.  Hierin  gerade  kommt  die  starke  Wertung, 
die  Naumann  der  greifbaren,  äußeren,  der  technischen  Kultur  entgegen- 
bringt, zum  Ausdrude;  in  seiner  Fragestellung:  Was  ist  der  spetifische 
Anteil  der  Frau  am  Industrialismus  »innerhalb  des  industriellen  Gesamt- 
kultttr?c  Gerade  diese  .Anschauung  ist  es,  die  wir  in  den  eigenen 
Reihen  wie  auch  nntrr  den  Männern  überwinden  wollen,  den  Maß- 
stab industrieller  und  technischer  Kultur.  Wir  Ange- 
hörigen diese  1  jün'^(  r(  n  Richtung  in  der  Krauenbewegimg  sehen  eben 
ein,  wir  gel)i  n  es  /u,  (laf>  die  Mehrzahl  der  I'rauen  auf  diesem  Ge- 
biet mit  dem  Mann  nicht  konkurrieren  kann.  Auch  nicht,  wenn  alle 
Frauen  Arbeiterinnen  im  Hauptberuf  und  Mütter  im  Nebenberuf  wären. 
Denn  auch  dann  würde  dieser  Nebenberuf  der  Frau  mehr  Kraft  ent- 
ziehen, als  der  väterliche  »Nebenberuf«  dem  Manne.  Wenn  die  Masse 
der  Frauen  ihre  Leistungen  auf  dem  Gebiet  materieller  Kultur  mit 
denen  des  Mannes  messen  soll,  wenn  ihre  Gleichstellung  im  öffentlichen 
Leben  davon  abhängen  soll,  daß  sie  2U  schrankenloser  Konkurrens  mit 
dem  Mann  gezwuni^^en  wird,  daß  sie  es  ihm  darin  gleich  tut,  dann 
ja  dann  geben  w  i  r  uns  eben  h()Hnun;4sl<js  verloren.  Nur  wenn  auch 
andre  (iehiete  /ur  Wertsc  hätzung  \  cm  l^eistungen  herangt/ogen  wer- 
den, wenn  neben  der  materiellen  Kultur  auch  eine  sittliche  gelten 
darf,  die  Kultur  des  persönlichen  Lebens,  auf  deren  Gebiet  die  Frau 
den  Vorrang  behaupten  kann,  dann  nur  werden  spezifische  I^istungen 
der  Frauen  für  die  Kultur  einzusetzen  sein.  Und  diese  Leistungen 
werden  in  erster  Linie  in  der  Familie  liegen,  und  sie  werden  in 
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fTrößerem  l'mfanfrt*  von  rlcn  I'raucn  hervorgebracht  werden,  die  im 
Hauptberuf  Mutter,  nicht  Arbeiterin  sind,  l'nd  auch  die  spezifi- 
schen Kulturleistiinj^en  der  Frauen,  die  nicht  Mutter  werden,  oder  die 
Arbeiterin  im  Hauptberuf  bleiben,  werden  selbst  in  den  geistigen  Be- 
rufen —  so  glauben  wir  —  nicht  auf  dem  Gebiet  der  technischen  Wis- 
senschaften» auf  die  Naumann  uns  hinweist,  sondern  auf  dem  Gebiet 
der  Kulturwissenschaften  liegen.  Das  ist  an  andrer  Stelle  bereits  aus- 
geführt Zusammenfassend  muß  man  aber  die  Nauroannschen  Ansichten 
trotz  der  in  etwas  erfolgten  Annäherung  an  die  jüngere  Richtung 
der  Frauenbewegung  —  der  frauenrechtlerischen  Gruppe  einordnen,  die 
von  Charlotte  l'erkins  beeinflußt,  in  Deutsehland  von  Marie  Stritt 
und  Maria  Lischnewska  in  erster  Linie  vertreten  wird. 

Charlotte  Perkins  hält  trotz  der  Forderung'  der  (ikonomischen  l'n- 
abhängigkeit  der  Ehefrau,  trotz,  der  von  ihr  erstrebten  Ablösung  der 
hauswirtschaftlichen  und  eines  Teils  der  Erzichungsaufgaben  der  Frau 
an  der  Ehe  als  einer  von  der  Gesellschaft  anerkann- 
ten und  bestätigten  Form  der  Geschlechtsvereini- 
gung fest.  Naumann  geht  über  sie  hinaus;  er  verfolgt  konsequent 
ihre  und  seine  Forderung  und  erkennt»  daß  die  Erwerbsarbeit  der  Ehe* 
frau  auf  eine  Lockerung  der  gesamten  ehelichen  Beziehungen  hinwirken 
mufi,  daß  die  freie  Liebe  in  der  ökonomischen  Unabhängigkeit  <ler 
Ehefrau  einen  Stützpunkt  tintlet.  Dieser  Gedanke,  dessen  Propagierung 
in  Deutschland  schon  durch  Hebels  »Frau-?  an'^erc^'t  war,  und  der  sich 
bis  zur  Forderuni,^  nach  Auflösung  der  l'amüie  zuspitzt,  ist  denn  auch 
von  Anhängerinnen  der  l  rauenlu  we^ung  als  folgerichtig  anerkannt  und 
vertreten  worden.  Die  Forderung  noch  einer  Reform  der  Ehe,  nach 
ihrer  freieren  Gestaltung,  nach  leichterer  Scheidung,  schließlich  nach 
der  Zuerkennung  des  »Rechts  auf  die  Mutterschaft«,  nach  freier  Liebe 
steht  dem  Postulat  der  Erwerbsarbeit  aller  Frauen»  auch  der  Mütter, 
sehr  nahe.  Wer  das  eine  will,  wird  auch  das  andre  mit  in  den  Kauf 
nehmen  müssen.  Denn  die  volle  Erwerbsarbeit  der  verheirateten 
Fraii  wird  fast  immer  eine  I^ockcrung  der  Familienbandc  mit  sich 
bringen,  wie  auch  eine  freiere  IChe  oder  die  freie  Lielie  die  Li"weriis. 
tätigkeit  der  Mutter  voraussetzt,  l  ehnt  die  jüngere  Richtung  die  ehe- 
vveiblichc  Lrwerbsarbeit  als  allgemein  gültige  Programmforderung  ab, 
weil  sie  eben  die  Lockerung  der  Farn ilienbesiehungc n 
vermeiden  will,  weil  sie  gerade  eine  modernere  Ausgestaltung  und 
Durchdringung  der  Ehe  für  notwendig  hält,  so  sehen  manche  Anhänger 
der  «weiten  Gruppe  die  Auflösung  der  bisher^cn  Eheform  als  eine 
wünschenswerte  Folge  der  Berufsarbeit  der  Frau  an.  Denn  die 
geschlechtlichen  Beziehungen,  wie  sie  sich  unter  dem  bisherigen  Wirt- 
sehaft5;-  und  Rechtssystem  entwickelt  hal)en,  scheinen  ihnen  hoff- 
nungslos ungesunde  zu  sein.  Und  so  treffen  ein  Teil  der  Frauen, 
die  eine  Acnderuog  der  bisherigen  Anschauungen  über  sexuelle  Fragen 
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wünschen,  dir  Anhiingerinnen  der  sogenannten  »neuen  Ethik  ,  mit  (1<  tu 
frauenrechtlerischtn  Kreis,  der  für  die  Berufstätigkeit  der  Ehefrau  ein- 
tritt, vielfach  zusammen. 

Die  ursprünglichen  Sittlichkeitsforderungen  der  Frauenbewegiing 
sind  in  dieser  Gruppe  völlig  verändert  worden.  Legte  m.an  die  Gleich- 
heits-  und  Gleichberechtigungsforderungen  in  Besag  auf  die  sexuellen 
Zustände  zuerst  dahin  aus,  daß  man  unter  gleicher  Moral  von  Mann 
und  I- Vau  die  Anpassung  des  Mannes  an  den  Maßstab  des  für  die  Frau 
als  sittlich  Celtendi-n  verstand  das  war  das  einzige  Gebiet,  auf  dem 
eine  weililichc  Norm  dem  INhinn  aulerU-rjt  wurde  -  so  haben  sich  die 
Dinge  jetzt  vielfach  umgekehrt.  Man  fordert,  daß  die  größere  P'reiheit, 
die  der  Mann  sich  auf  sexuellem  Gebiet  nimmt,  auch  der  Frau  einge- 
räumt werde.  »Denn  durch  falsche  Sittlichkeitsbegrift'e  hat  man  die 
Menschen  um  die  köstlichsten  Lebensgttter,  um  die  herrliche  Gabe  der 
Liebe  ohne  böses  Gewissen,  hat  man  Frauen  um  die  Freude  an  dem 
Besitz  von  Kindern  betrogen.«  Der  Geschlechtsverkehr  soll  als  etwas 
Natürliches  angesehen«  die  Mutterschaft  ohne  Ehe  soll  nicht  verachtet 
werden.  Denn  diese  Aechtung  der  ledigen  Mutter  ist  der  stärkste  Be- 
weis für  die  sexuelle  Hörigkeit  der  Frau.  >W'ohl  soll  das  dauernde 
Zusammenleben  zwischen  persönlich  sirh  anziehenden  Menschen,  die 
Dreieinigkeit  von  Vater,  Mutter  und  Kmdem  immer  das  höchste  Ideal 
bleiben«',  sa«i^  Helene  Stöcker  in  der  Abhandiun;^  Bund  Pur  Mutter- 
schutz*. Aber  dieses  Ideal  soll  nicht  durch  den  Zwang  zum  Zusammen- 
bleiben und  Zusammenl^en  verwirklicht  werden.  Denn  die  Ehe  hat 
ihren  Zweck,  den  menschlichen  Gesdilechtsverkehr  zu  regeln,  nicht  er- 
füllt. Und  weiter:  Bisher  ist  das  sexuelle  Leben  überall  —  auch  in 
der  Ehe  —  mit  dem  Geldc  verquickt  worden.  tFast  immer  war  die 
Frau  der  pekuniär  abhängige  Teil.  Es  ist  nickt  schwer  zu  begreifen, 
wie  das  alles  herabzieht  und  gemein  machen  muß.«  Also  eine  unmit- 
telbare Heziehimf^  zwischen  pekuniärer  und  sexueller  Abhänj^igkcit.  Die 
Forderung  drr  I-'reiheit  aut  wirtsehaftlichcm  Gebiet  sehließt  die  Hoff- 
nung auf  Befreiung  der  I'rau  von  sexueller  Unterdrückung  und  Knecht- 
schaft ein.  Und  für  die  1-  reiheit  der  Frau  auf  diesem  Gebiet,  die  man 
herbeizuführen  hofft,  braucht  man  nun  eine  »neue  Ethik«,  d.  h.  neue 
Moralvorstellungen.  Man  braucht  die  Sanktion  der  Gesellscliaft  —  nicht 
ftir  die  sittlichere  Gestaltung  der  Ehe,  die  wir  alle  von  einer  Erziehung 
der  Frauen  zu  wirtschaftlicher  Selbständigkeit  erhoffen.  Sondern  die 
Sanktion  für  Liebesbündnisse,  die  eben  keinem  Zwang  unterliegen,  die 
jederzeit  lösbar  sind  —  und  deshalb  unsren  monogamischen  Idealen 
entgegenstehen. 

In  dem  Verlanj^en  nach  Liroßercr  Freiheit  auf  sexuellem  ( iebiet  be- 
gecjnet  sich  diese  Iraucnreclitlerischc  Gruppe  mit  Schriftstellerinnen, 
die  im  Grunde  Gegner  —  od<,:r  jcdentalls  keine  Anhänger  —  der  Frauen- 
bewegung sind.  Mit  jenen,  die  der  Frau  die  physische  Mutterschaft  als 
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aUeinige  Aufgabe  zuweisen,  ohne  deren  Erfüllung  ihr  Leben  verfehlt  ist ; 
die  im  Weibe  nur  das  ncschlechtswesen  sehen  wollen  Tlcnn  da  auch 
diese  Frauen  häufig  von  individualistibchcn  (icdanktn  beeinflußt  sind, 
müssen  auch  sie  —  von  ihrem  andren  Standpunkt  aus  zur  Forderung 
größerer  sexueller  Freiheit  für  ihre  Geschlecht.sgcnossinnen  gelangen. 

Hat  die  jüngere  Richtung  der  Frauenbewegung  aus  der  alten 
frauenrechtlerischen  Gleichheitsformel  und  der  antifeministischen 
Gegenformel  von  der  absoluten  Verschiedenartigkeit  die^n« 
these  der  Gleich  Wertigkeit  geformt:  bat  sie  aus  dem  Menschen» 
den  die  Frau  aus  sich  entwickeln  wollte  und  dem  Weib,  das  nur 
(ieschlechtswesen  sein  sollte,  die  Erziehung  von  Personhchkeiten  postu- 
liert, die  nebi-n  der  vollen  Krfiillung  aller  in  ihnen  ruhenden,  allge- 
mein m  e  n  s  r  h  1  i  c  h  c  11  Lebensmöglichkeiten  tlie  besondere  w  c  i  b- 
liche  Art  durcliset/en  wollen,  so  sehen  wir  das  alte  frauenrccht- 
lerischc  t jcdankcn.systcm  in  seiner  eigentlichen  Fortbildung  auch  wie- 
der auf  ein  Gebiet  einmünden,  auf  dem  es  sich  mit  seinen  alten  Geg- 
nern trifft.  Sobald  die  Gleichheitsfoiderung  sum  Verlangen  nach  glei- 
cher Freiheit  von  Mann  und  Frau  wird,  und  swar  auch  nach  gleicher 
Freiheit  in  Bezug  auf  die  Geschlechtsbeziehungen,  ist  zwischen  die> 
sen  beiden  extremen  Richtungcu,  der  radikalen  Frauenbewegung  und 
denen,  die  in  der  Frau  nur  das  Geschlechtswesen  sehen,  dem  sie  auf 
Grund  individualistischer  Anschauunj^en  das  Recht,  sich  auszuleben, 
sichern  wollen,  ein  gemeinsamer  Boden  hergestellt,  eine  Annäherung 
erniö<^'licht.  Und  so  sehen  wir  Ellen  Key,  die  Verfasserin  der  >miß- 
brauchten  Frauenkraft«,  als  literarische  Vertreterin  der  gleichen  Ge- 
danken über  Liebe  und  Ehe,  die  als  Konsequenz  der  ökonomischen 
Unabhängigkeit  der  Ehefrau  von  radikalen  Frauenrechtlerinnen  propa- 
giert werden. 

Ellen  Key  entwickelt  in  ihrem  Buch  Uber  Liebe  und  Ehe, 

das  von  dem  reinsten  Idealismus  getragen  eine  Fülle  feinsinnigster  Ge- 
danken über  das  Liebesproblem  enthält,  ein  weit  präziseres  Programm 

für  die  T^mf^estaltunc;  der  Ehe  als  Helene  Stöcker  es  in  der  ange- 
tiihrten  Schrift  tut.  Sie  gibt  einen  Entwurf  zu  einem  netten  Ehegesetz. 
Sic  will  das,  was  in  der  juni^en  l-raucngeneration  nach  n« nien  Formen 
drängt,  sie  will  dies  Suchen  um!  Tasten  deuten,  ihm  konkrete  Ziele 
aufstellen,  Möglichkeiten  der  Verwirklichung  zeigen.  Sic  versucht  das 
Streben  nach  einer  »neuen  Ethikc  zu  einem  soziologischen  Programm 
auszugestalten. 

Ihr  Entwurf  zu  einem  Ehegesetz  ist  von  dem  Gedanken  geleitet, 
daß  die  erotischen  Forderungen  des  Individuums  und 

dieinteressen  dcrKinderin  Einklang  gebracht  werden  müssen. 
Ein  Ideal,  das  Unvereinbares  vereinbaren  will  und  das  sie  deshalb  in 
unlösbare  Widersprüche  verwickelt,  das  ihrem  Plan  von  vornherein  alle 
Einheitlichkeit  nimmt.    Und  mit  naiver  Vorausset2ungslosigkcit  erklärt 
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sie,  dali  ihre  Vorschlafe  nicht  irgendwelche  abstrakte  Theorien  \on 
der  Idee  der  Familie  oder  rechtswisscnschaftlichc  Rücksichten  auf  die 
historische  l-ntstehung  der  Khe*  zum  Ausgangspunkt  nehmen,  sondern 
die  Krkenntnis  der  jetzigen  erotischen  Forderungen  und  Kräfte  der  In- 
dividuen. Die  jetzige  Ehe  erfiillt  —  nach  Ellen  Key  —  weder  die  Auf» 
gäbe,  die  Frau  noch  die  Kinder  zu  schützen.  Und  sie  eritillt  ihre  dritte 
Aufgabe  —  ein  Ideal  filr  die  Sittlichkeit  des  Geschlechtsverhältnisses 
aufzustellen  —  so,  daß  sie  eine  fortgesetzte  Entwicklung  der  Sittlich- 
keit hindert. 

l.llcn  Key  verurteilt  deshalb  —  und  damit  schließt  sie  sich  einer 
alten  l'orderunj;  unserer  Bewegung  an  —  die  rechtliche  Unterordnun'^ 
der  Frau  unter  den  Mann  in  der  Fhe.  Sie  wünscht,  (lal.^  die  Liehe 
die  sittliche  Grundlage  der  Fhc  werde,  und  die  Liebe  ruht  auf  (  ilcich- 
Stellung.  Die  ökonomische  Abhängigkeit  dci  I  rau  in  der  Ehe  habe 
das  Lieb^eben  erniedrigt.  Die  Frau  soll  durch  eigene  Berufstätigkeit 
frei  werden,  sich  selbst  versorgen,  und  in  den  Jahren,  in  denen  ihre 
Mtttterpflichten  sie  daran  hindern,  durch  die  Gesellschaft  versorgt  wer- 
den. Für  die  R<^lung  dieser  Versorgung  macht  sie  genaue,  bis  ins 
Einzelne  gehende  Vorschläge.  Während  der  drei  ersten  Lebensjahre 
eines  Kindes  soll  die  Mutter  für  dessen  Pflege  vom  Staat  entlohnt  wer- 
den. Anßcrrlcm  soll  ihr  während  der  Zeit  für  jedes  Kind  die  Hälfte 
seines  Unlerhaite.'i  ^'eijeben  werden,  solanq;*-  die  Kinderzahl  nicht  über- 
schritten ist,  die  die  ( icsellschafl  als  wünschensw  ert  ansieht.  Der  Vater 
mub  bis  /um  18.  Lebensjahr  des  Kindes  die  Hallte  zu  seinem  Unter- 
halt beisteuern.  Da  die  Mutter  für  die  Kinder  von  deren  drittem  Jahr 
an  in  gleicher  Weise  wie  der  Vater  durch  Erwerfosarbeit  sorgt,  soll 
ihr  dann  auch  die  gleiche  Autorität  über  die  Kinder  eingeräumt  wer- 
den. Um  die  Erwerbsarbeit  der  Frau  aber  zu  ermöglichen,  nimmt 
Ellen  Key  den  von  Charlotte  Perkins  und  Lily  Braun  gemachten  Vor- 
schlag der  Hausgenossenschaften  und  der  gemeinsamen  Verpflegung 
der  Kinder  auf.  Daneben  verlangt  sie  aber  —  und  damit  verläßt  sie 
eigentlich  ihr  ;4anzes  System  und  ihre  Argumentation,  imd  reiht  sich 
der  jüngeren  Richtimg  der  Bewegung  ein  — ,  daf.s  die  .Arbeit  der  Frau 
im  Hause  durch  »len  Mann  entlohnt,  dali  sie  anders  als  bisher  bewertet 
werde,  und  daß  der  Frau  auf  diese  Weise  auch  ohne  außerhäusliche 
Erwerbsarbeit  die  ökonomische  Unabhängigkeit  gesichert,  die  Selbst- 
versorgung ermöglicht  werde. 

Die  ökonomisch  unabhängige  Frau  erst  würde  in  der  Ehe  eine 
dem  Manne  gleichberechtigte  Stellung  einnehmen  und  das  Recht  auf 
persönliche  Freiheit  und  Selbstbestimmung  erhalten.  Dazu  würde  aber 
auch  eine  freiere  Form  der  Eheschließung  und  der  Scheidung  gehören. 
In  he/ug  atif  dies(^  l>eidcn  Punkte  macht  Ellen  Key  \^orschläge,  die 
nicht  als  Cicsct/eiitwurf  sondern  nur  als  Wunsche  autgefal.H  werden 
sollen.    Abgesehen  von  i-.mschränkungen ,  die  unter  rassenpoUtischem 
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Gesichtspunkt  stehen,  soll  tlie  SchliefMir»'^  der  l^he  möglichst  erle  ichtert 
weiden.  Beide  Teile  sollen  nur  hekr;itti;4en ,  daß  sie  nicht  in  einer 
anderen  Ehe  leben.  Die  Gatten  sollen  dann  alle  p  c  r  .s  ö  n  1  i  c  h  c  n 
Rechte  über  ihren  Körper,  Namen,  ihr  Eigentum,  ihre  Arbeit,  ihren 
Verdienst  sowie  das  Recht,  den  Aufenthaltsort  zu  wählen,  behalten. 
Die  Scheidung  soll  eventuell  auf  Wunsch  einer  der  Gatten  durch  einen 
Scheidungsrat  bewerltstell^  werden,  zu  dem  Mann  und  Frau  je  zwei 
Personen  wählen  sollen.  Die  Scheidung  wäre  dann  bei  der  Behörde 
anzumelden,  d.  h.  als  vollzogene  Tatsache,  die  ihr  nur  zur  Kenntnis 
gegeben  wird. 

Ueber  die  ÜrzichunLj  der  Kinder  soll  in  ähnlicher  Weise,  aber 
unter  Mitwirkung  der  Hcluudc  entüchicdeu  \v(  rden.  I"iir  aul^erhalb  der 
Khe  {geborene  Kinder  soll  die  Mutter  alle  Re(  hir  i  rfialtcn,  der  Vater 
soll  den  Unterhalt  seines  Kindes  zur  Haltte  besiieiien.  Das  Kind  müßte 
ihm  gegenüber  dasselbe  Erbrecht  haben  wie  die  in  der  Ehe  geborenen 
Kinder.  >Das  Gesetz  soll  eben  den  volljährigen  Staatsbürgern  volle 
Freiheit  geben,  ihre  erotischen  Verbindungen  —  unter  eigner  Verant- 
wortung und  Gefahr  —  mit  oder  ohne  Ehe  zu  ordnen.«  Das  ist  der 
Punkt,  auf  den  schließlich  diese  Vorschläge  hinauslaufen. 

Im  ganzen  kann  man  wohl  sagen,  daß  dieses  Programm  mehr  den 
»en  itischcn  Forderungen  und  Kräften  der  In<liviflucn  als  den  Bedürf- 
nissen der  Kinder  Rechnung  trägt.  Kllen  Key  ist  eben  durch  und 
durch  Individualistin,  und  ilire  indi\idualistischen  Ideale  sind  es  auch, 
die  sie  ihre  früheren  Anschauungen  von  den»  natürlichen  Gebiet  weib- 
licher Tätigkeit,  von  der  ausschließlichen  Sphäre,  die  sie  der  Frau  an- 
wies, überwinden  ließen,  die  sie  aus  dieser  ihrer  Position,  der  die  jün> 
gere  Richtung  der  Frauenbewegung  in  gewisser  Weise  entgegenkommt, 
hinausdrangt,  um  sie  dem  eigentlichen  Feminismus  anzunähern,  der  vom 
individualistischen  Geist  geboren  und  durchtränkt  ist.  Die  alte  Gleich» 
berechtigung-  und  Gleich heitsfordernng  bleibt  aufs  engste  verbunden 
mit  dem  Verlangen  nach  freierer  Entfaltung  der  Persönlit  Iikeit. 

Die  Forderungen  von  Helene  StTjcker  und  Ellen  Key  nach  gleicher 
Moral  für  Mann  und  Frau  im  Sinne  größerer  Freiheit  für  die  Frau 
enthalten  keine  absolut  neuen  Gedanken.  Sie  tragen  v»/r  allem  das, 
was  männliche  Soziologen  und  Philosophen  anderwärts  ausgesprochen 
haben,  in  die  Frauenbewegung  hinein.  Insbesondere  nehmen  sie  die 
Argumente  von  Edward  Carp enter  und  Jacques  Mesnil  auf, 
die  beide  an  der  sexuellen  Moral  und  der  heutigen  Gestaltung  dar  Ehe 
Kritik  üben  und  eine  reinere  und  gerechtere  Form  der  Geschlechtsver* 
bindung  hcrbeifiihren  wollen.  Auch  sie  gelangen  zu  utopistischen 
Schwärmereien,  wo  sie  neues  gestalten  wollen;  und  der  Wert  ihrer 
Schriften  liegt  nur  darin,  daß  sie  die  Gedanken  und  Wünsche  zeis^en, 
die  auf  eine  \'erieincrung  der  Beziehungen  von  Mann  und  Frau  lun- 
streben  und  die  heutigen  i  clikr  und  Mißstände  des  Geschlechtsverkehrs 
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Carpentcr  begründet  die  Notwendigkeit  einer  neuen  Gescblechts- 
inoral  sehr  feinsinnig  damit,  daß  bisher  der  Mann  die  Gesellschaft 
ori^isiert  habe.  Dabei  sei  er  zu  großen  technischen  und  geistigen 
Errungenschaften  gekommen.  Aber  in  bezng  auf  die  Ordnung  des  Ge- 
fiihlslebens,  der  gewaltigen  gärenden  Leidenschaften  habe  der  Mann 
versagt.  Er  hat  die  Frau  durch  das  Eigentttmsverhältnis  in  der  Ehe 
auch  für  das  Liebesleben  abhängig  gemacht,  und  dabei  sind  Mann  und 
Weib  siitli(  h  gesunken.  Er  ijlaubt,  dal^  durch  diese  Beziehung  die  Un- 
gleichheit der  Gcsrhl«  chter  künstlich  gesteigert  worden  ist.  Nur  wenn 
die  Frau  unalih.inyig  wird  —  fürs  ganze  Leben,  auch  in  der  Ehe  — , 
dann  nur  kann  eine  wirkliche  Sittlichkeit  in  den  sexuellen  Bezie- 
hungen entwickelt  werden.  Die  Eheform  ist  in  neuer  freierer  Weise 
SU  regeln.  Denn  wenn  die  Ehe  in  ihrer  bisherigen  Gestalt  zweifellos 
im  Hinblick  auf  das  Ideal  einer  vollkommenen  Verbindung  gedacht 
vrar,  so  zeigen  sich  die  Menschen  doch  in  der  Regel  unfähig,  es  zu 
erreichen. 

^Wenn  wir  ein  Ding  lebend  haben  wollen,  müssen  wir  ihm  eine 

gewisse  Freiheit  einräumen,  tmd  wenn  die  Freiheit  selbst  eine  e^ewisse 
Gefahr  mit  sich  hr.nrhtc.  An  Stelle  des  gesetzlichen  Zwan^i^,  <ler  heute 
in  der  Ehe  die  Menschen  /nsanimcnhält,  wünscht  Carpenter  »"inen  ni  n 
raliscben  Zwang,  den  «lie  Menschen  sich  selbst  auferlegen.  Solche 
äuberlich  ircie  Liie  wird  erst  möglich  sein,  wenn  die  Frau  nicht  mehr 
wirtschaftlich  abhängig  vom  Manne  ist.  wenn  sie  kein  materielles  In- 
teresse mehr  daran  hat«  »die  angebliche  Heiligkeit  des  Bandes  aufrecht 
zu  erhalten«. 

Als  Sozialist  erhoflt  Carpentcr  diesen  Zustand  von  einer  Gesell- 
schaftsordnung, in  der  es  kein  Privateigentum,  keine  »Eigentums-Skla- 
vcn*,  keine  >Eigentums  FJiC'  mehr  gibt,  in  der  »die  menschlichen  Ver- 
binduncren  endlich  nach  ihren  wahren  inneren  Gesetzen  geschlossen 

werden  müssen». 

Aehnliche  Gedanken  über  da<j  Liebes-  und  Fheiiri)l)leni  vertritt  ein 
Schriftsteller,  der  im  übrigen  iu  seiner  Weltanschauung  von  der  zuletzt 
besprochenen  Gruppe  erheblich  abweicht.  Max  Thal  sieht  es  in  sei- 
nem außerordentlich  vorurteilslosen  Buch  über  »Mutterrecht, 
Frauen  frage  und  Weltanschauung«  als  Wirkung  der  aus- 
schließlichen Privilegierung  einer  gewissen  Form  der  Eheschließung  an, 
daß  außerhalb  der  Ehe  der  Vater  und  Erzeuger  in  naturwidriger  Weise 
von  der  Verwandtschaft  mit  seinem  eigenen  Blut,  von  der  Pflicht  der  Liebe, 
der  Erziehung  und  des  Schutzes  seiner  eigenen  Kinder  nach  Sitte  und 
Gesetz  losgesprochen  ist.  Die  Entwicklung  der  Familienbeziehnnpcn  müsse 
die  Rirhtnnf^  zu  einer  Gleichstelluni?  der  unehelichen  Kinder  mit  den 
elielichen  rmsi  hiauen.  Die  Beziehung  von  Maini  und  Frau  soll  al)er  über- 
haupt (icr  ökonomischen  Erscheinimgen  entkleidet  werden,  auf  denen  sie 
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iicute  lulien.  Eine  würdige  Liebesgewährung  kann  nur  >einc  freie,  einzig 
und  allein  durch  die  gegenseitige  Anziehung  bedingte  Hingebung  sein,  bei 
der  kein  Teil  mehr  gibt,  als  er  empfilngt,  kein  Teil  dem  andern  Dank 
schuldet  oder  etwas  drauf  zu  zahlen  hat«.  »Durch  keinerlei  fremde  Rück- 
sichten sollte  die  Frau  sich  die  Freiheit  des  Herzens,  ,die  Reinheit  der 
geschlechtlichen  Zuchtwahl  verkümmern  lassen^.  Und  an  andrer  Stelle 
pole  misiert  er  gegen  die  Grundclemente  der  christlichen  Ehe,  d.  h.  gegen 
ihre  l  nauHöslirlikeit,  weil  diese  mit  der  äeelengemeinschaft  der  Gatten 
in  Widerstreit  gerät. 

Soweit  alle  diese  \'i  irs(  lilägc  in  einer  AiiHtJsuivj;  der  I-aiiiilie  als 
sittlicher  Lcbensgcmeinscliutt  gipfeln,  sind  sie  \ou  der  jüngeren  Rich- 
tung der  Frauenbewegung  abgelehnt  und  bekämpft  worden,  trotzdem 
auch  in  diesem  Kreis  die  Familie  in  ihrer  heutigen  Form  keineswegs 
als  etwas  Unveränderliches  angesehen  wird.  Aber  die  Veränderungen, 
die  man  erhofft,  dürfen  das  monogamische  Ehe-Ideal,  das  bisher  uner- 
füllt blieb,  nicht  erschüttern.  Sic  müssen  es  festigen.  Dazu  soll  die 
Erziehung  der  Frau  zur  Berufsarbeit  helfen,  die  Festigung  ihrer  Per- 
sönlichkeit, die  sie  von  der  Hingabe  ohne  Liebe  zurückhalten  kann. 
Dem  soll  auch  die  Gleichhcrcrhtiq^unj,'  von  Mann  und  Erau  in  der  Ehe 
und  im  Eherecht  dienen,  die  wir  anstn  bcn. 

Die  größere  l'Veiheit  der  I'rau  auf  sexm  Ucm  (  jebiel  würde  für  sie 
gar  keine  Lösung  des  Kontlikts  bringen,  der  heute  im  Liebes-  und  Ehe- 
problem ruht.  Denn  dieser  Konflikt  liegt  in  der  Spannung  zwi- 
schen den  Ansprüchen  ihres  Liebesgefühls  und  dem 
erotischen  Leben  des  Mannes.  So  etwa  hat  Gertrud  Bäumer 
es  einmal  formuliert.  Und  deshalb  kommen  wir  nicht  weiter,  wenn  wir 
nicht  größere  Selbstbeherrschung  vom  Manne  fordern.  iAsLg  man  im  ein- 
zelnen Fall  wie  bei  der  allgemeinen  Betrachtung  zugestehen,  daß  die 
Erotik  von  Mann  und  Emu  durch  Entwicklungstatsachen  so  verschieden- 
artig geworden  ist,  daß  man  den  Maf^stab  der  geschlechtlichen  Sitilirh- 
keit  der  Frau  nicht  sofort  aul  den  Mann  übertragen  kann  -  aber  von  d  c  tu 
prinzipiellen  Aufrechterhalten  dieses  M  a  f.^  s  t  a  b  s  d  a  i  t 
die  Erau  sich  nicht  abbringen  iassen.  Die  Ansprüclie  aber, 
die  die  Frau  an  Liebe  und  Ehe  stellen  muß,  wird  sie  nicht  durchsetzen 
können  durch  neue  Theorien,  sondern  nur,  wenn  die  Masse  der  Frauen 
als  Persönlichkeiten  an  Kraft  und  Bedeutung  gewinnen,  sowohl  äußer> 
lieh  wie  innerlich ;  wenn  die  Frauen  als  Charaktere  so  gefestigt  sein 
werden,  daß  jede  einzelne  im  individuellen  Fall  diese  Ansprüche  erhebt 
und  verteidigt. 

Damit  hat  die  Fordenin*^  nach  größerem  und  besserem  Srhtitz  für 
die  uneheliche  IMiittcr  ^'ar  nichts  m  tun.  Für  diese  können  und  wollen 
auch  die  Frauen  einli  etrn.  die  als  ;^  c  s  e  1 1  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  Institu- 
tion verurteilen,  was  im  individuellen  Fall  bet^reiflich  —  mitunter  viel- 
leiclit  auch  berechtigt    -  in  jedem  i  all  aber  scluitzbedürftig  erscheint. 
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Zu  tfitTenartij^,  um  m  eine  der  beiden  Gruppen  eingeordnet  zu  wer- 
den, die  sich  aus  der  theoretischen  Behandlung  der  Frauenfrage  in  den 
letzten  Jahren  ergeben  haben,  ist  Rosa  Mayreders  bedeutendes 
Buch:  »Zur  Kritik  der  Weib lichk ei t«.  Es  ist  entstanden  als 
ein  Protest  gegen  die  Anschauung  von  der  geschlechtlichen  Gebunden' 
heit  des  Weibes,  also  als  eine  Verteidigung  der  Frauenbewegung 
schlechthin.  Auch  Rosa  Mayreder  leugnet  die  Differenzierung  der 
Geschlechter  keineswegs,  und  damit  nähert  sie  sich  in  etwas  >der  jün- 
geren Richtunt^«.  Nur  ist  diese  Differenzierung  keine  essentielle 
sondern  eine  teleologische.  Sie  dient  nur  einem  bestimmten 
Naturzwcrk,  der  Fortpflan/img  der  Gattnoi:.  Sic  liefet  ausschließlich 
im  Gebiet  der  i)riiuiti\en  (ieschlecht-^iuitur.  her  Mann  hat  Fi^en- 
scliattrn,  die  'lic  Ncxuelle  Kroberun«^'  t»»  L;iinsti<^en ;  die  Iran  solrhf.  die 
sie  zur  ras>i\  jtät  geeigneter  iikk  ln-ii,  eine  läliif;kcit  zur  Mini^abc,  in 
der  zugleich  ihre  Eignung  zur  Mutterschaft  -  aber  auch  zur  Prosti- 
tution liej^. 

Aber  darüber  hinaus  —  in  die  höheren  Gebiete  menschlichen  Le- 
bens —  reicht  diese  Differenzierung  nicht  Alles,  was  den  höheren 
Menschen  ausmacht,  was  ihn  zu  einer  über  das  Gewöhnliche  hinaus- 
führenden Lebensform  erhebt,  durchbricht  die  Schranken  des  Geschlechts. 
Alles,  was  zur  Entwicklung  der  Kultur  beiträgt  und  alles,  was  den  ein- 
zelnen Menschen  durchgeistigt,  macht  den  Menschen  mehr  zum  Indivi- 
duum, unabhängig  von  seinem  Geschlecht.  Denn  es  schwächt  den  Ein- 
fluß des  Geschk-chtscharakters  zu  gunsten  all  der  höheren  Kräfte,  die 
geschlechtslos  sind. 

Der  HerausbildniiL;  dieses  einen  Geilankcns  sind  die  saiiulichen 
Aiilsat/c  des  Buches  gcuiilinet.  Nur  soweit  die  Frauen  an  der  geistigen 
Kultur  unlachmen,  können  sie  sich  als  Iiuiividuen  differenzieren,  noch 
nach  anderem  Prinzip  als  dem  des  Geschlechts,  welches  das  Weib  zur 
Mutter,  den  Mann  zum  Erzeuger  und  allenfalls  auch  zum  Ernährer  und 
Verteidiger  der  Familie  macht  Wenn  auch  durch  diese  neue  Sphäre 
und  diese  andere  Differenzierung  das  Interesse  der  Frau  für  die  Mutter- 
schaft  sinken  dürfte,  so  erinnert  Rosa  Mayreder  daran,  daß  auch  unter 
der  Männcrkultur  die  Frauen  nie  ganz  auf  die  Pflichten  der  Mutter- 
schaft beschränkt  waren,  und  daß  die  Mutterschaft  keineswegs  immer 
als  höchste  Aufgabe  des  Weibes  angesehen  worden  sei.  »In  allen  Zeiten 
hat  die  sittliche  Anschauung  unter  I  msiandcn  dem  Verzicht  auf  die 
Muttei  Nf  hatt  besonderes  Gewicht  beigelegt.  Und  die  hohe  Bewertung 
der  Junglraidichkeit  im  r)ieii>te  re!ii^:oser  Vorstellungen  /eigt  fleutlich, 
daß  die  mrtl^tidicile  Ge^ell^c  ijaü  ciiizehien  Frauen  noch  einen  anderen 
Beruf  als  den  sogenaniUcn  natürlichen  zuerkantU  hat.«  »In  der  christ- 
lichen Welt,  die  doch  Mutterschaft  und  Jungfräulichkeit  in  ein  Myste- 
rium verschmol^en  hat,  und  zu  deren  Direktiven  das  Paulinxsche  "Wott 
gehört,  daß  das  Weib  selig  werden  wird  durch  Kinderzeugen,  trium- 
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phierte  die  Jungfräulichkeit,  die  nun  einmal  in  Realität  mit  Mutter5;rhaft 
nicht  7A\  vereinigen  ist.€  Und  die  reli^iisc  Ansch:i\nm<j  des  Mittel- 
alters l)ctrachtete  den  ehelosen  Siand  als  den  der  hohen  Geistlichkeit 
aliein  angemessenen.  Die  religiös  gestimmte  Frau  suchte,  wie  der  re- 
ligiös gestimmte  Mann  die  Vorbereitung  für  das  ewige  Leben,  das  jen> 
seits  von  Mann  und  Weib  bei  den  Geschlechtern  den  gleichen  Zustand 
rein  geistiger  Seligkeit  verhieß,  in  klösterlicher  Weltflucht,  unbeschadet 
der  Vorschrift,  die  ihnen  das  Kindertagen  als  Weg  der  Seligwerdung 
wies.  —  Um  des  versj)rochenen  Himmelreiches  willen  entzieht  sich 
auch  heut  noch  eine  Menge  von  Frauen  in  Klöstern  der  Mutterschaft» 
ohne  deslialf)  in  fler  sozialen  l^ewertung^  als  minderwertig  oder  gar 
als  entartete  Exemplare  der  Weiblichkeit  zu  gelten. 

Deshalb  wäre  e.s  kein  (inind  ^uni  \'orwurf  für  eine  Frau,  wenn  sie 
um  geistiger  Interessen  willen  auf  die  Mutterschaft  verzichten  wollte. 
»Nur  eine  Zeit  wie  die  Gegenwart,  die  keine  geistigen  Direktiven,  keine 
allgemeinen  neuen  Ideale  mehr  besitzt,  kann  den  Entgang  der  Mutter« 
Schaft  als  Einwand  gegen  die  geistigen  Bestrebungen  einzelner  Frauen 
betrachten.€  Zudem  schließt  die  geistige  Betätigung  den  Verzicht  auf 
die  Mutterschaft  keineswegs  ein.  Und  ein  solcher  ist  auch  nicht  in 
beträchtlichem  Umfange  zu  befürchten,  >denn  die  Natur  hat  dii-  müt- 
terlichen Instinkte  mit  so  starken  Banden  versichert,  daß  sie  für  indi- 
viduelle Willkür  nicht  leicht  zerTcißbar  sind*.  Nur  eine  Hcfrcinnfr  der 
Frau  von  drn  alten  Ge<;ehkchtskünventionen  und  F<  -';<-1n  kann  die 
Frau  als  !'( rsünlichkeil  frei  machen,  sie  über  das  Gesciilcchtswesen 
nmaus  entwickeln,  sie  als  Mensch  ditTerenzicren. 

»Für  hochgestimmte  Seelen*,  so  sagt  Rosa  Mayrcder,  »ist  nichts 
unerträglicher  als  die  Vorstellung  der  Gebundenheit  durch  das  Ge- 
schlecht. Ausgeschlossen  zu  sein  durch  das  Geschlecht  von  irgend 
einer  Möglichkeit  des  Erkennens,  die  im  Bereiche  des  menschlichen 
Wesens  liegt,  das  kann  in  solchen  Seelen  nur  Haß  gegen  das  Geschlecht 
erzeugen«.  Die  Frau  wächst  deshalb  über  sich  selbst  hinaus,  wenn  sie 
Ei^^cnschaften  entwickelt,  die  ihrer  Geschlechtsnatur  entgegenstehen : 
wie  Willensstärke,  Unlicuc^sanikeit,  Initiative.  Und  diese  Eigenschaften 
sind  deshalb  bei  ihr  holu  r  /u  scliätzen,  als  beim  Mann.  Denn  Ijei  ihm 
bedeuten  sie  nur  eine  Umsel^un^  der  (5esrhlechtstcleologie  in  eine 
höhere  Stufe  des  Seelenlebens,  bei  der  Frau  hingegen  ein  Ucberschreiten 
der  durch  die  teleologische  Beschafifenheit  dem  gewöhnlichen  weiblichen 
Individuum  gesetzten  Grenze«.  —  Der  große  Vorsprung,  den  die  Na- 
tur dem  Manne  gab,  besteht  darin,  »daß  in  seiner  teleologischen  Ge- 
sdilechtsbeschaffenheit  die  Disposition  zu  jenen  Eigenschaften  liegt, 
welche  die  Entwicklung  der  freien  Persönlichkeit  begünstigen,  indes 
die  Frau  erst  die  teleologische  Beschafifenheit  überwinden  muß,  um 
diese  Eigenschaften  aus/ubilden«.  Aber  auch  für  den  Mann  ist  das 
spezifisch  Geschlechtliche  eine  Grenze,  weil  es  ihn  von  dem  Verständ- 
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nis  für  die  andre  Hälfte  der  Menschheit  ausschließt,  weil  es  ihn  be- 
schränkt. Frei  im  höchsten  Sinne  wird  nur  der  Mann  sein,  der  die 
synthetische  Kraft  besitzt,  (hiich  Assimilienin«^  —  durch  die  Fähi^^keit 
der  Ilingebunji  —  eine  luiherc,  uintassendcrc  Wesenseinheit  aus  sich 
zu  machen.  Das  Ideal  der  McnschliciUccit  in  der  Zukunft  wird  nach 
Rosa  Mayreder  von  solchen  synthetischen  Menschen  verwirklicht  wer- 
den, die  dem  Geschlecht  eine  schönere  und  glücklichere  Bedeutung 
einräumen,  und  die  Frau  als  ebenbürtige  Geföhrtin  der  Männer  an- 
sehen. Dies  Ideal  liegt  in  der  Freiheit  für  die  Individualität, 
die  aus  dem  Schöße  der  Natur  ewig  neu  emporwächst,  eine  uner- 
schöpfliche Quelle  neuer  Entwicktungsmöglichkeiten  und  neuer  Daseins- 
gestaltcn ! 

fr  mehr  die  l'Vau  sirlt  als  l'ersönlirhkeit  entwickelt,  desto  weniger 
aussehlagj^ebend  miil>  ihre  primitiver  deschlechtsnatur  für  ihre  ficsamt- 
bewertung  sein.  Mit  diesem  (bedanken  stellt  Rosa  Mayreder  der 
Frauenbewegung  ein  Ziel,  gibt  sie  ihr  eine  Zukunftshoffnung,  die  sich 
dem  Programm  der  alten  Frauenbewegung  nähert.  Und  in  dem  Glauben 
an  die  teleologische  Differenzierung  von  Mann  und  Frau  ist  sie  den 
Ideen  der  jttngeren  Richtung  verwandt.  Aber  sie  will  schließlich  beide 
in  ihrem  System  überwinden.  Nicht  die  Frau  in  der  weiblichen  Eigen- 
art,  nicht  die  Frau,  die  es  dem  Manne  gleich  tun  will,  sondern  die 
Frau,  die  sich  als  Individualität  differenziert  und  durchsetzt,  ist  für  sie 
das  Ziel  der  Entwirkhmg,  und  diese  Frau  wird  ihrem  Geschlecht  eine 
liessere  St(  Ihmf,«  in  der  Gescllschaflsurdmuv^  t  robern.  Und  in  diesem 
Sinne  einir  unhcsclirankten  Differcnzienini;  der  Mrnsehen  nach  Indi- 
vidualitäten wird  es  dann  wieder  heibcn;  Hier  ist  kein  Mann  noch 
Weib«. 

Sieht  man  von  dieser  durch  Tiefe  und  Schönheit  der  Gedanken  gleich 
ausgezeichneten  Arbeit  ab,  so  ließen  sich  die  Aeußerungen  zur  Theorie 
der  Frauenfragc,  die  in  den  letzten  Jahren  veröffentlicht  wurden»  soweit 

sie  überhaupt  neue  Gedanken  brachten  und  fortbildend  wirkten,  in  zwei 
Kreise  einordnen.  Nicht  in  fest  geschlossene  Personen-,  sondern  in  Ideen- 
kreise, deren  Vertreterinnen  bei  der  praktiselit  ii  f^rqanisationsarbeit 
nicht  als  einheitlich  liandclnde  Gnippen  aultrcten.  \'i(*lmehr  ent- 
scheiden ;runächsi  in  den  (  )i;^anisat  innen  ül>er  das  Zusammenziehen,  iii)er 
die  Gruj>picrung  der  .Streilkiäüc  mehr  jjleichartij^e  Ansehaiiungcn  aber 
die  Taktik,  das  Tempo  der  Bewegung,  als  solche  über  ihre  Begründung, 
ihre  Theorie.  Und  auch  die  theoretischen  Grupjjen  sind  nicht  in  Bezug 
auf  den  Personenkreis,  den  sie  umfassen,  fest  gegliedert.  Feinste  Nuan- 
cierungen unterscheiden  die  Gedanken  der  einzelnen  zu  den  verschie- 
denen Problemen,  so  daß  die  Aeußerungen  einer  Persönlichkeit  wohl 
in  einer  Frage  in  die  erste,  in  einer  andren  in  die  zweite  Gruppe  ein- 
zuordnen wären.  So  hat  beispielsweise  Oda  ülberg,  die  in  ihrer  Arbeit 
über  den  Intellektualismus  der  jüngeren  Richtung  eingereiht 
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wurde*),  in  einem  Zeitschriftenaufsatz  die  ökonomische  Unabhängigkeit 
der  Ehefrau  durch  Erwerbstätigkeit  als  notwendiges  Ideal  aufgestellt, 
wobei  sie  allerdings  an  die  ^löglichkeit  eines  fünfständigen  Arbeitstages 
denkt  Es  erscheint  daher  zweifelhaft»  ob  man  sie  als  Mensch  der 
»jüngeren  Richtungt  zuzählen  kann,  wShrend  das  besprochene  Werk 
in  seinem  Gedankengang  unbedingt  dahin  gehört. 

Diese  zwei  Gedanken  kreise,  von  denen  jeder  ein  geschlossenes 
(tanze  darstellt,  habt  n  sich  bei  der  Fortbildung  des  ursprünglichen 
Programms  der  Frauenbewcrjun^  entwickelt.  Der  eine,  der  in  der 
Gleichwertigkeit  der  \vcil»lirhcn  Eigenart  mit  der  männlichen 
eine  neue  Begründung  «K  r  Forderung  nach  Glcicliberechtigung  der 
Frauen,  eine  neue  R  e  c  Ii  1 1  e  r  t  i  g  u  n  g  der  Frauenbewegung  brachte. 
Der  zweite,  der  die  alte  Forderung  gleichen  Rechtes  auf  Grund  glei- 
cher Leistungen  dabin  ausbildete,  daß  die  gleichen  Leistungen 
durch  die  Erwerbstätigkeit  der  Ehefrauen,  der  Mutter 
herbeizuftihren  sind. 

Führt  die  erste  Richtung  notwendig  zur  Forderung  der  Bewertung 
und  Bezahlung  der  haus  wirtschaftlichen  und  erziehe- 
rischen Leistungen  der  Fmn,  so  treibt  die  andere  die  Entwick- 
lung einer  A  n  fl  c.  s  u  n     <\  er  K  a  m  i  1  i  e  und  tler  Ehe  enti,fct^cn. 

Es  sind  zwei  Ströme,  die  aus  derselben  Quelle  hervorgegangen 
sind.    Werden  sie  in  dasselbe  Meer  tlielnn? 

Theoretisch  scheint  eine  Vercmigung  dieser  beiden  Richtungen 
ganz  unmöglich,  trotzdem  beide  das  gleiche  Ziel  verfolgen,  dieselbe 
Forderung  vertreten:  die  Frauen  durch  materielle  und  geistige  Selb- 
ständigkeit, durch  Erhöhung  ihres  Persönlichkeitswertes  zu  tatkräftiger 
Teilnahme  an  der  Kultur  zu  führen. 

Aber  unter  der  Teilnahme  an  der  Kultururbeit  verstehen  sie  eben 
verschit  'lene  Dincje  :  Die  einen  die  Pflege  der  sittlichen  Gü- 
ter, bei  (iei  die  I  rau  durch  ihre  Stellung  als  Mutter  den  Vorrang  vor 
dem  Mann  behaupten  kann;  die  andren  die  Fr»rdorung  der  ma- 
teriellen Kultur,  die  Güterwelt  und  daneben  die  Welt  der  gei- 
stigen Kultur  nur,  soweit  sie  objektive  Werte  schattt.  lJie.se  Unter- 
schiede sind  nicht  zu  verwischen  und  nicht  zu  überbrücken.  Sie  wer- 
den in  der  Theorie  der  Frauenbewegung  immer  wieder  zum  Aus- 
druck kommen,  wenn  auch  die  Personen,  die  heute  die  Gedanken  be- 
einflussen, zurücktreten.  Denn  es  sind  nicht  Unterschiede,  die 
sich  aus  der  Parteisteltung,  aus  dem  religiösen  Bekennt- 
nis, ans  Klassenstellung  oder  Beruf  ergeben,  sondern  Unter- 
schiede der  Weltanschauung,  die  zu  einer  verschiedenen  Wer- 
tung aller  Güter  und  aller  Hanflinnprcn  fiibren  müssen.  Es  ist  der  ur- 
alte Gegensatz  zwischen  materialistischer  und  idealistischer  Weltan- 


*)  Vgl.  S.  473. 


j        y  Google 


500 


Alice  Salomen,  Literatur  zur  Frauenfrage. 


scfaauung,  die  beide  auch  in  der  Frauenbewegung  sich  zu  behaupten 
ringen. 

Vielleicht  werden  diese  Unterschiede,  die  in  der  Theorie  tat  Ent- 
wicklui^  zweier  getrennter  Gedankenkreise  ffihren  mußten,  in  der 
Praxis  der  Frauenbewegung,  in  der  Organisation  und  Agitation  ein  ge« 
roeinsames  Arbeiten  nirht  hindern.  Denn  das,  was  die  Frauenbewegung 
nach  auf^en  —  und  in  den  Vereinen  —  zu  tun  hat,  liefet  vit  lfarh  jen- 
seits dirser  ( )«  <iankensy.stemc,  oder  ist  unabhängig  von  dicsm  zunächst 
fiir  Alk  da>^i  ll>c :  es  liejjft  in  der  Erziehung  und  Kntwic  khtng  der 
Frauen  zu  selb^undigcn,  wertvullca  Persönlichkeiten.  Denn  nur  solche 
werden  —  gleichviel  auf  welchem  Gebiet  —  Anteil  an  der  Kulturarbeit 
nehmen  können  und  eine  würdige  und  gleichberechtigte  Stellung  im 
öffentlichen  Leben  erringen. 
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gust 1903.     l  ui<uij4ca  uiui  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr  (I'aul  Sisbeck),  1903. 
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Hugo  A  1 1  c  n  d  o  r  f  :  Das  Finanzwesen  der  Stadl  Halle  a.  d.  S.  im  19.  Jahr- 
hundert.   Jena,  (Juaiav  Fischer,  1904. 

Demeter  Bntalocesctt:  Das  Tebekmonopol  in  Rundhiien.  Gasten 
Fischer  in  Jen«,  1905. 

Georg  Sjdow:  Theorie  und  Praxis  in  der  Entwicklung  der  fransSsItchen 
Steatsschuld  seit  dem  Jahre  1870.  Mit  einem  Vorwort  von  Prof.  Dr.  Adolph 
Wegner.  Gnstav  Fischer  in  Jen«,  1903. 

Wenn  ich  nach  den  einleitenden  Bctrachtnnj^en  mehr  allgemeiner 
Art,  wie  sie  der  erste  icil  <li(  ser  Ucbersichi  liber  die  neuen  literari- 
schen Ersc  hei n luvten  auf  dem  Gebiete  der  Finanzwissenschaft  enthielt, 
nunmehr  ziu  Steuerlchrc  übergehe,  so  ist  es  vielleicht  am  zweckmäßig- 
sten, mit  den  indirekten  Steuern  den  Anfang  zu  machen.  Und  hier 
wiederum  wfirc  zuerst  hinzuweisen  auf  die  im  vorstehenden  genannte 
Schrift  des  im  Jahre  1905  in  den  Bergen  verunglückten  Leo  Petritsch 
aus  Graz.  Ihr  Verfasser  hat  zum  Gegenstande  seiner  Untersuchungen 
die  Frage  der  Ueberwälzung  indirekter  Umsatzsteuern  ausgewählt,  wie 
sie  in  den  meisten  Ländern  erhoben  werden  von  dem  Verkehr  in 
Grundstücken  und  Gebäuden  und  von  manrlu  ilei  Arten  von  Bilrsen- 
gcschäften  —  insoweit  r^ewissir  ne^^chafte  der  letztgenannten  Katej^Mirie 
nicht  überhaui»t  \erboten  sind  und  er  kommt  dabei  zu  gröütentt^ils 
ganz  neuen  Resultaten.  Wahrend  man  nainlicli  bisher  in  der  Literatur 
über  die  Verkehrssteuern  im  aligemeinen  kaum  viel  mehr  findet  als  die 
dürftige  und,  wie  Petritsch  nachweist,  noch  außerdem  unrichtige  Bemer* 
kung,  sie  müßten  von  dem  schwächeren  Vertragsteile  getragen  werden, 
und  dies  sei  in  der  Regel  der  Verkäufer,  dringt  die  Analyse  unseres 
Verfassers  viel  tiefer  in  die  ökonomischen  Vorgänge  ein.  Er  beweist, 
daß  gerade  bei  der  Steucrart,  die  man  beim  Aufstellen  jener  Behaup» 
tung  raeist  allein  im  Auge  hatte,  nämlich  bei  der  Besteuerung  der 
Uebcrtragunt^  von  Immobilien  auf  dem  Wrsre  des  Kaufes  iind  Verkaufes, 
die  Ansicht,  der  Vcikauter  müsse  die  Last  der  Steuer  in  «ier  Regel 
tragen,  sich  ebensowenig  begründen  lä(,U,  wie  die  enti^i mni^eisetzte, 
die  Steuer  treffe  meist  den  Käufer.  Kr  lut  aber  noch  einen  Schritt 
weiter  und  stellt  die  zuerst  paradox  erscheinende  Behauptung  auf,  daß 
bei  jedem  einzelnen  Geschäfte  dieser  Art  keine  der  unmittelbar  betei- 
ligten Personen,  welche  der  Steuerpflicht  unterworfen  sind,  auch  von 
der  Steuerlast  getro£fen  werde,  weder  der  Käufer  noch  der  Verkäufer. 
Seine  Argumentation  geht  davon  aus,  daß  diese  Umsatzsteuer  wie  ein 
Verkehrshindernis  wirke.  Während  z.  B.  ohne  das  Bestehen  der  Steuer 
-  so  sagt  der  Verfasser  S.  19/20  die  Voraussetzungen  eines  Grund- 
kaufes einfach  durch  die  Tatsache  ge^rebcn  wären,  daß  der  Besitzer 
eines  Grundstückes  auf  dieses  einen  geringeren  Wert  legt  als  irgend 
ein  dritter,  der  als  Kaufwerber  auftritt,  würden  dieselben  durch  die 
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Steuer  dahin  verschoben  und  erschwert,  daß  dieser  Unterschied  in 
der  Wertschät/un;^  des  llcsit/cis  und  des  Nichtbesitzers  den  Betrac,^  der 
Steuer  mindestens  em  irhcn  niu>se.  Wo  dies  der  Fall  sei,  da  konimc 
(las  Geschäft  zu  stände;  wo  aber  nicht,  unterbleibe  es.  Hiervon  aus- 
gehend kommt  Petritsch  ähnlich  wie  bereits  Lcroy-Bcaulicu  vor  ihm  zu 
dem  Resultate,  daß,  wie  die  Aufhebung  rechtlicher  Schranken  des 
Immobiliarverkehrs  wertstcigemd,  ebenso  auch  die  Einführung  einer 
Steuer,  die  diesen  Verkehr  zwar  nicht  rechtlich,  aber  doch  tatsächlich 
erschwere,  d.  h.  an  das  Vorhandensein  seltener  eintretender  ökonomi- 
scher Voraussetzungen  binde,  wertdrückend  wirken  müsse.  Nicht  in- 
folge der  Steuerzahlung  demnach,  sondern  infolge  der  Tatsache,  daß 
die  Steuer  die  Kosten  jefle«;  F^esit^wechsels  erhöht  und  daß  daher  ein 
solcher  steuer])f1i(  htii;er  15esit/.\v ceh^el  weil  seltener  eintrete,  als  es 
ohne  diese  Wrieuerung  der  Fall  wäre,  stelle  sich  der  Wert  von  (Jrund 
und  Boden  um  einen  entsprechenden  Betrag  niedriger,  als  er  sich  beim 
Fehlen  der  Steuer  stellen  würde.  Mit  der  Einführung  einer  solchen 
Steuer  trete  eine  Bodenentwertung  ein,  ein  Ueberwälsungsprozeß  oder 
besser,  eine  Steueramortisation,  wie  Schäffle  diese  Erscheinung  zuerst 
genannt  hat,  welche  die  von  allen  künftigen  Besitzwcchscln  nach  rohe* 
ster  Wahrscheinlichkcitsherechnung  fälligen  Steuern  in  ihrem  kapital- 
werten Betrage  auf  den  Bodenwert  lege.  Eine  solche  Steuer  bedeute 
darum  auch  die  Konfiskation  eines  Teils  des  in  Grund  und  Boden 
angelegten  Kapitals.  So  komme  fiaß  in  der  Rec^el  der  Fälle  weder 
der  Käufer  noch  der  X'erkjiufer  bei  jedem  einzelnen  Geschäfte  die  Steuer 
trage.  Und  diese  T;ii->a(  lie  erklare  wiederum,  auf  welche  Weise  es 
geschehe,  daß  Steuern  \  on  so  exorbitanier  1  lohe  wie  die  österreichi- 
sche sogenannte  Immobiliargebühr  oder  das  französische  Enregistreiuent 
—  Steuern,  welche  eben  deshalb,  sofern  sie  vom  Steuerzahler  auch 
getragen  würden,  auf  diesen  als  Vermögenssteuern  wirken  müßten  — 
von  den  unmittelbar  Beteiligten  ohne  jede  iUhlbare  Belastung  entrichtet 
würden,  wie  auch  schon  von  anderer  Seite  des  öfteren  beobachtet 
worden  sei. 

Hinsichtlich  der  nrir^enumsat/steucrn  kann  ]ch  mich  etwas  kürzer 
fassen.  Wie  Petritsch  /eii^n,  ist  ihre  Wirkung;  ähnlicli  wie  <lie  der  Be- 
.steuerimg  des  Tmmobilienverkehre»  und  dieser  Umstand  re(ht fertigt 
auch  die  gemeinsame  Behandlimi,'  beider  Allen  von  Verkehr.s.steucrn, 
Auch  diese  Bor>ensteut  rn  wirken  wie  em  Verkehrshindernis  und  er- 
schweren es  der  fiörse,  ihre  volkswirtschaftlich  wichtigen  Funktionen 
zu  erfüllen.  Die  Terminbörse  wird  infolge  der  Umsatzsteuer  weniger 
empfindlich  fUr  Ereignisse,  welche  die  künftige  Marktlage  zu  beeinflussen 
geeignet  sind,  denn  voraussichtliche  Preisschwankungen,  welche  an 
und  (ur  sich  einen  hinreichenden  Anlaß  zu  Hausse*  oder  ßaissespeku^ 
lationen  geboten  hätten,  <lurch  diese  vorweggenommen  und  weniger 
füihlbar  gemacht  worden  wären,  bilden  bei  dem  Bestehen  von  Börsen* 
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umsat/sleuci n  iiifulge  der  erhöhten  Kosten  und  geringeren  Gewinn- 
chancen kein  genügendes  Motiv  zum  Eingehen  kaufmännischer  Speku- 
lationen mehr.  »Die  Schwankungen  der  Preise  sind  daher  seltener, 
aber  in  jedem  einzelnen  Falle  größer.  Jeder  Ueberfluß  wird  durch  die 
niedrigeren  Preise  den  Produzenten,  jeder  Mangel  durch  die  häiefen 
Preise  den  Konsumenten  schwerer  fühlbar,  als  es  ohne  Steuer  der  Fall 
gewesen  wäre.«  Es  tragen  somit  nicht  die  remiinhändler  die  Steuer, 
welche  sie  zahlen,  sondern  es  sind  die  Produzenten  und  die  Krtnsn- 
m(mt(-n  der  auf  dem  Terniiiinuukte  Ljcliandcltcn  Waren pjatttmg,  welche 
als  die  schließlichen  vSteiierträger  erscheinen.  Auch  bei  ck  r  Effekten- 
börse findet  durch  die  Einführung  einer  TTmsatzsteucr  rine  W  ischärfunj» 
der  Kursschwankungen  statt,  die  letzten  Endes  zu  einem  Sinken  der 
Effektenkursc  und  dnem  Steigen  des  Kapitalzinsfußes  iUhren  muß. 
Es  bewirkt  also  nach  Petritsch  auch  die  Einführung  einer  Effekten- 
umsatzsteuer  in  ihren  Folgen  eine  Steueramortisation,  »welche  die 
gesamte  künftige  Steuerlast  in  ihrer  annähernden  Höhe  den  augen- 
blicklichen Effektcnbesitzern  aufbttrdet  und  damit  alle  künftigen  Besitzer 
entlastet«  Die  praktische  Folgerung  aus  diesen  theoretischen  Beuach- 
tuni,'en  ist  nun  die,  f!a(^  wenn  sie  richtic:  sind  auch  eine  Rriiie 
von  Ai'^'ümenten  hinfällig  werden,  wi-lche  t'ur  die  von  Petritsch  behan- 
deilen dr«.:i  Steuern  «^«  wohnlich  ins  Feld  L,a'fuhrt  werden.  »Denn  so 
verschieden  dieselben  in»  einzelnen  auch  sein  mögen,  so  gehen  sie  doch 
alle  von  der  stillschweigenden  Voraussetzung  aus,  daß  die  Steuerzahler 
mit  den  Steuerträgern  identisch  seien.«  Und  dies  trifft,  wie  tmser 
Verfasser  nachgewiesen  hat,  eben  nicht  zu. 

Im  vorstehenden  habe  ich  in  möglichst  kurzen  Worten  den  Inhalt 
des  in  Rede  stehenden  Schriftchens  wiederzugeben  versudit  Wenn 
ich  nun  meiner  Kczensentenptlicht  voll  genügen  und  auch  ein  Urteil 
über  das  zu  besprechende  Buch  abgeben  soll,  so  stehe  ich  nicht  an, 
dasselbe  als  eine  der  erfreulichsten  F.tsrheinungen  auf  dem  i^esamten 
Gebiete  der  finanzwissensrhaftliclu  ii  Literatur  der  letzten  Jahre  zu 
bezeichnen.  Sein  Vertass»  r  hat  eine  wirklich  theoretische  Betrachtungs- 
wei.se  auf  ein  debiei  übertragen,  auf  welchem  leider  bis  jetzt  zum 
größten  Teile  entweder  bloße  moratbierende  Erörterungen  oder  stoff- 
seligc  Tatsachenbeschreibungen  zu  finden  waren. 

Nicht  ebenso  günstig  wie  äber  das  im  vorstehenden  behandelte 
Schriftchen  kann  das  Urteil  des  Rezensenten  über  das  viel  umfang- 
reichere Buch  des  Königlich  bayerischen  Oberzollratcs  Franz  Graf 
lauten,  welcher  sich  wie  viele  andere  Ben  '  r  und  mehr  noch  Unbe- 
rufene angesichts  »der  brennenden  Frage  der  deutschen  Rcichsfinanz- 
retornv  atif  die  Steuersuclie  b<>'^ehen  !iat,  wie  er  uns  im  Vorw-orte 
mitteilt.  In  den  ersten  drei  Vicitteilen  >eineN  Buches  gibt  er  mit  mehr 
oder  weniger  Geschick  und  Glück  die  iXnsiehten  anderer  finan/wissen- 
sehaltlicher  Schriftsteller  über  die  Luxusbeslcuerung  wieder:  so  nament- 
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lieh  von  Schäffle,  Vocke,  Eisenhart,  Maurus,  Bilinski,  Volkmann  u.  a.  m. 
Gegen  Schluß  des  Buches  setzt  der  Verfasser  dann  eigene  Ansich- 
ten und  Vorschläge  auseinander.  Seinen  »tlicuretischen*  Standpunkt 
mögen  folgende  Angaben  charakterisieren.  Auf  S  42/43  seines  Bu- 
ches untersucht  er  die  Frag«*,  wie  so  es  wolil  kommen  möge,  daß 
die  Erzeuger  verbrauchssteuerpllichtiger  Waren  sich  jeder  Erhöhung 
der  Konsumtionsabgabe  so  lebhaft  zu  wiederseUen  such»i.  Er  findet 
diesen  bedauerlichen  Mangel  an  Begeisterung  flir  die  Erhöhung  indixekter 
Steuern  und  die  Einführung  neuer  auf  seiten  der  davon  betroffenen 
Geschäftsleute  teils  unverständlich,  teils  ungerechtfertigt  und  spricht 
sein  Urteil  über  die  Frage  folgendermaßen  aus:  »Der  Geschäftänann 
wird  und  muß  eben  trachten,  mit  der  »Steuergefahr«  ebenso  fertig  zu 
werden,  wie  mit  anderen  geschäftlichen  Gefahren,  und  dieses  >Fertig- 
werden*  besteht  im  Grunde  doch  in  nichts  Anderem  als  in  der  Ueber- 
wäl/img  sämtlicher  Produktionskosten  auf  den  Käufer  der  Ware.'  Und 
die  Verbrauchsal)^al»e  sei  unter  die  Produktionskosten  /u  rechnen. 
Sind  die  volkswirtsefiattlichen  Probleme  doch  einfach!  Und  doch  sind 
sie  etwas  kom]»U/iei ter,  als  imser  Verfasser  angenommen  hat.  Es 
ergibt  sich  dies  niimlich  aus  einem  anderen  Beispiele.  In  dem  letzten 
Teile  seines  Buches  verlangt  unser  Verfasser  nämlich  die  Einführung 
von  Luxttssteuera  von  allen  möglichen  Waren:  Zylinderhttten  und 
Gummischuhen^  Tapeten  und  Teppichen,  Glacehandschuhen  und  Seiden- 
Stoffen  und  auch  von  Schmuckgegenständen.  Diese,  meint  er  S.  280/281, 
könnten  nun  am  besten  getroffen  werden  durch  eine  Besteuerung  des 
Rohmaterials,  des  T,  1  1  s  und  Si!I)ers  und  der  Edelsteine.  Da  aber 
Gold  und  Sil1>er  (?)  und  Edelsteine  nicht  in  Deutschland,  sondern 
nur  (?)  im  Auslande  gewonnen  werden,  so  wäre  die  Besteuerung  dieser 
Rohmaterialien  der  EdelmetalHndustrie  /wcckmäßi;^  j^lcirh  an  die 
tir<  nj'e  zu  verlegen,  d.  Ii.  die  Besteuerung  hätte  in  der  I'<»rni  der  \  er- 
zoliun;^  zn  geschehen.  »Dieser  Zoll*,  so  bemerkt  unser  Verfasser 
durchaus  treffend,  »würfle  deninach  kein  Schutzzoll,  sondern  ein  luxus- 
steuerliche Zwecke  verfolgender  1  wian/./.oll  sein.  Jene  einzuführenden 
Gold-  und  Silbermengen c,  so  fährt  er  fort,  t welche  für  die  staatlichen 
Münzanstalten  zur  Prägung  von  Gold-  und  Silbergcld  eingehen,  wären 
selbstverständlich  steuerfrei  zu  lassen.«  Leider  hat  der  Verfasser  ver- 
gessen zu  verlangen,  daß  durch  Rcichgesetz  die  Verwendung  von 
gemfinztem  Gold  und  Silber  (t)  zur  Herstellung  von  Schmuckgegen- 
ständen durchaus  verboten  werde:  c>  wäre  dies  doch  die  notwendige 
Ergänzung  eines  Grenzzolles  auf  Edelmetall. 

Die  weiter  zu  besprechenden  Arbeiten  von  Ginsberg  über  die 
deutsche  Branntweinbesteucrung  1887  T002  tind  ihre  wirtschaftlichen 
Wirkungen  sowie  von  Demeter  Busuioccs<  u  über  das  rahakm(ino[)ol 
in  Rumänien  sind  Seminararbeilen  —  die  eine  ist  in  Mihu  iien,  die 
andere    in  Leipzig  entstanden  —  und  als  solche  Erstlingsschriften. 
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Beiden  gemeinsam  ist  die  fleißige  Verarbeitung  des  Materials  und  die 
Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Wirkungen,  welche  von  der  be- 
sonderen Art  der  Besteuerung  des  betr.  Artikels  jeweils  auf  die  Er- 
zeugung desselben  ausj^ettbt  worden  sind.  Ginsberg  schildert  in  seinem 
Schrifteben  in  geschickter  Weise  die  Grttnde  für  das  Zustandekommen 
und  den  Inhalt  der  recht  verzwiekten  deutschen  Branntweinsteuer- 
gesetzgebung in  dem  angegebenen  Zeiträume  und  untersucht  dann  die 
Lage  der  de\it>>rVicn  Spiritii'^indu.strie,  wie  sie  sich  unter  der  Hcrrsdiaft 
•Jieser  Gesct/gel)un^  in  doii  Jahren  iS()5  iqo^  entwickelt  hat.  Er 
kommt  dabei  zu  <lein  Kcsullalr,  im   inicres.se  der  Finanzen  rl(  s 

Reiches  die  Ersetzung  des  privaten  Branntwein-  und  Spirilujsmünopol.s, 
wie  es  gegenwärtig  besteht,  durch  ein  Reichsmonopol  gelegen  wäre. 
Die  deutsche  Spiritusindustrie  wäre  heute  wirtschaftlich  bereits  völlig 
reif  fUr  das  Staatsmonopol.  Hand  in  Hand  mit  seiner  Einftihrung 
miißte  aber  eine  Revision  der  wirtschaftspolitischen  Tendenzen  der 
heutigen  Steuergesetzgebui^  gehen.  Solange  hierfür  keine  Aussichten 
<,'(  Liehen  sind,  hat  die  Allgemeinheit  kaum  irgend  ein  Interesse  an  der 
in  Rede  stehenden  Aenderung.  Es  läge  vielmehr  die  Gefahr  vor,  daß 
die  Regün.stigung  gewisser  Kreise  der  IVv"ilkrnini^  auf  Kosten  der 
Reichska.sse  und  der  Allgemeinheit  noch  starker  würde,  als  sie  bei  dem 
gegenwärtigen  privaten  Spiritiismonopol  sf  hon  »st^).  —  Die  l>;.4el>nis.sc, 
zu  denen  I'uj.suiocescu  bei  seiner  Schilderung  des  rumänischen  Tabak- 
monopols  gelangt,  lauten  recht  günstig  für  ein  Staatsmunopol,  jeden- 
falls was  die  finanzielle  Seite  desselben  anlangt.  Die  rumänischen 
Tabakbauem  scheinen  dagegen  nach  den  Schilderungen  des  Verfassers 
nicht  gerade  zu  den  Günstlingen  der  rumänischen  WirtscbafUpolltik 
zu  gehören,  ganz  im  Gegensatze  z.  B.  zu  dem  größten  Teil  der 
deutschen  Spiritusbrenner.  Wie  die  rumänische  Landwirtschaft  im  all- 
gew  itirn,  auf  deren  Zustand  zahlreiche  Stn  iflichter  in  der  hier  zu  bc- 
spre(  henden  Schrift  fallen,  so  ist  auch  der  Tabakbau  in  Rumänien 
teeiinisih  noch  sehr  rückständig.  Die  industrielle  Sehnt/-  und  Er- 
ziehung.s/ollpoliiitc,  wie  su'  das  Königreich  eingt  schlagen  liat, durfte  seiner 
Landwirtschaft  nicht  gerade  /.um  Vorteil  gereichen.  Zu  Einzelheiten 
ubergehend,  mochte  ich  bemerken,  daß  es  meiner  Ansicht  nach  am 
besten  gewesen  wäre,  wenn  der  Herausgeber  der  Schrift  ihren  Verfosser 
hätte  dahin  beeinflussen  wollen,  die  zwei  ersten  Kapitel,  die  Ent- 
deckung und  Verbreitung  des  Tabaks  und  die  Begründung  und  die 
Erhebungsarten  der  Tabaksteuer  behandelnd,  im  Druck  wegzulassen. 
Es  enthalten  diese  Kapitel  zwar  Tatsachen,  über  welche  der  Verfasser 
der  Schrift  sich  vor  Beginn  seiner  eigenen  Arbeiten  orientieren  mußte. 
Aber  er  konnte  natui^emäß  hier  keine  neuen  Forschimgsresuitate 

*)  Diese  Befün  huingen  winden  im  September  1900  uiedergeschrieben.  Sie 
haben  sich  inzwischen  YollinliaUticb  bestätigt. 
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bringen,  sondern  or  mnGte  sich  auf  (Vre  mehr  oder  weniger  -getreue 
Wiedergabe  der  Krgebnisse  der  Arbeiten  anderer  beschränken.  Es 
wären,  wenn  das  von  mir  hier  Verlangte  geschehen  wäre,  dann  auch 
AeulM'ningen  wes^e^eblieben  wie  die  auf  S.  4,  wo  der  \  errasser  in  !>e- 
grcirticher  Ueberlreibung  sagt,  unter  allen  Konbumsleucm  nehme  die 
Tabaksteuer  »die  richtigste  und  rationellste  Stellung«  ein  oder  die 
originelle  BegrOndting  der  Luxusbesteuerung  auf  S.  5  oben.  Doch  das 
sind  bloße  Schönheitsfehler  I  Von  sachlichen  Ausstellungen  wire  nur 
die  eine  zu  machen,  daß  aus  den  auf  S.  136  mitgeteilten  Zahlen  über 
das  Verhältnis  der  Ausgaben  zu  den  Einnahmen  beim  Tabakmonopol 
in  den  verschiedenen  Ländern  doch  nicht  auf  die  Untemehmerquali* 
täten  des  Staates  als  Besitzer  von  Tabakmanufakturen  geschlossen 
werden  kann,  wie  es  a.  a.  O.  geschehen  ist.  Diese  JSahlen  geben  doch 
bloß  Aufschlüsse  iil)er  die  Tlohc  der  in  den  einzelnen  Ländern  in  den 
Monopolpreisen  lür  Tabak  mit  enthaltenen  Steuer. 

Mit  der  f(irischr<-itenden  i^eset/:4(  l>rnsc  In  n  Arbeit  auf  dem  l'\  lde 
«ler  direkten  P)esteucrung  wird  es  für  den  ein/einen,  der  nicht  Spc/.ialist 
ist  aut  tiem  (.jcbictc  der  Steuerlehre,  immer  schuieri^er,  das  konkrete 
Tatsachenmaterial  zu  übersehen.  Von  diesem  Standpunkte  aus  sind 
die  Versuche  zu  begrüik^n,  wie  sie  von  Garelli  und  von  Max  v.  Heckel 
in  den  vorliegenden  Schriften  unternommen  worden  sind  in  der  Ab- 
sicht, die  Steuergesetzgebung  verschiedener  Länder  übersichtlich  zu- 
sammenzufassen. Das  erstgenannte  Buch  von  Gareiii  ist  nur  der  erste 
Band  eines  größeren  Werkes,  welches  die  gesamte  Steuerlehre  zum 
Gegenstande  haben  soll.  Dieser  Band  gibt  eine  Darstellung  der 
Personalbcsteuerung  (vom  Einkommen  und  Vermr.L;x-n>,  wie  sie  gegen- 
wärtig in  den  verschiedenen  europäischen  Ländern  besteht.  Er  be- 
han<lrlt  die  Materie  de  lege  lata  und  soll  den  Unterbau  liefern  für  den 
z\s  (  itcn  l^and,  der  die  Steuerlehre  dann  the<>rctisi  h,  dr  U  ^c  ferenda 
brtrachten  will.  Der  Verfa.sser  hat  das  gesamte  \ urUf^cndc  ^r\valti<^'e 
MuUrial  in  der  Wrise  übersichtlich  zu  ;:jestalten  versucht,  daß  er  die 
ein/einen  witiuigeren  Tragen  gelrcnrii  lichandelt,  wie  etwa  die  sub- 
jektive Steuerpilicht,  die  Besteuerung  der  juristischen  Personen,  den 
Abzug  der  Schulden  und  der  Schuldzinsen  bei  der  Einkommen»  und 
Vermögenssteuer,  die  Versicherungsprämien,  das  Existenzminimum,  die 
Progressiv-  und  Proportionalbestcuerung  u.  a.  m.  Er  teilt  in  diesem 
Bande  einfach  mit,  welche  Lösung  die  konkrete  Steuergesetzgebung 
der  einzelnen  europäischen  Länder  für  diese  verschiedenen  Fragen 
gefunden  hat.  Dieses  System  der  Darstellung  bietet  nun  aber  ohne 
Frage  ge^^isse  Gefahren  dar,  indem  dabei  die  einzelnen  Tatsachen  aus 
dem  Zusammenhange  des  Steuersv«^tems  herausgerissen  werden.  Ks  ist 
z.  B.  uncrlal.dich  tur  die  Renrteilun'^'  der  Höhe  des  von  der  I'.iiiknnimcn- 
steucr  frcii^rlasscnen  Lxi-stcn/niininiuin*;,  zn  wissen,  ob  neben  dieser 
Steuer  etwa  noch  eine  hohe  Ropt-steuer  besteht  (wie  z.  ß.  im  Kanton 
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Zürich)  und  oh  fiurrh  die  indirekte  Rcsleuenin^  so  unentbehrliche 
Lebensmittel  vtiteuert  werden  wie  z.  B.  Salz,  Brot  und  Fleisch.  Der 
mir  allein  zur  Besprechung  vorliegende  erste  Band  der  Schrift  erlaubt 
kein  Urteil  darüber,  ob  und  inwieweit  es  dem  Verfasser  gelungen  ist» 
das  Augenmerk  des  Lesers  darauf  zu  lenken,  daß  all  diese  Fragen  nur 
im  Zusammenhange  mit  dem  gesamten  Steuersysteme  beurteilt  werdea 
können.  In  diesem  Bande  hatte  der  Verfasser  sich  das  nicht  zur  Auf- 
}Tabc  {gesetzt,  doch  wird  der  zweite  Band  dies  ohne  Zweifel  noch  nach- 
holen. Jt"<l<-'nfMll?^  ist  auch  dieser  Band  für  sich  allein  schon  wertvoll 
als  {bedrängte  Darstellung  der  Einrichtung  der  Personalbcsteucrung  in 
den  verschiedenen  Ländern. 

Wenn  uns  Garclli  eine  zusammenfassende  Ucbersicht  über  die 
gegenwärtige  Gestaltung  der  Besteuerung  vom  Einkommen  und  Ver- 
mögen gibt,  so  will  uns  v.  Heckel  im  Ueberblick  mit  den  Fortschritten 
der  direkten  Besteuerung  in  den  deutschen  Staaten  in  dem  Vierteljahr- 
hundert 1880 — 1905  bekannt  machen.  Es  bedeuteten  jene  funfund« 
zwanzig  Jahre  Steuergeschichte  für  die  deutschen  Staaten  im  wesent- 
lichen die  Zeit  des  Uebergan^  on  den  Objcktsteuem,  wie  sie  im 
Laufe  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  meist  mit  unter  dem  Ein- 
flüsse fran/ösischer  Vorhihler  entstanden  waren,  zu  dem  Systeme  der 
PcrsonallH  steuerun^^,  wo  »lic  deutschon  Staaten  1  wohlgemcrkt :  in  ihrer 
Gesamtheit  ;  nic  ht  imnier  die  einzelnen  I  )  im  wesentlichen  selbstbchüpfe- 
risch  vorgingen.  »Die  überwiegende  Zahl  unserer  Steuersysteme  — 
von  26  sind  es  22*  —  so  faßt  unser  Autor  die  Ergebnisse  jener  Ent- 
wicklung zusammen  —  »hat  auch  formell  die  vornehmlich  auf  eine  Ein- 
kommensteuer gestellte  Personalbesteuerung  gewählt.  Nur  vier  Einzel- 
staaten sind  der  Ertragsbesteuerung  treu  geblieben.  Und  auch  diese 
—  mit  Ausnahme  der  beiden  Großherzogtümer  Mecklenburg  —  haben 
den  subjektiven  Steuerelementen  beträchtliche  Zugeständnisse  gemacht« 
und,  so  darf  man  heute  hinzufügen,  der  eine  dieser  bis  dahin  auf 
diesem  Gebiete  noch  zilrürkjrcbltcbenen  Einzelstaaten,  nämlich  Bayern, 
hat  gegenwärtig^  aiu  Ii  die  Kinfuhrung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer in  Absicht.  Man  kann  sa^Ten.  daii  unserem  Verfasser  die  Auf- 
gabe, die  er  sich  gestellt  hatte,  im  wesentlichen  gelungen  ist. 

In  derselben  Weise,  wie  es  in  dem  im  vorstehenden  besprochenen 
größeren  Werke  fiir  das  Gesamtgebiet  der  direkten  Steuern  geschehen 
ist,  hat  Max  von  Heckel  in  seinem  Beitrage  zu  den  »Fes^ben  för 
Adolf  Wagner  zur  siebenzigsten  Wiederkehr  seines  Geburtstages«,  welche 
dem  greisen  Gelehrten  von  seinen  Schülern  dai|[ebracht  worden  sind, 
»die  Stellung  der  Gewerbesteuer  im  Entwicklungsprozeß  der  modernen 
Personalbcsteucrung'  zu  schildern  versucht.  Auch  hier  hat  er  darnach 
gestrebt,  »den  Inhalt  der  Gesetze  am  eine  komparable  Form  zu  bringen.« 
Man  ma?  vielleicht  mancherlei  Kritik  an  dem  in  beiden  Fällen  ange- 
wendeten Verfahren  üben  können ;  meiner  Ansicht  nach  ist  aber  dieses 
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Hinwegsehen  Über  EinselheiteD  und  das  Zusanunenfassen  gewisser  Haupt- 
zflge  jedenfalls  ein  Weg,  der  durch  das  Labyrinth  die  sabilosen  deut* 
sehen  Steaergesetze  mit  ihren  nicht  immer  orginellen  Verschiedenheiten 
hindurchfiihrt  —  An  sonstigen  Aufsätzen  finanxwissenschaftlichen  In- 
halts finden  sidi  in  de  r  genannten  Festschrift  nur  noch  zwei.  In  dem 
einen  schildert  Karl  Rathgen  die  japanische  Finanspolitik  von  1895  bis 
1904  zwischen  den  Kric«jcn  gegen  China  und  gegen  Rußland.  Er  be- 
handelt darin  di(*  Stfiirrreformcn,  wie  sie  nach  dem  rhincsischcn  Kriej^e 
/.ur  luitlastung  der  Grundbesit/cr,  aber  aiu  Ii  zur  Vermehrung  der  finan- 
ziellen Mittel  des  fernen  Inselrci(  lu  s  durchgeführt  werden  sind,  und 
die  japanische  Anleihcjjolitik.  Der  /.weite  Aulsalz  von  Aii'^ustu  (ira- 
ziani,  Professor  an  der  Universität  Neapel,  bespricht  einige  neuere  Ver- 
besserungen des  italienischen  Stetter8)rsteros^). 

*)  Es  buin  «reder  im  Rahracik  dieses  Aufsatzes  liegen,  noch  lieg(  es  im  B»> 
reich  meiner  KrSfte,  den  Übrigen  reichen  Inhalt  der  »Festgaben«  irgendwie  gebüh- 
rend stt  wflrdigen.  Es  möge  jedoch  hier  ein  Vcneidinis  der  verschiedenen  Bei- 
trlgc  folgen.  Sie  sind  hauptsächlich  theoretischer  Natur.   Die  Anfänge  der  Marx« 

sehen  Sozialthcorie  und  ihre  BceinflubMing  durch  Hegel,  Feuerbach,  Stein  und 
I'roudhon.  Von  (ieorg  Adler  (Kiel).  Der  Streit  um  Malthus  Lehre.  Vun  Heinrich 
Dietzel  (Bonn).  Dietzel  sucht  hier  nachzuweisen,  daß  die  (jcgncr  von  Malthus  seine 
Ansichten  immer  viel  zu  pessimisti-i  Ii  .!i,>let;fen,  weil  sie  ihn  oft  wohl  überhaupt 
?iicht,  iciliurnl !s  aber  nicht  im  Zu>runineiili.iiiL;u  l.i-^cn.  —  Sir  Matht-w  Haie  und 
ji'liii  l'.iuckncr  mit  einer  Geschichte  <ler  % ■  >rmnlilius>i>clicn  l!cv.)ll<t  ruii^stlRuric.  Von 
Wilhelm  Habbach  (Kiel).  Ebenso  wie  diese  Ansicht  neuerdings  liii  Adam  Smith 
immer  mehr  durcbsodringen  beginnt,  so  scheint  nach  den  Darlegungen  von  Has« 
bach  auch  Maithns  nicht  am  Anfange,  sondern  viel  eher  am  Ende  einer  langen 
Reihe  von  Denkern  Ober  das  Bcvölkerangsproblem  zn  stehen.  La  vendita  deila 
Zccca  di  Messina  nell*  anno  143S.  Studi  del  Dr.  Vito  Cusumano,  Professore  nella 
R.  Universitä  di  Palermo.  La  gtustilicasione  storica  del  Mercanttlismo.  Di  Ca- 
miilo  Sttpino,  Prof.  ord.  di  Economia  Politica  nell'  Universiti  di  Pavta.  Di  nn  Inogo 
dassico  del  Digesto  nella  Storia  dell*  Economia  c  del  Diritto.  Di  Fedele  Lampcrtico, 
Senatore  (Montegaldclln,  Viceiizn).  I  dingrnmmi  a  scala  logaritmlca  (n  proposito  della 
graduazionc  per  valorc  delle  succe  l  oii  cuditoric  in  Italia,  Francia  e  Inghilterra). 
Notn  Dl.  Rodolfo  Heninni,  prot.  ord.  di  Statisticn  ru  lli  R.  Univcrsitä  di  Pavia. 
Die  Entwicklung  <li  r  Tcrhnik.  Soziologische  .Skizze.  \  on  l'tnlinand  Tönnies  (Eutin). 
Materialien  /u  volk.-»« uischaftlichcn  Smdit-n  über  d!<<5  iK  ut-ehc  I  nterrichlswescn.  Von 
Wilhelm  Kahler  (  Aachen).  Di  alciine  lormc  di  poluica  ^ucialt.  del  Commune  in  Iialia. 
Dcl  Dr.  Carlo  F.  Ferraris,  I'rufessore  uclla  K.  Univcrsil4  di  l'adova.  Alcuni  appunü 
snila  distribuzione  dcl  reddito  e  del  patrimonio  in  Pms^a.  Del  Dr.  Costantino  Bresdani 
Ii  IttJancio  econoroico  del  soäalisnio  di  Stato.  Di  AchiUe  Loria,  Professore  nella  R. 
Universitä  di  Torino.  Die  Qoantititatheorie  insbesondere  in  ihrer  Verwertbariceit  als 
Hauasetbeorie.  Von  Arthnr  SpiethoH  (Berlro).  Zur  Preistheorie.  Von  Karl  Oldcn- 
bni^  (Greifswald).  Die  Entstehung  des  Kapilalzinses.  Von  Michael  Hafaiisch  (Wien). 
Archiv  fOr  SosialwiM«iitcb«ft  und  SoitalpoUtik.  XXVI.  a.  33 
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Wenn  wir  uns  nunmehr  zur  Betrachtung  von  Monographien  auf 

dem  Gebiete  der  direkten  Besteuerung  hinwendenf  so  wäre  zuerst  das 
Augenmerk  aüf  einige  Darstellungen  zu  lenken,  welche  das  gesamte 
Steuersystem  verschiedener  deutscher  Einzelstaaten  zum  Ge£»enstande 
haben.  Die  Arbeiten  von  Alexander  Hoffmaun  und  von  iians  von 
Nostiz  über  die  direkten  Staatssteucm  im  Königreiche  Sachsen  liefern 
uns  einen  Ucbcrblick  über  ein  gut  Teil  der  sächsischen  i  iiianz-  und 
Steuergeschichte  im  19.  Jahrhundert,  insbesondere  in  Verbindung  mit 
der  Schrift  von  Otto  Georgi,  welche  den  gesamten  Staatshaushalt  des 
Königreiches  seit  dem  Jahre  1880  behandelt  Die  beiden  zuletzt  ge* 
nannten  Schriften  von  Georgi  und  von  Nostiz  haben  Männer  aus  der 
Praxis  der  Verwaltung  zu  Verfassern,  welche  die  Resultate  von  Studien, 
die  sie  zunächst  zur  Befriedigung  ihrer  eigenen  Bedürfnisse  nach  Er- 
kenntnis unternommen  hatten,  auch  weiteren  Kreisen  zugänglich  machen 
wollten,  während  das  Hurh  \on  Hoffmann  eine  wissenschaftliche  An- 
fani^erarbeii  zu  sein  scln  int  1  )cr  Haushalt  des  Königreichs  Sachsen 
zeifit  seit  dem  Jahre  1880  ein  .starkes  Steigen  der  Ausgaben,  eine  Er- 
scheinung, die  wir  ja  beinahe  in  allen  zivilisierten  Ländern  wieder- 
finden. Namentlich  das  Departement  des  Kultus  und  öffentlichen  Un- 
terrichtes ist  dasjenige,  in  welchem  relativ  und  absolut  die  größte 
Steigerung  stattgefunden  hat  Wie  Geoi^i  zeigt,  ist  dies  Anwachsen 
der  Ausgaben  des  Königreichs  Sachsen  sogar  noch  bedeutend  stärker 
gewesen,  als  eine  oberflächliche  Betrachtung  der  bloßen  Zahlenangaben 
des  Budgets  erkennen  läßt.  Es  sind  nämlich  zu  Beginn  und  im 
Laufe  der  achtziger  Jahre  noch  viel  ^rnVyere  einmalige  Ausgaben  mit 
den  ordeiitlirlien  Mitteln  des  Etats  bcstriilcii  worden  als  zu  Ende 
der  in  der  in  Rede  stehenden  Schrift  betrachteten  reriodc.  Da/.u 
kommt  noch,  daß  der  sächsische  Slaatsliaushalt  sich  von  dem  ])reiil>i- 
schen  in  einem  weseniiielien  Punkte  unterscheidet:  die  sächsischen 
Staatsbahnen  ergeben  vcrhältnbmäßig  nicht  die  großen  Ueberschüsse 
der  preußischen  Eisenbahnen;  ja  sie  haben  nach  der  Berechnung  un- 
seres Verfassers  in  den  letzten  Jahren,  die  seine  Schrift  noch  berück- 
sichtigt, sogar  Zuschüsse  aus  den  Mitteln  der  Steuerzahler  verlangt. 
Auch  diese  Tatsache  ist  nicht  aus  dem  Etat  ersichtlich,  da  die  Eisen- 
bahnschuld nicht  getrennt  neben  der  allgemeinen  Staatssriudd  nachge- 
wiesen wird  und  überhaupt  die  Buchführung,'  der  deiitsehen  .Staatseisen- 
bahnen nieht  n.u  li  kaufmännischen  (rr'sirhi--ijuiikteii  erfol'^t.  Ks  wurden 
z.  B.  keine  Abschreibungen  des  Anlai^ekapitais  vorgenDuimen  und  auch 
die  Holte  dieses  ist  nicht  klar  ersichtlich.  Die  Vorschlage  nun,  welche 
Georgi  hinsichtlich  der  Stellung  der  staatlichen  Eisenbahnen  zum  all- 
gemeinen Staatshaushalte  macht,  erscheinen  mir  sehr  beachtenswert. 
Er  verlangt  nicht  etwa  volle  finanzielle  Selbständigkeit  derselben,  wie 
sie  etwa  den  Bundesbahnen  in  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft 
zukommt.   Er  hält  es  vielmehr  nicht  für  unbillig,  wenn  die  Eisenbahnen, 
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deren  Gedeihen  von  dem  Stande  der  allijciiK  inen  wirtschaftlichen  Kul- 
tur und  der  Erfüllung  der  volkswirtsdiafilichcn  Aufj^abcn  des  Staates 
SO  wesentlich  abhängt,  zu  den  Kosten  dieser  Erfüllung  auch  etwas  beitragen. 
Aber  er  verlangt  eine  klare  Scheidung  der  beiderseitigen  Haushalte, 
damit  die  Volksvertretung  immer  wisse,  ob  die  Eisenbahnen  Ueber- 
Schüsse  abwerfen  £ur  Erflillung  allgemeiner  Staatszweckc  oder  ob  sie 
aber  Zuschüsse  erfordern  aus  den  Mitteln  der  Steuerzahler.  Und  er 
verlangt  außerdem,  daß  In  Jahren  reicher  Eisenbahn  Überschüsse  auch 
in  irgend  einer  Weise  für  etwa  kommende  magere  Jahre  vorgesorgt 
werde.  Auch  sonst  ist  GeorgisBuch  reich  an  anregenden,  beachtenswerten 
(iedanken.  So  wenn  er  die  geringere  Rentabilität  der  Staats]  lahnsvsteinc  der 
deiitsc  hen  Mitlelstaaten  im  Vrr^Ieu  h  zu  Preußen  weniger  aus  der  Ueber- 
Irgenluit  des  Grul>t)etriet>e.s  erklärt,  wie  es  oft  geschieht.  —  es  sei 
nur  darauihin  gewiesen,  daß  manche  recht  kleine  Frivatbalinnetze  gut 
rentieren  —  als  aus  dem  Umstände,  daß  diese  Mittelstautcn  die  Renta- 
bilität ihrer  Eisenbahnnetze  durch  den  Bau  zu  vieler  unrentabeler  Ne- 
benlinien  herabgedrückt  haben.  Ferner  was  er  über  die  Ausgestaltung 
einer  künftigen  deutschen  Eisenbahngemeinscheft  sagt  u.  a.  ro. 

Eine  Folge  des  Anwachsens  der  Ausgaben  im  sächsischen  Staats- 
haushalte und  des  Zurückbleibens  der  Eisenbahnüberschüsse  war  die 
vermehrte  Inanspruchnahme  des  öffentlichen  Kredites.  Während  in 
dem  Zeitraum  1880  8 1  bis  zur  Finanzperiode  1890/91  die  sächsische 
Staatsschuld  von  694,342  Mill.  Mark  auf  626,840  Mill.  Mark,  also  um 
66V2  Mill.  Mark,  v(  rmindert  worden  war,  ist  sie  in  den  vier  darauf- 
folgenden t  manzperioden  wieder  auf  829,822  Mill.  Mark,  also  um 
202,982  Nlill.  Mark,  gestiegen  Die  Vermehrung  der  Staatss(  liulden  .seit 
der  Periode  1890,91  bis  zum  Jalire  1903  belief  sich  auf  mehr  als  400 
Millionen  Mark.  Die  Inanspruchnahme  dieses  Mittels  kann  aber,  wenn 
keine  anderen  Einnahmequellen  zur  Verfügung  stehen,  auf  die  Dauer 
nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Besteuerung  bleiben.  Zwar  ist  der  Ertrag 
der  sächsischen  Einkommensteuer  mit  dem  Anwachsen  des  Volksein- 
kommens und  der  besseren  Erfassung  desselben  gewaltig  gestiegen: 
aber  trotzdem  mußte  im  Jahre  1903  der  Steuerfuß  die  Einkommen» 
Steuer  mit  Ausnahme  für  die  vier  untersten  Klassen  (von  400  bis  800 
Mark)  um  rund  25^0  erhöht  werden.  Leber  die  Entwicklung  der  säch- 
sischen Steuern  in  dem  in  Rede  stehenden  Zeitraum  geben  nun  die  ge- 
nannten Schriften  vnn  MnfTmann  und  van  Nostiz  reiche  Aiifklaning. 
Heide  holen  allerdings  weiter  aus  als  von  der  Einführiini;  Mer  all^^eniei- 
nen  Einkommensteuer  im  Jahre  1874.  Von  Nostiz  beginnt  seine  Dur- 
stellung mit  dem  Uebergange  des  Königreiches  Sachsen  zu  einem 
modernen  Ertragssteuersystem  in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  des 
19.  Jahrhunderts.  Und  Hoffmann  liefert  uns  sogar  einen  Ueberblick 
über  die  gesamte  sächsische  Steuergeschichte.  Das  Königreich  Sachsen 
hat  infolge  seiner  raschen  industriellen  Entwicklung  den  Weg  von  der 
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unsysteniAtischeii  Regellosigkeit  der  Besteuerung,  wie  sie  ihm  aus  dem 
17.  und  18.  Jahrhundert  üt^ikommen  war,  durch  eine  systematische 
Ertragsbesteuerung  hindurch  bis  zur  aligemeinen  Einkommensteuer  in 

dem  verhältnismäßig  kurzen  Zeiträume  von  nur  drei  bis  vier  Jahrzehn- 
ten zurückgelegt.  T'ni]  zur  Zeit  der  Einführung  der  allgemeinen  Ein« 
koinmcnsteurr  hatt«  die  alte  (icwer!>c-  \m<\  Pcrsonalstcuer  aus  dem 
Jahre  1S34  nach  der  ncstaltung,  welche  ihr  durch  die  zahlreichen  Er- 
gänzungsgescize  gegeben  worden  war,  in  der  grolnn  .\fchr/ahl  ihrer 
Unterabteilungen  fast  ganz  den  Chaiakler  einer  Einkommensteuer  er- 
halten und  unterschied  sich  von  ihr  eigentlich  nur  noch  durch  die 
ünzulflssigkeit  des  Abzuges  der  Schuldzinsen  von  dem  ermittelten 
Einkommen. 

An  der  von  Nostizschen  Schrift  hat  mich  nun  vor  allem  die  Zusammen- 

fassung  der  Ergebnisse  der  allgemeinen  Einkommensteuer  interessiert. 
Der  Verfasser  teilt  mit  (S.  170),  daß  im  Jahre  1900  von  dem  gesamten 
Einkommen  ohne  Abzug  der  Schuldzinsen  entfielen :  auf  Grundbesiz 
320  Millionen,  auf  Renten  3SS  Millionen,  auf  f'ichalt  und  Löhne  1104 
Millionen  und  auf  Handel  und  Gewerbe  6S2  Millionen.  Ks  i<;t  l)ci  der 
Würdigung  dieser  ErL;el)nis-;e  zu  beai  hicn,  daß  zur  l'.inkonunensieiier- 
statistik  in  Sachsen  alle  Eiukojnnicnbczieher  eiiij^cbchat/t  werden,  auch 
die  steuerfreien.  Und  so  ersieht  man  aus  diesen  Angaben,  daß  ira 
industriereichen  Sachsen  dem  Grundbesitze  nur  mehr  eine  Verhältnis« 
mäßig  geringe  Bedeutung  zukommt,  daß  dagegen  das  Arbeitseinkommen 
an  Bedeutung  beinahe  die  sämtlichen  übrigen  Einkommen^ruppen 
zusammengenommen  erreicht;  ihre  Summe  betrag  nämlich  1299  Milli- 
onen gegenüber  1104  Millionen  Arbeitseinkommen.  Ob  man  bei  der 
letztt'n  .\enderun_cf  des  Walihi  chte'^-  zum  sächsischen  Landtag  wohl  die 
politischen  Konsequenzen  aus  diesen  Tatsa«  hi  n  i^ezo^n  n  habt  n  mag? 
Ferner  lassen  die  Ergebnisse  der  sHcIisiselicn  l'.inkninini  nsieuerslalistik 
ersehen,  wie  außerordentlich  ungunstig  das  Einkommen  aus  der  Land- 
wirtschaft sich  ira  Königreiche  Sachsen  in  den  letzten  zwanzig  Jahren 
entwickelt  hat.  Es  ist  nämlich  1879  -1900  das  Einkommen  aus  Grund» 
besitz  auf  dem  Lande  nur  um  15,8  Prozent  gestiegen,  obgleich  auch 
diese  Zunahme  zu  einem  beträchtlichen  Teile  auf  Hausbesitz,  insbeson- 
dere in  Landgemeinden  mit  städtischem  Charakter,  wird  gerechnet 
werden  müssen.  Es  ist  jedoch  hier  vor  vorschnellen  Verallgemeinerungen 
hinsichtlich  anderer  deutscher  Landesteile  zu  warnen,  da  zu  beachten 
ist,  daß  die  hochintensive  sächsische  Landwirtsrhaft  \on  (\cn  hohen 
Getreidepreisen  vor  dein  Jahre  1S75  besonders  reichen  Vorteil  zog 
und  bereits  dan;als  technische  Verbcsserungen  eingeführt  hatte,  die 
heute  noch  nicht  in  vielen  Gegenden  Gemeingut  der  Landwirte 
geworden  sind.  Ferner  dürfte  die  Tatsache  interessieren,  daß  in  den 
Städten  das  allgemeine  Einkommen  iiii  Durchschnitt  größer  ist  als  auf 
dem  Lande  und  daß  wiederum  die  allgemeine  Steuerkraft  um  so  großer 
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ist,  je  größer  die  Stadt  ist  Soviel  über  die  Ergebnisse  der  Einkommen- 

Steuerstatistik. 

Mit  den  sonstigen  Ausführungen  unseres  Verfassers  kann  ich  mich 
jedoch  nicht  in  allen  Stücken  einverstanden  erklären.  So  glaube  ich 
z.  B.,  daß  ihm  auf  S.  34  ft'.  der  Beweis  nicht  2:elimt::en  sei  für  seine 
Behauiilunt^,  die  sächsische  Gruiidsti  iu  r,  (K  ten  Kataster  seit  ihrer  Kin- 
führuna  ini  Jahre  1843  nicht  revidiert  Nvordea  siml,  wirke  nicht  wie 
eine  Kealla.sl.  Weder  drr  rmstand,  dal>  (Hese  Abijnhe  im  Gesetze  als 
Steuer  und  nicht  als  Reallast  bezeichnet  wirti,  noch  die  Tatsache,  daß 
sie.  vor  dem  Jahre  1878  in  veränderlicher  Höhe  erhoben  worden  ist, 
kann  die  ausgesprochene  These  beweisen.  Wie  ich  zu  Anfang  dieses 
Aufsatzes  bereits  ausgeföhrt  habe,  hat  Petritsch  nachgewiesen,  daß 
sogar  noch  viel  unregelmäßiger  0illig  werdende  Steuern,  als  es  eine 
jahraus  jahrein  aber  in  wechselnder  Höhe  erhobene  Grundsteuer  ist, 
von  den  späteren  Erwerbern  der  davon  betroffenen  Objekte  auf  den 
ersten  Besitzer  in  der  Form  der  Steueramortisation  abgewälzt  werden 
können.  Wenn  dann  von  Xostiz  im  weiteren  W  rlaufe  seiner  Ausfüh- 
rnnsren  atif  S,  7,5  schrei!)t,  jene  Annahme  (nämlieli,  daß  die  Grundsteuer 
amortisiert  wrrdei  luhre  zu  dem  SeliluI-\  ^dal.^  iiaeh  einer  Reihe  von 
l'.csitzwechseln  der  Wert  des  ( irajulsliu  kcs  mehr  oder  wenit^er.  unt<  r 
L  tiKsländen  vollständig  aii!l;csor^en  und  auf  den  Staat  mit  übcrgcj^aniien 
sein  müßte«,  so  scheint  er  mir,  wenn  anders  ich  ihn  richtig  verstehe 
und  auch  nicht  etwa  ein  Druckfehler  vorliegt,  völlig  außer  Aciit  ge- 
lassen zu  haben,  daß  eben  nach  der  Einführung  der  Grundsteuer  und 
wegen  des  Bestehens  derselben  der  Verkehrswert  der  davon  betroffenen 
Objekte  um  den  kapitalisierten  Betrag  jener  Abgabe  geringer  ist,  als 
er  sonst  wäre.  Ist  die  Abgabe  in  ihrer  Hohe  schwankend,  so  wird  bei 
der  Stcueramortisation  der  mutmaßliche  Durchschnitt  derselben  zugrunde 
•gelegt.  Der  Umstand,  »daß  der  Käufer  eines  Grundstückes  stets  mit 
der  Möglichkeit  einer  gesetzlichen  Erhöhung  der  Gniivlsteuer  zu 
rechnen  hal^,  hindert  nicht,  daß  sie  in  ihrem  zu  erwartenden  Betrage 
amortisr( n  \v<  rd«  .  Von  Nostiz  scheint  mir  überhaupt  jede  Steuer- 
aniortisatn  ii  tur  unmöglich  zu  halten,  da  rr  a.  a.  O.  fortfahrend  bemerkt: 
>ln  (Jer  i'at  wurden  Steuern  nicht  derart  ka{)italisiert  und  abgezotjen, 
auch  .schun  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  der  Käufer  in  der  Regel  nicht 
weiß,  wie  lange  er  den  Kaufgegensland  behält  (sie!),  sondern  sie 
werden  nur  als  Unterhaltungs-  beziehungsweise  Produktionskosten,  wie 
andere  Kosten  veranschlagt  und  beeinflussen  insofern  allerdings  den 
Preise.  Aber  gerade  der  hier  beschriebene  Einfluß  der  Steuer  auf  den 
Preis  des  besteuerten  Objektes  ist  ja  die  Steueramortisation  l  Kurzum, 
die  ganzen  an  der  hier  besprochenen  Stelle  vorgetragenen  Anschau* 
ungen  erscheinen  mir  ziemlich  verworren  und  unklar.  Auch  die  Aus- 
führungen des  Verfassers  über  die  Stellung  der  Einzelwirtschaft  zur 
»Gesamtwirtschaft«  auf  S.  137  seiner  Schrift  erregen  mancherlei  kritische 
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Bedenken  in  mir.  Unbeabsichtigterweise  -  denn  er  selbst  ist  ein  An- 
hänger dieser  Theorie  —  scheint  mir  von  Nostiz  dann  auf  S.  147  einen 
Beitrag  für  die  Unhaltbarkeit  der  Steuertheorie  von  der  Gleichheit  der 
Opfer  und  der  Besteuerung  nach  der  Leist un;,'sfahi:4keit  erbracht  zu 
haben,  indem  er  die  Beobachtung  macht,  daL\  sobald  das  Einkommen 
eine  gewisse  erhebliche  Größe  erreicht  habe,  das  Steueropfer  Verhältnis* 
mäfiig  leicht  zu  tragen  sei.  Es  folgt  aber  aus  dieser  Beobachtung, 
daß  das  Opfer,  welches  der  Bezieher  eines  sehr  großen  Einkommens 
durch  die  Entrichtung  seiner  Steuer  bringt,  trotz  der  Progression 
geringer  ist,  als  das  Opfer  eines  Mannes  mit  ganz  geringem  Einkommen. 
Ganz  abgesehen  davon,  daß  es  seine  >Leistungsrähigkcit<  dem,  der 
500000  j.ihiü'  hes  Einkommen  bezieht,  viel  eher  erlaubt,  10 jahrlich 
davon  an  Stnu  r  zu  entrichten,  als  dem,  der  nur  500  einninunt,  5  "/o. 
Hier  scheint  imv  gerade  von  Nostiz  unbrahsicfili^terweise  auf  die 
Schwache  der  Steuertheorie  von  der  Opterglcichhcit  und  der  Besteue- 
rung nach  der  Leistungsfähigkeit  hingedeutet  zu  haben,  wie  sie  von 
Emil  Sax  in  seinem  Aufsatz  »Die  Progressivsteuerc  (in  der  Österreichi- 
sehen  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  i. 
Band,  1892,  S.  43  ff.)  bereits  in  überzeugender  Weise  aufgedeckt  hat. 
Wie  kommt  es  übrigens,  daß  man  im  Kanton  Züricli  etwa  einen  ganz 
anderen  Maßstab  für  die  Gleichheit  der  Opfer  und  (\'\c  Leistungsfähig- 
keit  anordnet  wie  im  Königreich  Sachsen  ?  - —  Beim  Lesen  des  von 
Nostizschcn  Buches  bin  ich  auf  zwei  den  Sinn  störende  Druckfehler 

gestoßen:  S.  15,  Z.  3  v.  u.  muß  es  hi  il^en:  »mit  V*o  (also   — -,  statt 

»*/40 ;  ferner  S.  46,  Z.  8  v.  o.  ^Kleet  statt  »Kleic<).  Ah;^eschen 
von  dem  gerügten  bedauerlichen  theoretischen  Mangel  bietet  jedoch 
das  vorliegende  Buch  des  durch  seine  Schrift  über  »Das  Aufsteigen 
des  Arbeiterstandes  in  England«  in  weiteren  Kreisen  bestens  bekannten 
Verfassers  doch  eine  recht  ausführliche  und  gründliche  Studie  über 
die  Staatssteuern  im  Königreiche  Sachsen. 

Trotzdem  das  im  vorstehenden  genannte  Buch  von  Alexander 
HofTmann  im  wesentlichen  denselben  Stoff  zum  Gegenstande  hat  wie 
die  drei  Jahre  vorher  erschienene  Sc  hi  lft  von  Hans  von  Nostiz,  so 
bildet  es  doch  eine  wertvolle  Ergänzung  derselben.  I  loftmann  hat 
namentlich  darauf  hingewie.sen,  daß  der  Hauptfehler  der  sächsischen 
Einkommensteuer  —  abgesehen  s(  lion  von  allen  Erwägungen  der  Ge- 
rechtigkeit und  betrachtet  vuin  Standpunkte  der  reinen  steuertechnischen 
Zweckmäßigkeit  —  die  geringe  Höhe  der  unteren  Steuergrenze  bildet. 
Die  sächsische  Einkommensteuer  erfaßt  nämlich  alles  Einkommen  bis 
zu  400  Mark  herunter  —  früher  waren  es  gar  nur  300  —  und  manche 
Gemeinden  kennen  überhaupt  keine  untere  Steuergrenzc.  Und  wenn 
Hoflfmann  nur  auf  diesen  Mangel  hingewiesen  hätte,  so  trüge  seine 
Schrift  ihre  Existenzberechtigung  in  sich  neben  der  von  Hans  von 
Nostiz,  da  dieser  jenem  Punkte  nicht  genügende  Beachtung  geschenkt 
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hat.  Hoffmann  bietet  da  ganz  erstaunliche  Details.  So  schätzt  er  z.  B. 
auf  S.  127/138  die  Krhcbungskosten  der  Einkommensteuer  in  der 

untersten  Steuerklasse  mit  400—500  Mark  Jahreseinkommen  auf  etwa 
70  Mark  pro  100  Mark  Steturreincrtraf^.  In  der  Steuerklasse  von 
5 — 600  Mark  Einkommen  enüklcn  auf  je  100  Mark  Stcuerrcinertrag 
etwa  ^5  Mark  Kosien,  bei  6  700  Mark  etwa  23V  a  und  bei  7  —800 
etwa  17'/^  Mark  Kütten  immer  uul  100  Mark  Steuerrcincrlrag.  Aber 
wie  ungeeignet,  schon  rein  steuertechnisch  betrachtet,  die  Einkommen« 
Steuer  zur  Erfassung  des  Einkommens  der  minder  bemittelten  Volks- 
klassen  ist.  ergibt  sich  noch  mehr  aus  weiteren  Angaben,  die  der  Ver- 
fasser auf  S.  130  seiner  Schrift  macht.  Damach  sind  im  Jahre  1901 
in  Leipzig  162  236  kostenpflichti<;c  Mahnungen  erlassen  worden  bei 
205  933  zur  städtischen  und  staatlichen  Einkommensteuer  eingeschätzten 
Personen,  d.  h.  auf  je  100  F.incfesrhätzte  kamen  pro  Jahr  etwa  79 
Maliuungen.  -Klarer  und  sicherer  noch*,  so  fährt  der  Verfasser  fort, 
»treten  (iie  Sc  haitenseiten  der  Einkommensteuer  für  die  unteren  Klassen 
m  der  Zaiil  d(  r  Pfandungbantraj^e  zutage.  So  sind  in  Leipzig  im  Jahre 
1901  wegen  der  Staats-  und  stadtischen  Einkommensteuer  allein  51  iSo 
Pfändungsanträge  gestellt  worden,  d.  h.  auf  je  100  Eingeschätzte  kamen 
ca.  25  Pfandungsanträge.  Viel  schlimmer  noch  liegen  aber  die  Ver- 
hältnisse in  der  Stadt  Chemnitz.  Nach  einem  auf  Veranlassung  des 
Stadtrates  vom  Statistischen  Amt  zu  Chemnitz  dem  Verfasser  zuge- 
gangenen Berichte  gingen  dort  im  Jahre  1901:  20{(5oi  ftiahnzettel  bei 
87  973  zur  Staats-  und  städtischen  Einkommensteuer  eingeschätzten 
Personen  hinaus,  d.  h  auf  je  lOO  Eingeschätzte  kamen  im  Jahre  237 
Mahnungen.  Im  Jahre  1902  wurden  sogar  231  009  Mahnungen  bei  87  74I 
ein;^eschätzten  Personen  erlassen,  d.h.  auf  je  kxj  der  letzteren  entfielen 
263  Mahnungen.  Anträge  auf  Zwangsvollstreckung  aber  wurden  im 
Jahre  igoi  gestellt:  63546,  d.  h.  auf  je  100  (zur  Staats-  und  städtischen 
Einkommensteuer)  eingeschätzte  Personen :  72.  Im  Jahre  1902  wurden 
^g^r  77 1^9,  d.  h.  auf  je  100  Eingeschätzte  etwa  88  (0  Pfandui^s- 
anträge  gestellt.  Die  in  diesen  Zahlen  zutage  tretenden,  geradezu  empö- 
renden Steuermißstände  erklären  sich  wohl  vorzugsweise  daraus,  daß 
die  städtische  Einkommensteuer  in  Chemnitz  keine  Grenze  für  steuer- 
freies Einkommen  hat«.  iJabei  i.st  zu  beachten,  daß  in  Sachsen  außer 
den  Zöllen  und  Verbrauchsabgaben  des  Reiches  auch  noch  eine  l'leisch- 
steuer  tur  Keclinung  der  Staatskasse  crliolien  wird.  Ich  mnl>  gestchen, 
daß  mir  manches  in  den  innerpolitischen  /uNtäntlcn  Saclisens,  wie  es 
namentlich  bei  den  vorielzlcn  Reielksiag.>walilen  /.uiage  gelrelen  ist,  durch 
diese  Zahlen  verständlich  wird.  Auch  Hoffmann  nennt  die  ungenügende 
Berücksichtigimg  der  geringen  Leistungsfähigkeit  der  minderbemittelten 
Klassen  bei  der  sächsischen  Einkommensteuer  die  stete  Quelle  von 
Unzufriedenheit  und  Verbitterung.  Und  wenn,  wie  Hoffmann  auf  S.  137 
seiner  Schrift  mittieilt,  von  gewisser  Seite  zur  theoretischen  Rechtferti« 
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gung  der  defliegcndcn  Steuer^nze  von  400  :\Iark  in  Sachsen  darauf 
hingewiesen  wird,  daß  die  Einkommensteuer  »durch  Hebung  des  mora- 
lischen Bewußtseins  und  Krafti!,'un<:^  des  Staatsgeftihls  die  jinlitischc 
Erziehunfj  der  Hurger  fördert  ,  so  ni(»(  htc  ein  solcher  Hmwcis  in  einem 
demokratischen  Schweizerkanton  \  it  licic  ht  am  PIat7,<*  sein,  olnvohi  man 
dort  dieselbe  Wirkung  durch  eine  Kopisteuer  erzielt,  im  l\ünigreiche 
Sachsen  klingt  er  jedoch  wie  bitterer  Hohn. 

Recht  treffend  scheint  mir  Hoffmann  auf  S.  56  die  politischen 
Wirkungen  der  Ertragsbesteuerung  in  Sachsen  geschildert  zu  haben, 
wo  er  nachweist,  daß  sie  auf  die-  Dauer  zu  Zwist  und  Haß  zwischen 
den  einzelnen  Berufsklassen  und  zu  Interessenkämpfen  zwischen  Stadt 
und  Land  führen  müsse.  Da  nämlich  die  einzelnen  Erti  ai^skataster 
auf  ^nn/.  verschiedenen  ^Tnindlagen  beruhen,  so  felile  es  auch  an  einem 
cinlieitlidu-n  Maßstahe,  um  die  verschiedenen  Heruts-  und  Besitzklassen 
mit  einer  ihr  wirkliches  Kinkonmicn  L^leichmal.Mg  erfassenden  Steuer 
belasten  zu  können.  Diese  Ungleichheit  der  Laslcavcrteilun^'  werde 
aber  noch  gesteigert  und  unerträglich  gemacht,  falls  Steigerung  der 
Steuerlast  geboten  erscheint.  Bei  Hoffmanns  Behandlung  der  Ein- 
kommensteuerstatistik fallt  namentlich  auf  die  Mittcistandsfrage  reiches 
Licht.  Weniger  kann  ich  mich  dagegen  mit  seinem  Versuche  einver- 
standen erklären,  die  volle  Doppelbesteuerung  der  Aktiengesellschaften 
zu  motivieren,  wie  sie  in  Sachsen  bi-sleht,  da  sie  meiner  Ansicht  nach 
sich  eben  nicht  motivieren  läßt.  Seine  Ausführungen  laufen  dort  doch 
allzusehr  auf  die  Vcrkündi.,tin.^  des  Grundsatzes  hinaus:  Nimm's,  wo 
du's  findest!  Alles  in  allem  miib  icii  jedoch  gestehen,  daß  auch,  nach- 
dem ich  die  Schrift  \  11  \  ,  Nnsti?  rrelesen  hatte,  mir  durch  di(  l.t  kturc 
des  Hofrmannschen  Buch(;s  inaneheiiei  neue  und  wertvolle  Auf.^i  hlu?>se 
über  die  Staatssteuern  im  Königreich  Sachsen  und  ihre  Wirkung  ge- 
worden sind. 

Wesentlich  kürzer  als  über  die  letzten  drei  Bücher  kann  mein 
Bericht  lauten  über  die  beiden  weiteren  Monographien  von  Steuer- 
systemen, die  mir  zur  Besprechung  vorliegen.  Die  Schrift  von  Max 
Voigtei  mit  dem  Titel  »Die  direkten  Staats-  und  Gemeindesteuern  im 
Großherzogtum  Haden,  eine  Darstellung  ilm  1  I'ntwicklung  und  ihrer  Er- 
gebnis*ie  vftn  iss^*  1901«  liefert  der  Hauptsat  he  nach  eine  n^cht  sorg- 
fällii;e  In  ai  1  »eiiuivj  def  hadischen  Steiierstatisiik  zu  cin(  ni  ^rolSen  Teile 
nach  ungedruckteii  (Quellt  n.  Drei  kurze  Kapitel  orientieren  dann 
knapp  über  die  Entwicklung  der  .Steuergesetzgebung  und  über  die 
geplanten  Reformen.  Von  den  Ergebnissen  dieser  Statistik  erscheinen 
mir  manche  recht  beachtenswert,  doch  liegt  ein  wesentlicher  Teil  ihrer 
Bedeutung  auf  anderen  Gebieten  der  Volkswirtschaftslehre»  nicht  auf 
dem  der  Finanzwissenschaft,  besonders  da  sie  nicht  in  Zusammenhang 
gebracht  sind  mit  der  Entwicklung  des  gesamten  badischen  Staatshaus- 
haltes. So  hat  es  mich  namentlich  interessiert  zu  vergleichen,  welche 
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Prozentsätze  des  gesamten  Einkommens  in  Baden  auf  die  verschiedenen 

Einkommensquellen  fallen  und  welche  im  Königreich  Sachsen.  Da 
rr;:^ibt  sich  denn,  daß  im  Jahre  1900  im  di(  htbevölkerten  industricrcichen 
Sachsen  nahe  an  46 "/o  fies  (gesamten  Einkemmens  Arbeitseinkommen  wa- 
ren geLjenüber  nur  3s"i  'i  ini  ( irol>luT/(),<,'tum  l'aden.  Nun  i'^t  alU'r*iinL^s  zu 
beachlcn,  daß  die  l>a<lisrhc  l'.inkommcnsU'iicr  ein  steucrtVc'ies  Mxi.stenz- 
minimum  von  500  Mark  kennt,  wahrend  in  Sachsen  alle  I>inkommcn> 
beziehcr,  auch  die  steuerfreien,  eingeschfitet  werden.  Aber  selbst  wenn 
man  annimmt,  daß  alle  Einkommen  unter  500  Mark  im  Königreiche 
Sachsen  bloßer  Arbeit  entstammten  —  was  gerade  da  bei  der  Vcran> 
lagung  nach  Einzelpersonen  und  nicht  nach  Familien  nicht  voll  zutreffen 
dürfte  —  und  diese  Einkommen  von  der  (Gesamtsumme  des  Arbeits- 
einkommens abrechnet  uud  nur  die  Einkommen  über  500  Mark  ver- 
gleicht: selbst  bei  dieser  Bcrechnungswcisc  entfallen  dann  noch  immer 
41  °/o  Arbcitseinkommt  n  auf  fia'^  Köniji^reirb  Sachsen.  Atirh  sonst 
regt  das  Voigtelscl]c  lUich  /n  lUvincherU-i  Hetrachlnnycn  an  iilu-r  die 
Verteihmg  des  Kinkonmicn.'>  zwischen  Stadl  und  Land  und  /.wischen 
Industrie  und  Grundbesitz,  über  die  Mittelstandsfrage,  über  die  Ver- 
schuldung in  den  städtischen  und  in  den  ländlichen  Gemeinden  (S.  35), 
Über  die  Belastung  von  Landwirtschaft  und  Industrie  durch  die  Besteue- 
rung u.  a.  m.  Ftnanzwissenschaftlich  beachtenswert  ist  die  Beobachtung 
(S.  33),  daß  in  Baden  auch  in  ungünstigen  Zeiten  eine  maßvolle  Ein- 
kommensteuer si<  Ii  als  die  sie  h(  rste  Einnahmequelle  für  den  Staat  erwie- 
sen hat.  Das  Buch  enthält  kein  überflüssiges  Wort.  Dem,  der  es  zu  lesen 
versteht,  sagt  es  trotz  seiner  bei  der  Lektüre  oft  unangenehm  empfun- 
denen K'ir/'c  recht  viel. 

Erich  'rre^>clier  hat  uns  in  seinem  ."-^ehi  ifteheii  über  »Die  Entwick- 
lung des  Steuerwe.sen.s  im  Ilcr/ogluni  Sachs(n-(  lotha«  einen  Beitrag 
zur  Finanz-  und  Stcuergeschichte  der  deutschen  Kleinstaaten  geliefert. 
Ich  muß  gestehen,  daß  auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung  mir  die 
Leistungen  der  »Herzogtümer  Sachsen-Koburg  und  Gotha«  mit  ihren 
vier  getrennten  Kassen  tmd  ihren  fünf  (I)  selbständigen  Etats  gemeinsam 
und  die  des  Herzogtums  Sachsen-Gotha  im  besonderen  nach  den  Schil- 
derungen des  Verfassers  als  gar  wenig  bedeutend  erscheinen.  Um  nicht 
ungerecht  zu  werden,  i.st  allerdings  zu  bemerken,  daß  das  letztL'i  nannte 
Herzogtum  seit  dem  Jnhre  roo?  sich  ein  Stniersvstem  lm  s(  hatien  hat, 
»das  sich  dem  lu  sii  ti  l»i-her  geleisteten  an  die  Seite  zu  .slellcr»  vermag' . 
Wa.s  nun  ilic  Schnli  seihst  anlangt,  so  verfällt  Trescher  auf  S.  64  in 
denselben  Denkfehler,  wie  ich  ihn  .schon  bei  von  Nosti/.  aufgedeckt 
habe,  nähmlich  hinsichtlich  der  Frage,  ob  die  seit  mehr  als  150  Jahren 
nicht  mehr  neu  angeU  i^ie  ^othaische  Grundsteuer  den  Charakter  einer 
Rcallast  angenommen  habe.  Er  verneint  diese  Frage,  indem  er  argu- 
mentiert, wenn  die  betreffende  Abgabe  eine  Reallast  geworden  wäre, 
so  müßte  sie  nach  dem  Gesetz  über  die  Ablösung  der  Grundlasten 
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auch  ablösbar  sein.  Ferner  fehle  ihr  die  Eigenschaft  der  Unverändcr- 
lichkeit.  Es  sind  also  juristische  Gründe,  die  unseren  Verfasser  bei 
seinem  Urteil  geleitet  haben.  Die  Volkswirtschaftslehre  betrachtet 
jedoch  die  Erscheinungen  <!(  s  wirtschaftlichen  Lebens  nicht  auf  ihre 
juri.slii>che  Form,  sondern  ant  ihren  tatsächlichen  Inhalt  hui.  V.s  zeigen 
aber  die  beiden  betrachteten  Falle,  wie  srluver  es  dem  juristisch  ge- 
schulten Denken  wird,  von  der  rechtlichen  Form  abzusehen  und  zum 
Wesen  der  ökonomischen  Erscheinungen  vorzudringen.  Uebrigens  be- 
hauptet Trescher  auf  der  folgenden  Seite  seines  Schriflchens  doch 
selbst,  daß  die  Grundsteuer  einen  Einfluß  auf  den  Kaufpreis  eines 
Grundstückes  ausübe:  er  müsse,  wenn  auch  nicht  genau,  so  doch  an- 
nähernd, um  den  kapitalisierten  Betrag  der  Steuer  niedriger  sein,  als 
wenn  das  Grundstück  steuerfrei  wäre.  Die  Fortcrhebuni^  einer  Grund- 
steuer neben  einer  allgemeinen  Vcrmrtrrcnstcuer  kann  aber  doch  außer 
durch  den  l'msiand,  daf^  «liese  Abi;abe  den  Charakter  einer  Rcallast 
ani^'enoinmcn  hat,  nocli  <lnicii  den  Hinweis  darauf  gerechtfertigt  werden, 
daß  manche  Leistungen  des  Staates  und  namentlich  der  Gemeinden 
gerade  den  Grundbesitzern  allein  zugute  kommen.  Treschers  Beweis» 
lührung  für  die  Behauptung  (S.  59  und  64/65),  die  Entschädigung  an 
die  Privilegierten  flir  die  Aufhebung  der  Grundsteuerfreiheit  im  Jahre 
1841  sei  bloß  eine  »formelle«  gewesen,  kann  ich  nicht  anders  denn  als 
eine  Spitzfindigkeit  bezeichnen.  (Vergl.  übrigens,  daß  derselbe  Ge- 
dankengang, wie  ihn  Trescher  a.  a.  O.  entwickelt,  der  ersten  der  oben 
mitgeteilten  Aeußerun;:^en  von  v.  Nosti/  auch  zu.f'runde  licrrt.^  Znzu- 
rjeben  ist  allerdings,  da:>  <lie  l'rivilei^ierten  für  die  Entziehung  ihres 
N  orieclucs  nicht  voll  eniscliade^i  worden  sind,  sondern  bloß  zu  drei 
Fünttcin.  Erfahrungen,  die  man  mit  der  Oeffentliciikeit  tlcr  Steuer- 
register in  der  Schweiz  und  im  Großherzogtum  Luxemburg  gemacht 
hat  —  man  hat  dieselben  sogar  stellenweise  durch  den  Druck  verviel- 
fältigt, um  die  Oeflentlichkeit  so  vollkommen  wie  möglich  zu  machen 
—  haben  die  Erwartungen,  die  man  an  diese  Maßregel  knüpfte,  nicht 
bestätigt  und  lassen  das  Lob,  das  der  Verfasser  dieser  Einrichtung  auf 
S.  80  als  Mittel  gegen  falsche  Steuererklärungen  spendet,  als  ungerecht- 
fertigt  erscheinen. 

Aus  dem  Gebiete  der  Literatur  nher  kommunale  Finanzen  lic^t 
nur  nur  eine  Schrift  zur  Hespret  lnnv^  \ or :  es  ist  dies  die  Arbeit  von 
Hupo  Allend«»rf  über  »L)ii>  1  inan/wt  ^en  der  Stadt  Halle  a.  S.  im 
19.  Jahrliunderl«.  Sie  leidet  an  einigen  Mangeln.  Schon  die  ganze  An- 
lage der  Schrift  ist  als  verfehlt  zu  bezeichnen.  Gewiß  war  es  richtig, 
mit  einer  Uebcrsicht  über  die  Entwicklung  der  Bevölkerung  der  Stadt 
Halle  im  19.  Jahrhundert  zu  beginnen,  da  gerade  die  starke  Bevölke- 
rungszunahme mit  dazu  beigetragen  hat,  daß  die  Aufgaben  der  Stadt 
angewachsen  und  mannigfaltiger  geworden  sind.  Aber  nach  diesem  Ab- 
schnitte hätte  dann  die  Entwicklung  der  kommunalen  Aufgaben  betrach> 
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tet  werden  müssen.  Statt  dessen  folgt  bereits  eine  Darstellung  der 
Entwicklung  der  Gemeindesteuern,  wiUirend  erst  an  dritter  Stelle  auf 
die  Entwicklung  der  Aufgi^n  der  Stadtverwaltung  eingegangen  wird. 
Diese  Anordnung  führte  dann  dazu,  daß  später  noch  einmal  ein  Ab- 
schnitt mit  dcrUebcrschrift  eingeschaltet  werden  mußte:  »Betrachtungen 
über  das  Finanzwesen  der  Stadt  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Kommunalsteucrn.«  Ganz  am  Schluß  folgt  dann  ein  Ausblick  auf  Die 
Wciterentwickhmg  der  riempindosteuern  in  Halle  a.  S.  Zudem  wird 
mitten  /wisclicn  diese  Teile  hinter  das  Kaj)itcl  über  die  Aufgaben  der 
Stadtgenu  iivic  ein  Abschnitt  s^estellt,  der  »I.iiiigc  «geschichtliche  Daten 
zur  Erklärung  tler  Finanzlage  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts*  gibt. 
Kurzum,  die  ganze  Einteilung  der  Schrift  ist  verkehrt.  Hätte  der  Ver- 
fasser zuerst  die  Entwicklung  der  kommunalen  Aufgaben  betrachtet,  so 
wäre  die  weitere  Anordnung  des  Stoffes  leicht  gewesen.  Aber  auch  die 
Detailausfuhrung  der  Arbeit  weist  Mängel  auf.  Auf  S.  14  und  16,  wo 
von  dem  Widerstande  gesprochen  wird,  den  die  indirekte  Besteuerung 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  bei  den  städtischen  Hrhörden 
in  Halle  a.  S.  &nd,  hätte  müssen  eine  kurze  Darstellung  des  Wahl- 
rechtes zur  kommunalen  Volksvertretung  gegeben  werden.  Es  drängt 
sich  einem  hier  diese  Frage  doch  förmlich  auf!  Ferner  legt  der  Ver- 
fasser auf  S.  10 ff.  seinen  Ausfuhrungen  über  das  ans  der  französischen 
Zeit  ut)crkomniene  städtische  Oktroi  in  Halle  fran/üsische  (\)  Erlasse 
vom  18.  Dezember  1814  (!)  und  vom  22.  Juli  1S31  !!»  zugrunde.  Er 
benicrkt  dazu  naiv :  >In  der  Annahme,  daß  man  diese  J  arifsätzc  in 
Halle  genau  so  hoch  wie  in  Frankreich  selbst  bestimmte,  dürften  wir 
nicht  irren.«  Aus  seinen  Ausführungen  auf  S.  17  über  die  Wirkung  der 
Aufhebung  von  städtischen  Konsumabgaben  auf  den  Preis  der  früher 
besteuerten  Waren  ergibt  sich,  daß  ihm  die  Ei^ebnisse  der  Laspeyres- 
schcn  Untersuchungen  gerade  über  die  Aufhebung  der  preußischen  Mahl* 
Steuer  völlig  unbekannt  sind.  Trotz  all  dieser  Mängel  soll  hier  nicht 
geleugnet  werden,  daß  die  Schrift  von  Allendorf  reich  an  interessantem 
Material  ist.  Es  hätte  sich  nur  darum  gehandelt,  ein  Buch  daraus  zu 
machen  und  Mit  ser  Aufgabe  ist  der  Verfasser  nicht  gerecht  geworden. 

Mehr  dem  Gebiete  des  Finanzrechtes  als  der  Fiti.in/.\vi<?senschaft 
gehören  die  fr.lL:endrn  zwei  Schriften  an:  F>er  Kommentar  zum 
wurltcmbcrgischen  Einkommt.nstcuergesetz  vum  .'^  .August  1903  von 
Kau  I  lötz.  Geheimem  Rat  und  Mitglied  des  württembergischen  Ver- 
waltungNgerichtshofes,  und  Fuistings  Kritik  des  Entwurfs  der  Novelle 
zum  preußischen  Einkommensteuergesetz.  Götz  sagt,  er  habe  aus 
praktischen  Rücksichten  zu  seiner  Darstellung  des  württembergischen 
Einkommensteuerrechtes  die  Form  des  Kommentars  gewählt,  doch 
habe  er  dabei  nicht  unterlassen,  dem  inneren  Zusammenhang  und 
der  wissenschaftlichen  Bedeutung  der  gesetzlichen  Vorschriften  Rech- 
nung zu  tragen.   Fuistings  Kritik  soll  bloß  das  erste  Heft  einer  weite- 
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rcn  Folge  von  Einzelsrhriftcn  in  zwangloser  Reihenfolge  sein,  welche 
auf  wissenschaftlichfT  Grundlage,  aber  in  gemcinvrrständlirhcr  Dar- 
strllun;^  I'inanzpülilische  Zeit-  iui<l  Streitfratji  n-  Lx^ fiaiuirln  wollen. 
SciiH'  ) u  intTkunäTcn  zum  Entwurf  (irr  NovelU'  zum  |)r(  ul.Mse hcn  Ein- 
komnicnsleucrgesetz  duritcn  im  wt  srntlichcn  kaum  etwas  Neues  gegen- 
über seinem  größeren  Werke  über  »Die  Einkommensbcsteucrung  der 
Zukunft,  Berlin  1903«  enthalten.  Wie  die  Ereignisse  inzwischen  gelehrt 
haben»  ist  seine  Kritik  des  Entwurfs  zur  preußischen  Etnkommensteuer- 
gesetznovelle,  namentlich  was  die  Heranziehung  der  Gesellschaften  mit 
beschränkt!  t  Haftung  zur  Einkommensteuer  anlangt,  von  keinem  prak- 
tischen Erfolge  begleitet  gewesen. 

Zum  Schlüsse  habe  ich  noch  einer  Schrift  über  Staatsschulden- 
wesen zu  gedenken:  ich  mcinr  die  Arbeit  von  Cieori^  Sydow  mit  dem 
Titel  »Theorie  und  Praxis  in  der  Entwicklun-^  der  !ran/<>siNt  lu  n  Staats- 
schuld seit  dem  Jahre  1870  .  W  enn  für  irgciul  ein  Gebiet  des  irau/«»- 
sischcn  Staatsschuldcnwesens,  so  gilt  der  Ausspruch  Adolf  Wagners,  den 
er  in  seinem  Geleitworte  dieser  Studie  vorausgeschickt  hat,  für  die  fran* 
zösische  Anleihepolitik,  nämlich  die  franzosischen  Finanzen  seien  wohl 
die  interessantesten  von  allen.  Das  Buch  zerfallt  in  zwei  Teile.  In 
dem  ersten  derselben  wird  die  Theorie  des  Staatsschuldenwesens  im 
aligemeinen  erörtert.  Wenn  es  auch  für  manche  Zwecke  erwünscht  sein 
dürfte,  c-ine  knappt-  Zusammenfassung  der  Theorie  der  Staatsanleihen  zu 
haben,  so  ist  es  doch  rin  AV'agnis,  ein«-  Monni^'rnphie.  df<"  dazu  noch  An- 
fUngerarbeit  ist,  mit  d«  taitii^i-n  a1!;_;(m( mm  hrorterungcn  zu  beginnen. 
Doch  ist  dieser  .selivviei  ige  l  eil  \m  alltt  im  inen  gelungen  mit  .A\isn:ilune 
allerdings  des  letzten  Abschnittes,  der  die  Wukungen  der  Staatsanleihen 
auf  die  Volkswirtschaft  untersuchen  will.  Besonders  bedauerlich  erscheint 
mir  hier  der  Rückfall  in  die  alte  Lohnfondsthcoric  auf  S.  40.  Ferner  hat 
der  Verfasser  der  Möglichkeit  gar  nicht  gedacht,  daß  die  Mittel»  welche 
dem  heimischen  Staate  in  Zeiten  der  Not  geliehen  werden,  auf  dem 
Wege  der  Abstoßung  ausländischer  Wertpapiere  gewonnen  werden  ohne 
allzu  empfindliehe  Schädigung  der  heimischen  Volk.swirtschaft.  Halte 
er  dies  beachtet,  so  hätte  er  gefunden,  daß  doch  nicht  alles  im  Aus- 
lände angelegte  Kapital  für  die  hrimtschi  Volkswirtschaft  vcrlr.rm  ist, 
wie  (iie  Aeul>eriing  aui  S.  30  schliebeti  lassrn  kann.  \\'t  itaus  am 
inten  snui  -vti  II  ist  aber  drr  zweite,  der  Hruqttti  i!  d.  r  Sc iinü,  welcher 
die  Lniwu  klung  der  fran/o^i-<  hen  S1aa1'-^(  iuild«.  n  seit  di  in  Jahre  1870 
schildert.  Der  X'erfasser  iiatie  es  sieh  iuer  nun  nicht  zur  Aufgabe  ge- 
setzt, all  die  Mittel  und  Mittelchen  zu  schildern,  durch  welche  die 
französischen  Finanzmänner  den  Kurs  der  Rente  hochzuhalten  bestrebt 
sind.  Er  will  vielmehr  zeigen,  welche  Finanzlage  jeweilig  zu  den  An- 
leihen geftihrt  hat.  Dabei  ßlllt  natürlich  auch  Licht  auf  die  börsen- 
technischen Operationen  bei  Begebung  der  Anleihe. 
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I. 

Bernhard^  Ludwig,  Prof.  Dr.:  Das  ^nische  Genteinwesen  im 
preußischen  Staat.    Leipzig,  Duneker  *  Humblot,  iqoj, 

Pesp rochen  von 

KAZIMIERZ  ZIMMERMANN. 

Das  Bnrh  Prot.  Bernhards  bezeichnet  rinr  Etappe  in  der  l>tor- 
srhiuv^  der  so/ialen,  wirtschatllichen  und  politischen  Verluiltiiissc  des 
Ostens  tlcr  preußischen  Monarchie.  Prof.  B.  ist  der  erste,  der  seiner 
lüldung  und  seiner  Tendenz  nach  ein  ernstes,  wisscnschaftUchcs  Werk 
darüber  schreiben  konnte,  zumal  da  ihm  infolge  seiner  Kenntnis  der 
potnischen  Sprache  alle  möglichen  Quellen  offen  standen.  Dr.  Leo 
Wegener  (Der  wirtschaftliche  Kampf  der  Deutschen  mit  den  Polen  um 
die  Provinz  Posen),  der  infolge  seiner  umfangreichen,  auf  amtlichem 
Material  steh  stutzenden  Arbeit  hier  einzig  in  Betracht  käme,  mußte 
sich  statt  des  ihm  unzugin^^Hchcn  polnischen  Urmaterials  mit  tendenziös 
gewählten  und  übersetzten  Zeitungsabschnitten  begnügen.  Prof.  B.  war 
»weder  als  Beamter  beauftragt  noch  geschäftlich  interessiert^  den  aus- 
getretenen Weg  zu  gehen,  <ler  gegenwärtig  als  der  einzig  patriotische 
im  (Jsten  gilt,  sonriern  er  suchte  Polen  und  polnisch«*  rrmatcrialien 
auf  und  machte  mit  privater  deuisclu  r  und  amtlicher  Hille  Korrekturen 
an  den  Ergebnissen  seiner  Forschung.  Und  seine  Unabhängigkeit  hat 
er  soweit  gewählt  wissen  wollen,  dass  er  lieber  aut  die  scliriltstellerische 
Verwertung  eines  Teils  der  ihm  seitens  der  Hehorden  zugänglich  ge- 
machten Dokumente  und  Akten  verzichtete  (S.  VII),  als  daß  er  auf  die 

*)  A  n  m.  d.  R  e  d.  x  u  m  Titel.  Es  schien  ans  in  mehrfacher  Hinsicht  wert- 
voll, bevor  wir  eine  Besprechung  des  BemhArdscIten  Werkes  aas  deutscher 

Feder  bringen,  einer  polnischen  Sttmnie  Gelegenheit  zu  geben,  sich  darüber  vom 
polnischen  Standpunkte  aus  zu  ftufiern,  und  dadurch  das  Mntcri»!  zur  Ik-urtcilun;: 
der  zahlreichen  wichtigen  Fragen  zu  vervollständigen,  die  das  nernhardschc  Buch 
anfwirft  F.ine  Pe-sprerhnnj:  der  Schrift  von  einer  denf'^rhcn  Sc  ito,  ilk  «ten  polnisch- 
<lwut-,clini  Niuidii.ilitiitt-iiknmpf  gleichfalls  aus  der  Nähe  hat  beobachten  IcöoncD, 
werden  wir  in  einem  späteren  tiefte  bringen. 
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gestellten  Bedingungen  eingegangen  wäre,  »vor  der  FublikatioQ  das 
Manuskript  vorzulegenc.  Die  Folge  dieser  bei  den  die  Verbaltnisse  im 
Osten  behandelnden  Schriftstellern  ungewohnten  Methode  war,  daß 
B.S  Buchs  »geradezu  wie  eine  Offenbarung  wirkt«  (Prof.  Dr.  HoetaESch- 

Posen  in  der  Täglidi»  n  Ruiid^rhau  vom  23.  XI.  u)o7V  Außer  dieser 
das  Buch  empfehlenden  «Seite  hat  es  noch  andere  literarische  Vorträge: 
es  ist  anschaulich  und  spannend  q^cschricben  iinrl  läßt  aus  dem  histo. 
rischen  und  wirtschaftlichen  Hintergriiiide  Ort^'anisatinnen,  Persönlich- 
keiten und  Flin/clhii^tbcnheiten  plastisch  hervortietcn. 

Neben  dem  werlvollen,  mühsam  beschafften  Material  ist  manche 
selbständige  Kritik  aU  zutreffend  hervorzuheben,  so  namentlich  unter 
anderen  die  Beurteilung  der  politischen  Organisationen  (S.  194  ff  )  — 
aber  das  Ganze  hätte  mehr  Abwägung,  Sichtung,  Proportionalitat  be- 
nötigt. Leider  kommen  in  dem  Werke  auch  viele  falsche  Angaben  von 
Dingen,  die  für  die  Beurteilung  der  Verhältnisse  von  großer  Wichtig- 
keit sind,  vor,  manche  unbegründete  Schlüsse  werden  gezogen,  ver- 
schiedene Systeme  erfunden  und  dann  die  Tatsachen  gewaltsam  in 
dioso  je  nacii  Bedürfnis  hineinf^nvwun;:^^!!,  vi(Me«^  faisrli  betont,  anderes 
Notwendige  nicht  zum  Ausdrut  k  'gebracht,  s(>(la!>  man  die  Eile,  mit 
der  der  Verfasser  offenbar  arbeitete,  nur  bedauern  kann.  Manche  Aus- 
führungen sind  außerdem  zu  weitschweifig  und  wiederholen  sich  an 
anderen  Stellen,  indem  sie  so  den  Eindruck  erwecken,  daß  das  Werk 
(von  686  Seiten)  unbeschadet  seines  Inhalts  etwa  um  den  dritten  oder 
vierten  Teil  hätte  weniger  umfangreich  ausfallen  können.  Diese  Eigen- 
Schaft  des  vorliegenden  Buches  erklärt  es  auch,  warum  wir  nicht  auf 
alle  vorkommenden  Fehler  hinweisen  können,  obgleich  wir  fast  in  jedem 
Kapitel  etwas  auszusetzen  haben. 

So  übergehen  wir  denn  die  ersten  Absrhnillc  des  I.  Puches  (Die 
Orcjanisation  der  Polen  in  Prculien),  aber  wir  können  nicht  an  der 
falsc  hen  (.'liarakteristik  Dr.  M  a  r  c  i  n  k  o  w  s  k  i  s  vorbei,  fien  l'rof.  H.  als 
polili.sclien  «l)iklutor«  und  leiteuilen  Finan/.iuann  dar.slelU.  Wolil  war 
Marcinkowski  einer  der  Schöpfer  des  nach  ihm  benannten  Vereins 
für  Unterrichtshilfe»  wohl  kann  er  sogar  zu  den  >Führein  der  polnischen 
Angelegenheitenc  gezählt  werden,  wohl  war  er  eine  Persönlichkeit,  die 
nebst  ihrer  Fachgelehrsamkeit  durch  ihre  aufopfernde  Uneigennützigkeit 
sich  einer  unvergleichlichen  Popularität  erfreute  —  aber  weder  zu  seiner 
Zeit  noch  bei  der  Nachwelt  nimmt  er  die  überragende  Stellung  ein,  die 
ihm  der  Verfasser  zurechtsetzt.  Dies  bezeugt  die  öffentliche  Meinung 
unter  den  Polen  und  der  bewährte  Hiograph  Marrinkowskis,  San. -Rat 
Dr.  Zieiewicz,  den  wir  in  dieser  Ant»rlrL;enlieit  speziell  um  Aufschluß 
baten.  Das  Hervorheben  der  Vielseiiigkc  it  in  der  Tätigkeit  Marcin- 
kowskis  soll  anscheinend  dazu  dienen,  das  vom  Verfasser  bevorzugte 
Problem  der  Personalunion  in  allen  Stadien  der  Entwickelung  des  pol* 
nischen  Gemeinwesens  nachweisen  und  hochhängen  zu  können.  Für 
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die  einfache  lat^uchc,  daß  bei  dem  in  der  polnischen  Cjcsamthcit 
herrschenden  Mangel  an  entsprechenden  leitenden  Kräften  oft  dieselben 
MMnner  Letter  verschiedener  Or^^anisationen  sind,  erfand  Prof.  B.  die 
Erklärung  des  Zielbewußtseins  und  des  Systems  in  der  Personalunion, 
die  er  für  »das  Hauptbindemittel  des  beutigen  polnischen  Gemein* 
wesens«  hält  und  dies  Gcheinunittcl  überall  da  findet,  wo  die  Sache 
mit  ganz  natürlichen  Umständen  zu  erklären  ist. 

Bei  Mardnkowski  greift  Prof.  B.  vor  und  schildert  den  geschicht- 
Hchen  Ausbau  und  das  gegenwärtige  Wirkungsfeld  des  M.schen  Ver- 
eins (S.  32  79)  und  zwar  in  einem  Ton,  als  ob  das,  was  er  bringt, 
etwas  Unbekanntes  wäre.  Seinen  deutschen  Ucsern  ^'cL^eiiüber  kann  er 
dies  mit  Recht  tun,  denn  selbst  solche,  die  in  Pu.sen  wohnen,  sind  der 
Ansicht,  als  ol;  du-  polnix  hen  Vereine  und  ihre  Leiter  vieles  zu  ver- 
heimlichen hätten  und  ui  Wirklichkeit  sorgiultig  darüber  wachten,  daß 
nichts  von  Ihrem  Treiben  in  die  Oeffentlichkeit  käme.  Und  doch 
geben  alle  polnischen  Organisationen  für  jedermann  kostenlos  erhält- 
liche, ausfuhrliche  Berichte  heraus,  aus  denen  dann  jeder,  der  polnisch 
versteht,  staunend  seine  Weisheit  schöpfen  kann.  Nur  muß  man  dann 
die  Ziffern  mit  den  Zahlen  der  deutschen  Oi^anisattonen  und  Staat« 
liehen  Einrichtungen  vergleichen,  sonst  imponiert  zu  leicht  fälschlicher- 
weise einem  das  polnische  Üebergewicht,  wie  z.  B.  die  iio — 145  000 M., 
die  die  polnischen  5  Bildungsvereine  in  Posen  und  Westpreußen  jährlich 
der  Er^-Tchiin?  der  Jugend  und  des  Volkes  zur  Verfügimg  stellen. 

Nach(h;m  der  Vertasbcr  eine  Zeitlang  den  historischen  Faden 
weitergesponnen,  kommt  er  zur  Entstehung  der  polnischen  Bauern- 
vereine,  streicht  dies  iiarnilose  Faktum  zu  einem  ]iolitischen  Er- 
eignisse ersten  Ranges  aus  (er  spricijl  fortan  von  einer  >  Bauern- 
republik<  unter  dem  »fast  wie  ein  Heiliger«  verehrten  ßauemführer 
Jackowski),  dann  macht  er  sich  an  die  Entstehung  des  polnischen 
Genossenschaftswesens  heran,  um  bald  wieder  abzubrechen 
und  nach  Besprechung  der  >dem(^atischen  Bewegungen  unter  den 
Polen«,  der  preußischen  Ansiedlungspolitik,  der  Versöhnungsara  (1890 
bis  941  wieder  zur  Bauernrepublik  zurückzukehren  und  sich  dann  noch 
mit  dem  »polni.schenArbeiter  inRhetnland  - Westfalen« 
und  den  >politischen  Organisationen«  zu  befassen.  Jetzt  sind 
die  Prämissen  dn,  um  mit  Hilfe  der  > Personalunion«  eine  nationale  R  e- 
gierungT  aus  ihnen  konstruieren  zu  können  (S.  211».  'Regierungamit- 
gliedcf  sind  eu  ipso  all  (liejeniL;eu,  die  an  der  Spit/e  dt  s  Verbandes  tler 
Geno?>.scn.stijaften  stehen,  die  I)iiekU)ren  der  bedeutendsten  unter  den 
letzteren  und  nur  nocli  einer  Dank  außer  diesen,  der  ratron  der  l'.aucrn- 
vereine  nebst  einigen  Vizepatronen,  einige  Präsidenten  von  anderen  Or- 
ganisationen, so  der  Präsident  des  Zcntralvercins  der  Großgrundbesitzer, 
der  Turnvereine,  des  Vereins  Straz,  der  Arbeitervereine,  die  Bischöfe 
(sofern  sie  Polen  sind)  »einige  Mitglieder  der  reichbegiitcrtcn  Familien 
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Zoltowski«  — >  zusammen  also  »15 — so  Männer«.  Diese  Regierung  wird 
dadurch  gekennzcidinet,  daß  »diese  Männer  in  allen  entscheidenden 
Dingen  gefragt  werden.  Sic  sind  stark  genug,  um  sich  Geltung  zu  ver- 
schaffen und  ihre  Mitwirkung  kann  kaum  entbehrt  werdent  (S.  214). 

Wenn  man  diese  Behauptung  nnrhprüft,  so  wird  man  finden,  daß  ebenso 
wie  überall  anderswo  in  Einzelfragen  die  Leute,  die  sich  speziell  für 
sie  ititeressieren  oder  ihnen  t>cniflu  h  oder  j)artcilich  nahe  stehen,  an- 
gegangen werden,  aulx  i  ihnen  aber  noch  eini^^'c  Zehner  oder  Hunderte 
—  sei  es  TrivatiH  rsonen,  sei  es  Leiter  von  Organisationen  —  in  Betracht 
gezogen  weiden  müssen. 

Im  zweiten  Buche  (S.  217—385)  befaßt  sich  Prof.  B.  mit  dem 
»polnischen  Finanzwesen«,  dem  Genosscnschaftsvcrbande, 
der  Verbandsbank,  den  Typen  und  der  Struktur  der  Genossenschaften 
und  ihren  wichtigsten  Förderern,  der  polnischen  Geistlichkeit,  sowie 
mit  der  Kreditpolitik  der  Polen. 

Den  Genossenschaften  und  ihrer  Ori^nnisation  schreibt  er 
die  größte  Bedeutung  zu.  Ausführlicher  charakterisiert  er  den 
früheren  und  den  jetzigen  Anwalt.  Oh  letzterer  TMs^t.  Wawrzyniak) 
mit  dieser  Charakteristik  —  autokratischer  Beherrscher  des  polnischen 
Finanzwesens*  (S.  219^  ein  »Gewaltmensch«  —  zufrieden  sein  wird, 
ist  .seine  Sache.  Dal>  der  Verfa.s.ser  dem  Vcrbandj>aawalt  alle  möglichen 
Eigenschaften  und  Machtvollkommenheiten  zuschreibt,  erklären  wir  es 
uns  damit,  daß  es  in  sein  System  vorzüglich  paßt,  die  Deutschen  werden 
dem  Herrn  aber  den  Vorwurf  nicht  ersparen,  »daß  es  zu  sehr  unter 
dem  Eindrucke  des  berüchtigten  »Patrons«  stand«.  So  »Berl.  Tageblatt«. 
Wicht^er  als  diese  Porträts  ist  es  f^r  uns,  daß  Prof.  B.  das  Verhältnis 
der  Verband.sleitung  zur  preußischen  Regierung  (S.  222  ff.)  und  die 
geplante  P>inführung  des  Raiffeisenprinzips  (S.  237  ff.)  teilweise  falsch 
darstellt.  Nach  seiner  Meinung  soll  die  dureh  das  (jenossenschafts- 
reeht  \ i n  i^esehene  Revision  der  KeL^ii  rung  über  den  Siand  der  Ge- 
nnssen^ehat'ten  Aiifsehliil>  erteilen  und  letztere  unter  die  Konirolle  der 
Behörden  stellen ;  die  durcli  das  Gericht  bestätigten  Revisoren  suUcn 
als  Polizeibeamte  und  Staatsanwälte  der  Genossenschaften  fungieren. 
Das  soll  da  aufhören,  wo  die  Revisoren  nicht  das  Gericht  sondern 
der  Genossenschaftsverband  bestellt.  Ist  es  denn  notwendig,  auf  §  53 
des  Genossenschaftsgesetzes  hinzuweisen,  um  darzulegen,  daß  jeder 
Revisor  seine  Tätigkeit  im  Sinne  des  Genossenschaftsgesetzes  und  nicht 
für  die  Regierung  verrichtet?  Eine  solche  Auffassung  von  der  Revision 
seitens  des  Verfassers  ist  j^eradezu  eine  Verhöhnung  des  Gesetzes  und 
ein  schwerer  Vnnvtirf  der  Rec^ienin^  «.rcijrnüber,  als  ob  diese  die  Re- 
visoren zu  emeni  ande  ren  Zwecke  uiJL'ibrauchen  wollte,  als  dem,  zu 
welchem  tla^  (_ieno:>Nen.^chaftsi^esetz  die  Revisoren  iHStiniint  liat. 

Das  Verhältnis  der  puhlischen  Genossenschatten  zur  preußischen 
Zentral-Genosscnschaftskasse  ist  insofern  fälschlich  dar« 
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srcstcllt,  als  nicht  40  ( /enossensrhattcn  (S.  2,^0)  mit  den  seitens  die5?cs 
Finanzinstituts  f^'csteliten  Ucdin^^nin^^'n  sich  einverstanden  erklärt  haben, 
sondern  alle,  die  des  Kredits  bedurften.  Der  ihnen  erteilte  Kredit 
(von  200000  iM.)  war  übrigens  so  minimal,  dab  er  kaum  der  Erwähnung 
verdient.  Die  Frage  der  1904  seitens  des  Finanzministers  bekannt  ge- 
machten Verfügung,  wonach  die  Beamten  aller  Behörden  für  sich  und 
ihre  Familienmitglieder  aus  den  polnischen  Banken  austreten  und  ihre 
Spargelder  mrüdcziehen  mußten,  ist  richtig  dargestellt.  Dieser  Schritt 
der  Regierung  mußte  sich  zugunsten  der  polnischen  Genossenschaften 
wenden,  und  tatsächlich  ist  dies  auch  geschehen. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  polnischen  Genossenschaften  sich 
gegenüber  dem  System  S  c  h  u  1  z  e  ■  D  cl  i  t  z  s  r  h  und  R  a  i  f  f  c  i  s  c  n 
verhalten  hai)cn  (S.  237  flf.),  stimmt  auch  nicht  mit  tier  Sehildenmg  des 
V'crla.sscrs  überein.  Der  Spit  lraum  innerhalb  der  in  Frage  kommenden 
Bevölkerungsschichten  war  zu  eng  und  der  Druck  seitens  der  Regierung 
zu  stark,  als  daß  die  Polen  sich  auf  einen  akademischen  Streit  hätten 
einlassen  und  ihre  Kräfte  durch  die  Unterschiedlichkeit  der  Systeme 
zersplittern  dürfen,  die  in  der  Tat  demselben  Ziele :  der  Befreiung  der 
Gesamtheit  vom  Wucher  en^egenstrcbten.  Man  mußte  Leute  der  ver- 
schiedensten Berufe  in  einer  und  derselben  Genossenschaft  vereinigen, 
um  über  Geld  verfügen  zu  können,  da  man  es  nicht  von  auswärts  er- 
hnltcn  konnte,  und  die  Genossenschaften  auf  die  Spareinleger  der 
nächsten  Umgehend  angewiesen  waren  und  es  :nu  h  noeh  heute  sind. 
Geni »ssensehutten,  in  denen  alle  Mitglieder  zu  i^leudier  Zeit  Geld  be- 
nötigen oder  daran  Uebcrfluß  haben,  könnten  in  den  Verhältnissen,  in 
denen  die  polnische  Bevölkerung  lebt,  nicht  bestehen. 

Das,  was  der  Verfasser  von  der  politischen  Macht  der 
polnischen  Kreditgenossenschaften  spricht  (S.  243 if.\  fällt 
von  selbst  in  sich  zusammen.  Gibt  er  doch  selbst  zu,  daß  »die  Kredit- 
genossenschaften sich  von  der  Po  1  itik  sorgfältig  und  unter 
allen  Umständen  fcrnh altem,  und  aus  dem  üm.stande,  daß  die 
in  denselben  arbi  itenden  Männer  von  ihren  Rechten  als  BiirL^f  i  Ge- 
brauch machen  und  im  jjolitisrhen  Leben  eine  Rolle  spielen,  kann  man 
weder  den  polniselien  noch  den  deutsehen  ( icnusst-nsrhaltm  L;(  (;en- 
über,  die  sich  in  derselben  Lage  belindcn,  den  /it  lu  n,  daß 

sie  sich  als  solche  nut  i'olilik  befassen.  Aeiinlichcs  kann  man  von  der 
einflußreichen  Anteilnahme  der  katholischen  Geistlich- 
keit am  Genossenschaftswesen  behaupten,  die  der  Verfasser  in  einem 
besonderen  Kapitel  (XII,  S.  366)  erörtert.  Es  ist  doch  selbstverständ* 
lieh,  daß  an  erster  Stelle  die  Seelsorger  verpflichtet  sind,  nicht  nur  fiir 
das  seelische,  sondern  auch  für  das  leibliche  Wohl  ihrer  Pfarrkinder 
zu  sorgen.  Da,  wo  es  sich  aber  um  bloße  Pflichterfülhni;^  handelt, 
darf  man  nicht  nhne  weiteres  andere,  politische  oder  ständischr,  Mo- 
tive unti Tsehii'ben.     Die  ma«na  eharta   der   so^cialcn  Tätigkeit  des 
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k^olischen  Klerus  ist  die  Encyklika  >  Kerum  novanun«  vom  15.  V. 
1891,  die  sich  gcraflo  liegen  die  Ausbctittmi^  des  Volkes  durch  <len 
Wucher  und  für  seine  wirtschattlithe  und  moralische  Hcbnn«^  vermitlcls 
von  Orf^anisationcn  wendet,  an  denen  die  Geistlichkeit  teilnehmen  soll. 
Und  gerade  tlicse  Encyklika  ist  durch  Vennitllung  des  verst.  Krz- 
bischüfs  Stabicvvski  jedem  Geistlichen  in  der  Diöijese  geläufig.  Wenn 
die  katholische  Kirche  von  ihren  Dienern  verlangt,  daß  sie  die  Trunk- 
sucht und  den  Wucher  unter  dem  Volke  bekämpfen,  und  dies  nicht 
immer  vermittels  der  althergebrachten  Weise  der  Pastorisation  zu  er« 
reichen  ist,  so  muß  die  Geistlichkeit  zu  den  modernen  Mitteln  der 
Presse,  des  Vereins-  und  Genossenschaftswesens  greifen.  Um  sich  aber 
von  der  Ordnuni^.smäßij^keit  in  der  Leitung  der  Genossenschaft  zu  ver- 
{»ewisscm  und  atvlf  r»  i'-f-its  dem  kleinen  Manne  die  nötigtr  Garantie  der 
.Sicherheit  für  .seine  .'>i»ar;.^('l(ler  zu  geben,  müssen  oft  Cieislliche  in  die 
Vorstände  und  Aufsichl.srate  der  G<'nnsst  iisi  haften  eintreten,  zumal 
den  polnischen  Genossenschaften  nicht  die  trefflichen  Kräfte  der  staat- 
lichen Beamtenschaft  zu  Gebote  stehen. 

Der  polnischen  Verbandsbank  widmet  der  Verfasser  viel  Raum 
(S.  253—320).  Sonderbar  ist  es  nur,  daß  er  deren  natürlichen  Ent- 
wicklung tieferliegcnde,  wcithei^eholte  Pläne  unterschiebt  und  Tatsachen 
so  herausgreift  und  zurechtstutzt,  wie  sie  in  sein  System  passen,  um 
die  große  Bedeutung  dieses  Instituts  in  dem  Nationalitätenkampfe  dar- 
zutun. 

Unter  den  Genossenschaften  fuvkl  l^iot,  }'..  dirj  Typen: 
Kredit-,  Parzellierungs-  uml  Kin-  und  \  eikau!s;^i  nossi  nschaften  für  die 
Landwirtschalt  --  und  vermeint,  alle  die.si  waren  auf  Grund  eines 
wohldurchdachten,  zielbewußten  Planes  gegründet  worden.  Und  doch 
ist  davon  keine  Rede  gewesen.  Da  wo  ein  Bedürfnis  und  die  Mög- 
lichkeit vorlag,  eine  lebens-  und  entwickelungsfähige  Genossenschaft 
zu  gründen,  hat  man  dies  getan  und  man  wird  es  auch  in  Zukunft  tun 
ohne  Rücksicht  auf  die  Warnungstafeln  des  Verfassers,  die  die  plan- 
mäßige Tätigkeit  der  Polen  in  den  von  ihm  konstruierten  Bezirken 
illustrieren  sollen.  Dics(!  Tafeln  kiinnen  keinen  Anspruch  auf  (U  nauig- 
kcit  haben,  sie  v(  rsrh\veii_'«'n  das  Bestehen  vnn  '^'icnossenschattt  n.  so- 
fern sie  in  das  Sy>lcni  nicht  passen,  und  verleiten  den  \  ertas>ei  /n 
unbegründeten  Schluä.^en.  Daneben  fiihrt  er  die  sc  hnellen-  Knluicke- 
lung  der  einzelnen  Gcnosscnscliattcn  niciu  aui  die  Arbeil  begablerer 
Kräfte,  die  gerade  an  Ort  und  Stelle  zu  finden  waren,  sondern 
auf  die  geographische  Lage  der  Genossenschaft  zurück.  So  soll  z.  B. 
Bezirk  III  das  Hauptkampfgebiet  sein.  >Hier  hat  die  Ansiedlungs- 
kommission  ihre  größten  zusammenhängenden  Flächen  gekauft  und  mit 
deutschen  Bauern  besiedelt.  Hier  haben  auch  die  Polen  ihre  Licnosscn- 
schaftlichen  Kräfte  am  stärksten  gespannt  (S.  344).  .  Die  Wirksam- 
keit dieses  genossenschaftlichen  Verbandes  wird  dadurch  erhöht,  daß 
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sowohl  in  Strclno  wie  Mogiino  und  Znin  das  polnische  Land  fast  aus- 
schließlich in  l>äucrlichem  Besitz  ist,  sich  daher  gleichartige  Elemente 
eng  aneinander  schließen  (S.  349).  Nun  gibt  es  aber  in  diesen  drei 
Kreisen  polnische  r.roßgnindhositzer 

in  Strrlni)  j6  mit  13257  ha 
Mo«,Mhio  21     „      7890  „ 
„  Znin       18        10063  " 
also  bi  trä^l  der  polnische  Groß}jrundbesitz  einen  beträchtlichen  Teil 
(in  Strelno  ca.  die  Hälfte)  des  ganzen  polnischen  Grundbesitzes.  Nun 
ist  der  Verfasser  nachzuweisen  bemüht,  daß  sich  gerade  in  diesem 
Gebiete  ein  polnischer  Riegel  gebildet  hat,  der  nordästlich  und  nörd- 
tich  das  Hauptgebict  der  Ansiedlungskommission  umklammert  und  ein 
Vordringen  derselben  nicht  zuläßt.  Dieser  Riegel  soll  nun  seine  Haupt- 
stütze in  den  polnischen  Genossenschaften  dieses  Gebietes  haben.  Die 
Grundlajje  für  das  Gedeihen  der  Genossenschaften  bildet  aber  nach 
Ansicht  Prof.  B.  die  bäuerliche  Bevölkerung,  die  den  Kern  dos  pnlnt- 
srhen  Gemeinwesens  bildet.    Der  X'erfasser  konstruiert   ahd  /miaehst 
eine  These  und  sucht  dann  nach  Beweisen,  die  von  vorneherein  zum 
Beleg  lur  seini-  Heliain)tnn<^  bestimmt  sind  und  die  lifters  versajjen. 

In  dem  Kapitel  über  G  c  1  d  b  e  s  c  h  a  fl  u  n  g  (S.  3S6  ti.;  spricht  Prof, 
B.  viel  davon,  woher  die  Polen  ihr  Geld  hernehmen,  aber  mit  keinem 
Worte  erwähnt  er,  wie  groß  die  Sparsamkeit  ihrer  deutschen  Mitbürger 
ist,  und  wieviel  es  den  Polen  im  Vergleich  mit  dem  Sparsinn  anderer 
Nationen  fehlt. 

Ucber  die  in  den  polnischen  Genossenschaften  übliche  Kredit- 
form scheint  er  nicht  im  Reinen  zu  sein.   Er  meint,  daß,  da  das 

Datum  auf  einem  » trockenen t  (eigenen)  Wechsel  unausgefullt  bleibt, 
die  Bankleitung  jeden  Tag  das  Datum  ausfüllen  und  die  geschuldete 
.^umme  eintreiben  kann.  Die  Polen  bedienen  sich  mithin  der  ein- 
fachsten und  schärfsten  Form  der  Darlehnsdokinni ntirruiii;  |S.  437). 
Ks  ist  falsch,  daß  ein  in  dies<'r  1  orm  gewährtes  Darlehen  je<Urr  Zeit 
kündbar  wäre.  Bei  solchen  Wechseln  verpflichtet  das  Abkommen  und 
die  Dauer  der  Zinszahlung.  Die  Wech.se!  werden  vielfach  deshalb 
nicht  ausgefüllt,  weil  sie  eine  hypothekarische  oder  sonstige  .Sichcr- 
stellung  haben  und  es  nicht  im  Interesse  der  Genossenschaft  liegt,  die 
Mitglieder  allzu  oft  mit  der  Erneuerung  des  Wechsels  zu  behelligen. 
Die  NichtausfÜIlung  des  Dattuns  ist  nicht  nur  keine  Verschärfung  der 
Handhabung  von  Kreditgewährung,  sondern  sie  wurzelt  in  dem  Be- 
streben, den  Genossen  einen  möglichst  langfristigen  Kredit  zu  gewäh- 
ren,  so  weit  dies  mit  den  .Statuten  vereinbar  ist. 

Im  allgemeinen  fällt  es  auf,  daß,  trot/dcm  die  polnischen  Genossen- 
schaft«'n  dem  Genossenschaflsgeset/e  entsprechen  (was  der  Verfasser 
aneh  /n-^'i!)!)  nnd  deshalb  in  ihrer  (>r;^anisati<)n  den  detit^rhen  Genossen- 
schatten wie  em  Ei  dem  anderen  gleichen,  Prof.  B.  ihre  Einrichtungen 
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gleichsam  als  eine  neue,  unbekannte,  mithin  sehr  interessante  Sache 
schildert. 

Das  III.  Buch  ist  betitelt:  Der  Kampf  um  den  Boden,  i'rof.  B. 
schildert  hier  unter  anderem  namentlich  die  polnische  Panellierungs- 
methoden  und  Institute.  Bezüglich  der  polnischen  Parzellierungs- 
tätigkeit  ist  Prof.  B.s.  Gedankengang  etwa  folgender:  Bald  nach  dem 

Inkrafttreten  des  preußischen  Ansicdlungsgesetzcs  zeigte  es  sich,  daß 
der  Adel  unfähig  war,  diesem  Vorstoße  der  preußischen  Regienmg 
erfolgreich  Widerstand  zu  leisten.  Große  polnische  Latifundien  gingen 
in  den  Besitz  des  Staates  über.  ^^Dcr  Stoß  der  preußischen  Rcp^iening 
zeigte  den  ruh  n,  (ial>  die  berühmte  Schlachta  der  schwächste  Teil  im 
polnischen  Aufbau  war.  Unter  dii  sein  Druck  hcijann  die  iiolnischc 
Parzellierung.  Sie  wurde  /.u  einer  *  nationalen  Angelegenheit«.  Der 
Adel,  der  nach  Prof.  B  dieser  Bewegung  zunächst  widem^illig  gegen- 
überstand, mußte  sich  bald  in  dieselbe  fügen  und  seinen  Grund  und 
Boden  ziir  Parzellierung  hergeben.  So  nahm  nach  B.  »die  Parzellierung 
des  polnischen  Großgrundbesitzes  einen  gewaltigen  Umfang  ant,  es 
trat  eine  »stürmische  Parzellierung«  ein,  die  in  der  Folge  eine  Reform 
der  polnischen  Bodenverteilung  anbahnte.  So  soll  es  nach  Prof.  B, 
•  icti  Polen  gelungen  sein,  an  Strlle  des  polni.srhen  Adels,  der  -  in  jedem 
Sinne  rückständig  war  und  ühcrdies  moraliseli  tiefstehend'  einen  enipor- 
sirebenden  Bauernstand  /u  st  haffen,  der  die  (irundlam'  ^^^^  ^^^^  '^^^ 
Genossenschaftswesen  aufgebauten  polnischen  Gemeinwesens,  die  von 
B.  sobenannte  pobische  Bauemrcpublik  bildet  Nach  Prof.  B.  hat  diese 
Entwickelang  und  dieser  Umschwung  der  Agrarverhältnisse  in  erster 
Linie  die  »Hauptgebiete  der  polnischen  Macht«  (Bezirk  I  —  Riegel 
des  Bezirkes  in  —  die  polnische  Ecke  in  Löbau,  siehe  Tafel  I)  be- 
troffen.   >  Nicht  immer  und  nicht  überall  ist  es  den  Polen  gelungen  » 

in  den  Hauptgebieten  der  polnischen  Macht  aber  ....  ist  es  den  Polen 
gelungen,  eine  aufsiri;.'cnde  natiernschaft  zu  schaffen«  <S.  620).  Nach 
diesen  Ausführungen  zu  scliliel'^cn,  hatte  während  der  fraglichen  Periode 
d.h.  von  Bcgmn  »ler  preußischen  .Vnsiofiluni^-^ix ditik  an  gerechnet,  bis 
auf  den  heutigen  Tag  eine  starke  Verschiebung  der  Grundhesit/ver- 
hältnissc  innerhalb  des  polnischen  Grundbesitzes,  zumai  in  den  »Haupt- 
gebieten  der  polnischen  Macht«  eintreten  müssen.  Es  hätte  zum  min- 
desten ein  starkes  Schwinden  des  polnischen  Großgrundbesitzes  zum 
Ausdruck  kommen  sollen.  Indessen  fUhrt  die  Ausbeutung  der  Statistik 
sehen  Materialien')  zu  ganz  anderen  Ei^ebnissen. 

-')  l'nscrcn  statistischen  Zusammenstellungen  liegen  XOgninde :  >  Handbach  des 
Grundbesitzes  im  Deutschen  Reiche  —  Provinz  Posen«  von  Eilerholz ;  Nickammers 
i(Iülcrar!re(Minrh' ,  Bnnd  IV,  Posen;  Wejjcner  Dur  wirtschaftliche  Kampf  der 
Deutschen  und  der  i'oien  um  die  Provinz  Posenc  ,  die  Dcukscbriften  dtr  königlichen 
An&icdlungj>kommi»s>ion. 
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Das  erste  Hauptj^ebiet  der  polnischen  Macht  umfaßt  nach  Prof.  B. 
die  Kreise  Wreschcn,  Schroda,  Schrimm,  Koslcn,  Schmiegcl,  Jarol.schin, 
Gostyn,  Koschmin,  Pieschen,  ein  Teil  von  Posen  West,  ein  Teil  von 
Grätz.  In  den  9  ganzen  Kreisen,  die  in  dieses  Gebiet  gehören«  ließ 
steh  folgendes  feststellen'). 


Es  betrag  der  polnische  Grofignmdbesitz 

Mithin  ein  Verlust 

1886 

X907 

bezw.  Zuwachs 

in  den  Kreiien 

ha 

ha 

von  ha 

Wreschcn 

22  338 

17  646 

Schroda 

36057 

29  675 

—  6382 

Schrimm 

39  537 

33116 

—  6421 

K"stcn 

21  895 

22  777 

4-  S82 

bchmiegel 

21  619 

»8544 

—  3075 

Jarotschln 

19  161 

19467 

+  306 

Costyn 

24  400 

22  HO 

—  3290 

Koschmin 

13903 

II  194 

—  3709 

Pieschen 

18599 

13  818 

—  4781 

Mit  Ausnahim-  ticr  Kreise  Kosten  \Wf\  Jarotsrhin,  in  flt-ncn  der 
polnische  (iroBgrundbesil/  einen  Zuwachs  erfahren  hat,  wcii>i"n  flic 
übrij^ca  Kreise  eine  z.  T.  nicht  unerhebliche  Einbuße  in  dieser  Bezie- 
hung auf.  Auf  welche  Weise  sind  aber  jene  Verluste  entstanden?  Vom 
J.  1886  an  gerechnet  verlor  der  polnische  Großgrundbesitz  an  die 
Ansiedlnngskommission,  an  den  Domänenfiskus  und  an  deutsche  Privat- 
personen : 

in  dem  Kreise  Wreschen 

>  Schroda 
*  Schrimm 

>  Schmiegel 

>  ("lostvn 

>  Ko.>>chmin 

>  Pieschen 

>  Jarotschin 

Andererseits  gingen  wieder  Ritterjjüter  und  andere  größere  selb- 
ständige Güter  von  deutscher  Hand  in  die  polnische  über.  Daraus 
erkUrt  sich,  daß  die  absolute  VerlustzifTer  des  polnischen  Großgrund- 
besitzes geringer  ist  als  die  Verkäufe  an  die  deutsche  Hand,  so  nament* 
lieh  in  Schroda  und  Jarotschin,  wo  1483  ha  bezw.  3454  ha  von  Deutschen 
an  Polen  über}^in<^en.    Die  von  uns  angeführten  Zahlen  beweisen, 

a)  daß  der  polnische  C'.roßgrundbestts  in  diesem  Gebiete  allerdings 
7urürkgegangen  ist, 

b)  daß  aber  diese  Verluste  »ich  aus  den  Verkaufen  an  die  Ansied- 


4387  ha 

7676  > 

4474  » 

339»  • 

^439  ' 

3415  • 

5808  * 

2149  > 


•)  Zu  hemerkeu  ist.   daß  die  ituwiiciicn   m  «ier  Kreisciateilung  eingelrctentu 
Veränderungen  hierbei  t)crückj<ichtigl  wurden  sind. 
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IttDgskoinmissioii  und  überhaupt  an  die  deutsche  Hand  er- 
Mäien. 

Es  dürfte  somit  der  Beweis  erbracht  sein,  daß  von  einer  >stünni< 
sehen«  Parzellierung  polnischen  Großgrundbesitzes  in  diesem  Landes- 
teile überhaupt  nicht  die  Rede  sein  kann.  Nun  bilden  nach  Prof.  B. 
gerade  diese  Kreise  das  Gebiet,  in  weichem  die  polnische  Parzellierungs- 

tätii^kcit  am  crfol^rcirhstcn  einsetzte.  Tatsächlich  ist  aber  in  den 
Kre  isen  Kd.stcn,  Scliniicm  l  und  (Iiätz  überliuupt  kein  ein/iijes  polnisches 
adliges  (Jnt  aul-^ctcilt  wonicn.  Aber  auch  in  den  iibii^fn  Kreisen  ist 
von  jdcr  elementaren  Kr;itt,  mit  der  sich  die  Parzellierunj^svorgänge 
volliciehen«,  nicht  viel  zu  spüren  gewesen*). 

Des  weiteren  stellt  aber  Prof.  B.  fest  (S.  621),  daß  nahezu  die 
Hälfte  des  polnischen  Besitzes  im  Bezirke  I  bäuerlich  ist;  nämlich 
Wreschen  V»  Schroda  Vs>  Schrimm        Kosten  Schmiegel 
Jarotschin       Gostyn       Koschroin       Pieschen  V^- 


Von  diesen  Zahlen  ausgehend,  kommen  wir  zu  folgendem  Ergebnisse; 


Kreis« 

Nach  Bern- 
hard ist  von 
dem  poh). 
GnmdbeBitz 
biliierlich 

(<utsbe7.irkc  u. 

Landgemein- 
den zusammen 

betra^jtii  in 
runden  Zahlen 
ha 

l)cr  polnische 
üroßgrund- 
hesitz  betrSgt 
in  runden 
Zahlen 
ha 

Mithin  ist 
bHuerlich 

ha 

in  %  der  Ge- 
samtfläche des 

Kreises  be> 
tr&gt  d.  btner- 

liche  Besitk 

Wreschen 

Schrofln 

Schriram 

Kosten 

Schmif  irr? 

Jarotschin 

Oostyn 

Koschiiiin 

Pieschen 

V. 

'h 

7» 
Vi 
V» 

55000 

07  500 
88  üoo 
59  000 
53  200 
70  000 
57000 
41  000 
46  800 

17600 
29600 
33  100 
22700 
18500 
19400 
22  100 
\  i  ?oo 
13  800 

17600 

29  600 

23  000 
22  700 

I  1  ICD 
19  400 
14700 

II  200 
13800 

3»% 

^5% 
3«% 

21% 

26% 

Summa 

568  100 

188000 

162 100    !     28,5  % 

Das  Endergel)nis  dieser  Zahlen  ist  wohl  zu  beachten»  da  es  mit 
den  Ausnihningcn  und  Schlußfolgeningen  von  Prof.  B.  in  Widerspruch 
steht  In  dem  *Hauptgebicte  der  polnischen  Macht«  also»  besitzt  der 
polnische  Bauemstand  nur  28,5  %  der  Gesamtfläche  des  Grund  und 


*)  So  ließ  sich  u  B.  fUr  den  Kreis  Schrimm  Nachstehendes  ermitteln:  Es 
wurden  dort  folgende  polnische  Rittergflter  parwUiert :  Miediychod  595  ha,  Rnsocin 
741  ha,  Kunthal  215  ha.  Von  diesen  drei  Gütern  wurde  nur  das  letalere  voll» 
Stlndig  aurgeteilt,  bei  den  beiden  anderen  wurden  Restgütcr  von  204  ha  —  154  ha 

—  250  ha  gcl)il(lcl,  die  als  Bauerngüter  nicht  zu  betrachten  sind.  Außerdem  wur- 
den noch  in  Schrimm  von  den  Gütern  rr.  y!t:]>ki  niu!  Mnlnt  how<i  hn  be«w. 
2<)o  hfl  und  das  deutsche  Gut  Elscnau  an  I'mKh  iufL,'i  :c.iit.  Aehnlich  veil\iili  vich 
die  Krage  der  hiUttllitruiig  in  den  übrigen  Kreisen.  Wenn  man  die  statiäiiM;hen 
Nachweise  des  Großgrundbesitzes  von  188(1  mit  denen  von  1907  vergleicht,  %o  er- 
geben sich  meist  nur  geringfügige  Differenzen  in  den  Zahlen,  welche  die  Fliehe 
der  einzelnen  Güter  angeben. 
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Bodens.  Dieses  Gebiet  umfaßt  ungefähr  den  5teii  Teil  der  Provinz 
Posen.  In  den  übrigen  Teilen  der  Frovins  mit  Ausnahme  des  von 
Prof.  B.  so  benannten  in  den  Kreisen  Strelno,  Znin,  Mogilno,  Woi^;rowitz 
gelegenen  Riegels,  der  aber  nur  ca.  V'is  der  ganzen  Provinz  ausmacht» 
ist  nach  Prof.  B.  der  polnische  Bauernstand  schwächer  vertreten. 
Damit  wäre  wohl  klan^elrp^,  daß  der  polnische  Bauernstand 
überhaupt  keine  Macht  ist,  jedenfalls  keine  solche,  die  im  >Kannpfe 
um  (it-n  Boden<  eine  E  n  t  s  r  b  r  i  d  u  n  <;  herbeiführen  könnte-.  Der 
relativ  geringe  Besitzstand  der  polnischen  Bauern  macht  aber  noch 
eine  andere  These  des  Prof.  B.  hinfällig.  Auf  S.  631  wird  nämlich 
behauptet,  daß  die  polnischen  Baucm  den  Großgrundbesitz  einkreisen, 
und  aus  dieser  Behauptung  wie  aus  der  Tatsache,  daß  die  polnische 
ländliche  Bevölkerung  »landhungrig«  ist,  wird  der  Schluß  gezogen,  daß 
die  Polen  im  Kampfe  um  den  Boden  eine  Ueberlegenhcit  besitzen, 
die  jede  Konkurrenz  ausschließt.  Von  einer  Einkreisung  im  großen 
kann  wohl  kaum  di<  R(  <lo  sein,  sobald  der  Grundbesitz  des  polnischen 
Bauern  im  liesten  I'alle  knapp  über  '/«  Gesamtflaehr  betragt,  sie 
kann  höch.slens  in  i;anz  vereinzelten  Fällen  sich  geltend  machen. 

In  dem  Kapitel;  »Die  Kreditgewährung«,  führt  Prof,  B.  Zahlen  an, 
welche  .sich  auf  die  Besitzverhältnisse  der  ländlichen  Bevulkerung  be- 
ziehen. So  lesen  wir  auf  S.  42$  »Ueberall  in  Posen  nnd  Westpreußen, 
in  allen  Kreisen  gibt  es  zahlreiche  Kleinbesitzer,  die  zwischen  dem 
Arbeiterstandc  und  dem  Bauemtumc  stehen,  Leute,  deren  kleiner  Besitz 
nicht  hinreicht,  eine  Familie  zu  emfihrcn*). 

Und  auf  3.  637  heißt  es:  »Will  man  verstehen,  weshalb  die  Polen 
im  Bodenkampfe  überlegen  sind,  so  muß  man  die  Aufmerksamkeit 
zuerst  auf  die  225000  /.werq^vn tvchafien  von  Posen  und  Westpreußen 
richten,  auf  die  225000  lletrielie  unter  2  ha"). 

Nach  Wegciu  r  ^Der  wirtschaltlirlie  Kampf  der  Deutschen  und  der 
Polen  um  die  Provinz  Posen«,  der  seine  Zahlen  der  Prculi-ischiirn  Sta- 
tistik Bd.  146  S.  XXX  ff.  und  der  Reichsstati&tik  Bd.  112  entnommen 
hat,  umfaßten  dagegen  in  der  Provinz  Posen  im  J.  1895 
die  Besitze  von  zo-^too  ha  427  829  ha  =  20,49  %  Gesamtfläche 

,  5— «o    *   434883  »  =  »o»Ä3  •/•  > 

»—5     »     76687  »  =   3,67  V» 
»      unter  2  ha         58898  »  =   3,8a  •/«  » 

*)  Der  Unttrschicd  in  <lcn  Atvjnhcn  auf  S.  42S  und  S.  62"  rührt  offenbar  von 
einem  Drucklchler  her  (nicht  1905,  Tündern  1895,  nicht  25  ha.  sondern  2 

•)  Im  Jahre  1S82  wurdt:  festgestellt,  daß  es  in  der  Provinz  Poscu  94350 
landwirtschaftliche  Zwergbetriehe  (unter  2  ha)  gebe,  die  unni<i^lich  ihren  Wirt  er- 
nShren  können.  Im  Jahre  1895  waren  es  gar  125865  Zwergbetriebe,  Aehnliche 
Zahlen  ergaben  sich  ffir  Westpreußcn.  Dort  zühlte  man  im  Jahre  1882  81 367 
Zwergbetriebe,  im  Jahre  1895  95493. 


j        y  Google 


532 


Kaximicrx  Ziintucrroann, 


Im  Jahre  1893  sind  die  läodlichen  Besitzui^cn  nach  Grandsteuer- 
reinertrSgen  aufgenommen  worden.  Es  gab  in  Posen: 

unselbständige  Besitzungen  55331 
10—30  Tlr.  Gnindstcuerertrag  3134 

30—50      »  »  II  317 

50 — -lOO        >  >  IG  162 

100—500        >  »  5087 

1893  gab  es  mithin  nach  amtlicher  Statistik  85  031  bäuerliche  Be- 
sitzungen überhaupt.  Nach  Pro£  B.  aber  soll  es  1883  94  350  Zwerg- 
betriebe unter  2  ha  und  1895  gar  125863  solche  gegeben  haben.  In 
diesem  Lichte  erscheinen  die  statistischen  Angaben  von  Prof.  B..  An- 
gaben, aus  denen  die  weitgehendsten  Folgerungen  gezogen  werden. 
Denn  gerade  jene  Zahlen  spielen  bei  der  Besprechung  der  polnischen 
Pcirzellierunc^tätigkcit  eine  hervorragende  Rolk*.  Auf  c!eni  Vorhanden- 
sein jrner  großen  Menge  von  Zwergwirtschafit- n  haut  nämlich  l'rof,  B. 
seine  These  auf,  die  dahin  lautet,  daß  die  Polen  trotz  des  Ansi(  dhuv^s- 
gesctzLS  von  1904  ihre  Parzellierungstätigkeit  erfolgreich  fortset/rn  und 
jeden  Konkurrenten  aus  dem  Felde  schlagen  können.  Denn  ^(.inc 
Zwergwirtschafkdbesitzer  stellen  das  Hauptkontingent  der  Sachsengänger 
und  der  in  das  Industriegebiet  des  Westens  ziehenden  Arbeiter,  deren 
&spamisse  eine  unversiegendc  Quelle  großen  Geldzuflusses  in  die 
Heimat  ausmachen.  Infolge  ihres  geringen  Besitzes  an  Grund  und 
Boden  bildet  sich  bei  diesen  Leuten  ein  »Landhunger«  aus.  »Der  Pf)le 
träumt  da\on,  ein  Stück  Land  zu  besitzen  und  wenn  er  es  besitzt, 
träumt  er  davon,  noch  mehr  l.and  kaufen  zu  könnrn«  (S.  6;^o).  Da  nun 
diese  Wanderarbeiter  namentlich  im  Industricf^ehict  di-s  \Vc^tens  sehr 
viel  verdienen,  so  erhöht  dies  ihre  Kaut  kralt,  nnd  so  kommt  es,  daL^ 
der  polnische  tläusler,  der  nur  wenige  .Morgen  Land  besitzt,  bis  hinauf 
zu  dem  kleinen  Bauern,  der  seine  Kinder  auch  noch  nach  dem  Westen 
schickt,  die  Grundlage  Air  die  polnische  Parzellierungstätigkeit  bilden, 
die  in  der  sog. Adjazentenparzellierung,  d.h.  dcmVerieaufe  von  Grund 
und  Boden  an  benachbarte  bäuerliche  Besitzer  besteht  Bei  dieser  Art 
der  Parzellierung  falle  die  Fracke  der  Errichtung  neuer  Wohn-  und 
Wirtschaftsgebäude  fort,  die  bei  jeder  Parzellierung  für  deren  Renta- 
hib'tät  (.'ine  so  wichtii^c  Rolle  spielt.  In  Wirklichkeit  ist  aber  die 
Kat(  i^orie  der  kleinbain  rh*  hen  Besitzi  r  in  der  j'rn'  i  iz  Posen  viel  zu 
schwacli  vfrtreten,  als  ilaß  auf  dieser  (ninuUaL^e  (ine  umfangreiche 
Parzeliierungstiitigkeit  ins  Werk  gesetzt  werden  könnte.  Die  von  Prof. 
B.  in  dieser  Hinsicht  angeführten  Ziffern  sind  nicht  einwandsfrei. 

Auch  nachfolgende  Ani;  il)en  lassen  sich  nicht  aufrecht  erhalten. 
Auf  S.  666  schreibt  Prof.  B.:  »Damit  die  Güter  möglichst  auf  die  pol- 
nische Seite  fallen,  beteiligen  sich  die  großen  Potenbanken,  insonder- 
heit die  Verbandsbank  der  Genossenschaften  und  die  Bank  Przerays- 
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lowcow  durch  Hiltskt  cditc  an  der  Spekulation.  Zwar  wird  das  encrjrisch 
bestritten,  aber  von  den  Gütern  und  Ritlcrgülcrn  Groß-Starolenka, 
Contnenderiep  Neudorf,  Gniewkowo,  Sulin,  Kaspral,  Gozdanin,  Dziad« 
kowo,  Karuewo,  Steinhorst,  Garby,  Trombinek,  Pacanowits»  Malachowo, 
Lissen,  Stniniz,  von  diesen  wohlbekannten  Gfitern,  deren  polnische 
Eroberung  soviel  Aufsehen  erregten,  werden  mir  die  polnischen 
Finanzleute  nicht  ein  einziges  nennen  können,  bei  dessen  Verlcauf 
nicht  große  polnische  Banke  n  Hilfskredite  gewährt  hätten,  die  oft  den 
Rand  der  Sicherheit  bedenklich  übersteigen«.  Hierbei  ist  zweierlei  zu 
bemerken.  Zunächst  will  Prof.  B.  nicht  wissen,  daß  die  polnischen 
Genossenschaften,  also  auch  die  von  ihm  erwähnte  ^großc  Polenbank« 
Bank  Przcmyslowcow,  n  i  v  e  in  Darlehi  n  aul  Hypotheken  allein  ^jewäh- 
ren,  sondern  daß  die  Hypothek  immer  nur  als  Unterlage  des  Wechsels 
dient.  Das  Darlehen  wird  gegen  Wechsel  i^ewührt,  welcher,  falls  die 
Hypothek  nicht  genügend  sicher  erscheint,  noch  mit  anderen  solventen 
Unterschriften  versehen  werden  muß,  außerdem  dienen  gewöhnlich 
noch  als  weitere  Sicherheit  des  Wechsels  Lebenspolicen,  Wertpapiere, 
cedierte  Hypotheken  auf  anderen  Grundstücken  etc.  —  also  Unterlagen, 
die  die  Sicherheit  der  Anlehen  bedeutend  verstärken,  und  die  dem 
Prof.  B.,  der  sich  vor  allem  auf  die  Grundbucheintragungen  stützt,  un- 
bekannt geblieben  sind.  Freilich  ist  Prof.  B.  in  einzelnen  Fällen  von 
polnischer  Seite  darauf  hingewiesen  worden.  Sein  Urteil  über  die 
Sicherheit  der  Anlehen  ist  somit  hinfälli;^'.  Dann  aber  sind  von 
den  oben  zitierten  Gütern  Neudorf,  Go/.chinin.  D/.tadkow(\  Kanzcwo, 
Steinhorst,  Garby,  Trombinek,  Ibissen,  Struntz  nicht  /u  Spekulations- 
zwecken crworlien  und  Iiefinden  sich  zume  ist  noch  in  der  Hand  des 
Erwerbers.  Sülm,  Pacanowitz  und  Malachuvvo  sind  allerdings  zu  Par- 
zcliierungszwecken  angekauft  worden,  jedoch  von  Parzcllierungsinstituten, 
ohne  Mitwirkung  der  Verbandsbank,  bezw.  der  Bank  Przemyslowcow. 
Endlich  befanden  sich  die  Güter  Gozdanin  und  Malachowo  zuvor  in 
polnischen  Händen,  sie  sind  abo  nicht  erobert  worden* 

Angesichts  aller  dieser  Mängel,  die  das  Buch  aufweist,  ist  es  zu 
bedauern,  daß  Prof.  Bernhard,  der  das  »lähmende  Vorurteil«,  das  die 
preußischen  Beamten  hindert  über  die  Polen  Ursprüngliches  zu  erfahren, 
überwunden  hat,  bei  dem  Umfang  des  Materials  und  der  Schwierigkeit, 
dasselbe  nbjiktrv  zw  erfassen  und  zu  verarbeiten,  beseelt  von  dem 
L)ran;;c,  das  Erforschte  in  ein  System  zu  bringen,  manches  nicht  recht 
hat  bewerten  können. 
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Besprochen  von 
THEODOR  VOGELSTEIN. 


Die  Anzeige  des  Hi )  niannschen  Buches  in  diesem  Arc  hiv  erfolgt 
so  spät,  weil  der  ursprüngliche  Referent,  wie  er  mir  sagte,  seine  Be- 
sprechung wider  Willen  zn  einem  selbständigen  Aufsatz  werden  sah. 
Wer  sich  mit  der  Materie  und  dem  genannten  Werke  viel  beschäftigt 
hat,  wird  das  leicht  verstehen;  ich  will  dieser  Gefahr  um  so  mehr  zu 
entgehen  suchen,  als  ich  nur  diese  eine  Schrift  anzii/ci;^'cn  habe,  und 
zu  einer  gründlichen  Erörterung  der  Probleme  der  deutschen  Kohlen« 
und  Eisenindustrie  ein  E{n<T[ehcn  auf  andere  Arbt  iten  nötic^  wäre. 

IManches  hat  sich  in  den  letzten  Jahren,  seit  der  \'er<itTent- 
lichun'^  der  Heymannsrhen  Arbeit  geändert.  Versetzen  wir  uns  in  jene 
Zeit  zurück ;  das  Köhlens»)  ndikat  ist  gerade  erneuert,  der  StahKvcrks- 
verband  gegründet,  die  Krisis  ist  überwunden.  Das  Bild  der  heutigen 
Industrie  unterscheidet  sich  von  dem  damaligen  nicht  nur  durch  eine 
Reihe  von  Fusionen  und  Erweitenmgen  der  Produktionssphäre,  die  im 
Stil  der  früheren  gehalten  sind,  sondern  es  sind  auch  die  prinzipiell 
anders  gearteten  Organisationen,  wie  die  Interessengemeinschaft  Gelsen* 
kirchen-Schalke-Aachen,  der  Hibernia  Trust,  und  die  Fusion  Phönix* 
Hörde  wi  gzudenken. 

Für  jeden,  der  sieh  über  die  Entwickhint^  der  deutschen  Eisenwerke 
bis  1904  informieren  will,  bietet  das  Heymannsche  Buch  die  beste 
Gelegenheit.  Der  Verfass<M-  behcrrsciU,  wie  man  deutlich  merkt,  .sein  (Ge- 
biet ausgezeichnet.  ICr  lial  fast  alle  großen  Werke  besichtigt,  und  eine 
Menge  privater  Informationen  gesammelt.  Seine  Angaben  üb»  die 
Produktions-  und  Finanzverhältnisse  der  Werke,  wie  über  die  persön* 
liehe  Tätigkeit  der  führenden  Industriellen,  sind  an  manchen  Stellen 
für  den  wissenschaftlichen  Zweck  sogar  überreich,  so  daß  die  Schrift 
die  Aufgabe  eines  wirtschaftlichen  Handbuches  der  Eisenindustrie  —  um 
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nicht  zu  sagen,  eines  Bursenhaudbuc  lie^  —  miteiTullt.  i  ur  die  Wissen- 
schaft hätte  das  Buch  durch  eine  Kürzung  des  zweiten  Kapitels,  das 
die  Entwicklung  der  gemischten  Werke  in  den  einzelnen  Revieren  be- 
handelt, und  ebenso  des  ersten  technischen  Kapitels  nichts  verloren. 
Aber  Angesichts  des  Gesamtinhalts,  sieht  man  gern  über  die  Breite 
hinw^,  zumal  die  Darstellung  flott  und  geschickt  gehalten  ist 

Heymann  schildert  uns  anschaulich  die  Entstehung  der  heutigen 
kombinierten  Unternehmung.  Zwar  ist  das  gemischte  Werk,  wie  er 
ausfuhrt,  keineswegs  erst  eine  Erscheinung  der  neuesten  Zeit ;  vielmehr 
war  das  mittelalterliche  Huttenunternehmen  als  landwirtscliaftlich- 
feudales  Nebentijewerbe  stark  kombiniert,  erst  mit  der  Einführung  der 
Steinkohlenoteu  wurde  diese  Kombination  zerrissen.  Auch  handelt 
CS  bii  Ii  l)(  i  diesem  Wort  überhaupt  um  einen  relativen  BeL^rift",  da  in 
jedem  Betriebe  v  eri>chiedene  Tätigkeiten  ausgeführt  werden,  jedoch  haben 
technische  und  wirtschaftliche  Gründe  in  den  letzten  Jahren  so  stark 
auf  eine  Konzentration  gewirkt,  daß  alle  Kräfte,  die  auf  eine  Differen- 
zierung und  Disintegration  arbeiten,  den  rapiden  Konzcntrationsproze0 
nicht  einmal  aufhalten  konnten.  Bergrecht  und  Eigentumsverteihmg» 
wozu  heute  Eberhard  Gotheins  ausgezeichneter  Aufsatz  über  den  Ein- 
fluß  des  französischen  Bergrechts  zu  vergleichen  wäre,  Magnatenherr- 
schaft, handwerksmässige  Organisation  und  bürgerlich  kapitalistisches 
Unternehmertum,  Markt-  und  Zoll  Verhältnisse  haben  zu  einer  etwas 
vcrschiedenarti;4en  Formationsbildung  in  den  verschiedenen  Gebieten 
geführt,  deren  l'unzelheitcn  narhzuc;chen  sehr  reizvoll  ist;  der  Knnzen- 
trati<jn^;4r.ia^k(  aber  setzt  sich  früher  oder  später  in  der  ganzen  deut- 
schen Eisenindustrie  durrh. 

Die  Technik  des  modernen  Hüttenwerks,  \or  allem  des  Konver- 
terbetriebes, das  Verlangen  nach  Konjunkturschutz,  der  Monopolcharak- 
ter der  Bergwerke  und  des  Bodens  in  ihrer  Umgebung  haben  nach 
Heymann  in  Verbindung  mit  der  deutschen  Handelspolitik  und  den 
Karlellen  zugleich  den  Großbetrieb  und  die  weitgehendste  Kombinie- 
rung der  Unternehmungen  geschaffen.  Denn  die  großen  Unternehmungen 
sind  besser  zur  Kombination  geeignet  und  bedürfen  ihrer  in  größerem 
Maße.  Andererseits  erfordert  die  bei  heutiger  Technik  rentable  Mini- 
malgröße eines  bestimmten  Produktionsabschnittes  eine  entsprechende 
Ausdehnuni^  der  vorangehenden  und  nachfolgenden  Arbeitsbetricbc. 
In  der  Koiu  c  rterstahlindu^^trie  ist  es  die  Produkion  zweier  großer  Bir- 
nen, 'lie  die  MmimalgroiM/  (  ines  autarken  gemischten  Werkes  regelt. 
Der  rechte  Typus  der  deutsehen  Eisenwerke,  die  »representative  firm«, 
wie  Marshall  es  nennen  würde,  ist  das  Thumasw  rk,  mit  400000  I  ons 
Stahlproduktion  im  Jahre,  entsprechender  Ausdehnung  der  Kohlen-,  Erz- 
und  Hochofenbetriebe,  wie  der  Fertigfabrikation,  «mit  10000  Arbeitern, 
die  in  Werkskolonien  kaserniert  sind,  ja  zum  Teil  mit  eigenen  Bahnen 
und  Häfen.«    Das  Minimalkapital  einer  solchen  Firma  beläuft  sich  bei 
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gegenwärtigen  Boden-  und  Minenpreisen  auf  50  Millionen  Mark.  Heute 
aber  ist  es  katun  noch  möglich,  ein  derartiges  Untemefamen  in  West- 
deutschland und  Schlesien  zu  errichten,  falls  nicht  neue  Mineralfunde 
die  Situation  andern.  Zwar  finden  noch  einige  Nachzügler,  wie  Haspe, 
den  Anschluß,  aber  in  der  Hauptsache  hat  sich  schon  jetzt  erfüllt,  dafi 
neue  grüße  Unternehmungen  nur  noch  an  derSeekttste  mit  ausländischen 
Kohlen  und  ausländischen  Erzen  gebildet  werden  können. 

l^ngcfähr  zwei  Dutzend  Firmen  bilili  n  rfen  Kreis  dieser  ciscnindu- 
sLriclUn  Fürsten,  und  durch  Ertjberung  oder  \'erl)in(hin^  liel)ender 
Nachliani  wird  ilire  Zahl  noch  dauernd  vermintU-rl.  l-'.s  ist  vorauszu- 
selien,  Uali  den  Reichbritlem,  den  kleinen  Millionären,  gegenüber  diesen 
Großen  nicht  viel  Aussicht  auf  dauernde  Freiheit  bleibt.  Die  gro- 
ßen Verbände  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  sollen  zwar  den  Interes- 
sen aller  Mitglieder  dienen,  aber  entweder  sind  die  Großen  nur  mit 
einem  Teil  ihrer  Produktion  den  Vereinigungen  angegliedert  und  be- 
kämpfen mit  ihren  außerhalb  stehenden  Werken  oder  Produkten  deren 
Politik  (Reichsfürsten  für  den  einen  Teil,  Souveraine  für  einen  andern 
Teil  ihrer  Hausmarht'),  oder  sind  loyale  Kartellmitglieder,  \xc\]  man 
ihnen  so  vudc  Konzessionen  ^^  niacht  hat,  ninehcn  mußte,  daß  sie  die 
Fntwicklun«'  der  Diniji  /nfriedcn  abwarten  können.  Die  Politik  der 
Karlelle  i.st  dann  due  Interes.senpolitik:  hohe  Preise  lür  Ruhstt»tie  und 
Halbfabrikate,  relativ  niedrige  flir  Fert^abrikate,  möglichste  Sicherung 
des  Bezuges  der  Materialien  in  der  Hochkonjunktur  auf  Kosten  der  reinen 
Weiterverarbeiter,  möglichst  großer  Absatz  ihrer  Ganz>  und  Halbfabri' 
kate  während  der  Krisis  auf  Kosten  aller  nicht  kombinierten  Werke. 
Trotz  alledem  ist  für  die  reinen  Werke  ein  ungünstiger  Vertrag  immer 
n<K:h  besser  als  der  Kampf,  dem  sie  gar  nicht  gewachsen  sind. 

Doch  so  ofler  s<i,  die  alte  f>r<!tninL;  hält  nielu  mehr.  Die  zwei 
Dutzend  riroi>cn  bleiben  übrig,  und  e  s  fragt  sieh  nur,  wer  in  dem  neuen 
Monopoireichc,  das  sie  gründen,  die  Hegemonie  übernehmen  wud. 
Doch  da  kommt  bei  Heymann  eine  überraschende  Wendung.  >Für  die 
Montanindustrie  ist  die  Richtigkeit  der  Konzcntrationslehre  von  Karl 
Marx  exakt  nachgewiesen,  jedenfalls  in  einem  Lande,  indem  sie,  wie  bei 
uns,  durch  Zölle  und  Frachttarife  geschützt  wird.  Die  Montanindustrie 
Deutschlands  bt  reif  zur  Expropriation«. 

Wir  würden  diese  etwas  schnellfcrtige  Behauptung  gar  nicht  er- 
wähnt haben,  wenn  man  nicht  sonst  annehmen  könnte,  sie  würde  vom 
Referenten  geteilt.  Meute  ist  Heymann  wohl  ebenso  überzeugt  wie 
der  Iv(-ferent,  daß  die  techniselien  und  wirtschaftlichen  Rcdin^un'^en 
für  du  dentsehe  Kisenindustric  <iLi ai  tiL,'e  sind,  daL>  ihr  kapitalistischer 
Geist,  kaufmannisi  !k*  Leitung  und  N(  ulielebung  der  Konkurrenz  not- 
tut, nu  lit  aber  buieaukratischc  Verwaltung  und  Legalisierung  des 
Monopols,  selbst  bei  der  jetzigen  Handelspolitik.  Doch  diese  Reminis- 
zenz an  die  Marxorthodoxie  der  ersten  Semester,  als  Welche  man  diese 


Heymun«  H.  G. :  Die  gemischten  Werke  im  deutsch.  Grofleisengewerbe. 

Expropriationslchrc  auffassen  muß,  beeinträchtigt  den  Wert  des  Hey* 
mannschen  Buches  ebensowenig,  wie  eine  Reihe  anderer  Uebcrtreibungen, 
die  zu  theoretischen  und  praktischen  Irrtümern  geführt  haben.  Von 
diesen  seien  zwei  kurz  erwähnt. 

Zunärhst  die  LUtlierschatzung  des  Einflusses  der  Banken.  Die 
Banken,  ais  Kreditgeber  und  Emissionshäuser,  beherrschen  die  Industrie, 
ihre  Direktoren  sitzen  im  Aufsichtsrat  und  ernennen  den  Vorstand  der 
Hüttenwerke,  sie  sind  die  wahren  Gebieter.  So  ungefähr  steUt  Hey- 
mann die  Situation  dar.  Ntm,  wenn  die  Bankdirelctoren  im  Auisichts* 
rate  der  Werke  sitzen,  so  findet  man  die  Thyssen,  Luegs,  Donners- 
marck  in  denen  der  Großbanken.  Ob  der  Aufstchtsrat  oder  der  Direktor 
herrscht,  wird  durch  kein  GesctE  bcstinunt,  sondern  durch  die  Be- 
deutung der  Persönlichkeiten  in  geistiger  und  pekuniärer  Hinsicht 
Herr  Fürstenberg  wird  einen  bestimmenden  Einfluß  ausüben,  ob  er 
Direktor  oder  Mitglied  des  Aufsichtsrates  ist.  Das  gleiche  gilt 
aber  von  August  Thyssen.  Du  (  nion  wird  unter  der  absoluten  Herr- 
schaft der  Diskonto^csellschalt  sti  hen,  solange  sie  ein  so  wenig  er- 
strebenswertes Objekt  tiir  anilere  Uanken  bihlet.  Fr.  Krupp  und  die 
Gutehoffnung'^hülie  koinien  d«  n  I'ankcn  iiuc  Bedingungen  stellen,  und 
die  Haute  Fuiancc  aller  Lander  wird  sich  darum  reißen,  ilincn  Millionen 
zu  borgen  oder  sie  für  sie  zu  emittieren.  Die  Industriekapitäne  haben 
bei  der  engen  Verbindung  mit  den  Banken  sicherlich  nicht  an  Einfluß 
verloren. 

Während  ich  in  dieser  Frage  auf  die  Zustimmung  vieler  Kenner, 
auch  des  Verfassers,  rechne,  weiß  ich  mich  im  Gegensatze  zu  manchen 

ausgezeichneten  Forschern,  wenn  ich  behaupte,  daß  Heymann  im  Irrtum 
ist  mit  der  Idee,  die  Vergrößerung  der  Unternehmungen  führe  stets 
eine  Verbilligung  herbei,  sei  stets  von  Vorteil.  Nicht  daß  ich  mit  den 
speziellen  Bemerkungen  Heymann';  über  die  heutii^en  dent'^rhrn  F,is{  n 
werkr  nicht  übereinstimmte,  es  handelt  sich  vic  Inn  hr  um  die  tlieore- 
tische  Frage:  gilt  das  Gesetz  der  zunehmenden  J'ro^iuktivität  der  In- 
dustrie in  infinitum?  Wenn  hier  von  einer  Erörterung  «lieses  Problems 
abgesehen  und  nur  auf  die  kurzen  abci  zutreflfendcn  Bemerkungen 
Marshalls  und  Elys  hingi  wiesen  werden  soll,  so  geschieht  das,  weil  die 
Frage  eine  selbständige  Behandlung  verdient,  und,  wie  ich  hoffe,  dem- 
nächst von  verschiedenen  Seiten  erfahren  wird. 

Die  obenstehende  kurze  Inhaltsangabc  konnte  nur  den  leitenden 
(jedankcngang  der  Hcymannschen  Schrift  hervorheben,  ihre  Neben- 
produkte sind  aber  ebenfalls  von  Wichtigkeit,  (  icnannt  seien  die  Fest- 
stellungen über  die  Einführung  der  Roheiscnzöllc  1844  und  1879,  und 
über  die  Wertlosigkeit  der  Eisenenqu^te,  der  gegenüber  selbst  unsere 
Kartellei liebungen  ein  Muster  /u  nennen  sind. 

Das  Erfreulichste  an  dem  Heymannschen  Bucli  ist  aber,  daß  seine 
Lektüre  zu  so  vielen  allgemeinen  I'ragen  anregt,  daß  es  trotz  allem 
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Intt'ii  ^xt  am  Kin/clncn  (l(  n  Smn  lür  jjroße  Zusammc  nhaiv^'f^  nicht  ver- 
missen laßt.  Dadurch  j»e\vinnt  es  ühcr  den  Ta;,'i  sw  1 1 1  hiiiau>  eine  Be- 
dcutunj^,  die  scmc  dauernde  Iknicksichtifjung  bei  Krorterunji  industrieller 
Probleme  praktischer  wie  theoretischer  Natur  erforderlich  macht  und 
gewährleistet. 

Das  Fehlen  eines  Registers  ist  bei  diesem  Buche  speziell  zu  be- 
dauern. 
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Von 

EMIL  VAXDEKVELDK. 

Generalstreik  —  dieses  heute  so  geläufige  Wort  scheint  keiner 
Definition  mehr  2U  bedürfen;  aber  gerade  weil  es  so  häufig  ver- 
wendet wirdf  gebraucht  man  es  in  sehr  verschiedenem  Sinne  und 
daher  sind  Unterscheidungen  unentbehrlich,  wenn  man  Unklar- 
heiten und  Mißverständnisse  vermeiden  will. 

In  der  Tagessprache  redet  man  von  Generalstreik  sobald  eine 
große  Zahl  von  Arbeitern  eines  oder  verschiedener  Gewerbe  die 
Arbeit  niederlegen.  Man  spricht  von  Generalstreik»  wenn  die  Ar- 
beiter des  Ruhrgebietes  oder  des  Pas  de  Calais  sich  zusammen- 
schließen, um  höhere  Löhne  zu  erhalten,  wenn  die  belgischen 
oder  schwedischen  Arbeiter  die  Straßen  durchziehen  um  das  all- 
gemeine Stimmrecht  zu  erlangen,  wenn  die  französischen  oder 
italienischen  revolutionären  Syndikalisten  die  vollständige  Still- 
iegung der  Produktion  predigen,  um  dem  Kapitalismus  ein  Ende 
zu  machen. 

Es  ist  indessen  wiphtig,  diese  verschiedenen  Arten  des  Streiks 
2u  unterscheiden,  den  gewerkschaftlichen  Generalstreik  vom  po- 
htischen,  den  sog.  reformistischen  vom  revolutionären. 

I.  Der  gewerkschaftlich-berufliche  General- 
streik. 

Der  berufliche  Generalstreik  ist,  um  eine  Definition  zu  geben, 
der  Streik  aller  oder  der  meisten  Arbeiter  eines  bestimmten  Ge- 

')  Diestr  Aufsatz  erscheint  jikiclij-cifi^^  in  lici  Htvue  du  Mois,  Paris.  Wir 
freuen  uns  dem  Fiilirer  der  sf>;^i;ilisti-(jhtjii  l'arici  Belgiens  Gelegenheit  i,'cben  -nx 
dürfen,  sich  übtr  die  iniiaUarcichen  Fragen  des  (jcncralstrciks  und  der  syndikalii>ii- 
»chen  Bewegung  xu  äußern,  deren  weitere  Entwicklung  im  gleichen  Hefte  von 
Prof.  H.  Li^rdelle,  Pari»,  dem  Herausgebet  des  M«wmatt  StKiaiuU  vom  Sund- 
pvokt  der  fransBstschen  Syndikalisten  ans  geschildert  wird.  (Ann.  der  Redaktion.) 
AreUv  lUr  Sosialwimasclwß  und  Soiiaipolitik.  XXVI.  3.  35 
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werbes»  z.  B.  der  Streik  der  Kutscher,  der  Elektrizitätsarbeiter, 
der  Bauhandwerker  in  einer  Stadt  oder  einem  mehr  oder  weniger 
au^edehntcn  Gebiet.  Ein  solcher  Streik  ist  aufs  deutlichste  un- 
terschieden vom  eigentlichen  Generalstreik,  dem  politischen,  der 
sich  auf  die  Arbeiter  aller  Berufe  ausdehnt;  er  wird  nicht  im  In* 
teresse  des  gesamten  Proletariats,  sondern  in  einem  Berufsintcr- 
esse  unternommen.  Sein  Zweck  ist  z.  B.  die  Lohnerhöhung,  die 
Verkürzung  der  Arbeitszeit,  ein  günstigerer  Arbeitsvertrag.  An- 
dererseits wirkt  er  nicht  durch  die  mehr  politische  als  ökono* 
mische  Störung,  die  aus  der  Niedcrlegung  der  Arbeit  in  allen 
oder  fast  allen  Gewerbszweigen  entsteht:  Um  Erfolg  zu  haben 
muß  er  gewöhnlich  so  lange  dauern,  daß  die  Führer  der  Industrie 
in  ihrem  Geldintercsse  fühlbar  getroffen  werden.  Aber  diese  Dauer 
des  Konfliktes  kann  länger  ausgehalten  werden,  als  wenn  die  Arbeits- 
einstellung sich  auf  alle  Berufszweige  erstreckt,  da  die  Arbeiter 
der  anderen  Berufe  weiter  arbeiten  und  durch  ihre  Hilfsgeldcr 
die  Position  der  Streikenden  wesentlich  verstärken  können. 

Es  Hegt  auf  der  Hand,  daß  die  beruflichen  Generalstreiks 
in  dein  Maß  häufiger  werden  als  die  Solidarität  der  Arbeiter  und 
ziiL;l(Mch  auch  die  der  Unternehmer  anwächst.  Die  letzteren  machen 
oft  den  Streik  einiger  Arbeitsstätten  zu  einem  aligemeinen,  wenn 
sie  die  Aussperrung  der  üiirigen  Arbeiter  des  Gewerbes  beschließen. 
Solche  Konflikte  sind  in  Ländern  wie  Deutschland  und  England, 
wo  es  keinen  revolutionären  Syndikalismus  gibt,  ebenso  häufig 
wie  in  Frankreich,  wo  der  revolutionäre  Syndikalismus  die  Ober- 
hand hat.  iNicmand  denkt  daran,  das  Proletariat  von  dieser  Art 
der  Aktion  abzubringen,  jedermann  sieht  ^Jarin  eine  der  notwen- 
digen Formen  des  Klassenkampfes.  Unter  den  .Sozialisten  gibt 
es  keinen  (iegner  des  Generalstreiks  solange  es  sich  um  den  be- 
ruflichen, der  zur  Verteidigung  der  Berufsinteressen  unternommen 
w  ird,  handelt.  Die  endlosen  Kontrox  ersen  über  den  Generalstreik 
betreffen  nur  den  politischen  Generalstreik. 

2.  Der  politische  Generalstreik. 

Der  politische  Generalstreik  ist  der  Streik  der  Ar])citer  aller 
Industrien  im  Interesse  des  gesamten  Proletariats.  Wir  befinden 
uns  hier  nicht  in  der  ökonomischen  Interessensphäre.  Der  General- 
streik wird  jiolitisch,  d.  h.  er  richtet  sich  weniger  gegen  die  Un- 
ternehmer als  gegen  die  Regierung,  die  er  stürzen  oder  beein- 
flussen will.  Line  solche  Bewegung  kann  Iricdiich  sein,  man  nennt 
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sie  dann  den  Streik  mit  gekreuzten  Armen.  Sic  kann  auch  ge- 
walttätig sein,  wie  z.  B.  in  Belgien  (1902),  in  Italien  (1904)  und 
besonders  in  Kußland  (1904  und  1905),  wo  die  Arbeiterschaft 
cirL'iinal  zugieicii  /.um  Streik  und  zum.  Aufstand  ihre  Zuflucht 

nalim. 

Aber  es  ist  nicht  der  mehr  oder  weniger  friedliche  oder  auf- 
rührerische Charakter  eines  Generalstreiks,  der  die  iVanzösischen 
oder  italienischen  Syndikalisten  dazu  veranlaßt,  eine  Unter- 
scheidung zwischen  dem  reformistischen  und  dem  revolutio- 
nären Generalstreik  zu  machen.  Die  Unterscheidung  liegt  ihrer 
Ansicht  nach  nicht  in  den  einzelnen  Episoden,  sondern  in  dem 
Ziel  der  Streikenden  oder  derjenigen,  die  den  Streik  verkünden. 

Der  reformistische  Generalstreik  hat  zum  Ziel,  eine  Reform 
durchzusetzen,  ein  Recht  zu  erobern  oder  zu  verteidigen,  gegen 
einen  Akt  der  Regierung  Protest  zu  erheben.  Der  revolutionäre 
Generalstreik  hat  die  soziale  Revolution  zum  Ziel :  die  Befreiung 
der  Lohnarbeiter  von  der  Herrschaft  des  Kapitals.  In  seiner  letzten 
Bedaitung,  sagt  Griffuelhes  bedeutet  der  Generalstreik  für  die 
Arbeiterschaft  nicht  das  einfache  Ruhenlassen  der  Hände;  er  be- 
deutet die  Besitzergreifung  der  wirtschaftlichen  Güter,  die  durch 
die  beruflichen  Organisationen  nach  Art  der  Syndikate  zum  all- 
gemeinen Besten  verwendet  werden  sollen.  Dieser  Generalstreik 
oder  diese  Revolution  werden  je  nach  den  vorhandenen  Wider- 
ständen gewalttätig  oder  friedlich  sein.  Auf  den  Anstoß  der  Ar- 
beiterorganisationen hin  wird  er  die  Befreiungsversuche  des  Pro- 
letariats zusammenfassen. 

Der  revolutionäre  Generalstreik  ist  also  in  einem  Wort  die 
soziale  Revolution  selbst  Der  reformistische  dagegen  ist  der  Ver- 
such des  Proletariats,  den  Regierungen  teilweise  Konzessionen  zu 
entreißen,  ohne  doch  die  Existenz  dieser  Regierungen  und  be- 
sonders des  Regimes,  das  sie  darstellen,  in  Frage  zu  stellen. 

Wir  halten  uns  im  Laufe  dieses  Aufsatzes  an  diese  Definition 
wenn  wir  die  Auffassung  der  revolutionären  Syndikalisten  und 
der  demokratischen  Sozialisten  über  den  Generalstreik  darstellen 
und  besprechen  werden.  Aber  vorher  haben  wir  noch  ein  zwei- 
faches zu  bemerken.  Vor  allem  sind  die  reformistischen  und  revo- 
lutionären Auffassungen  des  Generalstreiks  nicht  unvereinbar.  Wie 


*)  Victor  Griffoclhes,  L'Action  syndkatiste,  p.  55,  Bibliothique  du  Mouve- 
mcnt  socialiste  IV.  Paris,  Riviire  1908. 
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man  zu  gleicher  Zeit  reformistisch  und  revolutionär  sein  kann,  so 
kann  man  auch  Anhänger  des  Generalstreiks  sein,  um  gewisse 
Reformen  2U  erlangen  und  denken,  daß  das  Endresultat  der  im- 
mer mehr  ausgedehnten,  reformistischen  Generalstreiks  der  revo- 
lutionäre Generalstreik,  d.  h.  der  sozialen  Revolution  sein  wird. 

Zweitens  ist  zu  bemerken,  daß  der  wahrhafte  Genefalstreik, 
d.  h.  der  Streik'  aller  Arbeiter  aller  Industrien  eines  Gebietes  oder 
eines  Landes  eine  rein  theoretische  Vorstellung  ist  In  der  Tat 
spricht  man  von  Generalstreik,  wenn  viele  Arbeiter  der  Haupt* 
Industrien  die  Arbeit  niederlegen.  So  streikten  z.  B,  189^  in  Bel> 
gien  nur  200000  und  1902  mehr  als  300000  auf  etwa  800000  Ar- 
beiter, als  es  sich  um  das  allgemeine  Stimmrecht  handelte'). 

In  Schweden,  wo  der  Generalstreik  weniger  ein  Pressions- 
mittel als  eine  grandiose  Demonstration  zu  Gunsten  des  allge* 
meinen  Stimmrechts  war,  waren  die  Arbeitsniederlegungen  sehr 
beträchtlich:  »in  Stockholm  standen  nicht  nur  die  Fabriken  und 
Bauten  still,  auch  die  elektrischen  Bahnen,  die  Gaswerke  und  die 
Transportunternehmungen  feierten.  Keine  bürgerliche  Zeitung 
konnte  erscheinen«*).  Trotzdem  war  im  ganzen  Lande  die  Zahl 
der  Lohnarbeiter,  die  nicht  streikten,  viel  größer  als  die  Zahl  der 
Streikenden. 

Desgleichen  führte  der  italienische  Generalstreik  im  Septem* 
ber  1904,  der  ein  Protest  gegen  die  Metzeleien  von  Buggera  und 
Castelluzzo  war,  in  einigen  Städten  eine  völlige  Niederlegung  der 
Arbeit  herbei  ^).  In  Venedig  z.  B.  streikten  sogar  die  Gondoliere, 
aber  wie  viel  landwirtschaftliche  und  Arbeiter  in  hätislichen  Dien- 
sten,  wie  viel  Handwerker  der  kleinen  Städte  blieben  außerhalb 
der  Bewegung  und  werden  es  wahrscheinlich  in  Zukunft,  wie  auch 
die  Lage  sei,  immer  bleiben.  Bedenkt  man  indessen,  was  für 
komplizierte  und  empfindliche  Organismen  die  modernen  Gesell- 
schaften darstellen,  so  ist  es  gar  nicht  nötig,  daß  die  General- 
streiks alle  Arbeiter  ergreifen,  um  das  soziale  Leben  zu  beun> 
ruhigen:  es  genügt,  daß  die  hauptsächlichsten  Industrien  und  be- 
sonders das  Verkehrs-  und  Transportwesen  gelähmt  seien.  Das 
hat  man  in  Rußland  in  den  Streiks  von  1904  und  1905  gesehen.  ^ 


>)  Van  Ovcrberghe,  La  greve  g^ni^rale  cn  Belgiqoe.   Bruxelles  1902. 
*)  Buisson,  La  gr«ve  g^nirale,  p.  69.   Paris,  SocKt^  Nouvelle  de  libiairi« 
et  d'^dition,  1905. 

*)  Buisson,  La  grive  generale,  p.  72. 
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In  einem  Lande,  wo  die  ungeheuere  Mehrzahl  der  Bevölkerung 
bäuerlich  geblieben  ist,  wo  viele  Industriearbeiter  weiter  arbeiteten, 
genügt  es,  daß  die  Ziu^c  nicht  mehr  rollen,  daß  Post  und  Tele- 
graph nicht  nif  lir  funktionieren,  daß  die  Verbindung  zwischen  den 
verschiedenen  Teilen  des  Reiches  unterbrochen  sind,  um,  beson- 
ders  wenn  der  Aufstand  dazu  kommt,  die  Regierung  zum  Nach- 
geben zu  zwingen. 

Wir  sehen  also,  daß  man,  in  Rußland  wie  in  Italien,  in  Schwe- 
den wie  in  Belgien,  vom  Generalstreik  gesprochen  hat,  sobald  der 
Streik  groß  genug  war,  um  n  normalen  Gang  der  Geschäfte 
zu  verhindern,  obgleich  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  bei  der  Arbeit 
verblieb. 

Wenn  wir  nun  wieder  auf  die  Unterscheidung  zwischen  re- 
formistischen und  revolutionären  Generalstreik  zurückkommen, 
müssen  wir  feststellen,  daß  bis  jetzt  alle  sogenannten  Generalstreiks 
reformistisch  geblieben  sind.  Wir  wollen  also  zuerst  von  diesen 
sprechen. 

3.  Der  reformistische  Generalstreik. 

Vor  einigen  Jahren  hatte  seihst  der  reformistische  General- 
streik wenig  Anhänger  unter  den  Sozialisten.  »General-Streik  s 
General-Unsinn«  sagte  Auer  auf  einem  Kongreß  der  deutschen 
Sozialdemokraten  und  fand  damals  wenig  oder  keinen  Widerspruch. 
Fast  alle  waren  sich  darfiber  einig,  den  Generalstreik  für  eine  ver- 
hängnisvolle Erfindung  der  Anarchisten  zu  halten,  die  diese  sich 
absichtlich  ausgedacht  hätten,  um  die  Gewerkschaften  zu  desor- 
ganisieren und  die  Proletarier  von  der  politischen  Aktion  abzu- 
lenken. 

Nach  und  nach  haben  sich  diese  Ideen  unter  dem  Einfluß 
der  Praxis  verändert.  In  fast  allen  Ländern  hat  es  Generalstreiks 
gegeben,  aber  immer  war  ihr  Zweck  nicht  die  Revolution,  sondern 
ein  Ziel,  welches  die  Existenz  der  kapitalistischen  Wirtschaftsord- 
nung nicht  in  Frage  stellt:  In  Belgien  und  Schweden  das  allge- 
meine Stimmrecht,  in  Holland  das  Streikrecht  für  die  Eisenbahn- 
arbeiter, in  Italien  die  Achtung  des  Arbeiterlebens,  in  Rußland 
politische  Rechte  und  Freiheiten. 

Alle  diese  Streiks,  wie  verschieden  sie  auch  ihrem  Ziel  und 
ihrem  Verlauf  nach  seien,  haben  eine  Reihe  von  übereinstimmen- 
den Merkmalen.  Erstens  waren  sie  alle  sehr  kurz:  sie  haben  fast 
nie  länger  als  eine  Woche  gedauert  und  während  dieser  Zeit 
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haben  die  Streikenden  hauptsächlich  von  ihren  Ersparnissen  ge- 
lebt; die  Nahrungsmittelindustrien  haben  kaum  oder  wenig  ge- 
feiert und,  während  eine  Anzahl  beruflicher  Streiks  mit  Hilfe  der 
Gewerkschaftskassen  und  der  Unterstützung  anderer  Gewerkschaf- 
ten  Monate  lang  durchgeführt  wurden,  hat  man  bis  jetzt  die  po- 
litischen Generalstreiks  niemals  so  vorbereitet,  daß  sie  länger  ats 
einige  Tage  dauern  konnten.   Zweitens  wurden  alle  derartigen 
Streiks  nur  für  Dinge  unternommen,  welche  die  Gesamtheit  der 
Arbeiterschaft  entflammten.   Es  wäre  ja  auch  unbegreiflich,  daß 
Hunderttausende  die  Arbeit  niederlegen,  auf  ihren  Lohn  verzichten» 
sich  die  Entbehrungen  und  Opfer  auferlegen,  die  jeder  Streik  mit 
sich  bringt,  wenn  es  nicht  der  Mühe  wert  wäre,  wenn  es  sich 
nicht  um  wesentliche  Dinge  handelte  wie  das  Stimmrecht,  das 
Koalitionsrecht,  oder  wie  in  Rußland  die  politische  Freiheit. 
Drittens  haben  die  Generalstreiks,  wenn  sie  nicht  wie  in  Italien 
im  September  1904  einfache  Demonstrationen  waren,  niemals  der 
Bourgeoisie  etwas  entreißen  wollen,  was  diese,  ohne  sich  selbst 
aufzugeben,  nicht  hätte  gewähren  können.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  die  Gewährung  des  Stimmrechts  in  Belgien  oder  Schweden, 
die  Anerkennung  des  Streikrechtes  der  Eisenbahner  in  Holland, 
die  Beschränkung  oder  selbst  Abschaffung  der  autokratischen 
Herrschaft  in  Rußland  möglich  waren,  ohne  die  Grundfesten  der 
kapitalistischen  Herrschaft  zu  erschüttern.  Auch  sind  die  General- 
streiks der  letzten  Jahre  alle  von  einem  größeren  oder  geringeren 
Teile  der  Bourgeoisie  unterstützt  worden.  Viertens  haben  endlich 
die  Generalstreiks  nur  einen  mehr  oder  weniger  vollständigen  Erfolg 
gehabt,  wenn  sie  plötzlich  eintraten,  wenn  sie  die  Regierungen, 
auf  die  man  einen  Druck  ausüben  wollte,  überrascht  haben,  oder 
wenn  die  Bourgeoisie  sich  Jiicht  den  Streikenden  en^egenge- 
stellt  hat. 

Dies  geschah  z.  B.  beim  ersten  belgischen  Generalstreik  im 
April  1893  und  beim  ersten  russischen  im  Oktober  1904.  iJa- 
gegen  hat  der  holländische  Generalstreik  (1903),  der  zweite  bel- 
gische Generalstreik  (1902),  der  zweite  und  dritte  russische  Ge- 
neralstreik, wo  die  Regierung  nicht  überrascht  wurde  und  die 
Bouruieoisie  weni^  S\  mpathie  bewies,  mit  einem  wiederhallenden 
MifSerfolge  geendet,  der  noch  lange  nach  den  Niederlagen  nieder* 
drückend  auf  das  Proletariat  gewirkt  hat. 

Man  muß  aber  nicht  glauben,  daß  diese  Mißerfolge  auf  die 
Dauer  das  Resultat  haben  werden,  die  Arbeiter  zu  entmutigen 
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und  sie  dem  Generalstreik  ahwcndif^  zu  machen.  Im  Go;.^'enteil : 
in  dem  Maße  wie  die  industrielle  Konzeniralion  sich  vollendet 
und  die  Lohnarbeiterschatt  ein  immer  wichtif^fcrer  Teil  der  J^e- 
völkcrung  wird,  werden  sie  mehr  untl  mehr  zum  Streik  ihre  Zu- 
flucht nehmen,  wenn  sie  bei  wichlis^en  l'Ya<^en  einen  ener^nschen 
Druck  auf  die  Regieruns^  ausüben  wollen.  Man  kann  sich  auch 
keine  revolutionäre  Aktion  des  Proletariats  denken,  die  nicht  von 
der  Arbeitseinstellung  der  sich  aullehnendcn  Arbeiterschaft  be- 
gleitet wäre.  Und  nur  dicjcniL^'en  können  Widersacher  des  General- 
streiks .<;e!n,  die  die  Arbeiterklasse  allein  auf  die  (gewerkschaftliche 
und  parlamentarische  Tätigkeit  beschränken  wollen. 

Dies  ist  aber  nicht  die  Auffassung,  die  die  revolutionären  Syndi- 
kalisten und  besonders  die  Anarchisten  vom  Generalstreik  haben. 
Sie  verachten  diese  allgemeinen  Arbeitscinstelluncjen  >wie  sie  die 
Politiker  im  Auge  haben«.  Ib^chstens  sein  n  sie  in  ihnen  eine 
Art  i'cldtiicmstübung  des  Proletariats:  Be\vci!;ungi.;n,  deren  Zweck 
anfechtbar  ist,  aber  deren  Mittel  eine  lünuUi^unL;  verdienen,  weil 
sie  die  Arbeiterschaft  daran  i^ewöhnen,  mehr  auf  sich  selbst  als 
auf  ihre  erwählten  Führer  sich  zu  verlassen.  Was  dagegen  die 
Syndikalisten  predigen,  was  das  Alpha  und  (  )mega  ihrer  Propa- 
ganda bildet,  was  ihrer  Meinung;  nach  den  [ganzen  Sozialismus 
ausmacht,  das  ist  der  revolutionäre  Generalstreik,  der  nicht 
den  Zweck  hat,  den  Regierenden  einige  kleinere  Reformen  ab- 
zuzwingen, sondern  der  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  mit 
einem  SchlaL^e  beseitigen  soll.  , 

Wir  w  ollen  deshalb  versuchen,  ihren  Gedankengang  vollkom- 
men /AI  verstehen,  um  ihn  dann  mit  demjenigen  der  demokrati- 
schen Sozialisten  vergleichen  zu  können. 

4.  Der  revolutionäre  Generalstreik. 

Wir  wollen  hier  niciit  die  (ieschichtc  des  Generalstreiks,  so 
w  ic  ihn  die  revolutionären  Syndikalisten  verstehen ,  schreiben 
Ihre  Auflassung  ist  auch  lange  eine  konfuse  gewesen,  einige 
predigten  den  »Strtik  mit  verschränkten  Armen^  und  bildeten 
sich  ein,  daß  sie,  wenn  sie  genügend  Nahrungsmittel  für  das  Pro- 
letariat hättt  ii.  in  wenigen  Tagen  durch  eine  V()llige  Arbeitsein- 
stellung die  Kapitalisten  aushungern  und  so  auf  friedlichem  Wege 
die  soziale  RevoluUoii  vollziehen  könnten. 
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Aber  viele  selbst  unter  denjenigen,  die  für  diese  Auffassung 
Propaganda  machten,  sahen  in  ihr  hauptsächlich  ein  gutes  Mittel 
der  Vorbereitung  der  sozialen  Revolution,  das  sich  strikte  in  den 
gesetzlichen  Grenzen  hielt.  Das  war  der  Fall  des  jetzigen  Justiz- 
ministers Aristide  Briand,  der  auf  dem  Kongreß  der  französischen 
Organisationen  zu  Paris  (3. — 8.  Dezember  1899)  ausrief:  »Der 
Generalstreik  hat  den  Vorteil  und  das  Verführerische,  daß  er 
nichts  ist,  als  die  Ausübung  eines  unangreifbaren  Rechtes.  Er 
ist  eine  Revolution,  die  innerhalb  der  Gesetze  und  auf  gesetz- 
lidiem  Wege  entsteht:  indem  der  Arbeiter  sich  weigert,  das  Joch 
des  Elendes  weiter  zu  schleppen,  beginnt  er  die  Revolution  auf 
dem  Boden  des  Rechtes.  Die  Ungesetzlichkeit  müßte  von  der 
Kapitalistenklasse  begangen  werden,  wenn  sie  sich  provozieren 
ließe,  ein  Recht  zu  verletzen,  das  sie  selbst  heilig  gesprochen  hat.  < 

Man  muß  indes  zugeben,  daß,  wenn  ein  solcher  Generalstreik 
längere  Zeit  dauern  würde,  die  verängstigte  Hourgeoisie  versuchen 
würde,  den  passiven  Widerstand  des  Proletariats  durch  die  Ge- 
walt zu  brechen;  aber  die  aus  Arbeiterkretsen  stammenden  Sol- 
daten würden  sich  weigern,  auf  ihre  Brüder  zu  schießen  und  Briand 
fügte  unter  dem  Beifallsrufen  seiner  Zuhörerschaft  hinzu:  »Wenn 
man  das  Kommando  Feuer  zu  geben  wiederholen  würde,  wenn 
die  Offiziere  hartnäckig  genug  wären,  trotz  allem  den  Willen  ihrer 
Soldaten  zur  Ueberwindung  derartiger  Gedankengänge  zwingen 
zu  wollen,  dann  könnten  allerdings  die  Gewehre  losgehen,  aber 
vielleicht  nicht  ijl  der  Richtung,  die  von  jenen  beabsichtigt  wäre*  '). 

Aber  diese  Worte  wurden  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
gesprochen,  seitdem  sind  fast  10  Jahre  verstrichen  und  trotzdem 
Briand  dieselben  Dinge  fast  wörtlich  auf  dem  internationalen  sozia- 
listischen Kongreß  von  Amsterdam  im  Jahre  1903  wiederholte, 
so  haben  wir  doch  gute  Gründe  zu  glauben,  daß  er  als  Geheim- 
siegelbewahrcr  der  französischen  Republik  nicht  mehr  dieselbe 
Meinung»  hat  über  die  Beziehuni^en,  die  zwischen  dem  Proletariat 
und  der  Armee  angebahnt  werden  sollten. 

Trotzdem  aber  die  Idee  des  Generalstreiks  in  der  Person 
Briands  einen  ihrer  i  edegewandtesten  Verteidiger  verlor,  hat  sie 
sich  trotziletu  weiter  ausgebreitet.  Sie  ist  von  den  revolutionären 
S\ iidikali'-ren  nicht  als  ein  Mittel,  ^«»ndern  als  das  Mittel  der 
völligen  Bclrciung  des  Proletariats  hingestellt  worden,  und  während 
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in  Deutschland  und  in  allen  nördlichen  Ländern  die  Arbeiterschaft 
sich  ihr  gegenüber  zurückhaltend  zeigte,  hat  sie  unbestreitbare 
F(»rtschritte  in  Italien  und  besonders  in  Frankreich  gemacht. 
Kurze  Zeit  nach  der  erwähnten  Rede  Briands  im  Jahre  1899,  trat 
in  Paris  ein  Komitee  des  Generalstreiks  zusammen,  das  aus  einer 
Anzahl  von  Delegierten  der  OmfedkraHan  gkniraU  du  Travail 
bestand.  Dies  Komitee  veröffentlichte  mehrere  Propagandaschriften 
und  in  einer  derselben  —  Grh^e  ghtkrale  reformisU  et  grive  gi- 
neraie  rtoolutionaire  —  finden  wir  den  folgenden  Satz,  der  das 
Bild,  das  die  revolutionären  Syndikalisten  sich  von  dem  General- 
streik machen,  sehr  gut  wiedergibt :  »Wenn  man  sich  darauf  be- 
schränkt, die  Taktik  den  heute  erreichbaren  Möglichkeiten  anzu- 
passen, so  erscheint  der  Generalstreik  als  das  alleinige  und  einzig 
wirksame  Mittel,  durch  das  sich  die  Arbeiterklasse  vollständig 
vom  kapitalistischen  und  staatlichen  Joche  befreien  kann.  Der 
Generalstreik,  selbst  wenn  er  nur  zur  Erringung  kleinerer  Ver- 
besserungen der  Lage  der  Arbeiter  dient,  ist  —  weil  er  eine  wirt- 
schaftliche Waffe  ist  —  in  seinen  Resultaten  weit  wirksamer  als 
die  auf  parlamentarischem  Wege  gemachten  Versuche,  die  öffent- 
liche Gewalt  zu  einer  Intervention  zugunsten  der  Unterdrückten 
zu  veranlassen.  Der  Generalstreik  —  einerlei  ob  er  einen  revo- 
lutionären oder  einen  reformistischen  Charakter  trägt  —  ist  die 
Folge  der  Anstrengungen  zielbewußter  Minoritäten,  die  durch  ihr 
Beispiel  die  Massen  in  Bewegung  setzen  und  hinter  sich  herziehen.« 

Wir  haben  in  obigen  Ausführungen  drei  charakteristische 
Punkte  hervorzuheben;  erstens:  der  Generalstreik  entsteht  aus  der 
Bewegung  einer  zielbewußten  Minderheit,  zweitens:  er  ist  eine  öko- 
nomische Waffe,  die  weit  wirkungsvoller  ist,  als  die  parlamenta- 
rische Aktion,  drittens :  er  dient  der  sozialen  Revolution  und  muß 
als  das  einzige  Mittel  angesehen  werden,  um  die  Arbeiterklasse 
.  völlig  vom  Joch  des  Kapitalismus  und  des  Staates  zu  befreien. 

Zuerst  ist  der  Generalstreik  das  Resultat  der  Anstrengung 
einer  bewußten  Minderheit,  die  Ideen  Blanquis  finden  sich  in  den 
Broschüren  und  Kundgebungen  der  Confed^ration  du  Travail 
wieder.  Der  revolutionäre  Syndikatismus  mißtraut  den  groften 
Bataillonen;  er  zieht  die  französischen  Syndikate  mit  ihrer  ge- 
ringen Mitgltederzahl  und  ihren  niedrigen  Beiträgen  den  Mil- 
lionär-Gewerkschaften der  Deutschen,  Engländer  und  Skandina- 
vier vor.  Er  hat  für  die  demokratische  Majorität  dieselbe  Verach- 
tung wie  der  »Volksfeind«  von  Ibsen  für  die  kompakte  und  liberale 
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Majorität  Zugleich  legt  der  Syndikalismus,  ohne  gerade  anti- 
parlamentarisch  zu  sein,  wenig  Wert  auf  die  parlamentarische 
Aktton.  Er  sieht  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  nur  Ap« 
parate,  die  die  Bewegungen  der  Massen  aufzeichnen.  Er  hört 
nicht  auf,  dem  Proletariat  zu  sagen,  daß  es  nicht  allzusehr  auf 
seinen  Abgeordneten  rechnen  darf,  daß  es  sich  nicht  auf  Zwischen- 
personen  stützen  soll. 

Für  die  Syndikalisten  soll  der  Generalstreik  zur  sozialen  Re- 
volution hinführen  oder  vielmehr,  er  ist  nichts  anderes  als  die 
soziale  Revolution.  So  lesen  wir  z.  B.  in  einer  kleinen  Broschüre 
über  den  Generalstreik,  den  die  Führer  der  Conf(6d6ration  du 
Travail  veröffentlicht  haben:  »Der  Generalstreik  besteht  darin,  die 
Produktion  in  allen  Arbeitszweigen  zum  StUlstand  zu  bringen  und 
zwar  für  die  wenigen  Tage,  die  notwendig  sein  werden,  um  den 
Proletariern  zu  ermöglichen,  vom  Grund  und  Boden,  den  Wohn- 
häusern, den  Bergwerken  u.  s.  w.  Besitz  zu  ergreifen,  mit  einem 
Wort  von  allem,  was  zur  Produktion  der  Güter  notwendig  ist. 
Wenn  die  Arbeiter  ihre  Befreiung  wollen,  werden  sie  revolutionär 
vorgehen ,  d.  h.  sie  werden  Gewalt  anwenden  müssen.  Denn  es 
wäre  die  Krone  der  Torheit,  wollte  man  die  Produktionsinstru- 
mente zum  Eigentum  der  Gesamtheit  erklären,  ohne  sich  in  deren 
Besitz  zu  setzen  und  es  wäre  lächerlich,  das  individuelle  Eigen« 
tum  anzujrrcifcn  ohne  es  verschwinden  zu  lassen  .  .  .  Der  General- 
streik kann  nicht  friedlich  sein,  daher  fort  mit  der  alten  Theorie 
der  gekreuzten  Arme.  Um  diesen  gewagten  Plan  durchzuführen, 
wird  man  zuerst  die  Maschinen  unschädlich  machen  müssen,  den 
Eisenbahnverkehr  zu  unterbrechen  suchen  und  die  Soldaten  ver- 
anlassen, in  die  Luft  zu  schießen  .  .  .« 

Für  die  revolutionären  Syndikalisten  ist  demnach  der  General- 
streik der  letzte  Akt  des  tragischen  Konfliktes  zwischen  dem  Pro- 
letariat und  der  Kapitali  r  ii];!asse.  Es  bedeutet  die  letzte  An- 
strengung, um  dieser  die  Produktionsmittel  zu  entreißen,  die  sie 
benutzt,  um  die  Arbeiter  auszubeuten. 

Natüilich  haben  die  Anhänger  des  so  aufgefaßten  General- 
streiks nicht  die  Naivität  zu  glauben,  daß  wir  am  Vorabend  der 
Entscheidung  stehen.  Sie  sind  sich  darüber  klar,  daß  die  Re- 
volution nur  die  Frucht  langer  und  beständiger  Anstrengungen 
sein  kann.  Sie  wissen,  daß  um  den  Generalstreik  siegreich  zu 
Ende  zu  führen,  das  Proletariat  oder  wenigstens  die  aktivsten 
Elemente  desselben  genügend  für  diesen  letzten  Kampf  vorbe^ 
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reitet  sein  müssen,  und  daß  auf  der  anderen  Seite  die  Träger 
der  Bajonette  so  verständiq^  geworden  sein  müssen,  sie  gegen 
die  Bourgeoisie  richten.  Daher  bemühen  sie  sich,  den  Ge- 
neralstreik durch  Teilstreiks  vorzubereiten  und  die  Soldaten  durch 
eine  beständige  antimilitaristische  Propaganda  für  die  Revolution 
zu  erziehen. 

Unter  diesen  Umständen  haben  die  partiellen  Streiks  nicht  mehr 
einen  bloß  lokalen  oder  beruflichen  Charakter.  Sie  werden  durch 
die  Dazwischenkunft  der  revolutionären  Syndilcalisten  zu  Etappen, 
die  zum  Generalstreik  hinführen  sollen.  I>er  Generalstreik  — 
sagt  Griffuelhes  —  ist  die  Vervielfältigung  der  Kämpfe  gegen  das 
Unternehmertum,  er  setzt  einen  sehr  entwickelten  Kampfesgeist  und 
eine  -X  iibte  Aktionstaktik  voraus.  Er  ist  ein  Schritt  in  der  Ent- 
wickelung,  der  durch  Erschütterungen  vorbereitet  und  beschleunigt 
wird,  die  —  wie  Guyot  sagt  —  berufliche  Generalstreiks  sein 
werden.  Diese  bilden  die  notwendige  Uebung,  wie  die  großen 
Manöver  die  Vorbereitung  für  den  Krieg  sind  *^). 

Jedoch  haben  nicht  alle  Streiks  diese  erzieherische  Bedeutung. 
Die  geduldigen  Kämpfe,  die  sich  wochenlang  hinziehen,  ohne  daß 
die  Ordnung  gestört  wird,  und  die  oft  infolge  der  Vermittlung 
der  Regierung  mit  einem  mehr  oder  weniger  dauerhaften  Friedens- 
vertrag enden,  können  kaum  als  Etappen  zum  revolutionären 
Generalstreik  betrachtet  werden.  Daher  ziehen  auch  die  Syndi* 
kalisten  die  raschen  Handstreiche  vor,  die  tumultarischen  Streiks, 
die  weniger  durch  Geduld  und  Dauer,  als  durch  Gewalt  und  Wut 
zum  Siege  fuhren  wollen.  Aber  unter  diesen  Umständen  muß 
man  damit  rechnen,  daß  die  Armee  dazwischen  kommt,  um  Leben 
und  Eigentum  zu  schützen.  Und  wenn  man  nicht  will,  daß  sie 
nur  ein  passives  Werkzeug  in  den  Händen  der  Offiziere  sei,  ist  es 
unumgänglich  nötig,  die  Propaganda  für  den  Generalstreik  durch 
die  Propaganda  im  Heer  zu  ergänzen.  Es  ist  daher  nicht  zu  ver- 
wundem, wenn  Lagardclle  die  Ansicht  der  Hauptführer  der  C.  G.T. 
über  den  Patriotismus  und  den  Militarismus  so  zusammenfassen 
konnte:  »Die  Vertreter  der  Arbeiterorganisationen,  die  auf  unsere 
Umfrage  geantwortet  oder  die  vor  dem  Pariser  Geschworenen- 
gericht ausgesagt  haben,  haben  alle  den  beiden  Grundanschauungen 
des  revolutionären  Proletariats  Au.<idruck  gegeben:  »i.  die  Armee  ist 
das  Werkzeug,  durch  welches  der  Staat  herrscht  und  die  Arbeiter 
müssen  ^ic  unerbittlich  bekämpfen;  2.  Vaterland  und  Krieg  sind 
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kapitalistische  Angelegenheiten  und  gehen  die  Arbeiterklasse  durch- 
aus nichts  an.< 

Antimilitari^nius,  direkte  Aktion  und  X'orbrreitung  des  General- 
streiks durch  Teilstrciks,  Geworkschaiicn  mit  kleiner  Mitgliedcr- 
zahl  und  geringen  Ilillsmittel,  Antiparlamentarismus  oder  zum 
wenigsten  geringe  Einschätzung  des  Parlamentarismus,  Ideniiiat 
des  Generalstreiks  und  der  Revolution :  das  sind  die  wesentlichen 
Züge  des  revolutionären  Generalstreiks,  uit*  ihn  z.  Ii.  die  franzö- 
sischen und  italienihchen  Syndikalisten  autt'assen. 

In  dieser  Auffassung  finden  sich  Ideen,  die  allen  Sozialisten 
gemeinsam  sind :  alle  sozialistischen  Kämpfer  sind ,  ohne  gerade 
Anhänger  Herv<!;s  zu  sein,  Antimilitaristen  und  einmütig  der  An- 
sicht, daß  bei  Konflikten  zwischen  Kapital  und  Lohnarbeitern  die 
Arbeiter  in  Uniform  nicht  auf  die  Arbeiter  in  der  Bluse  schießen 
dürfen«  Alle  Sozialisten  sind  —  ohne  revolutionäre  Syndikalisten 
zu  sein  —  zugleich  Syndikalisten  und  Revolutionäre,  die  in  den 
Teilkämpfen  zwischen  Kapital  und  Arbeit  nur  Etappen  auf  dem 
Wege  zum  endgültigen  Kampf  und  zur  Revolution  sehen. 

Wenn  in  diesen  wesentlichen  Punkten  die  Ansichten  überein- 
stimmen« worin  liegen  dann  die  Divergenzen  zwischen  den  revo- 
lutionären Syndikalisten  und  den  demokratischen  Sozialisten  be- 
sonders in  Bezug  auf  den  Generalstreik?  Unserer  Ansicht  nach 
vor  allem  in  den  Anschauimgen  über  die  S3mdikalistische  Aktion, 
zweitens  in  der  Bewertung  des  Parlamentarismus  und  drittens  in 
der  Vorstellung,  die  man  sich  von  der  sozialen  Revolution  macht 

5.  Die  syndikalistische  Aktion. 

Während  in  anderen  Ländern  die  Gewerkschaftsbegründer 
sich  bemühen,  möglichst  viele  Arbeiter  in  ihren  Vereinen  zusammen- 
.  zufassen  und  in  ihren  Kassen  so  viel  Tausende  von  Franken  wie 
nur  ii^end  möglich  aufzuhäufen,  haben  die  französischen  Syndi- 
kalisten eine  ganz  andere  Idee  von  gewerkschaftlicher  Organisation. 
Griffuehles  sagt  z.  B. :  Die  französischen  S3mdikate  besitzen  nicht 
jene  wohlgefüllten  Kassen,  deren  Höhe  die  zahlreichen  fremden  Ge- 
werkschaften, vor  allem  die  deutschen  und  die  englischen,  so  stolz 
ausposaunen.  Sie  stellen  den  Millionen  der  Unternehmer  nicht 
die  mühsam  zusammengetragenen  Pfennige  der  Proletarier  ent- 
gegen, denn  sie  wissen,  daß  der  Kampf  auf  diesem  Boden  zu 
ungleich  ist.  Die  wohlgefüUtcn  Kassen  ersetzen  die  französischen 
Gewerkschaften  durch  den  Enthusiasmus,  die  Energie,  den  Opfer- 
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mut  und  den  wahren  Kamplcscifer.  I  laben  sie  Unrecht,  bei  ihrer 
Aktion  auf  die  Geldfra;4e  so  geringen  Wert  zu  lege  n  r  Sollen  sie 
ihr  Streben  nach  dem  Inhalt  ihrer  Geldschränke  richten?  Darauf 
können  wir  ruhiij  mit  ^Nein«  antworten 

Dabei  wird  man  sich  wohl  fragen  dürfen,  ob  diese  negative 
Antwort  nicht  ihre  luklärung  in  den  Srhwierigkeiien  fmdet,  die 
auftauchen,  wenn  die  französischen  Arl)eiter  regelmäßig  hohe  Bei- 
träge zahlen  sollen.  Es  hat  denn  auch  auf  einem  der  Kongresse 
der  ersten  Internationalen  ein  englischer  Gewerkschafter  den  Vor- 
gängern der  C.  G.  T.  gesagt:  -Ihr  h'ranzosen  seid  immer  bereit, 
revolutionäre  Amendements  zu  beschließen ,  aber  weit  weniger 
geneigt,  die  Hand  in  die  Tasche  zu  stecken,  wenn  ihr  eure  Bei- 
träge zahlen  sollt. 

Wir  möchten  deshalb  auch  nicht  behaupten,  daß  die  revo- 
lutionären Syndikalisten,  wenn  sie  die  zentralisierten  Gewerk- 
schaften mit  ihren  großen  Kassenbeständen  verdammen,  nicht  den 
Fuchs  in  der  Fabel  nachahmen,  der  die  Trauben,  die  er  nicht 
erreichen  konnte  für  zu  sauer  erklärte.  Aber  wie  dem  auch  sei, 
das  Faktum  bleibt  bestehen,  daß  die  Mitgliederzahl  und  die  Fonds 
der  französischen  Gewerkschaften  sehr  viel  kleiner  sind  als  die 
der  deutschen  und  der  englischen.  Die  französische  Statistik  des 
Arbeitsamtes  gibt  nur  die  Zahlen  für  die  Mitgliederzahl,  nicht 
aber  diejenigen  der  regelmäßigen  Einnahmen.  Wir  beschränken 
uns  also  auf  die  ersteren  und  können  dann  feststellen,  daß  nach 
den  offiziellen  Dokumenten  im  Jahre  1906  die  Mitgliederschaft 
der  englischen,  deutschen  und  französischen  Gewerkschaften  sich 
wie  folgt  stellte: 

1.  England  (nach  der  Labour  Gasette)  Ende  1906:  II61 
Gewerkschaften  mit  2  106  282  Mitgliedern. 

2.  Deutschland  (nach  dem  Korrespondenzbiatt  vom 
17.  April  1907)  Zahl  der  Organisierten  am  31.  Dezember  1906: 
2  115  154,  die  sich  wie  folgt  zusammensetzen: 


Gewerkschaften  l  f  oS  709 

Lokal-Vercinc  li  145 

Mirsch-Duncker"^«  liL  (Jcwcrkvcrcinc  11S508 

rhrisUultf  <  ,t.WLrk  r!f;ificn    katholi-^i  h«.  1  247  II6 

L nabhu!)j;ij4c  chubü.  <.»cwcrksclialttn  73  132 

Unabhängige  73  544 

3  "5  «S4 


*)  V.  Griffuelhes,  Les  griTcs  et  le  «yndinlisme  frui^is.  Mouvcmcnt  sociaibte, 
1906.  I.  p.  355. 
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3.  Frankreich:  Nach  der  Statistik  dos  Bttlletin  deiOlfue  d'u 
Traiai/  (.\n\cni!u  r  1907)  existierten  am  31.  Dezember  k>o6. 
12971  SyniJikatr  inil  e  inem  Mitglicdeiljcstand  von  I  958511,  also  un- 
«jelahr  2  Millionen  Mit|^lieder.  In  dieser  Ziffer  sitid  jedoch  ent- 
halten die  Arbeit^cbervn  bändc,  die  landvvirtschaftlichrn  Syndikate, 
die  i^emischtcn  Syiuiikatc  und  dir  i-i<^enthchen  Arbeitcrx  crcine. 
Der  Mitj,diederbestand  der  letzteren  beliet  sich  nur  aut"  8y6ül2, 
von  denen  eine  grol>c  Anzahl  nur  aut  dem  l'apicr  vorhanden  ist 
und  keine  Heiträge  zahlt.  Nach  Emile  Fougct  gehören  der  C.G.  T. 
350000  Organisierte  an 

Die  französischen  Gewerkschaften  entsprechen  also  dem  Ideal 
der  revolutionären  Syndikalisten;  mit  wenigen  Ausnahmen  sind 
die  Beitragslcistungen  gering,  die  MitgUederzahl  keine  übergroße. 
Damit  soll  aber  nicht  gesagt  sein»  daß  ihre  Tätigkeit  eine  geringe 
oder  daß  die  Resultate,  die  sie  erreicht  haben,  sich  mit  den- 
jenigen der  englischen  und  deutscboi  Geweiicscfaaften  nicht  messen 
können.  In  der  folgenden  Tabelle  geben  wir  eine  Uebersicht  der 
Arbeitseinstellungen  und  ihrer  Erfolge  in  Frankreich,  Deutsdiland 
und  England  während  der  Periode  1899— 1905 


Frenkreich 

1 

Deutschland 
(Streiks  und  Aus- 
sperrungen) 

England 

Streikeiuic  Arbeiter 
Z«M  der  Streiks 
Erfolge 

Teilweise  Erfolge 
Niederlagen 

I  295518 
5099 

I  ai3  (23,79%) 
1  888  {yi,02f^k) 

1  003978  -|-  316082 

I  220  060 

104^1  583 

1 1  007 

2  3»»  H  -  »57  {22,12%) 

244H 

3  557  +  2  36,34,2Si'/„) 

3  795 

4616-f  3lo(43.6o»/„) 
4836 

719012 

3  551  (davon  23  deren 
Ausgang  unbekannt) 

9*5  {«6,39%) 
1477  (41,98%) 

I  "6  (3«,73%) 

Man  sieht,  daß  England,  das  die  ältesten  Organisationen  hat, 
die  wenigsten  Streiks  und  die  meisten  Erfolge  aufweist.  Wenn 


**J  Emile  Pouget,  La  Confed«ration  du  Travail,  p.  33.  liibLioih^ue  da 
Mouvement  sodaliste,  If.  Paris,  Riviere  1908. 

'^)  Diese  Ziffern  sind  entnommen  dem:  Report  of  the  Conunlsstoner  of  labor, 
Washington,  »Strikes  and  Lock-Outs«. 
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man  dagegen  die  deutsche  Stati«;tik  mit  der  franz<»sischcn  ver- 
gleicht, so  konstatiert  man  zwei  Tatsachen,  dcivn  eine  xirlleicht 
den  Ik'wundercrn  der  französischen  Methode  und  die  anderen  der- 
jenigen der  deutschen  erstaun licli  sein  wird. 

Einerseits  gibt  es  mehr  Streikende  und  vor  allem  mehr  Streiks 
in  Deutschland  als  in  Frankreich.  Die  deutschen  Ailu  iti  i  ,  von 
denen  man  in  Frankreich  oü  glaubt,  sie  seien  ausschließlich  mit 
Wahlkanipfcn  und  der  par'anu  ntarischen  Aktion  beschältijjt,  sind 
vielleiclU  von  allen  Arbeitern  des  westlichen  Huropas  diejeni^j^en, 
wedche  am  öftesten  von  der  duckten  Aktion  gegen  das  Kapital 
Gebrauch  machen.  Andererseits  haben  die  Frnn/.osen  mit  ihrer 
geruigen  Kopfzahl  und  ihrem  kaum  vorhandenen  X'ermügen  bei- 
nahe eben  so  viele  ICrfolge  zu  verzeichnen  als  die  reichen  eng- 
lischen und  mehr  vollständige  oder  teilweise  Frfo]<j;e  als  die  deut- 
schen Gewerkschaften.  Aber  diese  Statistik,  auf  welche  die  iVanzö- 
sischen  S\'ndikalisten  so  oft  hinweisen,  ist  nur  (in)t  ^^ra)io  saiis 
zu  verstehen.  Vor  allem  ist  ein  beträchtlicher  Te  il  der  in  k'rank- 
reich  errungenen  Erfolge  den  Syndikaten  mit  reiorinistischcn  Ten- 
denzen zu  verdanken,  wie  z.  B.  die  Buchdrucker,  welche  dieselben 
Methoden  wie  die  englischen  oder  deutschen  Gewerkvereine  an- 
wenden ;  zweitens  darf  man  nicht  vergessen,  daß  wenn  die  franzö- 
sischen Arbeiter  weniger  starke  Organisationen  als  die  englischen 
oder  deutschen  Arbeiter  haben,  auch  die  französischen  Unter- 
nehmer weniger  gut  organisiert  sind,  als  ihre  Kollegen  in  Deutsch- 
land oder  England. 

Abgesehen  aber  von  diesen  Einschränkungen  ist  nicht  zu 
bezweifebi,  daß  die  im  ganzen  günstigen  Resultate  der  syndi- 
kalistischen Aktion  im  weiten  Maße  dem  Umstand  zu  verdanken 
ist,  daß  diese  Aktion  revolutionärer  ist,  da  sie  häufiger  als  in 
andern  tündem  zur  Revolte  wird,  welche  die  Unternehmer  ein- 
schüchtert oder  die  Regierung  dazu  treibt,  das  Unternehmertum 
mehr  oder  weniger  energisch  zum  Nachgeben  zu  veranlassen. 
Und  da  man  den  Baum  nach  seinen  Früchten  beurteilen  soll,  scheine 
vom  proletarischen  Standpunkt  aus  die  Methoden  des  französischen 
revolutionären  Syndikalismus  gerechtfertigt.  Nur  darf  man  nicht 
vergessen,  daß  diese  Methode  kein  Exportartikel  ist;  würde  man 
versuchen  sie  in  Deutschland  oder  selbst  in  England  anzuwenden, 
so  würde  man  nur  eine  unversöhnliche  Repressionspolitik  herauf- 
beschwören. So  wird  man  doch  zuletzt  sagen  dürfen,  daß  die 
Erfolge,  auf  welche  die  revolutionären  Syndikalisten  so  stolz  sind, 
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doch  zu  beweisen  scheinen,  daß  es  für  den  Arbeiter  nicht  gleich* 
gültig  ist,  ob  er  in  einer  Demokratie  lebt  oder  nicht  und  daß  die 
direkte  Aktion  des  Proletariers  um  so  wirkungsvoller  erscheint, 
je  entwickelter  seine  politische  Macht  ist. 

6.  Die  Syndikalisten  und  die  politische  Aktion. 

Alle  revolutionären  S3mdikalisten  sind  obendrein  auch  nicht 
Antiparlamentarier.  Es  gibt  unter  ihnen  die  jeder  politischen 
Aktion  feindlichen  Anarchisten,  aber  es  gibt  auch  Sozialisten,  die 
weiter  Mitglieder  ihrer  Parteien  bleiben  und  die  Nützlichkeit  oder 
sogar  die  Notwendigkeit  der  politischen  Aktion  anerkennen. 
För  sie  treiben  die  Politiker,  ein  notwendiges  aber  immerhin  nicht 
ganz  reinliches  Handwerk.  Sie  behandeln  sie  ungeföhr  so  wie 
die  amerikanischen  Kapitalisten  die  von  ihnen  bezahlten  Depu- 
tierten und  Senatoren.  Ohne  diese  Ansicht  zu  teilen  kann  man 
zugeben,  daß  sie  doch  ein  Kömchen  Wahrheit  enthält. 

Hätten  wir  zu  wählen  zwischen  einer  rein  politischen,  auf  dem 
Boden  der  Rechtsordnung  stehenden  Arbeiterbewegung  und  einer 
rein  syndikalistischen,  die  revolutionär  für  den  Generabtreik  ein- 
tritt, so  würden  wir  uns  ohne  Zögern  auf  die  Seite  der  Syndi« 
kalisten  stellen.  Aber  unserer  Ansicht  nach  wird  niemand  vor 
diese  Wahl  gestellt,  die  beiden  Methoden  lassen  sich  kombinieren: 
die  politische  und  die  syndikalistische  Aktion  können  sich  gegen* 
seitig  unterstützen  und  es  ist  nicht  schwer,  durch  zahlreiche  Bei* 
spiele  zu  beweisen,  daß  oft  die  eine  und  die  andere  machtlos 
wären,  bestände  diese  gegenseitige  Unterstützung  nicht. 

In  der  1904  im  Mouvement  socudi^e  veröffentlichten  Enquete 
über  den  Generalstreik  spricht  das  Kautsky  gelegentlich  des 
großen  Streiks  der  Kohlenarbeiter  in  Oesterreich  während  des 
Winters  1900  so  aus:  »Vom  ökonomischen  Standpunkt  aus  war 
dieser  Streik  ein  Mißerfolg.  Die  Kohlenbarone  ertrugen  ihn  mit 
größter  Gemütsruhe;  aber  er  rief  so  große  industrielle  Störungen 
hervor  und  die  Gewinne,  die  die  Bergwerksbesitzer  jahraus  jahrem 
auf  Kosten  der  Bevölkerung  erzielen,  sind  so  unverschämt  große, 
so  erbitternde,  ihre  geschäftliche  Schlauheit  macht  ihnen  so  viele 
Feinde  bis  in  die  Bourgeoisie  hinein,  daß  das  österreichische 
Parlament  sich  zuletzt  (geneigt  zeigte,  dazwischen  zu  treten  um  die 
Wiederholung  eines  solchen  Streiks  zu  vermeiden  und  den  Borc- 
arbeitern  den  9  Stundentag  gewährte.  Hier  ist  ein  dt  ntT  Iils 
Beispiel  dafür,  was  man  erreichen  kann,  wenn  man  die  politische 
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und  die  syndikalistische  Aktion  gemeinsam  betreibt.  Jede  allein 
hätte  einen  Mißerfolg  nach  sich  gezogen.  Die  sozialdemokratische 
Fraktion  hatte  sich  im  Rcichsrat  heiser  reden  kiinnen  über  die 
Vcrrin^'crung  der  Aihi-itszeit  in  den  Kohlenber^nvcrken,  ohne  den 
Streik  hätte  sie  taube  Ohren  gefunden  und  andererseits  hätten 
die  Streikenden  nicht  c^csie^t.  hatten  nicht  die  Ab<^'cordnoten  der 
Partei  sie  unterstützt,  indem  sie  der  Regierunc^  und  lier  Majorität 
so  lange  in  den  Ohren  !^elc-,L,'cn  bis  die  \'ers})rechunL,'en  wenig- 
stens teilweise  erfüllt  wurden,  die  zur  Zeit  der  »^ioIh  n  Kohlennot 
gegeben  worden  waren«  '^).  Khenso  war  es  in  Deutschland  beim 
Streik  im  Kuhrgebiet:  der  Widerstand  der  Unternehmer  wurde 
nicht  gebrochen,  aber  der  sunst  zu  derartigen  so  wenig  disponierte 
])ieußische  Landtag  wurde  dazu  gebracht,  den  Besitzern  der 
Kohlenbergwerke  bestimmte  Maßregeln  zugunsten  ihrer  Arbeiter 
aufzuerlegen. 

Auch  haben  wir  gesehen,  daß  die  revohitioniiren  Syndi- 
kalisten, wenigstens  die  nicht  aiiai  chislischen,  wolil  einsehen,  daß 
in  gewissen  Fällen  die  {politische  Aktion  ihren  Nutzen  hat.  Sie 
beschränken  sich  darauf  zu  sagen,  daß  sie  nur  von  sekundärer 
W  ichtigkeit  sei,  daß  die  um  so  viel  bedeutungsvollere  s\  ndi- 
L.ili  .tisclie  Aktion  ihr  unter  keinen  Umständen  untergeordnet  sein 
darf  und  daß,  um  dies  zu  vermeiden,  die  auf  dem  Boden  des 
Klasi>cnkampfes  syndikalistisch  organisierten  Arbeiter,  was  ihre 
Organisation  anbetrifft,  von  allen  Parteien,  auch  von  der  sozialisti- 
schen, unabhängig  bleiben  müssen. 

Diese  These  wurde  z.  B.  auf  dem  Kongreß  der  C.G.T.  in 
Amiens  angenommen  und  neuerdings  auf  dem  Sözialistcnkongreß 
in  Nancy  (1907)  von  Lagardelle  verteidigt.  Der  Kongreß  in 
Nancy  hatte  über  zwei  Anträge  zu  entscheiden;  die  von  Lagar- 
delle  sowie  von  Vaillant  und  Jaur&s  vertretene  Resolution  der 
FederatioH  du  Cker^  die  der  Kongreß  annahm,  spricht  die 
volle  Autonomie  und  in  Wirklichkeit  die  Trennung  der  poli- 
tischen und  der  wirtschaftlichen  Organisation  der  Arbeiter  aus. 
Guesde  vertrat  dagegen  die  Resolution  der  Fkdiratiom  dg  la 
D^dogne;  sie  proklamierte  »die  Notwendigkeit  der  Organisation 
und  der  gemeinsamen  gewerkschaftlichen  oder  syndikalistischen 


M<mv«ii«iit  sociaßsic,  1904.  II.  p.  443  ff. 
>*)  Le  Parti  SociaUste  et  la  Conf^dcration  da  Tf»v«il.   Bibliothiquc  da 
Monvement  «ocUlhte,  V.  Paris,  Riviirei  1908. 
AicUt  fOr  Sosialwisscmchaf t  «ad  Sorialpolitik.  XXVI.  3.  36 
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Aktion  um  di''  Allmacht  des  KajiitaLs  zu  bekämpfen  und  die 
I.ai^c  der  Arbeiter  in  der  L;ej^femvärti.i;en  Gesellschaft  zu  verliessem« ; 
sie  erklärte,  daß  »diese  Aktion  nicht  genütjen  könne  zur  Eman- 
zipation der  Arbeiterklasse,  daß  sie  die  kapitalistische  Kxj)lMi- 
tation  nur  vermindern,  aber  nicht  vernichten  könne« ;  sie  betonte 
damit  den  Vorrang  der  politischen  Aktion  und  schluj^  vor  >dafür 
Sorjre  zu  tra^'en,  daß  je  nach  tlen  Umstanden  die  s\  ndikal!>t!<cho 
und  die  politische  RetätiLjuni^  der  Arbeiter  sich  auf  nationalem 
wie  aul  internationalem  I Joden  [gemeinsam  betätigen  könne«. 

Der  KunL,M  eli  hatte  also  zw  ischen  zwei  S\  stemen  zu  w  ählt  n: 
fakti--3che  Trennuni»  der  f>olitischen  und  der  s\  Tidikalistischen  In - 
tätip[unpf  außer  in  ilen  hallen  freien  Zusammcnarbeitcns  von  Paitci 
und  Gewerkschaften  oder  Zusammenwirken  und  Vereinigung» 
der  politischen  und  L^ewerkschaftlichcn  C)r|^anisation ,  bei  wel- 
cher jedoch  die  l'ulitik  die  erste  Rolle  spielen  sollte.  Der 
Konj^ress  entschied  sich  fiir  die  ersterc  und  es  ist  möglich,  daß 
diese  Entscheidung  unter  den  heutij^en  Umständen  sich  als  be- 
rechtigt erweisen  wird.  Aber  neben  den  beiden  vorgeschlagenen 
Systemen  wäre  ein  drittes  möglich,  nämlich:  Zusammenarbeiten 
und  Vereinigung  der  politischen  und  der  syndikalistischen  Be- 
tätigung aber  mit  Vorherrschaft  der  syndikalistischen  Organisation 
und  ihrer  Aktion. 

Es  ist  dies  dritte  System,  das  in  der  Organisation  der  bel- 
gischen Arbeiterpartei  durchgeführt  ist  In  dieser  Partei  sind 
tatsächlich  die  politischen  Fraktionen  von  geringer  Bedeutung,  die 
Organisationen,  die  ihre  Basis  bilden,  bestehen  zum  größten  Teil 
aus  ökonomischen  Gruppen  und  vor  allem  aus  Gewerkschaften. 
Wir  wollen  auch  gar  nicht  behaupten,  daß  dieses  System  sich 
überall  hin  verpflanzen  ließe;  wir  können  zugeben,  daß  die  in 
Nancy  angenommene  Resolution  die  beste  oder  die  wenigst  schlechte 
Uebergangsform  zu  einem  System  der  Vereinigung  von  Gewerk- 
Schaft  und  politischer  Bewegimg^  darstellt,  aber  wir  haben  die 
Ueberzeugung  t  daß  die  Zukunft  der  engen  Vereinigung  und 
nicht  der  Scheidung  der  politischen  und  syndikalistischen  Be- 
tätigung gehört. 

Wir  stimmen  aber  mit  den  revolutionären  Syndikalisten  über- 
ein,  wenn  sie  sagen,  daß  die  politische  Aktion  weniger  wichtig 
ist  als  die  gewerkschaftliche,  und  daß  im  steigenden  Maße  der 
Streik  —  sei  er  gewerkschaftlich  oder  politisch  —  eine  der  stärk- 
sten Waffen  ist,  die  das  Proletatriat  zu  seiner  Befreiung  in  An- 
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Wendung  bringen  kann.  Unsere  Meinui^verschicdcnheit  besteht 
nur  darin,  daß  für  uns  der  Generalstreik  e  i  n  Mittel,  aber  nicht 
das  Mittel,  nicht  das  einzige  Mittel  der  Revolution  ist,  und  daß 
es  u.  £.  fast  ebenso  gefährlich  ist,  dem  Proletariat  zu  sagen»  daß  zu 
seiner  Befreiung  der  Generalstreik  genüge,  wie  ihm  zu  lehren, 
daß  die  Revolution  mit  Gesetzesparagraphen  und  Verordnungen 
zu  machen  sei. 

7.  Die  Syndikali.stcn  und  die  Revolution. 

Es  ist  unbestreitbar,  daß  für  die  revolutionären  Syndikalisten 
die  Idee  des  Generalstreiks  das  Alpha  und  Omega  der  revolu* 
tionären  Betätigung  ist,  daß  für  sie  in  ihr  der  ganze  Sozialismus  ent- 
halten ist.  Umsonst  sind  praktische  Einwände,  umsonst  macht  man 
sie  darauf  aufmerksam,  daß  es  in  einem  Lande  wie  Frankreich 
nicht  nur  Proletarier  und  Kapitalisten,  sondern  auch  eine  enorme 
Mittelklasse,  nämlich  die  Bauern  gibt,  daß  daher  die  soziale  Re- 
volution nur  mit  deren  Beihilfe  oder  wenigstens  unter  der  Vor* 
bedingung  ihrer  Neutralität  möglich  ist 

Sie  antworten,  daß  der  Generalstreik  vor  allem  eine  kraft- 
gebende Idee,  ein  Mjrthos  sei,  der  für  die  Arbeiter  eine  unver- 
gleichliche Kraft  revolutionärer  Gefühlsmomente  darstelle.  >Selbst 
wenn  —  sagt  Sorel  —  selbst  wenn  die  Revolutionäre  sich 
völlig  täuschen  sollten,  indem  sie  ein  phantastisches  Bild  des  Ge* 
neralstreiks  entwerfen,  so  könnte  dies  Bild  doch  bei  der  Vorbe- 
reitung der  Revolution  ein  Element  der  Starke  ersten  Ranges  ge- 
wesen sein,  wenn  es  in  vollkommener  Weise  alle  Aspirationen 
des  Sozialismus  in  sich  vereinigt  und  der  Gesamtheit  der  revo- 
lutionären Gedanken  eine  Präzision  und  eine  Schärfe  gegeben 
hat,  die  auf  keine  andere  Weise  zu  erreichen  war.  Dank  den 
Schildträgem  der  Syndikate  wissen  wir,  daß  der  Generalstreik 
wirklich  der  Mythos  ist,  der  den  ganzen  Sozialismus  umfaßt,  eine 
Reihe  von  Bildern,  die  instinktiv  alle  jene  Gefühle  hervorrufen, 
die  den  verschiedenen  Phasen  des  großen  Kampfes  zwischen 
dem  Sozialismus  und  der  modernen  Gesellschaft  entsprechen.  Die 
Streiks  haben  im  Proletariat  die  edelsten,  tiefsten  und  tatkraftig- 
sten Gefühle  hervorgerufen,  die  es  besitzt ;  der  Generalstreik  faßt 
sie  zu  einem  großen  Einheitsbild  zusammen  und  gibt  jedem  der- 
selben ein  Maximum  von  Intensität.« 


Sorel,  RjflexioM  sor  1«  violencc.  Moavemcnt  socialistc  1906,  V.  p.  356 1f. 
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Wenn  wir  Sorc!  richtii^  verstehen,  so  bedeutet  diese  mysiische 
Autfassung  des  tieneralsticikb  nichts  anderes  als  (hescs:  die  Ar- 
beiter, die  sich  im  t.ii;lichcn  Kami)fe  |4eL;en  den  Kapitalismus  be- 
finden, können  die  für  diesen  Kampf  notwendigerweise  crlorder- 
liche  levtihitionare  Energie  nur  erzeugen,  wenn  sie  sich  eine  V'or- 
stelhing  davon  machen,  in  welcher  \\  eise  dicker  Kampf  einmal 
seinrn  Ausf:»ang  finden  wird,  und  dies  vollziehen  sie  dank  jenem 
Mythos  des  ( lenrralstreiks. 

L'nbestreilbar  ricliti;.^'  in  dieser  Theorie  ist  die  allerdinj^s  etwas 
banale  Konstatierung.  dalÄ  inmitten  der  Schwierigkeiten  und  Klein- 
heiten, ja  der  Erbärmlichkeiten  des  täglichen  Kampies  es  crt'ordcr- 
lich  ist,  daß  die  Schildträger  des  Sozialismus  stets  im  Geiste  vor 
ihren  Augen  die  heroische  V'^ision  des  endgültigen  Kanijites  tragen, 
dcv  ihnen  zum  Triumph  verheilen  s<j11.  Aber  wenn  man  zugibt, 
was  w  ir  oben  gesagt  haben,  so  ergibt  sich,  daß  nicht  allein  durch 
den  Streik  und  durch  die  syndikalistische  Bewegung,  sondern 
durch  die  Vereinigung  dieser  mit  der  politischen  Betätigung  der 
Triumph  des  Proletariats  erreicht  werden  kann  und  deshalb  sollte 
soziale  Revolution  und  Generalstreik  nicht  als  identisch  aufgefaßt 
werden.  Dieser  kann  ein  Element  und  vielleicht  das  Haupteleroent 
des  Bildes  sein«  das  man  sich  von  der  Revolution  macht,  aber  so- 
weit wir  uns  diese  vorstellen  können,  muß  sie  auch  die  Eroberung 
der  politischen  Gewalt  in  sich  einschließen. 
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Die  historischen  und  sachlichen  Zusammenhänge 
zwischen  Marxismus  und  Anarchismus. 

Von 

LUIGI  FABBRI. 

I .  K  i  n  I  e  i  t  u  n  g. 

Nichts  ist  problematischer  in  der  Geschichte  der  sozialen 
Bewegungen  als  'die  historische  Wahrheit.  Die  Ungerechtigkeit, 
diese  Beherrscherin  unserer  gesamten  heutigen  Gesellschaftsordnung 
erstreckt  ihre  betrügerische  Macht  selbst  auf  ein  Gebiet,  vor  dem  sie 
aller  Logik  nach  wenigstens  Halt  machen  müßte,  nämlich  auf  das  der 
historischen  Schilderung  jener  weltgeschichtlicher  Ereignisse,  welche 
der  Nachwelt  überliefert  werden.  Häufig  wird  in  der  Geschichte  der 
Nationen  diejenige  Version  endgültig  für  die  richtige  gehalten,  welche 
der  im  Besitz  der  Macht  befindlichen  Majorität  genehm  ist.  So  ist 
es  zum  Beispiel  in  Italien,  trotzdem  doch  die  Mehrzahl  der  Männer, 
welche  an  der  Befreiung  und  an  der  Einigung  des  Vaterlandes 
mitgearbeitet  haben,  noch  am  Leben  ist.  Selbst  hier  ist  die  gc» 
schichtliche  Wahrheit  bereits  von  derjenigen  Partei  verdüstert 
worden,  welcher  es  gelungen  ist,  sich  an  die  Spitze  des  Staates 
zu  stellen.  Die  Geschichte  der  patriotischen  Revolution  in  Italien  ist 
in  der  Tat  durch  erlaubte  und  unerlaubte  Kunstgriffe  —  kluges  Ver- 
schweigen  und  wissentliche  Lügen,  Verheimlichung  oder  Zerstörung 
von  Dokumenten,  Inhibicrung  historischer  Publikationen  etc.  —  der- 
artig verwirrt  und  verdunkelt  worden,  daß  es  dem  historischen 
Forscher  häufig  schwier  f^llt  zu  erkennen,  wo  in  ihr  die  Wahr- 
heit aufhört  und  die  Legende  beginnt. 

Aehnlich  verhält  es  sich  auch  mit  der  Geschichte  des  Sozia> 
Usmus.  Nur  mit  dem  Unterschied,  daß  die  Geschehnisse  in  der 
italienischen  Geschichte  zum  großen  Teil  wissentlich  von  einer 
Regierung  und  einer  Klasse  entstellt  worden  sind,  die  von  der 
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fieberhaften  Angst  beseelt  war»  ihre  soeben  erst  mehr  oder  we<- 
niger  sicher  eroberte  Machtstellung  zu  befestigen,  während  sich  in 
bezug  auf  die  Geschichte  des  Soziaiismus  viele  Irrtümer  ohne  irgend* 
welches  Zutun  bestimmter  Pei^önlichkeiten  gebildet  und  ganz 
allmählich,  wie  von  selbst,  den  Qiarakter  einer  historischen  Wahr- 
heit angenommen  haben.  Die  Legende  schiebt  sich  hier  unmerk- 
lich an  die  Stelle  der  Geschichte,  ja  die  Legende  hat  sogar,  wie 
Enrico  Malatesta  einmal  in  bezug  auf  die  Pariser  Kommune  fein- 
sinnig bemerkte^),  häufig  ein  größeres  Interesse  für  die  Forscher 
als  die  Wahrheit  selbst,  da,  während  die  Geschichte  nur  die 
nackten,  konkreten  Tatsachen,  die  sie  selbst  nur  schwer  zu  er- 
klären vermag,  feststellt,  die  sich  unbewußt  bildende  L^ende 
den  Gesichtswinkel  zum  Ausdruck  bringt,  unter  welchem  die  Tat» 
Sachen  von  den  Zeitgenossen  betrachtet  wurden.  Die  Geschichts^ 
legende  zeigt  uns  auf  diese  Weise  den  Seelenzustand  eines  Volkes, 
die  wahre  innere  Bedeutung  eines  historischen  Moments.  Wenn 
aber  das  Studium  dessen,  was  zur  Legende  geworden  ist,  nutz- 
bringend sein  kann,  so  ist  deshalb  andererseits  doch  die  exakte 
Erkenntnis  der  Wahrheit,  aus  welcher  heraus  ja  auch  die  Emp- 
findungen, welche  zur  Bildung  der  betreffenden  Legende  beige- 
tragen haben,  leichter  zu  erklären  sind,  nicht  w^eniger  notwendig. 

Ueber  die  Geschichte  des  Sozialismus  sidi  heute  schon  ein 
abschließendes  Urteil  zu  bilden,  ist  meines  Erachtens  nach  freilich 
unmöglich,  da  es  stets  von  persönlichen  Uebeizeugungen  und 
parteipolitischem  Fanatismus  beeinflußt  sein  wiu-de.  Die  Ereig- 
nisse, über  die  gerichtet  werden  müßte,  liegen  uns  noch  zu  nahe, 
wir  selbst  sind  noch  zu  sehr  in  sie  verwebt,  als  daß  Unparteilich- 
keit immer  möglich  wäre.  Wohl  aber  können  wir,  als  Zeitgenossen, 
gewissenhaft  das  Material  vorbereiten,  mit  dem  unsere  Nachkom- 
men diese  neue  Geschichte  r(  knnstruiercn  werden,  die  den  Namen 
des  Sozialismus  tragen  und  in  den  Augen  unserer  Urenkel  als  der 
größte  Ruhm  unserer  Zeit  dastehen  wird. 

Eine  gewisse  Periode  des  Sozialismus  —  man  könnte  sie  die 
»heroische  I'eriode*  nennen  —  erscheint,  so  zeitlich  nahe  sie  uns 
auch  noch  liegt,  durch  eine  Unmenge  von  Vorurteilen,  irrtümlichen  An- 
sichten und  Unsicherheiten,  bereits  halb  verwischt  und  unseren  Augen 


*)  Enrico  Matatesta:  »II  Comiine  diParigi;  il  t8  mano  1S71«,  in  »0 
Peii«iero<,  Rivista  Quindiciaale  di  Sociologia,  Arte  e  Lettcraton,  anno  V  Nr.  6. 
Roma,  16  marzo  1907. 
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verborgen.  Gerade  diejenigen,  die  die  Geschichte  dieser  Periode 
ganz  genau  zu  kennen  vermeinen,  haben  nur  eine  Teilansicht  von 
ihr  —  die  Ansicht  ihres  eigenen  Teils  —  und  halten  diese  naiv 
für  die  Geschichte  des  Ganzen.  Es  ist  dies  die  Periode  der  »Inter- 
nationalen sowie  die  Zeit  der  Entwicklung  und  N'erbrcitung  des 
Sozialismus  in  lünopa,  also  die  Periode  von  1848  l)is  1S78.  Mit 
der  Zeit  gewinnen  die  Ereignisse  jener  30  Jahre,  und  zumal  die 
Art  und  Weise,  in  welcher  sich  damals  die  Ideen  /u  bilden  und 
zu  formulieren  begannen,  eine  immer  größere  Ikdeutung.  Zumal 
regt  die  heutige  Krise  innerhalb  des  S(»/.iaHs!uus,  welche  seltsame 
Analogien  mit  der  damaligen  Krise  aufweist,  sowie  die  unbe- 
streitbare Rückkehr  zu  Ideen,  welche  bis  vor  kurzem  in  Ver- 
gessenheit L^eraten  waren,  dazu  an,  alles,  was  mit  jener  Bewegung 
zusammenhängt,  wieder  auszugraben  und  es  auf  seine  Wesenheit 
hin  zu  untersuchen. 

Nach  dem  Untcrü^nng  der  Pariser  Kommune  schied  sich  be- 
kanntlich die  sozialistische  Bewi-uni;-  in  zwei  Strömungen,  die 
später  zum  demokratischen  Sozialismus  einerseits  und  zum  hber- 
tärcn  Sozialismus  andererseits  führen  sollten  Es  ist  fernerhin 
bekannt,  daß  ilie  erstere  Strömung  bei  den  nordischen  Nationen 
die  <  )|ierhand  i^ewann,  während  die  letztere  in  den  romanischen  Na- 
tir)nen  vorherrschte.  Währc^nd  die  erstere  bald  eine  blühende 
wisscnschattliche  und  historische  Literatur  hervorbrachte,  wurde 
von  der  letzteren  al)er  nur  einij^es  weniges  liekannt,  das  hier  und  da 
in  Zeitungen  verstreut  erschien  und  das  entweder  von  reaktio- 
nären SclH•itt'^teIlern  \  erleumderisch  entstellt  oiler  von  AnhäUL^ern 
der  sozialistischt-n  ( jeL^eUjiartiM  mit  unvermeidlicher  l'arteilichkeit 
wiederL;e;_;i  l)en  wurde,  l'm  von  l\rei;j;ni<^en,  l)ei  welchen  die  Aktion 
zweier  gegnerrschcr  I'arteim  im  Spie  le  ist.  .sich  ein  (.•iiii<4t-i'maßcn 
e.xaktes  Bild  machen  zu  können.  ;.4rniiL;t  es  aber  nicht,  nur  de  n 
Bericht  und  die  Mcmiin<>  einer  Partei  allein  anzuhören;  man  muß 
auch  die  ^^^ei^'neri^chen  Stimmen  vernehmen.  Tnd  da«^  ist  im  bag- 
lichen  balle  umso  wichtiger,  als  bei  alleiniger  Beachtung  der  Stim- 
men aus  der  crsteren  Partei  (  in  '^n  oßer  Teil  der  Geschichte  de*^  So- 
zialismus in  den  romanischen  Ländern  in  Dunkel  gehüllt  bleibt 

*)  In  jener  Zeit  wurden  in  der  Propaganda  die  Ausdrücke  »antrehistischcf 
»sotialistisch«  und  »revolntionlr«  durcheinander  und  durchaus  iquivalent  gebraucht. 
VfEl.  auch  Robert  Michels:  »Proletariat  nnd  Bourgeoisie  in  der  somlistischen 
Bewegung  Italiens«.  Studien  zu  einer  Klassen*  und  Berufsanalyse  des  Sozialismus 
in  Italien.   Archiv  für  Sozialwisscnschaft  und  Somlpolitik,  Bd.  XXI. 
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und  die  Ereignisse  innerhalb  der  Anarchistenpartei  sowie  die 
stufenweise  Entwicklung  der  anarchistischen  Ideen  unaufgeklärt 
erscheinen. 

Jedoch  auch  aus  einem  anderen  Qxinde  ist  es  notwendig,  zu- 
gleich mit  der  Geschichte  der  einen  Partei  auch  diejenige  der 
anderen  zu  studieren,  da  sich  nämlich  innerhalb  der  beiden  Strö- 
mungen ein  Phänomen  bemerkbar  macht,  das  auch  in  der  Physik, 
zwischen  gewissen  in  Kontakt  mit  einander  gebrachten  Körpern, 
beobachtet  \iird:  der  eine  Teil  nimmt  mit  der  Länge  der  Zeit 
Ideen,  Merkmale  und  Formeln  des  anderen  an  und  umgekehrt. 
Und  das  umso  mehr,  als  die  Meinungsverschiedenheiten  zu  An- 
fang geringer  waren,  als  sie  es  infolge  der  Zeit  wurden.  Zur  Er- 
kenntnis aller  dieser  Tatsachen  verhelfen  aber,  ich  wiederhole  es,  die 
Berichte  und  I'>inncrungen ,  die  von  Mannt  rn  einer  einzigen  — 
wenn  auch  der  größeren  —  Fraktion  geschrieben  worden  sind, 
nicht;  denn  alle  diese  Männer  waren  und  sind  unter  den  Streiten- 
den selbst  und  können  sich  deshalb  nicht  der  eigenen  Fartci- 
leidenschaft  entziehen 

Heutzutage  jedoch  sind  keine  Lücken  in  der  Geschichte 
des  Sozialismus  mehr  zu  beklagen.  Die  ausführliche  und  ge- 
wissenhafte Studie  von  Max  Ncttlau  über  Bakunin  die  Memoiren 
von  Peter  Kropotkin  ^)  und  Gustave  Lefran^ais  die  in  jüngster 
Zeit  wieder  ans  Licht  gebrachten,  noch  nicht  fertig  herausgegebenen 
Dokumente  und  Erinnerungen  von  James  Guillaume  über  die 
Internationale  und  die  Jura  -  Föderation  '  ),  die  Untersuchungen 
über  den  Ursprung  und  die  ersten  Perioden  des  Sozialismus  von 


*}  Ueber  die  grofie  Ungerechtigkeit  und  die  Hirten  Muxens  in  der  Bear- 
teilnng  der  der  anderen  Richtung  ani;ehÖrendcn  Sozialisten  vgl.  Eduard  Hern- 
stein, Dokunuiile  des  Sozialibinus,  Jahren  I  Nr.  I  nnd  Robert  Michels: 
>Hist.-krit.  Kinführunc;  in  die  schichte  des  Marxismus  in  Italien«.  Ardüv  f. 
Sozial\vi!55>.  u.  Sozialpolitik,  Bd.  XXIV,  p.  193  ff. 

*j  Max  Nett  lau:  »Michael  Itakuinn«.  Eine  Biographie.  Luudou  1900. 
Ein  Werk  von  S37  Folioaciicn,  in  drei  iianden,  von  welchem  nur  50  aulokopierte 
Manuskriptc.veniplftre  existieren. 

*)  Pierre  Kropotkine:  »Autour  d*ane  vie«.   Paris.   P.  V.  Stock  cdtt. 

*)  Gustave  Lefran$ais:  «Souvenirs  d'un  rivolntionttaiie«.  Bmxelles. 
Bibliothvque  des  Temps  Nonveaux.   604  pp. 

James  Guillaume:  »L'Internattonale.  Doeunients  et  souveniis 
(1864—7^)«.  Paris  igo5 — 07.  Societö  NouvcHe  de  Librairie  et  d*£ditiion.  Ed. 
Com«ly  et  Cie.  (loi,  nie  de  Vaugirard),   3  Bftnde. 
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Tscherkesöff ,  die  mit  erläuternden  und  historischen  Fußnoten 
versehene  Neuherausgabe  der  Ijis  vor  kurzer  Zeit  verschollenen 
Werke  und  Korrespondenzen  Bakunins  selbst  die  Erinnerungen 
aus  der  ersten  Zeit  der  Internationale  in  Spanien  von  Anseimo 
Lorenzo  ^^),  alle  diese  Werke  bieten  schon  ein  ziemhch  reiches 
—  übrigens  durch  neue  Schriften  noch  leicht  zu  vermehrendes  — 
Material,  aus  dem  die  zukünftigen  Geschichtsschreiber  mit  vollen 
Händen  Tatsachen  und  Dokumente  schöpfen  können. 

Bei  einigen  dieser  Autoren  findet  man  freilich,  das  versteht 
sich  von  selbst,  die  gleiche  parteiische  Leidenschaftlichkeit  wie 
bei  ihren  Gegnern;  aber  gerade  aus  dem  Widerstreit  der  Meinungen 
erkennt  man  am  besten  die  Wahrheit,  und  aus  der  Art,  wie  die 
Ereignisse  in  den  verschiedenen  Quellen  erzählt  worden  sind, 
lassen  sich  historische  Schlußfolgerungen  ziehen. 

Wenn  auch  wir  nun  versuchen  wollen,  durch  die  Mitteilung 
einiger  aus  sorgföltigem  Studium  der  ersten,  der  heroischen  Periode 
des  Sozialismus  gewonnenen  Beobachtungen  dazu  beizutragen,  die 
Geschehnisse,  welche  bis  jetzt  eine  zu  parteiische  und  leidenschaft- 
liche Beurteilung  erfahren  haben,  in  ihrem  wahren  Lichte  er- 
scheinen zu  lassen,  so  wird  es  notwendig  sein,  auf  die  ersten  An- 
fänge zurückzugreifen. 

Bekanntlich  zerfällt  die  Geschichte  der  Internationalen  in  zwei 
Perioden:  die  erste  von  ihrer  Begründung  im  Jahre  1864  an  bis 
zur  Verpflanzung  des  Generalrats  nach  New- York  im  Jahre  1872, 
die  zweite  von  1872  (Kongreß  im  Haag)  bis  nach  den  Kongressen 
von  Verviers  und  Gent  im  Jahre  1877.  erste  Periode  ist  die 
bekanntere  und  wichtigere,  sowohl  deshalb,  weil  in  ihr  die  sozia- 
Ibtischen  Ideen  entwickelt  und  ausgearbeitet  wurden,  als  auch 
•wegen  des  heftigen  Kampfes,  der  damals  zwischen  Marx  und 
Bakunin  ausbrach;  femer  auch  deshalb,  weil  gerade  in  jener 

•*)  Wladimir  Tscherkcsoff:  »Pages  d'hisiuirc  soci.ili;<lc :  Doctrine  et 
Actfs  de  la  Sociald^mocratie  alleniande«.  Paris  1806.  Kdition  des  Tcnips  Nou- 
Tciux  (V*,  4,  nie  BrciLui.  Sowie  »Pr^cursears  de  l'lutemaUonalec.  BruxcUes.  Bi- 
bliotheqae  des  Temps  Nouvcaux. 

*)  Michel  Baküunine;  »Oeuvres«.  Tome  L,  mit  einer  laiijicn  Ein- 
leituug  vun  N.  (Nettlau),  i  oiuc  H.,  tinl  Hiu^rapliie  und  bibliographischen  Notizen 
von  JamCü  <JuilI:iurae.  Paris.  1'.  Y.  Stock  ttlit.  Sowie:  >Corrcj>pündance 
avec  Herzen  ei  O^arjew«.  Paris.  Perrin  ^diL 

^^Anaelmo  Lorenzo:  >£1  prolctariado  militantec.  Barcelona.  M. 
Lopex  edh.  446  pp. 
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Epoche  luiiü})a  die  sKuinische  und  gevvittci.schwangcic  Periode 
der  Kriege  in  Deutscliland,  Italien  und  Frankreich,  sowie  der 
Kommune  in  Paris  durclilcbte ,  sowie  endHch  aus  dem  (  irunde, 
weil  diese  Gcschichtspcriodc,  während  dcicn  die  Lcitunij^  der  Inter- 
nationale ununterbrochen  in  den  Händen  von  Marx  und  seinen 
l'Veundcn  i,'clecfcn  hat,  in  der  reichen  sozialdemokratischen  Lite- 
ratur bi-sondcrs  zahlreiche  lüiäiitercr  und  Chronisten  gefimden  hat. 

iJio  zweite  Peiiode  da^e^en,  die  der  soijenannt  anarchisti- 
schen Internationale,  ist  weniger  bekannt,  und  zwar  aus  fohlendem 
Grunde:  Der  auf  dem  Kongreß  der  Internationale  im  Haag  1872 
{gefaßte  Beschluß  der  marxistischen  Mehrheit  —  marxistisch  in 
diesem  Falle  gleich  persönliche  Anhänger  von  Marx,  nicht  gleich 
Anhänger  seiner  Lehre  gesetzt  —  bedeutete  in  Wahrheit  die  Frei- 
gabe des  Kampfesfeldes  an  Bakunin  und  seine  Freunde»  wenn  auch 
auf  demselben  Kongreß  Bakunin  und  Guillaume  aus  der  Inter- 
nationale ausgeschlossen  wurden.  Tatsächlich  verfiel  die  von  der 
libertären  Richtung  geschiedene  marxistische  Internationale  in  Un- 
tätigkeit Engels  erklärt  diese  Tatsache  folgendermaßen"):  >Ma 
quando  questc  circostanze  si  produssero,  la  forma  di  quell*  orga- 
nizzazione  era  invecchiata :  lo  sviluppo  del  movimento  Taveva  sor- 
passato.  Da  allora  in  poi  Marx  non  si  mescol6  all'  agitazione«  .  .  . 
Darum  auch  betrachten  die  Marxisten,  wenn  sie  von  der  Inter- 
nationale sprechen,  diese  bereits  vom  Jahre  1872  an  als  aufgelöst. 

Tatsächlich  hatte  die  Internationale  mit  dem  Jahre  1 872  nur  ihre 
erste  Aufgabe  vollendet :  die  Ausarbeitung  und  Formulierung  der 
Prinzipien  des  revolutionären  Sozialismus,  und  es  war  nun  der 
Augenblick  gekommen,  wo  man  zur  praktischen  Aktion  über- 
gehen mußte.  Auch  wenn  wir  von  allen  persönlichen  Zwist^- 
keiten  zwischen  dem  deutschen  Nationalökonomen  und  dem  russi* 
sehen  Revolutionär  absehen,  so  muß  doch  zugegeben  werden,  daß 
auf  dem  Gebiet  der  praktischen  Aktion  nicht  mehr  dieselbe  Einig- 
keit herrschen  konnte,  die  vielleicht  hätte  aufrecht  erhalten  werden 
können,  hätte  es  sich  auch  weiter  nur  um  Theorien  gehandelt. 
Die  Gefolgschaft  des  einen  und  des  anderen  standen  im  BegrifT, 
zwei  von  einander  abweichende  Wege  einzuschlagen,  und  der  so- 
zialistische Strom  konnte  deshalb  nicht  mehr  geeint  im  selben 
Bette  weiterfließen. 


")FedericoEiigeIs:  »Prefazione  «Carlo  Marx:  »Capitale  c  »alario«. 
Milano  1893.   Crkica  Socialt  edit.  p.  11. 
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Die  Sozialdemokraten  traten  nach  einer  Periode  der  Sainm-< 
lung  in  das  politisch -parlamentarische  Leben  ein  und  ließen  so- 
mit die  revolutionären  Propagandaformen  der  alten  Internationale 
fahren.  Die  libertären  Sozialisten  dagegen,  deren  Temperament 
größere  Befriedigung  und  Betätigungsmöglichkcit  in  der  revo- 
lutionären Propaganda  fand,  fuhren  auf  der  alten  Bahn  weiter 
fort,  indem  sie  die  ihnen  eigenen  revolutionären  Charakterzüge 
nach  und  nach  noch  verschärften  und  in  diesem  Sinne  e'mc  besondere 
Doktrin  entwickelten,  die  heute  unter  dem  Namen  des  Anarchis- 
mus bekannt  ist.  Sie  waren,  bis  1878,  und  in  einigen  Nationen 
bis  1882,  die  Fortführer  der  Internationale.  Diese  lebte,  trotzdem 
die  Marxisten  sie  für  tot  erklärten,  in  ihren  regionalen,  nationalen 
und  internationalen  Kongressen  und  in  ihren  Riesen^Prozessen 
noch  mehrere  Jahre  lang  weiter  fort.  In  Italien  fällt  sogar  gerade 
die  Zeit  der  größten  Blüte  der  Internationalen  in  diese  zweite 
Periode,  nach  der  Pariser  Kommune  Der  erste,  unter  dem 
Namen  »Conferenza  di  Rimini«  bekannte  Kongreß  der  Internationale 
in  Italien  wurde  in  den  ersten  Augusttagen  des  Jahres  1872  abgehal- 
ten. Auf  ihm  fand  auch  erst  die  regelrechte  und  definitive  Kon- 
stituierung der  italienischen  Föderation  der  Internationalen  statt, 
die  hauptsächlich  dank  der  propagandistischen  Tätigkeit  Andrea 
Costas  zustande  gekommen  war").  Unzählige  Prozesse  wurden 
dann  noch  in  Italien  nach  1S73  bis  zum  Jahre  1882  gegen 
die  Internationalisten  geführt.  Dem  damaligen  Studenten  Andrea 
Costa  wurde  als  einem  gemeingefährlichen  Individuum  der 
Prozeß  gemacht;  er  wurde  sogar  als  solches  unter  Polizeiauf- 
sicht gestellt.  Der  zweite  Kongreß  der  Internationalisten 
(Bologna  1873)  wurde  gewaltsam  aufgelöst  und  die  Regierung 
ließ  sämtliche  Delegierten  verhaften  Auch  der  dritte  Kongreß 
wurde  verboten,  und  man  verhaftete  die  Mitglieder  des  für  ihn 
konstituierten  Korrespondenz-Bureaus.  Aber  er  wurde  trotzdem 
auf  dem  Lande,  in  der  Umgegend  von  Florenz,  in  Pontassieve, 
unter  äußerst  dramatischen  Nebenumständen,  im  Oktober  1876 
abgehalten.   In  die  gleiche  Zeit  fallen  zwei  Putschversuche,  von 

Vgl.  r.  1  t  o  r  e  Sncci  (Abgeordneter  im  italienischen  l'ai  hunent  > ;  >l'n 
nnno  alle  Murale.  Mcrooric«.  2  "  edizioue.  Piügliano  1898.  Usvaldo  l'aii|>i 
etJit,  p.  IX. 

A  1  f  r  e  d  o  A  n  g  i  o  1  i  n  i  :    xCnnjuaiu'    auui    di    sociali&mu   in  Italiat 
Fireiue  1900.   G.  Nerbini  edit.      63  —  65. 

*'}  S.  Andre«  Costa:  »Bagliori  di  sociali»mo<.  Firenze  1900,  p.  1 1. 


Digitized  by  Google 


566 


Lnigi  Fabbri, 


denen  der  eine  im  Jahre  1874  sich  über  fast  ganz  Italien  er- 
streckte, der  andere,  im  Jahre  1877,  in  sehr  viel  begrenz- 
tercm  Unikrti^.  in  tk-r  Gej^end  von  liencvent.  stattfand.  An 
dem  ersten  nahm  liakunin  selbst,  am  zweiten  Sergius  Stepniak 
teil  ^^). 

inzwischrn  fanden  auch  internationale  Kongresse  in  Saint- 
Imier  1872,  der  als  »antiautoritärert  Koni^ruß  bezeichnet  wurde, 
in  Genf  1H73,  Brüssel  1874,  Bern  1876,  X'crvieris  und  Gent  1S77» 
London  1881  und  Genf  18S2  <;tatt.  Die  l)eiden  letzteren  Kongresse 
können  bereits  als  anarchistische  betrachtet  werden,  insbesondere 
die  'i'rennun^  der  Anarchisten  von  allen  denjenigen  IClenienten, 
die,  uhnc  Anarchisten  zu  sein,  aus  bloßer  Opposition  ge^^cn  Marx 
ßakunin  Gefolgschaft  geleistet  hatten,  bereits  seit  1878  eine  voll- 
endete Tatsache  war  ^").  Die  Prozesse,  die  nach  1878  in  Italien 
und  Frankreich  offiziell  yegen  die  »Internationalisten«  stattfanden, 
und  von  denen  der  Prozeß  von  Lyon  1882,  in  den  bekanntlich 
Kropotkin  verwickelt  war  ^'j,  als  der  bedeutendste  genannt  zu  wer- 
den verdient,  waren  in  Wirklichkeit  nur  noch  gegen  die  rein 
anarchistische  Propaganda  dieser  Fraiction  gerichtet. 

Die  Anarchisten,  isoliert  von  der  öffentlichen  Meinung,  fanden 
wenig  Verteidigen  Nur  in  Italien  erhob  sich  der  bekannte  Philo» 
soph  Giuseppe  Ferrari,  ehemals  Professor  an  der  Universität  Straß- 
burg, und  erklärte  angesichts  der  italienischen  Kammer  den  sozia- 
listischen Anarchismus  als  eine  Folge  der  Impotenz  der  heutigen 
Volkswirtschaft  und  des  falsch  verstandenen  freihändlerischen 
Freiheitsgedankens.  Wolle  man,  daß  die  Internationale  "nicht  in 
Attentate  ausarte,  so  müsse  man  ihr  Ellenbogenraum  geben  und 
sie  respektieren  ^^).    Die  Rede  Ferraris  rief  in  Italien  unge* 


Vgl.  Alfredo  Angiolini:  op.  cit.  und  Fr«nccsco  Pessi:  »Un 
errore  giaditiftrio«.   Pir«nze  188a.  Tip.  BinnddU  edit.  p.  19—47. 

Ettore  Zoccoli:  »L'Anarchiac.    Torino  1907.  Bibliotcc«  dl  Scjenac 
Moderne.   Frat.  Bocca  edit.  p.  389—399. 

")  Pierre  K  r  o  p  o  t  k  i  t>  c  :  »Autour  d'une  vie<.    op.  cit.  p.  465  —  69. 

"•|  »Si,  la  vostra  jiaura  dc^li  intcrna^ionalisti,  o  äignori  Ministri,  non  c  inscn- 
sritn  ptrchir  rirUcrnazionalibta  t-  piü  forte  <h:]  r(]mhMicnnn.  I.n  inurnnrionnle  si 
t«.ijula  sui  [iroMemi  rk-lla  socictä,  nasce  daiia  iij)j>uii.iii;u  dcll  ccunoima  puUuca, 
pen&a  a  dar  viuo  ai  lavoranti,  che  la  libertä  nosira  lascia  morire  di  Tarne:  lu  uaa 
parola,  rmtcrnazionalista  non  i  aoto  raotno  d'an  )  uuc:^io  ;  ma,  cre«to  d«IIft  f«iM 
e  dalla  miseria,  t  figlio  della  nostra  civihä  e  dcUe  nostie  induslrie,  ed  h  «a  ctsete 
ormai  uflicialinente  Uoppo  noto  e  troppo  mevitabiie  in  tutta  TEuropa.   Perciö  gli 
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heiircn  Eindruck  hervor,  znmal  sie  j^eitlich  mit  den  großen  IVo- 
zcsscn  gegen  die  Internationalisten  in  Rom,  Florenz,  Livorno, 
Carrara,  Trani ,  Neaj)cl  und  Bologna  zusammenfiel.  Alle  diese 
Prozesse  belästigten  die  Anarchisten  zwar  durch  die  mit  ihnen 
verbundene  lange  Untersuchungshaft,  endigten  aber  übrigens  stets 
mit  der  vollständigen  Freisprechung  der  Angeklagten. 

Die  Schriltsteller  unter  den  Marxisten  haben  die  Gewohnheit 
angenommen,  die  ganze  historische  Periode  der  Internationalen 
von  1872—80  einfach  zu  überspringen.  Sie  haben  dadurch  den 
bürgerlichen  Schriftstellern  das  Studium  der  gesamten  sozialisti- 
schen Bewegung  ungemein  erschwert.  In  dem  W'issenskomplex  der 
heutigen  Laien  weit  entbehrt  das  Wissen  über  die  (ieschichte  des 
Sozialismus  jeglicher  Kontinuität.  1  )ie  bürgerlichen  Schriftsteller 
springen  von  Marx  und  Engels  sofort  auf  etwa  18.S0  über.  Mit  anderen 
Worten,  nach  ihnen  beginnt  die  Geschichte  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung erst  von  der  Periode  an,  in  welcher  der  eine  Zweig  der 
ehemaligen  Internationalen,  nämlich  die  Sozialdemokratie,  in  den 
Parlimenten  Geltung  zu  erlangen  begann.  Selbst  die  Ausläufer 
der  marxistischen  Internationalen  sind  im  Dunkeln  geblieben.  Auf 
diese  Weise  ist  die  Nachlässigkeit  der  sozialdemokratischen 
Historiker  Ursache  dazu  geworden,  daß  der  Durchschnitt  unserer 
Sozialwissenschaftler  nicht  nur  über  die  Geschichte  der  Inter- 

intemasionalisti  tengono  i  loro  Üben  congrcssi  in  InghUterra,  a  Ginevra,  a  BruxcU.es, 
professano  liln;rnmente  le  loro  Uorie  in  InghUterra  cd  in  Germania.  Abbiamo 
visto  dei  l'irds  in^ltsi  trallare  coi  loro  contadint  insorti,  e  ]m\^\  d  il  tji-|irezzarli, 
hanno  accettato,  sc  in  ti  le  loro  dottrine,  al  certo  i  loro  problcmi.  '1  orini  adunque 
impüsbibile  il  discoiiuaccie  la  forza  di  qucsto  nuovo  partito ;  tutti  lo  paven- 
lano,  e  pertanto  voi  avclc  pcnsato  di  schiacciarlo  scnza  altro  al  suo  primo 
appaiire  nelle  nostre  regloni  Voi  doveie  rispettare  1«  Iib«rtji:  questo  principio 
esige  il  rispetto  d*ogni  opinione»  sia  repubblicano ,  «ia  inteniazionale.  Ora, 
▼oi  avete  messo  la  mano  addosso  a  gcnte  che  avevano  opinioni  diverse  dalle  nostre, 
voi  avete  agtto  coli«  abitodine  det  tempi  antidii»  voi  non  avete  cereato  la  diacns- 
sione  coi  vostri  avversarii,  invece  i  nostri  giornali  moUtplicano  i  saieasmi,  le 
derisMRti,  le  calnnnie,  c  fanno  prevalere  la  opinione  che  chi  dissente  da  voi  i 
pazzo,  c  chi  vi  accusa  c  delinquente.  Voi  che  parlale  semprc  dcll*  Inghillerra,  la 
prendetc  esattamente  al  rovescio,  nel  momento  dcci^ivo.  Imita'eln  n  dunqiie, 
a  fronte  degli  inlcriiaziuualisti !  I,ä  !i  troverele  li-i  t  it  ui,  incülutjii  iicH  cscrcizio 
dei  diritti,  nella  profcssionc  dclic  loro  dottrine,  nei  loro  libero  a^^lociarsi ;  c  se 
tatora  hannovi  dei  dü>ordini,  e  pcr&no  dcgli  aääa!»:>ini,  ne^äunu  ivi  confoude  l'as&as- 
•ino  coli'  imeroazionalistac.  (Atli  yf  ficiali  dei  Parlamento  Italiano«, 
anno  1874.) 
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nationalistcn  mit  anarchistischen  Tendenzen  und  über  die  Be- 
deutung Bakunins,  sondern  auch  über  die  gesamten  Anfänge  der 
sozialistischen  Bewegung  in  den  romanischen  Ländern  überhaupt, 
ja,  selbst  über  die  Interpretation,  die  der  Marsdsmus  in  ihnen  ge- 
funden hat,  und  sogar  über  die  Entwicklung  der  sozialbtischen 
Ideen  bei  Marx  und  seinen  Freunden  in  der  Zeitspanne  von  1864  bis  72, 
so  gut  wie  gar  keine  exakten  Kenntnisse  aufweist 

Es  ist  z.  B.  immer  noch  historisches  Gut,  daß  zwischen  Marx  und 
Bakunin  und  ihren  respektiven  Anhängern  dieselbe  Verschieden- 
heit in  Methode  und  Gedankenwelt  obgewaltet  habe,  wie  etwa 
heute  zwischen  Sozialdemokraten  und  Anarchisten.  Es  gibt  heute 
noch  emsthafte  Leute,  in  deren  Augen  Marx  ein  parlamentarisch 
gesinnter  Koltektivist  und  Bakunin  ein  individualistischer  Dyna- 
mitarde  ist.  In  Wirklichkeit  hingegen  war  sowohl  die  heutige  Theorie 
des  autoritären  und  zentraltstischen  Kollektivismus  als  auch  die 
des  anarchistischen  Kommunismus  sowie  endlich  die  der  indivi- 
dualistischen Propaganda  der  Tat  in  der  Zeit  der  Internationalen  nur 
im  Keim  und  dazu  noch  in  ungeheuer  verschiedenartigen  Schattie- 
rungen vorhanden.  Zunächst  eins:  wie  weit  sonst  auch  immer  ihre  An- 
sichten auseinanderzugehen  mochten,  die  Mitglieder  der  Internatio- 
nalen waren  ausnahmslos  erstens  SoziaHsten  dem  Endziele  nach 
und  zweitens  Revolutionäre  der  Mctliode  nach.  Der  Unterschied 
zwischen  den  beiden  Richtungen  in  ihr  war  mehr  praktischer  als 
theoretischer  Natur;  rr  betraf  mehr  die  innere  Organisation  als 
.  die  theoretischen  Grundlinien,  mehr  die  Verschiedenheit  der  Cha- 
raktere und  Temperamente  als  die  der  wissenschaftlichen  Ueber- 
zeugungen. 

Karl  Marx  war  eine  Gclehrtennatur .  fleißig,  geduldig,  be- 
rechnend, zäh,  kalt.  Michael  Balainin  hingegen  war  ein  Mann 
der  Tat,  ungeduldig  wnd  leidenschaftlich  über  alle  Begriffe  hinaus» 
unregelmäßig,  gleichgültig  gegen  sich  selbst,  schnell  wechselnd  in 
seinen  Entschlüssen.  Beide  hatten  in  der  Schule  Hegels  ge- 
lernt, aber  der  eine  war  ein  deutscher  Jude,  und  der  andere  ein 
slavischer  Grande.  Die  geistige  Grundriclitniig  des  einen  war  mate- 
rialistisch, die  des  anderen  wies  trotz  ilm  1  Tendenz  zum  Atheis- 
mus starke  Tendenzen  zum  Idealismus  auf.  Der  eine  beschäftigte 
sich  vorzüglich  mit  naturwissenschaftlichen  und  nationalökonomi- 
schen Studien,  dabei  den  englischen  und  deutschen  Publizisten 
der  Zeit  folgend.  Der  andere  schöpfte  mehr  aus  Schriften  philo- 
sophischen und  historischen  Inhalts,  aus  der  französischen  und 
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italienischen,  Literatur  und  blieb  geisti«^f  unter  dem  Hann  der  Re- 
naissance-Periode und  der  großen  französischen  Rcvokition.  Re- 
volutionär waren  sie  alle  beide,  Marx  mehr  mit  dem  Gehirn.  Ba- 
kunin  mehr  mit  dem  Herzen.  Marx  war  mehr  der  Ljroße  Revo- 
lutionierer der  Kopfe.  Uakunin  mehr  der  große  Lehrmeister  der 
Mittel  des  praktischen  Handelns. 

Natinlich  ist  das  alles  cum  grano  salis  zu  verstehen.  Aber 
wer  immer  die  Verschiedenheit  der  Temperamente  dieser  beiden 
Männer  vor  Augen  hat,  weiß,  daß  es  ihnen  psychologisch  auf  die 
Dauer  schwer  werden  mußte,  Arm  in  Arm  zu  gehen;  d<'r  weiß 
auch,  daß  eben  auf  Grund  der  Verschiedenheit  der  Temperamente 
auch  die  geistige  Richtung  der  beiden  Männer,  die  zuerst  fast  die 
gleiche  gewesen  war ,  mit  der  Zeit  immer  mehr  divergieren 
mußte,  üb  dem  Dualismus  jener  beiden  Männer  ein  Dualismus 
der  beiden  europäischen  Rassengemeinschaften,  der  germanisch- 
angelsachsischen  und  der  romanisch-slavischen,  zu  Grunde  lag 
Wenn  man  die  Geschichte  der  Internationale  verfolgt,  gewinnt  diese 
Hypothese  beinali  an  Waiirscheinuclikeit.  I'in  allerdings  konservativ 
gerichteter  Schriftsteller  hat  in  dem  Karnpt  der  Romanen  und 
Slavcn  gegen  Marx  geradezu  das  Resultat  eines  Rassenkamptes 
und  eine  Art  Revanche  für  die  Siege  der  Preußen  iHyo  erblicken 
wollen  ^^^j.  Das  ist  zweifellos  eine  arge  Uebertreibung,  Immerhin 
hat  Bakunin  die  Niederlage  Frankreichs  für  die  Niederlage  der 
Zivilisation  gehalten  und  zwei  leidenschaftliche  Pamphlete  geschrie- 
ben, in  denen  er  nachzuweisen  versuchte,  daß  die  Bekämpfung 
Deutschlands  im  Interesse  der  internationalen  Revolution  läge 
Pamphlete,  die  von  selten  der  Marxisten  wenig  genug  gouticrt 
wurden  *•). 

**)  Hier  ist  aHerdings  sn  bemerken,  daß  Marx  nicht  gennanischer,  sondern 
jüdischer  Herkunft  war.  Somit  dürfte  dieser  Rassenverglcichi  der  auch  aus  anderen 
GrOnden  nidilssagend  ist,  in  sich  ausanmenfallen.   (Anm.  d.  Uebers.) 

>»)TuIlioMartello;  »Storia  dell'  fntemaxionale«.  Napoli  1873.  G. 

Marghieri  edit.  p.  472 — 78. 

^^^ichel  B  a  k  o  u  n  i  n  c)  :  »Lettres  ä  un  fran<,-ais  sur  la  crise  actucllc 
(sei'tcmijrc  1870)«.  Es  ist  weder  <ler  Name  fics  Autor?:,  noch  derieni-^c  dt-;  fter- 
ausiichtrs  anijeijchfn.  —  Michel  B  a  k  <"»  n  11  i  n  c  >L  Imfiire  knouto-germanique 
et  la  rcvuluüun  iotialc«.    (Jcncvc  1871.    e».  (Juillaunie  t<iit. 

Vgl.  z.  B.  Filippo  Turati,  der  sich  einmal  in  Bezug  auf  Bakunin  folgender- 
maßen Kußerte:  >Certo  alla  base  d'ognt  altro  fattore,  dobbiamo  porre  la  rasaa  da 
cui  esce;  quelle  singolare  e  tuttora  misteriosa  razaa  slava,  che  fonde  in  vt  tanta 
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Ich  habe  [»ei^laubt,  auch  auf  diese  Umstände  aufmerksam 
machen  zu  niiisscn,  uni  mich  von  dem  Verdacht  zu  reinigen,  als 
wollte  ich  eine  Art  posthumer  Versöhnung  zwischen  Marx  und 
Bakunin  zustande  bringen.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Geschichte 
der  Kämpfe  zwischen  den  beiden  Männern  im  Schöße  der  Interna- 
tionalen mit  historischer  Präzision  zu  beschreiben,  geschweige  denn, 
die  Frage  nach  dem  ethischen  Recht  oder  Unrecht  in  diesem  Kampfe 
m  beantworten.  Wer  sich  Hlr  diese  Frage  interessiert,  der  lese 
die  prächtige  Vorrede  von  James  Guillaume  zum  zweiten  Bande 
der  gesammelten  Werke  Bakunins  durch  ^^).  Sicher  ist  eins :  es 
sind  meistens  die  Tatsachen,  welche  die  Ideen  erzeugen,  und  nicht 
umgekehrt.  Dafür  legt  gerade  die  Geschichte  des  Sozialtsmus  ein 
beredtes  Zeugnis  ab.  Hätte  die  übertriebene  Auslegung  der  mate> 
rialistischen  Geschichtsauffassung  recht,  so  hätten  die  Anfangs- 
form der  sozialistischen  Bewegung  der  Syndikalismus  sein  müssen, 
die  revolutionäre  Gewerkschaftsbewegung,  die  bekanntlich  der 
anarchistischen  nicht  allzu  unähnlich  sieht.  Die  Sozialdemokraten 
htegegen  haben,  den  Ereignissen  und  der  sog.  »praktischen« 
Aktion,  deren  erster  Impuls  bekanntlich  von  Marx  selbst  ausging, 
Rechnung  tragend,  sich  den  alten  Formen  des  Autoritarismus 
Louis  Blancs  genähert  und  vom  kommunistischen  Manifest  nur 
das  behalten,  was  Marx  und  Engels  selbst  als  hinfällig  und  nur 
aus  der  Zeit,  in  der  es  geschrieben,  erklärlich,  hinstellen,  während 
sie  die  revolutionären  und  die  den  wahren  »deutschen«,  klein- 
bürgerlichen Sozialismus  bekämpfenden  revolutionären  Thesen  bei» 
Seite  geschoben  und  bisweilen  selbst  verleugnet  haben. 

Das  kommunistische  Manifest  datiert  aus  einer  Periode,  in 
der  der  eigentliche  Sozialismus  noch  nicht  einmal  bestand.  Es 
ist  geschrieben  worden  vor  der  Junischlacht  1848,  vor  der  Grün- 
dung der  Internationalen  1864,  vor  der  Pariser  Konunune  1871, 

dolcczza  c  tanta  forza,  tanla  idcalitä.  c  tnnto  spirito  pratico,  tanto  slLincio  Ji 
fccon<la  utopia  e  tanta  trrrihilitä  di  logica  nei  fatli;  quella  stir|Jt'  in  ^rnn  p  ine 
sonnolenta  ancora  (Tiirati  scitrieb  dies  im  Jahre  1887),  il  cui  riLco  av venire 
bastcrebbc  a  sintomaiuzurcclo  il  fallu  signilicaulc  dclla  invasione  dciic  idce  ribelli 
e  dell*  abncgaziune  rivoluzionaria  in  quelle  «mm  socSali,  che  nA  veccbio  occidente 
sono  le  piü  frivole,  quietiste  ed  imbelli:  rartstocruia  e  le  donnc«.  (Filippo 
T  n  r  a  1 1 :  »Biogralia  su  Bakumn« ;  Vorrede  su  der  italienisclien  Ausgabe  von 
Micbele  Bakanin:  »Dio  e  lo  Stato«,  mit  Vorwort  von  Leonida  Bisso- 
la ti.   Milano.  Fl.  Pantuzzi  edit.  p.  tl.) 

Michel  Bakounine:  »Oeuvres«,  op.  cit,  tome  U. 
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ja,  in  diesem  ganzen  Zeitabschnitt  der  sozialistischen  Ent- 
Wickelung,  der  fast  ein  Vierteljahrhundert  währte,  hat  diese 
kleine  Schrift  fast  gar  kein  Aufsehen  erregt.  In  kleiner  Auf- 
lage gedruckt,  war  sie  zu  einer  bibliographischen  Rari^t  ge- 
worden. Erst  1872  wurde  die  Schrift  in  weitesten  Kreisen  be- 
kannt ^*).  Ihr  gebührt  das  Verdienst ,  zum  ersten  Male  und  in 
klarer,  synthetischer  Form  den  Grundgedanken  sozialistischen 
Werdens  Ausdruck  verliehen  zuhaben :  dem  Klassenkampfgedanken 
und  der  materialistischen  Geschichtsauffassung,  sowie  dem  wegen 
seines  in  hohem  Grade  ethischen  und  revolutionären  Charakters 
meines  Erachtens  ganz  besonders  bedeutungsvollen  Gedanken  der 
internationalen  Klassensolidarität:  »Proletarier  aller  Länder,  ver- 
einigt euch!«  Interessant  an  dem  Schriftchen  sind  femer  die 
heftigen  Angriffe  auf  den  Staatssozialismus  und  die  Gutheißung 
der  insurrektioneilen  Methode,  die  freilich  in  sonderbarer  Weise 
mit  dem  Rekonstruktions-Programm  kontrastieren,  welches  sich  am 
Schluß  des  zweiten  Kapitels  befindet.  In  den  zehn  Artikeln  dieses 
Programmes  stoßen  wir  bereits  auf  den  staatlichen  und  rein  re- 
formerischen Kollektivismus  unserer  heutigen  Revisionisten,  auf 
die  Vorschläge  zur  Konzentrierung  des  Kredits  in  den  Händen 
des  alleinbesitzenden  Staates,  auf  die  despotische  Reglementierung 
der  Arbeit,  auf  die  Drohung  mit  der  Konfiskation  gegenüber  Emi- 
granten und  Rebellen  u.  s.  w.  Es  bt  unbegreiflich,  wie  Marx  einen 
solchen  falschen  Stein  in  sein  wertvolles  Mosaik  einfügen  konnte. 
Vielleicht  haben  Marx  und  Engels  selbst  ihren  Irrtum  eingesehen. 
In  der  Vorrede  zur  zweiten  Auflage  des  kommunistischen  Mani- 
festes sagen  sie,  der  Leser  möge  ihren  revolutionären  Vorschlägen 
am  Ende  des  zweiten  Abschnitts  nicht  allzu  viel  Aufmerksamkeit 
schenken.  Die  Kommune  habe  »den  Beweis  geliefert,  daß  die 
Arbeiterklasse  nicht  die  fertige  Staatsmaschine  einfach  in  Besitz 
nehmen  und  sie  für  ihre  ci<icncn  Zwecke  in  Bewegung  setzen 
kann<  ^'^).  Das  ist  eine  Art  Druckfchleranc^abc,  und  es  wäre  des- 
halb richtiger,  wenn  die  Sozialisten  bei  Neuauflatrc  des  Manifestes 
zu  Propagandazwecken,  ihm  die  ja  ebenfalls  von  Marx  verfaßte  In- 
auguraladressc  des  Generalrats  der  Internationalen  und  des  Statutes 


**)  Emile  Vandervelde:  »Le  jubili  du  Manifeste  Commuoiste«,  in  der 
Tageszeitung  >Le  Peuple«,  Broxelles,  2B.  mais  1898. 

**)  Karl  Marx  und  Friedlich  Engels  -  »Das  kommunistische  Mani« 
fest*.    6.  deutsclie  Ausg.    Berlin  1901,    Vei! -Fxji,  »Vorwärts«  (Tli.  Gloclce),  p.  3. 
Archiv  füi  Soxialwiuenicha/t  und  Soiialpolitik,  XXVL   3.  yj 


Digiii^uu  by  G(.)0^1c 


572 


Latgt  Fmbbri, 


dieser  Gesellschaft,  die  die  Emanzipation  der  Arbeiter  als  nur 
durch  die  Arbeiter  selbst  erreichbar  dcirsteilen,  hinzufügen  würden. 

Auf  diese  Weise  würde  in  Zukuntt  das  Mißverständnis  \  er- 
mieden  werden  können,  welches  den  Sozialismus  so  vielen  in  >  -^i:n\ 
freiheitsfeindlichtn  Licht,  etwa  wie  es  A.  E.  Schäffle  in  seines  -Uum- 
tcssenz«  dem  So/iali^nuis  gegeben  hat,  bot  ericheinen  lassen,  ein 
Mißverständnis,  das  x  inn  seits  LVsache  davon  -cworckn  ist,  daß  das 
oben'^c^nanntc  Buch  eines  aniis(»/ialisti<ch«'n  Bürgerlichen  »selbst  in 
sozialistischen  Kreisen  als  herv*  n  raLtendes  Propagandawei  k  gepriesen 
wird.  Arturo  I.abiiola  meint  mit  Recht,  daß  keine  Schrift  mehr  als 
diese  einen  elicnso  u  eitm.  lu  nilen  als  verderblichen  Einfluß  ausgeübt 
und  der  Idee  eine>  lachet liclu-n,  starren  und  gleichsam  wie  aus 
einem  ein/igin  liol/kloi/  '^e^cljnitzten  ,tuttn  di  un  pcjzn)  K<il- 
1ekti\ i'-mus,  der  eine  verliuclite  Aehnlichkeit  mit  einem  pommer- 
schen  Grenadier  besitze.  Vcrbrcuuni;  verschafft  habe  ^^). 

Die  Ideen  Marxens  liahen  sicii  zwciicllcfs  m  der  Zeitspanne 
von  1S47 — 64  wesentlich  m<  iiiiti/iert.  Nicht  das  vielleicht,  was  in 
ihnen  historische  oder  philosdiihische  Dnktrin  ist,  aber  doch  das, 
was  sich  in  ihnen  auf  praktische  revohitiuniire  Aktion  bezieht. 
Marx  ist  immei-  von  Instinkt  und  ail;.^emei!u-r  ( jcislesriclitimg  auto- 
ritärer DogmaUker  geblieben,  aber  der  Kontakt  mit  ilem  begeiste- 
rungsvollen  Streben,  das  in  den  4Scr  Jahren  in  allen  V()lkem  zu 
Hause  war.  und  mit  lUm  re\ olutionären  und  ultia-libcratcn  Fer- 
ment, das  damals  alle  jungen  Köpfe  erfüllte,  hatte  doch  auch 
Marx  dazu  gcbiachi,  vieles  von  jener  iiiu  erwiistlichen  Aspi- 
ration nach  b^reiheit,  welche  als  das  Charaklerislikuni  jener  Zeit 
betrachtet  werden  kann,  anzunehmen.  Nur  daß  er,  und  darin 
bestand  ja  sein  wissenschaftliches  Verdienst,  den  Begriff  der  Frei- 
heit von  der  platonischen,  formalen  Hülle,  welche  ihm  die  Bour- 
geoisie damals  gegeben  hatte,  loslöste  und  mit  einer  Energie  und 
Beharrlichkeit,  die  schließlich  alle  Anhänger  der  sozialistischen 
Bewegung  von  damals  —  und  so  ist  es  bis  auf  den  heutigen  Tag 
geblieben — von  der  Richtigkeit  seiner  Theorie  zu  überzeugen  wußte, 
darauf  hinwies,  daß  Freiheit  ohne  ökonomische  Grundlage  ein 
hohles  Wort  und  ohne  Aufhebung  des  Elends  nicht  m^Uch  sei 
Später  aber,  innerhalb  der  Internationale  und  während  des  Kampfes 
gegen  Bakunin,  gewinnt  der  autoritäre  Instinkt  bei  Marx  wieder 

**)  Arluro  Labriola:  »Riforme  e  Rivolazione  socUIe«.  Lorano  1906. 
Societik  Editrire  »Avanguardia«.  EgUto  Cagnont  e  Co.  edit.  p.  t66. 


Die  histor.  n.  sachl.  Zasammenbllnge  zwischen  Marxitmns  u.  Anarchismu.    ^  j  3 

die  Oberhand.  Doch  es  ist  gut,  sich  vor  Augen  zu  halten,  daß  Marx 
in  der  »Inauguraladresse  der  Internationalen  Arbeiter- Assoziation« 
1864,  sowie  bereits  früher  Inden  >  Klassenkämpfen  in  Frankreich« 
1850  und  in  dem  »18.  Brumaire  Bonapartes«  1852,  wie  endlich 
auch  später  in  der  leidenschaftlichen  nachträglichen  Verteidigung  der 
Kommune  in  Paris,  dem  sogenannten  > Bürgerkrieg  in  Frankreich« 
1871,  mit  anderen  Worten  jedesmal,  wenn  er  es  in  seinen  Schriften 
nicht  mit  sozialistischen,  sondern  mit  bürgerlichen  Gegnern  zu  tun 
hatte,  seine  Theorie  über  das  Wesen  der  Freiheit  so  scharf  zu- 
spitzte, daß  sie  mindestens  zu  vier  Fünfteln  auch  von  den  äußer- 
sten Anarchisten  akzeptiert  werden  könnte. 

Von  der  Behauptung  im  kommunistischen  Manifest,  daß  die 
Arbeiter  kein  Vaterland  besasscn,  bis  zur  Proklamation  in  der  In- 
auguraladrcsse,  daß  die  arbeitenden  Klassen  die  Pflicht  hätten, 
sich  der  internationalen  Politik  zu  bemächtigen,  die  diplomatischen 
Tricks  im  Auge  zu  behalten  und  unter  Umständen  tfoX  aller  ihrer 
Macht  gegen  sie  aufzutreten,  und  bis  zur  Apologie  der  militäri- 
schen Rebellion  in  der  Apotheose  der  Kommune  finden  wir  bei 
Marx  Antimilitarismus  und  Antipatriotismus,  selbst  in  der  heute 
von  Gustave  Herv^  getragenen  Form,  genug,  um  mehreren  heu- 
tigen sogenannten  Marxisten  Grauen  einzuflößen.  So  z.  B.  wenn 
Marx  davon,  was  er  die  »Hinrichtung«  der  Generäle  Thomas  und 
Lecomte  seitens  der  Communards  nennt,  spricht,  und  dabei  sagt : 
»Einer  der  bonapartistischen  Offiziere,  der  bei  dem  nächtlichen 
Ueberfall  auf  Montmartre  eine  Rolle  spielte,  General  Lecomte, 
hatte  viermal  dem  81.  Linienregiment  befohlen,  auf  einen  unbe- 
waffneten Haufen  in  der  Place  Pigalle  zu  feuern;  als  die  Truppen 
sich  weigerten,  schimpfte  er  sie  wütend  aus.  Statt  Weiber  und 
Kinder  zu  erschießen,  erschoßen  seine  eigenen  Leute  ihn  selbst. 
Dieselben  Leute  richteten  auch  Qement  Thomas  hin«  So  sah 
der  praktische  Antimilitarismus  Marxens  aus,  also  genau  so,  wie  der 
der  heutigen  Antimilitaristen. 

Für  den  Sozialismus  als  einem  Ideal  der  Vergesellschaftung  der 
Produktionsmittel  und  für  die  Propaganda  gegen  das  bürgerliche 
Monopol  und  Privileg  hat  Marx  sicherlich  mehr  mit  seinen  kleine- 

^  Karl  M  ;i  r  \  :  >Dtr  lUirgcrkriciy;  in  Frankreich«.  Adresse  des  flcncral- 
rais  der  Intcriintionalcn  Arbeitcr-As^uciaiion.  3.  dculschu  AtiHu^c,  vermehrt  durch 
die  biiden  Adressen  des  fJcneralrais  iil)cr  den  deiusch-lrarii/ösisch*'n  Krieg  und 
durch  eine  KinK-itung  von  Friedrich  K  u  g  e  1  i>.  bcihu  iSyi.  Verl.  Ejtp. 
»Vorwärts«  ^Th.  Gluckc_/,  j».  38. 
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ron  Werken  als  mit  seinem  grüßten  Werk,  das  als  sein  Meister- 
werk i^Üt,  s^eleistet.  Meute  ist  vielleicht  vom  i^anzen  »Marxismus« 
das  »Kapital  derjenii^e dn  am  wcnig.^lcn  liel  in  tlie  sozia- 
listische Dukliin  eingedrungen  ii»i.  Dieses  Marxsche  Work,  welches 
innerhalb  eines  kleinen  Kreises  von  Studierten  dazu  beigetraj^cn 
hat,  seinem  Autor  den  Namen  eines  j^roßen  Wissenschaftlers  zu 
verleihen,  eine  Annahme,  die  sicherlich  den  Kredit  seiner  übrigen 
sozialistischen  Ideen  erhöhte,  hat  für  die  sozialistische  Bewcgunt; 
mehr  eine  indirekte,  als  eine  direkte  Bedeutung  gehabt.  Ohne 
das  »Kapitale  hätte  die  moderne  Arbeiterbewegung  sehr  wohl 
existieren  können  und  dieselben  Fortschritte  gemacht,  die  sie  mit 
ihm  gemacht  hat.  Ohne  die  übrigen  sozialistischen  Ideen  Marxens 
und  die  unermüdliche  Propaganda  dieses  Mannes  aber  nicht.  In 
diesem  Sinne  ist  also  das  Kapital  zweifellos  nidit  Marxens  größte 
Schöpfung  '^''j. 

Wir  bemerkten  bereits,  daß  die  sozialistischen  Ideen,  die  die 
Klarheit  und  Schärfe  ihrer  Prägung  in  der  ersten  Periode  der 
Internationalen  erhalten  haben,  zu  jener  Zeit  in  der  mar»stischen 
wie  in  der  bakunistischen  Richtung  fast  dieselben  waren.  Wenn 
Bakunin  auf  dem  i86S  in  Genf  abgehaltenen  Kongreß  »für 
Frieden  und  Freiheit«  seinen  Gedanken  von  der  »GIcichmachung 
der  Klassen  und  der  Individuen«  als  seine  Ueberzeugung  von 
der  Notwendigkeit  der  Abschaffung  der  Klassen  und  die  Ver- 
einheitlichung der  Gesellschaft  durch  die  soziale  und  ökonomische 
Gleichheit  erklärte,  wiederholte  er  nur  einen  Gedanken 
Marxens  aus  dem  zweiten  Kapitel  der  Klassenkämpfe  in  Frank- 
reich: »Das  Recht  auf  Arbeit  ist  im  bürgerlichen  Sinne  ein  Wider« 
sinn,  ein  elender,  frommer  Wunsch,  aber  hinter  dem  Recht  auf 
Arbeit  steht  die  Gewalt  über  das  Kapital,  hinter  der  Gewalt  über 
das  Kapital  die  Aneignung  der  Produktionsmittel,  ihre  Unter- 

*')  Benedetto  Crocc  schrieb  in  seiner  Vorrede  xm  Carlo  Marx: 
-REvoliizione  c  c(>iiu>.>rivoUi/,ionc«,  (Roms  1899,  Luigi  Mongini  cdit.,  p.  IX 1  aber 
ila>  >  K.iiiil.ilf  fol^^ciulcrinußcii  :  »Marx  ]tns^Ti  per  bcritturc  oscuro  ;  il  che  |hi«'  Ci^cr 
\\;rn  s'ilf  inmiiilo  si  alliiila  nl  --("apitali --,  <lovc  ruscuritä  nascc  da  un  incotnplcta 
chi  :rihcn.:i.)nc  <icl  Mio  pur.sicKi.  e  !>i  manife^ia  principalmeote  negli  euormi  difetti 
dl  cuinj>u:-!i^iuuc  di  4|UcU'  upcra«. 

**)  Memoire  präsente  parla  Föderation  jurassienoe  de 
i'Associntion  ioternationnlc  des  tiavailleurs  h  toutes  le$  F^Jd^raüons  de  Tlnter- 
nationale«.  SottvilUer  1873.  Aa  siige  du  Comit£  föderal  jurassicn.  Partie  I 
p.  27 — 31 ;  Partie  II  (»Picces  ]usti6catives«)  p.  10. 
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werfung  unter  die  assoziierte  Arbeiterklasse,  also  die  Aufhebung 
der  Lohnarbeit,  des  Kapitals  und  des  Wechsel  Verhältnisses« 
So  hatte  Marx  diesem  Gedanken  in  noch  schärferer  und  besserer 
Form  als  Bakunin  Ausdruck  verliehen.  Heute  wird  er  von  den 
Anarchisten  allein  noch  vertreten.  Was  ist  in  der  Tat  die  Besitz- 
ergreifung  des  Kapitals  und  die  Expropriation,  die  in  so  beredter 
Weise  von  Kropotkin  gefordert  wird  '^),  anderes  als  jenes  Marx- 
sehe  Postulat? 

Später,  im  Jahre  1871,  hat  Marx,  während  er  die  Kommune 
als  weit  sozialistischer  erscheinen  ließ,  als  sie  es  in  Wirklichkeit 
war,  diesem  Gedankengang  in  noch  schärferer  Form  Ausdruck 
verliehen:.  »Jawohl,  meine  Herren,  die  Kommune  wollte  jenes 
Klassenetgentum  abschaffen,  das  die  Arbeit  der  Vielen  in  den 
Reichtum  der  Wenigen  verwandelt.  Sie  beabsichtigte  die  Ent- 
eignung der  Enteigner.  Sie  wollte  das  individuelle  Eigentum  zu 
einer  W^ahrheit  machen,  indem  sie  die  Produktionsmittel,  den  Erd- 
boden und  das  Ka[)ital,  Jetzt  vor  allem  die  Mittel  zur  Knechtung 
und  Ausbeutung  der  Arbeit,  in  bloße  Werkzeuge  der  freien  und 
assoziierten  Arbeit  verwandelt«  **).  Marx  hat  hier  offenbar  weniger 
das  Ideal  der  Kommune«  als  vielmehr  sein  eigenes  Ideal  zum  Aus- 
druck gebracht.  Wir  sehen,  hier  ist  nicht  mehr  die  Rede  vom 
»Arbeitszwang«  innerhalb  »industrieller  Armeen«,  wie  er  25  Jahre 
vorher  im  »Manifest'  geplant  war. 

Marx  hatte  also  damals  mit  den  Anarchisten  das  Streben  nach 
freier  und  assoziierter  Arbeit  gemein,  v.  ic  er  mit  Ba- 
kunin die  AutTassun^  teilte,  (!al>  in  der  sozialen  Revolution  >das 
heutige  russische  (jemeinci<jentuni  /um  Ausgangspunkt  einer  kom- 
munistischen Entwicklung  dienen*  kann  ^^). 

>^Kar]  Marx:  »Die  KlassenkKmpfe  in  Frankreich  184S -1850«.  Mit 
Einleitung  von  Friedrich  Engels.  Berlin  1895.  V«rl.-£xp.  »Vorwärts«.  —  p.  48. 

Pierre  Kropotkine:  »Parole«  d'un  revoUe«.  Paris.  Flammarion 
^dit.  p.  315—42.  Derselbe:  »La  conqu£te  du  pain«.  Paris.  P.  V.  Stock 
^dit.  p.  47 — 64. 

**)Karl  Marx;  »Der  Bürgerkrieg  tn  Frankreich«.  Adresse  des  GeneraU 
rats  der  Interoaüonalen  Arbeiter-Asbociaiion.  Dritte  deutsche  Au!la^:e  vermehrt 
durch  die  beiden  Adressen  des  (Jeneralrats  über  den  deutsch-franzr.^iiehcn  Kiic)* 
and   durch   eine  Eiidtuuii^   von  F  r  i  e  d  r  i  c  Ii   K  n    e  1  8.    Berlin  189I.    Vcil,  d. 

Exped.   > Vorwärts«,  Ik'rliiier  Volksl>laK.     (  Th.  (ilotkcl.  —  p.  4>^ 

Karl  Marx  und  Friedrich  Engels:  »Uns  kommuuiäti&che  Mani* 
fest*,  \vQQ  cu.  1».  6. 
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Marxens  kritische  Angriffe  gegen  die  Kleinbourgcoisie  und 
ihren  reaktionären  und  zugleich  utopistischen  Sozialismus  sind 
bis  ins  einzelnste  ausführlich  von  Bakunin  in  seinen  Broschüren 
und  Artikeln  wiederholt  worden.  Der  von  Bakunin  gegen  die 
Mittelbourgeoisie  der  »Friedens-  und  Freiheitsliga«  geführte  Kampf 
scheint  von  Stellen  aus  den  intransigentesten  Seiten,  die  Marx 
jemals  schrieb,  beeinflußt  zu  sein.  So  schrieb  Bakunin  einmal : 
»Der  bürgerliche  Sozialismus  steht  jetzt  wie  ein  Zwitterwesen 
zwischen  zwei  unversöhnbaren  Welten :  der  bürgerlichen  Welt 
und  der  Arbeiterwelt.  Seine  äquivoke  und  verderbliche  Tätig- 
keit beschleunig:!  zwar  —  das  ist  nicht  zu  leugnen  —  auf  der 
einen  Seite  dds  Fnde  der  Bourgeoisie,  aber  korrumpiert  iloch 
zur  gleiclien  Zeit  das  Proletariat  schon  im  Keime.  Fr  korrumpiL-rt 
es  in  zweifacher  Hinsicht:  In  erster  Linie  schwächt  und  ent- 
stellt er  sein  Programm  und  sein  1  .rbensprinzip,  —  und  läßt  so  das 
Proletariat  unmögliche  i  iutfnuni^i  n  heilen  imd  zu-leieli  den  lächer- 
lichen Glauben  an  eine  bevorstehende  lu  kehrung  der  Bourgeoisie 
zum  Soziali^^-mus  fassen,  —  und  ist  auf  diese  W  eise  l)estrebt,  es  an  sich 
zu  fessein  und  zum  Werkzeug  der  bürgerhchen  i'olitik  zu  machen«- 
Zwischen  den  Angriffen  Marxens  und  denen  Bakunins  besteht 
derselbe  Unterschied  wie  zwischen  den  zwei  Temperamenten:  Marx 
ist  mehr  voll  von  Sarkasmus  und  Ironie,  Bakunin  mehr  tempera- 
mentvoll und  derb. 

Wenn,  wie  bekannt  ist,  Bakunin  den  Sozialismus  als  ?die 
Organisierung  der  Gesellschaft  und  des  kollektiven  und  gesell- 
schaltlichen  Eigentums  von  unten  nach  oben  mittels  der  freien  Föde- 
ratif)n,  und  nicht  von  oben  nach  untt  n  kratt  irgend  einer  Autorität^ 
auHalMe,  so  gab  Marx  seinerseits  über  diesen  Funkt  gerade  in  jenem 
lauiusen  und  nicht  gerade  anständigen,  an  du'  Sektionen  der  Inter- 
nationalen gerichteten  3 Privaten  Zirkular    über  >die  angeblichen 

**)  Außer  im  Manifest,  op.  cit.  pag.  25.  Vgl.  »ocb  »Die  Klusenkimpfe  in  Frank- 
rcich€,  op.  cit. :  Der  18  Brumai r«  des  Loui«  NapoUon.  Verlag  Bnchh.  Vor- 
wKrts  Berlin  (iial.  Ausg.:  Roma.  Bibliot.  dell  A»ino.  p.  115—17),  und  fast  alle 
Übrigen  Schriften  von  Marx. 

**)  M  i  c  h  a  e  I  Bakunin  in  der  »Egalil^«.  Chaux  de  Fonds,  te  17  jnillet 
1879.  .M>i|:edruckt  in:  Memoire  pr^sentä  par  1«  ¥6d.  jttrass,  op^  cit.. 
Partie  II:  »r'i6cesjustific.itives<,  p.ng.  18. 

Memoire  prcsentc  p  .t  r  1  a  F  c  J.  j  u  r  a  s  s.  oi».  cit.,  l^nrlie  II ;  l'ieces 
just.  —  S.  auch  die  zweiic  Rede  1?  a  k  u  u  i  ii  s  auf  dem  Internat.  Kongress  der 
Frieden!>liga  in  C*eaf,  1667.    (Protokoll  des  Kotigrcsi>es,  p. 
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Spaltungen  in  der  Internationale c,  worin  er  Bakunin,  Malon,  Herzen 
und  alle  Nichtmarxisten  auf  das  heftigste  angriff,  eine  bezeichnende 
und  sehr  klare  Erklärung  dahin  ab:  daß  »tous  les  socialistes  en- 
tendent  par  anarchie  ceci:  le  but  du  mouvement 
proldtaire,  l'abolition  des  classes,  une  fois  at> 
teint,  lepouvoir  del'Etat,  quisert  ämaintenirla 
grandemajorit^  productrice  souslejougd'une 
minoritö  exptoitante  peu  nombreuse,  disparatt, 
et  les  fonctions  gouvernementales  setransfor- 
ment  en  de  simples  fonctions  administratives« 

Heute,  also  nach  fünfunddreißig  Jahren,  beruft  sich  zu  gleicher 
Zeit  ein  Sozialist  und  ein  Anarchist  auf  diesen  Marxschen  Satz,  um 
zu  zeigen^  daß  das  Ideal  des  Sozialismus  nur  eins  sein  kann.  Der 
erste,  Arturo  Labriola,  schreibt:  »Das  Resultat  all  seiner  Bestre» 
bungen  ist  die  Neubildung  jener  gesellschaftlichen  Synthese,  die  dem 
Arbeiter  wieder  die  Produktionsmittel  zurückgibt  und  welche  die 
autonome,  nur  ökonomischen  und  aus  der  Natur  des  technischen 
Prozesses  selbst  hergeleiteten  Gesetzen  untertane  Herrschaft  der 
Produktion  schaffen  wird,  das  heißt,  jene  Gesellschaftsordnung,  die 
alle  Sozialisten,  von  Froudhon  bis  Marx  als  »Anarchiec  bezeichnet 
haben«  '^).  Der  zweite,  James  Guillaume,  bewies,  obwohl,  wie 
er  sagt,  »Marx  sich  darauf  versteifte,  uns  Föderalisten,  die 
wir  doch  als  solche  gerade  den  sehnlichen  Wunsch  haben,  die  Arbeiter 
in  Gruppen  zu  vereinen  und  zu  organisieren,  als  Gegner  jeglicher 
Organisation  darzustellen  %  haarklein,  daß  die  »Endziele  der  beiden 
im  Kampf  mit  einander  befindlich'  n  Dichtungen  innerhalb  der 
Internationalen  identische  waren,  und  daß  »Gegner  und  Anhänger 
M  l!  ,  Rakunisten  und  Marxisten,  in  Wirklichkeit  das  gleiche 
ideal  hatten c  »^). 

Nachdem  Marx  dem  Wort  Anarchie  =  dieselbe  Definition 
gegeben,  die  ihm  die  Anarchisten  beilegten  und  sie  als  das  Ideal 
aller  Sozialisten  bezeichnet  hatte,  mußte  er  aber  ein  Kriterium 
finden,  um  sich  und  die  Seinen  von  den  Anhängern  Bakunins 
unterscheiden  zu  können,  und  so  kam  er  auf  das  Mittel,  den  An- 

**)  Karl  Marx:  »Les  pritendu««  scissions  de  rinteraationale«.  — 
1872.  pag.  97.  —  Aach  in  sozialistischen  Propagandaschriften  wird  häufig  das 
anarchistische  Endsiel  nach  Erreichung  des  sozial] stischcn  Endziels  als 
erslrehensweit  anerkannt.    (Anm.  d.  Uebers.) 

")  Arturo  Labriola:  »Riforme  e  Riv.  Soc.«,  op.  cit.  pag.  3o6. 

*)  James  Gnillaume:  »L'Intemattonale«,  op.  cIt.  pag. 
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archtsten  den  Charakter  von  Sozialisten  abzusprechen  und  sie  als 
Freunde  der  Unordnung  und  als  Feinde  der  Organisation  und 
jeder  Disziplin  hinzustellen.  Diese  Methode  ist  dann  von  den  Schrift- 
stellern aller  anderen  sozialistischenSchulen  immer  weiter  angewandt 
worden,  um  die  Anarchisten  zu  bekämpfen.  Wir  werden  aber 
sehen,  wie  wenig  diese  Anschuldigung  begründet  ist  und  wie  die 
Anarchisten  theoretisch  Marxisten  waren  —  und  es  zum  Teil 
noch  sind.  Vorher  aber  wollen  wir  diese  kurze  Betrachtung  der 
sozialistischen  Ansichten  Marxens  damit  schließen,  daß  wir  fest* 
stellen: 

1.  daß  das  Marxsche  Ideal  der  gesellschaftlichen  Rekonstruk- 
tion in  hohem  Grade  libertär  oder  antistaatlich  war; 

2.  daß  Marx  gleich  den  Anarchisten  schroffer  Gegner  des 
bürgerlichen  Sozialismus  und  der  Klcinbourgeoisie  war  ; 

3.  daß  Marx  Revolutionär  war,  genau  wie  die  Anarchisten 
Revolutionäre  waren.  Mag  er  darin  Recht  oder  l'nrecht  haben, 
jedenfalls  steht  fest,  daß  er  der  Meinung  war,  die  Ziele  des  So- 
zialismus könnten  ohne  »den  gewaltsamen  Umsturz  aller  rrcscU- 
schaftlichen  Ordnungen«  nicht  erreicht  werden.  (Konununist. 
Manifest.) 

Wir  haben  schon  lienierkt,  wie  Marxens  Denken  auch  durch- 
aus antipatriotisch  und  antimilitaristisch  war.  Was  den  Parla- 
mentarismus anbetritit,  so  ersparte  er  auch  ihm  .seine  Ani^riffe  und 
Sarkasmcn,  die  ebenso  bissig  waren,  wie  die  Schmäluin<;en  Ba- 
kunins,  keinef^wegs.  So  spricht  er  7..  V>.  von  einer  unheilbaren 
Krankheit  des  ))arlanKntarisclien  Kretinismus,  .  .  .  einem 
Leiiien,  das  seine  unglückiiclicn  Oplcr  mit  der  erhabenen  Ueher- 
zeu^ung  erliilh,  daß  die  ganze  Welt,  ihre  Geschichte  und  ihre 
Zukunft,  dureli  inne  Mainrität  \()n  StimuKMi  in  dem  besonderen 
\'ertr(.:tun^,^skrii])cr  ;^clcnkt  und  itestimmt  werde,  der  die  Khre  hat, 
sie  zu  seinen  .Mitgliedern  zu  zählen«:  Aber  l)ei  diesem  letzten 
Tunkt  /u  verweilen  ist  zwecklos,  da  diese  Frage  um  \^~o  noch 
nicht  .spruchreif  war  und  auch  noch  nicht  die  Bedeutung  besaß, 
die  ihr  heute  innewohnt. 

* 

W  enn  die  heutigen  Syndikalisten  zu  lieweiscn  suchen,  daß 
ihre  Richtung  eine  Rückkehr  zur  Marxschcn  Doktrin  bedeutet, 

**j  Karl  Marx:  »Revolution  un«!  Kontre-R«volution  in  Deutschland <.  Ins 
Deutsche  Übertragen  von  Karl  Kautsky.  Stungait  1896.  Verl.  J.  H.  W.  Diets. 
p.  107. 
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und  ihre  Gegner  sie  statt  dessen  der  Annäherung  an  die  Anarchisten 
beschuldigen,  so  haben  eigentlich  sowohl  die  einen  wie  die  ande- 
ren Recht,  denn  das  eine  widerspricht  nicht  dem  anderen.  Ich 
möchte  hinzufügen  »xum  Teil«,  weil  die  SjmdUcalisten  nicht  voll- 
standig  zu  Marx  zurückkehren  und  weil  sie  sich  auch  weniger 
den  Anarchisten  nähern,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheint.  Sie 
sind  nicht  Marxisten  tout  court,  weil  sie  einige  Postulate  des 
Ailarxismus  nicht  mehr  annehmen  können,  da  sie  veraltet  sind,  und 
sie  sind  nicht  Anarchisten,  weil  sie  sich  andererseits  nicht  zu  dem 
völligen  Bruch  mit  dem  traditionellen  Sozialismus  zu  ermannen 
vermögen,  den  die  Anarchisten  vollzogen  haben. 

Dagegen  haben  die  Anarchisten  durch  ihren  Geist  der  Kritik  — 
im  etymologischen  Sinnedes  Wortes  ihren  j  revisionistischen«  Geist- 
gewisse  Berührungspunkte  mit  den  Reformisten  imd  Revisionisten. 
Man  weiß  zum  Beispiel,  daß  die  von  Bernstein  und  Graziadei  an 
einigen  marxistischen  Lehren  geübte  Kritik  in  vielen  Teilen  der 
von  Merlino  (als  er  noch  Anarchist  war)  und  von  Tsclicikesoff  ge- 
fällten Kritik  entspricht  *').  So  sind  z.  B,  die  einen  wie  die  an- 
deren für  die  Neutralität  der  Arbeiterorganisationen  gegenüber 
den  sozialistischen  Parteien  —  obwohl  mit  Zwecken  und  aus  Mo- 
tiven, die  sich  diametral  gegenüberstehen.  Auch  die  Anarchisten 
verwahren  sich  —  wie  die  Reformisten  —  gegen  die  zu  enge  Deutung 
der  Begriffe  des  historischen  Materialismus  und  des  Klassen- 
kampfes und  legen  den  verschiedenen  nicht  rein  wirtschaftlichen 
Faktoren  der  sozialen  Evolution,  den  I'llementen  des  Gefühls 
und  der  Moral  sowie  den  Ideen  der  politischen  Freiheit  eine 
größere  Wichtigkeit  bei  als  es  die  traditionellen  Sozialisten 
tun;  ebenso  insgesamt  allen  Fragen,  auf  die  der  ökonomische 
Determinismus  nicht  exklusiven  l",int1uß  hat.  Die  einen  wie  die 
anderen  sehen  im  sozialistischen  Kampf  nicht  ausschließlich  wirt- 
schaftliche und  Arbeiter-Interessen  im  Spiel,  Kropotkin  fand  in 
einem  seiner  letzten  Bücher,  daß  auch  in  den  nicht  proletarischen 
Kla-^sen  die  Elemente  zu  einer  Solidarität  im  Keime  seien,  wie  sie 
ein  zukünftiges  sozialistisches  und  libertäres  Leben  erfordert*^). 

SaverioMerlino:  »U  lato  fossile  d«I  socialismo  eontemporaneo«, 
im  »Pensiero«,  loco  cU.,  «tmo  I  Nr.  4,  5,  6.  Dieser  Artikel  wurde  im  Jehre  1889 
von  Merlino  fttr  di«  »RtfvoUec  (Paris)  geschrieben»  aber  damals  nicht  |nibtisiert. 
S.  auch  Wladimir  Tscherkesoff:  »Pages  d*h%toire  socialiste«,  op.  cit. 

Pierre  Kropotkinc:  >L*Entr*aide<.  Hachette et  Cie.,  ^dit.  Paris 
1906.  pag.  514—317- 
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Vielleicht  liegt  in  diesen  unsichtbaren  innerlichen  geistigen  Be- 
Kiehungen  der  Grund  für  eine  Erscheinung,  die  ich  in  den  zwölf 
oder  fünfzehn  Jahren  meines  politischen  Lebens  beobachtet  habe, 
und  die  auch  von  anderen  beobachtet  worden  sein  muß,  nämlich 
dafür,  daß  fast  alle  Anarchisten,  die  aus  ihrer  Partei  ausgetreten 
sind,  um  sich  der  sozialdemokratischen  Partei  anzuschließen,  den 
reformistischen  und  revisionistischen  Gruppen  derselben  angehören. 

Aber  man  mißverstehe  mich  nicht.  Es  handelt  sich  dabei,  wie 
ich  gesagt  habe,  um  sehr  schwache  Zusammenhänge,  die  nicht  ver- 
hindern, daß  im  praktischen  Leben  und  im  täglichen  Kampf  Anarchi- 
sten und  Reformisten  Antipoden  bleiben.  Denn  auf  dem  ])raktischen 
Gebiet  des  revolutionären  Kampfes  stehen  docli,  wie  ich  schon 
sagte,  die  Syndikalisten  den  Anarchisten  am  nächsten.  Und  daß 
dies  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Behauptung  der  SyndikaHsten, 
sie  näherte  n  sich  wieder  Marx,  steht,  ist  ganz  klar,  weil  ja  die 
treusten  Marxisten  lange  Zeit  hindurch  die  Anarchisten  gewesen 
sind,  die  im  Marxismus  eine  unerschöpfliche  Quelle  von  Argu- 
menten für  ihre  revolutionäre  Intransigenz  gefunden  haben. 

Das,  was  <1i'  Anarchisten  von  Marx  trennte  —  das  möchte 
ich  nochmals  nachdrücklichst  wiederholen  —  war  eine  Frage  des 
Temperaments  und  daneben  eine  innere  (^rganisationsfrage 
derlnternationalen,  die  mit  persönlichen  Zänkereien  durch- 
mischt wurde.  In  der  Doktrin  waren  die  Anarchisten  Marxisten,  und 
sie  waren  es  in  ihrer  Maltuir^  gegenüber  der  großen  und  kleinen 
Bourgeoisie  und  gegenüber  den  politischen  Parteien.  Die  Frage 
des  Parlamentarismus  konnte  sie  vielleicht  trennen ;  aber  zur  Zeit 
der  Internationalen,  speziell  in  der  ersten  Periode,  spielte  sie  keine 
Rolle  und  es  wäre  nntzlos.  darüber  nachziiin  Übeln,  welche  Stel- 
lung i\larx  einvernommen  haben  würde,  wenn  ein  derartiges  Problem 
in  seiner  ganzen  Schwere  sich  vor  ihm  erhoben  hätte.  Jedenfalls 
würden  die  kleinercji  Werke  Marxens  (wir  memen  kleiner  nur 
inbezug  auf  den  I'mfang)  —  Klassenkampf  in  i- rank- 
reich —  d  er  1 8  ß  r  u  m  a  i  r  e  -  R  e  ^•  o  I  u  t  i  o  n  und  Konter- 
revolution —  \M\  r  ii  r  r  k  r  i  e  g  in  i'  r  a-  n  k  r  e  i  c  h  —  eher 
den  Glauben  an  eint  abiclmcnde  als  an  eine  zum  Parlamentai is- 
mus  hinneivjende  Stellungnahme  erwecken 

Bakunin  und  die  Anarchisten  waren  nicht  nur  passive  An- 

< ')  Dic-sclhc  Aiisi( ht  ftußert  Eduard  Bernstein  in  einem  Artikel  der 
bozialistiüchen  Monatäbefie. 
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hänger  der  marxistischen  Doktrinen,  sondern  auch  ihre  eifrigsten 
Prediger  und  Propagandisten.  Im  romanischen  und  slavischen 
Europa  waren  sie  sogar  —  das  darf  man  ruhig  behaupten  — 
die  ersten  und  lange  Zeit  hindurch  die  einzigen  Marxisten  über- 
haupt. Die  erste  Uebersetzung  des  kommunistischen 
Manifestes  ins  Russische,  die  im  »Kolokol«  In  London 
veröiTentlicht  wurde,  rührte  von  Bakunin  her,  der  auch  die 
Uebersetzung  des  »Kapitals«  begonnen  hatte,  die  er  später 
aus  außerhalb  seines  Willens  liegenden  Gründen  nicht  fortführen 
und  vollenden  konnte  In  Italien  verdankt  man  den  ersten 
Auszug  aus  dem  »Kapital«  dem  Anarchisten  Carlo  Cafiero, 
der  ihn  damals  im  Gefängnis  schrieb,  in  das  man  ihn  infolge  des 
Aufstandsversuches  von  Benevent  geworfen  hatte.  Während 
Cafiero  an  diesem  Werke  Marxens  arbeitete,  schrieb  Lieb- 
knecht in  Deutschland,  daß  Cafiero  und  die  anderen  Mitglie- 
der der  Bande  von  Benevent  »agents  provocateurs«  seien! 

Wenn  ich  an  diese  Einzelheiten  erinnere,  so  deshalb,  weil  sie 
einen  weiteren  Beweis  für  meine  Behauptungen  bilden.  Würde 
Cafiero  in  Italien  den  Auszug  aus  dem  Kapital  wirklich  ange- 
fertigt haben,  noch  dazu,  während  der  Lärm  des  Marxschen 
Kampfes  gegen  die  italienischen  Anarchisten  immer  noch  widerhallte, 
wir  wiederholen,  würde  Cafiero  sich  dieser  durchaus  nicht  leichten 
Arbeit  unterzogen  haben,  wenn  er  nicht  ein  felsenfest  überzeugter 
Anhänger  der  Theorien  jenes  Buches  gewesen  wäre? 

Uebrigens  übernimmt  es  Cafiero  selbst,  das  zu  sagen:  >Ein 
tiefes  Gefühl  der  Trauer  hat  mich  iH-itn  Studium  des  Kapitals 
beschlichen,  als  ich  tlaran  dachte,  «laß  <li(\ses  Buch  in  Italien 
gänzlich  unl)el;annt  ist  und  wer  wciIS  wie  lan.^;e  noch  unbekannt 
bleiben  wiirde.  —  —  Dieses  Buch  stellt  ilie  neue  Wahrheit  dai, 
die  CHI  V  un  den  hatumern  und  l.Uj^en  eiue'^  L;an/en  Jahrhunderts  auf- 
gebautes Gebäude  niedt  rr(  ilM,  es  zermahnt  und  es  in  alle  W'uide  /er- 
stäubt. —  Hoffentlich  halt  Marx  bald  sein  Versj)reclun  und  wird 
uns  den  zweiten  Land  des  Kapitals  schenken,  der  liandtln 
wird  von  etc.  etc.^  .  .  .  *^).  Auch  wurde  die  erste  ital.  Au.-^abe 
des  k  o  ni  ni  u  11  i  s  t  i  s  c  h  c  n  Manifestes  nur  durch  die  13c- 

**)  R  u  1j  e  r  t  Michels:  >nisl<)risch-krilischc  F.inführuii;^  in  »lic  Gcsclüchtc 
des  Marxismus  in  l(alicn>,  im  Archiv  für  Sozialwissen&chafi  uud  Sozial|iolitik, 
Bd.  XXfV.  lieft  I  p.  210. 

**j  »II  Capit.ile  tl  i  T  i  r ! ^f.^r.\«,  breveintnto  cumpendiato  de  Carlo 
Cafiero.    EdiU  C.  Bi|;aauii,    Milanu  ibjv.  pag.  5 — 7. 
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müliungen  einer  Anarchistengt  uppc  in  Mailand  \  ci ntk  ntlicht  Sie 
besitzt  ein  Vorwort  von  Pietro  flori,  der  das  Händchen  dem  ruhli- 
kum  als  ein  Werk  von  allerliöchstcni  Interesse  empfiehlt,  »das 
in  vorurteilsloser  Weise  und  mit  kalter  logischer  Schärfe  den  Zcr- 
sti  iruni^s-rdanken,  den  eigentlichen  Vorläufer  desmodernen  So/iali>- 
rnus  im  Rcsume  enthält*  und  das,  trotz  der  von  den  Ideen  und 
der  Kritik  inzwischen  gemachten  Fortschritte  »eine  der  L^cnial- 
sten  Synthesen  der  sozialistischen  Hewi-^ung*  ist  und  l)lribt  **|. 

Oft  wirft  man  —  vielleicht  nicht  so  ganz  zu  Unrecht  —  den 
Anarchisten  die  Armut  ihrer  Literatur  auf  okonomisclu  in  Gebiete 
vor  *').  Aber  die  Anarchisten  antworten  sehr  treffend  darauf, 
dal>  sie  Sozialisten  sind  und  daß  sie  als  solche  mit  allen  anderen 
Seluilen  iles  Suzialisnius  die  okononnsche  Literatur  des  ganzen 
SoziaUsmus  gemeinsam  haben.  Sie  können  nicht  noch  einmal 
dort  mrihen,  wo  schon  geschnitten  ist,  und  nicht  nocli  einmal 
wiederholen,  was  ihre  Vettern  von  der  So/ialdemokratie  schon 
in  oft  so  groliarti'j.er  Weise  gesagt  haben.  Allenfalls  konnten  sie 
versuchen,  das  zu  korrigieren,  was  ihnen  in  den  ökonomischen 
Theorien  Marxens  Irrtum  zu  sein  schien.  Diese  Auti^abe  je- 
doch haben  sie  durch  die  l  eder  Merlinos,  Cornelisscns,  Tcherkc- 
soft's,  Xieuwenhuis  u.  a.  mehr  auch  zur  Genüge  erfüllt. 

Freilich  kann  man  sagen,  daß  diese  Marx-Kritiken  sehr  spät 
gekommen  sind.  Im  Anfang  waren  die  Anarchisten  in  bezug  auf 
die  Oekonomie  durch  und  durch  Marxisten,  und  das  sogar  so- 
weit, daß  sie  auch  die  in  den  Theorien  dieses  Mannes  entiiat- 
tenen  Irrtümer  aufnahmen  und  sogar  den  Verlag  der  marxistischen 
Propagandabroschüren  von  Lafargue  und  Engels  besorgten.  Ja, 
noch  mehr»  es  waren  die  Anarchisten,  die  am  längsten  die  marxi- 
stische Tradition  ge[>flegt  haben  (ich  spreche  von  den  romanischen 
Nationen  und  speziell  von  Italien),  und  es  ist  Tatsache,  wie  ich 
schon  an  anderer  Stelle  bemerkte  *^),  daß  sie  aus  dem,  was  im  Mar- 
xismus fatalistisch  und  katastrophisch  ist,  die  sachliche  Berech- 

'*)  Carlo  Marx  e  Fcderico  Engels:  »II  Manifesto  del  partito 
comunista«.  Milano  1891.  —  BibUoteca  Popolare  Sodalista.  Edit  F.  Fantuxzi, 
pag,  5-7 

Roberto  Michels:  >ll  l'roletari.ito  c  l.a  Horghesia  nel  Movimento 
"-^  rinlisia  Italiano'.  ^aggio  di  scieoza  sociograiico*polilica.  Tonuo  1907.  Frau 
IJocca  c<lit,  —  \K  -'»3. 

Luigi  Fabbri;  »Sociali.sino,  simiucalismo,  anarchismo<,  ia  der  Zeit- 
schrift »n  Divenire  Sociale«.    Roma  1906,  1"  giugno  e  !•  luglio. 
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tiijunjj  zu  ihrer  apokalyptischen  Hahung  abgeleitet  haben.  Aber 
sie  haben  außerdem  gleichzeitig  auch  ihre  unwandelbare  Treue 
zum  reinen,  antibürgerlichen  und  antistaatlichen  Prinzip  des  So- 
zialismus, ihren  revolutionären  Geist  und  ihre  Methode  des  Kam- 
pfes und  der  direkten  Aktion  von  ihm  abgeleitet.  So  kommt  es, 
daß  es  scheinen  konnte,  als  ob  sich  die  Syndikalist rn  dadurch,  daß 
sie  die  Prinzipien  und  Systeme  des  Marxismus  wieder  aufnahmen, 
dem  Anarchismus  genähert  hätten. 

Michel  I^akunin  selbst  begnügte  sich  nicht  nur  in  allen  seinen 
Schriften  damit,  die  Marxsche  Theorie  des  Klassenkampfes  darzu- 
legen und  zu  erklären  und  daraus  rücksichtlos  die  Konsequenzen  zu 
ziehen,  sondern  er  vergaß  auch  in  den  Zeiten  des  heftigsten  Kampfes 
mit  Marx  niemals  die  Verdienste  dieses  Mannes  und  unterließ  es 
nie,  sich  in  der  Theorie  als  ^v'm  Anhänger  zu  bekennen.  Herzen,  der 
ihm  daraus  den  Vorwurf  der  Schwäche  machte,  weil  er  seine  Hal- 
tung gegenüber  Marx  für  nicht  energisch  genug  hielt,  erhielt  von 
Bakunin  die  Antwort:  »Jawohl,  ich  \\t  iß  e  s.  daß  Marx  genau  so 
unser  Gegner  ist  wie  die  anderen,  ja,  ich  weiß  sehr  wohl,  daß  er 
sogar  der  eigentliche  Anstifter  der  gegen  uns  lo.sgohiochenen  ver- 
leumderischen Polemik  ist.  Trotzdem  habe  ich  ihn  gelobt  und 
ihn  einen  Riesen  genannt.  Aus  zwei  Gründen,  lieber  Herzen. 
Der  erste  ist  ein  Grund  der  Gerechtigkeit.  Wenn  wir 
von  den  Beschimpfungen,  mit  denen  er  uns  bedeckt  hat,  absehen, 
dann  müssen  wir  doch  die  großen  Dienste  anerkennen  —  ich 
wenigstens  erkenne  sie  an  die  er  der  Sache  des  Sozialismus 
seit  25  Jahren  geleistet  hat,  und  in  dieser  Beziehung  läßt  er 
uns  alle  unzweifelhaft  weit  hinter  sich  zurück.  Er  ist  auch  einer 
der  ersten  Organisatoren,  wenn  nicht  überhaupt  geradezu  der 
geistige  Schöpfer  des  Internationalen  gewesen.  Nach 
meiner  Auffassung  ist  das  ein  ungeheures  Verdienst,  das  ich  stets 
dankbar  anerkennen  werde,  wie  immer  seine  Stellung  uns  gegenüber 
sein  möge.  —  Der  zweite  ist  ein  politischer  und  taktischer 
Grund,  den  ich  für  ebenso  triftig  halte.  Marx  ist  unfehlbar 
der  fähigste  Kopf  in  der  Internationalen.  Bis  jetzt  übt  er  auf 
seine  Partei  immer  noch  einen  günstigen  Einfluß  aus  und  bildet 
er  die  höchste  Stütze,  den  kräftigsten  Widerstand  gegen  den  VAn- 
bnich  bürgerlicher  Ideen  und  börgerlicher  Tendenzen  in  die  Be- 
wegung. Ich  würde  es  mir  nie  verzeihen,  wenn  ich  zu  dem 
Zwecke,  mich  an  ihm  zu  rächen,  auch  nur  versucht  hätte,  seinen 
so  großartigen  Einfluß  zu  unterbinden  oder  auch  nur  zu  schwä- 
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chen«  Tatsächlich  entbrannte  kurz  darauf  der  Kampf  zwi- 
schen den  beiden  Männern,  aber  es  war  Marx  der  ihn  eröflfnete. 

Hier  eine  andere,  viel  besprochene  Erklärung  Bakunins  aus 
dem  Jahre  1870,  die  sich  auf  die  Ideen  bezieht :  »Marx  als  Denker 
ist  auf  gutem  Wege.  Er  hat  als  Prinzip  festgestellt,  daß  alle  po- 
litischen, religiösen  und  juridischen  Errichtungen  in  der  Geschidite 
nicht  die  Ursachen,  sondern  die  Wirkungen  ökonomischer  Ent» 
Wicklungen  sind.  Das  ist  ein  großer  und  fruchtbarer  Gedanke, 
den  er  zwar  nicht  absolut  selbständig  erfunden  hat  —  denn  er  ist 
schon  von  anderen  vorher  empfunden  und  zum  Teil  auch  aus- 
gedrückt worden  — ,  aber  alles  in  allem  gebührt  ihm  die  Ehre, 
diesen  Gedanken  wissenschaftlich  fest  verankert  und  ihn  zur  Basis 
eines  ganzen  ökonomischen  S>stems  gemacht  zu  habent.  Und 
weiter:  >Es  ist  wohl  ni<)glich,  dalS  Marx  sich  theoretisch  zu  einer 
rationelleren  Auffassung  der  Freiheit  aufschwingen  kann  als  Proud- 
hon,  aber  der  Instinkt  der  Freiheit  fehlt  ihm:  er  ist  von  Kopf 
bis  zu  Fuß  ein  Autoritär«  Auch  Bakunin  glaubte  also  wie 
man  sieht,  daß  in  dem  theoretischen  Begriff  der  Freiheit 
Marx  selbst  Proudbon  uberlegen  war,  und  daß  die  Divergenz 
sich  nur  auf  eine  Verschiedenheit  des  Instinkts,  des  Gefühls, 
beschränkte. 

Das,  was  Marx  seinerseits  Bakunin  znm  Vorwurf  machte, 
war,  daß  er  die  »Anarchie«  durch  Unordnung  und  Desorganisation 
im  Schöße  der  Internationalen  einführe.  Aber  das  ver* 
steht  sich :  Jedes  Parteioberhaupt  schleudert  die  Anklage  der  Des- 
organisation auf  die  rebellischen  Minderheiten  in  der  Partei.  Ba- 
kunin wollte  tatsächlich  nur  eine  weniger  zentralisierte  Organi- 
sation der  Internationalen.  Aber  die  Bakunisten  waren  deshalb 
nicht  weniger  fest  organi^ert  als  die  Marxisten;  dafür  waren 
die  spanischen,  italienischen,  belgischen  u.  s.  w.  Föderationen  ein 
Beweis.  Ucbrigens  brach  Bakunin  selbst  in  beredter  Weise  eine 
Lanze  zugunsten  der  Organisation,  und  zwar  sogar  in  der  Zeit, 
in  der  er  am  meisten  wegen  seinen  desorganisatorischen  Nei* 
gui^en  angegriffen  wurde.  Er  schrieb  während  der  Kommune: 
»Wie  sehr  ich  auch  dem,  das  man  in  Frankreich  Disziplin  nennt, 

.M  i  c  h  c  1   Haküuniuc:    »Currespomlancc»  ■ —  Edit.  Perrin  et  Ge. 
Paris,  pag.  2<)i.  —  (Brief  vom  2$.  Oktob.  1S69.) 

Au»  einem  nicht  verÖlTentlichteii  Manuskript  vom  Jahre  lijo,  das  J.  GaÜ- 
laume  in  seinem  Vorwort  zii  »Oeuvres  de  M.  Bakounine«,  op.  cit.  Vol.  II. 
p.  XIII— XIV  zitiert. 
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feindlich  gegenüberstehe,  so  erkcniu-  ich  doch  an.  daß  eine 
gewisse,  nicht  automatische,  sondern  frciwilliL^^e  und  iiljerleq-te 
Disziplin  immer  da  notwendig  ist  und  sein  \\ird,  wo  einige  tVei- 
willig  geeinte  Individuen  irgend  eine  gcnieinschattliche  Arbeit 
oder  eine  gemcinschaltliche  Aktion  beginnen  wollen.  Diese  Dis- 
zij>lin  ist  die  freiwillige  und  auf  einen  gemeinsamen  Zweck  hin 
mit  voller  Ueberlegung  ausgeführte  Konkordanz  aller  individuellen 
Anstrengungen« 

II. 

Vom  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus  gab  es  eine  theore- 
tische Differenz  zwischen  den  beiden  Ströniunj^en  in  der  Inter- 
nationalen nur  insofern,  als  die  marxistische  k  o  m  m  u  n  i- 
s  tisch,  die  bakuninische  kollektivistisch  war.  Heute 
mißt  man  diesen  feinen  Unterscheidungen  darüber,  wie  die  künf- 
tige Gesellschaft  organisiert  sein  soli,  keine  große  Wichtigkeit 
mehr  bei.  Immerhin  ist  die  Tatsache  wissenswert,  daß  gegenwärtig 
diese  ganze  Definition  umgekehrt  ist :  die  Sozialdemokraten  nennen 
sich  Koilektivisten,  und  die  Anarchisten  bezeichnen  sich  als 
Kommunisten.  Aber  es  handelt  sich  bei  alledem  mehr  um 
einen  formellen  als  um  einen  wesentlichenUnterschied.  Bakunin  wollte 
ehemals  aus  demselben  Grunde  nicht  Konmiunist  genannt  werden,  aus 
dem  die  Anarchisten  heute  nicht  KoUektivtsten  heißen  wollen:  »Ich 
bin  gegen  den  Kommunismus«  —  so  erklärte  er  auf  dem  Kongreß 
der  Friedensliga  in  Genf  —  »weil  der  Kommunismus  alle  Kräfte 
im  Staate  konzentriert  und  weil  dieser  unvermeidlich  das  Gesamt- 
eigentum in  seinen  Händen  zentralisieren  wird,  während  ich  für 
die  Abschwächung  des  Staates  bin«.  Das  ist  derselbe  Vorwurf, 
den  heute  die  Anarchisten  dem  Kollektivismus  machen'*). 

Aber  wenn  die  Anarchisten  heute  gegenüber  den  Anhängern 
des  Schäfflescben  Kollektivismus  und  der  von  einigen  derselben 
in  dieser  Frage  eingenommenen  Haltung  Recht  haben  können, 
zur  Zeit  Bakunins  war  ihre  Kritik  verfrüht  Wenn  es  auch  damals 
bei  den  Kommunisten  eine  autoritäre  Tendenz  aus  Temperament 
und  Rasseinflüssen  gab,  so  existierte  doch  keinerlei  autoritäre 
Theorie.  Marx  würde  wahrend  der  ersten  Periode  der  Inter- 
nationalen gewiß  nicht  das  geschrieben  haben,  was  vor  eini- 
ger Zeit  der  sozialistische  italienische  Professor  Ignazio  Scarabelli 

*^)  Michel  Bakonni»«:  »Oeuvres«,  op.  cit.  Vol.  II.  png.  297. 
**)  »Memoire  pr£sent<  per  laF^d.  jurass.€   Partie  II :  »Püces 
just.«  pag.  38. 
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in  einem,  von  der  parteioffiziösen  Critica  Sociale  2ur  Propaganda 
verbreiteten  Buch  schrieb :  »Der  Sozialismus  will,  daß  die  Einrich« 
tungen  der  Regierung,  also  Verwaltung,  Gesetze,  bürgerliche,  straf- 
rechtliche und  administrative  Verordnungen  erhalten  bleiben,  nur 
dürfen  sie  nicht  mehr,  wie  heute,  die  Klasse  der  Kapitalisten  be- 
günstigen, sondern  die  Klasse  der  Arbeiter.  Sozialismus  bedeutet 
starkes  Regiment  etc.«  Friedrich  Engels  selbst  würde 
das  zu  widerlegen  unternommen  haben:  »Der  Staat  war  der  offizielle 
Repräsentant  der  ganzen  Gesellschaft,  ihre  Zusammenfassung  in 
einer  sichtbaren  Körperschaft,  aber  er  war  dies  nur,  insofern  er 
der  Staat  derjenigen  Klasse  war,  welche  selbst  für  ihre  Zeit  die 
ganze  Gesellschaft  vertrat:  Im  Altertum  Staat  der  Sklaven  haltenden 
Staatsbürger,  im  Mittelalter  des  Feudaladels,  in  unserer  Zeit  die 
Bout^eoisie.  Indem  er  endlich  tatsachlich  Repräsentant  der  ganzen 
Gesellschaft  wird,  macht  er  sich  überflüssig.  Sobald  es  keine  Ge- 
sellschaftsklasse mehr  in  der  Unterdrückung  zu  halten  gibt,  sobald 
mit  der  Klassenherrschaft  und  dem  in  der  bisherigen  Anarchie 
der  Produktion  begründeten  Kampf  ums  Einzeldasein  auch  die 
daraus  entspringenden  Kollisionen  und  Exzesse  beseitigt  sind, 
gibt  es  nichts  mehr  zu  reprimieren,  das  eine  besondere  Repres- 
sionsgcwalt,  einen  Staat,  nötig  machte.  Der  erste  Akt,  worin  der 
Staat  wirklich  als  Repräsentant  der  ganzen  Gesellschaft  auftritt 
—  die  Besitzergreifung  der  Produktionsmittel  im  Namen  der  Ge- 
sellschaft • —  ist  zugleich  sein  letzter,  selbständiger  Akt  als  Staat. 
Der  Staat  wird  nicht  > abgeschafft«,  er  stirbt  ab«**),  Ist  die  freie 
und  i^lciche  Assoziation  der  Produzenten ,  der  wir  uns,  nach 
Engels  in  »Der  Ursprung  der  l'amilic,  dr^  Privateigentums  und 
des  Staates«,  mit  großen  Schritten  nähern,  nicht  mit  der  öko- 
nomischen und  sozialen  Gleichheit  in  der  Freiheit,  von  der  Proud- 
hon  und  Hakunin  sprachen  identisch  ^ 

Da  mich  die  lint Wickelung  und  Verkettung  der  Ideen  wieder 
zum  Thema  des  Staates  geführt  hat,  so  will  ich  sagen,  daß 
das,  was  die  staatliche  Tendenz  in  tler  sozialistischen  Welt  zum 
Siege  gebracht  hat,  mehr  der  Einfluß  des  Temperaments  Marxens 

^''j  I  g  II  :i  z  i  u  S  c  a  r  a  b  e  1 1  i :  «II  soctaltsmo  e  la  supersUxione  borgli«se«. 
Ferrara  1896  Tip.  Sociale  i>uii.  51—52. 

'*)  FricdrichEngels:  »Die  Entwiclclung  des  Soüalismus  von  der  Utopie 
zur  Wissenschaft.«  4.  Aufl.  Verlag  Vorwärts  Berlin  1891.  pag.  40.  Vgl.  auch 
Friedrich  Engels:  »Der  Ursprung  der  Familie,  des  Privateigentuns  nnd  des 
Staats«.   ZQrich  1884. 
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als  der  seiner  Ideen  *;e\vfsen  ist,  verbunden  mit  dem  doktrinären 
Autorilarismus  Louis  lilancs  in  Frankreich  und  J""crdinand  Las-salles 
in  Deutschland,  sowie  endlich  mit  dem  revolutionären  Autori- 
tnrisinus  der  Anhäntjer  Blaufjuis,  Wenn  man  bedenkt,  daß  eine 
wirklich  ausgesprochen  autoritäre  Richtuni^'  im  demokratischen 
Sozialismus  erst  nach  dem  deutscli-franzdsischen  Kriege,  der  einen 
ungeheueren  Sieg  des  Militärstaatcs  bedeutete,  entstanden  ist,  so 
wird  es  erklärlich,  daß  dieser  SicL^  nicht  ohne  Rückwirkung  auf 
die  sozialistische  Welt  bleiben  konnte.  »Der  Sozialismus«  —  sagt 
Krapotkin  —  wiederholte  ilen  durchlaufenen  Weg  und  kam  so 
zum  kapitalistischen  Staatsbegrilt  Louis  Blancs  und  zum  staatlichen 
Kollektivismus,  wie  ihn  Pecqueur  und  Vidal  für  die  Republik  von 
1848  formuliert  hatten,  und  nahm  außerdem  den  Charakter  des 
> Zentralisators«  an,  der  ihm  von  dem  deutschen  Geiste,  dem 
Geiste  Deutschlands,  aufgenötigt  wurde,  wo  die  ICinigung  der 
kleinen  Staaten  zu  einem  Einheitsreich  der  Traum  von  wohl  dreißig 
Jahren  j^ewesen  war«**). 

Alle  diese  Ursachen  zusammen  und  dazu  noch  em  natQrlicher 
Geist  des  Widerspruchs  gegen  die  Genossen  von  der  äußersten  Lin- 
ken,  sowie  endlich  die  schroffe  Polemik  gegen  Baktinin  und  die  lA- 
bertären,  trugen  in  hohem  Grade  dazu  bei,  der  Sozialdemokratie  den 
gegenwärii,;^cn  staatsfreundlichen  Charakter  zu  verleihen,  der  zwar 
von  Kautsky  und  den  anderen  noch  traditionellen  Revolutionären 
geleugnet  wird,  der  sich  aber  auf  dem  praktischen  Gebiet  der  Po- 
litik immer  mehr  behauptet  und  der  jetzt  von  den  reformistischen 
und  revisionistischen  Gruppen  offen  vertreten  wird.  Eduard  Bern^ 
stein  sagt  ohne  weiteres,  daß  Engels  im  Irrtum  ist,  wenn  er  das 
Verschwinden  des  Staates  prophezeit.  >Im  Gegenteil,  je  mehr  der 
Staat  aufhört,  das  Organ  der  Klassenherrschaft  und  Klassenunter- 
drückung zu  sein,  desto  mehr  dehnt  sich  sein  Wirkungskreis 
aus<^).  August  Bebel,  der  in  seinen  bekannten  Parlaments- 
reden vom  3.  und  6.  Februar  1893  *')  mit  Engels  darin  überein- 

P  i  e  t  r  o  K  r  o  p  o  i  k  i  n  :  »Parole  di  un  ribellc«  (Vorwott  tor  italienischen 
Ausgabe,  Ml!  if)04).    (Ünevra.  Kdit.  >I1  Risvcgiio«.  p.  VIII. 

E  <1  u  a  r  fl  B  e  r  n  s  i  e  i  n  :  V'»rworf  ^nr  imlicni^irhcn  Ausgabe  von  Fried- 
rich Kngels  -(hi;:;)ne  «Icün  faiiiiL:!ia,  »IcUi  piuiiiietä  pirivata  e  dello  Statoc 
Müaiiü  I901.     L  ir,  tltila  Cnlica  Sociale,  pag.  XXIII— XXIV^ 

Auguät  Bebel:  >Znkanftsstaat  und  Sozialdemukraüe«.    Berlin.  Ver- 
lag des  Vorwärts.  Eine  Rede  des  Reichstngs.ibgeordnetcn  A.  B.  in  der  Sitzung 
des  deutschen  Reichstags  vom  5.  Februar  1S93.  p.  9. 
Arebiv  für  SonAlwineiuchaTt  und  SoiialpoOdk.  XXVI.  3.  3S 
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stimmt,  daß,  »wenn  einmal  der  Zeitpunkt  kommt,  wo  die  Klassen- 
g^ensätze  aus  der  Welt  geschafft  werden  können  und  werden, 
auch  die  Staatsgewalt  aufhört,  zu  existieren legt  in  diesen  sel- 
ben Reden  dar,  wie  in  Deutschland  schon  durch  den  Einfluß 
Lassalles  die  Tendenz  zur  Konzentrierung  der  Macht  in  Händen 
des  Staates  Boden  gefaßt  habe ;  er  betont  freilich  gleichzeitig,  daß 
die  Ansichten  Lassalles  niemals  bei  Marx  und  Engels  Aufnahme 
fanden.  Alles  dies  beweist,  wie  im  heutigen  Sozialismus  zwei 
Seelen  lebendig  sind,  Geister  zweier  entgegengesetzter,  wenn  auch 
der  Herkunft  nach  gleichen  Doktrinen.  Dieser  Dualismus  hat 
gleich  zu  Beginn  der  Bewegung  die  Spaltung  zw  ischen  Sozialdemo- 
kraten und  Sozialanarchisten  herbeigeführt.  Heute  sehen  wir 
im  Schöße  der  crstcren  selbst  von  neuem  Keime  der  Zwietracht 
zwischen  dem  Sozialismus,  den  wir  nunmehr  als  den  konventio- 
nellen bezeichnen  können,  und  den  neuen  syndikalistischen  Strö- 
muni.cn,  die  nichts  weiter  bedeuten  als  ein  Zurückkehren  zunn 
wahrhait  traditionellen  Sozialismus  der  Internationale 
Marxens  und  Bakunins. 

Marx  und  Bakunin  waren  zu  ihrer  Zeit  sowohl  in  der  Doktrin 
als  in  dem  Kampf  gegen  die  Bourgeoisie  Kameraden  und  standen 
sich  viel  näher  als  heute  etwa  Bernstein  und  Michels  in  Deutschland, 
Jaures  und  Lagardelle  in  Frankreich,  Turati  und  Labriola  in  Italien. 
Und  das,  trotzdem  die  ersteren  sich  so  schroff  getrennt  hatten, 
während  die  letzteren  fortgesetzt  in  der  cdeichen  politisciu  n  P.irtei 
vereint  bleiben.  Die  Differenz  zwischen  dem  Kommunismus  Mar- 
xens und  dem  Kollektivismus  Bakuuins  —  das  Problem  der 
Organisation  der  /ukiinttigen  Gesellschaft  ist  so  imq^eheuor  kom- 
pliziert, daß  man.  um  es  i^^enügcnd  anseinander;^usetzen .  Bände 
schreiljcn  mülitc,  weshalb  wir  es  hier  nur  IlüchtiL;  streifen  können  — 
war  im  Anfang  eher  ein  Wortspiel.  In  der  Folge  wurde  sie  dann 
gleichsam  ein  Vorwand.  um  i^etrennt  zu  bleiben,  während  man 
ruhig  in  voller  Einigkeit  hätte  verharren  kennen.  Eine  theoretische 
Differenz  über  die  Art  der  Verteihini;  der  Arbeitsprodukte  in  der 
soziaiisiischen  Gesellscliatt  be.stand  allerdinj^s.  aber  sie  war  nicht 
derartig,  um  eine  Parteispaltung  zu  rechtfertigen.  Sich  streiten, 
weil  man  wissen  will,  ob  den  Arbeitern,  wenn  einmal  die  soziale 
Revoluti'in  i,<  -icgt  haben  wird,  die  Lebensmittel  nach  Maß  ihrer 
Hedin  tnis^c  oder  ihres  VerdiLn>tes  gegeben  werden  sollen,  kuimnt 
dl  ni  Streit  um  das  I  rll  th  s  Bären  und  über  die  Art  der  \'er- 
teiiung,  bevor  der  Bär  noch  erlegt  ist,  gleich.   Schon  sind  vierzig 
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Jahre  verflossen,   und  der  Bär  •  HoinLjcoisie'  erfreut  sich  einer 
noch  täglich  robuster  werdenden  Gesundheil. 

Nicht,  daß  eine  |)rinzi{)ielle  Diskussion  jemals  schaden  könnte! 
Die  Tatsache,  daß  die  Internationale  ein  c;rol.ses  Laboratorium 
für  Ideen  war,  aus  dem  dann  der  i^anze  Sozialismus  hervor- 
gegangen ist,  bedeutet  ja  j^erade  ihr  \'erdienst.  Aber  glauben, 
daß  die  Frage:  Kumniunismus  oder  Kollektivismus?  das  Motiv 
zur  Trennung^  zwischen  Anarchisten  und  Sozialdemokraten  sein 
könne,  hieße  doch,  ijie  auf  der  einen  Seite  zu  sehr  aufbauschen, 
auf  der  anderen  zu  sehr  beschränken. 

III. 

Die  Tatsache,  daß  die  \narchi>ten  vor  dem  Tode  Bakunins, 
und  Bakunin  mit  ihnen,  Kollektivistcn  waren,  ist  schun  ein  unbe- 
streitbarer Beweis  dafür,  daß  man  ihnen  ihre  Qualität  aU 
Sozialisten  nicht  absprechen  kann  —  wie  es  in  der  Folge  von  , 
einigen  sozialdemokratischen  Schriftstellern  und  Polemikern  ge- 
schehn  ist. 

Ich  weiß  niciii  iuii  luvstimmtheit,  welchen  Charakter  iler  Anar- 
chismus bei  den  nordischen  Nationen  einnimmt  mir  scheint 
freilich,  einen  dem  der  anderen  Länder  nicht  unühnhchen  — ,  aber 
das  weiß  ich  gewiß,  daß  der  Anarchismus  bei  den  romanischen  Völ- 
kern als  Doktrin  und  als  Bewegung  immer  sozialistischen  Cha- 
rakter hatte  und  hat,  da  er  unmittelbar  aus  der  theoretischen  und 
praktischen  Arbeit  der  Internationalen  hervorgegangen  ist. 
Was  speziell  Italien  anbetrifft,  so  können  wir  sagen,  daß  Sozia- 
lismus und  Anarchie  sich  überhaupt  erst  in  letzter  Zeit  zu  konkreten 
und  bestimmt  unterscheidbaren  Ideengängen  kristallisiert  haben, 
und  zwar  seit  1892,  wo  steh  auf  dem  Sozialistenkongreß  in  Genua 
die  glatte,  wenn  auch  geräuschvolle  Scheidung  zwischen  den  bei- 
den Strömungen  vollzog.  Uebrigens  ist,  was  den  Kongreß  von  Genua 
anbelangt,  an  eine  wichtige  Tatsache  zu  erinnern.  Nämlich  daran, 
daß  die  Majorität  des  Kongresses  gar  nicht  für  die  Spaltung  war, 
und  daß,  als  sich  nach  den  ersten  Sitzungen  eine  Minorität,  aus 
Sozialdemokraten  bestehend,  sich  von  der  Majorität  trennte  und  in 
einem  anderen  Lokale  einen  separaten  Kongreß  eröffnete,  die 
Majorität  ruhig  ihre  Versammlungen  fortsetzte.  Während  bei  der 
sezessionistischen  Minorität  Turati,  Anna  Kuliscioff  und  andere 
Sozialdemokraten  waren,  blieben  in  der  Majorität  außer  den 
Anarchisten  auch  ausgesprochene  Sozialdemokraten,  unter  ihnen 
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sogar  der  Abgeordnete  Andrea  Costa.  In  Rom  war  die 
Trennung  zwischen  Anarchisten  und  Sozialisten  noch  im  Jahre 
1896  nicht  vollzogen.  Ja,  der  Anarchist  Pietro  Acciarrito,  der 
das  Attentat  auf  das  Leben  des  Königs  Umberto  ausführte, 
war  noch  am  Vorabend  des  Anschlags  regelrechtes  Mitglied  der 
sozialistischen  Partei.  In  alten  diesen  Beziehungen  liegt  viel- 
leicht der  Grund,  warum  in  Italien  trotz  oft  recht  heftigen  Pole> 
miken  die  Beziehungen  zwischen  Sozialisten  und  dem  nicht  indi- 
vidualistischen Teile  der  Anarchisten  immer  freundliche  geblieben 
sind.  Enrico  Ferri  hat  oftmals  in  seinen  Reden  betont,  daß 
die  Sozialisten  mit  den  nicht  individualistischen  Anarchisten  durch 
eine  weitgehende  Ideengemeinschaft  sind. 

Nicht  nur  zur  Zeit  der  Internationalen,  sondern  auch  später, 
nachdem  die  Internationale  längst  gestorben  war,  wurde  die  anar- 
chistische Propaganda  unter  dem  Sammelnamen  Sozialismus  be- 
trieben. Die  anarchistischen  Journale  trugen  oft  den  Kopfauf- 
druck > Sozialistische  Zeitung«,  und  auf  den  Broschüren  las  man 
als  besondere  Bezeichnung  für  den  Inhalt:  »Sozialistische  Pro- 
paganda«. Marx,  Engels  und  Malon  wurden  bei  dem  gleichen 
Gegenstand  und  in  derselben  Weise  wie  Bakunin  und  Proudhon 
zitiert.  Ist  schließlich  nicht  auch  die  Tatsache  ein  Fingerzeig,  daß 
der  Ausdruck  »Sozialdemokratie«,  der  heute  die  orthodoxeste 
Partei  des  parlamentarischen  Sozialismus,  nämlich  die  deutsche 
Sozialistenpartei,  bezeichnet,  von  Bakunin  selbst  in  seiner  famosen 
Alleanza  (della  »Democrazia  Socialista«),  die  die  Zomaus- 
brüche  Marxens  hervorrief,  geschaffen  worden  ist? 

In  Italien  war  es,  auch  nach  dem  Ende  der  Internatio- 
nalen, lange  Zeit  ganz  dasselbe,  ob  man  von  Sozialismus  oder 
Anarchie  sprach.  Vielmehr  war  dies  letzte  Wort  bei  den  Anar- 
chisten sogar  weit  weniger  gebräuchlich  als  das  erste Eine 
genaue  Unterscheidung  kam  erst  später  auf.  Im  »Partito 
Opcraio«  vor  1892,  der  dem  »Partito  Socialista  dei  Lavoratori 

'*^)  R  ('  l>  c  r  t  Michels:  i  rroictarial  uiul  IU>urf;i:i)it.ie  in  der  sozinlislischcii 
Bewegung  llalieiih*.  SluJieu  zu  einer  Klassen-  und  licnifsanalyse  des  Sozialismus 
IQ  Italien.  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,  Bd*  XXIi  Heft  II  (1905), 
p.  yj2  (Anm.):  >Der  Name  der  Internationalen  hatte  in  Italien  jedoch  noch  so 
guten  Klang,  daß  man  an  ihm  noch  jahrelang  festhielt.  Noch  iBSS  wurden  Atli 
deir  Ass.  Int.  degli  Opcrai  gcdrnckt  und  die  alten  Statuten  weiterverkauft«  (vgl. 
die  der  annrch.  Richtung  des  ital.  Sozialismus  angehOrige,  von  Matatesta  redigiert« 
Zeitschrift  »La  Questione  Sociale«,  Florenz  18SS). 
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Italiani<  vorani^in^,  waren  die  Anarchisten  zahlreich  vertreten 
und  nahmen  aktiven  Anteil  an  den  Kongressen,  an  der  Organi- 
siorun^f  der  Geweik.schalten,  an  den  Streiks  u.  s.  w.  Ks  waren; 
damals  soijar  einige  unter  den  Anarchisten,  die  sich  später  als 
Sozialdeiiiukiaten  einen  Namen  machen  sollten,  wie  die  Ahq^e- 
ordncten  Noe,  Rigola,  Ik-niini  und  einige  ändert  .  l"s  ist  vieltach 
unbekannt,  einen  wie  großen  Anteil  an  der  Organisationsarbeit  in 
den  Bezirken  von  Biella,  Mantua  und  Ravenna  anfanc^s  sferade 
die  Anarchisten  hatten.  Bei  dieser  brüderlichen  Zusanimenarlieit 
von  Männern  beider  Richtungen  persistierten  zwar  die  Unter- 
schiede des  Temperaments  und  die  Verschiedi  nheit  der  Auffassung 
von  der  praktischen  Arbeit,  aber  diese  Unterschiede  nahmen  keiner- 
lei theoretische  Gestalt  an. 

Ais  später  einige  Sozialdemokraten,  als  erster  unter  ihnen 
Filippo  Tnrati.  anfingen,  den  Anarchisten  tU  n  Charakter  von  So- 
zialdemokraten al)zusprechen,  haben  diese  sich  erl)ittert  verteidigt, 
als  wenn  man  ihnen  den  teuersten  Teil  ihrer  eigenen  l  ahne  ent- 
reißen  wollte,  und,  in  Italien  wenigstens,  hat  man  ihnen  schließ- 
lich Recht  gegeben.  Als  nach  dem  Tode  IJakunins  (1876)  die 
Anarchisten,  mit  Ausnahme  der  spanischen  Anarchisten,  aus  Kol- 
lektivisten  7ä\  Kommunisten  wurden,  tla  waren  es,  offenbar  unter 
dem  Kinthiß  der  Marwclien  Doktrinen,  die  italienischen  Anar- 
chi-^ten,  (he  mit  grol.v  in  liifer  atif  die  l^eibehallung  der  alten  Benen- 
nung; dranL4en.  Die  si)ani=:rhen  Anarchisten  hin-ej^en,  bei  denen  die 
marxistischen  Ideen  lange  /( it  hindurcii  niclit  einzuthi ni^^en  vermoch- 
ten, !)liel  )en  bis  vor  wenigen  Jaiiren  Knllcktivisten.  Heut(^  noch  fnulet 
man  manchen  Kollektivitäten  unter  ihnen.  Dagegen  wurde  1900 
eine  Herichtersiattung  im  kollektivistisclien  Sinne  dem  anarchi- 
stischen KonL^'ref^.  der  in  jenem  Jahre  in  i'aris  abgehalten  werden 
sollte,  aber  dann  verboten  wurde,  von  dem  spanischen  Anar- 
chisten Kiccardo  Mella  vorgelegt  •'  '). 

Die  ausgedehnte  Gemeinschaftlichkeit  und  der  ti  rtgesetzte 
Austausch  der  Ideen  zwis'chen  den  ftei  fen  Parteien  und  auch  die 
Tatsache,  daß  Anarchisten  so  vielfach  und  ohne  große  tiefgehende 
Aenderuni;  der  Weltanschauung  in  die  sozialistische  Partei  ein- 
treten und  Sozialisten  zum  Anarchismus  übergehen,  das  alles 

**)  Riccardo  Meli«:  »Le  Collectivisme  et  le  Coromanismec.  Im 
»SttppMment  IhUrairc«  der  Zeitschrift  »Les  TempsNouveaux«,  Vol.  III. 
pag.  143.  Paris. 
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zeigt,  daß  das,  was  die  Mutteridee  und  den  fundamentalen  theo« 
retischen  Kern  des  Sozialismus  bildet«  den  Anarchisten  und  den 
Sozialdemokraten  zusammen  gemeinsam  ist  Das  ist  die  Ver* 
gesellschaftlichung  des  Eigentums  auf  der 
Basis  der  P'reiheit  und  auf  dem  Mittclswege 
der  sozialen  Revolution.  Die  Scheidung  beginnt  erst  bei 
der  mehr  oder  weniger  eingehenden  Interpretierung  der  Grund- 
basis und  bei  dem  Maß,  mit  dem  man  jene  drei  fundamentalen 
Begriffe  mißt,  die  den  beiden  Strömungen  des  Sozialismus  un- 
leugbar gemeinsam  sind.  Augustin  Hamon  —  ein  Anarchist,  der 
heute  der  geeinten  französischen  Sozialistcnpartei  beigetreten  ist 
—  liat  in  zwei  seiner  vorzüglichen  Schriften  manche  klare  Seile 
zur  L  nleiälülzung  der  These,  dali  der  Anarchismus  eine  'l'raktion 
des  Sozialismus«  ist,  geschrieben 

Aber  dic^c  Idcengemcinschalt,  diese  Aehnliclikeit  der  Ten- 
denzen, Schwindel,  wenn  wir  uns  von  der  J?etrachtuni4  des  reinen 
revolutionären  Sozialismus  und  des  sozialistischen  Anarchismus  ab- 
\  uden.  Die  Reformisten  au!  der  einen  und  die  inthudualistischen 
Anarchisten  auf  der  anderen  Seite  hUKi  tatsächlich  aus  der  so- 
zialistischen 1-  amilie  ausgetreten  und  für  sie  verloren.  1  )ie  einen 
kehren  auf  diesem  W  ege,  die  andern  auf  einem  anderen  zui 
geistigen  Familie  der  Bmirfrcoisie  zurück.  1  )as  hindert  ührit^ens 
nicht,  daß  die  einen  sowohl  wie  dir  anderen  niit/liche  Koeffizienten 
des  l  oit^chriltes  im  allgemeinen  und  auch  der  Aufbesserunj]:  der 
wirlschatt liehen  vnid  politischen  X'erhähnisse  der  Arbeiterkla>se 
und  unterdriiekien  Vulk^^chichten  im  besonderen  sein  können 
und  in  W  irkiichkcit  auch  .sind. 

Wir  haben  sclinn  darauf  hiuL^ewie^en,  auf  welche  Weise  in- 
nerhalb der  politisch-soiciahst lachen  l>e Weisung  (der  sog.  Sozial- 
demokratie) die  autoritäre  retnrniisiksch- revisionistische  Richtung 
entstand.  Nun  noch  einige  W Orte  über  die  Entstehung  der  indi- 
viduaü'stisrhen  Tendenz  innerhalb  der  antiparlarnentaristischen 
Kieluun-   des   Soziali^.nius,  ^o;^.  Anarchismus,   aus   der  die 

Suzialdemokraten  häufig  Grund  untl  XCrwand  nehmen,  um  allen 
Anarchisten  die  Qualität  als  S'>/ialisten  al)zu>prechen. 

Durch  ewige  Wiederholung  ist  es  zum  stehenden  Satz  ge- 

A  u  u  s  l  i  11  1 1  a  ni  <Mi  :  >L  e  s  o  c  i  a  1  i  s  in  c  e  l  1  e  C  o  n  g  i  c  s  de 
l.ondrcsc.  Paris.  l'A'n.  V.  V.  Stock,  p.ij^.  i  — 10.  So\nc :  Socialisme  et 
Anatchisme.    Edit.  E.  Sau&ot.  Paris,  pag.  125 — 230. 
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worden,  daß  die  Anarchie  eine  >Contradictio  in  adjecto<  mit  je- 
dem Begriff  von  Sozialismus,  von  Organii,ation,  von  Solidarität 
und  Moral  sei.  Wir  haben  schon  an  der  Hand  vieler  Beweise  gesehen, 
warum  dieser  Vorwurf  gerade  das  Gegenteil  der  Wahrheit  ist.  '1  rotz- 
dem  finden  sich  viele,  die  noch  glauben,  daß  der  Anarchismus 
dem  antisozietären  Individualismus  und  nichtsozialistischen  Indivi- 
dualismus  Max  Stimers  und  sogar  Spencers  oder  —  Nietzsches 
gleich  sei  und  gewesen  seit  Alle  bürgerlichen  Schriftsteller  und 
Journalisten  verfailen  diesem  Irrtum,  und  auch  viele  Sozialdemo- 
kraten —  als  erster  unter  ihnen  Plechanow  —  versinken  darin» 
wenn  sie,  mit  Filippo  Turatt  in  Italien  und  Kautsky  in  Deutsch- 
land so  weit  gingen,  den  Anarchismus  als  die  Uebertrei- 
bung  oder  logi  sehe  Folge  des  bürgerlichen  In- 
dividualismus zu  bezeichnen  *').  Diese  Männer  kennen  nicht 
oder  vergaßen  den  historischen  Ursprung  und  den  theoretisch- 
sozialistischen  Gehalt  des  Anarchismus  und  halten  fiir  traditio- 
nellen Anarchismus  und  seine  fundamentale  Doktrin  das,  was 
nur  eine  Abart  und  eine  Entartung  desselben  ist 

Selbstverständlich  haben  die  Anarchisten  den  individuali- 
stischen Schriftstellern  viele  Ai^umente  gegen  den  Staat  und 
gegen  die  bürgerliche  Moral  entnommen,  genau  so,  wie  sie  aus 
den  sozialistischen  Schriftstellern  viele  historische  Argiunentationen 
gegen  den  Kapitalismus  und  den  Monopolismus  hergeleitet  haben, 
ganz  ebenso  oft,  wie  die  Sozialdemokraten  von  bürgerlichen  Ge- 
lehrten, Literaten  und  Oekonomen  und  sogar  aus  anarchistischen 
Schriftstellern  viele  ihrer  These  günstigen  Argumente  geschöpft 
haben.  Aber  das  will  durchaus  nicht  sagen,  daß  alle  Anarchisten 
Individualisten  in  dem  Sinne  sind,  den  die  Individualisten  selbst 
und  die  Kichtanarchisten  diesem  Wort  geben.  Alle  Anarchisten 
sind  glühende  Verehrer  der  individuellen  Freiheit,  aber  sie  trennen 
diesen  Begriff  nicht  von  der  Solidaritätsauffassung;  in  diesem 
Sinne  sind  sie  zwar  >Libertäre<,  aber  wenn  man  eine  kleine 


•*)  Georg  P  1  c  t  h  a  n  o  w  ;  »Aiiusxiii&niu^  uuil  SozialUinus«.  lieriin  1894. 
Verl.  d.  Expcd.  des  »Vorwänsc  (Tb.  Glocke);  p.  17  ff. 

**)  Dieses  GefUhl  ist  in  l4Uwleni,  in  denen  dem  parlamentarischen  Sosialis- 
mns  ein  Icrlftiger  anarchistischer  Sozialismos  gcgenttbeisteht,  fast  noch  stlrJcer.  Hat 
nicht  s.  B*  auch  der  holUndische  Sosialdemokrat  Troetstra  auf  dem  Amsterdamer 
Kongreß  von  1904  die  unglaublich«  Aeußerung  getan,  der  größte  Fciod  des 
Sozialismus  sei  nicht  die  Bourgeoisie,  sondern  der  Anarchismus) 
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Minorität  ausnimmt,  deren  Tendenz  erst  ganz  neuerdings  zur  Aus- 
bildung gekommen  ist,  nicht  Individualisten. 

In  Wirklichkeit  ist  der  individualistische  Anarchismus  ganz  neu* 
eren  Datums.  Er  kam  mindestens  zwanzig  Jahre  später  auf,  als 
der  Anarchismus  in  sozialistischem  Sinne  festgelegt  worden  war 
und  als  solcher  propagiert  wurde.  Die  extremen  theoretisch* 
antisozialistischen,  antisozietären  und  unmoralischen  Folgerungen 
des  Individualismus  waren  in  der  anarchistischen  Welt  bis  vor 
kurzem  unbekannt.  Als  Max  Stirner,  der  als  der  Theoretiker  des 
Individualismus  anzusehn  ist,  im  Jahre  1845  sein  Buch  >Der  Ein- 
zige und  sein  Eigentum«  schrieb,  erweckte  es  nur  wenig 
Interesse  und  erregte  nur  wenig  Aufsehen.  Später  gar  gerieten  er 
und  sein  Werk  ganz  in  Vergessenheit.  Die  anarchistische  Bewe* 
gung  blieb  davon  völlig  unberührt,  und  noch  mehr  die  Doktrin. 
Die  kämpfenden  Anarchisten,  ausgenommen  etwa  ein  oder  zwei 
stille  Gelehrten,  kannten  ihn  lange  Zeit  hindurch  nicht  einmal 
dem  Namen  nach.  Stirners  Schriften  begannen  erst  nach  1892 
unter  ihnen  bekannt  zu  werden,  und  zwar  erst,  als  man  die 
deutsche  dritte  Ausgabe  des  »Einzigen«  druckte  und 
die  unabhängigen  franzosischen  Zeitschriften  anfingen,  Auszuge 
daraus,  und  zwar  gerade  die  paradoxesten  Teile,  zu  veröffent- 
lichen. 

Anfangs  hatte  das  eine  ausschließlich  literarische  Bewegung 
zur  Folge.  Die  Poeten,  Novellisten  und  Kritiker,  Aesthetiker  und 
Dekadenten,  die  sogenannten  intellektuellen  Anarchisten  oder 
»Gehirne«,  wie  sie  ironisch  von  den  kämpfenden  Arbeiter-Anar- 
chisten genannt  wurden,  bemächtigten  sich  damals  Stimers.  £k> 
lektische  und  in  Sensation  arbeitehde  Zeitschriften,  wie  die 
Revue  Blanche,  der  Mercure  de  France,  die  Revue  Rouge, 
die  Plume,  die  Hntretiens  politiques  et  litt^raires  u.  s.  w. 
wurden  unter  dem  Einfluß  dieser  ästhetischen  und  literarischen 
Bewegung,  an  der  Paul  Adam,  Maurice  Barrls,  Camille  Mauclair, 
Laurent  Tailhade,  Zo  d'Axa  und  einige  andere  teilnahmen,  die 
Organe  de  s  Stirm  i>chen  Anarchismus.  Max  Stimer  wurde  der 
»Philosoph  der  Anarchie«  getauft,  obwohl  er  höchstens  den  ent- 
ferntesten Vorläufern  und  Verwandten  des  Anarchismus  zugezählt 
werden  kann. 

Die  vorgenannten  Zeitschriften  gingen  dann  .i:ef:^en  1895  wie- 
der ein  oder  gaben  doch  ihre  anarcliistische  Tendenz  auf,  und 
so  zerstreuten  sich  auch  die  bekanntesten  Literaten,  die  ihre 
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Äiitarl)eilcr  waren,  und  wurden  zum  einen  Teil  Xationalisten, 
Militaristen,  pailanicntarische  Sozialisten,  Konservative,  und  zum 
andern  Teil  jjar  nichts. 

Aber  der  Einfluß  dieser  literarischen  Propar^anda  schlu;^  seine 
W eilen  auch  auf  die  Gestade  der  arbeitenden  und  kämptenden 
anarchistischen  Welt  und,  wenngleich  weniger  (zumal  in  den  nor- 
dischen Ländnn),  sogar  auch  aut  das  (ielriet  der  l>oktrin.  In 
England  verschmolz  sie  ^ich  mit  den  ultraspencerischen  Tenik  n/en 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  den  Ueberbleihscln  der  alten 
proudhnnistischcn  Bewegung.  Bei  den  romanischen  \'i  >!k(  i  ii  hatte 
sie  zwar  keinen  nennbaren  Einfluß  aut  die  Doktrin,  bewirkte  aber, 
daß  die  Anarchisten  in  der  Propaganda  vielfach  parat iox  wurden 
und  die  Betonung  der  Xotvvcndi;^keit  der  Gewaltanwendung  in 
den  Vordergriiuil  stellti-n.  In  dieser  wollten  \  icle  Individualisten 
kein  Eventualniittel,  das  da/ii  dienen  soll,  um  sich  vun  gewissen 
besonders  drückenden  P'ormen  der  Ausbeutung  oder  Unter- 
drückung zu  befreien  (wie  die  Majorität  der  Anarchisten  sagt), 
sehen,  sondern  vielmehr  eine  Bejahung  der  individuellen  Kraft 
und  des  individuellen  Willens,  panz  jenseits  von  Gut  und 
Böse.  Mancher  kam  auf  diesem  Wege  sogar  dazu,  das  Recht 
auf  den  Privatbesitz  wieder  anzuerkennen.  Jedenfalls  betrach- 
teten alle  diese  Anarchisten  insgesamt  den  Sozialismus  als  den 
Gegensatz  zur  Anarchie.  Doch  es  handelt  sich  hier  um  Aus- 
nahmen, um  kleine  Gruppen,  um  isolierte  Personen,  die  gar  keinen 
Einfluß  auf  die  Bewegung  haben  und  auch  untereinander  in  keiner 
rechten  Verbindung  stehen.  Einen  Beweis«  daß  sie  garnidits  mit 
dem  eigentlichen  Anarchismus  gemeinsam  haben,  hat  einer  von 
ihnen  in  einem  kürzlich  erschienenen  Artikel  selbst  geliefert,  in 
dem  er  sagt,  daß  nach  seiner  Auffassung  Bakunin  und  Kropotkin 
keine  Anarchisten,  sondern  bloß  Föderalisten  seien,  und  weiter 
erklärt,  sich  den  liberalen  bürgerlichen  Individualisten  näher 
verwandt  zu  fühlen  als  den  sozialistischen  Anarchisten.  Mancher 
andere  dieser  Individualisten  hat  auf  den  Namen  Anarchist  über- 
haupt verzichtet. 

Es  bleibt  also  bewährt  und  bewiesen,  daß  der  Anarchismus 
heute  noch  immer  so  ist,  wie  er  stets  war:  sowohl  in  traditio- 
nellem als  in  historischem  Wortsinn  sozialistisch.  Der  italienische 
Anarchist  Pietro  Gori  sagte  in  diesem  Sinne  synthetisch,  daß  »die 
Anarchie  die  politische  Krönung  und  den  Abschluß  der  ökonomischen 
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Kritik  des  Sozialismus«  bedeutet"').  Peter  Kropotkin  ferner  sieht 
im  Anarchismus  den  Zusammenlluß  der  beiden  geschichtlichen 
15c\veij[ungen  des  19.  Jahrhunderts,  der  politischen  mit  einer 
inmu  1  wachsenden  Hetonnni^  des  IJberahsmus  infolge  der  Hildung 
der  j^rußcn  Staaten,  und  der  ö  k  u  n  ü  m  i  s  c  h  e  n  mit  einer  iuiuier 
stärkeren  Ausprä^untjf  des  Klassenkampfes  infolge  der  Entwick- 
lung der  Großindusiiie 

IV, 

Wir  haben  gesehen,  daß  alle  Richtungen  des  modernen  So- 
zialismus im  Schoß  der  Internationalen  der  ersten  Periode,  wäh> 
rend  der  noch  Marx  vorherrschte,  entstanden  sind,  und  daß  die  i 
zweite  Periode,  während  welcher  Bakunin  prädominierte,  nur  die  1 
theoretische  und  historische  Fortsetzung  der  ersten  war.  Auf  dem  I 
Kongreß  im  Haag,  1872,  begann  die  autoritäre  Tendenz  Marxens  \ 
wieder  die  Oberhand  auch  in  der  Theorie  zu  gewinnen.  Freilich 
war  diese  letztere  selbst  noch  im  Keim  begriffen  —  ein  Keim, 
der  seit  1847  im  Marxismus  schlief  —  und  die  Marxisten  wollten 
deshalb  auch  ihre  autoritären*  Tendenzen  durchaus  nicht  einc^e- 
stehen  und  schlössen  Bakunin  und  Guillaume  unter  dem  Vor- 
wand personlicher  Zwistigkciten  aus  der  Internationale  aus. 

Wir  haben  also  gesehen,  daß  der  Anarchismus  eine  aus 
der  ersten  Periode  der  Internationalen  hervorgegangene  so- 
zialistische Theorie  war,  die  sich  in  der  zweiten  entwickelte  und 
zur  Bewegung  wurde,  und  ebenso  haben  wir  festgestellt,  daß  die 
anarchistische  Theorie  keineswegs  notwendig  und  absolut  im  Wi- 
derspruch mit  den  marxistischen  Theorien  steht.  Aus  alle  dem 
ergibt  sich  die  Bestätigung  unseres  Satzes ,  daß  der  heutige  | 
Syndikalismus  im  Recht  ist,  wenn  er  behauptet,  zur  marxistischen 
Tradition  zurückgekehrt  zu  sein,  aber  auch  dafür,  daß  es  anderer- 
seits richtig  ist,  daß  er  sich  beträchtlich  dem  Anarchismus  genähert 
hat,  umsomohr.  als  auch  die  syndikalistische  Doktrin  bereits  voll- 
ständig in  der  Internationalen  ausgearbeitet  worden  ist.  Man  erinnere 
sich,  daß  diese  gewaltige  Verein ii^ung,  die  erste  geschichtliche,  poli- 
tische Hctäti'^'untij  der  wirtschattlichen  Tatsache  des  Klassenkampfes, 
im  Ursprung  nichts  anderes  war  und  auch  nichts  anderes  sein  konnte 

**)  Pietro  Gori:  »La  questione  sociale  e  gli  auarchicic. 
»II  Pen&iero«,  anno  IV.  Nr,  14.  Roma,  16.  luglio  1906. 

Peter  Kropotkin:  »The  scientific  b«si»  of  anarcby«.  la  der  Zeit« 
Schrift  »The  Nineteenth  Century«.  London,  August  1887  (Nr.  126). 
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als  ein  internationaler  Bund  von  Arbeiterorganisationen,  von  Ge- 
werkschaften .  Die  Iiiternati(malc  war  bereits  der  Syndikalismus 
in  Aktion.  Man  erinnerte  sich  weiter  der  Sätze,  mit  denen  die 
Resolutionen  ihrer  Grundstatuten  begründet  wurden,  speziell  die 
der  ersten  und  der  vierten :  1.  »Daß  die  Befreiung  des 
Arbeiters  das  Werk  der  Arbeiter  selbst  sein 
muß.«  —  4.  >Daß  die  ökonomische  Emanzipation  der  Arbeiter- 
klasse der  große  End/weck  ist,  dem  jede  politische  Be- 
wegung als  Mitti:!  unterzuordnen  ist.«  Charakteri- 
stisch für  die  Internationale  wie  auch  für  den  heutigen  S\iidika- 
lismus  war  das  l-'ehlcn  jeder  Rücksicht  auf  die  anderen  i»olitisehen 
Parteien  und  bürc^erlich-liberalen  Organisationen.  Michail  Bakunin 
wurde  e  r  a  d  e  deshalb  sein  Beitritt  zur  iM  ieden.s-  und  k  rei- 
heitsliga  sehr  übel  genommen,  weshalb  sich  Bakunin  und  die 
ande  ren  denn  auch  nach  dem  ßcrncr  Kongreß  dieser  Liga  von 
ihr  trennten. 

Der  unpolitische  Charakter  der  Internationalen  Heß  sogar 
in  Napoleon  III.  für  eine  Zeit  die  Hoffnung  aufkommen,  sie 
könnte  ihm  nützlich  sein,  um  die  französische  Arbeiterklasse  der 
gegen  ihn  gerichteten  politisch -revolutionären  Bewegung  2U 
entfremden.  Karl  Marx  wußte  in  seinem  Kampf  gegen  die  An- 
hänger Bakunins  kein  ^rkeres  Argument  zu  finden,  um  sie  als 
schlechte  Internationalisten  hinzustellen,  als  das,  daß  die  Anar- 
chisten fast  alle  politische  Revolutionäre,  ein  geizige  Bour- 
geois,  Intellektuelle  ohne  Beruf,  Nicht-Arbeiter  seien '^). 
Marx  hatte  Unrecht«  weil  das  nicht  wahr  war.  Aber  die  Tat- 
sache, daß  ein  solcher  Vorwurf  überhaupt  erhoben  werden  konnte, 
beweist  doch,  von  welcher  Grundstimmung  die  Internatio- 
nale getragen  war.  Diese  hatte  nicht  lauter  Intellektuelle  wie 
Marx  und  Bakunin  an  ihrer  Spitze,  sondern  auch,  ja  hauptsäch- 
lich, viele  wirklichen  Arbeiter.  Aus  den  Memoiren  eines  italie- 
nischen Internationalisten  können  w^ir  entnehmen,  daß  die  »Fede- 
razione  Italiana«  fast  nur  aus  Arbeiter  verbänden  zusammengesetzt 
war"*).  Der  Arbeiterverband  in  Florenz  hatte  die  Ehrenmitglieder, 
die  Präsidenten  und  die  Besitzenden  aus  seinem  Schöße  ausge- 


Vgl.  Robert  Michels:   >Controver5c  Socialute«,  ia  »Le  MoUTemcnt 
Soci«]bte«,  II*  Serie,  Nr.  184  (mar.s  19071,  p.  2S4— 85. 

*")  Vgl.  Francesco  Pczzi:  »Unerrore  gtudiciario«.  op.  cit. 
pag.  39—46. 
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schlössen,  er  nahm  den  Streik  als  Kampfmitlcl  an  und  machte 
sich  die  föderale  Orj^anisationsmethode  der  1  ladcs-Unions  zu 
eigen.  Sein  mir  vorliegendes  Manifest,  mit  dem  er  den  Stadt- 
und  Landarbeitern  die  Konstituierung  des  Verbandes  anzeigte, 
ist  vom  10,  Januar  1872  datiert.  Der  Verband  wurde  bald  sehr 
mächtig.  Er  war  in  den  verschiedenen  Einselberufen  entspre- 
chende Gewerkschaften  eingeteilt,  genau  wie  die  gegenwärtigen 
Arbeiterkammem  (Gewerkscbaftskartelle).  Er  bestand  aus  einer 
Reihe  von  Sektionen,  von  denen  die  Sektionen  der  Schuhmacher, 
der  Maurer  und  der  Metatlarbetter  die  größte  Mitgliederzahi  und 
die  beste  Organisation  aufwiesen.  Die  Schuhmachergewerkschaft 
brachte  es  bis  auf  ;oo,  die  Metallarbeiter  auf  500  und  die  Maurer 
sogar  bisauf  1700  Mitglieder.  Die  ganze  Vereinigung  kam  in  Florenz 
bis  zu  5000  organisierten  ArbeitermitgUedern.  Auch  wurde 
damals  ein  Vereinsorgan  herausgegeben:  »II  Fascio  operaio«. 
Aehnliche  Organisationen  existierten  in  Rom  und  Mantua  sowie 
in  der  Emilia.  In  den  Marken,  in  Umbrien  und  in  mancher  ande- 
ren Gegend  waren  dagegen  die  rein  politbchen  Propagandazirkel, 
die  mehr  den  heutigen  sozialistischen  und  anarchistischen  Grup- 
pen und  Sektionen  ähnelten,  zahlreicher. 

Genau  wie  in  Italien  ging  es  auch  in  Spanien,  wo  1873  in 
einer  gedrängten  Broschüre  von  etwa  lOO  Seiten,  die  im  Auftrag 
der  Kongresse  von  Barcelona  und  Valencia  herausgegeben  wurde, 
ganz  ausführliche  Verhaltungsmaßregeln  für  die  Konstituierung 
der  Internationalen  in  Abteilungen  für  die  einzelnen  Handwerks- 
berufe gedruckt  wurden.  Nii^ends  wird  in  ihr  von  Sozialisten, 
Anarchisten  oder  Republikanern  gesprochen,  sondern  immer  nur 
von  »Arbeitern«.  Die  Beschlüsse  der  Kongresse  der  Internatio- 
nalen bis  1872  ^)  werden  wiedergegeben,  und  zuletzt  enthält  sie 
die  zur  Konstituierung  der  Sektionen  für  die  einzelnen  Hand- 
werksberufe angewandten  Grundrisse.  Man  konnte  beinahe  mei- 
nen, die  heutige  »Conf^döration  Gön^rale  du  TravaiU  in 
Paris  habe  ihre  Organisationsmethode  dieser  Broschüre  ent- 
nommen. 

<^)»Asociacion  loterniicional  de  los  Crabaiadores.  Organi* 
sacion  social  de  las  secciones  obreras  de  la  Federacion 
regional  espafiola«,   Barcelona  i S73.   Imp*  Luis  Tasso. 

<B)  »Organisacion  etc.,  de  la  Federacion  regional  espaAola« 
op.  cit.  pag.  12—13. 
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Die  anderen  charakteristischen  Merkmale  des  Syndikalismus 
—  von  denen  das  der  Unterordnung  jeder  politischen  Frage  unter 
die  wirtschaftliche  und  das  der  Aufsaugung  der  verschiedenen  revo- 
lutionären Parteien  durch  die  Arbeiterorganisation,  wie  wir  schon 
gesehen  haben,  bereits  der  Internationalen  in  Theorie  und  Praxis 
eigen  gewesen  waren  <—  sind:  die  Annahme  des  Generalstreiks 
als  Kampfmittel^  die  revolutionäre  direkte  Aktion  und  der  antt- 
patriotische  Antimilitarismus;  endlich  der  Endzweck:  die  Ex- 
propriation, um  eine  gletchheitliche  soziale  Organisation  herzu- 
stellen, deren  direkte  Geschäftsführung  die  Gewerkschaften  über- 
nehmen werden,  durch  unmittelbare  Verwaltung  des  vergesell- 
schafteten Eigentums  ohne  politische  Vermittler  bei  der  Leitung 
der  Produktion. 

Was  diesen  Endzweck  anbetrifft,  so  haben  wir  gesehen,  daß 
er  sich  ungefähr  mit  dem  deckt,  den  Marx,  Engels  und  Bakunin 
verkündet  haben.  Auf  dem  i.  Kongreß  der  Internationalen,  der 
gleich  nach  Gründung  dieses  Vereins  1865  in  Genf  abgehalten  wurde, 
besagte  gleich  die  zweite  der  angenommenen  Prinzipienerklärungen 
ausdrücklich,  »daß  eine  Einigung  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
auf  gerechten  Grundtagen  nicht  möglich  ist,  daß  die  einzige  Stärke 
der  Arbeiter  in  ihrer  Zahl  liegt,  und  daß  die  Gewerkschaften  die 
Umgestaltung  des  Lohnsystems  und  die  Zerstörung  des  kapita- 
listischen Monopols  zum  gemeinsamen  Ziel  haben  müßten**). 

In  bezug  auf  den  Antimilitarismus  und  den  Antipatriotismus 
bietet  die  Literatur  der  Internationalen  alle  nur  denkbaren  für  das 
Bestehen  dieser  Richtung  in  ihr  sprechenden  Beweise.  Wir  ha- 
ben schon  gesehen,  wie  Marx  in  seiner  Verteidigung  der  Kom- 
mune die  Rebellion  der  Soldaten  gegen  die  Generäle  Lecomtc 
und  Thomas  rechtfertigte  und  zusammen  mit  Engels  im  Kom- 
munistischen Manifest  sagte,  daß  >die  Protetarier  kein  Vater* 
land  haben«.  Wir  haben  auch  den  analogen  Schluß  der  »Inau- 
guraladrcsse  der  Internationalen«  zitiert,  die  doch  auch  von 
Marx  herstammt.  Soweit  Marx.  Michail  Bakunin  hat  geradezu  eine 
Broschüre  gegen  den  Patriotismus  in  Gestalt  seiner  Briefe  an  die 
Geno.sscn  im  Jura  geschrieben Auf  dem  dritten  Kongreß  der 
Internationalen  in  Brüssel  1868  schloß  man  nach  verschiede- 
nen sehr  radikalen  Rcsolut!onsi)egründungen  mit  diesen  Worten : 

Michel  I)  a  k  o  u  n  i  II  c  :  vOcuvrcs»  op.  cit.  Vol.  I.  [lag.  207  —  260. 
»O  r  ^' n  n  i !» ac  i  u  u  c  l  c.  de  la  Fedcracion  regional  ebj>aüula«, 
op.  cit.  jiag.  20. 


Dlgitized  by  Google 


6oo 


Lttigi  Fabbri, 


»Der  Kongreß  empfiehlt  den  Arbeitern  auf  das  sorgfältigste,  im 
Falle  des  Ausbruchs  emes  Krieges  fiberall  die  Arbeit  zu  ver- 
lassen und  vertraut  auf  den  Solidaritätsgeist  der  Arbeiter  aller 
Länder  in  diesem  Krieg  der  Völker  gegen  den  Krieg« '^).  Wie 
man  sieht,  haben  wir  da  bereits  den  Begriff  des  Generalstreiks 
im  Kriegsfalle,  für  den  heute  der  Syndikalist  Herv6  eintritt. 

Der  Begriff  der  direkten  Aktion  ist  schon  in  den  vorher- 
gehenden Fragen,  insbesondere  der  des  Generalstreiks,  enthalten. 
Der  Generalstreik  wurde  zum  erstenmal  in  dem  Journal  Linter» 
nationale  (Brüssel,  im  März  1869)  mit  folgenden  Worten  zur 
Diskussion  gestellt:  a Wenn  die  Streiks  sich  ausdehnen,  von  einem 
Ort  zum  andern  sich  mitteilen,  so  ist  das  ein  Zeichen,  daß  wir 
nahe  vor  dem  Ausbruch  eines  Generalstreiks  stehen,  und  ein  Ge- 
neralstreik mit  den  heute  herrschenden  Emanzipationsideen  kann 
nur  zum  großen  Zusammenbruch  führen,  der  den  Grund  zur 
neuen  Gesellschaft  legen  wird*  ''^).  Der  Kongreß  der  belgischen 
Sektion  in  Antwerpen  1873  lud  alle  Föderationen  ein,  >sich  auf 
den  Generalstreik  vorzubereiten  und  deshalb  auf  alle  partiellen 
Streiks  zu  verzichten,  mit  Ausnahme  in  Fällen  notwendigster 
Selbstverteidigung«. 

Die  Diskussion  auf  dem  im  September  desselben  Jahres  in 
Genf  abgehaltenen  internationalen  Kongreß  wurde  in  geheimer 
Sitzung  geführt.  An  ihr  beteiligten  sich  Andrea  Costa  und  Paul 
Broussc.  Sie  war  sehr  lebhaft.  Emile  Pouget  sagt  in  seinem  in 
der  Fußnote  bereits  erwähnten  Artikel,  daß  sich  die  damaligen  Argu- 
mente gegen  bezw.  für  di«.  \'crteidigung  des  Generalstreiks  nicht 
sonderlich  von  denen  unterscheiden,  die  man  heute  vorzubringen  pflegt. 
Einige  betrachteten  den  Generalstreik  als  gleichbedeutend  mit 
der  sozialen  Revolution,  andere  nur  als  Agitationsmittel  zur  Durch- 
führung von  Reformen.  Jedenfalls  endigte  der  Koniijreß  mit  einer 
den  Generalstreik  in  ersterem  Sinne  begünstic^enden  Erkläruni;' 
und  mit  der  dringenden  Empfehlung  an  die  Arbeiter,  die  inter- 
nationale Orq:anisation  der  Gewerkschaften  zu  betreiben,  »ohne 
die  man  der  1  Vage  des  Generalstreiks  keine  vollständige  Lösung 
wird  geben  können« 

*>)  Zitiert  von  Emile  Pottget:  »EnquCte,  snr  la  Grive  G^n^ralec. 
>Le  MoUTement  Socialiste«.  VL  anniic,  Nr.  157— 38B.  Paris  1904.  fmg.  167. 

Vgl.  Emile  Pouget:  »La  Grcve  gcncralt«,  op.  cit.  p.  169. 
")  Hierzu  ist  einerseits  zu   bemerken,  daß  Marx  in  Person  überhaupt  nur 
«inen  Kongreß,  und  zwar  den  letzten  der  Internationale,  im  Haag  1^73,  mitge- 
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All  diese  Probleme,  die  heute  wieder  von  den  Syndikalisten 
zur  Frage  gestellt  sind,  wurden  im  Schöße  der  Internatio- 
nalen durch  die  obengenannten  Resolutionen  lebhaft  erörtert.  Die 
Resolutionen  wurden  nicht  nur  von  den  Anhängern  Bakunins, 
sondern  auch  von  allen  anderen  Sozialisten,  einschließlich  den 
Jünj^crn  Marxens,  mit  großer  Majorität  angenommen.  Nur  über 
den  Generalstreik  vielleicht  haben  sich  die  reinen  Marxisten  da- 
mals nicht  ausgesprochen,  weil  die  letzten  Resolutionen  des  Kon- 
gresses von  Genf  in  der  Abwesenheit  Marxens  gefaßt  worden 
sind  '*). 

Andererseits  habe  ich  nirgends  einen  Anhaltspunkt  dafür  fin- 
den können,  daß  sich  Marx  und  die  Marxisten  damals  als  Gegner 
dieser  Idee  erklärt  hätten.  Doch  dürfte  es  ziemlich  belanglos  sein, 
darüber  Klarheit  zu  schaffen,  da  es  damals  erst  recht  zwecklos  war, 
über  etwas  eine  Entscheidung  zu  treffen,  das  durch  die  Schwäche 
der  Arbeitermacht  noch  jetzt  unmöglich  auszufuhren  ist.  Wir  er- 
innem  hier  übrigens  an  die  großartigen  Erklärungen  der  fran- 
zösischen und  deutschen  Internationalisten  vor  dem  Kriege  1870, 
sowie  daran,  daß  sie  toter  Buchstabe  bleiben  mußten. 

Wenn  ich  hier  im  Geiste  die  Heroenzeit  des  Sozialismus 
heraufbeschwor,  die  uns  heute  schon  legendenhaft  erscheint,  wenn 
ich  die  Seiten  der  ersten  Geschichte  des  Soziatismus,  so  wie  sie 
allgemein  bekannt  ist,  durchblätterte,  so  habe  ich  bei  aUedem  kei- 
nen  anderen  Zweck  gehabt  als  den:  viele  Punkte  wieder  an  das 
Licht  zu  ziehen,  die  in  das  Dunkel  der  Vergessenheit  geraten 
waren;  einige  Irrtümer  richtig  zu  stellen,  die  die  ewige  Wieder- 
holung in  den  Köpfen  der  Meisten  zu  Wahrheiten  hat  werden 
lassen;  einige  zwischen  den  verschiedenen  Gruppen  des  Sozialis- 
mus und  in  jeder  zum  Schaden  der  anderen  eingewurzelten  Vor- 
urteile auf  ihre  Lächerlichkeit  zurückzuführen;  unüberbrückbar 
geglaubte  Ideen-  und  Methodengegensätze  auf  ihre  wirklichen 
Größen  zu  reduzieren;  zu  zeigen,  wie  viele  Handlungen  des  heu- 
tigen Sozialismus  und  des  heutigen  Anarchismus  ihre  Fehler  mehr 
in  späteren  Abirrungen  und  Auslegungen  als  in  der  Anfangs- 
bewegung selber  haben;  gewisse  Achnlichkeiten  und  theoretische 

m.icht  hat,  «l  il^  aber  amicrerscils  die  Resolution  ül)cr  den  Generalstreik  mi  Kiieifs- 
fall.  flie  im  J.ihrc  iSoS  in  Brüssel  gefaßt  \vor«len  ist,  Joliann  Philipp  Becker,  einen 
intimen  Freund  von  Marx,  zum  Verfasser  hat.    (Anm.  d.  Uchcrs.) 

•*)  Gabriel  Deville:  »Apercu  sur  le  socialisme  scientif i que«. 
Vorwort  so  seiner  Ziis«minenfa$i>un^  des  »Kapitals  .  pag.  4^18. 


602 


Luigi  Fabbri, 


Ucbereinstinmumgenzwisclicn  boitlen  Richtuntjen  trotz  ihrer charakte- 
rislischon  und  bedcutungsvf »llni  taktischen  \'erschicclcnliciten  zu- 
sammeii/iistolU  n ;  cinii^e  der  kausalen  Zusanmienhäni^e  von  Tat- 
sachen und  IdeiMi  autzuweisen,  die  einzeln  betrachtet  nicht  in  ihrer 
wahren  Bedeutung  licrvurti  etcMi  ;  (.lern  Forscher  ein  weiteres  ^bttel  7ai 
bieten,  um  die  Geschichte  des  Soziahsmus  von  einem  neuen 
Gesichtspunkte  aus  zu  betrachten;  schließlich,  es  zum  allgemein 
wissenschaftlichen  Bewußtsein  zu  bringen,  eine  wie  viel  größere 
Wichtigkeit  als  die  Leidenschaften  der  Menschen  ihre  Ideen  haben 
und  wie  notwendig  es  ist,  die  ersteren  auszuschalten,  um  die  letzteren 
zu  ernten.  Alles  dies  ohne  jede  Absicht,  diese  oder  jene  Meinung, 
diese  oder  eine  andere  politische  und  soziale  These  zur  hcijicren 
Geltung  zu  bringen.  Mir  ist,  als  ob  ich  nur  in  einem  sehr  interessanten 
Buch  geblättert  habe  und  mir  dabei  der  Gedanke  gekommen  wäre, 
meine  Beobachtungen,  meine  Hinweise,  die  Erinnerungen  an  an- 
dere Schriften  und  andere  Geschehnisse,  einige  Ideenlücken  und 
einige  Irrtümer  bei  Beurteilung  oder  Prüfung  der  Tatsachen  am  Rande 
zu  vermerken.  Doch  dies  alles  —  wiederhole  ich  —  ohne  einen  vor- 
herbestimmten Plan,  und  nur  deshalb,  weil  mir  die  eine  oder  an- 
dere Bemerkung  interessant  genug  schien,  um  sie  für  den  künf- 
tigen Forscher  aufzuschreiben. 

Es  lag  mir  daher  jeder  Gedanke  fem,  Geschichte  machen 
zu  wollen,  und  wenn  ich  einerseits  habe  feststellen  wollen,  daß 
die  Ideale  Marxens  und  der  Marxisten  weniger  entfernt  von  den 
Idealen  der  Anarchisten  waren,  als  man  glaubt,  so  habe  ich  an« 
dererseits  durchaus  nicht  beansprucht,  Marx  ohne  weiteres  als 
einen  Anarchisten  darzustellen:  Das  würde  nicht  nur  nicht  mit 
seinem  autoritären  Temperament,  sondern  auch  nicht  mit  seiner 
Argumentationsmethode  im  Einklang  gestanden  haben.  Ich  habe 
nur  bezeugen  wollen,  wie  das  Ideal  des  Sozialismus  in  den  ersten 
Jahren  als  der  noch  frische  revolutionäre  Geist  der  Kämpfer  und 
die  Drangsalierungen  der  Regierungen  den  Opportunismus  und  den 
Dilettantismus  ausschlössen,  ein  geeintes  und  einheitlicheres  war. 
Es  ist  hier  die  Bemerkung  am  Platze,  daß  dieser  intransigente 
Charakter  des  Sozialismus  sich  ungefähr  bis  zum  Tode  Marxens, 
der  gewissen  Schritten  seiner  Partei,  die  ihm  allzu  oppor- 
tunistisch schienen,  seine  Kritiken  keineswegs  ersparte,  erhielt.  Man 
wird  sich  deutlich  der  beredten  Angriffe  Liebknechts  auf  den 
Parlamentarismus  (bis  nach  1880)  und  der  Guesdes,  Devilles  und 
Lafargues  auf  die  Wahlen,  die  friedlichen  Mittel  und  den  Staat 
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erinnern.  Speziell  auch,  weil  weniger  weit  /urücklicCTend,  matj 
an  die  Vorrede  DevilK  s  zu  seiner  Zusammenfassun;^  des  Kapi- 
tals erinnert  sein,  in  der  er  das  allgemeine  Wahlrecht  als  -die 
j  irrfidcstc  aller  Komödienf  und  den  Staat  als  eine  l-",inrichtung  be- 
zeichnet, die  man  > auflösen  und  nicht  vervollkommnen«^  müsse. 
Das  erste  französische  streng  marxistische  Journal,  die  >E^alitc«, 
um  i88o  von  Jules  Guesde,  Gabriel  Deville  und  Paul  Lafargue 
redigiert,  hatte  zum  Programm:  »den  Klassenkampf,  die  kapita- 
listische Expropriation,  die  Inbesitznahme  und  die  Vergesellschaft- 
lichung  des  Bodens  und  der  Arbeitsinstrumente,  die  Gleichbe- 
rechtigung der  Funktionen,  die  Sozialisiorung  der  Erziehung,  die 
freie  Liebe  und  die  Rehabilitation  des  Fleisches,  die  Aufhebung 
des  Staates« 

Trotz  all  dieser  hervorsj)rinL;cnden  sprachlichen  Aelnilichkeitcn 
kann  man  zwar  nicht  sagen,  daß  die  Marxisten  Anarchisten  waren, 
ebensowenig^  wie  man  sagen  könnte,  daß  die  Anarchisten  Sozial- 
demokraten seien,  —  das  wäre  eine  Contradictio  in  adjecto  !  — ,  aber 
wohl,  daß  sie  beide  in  bezug  auf  die  hauptsächlichsten  Theorien  Mar- 
xens, wie  den  Klassenkampf,  den  historischen  Materialismus  und  die 
Konzentration  des  Kapitals,  Marxisten  waren.  Darüber  herrscht 
kein  Zweifel.  Tscherkesoff,  Merllno  und  andere  Anarchisten  rich- 
teten ihre  Kritik  gegen  einige  di^^er  Theorien,  wie  es  später  die 
Revisionisten  taten.  Der  Marxismus  fand  sogar  in  einigen  Anar- 
cMsten  Verteidiger  gegen  die  Revisionisten,  und  es  gibt  jetzt  noch 
Anarchisten,  deren  sozialistische  Auffassung  in  hohem  Grade  mar- 
xistisch ist.  In  dem  von  einem  aus  Rußland  flöchtigen  Anarchisten 
in  Frankreich  geschriebenen  Buch  >Un  proscrit«  wird  ver- 
sucht, die  Einwendungen  Tscherkesoüs  und  Bernsteins  gegen  die 
Theorie  der  kapitalistischen  Konzentration  zu  widerlegen  und  ge- 
sagt, daß  Marx  immer  Recht  behalten  hat  und  daß  die  Anar- 
chisten, die  ihn  negieren,  sich  allzusehr  von  ihrer  persönlichen  An- 
tipathie gegen  den  deutschen  Oekonomen  leiten  lassen  ^*).  Der  An- 
archist Charles  Malato  ist  ebenfalls  in  seinen  ökonomischen  Theo- 
rien ein  Marxist  und  sieht  immer  noch  —  meines  Erachtens 
zu  Unrecht  ^  in  der  kapitalistischen  Konzentration  einen  revo- 

")  Zitiert  bei:  Un  Proscrit:  »L'In^vitable  Revolution«.  Paris. 
Edit.  P,  V,  Siück.  pag.  65, 

U  n  Proscrit:  »L'incviiabie  Kcvolutiun»,  op.  cit.  pag.  105 — 176. 
")  Cliarles  Malato:   »Les  Classes  suciales  au  poini  de  vuc  de 
rcvolution  sociologiquc«.    Paris.    Edit.  Giard  e  Britre.  pag,  81 — 83. 
AxcUt  fttr  SoiialwissenMliab  and  SoiialpoUtilu  XXVI.  3.  39 
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lutionären  Koofhziontcn.  l)orseU)C  marxistische  Geist  tindc.t  sich 
in  dem  andern  Werk  des  gleichen,  tVeiHch  /iemlich  oberllächlichen 
Autors  über  ^Die  Philosophie  der  Anarchie ^  In  diesen  letz- 
ten Zeiten  haben  sich  die  l>ekanniesten  anarchistischen  Schrift- 
steller allerdinj^s,  ^^enaii  wie  die  revisionistischen,  wenn  auch 
in  entgegengesetztem  Sinne,  ziemlich  weit  vom  Marxismus  ent- 
fernt, wie  wir  ja  schon  bemerkt  haben.  Andererseits  ist  es  aber 
wahr,  daß  viele  marxistische  Argumentationen  immer  noch  die 
Bagage  bei  der  Kleinpropaganda  des  Anarchismus  bilden  und  den 
Ideengängen  dieser  ihre  Richtung  geben. 

Ich  habe,  speziell  in  den  kleineren  W  erken  geschichtlichen 
Charakters,  eine  Antipathie  Marxens  gegen  die  parlamentarischen 
Spielgefechte  bemerkt  und  dieser  Bemerkung  hier  öffentlichen 
Ausdruck  verliehen.  Damit  wollte  ich  ihn  nicht  zu  einem  Aiui- 
parlamcntarier  machen,  sondern  nur  auf  seine  gewiß  wenig  mit  dem 
heutigen  rarlamentsdusel  übereinstimmende  allgemeine  Gedanken- 
richtung hinweisen.  Was  Bakunin  und  seine  Freunde  anbelangt,  so 
könnte  man  gegenteilige  symptomatische  Tendenzen  autzeichnen. 
Nicht  so  sehr  die  Umschwenkung  seiner  Schüler  Paul  Brousse  oder 
Andrea  Costa  als  vielmehr  Bakunins  eigene  Ansicht  über  die  Wahlen, 
von  der  uns  Benoit  Malon  berichtet'*),  Bakunin,  der  sich  so  an 
dem  republikanischen  Wahlsieg  über  MaoMahon  1876  begeisterte 
und  in  den  letzten  Zeiten  seines  Lebens  nicht  wenig  für  das  Wahl- 
system eingenommen  blieb  1  Auch  sein  Freund  Carlo  Cafiero 
schrieb  1882  der  Redaktion  des  Tito  Vezio  in  Mailand  einen 
Brief,  worin  er  die  politische  Kandidatur  seines  Kampfgenossen 
Emilio  Covelli  empfahl  *^).  Nur  wird  man  daraus  nicht  schließen 
dürfen,  daß  Bakunin  und  Cafiero  keine  Anarchisten  mehr  waren, 
oder  daß  sie  sich  zum  Parlamentarismus  bekehrt  hätten. 

Aber  alles  dies  beweist  nur,  wie  Unrecht  man  hat,  in  dem 
Kampf  zwischen  beiden  Richtungen  sektiererisch  und  intolerant  zu 
sein,  und  daß  die  Ideen  des  Sozialismus,  wenn  sie  nur  ehrlich  betätigt 
werden,  niemals  so  weit  auseinander  liegen  und  so  gegensätz- 

Charles  MaUto:  »Philosophie  de  rftnarchiec  Fttris.  Edit. 

Stock,  pag.  64 — 92. 

^"l  Zitiert  von  Michael  D  rn  o  m  a  now  :  >Mich.  Bakunins  sozial- 
polit.  Briefwechsel  mit  AI.  1  \v.  Herzen  und  Ogarjewt.  Einleitung 
von  Prof.  Mich,  Dsagumaiiow.    Stuttf^nrt,    Verlag  Cotta, 

ü.  b c  h  ira  1 1  i :   »Note  üU  Carlo  Ca  t  ie  roc.    Trani.  Edit.  dai  Foro 
Tranese.  pag.  15. 
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lieh  sind ,  daß  nicht  ein  sichtbarer  Zusammenhang  .zwischen 
ihnt;n  bestehen  bliebe  und  damit  ein  Grund  zur  Solidarität  zwi- 
schen allen  ihren  Anhängern  persistiere.  Die  Geschichte  des 
Soziahsnius,  so  neu,  daß  noch  viele  der  Männer  leben,  die 
sie  entstehen  sahen,  ist  schon  so  j^Moß,  daß  wir  bereits  aus  ihren 
Ereignissen  lernen  können,  und  zwar  in  erster  Liuic,  um  cie  l'>h1er 
zu  \ermeicleii,  ui  die  unsere  l'Veunde  in  der  V'er'^angenheit  ver- 
fallen sind,  dann  aber  auch,  um  ihnen  in  dem  nacheifern  zu 
lernen,  was  in  ihnen  an  Begeisterung  und  Liebe  für  die  große 
Sache  wirkte.  Ihre  revolutionäre  Intransigenz  war  ein  Schatz,  aber 
nicht  so  ihre  Intoleranz.  Schließlich  ist  die  Toleranz  doch  nur  ein 
Beweis  für  das  Vorhandensein  eines  besonders  starken  und  tiefen 
Glaubens  an  die  eigene  Idee,  deren  Zusammenstoß  mit  den  gegen- 
teiligen Ideen  man  nicht  fürchtet.  Denn  am  Ende  ist  die  Wahr- 
heit niemals  ganz  auf  der  einen  oder  auf  der  anderen  Seite,  und 
die  Parteien  besitzen  vielleicht  alle  ein  wenig  mehr  oder  weniger 
großes  Stück  von  ihr. 

Alle  die  verschiedenen  sozialistischen  Parteien  haben,  wenn 
sie  nicht  im  Ueber-Opportunismus  verkommen,  eine  nützliche 
Funktion  in  der  Entwickelui^  zur  grundlegenden  Aendenmg 
der  wirtschaftlichen  Ordnung  oder  dod)  zu  einer  besser  organi* 
sierten  Geselbchaft  zu  erfüllen.  Eduard  Bernstein  sieht  im  liber- 
tären Anarchismus  eine  »natürliche  und  gesunde  Reaktion  gegen 
den  übertriebenen  Staatskultus  c^).  Andererseits  hat  aber  auch  ein 
deutscher  Anarchist  bei  einer  Betrachtimg  der  sozialdemokrati- 
schen Partei  seines  Landes  ihr  »einen  wunderbaren  Geist  der 
Hingebung  und  Solidarität«  zuerkannt,  der  im  Kampf  gegen  die 
Bourgeoisie  von  ungeheurem  Nutzen  sei**).  Im  letzten  Grunde 
ist  der  Sozialismus  ein  imd  unteilbar. 

*'}  Eilouard  Bernstein;  >Socialisinc  thcorique  et  socialdemocralic  prati- 
qiic.  (Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Sozialisina«.)  Paris.  P.  V. 
Stock  edit.  Prcfacc  p.  XXVIII.  XXIX. 

H.:  »En  A 1 1  c  in  n    n  e  ■  in  ^  I.cs  'l'cin].s  Xuuveaux«.    Paris.   23./30'  sivril 
1904.   Nr.  52,  53.    Auch  das  Organ  der  Berliner  Anarchisten,  »Der  Freie  Arbeiter«, 
bewahrt  noch  dem  großen  Teil  der  sozialdemokratischen  Partei  und  fliTer  Ftthiw 
gewines  Vertnuien  und  macht  tdbst  den  Reden  einiger  Paneibeanter  im  Reieli*- 
tag  sein  Kompliment  (III,  45). 
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Die  syndikalistische  Bewegung  in  Frankreich. 

Von 

HUBERT  LAGAKDELLE. 
n.  Die  gegemrlftfgt  Lage  des  SyndUcilitmiM  *). 

I .  Der  Kongreß  von  A  m  i  e  n  s  (1906). 

Der  Arbciterkoni,ncß  in  Amiens  von  1906  schließt  die  Ent- 
"wickelungsperiode  des  französischen  Syndikaiismus  ab.  \'on  die- 
sem AugenbUck  ab  gewinnen  die  Ideen  (iestalt  und  Klarheil.  Von 
jetzt  ab  werden  die  um  den  Allgemeinen  Arbeitsbund  1  Con- 
fc'-deration  Generale  du  Travail)  gescharten  Syndikate  weniger 
Theorien  zu  behandeln  als  positive  AufLjal)en  in  Angriff  zu  neh- 
men haben.  Aber  ehe  wir  über  den  Kons^Meß  von  Amiens  be- 
richten, ist  es  nötig,  den  Ereignissen  seit  dem  Kongreß  von  Bourges 
von  1904  nachzugehen. 

Vor  allem  müssen  wir  die  großen  Streikbewegungen  erwäh- 
nen, welche  die  Arbeiterschalt  an  allen  Ecken  des  Landes  auf- 
gestört haben.  Im  Norden  und  Süden,  im  Osten  und  Westen  sind 
beständig  Industriegebiete  im  Aufruhr  gewesen:  in  Limoges,  in 
Brest,  in  Toulon,  im  weinbautreibenden  Süden,  in  den  Metall- 
wcrken  des  Htxkens  von  Longwy,  in  den  Vogcsen,  im  Norden 
und  Pas-de-Calais,  in  Hennebout,  in  Foug^res,  in  Paris  u.  s.  w. 
Das  diesen  Arbeiterbewegungen  gemeinsame  war  ihre  aufs  äußerste 
gesteigerte  lüiergie  und  die  Tendenz,  den  Einzelstreik  durch  den 
Generalstreik  zu  ersetzen. 

Bedenkt  man,  daß  der  Streik  die  Hauptwaffe  des  revolutio- 
nären Syndikalismus  ist,  insofern  er  den  Klassengegensatz  ver- 
körpert und  das  Sohuai natsgcfühl  der  Arbeiter  entwickelt,  so  ist 
es  bei;reii  lieh,  wie  sehr  diese  proletarischen  Aufstände  ihn  ge- 
fördert haben.  Der  Aufruhr  an  sich  ist  gewiß  kein  Charakteristi- 
kum für  die  syndikalistische  Bewegung.  Aber  sicher  ist  es  auch, 

*)  ^  ü^-  P*  96  dieses  Bandes. 
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daß  da,  wo  er  unter  dem  Druck  einer  verzweifelten  Masse  ent- 
steht, er  im  Volksbewußtsein  das  selir  lebendige  Gefühl  eines 
Bruches  mit  der  offiziellen  Welt  auslöst.  Derartige  Gefühle  haben 
dann  cur  Folge,  daß  die  Proletarier  sich  deutlicher  als  abgeson- 
derte Klasse  empfindet  Möge  der  soziale  Beobachter  sich  dessen 
freuen  oder  nicht,  er  muß  jedenfalls  zugeben,  daß  die  Arbeiter- 
revolten die  Klassengrenzen  wieder  neu  schaffen,  die  die  Demo- 
kratie zu  verwischen  strebt,  und  daß  sie  in  der  Seele  des  Ar- 
beiters jene  revolutionäre  Stunmung  wachhalten,  die  der  Staats- 
protektionismus und  der  philanthropische  Humanitarismus  aus- 
löschen möchten. 

Weiter  glauben  die  Syndikalisten,  daß  nur  unter  dem  Schutz 
einer  so  ständig  aufrechterhaltenen  Trennung  zwischen  den  Klas- 
sen, selbständige  Arbeiterinstitutionen  entstehen  können,  die  dem 
Vorbilde  kapitalistischer  Institutionen  nichts  entnehmen  und  neue 
Organisations-  und  Lebensformen  schaffen.  Ohne  diese  reinliche 
Scheidung  von  der  aktuellen  Gesellschaft  wären  in  ihren  Augen 
die  Schöpfungen  der  Arbeiterklasse  nicht  mehr  als  Nachahmungen 
der  Vorgänge  innerhalb  der  kapitalistitehen  Gesellschaft  c^ne  je- 
den neuschaffenden  Wert^). 

Neben  der  Streikbewegung  muß  zweitens  das  Wiederanwach^ 
sen  der  antimilitaristischen  Strömung  innerhalb  der  Arbeiterschaft 
betont  werden.  Die  Sektion  der  Arbeitsbörsen  hatte  das  Soldaten- 
handbuch, das  sie  nach  den  Beschlüssen  der  syndikalistischen 
Kongresse  herausgegeben  hatte,  in  zahllosen  Exemplaren  verteilt 
Aber  die  sensationellen  Prozesse  und  die  wiederholten  Verurtei- 
lun^^fen  antimiHtaristischer  Arbeiter  haben  mehr  als  Broschüren 
und  Pamphlete  dazu  beigetragen,  ihre  Doktrinen  zu  verbreiten. 

Daß  Antimilitarismus  gleichbedcutund  mit  Antipatriotismus 
geworden  ist,  hat  dieser  Propa;^'anda  erst  ihren  vollen  Ernst  ver- 
liehen. Hier  zcii^t  sich  das  deutlichste  Symptom  der  sozialen 
Klassenspaltung,  die  dem  {noletarischen  Klassenl..uiipl  zu  Grunde 
liegt.  Wenn  irgend  etwas  die  Klassen  trotz  ihrts  Antat^onismus 
zusammenhalten  konnte,  so  war  es  wohl  tlas  Band  der  Nationalität. 
Und  dies  leuj^men  die  Syndikalisten.  Sie  nehmen  das  Wort  des 
kommunistischen  Manifestes  wieder  auf;  »Der  Arbeiter  hat  kein 
Vaterland  !« 


Sich«    im  »Mouvemcni  Socialiste«  v,  1906  di«  Artikel  von  Georges  SoreJ 
»RcHexions  sur  la  Violcnce«. 
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Worauf  gründet  sich  der  Antipatriotismus  der  Arbeiter?  Eine 
Enquete,  die  1905  vom  Mouvement  Sozialiste  untemommea  wurde, 
gibt  darüber  Aufschluß.  Versucht  man  die  Ergebnisse  der  Enquete 
in  soziologische  Ideen  zusammenzufassen,  so  ergibt  sich  etwa 
folgendes:  Die  Unterscheidung  zwischen  Bürger  und  Produ- 
zent, die  wir  oben  als  Grundlage  des  Syndikalismus  bezeichnet 
haben,  beherrscht  das  ganze  Problem.  Als  Produzent  hat  der  Ar- 
beiter kein  Vaterland.  Ob  er  von  einem  deutschen  oder  franzö- 
sischen Unternehmer  abhängt,  seine  Stellung  in  der  Werkstätte 
ist  dieselbe,  das  Abhängigkeitsverhältnis  ist  dasselbe,  die  Herr- 
schaft des  Kapitals  ist  die  gleiche.  Das  Fluktuieren  von  Angebot 
und  Nachfrage  stellt  den  Arbeiter  einmal  in  den  Dienst  des  deut- 
schen, dann  wieder  des  französischen  Kapitalisten.  Die  Landes- 
grenzen lassen  also  um  des  größeren  Untemehmeigewinnes  wUlen 
die  Arbeiterschaft  von  einem  Land  zum  andern  passieren.  So 
ist  für  den  Syndikalisten  die  Solidarität  der  Produzenten  aller 
Länder  evident:  die  Arbeiter  werden  auf  dieselbe  Weise  aus> 
gebeutet,  sie  haben  dieselben  materiellen  Interessen  und  die- 
selbe geistige  Unabhängigkeit  zu  verteidigen.  Ihre  Feinde  sind 
.die  Arbeitgeber  aller  Länder,  die  französischen  SyndUcalisten 
wollen  sich  nicht  den  französischen  Bourgeois  verbinden,  um  die 
deutschen  Arbeiter  zu  bekämpfen,  die  Grenzen  trennen  die  Klassen, 
nicht  die  Völker. 

Zweifellos  kann  der  Arbeiter,  fügen  die  Syndikalisten  hinzu, 
als  Bürger  an  den  politischen  Formen  seines  Landes  hängen  und 
seine  Nation  jeder  anderen  vorziehen.  Aber  die  Eigenschaft  als 
Bürger  ist  für  den  Arbeiter  sekundär,  der  ja  auch  an  dem 
geistigen  Erbteil  seines  lindes  ebensowenig  Anteil  hat  als  am 
materiellen ^.  Seine  Eigenschaft  als  Produzent  steht  an  erster 

')  Victor  flriffuelhes ,  der  Sekretär  der  Confederation  General  du  Travail 
schreibt  z.  B.:  »Das  Vaterlnnd,  beißt  es,  ist  der  Inbegriff  der  Traditionen,  das 
Erbteil  eines  Volke«;  es  ist  ein  Teil  der  Olicrt1;iclic  unseres  Planeten,  der  Ort,  an 
dem  wii  Itbcu  und  wo  uns  die  zum  Dasein  not  wendigen  ücdingungen  gewähr- 
leistet werden  Aber  die  sittlichen  Traditionen  unseres  Landes,  sein  Erbteil 

entgleiten  mir,  da  ich  sie  nicht  vcntehen  und  festhalten  kann:  vom  Boden  gehört 
mir  nicht  die  kleinste  Panelle  und  das  Leben,  das  mir  dort  bereitet  ist,  gewihr- 
leistet  mir  durchaus  nicht  die  notwendigen  Dasetnsbedingnngen  .....  Der  mors* 
lische  Gesichtskreis  meiner  Nation  ist  mir  fremd,  ich  besitse  nichts,  ich  rou6  meine 
Arbeit  verkaufen  um  meine  dringendsten  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Also  existieit 
das,  was  den  Begriff  des  Vaterlandes  bildet  für  mich  nicht;  ich  kann  kein  Patriot 
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Stelle.  I)io  Vorliebe,  die  er  als  Bürger  hat,  ^cht  nicht  weit  ge- 
nug, um  ihm  das  Gefiihl  einer  unlöslichen  Interessengemeinschaft 
mit  seinem  Brotherrn  zu  geben.  Wird  von  ihm  ein  heroisches 
Opfer  verlangt,  so  wird  er  es  nicht  der  Nation,  in  die  er  hinein- 
geboren ist,  bringen,  sondern  der  Klasse,  der  er  angehört. 

Der  Kampf  gegen  die  Armee  geht  von  demselben  Geist  aus. 
Einmal  sehen  die  Syndikalisten  in  ihr  eine  Art  von  prätorianischer 
Wache,  die  im  Dienst  des  Kapitalismus  steht,  die  sie  bei  Streiks 
schützt.  \\  elter  betrachten  sie  die  Armee  als  Stütze  des  Staates, 
dessen  Desorganisation  sie  anstreben,  um  der  neuen  ökonomischen 
Gesellschaft  die  nützlichen  Funktionen,  die  er  an  sich  gerissen 
hat,  zu  überweisen.  Mit  einem  Wort,  für  die  Syndikalisten  ist  die 
Armee  eine  kapitalistische,  keine  Arbeitersache. 

Ebenso  steht  es  mit  dem  Krieg,  die  Syndikalisten  bek  ämpfen 
ihn  nicht  wie  die  AnhänL^er  der  Friedensbewegung  wegen  seiner 
Schrecken,  sondern  weil  er  kajjitalistischcn  Ursprungs  ist  und  kapita- 
listische Ziele  hat.  Als  vor  einiger  Zeit  wegen  der  Marokkoaftäre  von 
einem  deutsch-französischen  Kriege  die  Rede  war,  wandte  sich  der 
Sekretär  der  Confederation  Generale  du  Travail  an  die  deutschen 
Gewerkschaften,  um  eine  Kundgebung  gegen  den  Krieg  zu  or- 
ganisieren und  damit  die  gegenwärtigen  Regierungen  zu  lähmen  •). 

sein.«  V.  Griffuelhes:  L'action  Sjndicaliste,  p.  38  u.  39  (Paris,  Riviire  ed. 
1908). 

'1  Dr.  Robert  Michels  hat  über  dieses  Ereipnis  im  Nfouvemcnt  Socialistc  1906 
unter  dem  Titel:  »Die  deutschen  SoziaÜNtcn  und  der  Krieg«  wie  folgt  hcricliiet: 
Von  der  elementan n  Vor.niisset/nn»;  rins^'(jli(.rid,  daß  die  antimilitaristibchc  Be- 
wegung, um  wirksam  zu  sein,  von  beiden  Seiten  des  Rheines  aus  sich  in  die  ILand 
arbeiten  muß,  halte  die  C.C.T.  unatm  Ficimd  Griffeihnes  an  die  General- 
konunission  der  deutschen  Gewerkschaften  entsandt,  um  die  gemeinsame  Mani' 
festatlon  einer  großen  Arbeiterknndgebong  zu  versuchen.  Bs  handelte  sieh  danim, 
das  Proletariat  beider  Under  in  einer  Protestbewegung  su  vereinen,  grade  su  der 
Stunde,  wo  die  ofüsielle  Welt  nicht  aufhörte  von  der  Möglichkeit  eines  Krieges 
zwischen  Deutschland  und  Prankreich  zu  sprechen.  GrifTelhufs  überbrachte  SU  dem 
Zweck  zwei  Vorschläge:  I.  die  Organisation  einer  Demonstration  in  Paris  Und 
Berlin.    2.  Eine  außerordentliche  Tasjiin«»  der  Vcrcme  ilci  beiiicn  Länder. 

Nntur<:eniäß  wandten  sich  die  fran^ü^ischi  n  Syndiknic  .in  die  deutschen,  (ic- 
wcrksch-iricu.  Aber  die  Zentralorganibatiuii  der  dei:ischt;n  Arbcitcikl.Tssc  \vuH;c 
den  A[n>ell  der  französischen  Arbeiterklasse  iiichl  hören.  Nach  einer  kurzen  Be- 
ratung gab  die  Ceneralkommission  eine  verneinende  Antwort  sieh  hinter  die  Ver« 
•chiedenheit  der  von  den  Gewerkschaftsbewegungen  der  beiden  Under  verfolgte 
Ziele  verschansend.  Sie  stelhe  die  deutsche  Arbeiterbewegung  als  eine  solche  hhi, 
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Er  folgte  dabei  dem  syndikalistischen  Gefühl,  daß  der  Krieg  im 
aligemeinen  und  jener,  der  aus  der  Marokkoatiärc  entstehen  könne, 
im  besonderen  nur  ein  kapitalistisches  Unternehmen  sei,  für  das 
die  Proletarier  der  betrctienden  Länder  die  Kosten  zu  tragen 
hätten.  Und  um  ihn  zu  vermeiden,  wandte  er  sich  an  die  Arbeiter- 
schalt von  l'rankreich  und  Deutschland. 

Es  liei^t  auf  der  Hand,  daß  angesichts  dieser  Tatsachen  die 
(»ffcntliche  Gcw  alt  sich  der  .syndikalistischen  Bewegung  gegenüber 
durchaus  feincihcii  erwies  und  den  Syndikaten  und  Arbeitsbörsen  den 
Kriej^  erklärte.  Aber  die  Syndikalisten  freuten  sich  über  die  Art, 
in  der  dieser  Kampf  geführt  wurde :  es  wurden  nämlich  die  Sub- 
ventionen in  einer  groik-n  Reihe  von  Städten  nicht  mehr  ausbe- 
zahlt und  in  anderen  wurden  sie  von  den  Behörden  den  verdäch- 
tigen Arbcitervercinigungen  entzogen.  So  wurde  in  Paris  die 
C.  G.  T.  i^Confc'deration  General  du  Travail  —  Allgemeiner  Ar- 
beitsbund) aus  dem  Gebäude  der  ßourse  du  travail,  das  dem 
Prefet  de  la  Seine  untersteht,  verjagt. 

Die  Folge  war,  daß  auch  die  kurzsichtigsten  Syndikate  die 
Gefährlichkeit  der  Subventionen  einsahen.  Einige  Arbeitsbörsen 
haben  sogar  von  sich  aus  verzichtet.  Die  Agitation  zu  Gunsten 
hoher  Umlagen  hat  mit  neuer  Kraft  eingesetzt  und  die  C.  G.  T. 
ist  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen,  indem  sie  ein  eigenes  Haus, 
»la  maison  des  F^di^rations«  baute. 

Man  muß  die  Fachblätter  und  die  Berichte  der  syndikalisti- 
schen Kongresse  lesen,  um  sich  über  die  Intensität  dieser  Unab- 
hängigkeitswünsche klar  zu  werden.  Hier  sei  als  ein  Bebpiel  von 
hunderten  wiedergegeben,  was  der  Sekretär  des  großen  Metall- 
arbeiterverbandes in  dessen  Organ,  dem  »Ouvrier  M^tallurgbte« 
schrieb :  »Die  Arbeitsbörsen  werden  durch  die  allzu  kleine  städtische 
Subvention  eingeengt,  erstickt  und  gelähmt  durch  den  Einfluß  dieses 
Subventionismus,  der  sie  dazu  treibt,  keine  Opfer  von  ihren  Mitglie- 
dern zu  fordern,  ohne  die  doch  derartige  Organismen  weder  leben 
noch  sich  entwickeln  können.  So  haben  wir  selbst  dazu  beigetragen, 
in  den  Bourses  du  Travail  die  Selbstachtung  der  Arbeiter,  die 
ihre  Stärke  sein  sollte,  zu  zerstören  und  diesen  Zustand  von  Egois- 
mus und  Trägheit  zu  züchten,  gegen  den  wir  zur  Zeit  kämpfen  . . . 
Unsere  Feinde  haben  erkannt,  daß  diese  Trägheit,  diese  Würde- 


die  «ch  nur  auf  die  Verteidigung  der  Bemfsinteressen  bewturinke  und  nicbt  wie 
die  frumdsische  sozislisüsche  Tendenxen  habe,  sondern  neutiml  sei. 
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losigkeit,  dieser  Egoismus  ein  Knebel  waren,  Bande,  mit  denen 
sie  uns  fesseln  und  die  nur  jahrelangen  Mühen  zerreißen  konnten,  c 
—  Und  der  Artikel  endet  mit  den  bezeichnenden  Worten:  »Zu- 
lange hat  man  den  Glauben  bestehen  lassen,  als  hänge  unsere 
Befreiung  nur  von  einer  geistigen  Tat  ab.  Die  Tatsachen  zeigen, 
daß,  wenn  auch  die  geistigen  Anforderungen  immer  das  Erste 
sein  müssen,  es  doch  falsch  ist,  vorzugeben,  die  pekuniären  An- 
forderungen seien  unberechtigt,  besonders  wo  es  sich  um  unsere 
Würde  und  unsere  Tatkraft  handelt.  Wir  können  die  Irrtümer 
der  Vergangenheit  nicht  festhalten,  ohne  auf  immer  unsere  Würde 
und  unsere  Tatkraft  zu  verlieren.  Es  wäre  ein  unzweifelhaftes 
Zeichen  der  Schwäche,  wenn  die  Arbeiter,  welcher  Richtung  sie 
auch  angehören  mögen,  das  traurige  Bdspiel  von  Männern  bieten 
würden,  die  sich  als  von  sittlicher  Freiheit  durchdrungen  ausgeben 
und  erklären,  es  sei  logisch,  Subventionen  anzunehmen,  die  sie 
erniedrigen  und  lähmen.« 

Man  darf  also  dieser  Tendenz  zu  hohen  Umlagen  nur  die 
Bedeutung  beimessen,  die  sie  hat:  Die  Syndikalisten  sehen  die 
großen  Geldheiträj^fe  nur  als  Mittel  an,  die  Syndikate  für  den 
Klassenkampf  <,'eeigneter  zu  machen,  indem  sie  so  von  jeder 
Vormundschaft  befreit  werden.  Und  wenn  ich  auch  betone,  daß 
die  spontane  Solidarität  in  dem  Leben  der  französischen*")  Ar- 
beiterschaft eine  große  Rolle  spielt,  erkläre  ich  von  neuem,  daß 
die  Syndikalisten  dem  Genossenschaftswesen  durchaus  nicht  feind* 


*  '  r)ic>c  spoiitam;  ^ulidariläl  wukl  oft  hci  Streiks  Wunticr  \md  hnt  in  letzter 
Zeil  iwc]  oilj^int-llc  Kr-thcinuneen  gezeitigt:  »Ui«;  kommunisti-clttn  KüchciM  uml 
den  »KuiUeiexoilua«.  Dit  kommunistischen  Küchen  sind  eine  Organisi«:fuug  gc- 
memsamer  Mahlzeiten.  Man  richtet  eine  Kochgelegenheit  im  Freien  oder  onier 
Dach  dn  und  man  verwandelt  die  erhaltenen  Hilfsgelder  in  Natnralnnterstitrang. 
So  wird  die  Ergiebigkeit  erhöht.  Außerdem  werden  Natnralunteratfltzmigen,  die 
»onst  awecklos  gewesen  wBren,  nfltslich  verwertet.  Und  nicht  xun  mindesten 
schaffen  diese  gemeinsamen  Mabbeiten  eine  von  der  Freude  am  Improvisierten  und 
Gemeinsamen  getragene  Atmosphire,  die  die  Kampresfrende  erhöht  Der  Exodni 
der  Kinder  soll,  sobald  der  Streik  ausgebrochen  ist,  die  Arbeiterfamilien  von  doi 
hungrigen  Kinder^chnibeln  befreien,  die  man  vielleicht  nicht  recht  satt  machen 
könnte,  d  imii  diese  Sorge  den  Kifcr  der  Eltern  nicht  lähme.  Diese  Kinder  werden 
von  den  Arbeiterfamilien  anderer  Stildtc,  die  in  Verbindung  mit  den  Syndikaten 
stehen,  frasf freundlich  rtufc^cnnmmen.  Der  Anblick  dieser  Kinderscharen,  die  vom 
Schlachtfeld  ciitfciiit  weiden,  h:u  inimcr  ctw»«,  liihiciides  und  bat  »chon  manchmal 
die  ölTentÜcbc  Meinung  für  die  blretkeudcn  gewonnen. 
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lieh  sind.  Aber  sie  unterscheiden  das  Syndikat  (die  Gewerkschaft) 
als  Kampforgan  von  den  gemdnschaftlichen  Einrichtungen  als 
Unterstützungsorgan:  neben  der  ssmdikalistischen  Organisation, 
ohne  an  deren  Leben  Und  wechselnde  Schicksale  gebunden  zu 
sein,  können  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Organisationen 
such  freier  und  sicherer  entwickeln Und  in  der  Tat  spart  in 
Frankreich  nur  die  reformistische  <»F6ddration  du  livre«  ihre  Gel- 
der auf. 

Diese  verschiedene  Agitationstätigkeit  macht  den  gewaltigen 
Widerhall  begreiflich,  den  (tie  Arbeiterkundgebungen  vom  i.  Mai 
1906  hatten.  Der  soziale  Beobachter  steht  hier  einem  der  ausge- 
sprochensten Phänomen  des  Klassenkampfes  gegenüber.  Der  Keim 
zu  dieser  Kundgebung  liegt  in  dem  Beschluß  des  Kongresses  von 
Bourges  (1904)  über  den  Achtstundentag,  über  den  wir  weiter 
oben  berichtet  haben.  In  Uebereinstimmung  mit  diesem  Beschluß 
war  die  C.G.T.  in  eine  Kampagne  zur  Eroberung  des  Acht* 
Stundentages  eingetreten  und  hatte  sozusagen  die  Arbeiterklasse 
zu  einer  allgemeinen  Mobilmachung  auf  den  i.  Mai  1906  aufge- 
rufen. Aus  politischen  Gründen  hatten  die  Blätter  der  konser- 
vativen Opposition  der  öffentlichen  Meinung  und  der  Regierung 
nach  und  nach  eine  sinnlose  Angst  eingejagt,  indem  sie  für  diesen 
Tag  einen  sozialen  Zusammensturz  voraussagten.  Sie  erreichten 
ihren  Zweck.  Eine  unwiderstehliche  Panik  ergriff  die  herrschenden 
Klassen,  das  Kapital  verbarg  sich,  große  Summen  wurden  aus 
den  Banken  zurückgezogen  und  die  ängstlichsten  Gemüter  ver« 

In  tiiicr  von  der  CG. T.  vcibrcitcten  Broschüre:  »Le  Syndicatc  spricht  sich 
E.  Pouget  SU  über  das  Gegcnseiligkeitsprinzip  nus:  Es  sind  noch  gewisse  Nei- 
gungen au»  jener  Zeit  vorbanden,  wo  die  Notwendigkeit  die  Syndikate  dam  ver- 
anlafite  ihr  Vorgehen  hinter  andern  Zielen  su  verbergen.  Es  gibt  Syndikate,  die 
noch  z.  T.  anf  Gegenseitigkeit  beruhen,  Krankengelder  «ahlen,  Fenstonskassen 
haben  u.  s.  w.  Hier  liegt  eine  Gefahr  gegen  die  unsere  Kameraden  nicht  blind 
sein  dürfen;  nicht  etwa  weil  das  Gcgen^citi^eitsprinaip  an  und  für  sich  etwas 
schiechtes  sei,  sondern  weil  es  die  Syndikate  von  ihrem  Hatiptwcrk  ablenken 
künnte.  Das  Syndikat  ist  ein  Kanipfor^an  und  es  wSre  zu  wünschen,  daß  mit  ihm 
keine  Hilf'-kassen  und  derartiges  verschmolzen  seien,  sonHerii  <laÜ  diese  ihre  Bei- 
träge gesondert  erhalten.  Dasselbe  gilt  von  den  Konsum-  um!  besonders  Produktiv- 
genossenschaften;  will  man  sie  haben,  so  habe  man  sie  neben  dem  Syndikat. 
Handelt  man  anders,  so  läuft  man  Gefahr,  der  korporativen  Organbation  Krilfte 
abzugraben,  sie  abzulenken  und  ihren  Charakter  als  Organ  des  «otialen  Kampfes 
abzvschwtchen,  der  ihr  Daseinsgrand  ist.  E.  Pouget,  Le  Syndicat  p.  94  (Paris 
CG.  d.  T.  rue  Orange  aux  Beiles  33). 
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ließen  zeitwebe  die  großen  städtischen  Zentren.  Der  Historiker 
der  Zukunft  wird  nicht  wenig  erstaunt  sein,  wenn  er  die  Zeitungen 
durchsieht,  die  den  »Zyklon«  vom  i.  Mai  1906  ankündigen:  seit 
der  Kommune  hatte  die  französische  Bourgeoisie  nicht  mehr  so 
viel  Angst  ausgestanden,  ihrerseits  wurde  die  Regierung  des 
Herrn  Clömcnceau  von  einer  ebenso  nnbezwinglichen  Furcht  er- 
griffen und  bot  enorme  Massen  von  Militär  auf.  Sie  ging  sogar 
weiter.  Um  ihre  politischen  Gegner  unschädlich  zu  machen,  die 
das  Land  durch  >die  syndikalistische  Gefahr-:  in  Schrecken  setzten, 
erfand  sie  ein  angebliches  Komplott  zwischen  den  Anhängern  der 
C.G.T.  und  den  reaktionären  Parteien,  liiesc  Erfindung  konnte 
aber  niemand  täuschen,  und  als  der  i.  Alai  erst  vorüber  war, 
hatte  sie  auch  die  Regierunj^  verL^cssen. 

Die  tumultarische  Agitation,  die  die  Regierung  fürchtete,  fand 
nicht  statt,  hi  dem  verlassenen  Paris  kampierten  die  'rrui)pen 
umsonst.  Die  Achtstundenbewegung  war  nämhch  eine  Werk- 
stätten-, nicht  eine  Straßenbewegung:  sie  setzte  sich  nach  und  nach 
in  den  P'abriken  durch  und  nahm  nur  Schritt  für  Schritt  an  stän- 
digem Umfang  zu.  Abgesehen  von  den  erreichten  tatsächlichen 
Erfolgen  wurde  der  gewollte  moralische  Zweck  erfüUt.  I  )ie  Arbeiter- 
schaft hatte  sich  wie  ein  Mann  gegen  die  Unternehmerklasse  er- 
hoben auf  dem  allen  Proletariern  gemeinsamen  Boden  des  Acht- 
stundentages. ( )hne  Zweifel  haben  die  Syndikalisten  als  Haupt- 
ziel die  Einigung  der  Arbeiterklasse  im  Auge:  d.  h.  sie  wollen 
ein  geistiges  Band  schaffen,  das  die  disparate  Mas.se  der  Produ- 
zenten in  eine  lebendige  Einheit  wandelt.  Aber  diese  psycho- 
logische Erziehung,  die  aus  dem  sorglich  wach  gehaltenen  Kampf 
hervorgeht,  wäre  nicht  möglich,  wenn  nicht  die  Aktion  des  Tages 
durch  praktische  Resultate  ihre  unmittelbare  Wirksamkeit  l)c\viosc. 
Nur  wenn  sie  von  den  Fortschritt  bringenden  täglichen  Kämpfen 
ausgehen,  kann  die  Masse  der  Arbeiter  die  Idee,  die  ihrem  Kampf 
zu  Cjiunde  liegt  imd  des.scn  letztes  Zi(d  (Mfassen. 

In  einem  Artikel  d(^s  Mouvement  Socialiste  hat  der  St:kretär 
der  C.Cj.T.,  Griffuelhes,  die  Resultate  der  französischen  Streiks  von 
1894  bis  1903  besprochen.  Seine  Zahlen  sind  befriedigend: 
der  Streiks  hatten  einen  vollen  P'rfolg,  35,43  %  einen  teihveisen, 
42,13%  scheitern;  für  die  Streikenden:  13,44%  gnter  Erfolg, 
59,18  %  teilweiser,  26,98  %  kein  Erfolg.  Diese  Streiks,  fügt 
Griffuelhes  hinzu ,  konnten  diese  Erfolge  nur  haben ,  weil  die 
Arbeiterschaft  ihr  Verlangen  nach  einer  Verbesserung  der  gegen- 
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wärtigen  t^ge  nicht  von  ihrem  revolutionären  Ideal  trennt;  dieses, 
darf  man  wohl  sagen ,  gibt  ihr  den  Schwung  und  die  Kraft ,  die 
in  den  französischen  Streiks  so  deutlich  zum  Ausdruck  kommen.« 
Die  von  uns  angeführten  2^1en  gewinnen  erst  recht  an  Bedeu- 
tung, wenn  man  bedenkt,  daß  die  französischen  Syndikate  nicht 
über  jene  großen  Vermögen  verfügen,  deren  Höhe  von  vielen 
fremden  Gewerkschaften,  deutschen  und  vor  allem  englischen 
immer  so  stolz  ausposaunt  wird. 

Benützt  man  die  letzten  vom  Office  du  Travail  veröffentlichten 
Streikstatistiken  für  1905,  so  sind  die  Resultate  noch  augenfälliger. 
Von  830  Streiks,  die  1905  stattfanden,  endeten  184  (22,17  %)  mit 
vollem  Erfolg,  361  (43>50  %)  mit  teilweisem,  285  (34i33  V«)  mit 
negativem  Erfolg.  An  diesen  830  Streiks  haben  sich  177666 
Arbeiter  beteiligt;  22872  (12,87%)  haben  die  geforderten  Ver- 
besserungen erreicht;  125016  (60,62  %)  haben  teilweise  ihre  For- 
derungen und  nur  29  778  (16,76  %}  haben  gamichts  erreicht 

Auch  die  Tabelle  über  die  fortschreitende  Entwickelung, 
welche  die  öffentliche  Statistik  gibt,  ist  lehrreich: 


Die  Syndikalisten  sehen  den  Grund  für  die  zunehmenden 
Arbeitersiege  in  der  wachsenden  Macht  der  C.G.T.  Das  Prole- 
tariat hat  sich  seit  1900  unter  ihrem  Einfluß  organisiert  und  ist 
kampfesfroher  geworden,  und  deiiK-ntsprechcnd  ist  auch  der  Er- 
folg gestiegen.  Der  Kampfesgeist  ist  sei  sehr  j^cwachsen,  daß  die 
im  Jahr  1905  untcrnomnicncn  Streiks  zumeist  Angriffs-  und  nicht 
Defensivstreiks  waren.  Von  den  1 77  666  Streikenden  haben  12400O 
(beinahe  70*^0)  eine  Lohnerhöhung  gefordert. 

Wir  hat)en  hier  nur  eine  allgemeine  Statistik  gegeben.  Aber 
auch  bei  einigen  Berufen  kann  man  den  syndikalistischen  Einfluß 
verlblgen.  Die  Eöhne  der  Holzarbeiter  der  Departements  Cher 
et  Xicvre  sind  von  o.So  und  1,25  Frs.  für  einen  Arbeitstag 
von  15  und  16  S  t  u  n  d  e  n  auf  2  und  2,50  Krs.  für  den  10  St.- 
Tag  gestiegen  und  der  Kollektivkontrakt  ist  allgemein  geworden. 
Infolge  einer  eindrucksvollen  Serie  von  Streiks  haben  die  im 
Weinbau  liesclialtiglen  Arbeiter  des  Südens  25 — 30%  Lohn- 
erhöhung und  den  6—8  Stundentag  erobert.  In  einigen  Jahren 


Streiks  mit  günstigem  Ausgang. 
1890 — 1900  56% 
1900— 1904 


79  % 


1905  65,75  % 
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haben  die  Tabakarbeiter  eine  Lohnsteigerung  von  5,15  auf 
5,95  Frcs.  für  die  Männer  und  von  3,20  auf  3,95  Krcs.  für 
die  Frauen  erreicht,  die  Arbeiter  in  den  Zündholznianutak- 
turen,  die  zu  90  %  organisiert  sind,  eine  solche  von  5  auf 
6,68  für  die  Männer  und  3,45  auf  5  Frcs.  für  die  Frauen 
für  den  9  St. -Tag.  Die  Arbeiter  beim  l'o.st-,  'I  clei^rafen-  und 
Telefonwesen  haben  den  8  Stundentag  und  einen  Minirnailuhn  von 
5  Frcs.  durchgesetzt.  Auch  die  Arbeiter  der  staatlichen  Marinc- 
arscnalc  haben  den  8  Stundentag  erobert.  Ueberall  da,  wo  sie 
in  eine  kräftige  Aktion  eingetreten  sind,  haben  die  15äckcrgesellen 
eine  Lohnerhöhung  von  etwa  i  Frc.  erreicht,  die  Friseurgehilfen 
haben  einen  wöchentUchen  Ruhetag  und  den  Schluß  der  Salons 
de  coiffurcs  zu  einer  vernünftigen  Stunde  durchgesetzt  u.  s.  f. 

Wenn  auch  die  Agitation  vom  i.  Mai  1906,  wie  wir  gesagt 
haben,  überall  einen  moralischen  Zweck  verfolgte,  hat  sie  auch 
nicht  zu  unterschätzende  materielle  Resultate  gehabt  Der  Druck 
auf  die  öffentliche  Meinung  hat  die  Annahme  des  Gesetzes  über 
die  wöchentliche  Ruhezeit  beschleunigt.  Weiter  hat  die  Masse 
durch  diese  Agitation  die  englische  Arbeitswoche  (freier  Samstag- 
nachmittag) kennen  gelernt  und  als  Seitenstück  zum  Ladenschluß 
am  Sonntag  gefordert.  Die  Buchdrucker  haben  Ihrerseits  den 
Neun-  statt  des  Zehnstundentages  erlangt  mit  einer  Lohnerhöhung, 
die  für  die  Pariser  70  cmes  täglich  betrug  (7,20  Frcs.  anstatt  6,$o). 
Die  Lithographen,  deren  Föderation  einen  besonders  heftigen 
Kampf  gekämpft  hat,  haben  auch  z.  T.  den  9  Stundentag  erobert, 
desgleichen  die  Mehrzahl  der  Pariser  Juwelicrarbeiter,  zugleich 
mit  einer  Lohnerhöhung,  ebenso  die  Bijouteriearbeiter  %  die  bei 
einigen  Firmen  den  Achtstundentag  haben.  Die  Erdarbeiter  haben 
durchgesetzt,  daß  bei  der  Vergebui^  der  Arbeiten  durch  die  Stadt 
Paris  der  Achtstundentag  ausbedungen  wird.  Im  Baugewerbe 
haben  die  Steinhauer  den  Stundenlohn  von  75  auf  85  cmes  ge- 
steigert, die  Verputzarbeiter  haben  eine  Reduktion  des  Arbeits- 
tages von  10  auf  9  Stunden  erreicht,  die  Maurer  den  Stunden- 
lohn von  60  bis  65  auf  70  bis  75  Centimes  erhöht,  die  Gypser 
verdienen  90  bis  95  Centimes  per  Stunde  statt  75  bis  80,  alle 
diese  Arbeiter  haben  außerdem  den  wöchentlichen  Ruheti^. 
Ebenso  haben  die  Anstreicher  und  die  Gerbereiarbetter  erhebliche 


*)  jMilUeis  hctficn  die  Arbeiter  die  echten  Schmuck  herateUen,  Bijoutaie  ist 
der  nnechie  Schmadc.  Anm.  d.  Ueben, 
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Lohnerhöhungen  und  Verkürzungen  der  Arbeitszeit  durchgesetzt  1 
und  wir  könnten  noch  eine  ganze  Reihe  ähnlicher  Beispiele  an-  i 
führen ').  ! 

Wie  sich  die  Agitation  für  den  8  Stundentag  durch  eine 
direkte  Pression  auf  die  Arbeitgeber  heilsam  fühlbar  machte, 
wirkte  sie  auch  auf  die  öffentliche  Gewalt  Der  Kampf  für  den 
wöchentlichen  Ruhetag  war  ein  integrierender  Bestandteil  des 
Kampfes  um  einen  verkürzten  Arbeitstag.  Drei  Gruppen  waren 
besonders  daran  interessiert:  die  Angestellten  der  öffentlichen  und 
privaten  Betriebe,  die  Arbeiter  der  Nahrungsmittelindustrie  und 
die  Coiffeure.  Durch  ein  gemeinsames  Vorgehen  und  eme  metho- 
dische Propaganda  riefen  die  drei  Korporationen  eine  so  starke 
Bewegung  in  Paris  und  der  Provinz  wach,  dafi  sich  wiederholte, 
was  seinerzeit  wegen  der  Aufhebung  der  Plazierungsbureaus  ge- 
schehen war:  das  Parlament  stürzte  sich  mit  Eifer  auf  einen  Ge- 
setzesentwurf, die  wöchentliche  Ruhezeit  betreffend. 

Nicht  nur  die  Annahme  dieses  Gesetzes  galt  als  neuer  Erfolg 
der  »direkten  Aktion«,  sondern  auch  seine  Durchführung  gab  zu 
einer  syndikalistischen  Agitation  Anlaß,  die  noch  nicht  beendet 
ist  Eine  Reihe  von  Arbeitgebern,  besonders  der  Nahrungsmittel- 
industrie und  des  Friseurgewerbes,  widersetzten  sich  dem  Gesetz, 
weil  sie  es  als  einen  Eingriff  in  ihre  Interessen  empfanden.  Das 
Kampfgeschrei  des  Mittel-  und  Kleinhandels  brachte  die  Regie- 
rung dazu,  Rundschreiben  auf  Rundschreiben  an  die  Fabrik- 
inspektoren ergehen  zu  lassen,  um  ihnen  Nachsicht  ans  Herz  zu 
legen,  bis  man  sich  an  die  neue  Verordnui^  gewöhnt  habe.  Später 
mußte  sc^ar  der  Arbeitsminister  vor  versammeltem  Parlament  als 
Konzession  an  die  Arbeitgeber  eine  Revision  des  Gesetzes  im 
Sinne  einer  Abmilderung  versprechen.  i 

Dieser  Widerstand  und  die  Schwäche  der  Regierung  konnte 
die  Unzufriedenheit  der  so  um  ihren  Ruhetag  gebrachten  Arbeiter 
nur  auf  die  Spitze  treiben.  Es  folgte  denn  auch  Streik  auf  Streik, 
Straßendemonstration  auf  Straßendemonstration.  Diese  Ereignisse 
haben  natürlich  dazu  beigetragen,  den  syndikalistischen  Geist  zu 
verstärken,  da  die  Arbeiter  sich  wiederholt  davon  überzeugen 
konnten,  daß  es  nicht  genügt,  eine  bessere  Gesetzgebung  zu  er- 
obern, sondern  daß  man  stark  genug  sein  muß,  die  Ausführung 


7)  Siehe  hierüber  Pouget  in  der  Broschttre:  La  Conf^^ratioii  GteiSrtle  da 
TravaU  (Paris,  Riviire  ed.  1908). 
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der  Gesetze  zu  erzwingen.  UcbriL,'ens  sind  auch  durch  diese 
oft  stüi mische  Agitation  praktische  Vorteile  errungen  worden: 
die  Friseur^^'chiUen ,  deren  Verband  einer  der  best  or(^fanisierten 
ist,  haben  von  ihren  Arbeitgebern  die  genaue  InnehalUni^^  des 
wöchentlichen  Ruhetages  erreicht.  Ein  Teil  der  Arbeiter  im 
Nahnin^smittelgewcrbe  erkämpfte  durch  plötzhchc  Arbeitseinstel- 
lungen, die  ganz  Paris  erschreckten,  beträchtliche  Verbesserungen. 


Nach  dieser  etwas  langen  Einleitung  können  wir  uns  nun  mit 
dem  Kongreß  von  Amiens  beschäftigen.  Er  fand  vom  8. — 14.  Ok- 
tober 1906  statt.  Es  handelte  sich  dort  hauptsächlich  um  eine 
Präzisierung  der  leitenden  Ideen  und  es  giuLj  wesentlich  ruhiger 
zu  als  auf  dem  Kon^freß  von  Kour^es  von  190.4. 

Di»'  1  i  it^e,  bei  welcher  die  C.G.T.  ihren  Standpunkt  am 
klarsten  /um  Aii.idiuck  l)rin<^en  konnte,  wai  diejenige  über  die 
Beziehunc^en  der  syndikalistischen  Bewegungen  zur  sozialistischen 
Partei.  Die  parlamentarischen  .Suzialislen  konnten  sich  niclit  ent- 
schHeßen,  ihre  Vormundschaft  über  die  Arbeitersyndikate  aufzu- 
geben. Die  Guesdisten  besonders  konnten  diesen  Verlust  ihrer 
Diktatur  am  schwersten  verschmerzen.  Sie  waren  es  auch,  die 
die  Herrschaft  über  die  Berufsorgani.sationcn  wieder  an  sich  zu 
ziehen  suchten,  indem  sie  von  der  C.G.T.  verlangten,  daß  orga- 
nische Beziehungen  zwischen  ihr  und  der  Leitung  der  sozialisti- 
schen Partei  hergestellt  wurden. 

Die  Guesdisten,  deren  Aktionszentrum  das  Departement  du 
Nord  geblieben  ist,  sahen  in  dem  jungen  Textilarbeiter -Verband 
mit  dem  Sitz  in  Lille  ein  bequemes  Instrument  zur  Propagierung 
ihrer  Politik.  Um  den  franzdsischen  Syndikaten  ihre  Herrschaft 
annehmbar  zu  machen,  nahmen  sie  die  alten  Ideen  wieder  auf, 
die  sie  in  den  Jahren  1878 — 79  in  den  Vordergrund  gestellt  hatten. 
Sie  erklärten,  daß  die  S3mdikate  ihrer  Natur  nach  auf  unter- 
geordnete Aufgaben  beschränkt  seien  und  daß  das  große  Werk 
der  sozialen  Umbildung  von  rechtswegen  den  Politikern  der  sozia> 
listischen  Partei  zukäme.  Wieder  einmal  wurden  die  Arbeiter 
als  Schwächlinge  behandelt,  die  nicht  imstande  sind,  sich  selbst 
zu  helfen*). 


*)  In  der  Begrttndong  einer  von  der  sozkHBtisdMn  Föderation  »uf  dem  Kongress 
von  Lim^es  eingereichten  Reiolotion,  auf  die  ich  soe^eich  sn  sprechen  kommen 
weide,  findet  »ich  folgende  guesdistische  AufiSusang  der  syndikalistischen  Aufgaben: 
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Der  von  den  Textilarbeitern  in  Amiens  vorgebrachte  An- 
trag beschränkte  sich  darauf,  ziemlich  unklar  ein  ^gemeinsames 
Vorgehen  der  sozialistischen  Partei  und  der  C.G.T.  zu  for- 
dern Seine  Bedeutung  wäre  nicht  erkannt  worden,  hätten  nicht 
zur  selben  Zeit  die  Gucsdistcn  der  kY-deration  Socialiste  du  Nord 
eine  Diskussion  dieser  k'ra^'e  auf  den  bevorstehenden  sozialisti- 
schen Kon^ueß  von  Limoges  vcrlanj^ft.  Wenn  der  Antrat^  der 
Textilarbeiter  sich  in  ein  vorsichtit^^es  Dunkel  rrchüllt  hatte,  sri  war 
der  der  l'".S.  klar.  I'"r  war  voll  von  Drohungen  für  die  Syndikate 
falls  diese  sirh  cUm-  j  lerrschatt  der  sozialistischen  Partei  widersetzen 
sollten.  P)er  Schluß,  der  als  Resolution  dem  Kongreß  von  Li- 
moges vor*;ele;4t  wurde,  war  so  formuliert: 

Im  Hinblick  darauf,  daß  dieselbe  Klasse,  dasselbe  Prole- 
tariat sich  organisiert  und  handelt,  sich  organisieren  soll  und 
handeln  soll,  einmal  auf  genossenschaftlichem  Roden  in  Syndi- 
katen, das  andere  Mal  als  sozialistische  Partei  in  der  Politik, 
daß  weiter  diese  beiden  Uiganisations-  und  Aktionsarten  der- 
selben Klasse  nicht  zusammengeworfen  werden  kcMinen ,  da  ihre 
Ziele  und  Mittel  verschieden  sind  und  verschieden  bleiben  sollen, 
so  können  sie  sich  nicht  L^^ei^enseitiLi  i^^norieren,  aus  dem  Wege 
gehen  oder  gar  sich  Oiiposition  machen  ohne  das  Proletariat  löt- 
lich  zu  entzweien  und  unfähig  zu  machen,  seine  Freiheit  zu  er- 
kämpfen. 

Die  korporative  Oeschlossenbeit  ist  so  sehr  die  besondere  Aufgabe  der  beruflichen 
Organisationen,  daß  man,  um  sie  zu  erreichen  in  der  Schweiz  sogar  das  Syndikat 
für  nV.c  Arbeiter  desselben  (Gewerbes  obligatorisch  m.tchen  wollte  uml  daß  in  Fn;:- 
hitul  lüc  trjsdtMinions  um  keinen  Arbeiter  sicli  Li»ti:cln.n  zu  \i\^^cn,  ein  i^anzcs 
System  von  gtg«;iiaeitigen  Unierslützungen  (in  Kra»kiieil>f:illcn,  bei  Streiks  u.  5.  w  ) 
ausgebildet  haben,  uin  alle  Mitglieder  des  Berufes  festzuhalten  und  zusanimeiuu- 
schließeD  

Mit  einem  Wort,  wenn  sie  auch  «ine  der  notwendigen  Pofmen  des  Klassen' 
kampfes  ist,  bleibt  doch  die  syndikalistische  Aktion  in  den  Grensen  der  kapitalisti* 
sehen  Wirtschaftsordnung,  welche  die  siegreichsten  Streiks  doch  bestehen  lassen. 
Sie  ist  und  kann  infolgedessen  nichts  anderes  sein  als  reformistisch  in  dem  gnten 
Sinn  des  Worts,  selbst  wetro  sie  von  Gewalt  begleitet  ist  and  sich  im  Kampfe 
äußert. 

Hier  das  Wesentlichste.  Der  Kongreß  m<if,'c  beschließen:  Das  ff3de- 
ralistischc  Komitee  soll  jedesmal,  wtim  tlic  Umstände  ts  verlnni^en,  sich  durch 
ständige  oder  jeweilige  Delegierte  mit  dti  Leitung  der  iozialisuacljeii  Taitei  ins 
Benehmen  setzen,  um  die  hauptsächlichen  gesetzlichen  Arbeilerreformen  leichter 
durchzusetsen. 
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Die  F.S.  du  Nord  beschließt  deshalb :  Es  muß  Sorge  getragen 
werden,  daß  je  nach  den  Umständen  die  syndikalistische  Aktion 
und  die  politische  Aktion  der  Arbeiter  sich  verständigen  und  sich 
kombinieren  könne.  Deshalb  wird  die  C.G.1  .  (He  durch  den  An- 
schluß aller  Syndikate  die  Gesamtpräsentation  der  französischen 
korporativen  Oi^nisationen  geworden  ist,  aufgefordert,  sich  mit 
der  Leitung  der  sozialistischen  Partei  (französische  Sektion  der 
Arbeitef'Intemationale)  in  Verbindung  zu  setzen,  sei  es  durch  eine 
ständige,  sei  es  durch  eine  besondere  Delegation  —  je  nach  den 
zu  fassenden  Beschlüssen.  Sollte  die  C.G.T.  dies  ablehnen,  so  soll 
die  nötige  Verständigung  zwischen  den  Syndikaten  jeder  Gemeinde 
und  den  Sektionen  der  Partei  oder  zwischen  den  vereinigten  Syndi- 
katen der  Departements  und  der  Departementssektion  der  Partei 
herbeigeführt  werden.« 

Der  sozialistische  Kongreß  von  Limoges  nahm  übrigens  diese 
eben  so  gefährliche  wie  die  für  die  sozialistische  Partei  unfrucht- 
bare These  nicht  an,  sondern  stimmte  für  emen  von  Jaur&s  ein- 
gebrachten  Antrag,  der  der  syndikalistischen  Bewegung  ihre  Frei- 
heit gewährte.  Jedenfalls  war  die  Absicht  der  Guesdisten 
auch  den  kämpfenden  Arbeitern  in  Amiens  klar  geworden.  Diese 
konnten  nicht  anders,  ab  sich  gegen  diese  Herrschaftsgelüste  auf- 
lehnen, um  so  mehr,  als  die  traditionelle  Praxis  der  Guesdisten 
in  Bezug  auf  die  Syndikate  bekannt  genug  war.  Für  die  Gues- 
disten war  das  Syndikat  eine  Filiale  der  Ortsgruppe  der  Partei, 
eine  bequeme  Einrichtung  zur  Rekrutierung  und  zum  Stimmen- 
fang für  den  Wahlkampf,  wie  das  auch  gar  nicht  abgeleugnet 
wird 

En  gehört  zu  den  alten  Traditionen  der  Guesduten-Partei  (ehemals  Parti 
Onirritr  Fraiieals)  die  Syndikate  beim  Wablkampf  xu  benutsen.  Lafart;ue  riet  z.  B. 
1892  «nf  den  WaUlisten:  »auch  fttr  die  Syndikate  SteUcn  frei  an  lassen,  wie  das 
in  LiUe,  Rovbaix,  BfarseiUe  ftblich  istc 

In  dem  Blatt  von  Jules  Guesdes:  »Le  Soeialisme«  vom  i.  Des.  1907  liest  man: 
»Wir  wollen  nicbt  weiter  Uber  die  Notwend^cit,  die  Kommtmen  zu  erobctn,  reden. 
Es  ist  notwendiger,  den  Kameraden»  wenn  möglich,  prakttscbe  Winke  für  den  Kampf 
tu.  geben.  Die  Sozialisten  von  Bür<lcnu\  ;:in.;en  S.  B.  I904  SO  vor,  daß  sie  bei  der 
ersten  Wabl  ^ouo  und  bei  der  Sticliwahl  13000  Stimmen  vereinigten  und  das 
ohne  Kompromiß  und  mit  einem  ausgesprochenen  Klassen{)rt»;:r;\riiiii.  Sic  circicliten 
difsen  großen  m<~ri1;=i  lien  Sic;:,  il  -sie  t  ine  I  i%lc  aufgestellt  Imttcn,  in  der  l'attei- 
und  .Syndikatsverlretcr  auf^ciii  iiinM  11  waicn.  ."mc  hieß :  Liste  der  SyndikativtrhSnde 
und  der  Sorinli^ten  von  B  ir  ic mx  auf  36  Kar>ii;  lucn  k.iinen  23  Vertreitji  und 
Bcnniu:  di-r  witliiiLi-ttii  ■^yu  hkäte  der  Stadt,  die  laii  ihrem  iiicl  genauot  waren.« 
Arcbiv  lur  bodalwitstnuchatt  und  Sozialpolitik.   XXV'I.    i-  4P 
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Es  ist  indessen  unumgänglich  nötig,  das  Hauptargument  der 
Guesdisten  bei  ihrer  Stellungnahme  zu  untersuchen.  Sie  arbeiteten 
mit  der  »anarchistischen  Gefahr« ;  unter  dem  Vorwand,  daß  einige 
frühere  Anarchisten,  die  sich  schon  immer  mit  der  Arbeiter- 
bewegung 1  M  häftigt  hatten,  an  der  Bildung  des  Syndikalismus 
hervorragend  Anteil  genommen  hatten,  stellten  die  Guesdisten 
diese  als  Werkzeuge  des  Antiparlamentarismus  dar  und  forderten 
die  Sozialisten  auf,  sich  zu  wehren.  Die  Anklage  war  zweifach 
unrichtig.  Einmal  war  die  Zahl  der  Anarchisten,  die  ihre  früheren 
Anschauungen  aufgegeben  hatten,  um  sich  der  syndikalistischen 
Bewegung  zuzugesellen,  verhältnismäßig  gering.  Ihre  Qualitäten 
allein  hatten  die  Aufmerksamkeit  auf  sie  gelenkt,  nicht  ihre  Quan- 
tität. Sie  hatten  sich  besonders  eifrig  gezeigt.  Uebrigens  haben 
diese  Syndikalisten  anarchistischer  I  Irrkunft  gerade  wie  die  sozia- 
listischer Herkunft ,  den  alten  Menschen  vollständig  ausgezogen 
und  haben  sich  den  Ik^dürfnisscn  des  neuen  Milieus  angepaßt. 
Nach  und  nach  haben  sich  die  ursprünglichen  Ucbcrzcugungen 
der  einen  mit  den  andern  verschTTiolzcn  und  haben  neuen  Ideen 
Platz  gemacht :  Hier  hat  das  Leben,  das  immer  alles  verjüngt  und 
erneut,  gewirkt. 

Am  charakteristischsten  aber  sind  die  immer  heftiger  werden- 
den Angriffe  der  traditionellen  Anarchisten  gegen  den  Syndikalis- 
mus. Dieses  Mißtrauen  des  Anarchismus  ist  übrigens  älteren 
Datums.  Von  Anfang  an  zeigte  es  sich  gegen  Pclloutier,  den 
Sekretär  des  Verbandes  der  Arbeitsbörsen,  dessen  Rolle  als  Vor- 
läufer wir  geschildert  halben.  Ks  genügt,  das  Hauptblatt  der 
französischen  Anarchisten  die  Ttvips  Souveaux  zur  Zeit  der  syndi- 
kalistischen Tätigkeit  Pelluutiers  durchzusehen,  um  das  geringe 
Maß  von  Sympathie  zu  erkennen,  das  die  Füluer  des  Anaichis- 
nuis  seiner  Tätigkeit  entgegenbrachten.  Wer  die  Psychologie  des 
Anarchismus  kennt,  wird  sich  darüber  nicht  wundern;  die  Anar- 
chisten, wie  groß  auch  ihre  persönliche  Tapferkeit  sein  müge, 
sind  sentimentale  Aufrührer,  zum  äußersten  getriebene  Individua- 
listen, reine  Ideologen.  ( jekonomische  Fragen  haben  sie  nie  be- 
schäftigt, und  der  Sinn  für  das  W  irtschaftsleben,  der  dem  Syndi- 
kalismus zugrunde  liegt,  ist  ihnen  immer  abgegangen.  Sie  haben 
keinerlei  Vorstellung  vom  Klassenwesen  und  vom  Klassenkampf: 
sie  stellen  sich  im  Gegenteil  außerhalb  der  Klassen  und  wenden 
sich  ohne  Unterschied  an  alle  Menschen,  an  ihre  Herzen,  ihre 
Logik,  ihre  denkende  Vernunft.    Was  sie  sehen,  ist  das  indivi- 
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diiellc  Handeln.  Selbst  diejenigen,  weiche  sich  Kommunisten  ge- 
nannt haben,  haben  immer  \  <m  der  Entwicklung,^  der  menschlichen 
Persönlichkeit,  von  ihrer  Erziehung  durch  Bücher,  von  ihrer  ganz 
ideellen  Kultur,  diejenige  individuelle  Rildunt^'  erhofft,  welche  der 
Syndikalismus  von  dem  gemeinsamen  Vorgehen  und  dem  gemein- 
samen Aufschwun^f  erwartet,  hnmer  sind  diese  Gegner  der  fmur- 
geoisen  Werte  merkwürdig  unlogisch  gewesen.  Niemand  ist  mehr 
wie  sie  voller  hingerissener  Bewunderung  der  Denker  der  indivi- 
dualistischen Bour-^eoisie  gewesen  und  sie  haben  aus  Werken  wie 
'The  man  versus  the  state*  von  Heribert  Spencer  ihre  Bibel  ge- 
macht. Selbst  wenn  sie  es  ableugneten,  stellten  sie  stolz  den 
Einzelnen  der  ganzen  menschüchen  Gesellschaft  entgegen  und  dieser 
gigantische  Kampf  schien  ihnen  die  erhabenste  Geste  der  jblmpö- 
ning  zu  sein. 

Deshalb  mißtrauten  sie  den  Syndikaten,  die  sie  trotzdem 
empfahlen,  aus  dem  Grundprinzip  ihrer  Theorien  heraus,  daß  jede 
Gruppe  trotz  allem  zum  Träger  de.s  Zwanges  und  der  Autorität 
wird.  Ich  will  als  Beweis  nur  einen  Brief  von  Krapotkin  zitieren, 
der  am  25.  Mai  1907  gelegentlich  einer  Polemik  über  die  Unter- 
schiede zwischen  dem  Anarchismus  und  dem  Syndikalismus  im 
l^s  Temps  Nouveaux  veröffentlicht  wurde.  Der  Brief  des  be- 
rühmten anarchistischen  Schriftstellers  bezofr  sich  auf  jene  erste 
Anteilnahme  einiger  Anarchisten  an  der  syndikalistischen  Bewegung 
von  1897/98,  von  der  wir  gesprochen  haben.  Krapotkin  sagt  u.  a. : 
»Gewiß  macht  der  Anarchist,  der  einem  Syndikat  beitritt,  eine 
Konzession  ...  Es  ist  weder  richtig  noch  zu  rechtfertigen,  wenn 
diejenigen,  welche  aufzeigen,  daß  da  eine  Konxession  Hegt,  Ideo- 
logen genannt  werden  .  .  .  Man  macht  c»ne  Konzession,  indem 
man  dem  Syndikat  beitritt,  aber  wenn  Sie  sagen,  daß  die  Kon- 
Zession  geringer  ist,  als  man  es  im  allgemeinen  glaubt,  so  ist  das 
nur  richtig.  Es  ist  nur  eine  jener  Konzessionen,  die  uns  das  gegen- 
wärtige  System  noch  hassenswerter  erscheinen  lassen.  Tritt  man 
dem  syndikalbtiscfaen  Leben  bei,  so  läßt  man  sich  mitreißen  wie 
im  Parlament«.  Daß  dies  wahr  ist,  zeigt  sich  darin,  daß  die 
Anarchisten,  sobald  sie  die  Bedeutung  der  syndikalistischen  Be- 
wegung einsahen,  sie  sofort  nicht  mehr  nach  ihrem  ebenen  Wert, 
sondern  als  ausgezeidinetes  Terrain  zur  Propagierung  ihrer  Ideen 
einschätzten.  Sie  hatten  also  von  der  syndikalistischen  Vereinigung 
genau  dieselbe  Vorstellung  wie  ihre  Gegner,  die  Guesdisten.  Es 
genügt,  um  sich  davon  zu  überzeugen,  die  von  1S97— 1901  von 
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Anarchisten  herausgegebene  Broschüren  über  die  Syndikate  zu 
lesen.  ' 

Daraus  erklären  sich  die  AngrilTe,  welche  die  anarchistischen 
Organe  zuerst  schüchtern,  später  heftig  gegen  den  Syndikalismus  ' 
gerichtet  haben.  Es  wird  genügen,  einige  Proben  ihrer  Polemik 
2U  geben:  Die  einen,  wie  Charles  Benott,  erklären,  daß  der  An- 
archismus neben  und  über  den  Syndikalismus  hinw^  handeln 
soll:  »Liegt  es  nicht  auf  der  Hand,  sagt  er,  daß  der  Syndikalis- 
mus nicht  alles  sein  kann  und  daß  die  Anarchisten  neben  ihm 
handeln  können  und  sollen,  nachdem  sie  in  ihm  gewirkt  haben  .... 
Wenn  zur  Zeit  der  anarchistische  Kommunismus  in  Frankreich 
zu  stagnieren  scheint,  kommt  das  meiner  Ansicht  nach  daher,  daß 
zu  viele  Kameraden  sich  auf  die  Witksamkett  im  Syndikalismus 
beschränken;  wir  wollen  etwas  anderes  als  syndikalistische  Kämpfer 
sein,  wir  wollen  das  Volk  mit  Anarchismus  durchsetzen«  ^^).  Die 
anderen  wie  Pierrot  wollen  den  gesamten  Syndikalismus  dem 
Anarchismus  zuführen  und  kritisieren  die  Syndikalisten  recht  ener- 
gisch :  man  muß  Marxist  sein,  schreibt  er,  um  der  organisierten 
Arbeiterschaft  einen  eigenen  Wert  zuzusprechen:  der  so  aufge- 
faßte Syndikatismus  wird  in  einer  Entwicklung  enden,  die  der 
Befreiung  des  Proletariats  gefährlich  sein  muß  Der  be- 

rühmte anarchistische  Propagandist  Matatesta  denkt  seineiseits, 
daß  »wir  die  Bedeutung  des  Syndikalismus  nicht  überschätzen  ^ 
dürfen  und  glauben,  daß  wir  durch  den  allmählichen  Fortschritt 
des  Syndikalismus  die  Anarchie  auf  ganz  natürlichem  Weg  herbei- 
führen werden.    Trotz  aller  l'>klärungen  seiner  eifrigsten  Partei-  | 
ganger  enthält  der  Syndikalismus  durch  die  Natur  seiner  Fimk- 
tionen  in  sich  alle  Elemente  der  Degeneration,  welche  die  Arbeiter- 
bewegungen der  Vergangenheit  korrumpiert  haben.    Die  Anar-  ' 
cliisten  müssen  sich  fern  halten,  sie  müssen  sich  nicht  zum  2Uel  I 
setzen,  was  nur  ein  Mittel  zum  Vorwärtskommen  und  zur  Propa- 
ganda ist«  ^*).   Vorerst  begnüge  ich  mich  mit  diesen  Zitaten,  wir  ' 
kommen  später  auf  das  Problem  der  Beziehungen  zwischen  dem  I 
S3mdikalismus  und  Anarchismus  zurück.    Jedenfalls  zeigt  sich 
schon  jetzt,  daß  der  Vorwurf  des  Anarchismus,  den  die  Sozialisten 
gegen  die  Syndikalisten  erhoben,  der  Begründung  entbehrt. 


Siehe  Temps  Noaveftiix  vom  1$,  De».  1906. 
Siehe  Temps  Nouveai»  rom  II.  Mal  1907. 
Siehe  Temps  Nouveaux  vom  28.  Des.  1907. 
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Wie  dem  auch  sei,  in  diesem  Kreuzfeuer  zwischen  den  par- 
lamentarischen So2ialisten  und  den  alten  anarchistischen  Tenden- 
zen, die  von  außen  auf  den  Syndikalismus  einstürmten,  sab  sich 
der  Kongreß  von  Amiens  in  einer  Lage,  die  dazu  prädestiniert  war, 
die  rein  syndikalistische  Politilc  festzulegen.  Es  w  urde  eine  Re« 
Solution  angenommen,  die  zugleich  die  Unabhängigkeit  von  den 
parlamentarischen  Sozialisten  und  von  den  Anarchisten  ausspricht. 
Er  erklärt,  daß  die  Arbeiterklasse  der  Rücksichtnahme  auf  ihr 
fernliegende  politische  Motive  müde  ist  und  ihre  eigene  Kiassen- 
politik  treiben  will.  Sie  will  weder  parlamentarisch  noch  anti> 
parlamentarisch,  sondern  a-parlamentarisch  oder  extra-parlamen- 
tarisch  sein  und  bleiben.  Einer  der  syndikalistischen  Kämpfer, 
gerade  einer  von  denen,  der  aus  dem  Anarchismus  kommt,  La- 
tapie,  der  Sekretär  des  starken  Metallarbeiter-Verbandes,  sagte  es 
auf  dem  Kongreß  in  folgenden  Worten:  »Man  hat  zuviel  so  ge- 
redet, als  ob  es  hier  nur  Sozialisten  und  Anarchisten  gäbe. 
Man  hat  vergessen,  daß  hier  hauptsächlich  Syndikalisten  sind  1 
Der  Syndikalismus  ist  eine  neue  soziale  Theorie ....  Der 
Syndikalismus  besteht  nicht  nur  in  täglich  sich  wiederholenden 
reformatorischen  Aktionen,  sondern  gerade  in  der  Wiederfaolui^ 
dieser  Aktionen  spricht  sich  die  Notwendigkeit  einer  allge- 
gemeinen  sozialen  Umbildung  aus.  So  sind  wir  gezwungen,  Politik 

zu  treiben,  aber  Politik  im  weiten  Sinn  Ueber  diese  neue 

Lehre  des  Syndikalismus  wird  der  Kongreß  sich  zu  entscheiden 
haben.  Ueber  sie  haben  die  Teilnehmer  sich  auszusprechen.  Sie 
werden  bekennen  müssen,  daß  diese  Lehre  vom  Sozialismus  und 
vom  Anarchismus  unabhängig  ist  € 

Man  braucht  nur  die  Resolution  aufmerksam  zu  lesen,  die 
durch  den  Antrag  des  Textilarbeiterverbandes  veranlaßt  war,  um 
zu  sehen,  daß  der  Kongreß  von  Amiens  ihn  richtig  verstanden 
hat.  Die  Begründung  spricht  die  theoretischen  Grundlagen  des 
Syndikalismus,  politische  Neutralität  und  Klassenkampf  aus:  »der 
»Kongreß  bestätigt  den  Artikel  II  der  Statuten  der  C.G.T.,  wel- 
»eher  heißt:  »Die  CG.T.  faßt  alle  Arbeiter  zusammen,  die  sich 
»des  Kampfes  bewußt  sind,  der  zur  Vernichtung  des  Untemeh- 
»mertums  imd  der  Lohnarbeit  gefuhrt  werden  muß.«  —  Der  Kon- 
»greß  ist  der  Ansicht,  daß  diese  Erklärung  eine  Anerkennung  des 
»Klassenkampfes  ist,  der  auf  wirtschaftlichem  Boden  die  sich  er- 
»hebenden  Arbeiter  gegen  alle  Formen  der  materiellen  und  mo- 
»raiischen  Ausbeutung  und  Unterdrückung  mobil  macht,  die  von 
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»der  Kapitalistenklasse  gegen  die  Arbeiterklasse  ins  Werk  ge> 
setzt  wird.* 

Der  Kongreß  führt  dann  diese  theoretische  Feststellung  foU 
gcndermaßen  näher  aus:  »In  dem  täglichen  Kampf  erstrebt  der 
Syndikalismus  die  Zusammenfassuni,^  der  Bestrebungen  der  Ar- 
beiterschaft, die  Erhöhui^  ihrer  Lebenshaltung  durch  die  Reali- 
sierung sofortiger  Verbesserungen,  wie  die  Verminderung  der  Ar- 
beitszeit, die  Erhöhung  der  Löhne  u.  s.  w.  Aber  diese  Aufgabe  stellt 
nur  die  eine  Seite  des  syndikalistischen  Programmes  dar:  Er  be- 
reitet die  vollständige  Befreiung  des  Arbeiterstandes  vor,  die  nur 
auf  dem  Wege  der  Expropriation  des  Kapitalismus  zu  realisieren 
ist;  als  Mittel  hierzu  verkündet  er  den  Generalstreik  und  er  ist 
der  Ansicht,  dass  das  Syndikat,  das  heute  eine  Verteidigungs- 
stellung einnimmt,  in  Zukunft  als  Trä<^rer  der  Produktion  und  der 
Verteilung  die  Basis  der  sozialen  Reorganisation  bilden  \vird.< 

Die  Resolution  weist  ferner  auf  den  von  uns  so  oft  betonten 
Unterschied  zwischen  Arbeiter  und  Bürger  hin;  der  letztere 
ist,  sobald  er  bei  der  Produktion  nicht  mehr  beschäftigt  ist,  frei, 
seinen  Neigungen  zu  folgen  und  je  nach  semer  Anlage  am  Leben 
der  Gesamtheit  teilzunehmen.  »Der  Kongreß  erklärt,  daß  diese 
Doppelaufgabe  einmal  des  täglichen  Kampfes  und  dann  des  Rin- 
gens für  die  Zukunft  sich  aus  der  Lage  der  Lohnarbeiter,  die 
auf  dem  Proletariat  lastet,  ergibt  und  die  es  zur  I^flirht  aller  Ar- 
beitenden, was  auch  immer  ihre  politischen  oder  phiiüs(  j  iu  .chen 
Ansichten  seien,  macht,  der  einzig  wichtigen  Organisation,  näm- 
lich dem  Syndikat  anzugehören.  Als  Folgerung  hieraus  betont 
der  Kongreß  die  absolute  Freiheit  für  den  einzelnen  organisierten 
Arl)citer,  außer  an  der  Gewerkschaft  an  allen  anderen  Kampfes- 
formen teilzunehmen,  die  seiner  philosophischen  oder  politischen 
Ansicht  entsprechen  und  er  fordert  von  ihm  nur  als  (jegengabe, 
diese  seine  sonstigen  Ansichten  nicht  in  das  Syndikat  hineinzu- 
tragen. < 

Und  zum  Schluß  wird  diesem  Recht  des  Individuums  außer- 
halb des  Syndikats  die  Ptlicht  entgegengestellt,  die  es  innerhalb 
desselben  zu  erfüllen  nai.  wenn  es  in  seiner  Zugehörigkeit  zu  je- 
nem aufhört,  Mensch  im  allgemeinen  Sinn  des  Wortes  zu  sein 
und  wieder  seine  wesentliche  Ligenschaft  als  Produzent  auf- 
nimmt. Der  Kongreß  erklärt:  >daß  der  Syndikalismus,  um  seine 
höchste  Wirkung  zu  erreichen,  den  wirtschaftlichen  Kampf  direkt 
gegen  die  Unternehmerschaft  richten  muß.    Die  vereinigten  Ür- 
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ganisationen  in  I  i  er  l  nsciiaft  als  synuikalistische  Gruppen  ha- 
ben sich  nicht  um  die  Parteien  und  Sekten  zu  kümmern,  die  ne- 
ben und  parallel  mit  ihnen  in  voller  l'Vciheit  die  soziale  l^mp^e- 
staltunL(  anstreben  können.»  Mit  dem  Worte  Partei  sind  hier  die 
parlamentarischen  Sozialisten  gemeint,  mit  dem  Wort  Sekten  die 
Anarchisten. 

Diese  vom  Sekretär  der  C.G.T.  eingebrachte  Resolution  ver- 
einigte sozusagen  alle  Stimmen  auf  sich.  830  Syndikate  gegen  8 
nahmen  sie  an.  Die  34  Stimmen  des  Textilarbeiterverbandes  ent- 
hielten sich  der  Stimmabgabe.  Ihr  Fiasko  war  vernichtend  ge- 
wesen. 

Die  Entwicklung  seit  dem  Kongreß  von  1904  ist  klar.  Die 
alte  Spaltung  zwischen  den  Reformisten  und  den  Revolutionären 
mußte  einer  Einigung  der  Anschauungen  weichen,  die  groß  ge- 
nug war,  um  die  Annahme  einer  gemeinsamen  theoretischen  Fest- 
legung zu  ermöglichen.  Das  Neue  an  dem  Kongreß  ist  diese  Zu- 
stiomiung  der  Reformisten  zu  einer  Kundgebung,  die  alle  syndi- 
kalistischen Thesen  mit  Inbegriff  des  Generalstreikes  enthält.  Die 
Zeiten  haben  sich  sehr  geändert,  da  selbst  die  sehr  gemäßigte 
FkiiratioH  du  iivre  die  allgemeine  Entwicklung  mitgemacht  hat. 

Die  Frage  der  internationalen  Beziehungen  war  die  zweite, 
die  den  Kongreß  leidenschaftlich  besdiäftigte.  Die  C.G.T.  ist 
dem  internationalen  Sekretariat  der  Gewerkschaftzentralen  ange- 
schlossen, aber  die  Arbeit  dieses  Sekretariats  ist  dem  Komitee  der 
CG.T.  unfruchtbar  erschienen :  es  hat  schon  lange  verlangt,  daß 
bei  den  internationalen  Zusammenkünften  Probleme  von  wahrhaft 
allgemeinem  Interesse  besprochen  werden,  vor  allem  drei  Dinge: 
der  Antimilitarismus,  der  Generalstreik,  und  der  Achtstundentag. 
Da  dies  nicht  angenommen  wurde,  nimmt  das  Komitee  an  den 
Zusammenkünften  nicht  mehr  teil  und  hat  sich  vom  internatio- 
nalen Sekretariat  zurückgezogen. 

War  das  richtig  gewesen?  Diese  Frage  beschäftigte  denKon- 
^  greß;  die  einen  fanden,  man  habe  es  an  Ausdauer  fehlen  lassen, 
die  andern,  man  habe  richtig  gehandelt.  Nach  einer  lebhaften 
Kontroverse  stimmte  der  Kongreß  der  Haltung  des  Komitees  zu, 
forderte  es  aber  auf,  das  internationale  Sekretariat  von  neuem  zu 
veranlassen,  die  drei  fraglichen  Funkte  auf  seine  Tagesordnung 
zu  setzen.  Aber  dabei  blieb  der  Kongreß  nicht  stehen;  er  fügte 
hinzu:  sollte  das  internationale  Sekretariat  Widerstand  leisten  und 
sich  hinter  die  in  Amsterdam  angenommene  Resolution  zurück- 
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ziehen,  deren  Aufhebung  man  ja  bei  der  nächsten  Zusammen- 
kunft beantragen  könne,  so  wird  das  Bundeskomitee  aufgefordert, 
mit  den  angeschlossenen  nationalen  Zentralen  sich  direkt  in  Füh> 
lung  zu  setzen  und  das  internationale  Sekretariat  su  übergehen. 

Diese  Diskussion  zeigt  von  neuem  den  tiefen  Zwiespalt  zwi- 
schen den  französisdien  Sjmdikaten  und  den  Gewerkschaftsbe- 
wegungen anderer  Länder.  Diesen  wirft  der  französische  Syndi- 
kalismus vor,  daß  sie  sich  darauf  beschränken  die  Bourgeoisie 
zu  kopieren  und  eine  Arbeiterbewegung  nach  dem  Vorbild  der 
bürgerlichen  Bewegungen  zu  schaffen.  Sie  sprechen  diesen,  durch 
ihre  Zahl,  durch  die  Zentralisation,  durch  ihre  finanziellen  Hilfs- 
kräfte machtvollen  Gruppen,  die  sich  überall  nach  dem  Typus 
der  englischen  Gewerkvereine  gebildet  haben,  jeden  Wert  für  die 
soziale  Umbildung  ab.  Sie  sind  der  Ansicht,  daß  die  Arbeiter, 
die  nur  für  materielle  Verbesserungen  im  Rahmen  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  kämpfen,  vom  Standpunkt  der  sozialen  Zukunft 
nicht  interessanter  sind  als  irgend  eine  Gruppe  von  Kapitalisten, 
die  sich  zusammen  tun,  um  ihr  Geschäft  vorteilhafter  zu  betrei» 
ben.  Die  einen  und  die  anderen  machen  mehr  oder  weniger  ein 
Geschäft,  das  wohl  für  die  Gegenwart  die  Interessei^egensätze 
modifizieren,  das  aber  am  sozialen  Mechanismus  nichts  ändern 
kann.  Ja  noch  mehr:  diese  Arbeiterbewegimgen,  welche  in  ihrem 
Funktionieren  die  ganze  Hierarchie  und  den  Geschäftsgeist  der 
Welt  des  Bourgeois  reproduzieren,  haben  in  den  Av^en  der 
Syndikalisten  vor  allem  einen  konservativen  Einfluß.  Sie  ordnen 
das  Proletariat  der  kapitalistischen  Gesellschaftsordnung  ein,  die 
sie  nur  reformieren,  um  sie  besser  zu  erhalten.  Dagegen  hat  die 
C.G.T.  den  Grundsatz:  »Wohlergehen  und  Freiheit«,  um  zu  zei- 
gen, daß  das  zwei  gemeinsam  zu  erringende  Dinge  sind ;  sie  will 
kein  Wohlergehen  in  goldenen  Ketten,  sie  will  es  nur  in  der  Frei- 
heit. Und  deshalb  versucht  sie  ihre  Gruppen,  in  denen  jede  Zen- 
tralisation ausgeschlossen  ist  und  wo  der  revolutionäre  Idealismus 
den  Gewinngeist  ersetzt,  frei  zu  organisieren. 

Diese  Psychologie  hat  historische  Gründe.  Sie  hängt  mit  dem 
nationalen  Temperament  des  französischen  Arbeiters  zusammen, 
den  eine  Kette  von  revolutionären  Traditionen,  heldenhafte  Er- 
innerungen und  kriegerische  Legenden  beeinflußt  haben.  Hinter 
ihm  liegen  die  titanischen  Kämpfe  der  großen  Revolution,  das 
napoleonische  Heldenlied,  das  soziale  Drama  von  184S,  die  Er- 
hebung der  Kommune.  Diese  unerschöpfliche  Quelle  revolutionärer 
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Toesie  erfüllt  das  französische  Proletariat  mit  dieser  Sehnsucht 
nach  I'Yeiheit,  diesem  Verlangen  nach  Sieg,  und  diesem  Durst 
nach  Enthusiasmus,  und  alles  dies  findet  es  im  Syndikalismus. 

Auch  hat  es  die  politische  Erfahrung  für  sich.  Früher  als 
jedes  andere  Proletariat  hat  es  die  Demokratie  erprobt;  es  hat 
die  Regierung  des  Volkes  durch  das  Volk  gekannt,  es  hat  den 
Volksstaat,  d(  r  auf  den  monarchischen  oder  oligarchischen  Staat 
folgte,  am  Ruder  gesehen.  Während  die  Arbeiterschaft  der  an- 
deren Länder  noch  auf  eine  wahrhaft  demokratische  Regierung 
hofift,  möchte  die  französische  Arbeiterklasse  über  die  Demokratie 
hinauskommen.  Das  Wissen  um  den  besten  Staat  und  um  die 
freieste  Regierung  flößt  ihr  den  Wunsch  ein,  Staat  und  Regierung 
aufzuheben.  Sie  weiß,  w  ie  viel  oder  wie  wenig  der  parlamen* 
tarische  Mechanismus  für  die  soziale  Umbildung  bedeutet,  und 
sie  schätzt  recht  gering  ein,  was  ihre  Nachbarn  überschätzen, 
weil  sie  es  noch  nicht  in  seiner  vollen  Blüte  besitzen. 

Die  Resolution  des  Kongresses  von  Amiens  bringt  also  recht 
emsthafte  nationale  Differenzen  zum  Ausdruck.  Uebrigens  scheint 
das  internationale  Sekretariat  nicht  entschlossen  zu  sein,  seine 
Haltung  zu  ändern:  je  mehr  die  nach  dem  Muster  der  Trade 
unions  konstruierten  Gewerkschaften  sich  entwickeln,  je  mehr  sie 
an  Kopfzahl  und  Vermögen  wachsen,  um  so  gemäßigter  müssen 
sie  notwendigerweise  werden.  Die  internationale  Zusammenkunft, 
die  im  September  1907  in  Christiania  stattfand,  hat  diese  Dif- 
ferenzen zwischen  dem  französischen  Syndikalismus  und  den 
meisten  anderen  Arbeiterbewegungen  noch  schärfer  hervorgehoben. 
An  der  Zusammenkunft  von  Christiania  ist  das  neue,  daß  sie  eine 
Diskussion  der  französischen  Taktik  nicht  mehr  wie  früher  aus 
Neutralitätsgrunden,  sondern  im  Namen  der  sozialdemokratischen 
Taktik  zurückwies.  Die  versammelten  Gewerkschaftssekretäre 
haben  sich  herausgenommen,  der  C.G.T.  vorzuschreiben,  mit 
der  sozialistischen  Partei  gemeinsam  vorzugehen.  Hier  die  Reso- 
lution: »Die  internationale  Zusammenkunft  der  Delegierten  der 
Gewerkvereine  von  England,  Holland,  Belgien,  Dänemark,  Schwe- 
den, Norwegen,  Finnland,  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn  und 
Italien  haben  sich  von  neuem  mit  dem  Antri^  der  C.G.T. 
(Frankreich)  befaßt,  welcher  veranlassen  soll,  daß  auf  die  Tages- 
ordnung der  Zusammenkunft  der  Antimilitarismus  und  der  Gene- 
ralstreik gesetzt  werden.  Die  Zusammenkunft  wiederholte  die  in 
Amsterdam  angenommene  Resolution,  wonach  die  Aufgaben  der 
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internationalen  ZusainiKcnkünftc  sind:  über  die  Annähcruni^  der 
Berufsvereine  aller  Länder,  über  eine  einheitliche  Abfassuni,'  der 
Gewcrkschaftsstatistiken,  die  gcgenseitij^e  L  lUerstüt/.ung  im 
Lolinkaiupt  \uc  über  alle  die  ^gewerkschaftliche  Organisation 
der  Arbeiterschaft  unmittelbar  berührenden  Fragen  zu  bera- 
ten; aber  sie  schließt  von  der  Diskussion  aus  alle  theore- 
tischen 1  ra<^cn,  sowie  alle  die,  welche  die  Tendenzen  und  die  Tak* 
tik  der  Gewerkschaften  in  den  verschiedenen  Ländern  bctreflfen. 
Die  Zusammenkunft  hält  die  Fragen  des  Antimilitarismus  und 
des  Generalstreiks  für  solche,  welche  nicht  in  der  Kompetenz  der 
gewerkschaftlichen  Beamten  liegen,  sondern  deren  Lösung  aus- 
schließlich den  Repräsentanten  des  internationalen  Proletariats, 
den  internationalen  Sozialistenkongressen  zukommt,  um  so  mehr 
aU  diese  beiden  Fragen  den  Umständen  entsprechend  in  Amster- 
dam und  Stuttgart  entschieden  worden  sind.  Die  Zusammenkunft 
bedauert,  daß  die  C.G.T.  nicht  einsehen  will,  daß  die  Haltung 
der  internationalen  Konferenz  vollkommen  korrekt  war,  daß  sie 
diese  Haltung  zum  Vorwand  genonmien  hat,  um  unserer  inter- 
nationalen Organisation  fem  zu  bleiben.  Die  Zusammenkunft 
bittet  die  französische  Arbeiterschaft  inständig,  die  obigen  Fragen 
gemeinsam  mit  der  politischen  Otganisatton  ihres  eigenen  Landes 
zu  beraten  und  durdi  den  Anschluß  an  die  internationalen  Kon- 
gresse an  der  Lösung  dieser  Probleme  mitzuarbeiten  und  dann 
sich  der  internationalen  Gewerkschaftsorganisation  anzugliedern, 
um  gewerkschaftliche  Probleme  zu  lösen 

So  hat  die  Zusammenkunft  von  Christiania  klar  die  Wünsche 
der  nationalen  Gewerkschaftssekretäre  aufgedeckt,  die  eben  die 
Syndikate  der  sozialistischen  Partei  unterordnen  wollen.  Eine 
solche  Entscheidung  konnte  nur  im  offenkundigsten  Widerspruch 
mit  der  neutralen  Resolution  von  Amsterdam  angenommen  wer- 
den. Darauf  hat  Griffuelhes  in  einem  sehr  gut  belegten  Artikel 
hingewiesen^*);  man  hat  ihm  nicht  geantwortet 

Wir  können  nur  im  Vorübergehen  die  Diskussion  des  Kon- 
gresses über  die  Arbeitergesetzgebung  erwähnen.  Sie  bestätigt 
nur  die  Haltung  der  früheren  Kongresse.  Der  Kongress  lehnt  alle 
Gesetzesvorschläge,  die  vom  Geiste  des  sozialen  Friedens  einge- 
geben sind,  ab.  Wieder  wird  der  Plan  der  obligatorischen  Schieds- 
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gerichte  verurteilt,  ein  neuer  durch  die  Regierung  geplanter  Ent- 
wurf über  den  Kollektivkontrakt  wird  einj^^ehcnd  kritisiert.  Die 
Syndikalisten  wünschen  nur  AbmachunLicn  auf  kurze  Dauer,  sie 
sehen  in  den  langfristigen  Kontrakten  eine  Gefahr  für  den  Klassen- 
kampf. Vor  allem  ist  ihnen  ein  neuer  Plan  verdächtii,',  der  den 
durch  ^.jemischte  Kommissionen  festgesetzten  Arbeitsordnungen 
Gesetzeskraft  geben  soll.  Hier  ist  es  interessant  zu  beobachten, 
w  ie  die  gemischten  Kommissionen  auch  bei  dem  am  meisten  zur 
Reform  geneigten  französischen  Arbeiter  an  Gunst  verlieren.  Bei 
der  Zusammenkunft  des  Verbandskomitees  der  Fiäiraiion  du 
livre  mußte  der  Sekretär  Keufer  den  geringen  Erfolg  der  ge- 
mischten K Diinissioncn  in  den  Buchdruckerwerkstätten  zugeben 
und  das  IluiUiDi  officiel  de  la  Chambre  SyndicaU  typographique 
parisienne  vom  2.  Juli  1906  schreibt,  daß  die  gemischten  Kom- 
missionen sich  in  der  Krfahrung  nicht  bewühil  liaben.  Es  wird 
hinzugefügt  :  die  gemischten  Kominissionen  oder  die  Schiedsge- 
richte haben  der  Arbeiterklasse  nur  minimale  Konzessionen  des 
Untemehmcrtunis  gebracht,  nämlich  dann,  wenn  eine  Fortsetzung 
des  Kampfes  es  zu  mehr  gezwungen  hätte  \md  in  vielen  källcn 
wurden  diese  Konzessionen  nicht  beachtet,  wenn  keine  Arbeiter- 
organisation durch  ihre  Macht  ihnen  Gehorsam  erzwang.  Nur 
ein  Befreiungsmittel  gibt  es  für  das  Proletariat:  die  syndika- 
listische Organisation  und  nur  eine  WafTe,  um  eine  bessere  Lage 
zu  erkämpfen:  >Der  Streikt. 

Die  von  dem  Kongreß  zu  Amiens  angenommene  Resolution 
lautet  so:  im  HäibKck  darauf,  daß  die  Gesetze  über  die  obli- 
gatorischen Schiedsgerichte,  über  Gewinnanteil,  gemeinsamen  Ar- 
beitsvertrag, Vertretung  in  den  Industriekammern,  alle  zum  Ziel 
haben  die  Entwickelung  des  Syndikalismus  zu  hemmen  und  das 
Recht  auf  den  Streik  zu  ertöten,  die  Arbeiterklasse  zu  entzweien, 
indem  den  Staatsarbeitem  nicht  dieselbe  Freiheit  wie  denjenigen 
der  Privatindustrie  zuerkannt  wird;  im  Hinblick  femer  darauf,  daß 
der  Staat  als  Arbei^eber  den  Staatsarbeitem  ebensoviel  Freiheit 
wie  den  Arbeitern  der  Privatindustrie  gewähren  soll,  protestiert 
der  Kongreß  energisch  gegen  alle  Absichten,  die  die  Freiheiten 
der  Arbeiter  vernichten  oder  verringern  wollen.  Im  Hinblick  dar- 
auf, daß  das  neue  Recht,  welches  wir  anstreben,  und  welches 
durch  die  Arbeit  der  Syndikate,  der  Arbeitsborsen,  Arbeiterver- 
bänden und  die  C.G.T.  herbeigeführt  werden  soll,  nur  durch 
die  Arbeitskämpfe  auf  wirtschaftlichem  Boden  ermngen  werden 
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kann,  fordert  der  Koncfreß  die  CdT.  auf,  sobald  es  notwendig 
erscheint.  Lyes^u^i  jede  Absicht  zur  Unterdrückung  der  syndika^ 
Ustischcu  i\laion  eine  enerc^ische  Agitation  cmzaleiten. 

Ferner  muß  ich  noch  die  Kesokitionen  betrctTcnd  die  Agi- 
tation für  den  ^\chtstundcntag  und  den  AntimiHtarismus  er- 
wähnen. Die  materiellen  und  moralischen  Resultate  des  Kamp- 
fes für  den  Achtstundentag  ließen  eine  erneute  Aktion  und 
Organisation  notwendig  erscheinen.  Dem  Bundeskomitee  wurde 
die  Wahl  des  geeigneten  Moments  und  des  Vorgehens  über- 
lassen. Endlich  erneute  der  Kongreß  die  antimilitaristisclien  Kixnd^ 
gebungen  seiner  Vorgänger ;  in  einer  Resolution  wurde  unter  an- 
derem gesagt:  »bei  jedem  Streik  ist  die  Armee  für  das  Unter- 
nehmertum. In  jedem  europäischen  Konflikt,  bei  jedem  nationalen 
oder  Kolonialkrieg  wird  die  Arbeiterklasse  zum  Profit  des  Unter- 
nehmertums geopfert.« 

Wenn  ich  nun  noch  kurz  auf  die  zweite  Konferenz  der  Sek- 
tion der  Arbeitsbörsen,  die  am  17.  und  18.  Oktober  abgehalten 
wurde,  hinweise,  so  wäre  der  Kongreß  von  Amiens  erledigt.  Die 
vier  Fragen,  welche  die  Arbeitsbörsen  besonders  beschäftigten, 
wurden  besprochen:  nämlich  das  Viatikum,  die  Unabhängigkeit 
der  Börsen,  die  Stellenvermittlung  und  die  provinzielle  Organi- 
sation. Das  Problem  der  Reiseunterstützung,  das  die  früheren 
Kongresse  unentschieden  gelassen  hatten,  scheint  nun  seiner  Lö- 
sung nahe.  Noch  klarer  als  1904  wurde  der  Unterschied  festgelegt, 
der  zwischen  dem  Viatikum  der  nationalen  Industrieverbände  und 
dem  Viatikum  der  Arbeitsbörsen  besteht.  Das  eine  steht  dem 
andern  nicht  entgegen.  Ein  Kartensystem  soll  den  Mißbrauchen 
entgegenarbeiten.  Das  nötige  Geld  soll  durch  höhere  Umlagen 
aufgebracht  werden.  Da  vorerst  der  Zeitpunkt  der  Gründung 
einer  Zentralunterstützungskasse  nicht  günstig  war,  die  allen  Ar- 
beitsbörsen gemeinsam  sein  sollte,  überließ  die  Konferenz  den 
Börsen  die  lokale  Organisation  der  Unterstützung  der  Durch- 
reisenden. Seitdem  ist  das  Viatikum  in  einer  Reihe  von  Städten 
in  Kraft  getreten  und  die  Konferenz  von  1908  wird  zweifellos 
über  praktische  Resultate  zu  berichten  haben. 

Femer  wird  ein  Referendum  vorgesehen,  welches  jeder  Ar- 
beitsbörse die  Gel^enheit  geben  soll,  sich  über  die  besten  ihr 
zur  Verfügung  stehenden  Mittel  auszusprechen,  um  ihre  materielle 
und  moralische  Unabhängigheit  zu  wahren.  Mehrere  Delegierte 
sind  der  Ansicht,  daß  neben  den  Umlagen  die  Mehreinnahmen 
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der  Konsumvereine  reichliche  Hilfsquellen  sein  könnten;  die  Kon« 
ferenz  hält  einstimmi,L[  die  Einnahmen  der  Produktivgenossen- 
schaften für  zu  schwankend,  um  mit  ihnen  rechnen  zu  können. 

Der  Arbeitsnachweis  durch  die  Arbeitsbörsen  findet  eine 
Konkurrenz  in  dem  kommunalen  Arbeitsnachweis;  der  Konflikt 
zwischen  den  offiziellen  und  den  Arbeiterorganisationen  bleibt 
bestehen.  Die  Konferenz  entscheidet,  daß  der  Arbeitsnachweis 
der  Arl^eiter  seine  Autonomie  streng  wahren  und  sich  nicht 
in  den  Dienst  der  Gemeinde  stellen  soll,  wie  das  in  einigen 
Städten  geschehen  ist. 

Endlich  wird  noch  das  Problem  der  provimdellen  Organisation 
der  Arbeitsbörsen  behandelt,  das  sich  eng  mit  den  Organisations- 
sorgen der  Syndikalisten  berührt.  Um  die  Dezentralisation  der 
syndikaltstbchen  Aktion  recht  wirksam  zu  machen,  empfiehlt  die  * 
Konferenz  die  Gründung  starker  departementaler  Arbeiterverbände, 
für  die  die  Arbeitsbörsen  der  Departements-Hauptstädte  den  Kri- 
stallisationspunkt bilden  sollen.  So  wird  jedes  Gebiet  sich  selbst 
genügen  und  seine  eigenen  Kräfte  entwickeln  können,  ohne  von 
den  nationalen  Industrieverbänden  zu  viel  Hilfe  erwarten  zu  müssen. 
Auch  in  dieser  Kundgebung  tritt  der  föderalistische  Geist  wieder 
zu  Tage. 

2,  Stärke  und  sozialer  Einfluß  des  Syndikalismus. 

W'n  besitzen  keine  neuere  spezialisierte  Statistik  der  syndi- 
kalistischen Bewegung,  das  letzte  vom  Ministerium  des  Handels 
und  der  Industrie  heraus^eL^diene  Annuaire  des  Syndicats  gibt 
uns  nur  bis  zum  1.  Januar  1905  Aufschluß.  W  ir  halten  uns  zu- 
erst an  diese  leider  veraltete  offizielle  Statistik  und  werden  dann 
versuchen,  sie  durch  neuere  Quellen  zu  ergänzen. 

Ehe  wir  die  die  C.G.T.  betreffenden  Zahlen  wiedergeben, 
wird  es  gut  sein,  die  Hauptzahlen  der  allgemeinen  Gewerkschafts- 
statistik zu  kennen.  Die  folgende  Tabelle  gibt  das  Anwachsen 
der  Gewerkschaften  und  ihrer  Mitglieder  von  1898  bis  1905  an: 


Im  Jahre  Z*hl  der  GewerkscbafteD  Zahl  der  organisierten  Arbeiter 

1898  »324  437  793 

1899  9361  41976t 

1900  2685  491 647 

1901  3287  588  832 

1902  3679  614 173 
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Im  Jahre  Zahl  der  (.fcwerkschaflen  Zahl  der  organiäierlen  Arbeiter. 

1903  3934  643757 

1904  4227  715576 

1905  46^5  78  i  344 

Unter  den  715576  Organisierten  von  1904  waren  59708 
Frauen.    Für  1905  <?ibt  das  Annuaire  die  Zahl  nicht. 

Seit  dem  Erscheinen  des  ..\nnuaire  für  1905  hat  das  Rullttin 
de  rOffice  du  Iravail  mitgeteilt,  daß  die  Zahl  Her  Organisierten 
im  Jahre  1906  stark  an^i^a^ wachsen  ist  und  850000  übersteigt. 

Die  Verbände  der  Arbeitcrorij;anisationen,  seien  es  lokale, 
provinzielle,  departementale  oder  nationale,  haben  sich  so  ent- 
wickelt : 

Jilir  Zahl  der  Syndikatsverbände. 

iSqS  94 

1899  76 

1900  73 

1901  95 
1903  I30 

1903  138 

1904  156 

1905  15* 

Die  158  Verbände  uinlaßten  am  i.  Januar  1905  681863  Mit- 
glieder. 

Die  Arbeitsbörsen,  die  bis  1905  auf  1 14  gestiegen  waren, 
hatten  1906  nach  dem  Bericht  des  Sekretärs  der  Arbeitsbörsen 
die  Zahl  135  erreicht.  Hier  die  Ent Wickelung  von  1898  bis  1905: 

Jahr  Arbeitsbörsen 
1898  5» 
1800  54 
1900  57 

1902  83 

1904  110 

1905  it4 

Die  IT4  Arbeitsbörsen  (1905)  umfaßten  2360  Syndikate  mit 
377  561  Mit:^lieilrrn. 

Das  Verhältnis  der  Organisierten  zu  der  Gesamtarbeiterschaft 
stellt  sich  wie  folgt: 
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Gewerbe  SjndikAte  Gcsamt- 

Oigenisiextea  aibeitenchaft 


Land-  u.  Forstwiitschaft,  Fiicherei, 


ITA 

43  *"4 

llf*r<Tn9ii 

V 1  c  (-'et  U 

"j  I 

IQ  11t 

7y  ^11 

kl i C 1 1 1 U <  U V 1 1  c 

47 

7  ooy 

14,10 

^0  "750 

7 

lOQ 
1  VW 

28  ITC 

23  Ö57 

19,70 

Hinte  n.  Felfe 

29  2  CO 

ifi  19 

379 

79  "7" 

BeUeidnng  a.  Reinigung 

834 

31573 

4.93 

Kolzvttarbeiamg  n.  MObcIindnatrie 

334 

14  630 

10,91 

Metallvewbeitmig 

55« 

903s« 

15.53 

Indostiie  4*  Steine  n.  Erden 

155 

14  30s 

9.81 

Baugewerbe 

713 

52  480 

10^06 

Handel  u.  Verkehrsgewerbe 

689 

221  683 

14,33 

Häusliche  Dienste 

Si 

11  042 

».34 

Freie  BeruTe 

89 

1  %  420 

8>14 

zusammen 

4625 

781  344 

Die  Tabelle  der  von  den  Syndikalisten  geschaffenen  Einrich- 
tungen vom  I.  Janoar  1905  gibt  folgende  Anhaltspunkte: 

von  Syndikaten    von  Syndikats- 


gegründet 

verbinden 

Arbeitfloacliweise 

96t 

95 

FachbibUothekeii 

1059 

136 

Hilfskassen 

816 

9 

Streikkassen 

690 

16 

Rei  seun  t  e  rstfltzong 

653 

37 

Fachüchulen  u.  Kurse 

34S 

4» 

< jeMTcrbeausstclIungen  u.  Konkurrenzen 

37 

Verschiedene  Vcröffcntlichongen;  BoUetins,  Zeit- 

schriften, JabrbOciicr. 

86 

44 

OffensichtUch  sind  diese  Zahlen  sehr  unvollständig.  Das 
Mißtrauen  der  Syndikate  gegen  den  Urheber  der  Statistik,  das 
Ministerium  des  Handels  und  Gewerbes  und  die  mangelnde 
Uebung  der  mit  den  Erhebungen  betrauten  Beamten  erklären 
zur  Genüge  den  nur  relativen  Wert  dieser  Statistik. 

Der  C.G.T.  rechnet  das  Annuaire  des  Syndicats  für 
1905  347062  Mitglieder  für  die  Sektion  der  Industrieverbände  zu 
und  567696  Mi^lieder  für  die  Sektion  der  Arbeitsbörsen. 
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Da  in  der  Tat  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Syndikaten  sich 
den  Arbeitsbotsen  eingeschlossen  haben  ohne  einem  natk>nalen 
Industrieverband  beigetreten  zu  sein,  ist  nicht  anzunehmen,  daß 
in  den  beiden  Sektionen  der  C.G.T.  genau  dieselben  Menschen 
wieder  enthalten  sind.  Man  darf  wohl  die  Zahl  der  um  die 
zentrale  Organisation  gruppierten  Arbeiter  auf  500000  schätzen. 

Wenn,  man  andererseits  bedenkt,  daß  die  offizietlen  Stati- 
stiken notwendigerweise  Irrtümer  enthalten,  daß  sie  viele  ver- 
schwundene,  angebliche  oder  kaum  lebensfähige  Syndikate  ein- 
schließen, daß  auch  einige  gelbe  Syndikate  vorhanden  sind,  so  wird 
man  zu  der  Ansicht  kommen,  daß  die  C.G.T.  die  sehr  große 
Mehrzahl  der  organisierten,  ja  man  kann  wohl  sagen,  die  Gesamt« 
heit  der  aktiven  Organiserten  enthält 

Auf  dem  Kongreß  von  Amiens  umfaßte  die  CG.T.  beinahe 
die  Gesamtheit  der  nationalen  Industrieverbände  und  der  Arbeits- 
börsen.  64  Verbände  und  135  Arbeitsbörsen.  Nimmt  man  die 
Einnahmen  der  beiden  Sektionen  zusammen,  so  beläuft  sich  das 
Jahresbudget  der  C.G.T.  auf  50000  Franken.  Diese  Zahl  bt 
nicht  hoch  aber  wir  dürfen  nicht  vergessen,  daß  die  Aufgat»en 
der  C.G.T.  ja  nur  in  der  allgemeinen  Propaganda  liegen.  Von 
diesen  50000  Franken  werden  die  Sekretäre,  die  Bureau-  und 
Korrespondenzkosten  bezahlt. 

Hier  ist  eine  Liste  der  hauptsächlichen  nationalen  Industrie- 
verbände, wieder  für  1905. 


Verband 

Zahl  d.  angeschl. 
Syndikate 

Mitglieder 

SO 

12  815 

Landaii  i  i!«.  t  des  Südenä 

127 

13  586 

Möbelarbeiter 

48 

3  370 

Baiiarbeiter>Syndikate 

4St 

6  US 

Holmbeicer-Syndiktte 

83 

12  371 

FriseurgebflfeQ-Syndiltate 

3« 

4978 

Natioaal-SjrndjkBt  der  Biscnbahnarbeitcr 

4>  253 

Haut«  u.  FelUIndttstrie 

53 

39a» 

Beamte 

36 

15714 

Lithographen 

28 

2634 

Mechaniker 

55 

8  5"? 

Seeleute 

26 

Mctallarbeiur 

183 

28474 

Musiker 

23 

4  198 

Metallgießer  nnd  Former 

9» 

7566 

KommotMlarbeitcr 

7 

4  »57 
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Verband 


Zahl  d.  a:ij,'csrhi. 
Syndikate 
168 


Mitglieder 


10783 


7  000 

■4  545 
12  350 

3800 
10610 

33419 

3663 

3573 

4  «47 


Wenn  auch  seit  1905  kein  neues  Annuaire  erschienen  ist, 
so  hat  doch  das  Office  du  Travail  allgemeine  Angaben  ge- 
macht; wir  geben  als  Ergänzung  unserer  Statistik  die. zuletzt  ver- 
öffentlichten. Das  BuUetin  de  toffice  du  Travail  vom  November 
1907  gibt  die  Zahl  der  Arbeitersyndikate  vom  i.  Januar  1907 
auf  5322  an  und  die  Zahl  der  Organisierten  auf  896  012.  In 
folgenden  Departements  übersteigt  die  Zahl  der  organisierten 
Arbeiter  10000:  Seine  293893,  Nord  87065,  Rh6ne  33506,  Bou- 
ches  du  Rhöne  30073,  Pas  de  Calais  29536,  Loire  28792,  Gi- 
ronde  27899,  Seine  Inf£rieure  26515,  H^rault  15019,  Gier  12548, 
Loire  Inf6rieure  12532,  Finist6re  12 120,  Alpes  Maritimes  11064, 
Is6re  10779,  Sa6ne  et  Loire  10670,  Var  10381.  —  Nur  79260 
Arbeiterinnen  waren  organisiert. 

Es  gab  187  Syndikatsverbände  mit  3675  Syndikaten  und 
752362  Mitgliedern,  und  13 1  Arbeitsbörsen  mit  2586  Syndikaten 
und  455790  Mitgliedern.  Die  Fortschritte  der  C.G.T.  seit  1906 
fallen  ins  Auge.  Es  ist  ihr  unter  andern  gelungen,  wie  wir  es 
oben  schon  erwähnt  haben,  ein  eigenes  Haus  zu  erwerben,  la 
maison  des  F^d^rations;  sie  hat  eingesehen,  daß  dies  vor  allem 
nötig  sei  und  hat  mit  beträchtlicher  Mühe  die  Arbeiterverbände, 
welche  das  der  Gemeinde  gehörige  Haus  der  Arbeitsbörse  ver- 
las<icn  haben,  dazu  bewogen  sich  unabhängig  zu  etablieren;  und 
dadurch  hat  sie  der  französischen  Arbeiterschaft  ein  ermutigendes 
Ik'ispiel  gegeben.  In  der  maison  des  federations  befinden  sich 
eine  Verbandsdruckerei,  eine  Bibliothek,  ein  Ambulanz  für  Arbeits- 
unfälle und  weiter  soll  ein  großer  Versammlungssaal  eingerichtet 
werden,  der  für  Massenzusammenkünfte  und  Kundgel)ungen  der 
Arbeiter  bestimmt  ist.  Des  weiteren  unternimmt  sie  zur  Zeit 
eine  große  EnqucLc  über  die  ArbeitsbediUi^üngea  iu  I  rankieich. 
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Der  Beschluß  des  Kongresses  von  Bourges  von  1904,  ein 
Verbandsabzekhen  zu  schaffen  ist  ausgeführt  worden.  Heute 
benutzen  die  Verbände  und  Syndikate  in  ihren  Publikationen, 
Zirkularen,  Briefen  usw.,  dieses  Erkennungszeichen.  Die  Vignette 
stellt  eine  Weltkarte  dar,  auf  der  sich  über  die  Grenzen  der 
Länder  und  über  die  Ozeane  hinweg  zwei  Hände  brüderlich  in> 
einander  schließen  mit  dem  Motto:  > Wohlergehen  und  Freiheit< 
(bien-6tre  et  libert^).  Um  die  moralische  Einigkeit  der  syndi- 
kalistischen Bewegung  zu  erleichtem  hat  die  C.G.T.  Musterstatuten 
herausgegeben.  Wir  geben  hier  die  einleitenden  Worte  als  be- 
zeichnendes Dokument  wieder: 

»Im  Hinblick  darauf,  daß  der  einzelne  Arbeiter  der  Ausbeutung 
deren  Opfer  er  ist,  nicht  gewachsen  ist,  daß  andererseits  es  ein 
Irrtum  wäre,  unsere  Befreiung  von  den  Regierenden  zu  erwarten, 
da  diese  selbst,  auch  wenn  wir  an  ihre  guten  Absichten  glauben, 
nichts  entscheidendes  tun  können,  weU  eine  Verbesserung  unseres 
Schicksals  mit  einer  Abnahme  der  Regierui^sgewalt  verknüpft 
ist,  im  Hinblick  darauf,  daß  infolge  der  modernen  Industrie 
und  durch  die  logische  Unterstützung,  welche  die  öffentliche  Ge- 
walt den  Inhabern  des  Eigentums  und  der  Produktionsmittel  ver- 
leiht, ein  ständiger  Antagonismus  zwischen  dem  Kapital  und  der 
Arbeit  besteht,  $0  daß  zwei  ganz  unterschiedene  und  unversöhn- 
liche Klassen  sich  gegenüberstehen:  auf  der  einen  Seite  diejenigen, 
welche  das  Kapital  besitzen  und  auf  der  andern  Seite  die  Produ- 
zenten, welche  alle  Güter  schaffen,  da  das  Kapital  sich  nur  aus 
dem  durch  die  Arbeit  geschaffenen  Mehrwerte  zusammensetzt  — , 
müssen  es  sich  die  Proletarierer  zur  Pflicht  machen,  den  Grund- 
satz der  Internationalen  auszuführen:  Die  Befreiung  der  Arbeiter 
muß  durch  die  Arbeiter  selbst  geschehen. 

Im  Hinblick  darauf,  daß  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  das 
Syndikat  die  brstc  ( )rganisationsfoi'm  ist,  da  es  eine  Interessenver- 
einiyuiiL;  darstellt,  welche  die  Ausgebeuteten  gegen  den  gemeinsam^ 
Feind,  den  Kapitalisten  zusammenschheßt;  da  es  aus  eben  diesem 
Grunde  alle  Produzenten,  w  elcher  politischen,  oder  philosophischen 
Meinung  sie  auch  seien,  in  sich  zusammenschließt. 

Im  Hinblick  darauf,  daß,  wenn  das  Syndikat  in  einer  be- 
dauerlichen Isoliertheit  verbliebe,  es  denselben  verhängnisvollen 
Irrtum  wie  der  vereinzelte  Arbeiter  beginge  und  so  den  Grund- 
satz der  Solidarität  entgegenhandeln  würde,  ist  es  notwendig, 
dass  zuerst  alle  Arbeiter  sich  in  einem  Syndikat  zusammenschließen 
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und  nachdem  dieser  eiste  Schritt  geschehen  ist.  das  syndikalistische 
Werk  vollenden,  indem  sie  ihr  Syndikat  ihrem  lokalen  Verband 
oder  Arbeitsbörse  anschließen  und  durch  Vermittlung  ihres  natio- 
nalen Verbandes  der  C(i.l\ 

Nur  so  werden  die  Arbeiter  mit  Erfolg  gegen  ihre  Unter- 
drücker kämpfen  k<innen,  bis  die  !,ohnarheit  und  das  Unternehmer- 
tum vollständig  verschwunden  sein  werden.« 

3.  Der  französische  Syndikalismus  und  die 

Partelen. 

Der  Einfluß  der  C.G.T.  auf  das  soziale  Leben  Frankreichs 
im  Lauf  der  letzten  Jahre  ist  eine  historische  Tatsache  von  nicht 
zu  unterschätzender  Tragweite.  Zum  ersten  Male  haben  sich  nach 
dem  Vorbild  der  Arbeitersyndikate  zwischen  den  allmächtigen 
Staat  und  den  in  seiner  Vereinzelung  verlorenen  Bürger  soziale 
Gruppen  geschoben,  welche  die  kollektivistische  Aktion  wieder  zu 
Ehren  und  die  traditionellen  politischen  Beziehungen  umge- 
worfen haben.  Bei  den  Volksmassen,  die  nur  noch  zu  sich  selbst 
recht  Vertrauen  haben,  scheint  der  Glaube  an  die  repräsentative 
Regierung  stark  erschüttert.  Man  hat  deshalb  von  einer  Staats- 
krisis gesprochen'^).  Das  Wort  ist  nicht  zu  stark:  der  Staat  ist 
nicht  mehr  die  schützende  Vorsehung,  von  der  das  Glück  des 
Volkes  kommt  und  die  deshalb  über  eine  absolute  Macht  ver- 
fügen muß.  Die  sozialen  Gruppen  erheben  sich  als  Rivalen,  die 
entschlossen  sind,  seine  Vormundschaft  abzuschütteln,  seine  Macht 
zu  beschneiden,  seine  Befugnisse  zu  beschränken. 

Eines  der  bemerkenswertesten  Beispiele  dieser  sozialen  Grup- 
penbildung nach  syndikalistischem  Vorbild  war  die  neuerliche 

^)  Die  Revue  (frlther  Revne  desRevues)  hat  in  der  Nummer  vom  15.  April 
190S  die  Resultate  einer  EnqoCte  Aber  die  »Machtlosigkeit  des  Parlamentaiismns« 
verSfTentUcht,  in  welcher  hervorragende  Politiker,  frllhere  Minister,  Soziologen  u.  s.w. 
sich  ftoflem.  IMese  Enquete  hat  in  übeiraschendem  MalSe  g^elgt,  wie  ernst  die 
gegenwilTtige  politische  Krise  Männern  wie  z.  B.  M.  Poincarri  erscheint.  Der  frUhere 
Finanzminister  schreibt:  »Das  politische  Mandat  hat  man  in  eine  gut  bezahlte  An- 
stellung für  Deputierte  und  Senatoren  umgewandelt.  Das  öffentliche  Leben  wird 
so,  fln<>tatt  eine  Sache  der  neNnm'hcit  711  5;ein,  das  Monopol  einzelner.  Wir  müssen 
den  Politikern  die  Politik  ciitrcilien.  denn  wi_ii:i  sie  sie  monopoli<iieien,  wird  Krank- 
reich  eines  Tages  v(.ii  <kr  itarlamcntarischLri  Ftcilicit  gcnng  haben  und  die  cäsari- 
schen Instinkte  in  sich  wach  werden  tüiticn.  Immer  mehr  maßen  sich  die  Depu- 
tierten an,  den  Verwaltungen  zu  kommandieren,  ihre  Gttnstlinge  und  Verwandten 
onteizabringeni  die  Baieans  mit  ihren  Kreaturen  ta  bevGlkemc. 

41' 
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Aktion  der  Weinbauern  des  SiidiMis.  Die  bäuerlichen  Massen 
haben  sich  infolge  des  unm-heuren  durch  die  Unverkäuflichkeit 
des  Weines  verursachtim  l'Jendis  Lienen  die  öffentliche  Gewalt 
erhoben,  die  sie  für  die  stratlus  gebUcbi  nen  Üctiügereien  vci ant- 
wortlich machten  und  ihre  parlamentarischen  Vertreter  für  abge- 
setzt erklärt.  Zuerst  schien  es,  als  sei  diese  Rmvegung  nur  eine 
AeuÜerung  der  beim  politisciu-n  Kuhhandel  nicht  aul  ihre  Konten 
gekommenen  und  tler  Selbsthilfe  unfähii^en  anspruchsvollen  Wähler- 
schaft. AbiM-  die  Weinl>auern  des  Südens  rufen  nicht  mehr  unter 
l.)r(jhun^en  den  Staat  um  liilfe  an;  sie  scheinen  beslrcl)t  zu  sein, 
sich  zu  organisieren  und  halben  eine  Defensiv^ruppe  :  >Confedera- 
tion  des  Viticulteurs'  (Ülik,  der  Weinbaucrnj  nach  dem  Vorbtid 
der  C.G.T.  gegründet,  l^.s  wäre  unvorsichtig,  in  diesem  Augen- 
bUck  darin  mehr  als  ein  Symptom  zu  .sehen  und  wir  können  nicht 
wissen,  was  aus  diesem  Versuch  erwachsen  wird.  Aber  die  Tat- 
sache ist  darum  nicht  weniger  bedeutungsvoll :  der  Syndikalismus 
scheint  durch  sein  Beispiel  den  Sinn  für  die  direkte  Aktion,  die 
gemeinsame  Initiative,  die  persönliche  Anstrengung  zu  wecken. 

Am  meisten  hat  vielleicht  die  Beamtenwelt  den  sozialen  Be- 
obachter durch  ihr  syndikalistisches  Vorgehen  überrascht.  Man 
ahnt  nicht,  wie  sehr  der  französische  Beamte  die  bloße  Sache 
der  Politiker  ist.  Die  Willkür  herrscht  in  den  meisten  Zwmgen 
der  Verwaltung :  fast  überall  hängt  das  Avancement  und  die  Er« 
nennungen  vom  guten  Willen  der  Machthaber  ab.  Es  durfte  wohl 
scheinen,  als  ob  ein  aus  solchen  Praktiken  hervorgegangenes  Be- 
amtenkorps nach  wie  vor  das  Gros  der  politischen  Kliqimwirt- 
schaft  bilden  würden.  Aber  grade  als  Reaktion  gegen  diese  Ge- 
pflogenheiten der  Verwaltung  haben  sich  nach  dem  Muster  der 
Arbettersyndikate  Beamtensyndikate  gebildet.  Sie  haben  sich  vor* 
genommen,  ihre  Arbeit  ganz  nach  beruflichen  Vorschriften,  ohne 
Rücksicht  auf  außenstehende  Autoritäten  einzurichten  und  so 
die  Macht  des  Staates  einzuschränken,  wie  es  die  Arbeiter  mit 
der  Macht  des  Unternehmers  tun. 

Die  Bewegung  hat  mit  den  Angestellten  im  Post«  und  Tele- 
graphenwesen angefangen :  große  Streiks  der  unteren  Angestellten 
sind  mehrfach  in  Paris  au^ebrochen ;  die  Vereinigungen  der  Post- 
und  Telegraphenbeamten  sind  in  ihren  Drohungen  gegen  die  öf- 
fentliche Gewalt  immer  kühner  geworden  und  haben  mit  uner- 
müdlicher Eindringlichkeit^*)  das  Recht  auf  Organisation  gefordert 

Der  neuerliche  Kongreß  des  nationalen  Syndlkfttes  der  Post-,  Telcgi*- 
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Dieses  Recht  würde  ihnen  das  Streikrecht  ebenso  wie  den  Ange« 
sti  Ilten  der  Privatindustrie  geben  und  sie  vor  den  Repressalien 
der  Regierun<^  schützen. 

Dann  sind  die  Lehrer  gekommen  und  das  hat  die  Politiker 
am  meisten  beunruhigt.  Der  Lehrer  war  in  Frankreich  unter  der 
dritten  Republik  der  Wahlagent  par  exccllence.  Die  herrschenden 
Parteien  beauftragten  ihn  mit  der  Verbreitung  der  offiziellen  poli- 
tischen Ideen  und  der  Rekrutierung;  der  Wähler.  Auf  dem  Land 
bildete  er  die  Opposition  gegen  den  Pfarrer,  den  Vertreter  der 
Reaktion.  Und  nun  hat  mit  einemmal  der  Lehrer,  der  früher 
ebenso  sehr  Agent  der  Zentralgewalt  als  Schulmeister  war,  den 
Ehrgeiz,  sich  der  politbchen  Herrschaft  zu  entzieht  n,  die  Verwal- 
tung des  Elementarunterrichtes  nur  nach  sachlichen  Gesichtspunkten 
EU  ordnen  und  seinen  Vereinigungen  die  Form  des  Syndikates  zu 
geben.  Diese  Lehrersyndikate  mußten  sehr  bald  die  Feindselig- 
keiten der  öffentlichen  Gewalt  fühlen.  Man  duldet  die,  welche 
in  den  letzten  Jahren  entstanden  sind,  aber  es  ist  verboten,  neue 
zu  begründen.  Die  Sympathie,  die  sie  der  C.G.T.  bekundet  haben, 
ist  schuld  an  dieser  Haltung  der  Regierung.  Auf  ihrem  Kongreß 
zu  Nantes  vom  29.  März  1906  hatten  sie  in  der  Tat  den  Anschluß 
an  die  C.G.T.  beschlossen  und  ihre  Entscheidung  sehr  charakte- 
ristisch folgendermaßen  begründet: 

»Im  Hinblick  darauf,  daß  die  C.G.T.  die  lebende  und  han- 
delnde Verkörperung  der  Solidarität  des  Proletariates  ist;  daß 
sie  das  unentbehrliche  Bindeglied  zwischen  allen  syndikalisti- 
sehen  Oiganisationen  ist;  im  Hinblick  darauf,  daß  die  I^hrer 
wie  alle  anderen  Lohnarbeiter  Forderungen  an  ihren  Arbeit- 
geber, den  Staat  als  Unternehmer,  haben,  daß  sie  die  These 
der  Regierung,  die  zwischen  dem  Verwaltungsproletariat  und 
den  Lohnarbeitern  der  Privatindustrie  eine  Schranke  aufrichtet, 
nicht  anerkennt,  daß  durch  den  Anschluß  an  die  C.G.T.  die 
proletarische  Solidaritätspflicht  erfüllt  wird,  daß  die  Arbeiter- 
syndikate bei  jeder  Gelegenheit  die  Forderungen  der  Staats- 
angesteliten  unterstützt  haben,  erklären  wir  uns  für  den  An- 
schluß an  die  C.G.T.« 

phcn-  und  Tclcphon-Unterbeamtcn  Frankreichs,  der  am  20.  und  21.  April  190S  iu 
Paris  «bgehtiten  wurde,  hat  seinen  AnscbluS  an  die  CG.T.  in  einer  Resolution 
erklirt,  die  derjenigen  der  auf  Seite  639  im  Texte  folgenden  des  Lehrerkongresses 
von  Nantes  wOrtlich  nacbgebiidet  ist. 


Digitized  by  Google 


640 


Hubert  Lagardellc, 


Dieser  Beschluß  wurde  alludinj^s  nicht  avis^ctVihri,  I>cr  Ver- 
band der  Lehrersyndikatc  hat  vor  einij^cn  Mtjnatcii  beschlossen, 
sich  dein  C.tj.l.  nicht  anzugliedern.  Man  hat  eingesehen,  wie 
unrichtig  es  wäre,  die  Bewegung  der  Lehrer  der  eigentlichen 
Arbeiterbewegung  genau  gleichzustellen  und  begriffen,  daß  für 
die  Beamten  die  beste  Art  der  Aktion  nicht  einfach  in  einer  ge- 
treuen Nachbildung  der  äußeren  Formen  der  Arbeiterorganisatio- 
nen, sondern  im  Verstöndius  ihres  Geistes  liegt.  Man  hat  also 
beschlossen,  die  Lehrerorganisationen  zum  autonomen  Handeln 
zu  erziehen,  das  ohne  Zweifel  von  den  Methoden  der  Arbeiter 
beeinflußt,  aber  entspiechend  angepaßt  sein  wird.  Schon  der 
kürzlich  vom  16.  bis  18.  April  1908  in  Lyon  von  syndikalistischen 
Lehrern  abgehaltene  Kongreß  hat  versucht,  diesen  Bestrebungen 
eine  praktische  Sanktion  zu  geben  und  den  syndikalistischen  Leh- 
rern ihre  spezielle  Aufgabe  vorgezeichnet.  Der  Kongreß  ist  dem 
Problem  näher  getreten,  den  Elementarunterricht  im  Einverständ- 
nis mit  den  Arbeiterverbänden  und  den  Bedürfnissen  der  Arbeiter 
entsprechend  zu  organisieren.  Hier  ist,  wie  man  sieht,  der  alte 
Gedanke  des  Verbandes  der  Arbeiterbörsen  zugleich  von  den 
Lehrern  und  Arbeitern  wieder  aufgenommen.  Der  Kongreß  von 
Lyon  hat  beschlossen,  diese  Frage  sowohl  in  den  Arbeitsbörseo 
als  den  Lehrersyndikaten  emsthaft  zu  beraten  und  1909  einen 
Kongreß  zu  berufen,  der  die  praktischen  Folgerungen  aus  dieser 
Enqu6te  ziehen  soll.   Hier  die  Resolution: 

»Im  Hinblick  darauf,  daß  die  Reorganisation  des  Elementar- 
unterrichtes das  Ergebnis  der  gemeinsamen  Arbeit  der  Sachver« 
ständigen  (Lehrer)  und  der  Zunächstbeteiligten  (Familienväter) 
sein  soll ;  daß  diese  gemeinsame  Arbeit  nur  durch  die  Vereinigung 
der  besonders  dazu  Beauftragten  der  korporativen  Gruppen  aus* 
geführt  werden  kann,  beschließt  der  Kongreß  der  Lehrersyndikate, 

1.  daß  zu  Ostern  1909  ein  aus  Delegierten  der  Arbeiterver- 
bände und  der  Lehrerverbände  zusammengesetzter  gemischter 
Kongreß  stattfinden,  daß  dieser  Kongreß  einen  Plan  zur  Reor- 
ganisation des  Elementarunterrichtes  ausarbeiten  soll, 

2.  daß  lokale,  dcpartementale  und  provinzielle  Kommissionen, 
die  aus  regelmäßig  von  ihren  Verbänden  entsandten  Lehrern  und 
Arbeitern  zusammengesetzt  sind,  die  Vorarbeiten  für  den  Kongreß 
übernehmen, 

3.  daß  die  Syndikate,  sobald  die  Mittel  der  Lehrersyndikate 
und  der  Arbeitsbörsen  es  erlauben  werden.  Musterschulen  gründen, 
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an  ^enen  vor  allem  die  v\ct;cn  ihrer  Ansichten  gemaßregeiten 
syndikalislischen  Lehrer  angestellt  werden  sollen. 

Diesem  I>eis])icl  sind  andere  lk\imtenkate;.;orien  L^efolL;!,  so 
daß  wir  in  1 'raiikrcich  eine  wahrhafte  Umwälzung  im  Staatsniecha- 
nismus  erleben.  Die  otfentlichc  Gewalt  ist  vnn  iMircht  ert(rifTcn 
und  wütet.  Zuerst  hat  die  Ke^ierunL;  alle  Ueamle ,  die  sich  der 
syndikalistischen  Propaganda  schuldig  machten,  endassen  ;  dann 
brachte  sie  einen  Gesetzentwurf  RfejiTen  die  lleamtensyndikatc  ein. 
Dieser  Entwurf  ist  sehr  iiait  und  sieht  für  die  BeanUen,  die  Syn- 
dikate gründen  oder  ihnen  beitreten,  strenge  Straten  vor.  Mehr 
war  nicht  nCttig,  um  gegen  die  Regierung  heiligen  Protest  zu  ent- 
fachen. Anfang  1907  prangte  auf  den  Mauern  von  Paris  und 
anderer  großer  Städte  ein  Plakat  mit  der  Aufschrift:  > Offener 
Brief  an  Herrn  Clemenceau«,  die  Koniites  der  größten  Beamten- 
organisationen hatten  unterschrieben.  Einige  Zitate  werden  den 
angeschlagenen  Ton  kennzeichnen:  »Wir  werden  nie  die  Gültig- 
keit eines  Kontralctes  zugeben,  der  unsere  Freiheit  vernichtet. 
Denn  die  Freihnt  ist  in  unseren  Augen  nicht  bloß  ein  metaphy- 
sischer Begriff,  eine  inhaltslose  Abstraktion,  ein  Wort,  das  im 
Klassenkampf  prostituiert  wird.  Wir  haben  eine  unmittelbare  In- 
tuition der  Freiheit,  sie  ist  uns  etwas  Persönliches  und  wohnt  der 
Ausübung  des  Rechtes  tnne.  —  An  unserm  Recht  aber  ist  nicht 
zu  deuten.  Für  uns  hat  die  Idee  des  Kontraktes  nichts  mit  der 
Idee  der  Autorität  und  Regierung  zu  tun.  Wir  sind  nicht  Dele- 
gierte  der  Zentralgewalt,  Agenten  der  vergeltenden  und  Polizei- 
macht, sondern  Arbeiter,  gewöhnliche  Produzenten  und  wollen  als 
solche  behandelt  sein.  —  Sie  sprechen  uns  von  Politik,  Staats- 
raison,  Herr  Präsident  des  Staatsrates.  Wir  sprechen  Ihnen  von 
der  Industrie.  Für  uns  ist  der  Staat  ein  Unternehmer  wie  jeder 
andere.  Zwischen  ihm  und  uns  soll  einfach  ein  Austausch  von 
Leistungen  stattfinden,  weiter  nichts.  Er  zahlt  uns  ein  Gehalt, 
wir  verkaufen  ihm  unsere  Arbeit,  aber  wir  wollen  unsere  Frei- 
heit, unsere  Unabhängigkeit  bewahren,  Herr  unserer  Arbeitskraft, 

unseres  einzigen  und  alleinigen  Gutes  bleiben  Im  Altertum 

war  der  Sklave  sozusagen  an  den  Mühlstein  seines  Herrn  gekettet. 
Heute  ziehen  Sie  vor  uns,  unter  dem  Vorwand,  daß  der  Staat 
industriell  geworden  ist,  an  die  Staatsmaschine  zu  ketten.  Die 
Untemehmergewalt  verdoppelt  sich  hier  durch  die  zwingende  po- 
litische Gewalt.  Die  Willkür  des  Staates  kommt  zum  Privileg  des 
Arbeitgebers  dazu.  Man  droht  uns  nicht  nur  mit  Absetzung,  mit 
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Entlassung,  sondern  man  will  uns  auch  noch  Geld-  und  Gefäng^- 
nisstrafcn  zudiktieren.  —  Welche  Ironie  I  Der  Staat  wird  immer 
unversöhnlicher,  seine  1'yrannei  immer  unleidlicher  und  alle  Tage 
spricht  man  uns  von  Fortschritt!  —  Als  Verteidiger  des  Kapitals 
und  seiner  Privilegien  verbieten  Sie  uns  den  Eintritt  in  die  Ar- 
beitsbörsen.  Weil  dort  die  Arbeiter  über  die  Grundlagen  der  so- 
zialen Organisation  ratschlagen.  Aber  das  ist  ihr  Recht  und  es 
ist  auch  das  unserel ....  In  unseren  entsprechenden  Vereinigungen 
werden  wir  immer  wieder  die  Routine,  das  Parasttenwesen  und 
die  Günstlingswirtschaft  bekämpfen,  vor  allem  aber  das  Eindringen 
der  Politik  in  die  öffentlichen  Dienste.  Denn  dieses  Htneindringen 
nimmt  dem  ganzen  Personal  die  Schaffensfreudigkeit;  es  tötet  das 
Anstandsgefühl  und  den  Sinn  für  Initiative;  es  lähmt  jeden  Willen; 
es  erniedrigt  die  Charaktere.  Es  setzt  das  berufliche  und  mora- 
lische Niveau  aller  herab.  Die  Arbeiterschaft  des  Staates,  der 
Departements,  der  Kommunen  weiß,  daß  wenn  sie  die  Ausübung 
ihrer  syndikalistischen  Rechte  ebenso  wie  die  Arbeiter  der  Privat- 
industrie fordert,  sie  darauf  hinarbeitet,  die  gegenwärtige  Verwal- 
tungsanarchie durch  eine  rationellere  und  bessere  Organisation 
der  öffentlichen  Arbeiten  zu  ersetzen  und  daß  sie  mit  ihren  eigenen 
auch  die  Interessen  der  Produktion  verteidigt.  —  Wir  wollen  den 
abstrakten,  ideellen,  enzyklopädischen  Unterricht  des  Staates  er- 
setzen durch  einen  praktischen,  konkreten,  der  den  wirklichen 
Bedürfnissen  der  verschiedenen  Votkskreise  und  der  Produzenten 
entspricht:  wir  wollen  den  Kindern  die  Liebe  zur  Arbeit  geben, 
denn  die  bisher  unterdrückte,  beraubte,  mißachtete  Arbeit  mtiß 
das  neue  Ideal,  das  Prinzip  jeder  Tugend,  das  Kitt  der  modernen 
Gesellschaft  werden  . . .  < 

Das  Auftreten  dieser  neuen  Oiganisationsformen,  die  die 
Staatsgewalt  bedrohen,  hat  die  politischen  Parteien  sehr  beunruhigt. 
Einerseits  haben  fast  alle  die  Formen  der  syndikalistischen  Aktion 
gemißbilligt,  andererseits  aber  haben  sie  da  eine  neue  Macht  ge- 
sehen, die  hesser  ist  zu  benützen  als  zu  bekämpfen.  So  kommt 
es,  daß  in  der  Kammer,  wo  (außer  von  den  revolutionären  So- 
zialistni)  di(  C  G  T.  fast  einstimmig  verdammt  wurde,  doch  aus 
den  sehr  zalilreichen  Reden,  die  der  Syndikalismus  veranlaßt  hat, 
hervorgeht,  daß  die  Parlamentarier  glücklich  wären,  mit  der  Ar> 
beiterbewegung  zu  paktieren.  Besonders  die  von  Deschanel  am 
8.  Mai  1907  gehaltene  Rede  war  dafür  der  beste  Beweis:  der 
berühmte  Politiker  konnte  sich,  bei  aller  Kritik  der  revolutionären 
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Tendenzen,  nicht  genufj  für  das  Prinzip  der  beruflichen  Gruppen- 
bildung begeistern.  Und  diesen  Seelenzustand  trifft  man  in  allen 
politischen  Milieus  an. 

Die  katholischen  Parteien  setzen  die  syndikalistischen  Fragen 
immer  mehr  auf  die  Tagesordnung  und  ihre  Kongresse  verbringen 
ihre  beste  Zeit  mit  derartigen  Beratungen. 

Man  könnte  fast  behaupten,  daß  dies  der  einzige  gemeinsame 
Zug  ist,  der  die  verschiedenen  katholischen  Fraktionen,  von  den 
»Sillon« -Gruppen  bis  zu  denen,  die  Herr  de  Mun  und  seine 
Freunde  inspiriert«  zusammenhält.  Die  religiösen  Erziehungsanstal- 
ten behandeln  diese  Probleme  in  ihren  oberen  Klassen  und  neuer- 
dings haben  die  Direktoren  der  großen  Seminare  auf  ihrem  Kon- 
greß beschlossen,  ihre  ganze  Sorgfalt  auf  diesen  Punkt  zu  kon- 
zentrieren, damit  die  jungen  Priester,  wenn  sie  einmal  Pfarrer  sind, 
sich  mit  der  sozialen  Bewegung  befassen  können. 

Um  den  Arbeiterorganisationen  ihre  Sympathie  zu  beweisen 
und  sie  in  friedliche  Bahnen  zu  lenken,  haben  die  herrschenden 
radikalen  und  radikal-sozialistischen  Parteien  ein  Arbeitsministerium 
(Minist^re  du  Travail)  gegründet.  Und  in  ihrem  Trachten  nach 
dem  Vertrauen  des  Proletariates  haben  sie  es  einem  ehemaligen 
Mitglied  der  Partei  der  vereinigten  Sozialisten  (Parti  Socialiste 
Unifi^)  Viviani  anvertraut.  Er  hat  sofort  mit  den  gemäßigten 
Elementen  des  Syndikalismus  Beziehungen  anzuknüpfen  gesucht, 
hat  Dekorationen  und  Subventionen  verteilt  und  auf  jedem  Wege 
versucht,  wenigstens  einen  Teil  der  Syndikate  für  sich  zu  gewinnen. 
Sein  Ziel  ist,  dem  Einfluß  der  C.G.T.  entgegenzuarbeiten. 

Ihrerseits  ist  die  Sozialistenpartei  dahin  gelangt,  ihre  Sym- 
pathie für  die  C.G.T.  zu  betonen.  Auf  dem  Kongreß  von  Nancy 
im  August  1907  wurde  mit  verstärkter  Dringlichkeit  der  schon 
auf  dem  Kongreß  von  Limoges  (1906)  ausgesprochene  Wunsch 
wiederholt,  der  syndikalistischen  Bewegung  keinerlei  Schwierig- 
keiten zu  bereiten.  Die  ehemaligen  Theorien  der  Guesdisten  von 
der  Unterordnung  der  Arbeiters3nidikate  unter  die  Partei  sind 
wieder  einmal  abgelehnt  worden  und  der  Sjmdikalismus  ist  als 
eine  der  Partei  zum  mindesten  gleichkommende  Größe  anerkannt 
worden.  Dies  sind  symptomatische  Konzessionen,  die  der  Zwangs- 
lage, in  der  sich  die  parlamentarischen  Sozialisten  befanden,  der 
C.G.T.  mehr  Rechnung  zu  tragen,  entsprangen. 

Die  Resolutionen  des  französischen  Sozialistenkongresses  in 
Nancy^  die  sich  viel  mit  den  antimilitaristischen  und  syndikalisti> 
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sehen  Thesen  tlcr  C.G.T.  l)<  sch;i!tii»tcn.  >ollti  ii  i  ini?fe  Tage  <1ar- 
auf  den  internationalen  Sn/ialistLnkungrcß  in  Sluitj^att  in  Auf- 
regung hrinj^cn.  Man  kann  wohl  s.i^i^cn,  dal.s  diese  französischen 
sozialistischen  Anuä^c  den  I  lauptinhall  der  JJcballc  bildeten,  ich 
werde  im  letzten  rci!  dieser  Studie  die  gefrciiw artige  Verwirrung 
in  den  sozialistischen  Ideen  untersuchen,  es  sei  aber  gleich  hier 
festgestellt.  (lal>  der  indirekte  luntluß  des  Syndikalismus,  der  sich 
inStuttp.art  durch  die  tVaiizösischc  Sozialistenpartei  geltend  machte, 
die  Situation  im  richtigen  Licht  erscheinen  ließ. 

Auch  im  Anarchistenlager  ist  durch  den  französischen  Syn- 
dikalismus die  Verwirrung  nur  noch  größer  geworden,  das  hat 
der  internationale  Anarchtstenkongreß  von  Amsterdam  im  At^fust 
1907  gezeigt.  Die  große  Mehrheit  steht  im  Innersten  aus  Grün- 
den, die  ich  oben  entwickelt  habe,  der  neuen  Bewegung  feindlich 
gegenüber.  Es  genügt,  um  sich  davon  zu  überzeugen,  die  Rede 
des  berühmten  italienischen  Anarchisten  Malatesta  zu  lesen,  der 
die  Uebcrzeugtmg  der  Mehrzahl  seiner  Genossen  zum  Ausdruck 
brachte.  Und  die  den  Syndikalismus  betreffenden  Resolutionen 
zeigen  nur,  dafi  der  Anarchismus,  wie  die  anderen  Parteien,  die 
Arbeiterbewegung  für  seine  eigene  Propaganda  nutzbar  machen 
will.  Eine  kleine  Minorität  von  Anarchisten,  deren  Hauptvertreter 
besonders  die  französischen  Delegierten  Monatte  und  Dunois 
waren,  bekannten  sich  ganz  zum  Syndikalismus,  wie  ihn  der  An- 
trag auf  dem  Kongreß  von  Amiens  festgestellt  hat.  Aber  sie 
blieben  mit  einigen  anderen  isoliert  und  die  traditionellen  Theo- 
retiker sehen  sie  mehr  oder  weniger  als  Ungläubige  an.  Und  zur 
Zeit  verdoppelt  die  Zeitschrift  Les  Temps  Nom*eaux  mehr  denn  je 
ihre  Angriffe  auf  den  Syndikalismus,  aus  deren  Schärfe  man 
entnehmen  kann,  daß  die  Anarchisten  noch  weniger  als  die  parla- 
mentarischen Sozialisten  geneigt  sind,  der  Arbeiterbewegung  ihre 
Unabhängigkeit  zu  verzeihen'^. 

")  Siehe  rr<)t(>k<j!l  des  Anarchistenkongrcsse^  von  Amsterdam,  August  1007 
(Paris,  M.  L)clc;>;ille  Odit.  l'joS).  Hier  tinisjc  Aiisziitje  au«,  der  Rede  Malalcstas; 
.Mviniiitc  isi  zu  dem  Schluß  i;ekuinmcn,  daß  der  Syndiknlismus  für  die  soziale  Re- 
volu(ii)ti  nulwtiidi^  und  ^'eniiyciul  ist.  Mit  andern  \\  urica  hat  Monaltc  erklärt, 
U  a  (>  sich  der  Syndikalismus  selbst  genügt.  Das  ist  meiner  Ansicht 
nach  eine  absolut  falsche  Doktrin,  die  ich  hier  bekämpfen  will.  . . .  Ich  vrill  keine 
(Ot«n  Syndikate,  weil  ich  keine  gelben  will.  Ich  will  im  Gegenteil  Syndikate, 
die  für  alle  Arbeiter,  welcher  Ansicht  sie  auch  seien,  weit  offen  sind,  absolut  nea« 
trale  Syndikate.  Ich  bin  für  die  aktivste  Teilnahme  an  der  Arbeiterbewegong.  Aber 
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Ks  bleibt  mir  noch  übrig,  den  llinfluß  des  Syndikalismus  auf 
das  französische  Unternehmertum  festzustellen.  Unsere  Unterneh- 


ich  bin  vor  sllem  im  latereise  unmer  Propagrada  dafür,  deren  Wirkungskreis  da- 
durch betrMchtlich  erweitert  würde.  . . .  Dagegen  beben  die  Sydikalisten  die  Ten- 
denx,  aus  dem  Mittel  einen  Zweck  au  machen,  den  Teil  für  das  Ganze  au  nehmen. 
Und  so  kommt  es,  dafi  in  den  Köpfen  einiger  unserer  Kameraden  der  Syndikalis- 
mtts  nach  und  nach  zu  einer  neuen  Doktrin  wird  und  die  Existens  des  Anarchismus 
selbst  bedroht.  Und  selbst  wenn  er  sich  mit  dem  recht  unnützen  Beinamen  »rcvo- 
lutionftr«  T^chrnückt,  so  ist  und  wird  der  Syndikalismus  niemals  etwas  anderes  sein 
als  eine  gesetzliche  und  konservative  Bewegung  ohne  anderes  erreichbares  Ziel  —  und 
das  auch  nur  zur  Notl  —  als  die  Verbesscnincf  der  Arhcit«;be<ltn5^».ini,'t'n.  .  .  .  fWh 
nun  7um  Schluß.  Ich  bedauerte  früher,  <l;il>  ila  Ucuus^cn  ^>icll  voii  dtr  Arl  ciur- 
beweguijg  icrn  halten.  Heute  bedaurc  ich,  dalS  viele  von  uns  dem  andern  E.xircm 
Yeifallcn  und  sich  von  diese?  Bewegung  ganz  absorbieren  lassen.  c 

Um  dieses  Thema  abzuschlieflen,  leann  Ich  nichts  besseres  tun,  als  folgendes 
vom  belgischen  Anarchisten  Thonar  nach  dem  Amsterdamer  Kongreß  in  seinem 
Joanial  »L'Insurg^«  (5.  Jahrg.,  2.  Serie,  No.  4)  veröffentlichte  Scbiiftstflck  wieder^ 
geben: 

Vergleichende  Tabelle. 

Neo- syndikalistische  Prinzipien.    Anarchistische  Prinzipien. 

Die  sociale  Frage  ist  eine  Arbeiter-  Die  soziale  Frage  ist  eine  Mensch- 
frage, beitsfrage. 

Der  Feind  ist  der  Reprisentant  der  Der  Feind  ist  der  Repräsentant  der 
anderen  Klasse.  Autorität,  welcher  Klasse  er  auch  ange- 

hören möge. 

Der  Fortschritt  liegt  in  der  Fntwickc-  Oer  Fortschritt  lio.;t  in  der  Kniwicke» 
lung  des  K  1  a  s  s  e  n  b  c  w  u  b  t  sc  i  n  s.       jung  des  BcwulMsenis  als  Mensch. 

Der  Ausgangspunkt  istda:»  Der  Ausgangspunkt  ist  das 
Kollektiv  interessc.  individuelle  Interesse. 

Die  Karopfesgruppcn  schließen  sich  Die  Kampfesgruppen  schliessen  sich 
nach  materieUen  Interessen  zusammen.     nach  der  Uebereinstimmnng  der  philoso« 

phisdien  Ansichten  zusammen. 

Die  Gesellschaft  der  Zukunft  wird  durch      Die  Gesellschaft  der  Zukunft  wird  von 
Produzentengru[)pen,  die  sich  den  Be>   der  Gesamtheit  im  Hinblick  auf  die  Kon- 
dürfnissen der  Produktion  entsprechend   sumtion  geleitet, 
spezialisieren,  geleitet. 

Die   derzeitigen  Syndikate       Keinerlei  konstituierte  Gruppe 
werden    die   V  e  r  w    )  t    n      der    wird  die  Geselliichaft  verwalten, 
Gesellschaft  in  dieHand  neh-    es  seien  denn  Gruppen,  für  deren 
man.  Zusammengehörigkcitsprinzip 

sich  heute  noch  keine  endgültige 
Formulierung  finden  lißt. 


Digitized  by  Google 


646 


Habest  Lagardellep 


mer  sind  bekanntlich  wenipf  organisiert  und  haben  immer  Angst 
vor  der  gemeinsamen  Akiiuii  gehabt.  Hat  wenigstens  der  Syn- 
dikalismus in  ihnen  den  Wunsch  sich  zu  oi  i^anisieren  und  sich 
gemeinsam  zu  vftteidii,a-n  ^^cwcckt;  Es  scheint,  als  ob  eine  sehr 
hcnicrkbarc  Bewegunj^  in  diesem  Sinne  entstände,  aber  um  sie 
zu  beurteilen,  ist  sie  noch  zu  neu.  Deshalb  begnüge  ich  mich 
vorerst,  sie  aufzuzeigen  und  auf  ihre  wahrscheinliche  Bedeutung 
hinzuweisen.  Sofort  nach  dem  i.  Mai  1906  hatten  einige  j^oße 
Unternehmer  der  Metallindustrie  wie  de  Dion  (Automobilfabrik 
in  Puteaux  bei  Paris)  die  Initiative  ergriffen,  um  eine  allgemeine 
Konföderation  des  Untemehmertums  zu  gründen;  aber  der  Plan 
war  zu  weit  gefaßt  und  scheiterte.  Nicht  In  dieser  einheitlichen 
Form  vollzieht  sich  die  Organisation  der  französischen  Unterneh- 
mer :  in  jedem  einzelnen  Industriezweig  werden  täglich  Versuche 
zu  ständigen  Uebereinkommen  gemacht  und  in  diesem  Sinn,  kann 
man  wohl  sagen,  ist  die  Tendenz  zur  Gruppenbildung  sehr  stark. 
Die  letzte  derartige  Manifestation  war  der  lock-out»  den  die  Bau« 
Unternehmer  in  Paris  im  April  1908  —  übrigens  ohne  Erfolg  — 
versucht  haben  über  ihre  Arbeiter  zu  verhängen. 

Um  die  Untemehmerorganisationen  sicherer  beurteilen  zu  kön- 
nen, muß  man  wissen,  daß  viele  Arbeitgeber,  anstatt  den  offenen 
Kampf  aufzunehmen,  es  mit  der  List  versucht  haben  —  ohne 
großen  Erfolg.  Viele  von  ihnen  haben  sich  ungeheure  Opfer  auf- 
erlegt, um  die  »gelben  Syndikate«  zu  unterstützen,  die  den  »roten 
Syndikaten«  entgegenarbeiten  sollen.  Sie  wollen  lieber  einiges 
Geld  ausgeben,  um  Zeitschriften  und  Agitatoren  zu  unterstützen, 
die  Zwiespalt  in  die  Arbeiterklasse  bringen  sollen,  als  Streiks  zu 
riskieren  oder  die  syndikalbtischen  Anforderungen  zu  ertragen. 
Wir  glauben  nicht,  daß  sie  bis  jetzt  viel  Gelegenheit  zur  Freude 
an  dieser  »gelben«  Bewegung  gehabt  haben,  deren  Bedeutung 
gleich  Null  ist,  eben  weil  sie  künstlich  gezüchtet  ist.  Es  mag 
wohl  sein,  daß  eines  Tages  die  meisten  Arbeitgeber,  welche  die 
Gelben  unterstutzen,  finden  werden,  daß  diese  Anlage  unvorteiI> 
haft  und  für  das,  was  sie  einbringt,  zu  teuer  tst^^). 

I)er  ciko  nomisc!'e  Fatalismus  der  .Syn-       1 'ic    aii.irclnsiischc  Art   des   I  Mikens 
dikalc  orduet   den   L«edanken   der  Tat    ordnet  die  Tat  dem  Gedanken  unter, 
unter. 

Der  SyttdikttlismtM  ist  semeot  Wesen  Der  Anaich^miw  ist  nicht  refonni- 
nach  refonnistisch.  stiscb. 

^)  Es  ist  SU  schwer,  eine  Statistik  der  gelben  Syndikate  zu  geben ;  die  Fflluer 
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Wie  dem  auch  sei,  die  Syndikalisten  wünschen  von  ganzem 
Herzen  die  Schaffung  einer  Kampfesorganisation  der  Unternehmer, 
die  alle  Unternehmerorganisationen  zusammenfassen  würden*"). 
Sie  glauben,  daß  dadurch  der  Klassenkampf  ins  Licht  gerückt 
wird  und  daß  dann  auch  das  Proletariat  sich  seiner  selbst  be- 
wußter wird.  Sie  ziehen  ein  Unternehmertum,  das  entschlossen 
ist,  seine  Rechte  zu  verteidigen  und  das  Proletariat  ofTcti  als  Feind 
behandelt,  einem  philanthropischen,  wohltätiL^cn  und  falschen 
Unternehmertum  vor.  Die  Zukunft  wird  kund  tun,  ob  ihre  Hoff- 
nungen bcrechtij^^t  sind. 

Diese  kurze  .Ski/zc  wird  trotz  ihrer  Unvollkommenhciten  ^e. 
nügen,  um  ilem  deutschen  Leser  einen  al]q:emcinen  BeL^ritf  der 
Tendenzen  des  französischen  Syndikalismus  zu  geben.  Am  Schluß 

übertreiben,  um  eben  die  Üniernthmer  davon  ru  üherzeusjen,  flnß  ihr  CielH  nicht 
verioren  ist.  Dtni  Haupt  der  Gelben,  dem  ehemaligen  revuiutionären  Suziali:»tcn 
Piene  Bi^try,  dem  es  gelungen  ist,  sich  zum  Imputierten  tob  Bwst  wSblen  zu 
lAsce»,  ieit  von  frflberen  gelben  Agitatoren  vorgeworfen  worden,  er  stehe  im  Dienet 
der  reaktionären  und  klerikalen  Parteien. 

Wir  wollen  der  Ktirioaität  halber  hier  auch  den  Unprang  der  Beseichntmg 
»die  Gelben«  berichten«  Behn  großen  Streik  in  Montcean-les-Mines  im  Jahr  1901 
trennten  sich  die  Arbeiter,  die  für  einen  Vergleich  wrucn,  vom  Syndikat  nnd  bil- 
deten das  sogenannte  Syndikat  No.  2.  Die  Sircikendeu,  dunen  dies  als  Verrat  er- 
schien, griffen  in  ihrem  Zorn  das  Cafe,  wo  die  Dissidenten  sich  versammelten,  an 
und  zertrümmerten  alle  P'cnsterscheiben.  Am  anderen  Tn«;  wurden  die  Löcher 
mit  gelbem  Paj>ier  verklebt  und  dif  Mit'^;iie«ier  cles  s  .  miikLiic^  N  >  2.  hießen  von 
jetzt  ab  spüttweise  »die  Gelben«.  Seitdem  heibcii  alle  dem  l  niuiuchmcrtum  freund- 
lich gesinnten  Syndikate  so.  (S.  Gallien,  »Ce  quc  sont  les  jaones«,  Paris,  1907, 
23  S.  p.  6.) 

Wir  glauben  nicht,  daß  die  vomAnnuarie  des  Syndicats  den 
Untemehmervcrbättden  beigemessene  Bedeutung  begründet  ist.  Viele  sind  Fiktionen 
oder  kaum  üttig ;  nur  eine  kleine  Zahl  ist  wirklich  aktiv.  Doch  geben  wir  hier  die 
offiziellen  Zahlen. 


UntemchmerYerblnde 


Mitgltedersahl 


1904 
1905 


i8y8 
1899 


1903 


JOOO 


190^ 


1894 

2157 

2382 

2609 

2757 
2947 
3102 


189  514 

151  624 

I5S  300 

170  030 
185  099 

205  463 
236  830 
353  036 
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dieses  licschi  (  ihcndcn  Tt-ilcs  meiner  Arbeit  kann  ich  nicht  dring- 
lich ^enug  auf  die  Tatsache  hinweisen,  daß  die  lk  \ve;4uni;,  deren 
Verlauf  ich  geschildert  habe,  eine  junge  Bewegung  ibt,  die  sich 
von  Anlang  an  kühn  behauptet  hat.  die  aber  noch  eine  unge- 
heure positive  Ar) K  it  /u  leisten  hat,  um  wirklich  sie  selbst  zu 
sein.  Man  kann  sie-  lu  iite  mehr  nach  dem  was  sie  anstrebt,  als 
nach  dem  was  sie  tut.  beurteilen. 

Welchen  Weit  hat  sie  vom  Standpunkt  der  sozialen  I.nt- 
wickclung  aus?  Welche  (iedankengänge  hat  sie  in  der  j)hiI():-M- 
phischen  Betrachtung  angeregt:  Das  bleibt  mir  noch  festzustellen 
übrig  und  damit  wird  sich  der  dritte  Teil  dieser  Studie  be- 
schättigcn. 
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Die  Soziallehren  der  christlichen  Kirchen. 

Von 

ERNST  IKOELTSCH. 

m.  Artikel*). 

3.  Der  Frühkatholizistnus  (Fortsetzung). 

Hat  in  allen  bisherigen  Dinj^en  die  Kirche  nach  anfänglicher 
scheuer  Zurückhaltung^  die  bestehenden  Verhältnisse  mit  dem  ICin- 

drinii^rn  in  die  C)ber<-chicln  strii^end  anerkannt  und  nur  in 
ihren  ethisch  bedenkHchen  Spitzen  rc:,niliert,  jedenfalls  aber 
vorher  wie  nachher  auf  eine  Umwandlung;  des  sozialen  Systems 
nie  ;^edrun«;en,  so  ist  das  anders  bei  dem  innersten  Kern  des 
Systems,  der  Familie*^).  Hier  ist  die  Gestaltung  der  Ver- 
hältnisse so  cn^  mit  der  jeweiHi^en  WertunLj  und  Auffassun«^  des 
persi  inhchen  Lehens  verbunden,  tkiß  hier  die  Durchfiihi  un;^  des 
Ick  als  notwendi-  cinj^irifen  und  widerstrebende  Verhältnisse  um- 
formen muß.    Freilich  ist  auch  die  Familie  mit  der  patriarcha- 

•  Siehe  S.  1  und  292  dieses  Bandes. 

Vgl.  >fnr!nnne  WVhf^r,  Khffrnti  nnd  Miitfcr-.  iS()-  107,  der  ich  riim  Teil 
wörtlich  folg».  1 'a-^  j.eili-.iaittliye  kiichiitlic  i.ticicciit  isi  r:tili<!i  hier  nirl  '  ''>.iück- 
sichtigt.  ZsclLiiiiak,  Der  Dienst  <lcr  Fxau  ia  deu  ersten  Jahrhumkrtcn  der  Kirche, 
1902,  Donaldson,  »Woman,  her  posttion  in  ancicnt  Grccce  and  Rom«  «nd  among 
the  early  CbrisUans«,  London  1907.  Ueber  die  Ableitung  der  patriarchatiscfaen 
Rechtsfom  ans  dem  SflndenfoU  s.  Overbeck  >Sbtaver«i«,  S.  198  nach  Chrysosto* 
mos,  ans  der  NatunreTschiedenheit  »ach  Angustin,  S,  200.  —  FOr  die  Slellttng  der 
Frau  )S4  charakteristisch  das  »Witwenamtc  und  seine  Entwickelang.  UrsprAnglidi 
sin«l  die  Witwen  eine  Art  weiMiclirr  Presbyter,  beteiligt  an  den  Kiirhenimtern 
und  mit  religiösen  Funktionen  der  L nti nveisun»^  betraut  neben  Funktionen  der 
Armenpflege.  Mit  der  Ent w ickclnng  des  Aiut^liL^rilfLS-  vcrs^chwinden  die  Witwen 
hinter  den  Diakoni"-«;en  iiml  inK  der  «ücic^L iiiIlii  Askese  hiriler  den  Jungfrauen  d.  h. 
den  Enlhalf^iameii.    DIl  \er.>clnuudel  au»  der  Kirchenregicrung  und  die  Dia- 

konisse wird  eine  niedere  Kultdicuerin.  Die  beilsvermittelnde  Funktion  des  Meß- 
opfers darf  eben  keine  Fraa  volltichen;  hier  gilt  das  (apokryphe)  Ilenrenwort;  das 
Schwache  wird  durch  das  starke  gerettet  Uhlhorn  I,  159—171, 
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lischcn  Manncsherrvchatt  und  dem  Zvvani;  des  Klicirclucs  (>rst 
eine  Köllme  des  Siindcntalles,  wie  alles  Recht  und  aller  Zwang, 
der  an  Stelle  tiei  xoUen  inneren  l"reiht*it  des  I  i  Standes  getreten 
ist.  Andere  freilich  leiten  aus  der  Art  der  Erschallunj:^  der  pAa  die 
naturnolwendige  Unterordniinr?^  der  Krau  al);  immerhin  ist  Auch  die 
Herrschaft  des  Mannes  erst  durch  di  n  l'hich  hei  lier  Austreibung 
aus  dem  Paradiese  begründet.  Aber  hier  hat  doch  die  hü^^ung 
in  das  mit  der  Welt  Gewordene  ihre  sehr  engen  Grenzen.  Das 
Ideal  der  Monogamie,  der  voreheHchen  Keuschheit  für  Frau  und 
Mann,  der  ehelichen  Treue,  der  fürsorglichen  ethischen  und  reli- 
giösen Kinderzucht,  die  Verwerfung  jeder  Regulierung  der  Be- 
völkerungszahl durch  Aussetzung  oder  künstliche  Stertlisierung  wird 
sofort  nach  innen  von  der  Gemeinde  aufs  strengste  gefordert  und 
wird  dann  nach  der  Verstaatlichung  der  Kirche  nach  Möglichkeit 
zu  einer  allgemeinen  Grundlage  auch  der  Gesellschaft  überhaupt  ge- 
macht, teils  durch  kirchliche  Einwirkung  in  kirchlichem  Recht,  6uß> 
Ordnung  und  Disziplin,  teils  durch  Beeinflussung  des  staatlichen  Rech- 
tes. Die  monogamische  Familie  ist  nach  der  von  der  Bibel  ausgehen- 
den Geschichtsphilosophie  der  Kirche  der  Anfang  der  Gesellschaft 
und  des  Staates,  der  aus  Ausbreitung  von  der  Familie  her  entstanden 
ist;  sie  ist  bei  den  Heiden  in  die  äußerste  Verwirrung  und  Ver- 
kehrung der  Anschauungen  über  sexuelles  Leben  geraten  und 
wird  von  den  Christen  als  Grundlage  einer  reinen  und  besseren 
Lebensordnung  radikal  gereinigt,  wobei  sie  in  die  äußeren  Formen 
des  bestehenden  Eherechtes  nur  unter  fortwährenden  Kämpfen 
sich  fügen  kann.  Wie  weit  die  Veränderungen  des  römischen 
Eherechtes  in  der  byzantinischen  Zeit  auf  chnstUche  Einflüsse  steh 
zurückführen,  ist  vielfach  umstritten.  Es  ist  »ein  stetiger  Kampf 
zwischen  den  höchsten  Idealen  des  Christentums — Zulassung  nur  der 
Vollehc  und  nur  als  einer  unauflöslichen  Verbindung  —  und 
den  Motiven  der  weltlichen  Gesetzgebung,  welche  zwar  an  der 
Festigung  der  Familie  interessiert  war,  aber  auch  auf  die  fest 
eingewurzelten  Gewohnheiten  der  sozial  herrschenden  Schichten 
Rücksicht  nehmen  mußte,  c  Zu  den  letzteren  gehörte  der 
römische,  stets  monogamische,  öffentlich  erklärte  Konkubinat  und 
der  Vertragscharakter,  damit  auch  die  freie  Löslichkeit  der  legitimen 
Vollehe.  Konstantin  verbietet  das  Pellikat,  die  außereheliche 
Verbindung  eines  verheirateten  Mannes,  erschwert  das  Konkubinat 
durch  Ungültigkeitserklärung  aller  Schenkungen  und  Testamente 
des  Konkubinanten  an  seine  Genossin  und  seine  Kinder.  Bei  den 
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chiistiichcn  NachfolL,^c!  n  treten  Bestrebungen  hervor,  die  Löslich- 
keit der  Ehe  durch  Einschränkung  der  Schcidungs^ründe  zu  er- 
schweren und  durch  strengere  Beschränkung  der  l'rau  aufs  Haus 
für  die  giüBerc  Reinheit  der  Ehe  zu  sorgen.  Die  Respektierung 
der  Sklavenfamihcn,  deren  Ausbreitung  gleichzeitig  durch  die  aus 
wirtschaftlichen  Gründen  erfolgende  Umwandelung  der  Sklaven 
in  Hurige  und  Kolonen  und  durch  das  Interesse  an  ihrer 
Vermehrung  durch  l'"f)rti)flanziinj^  gefördert  wird,  gelingt  es 
durchzusetzen ,  die  Sklavenfamilien  dürfen  nicht  beliebig  aus- 
einander gerissen  werden.  Die  justinianeische  Gesetzgebung  ist 
dann  ein  durch  staatliche  und  wirtschaftliche  Interessen  stark 
mitbedingter  Kompromiß :  Gestattung  des  Konkubinats  mit  mög- 
lichster Annäherung  an  die  legitime  Ehe,  Aufhebung  der  Standes- 
ungleichheit als  Ehehindemis,  Erschwerung  der  Ehescheidung  mit 
möglichster  Betonung  des  von  der  Kirche  allein  gebilligten  Schei- 
dungsgrundes des  Ehebruchs  und  dadurch  im  Prinzip  der  Bruch 
mit  der  Vertragsfreihett  in  Ehesachen,  Erhöhung  des  Schutzes 
der  Sklavenehe,  indem  Sklavenkinder  bei  Freilassung  die  Erb-' 
rechte  ehelicher  Kinder  erhalten«  Einschränkung  der  patria  po- 
testas  zu  Gunsten  der  Vermögensfähigkeit  der  Hauskinder  und 
der  Fähigkeit  der  Frau  zur  Vormundschaft  über  ihre  Kinder, 
besseres  Erbrecht  der  Frau  gegen  den  Mann  und  der  Kinder 
gegen  die  Mutter.  Ihre  strenge  Lehre  über  die  Ehescheidung 
und  ihre  Verwerfung  des  Konkubinats  hat  die  Kirche  jedoch 
nicht  durchgesetzt. 

Neben  diesen  Wirkungen  des  kirchlichen  Familiengedankens 
stehen  dann  freilich  die  ganz  anderen  der  christlichen  Askese 
und  des  Virginitätsideals.  Diese  schon  bei  Paulus  hervortrietende 
Zwiespältigkeit  der  christlichen  Sexualethik  führt  unter  der  Ein* 
Wirkung  der  Askese  imd  des  Mönchtums  zu  einer  grotesken  Hoch- 
schätzung der  Geschlechtsenthaltung  und  zu  den  bekannten  Lehren 
über  die  Gefährlichkeit  und  Minderwertigkeit  der  Frau,  die  frei- 
lich der  gereizten  Mönchsphantasie  und  nicht  der  Idee  des 
Christentums  entstammen.  Auch  ist  die  Kehrseite  nicht  zu  ver- 
gessen, daß  die  Virginität  der  Frau  und  das  Nonnenwesen  an* 
dererseits  auch  eine  Schätzung  und  Stelltmg  der  unverheirateten 
Frau,  zugleich  eine  Wirksamkeit  und  einen  Einfluß  weiblichen 
Geisteslebens  mit  sich  bringt,  die  wiederum  der  Stellung  und 
dem  Verständnis  der  Frau  zu  gute  kommen.  Die  Wirkung  jeden- 
falls ist  eine  ungeheure,  die  Virginität  erscheint  oft  geradezu  als 

Aicfaiv  flir  Sosliüfrineascluft  und  SonttlpoUtik.  XXVI.  3.  4< 
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das  Christentum  schlechthin,  Methodius  travestiert  Platons  Syui- 
posion,  «las  hohe  I.ied  auf  die  Männerhebe  und  die  metaj>hy- 
sischo  Bedeutung  des  Schönen,  in  eine  Unterhaltung  enthaltsamer 
JuHi^frauen  über  göttliche  Dinge.  Später  durchdringt  dann  das 
Mönchtum  geradezu  alles  und  zieht  wenigstens  den  Klerus  unter 
seine  Regeln,  soweit  es  geht.  Die  augusteischen  Sti alLjesctzc 
gegen  Ehelosigkeit  werden  zu  seinen  Gunsten  autgehoben.  Es 
ist  mit  Sicherln  it  zu  vermuten,  daß  die  erschreckende  und  plötz- 
liche Ausbreitung  des  Mischt  ums,  ■/..  H.  in  Aegypten,  nocli  andere 
als  bloß  ideelle  Gründe  haben  muß,  und  klar,  daß  das  nicht  der 
Geist  des  Evangeliums  ist  *'^).  Alkin  für  die  alte  Christenheit  hat 
es  doch  die  allgemeine  ]3edeutung  zu  zeigen,  daß  ihr  eigentlicher 
Geist  der  der  Weltentsagung  ist  und  nicht  der  der  Weltreform, 
und  daß  diese  Entsagung  eine  Umformung  der  Weltindifferciu 
des  Evangeliums  ist.  Dabei  ist  aber  gleich  wichtig,  daß  die  re> 
ligiös  geweihte  Ehe  voJlständig  gleichbereditigt  und  nicht  etwa 
als  Inkonsequenz  daneben  hergeht  Sie  ruht  auf  den  Schöpfungs- 
bedingungen und  göttticher  Einsetzung.  Nicht  die  asketische 
Sexualethik,  sondern  eine  Spaltung  der  Sexualethik  in  eine  aske- 
tische und  in  eine  die  Natur  heiligende  Richtung  nebeneinander 
ist  das  Charakteristische  der  christlichen  Ethik  bei  ihrer  weiteren 
Ausbildung.  Hierin  ist  die  Entwickelung  der  Sexualethik  typisch 
für  die  der  ganzen  altchristlichen  Ethik.  Es  ist  nicht  eine  Kon« 
Zession  der  ursprünglichen  und  wesentlichen  Askese  an  die  Nator, 
sondern  nur  in  einer  solchen  Spaltui^  der  Grundtriebe  konnte 
das  christliche  Ethos  bei  Umfassung  der  großen  Weltverhältnisse 
sich  ausleben.  Der  die  Naturbasis  anerkennende»  aber  um  des 
überweltlichen,  bald  eintretenden  Zieles  willen  verkürzende  Herois- 
mus ist  nur  für  die  Zeit  des  ersten  Kampfes  und  der  ersten  Hoff- 
nung in  kleinen  weltfremden  Gemeinden  möglich.  In  den  Ver- 
wickelungen des  großen  Gesellschaftslebens  treten  beide  aus- 
einander; dabei  wird  das  eine  weltfömiig,  das  andere  asketisch. 

Nahe  mit  der  Familie  berührt  sich  die  Sklaverei  sofern 
es  sich  um  die  Haussklaven  handelt**).   Hier  herrscht  im  Bc- 

*^)  Ueber  wirtschaftliche  Gründe  s.  Uhlhorn  I,  234;  e»  ist  die  Flucht  in  die 
Freiheit  aas  Steuerdraclc»  Hdrigkcitszwang  und  erblichem  Zxatitanagß 

«")  V^l.  hierüber  l^'hlhorn  I   184—189,  362 — 375  und  die  Abhandlui^  TOB 
Overbeck,   <kr  ich  überhaupt   für  die  ganze  Auffassung  und  für  die  Nachwcisung. 
vuii  Viitcr.stelkii  sehr  viel  verdanke.    Die   richti{;c  Anschauunsj,   virlf.iche  Onc^lcf- 
ijtcllen   und   eine  .stärkere  Iktonung   der  inneren  Wandelung  dch  VLrh:ilaui.ses 
bei  Overbeck  gibl  Carl) k- I  S.  11 1  — 125;  ^Natural  cqualiiy  aud  sLivcry«.  Die  Sld- 
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reich  der  nahen  persönlichen  Beziehungen  der  verchristlichte  und 
verinnerlichte  Patriarchalismus  des  Paulus,  die  Verantwortung  des 
Herrn  für  leihlichi  s  und  seelisches  Wohl  der  Sklaven,  die  I.icbes- 
und  Gehorsamsi)tlicht  des  Sklaven,  der  Gott  dient  und  nicht  den 
Menschen,  Insr)tern  ist  innerlich  die  Natur  des  Sklavenverhält- 
nisses wenii^stens  für  die  ideale  Forderung  aufgeholfen.  Aber 
iiußeriich  ist  die  Sklaverei  Iedi<^^lich  ein  Stück  des  all^'emeinen 
Ik'sitzrechtes  und  der  staatlichen  Ordnuni;,  die  das  Christentum 
hinnimmt  und  nicht  antastet,  ja  im  CieL^entei!  mit  seinen  mora- 
lischen Garantien  festigt.  Das  gilt  dann  erst  recht  vom  Arbeits- 
sklaven, dessen  Los  freilich  der  all«^emcine  Gansj  der  I)ini,'e,  die 
Umwandelung  des  Sklavenverhältnisscs  in  den  Kolunat  oder  das 
Hörigenwesen,  schon  von  sich  aus  humanisierte.  Den  christlichen 
Lehrern  stammt  dieses  Besit/recht,  wie  alles  Recht,  aus  dem  Sün- 
denfall, und  ist  seit  ihm  die  von  Gott  zugelassene  Ordnun;^^  Sie 
hat  ihren  Ursprung  in  dem  Uebermaß  menschlicher  Habsucht, 
vor  allem  in  dem  Fluche  Noahs  iil)er  den  unehrerbietigen  Cham. 
>Auf  den  Urfreveln  der  Menschheit,  auf  welchen  auch  der  Staat 
überhau[)t  ruht,  ruht  auch  die  einzelne  Institution  der  Sklaverei, 
und  so  kennen  zwar  mir  die  menschlichen  Gesetze  den  Unterschied 
von  Sklaven  und  I  rcien,  aber  gleich  allen  übrigen  Gegensätzen, 
welche  den  Staat  begründen,  ist  jene  Institution  eine  Zuchtrute 
in  der  Hand  Gottes,  und  in  diesem  Sinne  namentlich  auch  das 
Staatsgesetz,  welches  den  Sklaven  in  Schranken  hält,  von  Gott 
gesetzt,  so  daß  es  nicht  überschritten  werden  darf,  so  lange  es 
dem  Sklaven  nichts  siunutet,  was  Gott  mißfällt.«  Der  Prädesti- 
natianer  Augustin  fügt  dem  die  Begründung  aus  der  natürlichen 
Ungleichhdt  der  Menschen  hinzu.  So  haben  die  Christen  an  dem 
Sklavenrecht  schiechterdii^s  nichts  geändert.  Sie  haben  die 
Sklavenehe  geschützt,  haben  NichtChristen  zur  Freilassung  oder 
zum  Abkaufenlassen  ihrer  Sklaven  verpflichtet,  weil  die  Sklaven 
hier  religiös  gefährdet  schienen;  sie  haben  die  Freilassung  selbst 
als  gutes  Werk  der  Entsagung  und  des  Eigentumsverzichtes  be« 
fördert,  wobei  übrigens  die  große  Zahl  der  Freilassungen  später  auch 
wirtschaftlich  begründet  ist;  sie  haben  den  Sklaven  religiöse  Gleich- 
heit in  vollem  Umfang  gewährt,  was  später  bei  der  Verweltlichung 

len  aus  rhrysostornus  ^.  Overbeck  fo8,  Augustin  2qü.  Ucbrisjeiis  wnll  das  auch 
ein  Licht  auf  den  »Komrnuiiismus«  des  Clirysostomuh.  Es  ist  ja  nur  ein  Vorschlag, 
das  Ariuunclend  Kon^tanUnopelä  durch  Zusammenschießen  des  Besitzes  aufzabeben 
und  nur  ein  fromdicr  dttich  dl«  Aposte^eschichte  nahe  gelegter  Wunsch, 
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und  der  Durchsetzung  der  |)rof"ant  n  Maßstäbe  sozialer  Scliätzung 
sich  übrigens  sehr  einschianku  ,  da  gefährdete  es  zu  sehr  die 
allgemeine  soziale  (^rdnuni^s  und  Gre^r  der  Grosse  hebt  die 
Fähigkeit  von  Sklaven  zu  geistlichen  Acnitern  *^eradi  zu  wieder 
auf.  Aber  an  dem  Kechtsinstitut  als  solchem,  aucii  an  dem 
Recht  der  grausamen  Bestrafungen,  haben  sie  nichts  geändert,  es 
geht  unbedenklich  und  nur  durch  die  wirtschaftliche  Entwickelung 
stark  zurückgedrängt  in  das  Mittelalter  über  bei  voller  Empfindung 
des  Gegensatzes  der  Institution  gegen  die  innere  Freiheit  und 
Gleichheit  der  Christen.  Es  ist  das  vielleicht  das  charakteristi- 
scheste Zeichen  für  die  Stellung  der  Christen  zur  Welt,  für  die 
Weltverwerfung,  die  doch  in  die  Welt  »ch  fügt  und  die  an 
Aenderungen  des  sozialen  Systems  nicht  denkt  und  nicht  denken 
kann. 

Wohl  kannte  die  Kirche  bei  alledem  die  Schäden  und  Leiden 
dieses  sozialen  Systems  und  war  sie  keineswegs  gewillt  mit  dem 
System  auch  seinen  Leiden  sich  ohne  weiteres  zu  fügen.  Aber  was 
sie  hiergegen  aufbot,  ist  keuierlei  Art  von  Sozialreform,  von  orga- 
nischer Veränderung,  sondern  einzig  und  allein  die  Liebestätig- 
keit*^.  Das  ist  ihre  Form  der  Heilung  der  sozialen  Gebrechen, 

Harnack  »Mis^ii  in  127 — 171,  lUuinger  f^.cschichtc  der  Armenpflege* 
1868  und  besonders  das  Meisterwerk  Uhlhorns.  Von  Uhlhorns  Auffassang  ODter« 
si  Tuidci  sich  die  meine,  nh»,'e*.ehfn  vf>n  der  -f.uk  apologetischen  Tendenz  Uhlhorns, 
uucli  i;cr:idf  in  <!er  nhweicheiuK  ii  Aufr  isMiiig  von  der  l'ciieuiuii'^  «lei  ;  Welt*  für 
UrchiisUiUum  und  Kirche.  U.  deutet  in  das  Kvanpvliuin  die  lutherische  wcitgescol- 
tcude,  gerade  im  System  der  sozialen  Arbeitsteilung  Gutt  dienende  Bcrufssittlich» 
keit  himüi  tutd  läßt  erst  ans  Askese,  Vcrkennong  des  Wesen«  voti  Arbeit  and  Be- 
sitz und  Verwandelang  der  Gesinnimgssittlichkeit  in  Werkheiligkeit  die  katfaoliscb« 
asketische  Behandlang  der  Welt  und  damit  auch  der  Licbestitigkeit  cotstebeo« 
Aber  er  selbst  sagt,  daß  jene  Sittlichkeit  im  Eyangelium  nur  keimhaft  enthattea 
gewesen  und  dann  allmählich  entfaltet  worden  sei.  >Dieser  himmlische  Beruf 
schließt  den  irdischen  in  sich,  denn  eben  in  seiner  irdischen  Iterufsarbeit  soll  jeder 
seinen  Beruf  zum  Gottesreiche  betäti{;en,  darin  das  Reich  Gottes  fördern,  indem 
er  an  seinem  Teile  mithilft,  die  jjroße  dem  Menschen  bei  der  Schöpfung  j^estcllte 
Aufi;:ibe,  die  Krde  zu  beherrschen,  zu  lösen«  S.  77.  »In  dem  Maiie,  als  dann 
allmählich  die  ül>rigen  (nach  der  Familie)  menschlichen  Geinein&chaftea  voQ 
christlichem  Geiste  durchdnmgen  werden,  entwickeln  auch  sie  In  diesem  Kreise  lie- 
bestfttigkeit.  Der  Staat,  die  bürgerliche  Gemeinde,  die  Korporationen  alle  nebmco 
Teil  an  LOsong  der  gemeinsamen  Aufgabe«,  S.  65.  So  konstmicrt  Uhlhorn;  «Hein 
seine  eigene  Darstellung  zeigt  dann,  daß  gerade  diese  christliche  Durchdrii^ung  vai 
Weltbeherrscbttng  nicht  erreicht  und  nicht  erstrebt  wurde,  und  zwar  von  Anfaog  *»• 
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und  sie  bildet  in  ihrer  Geschichte  in  der  Tat  ein  glänzendes 
Kapitel,  in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  innen  gewendet  und 
eine  bisel  lebhaftester  gigenseitiger  Fürsorge  schaffend  innerhalb 
des  heidnischen  Lebens,  später  in  den  schweren  Nöten  des 
Massenelends  dem  Staate  die  Bekämpfung  abnehmend  und  oft 
an  Stelle  des  Staates  ein  eigenes  Zentrum  der  Fürsorge  schaffend. 
»Den  Waisen  will  sie  die  Fürsorge  der  Eltern,  den  Witwen  die 
des  Mannes  ersetzen,  den  zur  Ehe  Reifen  zur  Ehe  verhelfen,  den 
Arbeitslosen  soll  sie  Arbeit  geben,  den  zur  Arbeit  Unfähigen 
Erbarmen  erweisen,  den  Fremden  ein  Obdach,  den  Hungrigen 
Speise,  den  Durstigen  Trank,  den  Kranken,  daß  sie  besucht 
werden,  den  Gefangenen  Hilfe  verschaffen«.  Dazu  kommt  die 
Fürsorge  bei  öffientlichen  Kalamitäten,  die  Bestattung  der  Leichen, 
die  Aushilfe  der  Gemeinden  untereinander.   Alles  geschieht  dabei 


Von  der  alten  Zeit  heific  es  S.  Itf.:  »Die  Aargnbe,  die  Welt  >u  fliehen,  steht  in  crsur 
Linie;  die  Aufgabe,  die  Welt  mit  den  neuen  Leben  zu  durchdringen,  geht  den  Christen 
erst  allmlhticb  auf«.  Aber  das,  was  allnlhlich  kommt,  ist  in  Wahrheit  (^ans  entgegen* 
frcsecn.  Etwas  später  heifit  es  nimlich:  »der  Zug  auf  Wdtentsagung  ist  noch  stirker 
als  der  auf  Weltanetgnung«.  137.  Noch  spiter:  »Nun  stand  die  Kirche  auch  vor 
der  ffoßm  Aufgabe,  das  sie  umgebende  Volksleben,  Staat,  Wissenschaß,  Kunst,  die 
sosialen  Verhiltnisse  mit  christlichem  Geiste  zu  durchdringen  und  von  innen  heraus 
nmsugestalten.  An  dieser  Auf(;;abe  ist  sie  gescheitert  und  dadurch  in  falsche  Bnh- 
nen  gcdrüngt«.  201.  Von  der  konstantinischen  Zeit:  »Zu  einer  wirklichen  Durch» 
dringung  des  Volk-!cb(_'ns  mit  dem  Snuerteif;  des  Fvaneeliiims  .  .  kam  es  nber  auch 
nicht  einmal  aimiiliLi mi  und  (kslialli  inuüte  das  Christentum  nach  der  andern  Seite 
hin  zerstörcml  uiut  7t  rsj.rt  ii;^'(jinl  uirkun».  218.  Schließlich:  »Die  alte  Welt  war 
nun  einmal  tur  das  clmsiiiche  Leben  unduichdringlich.  Erat  die  gciauuuäche  Welt 
sollte  und  konnte  eine  wirklich  christliche  werden«.  342.  In  alledem  i:>t  schon  das 
Grundverhiltnis  des  Evangeliums  cur  Welt  d.  h.  s«  d«n  socialen  VerfaSltnisscn  falsch 
aufgefaßt  und  das  Gottesreich  als  eine  innerweltliche  ethische  Neuordnung  des  Le- 
bens verstanden.  Das  ist  gans  anrichtig.  Aber  audi  wenn  es  dann  erscheint,  als 
sei  die  Kirche  an  dem  undurchdringlichen  Heidentum  gescheitert  und  erst  dadurch 
in  ihre  katholisch-asketiache  Richtung  gedringt  worden  sei,  so  ist  das  wiederum 
unrichtig.  U.  hat  nirgends  geseigt,  daß  die  Kirche  überhaupt  jemals  einen  solchen 
Willen  gehabt  hütte,  der  dann  an  dem  Widerstand  des  Heidentums  hätte  scheitern 
künnen.  In  Wahrheit  ist  sie  niemals  gescheitert,  weil  sie  diesen  Willen  niemals 
j;chal)i  hat.  (Jcscheitcrt  ist  sie  nur  in  dem  Glauben  an  die  Möglichkeit,  durch 
I-itbestätigkeit  das  Klend  weni^isttns  für  die  Minimalansprüche  niis  der  vcrchrist- 
lichten  Well  bf«-t!r'i;cn  zu  können  und  hat  «-ich  df»h*r  witdtr  in  die  kleinen  Kreis« 
(ks  MünchtUfiiN  /:u lückgezogen,  welchen  letzteren  L' instand  L.  sehr  treffend  aner- 
kennt.   Vgl,  S.  347. 
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in  der  alten  Zeit  durch  die  Gemeinde  selbst,  wo  Bischot  und 
Hilfsarbeiter  ji-den  persönlich  kennend  im  Stande  sind  zugleich 
zu  zentralisien  n  und  tm  individualisieren.  Gegen  Mißbrauch  hilft 
die  Kirchenzuclit,  und,  was  die  Gemeinde  nicht  ordnet,  das  er- 
ledigt eine  außciordentlicho  [private  Wohltätigkeit,  in  drr  nach- 
konstantinischen  Zeit  erweitert  .sich  mit  dem  nun  einsetzenden 
sozialen  Elend  und  der  rapid  steigenden  Mitglicderzahl  die  Lie- 
bestätigkeit zur  Schaffung  von  Anstalten,  Fremdenhäusern  und 
Hospitälern,  zur  Ernährung  und  Kontrolle  ganzer  städtischer 
Massen  durch  die  Kirche,  zu  einem  Eingriff  auch  der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit  und  des  kirchlichen  Asylrechtes  zum  Schutz  der 
Leidenden,  woncben  die  Tätigkeit  der  Klöster  und  eine  unend- 
lich zersplitterte  Privatwohltätigkeit  hergeht.  Für  unsere  Dar- 
stellung kommt  es  aber  nicht  auf  diese  Einzelheiten,  sondern 
auf  den  Sinn  und  Geist  des  Ganzen  an,  wie  es  gemeint  war 
im  Verhältnis  zur  Lage  der  Welt  und  der  Dinge.  Hier  ist  nun 
dreierlei  hervorzuheben.  Die  Liebestätigkeit  ist  erstlich  ihrer 
eigentlichen  Absicht  nach  nicht  Heilung  sozialer  Schäden  und 
nicht  Bestreben  die  Armut  aufzuheben,  sondern  Offenbarung  und 
Weckung  der  von  Christus  nutgeteilten  und  verkörperten  Gottes- 
gesinnung der  Liebe.  Sic  will  vor  allem  Liebe  zeigen  und  Gegen- 
liebe wecken.  Daß  sie  die  Not  überwindet  ist  nur  eine  Folge,  nicht 
die  erste  Absicht,  aber  durch  diese  glückliche  Wirkung  eine 
Probe  auf  die  Göttlichkeit  des  neuen  Liebesprinzips.  Die  Armut 
bleibt  dabei  gerade  als  Förderungsmittel  der  Gotteserkenntnis  ge- 
schätzt und  wird  durch  Verschenken  oft  selbst  herbeigeführt. 
Zugleich  erstreckt  sich  die  Heilung  der  Uebelstände  auch  als  solche 
Folge  nicht  weiter  als  auf  die  Sicherung  des  Existenzminimums. 
Der  Geist  der  Mäßigkeit  und  Bedürfnislosigkeit  soll  nicht  beseitigt, 
sondern  bei  Schenkem  und  Beschenkten  vielmehr  gefördert  werden. 
Damach  bemißt  sich  die  Höhe  der  Gaben  und  die  Art  der  Liebes- 
arbeit. Nur  aus  dem  religi^en  Charakter  der  Liebe  als  Ge^nnui^- 
oifenbarung  und  der  gleichzeitig  damit  verbundenen  Schätzung  der 
Armut  ist  es  auch  erklärlich,  daß  die  Liebesarbeit  bald  wie  ganz 
von  selbst  bei  der  Vergröberung  der  alten  Gesinnungsethik  zur 
Ethik  der  guten  Werke  in  asketische  Leistungen  hinübergtciten 
kann,  die  ihren  Zweck  gar  nicht  mehr  in  dem  Wohl  des  anderen^ 
sondern  in  der  Sicherung  des  eigenen  Seelenheils  haben.  Zunächst 
freilich  drängt  die  Liebe  und  zwingt  die  Not  und  wird  die  neue 
Religion  der  Liebe  damit  gepriesen,  daß  sie  eben  mit  dieser 
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Liebe  ^anz  von  sclljst  auch  die  sozialen  Nöte  und  Leiden  überwindet 
und  mehr  noch  als  die  Leiden  selbst  die  Gesinnung»  überwindet, 
in  der  die  Leiden  allzu  drückend  empfunden  werden.  Dann  aber 
wird  bic  geradezu  zu  einem  Zwci^  der  Askese  und  Selbslentäusse- 
ning.  Zweitens  ist  die  derartig  als  Wirkung  auftretende  Beseiti- 
gung der  Not  eben  auch  absichtlich  beschränkt  auf  Liebestätigkeit, 
auf  freie  Beitragsleistung  zur  Gemeindepflege  und  auf  den  freien 
Willen  der  Privatwohltätigkeit.  Nur  eine  neue  Gesinnung,  keine 
neue  Gesellschaftsordnung  sollte  kommen.  Auch  in  der  nachkon- 
stantinischen  Zelt  läßt  die  Kirche  wohl  ihre  Anstalten,  ihre  Gericht»- 
tatigkeit  und  ihre  Bischöfe  staatlich  privilegieren,  stellt  ihre  Liebes- 
und Zuchtmittel  der  staatlichen  Rechtspflege,  ihre  Autorität  und 
ihre  Lbten  der  staatlichen  Gerichtsübung  und  Kontrolle  der  Be- 
völkerung zur  Verfügung,  aber  sie  drängt  den  Geist  socialer  FCht- 
sorge  der  Gesetzgebung  nicht  auf,  beansprucht  ihn  vielmehr  für 
sich  und  vom  Staat  nur  Unterstützung  ihrer  Liebestätigkeit.  Sie 
veradchtet  damit  auf  das  einzige  Mittel  durchgreifender  Besserung. 
Das  aber  ist  nicht  zufällige  Beschränktheit  und  Einsichtslosigkeit 
des  christlichen  Denkens,  sondern  stammt  aus  seiner  prinzipiellen 
Stellung  zur  Welt.  Bleibt  die  Welt  trotz  aller  relativ  guten,  von 
Gott  zugelassenen  Ordnungen  das  Reich  der  Sünde  und  des 
Satans,  der  Ort  der  Filgrimschaft  und  der  Himmelsbereitung,  so 
hat  auch  eine  positive  Weltverbesserung  keinen  Sinn,  ja  es  bleibt 
die  Betätigung  der  eigentUchen  Grundgesinnung  besser  gesichert, 
wenn  man  auf  Derartiges  sich  gar  nicht  einläßt.  Die  Dienst- 
leistungen, zu  denen  der  christliche  Staat  für  die  Kirche  veran* 
laßt  wird,  ändern  an  diesem  Prinzip  gar  nichts.  Die  Frage  der 
Möglichkeit  aber,  ob  es  bei  solchen  Grundsätzen  überhaupt  mög- 
lich sei,  auch  nur  bis  zur  Sicherung  des  Existenzminimums  die 
Not  zu  überwinden,  läßt  das  Gottvertrauen  und  die  absolute 
Selbstgewißheit  der  Kirche  nicht  aufkommen.  In  den  ersten 
Jahrhunderten  der  besseren  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gelang 
es  ja  auch,  die  Not  zu  überwinden ;  in  dem  Massenelend  der 
späteren  Zeit  hat  die  Kirche  dann  freilich  mit  ungeheuren  Mitteln 
oft  versachlich  gekämpft,  aber  dann  erblickte  man  in  dem  Elend 
Strafen  der  göttlichen  Vorsehung  und  Boten  des  Weitendes. 
Das  Dritte  ist,  daß  eine  derartige  Sozialreform  durch  die 
Liebe,  soweit  sie  überhaupt  Sozialrcform  sein  wollte,  materiell 
und  geistig  nur  möglich  ist  in  kleinen  Gemeinden  mit  durch- 
gängiger persönlicher  Bekanntheit  und  Beziehung   ihrer  Glie- 
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der,  mit  dem  von  außen  her  zusammenhaltenden  Druck  des 
Gegensatzes  und  mit  einer  wenigstens  relativen  Gleichartigkeit 
der  sozialen  Zusammensetzung.  Als  all  dies  aufhörte  und  die 
Kirche  ohne  äußern  Gegensatz  extensiv  mit  der  ganzen  Gesell- 
schaft sich  deckte  und  deren  Differenzen  alte  im  eigenen  Schoß 
trug,  da  gewann  die  Liebestätigkeit  auch  ein  anderes  Gesicht. 
Die  Beziehung  auf  die  Brüder  wird  eine  alMStrakte  und  allgemeine, 
und  die  Schenkungen  gehen  daher  an  die  Kh-che,  an  Anstalten, 
ans  Allgemeine.  Die  Liebesarheit  selbst  wird  entpersönlicht; 
die  Bischöfe  lassen  sie  durch  ihre  Beamten  auf  Grund  der  Ma- 
trikeln vollziehen ;  sie  gewinnt  in  den  Händen  reicher  Bischöfe 
und  Besitzer  oft  den  Charakter  der  alten  römischen  Liberalität. 
Andrerseits  zersplittert  sich  das  private  Almosen  in  unüberlegten 
Schenkungen.  Auf  diesem  Boden  verwandelt  sich  dann  die  ganze 
Liebestätigkeit  aus  einer  Hilfe  für  andere  in  asketische  Selbst* 
entäußening,  in  gute,  Lohn  verdienende  Werke  für  sich  und 
andere,  in  Büßungen  für  Sünden  und  in  Milderungsmittel  für  das 
Fegfeuer.  In  dieser  Richtung  wirkt  nicht  nur  das  ursprüngliche 
religiöse  Interesse  der  Liebestätigkeit  und  dessen  Verwandelung 
in  Askese,  sondern  auch  die  Unmöglichkeit,  das  darin  zugleich 
ursprünglich  liegende,  wenn  auch  beschränkte,  soziale  Interesse 
gegenüber  Massengemeinden  und  unpersönlichen  Massenverhält- 
nissen durchzuführen.  Der  Zweck  und  Sinn  verschiebt  sich,  und 
trotz  inuner  erneuter  Betonung  der  Liebesgesinnung  und  trotz 
großartiger  Leistungen  verliert  die  Liebestätigkeit  die  früher  mit 
dem  Motiv  doch  eng  verbundene  Wirkung  einer  Ueberwindung 
der  sozialen  Not,  einer  Ausgleichung  der  Besitzgegensätze  und 
einer  seelischen  Verbindung  der  Gemeinde  unter  sich.  So 
gehen  Klöster,  Hospitale,  bischöfliche  Fürsorgetätigkeit  in  das 
Mittelalter  über  als  hochwichtige  Kulturträger,  aber  doch  zugleich 
auch  als  asketische  Institutionen,  in  der  Opferun«?  für  welche  man 
sein  Seelenheil  bewirkt.  Von  einer  Ausgleichung  des  sozialen 
Bestandes  der  Gemeinde  in  sich  selbst  als  Folge  der  Liebe  ist 
nicht  mehr  die  Rede.  Das  aber  ist  zugleich  ein  Zeugnis  wie 
eng  begrenzt  die  soziale  Bedeutung  und  Leistungsfähigkeit  dieser 
Liebestätigkeit  überhaupt  war.  Bei  aller  Unersetzlichkeit  und 
Bedeutung  dieses  Teiles  sozialer  Hilfe  ist  sie  doch  eben  eine 
Lösung  des  sozialen  Problems  überhaupt  nicht  gewesen  und  hat  sie 
ein  solches  nur  sehr  bedingt  sein  wollen,  weil  ihr  das  soziale  Problem 
selbst  nur  die  Heilung  der  äußersten  Nöte  und  Leiden  durch 
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Gewährung  eines  Existenzminimums  war,  bei  im  übrigen  gefor- 
derter Ergebung  und  Fügung  in  die  Leiden  der  sündigen  Welt 
und  irdischen  Pilgrimschaft.  Dabei  war  jenes  Minimum  nicht 
einmal  ein  Recht  und  Anspruch,  sondern  eine  von  der  Liebe 
Ljr währte  und  mit  Liebe  und  Demut  zu  erwidernde  Gabe.  Es 
kam  eben  auf  die  Stiftung  der  Gesinnunc^s-  und  Licbcsbczichungen, 
nicht  aiit  die  materielle  Hilfe  als  solche  an.  1  )ie  davon  ausLjehen- 
den  Wirkun;4en  der  Erweichung  und  Verinncrlichun*^  der  mensch- 
liehen Verhältnisse  L^e^'encinander  ist  der  Natur  der  Sache  nach 
unmeßbar  und  bedeut'^am  .L;t  nug.  Ab*M-  ir<u'nd  eine  orjranische 
Reiorm  geht  davon  nicht  aus.  Daran  hmdcrt  der  Begriff  von 
Staat  und  Welt.  Wie  weit  die  oft  beliauptete  -»Erweichun^^  des 
harten  romischen  Eigentumsbegriftes«  als  Folge  von  dem  behaup- 
tet werden  darf  und  wie  weit  sie  wirklich  stattgefunden  hat,  ver- 
mag ich  nicht  zu  sagen.  Beweise  sind  für  diesen  Satz,  wo  ich 
ihn  gelesen  habe,  nicht  angeführt.  Mir  scheint  vielmehr  rechtlich 
euic  solche  kaum  stattgefunden  zu  haben.  Ethisch  ist  es  mehr 
das  Mißtrauen  gegen  das  Recht  des  Besitzes  und  die  religiöse 
Pflicht  der  Liebestätigkeit  als  eine  lunpfindung  der  Gesamtverant- 
wortunii;  der  Gesellschaft  für  ihre  Glieder  und  der  Bedingtheit 
des  Enuelei^enium.s  durch  die  Interessen  des  Ganzen.  Das  letz- 
tere setzt  bereits  ein  Interesse  an  der  Formung  des  Ganzen  der 
Gesellschaft  voraus,  und  gerade  das  hat  dem  alten  Christentum 
gefehlt. 

Es  ist  ein  einziges  Stvick  der  Welt  und  ihrer  Kulturor^ani- 
sation,  das  die  Kirche  sich  voll  angeeignet  hat,  die  Wissen- 
schalt. PVeilich  ist  das  dasjenige  Stück,  das  mit  dem  Be- 
stehenden am  wenigsten  eng  zusammenhängt  und  in  dem  System 
der  Arbeitsteilung  am  wenigsten  feste  eigene  Träger  und  Formen 
hervorgebracht  hat,  ja  das  am  meisten  selbst  über  die  Bedingungen 
des  antiken  Lebens  hinausgewachsen  war.  Aber  genauer  angesehen 
findet  sich  auch  hier  im  Grunde  die  gleiche  Stellung  zur  Welt  Das 
stark  rhetorische  Schul-  und  Bildungswesen  hat  sie  belassen,  wie  es 
war,  und  mit  einigen  Kautelen  einfach  benützt  In  den  Weltan- 
schauungsfragen aber  verfuhr  sie  mit  schroffer  Auslese.  Denn  das, 
was  angeeignet  und  in  die  eigene  Tätigkeit  von  christlichen 
Literaten,  Gelehrten  und  Lehrern  übernommen  wird,  das  ist  nur 
die  dem  Christentum  wahlverwandte  und  in  seiner  Stelltmg  zur 
Welt  ihm  nahe  kommende  religiös^thische  Philosophie  der  Spät» 
antike.  Es  vollzieht  sich  die  weltgeschichtlich  wichtige  Verschmel- 
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zung  i\cs  Cliristrntums  mit  dem  Piatonismus  und  dem  religiös 
c:;;c\V('ndetcn  Stoi/ismus.    Der  erste  seinem  besonderen  Er- 

lusungsevangeiium  die  allgemeine  theoretische  Grundlegung  in 
der  Mystik  :  in  dem  großen  Prozeß  des  Ausj^angs  der  Welt  aus 
Gott  und  ihrer  Rückkehr  zu  Gott  durch  ilen  Logos  oder  die  (iottes- 
erkenntnis  nimmt  die  christliche  Ijlüsung  die  Bedeutun-  der 
Vollendung  des  Prozesses  ein.  Der  zweite  gibt  der  termino1oL,i>ch 
und  begritt'lich  ganz  ungefügen,  rein  an  der  Anschaulichkeit  der 
Vorgänge  hängenden  christlichen  Moral  eine  theoretische  Unter- 
lage und  eine  Terminologie  :  das  sittliche  Naturgesetz  als  die 
Herrschaft  det  gottlichen  Verninil't  über  Leidenschaft  und  Be- 
gehren der  Menschen  und  die  \  creinheitlichung  der  Menschen 
im  gemeinsamen  Besitz  der  gf  )ttlichen  Vernunft,  das  ist  der  Kern 
und  sachliche  Inhalt  der  christlichen  Lthik,  der  dem  Menschen 
anerscharten  isi,  ^ann  im  Dekalug  des  Ah)ses  zusammengefaßt 
und  schließlich  in  der  Lehre  Christi  von  neuem  verkündigt  wor- 
den ist,  zu  dem  nur  die  besonderen  evangelischen  Ratschlage 
oder  die  höheren  christlichen  Tugenden  sowie  das  christliche  System 
der  Gnadenhilfen,  der  Gnadenbefähigung  des  schwachen  oder 
auch  völlig  verderbten  Willens,  hinzukommen.  Das  Weltpiin/ip 
des  Logos,  der  in  Christus  Mensch  wird  und  die  Kirche  stiftet, 
und  andererseits  das  sittliche  Naturgesetz,  das  mit  dem  Logos 
selbst  gegeben,  im  Dekalog  des  Moses  enthalten  und  in  der  allge- 
meinen Sittenlehre  Jesu  den  Unterbau  der  auf  das  Jenseits  ab* 
zielenden  Vollkommenheitslehre  bildet:  das  sind  die  beiden 
GrundbegrifTe  und  Angelpunkte  aller  wissenschaftlichen  Theologie 
und  Ethik.  Aber  darüber  hinaus  geht  nun  aber  auch  die  Re- 
zeption der  antiken  Wissenschaft  nicht.  Die  Empiriker  werden 
leidenschaftlich  abgelehnt  Die  Nattuivissenschaften  verfallen 
völlig;  der  Physiologus  und  die  Weltbeschreibung  des  Kosmas 
Indicopleustes  sind  die  Proben  eines  aus  biblischen  Ideen  und 
märchenhaften  Kuriositäten  gemischten  Naturbildes.  Gleichfalls 
verfallen  Historie  und  Kritik;  die  Mönchsgeschichten  mit  ihren 
grotesken  Wundem  und  die  aus  Profanhistorikem  ausgeschmückte 
biblische  Urgeschichte  mit  den  darauf  seit  Nimrod  folgenden 
und  bis  zur  Gegenwart  dauernden  vier  danielischen  Weltreichen 
sind  die  Proben  des  Geschichtsbildes,  Hier  mündet  das  Christen* 
tum  in  die  Eigenbewegung  der  ausgehenden  Antike  ein  und  be- 
schleunigt den  Untergang  eines  kritischen  und  rein  sachlichen 
Wissens.   In  der  wissenschaftlich  gebildeten  Oberschicht  ver* 
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schmilzt  sich  seine  religiöse  Idee  mit  Stoa  und  Platonisinus  d.  h. 
mit  den  diiah"stischen,  mystischen  und  ethisch-lnimanitärcn  Mächten, 
in  der  Unterschicht  wuchert  der  Mythos  weiter,  indem  er  sich  mit 
Elementen  der  antiken  VoIksreU^^Mon  durchsetzt""). 

Alles  \ahere  gehört  hier  der  Dogmengcschichte  an.  T'Tir 
unseren  Zusammenliang  von  Bedeutung  ist  im  besonderen  nur 
die  Rezeption  des  Stoizismus,  des  stoischen  »sittlichen  Natur- 
gesetzes oder  (i  o  1 1  e  s  g  e  s  e  t  z  e  s  oder  N  a  t  U  r  r  e  c  h  ts*.  Denn 
diese  Rezeption  ist  nicht  i)loß  das  Mittel,  die  innerchristlichen 
ethischen  liegritte  überhaupt  zu  fixieren  und  zu  benennen,  sondern 
es  ist  .luch  das  Mittel,  die  Welt,  das  heißt  den  Staat,  das  Recht 
und  das  Sy>tem  der  sozialen  h  unktionen,  in  das  richtige  Verlialtnis 
zum  Dasein  der  Kirche  vuid  der  Erlösunf^^scremeinschaft  zu  setzen. 
War  alles  bisher  Geschilderte  die  Oidjuui'j  nach  innen,  die  Re- 
gelung  der  Gesellschaft  als  Bestandteils  des  eigenen  Lebens  und 


•*)  Vgl.  Harnack  >Lehrbuch  der  Di^'i^'mtnt^ochichte« ;  für  die  ('hristinni<iieruuf; 
der  literarischen  Henife  und  Forinen,  Hatch  (jricchciuuui  utal  Ciiri»icntum«,  deutsch 
voD  Preuschen  1892,  v.  Schobert  »Kirchcngeschiclite«  I  806;  fttr  das  Fortwuchem  abd 
die  Vencbmebungen  de*  Mythos  Useaer  »Religioiutgeschichüiche  Umemichiuigen« 
I  18S9,  BeroonlU  »Die  Heiligen  der  Merowineer«  1900»  Lucias  »Heiligenlegen" 
den«  1905.  Monographien  über  das  Verhilten  der  Zeit  zu  leater  Naturwissenscheft 
und  kritischer  Geschichte  wiren  sehr  erwOnscht;  sie  wttrden  die  gebtige  Lage  erst 
recht  beleuchieu.  -  Bei  dieser  S:ichlage  ist  es  m.  E.  nicht  ganz  siitreffend,  die 
Rezeption  der  >Wissenschaft€  als  ^Verweltlichunp«  zu  bezeichnen,  so  wenig  wie 
das  T*in;:chi'ti  .ntif  «Im  Sf.int  einfach  n!s  \'cr\^c!tlichiJni;  zu  hetmchtcn  i>t.  Fs  ist 
duch  eben  nui  <lit'i<-nij»e  VVib~ciiscliait  rc/ipicii  uoidt-n,  >Jic  ächun  s()irmiali>ti.sch, 
dualistisch,  religiös  und  ethisch  g4:iichici  uai.  Dci  eigentlichen  Verweltücttung  ge- 
hört nur  die  Aufnahme  der  Khetorenmaniet  und  der  sämtlichen  Spitzfindigkeiten 
und  Eitelkeiten  der  Disputieisucht  und  Silbenstecherei  an.  Es  bt  eben  eine  sin- 
kende und  formalbtische  Bildung  mit  einer  erschreckenden  Hypertrophie  des  for> 
mellen  Scharfshines  und  der  Rhetorik.  Aus  eben  diesem  Grunde  ist  es  auch 
schwerlich  zutreffend,  die  Gnosu  ab  akute  Verweltlichnng  im  Gegensatz  zu  dieser 
chronischen  tu  bezeichnen,  wie  Overbeck  und  Ilnmack  getan  haben,  bie  dem 
Christentum  nahe  stehenden  Teile  der  (~!nosb  sind  ddch  auch  duaIi^tiscll  uiul  aske- 
tisch.  Es  ist  in  alledem  nur  ein  Streben  vom  bcsoiuU-ren  Historischen  und  vom 
Mythischen  7«  nliircmciiu  n  '  Jnindlnjjcii  und  zix  Hegriffen  d.  h.  eben  zur  VVi'-en- 
schaft.  r>a^  w  is>t.nschaliliche  lA-iiken  als  solches  aber  braucht  keine  Verwcii- 
lichuiig  zu  seni,  wie  Overbeck  uieinu  —  Kben  deshalb  ist  es  auch  irrcfühieud,  mit 
Thamin  nnd  anderen  von  einer  (Jcberwältigung  der  christlichen  Ethik  und  Gnosis 
durch  die  »Antikec  zu  reden.  Die  rezipirte  »Antikec  ist  eben  die  nicht  mehr 
antike  Antike  sondern  die  spiritualistisch  und  dualistisch  gewordene  Antike. 
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trat  dabei  der  BegrilY  von  Staat  und  Welt  nur  insofern  hervor,  als 
beide  eben  dadurch  in  das  innere  Leben  der  Kirche  iiineimagen, 
so  handelt  es  sich  nunmehr  um  das  Verhältnis  zum  Staat  im 
Ganzen  und  nach  Aulicn.  Hierfür  aber  werden  wir  gerade 
die  stoische  Ethik,  den  Betriff  der  Natur  und  ihres  Gesetzes,  eine 
außerordentliche  Bedeutung  gewinnen  sehen 


Lcitlcr  fehlt  über  dieses  Thema  ciui;  Monographie,  vgl.  meine  Anzeige  von 
Seebergs  Dogmengeschicbte  Gdtt  Gd.  Anzeigen  1901  S.  22 — 2t,  In  der  «Iten 
Kirche  ist  die  Sache  lucrst  unter  dem  Logosbegriff  verstedct,  dann  mehr  beilKulig 
als  Voranssetning  der  Ethik  behandelt,  namentlich  bei  den  Lateinern  im  Anschluß 
an  Cicero.  Aber  diese  Bexiehungen  sind  von  höchster  Wichtigkeit  f&r  die  Folge 
Gierke  III  124.  Zu  einem  Fundamcnuldogma  herausgearbeitet  ist  die  Sache  erst 
von  der  Sc^l<ll.l^tik.  Daher  hat  sie  sich  den  Dogmenhistorikern  der  alten  Kirche 
entzogen.  Vgl.  Hergenrölher,  Katholische  Kirche  nnd  christlicher  Staat  1872  S.  13  f. 

Die  Gleichuni:  i^t  '^luritüfr'cnd  vollzojien  von  Phil",  v^l.  Ilirzel  »AypatfOj  vo- 
jiog  (Abhh.  d' r  pliilol.-lii-t.  Klasse  der  Säcli-sii-chcn  Akrideinic  1003  Bd.  XX  S.  16 
— 17.)  Die  Lehre  vom  a.  v.  >t.  i  hei  Philon  teils  unter  dem  Eintluß  seine»  Glaubens 
teils  der  Philosophie  geijutgi.  ^ Ungeschriebene  Gesetze  stellen  in  ihrem  I^ben  die 
Weisen  der  alten  Geschichte,  die  Patriarchen  nnd  Stammväter  dar,  von  denen 
ebendeshalb  zur  Nacheiferang  der  SfdUeren  Moses  geschrieben  bat.  In  ihnen  ist 
das  Gesetz  erf&llt  nnd  persönlich  geworden.  Sie  selber  aber  bedurften  wiederum 
einer  Norm,  nach  der  sie  richteten  und  die  ihnen  die  Natur  darbot  Auch 
diese  Nonn  wird  von  Philo  einmal  als  ungeschriebenes  Gesetz  bezeichnet  .  .  A.  v. 
ist  ihm  ein  Gesetz,  das  nicht  auf  .Stein  oder  Papier  sich  darstellt,  sondern  lebendig 
hervortritt  in  dem  Handeln  und  Treiben,  sei  es  einzelner  hervorr3«jender  Vertreter 
dt'^<i-1brn,  <ler  Patriarchen  odei  Ikrofn,  sei  es  endlich  des  höchsten  Wescn^  des 
rin\Li>ums  oder  tier  (iottheit.«  Den  luhalt  der  liucher  De  Abrahamo,  de  Jo^€phö, 
de  Vita  Mosis,  de  deciUogo  faßt  Heinrici  dahin  zusammen:  »In  den  beiden  ersten 
Schriften  wird  das  Normative  der  LebensfShrung  dieser  Patriarchen  herausgear- 
beitet:  ihr  Leben  sei  die  Verkörperung  des  ungeschriebenen  Gesetzes,  des  beseelten 
imd  vernünftigen  Gesetzes,  in  dem  die  Menschen  natu  r  nach  ihrer 
Vollendung  erscheine  und  das  die  Voraussetzung  sei  fttr  das  spüter  Icodifisierte  Ge- 
setz. Abraham  wird  dargestellt  als  Typus  des  rechten  Erlcennens,  Joseph  als  Ty- 
pus des  Staatsmannes ,  ...  (eine  verloren  gegangene  Schrift)  schildert  Isaak  als 
Typus  des  Autodidakten,  der  sein  Wesen  ('^uoij)  ebenmitßig  ausbildet  und  Jakob 
als  Typus  des  Asketen,  das  will  hier  sagen  als  Helden  selbstverleugnender  und  cr- 
ft>Igrcicher  Tatkraft.  Das  Hauptstück  aber  .  .  ist  das  Leben  des  Moses,  in  dem  der 
Held  als  volikonunener  Gesetzgeber  erscheint,  der  zugleich  als  König,  Priester  und 
Prophet  gefeiert  wird.  Die  Schrift  de  decalogo  schloß  sich  nach  den  Angaben 
ihrer  Einleitung  an  die  Reihe  ^r  vöfiot  äypa'^o'.  an.  Sie  verherrlicht  die  ewige 
sittliche  Wahrheit,  die  unmittelbar  von  Gott  seinem  Hermeneutcn  mi^etcOt  ist  als 
die  Grundlage  aller  weiteren  Gesetzgebung.«  (Theol.  Litztg.  1903  cd.  77.)  Jeder 
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In  dem  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  ist  es  möglich  nach 
zweierlei  zu  suchen.  Man  kann  fragen,  wie  weit  das  Grundschema 


Leser  der  beiden  cinziijen  Ft^  il  en  der  alten  Kirche,  des  PäiLiijogus  des  Clemens 
und  der  Offizien  des  Ambrosius,  erkennt,  wie  beide  ohne  weiteres  diesem  Ideen- 
ganp  fnlfjcn.  Die  ausdrückliche  Nachahmung  T'hilnns  durch  Ambrosins  und  die 
AlexatidDiicr  koii-<Iaücit  auch  Thamin,  St.  Ambniise  et  l.i  murale  rlirt-ticniie  au 
4cmc  sicclc  1S95.  ^^^^  Gleichung  zwiiclicn  Xaiurgcitu  und  moäaisch-clirisUichem 
Gesetz  ist  hergestellt  teils  durch  die  Identität  des  in  ihnen  wirkenden  Logos  teils 
dwch  die  bekannt»  Lehre  von  der  Entlehnung  der  griechischen  Weisheit  aus  dem 
Orient.  —  Watdsteln  »Der  Einfloß  des  Stolsismns  auf  die  Siteste  christliche  Lehr« 
bildung«  (Theol.  Stud.  u.  Krit.  1880)  meint,  die  Rezeption  der  ethischen  Lehren 
der  Stoa  sei  anf  Justin  und  Klemens  bescbrSnkt,  da  allerdings  sehr  gilfaidlich, 
wobei  der  Logos  das  stoische  Natnigesets  bedeute  nach  dem  Worte  des  Chrystpp: 
ti.ir.tp  xiXoc  TfEvsxat  t6  dxoXoü^wf         cpoosi  C^^v,  gzsp  io-l  xaxd  ys 

vc|ioj  6  xoivdg,  6  ar.t  (>  ioxi.v  ö  6pi)-6f;  A&yo?;  dtä  ndvTO)v  ip/'^' 
jiivof,  i  oL'izb^  f"»v  T»T>  Atl  xa^^f/YT-iidv:  'citfi»  tfr  xfov  fiXwv  SioiXTiSeeoc  5vti 
8.  036.  Aber  die  Sache  erstreckt  Mch  in  Wahrheil  viel  weiter,  ijit  Uberall  die  wie 
selbstversUtaidliche  Begleitung  des  Logoäbegriffes  oder  eine  wie  sdbstveistlndlich 
auf  gegriffene  Voraiissetsang.  Ich  notiere  einige  Stellen:  Jnstin  Apol.  II  8 
ZtBKxol  xäv  tfrv  f,IH«6v  X6yov  vdojitoi  -fVf&mswi  Apol.  n  10  öoa  y&P  «aSlAc  dsl 
i«pd^E«vto  xflU  aSpov  Ol  ftXow^Hjeetvttc  i)  votio4ta'nl',oavTe(,  K«xft  X6Y0t»  yiipoc  . . 
ten  KOvijMvnK  aAxolc*  im(94}  U  06  icdvrs  x&  to3  Xö^Qt»  iY^nspioav,  5c  ioxtv  6 
XfisTdg,  x«l  ivav:{a  sa•J':o^g  roX/.dxig  abcov.  Dialog  11  aitöv.ij  ts  rj]ilv  vdjio; 
xal  TsXs'jxato?  Xpiaiö;  424ö->j.  —  Clemens  AI.  Päd.  I  2,  6  i,\ieX<;  ?s  4na  vot^- 
(laTt  (sc.  'n^iz'SA  y-T'^'^^cjisv  ,  tr^v  dp'.siT^v,  xal  pspa'.o'd-TjV  xd^iv  rf,g 

aOToO  e'i'fltf'.ag  7:apaÄanpdvo'/T3;,  rpfixov  [ikv  dii^i  xöv  xc3|jiov  xal  xiv  o-jpavöv. 
x4s  8i  TjX'.axi;  T:spt5t,vT(asi;  xyx/.elxai  xat  xöjv  Xo'.rtov  äsTpwv  xi;  r'?*?  dox©- 
Xslxa;  diä  xöv  ävd-pwnov,  insixa  Sä  r.zy.  xöv  dvO-ptu-ov  aOxdv,  nspl  Sv  zdaa 
OKOO&i)  xaxcEyCvs'cai '  xal  toOtov  spY^v  f^Y^'^l^^''***  1x47^°'*^"^  '4">yj<''  iievaÄtoO  ^povr'sai 
Mtl  otoqppoe&v^  Mm)6ftuvaVf  t6  8k  oA|ia  wiXXeb  söpt»^i9  otivtMipQcoKTo,  icspl 
U  xic  npdgstc  xf)c  Avdp<i»icä«qxo(  tö  t*  iv  adxotc  xaxop^oOv  lutl  x6  tttxaitxov  ivi- 
ffvetie«  xb  ifltu^cije.  (Das  ist  Natai|;€setz,  Vorsehung,  Logos,  Ethik  auf  einmal.) 
Padag.  I  7,  60  5  8k  vdfiiOC  X*?-f  ^'^^^  not/.a'.i  Mo)'joio>g  ftro  xo  j  Xöyo-j  Sc^oo. 
—  Origenes  s.  später  anzuführende  Stellen.  —  IrcnAus  (Harvcy)  IV  17»  J 
Qimre  igitur  patribus  non  disposuit  Dominus  testLUiirrituin  ■  Huia  >lc.\  non  est  po- 
-sita  juhtis«!,  jtisti  raileni  [iiitres  Airtiitorn  dcrnlnnj  linbenti.'-  in  cardibtis  et  animabus 
sui.'»  ....  pruplct  quoii  non  ia:t  ncccs-sc  adriiiiiuii  i.is  (  1  rri. pl<.iriis  liiieris,  (juia 
habebant  in  semctipsis  justitiam  legis.  Cum  ßuteui  hacc  jusutia  ei  dücctio  .  . 
cessisset  in  obMvioncm  et  eztincta  esset  in  Acgypio,  necnsario  Dens  . .  scmctip- 
sum  ostendebat  per  vocen.  IV  9,  2  und  IV  24,  i  die  UnverSnderlichkelt  des  gtttt- 
'  liehen  Gesetzes,  derzufolge  auch  das  Gesetz  Christi  mit  dem  des  Moses  und  der 
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so7ioU)i|ischcn  Verhaltens  und  Fühlcns,  wie  es  das  Christentum  in 
der  Beziehung  auf  das  religiöse  Objekt  hervorgebracht  hat,  be- 


Nafnr  iflrnlisch  stm  in:ii\  n i.i  utiicr  Abstreilung  der  gesetzlichen  Form  und  unter 
Bcloimug   «Kr   Frtilitii.         T  :i  i  i  a  n  28  toü":©  xxt  xfjg  nap'  'jhV/  xa-iyvajv 

vo(iod«sta^.  iliav  jiiv  y*?  *7!S'V'  *-va'.  xat  xoivijv  4;idv-o)v  Ti^v  RoXiisiav.  —  1'  e  r- 
tttllian:  De  virg.  rel.  i :  Sic  et  juBtilie  (tuun  Idem  Dctu  justitiee  et  crettnime) 
primm  fuU  in  radimcntU,  natare  Denm  mctucnt.  Debinc  per  legem  et  propketas 
promovtt  in  iofentiem,  dehinc  per  evangetium  efferbuit  in  javentntem,  naae  per 
peredetum  componitnr  in  mataritatem.  De  tcst.  anini.  $ :  Maglstr*  natura,  anina 
discipula.  Qnicqnid  am  Üla  edocuil  ant  Uta  perdidicit,  a  Deo  traditum  est,  magistm 
acilioet  ipsius  magistrae.  —  Lactanz:  Just.  VI  8:  Suscipienda  igitur  Dci  lex  est« 
i|uae  nos  ad  hoc  itcr  dirignt,  illu  sancta,  illa  caelestis,  quam  Marcus  Tullius  in  libro 
de  re  publica  tcrtio  pncne  divinn  voce  dtpinxit  •  »est  miidem  vern  lex  recta  ratio, 
nnlurne  coii'^riK  n-^,  ililfiiba  in  omni»,  cutibtMMti,  »^cinpiicriin,  quac  sucet  ad  officium 
jubcndu,  vtrundo  a  fraudc  delcneat,  quac  tamcn  neque  probos  frustra  jubct  aut 
vetat  nee  improl>os  jubendo  aut  vetando  movet.  Httic  legi  nee  abrogari  Um  eal 
neqne  derogari  aliqutd  ex  hac  licet  neqne  tota  abrogari  potcit«  nec  veio  ant  per 
senatum  aut  per  popnlum  solvi  bac  lege  poniunns  . .  aed  et  onnes  gentes  et  oomi 
tempore  una  lex  et  sempitema  et  inunutabüis  continebit  nnnsqne  ecit  qnaii  magbter 
et  Imperator  omninm  Dens.  .  .  .«  Qu»  lacramcntmn  Dei  seien«  tarn  signilkanter 
enarrare  legem  dei  posset  quam  illnm  homo  longe  *  veritatis  notitia  remotna  ex> 
pressit?  Ego  vcro  cos,  qui  vcra  imprudentes  loquuntur,  sie  habendos  pulo,  um- 
quam   divincnt  -piritti   aliquo  int-tincti  ,  .  fd.  h.  dir  voHe  Darlegung)  quia 

faccrc  illc  11 jiijterat  nobis  facicndum  est,  qutbus  ipi>;i  lex  ir:i<lu:i  c-t  nb  illo  uno 
magistro  ei  niiperatorc  omnium  Deo.  Hujus  legis  capu^  piiinum  cbi  tp^uia  Dcum 
uüs^  .  .  .  Dtxi  quid  debeatur  deo,  dicam  nunc  quid  bomini  tribuendum  &iu  — 
Ambrotitt«:  De  offidis:  I  84  natnram  imitemnr  I  134  ne  quid  contra  natn- 
ram*  ne  quid  turpe  atque  indecotum  sentiamus  I  223  decoram  est  secundnm  natn- 
ram vivere,  secundum  naturam  degere,  et  turpe  est  quid  ait  contra  natnram.  I  339 
appctitus  rationi  subjectus  est  lege  natvrae  ipsius.  III  5t  Justus  legem  habet  ncn- 
tis  soae  et  aequitatis  ac  justitiae  suae  normam  III  19  baec  ntiqne  lex  naturae  est, 
quae  nos  ad  omnem  stringit  huraanitatem,  ut  alter  alteri  tamquam  unius  partes  cor- 
[)oris  invicem  defcramus.  III  2t;  7u":r^mmenfallcn  von  Sittlichkeit  und  Nutzen  noch 
i  'x'-^vtz  der  Natur,  ebenso  III  28  und  III  24.  II  So  unde  igilur  baec  ve!  TuUius 
vcl  I'anattius  aut  ipsc  AriMotcles  transtulerint,  apcrtuni  est  satis,  fulj^t  Hinweis  auf 
das  alle  Testamciu,  ebenso  II  6.  Epist.  53,  lo :  Non  iuit  necessaria  lex  per  Moy- 
»en,  dentqae  subintravit  . .  in  locnm  naturalis  legis  intraTerit.  luqae  si  illa  suum 
servasset  locum,  baec  lex  scripta  nequaquam  esset  ingressa;  ebenso  53,  i:  Ea  igi* 
tttr  lex  non  scribitur  sed  innascitur,  nec  aliqna  percipitur  lectlone  sed  pioflno  qno> 
dam  fönte  in  singalis  exprimitur  et  bmnanis  ingeniis  banritnr.  —  Ambrosias- 
ter: Com.  in  Ep.  ad  Rom.  3,  ao  baec  eigo  est  lex  naturalis,  quae  per  Moysen 
partim  reformata  partim  firmata.  —  Hieronymus,  Kommentar  n  Jes.  34,  6: 
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wüßt  oder  unbewußt  etwa  auch  in  die  anderen  soziolo- 
gisch iMi  Typen  hineingetragen  ist,  wie  weit  der  christ- 
liche Individualismus  auch  in  Staat,  Gesellschaft,  Korporation, 
Familie  die  Knipfinduni^fcn  tlcr  I^reiheit,  Gleichheit  und  Selbst- 
wertigkeit des  Individuums  L^t:\vockt  und  wie  weit  sein  Licbesuni- 
versalismus  christlich-])atriarchalische  Empfinduni^cn  auch  in  die 
übrigen  Verhältnisse  hineingestiftet  hat,  wie  weit  etwa  Demut 
und  Liel)0  auf  die  Bcziehuni^en  der  Menschen  überhaupt  abge- 
färbt haben.  l*"ür  die  vorkon.staiuuusche  Kirche  ist  nun  etwas 
Derartiges  selbstverständlich  ausgeschlossen;  hier  kann  man  nur 
negativ  sagen,  daß  die  alten  am  Stadtstaat  und  am  Militär  er- 
uachscncn  soziologischen  Grundschemata  von  ihm  aufgelöst  und 
die  antike  Staatsidee  zersetzt  worden  ist.  1  nr  die  nachkonstan- 
tinische  Zeit  aber  bedürfte  es  einer  sehr  viel  eingehenderen 
Kenntnis  ihrer  rechtlichen  und  sozialen  Geschichte  als  mir  zur 
Verfügung  steht,  um  die  Frage  zu  beantworten.  An  sich  läge 
Derartiges  bei  der  wachsenden  Verbindung  von  Staat  und  Kirche 
ja  nicht  fem.  Doch  scheint  mir  als  seien  die  Wirkungen  hier 
noch  außerordentlich  gering.  Die  in  den  alten  Ideen  festgewur- 
zelten Institutionen  und  die  geistige  Bitdung  sind  zu  alt,  zu  selb- 
ständig, zu  wurzelfremd,  um  noch  neue  Antriebe  in  sich  aufzu- 
nehmen, und  die  Kirche  ist  noch  zu  jenseitig,  noch  zu  sehr  Kind 
des  Kampfes  und  Sieges,  noch  zu  innerlich  spröde,  um  sich  der- 
artig in  das  innere  Gefüge  des  Staates  einzusaugen.  Man  wird 
eher  umgekehrt  von  einer  starken  soziologischen  Beeinflussung 


Aiidc«nt  Judaei,  qui  se  solos  legem  «ccepisse  domini  gloriantur,  quod  universBe 
primmn  gemes  totusque  orb»  naturalein  aocepetlt  legem  et  idcirco  postea  lex  data 
Sit  per  Moysen.  qnia  prima  lex  diasipata  est  nnter  Benifmig  aul  Paulus,  Rom.  9, 14. 
V<m  Attgustin  gibt  Jodl  I  596  eioe  Anzahl  Stellen:  Lex  vero  aeterna  est  ratio 
diviha  ant  voluntas  Dei,  ordinem  naturalem  couservari  jubens»  pciturbari  veuns. 
Contra  I^austnm  32,  7.  Ich  füge  schließlich  nach  Gierke  III  128  hinzu:  Isidoras 
Hisp.  Ürig.  V  2  omnes  quidem  leges  aut  divinae  sunt  aut  humanac ;  divina  natura, 
humanae  moribus  constant,  nnd  aus  der  Glossa  ordinarin:  ins  naturale  dicitur,  qnod 
in  lege  Mosaica  vcl  in  Evangclio  continctur.  —  Das  stärkste  Gewicht  aber  ist  viel- 
leicht darauf  zu  legen,  daß  Lactanz,  Ambrosius  und  Augustin  in  ihren  Werken 
geradezu  ausgesprocbenermaßeu  auf  Cicero  fußen.  Der  erste  Teil  von  de  civitate 
verlitttft  an  der  Hand  eiceronlanischer  Darlegungen,  des  Ambrosius  Offisien  sind 
eine  teilweise  wörtliche  UmbUdung  von  Ciceros  Offisien.  Diese  Tatsache  hat  ihren 
Grund  in  der  Voraussetzung  der  Identität  der  christlichen  Ethik  und  des  Natnr- 
gcsettes  und  Natunechtes. 
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der  Kirche  und  ihrer  Anstalten  durch  das  römische  Korporations- 
recht und  durch  die  Fortwirkung  des  alten  jus  sacrum  reden 
dürfen.  Andererseits  wird  man  die  steigende  religiöse  Vcrherr- 
Hebung  der  Krone  und  ihres  Beamtentums,  den  ganzen  Byzan- 
tinismus, weniger  auf  kirchliche  als  auf  alte  heidnisch-orientalische 
Einflüsse  zurückführen  müssen;  und  wenn  in  der  Auflösung  des 
Westens  die  Kirchen  und  Bischöfe  oft  die  Funktionen  des  Staates 
übernehmen,  so  ist  das  nur  der  Zwang  der  Notlage  und  der  Aus- 
druck des  Machtverhältnisses,  aber  keine  innere  Annäherung  der 
Lebensform  des  Staates  an  die  der  Kirche.  Vollends  von  einer 
Neigung  zu  politischem  Individualismus  kann  keine  Rede  sein, 
wenn  auch  in  wissenschaftlicher  und  ästhetischer  Hinsicht,  vielleicht 
auch  im  Familienieben,  das  IndividueU-Personliche  sich  starker  ent- 
wickelt, übrigens  im  Einklang  mit  der  ganzen  späthellenischen 
Entwickelung,  die  von  der  Kirche  in  sich  aufgenommen  wor- 
den ist  ^•). 

So  darf  man  in  der  alten  Kirche  nur  nach  der  prinzipiel- 
len  Zurechtlegung  des  Verhältnisses  von  Kirche 
und  Reich  Gottes  einerseits  und  Staat  und  Welt 
andererseits  als  von  zwei  innerlich  wesensgetrennten  und 

V<,'I.  <]itTke,  Genossenschnft^rocJit  III  122  — lS6;  über  die  rmfdrbung  dtr 
soziologischen  Grxindgcfühle  feine  Hcnierkuugcn  in  dem  Abschnitt  vertus  nouvelles 
bei  Thamin  S.  250—278.  S.  auch  «lic  berühmte  Stelle  bei  Lactanz  V  15  und  lö 
über  die  Gleichheit,  die  das  Wtscu  der  von  den  lieiduij-Llicn  Morallehrem  ver- 
Icanntcn,  ja  auch  b«i  Cicero  nicht  recht  «ufgefaßteD  Gerechtigkeit  s«i.  Den  Christen 
ist  dies  enthfUU.  Aber  praktische  Konsequenzen  zieht  auch  Lactanz  nicht  ans  der 
Gleichheit :  dicet  aliqois  nonne  sunt  apud  vos  alü  paupeies,  atU  divites,  alii  scrvi 
alü  domini }  nonne  aliquid  inter  singulos  interest  ?  nihil  nec  alia  causa  est  cui  nohis 
inTicem  ftatnim  nomen  impertiamus,  nisi  quia  pares  nos  esse  ctedtmus.  nam  cnn 
omnia  humana  non  corpore  sed  spirita  tnetiamur,  tarnet si 
corporum  di  versa  sit  condicio,  nobis  taineu  servi  non  sunt,  scd  cos 
et  habenius  et  dicimus  spiritu  fratrcs,  religione  conservos.  divitiae  quotjue  non  fa-» 
t  iuiit  insi|Ljnes,  ni-^i  quotl  ])Ossunt  bons'*  operibus  facere  ciani'ie>  .  .  .  cum  ii»itur 
et  lii^)cn  servis  ci  divites  paupcribiis  Ii  u  m  i  1  1 1  a  l  c  a  n  i  m  i  p  a  i  1;  :>  simus,  apud 
denm  tarnen  virtute  di^eminiur:  tanto  quisquc  &ublunor  c&t,  quaoto  justior  . . .  si 
non  tantum  quasi  parem,  sed  etiam  qtiasi  minorem  se  gesserit,  ntique  molto  altio- 
tem  dignitatts  giadum  Dco  judice  consequctur.  nam  profccto  in  hac  vita  saecnlsri 
brevia  et  caduca  sunt  onuaia.  Hier  ist  der  folgenschwcic  Schritt  getan,  die  Ge- 
rechtigkeit als  Gleichheit  zu  interpreUeren,  Aber  die  Gleidiheit  ist  noch  rein  auf 
das  religiöse  Gebiet  eingeschränkt,  ihr  Rationalismus  von  selbst  seine  Grenzen 
findet 
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durch  diese  VV'esensgetrcnntheit  an  einer  gegenseitigen  Durch- 
dringung gehinderten  Größen  suchen"^).  Iiier  ist  nun  das  Pro- 
blem, wie  sich  bisher  schon  an  verschiedenen  Punkten  gezeigt 
hat,  ein  eigentümliches  I)<>})})elj)roblem,  nämlich  einerseits  die 
weitgehende  Anerkennung  der  Welt  und  ihrer  Ordnungen  nach 
den  stets  zu  Grunde  gelegten  Sätzen  des  Paulus,  andererseits  die 
grundsätzliche  Verwerfung  der  Welt  und  des  Staates  als  eines 
Erzeugnisses  der  Sünde  und  Reiches  der  Dämonen.  Dabei  ist  die 
Grundvoraussetzung  die  Gleichsetzung  des  Staates  und  der  Gesell- 
schaft mit  der  AVeit«.  Das  oben  geschilderte  Kontrasthild,  das  die 
allein  wahre  Erlösungsgemeinschaft  sich  schuf  in  dem  ik -rifife  der 
sündii^en  und  verlorenen  Welt,  bestimmt  sich  bei  der  wachsenden 
Notwendigkeit  })raktischer  Auseinandersetzung  immer  näher  als 
Inbegriff  des  Staates  und  der  Gesellschaftsordnung.  Nachdem  die 
W'isst  nschatt  teils  abgeschlai^en,  teils  christianisiert  war  und  die 
privaten  Lebensformen  verchristlicht ,  die  idololatrischen  Gesetze 
beseitigt  waren,  blieb  als  I  n  b  e  r  i  f  f  d  e  r  W  e  1 1  tl  e  r  S  t  a  a  t 
an  sich.  I)ie  Welt  im  Sinne  des  Spätjudentimis  und  des  Ur- 
christentums und  dann  weiter  der  ganzen  alten  Kirche  ist  eben  kein 
knsmologischer  Het^riff.  sondern  ein  politisch-sozial-historischer, 
l  .r  hedcntet  das  Heidentum,  die  Völker,  die  außerjiidische  Welt, 
die  durch  Abfall  imd  Bosheit  ein  Reich  der  Diimonen  i;eworden 
ist  und  die  sich  immer  mehr  zuspit?t  in  dem  großen,  den  Kaisrr- 
kult  fordernden  Imperium  der  Cäsaren.  Die  Stätten  des  Kaiser- 
kults sind  auch  für  die  christliche  Aix.kaK  pse  der  Thron  des  Sa- 
tans, des  Herrschers  dieser  Weil,  indem  dann  das  Heidenchristen- 
tum es  wesentlich  mit  dem  romisch(Mi  Reich  zu  tun  hat,  werden 
die  Cäsaren  zu  den  Herren  und  Repräsentanten  der  »Welt«.  Das 
Christentum  bezeichnet  sich  selbt  als  ßoaiXeio,  so  wird  auch  sein 


")  Vgl.  K.  J.  Neumnnn.  r>er  r<jm!>irhe  Staat  und  die  allgemeine  Kirche  T  1900; 
<^icrkc  III  122 — 128;  Harnack,  iMi-  inn  I  206 — 227:  Picf-lmair  76—12.},  Kcicen- 
röther,  Katholische  Kirche  und  christlicher  Staat  1672.  WcincI,  >StilIiiiii;  I  r- 
christentums  ctc«.  Besonder«!  «richtif;  ht  der  erste  Band  des  groCni)  Wirkts  <ier 
Brüder  Carlyle.  Hier  fand  ich  alle^  bestätigt,  was  ich  von  meinen  Kciitiiia:>scn  aus 
selbst  erschlossen  bitte,  nur  mk  einem  rcieheren  Qnelkiimateiial  tielegt,  als  mir 
sttgIngHch  war.  J.  Carlyle  hat  sich  das  letztere  mit  Hilfe  eines  Stabes  theologi- 
sche? Helfer  beschafit.  Die  Oricntierang  seiner  Arbeit  ist  insofern  anders,  als  es 
ihm  nur  auf  die  Bloßlegnng  der  Fandamcnte  des  Mittelalters  ankommt,  vahrend 
es  mir  anf  das  Verhnhnis  der  socialen  Bildungen  zu  den  christlichen  Grundideen 
nnd  Ausgangspnnkten  ankommt. 
Aichig  m  Sosialwlusascbaft  «ad  Sotialpoliiili.  XXVL  3.  43 
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Widerpart,  die  Welt,  zu  einer  fotmUlat^  die  im  Cäsar,  im  Reicbsrecht 
und  Reichskult  anschaulich  ist.  Die  Welt  wird  zum  Reich  und  mit 
ihm  zum  Inbegriff  der  bestehenden  Gesetze  und  Ordnungen.  Denn 
ein  Reich  ist  zugleich  Träger  von  Gesetz  und  Recht;  und  mit 
Gesetz  und  Recht  ist  zugleich  die  ganze  Gesellschaibordnui^  um- 
faßt. Die  Frage  des  Verhaltens  zu  den  Gesetzen  ist 
die  Frage  des  Verhaltens  zur  Welt.  Die  Welt  ist  a{d»v  odxoc  oder 
saeculum,  d.h.  der  der  Wiederkunft  Christi  vorangehende  Geschieh ts- 
•  abschnitt.  Mit  dem  metaphysisch-kosmologischen  Begriflf  der  Welt, 
des  mundus  oder  xoa|iO{  hat  das,  obwohl  die  Ausdrücke  vertauscht 
werden,  nichts  zu  tun ;  die  gnostischen  Lehren,  die  die  Welt  und 
ihre  Sünde  aus  der  Materie  und  Sinnlichkeit  ableiten  wollten, 
wurden  abgeschlagen;  es  bleibt  bei  der  alttestamentUchen  Lehre, 
daß  die  Schöpfung  gut  ist,  aber  die  AVolt  vom  Sündenfall  her- 
kommt, vom  verderbten  Willen  und  der  Verführung  der  Dämo- 
nen. Von  daher  stammt  auch  der  Staat,  und  er  gilt  daher  von 
diesem  Anfang  an  zugleich  mit  den  Ordnungen  von  Ehe,  Arbeit, 
Eigentum,  Sklaverei,  Recht  und  Krieg  als  das  einheitliche  und 
wesentlich  unveränderliche  Prinzip  der  »Welt«;  alle-  natürlich  auch 
von  den  Christen  beobachteten  Veränderungen,  der  Uebergat^ 
des  Weltreichs  vom  Orient  nach  Rom,  dann  der  Zusammenbruch 
der  altrömischen  Tradition  und  die  Orientalisierung  des  Reiches 
seit  den  Severern,  die  neue  Verfassung  und  Verwaltung  Diokle- 
tians, ändern  nichts  an  seinem  Prinzip;  ynd  auch  die  Verchrist- 
lichung  hat  daran  nichts  (geändert,  sofern  der  Staat  als  Staat,  und 
nicht  als  der  von  der  Kirche  zu  lenkende,  j^ehcilii^te  und  entsühnte 
Diener,  als  der  von  ilir  beseelte  Leih,  in  Betracht  kommt.  Was 
von  der  W  elt  L^ilt,  ^ilt  daher  auch  vom  Staate,  er  ist  gut  und 
böse  zugleich,  wie  sie  •^). 

Einfach  und  chaiakii:iii.lisch  zum  Ausdruck  gebracht  in  den  Akten  der  sci- 
litanischen  Märtyrer,  wo  der  Christ  Speratus  auf  die  Auttordeiung  zum  Schwüreo 
beim  Genius  des  Kaisers  antwoitet:  iy»  x?,v  paoültlttv  103  vOv  «tAvo^  oi^  Y^vtlox»; 
die  ZosaminciifelidriKkeit  von  saeeulnm  and  Kaisertam  in  einer  viet  sitiectcn  SteUe 
TertoUians :  »et  Ceesares  credidissent  saper  Christo,  siantCaeseres  non  es> 
sent  necesssrii  saeculo,  aut  at  et  Christiani  potuissent  esse  Caesarcs 
Neomann  149.  Ab  das  letztere  eintrat,  blieb  doch  der  ersterc  Gedenke  bestehen. 
Derselbe  Tert.  sagt  im  gleichen,  freilich  absichtlich  freundlich  gestimmten  ApO" 
l<>qcficum,  »die  Christen  ordnen  den  Kaiser  t^ott,  aber  nur  Hott  unter,  er  ist 
nach  ihm  der  erste  und  steht  ü)>cr  allen  Ileidengöttern.  Kr  ist  von  '  .ott  riiKcr- 
wählt  und  eingesetzt  und  dankt  ihm  seine  UrOße«,  Neumann  150.    Daß  es  seine 
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Die  Doppelstellung  zu  dieser  »Welt«  ist  daher  immerdar  eine 
gleichzeitige  und  in  denselben  Personen  stattfindende;  sie  verteilt 
sich  nicht  auf  verschiedene  Lehrer,  sondern  ist  allen  eigentüm- 
lich, nur  in  ihren  Bestandteilen  \  erschieden  accentuiert.  Man  miß- 
versteht alles,  wenn  man  das  nicht  beachtet  und  für  prinzipielle 
Unterschiede  hält,  was  nur  Nuancen  sind ;  das  gilt  auch  von  den 
großen  Theologen  des  christlichen  Kaiserreiches  und  von  ihnen 
mit  ihren  Versuchen  prinzipieller  Formulierungen  erst  recht  Das 
gilt  schon  von  den  grundlegenden  Sätzen  des  Paulus,  der  den 
Gläubigen  in  der  Welt  als  Fremden  und  PUgrim  wandeln  läßt 
und  zugleich  die  Obrigkeit  als  von  Gott  zum  Guten  verordnet 

GrüGt:  isi,  ilcin  Reich  der  Sünde  vor/us(uht;ti,  übcigtiiis  duch  auch  dicaem  welt- 
liche Ordnung  zu  geben,  ist  dabei  der  Hintergedanke.  Die  Frage  nach  der  Stel- 
lung zur  Weit  ist  deher  identisch  mit  der  Frage  nach  der  Stellung  su  den  »Ge- 
setzen«  des  Imperians,  Neumenn  115  und  168.  Aber  eueh  nach  der  Reinigung 
der  Gesetie  des  Imperiums  gilt  von  ihm  der  Gesamtchenkter  der  terrenn  ciTites: 
Invenimus  ergo  in  terrena  civitate  duas  formas:  unam  suam  praesentiam  dcmon> 
strantem,  alteram  coelesti  civitati  significandae  sua  praesentia  servientem.  Parit 
ittttcm  dvea  terrenae  civitatis  peccato  vittata  natura,  coelestis  vero  civitatis  eives  a 
peccato  natnram  Uberans  gratia.  .  .  Ibi  humanus  usus  ostenditur,  hic  divinum 
beneficium  commendaturt.  Augustinus  De  civ.  Dei  XV  2,  Das  ist  die  Doppel- 
seitigkeit aller  Staaten,  die  de«?  ifiracÜtischcn  (iereinst  und  jetzt  des  römischen 
christlichen,  der  unter  der  emen  forma  zu  (km  allj^emeinen,  in  sich  «j!eicharti|jen 
Typus  der  civitas  terrena  gehört.  Das  letzter«;  ist  ausdrücklich  ausgesprochen  De 
civ.  Dei  XVIII,  2,  i  ■■  Societas  (d,  h.  die  civitns  terrena)  igitur  usqucquaquc  mor- 
laliuin  diffusa  per  icrras  et  in  locorum  quantislibet  diversitatibus,  u  h  1  u  »  t  a  jn  e  11 
ejusdcroque  naturae  quaedam  communione  dcvincta  ..  ad- 
veraus  se  ipsam  plenunque  dividitur  et  pars  partem,  quac  praevalei,  opprimit  . . 
Bcd  inter  plurima  regna  teriarum.  In  quae  terrenae  utilitatls  velcupt- 
d  1  tat is  est  divisa  societas  (quam  civitatem  mundi  hujasuniver» 
sali  vocabnlo  nuncupamus)  dna  legna  cemimus  longe  caeteris provenisse 
cUriora»  Assyrioram  primum  deinde  Romanomm.  . .  Nam  quo  modo  Ulud  prius, 
bic  posterius,  eo  modo  ülnd  in  Oriente  (d.  h.  Ntmrod)  hoc  in  occidente  sunexit. 
deniqne  in  illius  fine  hujns  tnitinm  confestim  f a  i  t.  Regna  cae- 
tera ccterosquc  rege«;  velut  appendices  istorum  dixerim.  Das  heißt 
die  >\Velt<  ist  praktisch  identisch  mir  dem  rötni«;rhen  Staat.  Das  Gleiche  gilt  aber 
auch  von  den  römischen  [uristen  hi«;  |t]^tini:iu.  »The  Roninn  Ifiwyer»;  indecd 
«sually  deal  with  ihe  tiiaiter  ouly  {f<n\  tltt  pujnt  of  view  ul  iIr  K  inan  cmmon- 
wculth  .  .  and,  after  all,  thc  Empire  wan  to  the  Roman  mucli  thc  >auie  as  the 
World.  The  pnnciples  which  belonged  to  it  were  at  leasl  the  pnutiples  of  thc 
civilised  world,  and  tbeir  application  to  the  conditions  of  the  world  at  largc  w-aj> 
fintural  and  easy.«  Carlyie  70. 

43' 
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betrachtet.    Nach  den  ersten  blutigen  Zusammenstößen  mit  der 
Staat^ä^ew  alt  lodert  freilich  in  der  Apokalypse  ein  die  jüdische 
Apokalyptik  und  den  hcidcnfcindhchen  Messianism\i<  in  sich  auf- 
nehmenrlf  r  fanatischer  Staatshaß  auf  und  kehrt  dann  in  mancher- 
lei einzchien  Erscheinungen  wieder;  aber  mit  dem  Montanismus 
wird  das  endgültig  ausgeschieden.    Die  eigentliche  Hauptentwick- 
lung beweist  sich  weiter  auf  der  von  Paulus  vor^reschri« i)cncn 
Linie.    Aber  da  ;reigt  sich  dann  erst  recht  die  hierin  eiiilialtene 
1  )oj)pelrichtuny;,  einerseits  Anschluß  an  die  bestehende  Ordniin;^, 
andererseits  schroffster  Gegensatz  gegen  den  mi  Kaiserkiilt,  im 
Verbot  der  christlichen  Vereine  und  in  seiner  grausamen  Christcn- 
verurteilunj^  sich  dämonisch  offenbannden  Staat.  Jenach  Fnccien^- 
oder  Verlolgungszeiten,  aucli  je  nach  Temperament  und  Denk- 
weise der  Lehrer  schwanken  die  Bestinnnungen,  stets  aber  ist  bei- 
des beisammen.    Auch  in  den  schwersten  Zeiten  der  grauenvollen 
und  l)e\vunderungswürdigen  Martyrien,  in  denen  sich  trotz  aller 
Gemeinsamkeit  mit  vielen  Strömungen  der  Spätantike  doch  ein 
besonderer  (jeist  des  Christentums  heroisch  und  g  1  au bensc h a tt'e n ti 
zeigt,  wird  man  an  dieser  Doppelnatur  nicht  irre;  man  betrachtet 
die  Leiden  als  i'rülun^en  und  Strafen  oder  als  Anfeucruny;<mitte], 
zu  denen  sich  Gott  der  I  lanil  des  Staates  l)edient,  ohne  daß  dessen 
Ordnung  im  Ganzen  authr.rte,  <.;ut  und  von  Gott  zu  sein.  Als 
dann  der  Staat  sich  überwunden  erklärte  und  die  Kirche  in  sein 
eii^a-nes  Cjelüge  aufnaiuii,  da  Helen  die  ungerechten  und  mit  Götzen- 
dienst befleckenden  Gesetze  weg.  und  konnte  die  Güte  der  Slaats- 
ordnimg  sehr  viel  nachdrücklicher  anerkannt  werden.    Aber  wie 
in  der  Leidenszeit  die  Güte,  so  verschwand  in  der  jetzt  anbre- 
chenden Gkmzzeit  nie  die  Schlechtigkeit  und  Sündhaftigkeit  des 
Staates  aus  den  Auj^en  der  Kirchenlehrer. 

Es  ist  ein  Widerspruch,  der  irgendwie  gelö.st  werden  mußte. 
Praktisch  ist  er  wohl  verständlich.  T^s  kommt  darin  die  ursprüng- 
liche Weltindifferenz  des  Evangeliums,  die  apologetische  Erwei- 
terung des  Gegensatzes  zu  dem  Gegensatz  einer  verlorenen  sün- 
digen und  einer  erlösten  heiligen  Menschheit  und  schließlich  die 
asketisch-dualistische  Umförbung  dieses  Gegensatzes  zu  dem  der 
Körper-  und  Sinnenwelt  und  der  Welt  geistlicher  und  jensdtiger 
Uebersinnlichkeit  zum  Ausdruck.  Aber  ebenso  kommt  darin  zur 
Geltung  der  von  der  Praxis,  von  der  Größe  und  Ai»breitung, 
von  der  Verflechtung  der  Kirche  in  das  Gemeinleben  aufge* 
zwungcne  Kompromiß  mit  der  Welt»  der  ein  inneres  Recht  inso> 
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fern  gegenüber  dem  grundlegenden  Prinzip  behält,  als  dieses  die 
Welt  als  Gottes  Schöpfung  betrachtet  und  ein  Minimum  der  welt- 
lichen Lebensbedingungen  als  Voraussetzui^  und  Mittel  der  ei- 
gentlichen ethischen  und  religiösen  Werte  immer  Cesthält  Alles 
dreht  sich  um  Gestaltung  und  Umfang  dieses  Minimums ;  an  dieser 
Frage  gehen  die  großen  Gruppen  auseinander:  die  Hauptentwicke- 
lung und  die  offizielle  Lehre  dehnen  dieses  Minimum  beständig 
aus  unter  Aufrcchterhaltung  der  prinzipiellen  UeberwcltHchkcit, 
das  Mönchtum  schränkt  es  auf  das  denkbare  Mindestmaß  ein  unter 
Verzicht  auf  Anteilnahme  am  großen  Weltleben  und  unter  An- 
erkennung einer  niedrigeren  Stufe  der  Weltsitllichkeit  neben  sich. 
Der  Widerspruch  ist  verständlich,  aber  trtjtzdem  uncrträghch,  und 
die  Lehrer  der  Kirche  hätten  nicht  die  zwar  einseitirjen,  a!)er 
scharfen  uml  ^noßen  Denker  sein  müssen,  die  sie  waren,  weim  sie 
nicht  den  Widerspruch  theoretisch  zu  lösen  versucht  hätten. 

Indem  der  Staat  mit  seinen  Gesetzen  das  ganze  soziale  Sy- 
stem festlei^t  und  darstellt,  ist  die  Frage  die  nach  dem  Wesen 
der  »Gesetze«.  Hier  liatte  man  in  der  älteren  Literatur  sich 
beruhigt  bei  den  beiden  bibHschen  Sätzen,  daß  die  l  )bri(4keit  ihre 
Gewalt  von  Gott  habe  zum  Zweck  der  bingerlichen  Ordnung  und 
daß  man  im  Konlliktsfalle  Gott  mehr  {gehorchen  müsse  als  den 
Menschen.  Diese  Sätze  aber  schafttcn  nicht  hinreichende  Klar- 
heit. Denn  einmal  waren  sie  rein  dogmatische  Behauptungen, 
ohne  eine  allgemeine  prinzipielle  und  im  Zusammenhang  mit  der 
religiösen  Idee  durchsichtige  Begründung;  und  zweitens  gaben 
sie  für  alle  Lalle,  die  über  den  Zusammenstoß  mit  den  den  heid- 
nischen Kult  fordernden  und  die  Christenvereine  verbietenden 
Gesetzen  hinausgingen,  keine  Entscheidung.  Trotz  der  paulini- 
.schen  l-'ormeln  konnte  hier  der  christliche  Prophet  und  Traktat- 
schreiber 1  lermas  die  Gesetze  der  Gottesstadt  und  die  der  Welt- 
stadt in  schärfsten  Gegensatz  stellen:  »Wiljst  du  wegen  deiner 
Aecker  und  der  übrigen  Habe  dein  Gesetz  gänzUch  absehworen 
und  nach  dem  Gesetz  dieser  (Welt-)  Stadl  leben  .^^  Siehe  zu,  daß 
es  dir  nicht  zum  X'erderbcn  wird  dein  Gesetz  zu  verleugnen  .  .  . 
Da  du  in  der  l'remde  wohnst,  so  erwirb  dir  nicht  mehr  als  das 
Nötigste  und  gerade  Hinreichende  und  mache  dich  bereit,  damit 
du.  wenn  der  Herr  dieser  (Welt-)  Stadt  dich  wegen  Widersetzlich- 
keit gegen  sein  Gesetz  verbannen  will,  du  seine  Stadt  verlassen 
und  nach  der  deinigen  fortziehen  und  nach  deinem  eigenen  leben 
kannst,  ohne  Mißhandlung  zu  erdulden,  in  großer  Freude.«  A\uch 
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der  Hebräerbrief  stellt  die  Gottesstadt  und  die  Weltstadt  einander 
scharf  gegenüber"*).  Sobald  diese  schwersten  Käin{)fc  über- 
standen waren  und  es  auf  die  An{)assung  an  das  gesetzhcho  so 
ziale  System  ül)erhau])t  ankam,  bedinfte  man  einer  alli^fcmeinen 
von  den  (  hl  istcn  an/.ueiij;nenden  Tlieorie  über  Begründetheit  und 
Gehungsniaß  der  »Gesetze«.  Hier  sind  es  erst  die  Apologeten, 
die,  wie  sie  christliche  und  stoische  Ethik  überhaupt  verschmelzen, 
so  auch  die  Gesetze  der  Weltstadt  mit  denen  der  Gottesstadt 
wenigstens  bedingunj^sweise  in  inneren  Zusammenhan«;  l^ringcn  '*^). 
Das  mit  dem  clnistlichen  Sittenj^esetz  identifizierte  Naturgesetz 
und  Nal\ureciit  dcv  Stoa  gibt  das  Auskunttsiiiittel.  Bei  den  Stoi- 
kern unil  den  von  ihnen  beeinflußten  Juristen  war,  wie  bereits 
früher  angedeutet,  das  positive  Recht  und  Gesetz  als  Ausfluß 
des  aus  der  göttlichen  Natur  und  Vorsehung  der  Dinge  fließen- 
den Naturgesetzes  und  Naturrechtes  betrachtet  worden  und  die 
Geltung  der  Gesetze  auf  das  Maß  des  in  ihnen  ausgeprägten 
naturrechtlichen  Gehaltes  begründet.  Indem  den  gebildeten  Christen 
dieses  Natui^esetz  als  die  Schöpfungsordnung,  als  der  Inhalt  des 
Dekalogs  und  als  Bestandteil  des  christlichen  Sittengesetzes  und 
des  in  Christus  inkamierten  Logos  erschien,  stellte  sich  ihnen 
auch  jenes  Naturrecht  geradezu  als  eine  christliche  Lehre  dar. 
Damit  war  aber  dann  die  allgemeine  Begründung  und  die  kritische 


Herrnas,  Sim  i,  Hcbr.  Ii.  l6.  Die  Ikzcichnunti  tkr  Weit  und  der 
Kirche  als  niXij  oder  civuas  bedeutet  :uil!i  zwei  (Gesetzgebungen  od«  auch  zwei 
verschiedene  Sitten.    S.  Weinel,  Stellung  S.  52  uud  63. 

S.  Weinel  S.  61 :  »Eigentlich  ent  die  Apologeten  üben  lokhen  Spnch« 
gebrauch  (die  bcidctseitigen  v4|Mi  Aufeinander  au  beaieben),  und  bei  ihnen  stehen 
als  >Gesetcgeberc  mindestens  ebenso  oft  die  Philosophen  als  die  Staaten  de» 
Christentum  gegenttber.  Immerhin  gibt  es  beseichnende  Stellen  genug.  Nur  daß 
eben  die  Apologeten  schon  die  staatliche  Gesetsgebnng  Ihnlich  wie  auch  die 
Philosophie  als  Elemente  und  Vorstufen  christlicher  Gesetze  oder  des  Gesetses 
Gottes  nnyuerkennen  pencifit  sind.  Freilich  sind  ihnen  diese  Staatsgesetze  elemen- 
tar und  ziemlich  utiwirks.iin  (Justin  I  12],  vor  allem  auch  zu  verschieden  unter 
einander,  ja  einau<ler  entgegengesetzt;  denn  auch  »Schädliches«  ist  gesetzlich  ge- 
boten II  9.  Die  l)i:inioncn  sind  es  ja,  die  zum  Teil  ditse  (Jcsetzc  pnbcn,  nie 
denn  auch  die  '1  tage r  des  Ideales  schon  vor  dem  Christentum,  Männer  wie  Heraklit 
und  die  Stoiker,  immer  wieder  ▼on  der  Beharde  verfolgt  worden  sind  ZI  8«.  Die 
Apologeten  bedeuten,  dafi  die  wissenschaftlich  gebildete  Oherschidit  das  Wort 
nimmt  und  da  ist  nun  begreiflicherweise  weder  die  alte  Gegensttslichkeit  noch 
die  Unbestimmtheit  des  paultnischen  Prinzips  mehr  mt^lich. 
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Regel  für  die  Geltung  der  »Gesetze <  geffcben.  Hatte  man  früher 
beim  Gesetz  fast  nur  an  das  mosaische  Gesetz  und  etwa  auch 
an  das  neue  Gesetz  Christi  gedacht,  dagegen  die  Gesetze  des 
Staates  sich  selbst  überlassen,  so  wurde  nun  die  Kritik  der  Ge- 
setze des  Staates,  ihre  bedingte  Anerkennung  und  Verschmelzung 
mit  dem  christlichen  Gesetz  und  ihre  bedingte  Verwerfung  als 
von  Dämonen  und  Sünde  getrübt,  eine  Aufgabe  der  christlichen 
Literatur  und  Praxis.  Nach  dem  zögernden  Vorgang  der  Apo- 
logeten spricht  hier  klar  und  deutlich  der  große  (>riq;cncs. 
Er  fand  bei  dem  heidni?<chen  Polemiker  Celsus  den  Christen  den 
Gedanken  des  stoischen  Naturrechtes  und  seiner  Verkörperung  in 
dem  Gesetzessystem  des  Staates  vorgehalten,  wobei  Celsus  von 
den  Christen  die  Unterwertung  unter  dieses  Gesetz  fordert  und 
von  ihrer  Weltfeindschaft  Verödung  und  Verarmimg  des  Staates 
befürchtet.  Origcncs  eignet  sich  den  Gedanken  des  Celsus  durch- 
aus an,  betont  dann  aber  die  Inkongruenz  der  bestehenden  po- 
sitiven Gesetze  gLgen  die  Kegel  des  Naturgesetzes  und  Natur- 
rechtes. Soweit  die  Staatsgesetze  mit  dem  letzteren  übereinstim- 
men, sind  sie  gut  und  göttlich,  soweit  sie  es  nicht  tun,  sind  sie 
ung ottlich  und  verdienen  keinen  Gehorsam.  >Den  staatlichen 
Gesetzen  darf  man  nur  dann  gehorchen,  wenn  sie  mit  dem  gött- 
lichen Gesetz  übereinstimmen  ;  wo  aber  das  geschriebene  Gesetz 
des  Staates  etwas  anderes  befiehlt  als  das  natürlich-göttliche  Ge- 
setz, da  muß  man  das  erstere  verabschieden  und  allein  der  Wei- 
simg Gottes  folgen.«  Das  Verbot  der  christlichen  Vereine  und 
die  Forderung  des  Götzendienstes  geht  gegen  das  natürlich- 
gottiiche  Gesetz  und  ist  mehr  ein  skythisches  Barbarengesetz  als 
ein  Rechtsgesetz.  In  dem  letzteren  Satz  drückt  sich  auch  cha- 
rakteristisch die  Voraussetzung  aus,  daß  das  römi.sche  Recht  van 
Rechts  wegen  dem  natürlichen  entsprechen  müsse  und  daß  die 
Christengesetze  der  Römer  eigentlich  barbarisch  und  der  Römer 
unwürdig  sind.  Damit  ist  der  Weg  einer  Hegründung  und  einer 
Begrenzung  der  Gesetze  betreten,  auf  dem  wir  nach  und  nach 
alle  Kirchenväter  finden.  Laclanz  hat  die  gleiche  Lehre  im  An- 
schluß an  Cicero  begeistert  vertreten,  und  ihr  folgen  unter  An- 
schluß an  Cicero  alle  abendländischen  Lehrer,  auch  das  Gesetz- 
buch Justinians.  In  der  Zeit  nach  Konstantin  wird  die  Aner* 
kennung  des  Satzes  mit  der  Verchristlichung  des  Staates  allge- 
mein, und  die  endgültige  Akzeptierung  des  Staates  beruht  auf 
der  ethisch-juristischen  Theorie,  daß  seine  Gesetze  aus  dem 
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göttlichen,  mit  dem  Dekalog  identischen,  Naturrecht  hervor- 
gehen '■). 

**|  Di«  Stellen  des  O  r  i  g  e  n  e  t  bilden  AasganKspmikt  sowohl  bei  Neammnn 

S.  334  f.  ab  bei  Catlyle  103  W.  Omtn  CeUom  V  37  A')o  xoCvuv  v6|i«iv  lEpoxu- 
jiivtDv  Y«viXfT»^,  xsl  toi  |iiv  6vxo?        ?'iae(i»c  vdjior>,  3v         tv  vojaoS^stt^^xi.  »"i- 

tq)  YP«'?^*'?''  vi|i({i  :;p'5ft«-3as'.  i  Tf,f  ^''laswc  TO'niatt  toi  i>-50'j,  5pa  st  jit;  4  X^y'^S 
ipsl  |iaxpxv  jiiv  /^aipeiv  tinslv  xfi'.j  y'^T^^HI^^^^'^-  derselbe,  in  ^luchischcn  poli« 
tischen  Theorien  v5llig  flbliche  Gegensatz  (s.  Hinel  "AYpx^'^'i  vdjio;  S.  91  ^v£»a 
^  9 6Qtc  OttlboiioMtafc  tdtc  dv^pufceic  |i6vi;,  icplv  toOc  yP'^'^^C  ttcsPOitÜMK 
pion^)  kehrt  alt  offenbar  technische  Lehre  bei  Origencs  öfter  wieder  contra  Celsnm 
VIII  26  und  vnt  75.  Neamann  fllhrt  noch  eine  sehr  charakteristische  Stelle  aus 
dem  Kommentar  lum  Römerbrief  DC  26  und  27  an,  auf  die  O.  selh^  r  C  VIII 
65  hinweist.  Er  sagt  zu  KOm,  I3,  1 — 3:  »Non  est  enim,  in«{uH  (Pauivs)«  potettaa 
nisi  a  Dd.  ,  «licet  fortasse  aliquis:  quid  ergo?  et  illa  {>ote=;tf»s.  quae  senros  dei 
ptrseqtiidii  .  .  a  den  est'  ad  haec  breviter  respondemus.  Die  «iahe  Gottes,  die  Qt- 
seizo,  Miitl  711111  ( it-lir.uirh,  nicht  zum  MiPbrniich.  Erit  antein  justum  jii<iicunn  I  »ci 
erga  euH,  ijui  acceptam  puteslatem  secuiidum  suas  impietaies  et  aon  secunduin  d  !• 
V  i  n  a  s  temperant  1  e  g  e  s  . .  Non  hic  (Paulus)  de  illis  potestatibus  dicit,  quae  per» 
sectttiones  inferunt  fidei:  ibi  enim  dicendum  est,  »dco  oportet  obtemperate  magb 
quam  hominibus,  sed  de  istis  commuDibas  didtt.  Bei  Otigenes  hat  der 
Gedank«  eine  stark  polemische  Spitze,  man  fllhlt  aber  unmittelbar  auch  seine  Ml^- 
lichfceit  konserratiTer  Detttui^.  Diese  tritt  mit  dem  Frieden  von  Staat  und  Kirche 
immer  deutlicher  hervor;  dabei  zeigt  sich  dann  bei  den  Abendländern  der  Einffnß  Ci- 
ceros  und  der  Juristen.  Hier  w  ird  der  Staat  aus  dem  Sozialtrieb  des  Naturgesetzes 
und  sein  ficn't:'  dem  iriHtlichcn  Nnfiirce-et?  nht^rleitcr.  wobei  natürlich  immer 
<iiu  Schw  ierii^ktit  lics  \\  ulei .Spruchs  <i<js  [ni^aivcn  üescties  gegen  das  Naturrci  hr 
aultaucht.  iJarubcr  s.  weiter  unten.  Dk  btrühnite  .Stelle  des  Lactanz,  wo  (ücerus 
Naturrecht  verherrlicht  wird  Inst.  VI  8,  ist  bereits  angeführt :  nec  vero  aut  per 
senatum  aut  per  populum  soivi  hac  lege  possumus  neqne  est  quaerendus  explana- 
tor  aut  tnterpres  Sextus  Aellns  nec  erit  alia  lex  Romae  alia  Athenis,  alia  nunc,  alia 
posthac.  Dazu  die  Ausführung  VI  10  Deuz  . .  animal  noc  esse  roluit  lociale.  . . 
causa  coeundi  ipsa  potius  humanitas  . .  natura  homtnnm  societatis  ae  eommnnionis 
appetens  VI  1 1  conscrvanda  igitur  est  humanitas  (die  Natur  als  Begründerin  der 
Staatsgemeinschaft  und  ihrer  Gesetze)  .  .  discordia  igitur  ac  dissensio  non  est  se- 
cundum  hominis  rarioin'm  wrinnque  ilhid  est  (^iceronis,  quod  ait  hominem  naturac 
obücdicntcm  liomini  noccrc  non  po^*-* .  Das  ist  das  Wesen  des  wahren  in«:  und 
der  wahren  jusiitia.  Kpitomc  Inst.  33  s>  enim  nos  idem  Dens  fecit  et  univcrsos 
nd  j  u  s  t  i  t  i  a  ni  (die  natuigcmäße  socieias)  \  itamque  aetcniaiii  pari  cundiciune 
generavit,  fratema  uiiquc  necessitudine  cohaeremus.  Es  ist  aber  der  Irrtum  der 
Philosophen  und  Juristen,  dafl  sie  diese  societas  juris  nur  nach  dem  irdischen,  sutt 
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AUeifi  damit  scheint  nun  aber  doch  fast  zu  viel  bewiesen,  da- 
mit scheint  der  Staat  vergdttlicht  zu  sein.   Das  war  natürlich 

nach  dem  himnliicfaen  NaUeo  beviessen.  Die  gleiche  Kritik  halber  Zustimmung 
und  halber  Veibessertmg  fibt  Inst.  3,  8  an  dem  Begriff  des  naturae  convenienter 

vivere.  Ebenso  Augustin  De  civ.  XDC  13  homo  fertttr  quodam  modo  natarae  «uac 
legibus  ad  incundam  societatem  pacemqne  cum  hominibus  quantum  in  ipso  est, 
Omnibus  obtcnendam.  De  bono  conjugali  i :  Unusquisque  homo  humani  gcncris 
pars  est  et  sociale  qiiiddam  est  niituia  magmiiiu|iie  hnbct  et  rtnturale  bonum.  De 
civ.  XrX  5:  quud  uutcm  suciakm  viiam  vuluiu  (philoj-tiidiil  esse  sapieniis,  nos 
mulio  amplius  approbamus.  De  lib.  arb.  6:  nihil  est  in  lege  tcmpomli  justum, 
quod  ex  lege  aetttna  non  deifvetar.  Da  vera  religione  31:  Conditor  legum  lern- 
poralium,  si  vir  bonns  est  et  sapiens,  illam  ipsam  consulit  actemam,  de  qua  nulli 
aninae  jndlcare  datnm  est,  ut  secundum  ejn»  inmntabiles  regnlas  qaid  sit  pro  tem- 
pore jnbendnm  Tatandnmve  discemat.  Contra  Fanstnm  23,  7:  Lex  Tero  aeteraa 
est  ratio  dlvina  ant  volnntas  Dci  ordmem  naturalem  conaanrari  jubens  pertnrbari 
vetans.  Die  Eigentumsrechte  gelten  durch  kaiserliches  Recht,  stammen  aber  zu- 
hüchst  von  Gott,  von  welchem  diese  menschlichen  Rechte  herrühren,  durch  die 
Fürsten  vermittelt,  Reuter  >Anp«stinische  Snidieni  1S87  S.  382.  De  civ.  II  21,2 
ninuiu  A.  Cicero«;  r)ct'imtion  des  Staates  populum  non  omnem  coetura  multitiidinis, 
sed  Cütiluin  jui  i»  cunsensu  et  utilitntis  coiniminione  sociatum  esse ^  referierciul  auf, 
19,  21  kommt  er  darauf  zurück  und  leugnet,  indem  er  den  Beghtf  akzeptiert,  daß 
nach  ihm  das  hctdnisdie  Rom  ein  wirklicher  Staat  gewesen  sei,  da  ihm  seinem 
lleidentnm  und  seinen  Greueln  die  wirkliche  justitia  gefehlt  habe,  aber  das  ist  nur 
die  Vemrtellung  des  naturwidrigen  positivoi  Rechtes.  An  anderen  Stellen  schlägt 
er  den  natnnechtUchen  Gehak  der  Hämischer  Gesetse,  der  trotzdem  besteht,  sehr 
viel  fafiher  an.  Seine  eigene  Definition  gibt  er  19,  24  »populus  est  eoetus  mnltitudmis 
rationalis,  rerum  quas  diligit  eoncordi  communione  sociatns«.  Hier  ist  die  justitia 
ausgelassen,  weil  ihm  ds^s  t\\  absolut  dünkte,  dagegen  die  ratio  belassen,  weil  diese 
als  mehr  oder  wcnifjer  l)ctrachtet  werden  kann;  denn  der  i>upulti^  ht  tanto  ulirjue 
melitT,  quanlo  in  mehoribus,  tantotiue  delerior  ijuantu  in  deterinriliu--  ('■ik^is.  60 
will  er  auch  den  heidnischen  Rümerstaat  einen  Staat  nennen  quamdiu  maucl  i^ualis- 
cunque  rationalis  multitudinis  coetus.  Ganz  in  die  gewöhnliche  naturrechtlicbe 
Lehre  der  Väter  mündet  dann  die  interessante  Steile  De  divenls  quaestionilras  31 
ein:  Justitia  est  habitas  animi  commnni  utilttate  oonservala  snan  coique  tribuens 
dignitatem.  Ejus  initinm  est  ab  natura  profectum.  deinde  quaedam  in  consuetudi- 
ncm  ex  utilitntis  ratione  venerunt:  postea  res  et  ab  natura  profectas  et  a  consue- 
tttdine  probates  legum  metus  et  religio  sanxit.  Natura  jus  est,  quod  non  opinio 
genuit,  sed  quaedam  innata  vis  inseniit  ut  religionem  pietatem,  gratiam,  vindicatio- 
nem.  observantiam,  veritatem.  So  werden  die  Wahrheitsmomente  der  heidnischen 
ReliL;iun,  Moral  und  des  Gesetzes  auf  die  Nntiir  /ti  rück 'geführt.  Ans  dem  unge- 
schncbeneti  Zustand  geht  das  dann  in  den  gestln  leliLuen  über;  quoi  genus  pac- 
tum est,  par,  lex,  judicatum.  —  Die  Quellen  von  alledem  liegen  in  der  griechi- 
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nicht  die  Meinung  der  Kirchenlehrer.  In  dem  Maße  als  praktisch 
die  Kirche  den  Staat  und  die  Gesellschaft  akzeptierte,  mußte  sie 
erst  recht  auch  ihren  inneren  Gcfq;cnsatz  ^c^^en  dieses  Naturrecht 
empfinden  und  wahren,  das  in  Sklaverei,  Handel,  Gewalt  und 
Rechtshärte  doch  dem  sf>zialen  Ideal  der  Kirche  ^^ründlich  wider- 
sprach, wie  wir  bereits  bei  den  ein/.t  lnen  Geboten  gesehen  haben. 
I)as  hat  sie  denn  auch  in  der  Tat  f^M-ündlich  p^ctan.  Aber  es  ist 
nicht  mehr  einfach  der  alte  Protest,  sondern  auch  hier  erijebcn 
sich  neue  Gedanken,  indem  sie  auch  hier  dem  Vorbild  der  Stoa 
foli;t,  die  j^leichfals  ihrerseits  bei  ihrer  Theorie  von  der  Be- 
gründung der  bestehenden  Gesct/r  im  Xatur<4esetz  sich  den  Ge- 
gensatz des  Bestehenden  geyen  ihr  humanes  Sozialideal  nicht 
hatte  verbergen  können  und  daher  für  diesen  W  iderspruch  einen 
Ausweg  gesucht  und  gefunden  hatte.  Der  Ausweg  hatte  für 
sie  in  der  Unterscheidung  der  Urzeit  oder  des  iroldenen  Zeital- 
ters von  der  Folgezeit  gelei^^en.  In  der  Urzeit  hatte  das  Natur- 
gesetz voll  gewaltet  ohne  Sklaverei,  ohne  (Gewalt,  ohne  Besitz- 
gegensätze,  wobei  die  einen  mehr  eine  wirkliche  Vollkommen- 
heit der  Freiheit  und  Gleichheit,  die  anderen  mehr  eine  kindlich 
unschuldige,  aber  noch  entwickelungsbedürftige  ethische  Norma- 
lität annahmen.    Erst  Selbstsucht,  Geiz,  Gewalttat,  schlechte  Ge- 


sehen Lehre  vom  vd(io(  sypa-^po;  s.  Hirzcl  und  vor  allem  in  der  Lehre  Cioeios, 
Senecas  und  der  römischen,  stoisch  beeinflußten  Juristen ;  hierüber  Carlyle  I,  l — 78; 
K.  Hildenbrand,  beschichte  und  System  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  I  1860, 
M.  Voigt,  Die  LcliiL'  vom  naiurnle  der  Römer  iH5fi,  7ie!>n«iky,  Ticero  im 
Wandel  der  Jahrhunderte  Bei  den  Vätern   ist  nur  gegenüber  dem  heidni- 

schen Staate  die  Würdigung  des  positiven  Rechtes  aus  dem  Naturrecht  sehr  viel 
schwieriger,  daher  ▼icle  Schwanknngen  und  «Idenprecheade  Aenflemiigen,  wa* 
namentlich  von  Angvstin  gilt.  Gegenüber  dem  christlich  gcwofdeoen  Staate  aber 
ermdglicht  die  Lehre  eine  sehr  konservattvc  Stellang ,  vor  allem  unter  den  gleich 
weiter  zu  schildernden  nlhcren  Bestimmungen.  Mit  dem  Gesctsbucfa  Justiniins  und 
den  Definitionen  des  Isidoras  Hispalensis  geht  die  Lehre  dann  ins  Mittelalter,  über 
JttStinian  s.  Carlyle  I  71 — 79,  Stellen  aus  Ambrosin«,  i]cm  .\tn{)rüsi:ister,  Hilarius 
und  besonders  I-idor  iliiil.  I  104— lio  >St.  Isidore  has  olivjotisly  reproduced  with 
cerlain  changes  of  detail  the  thcory  of  the  tripnrtitc  cliaiacter  of  law  (jus  naturale 
reines,  urstilndlichcs  Nnturrecht,  jus  gcmiuin  :>U  «las  iibtrall  vorhandene,  aber 
^clruhte  Naturrecht,  jus  civile  als  die  besondere  Formung  des  Naiurrechts  im  posi- 
tiven Recht)  wbich  we  have  alveady  seen  in  the  works  of  Ulpiao  and  io  the  In- 
stitutes  of  Justinian.  With  this  work  the  conception  passes  into  the  common  stock 
of  mediaeval  tradltion.  t  to. 
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setze  haben  dann  die  gegenwärtige  Lage  herbeigeftihrt,  in  der  das 
Naturrecht  nur  getrübt  und  entstellt  zum  Ausdruck  kommt.  Ver- 
zweifelnd an  der  Durchführung  ihres  Sozialideals  in  der  Gegen-* 
wart  haben  sie  es  in  die  Urzeit  geflüchtet  und  der  Gegenwart 
nur  aufgegeben,  die  positiven  Gesetze  möglichst  dem  Naturge- 
setz anzupassen.  Diese  Gedanken  haben  nun  die  christlichen 
Lehrer  einmütig  aufgegriffen  und  mit  ihrem  biblischen  Gedanken 
vom  vollkommenen  Urständ  vereinerleit,  wobei  die  Naht  deutlich 
genug  sichtbar  geblieben  ist:  der  biblische  Urständ  kennt  nur 
ein  Menschenpaar»  die  kirchliche  Lehre  vom  dort  vorhandenen 
absoluten  und  vollen  Naturrecht  setzt  aber  mit  den  Stoikern  eine 
Mehrheit  von  vielen  Menschen  voraus;  und  beides  vereint  sich 
nur  dadurch,  daß  die  Kirche  lehren  muß,  daß  ohne  Sündenfall 
die  Menschheit  sich  so  entwickelt  hatte.  Nicht  minder  kommt 
die  Naht  darin  zum  Vorschein,  daß  in  diesem  Zusammenhang 
nach  dem  Vorbild  der  Stoiker  der  Urständ  vor  allem  Freiheit, 
Gleichheit  und  Abwesenheit  des  Zwanges  zeigt,  während  die  kirch- 
liche Urstandslehre,  wo  sie  nur  ihren  eigenen  Impulsen  folgt,  die 
religiöse  Vollkommenheit,  die  Gottesliebe,  die  Demut  und  den 
Gnadenstand  betonen  muß.  Aber  der  Gedanke  war  für  die  Väter 
so  befreiend  und  erleuchtend,  daß  sie  ihn  gleichwohl  nachdrück- 
lichst übernahmen.  Alle  von  ihrem  Prinzip  aus  unerträglichen 
sozialen  Institutionen  sind,  wie  wir  im  einzelnen  bereits  gesehen 
haben,  aus  den  Urfreveln  der  Menschheit  entstanden:  die  patriar- 
chalische Männerherrschaft,  der  Privatbesitz,  die  Sklaverei  und 
letztlich  das  Prinzip  des  Ganzen,  der  Staat,  sind  aus  der  Sünde 
entstanden,  wobei  in  die  stoische  Geschichtsphilosophie  die  Pa- 
triarchengcschichte  mit  dem  Fluch  der  Paradiesesaustreibung,  mit 
Kain,  Harn  und  Nimrod  naiv  hineingearbeitet  wird.  Der  römische 
Staat  ist  der  Nachfolger  des  nimrodschen  babylonischen  Staates 
und  wird  als  Trager  der  bestehenden  Gesetze  dauern  bis  zur 
Wiederkunft  Christi  **). 

*^  Die  Lehre  vom  ranen  Nstanecht  des  Unlande*  mit  Freiheit  und  Gleich- 
heit  bis  in  die  FeniKe  hinein  ist  Allgemeine  Lehre  der  spftteren  Vitcr  nnd  in  dem 
Mefie  henrorgetreten  «Is  die  Znrflckfilbning  des  bestehenden  StMtes  enf  das  Natvr- 
recht  den  Atwtand  vom  reinen  Natarrecht  su  betonen  nötigte.  Stellen  bei  Over« 
beck,  Sklaverei,  198—201,  Uhlhorn,  Licbestitigkeit  I  292  f..  Cnrhlc  I  1 11  — 146. 
Es  sind  stets  die  Fragen  nach  dem  Ki|;cntuni,  der  Sklaverei,  der  Familiengcwalt, 
der  Stnals^cwalt,  die  darauf  führen,  Ucbcr  die  auch  hier  zu  (irundc  licj^tndc  sioi- 
sche  Lclire  s.  Hirzel  H4— 91,  Pöhlmann,  G«sch.  d.  antiken  Kommunismus  Ii  607 
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Damit  könnte  freilich,  wie  vorhin  zu  viel,  so  jetzt  wieder  zu 
wenig  bewiesen  zu  sein  scheinen.  Die  Nachwirkung  der  ursprüng- 
lichen Vernunft  in  der  Gesetzesbildung  scheint  bei  dem  absolu- 
ten Gegensatz  der  bestehenden  Verhältnisse  gegen  die  ursprüng- 
liche Gleichheit  und  Freiheit  dann  doch  nicht  allzu  hoch  einzu- 
schätzt  werden  zu  dürfen.  In  dieser  Schwierigkeit  tritt  nun  ein 
dritter  entscheidender  Gedanke  ein,  der  erst  das  Ganze  abrundet: 
der  naturrechtliche  Gehalt  der  gegenwärtij^en  Ordnung  ist  nicht 
bloß  ein  l*'ortwirken  der  c^ctrühtcn  Vernunft,  sondern  er  ist  die 
Umformung  des  Naturrechts,  die  nach  ^r^nlicheni  Willen  unter 
den  Bedingungen  der  Sünde  eintrat.    Wo  einmal  Zügellosigkeit, 

bis  614  und  besonders  Carlyl«  I  1—32  über  Cicero  und  Senecu.  Cicero  tecknet 
mit  einem  Ufstand  der  vollen  Gleichheit  nnd  der  Vollkommenheit,  aus  dem  heraus 
das  gegenwartige  Recht  mit  Sklaverei,  Böntum,  Gewalt  und  Staatsgeseti  erst 
durch  eine  allmihliche  Vcischlecbtentng  entsprungen  ist.  Seneca  rechnet  mit  einem 

Urständ,  der  weniger  vollkommen  als  der  Entwickelung  zur  Vollkommenheit  fUlig, 
Jedenfalls  aber  durch  Unschuld  und  kindliche  Glückseligkeit  ausgezeichnet  war  und 
keinen  /wanp  kannte.  In  der  Entwickelunp  i-it  dann  die  Sünde  hervorgetreten, 
aber  ^u^lticli  mit  ihr  «lic  (He  Sünde  hekSini'rciuic,  aus  dein  Naturrecht  stfimineivli; 
Staatsordnung  als  iieiitnittel  gegen  dit  büudc  und  Muiel  der  Erreichung  cajca  bes- 
seren Zustandes.  Höchst  interessant  sind  die  hier  einschlagenden  und  für  die  Väter 
überaus  bedeutsamen  Lehren  der  Juristen.  Sie  leiten  das  positive  Recht  zunickst 
einfach  aus  dem  jus  naturale  ab,  geraten  aber  bei  der  Frage  nach  der  Vetnanftig- 
keit  der  herrschenden  Gesetze,  namentlich  der  Sklaverei,  vielleicht  auch  des  Eigen- 
tums, auf  die  Einsicht,  dafi  in  ihnen  die  volle  Vernunft  nicht  herrsche,  daß  diese 
und  mit  ihr  das  jus  naturale  nur  in  einem  besseren  Urständ  geherrscht  haben  kSime 
zusammen  mit  der  natürlichen  Gleichheit  aller  vernunftbegabten  Menschen.  Des- 
halb rmterscheiden  sie  vom  reinen  und  absoluten  jus  naturale  das  getrübte  und  unter 
den  Bedin^iniijen  der  Verschlechterung,  dtr  rrtnlnc  consuetudines,  stehende  relative 
Naturrecht  o'kr  das  jus  gentium.  Dns  positive  Reclu  oder  jus  ctvile  ist  dann  die 
positive  (jestaitung  <les  getnibten  Vernunlircchtes  im  empirischen  Recht.  Das  ist 
dann  in  das  Corpus  Justinianeum  und  in  die  Literatur  der  Väter  einfach  überge- 
gangen; vgl.  die  vorige  Anmerkung.  Carlyle  I  33—79.  Inst.  II  i,  11:  Palam  est 
autem  vetustius  esse  naturale  jus,  quod  cum  ipso  genere  hnmano  rerum  natura 
prodidit:  civilia  enim  jura  tunc  demum  coeperunt,  cum  et  civitatea  condi  et  magi- 
stratus  creari  et  Icges  scribi  coeperunt.  Inst.  I  2,  2:  Jus  gentium  omni  hnmano 
generi  commune  est.  Nam  usu  e.xigcnte  et  humanis  necessitaiibus  gentes  humanae 
quaedam  sibi  constituenint :  belle  enim  orta  sunt  et  captivitates  secutae  et  servi* 
tutes,  quac  sunt  juri  naturali  contrariae.  Jure  enim  naturali  ab  initio  omnes  ho- 
mines  liberi  nasccbantur.  Ex  hoc  jure  gentium  et  omnes  paene  contractu^  inlro« 
liucii  %'m*  \it  cmptio,  veuditio,  locatio,  conduclio,  socictas,  deposituin,  mutuum  et 
alit  luuuriici.ibilcs. 
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Ungleichheit,  Geiz  und  Gewalttit  eingcdrunc^en  ist,  kann  das 
Naturrecht  nur  mehr  in  Gestalt  von  Rechts-  und  Zwangsordnuni^cn 
auftreten  und  so  gej^^en  die  Verderbnis  reagieren.  Gerade  der  Rechts- 
und Zwangscharnkter  der  Gesetze,  die  das  Kii^entum  schützen, 
die  Massen  nach  einer  Idee  des  Rechtes  organisieren  und  l>c- 
herrschen,  die  Ungleichheiten  im  Sklavcnstande  ausprägen,  im 
Kriege  die  Barharen  und  Kulturfeinde  züchtigen,  ist  das  W  esen 
des  Naturrechtes  unter  diesen  Bedingungen.  Es  ist  eine  h'olj^e, 
aber  zugleich  ein  Heilmittel  gegen  die  Sünde. 
Es  sichert  die  Ordnung  und  die  pax  terrena  mit  den  allein  noch 
möglichen  Vernunttmilteln,  und  diesem  Zweck  entsprechend  kann 
dann  das  po.sitivc  Recht  doch  wenigstens  nach  dieser  zweiten 
Form  des  Naturrechtes  rcgiihert  werden.  Alle  Institutionen  in  Ei- 
gentum, Sklaverei,  PatriaiclKLlismns,  Staai  und  Alilitai  können  uiki 
müssen  bestehen  als  Ausdruck  gerade  der  göttlichen  Vernunlt, 
sie  müssen  nur  ihrem  Sinn  entsprechend  dem  Zwecke  der  Ord- 
nung und  der  Heilung  der  Sünde  angepaßt  werden.  Es  ist  der 
wichtige  Gedanke,  eines  relativen,  den  Bedingungen  der  all- 
gemeinen Sündhaftigkeit  entsprechenden  Naturgesetzes  neben  dem 
absoluten  Naturgesetz  des  Urstandes.  Es  ist  die  gemeinsame 
Lehre  der  Väter  mit  selbstverständlichen  Nuancen  in  Einzel- 
heiten. Auch  At^^tin  hat  sie  ausgesprochen  und  zu  Grunde 
gelegt,  wenn  auch  aus  gleich  zu  erörternden  Gründen,  weniger 
betont  als  andere ;  er  ist  im  Zusammenhang  mit  seiner  Erbsünden- 
lehre und  seinem  Prädestinatianismus  auch  hier  ein  einigermaßen 
vereinzelter  Theologe.  Aber  mit  den  Kompendien  des  Isidorus, 
den  Aeußerungen  Gregors  des  Großen  bt  die  Lehre  als  Grund- 
lehre an  das  Mittelalter  übergegangen.  Dabei  ist  auch  in  diesem 
Punkte  die  kirchliche  t^hre  in  so  naher  Verwandtschaft  mit  der 
stoischen,  daß  man  auch  hier  geradezu  an  eine  Abhängigkeit  zu 
denken  ^'eneigt  sein  muß.  Für  die  Stoa  bestand  ja  bei  ihren 
verwandten  Voraussetzungen  genau  die  gleiche  Schwierigkeit,  den 
gegebenen  Staat  als  Ausdruck  des  Naturrechts  zu  betrachten  und 
doch  dieses  gegenwärtige  Naturrecht  gegen  das  vollkommene  der 
Urzeit  abgrenzen  zu  müssen.  Nachdem  schon  Cicero  angedeutet 
hatte,  daß  die  Unterwerfung  unter  geordnete  Herrschaft  ein  Heil- 
mittel gegen  Zügellosigkeit  und  Bosheit  sei,  hat  Seneca  den  Ge- 
danken ausführlich  entwickelt  und  seinerseits  in  dieser  Reaktion 
des  Naturrechts  gegen  die  Sünde  ein  Mittel  des  Fortschritts  ge- 
priesen.  Bei  den  Juristen  finden  sich  bis  in  das  Corpus  juris  hi- 
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nein  Spuren  der  gleichen  Denkweise.  Ob  die  Kirchenväter  ihre 
Lehre  auch  in  diesem  Falle  dieser  Quelle  entlehnt  haben,  ist  bei 
der  Spürüchkeit  jener  Aeußcruiij^cn  und  hei  dem  Man<^e!  aus- 
drücklicher Beziehungen  auf  sie  nicht  sicher  zu  sacken.  Nachdem 
sie  die  Voraussetzungen  von  der  Stoa  übernoiiimcu  hatten,  ist 
die  Auffindung  dieser  letzten  Lehre  ja  auch  nahe  genug  gelebt, 
und  daß  die  Folgerung  selbständig  gezogen  werden  konnte,  scheint 
ihr  Vorkommen  bereits  bei  Irenäus  zu  zeigen.  Jedenfalls  haben 
die  Väter  ihr  insofern  noch  ein  besonderes  Gepräge  verliehen, 
als  sie  neben  dem  Charakter  der  Institutionen  des  relativen  Na- 
turrechts als  Heilmittel  auch  den  der  Sündenstrafe  betonten.  Sie 
hatten  damit  den  Vorteil,  die  (Iber  den  Heilungszwedt  Qberschießen- 
den  Härten  dieses  Naturrechts  und  überhaupt  die  Entartungen 
dieses  Naturrechts  im  positiven  Recht  würdigen  zu  können,  die 
dem  Rationalismus  der  Stoa  dauernd  Schwierigkeiten  bereiteten.* 
Sie  nähern  sich  damit  unter  Umständen  einer  stark  realistisdien 
Auffassung  des  positiven  Rechtes  und  des  geschichtlichen  Staats- 
lebens, das  namentlich  als  Heidentum  sich  für  sie  nicht  so  ein- 
fach rationalisieren  ließ.  Aber  wie  weit  darin  z.  B.  auch  Augusttn 
geht,  die  naturrechtliche  Grundlage  selbst  ist  um  deswillen  nicht 
aufgegeben  ^*). 

Irenäus  adv.  haer.  i  ll.ir  vey)  V.  24  bei  Gelegenheit  d«r  Versuchungsgeschichte  : 
der  Teufel  lügt,  die  Reiche  der  Well  gehören  nicht  ihm,  sondern  Gott,  der  sie  bat 
ent^tcheTi  !ns-.en  nach  dem  Sündenfall,  um  in  <ler  zügellosen  tmd  selbstsüchti};«n 
Menschheit  durtli  Rcchi  umi  i '«evvalt  wenigstens  cui  ^ewi>Ne>  Ikilnüiiei  gegen  die 
Sünde  zu  schaffen.  Ebenso  Lactanz  inst.  tpu.  54  :  Der  Süudenlall  hat  die  societas 
inter  sc  hominum,  das  vinculum  necessitudinis  zerbrochen.  Dann  bildeten  die 
Menschen  Geseue  pro  «tilitate  commnni,  m  se  intcrim  tutos  «b  injuriis  facerenu 
Es  ist  die  gemeinsame  Lehre  von  Ambrosiin,  Angustin,  Gregor  dem  Großen, 
Isidor,  Carlyle  I  150.  Besonders  bt  auch  Aogustin  so  tu.  verstehen,  vie  auch 
Reuter,  Aug.  Studien  138  hervorhebt.  Renter  weist  eingehend  nach,  daß  der  Staat 
flir  Aogustin  zwar  nach  absoluicm  Maßstab  ein  Erzeugnis  {der  dem  Urständ  ent* 
gegengesetzten  Sünde  ist,  daß  er  aber  nach  relativem  auch  einen  gewissen  ihm 
imninriLiitcii  Vernunflwtrt  beeilt  und  in  diesem  relativen  Wert  eine  durch  die 
büiidc  in  ihrer  Form  bedingie  Reaktion  dtr  \  Linunft  ist.  De  civ.  19,  21  im  An- 
schluß an  Cicero:  Gewalt  und  Unfreiheu  schließe  die  vernünltige  (»erechtigkeii 
nicht  aus,  ideo  jui>ium  esse,  quod  talibus  hominibus  sit  utilis  servitus  et  pro  utilitate 
eorum  fieri,  cnm  recte  fit,  id  est  cum  improbis  aufcttar  injuriarum  Ucentia; 
die  Sklaverei  ist  Folge  der  mit  dem  SOndenfall  eingetretenen  Veiflndemng  und 
tugleich  eine  Strafe,  verum  et  poenalis  servitus  ea  lege  ordtnatttr,qaae 
naturalem  ordtnem  conservari  jubet  perturbari  vetat:  qoia 
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Eine  Fra^^c  aber  ist  bei  alledem  noch  nicht  beaiitwortct,  die 
freilich  zunächst  praktische  BcdciitunL(  nicht  hatte,  aber  sie  stei- 
gend erlangen  sollte.    Es  ist  die  Frage  nach  dem  W  esen  und 


si  contra  eam  legem  iione.sset  factum,  nihil  esset  poenali 
Servitute  coerccndum*  Daher  Kdlen  die  SckiTeii  gerne  dienen,  donec  transeat 
iniqtütas  et  evacaetur  onuib  piindpetus  et  potestas  huinana  et  sit  Dens  omnia  in 
omnibuB.  Sehr  riditig  weist  Renter  die  UebenchStnins  der  bekannten  Beteicfanung 
des  Staates  als  grande  latraeiniiun  IV  4  als  einer  Zarlickrahmng  des  Staates  llber« 
haupt  auf  die  Sttnde  amrfick :  >A.  meint,  der  Staat  würde  einem  latrocininm 
gleichen,  wenn  die  jastitia  nicht  irgendwie  darin  waltete  ;  er  nennt  an. der  einen 
Stelle  (IV  4)  das,  was  nicht  Staat  ist,  Staat,  während  er  an  der  andern  (die 
schon  erwahrtte  Definition  nnch  riccro  19,  2l)  den  positiven  Beweis  führt,  daß 
der  Stnat  nur  fia  sei,  wo  die  physische  (lewalt  weniLTsteus  vt;ili:iltnistt);il>it^  durch 
die  selbst  verhältnismäßige  justitia  (im  Unterschied  von  der  justitiae  vtntas)  ge- 
leitet werde  <  139.  All  das  würde  nie  TragUcb  erschienen  sein,  bitte  man  Augustin  im 
Znsammmhanf  der  christlichen  und  stoisch-juitstischen  Naturrechtslebrcn  betraehteL 
Avcb  bat  man  fQr  A.  im  Avge  ta  behalten,  daß  seine  Erfahrangen  mit  dem  Staat 
des  Honorius  xa  einer  allsngroßen  naturrechtlichen  Verherrlichung  des  Staates 
nicht  einladen  konnten,  daß  De  civitate  eine  Polemik  gegen  die  Heiden  mit  mög- 
lichster HerabseUang  ihres  Staates  ist  und  daß  die  antidonatlstischen  Schriften 
gegen  die  donatistische  Verwerfung  der  Stantseinmischung  die  positive  Seite  von  Au- 
gustins  Stn.'it<^lchre  starker  betonen;  da  ist  es  aber  dann  allerdings  die  chr  istliche  Stnnt, 
der  die  irdiirlichen  (jerechtipkeitselementc  des  Staates  durch  die  wahre  chiistiiche 
i-ierechli^ikeit  stärkt. —  Ich  füge  nach  Carlyle  noch  einige  .Stellen  bei:  (Ire^ot  der 
Große  Exp.  moraiis  in  Job.  21,15  •  Omncs  homines  natura  aequales  sumus,  sed  accessit 
dispensatorio  ordine,ut  quibusdam  praelati  videamur  .  .  Variante  meritorum 
online  (d.  h.  mit  dem  Sflndenfall)  alios  aUis  diapensatlo  oecttita  postponit.  ^  Isi- 
doras Sententiae  47 :  Propter  peocatum  prirai  hominis  hnmano  generi  poena 
divimtus  iilata  est  servitntis,  ita  ut  qnibus  aspidt  non  congruere  übertaten),  bis 
misericordius  irroget  servitntem  .  .  .  aequos  Dens  ideo  discrevlt  hominibus  vitam, 
alius  scrvus  constituens  alio«  dominos,  ut  licentia  male  agendi  servonini  potestate 
dominantium  teatringatttr  .  .  .  Inde  et  in  gentibus  principcs  regesque  clecti  sunt, 
ut  terrore  suo  populos  n  malo  coercerent  atque  ad  rectc  vivendum  Icgibu-^  suhderent. 
Da  verstellt  man  erst  ganz,  weshalb  jeder  Gedanke  an  Sozinlreforiü  fehlen  nuil.v  — 
Die  cntsprccht^ndcn  Aeiißci untren  hei  Cicero  utnl  i^anz  la-sunders  thutlicli  Inj 
Seneca  s.  Carlyk  i  12  und  25.  Audi  «lie  juristische  UiUersclieuIung  des  jus  gentium 
von  einem  jus  naturale  hat  den  gleichen  Sinn  ibid.  60.  —  Von  der  Staatslehre 
Dantes  aus  zurOckbiickend,  hat  auch  Voßler  diesen  Charakter  von  Augustins  Staats« 
lehre  erkannt  und  als  Ausgangspunkt  gerade  der  positiTCn  Würdigungen  bezeichnet : 
»Derselbe  Staat,  der  seinem  Ursprung  nach  Orf^nisation  der  Sttnde  ist,  wird  als- 
bald seinem  Zwecke  nach,  eine  Organisation  gegen  die  SOndec.  Göttliche  KomSdIe 
I  378. 
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dem  Recht  der  Gewalt,  aus  der  die  Gesetze  des  Staates  und  damit 
des  jetzt  herrschenden  relativen  Naturrechtes  flößen.  Diese  Gewalt 
ist  faktisch  natürlich  der  Kaiser.  Aber  die  ethische  Deutung,  Be- 
gründung und  Eingrenzung  dieser  Gewalt  des  Kaisers  ist  ein  oflenes 
Problem.  In  der  alten  Zeit  begnügte  man  sich  damitf  dem  Kaiser 
den  Kult  und  den  Gehorsam  gegen  gottwidrige  Gesetze  zu  versagen, 
im  übrigen  aber  ihn  mit  geflissentlich  apologetischer  Betonung 
aufs  höchste  ta  ehren  als  von  Gott  verordnete  Gewalt,  gegen  die 
es  nur  den  Ungehorsam  des  Leidens  und  Duldens  gibt.  Wurden 
nun  aber  die  »Gesetze t  auf  das  Naturrecht  zurückgeführt,  so 
mußte  auch  die  die  Gesetze  erlassende  Gewalt  aus  ihm  begrün» 
det  werden.  Bei  den  Stoikern  und  Juristen  geschah  dies  in  der 
Tat|  indem  der  demokratische  Ursprung  der  kaiserlichen  Gewalt 
durch  Uebertragung  der  Volksrechte  auf  den  Princeps  behauptet 
und  die  katserUche  Gewalt  als  in  dem  Maße  gerechtfertigt  be- 
zeichnet wurde,  als  sie  den  Sinn  dieser  Uebertragung,  die  Für- 
sorge für  die  Ordnung,  aufrecht  erhält.  Dieser  naturrechtliche 
Ursprung  aus  dem  freien  und  gleichen  Volke  durch  stillschwei- 
gende Uebertragung  ging  noch  bis  in  das  Gesetzbuch  Justintans 
über  und  fand  bei  den  römisch  empfindenden  Kirchenvätern  sei» 
nen  Nachklang.  Damit  gehen  in  die  kirchliche  Literatur  des  Natur- 
rechts  auch  sporadisch  die  demokratisch>vertragsrechtlichen  Be» 
gründungen  der  Staatsgewalt  über,  freilich  vorerst  ohne  jede  prak- 
tische Bedeutung.  Denn  es  sind  lediglich  Gemeinplätze  römischen 
Denkens,  gelehrte  Reminiszenzen  aus  philosophischer  und  juristi- 
scher Literatur;  irgend  eine  innere  Verbindung  dieses  naturrecht- 
lich'demokratischen  Gedankens  mit  dem  ganz  innerlichen  und 
rein  religiös  verbleibenden  christlichen  Persönlichkeitsgedanken 
findet  vorerst  nicht  statt;  eine  wirkliche  innere  Verbindung  vollzieht 
überhaupt  erst  der  radikale  Calvinismus.  An  diesem  Punlrte,  in  der 
Frage  nach  der  Geltung  der  kaiserlichen  Gewalt,  ist  also  der 
naturrechtliche  Gedanke,  auch  der  des  bloß  relativen  Naturrechtes, 
von  den  Vätern  nicht  durchgeführt.  Der  Grund  hierfür  liegt  unzweifel- 
haft in  der  alten  religiösen  Empfindung,  die  das  Weltleben  als  Gottes 
Schickung  und  Fügung  hinnimmt  und  diekaiserliche  Gewalt  stets  ein- 
fach und  ohne  weiteres  als  von  Gott  zugelassen  und  dadurcheingesetzt 
betrachtet  hat.  Hier  regt  sich  in  der  Weigerung,  auf  die  naturrecht- 
liche Rationalisierung  einzugehen,  der  alte  Glaube  an  den  Willens- 
gott, der  Machir  einsetzt  nach  Belieben.  Verstärkt  ist  dieser  Ge- 
danke durch  den  Hinblick  auf  diealttestamentlichen  Einsetzungen  der 
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Köni<,fc  und  durch  den  Abscheu  vor  der  Konsequenz  des  natur- 
rechtlichen (jcdankens,  daß  es  dann  erlaubt  sein  müsse,  einen 
an  das  Naturrecht  sich  nicht  bindenden  Kaiser  abzusetzen.  Das 
würde  Empörung  gegen  die  von  Gott  gewollte  und  gesetzte  Tat- 
sächlichkeit sein.  Auch  gottlose  Kaiser  müssen  ertragen  werden, 
und  zwar  nicht  um  ihrer  naturrechtlichen  Begründetheit  willen, 
sondern  als  Gottesstrafe  für  die  Sünden.  In  diesem  Punkte  also 
behauptet  sich  dem  naturrechtUchen  Rationalismus  gegenüber  der 
alte  religiöse  Irratioiialisinus,  und  sein  Ergebnis  ist  das  Gottes- 
gnadentuRi.  IMe  Autorität  der  Kaiser  stammt  von  Gott»  schon  bei 
den  heidnischen,  und  noch  mehr  bei  den  christlicben  Kaisem.  Daher 
hat  auch  Augustin,  der  die  Sünde  und  ihre  Strafe  am  stärksten 
betonende  und  zugleich  den  prädestinatianischen  Irrationalismus 
lehrende  Kirchenvater,  die  naturrechtliche  Betrachtung  des  Staates 
und  seiner  Gesetze  zwar  anerkannt,  aber  in  engeren  Grenzen  ge* 
halten  als  die  anderen  Väter;  er  wollte  Raum  behalten  für  gott- 
lose Kaiser  als  Schickung  Gottes  und  als  Sündenstrafe,  für  die 
moralische  Verwerfung  der  regierenden  Gewalten,  sofern  sie  nicht 
von  der  göttlichen  justitia  sich  leiten  lassen.  So  hat  auch  Justinian 
neben  der  demokratischen  Uebertragungslehre  in  seinem  Gesetz 
das  Gottesgnadentum  proklamiert.  Nur  kann  für  dieses  alte 
christliche  Gottesgnadentum  ein  Kaiser  Kaiser  sein  sowohl  in  der 
Gnade  als  auch  im  Zorn  Gottes,  je  nachdem  die  Menschen  ge- 
rade  einen  guten  oder  schlechten  Kaiser  verdienen.  So  versagt 
für  die  Väter  das  naturr^tliche  Schema,  das  sonst  die  antike 
Gesellschaft  zu  akzeptieren  und  zu  begrenzen  in  Einem  vermochte, 
gegenüber  dem  Kaisertum,  der  potestas  temporatis.  An  diesem 
Funkt  schwankten  auch  die  Juristen,  die  zwar  einerseits  die  Ab- 
leitung des  Prinzipats  aus  dem  Volkswillen  geltend  machen,  aber 
andererseits  doch  sich  auch  wieder  zum  reinen  Absolutismus  be- 
kennen. Man  wird  auch  den  Einfluß  dieses  Absolutismus  nicht 
vergessen  dürfen,  wenn  man  das  Gottesgnadentum  der  Kirchen- 
väter verstehen  will.  Die  Kaiser  geben  zwar  die  Gesetze  oder 
sollten  sie  geben  nach  dem  Mafistab  des  relativen  Naturrechts, 
beruhen  aber  ihrerseits  nicht  selbst  auf  ihm,  sondern  auf  Gottes 
Einsetzung.  Daher  ist  die  Frage  nach  der  Würdigung  des  Staates 
nicht  identisch  mit  der  des  Kaisertums  selbst,  und  die  naturrecht- 
liche Theorie  vom  Staate  ist  etwas  anderes  als  die  über  die  Gcltunc^ 
des  Kaisertums.  Hier  knüpfen  sich  vielmehr  für  das  christ- 
liche Kaisertum  Fäden  ganz  besonderer  und  außerordentlich  dichter 
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Art.  Denn  wie  es  von  Gott  unmittelbar  stammt,  so  hat  es  auch 
seine  besondere  Aufgabe  in  dem  Verhältnis  von  Welt  oder  Staat 
einerseits  und  Kirche  oder  Heilsanstalt  andererseits.  Seine  Sonder- 
stellung nämlich  bedeutet  keinen  Verzicht  auf  Begrenzung  des 
Kaisertums.  Es  sollte  nur  nicht  von  unten,  vom  Naturrecht  her« 
begrenzt  werden.  Sehr  wohl  aber  kann  und  muß  es  von  oben 
her,  von  demselben  Gott  her,  begrenzt  werden,  der  es  einge- 
setzt hat,  das  aber  heißt,  es  muß  begrenzt  oder  geleitet  werden 
durch  die  Gott  verkörpernde  Institution,  die  Kirche.  In  allen 
weMichen  Dingen  gilt  Gehorsam  der  Laien  und  Kleriker  gegen 
den  Kaiser,  aber  in  allen  geistlichen,  in  Fragen  des  Dogmas,  des 
Kirchenrechtes,  des  kirchlichen  Besitzes  und  der  kirchlichen  Gerichts^ 
barkeit,  gilt  das  Recht  Gottes.  Ja  die  weltlich-kaiserliche  Gewalt  gilt 
nur  in  dem  Maße  ab  göttlich  berechtigt,  als  sie  durch  Dienst  für 
die  Kirche  und  Unterordnung  unter  sie  sich  entsühnt  und  heiligt. 
Das  Kaisertum  leistet  der  Kirche  Schutz  und  Privilegierung,  an 
eine  christliche  Staats*  und  Sozialreform  in  den  eigenen  Bezie- 
hungen des  Staates  ist  nicht  gedacht  Aber  indem  das  Kaiser- 
tum die  Kirche  In  die  Fäh^keit  voller  und  ungehemmter  Tätig- 
keit versetzt,  so  weiht,  heiligt,  durchgeistigt  die  letztere  selbst  das 
ganze  große  Gefüge  der  weltlichen  Zwecke,  mit  der  innerlich  ihnen 
sich  entziehenden  und  äußerlich  sie  duldenden  Gottesliebe.  Sie 
gibt  damit  dann  den  Naturrechtselementen  des  Staates  erst  die 
göttliche  Kraft  und  Tiefe,  macht  die  weltliche  justitia  der  gesetz- 
lichen Ordnung  zur  vollkommenen  justilia  einer  die  Welt  zur  Ent- 
sagung und  Liebestätigkeit  gebrauchenden  Frömmigkeit  Zu  dieser 
Wirksamkeit  aber  muß  ihr  die  kaiserliche  Gewalt  verhelfen;  sie 
hat  sich  der  Gottesherrschaft  zur  Verfügung  zu  stellen.  Es  ist  der 
in  der  Kirche  zunächst  ausgebildete  th eo kr a tische  Gedanke, 
der  aus  der  soziologischen  Gestaltung  der  religiösen  Gemeinschaft 
sich  ergab  und  der  nun  hinübergreift  in  das  politische  und  soziale 
Gebiet.  Das  Letztere  hat  bekanntlich  Augustin  vor  allem  in  seinem 
großen  Werke  ausgeführt.  Aber  er  hat,  was  weniger  beachtet 
wird,  auch  das  erstere  dort  vorausgesetzt  und  behauptet.  In  dem 
unausgeglichenen  Streit  beider  Gesichtspunkte  liegt  der  doppel- 
schlächtige  Charakter  auch  dieses  Werkes  des  großen  Mannes,  das 
eben  daher  auch  der  Zukunft  doppelte  Tendenzen  übermittelte. 
Thcokratie  und  Naturrecht  heiligen  gemeinsam  den  Staat;  was 
das  eine  nicht  vermag,  vermag  das  andere,  und  der  Kaiser  jeden- 
falls ist  in  erster  Linie  bestimmt  durch  sein  Gottesgnadentum  und 


Digitized  by  Google 


Di«  SoziBUehreii  der  chiistlichcn  Kirchea. 


685 


seine  thcokratische  Abhängigkeit.  Der  Staat  selbst  aber  bleibt 
in  alledem  der  Inbegriff  der  »Welt* 

So  sind  es  überhaupt  zwei  ganz  verschiedene  Mittel,  mit  de- 
ren Hilfe  die  Kirche  die  Stellung  zu  den  sozialen  und  politischen 
Problemen  c^ewinnt,  die  relativ-naturrechtliche  und  die  theo- 
kratiscli-abholutistische  Theorie.  Mit  Hilfe  der  ersten  ge- 
winnt sie  das  Mittel,  die  an  sich  ihren  GrundbegrifTen  wider- 
sprechende, aber  in  der  Richtung  auf  das  Jenseits  und  im  Sünden- 
gefühl gering  geschätzte,  soziale  Wirklichkeit  teils  zu  ertragen,  teils 
ihren  natuirechtlichen  Prinzipien  gemäß  zu  regulieren.  Mit  Hilfe 
der  zweiten  gewinnt  sie  das  Mittel,  für  irdische  Dinge  den  Kaiser 

Vgl.  Durlyle  I  63—78,  147—193*  ^«m  ich  bier  den  eatscfaeidenden  Ge* 
sidttsponkt  dafür  Terdank«,  daß  der  Kaiser  für  die  Vttter  von  der  natunrechtlidies 
Konstroktion  adsgeschlosseii  bleibt,  wHbrend  das  fUr  die  philosopbisch^juristiacbe 

Theorie  nicht  so  der  Fall  ist.  Daher  behandelt  auch  Reuter  das  Problem  des 
Verhältnisses  der  Gewalt  der  christliclieii  Kaiser  zu  der  Kirche  als  ein  besonderes, 
vom  nni;cmtinen  Staatsproblem  verschiedenes.  Aug.  Studien  S.  141  — 152.  Reuter 
irri  nur,  wcini  er  ^laubi,  daß  damit  die  Theorie  von  einem  »christlichen  Staat« 
hcL^riindel  umi  von  hitr  nu«?  auch  erst  die  naturrechtliche  Würdigung  des  Staates 
eingegeben  sei.  Die  letztere  hat  mit  der  Christlichkeit  des  Staates  nichts  zu  liui, 
und  die  Chmtlichkeit  des  Staates  besteht  nur  in  der  Herrscherstellung,  die  die 
Kaiser  der  Kirche  gaben,  die  dann  im  ttbrigen  die  Verchristlichnng  d.  h.  die  Ge- 
sinnnngswandelung  rehi  ron  sich  atis  bewirkt.  Immerhin  kann  so  gesagt  werden, 
dafi  *der  Staat  erst  in  dem  Maße  zum  wahren  Staat  werde,  als  er  christlich«  d.  h. 
als  der  Kaiser  der  Kirche  dienstbar  ist.  Das  Ideal  des  wahren  Staates  ist  dann  eben 
nicht  mehr  an  dem  Naturrecht  gemessen,  sondern  an  der  Glaubensgemeinschaft, 
In  diesem  Punkte  ist  Augustin  innerlich  bei  seinem  hochgespannten  Ideal  des  Gnaden- 
standes «nd  der  Gottcsliebe  wie  bei  seiner  estrcnu  n  Ansicht  von  der  siinf^iijen  Verdtr- 
bung  nie  so  lief  auf  den  nnturrechtlichen  (Jcdankcn  cingcg.mijen,  als  die  nnderen  Väter. 
Aber  auch  bei  ihnen  bleibt  irgendwie  der  Sprung  zwischen  den  zwar  verwandten, 
aber  doch  verschiedenen  stoischen  und  christlichen  Gedanken.  Die  letzteren  können 
bei  der  Ueberlassmig  der  »Welt«  an  den  Staat  sich  dann  nur  Luft  machen  dnieh 
Forderung  der  Privilegiemng  und  Alleinherrschaft  der  Kirdie.  —  Die  Lehre  der 
Juristen  aber  den  demokratischen  Ur^nmg  der  Kaisergewalt  Carljle  I  64,  auch 
im  Corpus  Justinianeum  S.  169;  die  absolutistische  Lehre  69  f.  —  Damit  mflndet 
meine  Darstellung  in  die  bekannten  Darstellungen  der  theokrati sehen  Herrschaft  der 
Kirche  über  den  Staat  aus,  die  aber  dabei  die  Staatslehre  der  VKter  leicht  fälschen, 
indem  sie  einfach  vom  Staat  als  Produkt  der  Sünde  reden,  was  er  ihnen  durchaus 
nicht  ohne  weiteres  ist.  Nicht  zu  vergessen  ist  der  Unterschied  des  Orient«,  wo  die 
Theokratie  zur  Uehernnhme  der  Kirche  in  das  Kes.^oil  des  i>taaies  wurde,  vom  Ücci- 
dcnt ,  wo  die  Kirche  umgekehrt  den  Staat  oder  vielmehr  den  Regenten  sich 
unterzuordnen  beansprucht. 
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und  Staat  [gewähren  zu  lassen,  aber  für  alle  die  Relij^ion  und  die 
Kirche  bctrefTcndcn  I  )inc;c  sie  in  ihren  Dienst  zustellen.  l)ic  Ge- 
bruchcnlieit  der  Stelhinj^  des  alten  Christentums  zu  allen  sozialen 
Problemen  kommt  hierin  charakteristisch  zum  Ausdruck.  Soziolo- 
gisch mögen  die  Grunditleen  des  in  ('Ott  begründeten  Individualis- 
mus und  der  in  Gott  liej^niindeten  Menschheitsgemeinschaft  von 
einer  unermeßlichen  und  ihrer  Natur  nach  unkontrollierbaren 
Wirkung  gewesen  sein.  Die  Stellung  zu  den  sozialen  Problemen 
aber  fiel  in  steigendem  Maße  zusammen  mit  der  zum  Staat  als  dem 
Träger  und  Tnbegri  ff  des  gesamten  gcsellschaltlichen  Lebens.  Dem- 
gegenüber gab  CS  bei  der  Sprödigkeit  gegen  die  Welt  und  bei  der 
kirchlichen  und  asketischen  Entgegensetzung  gegen  die  uncrloste 
Menschheit  einerseits  nur  das  Mittel.  Staat  und  Welt  indirekt 
zu  christianisieren,  indem  man  sie  auf  das  mit  dem 
Gesetz  Moses  und  Christi  identische,  aber  im  Sündenstande 
nur  relative  Naturrecht  zurückführte.  Diese  Christianisierung 
lief  dann  aber  darauf  hinaus,  daß  man  sie  äußerlich  beließ, 
wie  sie  war.  Der  andere  Ausweg  war,  daß  man  die  Theo- 
krutie  des  kirchlichen  Sozialgebildes  zum  Herrn 
machte  auch  über  die  zeitliche  Gewalt  oder  das 
Kaisertum.  Diese  Verchrbtlichung  des  Kaisertums  lief  dann 
darauf  hinaus,  daß  die  Kirche  durch  den  Staat  sich  selbst  Einheit 
und  Festigkeit  verschaffte,  sich  vor  allem  auf  ihrem  eigenen  Gebiet 
mit  Benutzung  seiner  Gewaltmittel  zum  Herrn  machte,  das  soziale 
Leben  selbst  aber  dem  Kaiser  überließ.  Durch  die  Theokratie  hat 
sie  Einheit  des  Dogmas  und  Einheit  des  Kirchenrechts  erst  erlangt, 
die  ohne  Konstantin  nie  gekommen  wäre  und  von  der  Gewalt  des 
Staates,  nicht  von  der  immanenten  Logik  der  dogmatischen  Idee 
erzwungen  worden  ist  Durch  seine  Gewalt  hat  sie  ihr  Verfassungs- 
netz aufgebaut,  Uir  Vermögen  erworben  und  ihre  den  Staat  er- 
gänzende und  korrigierende  Gerichtsbarkeit  gewonnen.  Sie  sorgt 
damit  unmittelbar  nur  für  sich,  das  übrige  soziale  Leben  hat  sie  dem 
Kaiser  und  dem  Gesetz  überlassen.  Eine  einheitliche  christliche  Kultur 
hat  sie  unter  der  Nachwirkung  der  alten  Weltfremdheit  und  unter 
dem  Druck  des  Parallelismus  der  beiden  selbständigen  Sozial- 
gebilde,  des  universalen  Imperiums  und  der  universalen  Kirche, 
im  Altertum  nie  gewonnen,  nie  gewinnen  wollen  und  nie  gewin- 
nen wollen  können.  Das  unter  der  Theokratie  der  Kirche  ste- 
hende und  auf  dem  Grund  des  relativen  Naturrechtes  aufgebaute 
»heilige  römische  Reich«  ist  das  Ergebnis,  in  das  all  diese  Wi- 
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dersprüche  auslaufen  und  das  daher  eine  innere  Einheit  weder 
ist  noch  sein  will. 

Aber  mit  diesen  von  ihm  herausgearbeiteten  Gedanken  über- 
liefert das  Altertum  der  Zukunft  die  Elemente,  aus  denen  das 
Mittelalter  eine  einheitliche  christliche  Kultur  aufzubauen  imstande 
sein  wird,  Staatspfewalten,  die  nicht  die  Härte  und  die  technische 
Rechtsfüilc  des  Prinzipats  besitzen,  sondern  juny  sind  und  Von" 
der  Kirche  selbst  miti^ebildct  wurden,  werden  der  Theokratie  sich 
leichter  einfügen,  und  damit  wird  das  Ganze  von  der  Theokratie 
aus  wenigstens  in  der  Idee  gedacht  und  empfunden  werden  kön- 
nen. Andererseits  wird  gepfenüber  neuen,  wenii;er  festen  und  un- 
entwickelteren sozialen  Verhältnissen  ihr  Hervorgang  aus  dem  re- 
lativen Naturrecht  leichter  anschaulich  gemacht,  das  relative  Na- 
turrecht noch  mehr  dem  christlichen  Sittengesetz  angenähert  wer- 
den und  damit  das  soziale  Leben  naiver  und  vollständiger  als 
christlich  empfunden  und  christlich  geregelt  werden  können.  Von 
der  'einen  Seite  wird  die  Theokratie  tiefer  nach  unten  greifen  und 
von  der  andern  Seite  das  christliche  Xaturrecht  stärker  nach  oben 
sich  annähern  können.  Ja  die  l'iktion  des  christlichen  Natur- 
rechtes, die  Staat  und  Gesellschaft  als  von  einem  christlichen  Ge- 
setz aus  gi;ordnet  zu  betrachten  ermöglicht,  wird  das  Mittel  sein, 
durch  das  ül^erhaupt  allein  von  einer  christlichen  Einheitskultur  die 
Rede  sein  kann  und  man  eine  solche  sich  glaubhaft  machen  kann ; 
und  dieses  christliche  Naturrecht  wird  auch  noch  den  Tochter- 
kirchen des  abendländischen  Katholizismus,  dem  Luthertum  und 
dem  Calvinismus,  i^anz  ebenso  die  Mittel  liefern,  sich  als  christ- 
liche Einheit,  l.ultui  zu  betrachten  und  zu  «gestalten.  Die  christ- 
liche Theorie  des  Naturrechts,  in  der  sich  das  reine  Naturrecht 
des  Urstandcs,  das  j^^anz  entgegengesetzte  relative  Naturrecht  des 
Sündenstandes,  das  oft  die  größten  Greuel  einschließende  positive 
Recht  und  die  trotz  allem  Naturrecht  wahre  Güte  erst  von  sich 
aus  mitteilende  theokradsche  Obergewalt  beständig  stoßen,  ist 
als  wissenschaftliche  Theorie  kläglich  und  konfus,  aber  als  prak- 
tische Lehre  von  der  höchsten  kultur-  und  sozialgeschichtlichen 
Bedeutung,  das  eigentliche  Kulturdogma  der  Kirche  und  als  soU 
ches  mindestens  so  wichtig  wie  das  Trinttätsdogma  oder  andere 
Hauptdogmen       Das  chrbtliche  relative  Naturrecht  ist  die  Er- 


^  IMe  Bedeatnng  der  Lehre  von  dem  Veihlltnie  der  Lex  natoise  «nr  Lex 
Cbrisii  als  eines  FundementaldogaMs  ist  von  Katholiken  auch  naturgemäß  immer 
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^änzuriL^,  die  die  Kirche  sich  geschafFcn  hat,  indem  sie  die  \'er- 
kürzung  der  Naturbasis  des  Lebens«  die  das  Evangelium  mit  sei- 


betont Wör<lt:ii.  Sie  ist  dns  völli(^e  Korrelat  rn  <ici  nll^ctiicincii  Untcr-cheidung[ 
von  Vemunft  uml  OfTLuhnrun^;  und  wfiidei  diese  l'iitcrschei<lun<^  nur  nnch  <lcr  Seite 
des  Aufdauci  etnc^  piakii'-chtii  KiiUut^:in7L-ii  s.  den  Artikel  *(jk:-^ti\.7.t  von  Winh- 
müllci  im  katholischen  »KirhcMlcx;koi)'«  von  VVetzer  und  Welte ;  Lehmkuhl,  Theo- 
U^ft  monli»  I  39—139:  Ottiger,  Theologi»  fandMiMntftK»  I  37—147  ;  Cathrnn 
»Moralphiloaophic^»  1899  (I  313  Hinweis  auf  Angnstin  und  Antike,  I  4S3  auf 
Isidor  von  Sevilla)  und  die  klare  popnlire  Darstellting  des  Jesuiten  Theodor 
Meyer  »Die  christlich-ethischen  Sosialprlntipien  und  die  Arbeiterfrage«  1904  (die 
soziale  Frage  beleuchtet  dnrch  die  »Stinunen  ans  Maria  Laach«  Heft  i);  hier  ist 
der  Unterschied  des  absoluten  und  relativen  Natnrrechts  klar  entwickelt  S.  40  und 
als  Grundbedingung  einer  kirchlichen  Kultur-  umi  Soziallehrc,  »des  sittlichen 
Organismus  der  Gesellschaft«,  »die  nnturgesetzHche  und  religiöse  Garnntie«  be- 
zeichnet (67),  wobei  unter  sreli^njsi  thcokniti^ch  tu  vcrslchtn  ist.  Auch  Gicrkc 
hat  in  seinem  grasartigen  Werke  die  UcUeulung  dieser  Begriffe  klar  erkannt  und 
in  seinem  nicht  minder  groflartigen  »Althusius«  den  Prozeß  der  Losiösung  und 
VerMlbständigong  dar  antikHrtoiseh^juristiachcn  Elemente  und  daadt  den  Ueber* 
gang  in  das  moderne  liberale  Natnrreeht  geseichneL  Die  proteitantisdien  Theo> 
logen  sind  dagegen  in  diesem  Pnnkie  fast  sämtlich  so  gnt  wie  blind.  Ihnen 
ist  die  Christlicfakcit  von  Staat  und  GeseUseliaft  so  selbstveistittdlich,  daß  sie 
keinerlei  Sinn  und  Blick  für  die  mühsamen  Umwege  haben,  aof  denen  sieh 
die  alle  Kirche,  das  MitteLilter  und  ihre  eigenen  protestantischen  Vorfahren 
erst  die  Christlichkeit  dieser  IHnire  7X\  sichern  wußten.  Sie  wissen  nur  von  der 
>IIeilii,'ung  und  christlichen  I  uirchdnnrun^  der  Well»  zu  reden,  die  aiiizeli- 
licii  der  Sinn  des  Rvangeliuiu:>  und  der  paulinischeu  Glaubenslehre  i»t  und 
lassen  diese  »sozial-kulturelle«  Tendenz  dann  mit  Uhlhorn  teils  an  der  Undurch- 
dringlichkeit nnd  Irreformabilittt  der  fest  und  steif  gewordenen  heidnischen  Welt, 
teils  mit  den  meisten  an  der  Brechung  des  evangeliKhcn  Ideab  dnrch  die  katholische 
Werkheiligkeit«  Askese  und  Ktrchenverherrlichnng  oder  gar  an  der  Vetderbung 
des  reinen  Glanbensbegriffes  durch  spintualtstische  Mystik  nnd  dnrdi  eine  den 
antiken  MysterienkuUen  angeniherte  physisch-realistische  ErlSsungslehre  scheitern. 
Auch  ist  ihnen  bei  ihrer  Antithese  von  Glaube  und  Gesetz  mit  dem  Begriff  des 
Gesetzes  der  ganze  Gedanke  einer  inhaltlichen  Bestinnntheii  und  sachlichen  Ten- 
denz des  christlichen  Ethos  <<r,  <;ehr  abhanden  gekommen,  daß  ihnen  das  ganze 
christliche  l'.thos  in  der  Alnvehr  der  ^ntcn  Werke  und  in  der  richti'^en  Be- 
stimmuiiti  der  die  sittlichen  Kräite  mitteilenden  Gnade  aufgeht,  nach  der  Seite 
des  Inhalts  aber  in  eine  völlige  Bestimmnngslosigkeit  verfkUt.  Daß  auch  die 
Dogmenhistoriker  gegcnttber  der  ganzen  Lehre  vom  Natn^esets  großenteils  sehr 
unsicher  tasten,  weil  sie  dessen  Funktion  für  die  Lfisnng  des  Problems  der  »Welt« 
und  des  «sozialen  Lebens«  nicht  verstehen,  habe  ich  an  Seebergs  Dogmenge- 
schichte geseigt,  Gött.  Gelehrte  Anseigen  1903. 
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nem  j^ioßen  der  I^vi^keit  zugewendeten  Enthusiasmus  und 
Heroismus  ^relehrt  hatte,  erst  Schritt  für  Schritt  ermäßigte,  dann 
die  Naturl)asi.s,  wie  sie  sie  vorfand,  als  I'rzeuf^is  des  relativen 
Naturrechts  unverändert  erduldete  und  schließlich  vom  Mittelalter  ab 
bei  der  Aenderung  des  allgemeinen  Lebens  als  auf  den  christ- 
lich-kirchlichen Lebenszweck  durch  die  Vorsehung  hingeordnet 
betrachtete.  Die  soziologischen  rein  ethisch-religiösen  Grundbe- 
zichungen  des  Kvangeliunis  sind  dann  inkrustiert  in  der  Kirche,  im 
kirchlichen  Gehorsam  und  in  dem  kirchlichen  Einheitsgefühl,  die 
sozialen  und  politischen  Elemente  sind  durch  die  christliche  Theorie 
des  Naturrechts  der  Kirche  einverleibt  und  assimiliert.  Aber  frei- 
lich bleibt  in  diesem  Naturrecht  der  Bodensatz  des  stoischen  Ra- 
tionalismus, bleibt  der  Naturbegrifif  als  Kern  des  GottesbcgritTcs 
und  die  rationelle  Gleichheit  aller  vernunftbegabten  Wesen;  aus 
diesem  Bodensatz  werden  sich  rationalistische  Reaktionen  erheben, 
bis  sie  im  17.  Jahrhundert,  sich  selber  völlig  wieder  findend,  die 
kirchliche  Kultur  zersprengen.  Sie  war  als  Einheitskultur  nur 
möglich  durch  Theokratie  und  duistliches  Naturrecht. 

Damit  haben  wir  freilich  der  weiteren  Untersuchung  vorge- 
griffen. Aber  es  ist  nötig,  sich  hieran  die  Bedeutung  der  in  den 
geschilderten  Kämpfen  errungenen  Begriffe  klar  zu  machen.  Die 
soziologische  Kraft  des  Christentums  bt  eingeengt  auf  die  Kirche, 
das  soziale  und  politische  Leben  ist  kirchlich  akzeptiert  und  wird 
in  der  Zukunft  auch  gestaltungsfähig  werden.  Damit  scheint  dann 
freilich  das  alte  Ideal  des  Evangeliums,  die  Anarchie 
des  nur  Gott  verantwortlichen  und  Gott  dienenden  Glaubens,  der 
unendliche  Wert  der  freien  Seele  und  die  Ausströmung  der  Gottes- 
liebe in  der  Bruderliebe,  verschwunden  oder  doch  verdeckt  und 
verstümmelt. 

Allein  es  lebt  fort  in  Gedanken  und  Institutionen,  nur  frei* 
lieh  stark  dadurch  verändert. 

Es  lebt  fort  in  der  Kirche  selbst,  in  dem  priesterlich- 
sakramental  gebundenen,  aber  doch  immer  zu  lebendiger  Befreiung 
fähigen  Gedaiücen  der  Heiligung  und  der  Bruderliebe,  die  auch 
in  der  kirchlichen  Bindung  wiricen  und  aus  ihr  sich  je  und  je  zu 
befreien  immer  wieder  Neigung  haben.  Die  Kirche  hat  ja  das 
Neue  Testament  zwar  als  lebendige  Fortsetzung  der  Menschwer- 
dung  ersetzt  oder  doch  erweitert,  aber  nicht  beseitigt.  Auch 
sorgt  die  trotz  aller  Theokratie  und  allem  Naturrecht  nie  auf* 
gegebene  innere  Fremdheit  des  Glaubens  gegen  die  Welt  dafür. 
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daß  immer  wieder  die  sozioloi^ischen  Ideale  des  reinen  Gottes- 
glaubcns  als  etwas  von  der  Welt  verschiedenes  empfunden  werden. 

Es  lebt  fort  in  dem  (iedankcn  des  Urstandes  und 
des  absoluten  Natur  rechtes,  an  dem  immer  wieder 
das  Ideal  der  Freiheit,  der  Gotteinigkeit,  der  Gleichheit  und  der 
Liebe  vor  Gott  und  in  Gott  anschaulich  gemacht  wird,  hreilich 
ist  in  dieses  Urstandsideal  der  Begriff  der  Gleichheit  aus  der 
Stoa  abstrakt  und  rationalistisch  aufgenommen  und  mit  dem  der 
Gerechtigkeit  verschmolzen  worden.  Daher  werden  von  diesem 
Urstandsideal  immer  wieder  naturrechtlichc,  kommunistische  und 
sozialistische  Ideen  im  religiösen  Gewände  ausgehen  und  wird 
bei  der  Emanzipation  des  modernen  Naturrechts  dieses  an  dem 
Adam  der  Kirche  selbst  eine  Stütze  zu  haben  meinen.  Aber  die 
Urstancfelehre  hat  aufier  diesem  stoisdi-rationalistischen  Gehalt 
noch  soviel  religiösen  der  Veranschaulichung  des  religiösen  Ideals 
am  Urmenschen,  daß  diese  Wirkung  der  stoischen  Beimischung 
lange  Zeit  nicht  allzugeföhrlich  wird.  Außerdem  haben  gerade 
die  prädestinatianischen  Kirchenlehrer  mit  verständlichem  Instinkt 
gegen  den  Rationalismus  einer  allgemeinen  Gleichheit  die  Ver- 
schiedenheit der  Menschen  auch  im  Urständ  und  in  der  Wesens- 
anlage schon  betont,  ein  Vorspiel  der  Gegensätze,  die  später 
auseinandertreten  sollten  ^'). 

Es  lebt  schließlich  fort  imMönchtum.  Das  Mönchtum  ist  in 
seinem  Ursprung  eine  höchst  komplexe  Erscheimmg,  aber  in  seiner 

Doch  ist  diese  Glcichheiislehre  auch  für  den  Urständ  nicht  ohne  Widerspuch 
geblieben.  Augu&tin  nimmt  (Stellen  bei  Overbedc  aoo,  Quaest  in  genesin  53)  auch 
fDr  den  Untasd  VeMcbiedenbeiten  der  AnUge  UDd  Begabung  an,  am  d«aeii  «eh  frd- 
wQUge  UnterordnungsTerhUtnisse  in  richtiger  Propoiticm  ergeben,  mit  den  ethischen 
Wirkongen  dieser  Ueber«  and  Unterordnvngtverhlltnisse.  Im  Sllnd«utand  wird  diese 
Unterordnung  nur  swangymifiig  und  oft  verkehrt,  indem  die  tobe  GewsJt  die  an 
sich  zum  Herrschen  bestimmte  stärkere  und  bessere  Vernunft  unterordnet.  Carfyk 
I  127  führt  ein  Stelle  von  Gregor  Ep.  V  59  an,  wo  das  Gleiche  behauptet  und 
als  Beispiel  auf  i)ic  sündloscn  Engel  verwiesen  wird :  Quia  vero  creatum  in  «na 
eademfjue  aequalitate  gularnari  vel  vivere  non  pft^-'^f-  caelestium  militanum  exem- 
plar  nos  instruit,  quia,  dum  sunt  angeü  et  sunt  aichangeli,  liquet,  quia  non  aequales 
sunt,  sed  in  potestate  et  ordine  sicul  nostris  differt  alter  ab  allero.  Si  ergo  inter 
hos,  qui  sine  peccato  sunt,  ista  constat  esse  distinctio,  quis  hominnm  abnnal  hdc 
se  libentcr  dispositioni  submittere,  cai  novit  «tiam  angclos  obedire.  'Hier  scliligt 
gegen  die  ganx  anchristliche  Idee  der  abstrakten  Gleichheit  der  panlinisehe  Pa- 
triarcbalisroas  durch.  Die  Sache  verdiente  bei  der  Wichtigkeit  des  Gleichheitsbe- 
griffes eine  weitere  Untersuchong. 
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Wirkung  nichts  anderes  als  das  Asyl,  in  das  sich  das  alte,  vereinsei- 
tigte christliche  Ideal  j^eflüchtet  hat.  Wie  dieses  die  Xaturbasis  im 
Heroismus  verkürzt  und  dieKulturwerte  ignoriert  hatte,  so  beschnei- 
det das  Mönchtum  die  erste  und  verneint  es  die  zweiten  durch  die 
Askese.  Wie  die  volle  Idee  des  Evani^eüums  nur  in  ein< m  Kreise 
persönlich  wirklich  verbundener  Menschen  möglich  war  und  in  der 
Kleinheit  der  ersten  JünL^erschar  ihren  natürlichen  Roden  hatte, 
so  führt  das  Mönchtum  künstlich  diese  Verbundenheit  und  diese 
Kleinheit  wieder  herbei.  Indem  es  aber  das  volle  ideal,  wie  man 
es  noch  empfinden  und  verwirklichen  konnte,  großartig  und  er- 
schütternd darstellt,  so  wollte  es  doch  dadurch  nicht  die  Christ- 
lichkdt  der  Uebrigen  aufheben.  Noch  ist  das  Verhältnis  von 
Kirche,  Laien  und  Mönchtum  ungeklärt.  Aber  das  Mönchtum 
tritt  doch  in  Funktionen  för  das  Ganze  ein. 

Es  nimmt  die  eigentlich  christlich-sosialen  Tätigkeiten,  soweit 
es  sie  gibt  und  geben  kann,  in  seine  Hand  und  bereitet  damit 
seine  zukünftige  Einfügung  in  ein  Ganzes  christlicher  Kultur  vor. 
Die  Religiösen  legen,  in  der  Zucht  und  Pflege  der  Seelen  erfahren 
und  das  Seelenheil  auch  der  Weltleute  bedenkend,  den  Grund  zur 
individualisierenden  Seetsorge,  die  den  formalistisch  und  überflüssig 
gewordenen  Katechumenat  der  Kirche  ersetzt,  und  schaffen  die 
Anfänge  christlicher  Schulen,  woran  die  Kirche  in  ihrem  Belassen 
der  Welt  in  ihrem  Stande  nicht  gedacht  hat  Sie  setzen  an  Stelle 
der  rhetorisch-sophistischen  Schule  der  Spätantike  die  religiöse 
Gesinnungsschule,  die,  später  von  Pfarr-  und  Domschulen  nach- 
geahmt, auch  die  Weltleute  erreicht.  Die  Mönche  machen 
die  wissenschafdiche  Arbeit  des  Denkens  über  die  göttlichen 
Dinge  zu  einem  Nüttel  der  Seelenzucht  und  Gottvereinigung 
neben  den  Tugenden  der  Askese  und  sind,  die  asketisch- 
transzendenten Züge  der  Stoa,  der  Kyniker  und  des  Plato- 
nismus  vollendend,  wie  die  wahren  Christen  so  die  wahren  Philoso- 
phen. Die  Weltleute  empfangen  aus  der  Mönchsliteratur  das  wahre 
Wissen,  das  sie  in  der  Unruhe  der  Welt  nicht  finden  können.  Die 
Mönche  leben  in  angestrengter  Arbeit  und  doch  in  völliger  Güterge- 
meinschaft als  große  kommunistische  Produktivorganisationen.  Die 
Weltleute  empfangen  von  ihnen,  wo  es  not  tut,  Arbeitsuntcrricht, 
Arbeitsermahnung  und  Liebestätigkeit.  So  sind  die  Klöster  ge- 
rade in  ihrer  Askese  und  in  ihrer  Abschließung  kleiner  Kreise 
die  wesentlichen  Träger  und  AusstrahLungszentren  dessen,  was 
man  jetzt  christliche  Kultur  nennen  kann,  einer  mit  innigster 
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Gottcsliehe  verbundenen  und  aus  ihr  begründeten  i  4  l.cnr.Liiis.  Ar- 
beit und  Liebcstätigkcit.  Trotz  aller  Exzentrizitäten  und  Koliciten 
sind  sie  in  ihrer  Gestaltung  durch  die  großen  Mönchsvätcr  die 
Herde  der  »christlichen  Kultur«  und  werden  in  dieser  Richtung 
immer  bedeutender  hervortreten 

Damit  erst  ist  das  Bild  vollefidet  in  Bibel,  absolutem  Natur- 
recht  und  Mönchtum  Hegen  die  alten  soziologischen  Ideale  zu 
einer  neuen  geistigen  Wirkung  auf  das  Ganze  des  Lebens  bereit. 
In  der  Kirche  sind  diese  Ideale  durch  die  Festlegung  der  Gottes- 
kraft in  Priester  und  Sakrament  kirchlich  gebunden,  und  die 
Schöpfung  der  Kirche  ist  die  eigentlich  große  soziologische  Lei- 
stung, deren  inneres  Grundschema  nicht  allzu  tief  in  das  Gesamt- 
leben eindrii^;t,  am  meisten  noch  in  die  Familie.  In  der  Theo- 
kratie  und  dem  relativen  Naturrecht  sind  dann  auch  die  sozialen 
Probleme  bewältigt,  indem  Staat  und  Gesellschaft  äußerlich  und 
rechtlich  bleiben,  was  sie  sind,  die  Seelen  aber  ihnen  innerlich 
völlig  anders  gegenüberstehen,  ohne  Drang  sie  zu  ändern,  aber 
ihre  Ordnungen  für  das  jenseitige  Heil  und  die  allgemeine  Lebens- 
sicherheit benätzend.  Das  sind  die  Soziallehren  der  alten  Kirche, 
sie  enthalten  zugleich  in  sich  den  Keim  zu  den  neuen  ganz  an- 
dersartigen Soziallehren  des  Mittelalters  und  zur  Zersetzung  eben 
dieser  selben  Soziallehren  im  Beginn  der  Neuzeit. 

''^)  Vtil.  die  trefTliche  DarslLlluiii;  v(jn  v.  Schubert  »Lchrlnich  d.  Kd  -  I  7S5 — S13, 
aucii  Uhlhüii)  I  332 — 354.  L»er  Lutheraner  gesiehl  hier  zu:  »Wenn  auch  zunächst 
In  kleinen)  von  der  übrigen  Welt  abgeschlossenen  Krei&e  sind  hier  die  neutesta- 
mentlichen  Gedanken  von  der  Arbeit  Verwirklicht.  Man  atbcHct,  «eil  es  Gott  ge» 
boten,  jeder  tut  in  seinem  Beruf  stetig  das  Seine,  Arbeit  and  Gebet  sind  Ter- 
bnnden,  Arbeit  wechselt  mit  Rtthe,  und  der  Zweck  der  Arbeit  bt  nicht  bloß  der 
selbstsQchtige,  fflr  sich  etwas  au  gewinnen,  sondern  andern  damit  au  dienen«  S.  347. 
Es  wäre  nur  hinzuzufiii^cn,  dnß  rüesc  Berufe  lediglich  in  geistlicher,  wissenschaft- 
licher und  einfachster  Handarbeit  bestehen,  in  ihrem  Ertrag  ergänzt  werden  durch 
die  MiKUStigkeit  i!cr  Klostcrvcrchrcr  und  auf  ein  nutJorstes  Minimum  des  Bcdfirf- 
nisscb  berechnet  sind.  Die  dem  VVtlilcbtn  uiaiulichrlichcn  weiteren  Ücrufe  fehl«n 
und  werden  von  anderen  ausgeübt.  Scharfe  ( Ic^^msiityc  zwischen  den  die  Weli- 
geschäftc  besorgenden  Christen  und  den  Asketen  schildert  in  der  gallischen  Kirche 
Hauck,  K.G.  Deutschlands*  1904  I  53—90;  hier  ist  auch  deutiidi,  wie  die  Asketen 
von  auflen  herein  kommen  und  die  Gemeinden  selbst  von  sich  an*  die  ausschließ« 
liehe  Askese  nicht  erzeugen,  wie  aber,  einmal  vorhanden,  die  Asketen  sich  als  die 
allein  folgerichtigen  darzustellen  wissen. 


(Der  IL  Hauptteil:  »Der  mittelalterlich«  Katholizismus«  folgt  im  nichsten  Bande.) 
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Der  österreichische  Entwurf  eines  Handlungsgehilfen- 
gesetzes. 

Von 

SIEGMUND  GRüENBIiKG. 
I. 

Das  allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch,  das  in  Oesterreich  seit 
1.  Juli  1863  in  Kraft  ist,  beschäftigt  sich  im  VI.  Titel  des  ersten  Buches 
(Art.  57 — 65)  mit  den  Rechtsverhältnissen  der  Handlungsgehilfen.  Es  steht 
seit  langem  außer  Frage,  daß  mit  den  einschlägigen  dürftigen  Normen 
nicht  mehr  das  Auslangen  zu  finden  ist.  Dieselben  leiden  insbesondere 
unter  zwei  MÜi^ln.  Sie  sind  ein  halbes  Jahrhundert  alt  und  deshalb 
hinter  derjenigen  Entwickelong  surackgeblieben,  welche  zur  Erkenntnis 
führte,  daß  die  Fiktion  von  der  Gleichheit  der  Vertragsteile  des  Dienst- 
vertrages aufgegeben  und  daß  der  Schutz  des  Bediensteten  als  des  wiit- 
schaftlich  schwächeren  Vertragsteiles  in  den  Vordergrund  gerückt 
werden  müsse').  Da«;  hen^chende  Gesetz  ist  aber  auch  in  wichtigen 
Punkten  lückenhaft,  weil  es  in  diesen  entweder  von  vornherein  keine 
jjenüijendc  Ausgestaltung  erfaliren  halle  oder  weil  es  seit  .seiner  Schattung 
nicht  fortgebildet  wurde.  So  mußte  denn  dort,  wo  das  Gesetz  versagte, 
die  Rechtsprechung  ergänzend  und  helfend  eingreifen.  Sie  ist,  wie 
man  wohl  sagen  darf,  ilirer  gar  nicht  leichten  Aufgabe  trotz  manches 
unvermeidlichen  und  begreiflichen  Schwankens  im  allgemeinen  ge- 
recht geworden.  Die  österreichische  Judikatur  gibt,  um  nur  ein  Bei> 
spiel  zu  nennen,  dem  unvermittelt  enüassenen  Handlungsgehilfen,  wenn 
die  vom  Prinzipal  vorgebrachten  Entlassungsgründe  sich  nicht  als  stich- 
hältig erweisen,  den  Anspruch  auf  Zahlung  aller  ihm  durch  die  vor- 
zeitige Lösung  des  Dienstverhältnisses  entgangenen  Bezüge  u.  z.  w.  dies 
selbst  dann,  wenn  er  «nen  Schaden  nicht  nachweist;  ja  sogar  dann, 
wenn  er  inzwischen  eine  anderweitige  gleichartige  oder  vielleicht  besser 

')  Uchcr  Hie  Ent vviclccluntj  de^  c  vv  e  r  h  1  i  c  h  c  n  Ar!>eitcrsclniU'cs  m  Oester- 
reich vgl.  in  c  I  n  f  AtihruidUiiig :  >Dic  Arbeitsordnungen  im  üittcrrctcbbchen  Recht« 
(im  Osterr.  Verwaliung-sarchiv  IV.  Band  (1907)  S.  3S1  ff.) 
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duücrtc  Stellung  ^'cfundcn  hat.  Man  vergleiche  dagegen  §70  Abs.  2  des 
deutschen  Hüll.,  welcher  dea  Vertragsteil,  der  die  Kündigung  durch  sein 
vertragswidriges  Verhalten  veranlaßtc,  nur  >zuni  Ersätze  des  durch  die 
Aufhebung  des  DienstverhjUtnisses  eatalehenden  Schadens«  verpflichtet. 

Daß  die  Rechtsprechui^p  wenn  sie  es  selbst  wollte,  nicht  immer 
und  nicht  überall  den  Nothelfer  abgeben  kann,  ist  klar.  Sie  kann  die 
Lücken  des  Gesetzes  von  sozialpolitischen  Gesichtspunkten  aus  füllen, 
sie  kann  zweifelhafte  B(  Stimmungen  seitgemäß  auslegen,  sie  kann  aber 
den  positiven  Vorschriften  keinen  neuen  Inhalt  ^ebcn.  Wenn  das  Ge- 
setz es  den  Vertra5:^steilen  überläßt,  die  Dauer  der  Kundij^ungsfrist  im 
Wege  freier  Vereinbarung  zu  bestimmen,  so  kann  der  Richter  dem 
Prinzipal  nicht  Einhaltung  einer  Miniautlkundij^fungsfrist  auferlegen.  Es 
wäre  daher  auf  das  lebhafteste  zu  begrüben,  wenn  die  österreichische  Ge- 
setzgebung dem  Beispiel  des  deutschen  Reiches,  in  dessen  Gebiet 
seit  X.  JSnner  98  an  Stelle  der  Art.  54— €5  des  allgemeinen  deutschen 

§§  S9~^3  ^  revidierten  Handelsgesetzbuches  getreten  sind, 
folgen  und  wenn  sie  an  die  Reform  des  Rechtes  der  Handlungs- 
gehilfen ernstlich  herangehen  würde.  Die  Bestrebungen,  die  darauf  ab- 
zielen ,  reichen  in  Oesterreich  in  das  Jahr  1895  zurück.  Damals  schlug 
eine  Regierungsvorlaj^r')  die  gesetzliche  Festlegung  bestimmter  Kün- 
digungsfri'^ten  vor.  Im  Juni  iqoo  wurden  den  Handels-  und  Gewerbe- 
kamniern  drei  Regiernn;^sentwurfe  /.ur  Begutachtung  mitgeteilt'),  Sic 
betrafen  Novellen  zum  H  a  a  d  e  1  s  g  e  s  e  t  z  b  u  c  h  (über  den  Dienst- 
vertrag der  Handlungsgehilfen);  zur  Gewerbeordnung  (über  die 
Abgrenzung  des  Kreises  der  gewerblichen  Hilfsarbeiter  und  die  Ar> 
beitszeit  im  Handelsgewerbe);  zum  Gesetze  aber  die  gewerb- 
liche Sonn-  und  Feiertagsruhe.  Die  beiden  ersten  Elaborate 
(das  letzte  wurde  seither  durch  das  Gesetz  vom  i8.  Juli  1905  Nr.  125 
RGB.  gegenstandslos)  kehrten  im  Jahre  1901  als  Regierungsvorlaf;en 
wieder*),  und  zwar  sollte  nunmehr  die  Novelle  zum  Handelsgesetzbuch 
(noch  immer  im  Konnex  mit  derjenigen  zur  Gewerbeordnung)  den 
Dienstvertrai^  »der  Handlun«^<?gehilfen  und  anderer  in  kaufmännischen 
oder  gewerblichen  Unternehmungen  zu  höheren  Dienütleiäiiin^'en  ange- 
stellten Personen«  regeln.  Die  Vorlagen  blieben  unerledigt  und  das 
allgemeine  Interesse  wendet  sich  jetzt  der  neuen  Regierungsvorlage  vom 
Juli  V.  J.  zu*).  Auch  sie  weist  eine  Aenderung  des  Titels  auf.  Sie  behandelt 

Bciln^e  1363  zu  den  steoogr.  Protokollen  des  AbgeordneienliaasM,  XL 

Sessiun  1693. 

■)  Ue!»prccbui)gcn  zu  ilicacu  Kikivvuilta  Ltachieu  l'isko  in  der  a.  ö.  Gerichts» 
2«Uung  1900  Nr.  3g  ff.  und  Bloch  ebenda  1901,  Nr.  8  o.  9. 

*)  Nr.  1103  u.  1102  der  Beilagen  za  den  Protokollen  de*  Abgcoidnctca- 
h«ti«es,  XVII.  Session  1901. 

*)  Nr.  192  denelben  Beilagen  XVIII.  Session  1907. 
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den  Dienstvertrag  »der  Handlungsc^ehilfcn  und  anderer  Dienstnehmer  in 
ähnlicher  Stellung«.  Sic  soll  ein  selbständiges,  atis  dem  enpen  Rahmen 
des  Handelsgesetzbuchs  losgelöstes  >  Handlungsgehilfengesctz  c  inau- 
gurieren. Eine  neuerliche  Abgrenzung  des  Kreises  der  gewerblichen 
Hilfsarbeiter,  wie  sie  im  Jahre  1901  beabsichtigt  war,  um  namentlich 
die  exakte  Scheidung  des  kaufinaoolschen  Hilfspersonals  nach  den  Kri- 
terien »höherenc  und  der  >gew6hnlichen  gewerblichen«  Dienste  su  be> 
wcrkstelligen,  wird  nicht  mehr  versucht  Mit  der  jetzigen  Regierungs- 
vorlage konkurriert  übrigens  ein  Initiativantrar;  der  Abgeordneten  D  r. 
Ellenbo  gen  und  Genossen  zum  i^leichen  Gegenstand*),  auf  dessen 
Einzelheiten  im  nachfolgenden  vergleichend  reflektiert  wird. 

n. 

Das  Handeli^esetzbuch  filr  das  Deutsche  Reich  vom  10.  Mai  1897 
behandelt  in  den  ^  59—83  wie  vordem  nur  die  Handlungsgehilfen 
und  Handlungslehrlinge  (der  Handelsgewerbe  im  Sinne  der  §§  i  und 

2  HGB.).  Von  diesem  Standpunkte  der  deutschen  nesetzgebung  ent* 
femt  sich  in  Oesterreich  die  Ausgestaltung  des  Handlungsgehilfen- 
rechtes zusehends  immer  mehr.  Die  Rcjricrung  hält  hier  zwar  tinver- 
ändert daran  fest,  daß  es  >nieht  l)loß  als  eine  historisch  überkommene 
Tatsache,  sondi-m  als  eine  durch  die  Natur  der  Dinge  i^eschatTene 
iimrichtung  des  wirtschaftlichen  Lebens  aufgefaßt  werden  muß,  daß 
sich  ein  durch  Uebung  verschiedenartig  geregeltes  Dienstverhältnis  nach 
Benifsarten  herausgebildet  hatc  (Motive  S.  14).  Daraus  fließt,  wie  in 
Deutschlandp  die  individualisierende  Behandlung  des  Dienstverhältnisses 
nadi  Berufsgruppen^.  Die  Motive  lehnen  es  auch  ab,  den  Kreis  der* 
jenigen  Personen,  auf  deren  Dienstverhältnisse  das  neue  Gesetz  An- 
wendung finden  wird,  weiter,  als  die  Notwendigkeit  es  erfordert,  zu 
ziehen,  weil  nicht  die  Stellung  aller  Dienstnehmer  die  gleichen  Für- 
sorgebestimmungen erheische  und  weil  die  in  den  Spezialgesetzen  über- 

*)  Nr.  146  denclben  Beilagen  XYIII.  Session  1907.  Der  Antrag  beUifflt  die 
R^lnng  der  Dienstverblltnisae»  denn  die  Sehlle&mng  der  Betriebslokale  und  die 
Sonntagsmhe. 

*)  Dem  oben  dargelegten  Gedanlcenguiee  entspruig  die  Embringnng  der  ttn- 
erledigt  gebliebenen  Regierungsvorlagen  betreffend  »ergänzende  Vorschriften  über 
den  Dienstvertrag  für  Krankenpflege,  Unterricht,  Erziehung  und  andere  höhere 

hduslitlic  Oller  persönliche  Diensdeisttinsjen«  und  bctrefTend  »das  Diensi Verhältnis 
der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  l'-ctriebcn  Bediensteten«  (Nr.  1104  und  2006 
der  Beilaoen  zu  den  stenogr.  I'ruiokulkii  des  Abgeordnetenhauses,  XVII.  Session 
lyoi,  respektive  1904).  In  letzterer  Richtung  hegt  seit  Ende  Oktober  1907  ein 
nencrficber  Regiemngsentwurf  dem  Henenhens  vor  (Nr.  18  der  Beilagen,  XVIIL 
Session  1907).  Hingegen  ist  die  Vorlage  »Uber  den  Dienstveitrag  für  Kranken- 
pflege« etc.  endgültig  sorflckgestellt. 
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gangenen  Gruppen  durch  eine  Novelle  211m  BOrgerlicheo  Gesetzbuch 
»über  den  Dienstvertrag  im  allgemeinen«  ihren  Rückhalt  finden  würden. 

Allein,  wenn  man  nur  die  Titel  der  einzelnen  umfassenden  Eni- 
würfe  seit  1900  überblickt,  so  ist  die  von  Vorlage  zu  Vorla^^  stärker 
werdende  Abweichung  vom  deutschen  Rechte  nicht  zu  übersehen.  Man 
begann  mit  dem  Versuche,  die  veralteten  und  erginzungsbedürfligen 
Vorschriften  des  Handels<^csc  t/buclie?;  neu  r.u  redigieren,  ohne  an  eine 
Ausdehnung  des  Kreises  der  'geschützten  l^ersoncn  (der  Handluni:^s^e- 
hiUcni  zu  denken.  Schon  der  Entwurf  des  Jahres  1901  stellte  den  Hand- 
lungsgeliilten  gewisse  Kateguricn  anderer  höherer  Angestellten  gleich. 
Die  jüngste  Vorlage  endlich  spricht  (wenigstens  im  Titel)  von  Hand- 
lungsgehilfen und  anderen  Dienstnehmern  »in  Shnlicher  Stellung«.  Die 
Nonnen  des  Handelsgesetzbuchs  »von  den  Handlungsgehilfen«  werden 
überflüssig  und  beseitigt.  Damit  kommt  die  Regierung  zum  Teile  den 
Wünschen  der  organisierten  Arbeiterschaft  entgegen,  deren  Postulate 
dahin  gehen,  daß  die  Dienstverhältnisse  aller  zu  höheren  Diensten 
verwendeten  Angestellten  unterschiedslos  in  einem  einheitlichen  Gesetze, 
das  auch  die  Arbeiterschutzbest-mmungen  ütientiich-rechtlichcr  Natur 
autzunehmen  hätte,  zu  kodifizieren  wären.  Nach  dem  Vorschlage  der 
Regierung  .soll  das  Handlungsgehilfen^esctz  nur  mit  der  privatrecht- 
lichen Seite ,  ein  besonderes  Gesetz  wird  mit  der  öffentlich  -  recht- 
lichen Seite  des  Dienstverhältnisses  der  genannten  Personen  sich  be> 
fassen*). 

Hält  das  Handlungsgehilfengesetz  dasjoiige,  was  es  nach  dem  Titel  zu 
versprechen  scheint?  Man  wird  die  Frage  nicht  ganz  bejahen  können. 
Den  Handlungsgehilfen,  d.  i.  den  Personen,  die  bei  einm  Kaufmann 
vonvip<^end  zur  Leistung  kaufmännischer  oder  höherer,  jedoch  nicht 
kaufmännischer  Dienste  angestellt  sind,  werden  die  gleichartig  quali- 
fizierten Anj^estellten  aller  unter  die  Gewerbeordnung  fallenden  Unter- 
nehmungen, dann  der  Kreditanstalten,  .S{>ar-  und  VorschuÜkassen,  der 
Versatz-,  Versorgungs-  und  Rentenanstuken,  der  Versicherungsanstalten 
jeder  Art,  der  Verwaltung  oder  des  Verschleißes  einer  periodischen 
Druckschrift,  endlich  die  Handlungsgehilfen  der  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Betriebe  gleichgehalten.  Das  Gesetz  soll  dagegen  keine 
Anwendung  finden  auf  Lehrlinge  (deren  Rechte  und  Pflichten  sich 
fortan  nur  nach  der  Gewerbeordnung  bestimmen),  auf  Bedienstete  der 
Seeschiffahrt  und  der  Eisenbahnen,  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betriebe  (für  die  ein  eigenes  Gesetz  geplant  wird),  auf  Personen,  für 

*)  Oms  Subkomitee  des  ToOnwirtschafdidieii  Aasschnstes  dei  Abgteoidiieten- 
hauMs  hat  sich  allcrding»  seither  fltr  die  Ehibezlebong  des  gaasen  Komplexes  der 
tfffentUch-recbtlielieA  Sehatzbcstiiiimiuigen  in  das  Handlungsgebilfengesets  entschie- 
den.  Ob  dieser  Beschliiss  in  seiner  voUen  Konsequcns  dnrchgcf&hrt  werden  wird, 
mnss  abgewartet  werden. 
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welche  das  allgemeine  Bcn^gcsotz  oder  die  Vorschriften  des  i'crst  zu 
erlassenden)  ru  setze.s  über  den  Dienstv«  '-trnL;  für  Krankenptie^'i-,  l'nter- 
rieht ,  Erziehung  und  ahnliche  höhere  l  »lenstleistungen  gelten.  Der 
leUierw  ahnte  (iesetzentwurf  ist  übrigens  inzwischen  zurückgestellt  wor- 
den*). Auch  soll  durch  das  HandkinjTsgeliilfengcsetz  das  Dienstverhält- 
nis der  als  Beamte  oder  Bedienstete  des  Staates  oder  eines  vom  Staate 
verwalteten  Fonds,  sowie  der  als  Beamte  des  Hofes«  eines  öffentlichen 
Fonds,  eines  Landes»  eines  Bezirkes  oder  einer  Gemeinde  angestellten 
Personen  nicht  berührt  werden  (§§  x— 3  des  Entwurfes). 

Wenn  »inSchst  diesen  Ausnahmen  die  Aufmerksamkeit  zugewendet 
wird,  so  bedarf  die  Ausscheidung  deijentgen  Gruppen,  die  unter  Spe* 
zialgesetze  fallen,  keiner  Rechtfertigung.  Auch  bei  den  Lehrlingen, 
deren  Unterordnung  unter  die  Gewerbeordnung  begründet  ist,  soll  nicht 
verweilt  werden.  Die  Bediensteten  der  Eisenbahnen  werden  nicht  unter 
das  Gesetz  gereiht,  weil  hierdurch  »ein  nicht  zu  rcchtfertic^cndcr  Gcj^cn- 
satz  zwischen  den  Bediensteten  der  Staats-  und  Privatbahnen  ^'cschaften 
würde;  weil  aus  \  erwaltungsrücksichten  auf  eine  möj^lichst  gleichmaliige 
Stellung  aller  Eisenhahnbcdiensteten  Wert  gilcc^t  werden  imü's  und  weil 
übrigens  die  staatlu  h  genehmigten  Dienstordnungen  den  Bediensteten 
zum  Teile  noch  größere  Begünstigungen  einräumen,  als  sie  im  Entwürfe 
festgesetzt  werden«  (Motive  S.  t6).  Bei  den  Eisenbahn-Bediensteten 
des  Staates  etc.  endlich  handelt  es  sich  »um  öffentlich-rechtliche  Dtenstes- 
organisationen  und  ist  die  Lage  der  Angestellten  durch  Dienstesvor- 
schriften bereits  geregelt«  (Motive  S.  t6).  Die  Bedenken  der  Motive 
hinsichtlich  der  Gleichstellung  der  Eisenbahnbediensteten  mit  den  Hand- 
lungsgehilfen kann  nicht  geteilt  werden.  Ihre  Einbc  ziehung  in  den  neuen 
Kreis  hätte  jedenfalls  das  gute,  daß  etwaige  rückständige  Festsetzungen 
der  Dienstordnungen  den  Vorschriften  des  Handlungsgehilfengesetzes 
weichen  müßten :  eine  Konsequenz,  vor  der  der  Gesetzgeber  ^ewiß 
nicht  zurücksclireckc  n  darf,  solange  die  privatrechtliche  Seite  dieser 
Art  des  Dicnstvertragi  s  keine  eii:jenc  {Gesetzliche  Bearbeitung  getunden 
hat'°).  Im  übrigen  wurde  mit  Reeht  darauf  hingewiesen,  daß  im  Ge- 
setze jedenfalls  und  mindestens  klar  auszusprechen  wäre,  daß  dessen 
Vorschriften,  wenn  sonst  die  Voraussetzungen  seiner  Anwendung  vor- 
liegen, nur  för  Angestellte  wegfallen,  die  in  einem  öffentlich- 
rechtlichen  Beamtenverhältnis  stehen,  wenn  nicht  die  Eximierung 
Uberhaupt  nur  auf  Beamte  des  Staates  beschränkt  werden 
könnte 

»)  Vgl.  Note  7. 

Das  <".v-<-t/  voiTi  3».  7.  1002  Nr.  156  RGB.  betrifft  mir  das  Arbcitsvcr- 
hhltiii;»  tici  bei  Kti^iebauien  vun  EisenbabucQ  und  ia  den  iiiKsanstaiteti  derselben 
verwendelcn  Arbeiter. 

*>)  Pitko  in  den  Wiener  Jurist.  Bllttera  1907,  Nr.  37  IT. 
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Sieht  man  aber  auch  von  den  Ausnahmen  ab,  die  das  Gesetz 
macht,  so  kann  uns  dabei  die  positive  (taxative)  Aufzfihlung  derjenigen 
Personengruppen,  welche  die  den  Handlungsgehilfen  »ähnlichen  Dienst- 
nehmer« bilden,  selbst  dann  nicht  befriedigen,  wenn  man  hoffen  dürfte, 
daß  die  an-f^ckündigtc  (bereits  erwähnte)  Novelle  zum  Bürgerlichen  Ge- 
sct/.burh  über  den  Dicnstvcrtrag  gleichzeitig  mit  dem  Handlungsgehilfen- 
entwurf Gesetz  wükU-  i.  Kine  durchgreifende  Neuge<^taltung  des  Dienst- 
vertrage??  des  bürgcrlicht-n  Rcclitcs  ist  für  Oesterreich  fraglos  ein 
dringendes  Bedürfnis.  Aber  dessen  Erfüllung  ändert  nichts  daran,  daß, 
wenn  ein  Spezialgesetz  einmal  grundsätzlich  sich  mit  den  Hand- 
lungsgehilfen und  anderen  Dienstndimem  in  ähnlicher  Stellung 
beschäftigt,  kein  Giiind  vorli^,  Gruppen  von  Angestellten,  in  deren 
Tätigkeit  das  Merkmal  der  Aehnlichkeit  frappant  zutrifft,  aus  der  Geltung 
des  Gesetzes  auszunehmen  und  sie  an  das  allgemeine  bürgerliphe  Recht 
zu  weisen,  das  möglicherweise  ihren  berechtigten  Ansprüchen  in  wich- 
tigen Punkten  nicht  penüfren  kann 

Nach  Art.  V  des  Kintuhrungsj^esetzes  zur  österreichi<?clien  Gewerbe- 
ordnnni^  findet  diese  auf  eine  bedeutende  Zahl  von  >Heschättii:;unL;en 
und  Unternehmungen»  keine  Anwendung.  Andererseits  ist  Kaulmann 
im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches  nur  »wer  gewerbsmäßig  Handelsge- 
schäfte betreibt«.  Es  fehlt  nun  nicht  an  (physischen  und  juristischen) 
Personen,  die  durch  die  positive  Erklärung  des  zitierten  Art  V  aus 
dem  Herrschaftsbereiche  der  Gewerbeordnung  ausgeschaltet  sind,  denen 
aber  dabei  auch  die  Kaufinannsqualität  abgeht.  Die  Versicherui^^- 
sellschaften  auf  Gegenseitigkeit  z.  B.  unterstehen  vermöge 
Art.  V  lit.  K  des  EG.  nicht  der  Gewerbeordnung,  noch  sind  sie  Kauf- 
leute. Dennoch  ist  die  soziale  und  wirtschaftliche  Stellung  ihrer  Buch- 
halter, Kassiere  u.  s.  f.  keine  andere,  deren  Schutzbedürftigkeit  keine 
geringere  als  diejenige  derselben  Angestellten  sonstiger  Versicherungs- 
gesellschaften. Der  Entwurf  trägt  dieser  Tatsache  Rechnimg,  indem  er 
im  §  s  ZI.  3  ausdrücklich  von  den  »Versicherungsanstalten  jeder 
Art«  spricht,  wie  er  aus  gleichen  Gründen  die  Kreditanstalten,  Spar- 
und  Vorschußkassen  u.  s.  f.  nennt.  Damit  sind  wir  beim  kritischen 
Punkte  angelangt.  Die  taxative  Aufzählung  des  Regierungsvorschlages 
birgt  Mißlichkeiten,  die  jeder  Aufzählung  anhaften.  Sie  ist  der  Gefahr 

Dieselbe  wurde  iiuwischcn  dem  lietTciihau»e  vorgelegt,  bie  betrifft  »die 
Aenderung  und  Ergänzung  einiger  ficstiiitnnuigeii  det  ftUgenciiMm  bflrg^ltchen  Ge* 
seubucbes«  (Nr.  39  der  Beilagen  tu  den  stenogr.  Protokollen  des  Herrenhansec, 
XVIII.  Sestion  1907}.  Die  §§  155.180  des  Entwurfes  sind  dem  Dienstvertn^e 
gewidmet 

'*)  In  der  Tat  wird  der  in  der  vorigen  Not«  erwibnte  Entwurf  naneDtlich 

den  Ansprüchen  der  »höheren«  Angestellten  nicht  gerecht.  Vgl.  hiezu  meine  Be- 
spiechung  der  gg  i55>-iSo  der  Novelle  in  der  a.  ö.  Cerichtszeitnng  1908,  Nr,  15  ff. 
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au'^geset/t.  durch  Uebctfiussij^kcitcn  Mif.^  erständnissc  hen'orzurufen 
oder,  was  noch  schwerer  ins  Gewicht  fallt,  unvollständig  zu  werden. 
So  sind  die  Patcntburcaiix,  die  autorisierten  Privattechniker,  die  Aus- 
stellungijunternehmungcn,  die  Krankeukasücn  (wenn  man  diese  nicht 
unter  die  »Versicherungsanstalten  jeder  Art«  bringen  will),  die  großen 
Vereine  (Beamten',  Gewerbevereine  u.  dgl  ),  die  registrierten  Genossen- 
sdiaften  (namentlich  die  Konsumvereine)  m  der  Regierungsvorlage 
nicht  berücksichtigt,  obgleich  ihre  Einbeziehung  sich  von  selbst  ver- 
stände.  Weshalb  sollte  zwischen  dem  Buchhalter  eines  Kaufmanns  und 
demjenigen  eines  Vereines  oder  einer  Genossenschaft,  zwischen  dem 
Zeic  hner  eines  Baumeisters  nnrl  riem  eines  Privattechnikers  unterschie- 
den worden,  da  die  Retatii,'unc:  dieser  Angestellten  da  und  dort  die 
gleiche  ist?  Das  Redaktionspcrsonale  der  periodischen  Druckschriften 
hat  der  Entwurf,  der  nur  der  Administrations!)eamten  gedenkt,  offen- 
sichtlich mit  Vorbedacht  übergangen.  Doch  ist  diese  Ausschließung  nicht 
zu  billigen.  Das  Redaktionspersonale  der  Zeitungen  findet,  soweit  es 
nicht  vertragsmäßig  gedeckt  ist,  derzeit  seine  Sttttze  nur  in  unsicheren, 
schwankenden,  schwer  nachweisbaren  Bräuchen,  denen  der  gesetzliche 
Schutz  sicherlich  und  besondere  dann,  wenn  die  Redakteure  kleinerer 
Zeitungsunternehmungen  in  Frage  kommen,  vorzuziehen  ist. 

Von  diesen  Mängeln  ist  auch  der  sozialdemokratische  Initiativui*' 
trag  nicht  frciziispreclicn.  Der<el!>c  nrimt  ■,u^  erster  Stelle  ^Personen, 
die  zur  Leistung  kaufmännischer  i  Hlu  m  oder  Hureauarbeiten  in  Unter- 
nehmungen jeder  Art  mit  Au^juahme  der  Eisenbahnen  angestellt  sind 
(Handlungsgehilfen,  Handlungslchrlingc,  Agenten,  Buchhalter,  Korre- 
spondenten etc.).  Daran  reihen  sich  die  Handelshilfsarbeiter,  die  in 
Unternehmungen  jeder  Art  zu  kaufmännischen  Hilfsdiensten  verwendet 
werden,  die  Angestellten  in  Advokaturs-  und  Notariatskanzleien,  in 
Apotheken;  die  Bediensteten  der  Tabaktrafiken  und  Lottokollekturen ; 
die  Angestellten  der  Arbeiter -Unfall -Versicherungsanstalten  und  der 
Krankenkassen.  Die  Schwächen  des  Antrages  liegen  recht  offen.  Er 
fuhrt  Rejjriffe  ein,  flie  in  ihrer  Allgemeinheit  der  sicheren  Krfassimg 
sich  c  iit/ielien.  Der  Richter  soll  nun  unter  Zuhilfenahme  dieser  He;^rrilTe 
Recht  finden.  Was  sind  aber  »Riireauarbeitenc,  was  sind  kaul männische 
Hilfsdienste*,  wer  ist  >Angestellter«  und  wer  ist  l'.edienstcter«  im 
Sinne  des  Antrages?  Fallen  unter  die  »Unternebmungeu«  auch  solche, 
bei  deren  Tätigkeit  das  Moment  des  Untemehmeigewinnes  (wie  bei 
Konsumvereinen  und  registrierten  Genossenschaften)  hinwegfällt?  Hat 

'*)  So  hält  Pisko  a.  a.  O.  die  Erwähnung  (its  Afhiiinistrntionspersonalcs 
cinei  periodischen  Druckschrift  für  überflüssig,  da  (k-r  l»L/ü^Iii:ln.-  L'ntcrnehmer  Knuf- 
maiiu  nn  iMune  der  HCJB.  ist.  Deshalb  bezieht  i  isko  auch  die  Rtdakiiousper- 
sonen  unter  §  i  des  Entwurfes.  Doch  wollte  die  Regierung  das  Redakt ionsperso- 
nal  gewiß  nicht  mltcrfasscn. 
Archiv  fOr  SotialwiaMtiucliaft  nod  Soslalpelilik.  XXVI.  y  45 
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die  Rechtsprechung  schon  jetzt  mit  den  Bcgriften  (kr  kautmanni<rhen< 
und  der  »höheren  Dienste*  oftmals  Schwierigkciien  ubciAvindcn,  so 
würde  der  obige  Antrag  die  Zweifel  um  eine  stattliche  Zahl  vermehren. 
Dabei  werden  Pcrsonengnippen  zusammengeworfen ,  denen  jede  In- 
teressengemeinsamkeit  fehlt.  Man  kann  den  Diener  und  den  Provisor 
einer  Apotheke,  den  Schreiber  und  den  juristischen  Hilfsarbeiter  eines 
Rechtsanwalts  oder  Notars  doch  nicht  zusammenstellen.  Der  Antrag 
verp^ißt  ( n(ili(  Ii  ganz  an  diejenigen  Personen,  welche  höhere  (jedoch 
nicht  kaufniiinnische)  Dienste  leisten,  z.  B.  an  die  aiv^'cstellten  In- 
genieure, Chemiker  u.  s.  f.  Man  sieht,  wohin  das  planlose  Exempli- 
fizieren führt  *^). 

Nach  allem  dem  scheint  es  am  zweckmäßigsten,  an  Stelle  der  taxa* 
tiven  Aufzählung  eine  allgemei  ne  Formel  zu  wählen,  welche 
alle  den  Handlungsgehilfen  verwandten  Berufsgruppen  nach  Möglich* 
keit  deckt  und  vereinigt.  Sie  ließe  sich  etwa  folgendermaßen  fassen: 
»Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gelten  für  das  Dienstverhältnis  von 
Personen,  welche  vorwiegend  zur  Leistung  kaufmännischer  oder  ande- 
rer höherer  Dienste  in  Betrieben  jeder  Art  fauch  in  solchen  ohne  Er- 
werb<:z\verk '  an'jjrstcüt  sind,  sofern  dic^r  Betriebe  nach  kaufmännischer 
Art  einge  ric  htet  sind  .  Der  Ii  c  t  r  i  e  b  schließt  jccic  Betätigungsform 
des  Prin/i;»als,  welche  für  gewöhnlich  die  Zuhilfenahme  und  die  Zu- 
sanimenfasbung  menschlicher  Arbeitskräfte  bedingt,  in  sich.  L  nd  es  ist 
nur  billig,  daß  alle  höheren  Angestellten  kaufmännisch,  d.  i.  nach  festen 
Voi^angsregeln  organisierter  Betriebe,  da  sie  gleiche  Pflichten  haben, 
auch  gleiche  Rechte  genießen.  Wie  weit  man  dann  positiv  in  der  Aus- 
scheidung bestimmter  Betriebe  (z.  B.  der  Theateruntemehmungen)  und 
aller  oder  einzelner  Gruppen  ihrer  Angestellten  (z.  B.  bloß  des  Schau- 
spielerpersonals)  aus  der  Geltung  des  Gesetzes  gehen  will,  ist  eine 
Frage,  die  nach  Rücksichten  sich  beantwortet,  welche  das  Prinzip 
einer  allgemeinen  Formel  nicht  berühren.  Jedenfalls  aber  solUi'  zur 
Vermeidung  aller  Kontiuversin  im  l'.ntwurf,  dessen  Absichten  ohnehin 
darauf  hinauszulaufen  scheinen,  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  werden, 
daß  er  an  die  kaufmännischen  Dienste  schlechthin  denkt, 
und  daß  von  einer  Scheidung  derselben  in  solche  »höherer«  und  »nie- 
derer« Art  abstrahiert  wird.  Hielte  man  nämlich  an  dieser  Zweiteilung, 
die  in  der  Gewerbeordnung  (§  73  Abs.  1  lit.  a  und  Abs.  3)  begründet 

Euic  noch  €iu(>ehcn<iere  Aufziililun:^  bietet  ticr  Aiui.it,'  des  Abgeunlaeien 
I>  u  r  i  V  a  1  und  Cenosscn  (Nr.  660  der  Beiia^^cn  des  Abgeordnetenhauses,  XVIII. 
Session  1907}.    Dieselbe  hier  wiederzugeben,  würde  zu  weit  fUbren. 

1*)  Die  TheatcrvertrSge  will  dn  Initkttvantng  der  Abgeordneten 
Dr.  O  f  n  er  und  Genossen  (Kr.  36S  der  Beilsgen  des  Abgeordnetcnluitttes,  XVIU. 
Session  1907),  der  seit  M«t  1903  schon  dem  früheren  Abgeoidnetenhaiiie  vorbg. 
regeln. 
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ist,  fest,  so  käme  man  zu  der  Konsequenz,  daß  nur  Personen,  die 
höhere  kaufmännische  Dienste  leisten,  unter  das  neue  Gesetz  fielen. 
Daneben  gebe  es  kaufmännische  Gehilfen  niederer  Art,  für  die  ent- 
weder die  Gewerbeordnung  oder  das  bürgerliche  Recht  gelten  würde, 
je  nachdem  die  Dienstgeber  ein  der  Gewerboordnunf»  unterworfenes 
oder  ein  von  derselben  eximiertes  L'nternelinien  bctreibeu.  Ein  gutes 
Stück  der  gewollten  und  erhofften  Wirkungen  des  Gesetzes  wäre  damit 
von  vornherein  als  verloren  anzusehen. 

III. 

Die  Details  des  Entwurfes  sind  von  zwei  Grundgedanken  geleitet. 
Vor  allem  sollen  die  sozialpolitischen  Fürsorgebestimmungen  behufs 
möglichster  Festigung  und  Sicherung  der  Stellung  des  Dienstnehmers 
gegenüber  dem  herrschenden  Gesetze  erweitert  werden.  Damit  allein 
ist  noch  nicht  geholfen,  solange  der  Dienstvertrag  tfrei«  ist,  d.  h.  so- 
lange die  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  Nachteile  des  Dienstnehmers 
durch  Parteivereinbarung  außer  Kraft  gesetzt  werden  können.  Dieser 
Eventualität  wird  dadurch  vorgebeugt,  daß  mehrfachen  Bestimmungen 
des  Entwurfes  zwingende  Wirkunj^  p:egcben  wird.  Das  zwingende 
Recht,  das  bei  der  cigmartigen  Kntwickelung  unserer  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  immer  größere  Bedeutung  erlangt,  hält  seinen  Einzug  auch 
in  das  neue  Gesetz. 

Zu  den  wichtigsten,  dabei  aber  schwierigsten  Aufgaben  des  Entwurfs 
gehörtes»  auf  die  Kündigungsverhiltnisse  Einüuß  zu  ge- 
winnen. Das  Handelsgesetzbuch  war  zwar  in  dieser  Richtung  dem 
Handlungsgehilfen  nicht  ungünstig.  Die  sog.  »gesetzliche  Kündigung« 
hat  sechs  Wochen  vor  Ablauf  des  Kalendervierteljahrs  einzutreten.  Aber 
diese  Re^l  ist,  da  sie  jeder  anders  gearteten  Parteienabrcdi  weicht, 
nach  und  nach  zur  Ausnahme  geworden.  Das  Ausmaß  der  Frist 
wird  durch  die  Dien^tneber  im  Wege  der  Vereinbarung  immer  mehr 
herabgedrückt.  Vereinzelt  greift  so^^ar  Kundigungsausschluß  Platz.  Der 
Dienstnehmer  kann,  auch  wenn  er  seine  Arbeit  in  tadelloser  Weise 
leistete,  sich  dergestalt  plötzlich  und  unvermutet,  oft  in  dem  für  die 
Erlangung  einer  anderen  Stellung  ungunstigsten  Zeitpunkte,  ohne  Er- 
werb sehen.  Diese  Härte  läuft  nicht  nur  gegen  die  üiteressen  der  Dienst- 
ndiroer,  sondern  auch  gegen  diejenigen  der  Dienstgeber.  Je  lockerer 
das  Band  wird,  das  beide  vereinigt,  um  so  eher  wird  auch  der  Ange> 
stellte  geneigt  sein,  die  Arbeitsgelegenheiten  zu  wechseln,  falls  er  dabei 
irgend  einen,  wenn  auch  geringen  Vorteil  erwartet. 

Der  Entwurf  kennt  mehrfache  Arten  von  Eni^af^cmcnts,  zunächst 
das  probeweise,  das  die  Dauer  eines  Monats  nicht  ül)e^^?chreiten 
darf.  Es  kann  während  ditscs  Zeitraumes  von  beiden  TriUn  ohne 
Kundiguüj^  gelöst  werden  (§14  Abs.  3).  Nach  Ablauf  der  Zeit  geht 
es,  wenn  es  hiemit  nicht  sein  Ende  findet  und  wenn  nidits  anderes 

45* 
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vereinbart  wird,  in  das  Engagement  für  unl)estimmte  Zeit  über.  Das 
gleiche  gilt  vom  Engagement  für  die  Zeit  eines  vorüber- 
gehenden Bedarfes,  dessen  Dauer  von  vornherein  ebenfalls  auf 
einen  Monat  begrenzt  wird.  Es  kann  wahrend  dickes  Monats  von  beiden 
Teilen  jederzeit  mit  einwöchcntlicher  Kündigung  gelöst  werden  (§15 
Abs.  3).  Das  Engagement  für  bestimmte  Zeit  endet  mit  deren 
Ablauf  (§  14  Abs.  i).  Wie  die  beiden  ersten  Engagements  und  unter  den 
gleichen  Voraussetzungen  kann  auch  dieses  Dienstverhältnis  als  solches 
ftir  unbestimmte  Dauer  sich  fortsetzen  (§  14  Abs.  »),  Die  Anstellung 
für  unbestimmte  Zeit  endlich  soll  normal  wie  bisher  durch  die 
sechs  <  !i(  n  vor  Ablauf  des  Kalendcrvierteljnhr  erfolgte  Kündigung 
aiitY;elost  wcrtU  n.  Die  Kündigungsfrist  kann  aitcr  liurch  Vereinbanmg 
niclii  unter  rincn  Monat  herabgesetzt  werden  und  sie  mii(>  stets  am 
lel/.teii  Tage  eines  Kalendermonats  enden.  Sie  muß  überdies  lür  beide 
Teile  gleich  sein.  Sind  gesetzlich  zulässige,  aber  ungleiche  Fristen  ver- 
einbart, so  gilt  für  beide  Teile  die  längere  Frist  (§  15,  Abs.  i,  2,  4). 

Der  sozialdemokratische  Entwurf  bemißt  die  gesetslich  fixierte  und 
die  durch  Parteivereinbarung  festzusetzende  Kündigungsfrist  in  der 
Dauer  ganz  gleich  (anderthalb  Monate  vor  Ablauf  des  Kalenderviertel« 
jahrs).  Das  j)re>beweise  Engagement  läßt  er  nur  fiir  höchstens  einen 
halben  Kalendermonat,  innerhalb  dessen  eine  normale  Lösung  nicht 
stattfinden  darf,  zu.  Das  Aushilfscnc^a^ement  kennt  er  nicht;  da^^jeniee 
für  lu"^timnitc  Zeit,  das  sich  wohl  nicht  gut  untersagten  lal.U,  wird  nicht 
erwähnt.  <  )li  die  hier  angesetzte  Minimalkündii^unL^sfrist  .sich  wird  durch- 
setzen lassen,  muß  abgewartet  werden.  Sichcrlicli  wurde  schon  die 
Annahme  der  Rcgicrungsanträge  eine  erhebliche  Besserung  des  jetzigen 
Zttstandes  bedeuten.  Allerdings  wurde  die  Befürchtung  ausgesprochen, 
daß  die  gesetzlichen  Kautelen  durch  die  Zulassung  des  probeweisen 
und  des  Aushilfsengagements  bedroht  werden,  da  einzelne  Unternehmer 
die  ihnen  aufgezwungene  einmonatliche  Kündigungsfrist  durch  immer 
wieder  erneuerte  Probe-  und  Aushilfsengagements  illusorisch  machen 
könnten.  Derartigen  Versuchen,  da.s  Gesetz  zu  um^^ehcn,  werden  jedoch 
die  Gerichte,  welc  he  jede  .Abmachung  auf  ihre  ?>nsthclikcit  und  ihren 
wahren  Grund  zu  prüfen  haben,  leicht  und  rasch  die  Aussicht  des  Ge- 
lingens y.u  entziehen  vcrmöjjen. 

Nicht  immer  löst  das  Dienstverhältnis  sich  in  normaler  Art.  Es 
können  wichtige  Gründe  sich  ei^eben,  die  den  Diens^ber  bet^btigen, 
den  Dienstnehmer  vorzeitig  zu  entlassen,  oder  die  den  letzteren 
berechtigen,  den  Dienstgeber  vorzeitig  zu  verlassen.  Daran 
hält  natürlich  auch  der  Entwurf  fest.  Er  kennt,  wie  das  Handelsgesetz- 
buch und  die  Gewerbeordnung,  Entlassungs-  und  Austritts- 

**)  FUr  üie  letztere  wird  ohne  ersichtlichen  Gnind  (da  b«ide  Fristen  ohoeliin 
sich  decken)  Scbriftltchkeit  gefordeit. 
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gründe,  die  er  (in  UebereiiistttiimiiDg  mit  dem  Handelsgesetzbuch) 
bebpielsweise  und  nicht  (wie  die  Gewerbeordnung)  taxativ  ausfährt.  In 
den  meisten  Stücken  lehnen  diese  Gründe  an  das  herrschende  Gesetz 
und  an  die  Ergebnisse  der  Praxis  sich  nn.  Stichhältige  Einwendungen, 
namentlich  gegen  die  dem  Dienstgeber  gegebenen  Entlas!;tTn<:^scTründe 
f§  2o\  werden  «?irh  ernstlich  nicht  erheben  lassen.  Einer  Fr^'änzung 
bedurften  meines  Erachtens  zur  Beseitigimg  von  Zweifeln  die  Austritts- 
gründe ^§  19).  Der  Dienstnehmer  soll  zum  vorzeitigen  Austritt  belügt 
sein,  wenn  ihn  der  Dtens^eber  ohne  ausreichenden  Grund  durch  erheb- 
liche Zeit  vertragsmäßig  zu  verwenden  sich  weigert.  Engagiert  etwa 
ein  Unternehmer  einen  Reisenden  für  fünf  Jahre,  um  ihn  der  Konkur- 
renz zu  entziehen,  imd  läßt  er  denselben  dann  unbeschAfligt»  so  ist 
diesem  damit,  daß  er  während  der  Vertragsdauer  die  vereinbarten  Be- 
züge erhält,  nicht  immer  geholfen.  Der  Angestellte  muß  im  eigenen 
Interesse  Gewicht  darauf  legen  dürfen,  daß  er  fortgesetzt  vertragsmäßig 
sich  betätigen  könne,  da  er  sonst  fiefahr  läuft,  nach  Ablauf  der  Ver- 
tragsdauer einen  west-ntliclien  Teil  seiner  praktischen  Bewährung  und 
die  Chance,  eine  gleicnartigc  Stellung  zu  erlangen,  eingebüßt  zu  haben. 

In  der  Mitte  zwischen  der  normalen  und  der  abnormalen  Lösung 
des  Verhältnisses,  stehen  die  Fälle,  in  denen  die  Eröffnung  des 
Konkurses  über  das  Vermögen  des  Dienstgebers  oder  der 
Uebergang  des  Unternehmens  des  Dienstgebers  durch  Ver- 
äußerung oder  im  Erbwege  an  dritte  Personen  außergewöhnliche  Maß- 
regeln fordern  (§  16).  Im  Konkursfalle  kann  der  Dienstnehmer  inner- 
halb einer  Woche  vom  Tagr  der  Konkurseröffnung  vom  Dienstvertrage 
zurücktreten.  Damit  gibt  er  auch  alle  Ansprüche  (ausgenommen  die- 
jenigen für  bereits  geleistete  Dienste»  gegen  die  Masse  auf  Der  Masse- 
verwalter kann  seinerseits,  wenn  eine  längere  als  die  gesetzliche  Kün- 
digungsfrist bedungen,  o  jcr  der  Dien^vertrag  für  eine  bestimmte  längere 
Dauer  geschlossen  wurde,  jedenfalls  das  Dienstverhältnis  durch  gesetx* 
liehe  Kündigung  (für  sechs  Wochen  vor  Ablauf  des  Kalendervierteljahrs) 
lösen.  Soweit  der  Dienstnehmer  hiednich  geschädigt  ist,  steht  ihm 
gegen  die  Masse  ein  Ersatzanspmch  zu.  Dieselben  Modalitäten  sollen 
für  die  vorerwähnten  zwei  Fälle  des  Wechsels  in  der  Pt  rson  des  Un- 
ternehmers eingehalten  werden.  Allein  es  kann  dem  Entwurf  in  dieser 
Gleichhaltiini,'  (U  r  Konkurseröftnung  und  des  Untcrnchmerwechsels  nicht 
zugestimmt  werden.  Der  Vennögens\ \  rtall  des  I  Jienstgebers  ist  einer 
jener  wirtschaftlichen  Unglücksfälle,  die  der  Dienstnehmer  ebenso  leiden 
muß,  wie  etwa  den,  daß  ihm  der  Prinzipal  den  Gehalt  nicht  zahlt,  und 
daß  er  denselben  auch  durch  Zwangsvollstreckung  nicht  erlangt.  Hier 
handelt  es  sich  nur  darum,  den  Dienstnehmer  nicht  ganz  schutzlos  zu 
lassen,  daher  rührt  seine  Vorzugsstellung  im  Konkurse  des  Prinzipals. 
Einige  Rücksicht  auf  die  durch  die  Konkurseröffnung  geschaffene  Lage 
muß  auch  dem  Dienstnehmer  zugemutet  werden. 


Digitized  by  Google 


704 


Sigmand  Granberg, 


Kann  man  aber,  wenn  das  Unternehmen  den  Inhaber  wechselt» 
den  Dienstnehmer  so  ohne  weiteres  vor  die  Alternative  stellen,  dem 

Geschäftserwerber  weiterhin  Dienste  leisten  zu  müssen,  oder  zwar  den 
Dirnst  verlassen  zu  dürfen,  dann  sicli  aber  aller  Ansprüche  zu  beigeben? 
Allenfalls  ließe  sich  dies  noch  für  den  Erbgang,  d.  h.  wenn  die  Erben 
selbst  (las  Unternehmen  des  Dienstgebers  weiter  treiben,  vertreten.  Der 
Prinzipal  aber,  der  sein  Unternehmen  veräußert,  muß  auf  die  von  ihm 
geschlossenen  Dienstverträge  Riickstcbt  nehmen^  er  kann  und  darf  sich 
weder  der  Haftung  fUr  deren  Schicksal  schlechthin  entsdüagen,  noch 
kann  er  die  Bediensteten  seinem  Nachfolger  einfach  und  ohne  Rücksicht 
auf  besondere  Momente,  die  diesen  Vorgang  untunlich  erscheinen 
lassen,  weitergeben.  Dasselbe  muß  übrigens  vice  versa  für  das 
Verhältnis  des  Geschäftserwerbers  zu  den  Angestellten  des 
envorhcnen  Unternehmens  Rechtens  sein.  Mindestens  wären  daher  die 
lol^emien  Er^janzun'^'en  des  ij  16  am  Plat/e:  »Wird  der  X'ertrag  zwischen 
dem  F.r\verl)er  des  Unternehmens  und  dem  Dienstnehmer  fortgesetzt, 
so  haftet  der  bisherige  Dienstgeber  nach  Maliigabe  seiner  Verpflich- 
tungen dem  Dienstnehmer  für  den  Eingang  seiner  Bezüge  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  das  DienstverhSltnis  durch  Kündigung  oder 
durch  Zeitablauf  erloschen  wäret »}.  Hiezu  träte  die  Bestimmung:  >Die 
gesetzlichen  Verpflichtimgen  des  Diens^ebers  gegenüber  dem  Dienst« 
nehmer  bleiben  unberührt,  wenn  wichtige  Gründe  vorhanden  sind,  die 
den  Erwerber  des  Unternehmens  oder  den  Dienstnehmer  berechtigen, 
den  Dienstvertrag  mit  einander  nicht  fortzusetzen^'). 

IV. 

Damit  befinden  wir  uns  bei  der  Frage  nach  der  Stellungnahme  des 
Entwurfs  zu  den  Folgen  der  vorzeitigen  Lösui^  des  Dienstverhältnisses. 
Die  Vorsorge  gilt  zwei  Möglichkeiten.   Die  erste  tritt  ein,  wenn  der 

Dienstnchnu  r  dem  Prinzipal  durch  sein  scholdbarcs  Verhalten  Anlaß 
zu  seiner  Entlassung  gab  oder  wenn  er  ohne  gesetzlich  zulässigen  Grund 

vorreitic^  aus  dem  Dienste  trat ;  die  zweite,  wenn  der  Prinzipal  den 
Dienstnehmer  ohne  gesetzlich  zulässigen  Grund  vorzeitig;  entließ  oder 
wenn  er  demselben  durch  sein  Verhalten  Grund  ziun  vorzeitigen  Aus- 
tritte gab. 

Im  ersten  Falle  wird  der  Dienstnehmer  dem  Dienstgeber  schadenö- 
ersatzpflichtig,  jedoch  nie  weiter,  als  bis  zur  Höhe  des  Gehaltes,  den 

**)  D«s  deutsche  Reichsgericht  hat  ohne  positive  Nonn  (Band  36,  S.  50)  den 
gleichen  Gnindsntz  ausgesprochen. 

'*)  P  i  s  k  o  a.  .1.  O,  möchte  dem  Angestellten  einen  Anspruch  auf  »ange- 
messene EntschKdit;ung«  L'c^ren  den  ursprüngliclicn  Prinzipal  geben  ,  wenn  er 
Gründe  hatte,  das  Dienst  vo riuiitnis  mit  dem  Erwerber  des  Unternehmens  nicht  fort- 
zusetzen.   Doch  bcheint  mir  dic&e  rormulicruog  nicht  zu  genügen. 
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er  b«i  nonnaler  Erschöpfung  des  Dienstverhftttnisses  noch  bezogen 
hätte.  Den  im  voraus  etwa  bezogenen  Gdialt  hat  er  zurückzustellen. 
Einen  Anspruch  auf  Entgelt  für  die  geleisteten  Dienste  hat  er  nich^ 
wenn  die  Leistiin^'cii  durch  die  vorzeitige  Lösung  des  Verhältnisses 
für  den  Dienstgeber  den  Wert  ijanz  oder  zum  j^rößtcn  Teile  verloren 
haben  (§  21).  Dai.>  diese  Haltung  unter  l'mstandcn  für  den  Dienst- 
nehmer ruintis  werden  kann,  /..  }'>.  wenn  er  für  fünf  Jahre  mit  6000  K. 
Jahresgehalt  angestellt  war  und  nach  Jahresfrist  entlassen  wird,  so  daß 
er  dem  Prinzipal  für  seinen  Schaden  bis  zur  Höhe  von  34000  K.  haftet, 
ist  nicht  zu  bestreiten.  Aber  zunächst  hat  der  Prinzipal  den  Schaden 
und  dessen  Höhe  zu  erweisen.  Und  dann  kann  gegenüber  dem  allge« 
meinen  Prinzip,  daß  jeder  für  die  Folgen  seines  Handelns  aufzukommen 
hat,  zugunsten  der  Dienstnehmer  keine  Ausnahme  gemacht  werden. 
Man  darf  daher  an  dieser  Bestimmung  des  Entwurfs  nicht,  wie  es  mehr* 
fach  geschah,  Anstoß  nehmen,  Sie  ist  gerecht. 

Im  /weiten  Falle  hat  der  Dienstnehmer  g<  j^en  den  Dienstgeber  den 
Anspruch  auf  das  volle  Entgelt,  das  er  bis  zur  normalen  Erschöpfung 
des  Dienstverhältnisses  noch  zu  beziehen  gehabt  halle  22J.  Dieser 
Anspruch  ist  kein  Schadensersatzanspruch.  Er  ist  davon,  ob  der  Dienst» 
nehmer  Schaden  leidet,  ob  er  eine  andere  gleichartige  oder  bessere 
Stellung  gefunden  hat  oder  finden  konnte,  unabhängig.  Gewiß  die 
wohlwollendste  Lösung  aller  Kontroversen  zugunsten  des  Dienstneh- 
mers, welche  die  scheinbare  Härte  des  §  it  wohl  ausgleicht. 

Interessant  ist  die  Vorschrift  des  §  23.  »Trifft  beide  Teile  ein 
Verschulden  an  der  vorzeitigen  T.ösunj;^  des  Dienstverhältnisses,  so  hat 
das  Gericht  nach  freiem  Ermessen  /.u  entscheiden,  nb  dem  einen  oder  dem 
andern  Teile  ein  Eri.atz  gebührt  und  in  welcher  Höhe  der  Ersatz  inner- 
halb der  in  den  21  u.  22  bestimmten  Grenzen  zu  leisten  ist.«  »Hicbei 
wird  das  Gericht  auf  das  Maß  des  beiderseitigen  Verschuldens,  auf  den 
Anlaß  des  Konflikts  und  auf  die  Höhe  des  jedem  Teile  verursachten 
Schadens  Bedacht  zu  nehmen  haben«  (Motive  S.  23).  Der  Entwurf 
denkt  dabei  offensichtlich  an  folgenden  Sachverhalt.  Der  Prinzipat  und 
der  Dienstnehmer  machen  sich  gegenseitig  das  Leben  sauer.  Der  eine 
oder  der  andere  spielt  eines  Tages  das  Prävenire  imd  erklärt  den 
Vertra*,'  für  aufgehoben,  indem  er  sodann  seine  Lcistunj^sansprürhe 
bei  Gericht  verfolf;t.  Der  Getaner  behauptet  semerseits  ein  Verschulden 
des  Klägers  an  flc  r  I.usung  des  \  ertrags,  indem  auch  er  seine  An- 
sprüche bei  Gericht  verfolsft.  Hier  soll  nun,  unbescliadet  der  Tatsache, 
daß  der  eine  Teil  dem  andern  in  der  Erklärung,  der  Vertrag  sei  auf- 
gehoben, zuvorgekommen  ist,  die  ausgleichende  Gerechtigkeit  eintreten. 
Nur  so  läßt  praktisch  der  Fall  des  §  23  sich  denken,  es  sei  denn,  daß 
man  die  Unwahrscheinlichkeit  ins  Auge  faßte,  daß  beide  Teile  in  einem 
Atem  sich  gegenseitig  das  Verhältnis  aufgekündigt  hatten.  Setzt  man 
den  hier  angefiihrten  Sachverhalt  als  Motiv  des  §  23  voraus,  dann 
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müßte  dieser  freilich  eine  andere  Fassung  erhalten.  >Trcten  beide 
Teile  gegeneinander  als  Klncjcr  auf  und  trifft  beide  ein  Vcrsrlnsi  icn 
an  der  vor/citij^en  T-Ösiinj?  des  Dienstverhältnisse«!,  so  hat  da>  <  n  ru  ht 
nach  freiem  l.rnn  ssc  n  /u  entscheiden,  ol)  riem  einen  o^ler  dem  andern 
Teile  (»der  lietden  'i'eücn  Leislun[^sans]irüi  he  im  Simic  der  5j>j  21  und 
22  zustehen  und  ob  allenfalls  div^c  Ansprüclic  innerhalb  der  in  den 
§§21  und  11  bestimmten  Grenzen  zu  mäßigen  sind.« 

Eine  positive  Norm  erheischt  endlich  die  Möglichkeit»  daü  es 
gar  nicht  zum  Dienstantritt  kommt.  Der  Entwurf  gibt 
dem  Dienstgeber  das  Rücktrittsrec ht,  wenn  der  Dienst- 
nehmer unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  aufgenommen  wurde»  daß 
er  den  Dienst  am  festbcstimraten  Tac^e  antreten  müsse,  und  wenn  er, 
aus  welchem  Grunde  immer,  dieser  lledinqimc^  nicht  cnts[)rarh.  'T'ritt 
aulk-r  fliesem  Falle  der  Dienstnehmer  am  \ ereinliarten  'Vivj^r  den 
Dienst  nicht  an,  ohne  daß  ihm  ein  unahw endhures  Hindernis  im  Wege 
stand,  oder  zieht  sich  intol^e  eines  aul  seiner  Seite  vorgekommenen 
unabwendbaren  Hindernisses  der  Dienstantritt  länger  als  14  Tage 
hinaus,  so  hat  (nach  Ablauf  der  Frist)  der  Prinzipal  gleichfalls  das 
Rücktrittsrecht.  Dieses  steht  ihm  schließlich  zu,  wenn  ein  wichtiger 
Grund  vorliegt,  der  den  Dienstgeber  zur  vorzeitigen  Enüassung  des 
Dienstnehmers  herecht ii^t  $  24  Abs.  1  und  s).  Der  Dienstnefa* 
mer  hat  das  Rücktritts  recht,  wenn  vor  dem  Dienstesantritt 
über  das  Vermögen  des  Prinzipals  der  Konkurs  eröffnet  wird,  wenn 
infol«:^««  Versehuldt  ns  desselben  oder  eines  in  dessen  Person  eingetretenen 
Zul'alls  der  Dienstantritt  sich  um  mehr  als.  14  Tage  verzögert,  uenü 
cm  wichtiger  Grund  vorhaudcti  i>t.  der  den  Dienstnehmer  /um  vor- 
zeitigen Austritt  berechtigt  (§  24  Abs.  3;.  Wer  ohne  rechtmäßigen 
Grund  zurficktritt  oder  durch  sein  schuldbares  Verhalten  dem  andern 
Teile  zum  Rücktritt  begründeten  Anlaß  gegeben  hat,  haftet  analog  den 
Vorschriften  der  §§21  und  22.  Doch  ermäßigt  sich  diese  Haftung  des 
verantwortlichen  Vertragsteilcs,  und  zwar  des  Diens^ebers  auf  Leistung 
der  Bezüge  für  höchstens  drei  Monate  an  den  Dienstnehmer,  des  letz- 
teren dagegen  auf  Ersatzleistung  an  den  Prinzipal  bis  zur  Höhe  des 
dreimonatlichen  Gehalts  (t;  25V  Alle  I.eistungsansprüche  (§5^  21,  22,  231 
müssen  nach  i;  26  bei  sonsti-em  Ausschlüsse  binnen  6  Monaten  ge- 
richtlich geltend  i'emacht  werden. 

In  der  Normierung  des  g  25  scheint  mir  em  l  iirccht  gegen  beide 
Vertragsteile,  insbesondere  gegen  den  schuldlosen  Dienstnehmer  zu 
liegen.  Wurde  der  letztere  etwa  für  drei  Jahre  engagiert,  hat  er  andere 
günstige  Anträge  ausgeschlagen  u.  ä.,  so  wird  er  mit  einer  dreimonat- 
lichen Abfertigung  nicht  ausreichend  schadlos  gehalten.  Folgcricht^ 
müßten  die  Bestimmungen  der  §§  21 ,  22  auch  dann  durchgesetzt 
werden,  wenn  es  zum  Dienstantritt  nicht  '  it.  Welchen  Unterschied 
könnte  man  darin  herausfinden,  daß  der  Chef  den  Angestellten  den 
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Dienst  gar  nicht  antreten  ließ,  oder  daß  er  ihn  sofort,  etwa  am  ersten 
Tage  des  Dienstes  (rechtswidrig)  entließ?  Im  letzteren  Falle  soll  er 
ihm  alles,  was  dieser  bis  mr  normalen  Beendigung  des  Dienstverhält- 
nisses bezogen  hätte»  im  ersteren  Falle  höchstens  den  dretmonadichen 
Gehalt  leisten  müssen.  Hier  scheut  der  Entwurf  vor  den  Konsequenzen, 
die  er  früher  (in  Anlehnung,'  an  flie  bishiri;^'e  T'raxis)  «ezogen,  zurück. 
Mindestens  sollte  —  stets  naturlicii  in  den  Schranken  der  21,  22  — 
die  Gelten dniarhung  eines  über  die  Grenzen  des  55  25  hinansgchendcn, 
nachweislicli  höheren  Schadens  dem  Dien.stnchmer  vorbehalten  und 
der  Ersatzanspruch  schlechtweg  dem  Dienstgeber  eingeräumt  werden*"). 

Im  ei^en  Zusammenhange  mit  den  vorstehend  erörtoien  Fragen 
steht  die  nach  den  Folgen  der  Behinderung  des  Dienst« 
nehmers  in  der  Leistung  der  bedungenen  Dienste. 
Wenn  der  Dienstnehmer  durch  Krankheit  oder  einen  Unglücksfall  länger 
als  6  Wochen  oder  durch  eine  längere  Freiheitsstrafe  oder  Abwesen- 
heit während  einer  den  Umständen  nach  erheblichen  Zeit  an  der  Ver- 
richtun^^  «meiner  Dienste  gehindert  ist,  liegt  hierin  ein  wtrhtij^er  Grund, 
der  den  Dien.stgcber  zur  vorzeitigen  F.ntla?;snn^  des  Dienstnehmers  be- 
rechtigt r§  20  ZI.  5*''*).  Allein  >Krankheil  und  Unglürksfälle«,  die  der 
letztere  weder  vorsätzlich,  noch  durch  grobe  Fahrlässigkeit  herbeiführte, 
lassen  fiir  die  Dauer  von  sechs  Wochen  seinen  Anspruch  auf  Gehalt 
und  Unterhalt  unberührt  Während  dieser  Frist  kann  der  Dienstnehmer 
wegen  der  Erkrankung  oder  des  Unfalles  nicht  entlassen  werden;  eine 
innerhalb  derselben  ausgesprochene  Kündigung  hebt  die  sechswöchent- 
lichen Ansprüche  des  Dienstnehmers  nicht  auf.  Sie  erlöschen  nur  dann 
innerhalb  der  6  Wochen,  wenn  der  Dienstnehmer  aus  anderweitigen 
rcchtmäfM'j«  n  f Gründen  entlassen  wurde,  oder  wenn  das  Dienst\ erhält- 
nis  innerhalh  der  Fri«;t  durch  Zcitablanf  oder  durch  eine  schon  vor 
Eintritt  der  Brhinduruiv^'  aus^'csprochcnc  Küutiit^unL,'  endete  (ij  7,  Ab«;,  i, 
3,  4».  Hinsichllich  der  Betrage,  welche  der  Dienstnehmer  für  die  Zeit 
der  Behinderung  von  einer  Krankenkasse  bezieht,  hat  sich  der  Ent- 
wurf, entgegen  dem  Standpunkte  der  Vorlage  des  Jahres  1901,  welche 
diese  Beträge  zur  Gänze  auf  den  Gehalt  abrechnen  wollte,  wenn  der 
Dienstgeber  zur  Versicherung  einen  Beitrag  oder  Zuschuß  leistet,  zu 
einem  Kompromiß  entschlossen.  Die  Anrechnung  soll  nur  mit  jenem 
Teilbetrage  stattfinden,  der  dem  Verhältnis  der  (gesetzlichen)  Beitrags- 
leistung des  Dienstgebers  zwm  Gcsamtvcrsicherungsbcitrage  entspricht 
(§  7  Abs.  a).  Auch  wenn  der  Dicostgebcr,  was  vorzukommen  pflegt,  aus 

Der  sosMdemoknitiBchc  Antrag  cnthSlt  nur  eine  dem  §  ai  der  Regierung»« 
vorläge  analoge  Bestimmung  (§  7  Abs.  i)  zu  gnnsten  de«  Dienstnehmen.  Allen 
anderen  Fragen  geht  der  Antrag  aas  dem  Wege. 

*')  Der  vorstehend  erwähnte  Antrag  spricht  nur  von  >  anhaltender  Krankheit 
oder  einer  6  Wochen  Überschreitenden  Fi«ibeits»trafe«  (§  6  lit.d). 
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Liberalität  den  ganzen  Verricherungsbeitrag  auf  sich  genommen  hätte, 
müßte,  wenngleich  gerade  dieser  Standpunkt  in  der  Erörterung  vielfach 
angefoditen  wurde,  §  7  Al)s.  2  gelten.  Denn  sonst  würde  der  Dienstnehmer 
von  den  Leistungen  der  Krankenkasse  überhaupt  nichts  erhaltca  mid 

dies  wäro  hei  den  während  der  Krankheit  gesteigerten  Bedürfnissen 
des  Dicnstiu  hmcrs  ebenso  hart  als  unbillij:^.  Daß  §  7  Abs.  2  wed-  r 
die  Dienstnehmer,  ni>ch  die  I )it  nstgcl)er  l)f friedii^t,  ist  klar.  Allein  er 
imil>  als  hilliger  Ausc»leichsvorschlaj^  bezeichnet  werden.  Nach  (leutschera 
Recht  uiuli  sich  der  Handlungsgehilfe  Krankengelder  in  den  Gehalt 
nicht  einrechnen  lassen  (§  63  Abs.  2  HOB.,  entgegengesetzt  §  16 
BGB.).  Aber  die  Motive  (S.  1 7)  weisen  mit  Recht  darauf  hin,  daß  nach 
den  Bestimmungen  des  deutschen  Krankenrersicherungsgesetses  der 
Handlungsgehilfe  nur  dann  versicherungspflichtig  ist,  wenn  sein  An- 
spruch aus  §  63  des  HGB.  eingeschrftnlct  oder  aufgehoben  ist,  wah- 
rend in  Oesterreich  die  unbedingte  Versicherungspflicht  besteht  und 
überdies  nach  (U  m  Entwurf  der  sechswöchentliche  Anspruch  unent- 
^irhhar  *;ein  soll.  I  )rsbalb  müsse  die  Anrerhenbarkeit  nach  Maßgabe 
der  Hi-itr;ii^e  <les  Dienstgeliers  anerkannt  werden.  Das  Subkomitee  des 
volksw  irlsrha!tliehen  Aussclmsscs  des  Al).L(eordnetenhauses  hat  sich  übri- 
gens in  der  Vürbcratunu  dafür  ausgesprochen,  dass  die  Krankenkassen- 
bezüge in  den  Gehalt  -arniclit  cingeri^chnct  äcin  sollen. 

Von  sonstigen  Behinderungen  des  Dienstnehmers  gedenkt  der  Eni* 
wurf  nur  derjenigen  durch  Erfüllung  der  Militärpflicht.  Er« 
streckt  sich  diese  auf  höchstens  acht  Wochen  und  stand  der  Dienst* 
nehmer  beim  Dienstgeber  schon  vorher  durch  mindestens  stchs  Monate 
ununterbrochen  im  Dienst,  so  behält  er  den  Gehaitsansprucb  bb  nur 
Dauer  von  ^  icr  Wochen  (§  7  Abs.  5).  Alle  Eventualitäten,  die  der 
Entwurf  für  Krankheit  und  Unglücksfalle  vorsieht  (Kündigung  vor  und 
nach  der  Einrückung  etc.)  bleiben  hier  ungelöst  und  es  bedürfte  des 
Zusatzes;  Die  Vorschriften  der  Absätze  3  und  4  finden  sinngemäß« 
Anwendung*. 

Wie  ersichtlich,  läßt  §  7  die  Fra^^e  «jftcn,  wie  es  einerseits  um  die 
Gehaltszahlung  dann  steht,  wenn  der  Dienstnehmer  >durch  eine  längere 
Freiheitsstrafe  oder  durch  Abwesenheit  während  einer  den  Umstanxlefl 
nach  erheblichen  Zeit«,  andererseits  durch  eine  gerade  nicht  als  »er* 
heblich c  anzusehende  Zeit  in  der  Dienstleistung  behindert  ist  Im  erstes 
Falle  soll  offensichtlich  die  Gehaltszahlung  ausgesetzt  sein.  Im  zwei^ 
Falle,  wo  es  sich  um  die  Abw»enheit  von  Stunden  oder  eventuell  voo 
wenigen  Tagen  han  delt,  dfirfte  jedenfalls  der  Gehalt  fortlaufen  (so  §616 
d.  BGB.,  der  in  der  angekündigten  Novelle  zum  Dienst\'ertrag  i'" 
wesentlichen  übernommen  werden  dürfte)'").  Es  wäre  empfehlenswert, 

§  159       Novelle  zum  allg.  bürgerL  Gesetsbnch  lOst  tttiHchlicb  nickt 
die  obigen  Zweifel. 
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diese  Momente  im  Handlungsgehilfengesetze  selbst,  das  als  selbständiges 
Gesetz  sich  gibt,  zu  regeln. 

Der  sozialdemokratische  Initiativantrag  nennt  als  entschuldigende 

Behinderungen  »Krankheit,  Unglücksfälle  in  der  Familie,  Erfüllung  der 
8  Wochen  nicht  übersteigenden  Militärpflicht«,  dann  die  Ausübung  des 
Wahlrechtes  fiir  die  rTeno«?sen5;chaft,  die  Krankenkasse,  die  Arbeiter- 
Unfallvcrsicherun;4sanstalt,  das  ( ic\vcrhcf:;cricht,  eine  Stenereinscliätzunf^s- 
kommission,  zum  RcicliNrat,  Landlag,  Gemeinderat  (hier  kann  es  sich 
nur  um  kurzfristige  Bchin<icrungen  handeln,  die  zusammenlassend  zu 
regeln  wären);  endlich  die  Ausübung  »eines  Mandates  in  diesen  ange- 
führten Institutionen«.  Während  der  Erfüllung  dieser  Pflichten  dürfen 
die  vertragsmäßigen  Leistungen  von  seilen  des  Arbeitgebers  für  die 
versäumte  Zeit  nicht  verringert  werden.  Der  Anspruch  währt  im  Falle 
anhaltender  Verhinderung  nur  anderthalb  Monate  für  jeden  Fall  der 
Verhinderung  (§  7).  Der  letzte  Satz  scheint  denn  doch  eine  unbillige 
Ueberwälziing  von  Lasten,  die  allenfalls  ans  öffentlielien  ^Mitteln  zu 
decken  waren,  /.um  Teile  auch  «^^edeckt  weiden  u.  I).  durch  Diäten  für 
die  Beisitzer  der  (iewerbegerirlite),  auf  den  Diensfj^'eber  zu  enthalten 
und  Unbilligkeiten  kann  von  keiner  Seite  das  Wort  geredet  werden. 

V. 

Gegen  die  Zulassung  der  Konkurrenzklausel,  d.i. 
der  Parteienvereinbarung,  wonach  der  Dienstnehmer  für  die  Zeit  nach 

Beendigung  des  Dicnst\  erhältnisses  in  seiner  Erwerbstätigkelt  beschränkt 
wird,  wird  vielfach  prinzipielle  Einsprache  erhoben.  Doch  kann  man 
bei  objektiver  Betrachtung  der  Frage  unmöglich  sagen,  daß  die  Klausel 
schlechthin  l,''  '^»n  die  guten  Sitten  verst«jßt,  und  daß  sie  unter- 
schiedslos durch  e  in  gesetzlic  hes  Verbot  geiroüen  werden  muß. 
Bei  den  Einschränkungen  des  Entwurfes  kann  sie  keinen  Schaden  an- 
richten. Dieselben  nnd  enger  als  die  des  deutschen  Handelsrechtes« 
Die  Klausel  Ist  nach  dem  Entwurf  nur  wirksam,  wenn  der  Dienstnehmer 
im  Zeitpunkte  des  Abschlusses  der  Vereinbarung  schon  etgenberechtigt 
war  und  wenn  sein  Entgelt  3000  K.  jährlich  übersteigt  (§  28  Abs.  1), 
Die  Beschränkung  darf  sich  nur  auf  den  Geschäftszweig  des  Dienst- 
gebers beziehen,  sie  darf  über  ein  Jahr  nicht  hinausgehen  und  sie  darf 
nach  Gegenstand,  Zeit  oder  Ort  und  im  Verhältnisse  zum  geschäftlichen 
Interesse,  das  der  r>iensti;eber  an  ihrer  Einhaltun^^  hat,  keine  unbillige 
Erschwerung^  di-s  Fortkommens  des  Dienstnehmers  entlialtL-n  (§  28 
Abs.  2).  Zeigt  es  sich  etwa,  daß  der  DiensLgeber  an  der  Einhaltung 
der  Klausel  überhaupt  nicht  interessiert,  daß  ihre  Setzung  nur  auf 
Chikane  zurückzuführen  ist,  so  wird  das  Gericht  über  sie  unbedenklich 
hinweggehen.  Zudem  verliert  die  Klausel  ihre  Kraft,  wenn  der  Dienst- 
geber das  Verhältnis  anders  als  wegen  Verschuldens  des  Dienstnehmers 
löst,  oder  wenn  er  diesem  durch  sein  Verschulden  zum  vorzeitigen 
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Austritt  oder  tut  Kündigung  Anlaß  gab.  Wird  im  Falle  der  vom  Dienst* 
gebcr  ausgesprochenen  Kündigung  dem  Dienstnehmer  das  ihm  zuletzt 

zukommende  Entgelt  für  die  Dauer  der  Beschränkung  geleistet,  so 
bleibt  diese  aufrecht,  \^'llrd<•  für  den  Fall  des  Zuwiderhandclns  gegen 
die  Klausel  eine  Rom x-ntionalslraic  bedun^^cn,  so  kann  der  Dienstj;jeber 
nur  diese  Strafe,  dir  i  w  ic  alle  Konvcntionalstruffii  t  rii  htrrlicher  Mäßi- 
gung unterließt,  verlangen  29).  Der  bedingungsweisen  Aufrcchtcr- 
haltung  der  an  sich  unwirksam  gewordenen  Konkarrenzklausel  kann 
nicht  zugestimmt  werden.  Ist  sie  unwirksam  geworden,  so  soll  sie  auch 
nicht  aus  Grttnden  erhalten  werden,  die  (wie  die  Weiterleistung  des 
Entgeltes)  nur  den  Dienstgeber  und  den  Dienstnehmer  korrumpieren, 
beziehungsweise  srharligcn  können.  Die  Beschränkung  gilt  zwar  nur 
ein  Jahr,  allein  auch  dieses  eine  Jahr  soll  dem  Dienstnehmer  nicht  eine 
erzwungene  Ruhe  aufgenötigt  werden,  selbst  wenn  der  Dienstgeber  sie 
bezahlt. 

Dem  Ansturm  gegen  die  Konkurrca/.klausel  bietet  der  Entwurf  aller- 
dings einen  sehr  exponierten  Angriffspunkt  l.si  tlie  Klausel  verwerflich, 
so  ist  sie  es  Dienstnehmern  gcgeniibci  ,  die  mehr  als  3000  K.  jährlich  be» 
ziehen,  nicht  weniger,  als  denjenigen  gegenüber,  die  schlediter  gestellt 
sind.  Ist  sie  aber  in  gewissen  Grenzen  zulässig,  dann  dürfte  sie  auch 
im  Verhältnis  zu  den  geringer  entlohnten  Dienstnehmern  nicht  ver> 
boten  werden.  Weshalb  sollten  diese  g^en  möglicherweise  wohlbe- 
grttndete  Verbote  handeln  dürfen,  deren  Uebertretung  für  die  Dienst- 
nehmer mit  höheren  Bezügen  verhängnisvoll  werden  kann  ?  Das  deutsche 
Recht  hat  diesen  Widerspruch  im  74  Hdl'.  vermieden  und  man 
wird,  wenn  man  die  Klausel  nicht  übeiluiupt  grundsätzlich  aljlehnt,  mit 
dem  deuLschen  Recht  gehen  müsbcn.  iJie  Ausführungen  der  Motive, 
daß  der  materiell  besser  gestellte  Gehilfe  des  erhöhten  gesetzlichen 
Schutzes  nicht  bedarf,  wirken  nicht  uberzeugend.  Die  Praxis  lehrt,  daß 
die  Schutzbedfirftigkeit  bei  einem  Gehalte  von  3000  K.  nicht  aufhört, 
und  daß  ihr  eine  Grenze  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  überhaupt 
nicht  gut  gezogen  werden  kann**).  In  der  ähnlich  begründeten  Be- 
stimmung, daß  die  Zahlung  des  Gehaltes  an  Dienstnehmer, 
deren  Bezüge  3000  K.  jahrlich  nicht  übersteigen,  zwingend  am  SchUi.sse 
des  Kalenflcrmimats  m  erfolgen  hat  (Jj  ii\  ist  die  Ziffer  mindestens  zu 
niedrig  an;_;e>r(/.T.  Diese  Grenze  kr»nntc  schon  de&halli  ^an/lirh  aufge- 
geben werden,  weil  na<  h  iKn  its  euigeuetener  Fällii^keit  einer  (jehalts- 
quote  eine  Spezialveieinbarung  über  das  Stehenlassen  der  CJuote  beim 
Dienstgeber  im  Gesetze,  wie  die  Motive  hervorheben,  kein  Hinder- 
nis findet. 

Die  weiteren  wesenüichen,  rein  privatrechtlichen  Bestinmiungen 
des  Entwurfes  können  kurz  zusammengefaßt  werden.   Das  Verbot 

Der  sozialdemokratische  Autrag  erwähnt  die  Konkurrcuzklausel  gar  nicht. 
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der  N  c  b  c  n  t  ä  t  i  k  c  i  t  des  Dienstnehmers  soll  in  Hinkunft  nur  mit 
Rücksicht  auf  den  ( iesrhiift^/.wri;^  des  Diensf^ebers  gelten  lij  61,  Doeh 
soll  im  Wege  der  Ven  inharun^^  das  \'crl)ot  erweitert  wcixieii  dürfen 
(^jNioiive  S.  17).  Damit  ist  der  Wert  des  4j  6  von  vornherein  sehr  herab- 
gedrilckt.  Die  Stellung  der  Provisionsvertreter  ist  dahin 
geregelt,  daß  die  Provision  bei  Verkauf^eschäften  erst  nach  dem  Ein« 
gange  der  Zahlung  und  nur  nach  Verhältnis  des  eingegangenen  Betrages, 
daß  sie  bei  anderen  Geschäften,  sobald  diese  geschlossen  sind,  als  ver- 
dient gilt.  Der  Dienstnehmer  hat  den  Anspruch  auf  Mitteilung  eines 
Buchauszuges  über  die  durch  seine  Tätigkeit  zustande  gekommenen 
Geschäfte.  Die  Abrechnun^^  erfolgt  Ende  Juni  "nd  Dt  zcmber ,  bei 
früherer  Lösiinf^  des  Verhältnisses  sofort  mit  dem  Dienstaustritte.  Wird 
der  Dienstnehmer  ^'t  j^en  das  Abkommen  Aom  Dienstgeber  verhindert, 
die  erhofften  Provisionen  ins  Verdienen  bringen,  so  gebühr^  ihm 
Ersatz  für  diese  Schnvälerung  (§8).  Nach  Art  des  Verbotes 
der  Geschenkannahme  in  Amtssachen  wird  dem  Dienstnehmer 
für  gewöhnlich  untcrsi^,  von  Personen,  mit  denen  er  fOr  den  Dienst- 
geber Geschäfte  abschließt  oder  vermittelt,  Provisionen  oder  sonstige 
Belohnungen  anzunehmen  (§9).  Das  Tantiemen-Verhältnis, 
welches  vom  deutschen  Handelsgesetz! >ut  Ii  niclit  geregelt  wurde,  erhält 
im  §  10  seine  gesetzliche  Basis.  I)ie  .Vltrechnung  erfolgt  hier  nach 
Al)laur  des  (jcschäftsjahres  auf  (irund  der  Bilanz.  Der  Dienslnehmcr 
kann,  soweit  dies  zur  Prüfung  tk  r  Richtigkeit  der  Abrechnung  erforder- 
lich ist,  die  Büchercinsicht  verlangen. 

War  es  bisher  grundsatzlich  zweifelhaft,  ob  der  Handlungsgehilfe 
nach  Endigung  des  Dienstverhältnisse  ein  Dlenstseugnis  ver- 
langen könne,  so  sieht  der  Entwurf  zwei  Arten  von  Zet^issen  vor: 
das  Dienstzeugnis,  welches  die  Dauer  und  die  Art  der  Dienstleistuf^ 
bestätigt,  und  das  Verwendungszeugnis,  das  dem  Dienstnehmer  über 
die  Leistung^  und  das  Verhalten  im  Dienste  auf  sein  Verlangen  und 
seine  Ko.sten  auszu.stellen  ist  30).  Diese  Zweiteilung  entbehrt  der 
Bcgründun;^^.  War  die  Verwendung  im  r>ienstc  eine  gute,  so  besteht 
gcLjen  tlie  Vereinigung  beider  /.euL,'nisse  kein  .\nstand.  War  sie  schlecht, 
so  wird  der  Dienstnehmer  auf  das  \  i  r\ven<lun.':s7engnis  verzichten  oder 
von  demselben  keinen  Gebrauch  maclieii  und  dies  könnte  ihm  noch 
abträglicher  sein,  als  wenn  im  Dienstzeugnis  der  dorthin  gehörige  Ver- 
wendungsausweis  fehlt. 

Die  Zeit  zur  Stellensuche  mißt  der  Entwurf  dem  gekün> 
digten  Dienstnehmer  derart  zu,  daß  ihm  »an  Werktagen  die  entspre> 
chendc  Zeit  bis  zum  Ausmaße  eines  ganzen  Tages  für  je  zwei  Wochen 
ohne  Schmälerung  des  Entgeltes  freizugeben  ist«  (§  17).  Die  Vorschrift 
des  §  629  d.  BGB.,  welche  lediglich  von  einer  »angemessenen  Zeit« 
spricht,  verdient  den  Vorzug,  da  es  nicht  möglich  ist,  ein  für  allemal 
die  Grenzen  der  Angemessenheit  sicher  festzulegen. 
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VI. 


Anklänge  an  oücutlich-rechtlichc  SchuUbestimmunj^cn  finden  wir 
im  §  12,  der  mit  der  Urlaobsfrage  and  im  §  13,  der  mit  der 
Sicherung  der  Bediensteten  vor  Betriebsgefahren  sich  be- 
faßt Der  Urlaub  wird  von  den  Motiven  »als  dringende  sozialpolitische 
und  hygienische  Forderung«,  der  vom  Gesetze  Rechnung  getragen 
werden  muß,  bezeichnet.    In  der  Tat  ist  das  l'rlaubsrecht,  das  der 
Entwurf  dem  beim  Dienstgeber  bereits  durch  6  Monate  angestellten 
Dienstnehmer  einräumt,  sehr  hoch  /,u  werten     Es  ist  nur  mit  zehn 
Tagen  etwas  karg  L» mosi  n  und  eine  Abstulung  des  L  i  lauhs  nach  der 
Dauer  der  bei  denist  lbcn  Dienstgeber  vollstreckten  Dicnstteit  wäre 
eine  glückliche  Ausführung  eines  erfreulichen  Gedankens.    Daß  »-nach 
erfolgter  Kündigung  der  Dienstgeber  zur  Erteilung  des  Urlaubes  nicht 
verpflichtet  istc,  läßt  sich  nicht  vertreten.  Weshalb  sollte  der  Ange> 
stellte,  wenn  an  ihn  »nach  den  Betridisverhältnissen  des  Diens^bers« 
die  Uriaubsreihe  kommt,  mit  der  Stelle  auch  den  erworbenen  Urlaubs- 
anspruch einbüßen  ?   Diese  Einschränkung  ist  um  so  schwerer  zu  be- 
greifen, als  der  Entwurf,  wie  bemerkt  zu  werden  verdient,  es  nicht  ge- 
stattet, daß  in  den  IVlaub  die  Zeit  ctn^^creclmet  werde,  während  deren 
der  Dienstnehmer  durch  Krankheit,  einen  Unglücksfall  oder  durch  Er- 
füllung der  Militärdienstptiicht  an  der  Leistung  seiner  Dienste  ver- 
hindert war. 

Im  §  13  wird  dem  Dienstgeber  die  Pflicht  auferlegt,  bezüglich  der 
Arbeitsräume  und  Gerätschaften  auf  seine  Kosten  alle  erforderlichen 
Schutzvorrichtungen  herzustellen,  für  Arbeiterwohnungen  keine  gesund- 
heitsschädlichen Räumlichkeiten  zu  widmen,  bei  Verwendung  jugend- 
licher Unternehmer  und  von  Frauenspersonen  >tunlichst<  die  durch 
Alter  und  Geschlecht  gebotene  Rücksicht  auf  die  Sittlichkeit  zu  nehmen. 
Diese  Norm  allein  kann  nicht  befriedigen.  Die  Weir^crung  des  Dienst- 
gebers, seinen  Verpflichtungen  nachzukommen,  bildet  zwar  gegen  ihn 
für  den  Dienstnehmer  einen  Austrittsgrund  mit  seinen  gewohnhchen 
Folgen,  d.  h.  der  Angestellte  hat  Anspruch  aul  die  verlragsmabigen 
Bezüge  für  die  Dauer  der  fehlenden  Dienstzeit.  Dics  bietet  ihm  für  die 
Kachteile,  die  er  möglicherweise  eriitten  hat,  keine  ausreichende  SiUme. 
Wir  vermissen  dabei  die  vielleicht  überflüssige  Sanktion  des  deutschen 
Rechtes:  die  Verweisung  auf  die  nach  allgemeinen  Grundsätzen  allen- 
falls eintretende  Haftung  des  Unternehmers.  Auch  Selbstverständlich- 
•  ketten  im  Uicsf^tze  auszusprechen,  kann  jedoch  von  Wert  sein. 

Mit  der  Heranziehung  der  Zivi!-  und  der  ans  dem  allgemeinen 
Strafgesetze  fließenden  strafrechtlichen  FdlL^en  ist  aber  die  Erörterung 
der  Frage  nicht  abgetan.  In  erster  Linie  soll  das  Ciesel/  Prävention 
üben.  Die  besten  Gesetze  sind  wertlos,  wenn  ihre  Anwendung  nicht 
gesichert  oder  dieselbe  dem  guten  Willen  der  Vertragsteile,  deren  einer 
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wirtschaftlich  der  Herrschaft  des  andern  unterliegt,  überlassen  ist.  Hier 
greift  der  Antraj^  der  Ab^^»*ordeten  Dr.  F.  llcnho^en  und  Genossen 
energisch  ein.  Vir  \  crpllu  htet  die  zustaiidi^'t-n  behördlichen  Or^^ane. 
die  Ausführun;,^  ilcr  erforderlichen  Mal^nahmen  an/.uor<lnen.  1  )er  An- 
trag stellt  die  Xiehtbcfolgun?:^  dieser  Aufträge  unter  besondere  Strafe. 
Unter  den  »behördlichen  Organen«  werden  anscheinend  die  Gcwerbe- 
inspektorcn,  die  in  der  Folge  wiederholt  genannt  werden,  verstanden. 
In  der  Tat  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  insbesondere  das  Verlangen 
nach  einer  Ausdehniai^  des  Wirkungskreises  der  Gewerbeinq>ektioo 
auf  die  Handelsbetriebe  sich  nicht  abweisen  läßt 

So  leidet  zwar  der  Entwurf  an  manchen  Mängeln.  Vieles  ist  än- 
derungs-  und  ergSnzungsbedürftig.  Allein  die  Anerkennung  wird  ihm 
nicht  versagt  werden  können,  daß  er  nach  Anlage  und  Ausarbeitung 
ein  von  sozialpolitischen  Gedanken  erfülltes  Werk  darstellt,  das  zweck- 
mäßigen Ausbau  ermöglicht.  Wir  wollen  hutVen.  daß  diesem  Entwurf 
ein  besseres  Schicksal  gegönnt  sein  wird,  als  seinen  Vorläufern;  daß 
er  Gesetz  werden  wird. 
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in  Baselstadt. 


Von 


E.  HOFMANN. 


Der  Kanton  Hasclstack  nimmt  auf  dem  Gebiete  der  Hckämptung 
dci  A^bca^>iü.si^kclt  eine  beachtenswerte  Stellung  ein.  Schon  am  8.  No- 
vember 1894  wurde  dort  dem  Großen  Rat  ein  Gesetzescntwurf  betr. 
die  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  vorgelegt,  welcher  sich  auf  ein 
sehr  instruktives  Gutachten  von  Dr.  Georg  Adler,  Professor  der  National- 
Ökonomie  und  Statistik,  stutzte.  Nach  jahrelanger  Beratung  in  den 
verschiedenen  Kommissionen  und  Raten  wurde  das  Gesetz  vom  Volke 
in  der  Abstimmung  vom  17./ »8.  Februar  1900  mit  5458  gegen  11 20 
Stimmen  verworfen.  Mit  fliesem  \'olkscntscheid  war  der  Gedanke  der 
Arbeitslosenversirhcnini^  fiir  einige  Jahre  zum  Stillstand  verurteilt.  Der- 
selbe wiirc  wahrschciühcii  noch  länger  im  Verltor^enen  j^cblicben,  wenn 
nicht  die  Erfahrungen,  welche  in  der  Zwischenzeit  mit  der  Arbeits- 
beschaffung fiir  Arbeitslose  und  mit  der  Arbeitslosenunterstützung  ;^e- 
macht  wurden,  zu  einer  Abänderung  des  bisherigen  Verfahrens  gedrängt 
hätten.  Dieses  Ergebnis  ist  um  so  begreülicheri  als  die  im  Herbst  190» 
vom  Regierungsrate  bestellte  Arbeitslosenkommission  nicht  bloß  die 
Arbeitszuweisung  und  Unterstützung  für  Arbeitslose  zu  besorgen  hatte, 
sondern  auch  die  gesetzgeberischen  Maßnahmen  studieren  sollte  und 
die  vom  statistischen  Amt  des  Kantons  hcrausijcijebpnen  lU  richtc  über 
die  'I'atirjkcit  dieser  Kommission  hicfür  eine  nicht  zu  unterschätzende 
üruniliage  bieten  ' 

Der  Ratschlag  des  Regierungsrais  über  die  Maßregeln  zur  Fürsorge 
für  die  Arbeitslosen  nebst  Gesetzesentwürfen  betreffend  I.  Errichtung 

')  Die  AiUcitsl.jsjgkeit  in  Basel  im  Winter  1902/03.  Hericht  des  stausii^clicn 
Amt»  dtb  KaiUuub  Hasel-Stadt.  Basti  1903.  —  Die  Arbeiiblosigkcii  in  Basel  im 
Winter  1903/04.  (Mitteilungen  des  statisüschen  Amts  Nr.  2).  —  Die  Arbeitslosig- 
keit in  Buel  im  Winter  1904/05.  (Mitteiltu^n  de«  it»ti«tisclica  Amts  Nr.  6).  — 
Denkschrift  fiber  die  Eatwickeltmg  der  stsatlicben  Arbeitslosenfllnoice  in  Kanton 
Basektadt.   Basel.   (XommissionsTeilag  von  C.  F.  Lendorff)  1906. 
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einer  staatlichen  Versich*  runu>anstalt  für  Arbeitslose,  TT  Umerstützung 
privater  /Vrbcitslosenkasscn  wurde  daher  von  denjenigen,  welche  sich 
mit  diesen  f tagen  befassen,  mit  etwelcher  Spannung  erwartet.  Die 
LOsung,  welche  diese  Frage  gefunden  hat,  ist  interessant. 

Vor  allem  fällt  an  derselben  eine  gewisse  Unsicherheit  auf.  Beide 
Gesetzesentwürfe  haben  provisorischen  Charakter.  Ihre  Dauer  ist  aus- 
drücklich auf  drei  Jahre  begrenzt,  nach  deren  Verlauf  der  Regienings> 
rat  sich  auf  Grund  eines  Berichts  über  die  bisherigen  Erfahrungen  über 
Fortbc^taml  odrr  Revision  zu  äuf.M  'ü  hat.  Ferner  haben  die  Gesetze 
nur  die  Haiiptgrundsätze  autgenommen  und  solh  n  alle  weiteren  Aus- 
ftihrungsbc^limmungen  den  vom  R^'i^icrungsrat«  aus<*ehenden  Verord- 
nungen überlassen  werden.  Zur  Begründung  diesem  eigenartigen  Ver- 
fahrens wird  einerseits  darauf  hingewiesen,  daß  sich  dasselbe  bei  der 
SchaiFung  eines  ölTcntüchen  Arbeitsnachweisbureaus  bewährt  habe.  Ande« 
rerseits  wird  betont,  daß  nur  die  Praxis  die  fttr  die  Regelung  verschie- 
dener  Detailfragen  nötigen  Anhaltspunkte  liefern  könne.  Muß  die  eine 
und  andere  Detailvorschrift  nach  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  revidiert 
werden,  vollzieht  sich  das  an  der  Verordnung  leichter,  rascher  und 
besser  als  am  Gesetz.  Bei  Revisionen  von  (  ^(  setzen  be'^teht  überdies 
die  Gefahr,  daß  diese  auf  Bestimmungen  ausi^nli  hnt  wi  rdcn,  die  sich 
bewährt  haben,  oder  die  man  noch  länger  erproben  machte.  Dieses 
Veriahren  mag  in  einem  Kanton  mit  dem  sog,  fakultativen  Referendum 
auch  noch  den  Vorteil  bieten,  daß  eine  Volksabstimroung  weniger  ver- 
langt wird»  als  wenn  durch  Detailvorschriften  dieser  und  jener  Art  die 
Interessenten  kopfscheu  gemacht  werden.  In  Kantonen  mit  dem  obli« 
gatorischen  Referendum  würde  ein  derartiges  Vorgehen  des  Gesetz- 
gebcrs  eine  \'(jrlage  sehr  gefährden.  Das  Volk  würde  sich  in  seinen 
Rechten  beschränkt  fühlen.  Das  Gesetz  und  nicht  erst  die  Verordnung, 
zu  der  es  diu  kt  nichts  mehr  zu  sagen  hat,  soll  ein  Bild  von  der  Ge> 
staltung  der  Dinge  yeben. 

Wie  weit  die  l.ntw  lirfe  in  dieser  Richtung  gehen,  mag  aus  U>lgcn- 
dem  ersehen  werden.  Durch  da^  (iesetz  betr.  die  Erriciitung  einer 
staatlichen  Versicherungsanstalt  für  Arbeitslose  wird  bloß  das  Maximum 
und  Minimum  der  Leistungen  der  Versicherten  und  der  Gegenleistung 
der  Kasse  bestimmt  Die  Höhe  des  Taggcldes  setzt  die  Verordnung 
fest.  Der  Regierungsrat  entscheidet  darüber,  ob  die  Unterstützung  zu 
jeder  Jahreszeit  oder  bloß  im  Winter  beansprucht  werden  kann.  Die 
Verordnnri!::  rrc^r It  die  Abstufung  der  Prämien  und  Entschädigungen 
na(  h  'len  Berufs-,  Lc>Im-  mvl  1  amilienverhältnissen.  Sie  bestimmt  die 
Art  <1(  r  Refhiktion  der  l'rarnien  für  diejenigen  Versicherten,  vveU  he  che 
rnicr.stüuuni,^  der  Anstalt  längere  Zeit  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Der 
Gesetzescntwuil  betr.  <lie  L iUer.«>lülzung  privater  Arbeitslosenkassen  ver- 
fährt, wie  bereits  erwähnt  wurde,  ähnlich.  Nicht  das  Gesetz,  sondern 
die  Verordnung  schreibt  die  Ausweise  vor,  welche  dem  Begehren  um 
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Staatliche  Untentfitzung  beizulegen  sbd.  Die  Verordnung  regelt  die 
Rechnungsablage  der  staatlich  subventionierten  Arbeitslosenkasse.  Diese 
soll  das  Nähere  festsetzen  fiir  die  Arbeitsvermittelung  an  arbeitslose 
KassenmitgHeder.  Ihr  tat  der  Erlaß  der  nötigen  Vorsciunften  über 
Bildung,  Aeufnung,  Anli^e  und  Inangriffnahme  des  Reservefonds  vor- 
behalten. 

Die  Tendenz  beider  Fiitu  iirfr  /iclt  auf  eine  kiaftii^c  Furdcnm'^  der 
Arbcitsloscnversicherun;^  hin  unter  Ausscheidun;^  der  Elemente,  welche 
zu  schwach  sind,  um  wahrend  der  Zeit  ihrer  Beschaitiguai^  I'räniien 
an  eine  ArbeitsUjscnkassc  zu  zahlen.  An  Stelle  der  bisherigen  Arbcits- 
losenuttterMützung  mit  ihren  zum  Teil  demoralisierenden  Wirkungen 
soll  ein  System  der  ArbeitslosenfUrsorge  treten,  das  auf  dem  Grund- 
sätze von  I.eistung  und  Gegenleistung  beruht.  Wer  die  Prämien  an 
dieses  Institut  nicht  leisten  kann,  soll  der  Armenpflege  anheimfallen» 
\v  1  11  LT  mangels  an  Arbeit  unterstützungsbedürftig  wird.  Selbst  bei 
der  Anweisung  von  Arbeit  soll  der  Versicherte  vor  ihm  den  Vorzug 
haben.  Der  Armenpflege  Vileibt  es  vorbehalten,  fi^egenüber  den  noto- 
risch Arl)eit>sclieuen  odei  Arbeiisuntüchtigen  geeignete  Versor^uuL;.  even- 
tuell Niederlassungsentzug  durch  Zuweiäung  an  die  Heimat  eintreten 
zu  laüseu. 

Die  Zahl  der  auf  diese  Art  von  der  Arbeitslosenunterstützung  Aus- 
geschlossenen wird  nicht  klein  sein.  Wenigstens  läßt  sich  das  aus 
folgenden  Erfahrungen  bei  der  Arbeitslosenunterstützung  schließen:  Im 
Winter  1903/04  mufiten  von  den  610  unterstützten  Arbeitslosen  nicht 
weniger  als  295  Personen  die  dauernde  Unterstützung  der  Armenpflege 
in  Anspnich  nehmen.  Im  folgenden  Winter  war  beinahe  die  Hälfte 
der  Arbeitslosen  jahraus ,  jahrein  auf  fremde  Hilfe  angewiesen.  Von 
flen  745  Arbeitslosi  n  des  Jahres  1904  05  mu(5ten  nicht  weniger  als  45,6% 
noch  die  Hille  \  irgend  einer  an<leru  Institution  in  Ans])rurh  iK-hnien. 
Das  statistische  Amt  des  Kantons  Uaselstadt  fragt  angesichts  dieser 
Tatsachen  mit  Recht:  »Wie  soll  nun  von  solchen  Leuten,  die  bestSndig 
auf  der  Liste  des  Armenpflegers  oder  in  Büchern  eines  Hilfsvereins 
stehen,  erwartet  werden,  daß  sie  während  des  Sommers  Beiträge  in  eine 
Arbeitslosenkasse  entrichten,  oder  gar  etwas  für  die  Zeit  der  Arbeits- 
losigkeit im  Winter  erübrigen  können.  Entweder  fehlt  es  am  nötigsten 
zum  Leben,  oder  es  mangelt  der  Wille,  das,  was  schlimmsten  Kalles 
entbehrt  werden*  kann,  als  Reitrap:  fnr  die  Versicherung  gegen  Arbeits- 
losigkeit zu  verwenden  Im  Monat  40  cts,  das  ist  doch  gcw-iß  wenig, 
und  doch  sind  von  allen  1 1 50  Arbeitslosen  nur  102  Mitglieder  der 
Arbeitsloiienkassc  des  Arbeiierbundcs  und  also  imstande  oder  willens, 
so  viel  als  Monatsbeitrag  zu  bezahlen.« 

Beide  Gesetzesentwürfe  schließen  arbeitsunfähige  Personen  von  der 
Unterstützungsberechtigung  aus.  Die  staatliche  Kasse  sucht  dieses  Ziel 
auch  noch  durch  die  Bestimmung  zu  erreichen,  daß  über  60  Jahre  alte 
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Leute  von  (1er  Vc  i. Sicherung  ausgeschlossen  sein  sollen.  Neben  Er- 
wägungen all^'cmciner  Natur  hat  zu  dieser  Bestimmung  wahrscheinlich 
die  Beobachtung  das  ihrige  beigetragen,  daß  von  den  einge.schriohcnen 
Arbeitslosen  der  letzten  4  Jahre  4—5,2  %  über  60  Jahre  alt  waren. 

Die  kritische  Würdigung  der  Entwürfe  erweckt  den  Eindruck,  daß 
die  staatliche  Versicherungskasse  gewissermaßen  als  Notbehelf  betrachtet 
werde.  Ihr  sollen  sich  diejenigen  Schichten  der  Arbeiterschaft  an* 
schließen,  welche  das  größte  Risiko  der  Arbeitslosigkeit  darbieten  und 
die  zu  schwacli  und  zu  gering  an  Zahl  sind,  um  auf  dem  Boden  der 
gewerksc  haftlichen  Arl)eiterorganisatif>n  die  ArlH'itslosenvcrstrhenmcj  ein- 
führen zu  k("»nnen.  1  )en  ])rivatcn  Arl)eitsl()senkassen  steckt  der  Rat- 
schlag das  Ziel,  dab  der  ihnen  zuyerlachte  Staatsbeitrag  zur  Bildunc? 
und  Aeufnung  einer  Reserve  verwendet  werde,  die  nur  im  Notfall 
angegriffen  werden  dürfe.  >Diescs  Ziel  werden  Kassen  mit  gelernten 
und  ordentlich  gelöhnten  Arbeitern  ohne  Schwierigkeiten  zn  erreichen 
vermögen.  Das  Gleiche  ist  freilich  nicht  zu  erwarten  von  Kassen,  die 
sich  vorwiegend  aus  ungelernten,  gering  entlöhnten  Arbeitern  rekru- 
tieren, wofür  die  Arbcitslosenkassc  des  Arbeiterbundes  ein  typisches 
Beispiel  liefert.  Solche  Institute  werden  sich  auch  unter  nornialen  Ver- 
hältnissen nur  flann  zu  halten  imstande  sein,  insofern  sie  nelun  dem 
Staatsbeitrag  auf  erhebliche  rcf^elmäliige  Beiträge  von  NichtVersicherten 
rechnen  können.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  denjenigen  Ar- 
beitern, die  für  eine  Arbeitslosenversicherung  die  schlechtesten  Risiken 
darstellen,  kein  anderer  Ausweg  bleiben,  als  der  staatlichen  Versiche- 
rungsanstalt beizutreten.  Das  Wichtige  ist  Rir  sie  schließlich,  daß 
sich  ihnen  überhaupt  eine  Versicheningsgelegenheit  bietet.« 

Nach  diesen  Bemerkungen  mehr  allgemeiner  Natur  ist  es  ohne 
weiteres  selbstverständlich,  daß 

das  Gesetz  betr.  Errichtung  einer  staatlichen  Ver> 

s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  a  n  s  t  a  1 1  für  Arbeitslose 
den  Gedanken  des  ( >h1i!:::atoriums  der  \'ersichei  un;^r  fallen  laßt.  Wenn 
die  Behauptung  des  Kaischlai^s  ricIitiL;  ist,  daß  im  jalire  1900  die  Ab- 
neigung gegen  den  Versichcruugs/wang,  das  Obligatorium  mit  der  Bei- 
tragspflicht der  Arbeiter  und  Arbeitgeber,  die  Verwerfung  der  Gcsetzes- 
vorlage  heibeigeHihrt  hat,  so  mag  dieser  Verzicht  begreiflich  erscheinen. 
Trifft  aber  dieser  Kommentar  des  damaligen  Abstimmungsergebnisses 
nicht  ganz  zu,  so  ist  es  zu  bedauern,  daß  das  Obligatorium  nicht  wenig- 
stens ftir  die  Arbeiterschichten  ausgesprochen  wurde,  die  am  stärksten 
unter  dem  Risiko  der  Arbeitslosigkeit  leiden.  Der  Gedanke  des  Obli- 
gatoriums der  Arbeitslosenversicherung  ist  gerade  in  Basel  so  trefflich 
begründet  worden,  daß  der  Lian/lirhc  Verzicht  darauf  um  so  meiir  auf- 
fallt, als  die  dortigen  Kriahrungen  auch  sehr  für  das  Korrelat  des  Obli- 
gatoriums, die  Beitragsverpflichtung  der  Arbeitgeber  sprechen.  Sind  es 
doch  jedes  Jahr  in  der  Hauptsache  dieselben  Firmen,  deren  Arbeiter 
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sich  arbeitslos  melden  und  von  der  Arbeitslosenkonimission  Unter- 
stützung bezichen. 

Mit  dem  Verzicht  auf  das  Obligatorium  und  ntiter  Bcrucksichli- 
guug  der  beschränkten  Zweckbestimmung  der  .slaallichcn  Arbcitslosen- 
kasse  erscheint  weitere  Beschrankung  des  Versicherungskreises  als  selbst- 
verständlich. Nur  diejenigen  Lohnarbeiter  können  derselben  beitreten, 
welche  mindestens  ein  Jahr  ununterbrochen  in  Basel  wohnten  und  wenig- 
stens seit  3  Monaten  dort  in  Arbeit  standen.  Schließt  sich  die  Kasse 
des  Arbciterbundcs  mit  ihren  rund  450  Mitgliedern  der  staatlichen  Kasse 
an,  dürftr  diese  im  ersten  Jahre  mit  einer  Mitgliederzahl  von  800  bis 
1000  /u  rechnen  haben. 

Der  Raiselila;^  weist  selber  darauf  hin,  daß  die  Vcrwaltung^kosten 
im  Hinblick  aut  diese  geringe  Zahl  der  Versicherten  etwas  hoch  zu 
stehen  kommen.  Trotzdem  gibt  er  der  Versicherung  den  Vorzug  vor 
der  bisherigen  Unterstützung  wegen  ihres  erzieherischen  Zwecks  imd 
ihres  der  Arbeiterschaft  würdigeren  Charakters.  Als  jährliche  Gesamt- 
auagabe des  Staats  nimmt  der  Ratschlag  25000 — 30000  Frs.  in  Aus- 
sicht gegenüber  einer  jährlichen  Ausgabe  für  Arbeitslosenunterstttttung 
von  14454  Frs  tus  34596  Frs.  in  den  letzten  sechs  Jahren. 

Walirsrheinlich  ist  mit  dem  in  Aussicht  genommenen  Staatsbeitrag 
E^nnz  L^'ui  auszukommen;  denn  die  Untcrstitt/un'^en  durch  die  Kasse 
halten  sich  in  der  bescheidenen  Grenze  von  i  Frs.  bis  3.5  Frs.  f\ir  (len 
verlorenen  Arbeitstag.  Diese  Unterstützungsbeträge  werden  zudem  nur 
für  30  Tage  ausbezahlt.  Nach  fünfwüchcntlichcr  Arbeitslosigkeit  wird 
während  18  weiteren  Tagen  noch  eine  reduzierte  Entschädigung  aus- 
gerichtet Wir  hatten  diese  Bezugsberechtigung  für  zu  beschränkt.  Ein 
Taggeld  von  i  Frs.  ist  auch  fUr  den  ledigen  Arbeitslosen  etwas  zu 
gerin:;.  Man  wird  uns  zwar  entgegenhalten,  daß  dieser  Betrag  ungefähr 
im  Einklang  stehe  mit  dem  üblichen  Unterstützungsmodus  in  Basel,  bei 
welchem  die  Unterstützung  pro  Kopf  betrug 

1903  36,9  Frs. 

1904  33,5  > 

1905  3.>-4  » 

Diesem  Einwand  begegnen  wir  damit,  daß  ein  bei  der  Arbeitslosen- 
unterstützung genügend  erscheinendes  Taggeld  bei  der  Versicherung 
zu  gering  sein  kann.  Bei  jener  hat  der  Arbeitslose  kein  Recht  geltend 
zu  machen,  während  er  bei  dieser  durch  seine  Prämienzahlung  sich  ein 
Anrecht  auf  Gegenleistung  erworben  hat.  Zum  Beweise  för  dte  Rkhtig- 
keit  dieser  Anschauung  Tühron  wir  an,  daß  die  Hemer  Arbeitsloscnkasse 
und  diejenige  des  Arbeiterbundes  r-a^el  das  Minimum  des  Taggeldes 
all*"  1,5  Frs.  (  r!v"ihten,  sowie  dal.^  die  Taisse  d'nsserurance  contre  Ics 
nsques  de  chumage  involuntaire  iu  Genf  ein  Taggcld  von  1,5  Frs.  im 
Minimum  festsetzt. 

Die  Dauer  der  Unterstulzungsberechtigung  ist  zu  kurz,  Troudcm 
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du-  Inte  nsität  der  Arbeitslosigkeit  in  den  letzten  Jahren  von  Winter  zu 
Winter  abnahm,  betrug  dieselbe  im  Durchschnitt 

1902/03     54  Tage 

1903/04     52  > 

1904/05     4S  » 

1905/06     49  » 

VV'enn  in  diesen  relativ  günstigen  Jahren  mit  einer  durchschnitt- 
lichen Arbeitslosigkeit  von  beinahe  51  Ta^sn  za  rechnen  war,  vermag 
eine  Maxtmalunterstützungsdauer  von  48  Tagen  den  Zeiten  mit  stärkerer 
Arbeitslosigkeit  nicht  gerecht  zu  werden.  Wie  richtig  diese  Aussetzung 
ist,  mag  auch  daraus  ersehen  werden,  d»ß  von  den  in  den  Jahren  1903 
bis  1906  eingeschriebenen  Arbeitslosen  bloß  zirka  der  dritte  Teil  eine 
Arbeitslosigkeit  von  1 — 30  Tagen  aufwies,  während  der  andere  Drittel 
31  bis  60  Tage  und  der  Rest  über  61  Tage  arbeitslos  war.  Wir  geben 
zu,  daß  die  im  ersten  nesetzcsentwurf  enthaltene  Maximaldaucr  der 
Unterstiitzun^slierechtigung  von  yi  'l'a^en  /u  lan;^  war.  Der  ;4r(.l>c  Rat 
redii/iertr  (lie^t-llK'  auf  61  Ta^^e ,  womit  er  ungefähr  das  Riehtigc  ge- 
troffen haben  wird,  wenn  man  nicht  auf  die  70  Tage  gehen  will,  welche 
der  vom  Volk  abgelehnte  Gesetzesentwurf  als  Maximum  annahm  unter 
folgender  Motivierung:  »Es  ist  nur  eine  verhältnismäßig  geringe  Zahl 
von  Arbeitern,  welche  bei  der  längeren  Dauer  der  gesetzlichen  Unter- 
stützung diese  fSr  die  ganze  Zeit  beanspruchen  muß.  Femer  ist  zu 
bemerken,  daß  trolz  der  Unterstützung,  welche  die  Versicherung  ge- 
währt, hei  lang  andauernder  Arbeitslosigkeit  ein  Notstand  in  der  Familie 
des  Arbeiters  eintreten  kann  und  daß  dann  eine  Unterstützung  erst 
recht  angezeigt  ist«  *). 

Die  Abstufun?  des  Taggeldes  nach  den  Berufs-  und  Lohnverhält- 
nissen halten  wir  für  \  >A\\<j.  verfehlt.  Bei  einem  Taggeid  von  1  —  2,5  Frs. 
wird  man  troh  sein,  wenn  man  das'^elhe  nach  den  Familienverhültnissen 
abstufen  kann.  Kine  Abstufung  n;K  fi  weiteren  Gesi( inäpanklen  kom- 
pliziert den  Verwallung.-.apjjarat,  erweckt  Neid  und  Streit,  ohne  Nutzen 
zu  stiften. 

Dasselbe  gilt  von  der  Abstufung  der  Piamien  nach  den  Berufs-, 
Lohn*  oder  Familienverhältnissen.  Die  Abstufung  nach  den  Berufs- 
verhältnissen ist  schwierig  und  fllhrt  leicht  zu  Härten  oder  Ungerechtig- 
keiten. Die  Differenzierung  nach  dem  Lohne  ist  bei  den  Versicherten 
nicht  beliebt.  Dieselben  lassen  sich  am  liebsten  ,in  die  niedrigste  Prä- 
mienklasse t  inreihen.  Die  Bemessung  der  Prämien  nach  dem  Familien- 
stand hat  die  Gefahr,  daß  man  den  Verheirateten  dem  höheren  Arbeits- 


-)  Vergl.  hierzu:  r.criclit  und  ( Asctzesentwurf  der  Gr(>ßr^U:»koinmission  bcir. 
Krrichtun}»  einer  Vc•r^ttllcrlIIlJ,'^aIlsC;llt  für  .VrljcitslDsf.  Vurlai,'e  zur  zweiten  Be- 
ratung.   Dem  Großen  Rate  zugestellt  den  20.  April  i£>99.  b. 
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losengeld  entsprechend,  stärker  belasten  sollte  als  den  Ledigen,  welcher 
die  Prämien  leichter  leisten  kann. 

Die  allzugroße  SubtiHtät  in  dieser  Richtung  haftet  allen  Gesetzes- 
entwürfen betr.  Arbeitslosigkeit  in  Baselstadt  an.  Während  der  von 
Prof,  Dr.  Georg  Adler  autgestellte  Entwurf  Hir  die  Prämienbemessung 
nur  zwei  Risikogruppen  mit  je  4  Lohnklassen  in  Aussicht  nahm,  stufte 
der  endgültige  Entwurf  die  Prämien  naeh  4  Risikogruppen  mit  ebenso 
viel  Lohnklnssen  ab.  Die  wöchentlichen  Prämien  schwankten  zwischen 
2,5  cts,  und  50  cts.  Wahrscheinlich  will  d\r  Verordnung  zu  dem  in 
Frage  stehenden  Gesetz  niclu  ebenso  viele  Prämienstufen  schaffen.  Dazu 
wäre  schon  der  Kielraum  tn  enge,  den  das  Gesetz  zwischen  dem  Mi- 
nimum und  dem  Maximum  der  Monatsprämie  offen  läßt  Immerhin 
ließe  sich  zwischen  50  und  120  cts.  noch  eine  viel  zu  große  Zahl  von 
Prämienklassen  schaffen. 

Schließlich  ist  noch  eine  Art  der  Prämienreduktinn  zu  erwähnen, 
die  sehr  empfehlenswert  ist.  Das  Gesetz  hält  die  Möglichkeit  offen, 
denjenigen  Versicherten,  welche  die  Unterstützung  der  Anstalt  läni^ere 
Zeit  nicht  in  Anspruch  genommen  haben,  die  Monatsbeitra^e  zu  ndu- 
ziercn.  Man  hofft  auf  diese  W  eise,  auch  bessere  Risiken  min  \  cr- 
bleibcn  bei  der  Kasse  ermutigen  zu  können.  Der  Ratschlag  stellt  sogar 
in  Aussicht,  daß  auf  diesem  Wege  weiter  gegangen  werde»  indem  Ver< 
sicherten,  die  wegen  Wegzugs  aus  dem  Kantonsgebiet  oder  wegen  aus- 
wärtiger Beschäftigung  oder  wegen  Invalidität  die  Mitgliedschaft  auf- 
geben müssen,  ebenso  den  Angehdrigen  verstorbener  Mitglieder  ein 
Teil  der  Beiträge  zurückbezahlt  werden  soll. 

Die  Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Verwaltung  dieser 
Kasse  sind  j^lücklich.  Dieselben  werden  der  F.i<^enart  des  Instituts  voll- 
kommen gerecht.  Obwohl  die  linan/ielle  Last  und  da^  Risiko  des  Unter- 
nehmcus  zum  ^nVßeren  Teil  auf  den  Schultern  des  Staates  lie;^t,  hat 
die  Regierungsvertretung  in  der  iigliedrigen  VerwaUungskommission 
nur  ein  kidnes  Uebergewicht  Der  Regierungsrat  wflhlt  den  Präsidenten 
nebst  5  Mitgliedern,  die  Versicherten  haben  die  andern  5  Mitglieder 
zu  wähloi.  Diese  administrative  Mitwirkung  der  Versicherten  liegt  im 
Interesse  der  Kasse,  weldie  auf  diese  Art  die  mannigfachen  Detail- 
fragen zweckentsprechend  lösen  kann  und  von  \  ornhercin  das  volle 
Vertrauen  bei  den  Versicherten  genießen  wird.  Unter  den  Kompetenzen 
der  Verwaltun^i^skommission  findet  sich  auch  das  Vorschlagsrecht  für 
die  Besetzung  der  Verwalterstelie  der  Kas^c ,  und  das  Wahlrecht  für 
das  übrige  Hilfspersonal  der  Kasse  sowie  die  Festsei/un!;^  der  Besol- 
dungen und  Entschädigungen.  Da  von  der  Person  des  Verwalters  sehr 
viel  für  das  Gedeihen  der  Kasse  abhängt,  ist  es  empfehlenswert,  wenn 
die  Versicherten  bei  der  Auswahl  desselben  mitbeteiligt  sind. 

Bei  der  Rechnungsrevision  wirken  2  von  den  Versicherten  gewählte 
Revisoren  nebst  dem  von  der  Regierui^  bestimmten  Revisor  mit  Für 
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das  aktive  und  passive  Wahlrecht  genügt  Mitgliedschaft  der  Anstalt, 
persönliche  Handlungsfähigkeit  und  Besitz  der  bUrgeriichen  Rechte  und 
Ehren.  Damit  werden  auch  Ausländer  und  Frauen  wählbar.  Wie  fUr 
andere  Kommissionen»  denen  Arbeiter  angehören,  ist  ein  Sitzungsgeld 
von  2  Frs.  vorgesehen,  während  die  Festsetzung  weiterer  Entschädi' 
gungen  z.B.  für  die  Rechnungsrevisoren  etc.  der  vom  Regierungsrate 
zu  erlassenfk'n  ( iescliattsordnung  überlassen  bleibt. 

BH  den  ziemlich  ausgedehnten  Kompetenzen  der  Verwaltungskom- 
mi.ssioii  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  die  staatliche  Arbeitslosen- 
kasse sich  den  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  möglichst  bald  anzu- 
passen verstehe.  Unebenheiten  und  Harten  des  Gesetzes  werden  sich 
beim  Vollzug  mildem  oder  ausgleichen  lassen.  So  zweifeln  wir  z.B. 
keinen  Ai^enblick  daran,  daß  die  Bestimmung,  welche  bei  Arbeits- 
losigkeit infolge  freiwilligen  Austritts  den  Anspruch  auf  Arbeitszuweisung 
und  auf  Unterstütz un.^  erlöschen  läßt,  nicht  allzulange  Bestand  haben 
wird.  Die  Verwaltungskommission  wird  auf  irgend  einem  Wcj^c  das 
Unrecht  gut  zu  machen  suchen,  das  darin  l;i<rr,  daß  ein  dnrch  das  nicht 
erfüllte  Versprechen  einer  Arlx  itsslellc  arbeitslos  tcewordem  r  \"cr.sicht.  rter 
keine  Arbeitslosenentschädigung  erhalten  soll.  Diese  wird  —  solern 
der  Gesetzgeber  diese  Bestimmung  nicht  ändern  sollte  —  einsehen,  daß 
einen  Arbeiter  kein  Verschulden  trifft,  wenn  er  einer  ihm  in  sichere 
Aussicht  gestellten  Stelle  zulieb,  die  er  aus  irgend  einem  Zufall  nicht 
eriiielt,  seinen  innegehabten  Arbeitsplatz  verließ. 

Dasselbe  Zutrauen  zur  Verwaltungskommission  wird  man  mit  Bezug 
auf  die  Prämien-  und  Taggeldbemessung  etc.  haben  dürfen.  Dieselbe 
hat  ja  nicht  bloß  Oesi  tz  und  Verordnung  in  die  Praxis  umzusetzen, 
sondern  auch  die  definitiven  \'erordnnnf»en  vorznhcraten.  Dadurch  ist 
der  Versicfu  runL;skassc  ein  m m  r  Wcl;  geolinet,  sich  bei  der  Arbeiter- 
schaft von  Anfang  an  Zutrauen  zu  erwerben. 

Unter  den  geäußerten  Vorbehalten  zweifeln  wir  keinen  Moment 
daran,  daß  sich  diese  Kasse  bald  einbürgern  und  ihren  Zweck  erfüllen 
werde.  Ihre  Existenzberechtigung  müßte  ohne  das  Gesetz  über  die 
Unterstützung  privater  Arbeitslosenkassen  stark  in  Zweifel  gezogen  wer- 
den. Mit  diesem  darf  sie  als  wertvolles  Glied  in  der  Kette  von  Maß- 
nahmen zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  betrachtet  werden.  Ohne 
gleichzeitige  staatliche  Förderung  der  privaten  Arbeitslosenkassen  käme 
die  t^eplantc  staatliche  Arbeitslosenkasse  beinahe  einer  Uebcrwälzung 
bisheriger  staatlicher  Lasten  auf  die  der  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  am 
meisten  au.sgcsetzte  Schicht  der  Arlx  itcrschaft  gleich.  Sie  bedeutete 
Klein-  und  Teil -Arbeit  im  vollsten  Sinne  des  Wortes.  Es  wäre  eine 
'  Bekämpfung  der  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im  allerbeschränktesten 
Rahmen.  Bire  Wirksamkeit  reichte  höchstens  aus  für  die  günstigen 
Zeiten  der  Hochkonjunktur.  Beim  Abflauen  dieser  begänne  sofort  wieder 
die  alte  Arbeitslosennot. 
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Dem  Teil  der  Arbeiterschaft,  welcher  ein  kleines  Risiko  der  Arbeits- 
losigkeit aufweist,  kann  man  den  Eintritt  in  die  staatliche  Kasse  nicht 
wohl  zumuten.  Der  Vergleich  des  allanigroßen  Risikos  der  meisten  Mit- 
glieder der  Kasse  mit  seinem  eigenen  wird  ihn  davon  abhalten.  Er  will 
nicht  zu  denen  zälilen  oder  gezählt  werden,  die  fast  regelmäßig  arbeitslos 
werden  und  in  irgend  einer  Form  Unterstütznncj  beziehen.  Für  ihn  ist 
dieses  Versicherungsinstitut  auch  tjar  zu  stark  mit  VVohltätijjkeit  durch- 
setzt. Die  l  ol'^e  dieses  Verhallens  wird  die  sein,  dal^  man  iici  >iarkerem 
Einsetzen  der  Arbeitslosigkeit  wieder  fast  die  gleichen  Zustande  halben 
dürfte,  wie  früher.  Die  Schar  der  Arbeitslosen  wird  nur  um  einen 
Bruchteil  der  regelmäßigen  Kunden  der  früheren  Arbeitslosenkommission 
kleiner  sein.  Wie  soll  nun  mit  jenen  verfahren  werden  ?  Die  Verwei- 
sung auf  die  Armenpflege  wäre  hart.  Es  mußte  irgend  ein  Weg  cur 
Hilfeleistung  gefunden  werden. 

Dieser  Eventualität  wird  durch  die  staatliche  Förderung  der  pri- 
vaten Arbcitslosenkasscn  \-nr4cbciiq't.  In  diesen  können  sich  die  bes- 
seren und  gleichartigen  Risiken  sammeln.  Diese  können  die  Prämien 
und  Arbcitsldsenentschädigungen  den  Vorh;ilinisscn  nn  )<^'lichst  genau 
anpassen.  Die  Bezüger  von  Arbcilslo.scngeki  bei  diesen  Kassen  müssen 
nicht  das  GefKhl  haben,  daß  der  größte  Teil  derselben  aus  staatKchen 
Mitteln  stamme.  Bei  eintretender  Arbeitslosigkeit  hat  der  Staat  keine 
Pflicht  mehr,  dem  unversicherten  Arbeitslosen  in  außerordentlicher  Weise 
unter  die  Arme  zu  greifen.  Kann  dem  Arbeitslosen  keine  Arbelt  ver- 
schafft werden,  mag  er  sich  an  die  Armenpflege  wenden. 

Die  Würdigung  der  staatlichen  Arbeitslosenkasse  ist  somit  nur 
möglich,  wenn  man  sie  als  ErLränzim'j;  zw  den  privaten  Arbeitslnsen- 
kassen  betrachtet.  .Vis  soU  he  hat  sie  einen  guten  Zweck,  den  sie  wahr- 
scheinlich richtig  erfüllen  wird.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  pri- 
vaten Arbeitslosenkas.sen.  Auch  jenen  könnte  man  nicht  gerecht  werden, 
ohne  Berücksichtigung  der  staatlichen  Kasse.  Es  ist  daher  dem  zweiten 
Gesetzesentwurf  die  größere  Bedeutung  und  die  umfassendere  Wirk* 
samkeit  zuzuschreiben. 

Das  Gesetz  betreffend  Unterstützung  privater  Ar- 

bcitslosenkassen 
hat  die  Aufgabe  zu  lösen,  die  .\ii»ritNlosenversicherung  in  Basel  auf 
breiter  ]?asis  und  in  weitein  l  inlani^  einzubürgern.  Das  Pn;»bleni  der 
Unterstützung  [iitvater  .Arbeitsli i.scnkassen  ist  im  Kanton  HaseUiadi 
nicht  neu.  Unnuuclbar  nach  der  Verwerfung  des  Gesetzes  betr.  Er- 
richtung einer  Versicherungsanstalt  für  Arbeitslose  wurde  im  Großen  Rat 
die  Regierung  zur  Prüfung  und  Berichterstattimg  darüber  eingeladen, 
ob  und  unter  welchen  Bedingungen  an  berufliche  Vereine  oder  Ver- 
bände von  Arbeitern  und  Angestellten,  die  sich  mit  der  Arbeitslosen- 
versicherung befassen  wollen,  oder  zugleich  an  berufliche  Arbeiter-  und 
AngestcUtenvereine  und  berufliche  Untemehmervereine,  die  gemeinsam 
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die  Arbeitsloisenversichcrung  betreiben  wollen,  Beiträge  verabfolgt  werden 
könnten.  Das  Departement  des  Itmecn  empfahl  schon  im  Jahre  1901 
in  Befolgung  dieses  Anzugs  die  Gründung  und  den  Betrieb  privater 
Versicherungskassen  durch  Staatssubvention.  Die  Regierung  hielt  dem 
en^egen,  daß  über  die  Wirksamkeit  von  privaten  Versicherungsanstalten 
noch  keinerlei  Erfahrungen  vorliegen  und  daß  man  über  den  möglichen 
Umfang  und  die  Konsequenzen  der  direkten  Unterstützung  noch  nicht 
hinläncjlich  orientiert  sei.  Immerhin  wtirdr  der  Arbeitslosenkasse  des 
Arbc'iterbundes  schon  im  L;h  iclicn  Jahre  eine  staatliche  Subvention  von 
1000  Frs.  gewährt-  Von  i()03  un  wurde  in  das  Budget  ein  Betrag  von 
3000  Frs.  zur  Unterstützung  von  Arbeitslosenversichcrungskassen  ein- 
gestellt, aus  welchem  der  erwähnten  Kasse  des  Arbeiterbundes  jeweils 
ein  Beitrag  von  2000  Frs.  und  der  Sektion  Basel  des  schweizerischen 
Typographenbundes  ein  solcher  von  300 — ^400  Frs.  ausgerichtet  wurde. 

Nach  den  Erfahrungen»  welche  man  damit  machte,  hielt  man  den 
Zeitpunkt  für  gekommen,  die  staatliche  Unterstützung  der  privaten 
Arbeitslosenversicherung  gesetzlich  zu  ordnen,  um  dafür  eine  prinzi- 
pielle Grundlage  imd  mtiq^lichst  einheitliche  Maßstäbe  zu  gewinnen.  Bei 
dieser  gest-t/lii  hcn  Regelung  handelt  es  sich  vor  allem  darum,  firund- 
sätze  auf/.ustcllcn  über  die  Voraussetzungen,  die  Höhe  und  VcrNvcndung 
der  Staatäsubvcntion. 

Zu  jenen  gehört  in  erster  Llate  die  Bedingung,  daß  die  Versiche^- 
rung  sich  auf  die  Folgen  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  beschrfinke 
und  alle  nötigen  und  möglichen  Vorkehrungen  gegen  mißbräuchliche 
Inanspruchnahme  der  Unterstützungen  treffe.  Wie  im  Gesetsesentwurf 
betr.  die  staatliche  Arbeitslosenkasse  werden  sechs  Ausschlußgründe 
von  der  Unterstützungsberechtigung  angeführt:  Arbeitslosigkeit  infolge 
freiwilligen  Austritts,  ausgenommen  die  Fälle,  wo  ein  triftiger  Grimd 
zu  soforti'^cni  Austritt  vorlag,  inlolj^c  eines  \  «  rlialti  ns,  das  /u  sofortiger 
Entlassiuig  berechtigte,  infolge  Streiks,  Krankheit  oder  Unfalls,  wäh- 
rend der  Dauer  derselben,  Ablehnung  von  angewiesener  Arbeit  ohne 
wichtige  Gründe,  wissentlich  falsche  Angaben  über  Verhältnisse,  von 
denen  die  Unterstützungsberechtigung  oder  die  Höhe  der  Unterstützung 
abhängt. 

Das  vielumstrittene  Verhalten  des  Arbeitsnachweises  bei  Streiks 

und  Aussperrungen  wird  durch  die  Bestimmung  erledigt,  daß  arbeits- 
lose Versicherte  nicht  zur  Annahme  von  Stellen  angehalten  werden 
dürfen,  die  durch  Streik  der  Arbeiter  oder  durch  Ausspernmg  von  Seite 
der  Arbeitgeber  frei  geworden  sind. 

Als  weitere  Vorausset/.uncr  der  staatlichen  Sulnentit)!!  nennt  der 
Entwurf:  Beschrankung  der  Lnlersiützung  auf  arbeitslähige  Personen, 
sechsmonatliche  Mitgliedsdiaft,  B^chränkung  der  Unterstützungsdauer 
auf  höchstens  10  Wochen  und  des  Unterstützungsbetrags  auf  höchstens 
Zweidrittel  des  während  der  Unterstützungsperiode  ausfallenden  Arbeits- 
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lohnes.  Während  bei  der  staatlichen  Kasse  zum  Zwecke  des  Aus- 
schlusses von  Leuten  mit  beschränkter  Erwerbstätigkeit  die  Bestimmung 
aufgenommen  wurde,  daß  nur  solche  Personen  versichert  werden,  welche 
wenigstens  das  17.  Altersjahr  zurttclcgdegt  und  das  60.  Altersjahr  noch 
nicht  überschritten  haben,  begnügt  sich  der  Entwurf  betr.  die  privaten 
Kassen  mit  der  allgemeinen  Bestimmung,  daß  nur  arbeitslahige Personen 
unterstützt  werden  dürfen.  Er  durfte  dies  um  so  eher  wagen,  als  die 
Vcrsichrrunt^skasson  der  Arbeiterschaft  sich  mehr  oder  weniger  dem 
Grundsatz  anht  iiuemten ,  alti  re  und  <»anz  alte  Leute  fernzuhalten.  In 
dieser  Richtung  «jehen  einzelne  derselben  sogar  so  weit,  das  Maximal- 
alter für  den  Eintritt  auf  das  40.  Altersjahr  herabzusetzen. 

Mit  der  Beschränkung  der  Unterstützungsdauer  und  des  Unter- 
stützungsbetrags hat  der  Entwurf  eine  Formel  gefunden,  gegen  die  nicht 
viel  eingewendet  werden  kann.  Dieselbe  hat  einerseits  Rücksicht  zu 
nehmen  auf  den  Crrundsatz,  daß  der  Unterstütsungsbetrag  geringer  als 
der  Lohn  und  die  Unterstützungsdaucr  nicht  allzulang  sei,  andererseits 
hat  sie  darauf  zu  achten ,  sich  möglichst  an  die  bisherige  Praxis  der 
privaten  Arbeitslosenkassen  anzulehnen. 

Von  den  Vereinen  oder  Verbanden  wird  als  Voraussetzung  der 
r>ezu;4sbcrechtigung  vcrian^^t :  ein  Alter  \  on  mindestens  6  Monaten,  Sitz 
der  Zentrallcitung  oder  wenig.stens  einer  aus  wenigstens  50  Mitgliedern 
bestehenden  Sektion  in  Basel  und  ErAillung  der  übrigen  in  Geseta  und 
Verordnung  aufgestellten  Bedingungen.  Damit  verlangt  der  Entwurf 
einerseits  zu  viel  und  andererseits  zu  wenig.  Er  geht  zu  wenig  weit, 
wenn  er  den  Anspruch  auf  staatliche  Unterstützung  schon  nach  sechs- 
monatlichem  Bestand  eines  Vereins  oder  Verbandes  beginnen  läßt.  Nach 
halbjährigem  Bestände  einer  solchen  Kasse  ist  das  Departement  des 
Innern  noch  ^ar  nicht  in  der  La;^c,  sich  ein  riChtip[cs  Bild  von  dem 
Geschältsgebahren  einer  solchen  Kasse  und  deren  Bereehtij^nm:^  auf  eine 
staatliche  Sul)vention  zu  madu-n.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  können 
noch  gar  keine  Auszaiilungen  von  Arbeitslosenentschädigungen  statt- 
gefunden haben.  Man  kennt  also  erst  eine  Seite  der  Tätigkeit  dieser 
Kasse.  Es  fehlen  die  richtigen  Anhaltspunkte  zur  prozentualen  Fest* 
Setzung  des  Staatsbeitrags.  Diesem  Einwand  wird  man  entgegenhalten, 
daß  es  sich  einzig  und  allein  um  die  Erledigung  der  grundsätzlichen 
Frage  handle,  ob  eine  Kasse  subventionsberechtigt  sei  oder  nicht.  I  hese 
Frage  könne  entschieden  werden,  wenn  eine  Kasse  nur  einen  Bestand 
von  6  ^Monaten  aufweise.  Wir  bezweifeln  dies :  denn  auch  zur  I^e- 
handlung  der  prinzipiellen  Frage  gt-hürt  die  Kenntnis  der  ganzen  Wirk- 
samkeit finer  Kasse.  Ferner  soll  nach  dem  klaren  und  deutlichen 
Woi  tlaul  von  ^  5  des  Gesetzes  auch  die  Hohe  des  Beitrags  in  Prozent- 
sätzen der  in  Betracht  fallenden  Summen  festgesetzt  werden.  Das  ist 
einfach  unmöglich  auf  Gnind  der  aus  den  ersten  sechs  Monaten  vor> 
liegenden  Tatsachen. 
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Wir  begreifen  zwar  vollkummen  die  Gründe,  welche  zu  dieser  Be- 
stimmung geführt  haben  mögen.  Man  wird  sich  mit  Recht  gesagt  haben, 
daß  die  Vereine  und  Verbände  mit  der  bloßen  Bejahung  der  Frage  der 
Subventionsberechtigung  herzlich  wenig  anfangen  können.  Dieselben 
sollten  vielmehr  wissen,  wie  hoch  die  Subvention  sei»  um  fiir  richtige 
Verwendung  derselben  sorgen  zu  können.  Die  kur/c  Frist  wird  man 
angesetzt  haben,  um  die  staatliche  Mithilfe  möglichst  frühzeitig  eingreifen 
zu  lassen.  Dir  Ausziihlun'^  des  StaatslH-itrai^'s  findet  erst  nach  Ablauf 
des  auf  flcn  Siil)vi.  nti()nsl)<.  schlul>  folgenden  Rct  hnungsjahres  statt.  Diese 
Bestimmun;^  ist  nicht  i,'an/,  klar  und  bedarf  der  näheren  Präzisicrung. 
Nehme  man  an,  es  .sei  am  i.  Oktober  1907  eine  gcwcrkscliaftliche 
Arbeitslosenkasse  ins  Leben  getreten.  Im  April  1908  werde  von  der 
Regierung  der  Subventionsbeschluß  gefaßt  ^t  nun  das  auf  den  Sub- 
ventionsbeschluß folgende  Rechnungsjahr  das  Jahr  1908  oder  1909?  Ist 
es  das  Jahr  190S,  kann  die  Subvention  sich  nicht  auf  das  ganze  Jahr 
erstrecken,  sondern  bloß  auf  die  letzten  9  Monate.  Ist  darunter  das 
Jahr  190g  zu  verstehen,  so  sehen  wir  nicht  recht  ein,  warum  der  Sub- 
ventionslieschluß  nicht  erst  im  Oktober  1908  erfolgen  konnte,  also  nach 
Abschluß  <les  i  rsten  Rechnungsjahres. 

Die  Forderung,  daß  eine  lokale  Sektion  mindestens  50  versicherte 
Mitglieder  zählen  müsse,  um  subvcniionsberechtigt  zu  werden,  geht 
zu  weit  und  wird  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  gerecht.  Der 
Zweck  dieser  Bestimmung  ist  begreiflich.  Man  wollte  damit  die  Ent« 
stehung  von  Zwei^kassen,  welche  den  Stempel  der  Lebensunffihigkeit 
an  sich  tragen,  von  der  Unterstützung  ausgeschlossen  wissen.  Nun 
zeigt  aber  die  Erfahrung,  daß  auch  kleinere  Sektionen  in  Anlehnung 
an  einen  Gesamtverband  ganz  gut  lebensfähig  sein  können.  Diesen  den 
Staatsbeitrag  vorzuenthalten ,  bis  sie  50  Mitglieder  zählen ,  bedeutete 
eine  Maßregel,  die  als  Härte  oder  geradezu  als  T^nrerht  empfunden 
werden  miilUe.  Ks  ^ind  l-  allr  denkbar,  in  tlenen  der  Staaisbeitra^  iahre- 
lang  oder  überhaupt  gar  nie  ausgerichtet  werdeu  konnte ,  obwohl  iniL 
Ausnahme  der  Mitgliederzahl  alle  Voraussetzungen  der  staatlichen  Sub- 
ventionierung erHillt  wären. 

Die  Bewerbung  um  Staatssubvo&tion  hat  schriftlich  zu  geschehen 
unter  Beifügung  der  durch  Verordnung  vorzuschreibenden  Ausweise. 
Die  subventionierten  Kassen  haben  alljährlich  Rechnung  abzulegen  und 
die  zu  Zvirecken  der  amtlichen  Statistik  erforderlichen  Angaben  zu 
liefern.  Ferner  ist  dem  Regienin!:^srat  die  Befugnis  vorbehalten  ,  die 
Kass(  ii-  und  Rechnungsführung  dieser  Kassen  jederzeit  durch  Experten 
(Revisoren)  prüfen  zu  lassen. 

.•Ms  Maßstab  für  die  Staatssubvention  sind  unter  Ausschluß  der 
Verwaltungskosten  die  Mitgliedcrbeiträge  und  die  ausbezahlten  Unter» 
Stützungen  in  Aussicht  genommen. 

Der  Ausschluß  der  Verwaltui^fdcosten  von  der  Staatssubvention 
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wird  zunächst  damit  begründet,  daß  die  Behörden  auf  die  innere  Or- 
ganisation und  Verwaltung  der  Kassen  keinen  Einfluß  ausüben  können 
und  wollen.   In  zweiter  Linie  wird  auf  die  Gefahr  allzu  kostspieligen 

\' cnvaltuogsapparatcs  oder  die  Tendenz  hingewiesen,  den  auf  die  Arbcits- 
losenkasse  entfallenden  Anteil  der  Ver\valtun[4sk(  »st(  n  7u  hoch  anzu- 
setzen. Dabei  wirf!  ilcn  Behörden  atisdnirkli(  h  das  Recht  und  die 
Pflicht  vorbehalten,  in  l  allen,  wo  oiKn'uar  der  \  crwaltun^^apparat  zu 
kostspielii^  angele^rt  ist,  oder  die  Verwaltunq^sknsten  zu  hoch  berc*  hi;et 
sind,  die  im  übrigen  uacli  andern  Gesichtspunkten  te^izusetzcnden  Siaats- 
bdträge  angemessen  zu  reduzieren,  um  die  Kasse  zu  größerer  Spar- 
samkeit anzuhalten. 

Der  nach  den  einbezahlten  Mitgliederbeiträgen  zu  bemessende  Teil 
des  Staatsbeitrags,  welcher  20 — 40  ^/^  derselben  betragen  soll,  ist  zur 
Bildung  eines  Rescr\'efonds  zu  verwendt  n .  1er  nur  im  N'  >tfall  ange- 
griffen werden  darf.  Sobald  dieser  Fond  eine  bestimmte  Hohe  erreicht 
hat ,  fallt  dieser  Teil  des  Staatsbeitrags  dahin.  Kr  wird  erst  wieder 
geleistet,  wenn  der  Fond  eine  Verminderung  erleidet. 

Der  nach  den  Auszahlungen  der  Kassen  an  die  Mitglieder  berech- 
nete Teil  des  Staatsbeiirags,  welcher  25  bis  50%  betragen  wird,  soll 
für  diese  Institute  die  Mi^chkeit  schaffen,  die  Unterstützungen  so  aus* 
giebig  als  möglich  zu  gestalten,  ohne  den  Versicherten  Beiträge  auf- 
erlegen zu  müssen,  denen  ihre  Leistungsfähigkeit  kaum  oder  nicht  mehr 
gewachsen  ist. 

Bei  Berechnung  beider  Teile  des  Staatsbeitrags  werden  nur  die 
seit  mindestens  einem  Jahre  im  Kanton  wohnenden  Versicherten  be- 
rücksichtigt, da  >die  Staatshilfe  ja  einzif^  im  Hinblick  auf  die  unserem 
Gemeinwesen  wenigstens  als  l-.inw<)hner  angehörenden  Personen  er- 
folgt .  Die  staatliche  Unterst  ijt/un;^  für  die  gleiche  Person  wird  nur 
einer  is.asse  gewährt.  Ebenso  fällt  die  Vergütung  von  Reise-  und  Um- 
zugskosten  bei  Bemessung  des  Staatsbeitrags  außer  Betracht.  Es  kann 
hiebet  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  durch  die  Bestimmung,  daß 
für  die  gleiche  Person  nur  einer  Kasse  der  Staatsbeitrs^  ausbezahlt 
werde,  dem  Grundsatz  genügt  wird,  daß  die  Arbeitslosenunterstützung 
geringer  sein  soll,  als  der  entgangene  Arbeitslohn.  Die  Frage  ist  eher 
zu  verneinen,  als  zu  bejahen.  Die  Bestimmung,  daß  sich  eine  Person 
nur  bei  einer  Arbeitslosenkassc  versichern  lassen  darf,  wäre  daher  der 
eben  erwähnten  Fassung  vorzuziehen.  Dadurch  würde  eine  weitere 
Kautele  gegen  Mißbrauch  der  Versicherung  geschaffen.  Die  Kontrolle 
über  den  Wdlzug  dieser  Bestimmung  würde  nicht  mehr  Arbeit  verur- 
sachen, als  diejenige  über  den  Ausschluß  der  doppelt  Versicherten  vom 
Staatsbeitrag.  Das  von  uns  vorgeschlagene  Verbot  der  Doppelversiche- 
rung hätte  zudem  noch  den  Vorzug,  daß  es  dem  Mißtrauen  und  Uebel> 
wollen  eines  Teils  des  Publikums  gegen  diesen  Zweig  der  Versicherung 
eine  Hauptspitze  abbrechen  würde. 
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Der  Ratschlag  erwähnt,  daß  man  momentan  nicht  in  der  Laj^e  sei, 
{genaue  Angaben  zu  machen  über  die  Gesamtausgaben,  die  dem  Staats- 
hnu-^halte  aus  diesem  Geset/c  i  rwachsrn  werficn  .  weil  nit  In  voran^ztr- 
sehen  >f  i ,  in  welchem  L  mfanj^e  und  in  w  rh  liem  I  rnipo  sich  die  pri- 
vate Arhi  it-Ii  iscnversicherung  mit  Slaaishilic  cntwu  kein  werde.  Nach 
dem  Lni^eiieii  der  Arbeitslosenkasse  des  Arbciierbundes  habe  man 
momentan  nur  mit  der  Typographie  und  Infolgedessen  bloß  mit  einer 
kleinen  Ausgabe  zu  rechnen.  £s  sei  aber  nicht  ta  bezweifeln,  daß  das 
Gesetz  bald  UnterstQtzungsbegehren  von  etwa  schon  bestehenden  oder 
neu  sich  bildenden  Kassen  hervorrufen  werde.  Trotzdem  glaubt  der  Rat- 
schlag, daß  während  der  dreijährigen  Probezeit  nur  mit  einer  jährlichen 
Ausgabe  von  einij^en  Tausend  Franken  zu  rechnen  sei. 

Wahrscheinlich  durfte  man  damit  nicht  ausreichen;  denn  die  Zahl 
der  Arbeiterj^cwerkschaften,  w«  Ii  he  in  neuester  Zeit  die  Arbeitslosen- 
versicherung; in  den  Kreis  ihrer  \\  irk>amkt  it  jjezogen  haben,  ist  nicht 
so  klein,  als  der  Ratschlag  glaubt.  Zum  l'.Lweise  hiefür  soll  nur  Fol- 
gendes erwähnt  werden.  Ende  1005  zählie  der  schweizerische  Metall- 
arbeiterN  crband ,  wclciier  bckannliich  die  Arbeitslosenversicherung  .seit 
mehreren  Jahren  eingeführt  hat,  in  Basel  zwei  Sektionen.  Die  Metall- 
arbeitergeweiicschaft  wies  607  und  die  Sektion  der  Schlosser  229  Mit> 
glieder  auf.  Zur  gleichen  Zeit  hatte  der  Verband  der  Lebens*  und 
Gcnußmittclarbeiter,  der  auch  eine  Arbeitslosenkasse  besitzt,  in  sieben 
Branchen  533  Mitglieder.  —  Der  Verband  der  Zimmerlcute  in  der 
Schweiz  bezahlte  vom  Dezember  1905  bis  März  1906  für  32  arbeitslose 
Mitglieder  in  Hasel  454,5  Fr.  Arbeitsloscnimterstützung.  Dazu  ist  mit 
ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen ,  daß  nurh  noch  andere  Verbünde, 
v.  rlrhe  ilie  .-\rbe!t^!o<.cnversichenmg  eingeführt  hatx  n.  in  I'a^^el  Sektionen 
1  i(  -,!i/t  n.  Iiis  Mitie  lel/ien  Jahres  hatten  neben  den  genaniitcn  Icl-^ciidc 
si  liwci/.erischen  Verl)ande  Arbeitsloscnxci  >ichcrungskassen  :  Zri(  hner- 
fai  hverein  der  Ostschweiz,  Zentralverband  der  Glaser,  der  Lithographen, 
der  Bildhauer,  Textilarbeiter,  der  Sttcker.  Die  christlichen  Gewerk- 
schaften haben  diesen  Versichcrungszweig  eingeführt  bei  folgenden  Ver- 
bänden :  Tcxtil*,  Metall-,  Holz-,  Städtische  Arbeiter,  Bekleidungsbranche 
und  Maler.  Diese  Reihe,  die  keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit 
machen  kann,  hat  sich  seither  noch  vnmchrt. 

Der  Weg  für  Kasx^n  dieser  Art  zum  Staatsbeitrag  ist  einfach.  Die- 
jenigen, welche  sich  auch  die  I  nterstützung  der  Versicherten  bei  Streiks 
und  Ausspcrrung<*n,  sowie  tlie  sog.  Wanderunterstützung  zum  Ziele  gc- 
sct/t  hnbf-n  \\(  rdpn  f-ir  die  einzelnen  Zwri-^'e  ectrennfc-  Rerhnurc.'H. 
fuhruni:  einzunciiten  und  eine  besondere  IVainie  iur  die  Arbenslosrn- 
Versicherung  festzusetzen  haben.  T)as  lA-tztere  wird  namentlich  den 
Kassen,  \\ eiche  schon  einige  Zeil  LtNlciicn,  nicht  schwer  fallen.  Die 
Art  der  Bemessung  des  Staatsbeitrags  schließt  jeden  Mißbrauch  aus. 
Fttr  die  Kassen  hat  es  keinen  Sinn,  die  Prämien  für  die  Arbeitslosen- 
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Versicherung  möglichst  niedrig  anzusetzen;  denn  dadurch  würde  der 
Staatsbeitrag  an  den  Reservefond  kleiner  und  eventuell  auch  bei  Herab* 
setxung  des  Arbeitdosengeldes  der  Staatsbeitrag  zur  Deckung  der 
Leistungen  der  Kasse. 

Die  Gefahr,  daß  durch  die  staatliche  Subventionierung  wenigstens 
indirekt  Gelder  für  die  Unterstützung  von  Streikenden  und  Ausgesperrten 
flüssig  gemacht  werden,  ist  somit  eanz  gering,  obwohl  der  Entwurf 
hinsichtlich  der  Vervvcndim'^  des  Staat>heitrags  außerordentlich  wenig 
\'orl)chaltc  macht.  Es  wurde  daher  nichts  schaden,  wenn  der  Rcgie- 
run;;srat  auf  dem  Xeroidnungswege  auch  über  die  Verwendung  des 
Reservefonds  Vorschriften  erlassen  würde.  Die  Verwendung  des  aus 
den  staatlichen  Subventionen  entstandenen  Teils  des  Rescrx'efondä,  so* 
wie  der  andern  Staatsbeitrage  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  sollte 
ausdrücklich  im  Gesetz  verboten  sein.  Ohne  ein  solches  Verbot  konnte 
in  aufgeregten  Zeiten  die  Behanptui^  entstehen,  daß  der  Staat  an  die 
Besoldung  eines  »ArbeiterHihrersc  Beiträge  leistend  in  den  Kam]  '  vi. 
sehen  Arbeitern  und  Unternehmern  zu  gunsten  jener  eingreife.  Die 
von  uns  vorgeschlagene  Bestimmung  hätte  aber  auch  das  Gute,  daß 
dem  Gesetzesentwurf  wenigstens  aus  d<  r  envähnten  Befürchtunc:^  keine 
Gegnerschaft  erwaciisen  würde.  Die  gleiche  \Virkung  versprechen  w  ir 
uns  von  einer  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Rcser\efonds  im 
Falle  der  Auflösung  einer  Kasse. 

Eine  solche  wird  um  so  eher  angezeigt  sein,  als  bei  den  bestehen- 
den Kassen  eine  Ausscheidung  des  vorhandenen  Reservefonds  nöt^ 
sein  wird.  Diese  werden  sich  darüber  zu  entscheiden  haben,  welcher 
Betrag  auf  die  Arbeitsloscnkasse  entfalle  und  welche  Summe  als  Re- 
servefond für  die  übrigen  Zweckbestimmungen  auszuscheiden  sei.  Wird 
bei  dieser  Vcrtcihrnj^  der  Arbeitslosenversichcrungskasse  zu  wenig  aus- 
geschieden, hat  dioe  um  so  langi-r  zu  warten  bis  tut  Tnangriftnahme 
des  Reservefonds  und  der  Staat  hat  um  so  länger  tinlagen  in  diesen 
letzteren  zu  leisten. 

Bei  Arbeitslosenkassen  zentralisierter  Verbände  haben  die  lokalen 
Sektionen  selten  eigene  Reservefonds.  Soll  nun  bei  diesen  eine  Aus- 
scheidung des  Reservefonds  stattfinden  und  den  Sektionen  im  Kanton 
Baselstadt  der  auf  sie  entfallende  Anteil  in  besondere  Verwaltung  ge- 
geben werden  :  Wird  die  Frage  bejaht,  entstehen  technische  Schwierig- 
keiten, wird  sie  verneint,  erheben  sich  die  Bedenken  wegen  indirekter 
Stärkung  der  Fonds  für  andere  Zwecke  Die  einfachste  Lösung  wäre 
die  Nichtberücksichtigung  der  lu^hcrii^en  iMuids.  Dic<;elbe  wird  nament- 
lich dann  angängig  sein,  wenn  es  sich  nur  um  geringfügige  Reserven 
handelt. 

Der  Ausschluß  der  Mitglieder,  welche  noch  kein  Jahr  ununter- 
brochen im  Kanton  Baselstadt  wohnhaft  sind,  von  der  staatlichen  Sub- 
ventionierung wird  den  Kassen  keine  besonderen  Schwierigkeiten  be- 
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reiten.  Die  Freizügigkeit  der  interkantonalen  unü  zum  Teil  internatio- 
nalen Verbände  leidet  darunter  nicht  im  geringsten.  Die  Kassen  können 
denselben  ganz  die  gleichen  Entschädigungen  auszahlen  wie  den  andern 
Mitgliedern;  denn  der  Teil  des  Staatsbeitrags»  welcher  zur  Deckung 
der  Ausgaben  verwendet  werden  darf,  ist  nicht  an  eine  derartige  Be- 
schränkung gebunden. 

Es  ist  daher  zweifellos,  daß  durch  diesen  Gesetzesentwurf  die  ge- 
werkschaftliche Arbeitslosenversichenm;:^  in  Baselstadt  einen  starken 
Aufschwung'  nehmen  wird.  Das  darf  utn  so  sicherer  erwartet  werden, 
als  der  Regierung^rat  beim  Vollzug  rlicscs  Gesetzes  sich  jeder  bureau- 
kratischen  Maßnahme  entliallen  wird  und  der  ernste  Wille  vorhanden 
ist,  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslosenversicherung  wieder  einmal  einen 
Schritt  nach  vorwärts  zu  wagen. 

Gelingt  der  Versuch,  woran  wir  keinen  Augenblick  zweifeln,  wird 
das  Beispiel  dieses  Kantons  bald  Nachahmung  finden.  Der  Bund  wird 
sich  ebenfalls  der  Arbeitslosenversicherung  annehmen,  so  daß  eine  all- 
fallig  eintretende  Periode  mit  starker  Arbeitslosigkeit  unser  Land  nicht 
mehr  so  unvorbereitet  treffen  würde,  wie  in  den  neunziger  Jahren. 
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Vott 

WiLIIELM  GERLOFF. 

Vor  annähernd  zwei  Jahren  wurde  in  ZUrich  ein  Tarifvertrag 
abgeschlossen,  der  zwar  in  den  Kreisen  der  beteiligten  und  unbeteitig' 
ten  schweizerischen  Arbei^cber  und  Arbeitnehmer  einiges  Aufsehen 
erroi^tr,  f!em  aber  sonst  lange  nicht  die  Beachtung  zuteil  wurde,  die  er  ver- 
diente. Ks  ist  dieses  wie  der  Titel  \vr»rtlicli  lautet:  Der  Kf  »llcktiN'A^er- 
trag  /.wischen  dem  Maiemicistervt  i  ein  Zürich  und  Umgebung  und 
der  .S(  ktion  Zürich  des  Zentralverbandcs  der  Maler  und  Gipser  der 
Schweiz,« 

Zur  Entstehungsgeschichte  des  Tarifs  ist  nur  zu  bemerken,  daß 
dieses  der  erste  Tarif  war,  den  die  Sektton  der  Züricher  Maler  nach 
fast  »ojährigem  Bestehen  der  Organisation  und  nach  mehrjährigen  Kämpfen 
durchsetzte.    Insbesondere  war  es  die  Verhängung  der  Platzsperre, 

welche  die  ^^cister  endlich  zum  Nachgeben  zwang.  In  Zürich,  wie  in 
der  Schweiz  überhaupt,  liegen  für  das  Malergewerbe  die  Verhältnisse 
nämlich  insofern  eigenartig,  als  die  einheimische  Arbeiterschaft  die 
Nachfraire  des  Arhritsmarktes  nicht  nur  in  der  Saison,  sondern  über- 
haupt niclit  zu  decken  vermag.  So  kam  es,  daß  infolge  «1er  Sperre  in 
Zürich  zur  Zeit  der  Hochsaison  an  Stelle  von  etwa  800  benötigten 
Arbeitern  nur  etwa  400  Malergehilfen  tätig  waren,  und  infolgedessen 
zahlreiche  Arbeiten  nach  auswärts  vergeben  werden  mußten. 

Der  Abschnitt  A  des  erwähnten  Tarifvertrags  enthält  wie  üblich 
die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen.  Darunter  findet  sich  eine  interes- 
sante Bestimmung.  Dieselbe  lautet:  »Es  werden  nui  A  '  iter  des  Zcn- 
tralverbandes  der  M;der  und  Gipser  der  Schweiz  beschäftigt ;  hingegen  ver- 
pflichten sich  die  Mitglieder  rles  Verliandes  nur  bei  Mitgliedern  des 
Malcrmcistervereins  von  Zürich  und  Umgebung  zu  arbeiten,  welche  die 
Lohn-  und  Arbeitsvereinbarung  vom  19.  Mai  1006  durch  Unterschrili: 
ancikanni  und  sich  zu  dem  Preistarif  des  Maiermeistervercins  von 
Zürich  and  Umgebung  vom  7.  Juni  1906  verpflichtet  haben.«  Dieser 
Artikel  fuhrt  also  den  ausschließlichen  Verbandsverkehr  ein.  Derartige 
Bestimmungen  finden  sich  in  anderen  Tarifverträgen  bisher  nur  ganz 
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selten,  und  sie  haben  alsdann  den  Charakter  einer  Garantiebestimmung, 
die  die  Durchführung  des  Tarifs  sidiem  sollen.-  In  dem  uns  vorliegen- 
den Tarifvertrag  aber  hat  der  ansschließliche  Vetbandsverkehr  noch 
einen  anderen  Zweck,  nämlich  den,  die  DorcbfÜhnif^  des  von  <|^n 
Arbeitgebern  aufgestellten  Freistarifs  su  sichern.  Bevor  wir  deshalb 
auf  den  Tarifvertrag  weiter  eingehen,  bedarf  dieser  Preistarif  noch 
einer  kurzen  Erläuterun«». 

Daß  die  Arbeitgeber  (.-ines  (icwcrbes  anläßlich  einer  Tarif\'ercin- 
barung  auch  einen  Prcistarit  \ercinbarcn,  zu  dessen  Durchführung  die 
Arbeiter  sich  verpHichU  n  l)ei/iutragen,  ist  rwar  selten  aber  doch  nicht 
gänzlich  neu.  Bisher  war  man  nur  der  Meinung,  daß  es  stets  beson- 
dere in  der  Eigenart  eines  Gewerbes  liegende  Verhältnisse  seien,  die 
ein  solches  Vorgehen  veranlaßten  Das  ist  hier  aber  keineswegs  der 
Fall.  Die  Lage  der  Malermeister  in  Zurieb  unterschied  sich  beim  Ab- 
Schluß  des  Tarifvertrags  kaum  von  der  anderer  Unternehmer,  die  nach 
langen  Kämpfen  endlich  zu  einem  Friedensschluß  gekommen  sind.  Die 
schlimmste  Schmutzkonkurrenz  hatte  in  der  Zwisehen/eit  Boden  gefaßt 
unri  dem  soliden  rieschaftsmann  war,  wollte  er  gute  Arbeit  liefern,  der 
Wettbewerb  lal.U  unmöglich  gemacht.  Nun  aber  hatten  die  Meister 
außerdem  norli  während  der  dreijährigen  Dauer  des  l'anfs  mit  emcr 
Lohnsteigerung  von  5— J5°/o  und  einer  V«—i  stündigen  Verkürzung  der 
Arbeitsieit  xu  rechnen.  Unter  diesen  Unutfinden  mußten  sie  sich  ge^ 
gen  alle  Outsider,  die  den  Tarif  nicht  anericennen  wollten,  zusammen^ 
schließen.  Der  Malermeisterverband  beschloß  deshalb  mit  dem  Inkraft* 
treten  des  Tarifvertrags  einen  seine  Mitglieder  bindenden  Preistarif 
aufzustellen,  zu  dessen  Durchführung  sich  auch  die  Arbeiterschaft  ver- 
pflichten mußte.  Letztcrc  lieferte  sich  hierbei  den  Arbcit;^ebern  insofern 
aus,  als  sie  den  Preistarif  nicht  in  den  Kollektivvertrag  aufnahm  und 
sich  überhaupt  in  keiner  Weise  das  Recht  der  Mitwirkung  bei  der 
Festsetzung  de^sclln  n  sicherte,  ot)wohl  die  Sätze  dieses  Tarifs  auch 
ihre  Interessen  auf  das  empfindlichste  berühren  mußten.  . 

Der  Preistarif  setzt  nämlich  in  191  Positionen,  die  IBr  Zürich  allein 
gültigen  Minimalpreisc  lUr  Anstriche  bei  Neubauten,  Umbauten,  Repara- 
turen, Möbelarbeiten  u.  s.  w.  fest  und  tri£Et  außerdem  Bestimmungen 
fiber  die  Berechnung  der  Arbeitslöhne,  die  Materialpreise  und  den 
Ausmeßmodus.  Alle  Meister,  die  den  Kollektivvertrag  unterzeichnet 
haben,  sind  bei  allen  Arbeiten  auf  dem  Platz  Zürich  zur  Einhaltun^^  des 
Preistarifs  verpflichtet.   Als  Verstoß  gegen  den  Vertrag  gilt  nicht 

')  So  heifit  «s  s.  B.  in  dem  Tafifvertng  der  SilbervchUlger  in  FUrth,  Nürn- 
berg und  Sehwebaeh:  »Die  Eigenait  des  Gewerbes  erfordert  es,  daß  snr  größeren 
Sicherung  des  Bestandes  der  Tarifgemeinscliaft  die  Oisaniaatioa  der  Arbeiter  in 
einer  sonst  nicht  üblichen  Weise  sich  nm  die  Produktion  und  den  Verkauf  der 
Waren  kOnunert«. 

ArehlT  fSr  Soil«lw)«MiiSGbeft  mi  Sotislpelidk.  XXVI.  3.  47 
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nur  die  Eingabe  billigerer  Offerten,  sondern  auch  das  Anerbieten  von 
Prozenten  bei  Preisen  des  Minimaltarifs»  das  imentgeltUcbe  Erstellen 
eines  Teib  der  Arbeit,  überhaupt:  »Jede  Handlung,  durch  die  der 
Eigheitspreis  tiefer  zu  stehen  kommt,  als  vereinbart,  und  sobald  durch 
solche  Mittel  eine  Umgehung  des  Tarifs  und  der  Vereinbarung  versucht 
oder  erreicht  worden  ist.c  —  Für  jeden  einzelnen  Fall  der  Verletzung 
des  Preistarifs  ist  eine  Konventionalstrafe  von  300  Fr.  zuzüglich  10^  0 
der  bezüglichen  ausgeführten  oder  auch  nur  offerierten  Arbeil  an  die 
Kasse  des  MalermcistcrvL-rcins  zu  entrichten.  Im  Wiederholungsfalle 
kuua  die  Konventionalstraic  auf  das  Doppelte  erhöht  werden,  und  bei 
einem  dritten  Verstoß  erfolgt  dauernde  Sperre.  Ueber  die  DurchfUb- 
nmg  derselben  gibt  der  KoUdctiwertrag  (s.  u.)  Auskunft.  Der  Verfisdl 
der  Konventionalstrafe,  wie  auch  alle  übrigen,  den  Prebtarif  betreffen- 
den Differenzen  werden  durch  ein  Schiedsgericht  entschieden.  Dasselbe 
setzt  sich  zusammen  aus  2  vom  Vorstand  des  Malermeisterverelns  aus 
der  Zahl  der  Mitglieder  des  Züricher  Malermeistervereins  und  zwei 
von  dem  Beklagten  aus  der  Zahl  der  .Mitglieder  des  schweizeri- 
schen Malermeistervereins  ernannten  Richtern,  die  einen  Obmann, 
der  Mit<(lietl  des  Hezirks^ericlitt-s  oder  Ohcrgcrichtcs  Zürich  sein  soll, 
Wahlen.  Können  sich  die  Farteicn  über  die  Person  des  Obmanns  nicht 
verständigen,  so  soll  das  Bezirksgericht  Zürich  denselben  ernennen. 
Nähere  Angaben  über  das  Verfahren,  ebenso  wie  darüber,  was  zu  ge- 
schehen hat,  wenn  der  Beklagte  sich  weigert  Schiedsrichter  zu  ernennen, 
fehlen.  Doch  ist  zu  erwähnen,  daß  bereits  zu  wiederholten  Malen  das 
Schiedsgericht  in  Funktion  trat  und  Verfehlungen  mit  entsprechenden 
Bußen  ahnte.  Um  jedoch  der  Inanspruchnahme  des  Schiedsgerichts 
vorzubeu<;en  und  den  sich,  wie  leicht  begreiflich,  bei  der  Durchführung 
des  Preistarifs  eri^ebenden  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  bestellte  der 
Ma!ernieister\erein  durch  Bescliluß  einer  Generalversammlung  »Kom- 
missionen zur  Aufstellung  und  i' rufung  von  Preis- 
offerten«.  Diese  treten  abwechslangsweise  zweimal  wöchentlich 
zusammen.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  auf  Wunsch  der  Vereinsmitglieder  die 
Richtigkeit  von  Preisofferten  zu  prüfen  und  zu  bestätigen,  und  wo  ver- 
mutet wird,  daß  ein  Mitglied  Angebote  unter  dem  Tarif  gestellt  ha^ 
in  die  bctrcflfendc  Offerte  Einsicht  zu  verlangen.  Verweigert  ein  Mit- 
glied die  Einsichtnahme,  so  wird  über  das  betreffende  Geschäft  solange 
die  Sperre  verhangt,  bis  die  Angelegenheit  geregelt  ist. 

Noch  eine  dritte,  besonders  wichtige  Aufgabe  ist  den  Kommis- 
sionen übertragen,  nämlich  die  Bckätnpfunj:,'  der  Auswüchse  des  .Sub- 
missionswesens. Die  etwas  dürftigen  Bestimmungen  hierüber  fmden 
sich,  wie  die  vorstehenden  in  einem  Zusatz  zum  Pxeistarif,  weshalb 
Verstöße  dagegen  auch  den  oben  erwähnten  Konventionalstrafen  witer> 
liegen.  Mit  Bezug  auf  Submissionen  bestimmt  der  Zusatzvertrag,  daß 
offentlidie  Konkurrenzausschreibungen  von  Malerarbeiten  nur  von  den 
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»Kommtssionen«  erledigt  werden  dürfen.  »Die  Interessenten  haben  sich 
in  der  auf  die  Ausschreibung  folgenden  Woche  in  einer  der  Kommis- 
sionssitzungen  einzufinden«.  — 

Durch  diese  Maßnahmen  hat  der  Züricher  Malermeisterverband  im 
Verein  mit  den  im  Kollekti\'\'ertra<;  enthaltenen  Garantiebestimmunf:;en 
die  Voraussetzung  zur  Durchführung  der  Tarirvcrcinbarung  geschaftcn. 
Der  Abschluß,  /.um  mindesten  aber  die  Einhaltung  der  mit  der  Malcr- 
gcwcrkschaft  abgeschlossen  i  at  u\ crcinbarung  wäre  unmöglich  gewt>cn, 
wenn  nicht  ein  Zusammschluß  der  Arbeitgeber  erfolgt  wäre,  um  auf 
dem  Boden  gesunder  Geschäflsprinzipien  in  lauterem  Wettbewerb  eine 
Gesundung  und  Hebung  des  unter  dem  Szepter  der  freien,  richtiger 
zügellosen  Konkurrenz  von  der  Auszehrung  befallenen  Handwerks  zu 
erzielen.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  das  Vorgehen  der  Malermei« 
stcr  in  erster  Linie  zu  betrachten. 

Doch  kehren  wir,  ehe  wir  uns  die  weitergehende  voUcswirtschaft- 
üchc  und  sozialpolitische  Bedeutung  dieser  Maßnahmen  vergegenwär- 
tigen, zu  dem  Tarifvertrag  zurück.  Der  Inhalt  des  Abschnitts  A  wurde 
schon  erwähnt.  Im  Abschnitt  B  finden  wir  die  Bestimmungen  zur 
Durchführung  des  Kollektivvertrags.  Sie  besagen,  daß  seitens  der  Gc- 
hilfcnorganisatiun  ein  Arbeitsnachweis  einzurichten  ist,  von  weichem 
die  Meister  ausschließlich  ihre  Arbeiter  zu  beziehen  haben,  jeden- 
falls dürfen  die  Meister  keine  Arbeiter  einstellen,  die  nicht  die  Kontroll« 
karte  des  Verbandes  aufweisen  können.  Auch  ist  der  Austausch  von 
Arbeitern  seitens  der  Meister  nur  dann  gestattet,  wenn  der  Arbetts- 
nadiweis  die  verlangten  Arbeitskräfte  nicht  vermitteln  kann. 

Besondere  Beachtung  verdienen  die  Rcstimmungen  über  die  Be- 
nutzung des  Arbeitsnachweises.  Damach  wird  Arbeitern,  die  sich  in 
grober  Weise  gegen  den  Wrtra'jj  vergehen,  der  Arbeitsnachweis  mit 
der  Maßf^abc  entzogen,  daß  sie,  wahrend  der  Dauer  eines  Jalires  bei 
Verbandsmeistern  nicht  mehr  beschäftigt  werden  dürfen.  Nach  Art  3 
Abs.  2  des  Tarifs  j^elten  als  grobe  Verstöße  dieser  Art: 

a)  Wenn  Arbeiter  auf  eigene  Rechnung  Arbeiten  unter  dem  Preis- 
tarif  des  Malermeistervereins  ausführen ; 

b)  Wenn  Arbeiter  auf  eigene  Rechnung  Arbeiten  ausführen,  solange 
sie  in  einem  Arbeitsverhältnis  zu  einem  Meister  stehen; 

c)  Wenn  Arbeiter  im  Akkord,  Untcrakkord  oder  im  Taglohn  bei 
Baumeistern,  Architekten  oder  sonstigen  Unternehmern  oder  Privat- 
personen ar!.)eilen; 

d)  Nichtcrfiillung  der  Verbandspflichten.  Ks  ist  den  Vertrauens- 
leuten des  Verbandes  «gestattet,  die  rückständig'Mi  Beiträge  säumiger 
Mitglieder  beim  Meister  durch  Lohnabzug  einzuziehen^); 


*)  Dieser  gesculkh  onsnlässietD  Bestimmung  ist  wenig  Bedeutung  beixumesten. 
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e)  Wenn  Arbeiter  bei  gesperrten  Meistern  oder  auf  ändern  ge- 
sperrten Plätzen  arbeiten; 

Aber  auch  din  .Meistern  können  die  Arbeiter  entzogen  werden: 

a)  bei  Nichteinhaltung  oder  Hinterf^chunf^  des  Preistarifs  des  Maler- 
meistcrvertins,  auf  Verlangen  des  Meistervereins; 

b)  bei  Verstößen  gegen  die  Lohn-  und  Arbeitsvereinbarung  vom 
19.  Mai  z9o6f  oder  wenn  Arbeiten  gesperrter  Meister  oder  an  gesperrten 
Orten  ausgeführt  werden. 

Zur  Durchführung  der  aus  diesem  Anlaß  verhängten  Sperre  sind 
die  Meister  verpflichtet,  die  frei  werdenden  Arbeiter  soweit  als  möglich 
einzustellen.  Für  die  ans  den  gesperrten  Betrieben  genommenen,  nicht 
wieder  eingestellten  Arbeiter  haben  sie  die  Hälfte  der  UntcrstütziinGfs- 
kosten  zu  übernehmen.  Wird  die  Sperre  ger,u  n  Zahlung  einer  Geld- 
leistun^  aufgehoben,  so  erhalten  die  beiden  kontrahierenden  Verbände 
je  die  ilälfte  derselben. 

Soweit  die  Bestimmungen  zur  Durchfiihrung  des  Kollektivvertrags, 
die  ihre  wichtige  Ergänzung  in  den  Garantiebestimmungen  des  Ab- 
schnittes C  finden.  Denn  auch  in  den  meisten  Kantonen  der  Schweis 
wird  die  Rechtskraft  des  Tarifvertrags  noch  vielfach  in  Zweifel  ge- 
zogen, und  selbst  wenn  der  Vertrag  anerkannt  würde  und  im  Falle 
der  Vertragsverletzung  evt.  mit  Erfolg  auf  Schadensersatz  geklagt  wer- 
den könnte,  böte  der  Nachweis  des  entstandenen  Schaden  ebenso  wie 
die  Vollstreckung  des  auf  Schadensersatz  lautenden  Urteils  soviel 
Schwierigkeiten,  daLs  man  lieber  von  vornherein  sich  nach  andt-rcn 
Mitteln  mr  Sicherung  der  Tariltreuc  umsieht.  Aus  diesen  Gründen 
verlangten  deshalb  auch  die  Malermeister  zur  Sicherung  der  Vertrags- 
treue von  den  Gehilfen  eine  Kaution .  im  Betrage  von  Fr.  3000.  — 
Anfänglich  sträubten  sich  die  Arbeiter  dagegen ;  als  jedoch  die  Meister 
erklärten,  nur  unter  dieser  Bedingung  den  Tarif  abzuschlielk»,  willigten 
sie  ein.  Laut  Tarifvertrag  haben  demnach  beide  Teile  bei  der  Zfiricher 
Kantonalbank  den  Betrag  von  Fr.  3000  zu  hinterlegen,  der  zugunsten 
des  einen  Teils  restlos  verfallt,  wenn  der  andere  Vertragsteil  die  Be- 
stimmungen der  Abschnitte  A  und  B  des  Kollektivvertrags  verletzt. 
Die  Rank  ist  verpflichtet,  das  Deijositum  nur  herauszugeben,  gegen 
eine  von  beiden  1  eilen  unterzeichnele  Erklärung,  ü<ier  auf  Grund  eines 
schiedsgerichtlichen  Urteils.  Verletzungen  des  Kollektivvertrags  und 
Verfall  der  Konventionalstrafe  sind  nämlich  ausschließlich  durch  ein 
Schiedsgericht  2U  entscheiden,  in  welches  jeder  Teil  >je  drei  Mitglieder 
aus  den  Reihen  seiner  eingeschriebenen  Berufsai^hfirigen  wählt.  Der 
Obmann  wird  von  diesen  Schiedsrichtern  aus  der  Zahl  der  zürcherisdien 
Oberrichter  gewählt,  an  welchen  für  jeden  einzelnen  Fall  das  gemein- 
saiue  Gesuch  um  Annahme  des  Amtes  zu  richten  ist.  Krmnen  sich 
die  Schiedsrichter  über  den  Obmann  nicht  eiiiiijen,  so  wird  derselbe 
gemäß  Gesetz  vom  Bezirksgericht  Zürich  ernannt«.    Die  Konventional- 
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strafe  verfällt  auch  dann,  wenn  ein  Vertragsteil  nicht  alle  ihm  zu  Ge- 
bote Stehenden  Mittel  anwendet,  um  ein  fehlendes  Mitglied  tm  Be- 
folgung des  Kollektiwertngs  ansuhalten.  Verfällt  die  Kaution  seitens 
der  Gehilfen,  so  ist  dieselbe  innerhalb  s  Monate  zu  erneuern,  andern- 
falls  der  KoUektivvertrag  nichtig  wird ;  ist  aber  die  vom  Meisterver- 
band  geleistete  Sicherheit  verfallen,  so  bleibt  der  Kollektivvertrag  eben- 
so wie  die  Ilafliiflicht  der  Meister  von  Fr.  3000  für  jeden  einzelnen 
Verstoß  auch  dann  bestehen,  wenn  das  Deposittim  nicht  erneuert  wird. 

Damit  sind  die  gewiß  interessanten  Ik'stimmun^en  des  TarilVer- 
trags  keineswegs  erschöpft.  In  demselben  linden  sieh  vielmehr  noch 
«in  Reglement  betr.  den  Arbeitsnachweis,  sowie  einzelne  Vorschriften 
über  die  Art  der  Ausführung  gewisser  Facharbeiten.  So  heißt  es  zu- 
nächst  im  Tarif  ganz  allgemein:  »Meister  wie  Arbeiter  verpflichten 
sich,  ihren  Organisationen  VerstdlSe  gegen  die  beiderseitigen  Verein- 
barungen unversügiich  zur  Kenntnis  zu  bringen,  ferner  dafür  zu  sorgen, 
daß  alle  Arbeiten  fachgemäß  nach  den  .Vorschriften  des  Maler- 
meistervcrcins  von  Zürich  und  Umgebuni;;  aus<;eführt  werden.«  Ein 
Anhani,'  mm  Tarif  fjibt  dazu  noch  folgende  Bemerkungen:  »DieKollcf^cn 
(Arbeiter)  haben  streng  darauf  zu  achten,  daß  alle  vorkommenden 
Arbeiten  sauber  und  lachgemäß  ausgeführt  werden   Im  beson- 

deren, daß  nicht  an  Stelle  des  Oelen  geleimt  wird,  anstatt  viermal 
Anstrich  auf  Verputz  nur  dreimal  i^strichen  wird  u.  a.  w.€ 

Die  nächste  sich  nun  aufdrängende  Frage  ist  naturgemäß  die,  nach 
der  Bewährung  dieses  Tarifsvertrags,  der  vielleicht  eine  neue  Etappe 
auf  dem  Wege,  in  dessen  Richtung  die  großen  Ziele  der  Zukunft  liegen, 
bedeutet.  Es  wäre  verfehl^  allein  urteilen  zu  wollen  nach  der  Art, 
wie  auf  diesem  Wege,  nachdem  man  ihn  j^uerst  nur  zögernd  betreten 
hat,  nun  rücksichtslos  vorwärts  gcdrän<^t  wird.  —  Wie  Altes  und  Ge- 
wohntes zerstiirt  wird,  imd  wie  kurzerhand  die  Wirtschaftsordnung  auf 
Grund  des  freien  Wettbewerbs  und  freien  Arbcitssvstems,  die  das  ver- 
flossene Jahrhundert  in  allen  Kulturländern  ui  schwerem  Kampfe  er- 
rungen hat,  einfach  über  den  Haufen  geworfen  wird,  das  mag  er- 
schrecken  und  ängstliche  Gemüter,  die  aus  ihrer  Ruhe,  vidletcht  auch 
aus  ihrem  Schlendrian  aufgerüttelt  werden,  emstlich  beunruhigen,  es 
darf  uns  das  aber  nicht  beeinflussen  bei  dem  Versuch,  die  wirtschafts- 
und  sozialpolitische  Bedeutung  dieses  Tartfsvertrags  zu  würdigen. 

Doch  verweilen  wir  zuvor  noch  einen  Augenblick  bei  seiner  prak- 
tischen Bedeutung.  Der  Tarifvertrag  ist  abgeschlossen  worden  für  die 
Zeit  vom  ig.  Mai  1906  bis  zum  3t.  De/eniber  1908.  Er  hat  also  jetzt 
bereits  während  tler  Dauer  von  2  Saisons  bestanden  und  sich  nach 
dem  einstimmigen  Urteil  der  Kontrahenten  vollauf  bewahrt.  Es  hat 
daneben  natürlich  auch  nicht  an  Klagen  da*  Schmutskonkurrenten  und 

 der  Konsumenten  gefehlt.  Letzteres  ist  nur  zu  natürlich,  denn 

selbst  gegen  die  notwendigste  Preiserhöhung  sträubt  sich  das  Publikum 
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fast  immer.  In  dem  Preistarif  der  Maler  aber  finden  wir  Positionen, 
die  im  Vergleich  zu  den  früheren  Preisen  um  xoo  und  mehr  Ftozent 
eifaöht  worden  sind.  Ob  das  angemessen  war,  vermögen  wir  hier 
nicht  zu  entscheiden,  und  darum  wollen  wir  auch  das  Verhalten  einer 
kantonalen  Behörde,  die  kurz  nach  dem  Inkrafttreten  des  Preistarifs 
größere  Anstreicherarbeiten  mit  der  Begründung^  daß  die  in  Zürich 
geforderten  Preise  zu  hoch  seien,  nach  auswärts  vergab,  hier  nicht  der 
Kritik  unterziehen.  Doch  sei  hemorkt,  daß  dieses  Vorgehen,  das,  wenn 
CS  größeren  Umfang  ant^cnomnun  hätte,  das  Grab  der  jungen  Tarif- 
gemeinschaft geworden  wäre,  (.Unk  dem  einmütigen  Eintreten  des 
Zcntralverbandcs  der  Gipser  und  Maler,  die  über  die  in  Frage  kom- 
menden auswärtigen  Meister  die  Sperre  verhängten,  keine  Nach- 
ahmmig  fand. 

Der  praktische  Erfolg  der  Tarifgemeinschaft  hat  vor  allem  darin 
seinen  Grund,  daß  es  beiden  Teilen  ernst  damit  war;  So  soll,  um 
nur  eines  /u  erwflhnen,  die  Gewerkschaft  auf  Grund  des  Art.  6  des 

schon  erwähnten  Reglements  des  Arbeitsnachweises  bald  nach  dem 
Zustandekommen  des  Tarifvertrags  ca.  70  Gehilfen  von  dem  Arbeits- 
nachweis ausgeschlossen  haben.  Der  hctrelTende  Artikel  besagt  näm- 
lich: »Arbeitern,  welche  sich  im  Berufe  ^unfähig  erweisen,  als  no- 
torische Alkoholiker  und  Blauenmacher  bekannt  sind,  sowie  solche  Ge- 
hilfen, denen  Veruntreuungen  nachgewiesen  werden,  müssen  auf  die 
Dauor  eines  Jahres  vom  Arbeitsnachweis  ausgeschlossen  werden.« 

Der  beste  Beweis  aber  für  den  lebenskräftigen  Gedanken,  der  in 
dieser  Tarifgememschaft  steckt,  ist  die  Tatsache,  daß  inswischen  eben- 
lalls  im  Malergewerbe,  ähnliche,  allerdings  zum  Teil  nicht  ganz  soweit 
gehende  Tarifverträge  in  Bern'),  Thun  und  Interlakcn  abgeschlossen 
worden  sind.  Die  Vörtcile,  die  Arbeitsgebern  und  Arbeitnehmern  aus 
dieser  Tarifvereinharunr;  erwachsen,  sind  auch  zu  einleuchtend,  als  dal> 
sie  nicht  eine  .starke  Werbekraft  in  den  grollen  Kreisen  der  Schweiz. 
Kleingewerbetreibenden,  die  dem  rarifsvertragsgcdaiiken  noch  ablehnend 
gegenüberstehen,  Sufiem  mfißten.  Die  Tarifgemeinadiaft  bedeutet  fUr 
beide  Teile  nicht  nur  einen  dreijährigen  Frieden»  sondern  gleichzeitig 
dne  energische  Bekämpfung  der  Schmutzkonkurreni,  die  bisher  einer- 
seits den  Lohn  drückte,  und  andererseits  jede  solide  Geschäftsgebarung 
unmöglich  machte.  Die  Prinzipale  haben  zudem  seither  nicht  mehr 

Der  Tarifvertrag  zwischen  dem  >(;ipser-und  Malermcisterverband  voo  Bern 
und  Umgebung  und  der  Seküuu  der  Maler  und  Gipser  von  Bcni<  vom  Mclrz  1907 
stimmt  fast  wörtlich  mit  dem  Zürcher  Malertarif  überein.  Beacbienswen  ist  nur 
folgender,  die  Ganntiebestiiiiniaiigcii  und  ui«bewmd«re  die  KonvenÜonebtfafe  bc* 
treffende  Aftikel,  der  «ich  in  den  Zfiichet  Tarif  nidit  findet:  »TeHnahne  an  ell- 
gemetnen  AuMpenaagen  nnd  MeneiMtreiks  enf  dem  Fletse  Bern  «eidea  gegen- 
seitig nicht  als  Verletzong  des  KoUcktiTvertngs  «ngesebea«. 
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unter  dem  chronischen  Gehilfenmangel,  der  die  Ausnutzung  der  Saison 
regelmäßig  vorhinderte,  zw  leiden.  Seitdem  die,  wie  erwähnt,  wäh- 
rend der  Dauer  mehrerer  Jaiirc  über  Zürich  verhängte  Piausperre  auf- 
gehoben ist,  und  hohe  Lohne  winken,  mangdt  es  nicht  mehr  an 
tüchtigen  Arbeitskräften.  Ein  glüddidier  Gedanke  war  es  auch,  mit 
der  Bekämpfung  der  Schmutskonkurrenz  auch  die  der  Auswüchse  des 
Snbmissionswesens  zu  verbinden.  Von  alledem  am  wichtigsten  aber 
erscheint  für  die  Arbeitgeber  die  organisationsbüdende  Kraft  der  neuen 
Tarifgemeinschaft.  Läßt  es  sich  doch  nicht  leugnen,  daß  mit  der  Ab- 
lösung des  Systems  des  individuellen  Arbeitsvertrags  durch  das  System 
des  KolIektiv\'ertrags  der  Boden  geschaffen  wird  fiir  eine  neue  Wirt- 
schaftsorganisation, in  %velcher  den  Unternehmern  nicht  mehr  jene  über- 
mächtige Stellung  zukommt,  die  sie  unter  der  Herrschalt  des  ökono- 
mischen Liberalismus  gehabt  haben.  Wenn  es  nun  aber  ein  Mittel 
gibt,  die  Arbeitgeber  im  Verlauf  dieser  Entwtckhmg  vor  gänsltcher 
Degradation  zu  schützen,  die  wenigstens  zur  Zeit  noch  ebensosehr 
gegen  unsere  Rechtsüberzeugung  verstoßen  würde,  wie  die  absolu* 
tistische  Stellung,  die  viele  Unternehmer  heute  noch  einnehmen,  so  ist 
es  allein  der  Organisationszwang.  TTnd  wir  sind  nicht  so  pessimistiscli, 
um  darin  eine  emstliche  Gefahr  tür  die  Arl)eiterbe\vegung  /.u  erblicken, 
vielmehr  wird  das  Zusammengehen  von  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer- 
Ol^anisation  auf  beide  Teile  ohne  Zweifel  erzieherisch  wirken. 

Was  die  Vorteile,  die  der  bclalienschaft  aus  dem  'l'arif  erwaclisen, 
anbetrifft,  so  ist  als  erstes  unmittelbares  praktisches  Ergebnis  der  langen 
Kämpfe,  das  bereits  kurz  nach  dem  Inkrafttreten  des  Tarifs  rund  600 
Arbeitern  zu  gut  kam,  eine  bis  i-stündige  Verkürzung  der  Arbeits* 
zeit  und  eine  5 — is'^/eige  Lohnerhöhung  zu  erwähnen.  Die  größte 
Bedeutung  aber  beansprucht  für  die  Arbeiterschaft  die  ausschließliche 
Anerkennung  des  Zentralverbandes  der  Maler  und  Gipser  der  Schweiz. 
Man  mag  es  bedauern,  daß  damit  allen  anderen  Orc^antsationen  der 
Todesstoß  versetzt  wurde,  verwunderlich  war  es  bei  der  notorischen 
Schwäche  derselben  nicht.  Auf  dem  Kam])fplatz  des  Wirtschaftslebens 
ist  nur  für  die  Stärksten  Raum,  und  nur  von  ihnen  ist  der  Fortschritt 
ZU  erwarten.  Ohne  Rücksichtslosigkeiten,  ja  selbst  Gewalttätigkeiten 
hat  sich  der  Fortschritt  nie  verwirklichen  können,  und  darum  muß 
man  audi  die  mit  dieser  Tarifgemeinschaft  verbundenen  Härten  mit  in 
den  Kauf  nehmen.  Vielleicht  geben  sie  dem  Gesetzgeber  den  Anstoß, 
diesem  Rechtsgebilde  auf  dessen  Kristallisation  aus  der  Flut  wirt- 
schaftlicher Erscheinungen  er  so  lanj^c  schon  fjewartet  hat,  endlich 
näher  zu  treten.  Denn  über  die  Tarifi^emeinschaftcn  mit  ausschließ- 
lichem Verbandsverkehr  geht  der  Weg  zu  den  Tarifgemeinschaften  ob- 
ligatorischer Herufsgenossenschaften,  denen  allem  Anscheine  nach  die 
Zukunft  gehört. 

Aber  auch  abgesehen  davon  ist  die  sozia^litische  Bedeutung  des 
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Zürcher  Malertarils  nicht  zu  unterschätzen.  Er  wird  wesentlich  dazu 
beitragen,  den  Tarifgedanken  in  weite  Kreise  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  zu  tragen  und  zwar  insbesondere  deshalb,  weil  in  diesem 
TWif  der  Weg  gezeigt  wurde,  auf  dem  ein  Zusammengehen  der  Parteien 
2ur  Erlanguig  beide  Teile  befriedigender  Tarifverträge  möglich  ist. 
Indem  die  Gehilfenschaft  zur  Dorchfiihrang  da*  Preiskonvention  des 
Meistervereins  die  Hand  bot,  schuf  sie  selbst  die  Voraussetzung  zur 
Verbesserung  ihrer  Lohn-  und  Art>eitsbedingungen.  Der  ausschließ- 
liche Verbandsvorkehr  ist  nur  ein  unvermeidliches  Mittel  zum  Zweck, 
durch  welches  allerdings  gieichzeitii?  ein  Arbeitsmonopol  der  Maler- 
gewerkschaft geschaffen  wurde.  Dieseü  Arbeitsmonopol  hat  für  die 
Mitglieder  der  Gewerkschaft  die  Bedeutung,  daß  fiir  sie  ein  Recht  auf 
Arbeit,  soweit  ein  solches  im  Rahmen  der  heutigen  Wirtschaftsordnung 
möglich  ist,  geschaffen  wurde.  —  Im  übrigen  ist  dieser  Tarif  wie  kaum 
ein  anderer  auf  dem  Prinzip  der  unbedingten  Gleichberechtigung  beider 
Vertragsteile  aufgebaut.  Mit  einem  Schhige  hat  die  Malergewerkschaft 
nach  jahrelangem  Kampf  die  Anerkennung  des  Mitijestinimungsrechtes 
bei  der  Gestaltung  der  Arbeitsverhältnisse  errungen.  An  SttUe  der 
einseitigen  Festsetzung  der  Arheits1)edingnngen  seitens  der  Arbeilgel)er 
tritt  der  paritätisch  verciiiliarte  Tarif.  Und  es  sind  alle  Anzeichen 
dafür  vorhanden,  daß  den  Arbeitern  in  der  Zukunft  nocli  ein  größerer 
Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Arbeitsverhältnisse,  insbesondere  durch 
Einräumung  des  Mitbestimmungsrechtes  bei  der  Preisnormiening  zuge- 
standen werden  wird.  Denn  soviel  ist  heute  schon  sicher,  der  vor- 
liegende  Tarif  wird  nur  erneuert  vreiden,  wenn  der  Gehilfenschaft 
gleichzeitig  ein  Vetorecht  mit  Bezug  auf  den  Preistarif  des  Meister- 
vereins eingerinmt  wird.  Wahrscheinlich  werden  sich  allerdings  die 
Arbeitgeber  zimächst  dagegen  verwahren,  aber  daß  sie  auch  diese 
Konzession  über  kurz  oder  lang  werden  machen  müssen,  darüber  besteht 
für  uns  kein  Zweifel. 

Mit  der  Erlangung  dieses  Zugeständnisses  tritt  dann  eine  neue 
Atifgabe  an  die  Arbeiter  heran ;  sie  übernehmen  einen  Teil  der 
Uiucrnehmcrfunkiiun,  demgegenüber  es  lächerlich  sein  wurde,  das 
Wort  vom  »Herr  im  Hause  sein«  noch  im  Munde  fuhren  zu  wollen. 
Denn  was  ist  dem  Unternehme  nunmehr  von  seiner  einstigen  Macht- 
sphäre noch  verblieben?  Früher  setzte  er  sozusagen  einseitig  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  fest;  er  normierte  die  Preise;  stellte  nach  seinem 
l^el leben  diejen^en  Arbeiter  an,  die  ihm  persönlich  zusagten,  und 
bestimmte,  was,  wie  und  für  wen  er  produzierte.  Ohne  der  Tarifent- 
wicklung vorgreifen  zu  wollen,  kann  man  heute  schon  sagen,  daß  alle 
diese  Befui^nissc  l)ereits  in  zahlreichen  Gewerben  eine  starke  Kinschrän- 
kung  erfahren  lual)en,  und  im  besonderen  Malve  gilt  dies  von  dem  vor- 
liegenden .Malertarif.  Die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  desselben 
sind  von  den  kontrahierenden  Organisationen  festgesetzt  worden,  und 
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die  Gewerkschaft  regelt  die  Verteilung  der  Arbeitskräfte.  Die  Meister 
dürfen  weder  für  jeden  beliebigen  Abnehmer  (z.  R.  gesperrte  Meister), 
nocii  jede  beliebige  Arbeit  (Streikarbeit)  ausführen  lassen.  Ja,  selbst 
aber  die  AtufÜhrtiiig  der  Arbeit  sind  Besämmungeo  getroffen,  denen 
sich  die  Aii)eitgeber  za  unterwerfen  haben  (s.  oben  S.  735). 

Und  auf  diesem  Wege  scheint  die  Entwicklunjg  weiter  zu  drängen 
mit  der  Tendens,  durch  Eindämmung  des  schrankenlosen  Wettbewerbs 
auf  der  einen  und  Regelung  der  Produktionsverhältnisse  auf  der  andern 
Seite  die  Verfassung  der  Unternehmung  von  Grund  aus  zu  ändern. 
Die  unbeschränkte  Verfügungsgewalt  über  die  Produktionsmittel,  die 
den  Unternehmer  der  heutif:[en  Wirtschaftsordnung  kennzeichnet,  scheint 
nach  allen  Seiten  eingeengt  und  gebunden  /u  werden.  Von  seiner  bis- 
herigen Funktion  wird  ihm  nur  die  Kapitalbcschaftung  und  die  Tätig- 
keit auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  überlassen  bleiben,  wShrend  das 
Verfügungsrecht  über  di^  Produktionsmittel  und  die  Bestimmung  der 
Produktion  und  des  Absjutses  su  einem  wesentlichen  Teil  von  den  kon« 
trahierenden  Verbänden  übernommen  werden  wird.  Denn  sobald  die 
Arbeiterschaft  stark  genug  sein  wird,  um  ihre  Macht  als  ein  den  Unter- 
nehmern mindestens  gleichberechtigter  Faktor  im  Wirtschaftsleben 
geltend  zu  machen,  werden  die  gemeinsamen  Produzenteninteressen 
der  Arheit'^eber  und  Arbeitnehmer  dazu  führen,  an  Stelle  einer  Wirt- 
schaftsordnung auf  der  Gntndlagc  des  freien  Wettbewerbs  der  Einzel- 
unternehmungen eine  korporative  Wirtschaf  tsver  fassung,  deren  Ansätze 
heute  schon  vorhanden  sind,  zu  setzen.  Damit  wird  'die  Unterord- 
nung der  Unternehmer  unter  die  Organisation  unvermeidlich  verknüpft 
sein»  und  entsprechend  der  neuen  Machtverteilung  wird  in  dieser  kor- 
porativen Wirtschaft  eine  andere  Preisbildung  und  Einkommensvertei- 
lung platzgreifen. 

Die  Grenzen  der  Lohn-  und  Preissteigerung  unter  der  Herrschaft 
einer  konstitutionellen  (ic-wcrln  verfassiing,  deren  Keime  wir  im  Zürcher 
Malergcwerbc  beobachten  krmnen,  liefen  einerseits  darin,  dal>  die 
Arbeiterschaft  selbst  der  größte  Konsument  ist  und  daher  keine 
einseitige  Produzentenpolitik  treiben  kann,  sowie  andererseits  in  der 
Tatsache,  daß  solange  wirtschaftlicher  Eigennutz  das  das  Enverbs- 
leben  beherrschende  Motiv  ist,  nicht  nur  wie  die  ältere  National- 
ökonomie lehrte,  die  Nachfrage  die  Preise  bestimmt,  sondern  auch 
umgekehrt  und  zwar  in  den  meisten  Fällen  die  Preise  die  Nachfrage 
bestimmen,  in  letzter  Linie  also  für  die  Preisnormierung  wie  die  Pro- 
duktion überhaupt  wirtschaftliche  Prinzipien  maßgebend  und  ausschlag- 
gebend sein  müssen.  Der  Staat  wird  deshalb  in  die  Umbildung  der 
Wirtschaftsverfassung,  der  wir  entgegengehen,  mit  Bezug  auf  Fniduktions- 
regelun^^  und  Preisnormierung  nur  eingreifen,  wenn  das  Prinzi])  der 
Wirtschaftlichkeit  durch  einseitige  ausbeuterische  Produzentenpolitik 
einzelner  Gruppen  gefährdet  wird. 
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Der  Zürcher  Maicrlarif  bedeutet  sicherlich  einen  Fortschritt  auf 
dem  hier  angedeutetea  Weg  zum  gewerblichen  Konstitutionalismus, 
obwohl  wir  durchaus  nicht  behaupten  wollen,  daß  der  Tarif,  dessen 
LektQre  unwillkfiriich  an  mittelalterliche  Zunftverfassungen  erinnert,  in 
allen  seinen  Teilen  vorbildlich  erscheint.  Aber  für  das  Ringen  und 
Suchen  unserer  Zeit  nach  neuen  Wegen  und  Zielen,  die  nk^t  zur  Ge- 
sundung des  einzelnen  Gewerbes,  sondern  zur  Genesung  unseres  im 
Innersten  kranken  Wirtschaftslebens  fiihren  sollen,  darf  er  als  bedeut- 
sames Zeichen  gelten. 

Nachschrift: 

Die  vorstehende  kleine  Abhandlung  wurde  bereits  vor  einem 
halben  Jahre  geschrieben.  Inzwischen  ist  infolge  der  Bestrebungen 
der  deutschen  Handwerkervereinigungen  im  Reichsti^  der  Antrag 

Irl  auf  Abänderung  des  §  xooq  der  G.O.:  »Die  Innung  darf  ihre 
Mitglieder  in  der  Festsetzung  der  Preise  ihrer  Waren  oder  Lei- 
stunjjen  oder  in  der  Annahme  von  Kunden  nicht  beschränken»,  ange- 
nommen worden.  (Vergl.  Steno^r.  Bericht  der  Verhandlunf^en  des  deut- 
schen Reichstags  12.  Legisl. -Periode  I.  Session  1907  08  S.  1705  ff.)  — 
Der  Antrag  Irl  will  die  Zwangsinnungen  ermächtigen,  mit  Zustimmung 
der  Aufsichtsbehörden  Mindestpreise  oder  Normalsätzc  für  Waren  und 
Leistungen  festsetzen  zu  dürfen.  Nun  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  eine 
Abänderung  des  §  100  q  der  G.O.  im  Sinne  des  erwähnten  Antrages 
den  Weg  für  Vereinbarungen  der  in  obigem  Aufsatz  geschilderten  Art 
ebnen  würde,  aber  bemerkenswerterweise  hat  bei  der  lanj^en  Debatte 
über  jenen  Antrag  die  Möglichkeit  des  Abschlusses  von  Tarifverträgen 
auf  Grund  der  beantraj:,'ten  Abänderun;,^  der  Gewerbeordnung  fjar  keine 
Erwähnung  j^efiinden.  Bedenkt  man  allerdings,  daß  alle  diejeni'^en 
Handwi  ikerorganibalionen,  «lie  bereits  zu  einer  Tarifvereinbarung  ge- 
kommen sind,  derartige  Hilfsmittel  nicht  bedürfen,  dann  iüt  die  Eiiv 
scitigkeit  Jener  Debatte  wohl  begreiflich.  Der  Antrag  Irl  muß  daher 
ab  ein  Rückfall  in  die  Zeit  der  Zunftreglements  und  Taxordnungen 
erscheinen;  denn  nicht  durch  staatliche  Zwangsorganisationen,  sondern 
nur  durch  die  freie  Vereinbarung  aller  Beteiligten  kann  unter  Wahrung 
der  Fortschritte  einer  fast  vierzigjährigen  Gewerbefreiheit  der  W^  zu 
einer  neuen  Wirtschaftsordnung  gefunden  werden,  die  die  Vorzüge  der 
liberalen  mit  der  einer  neuen  sozialen  O^anisation  der  Volkswirtschaft 
vereinigt. 
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Kne  ZuMumneoBtellitac  d«r  Lohn-  und  Atbeittvctfailtniaac  der  BnfMuaibeiter 
und  d«r  l^/tibnbvwngangßn  der  Buteaiuabeiter  mit  Hiaweiwa  «nf  die  LQline 
und  Lohneteigerangen  der  Handeibeiter. 

Von 

ALBIN  MICHEL. 

Infolge  des  Zusammenschlusses  der  Arbeiter  zu  großen  Orgatii- 
fiationen  und  mit  der  durch  die  günstige  wirtschaftliche  Entwickelung 
her\'orgerufenen  verstärkten  Nachfrage  nach  Arbeitskräften,  ist  während 
des  letzten  Jahrzehnts  in  Deutschhind  so  ;^ut  wie  in  aUen  Industrie- 
und  Gewerbczwci*,'cn  eine  Steigerung  der  Löhne  erreicht  worden. 
Auch  dort,  wo  heute  noch  die  Löhne  als  niedrig  angesehen  werden 
können,  zeigen  sie  doch  gegenüber  den  früheren  Löhnen  Erhöhungen. 
In  geringerem  Umfange  treten  diese  Lolmerhöhnngai  in  der  Tectil- 
industrie  und  in  entlegenen,  indttstriearmen  Gegenden  der  östlichen 
Provinzen  henror»  in  stärlcerem  Maße  haben  die  Arbeiter  durch  Arbeits- 
kämpfe  oder  auch  durch  friedliche  Lohnbewegungen  Lohnerhöhungen 
durch^resetzt  in  der  Metallindustrie,  in  allen  Gewerben  des  Baufaches, 
wie  überhaupt  allgemein  in  den  Industrie-  und  Großstädten. 

So  sind  nach  dem  »Korrespondcnzblatt  der  Gcneralkommission 
der  Gewerkschaften«  nach  einer  Uebcrsicht  in  Nr.  38  vom  Jahre  1905 
allein  während  <ies  vorhergegangenen  Jahres  1904  in  1076  Orten  und 
14781  Betrieben  mit  213709  Beschäftigten  sogenannte  friedliche  Lohn- 
bewegungen zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  durchgeführt 
worden,  Lohnbewegungen,  die  ohne  Differenzen  mit  den  Arbeitgebern 
abHefen.  Soweit  Nachweise  vorliegen,  wurde  bei  diesen  Lohnbe- 
wegungen ohne  Arbeitskampfe  erreicht:  (Ür  47346  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  eine  Arbeitszeitverkürzung  von  192  420  Stunden  oder 
durchschnittlicli  reichlich  4  Stunden  pro  Person  und  Woche  und  für 
T2I  330  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  eine  Lohnerhöhung  von  240  113  M. 
oder  durchschnittlich  2  Mk.  pro  Person  und  Woche.  Dazu  kommen 
dann  noch  die  durch  Stn  iks  erreichten  Vorteile.  Auch  vom  Jahre 
1905  haben  die  Gewerkschaften  in  ihren  Euuel berichten  bereits  vun 
zahlreichen  Lohnbewegungen  und  Streiks  beriditet,  die  Verbesserungen 
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der  Arbeiubedingungen  zur  Folge  hatten.  So  wurde  nach  dem  Ge- 
schäftsbericht des  Zentralverbandes  der  Maurer  för  das  Jahr  1903  er- 
reicht: in  198  Lohnbezirken  mit  975  Orten  eine  Verkürzung  der  täg- 
lichen Arbeitszeit,  die  für  16300  Maurer  V*  Stunde  und  für  1627  t 
Maurer  täglich  i  Stunde  beträgt,  femer  wurde  erreicht:  in  507  Lohn- 
bezirken  mir  35 So  Orten  eine  Erhöhung  der  Stundenlöhne  von  i  bis 
14  Pfg.  Bei  51562  Maurern  betrug  die  Erhöhung  des  Stundenlohnes 
5  Pfg.  Und  diese  Erhöhunfr  der  Stundenlöhne  wurden  nur  in  geringem 
Umfange  durch  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ganz  aufgehoben,  denn 
102  6s6  ^laurer  hatten  einen  absolut  höheren  Verdienst  erzielt.  Die 
Erhöhung  des  Verdienstes  ging  bis  zu  8,40  Mk.  pro  Wuchc  und  stellte 
sich  bei  31374  Maurern  auf  wöchentlich  2,70  Mk.,  bei  11 916  Maurern 
auf  wöchentlich  3  Mk.  Im  Verband  der  Brauer  war  nach  dem  letzten 
Geschäibbericht  für  1905  erreicht:  (ur  3681  Arbeiter  eine  Verkürzung 
der  täglichen  Arbeitszeit  von  zusammen  16370  Stunden  oder  durch- 
schnittlich  pro  Person  und  Woche  6  Stunden,  für  8757  Arbeiter  eine 
Lohnerhöhung  von  zusammen  21557  oder  durchschnittlich  2,53  M. 
pro  Person  und  Woche,  für  3481  Arbeiter  ein  Zuschlag  für  Ueber- 
stunden  und  für  3427  Arbeiter  eine  bessere  Bezahlung  der  Nacht-  und 
SonntajTsarbeiten.  Im  Steinsetzergewerbe  sind  im  vergangenen  Jahre 
in  70  Orten  Tarilverträge  abgeschlossen  worden,  w^obci  für  über  4000 
Arbeiter  eine  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  und  eine  Erhöhung  der 
Löhne  erreicht  wurde.  Die  Lohnerhöhungen  betragen  auch  hier  sehr 
bäv&g  5  Pfg.  pro  Stunde.  Noch  viele  Berichte  ließen  sidi  anführen» 
die  von  einer  Erhöhung  der  Löhne  sprechen.  Besonders  stark  trat 
diese  Tendenz  auf  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  und  speziell 
auf  Erhöhung  der  Löhne  für  die  verschiedensten  Berufe  der  Arbeiter 
während  der  vergangenen  Monate  des  laufenden  Jahres  hervor.  Die 
Ausstände  und  Lohnbewegungen  waren  so  zahlreich,  daß  in  der  Tages- 
presse häufig  von  einer  ».Streikflut«  geschrieben  wurde.  So  sind  z.  B. 
im  Zcntralverbaud  der  Zimmerer  in  diesem  Jahre  bis  zum  15.  Juni 
bereits  427  Bewegungen  (gegen  225  im  Vorjahre)  auf  Erhöhung 
der  Löhne  eingeleitet  worden;  die  zugestandenen  Lohneriiöhui^en 
machen  pro  Stunde  i — 10  Pfg.  aus»  bei  nmd  «50/^  der  an  den  Lohn- 
bewegungen beteiligten  Zimmerer  betrug  die  Erhöhung  des  Stunden- 
lohnes 5  Pfg. 

Außerdem  ist  dabei  stets  zu  bedenken,  daß  die  durch  Lohnbe- 
wegungen erreichten  Vorteile  nicht  auf  die  hetrefifendcn  Orte  oder  auf 
den  Personenkreis  der  beti  ilif,nen  Arbeiter  beschränkt  bleiben,  sondern 
in  einer  Art  Wellenbewegung  weiter  wirken.  Was  den  Arbeitern  an 
bestimmten  Orlen  oder  an  bestimmten  Arbeitsplätzen  durch  äußere 
Aktionen  zugestanden  wird,  ganz  gleich,  ob  diese  Aktionen  friedliche 
Lohnbewegungen,  Streiks  oder  Aussperrungen  sind,  das  wird  anderen 
Arbeit^ruppen  vielfach  als  etwas  Selbstverständliches  gewährt  und  ohne 
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daß  dies  statistisch  festgestellt  werden  kann.  Sind  die  Löhne  in  den 
Berufen  der  Handarbeiter  im  allfremeinen  ganz  zweifellos  gestielten  und 
häufig  recht  wesentlich  gt  stie<^'cn,  so  sind  höchstens  noch  Zweifel  dar- 
über möglich,  ol)  flie  gesteigerten  Löhne  den  Arbeitern  eine  verbesserte 
Position  gebracht  haben,  weil  gleichzeitig  auch  die  Preise  der  ver- 
sdiiedenatea  Lebeonnittel  und  Gebratichsgegeitttfinde  und  die  Wohnungs- 
mieten  ki  die  Höhe  gegangen  sind.  Man  kann  aber  wohl  mit  .Sicher- 
heit  annehmen,  da&  ntir  ein  Teit  der  Lohnerhöhungen  durch  die 
höheren  Preise  der  Lebensmittel  und  durch  den  höheren  Lebensauf- 
wand absorbiert  worden  ist  und  daß  in  der  Regel  der  höhere  Ver- 
dienst auch  eine  Erhöhung  der  Lebensführung  gebracht  hat.  Das  tritt 
auch  nicht  selten  bei  der  Steigerung  der  Mietsausgahen  hervor:  die 
Wohnungen  mit  höheren  Mieten  haben  hellere,  freundliehere  Räumlich- 
keiten und  sind  mit  größeren  Requemliclikeiten  eingerichtet. 

Im  Gegenbati  zu  den  Handarbeitern  sind  in  den  Arbeits-  und  Lohn- 
verhftltnissen  der  Bureauarbeiter  der  verschiedensten  Kategorien 
während  des  letzten  Jahrzehnts  nur  ganz  unwesentliche  Aenderungen 
und  Veibesserungen  eingetreten.  Im  allgemeinen  haben  weder  die 
Verteuerung  der  Lebensführung,  noch  die  günstigen  Wirtschaftsperioden 
während  des  letzten  Dezenniums  eine  bessere  Entlohnung  der  Bureau- 
arbeiter gebracht;  als  Benifsgruppe  sind  sie  häufig  noch  auf  den 
gleichen  Lohn  angewiesen,  wie  vor  lo  und  12  Jnbren.  Und  zwar  sind 
die  Löhne  der  Bureauarbriter  nicht  allein  in  den  Bureaus  i'rivatcr, 
wie  bei  Rechtsanwälten,  Notaren,  Gerichtsvollzirliern  u.  s.  vv.  so  nied- 
rig geblieben  und  nicht  mit  den  Lolinen  der  Handarbeiter  gestiegen, 
sondern  vielfach  auch  bei  Krankenkassen,  Unfallbcrufsgcnossenschaften, 
Genossenschaften,  Konsumvereinen,  in  den  Bureaus  der  Gemeinden, 
der  Kreis-  und  Provinzialverwaltungen,  bei  Staatsbehörden  u.  s.  w. 
Selbst  in  den  Gewerkschaften  der  Arbeiter  müssen  die  angestellten 
Bureauarbrit  1  nicht  selten  Kämpfe  fiihrcn,  lange  Auseinandersetzungen 
auf  den  Cicneralversammlungen  über  sich  ergehen  lassen,  bis  ihnen 
schließlich  ein  Lohn  ungesichert  wird,  den  jeder  mittelmäßig  geschickte 
Arbeiter  des  eigenen  Berufes  mit  Leichtigkeit  verdienen  kann.  Wie 
selbst  .solche  Bureauarbeit  eingeschätzt  wird,  die  eine  «gewisse  \eranl- 
wortliche  Stellung  mit  sich  bringt,  zeigt  in  charakteristischer  Weise 
ein  Ausschreiben  der  Stadt  Elmshorn  aus  allerjüngster  Zeit.  In  der 
genannten  Stadt  wird  zur  Beaufsichtigung  des  städtischen  Reinigungs- 
wesens ein  Buchhalter  gesucht.  Diese  Stellung  ist  angeschrieben 
worden  mit  xooo  Mk.  pro  Jahr,  dagegen  erhalten  die  städtischen  Ar- 
beiter der  Straßenreinigung  1092  Mk.  und  die  Vorarbeiter  isoo  Mk. 
pro  Jahr. 

Diese  Erscheinim^  des  Stillstandes  der  Burcauarbeiterlöhne  in  einer 
Zeit,  in  der  so  gut  wie  alle  anderen  Löhne  gestiegen  sind  und  der 
immer  größer  werdende  Abstand  der  zwischen  den  Lohnen  eines  großen 
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Teils  der  Bureauarbeiter  und  denen  der  Handarbeiter  hervortritt,  liegt 
in  den  verschiedensten  Ursachen  begründet.  Die  Hauptursachcu  hind 
ohne  Zweifel  der  starke  Zuzug  von  Arbeitskräften  im  Schreiber'  und 
Bureauarbeiterberufe  und  das  späte  Zustandekommen  einer  Bewegung, 
die  sich  die  Verbesserung  der  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  zur  Auf- 
gabe gemacht  hat.  Bis  za  Beginn  der  neunziger  Jahre  bestanden  wohl 
verschiedene  Vereinigungen  von  Bureaubeamten ,  aber  es  existierte 
keine,  die  für  eine  Verbesserunf^  im  Arbeitsverhältnis  eingetreten  ist. 
So  hatte  z.  B.  der  Verein  der  Bureaubeamten  der  Rechtsanwälte,  No- 
tare und  Gerichtsvollzieher  in  Berlin  die  Besprechung  der  Arbeitsver- 
hältnisse und  der  wirtschaftlichen  Lage  ausdrücklich  verboten.  Erst 
mit  der  Gründung  der  »Freien  Vereinigung  der  Bureauangestellten 
Berlins€  wurde  sum  erstenmale  eine  Vereinigung  geschaffen,  die  sich 
die  Verbesserung  der  Lohn*  und  Arbeitsverhältnisse  der  Bureauarbeiter 
als  Ziel  setste.  Später  ist  diese  Vereinigung  in  den  »Zentralverein  der 
Bureauangestelltenc  umgestaltet  worden. 

Der  starke  Zuzug  von  Arbeitskräften  zum  Schreiberberufe  wirkt 
im  höchsten  Maße  hemmend  ein  atif  die  Tendenz  zur  Erhöhung  der 
Löhne;  während  in  vielen  Zweigen  des  Handwerks  schon  seit  lanj^er 
Zeit  von  einer  Leiiriiugsnot  licrichlet  wird,  von  einer  zu  gerin<^eu 
Heranbildung  von  Lehrlingen,  wodurch  auch  der  häuhg  in  der  Groß- 
industrie beklagte  Mai^el  an  tücht^;en  Fachaxfoeiton  zurückzuführen 
isti  läßt  der  Andrang  im  Schreiberberuf  trotz  der  geringen  Löhne  nicht 
nach.  In  vielen  Familien  besteht  noch  eine  Voreingenommenheit  gegen 
jede  Art  Handarbeit.  Ein  Handwerk  su  erlernen,  gilt  bei  ihnen  nicht 
als  >vomehm«  genug,  und  da  zur  Ergreifung  eines  anderen  Berufes 
die  Mittel  oder  auch  die  Fähigkeiten  fehlen,  so  wird  der  junge  Mann 
aus  einer  solchen  Familie  dann  Schreiber.  Auch  körperlich  schwäch- 
liche Personen  werden  häutig  zum  Schreiberberuf  bestimmt.  Femer 
sind  die  Bureauarbeiter  auch  in  den  privaten  Betrieben  der  Gerichts- 
vollzieher, Rechtsanwälte  und  Notare  noch  heute  sehr  schwer  zu  den  . 
Organisationen  und  zu  einer  Lohnbewegung  heranzuziehen,  auch  schon, 
weil  es  sich  zu  einem  großen  Teil  um  jugendliche  Personen  handelt, 
die  dafür  noch  kein  Vexstandnis  besitzen.  Dann  wirkt  dabei  auch  die 
verschiedenartige  Zusammensetzung  der  Schreiber;  der  größte  TeU 
von  ihnen  hat  nur  eine  Volksschule  besucht,  es  sind  aber  auch  in 
größcrem  Umfange  ehemalige  Schüler  von  mittleren  und  höheren 
Schulen  unter  ihnen.  Soweit  nicht  schon  der  verschiedenartige 
Bildunf^s^rang  unter  den  noch  jugendliehen  und  deshalb  immer  noch 
unertahrenen  und  mit  gewissen  Vorurteilen  beliafteten  Bureauangc- 
.siellien  einen  l'reuuungspunkt  oder  wenigstens  eine  Hemmung  des 
Zusammenschlusses  bildet,  liegt  diese  Trennung  oft  in  den  verschieden» 
artig  entwickelten  sozialen  Anschauungen»  die  aus  der  Familie  des 
Einzelnen  mit  in  den  Beruf  übernommen  worden  sind.  Es  ist  leicht 
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%t;i  stündlich,  dali  der  Sohn  eines  Schutzmanns  oder  eines  anderen 
Unterbcamien  andere  An^^chauungen  über  die  Notwendigkeit  der  be- 
raflichen  Organisation  und  über  Lohnbewegungen  bat,  ab»  der  Sohn 
eines  organisierten  groQstSdttschea  Arbeiters.  Dann  aber  bt  die  Eat- 
lohnung  för  die  jüngeren  Schreiber  aus  der  Klasse  des  Bfirgertunis 
lange  nicht  von  der  Bedeutung  als  flir  die  ans  der  Klasse  der  Arbeiter- 
bevölkening  entstammenden.  Während  der  Schreiber  aus  der  Arbeiter- 
bevölkerung  unbedingt  ein  gewisses  »Kostgeld«  aufbringen  muß  und 
erst  den  darüber  hinausschießenden  Betrag  für  sich  verwenden  kann, 
darf  der  jün<7erc  Schreiber  aus  der  Burgcrtamilie  nicht  selten  den 
gesamten  Verdienst  für  sich  verwenden.  Hat  der  jüngere  Schreiber 
aui>  der  Arbeilcrtauulic  bei  grober  weidendem  Verdienst  auch  eine 
größere  Summe  zur  eigenen  Verwenduni^  so  muß  dafUr  der  jüngere 
Schreiber  aus  der  Bürgerfamilie  bei  höher  werdendem  Verdienst  einen 
Teil  dieses  Mehrverdienstes  oder  den  gesamten  Mehrverdienst  zu  Hause 
abgeben.  Hat  er  vorher  bei  ganz  niedrigem  Verdienst  nichts  zur  elter- 
liclien  Haushaltung  bdgetragen,  so  wird  das  von  ihm  verlangt,  wenn 
das  Einkommen  etwas  höher  geworden  ist,  ihm  bleibt  deshalb  zur 
eigenen  Ver\vendun'^  kaum  mehr,  als  früher  bei  niedrigerem  Einkommen. 
Weiter  kommt  in  Ik  tracht,  daß  viele  den  Beruf  des  Schreibers  und 
Bureauarbeiters  im  s[)äteren  Alter  wechseln  und  daß  viele  auf  den  Be- 
ruf des  Beamten  lossteuern.  Die.s  alles  und  auch  das  immer  stärker 
werdende  Hereinströmen  der  Frauenarbeit  in  den  Schreiberbenif,  müssen 
bewirken,  daß  festgefügte  Verhältnisse  sich  nicht  bilden  können.  Was 
in  der  Heunarbeit  bei  den  Frauen  oft  hervortritt,  daß  viele  nur  arbeiten, 
um  für  gewisse  persönliche  Bedttilhisse  Deckung  zu  finden,  das  tritt  viel- 
fach auch  im  Schreiberberufe  bei  männlichen  Personen  hervor.  Auch 
unter  den  Schreibern,  namentlich  aus  dem  kleineren  Bürgertum,  ar- 
beiten viele  nur,  um  den  Eltern  bis  zur  Militärzeit  nicht  ganz  zur  Last 
zu  lic^^cn,  um  wenic^stens  die  kleinen  Bedürfnisse  des  persönlichen  Auf- 
wan<!s  bestreiten  /.u  ki'-nnen.  Mit  dem  Begiim  der  Militärzeit  gilt  dann 
der  Bcrul  aU  Schreiber  iur  abgeschlossen  und  es  durfte  denn  auch 
keinen  Beruf  geben,  der  so  viele  Kapitulanten  stditr  als  der  Beruf  des 
Schreibers. 

Die  erstere  größere  und  durch  Einflüsse  der  Organisation  mit 
hervorgerufene  Bewegung  auf  Verbesserung  der  Arbeitaverhältnisse  war 
die  Bewegung  der  Bureauarbeiter  bei  den  Berliner  Rechtsaiiwälten, 
Notaren  und  Gerichtsvollziehern  im  Jahre  1896.  Eine  von  vielen 
Hunderten  Rureauangcstellten  besuchte  Versammlung  beauftragte  die 
Leittmg  des  Zentralvereins  mit  der  Ausarbeitung^  eines  ^Regulativsc, 
dab  allen  Arbeitgebern  und  auch  dem  Vorstand  der  Anwaltskammer 
vorgelegt  werden  sollte,  in  diesem  auch  aufgestellten  und  den  Notaren, 
Rechtsanwälten  und  Gerichtsvollziehern  vorgelegten  »Regulativ«  waren 
die  Hauptforderui^en: 
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Regelung  des  Lehrlings wcsens.  In  Bureaus  bis  zvi  drei 
Angestellten  sollte  nicht  mehr  als  i  Lelirling  beschäftigt  werden  dürfen, 
in  Bureaus  mit  4  und  mehr  Angestellten  nidit  mehr  als  2  l.ehriinge. 

Einführung  der  achtstäjidigen  Arbeitszeit 

Festsetzung  eines  Minimallohnes.  Dieser  sollte  betragen 
für  Kanzlisten  die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohnes  flir  ungelernte 
Arbeiter;  für  Bureauvorsteher  das  zV»foche  des  ortsüblichen  Lohnes. 

A  b  s  {-  Ii  a  f  f  u  n     der  S  o  n  n  t  a   s  a  r  b  c  i  L 

Bezahlung  der  Ueberst  u  ndcn. 

Gewahrun;^  von  F  c  r  i  e  nur  1  aub. 

Einrichtung  hygienisch  einwandsfreier  Räumlich- 
keiten und 

Errichtung  eines  paritätischen  Arbeitsnachweises. 

Diese  »Regulative«  sind  bei  den  Bureauarbeitemi  so  weit  diese  bei 
Rechtsanwälten,  Notaren,  Gerichtsvollsiehem  u.  s.  w.  beschäftigt  sind, 
dasselbe,  was  bei  den  Handarbeitern  die  Tarifverträge  sind,  durch  sie 
sollen  für  längere  2^it  einheitliche  Arbeits-  und  Lobnbedingungen  fest- 
gesetzt werden,  nur  daß  diese  »Regulativbewegung«  weit  geringere 
Fortschritte  machen  konnte,  als  die  Tariflicwegung  der  Handarbeiter. 
Die  GrundforderunL^en  des  im  Jahre  1896  in  Berlin  aufgestellten 
>Regulativs«  bilden  auch  noch  heute  die  Hauptforderungen  der  Bureau- 
arbcitcr. 

Nachdem  dies  »Regulativ«  sämtlichen  Anwälten  u.  s.  w.  in  Berlin 
und  auch  dem  Vorstand  des  Anwaltsvereins  unterbreitet  worden  war 
mit  der  Bitte,  die  darin  aufgestellten  Forderungen  künftighin  als.  Arbeits- 
verhältnis bestehen  zu  lassen,  wurde  vom  Berliner  Anwaltverein  eine 
Kommission  gewählt,  die  eingehende  Untersuchungen  Über  die  in  Ber- 
lin bestehenden  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  anstellte.  Diese  Kom- 
mission trat  dann  weiter  an  die  einzelnen  Vereine  der  An<;esteHten 
mit  dem  lusuchen  lu-ran.  Delegierte  zu  gemeinsamen  Unterhandlungen 
zu  wählen.  Die  Anwaitskommission  erkannte  die  aufgestellten  Forde- 
rungen als  durciiauü  berechtigt  an,  erklarte  aber,  daß  diu  ^elorderten 
Minimalsätze,  so  berechtigt  sie  auch  seien,  zur  Zeit  doch  als  zu  hoch 
angesehen  werden  müßten.  DaramHin  wurden  die  Forderungen  umge- 
arbeitet. Die  Forderung  der  aditstündigen  Arbeitszeit  wurde  ganz 
fallen  gelassen,  als  Mindestlöhne  wurden  gefordert  für  Angestellte  im 
Alter  von  14 — x6  Jahren  20  M.,  im  Alter  von  lö  bis  13  Jahren  40  M. 
und  im  Alter  von  18 — 21  Jahren  60  Mk.  Aeltere  Gehilfen  sollten 
mindestens  75  Mk.  erhalten,  ebenso  die  Rurcauvorstehcr  unter  20  Jahren 
und  für  iiUere  Inireauvorsteher  waren  100  Mk.  angcsel/t.  Ferner  wurde 
die  Ref:;f  lunL;  der  Ueberstunden  und  der  Sonntagsarbeit  gefordert. 
Ucbersluiidcü  sollen  bezahlt  werden  mit.  75  Pfg.  für  die  Burcauvor- 
steher  und  mit  50  Pfg.  Tür  die  übrigen  Angestellten,  Sonntags-  und 
Feierta^rbeiten  mit  85  rtg.  pro  Stunde  und  mit  60  Pfg.  Doch  auch 
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diese  Forderungen  wurden  schließlich  vom  Berliner  Anwalts  verein  ab- 
gelehnt, weil  die  Anwälte,  wie  erklärt  wurde,  »jedem  Zwange  Feindt 

seien.  r)ic  Anwaltskammer,  die  dann  weiter  anfje<:jringen  wtirde,  ant- 
wortete, daii  die  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  in  den  Bureaus  der 
Rechtsanwälte  außerhalb  ihrer  Zuständigkeit  lie;,'c,  zugleich  aber 
schickte  sie  ein  Rundschreiben  an  die  Anwälte  im  Kammer^erichts- 
bezirk,  in  dem  diese  aufgefordert  wurden,  etwa  bestehende  Mißstände 
im  Arbeitsverhittnis  der  Bureauarbeiter  zu  beseitigen.  Eine  Besserung 
ist  jedoch  nicht  enetcht  worden.  Gleich  nach  Gründung  der  »Freien 
Vereinigoi^r«  wurden  Petitionen  an  den  preußischen  Justizminister,  an  den 
Kammergerichtspräsidenten  und  an  den  Reichstag  abgeschickt,  um  eine 
Verbesserung  auf  dem  Wege  der  Gcset^ebong  oder  der  Verwaltung 
zu  erreichen.  Die  Petition  an  den  Reichstag  forderte  in  der  Haupt- 
sache die  Einführung  einer  Maximalarbeitszeit,  die  Regelung  des 
Lehrlingswesens  und  der  Kündigtinfijsfristcn.  Auch  an  die  Kommission 
für  Arbeiterstatistik t  wandten  sich  die  organisierten  Bureaiian<;cstellten, 
damit  zunächst  einmal  eine  allgemeine  statistische  Erhebung  über  die 
Lohn-  imd  Arbeitsverhaltnisse  der  l'»ureaiiarl)eiter  vorgenommen  werde. 
Der  damalige  Vorsitzende  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik,  Unter- 
staatssekretär  von  Rottenburg,  cmpting  auch  eine  Abordnung  der 
BureauangesteUten ;  der  Unterstaatssekretar  gab  seiner  Verwunderung 
Ausdruck,  daß  sich  überhaupt  zu  so  niedrigen  Lohnen  Arbeitskräfte 
finden  könnten,  er  mußte  aber  weiter  erklären,  daß  die  Kommission 
nur  fUr  die  gewerblichen  Arbeiter  errichtet  sei  und  daß  deshalb  die 
Vornahme  einer  Statistik  der  Arbeitsverhältnisse  der  BureauangesteUten 
nur  vor  sich  gehen  können,  wenn  vorher  der  Wirkungskreis  der 
V Arbeiterkommission'  erweitert  wirrl.  Um  dies  zu  erreichen,  empfahl 
Herr  von  RottenI)urg  dm  Bureauangestellten  die  Ahsendnnj^  einer 
Petition  an  dt  n  Rei(  hskanzler.  Diese  Petition  an  den  Reichskanzler 
um  Erweiterung  der  Befugnisse  der  Kommission  für  .^rbeiterstatistik 
nach  der  Richtung,  daß  auch  statistische  Feststellungen  über  die  Lohn- 
und  Arbeitsverhältnisse  der  Bureauarbeiter  vorgenommen  werden  kdnnen, 
ist  zwar  abgegangen,  eine  Entscheidung  erfolgte  jedoch  nicht. 

Ein  kleiner  Erfolg  der  Bureauarbeiter  war  dann  ein  Erlaß  des 
preußischen  Justizministers  vom  si.  Juli  1897  an  die  Oberlandes- 
gerichtsprAsidenten,  in  dem  auf  die  Lage  der  BureauangesteUten  bei 
Rechtsanwälten,  Notaren  und  Gerichtsvollziehern  eingegangen  \\urdc 
and  in  dem  schließlich  die  Frage  gestellt  wurde,  »ob  sich  eine  Besse- 
rung  der  he/eichneten  Verhältnisse  ohne  Beschreitung  des  Weges  der 
Gesetzgebung  herbeiführen  läßt«.  Ein  Jahr  später,  im  Juli  1898,  rich- 
tet«- der  preußische  Ju-^ti/numst.  r  wiederum  einen  Erlaß  an  die  Obrr- 
landcsgerichlspräsidenten,  dci  aui  die  Anstellung  der  Burcauanj^esiclken 
der  Gerichtsvollzieher  Bezug  nimmt,  in  dem  Erlaß  heißt  es,  »es  ist 
dahin  z\i  wirken,  daß  mit  den  Gehilfen  schriftliche  Dienstverträge  ab- 
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schlössen  werden  und  daß  darin  auch  zugunsten  der  Gehilfen  eine  an- 
gemessene Kündigungsfrist  vorgesehen  wird«.  Femer  heißt  es  darin: 
»Einer  übermäßigen  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  ist  namentlich  bei 

Gehilfen  unter  Ig  Jahren  entgegenzutreten.  Als  übermaßig  wird  in  der 
Regel  eine  Arbeitszeit  von  über  9  Stunden  anzusehen  sein«.  Auch  bis 
nach  7  Vhr  abends  sollen  sich  (Hc  Geschäftsstunden  nicht  erstrecken. 

Kine  Abschrift  üic!>cr  Verfügung  licl>  «ler  Justizminister  sämtlichen 
Anw  uUs-Kammcrn  zugehen  mit  dem  \\  uiisclie,  tlie  in  der  Verfiigung 
auhgcsprochencn  Grundsätze  auch  gegenüber  den  Anwalts- Angestellten 
anzuwenden.  Ueber  die  Entlohnung  der  Bureauangestelltcn  war  in  den 
Erlassen  des  Justizministers  nichts  erwähnt 

Auf  Veranlassung  der  Bureauangestellten  brachte  im  Januar  1898 
der  Reichstagsabgeordnete  Hdne-Berlin  die  Verhältnisse  der  Bureau- 
angestelltcn im  Reichstag  zur  Sprache  und  verlangte  die  gesetzliche 
Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  dieser  Arbeiter-Kategorie.  Da  in 
dcmsrlhen  Jahre  auch  im  Reichstaji^e  eine  Novelle  zur  Gewerbcorrlnung 
beraten  w  urde,  so  benützten  die  organisierten  Bureauangesteilten  diese 
Gelegenheit,  darum  zu  petitionicr<'n,  daß  in  die  Novelle  Restiramungcn 
eingeflochten  werden,  durch  welche  die  iJurcauangeslclUen  der  Gewerbe- 
ordnung unterstellt  werden.  Der  Reichstag  entsprach  diesem  Wunsche 
nicht,  nahm  aber  einstimmig  eine  Resolution  an»  nach  welcher  die 
verbündeten  Regierungen  ersucht  wurden: 

»Dem  Reichstag  tunlichst  bald  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  wd> 
eher  bezüglich  der  Gehilfen  der  Redusanwälte,  Notare  und  Gerichts- 
Vollzieher,  ferner  der  Beamten  und  Angestellten  der  Krankenkassen 
über  die  Arbeitszeit,  die  Kündii^ungsfristen,  die  Sonntagsruhe,  die 
beruriiciie  Ans-  nml  Foitbiidung,  die  gleichen  oder  ähnlichen  Schutz- 
vorschrift«  II  xorsii.  hi,  wie  sie  das  Handelsgeset/l)uch  und  die  Gewerbe- 
ordnung hmsichtlich  der  Handelsangcstelltcn  enthält.« 
Trotzdem  dann  später  in  jedem  Jahre  die  Verhältnisse  der  Bureau- 
arbeiter von  neuem  zur  Sprache  gebracht  wurden,  ist  es  doch  noch 
so,  wie  Dr.  Heinz  Potthoflf  in  der  »Sozialen  Praxisc  vom  8.  Dezember 
1904  bei  Gelegenheit  einer  Besprechung  der  Lage  der  Bureaubeamten 
sai^te  :  »So  gut  wie  gar  nicht  hat  sich  schließlich  die  Gesetzgebung  um 
die  dritte  Gruppe   der  Privatangesteilten   gekümmert:   die  Bureau- 
beamten.«   Nur  das  Krankenversicherungsgesetz  und  das  Alters-  und 
Invalidenversichcning.sgesetz  ist  auf  sie  ausgedehnt.    Im  Februar  ii»o3 
brachte  der  Al)geordnete  Trimborn  die  Verhältnisse  der  Bureauange- 
stelltcn im  Reichstag  wieder  zur  Spraclic.    ILi  ^agie: 

>.  .  .  Ich  habe,  wie  Sie  das  nach  meiner  Berufsstellung  verstandlich 
finden  werden»  ein  besonderes  Interesse  für  die  Lage  der  Gehilfen 
auf  den  Bureaus  der  Rechtsanwälte,  Notare,  Krankenkassen,  Berufs- 
genossenschaften  u.  s.  w.  Bezüglich  der  Arbeitsbedingungen  dieser 
Klassen  bestehen  Mißstände.  Sonntagsarbeit  ist  weit  verbreitet  Ein 
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Haujitmißstand  ist  der,  (laß  die  Gelegenheit  zur  Fortbildung  nicht 
genügend  vorhanden  i.st.  Die  Berliner  Anwälte  haben  im  Jahre  1896 
zur  Regelung  dieser  Mißstände  ein  Regulativ  ausgearbeitet;  das  Re- 
gulativ war  aber  einfach  nicht  durchzuführen^). 

Der  preußische  Herr  Justizmintster  hat  dann  ein  Rundschreiben 
im  Jahre  1898  an  alle  Oberlandesgerichtspräsidenten  erlassen,  worin 
er  ähnliche  Vorschriften  machte,  wie  sie  in  dem  Berliner  Regulativ 
enthalten  waren.  Dieses  Rundschreiben  hat  gar  nichts  genutzt. 
Meine  Herren,  Sie  sehen  daraus  —  der  Vorpant^  ist  in  diese  r  Bezie- 
hung charakteristisch  —  wie  auf*  dem  fiehiete  des  Arbeiterschutzes 
nur  die  ( iesrt/ge'liung  hellen  kann.  Dt^.shal!)  habe  ich  mir  erlaubt, 
im  Jaiirc  1899  bei  Verabschiedung  der  Gewerbeordnungsnovelic  eine 
Resolution  einzubringen,  in  der  gebeten  wurde,  die  Verhältnisse  dieser 
Privatbeamten  zunächst  durch  eine  Erhebung  festzustellen.  Diese 
Resolution  ist  im  Reichstage  einstimmig  angenommen  worden.  Später 
sind  noch  die  Herren  Kollegen  Bassermann  und  Dr.  Hintze  auf  die 
Sache  zurücl^ekommen.  Heute  melde  ich  mich  und  bitte  den  Herrn 
Staatssekretär  die  Saciie  anzufassen,  vielleicht  durch  Ucbciweisung 
an  den  neiis:esrhatfcnen  Beirat.  £s  handelt  sich  immerhin  um  20000 
bis  30000  t'ersrjnen.  .  .  .< 

Die  obige  im  Jahre  1899  vom  Rcichsta;^'  aiv^rnoinmene  Resolut iun 
wurde  im  März  vorigen  Jahres  vom  Zentrum  bei  der  zweiten  Ileratung 
des  Etats  des  Reichsamts  des  Innern  von  neuem  eingebracht  und  auch 
wieder  angenommen.  Dabei  wurde  wieder  von  Vertrctem  des  Zentrums 
und  der  freisinnigen  und  sozialdemokratischen  Partei  die  rechtliche  und 
wirtschaftliche  Notlage  der  Bureauangestellten  anerkannt.  Trotzdem 
auch  einsichtige  praktische  Juristen  außerhalb  der  gesetzgebenden 
Körperschaft  fiir  eine  bessere  Repelun.^  der  Verhältnisse  der  Bureau- 
angestellten  eingetreten  sind,  haben  die  Vertreter  der  Regierungen 
Zii'^atjen  einer  gesetzHchen  Kegelun«,'  noch  nicht  i^ei^n  !>en.  Schern  im 
Jahre  kioi  hat  der  RechtsanwaU  und  N'otar  Jarobsithn  in  de  r  »I>eut- 
sciicu  Juristc  ti-Zeituntf«  in  <  iiiem  Auisatz  über  die  wirischatihche  Lage 
der  Gehilfen  bei  Rethtsanwahen,  Notaren  und  Gerichtsvollziehern  aus- 
gesprochen 

»daß  der  Antrag  auf  gesetzliche  Regelung  von  jedem,  der  die  Ver* 
hättnisse  kennt»  mit  Freuden  begrüßt  werden  müsse« ;  ein  derartiges 
Gesetz  sei  ein  Akt  sozialer  Gerechtigkeit 

und  Rechtsanwalt  Pistorius  bezeichnete  in  einem  Aufsatz  der  »Juristi« 

sehen  Wochenschrift«  vom  Jahre  1903 

')  Der  Abgeordnete  Trimborn  war  über  <he  EntsteliUTts;  de^  ISctliact  >Rcgu- 
lativsf  nicht  richtig  berichtet.  Es  i^t  entstanden  wie  üben  ilargci>telh.  Der  Ab- 
geordnete Dr.  Tbaler  wiederholte  bei  einer  anderen  Gelegenheit  im  Reichsug  den 
Irrtum  Aber  die  Entstehong  des  Berliner  «RegvlaUvt«. 
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die  Siclierstf.llung  der  Zukunft  der  Burcaubeamten  als  eine  soziale 
Notwendigkeit. 

Da  infolge  des  zu  eng  gefaßten  Wirkungskreises  der  tKommission 
Hir  Arbeiter-Statistikc  eine  allgemeine,  statistische  Erhebung  von  retchs- 
wegen  nicht  vorgenommen  werden  konnte,  faßte  der  Zentralvorstand 
der  Vereinigung  der  Bureauangesteliten  den  Beschluß,  eine  allgemeine 
statistische  Erhebung  ans  eigener  Kraft  imd  durch  eig^e  Mittel  vorzu- 
nehmen. Dies  geschah  1898.  Es  wurden  ca.  8000  Fragebogen  an 
Anwalts-  und  Gerichtsvollzieher-Byreaus  verschickt  Trotzdem  dabei 
auf  die  Wichtigkeit  der  Statistik  hingewiesen  und  zur  gewissenhaften 
Beantwortung  der  gestellten  Fraj^en  aufgefordert  wurde,  kamen  di)ch 
nur  800  Fragebogen,  also  10  %  der  ausgesandten  Bugen,  beanlwurtet 
zurück.  Diese  erste  allgemeine  Statistik  zeigte,  daß  die  Lohnverhält- 
nisse allgemein  sehr  schlecht  waren;  nur  einzelne  Orte  in  Rheinland* 
Westfalen  und  Hamburg  machten  Ausnahmen.  Die  Monatslöhne  der 
Bureauvorsteher  in  Hamburg  gingen  nirgends  unter  150  Mk.  pro  Monat 
herunter,  es  gab  aber  auch  Bureauvorsteher,  die  jährlidi  5000—6000 
Mark  und  noch  mehr  verdienten. 

Die  Monatslöhne  der  Bureaugehilfen  standen  meistens  auf  100,  120 
und  150  Mark,  doch  gingen  sie  auch  h<")her  hinauf,  niedriger  waren  sie 
seltener.  Diese  Statistik  wurtie  jedoch  we^en  Mangel  an  Kräften  nicht 
genauer  ausgearbeitet  und  liegt  noch  heute  unbenutzt.  Schon  vorher 
waren  in  Berlin  in  den  Jahren  1894  und  1896  Statistiken  über  die  Lohn* 
und  Arbeitsverhältnisse  aufgenommen  worden*  Eine  von  der  Orts> 
krankenkasse  der  Bureauangestellten  im  Jahre  1994  vorgenommene 
Zusammenstellung  ergab,  daß  */>  der  in  den  Bureaus  der  Rechtsanwälte 
u.  s.  w.  beschäftigten  Schreiber  noch  nicht  18  Jahre  alt  waren  und  daß 
3/4  der  Angestellten  weniger  als  50  Mk,  pro  Monat  verdienten.  Nach 
der  Zusammenstellung  im  Jahre  1896  waren  insgesamt  147 1  Angestellte 
in  der  Krankenkasse  angemeldet ;  von  ihnen  hatten  einen  Monatslohn 
unter  50  Mark  013  An<^estellte  oder  62  %,  50 — 100  Mark  verdienten 
pro  Monat  373  AugcslelUe  oder  25,4  %  und  über  loo  Mark  hatten  185 
Angestellte  oder  12,6%.  Im  Dezember  1901  wurde  in  Berlin  eine 
neue  statistische  Uebersicht  gegeben.  Es  waren  bei  der  Krankenkasse 
1784  Bureauangestellte  gemeldet.  Von  diesen  erhielten  320  Uber  100 
Mark  (18  %)  und  643  oder  34  %  50—100  Mark,  es  blieben  also  noch 
48  %,  die  unter  50  Mark  verdienten.  Eine  kleine  Verbesserung  ist 
dies  zweifellos,  aber  sie  wird  do(  h  zum  größten  Teil  auf<;;ehoben  durch 
die  inzwischen  eingetretene  wesentliche  Verteuenmg  der  Lehensfuhnmg. 
Eine  lU-sscruni;  k(_)nnte  auch  insofern  festgestellt  werden,  als  die  l'cbcr- 
stunden  wcbcnilich  cini^usiiuänkt  wurtlen  und  die  Sünntags;irbcit 
so  gut  wie  beseitigt  worden  ist.  Nach  einer  späteren  Statistik  der 
Berliner  Ort^ankenkasse  verdienten  von  insgesamt  1934  Bureauange* 
stellten  354  oder  18,3  %  über  100  Mark«  666  oder  34,4  %  von  50 — 100 
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M^rk  und  9,14  oder  47,3  unter  50  Mark  pro  Monat.  Von  den  unter 
50  Mark  entlohnten  Burcauarbcitcrn  befanden  sich  ül)er  200  Personen 
zwischen  20  und  50  Jahren.  AufCirund  dieser  Krmittelnngcn  l^e^annen 
die  Anj»estc!lten  der  Rechtsanwälte  u.  s.  w.  in  Herlin  im  Januar  1004 
eine  neue  Bewegung  zur  Verbesserung  der  Lohn-  und  ^Vrbeitsveriiait- 
ntsse.  Die  verschiedenen  Organisationen  der  Berliner  Burcauange« 
stellten  schlössen  sich  za  einheitlicheni  Vorgehen  zusammen;  es  wurde 
\rieder  ein  »Regulativ«  su^earbeitet  und  dem  Berliner  Anwaltverein 
unterbreitet.  Dieses  »Regulativ«  enthielt  betreff  des  Lehrlingswesens 
Bestimmungen  über  den  Lehrvertrag,  Über  die  Dauer  der  Lehrzeit  und 
zur  Beschränkung  der  Lehrlingszüchtcrci  auch  eine  Lehrlingsskala. 
Ferner  waren  Mindestfrehältcr  nach  folgender  Gruppierung  gefordert: 
Lehrlinge  im  ersten  Jahr  erhalten  25  Mark  pro  Monat,  Lehrlinge  im 
zweiten  Jahr  35  Mark  und  solche  im  dritten  Jahre  50  Mark.  Gehilfen 
von  17  Jahren  sollten  mmdestens  60  Mark,  ältere  bis  z«  21  Jahren 
mindestens  75  Mark  und  (jehilfen  über  21  Jahren  100  Mark  erhalten; 
tui  Bureauvorsteher  war  je  nach  dem  ob  sie  unter  oder  über  25  Jahre 
alt  waren,  125  und  150  Mark  gefordert  worden.  Die  tägliche  Arbeits* 
zeit  sollte  8  Stunden  betragen,  Uebersttmden  sollten  besonders  bezahlt 
werden.  Auch  diese  Bewegung  scheiterte  wieder  an  dem  Widerstand 
der  Arbeitgeber. 

Auch  in  anderen  Bezirken  wurden  statistische  Erhebungen  über 
die  Lohn-  und  Arbeitsverhiltnisse  der  Bureauarbeiter  vorgenommen 
und  Bewegungen  auf  Verbesserungen  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse 

begonnen.  So  in  Chemnitz  in  den  Jahren  i<)02  und  1904.  Nach  der 
Zusammenstellung  im  Jahre  1904  wurden  206  .'\ngcstellte  ermittelt,  die 
bei  Rechtsanwälten  und  Notaren  beschäftigt  waren.  Von  ihnen  waren 
106  Personen  oder  mehr  als  50*0  im  Alter  von  14—17  Jahren.  Auf- 
fallend ist  hier  die  grobe  Verschiedenheit  der  Entlohnung.  Es  erhielten 


Alter 

Entlobnung 

pro  Monat 

in  Jalircn 

nicdrigüicr  Lohn 

höchster  Lohn 

Mark 

Mark 

12  junge  Leute 

14 

2,00 

25,00 

3a    »  » 

»5 

5.00 

tS,oo 

30  . 

16 

5-00 

45.00 

32     »  > 

17 

10,00 

45.00 

femer  erhielten: 

die  BoreaofeliUfen 

18 

10,00 

60,00 

9  9 

19 

25,00 

75.00 

»  9 

20 

40,00 

75.<»o 

9  » 

21 

60,00 

75»«> 

Diese  Verschiedenheit  der  Entlohnung  geht  bis  hinaur  zu  den 
ältesten  Arbeitern,  so  erhielten  die  Burcaugehilfen  im  Alter  von  25 
Jahren  der  eine  als  Monatslahn  65  Mark,  der  andere  130  Mark. 
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In  Leipzig  hind  i,'lcrich:alls  l)ereits  c-inr^c  Zu>ammen>t<.IlunL:Ln  lier 
Lohn-  und  Arbeit5vcrhalinis:>c  der  liurcauangcstcllicn  U(  i  K-  <  ht«:an- 
walten  u.  s.  w.  gemacht  worden,  die  eine  wurde  vorgenommen  im  i  rüh- 
jahr  1904,  die  andere  im  Frühjahr  1905.  Beide  haben  als  Stichtag  den 
15.  April.  Li  der  ersten  Zusammenstellung  dienen  die  Fragebogen  aus 
78  Bureaus  als  Unterlage,  in  der  zweiten  die  Fragebogen  von  90 
Bureaus.  Da  in  Leipzig  zu  Anfang  des  vergangenen  Jahres  144  Kanz- 
leien von  Amts-  und  Landgerichtsanwälten  und  23  Kanzleien  von 
Reichsgcrichtsanwalten  bestanden,  so  ist  ein  Tri!  der  Bureaus  nicht 
mit  in  die  Stati'>tik  einbezogen  worden.  Die  ('in.,'L;4an;:enen  Frr^^^eb«>«?en 
geben  in  <ler  /wi  iten  Zählung  Auskunft  iiht  r  die  \  erhaltni&se  \  on  48^ 
An^cstelken.  Von  diesen  waren  195  Lehrlinge  oder  39,9  *«,  I47  Gc- 
lulien  oder  30,1  ^^o,  73  Bureauvorstehcr  oder  15  73  weibliche  Ange- 
stellte, das  sind  gleichfalls  15%-  Unter  den  ts  Personen,  die  eine 
Entschädigung  nicht  erhielten,  waren  auch  2  männliche  und  eine  weib- 
liche Angestellte  im  Alter  von  18 — so  Jahren,  unter  5  Mark  erhielten 
s  junge  Leute,  22  verdienten  6—10  Mark  pro  Monat  35  xi — 15  Mark, 
46  16 — 20  Mark.  Rund  75  »J,  der  Angestellten  verdient  weniger  als 
der  ortsübliche  1  agclohn  ausmacht.  Wni  den  Gehilfen  verdienten  28 
oder  noch  nicht  20  %  mehr  als  100  ^^ark  und  auch  7  Rureanvnrstdier 
in  den  verschiedensten  Altersstufen  verdu  ntt  n  noch  nicht  100  Mark  yro 
Monat.  Kine  Stati-tik,  dio^  am  15.  Oktober  1005  Droden  vorge- 
nommen wurde,  kann  beinahe  aui  Vollständigkeit  Anspruch  machen, 
denn  von  192  Rechtsanwaltskanzleien  konnten  17S  mit  1094  Angestellten 
in  die  Statistik  einbezogen  werden.  Von  diesen  Angestellten  waren 
841  im  Alter  bis  zu  30  Jahren  und  568  im  Alter  bis  zu  17  Jahren. 
749  Personen  erhielten  eine  Veigütung  bis  zu  50  Mark  und  darunter 
wieder  waren  495  Personen,  die  bb  zu  25  Mark  pro  Monat  erhielten. 
Nur  114  der  in  die  Statistik  einbezogenen  Dresdener  Bureauan gestellten 
oder  TO. 4  ^0  verdienten  mehr  als  100  Mark.  Cdeich  imcTinstige  Lohn- 
verhahni^sc  cf^ehcn  wir  aus  den  Stnti«;tiken  in  anderen  Städten  und 
ganzen  Bezirken.  Her  liav(*n';rhe  Rreht>aawallgehihenverhand  hat  nach 
dem  Stand  \om  i.  Januar  1935  eine  Matistik  der  Lohnverhällnissc  der 
Bureauangestclltcn  aui'gestcllt,  die  2S1  Rechtsanwaltskanzleien  mit  548 
Angestellten  hereingez<)gen  hat  Von  diesen  waren  109  Lehrlinge,  204 
Gehilfen  und  335  Bureauvorstehcr  oder  Buchhalter.  50  Lehrlinge 
bekamen  keine  Entschädigung  oder  nur  eine  solche  bis  zu  10  Mark. 
16  erhielten  10 — 15  I^lark,  15  verdienten  16—21  Mark,  5  41 — 50  Mark 
lind  6  Lehrlinge  erhielten  51 — 70  Mark.  Seli«  n  wir  hier  bei  einigen 
Lehrlingen  ziemlich  h(jhe  Vergiilungen,  so  sind  dafür  bei  dem  größten 
Teil  der  Hiireauyehiit'en  und  Hureauvorsteher  wieder  außerordentlich 
niedrige  Gehailcr  zu  beobachten. 


Digitized  by  Google 


Handarbeit  und  Bareauarbeit* 


Der  monatü^e  Lobn  betnif  b«i  d«n  OdiUfea: 


Zahl  der  Gehilfen 

Verdienstäumme 

Zahl  der  Gehilfen 

Verdienstsumme 

t 

nichts 

'l 

31    40  Mk. 

9 

bii>  zu  10  Mk. 

41—50  . 

I 

10—15  • 

59 

51—70  » 

5 

l6 — 21  . 

54 

71  — 100  » 

8 

21 — 25  / 

9 

101  —  125  » 

»7 

»6—30  > 

*  I 

126—150  » 

Der  monatUeta«  Lohn  betrair  bei  den  Bureaiivorsiehefn: 


Zahl  der  Gehilfen  Verdienstsomme 

Zahl  der  Gebafen 

Verdienstsuminc 

4            !     bis  zu  40  Mk. 

8  {  41—50  » 
28  1  51—70  » 
76            1       71—100  » 

56 

47 

16 

101—125  Mk. 
126—150  > 
Uber  ISO  > 

Von  den  Gehilfen  und  Bureauangestellten  sind  166  verheiratet;  137 
haben  auch  Kinder  zu  ernähren  und  zwar  wurden  zusanunen  343  Kinder 
registriert. 

Eine  statistische  Kihebung  des  Rezirksverbandcs  Thüringen  vom 
Leipziger  Vcr!)and  deutscher  Hnreatiheamtcn,  die  im  Jahre  i<>o4  veran- 
staltet wurde,  erstreckte  sich  über  102  Anwaltslnircaiis  mit  514  An;4e- 
stclllen.  Davon  waren  253  oder  nahezu  50  %  T.chrlin^e.  Diese  erhielten 
nur  eine  j^anz  geringe  Vergütung,  102  verdienten  gar  nichts  oder  nur 
bis  zu  Ig  Mark  pro  Monat,  79  verdienten  10 — 20  Mark,  45  20 — 30 
Mark,  14  30 — ^40  Mark  und  5  Lehrlinge  erhielten  40—50  Mark.  Auch 
unter  den  Gehilfen  gab  es  noch  5,  die  monatlich  nur  10—20  Marie 
und  8  andere,  die  20 — ^30  Mark  erhielten,  43  Gehilfen  verdienten  30 
bis  $0  Mark,  50  hatten  einen  Monatsverdienst  von  50—70  Mark«  47 
verdienten  monatlich  70—100  Mark  und  nur  6  Gehilfen  kamen  auf 
einen  Älonatslohn,  der  100  Mark  überstici^.  Auch  hei  t]cn  97  Rurr-ni- 
vorstehern,  v«)n  denen  68  verheiratet  sind,  finden  wir  noch  sehr  nie- 
drige Entlohnungen,  denn  7  von  ihnen  verdienten  noch  unter  70  Mark 
pro  Monat,  18  hatten  einen  Verdienst  von  monatlich  70 — 100  Mark, 
44  verdienten  100 — 150  Mark  und  nur  27  darüber.  Die  Arbeitszeit 
war  in  der  einen  Hälfie  der  Bureaus  die  achtstündige,  in  der  anderen 
die  achteinhalb-  und  neunstündige.  Bei  dieser  Umfrage  wurde  auch 
sehr  lebhaft  geklagt  über  die  ungünstigen  Kündigungsfristen  und  über 
die  ungünstigen  h^enischen  Verhaltnisse  der  Bureauräumlichketten. 
Auch  die  Bezirksvereinigung  des  Verbandes  deutscher  Bureaubeamten 
für  die  Provinz  Sachsen  und  das  Herzogtum  Anhalt  hat  im  Jahre 
iqo;  eine  '^tntistische  Erhebimg  über  die  Renifsvtrliaitnisse  veran- 
staltet. \'(>n  den  277  vcrscliickten  FragcboLcrn  sind  aber  nur  71  Stück 
beantwortet  zurückgekomni'  n.  In  den  71  Kan/lcien  waren  beschäftigt 
87  Burcauvorsteher,  150  Burcaugehilfen  und  161   Lehrlinge;  von  den 
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Vorstehenl  waren  71  verheiratet,  von  den  Gehilfen  13.  Bei  den  Vor- 
Stehern  sind  ganz  niedrige  Löhne  verhftltninnäßig  nicht  sehr  häufig  zu 
finden,  denn  nur  10  Vorsteher  hatten  einen  Monatsverdienst  bis  zu  100 
Mark,  26  verdienten  über  100  bis  150  Mark,  39  verdienten  150 — 200 
und  10  über  200  bis  300  Mark.  Doch  bestehen  in  den  einzelnen  Ge- 
richtsbezirken g^roße  Untcrscliicdc,  in  Magdeburg  verdienten  nur  14  % 
(Irr  Vorstthcr  unter  150  Mark  jtro  Monat,  in  Dessau  dagcf^cn  50  % 
und  in  Hulbcrstadt  54  %.  Freilich  sind  dabei  die  %'er\vcndcten  Zahlen 
so  f^erin^,  daß  leicht  Verschiebungen  eintreten  können.  Von  den  142 
mannlichen  und  weiblichen  Gehilfen  waren  yi  oder  60,66  */o  im  Alter 
von  14—17  Jahren,  weitere  3$  Gehilfen  oder  25,34%  standen  im  Alter 
von  20 — 25  Jahren,  so  daß  nur  ein  kleiner  Prozentsatz  verblieb,  der  in 
die  höhere  Altersklasse  kam.  Die  ermittelten  Monatslohne  sind  ganz 
außerordentlich  niedrig.  Es  verdiente  ein  Gehilfe  pro  Monat  7  Mark, 
ein  anderer  Gehilfe  brachte  es  auf  10  Mark  und  3  verdienten  je  20 
Mark,  20—25  Mark  erhielten  g  Gehilfen,  15  verdienten  30  Mark,  11 
35  Mark  und  3  38  Mark.  Bei  diesen  Entlohnungen  kam  bisher  nur 
die  Altersgrupiu:  von  17 — 20  Jahren  in  Betracht,  bei  einem  Monatslohn 
von  40  Mark  kamen  aber  neben  16  Gehilfen  im  Alter  von  17 — 20  Jahren 
auch  schon  ältere  Gehillcn  m  iietracht,  dai  unter  einer  im  Alter  von 
äber  50  Jahren.  Einen  Monatslohn  von  45  Mark  verdienten  16  Gehilfen 
und  50  Mark  erhielten  10  Gehilfen.  Ein  Lohn  von  50 — 75  Mark  kam 
39  Gehilfen  zu,  fiber  75 — 100  Mark  verdienten  17  Gehilfen  und  der 
Monatslohn  von  über  100  Mark  wurde  6  mal  ausgezahlt  Wird  bei 
den  Gehilfen  von  17 — ^20  Jahren  ein  Mindestgehalt  von  50  Mark  ange- 
nommen, so  blieben  75,32  %  unter  diesem  Satz,  wird  bei  Gehilfen  im 
Alter  von  20 — 25  Jahren  ein  Verdienst  von  mindestens  75  Mark  vor- 
ausgesetzt, so  blieben  59  %  dahinter  zurück  und  soll  einem  Gehilfen 
vom  25.  bis  zum  30.  Jahre  ein  Monatsverdieiist  \on  mindestens  icmj 
Mark  zugebilligt  werden,  so  verdienen  40^/0  dieser  Gcliiltcn  weniger. 
Von  den  Lehrlingen  erhielten  54  unter  10  Mark,  73  10 — 20  Mark  und 
24  fiber  20 — 30  Mark,  nur  5  hatten  einen  höheren  Verdienst  In  ver- 
schiedenen Großstädten  wie  in  Dresden,  Königsberg,  Leipzig,  Chemnitz, 
Frankfurt  a.  M.  sind  jetzt  die  Bureauangestellten  in  eine  Bew^ung  zur 
Verbesserung  ihrer  Lohnverhältnisse  eingetreten,  durch  Anerkennung 
der  ausgearbeiteten  >Regu!ativet  sollen  wenigstens  die  größten  Miß- 
stände beseitii^^t  werden.  Die  drin«^cndste  Forderung  für  die  Rurean- 
angestellten  wäre  die  Uurehsetz-unL,'  eines  Minimalgehaltes,  wie  die  Hand- 
arbeiter schon  in  zehntausendcn  Fallen  die  Anerkennung  eines  Minimai- 
lohnes durchgesetzt  haben. 

Diese  Zusicherung  eines  Minimalgehaltcs  ist  aber  nicht  nur  bei  den 
Angestellten  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  Gerichtsvollzieher  eine 
Notwendigkeit,  sondern  auch  in  anderen  Bureaus.  Bei  der  Statistik 
ttber  die  Lohnverhältnisse  in  Thüringen  wird  hervorgehoben,  daß  die 
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Verhältnisse  bei  den  Rechtsanwälten  typisch  seien  auch  für  andere 
Bureaus.  Besonders  niedrige  Löhne  werden  in  den  Versicherungs> 
geseUschaften  gezahlt»  trotzdem  gerade  diese  Gesellschaften  sehr  große 
Gewinne  verteilen.  In  einer  großen  Versicherungsgesellschaft  in  Berlin 
wurde  es  im  Herbst  1905  schon  als  ein  großes  Zugeständnis  angesehen, 
als  die  MonatslcUine  nach  untenstehender  Tabelle  geregdt  wurden. 


Alter 

Monalslohn 
Mark 

Alter 

Monatslohn 
Mark 

14 

30 

18 

70 

15 

40 

19 

75 

16 

SO 

SO 

17 

60 

Bei  der  Einstellung  in  einer  Versicherungsgesellschaft  wird  gewöhn* 
lieh  nur  ein  Anfang^ehalt  von  75  Mark  gewährt,  gleichviel  welches 
Alter  der  eintretende  BureaugehUfe  hat. 

Die  Bureauarbeiter  in  den  Krankenkassen  haben  häufig  gleichfalls 
über  zu  niedrige  Löhne  Klage  zu  fiihren  und  zwar  auch  dort,  wo  orga- 
nisierte Arbeiter  in  der  Verwaltunf^  der  Kasse  sitzen.  Besonders 
schädlich  auch  auf  die  Besoldung  der  Krankenkassen-RurcauaTi^esiellten 
wirkt  die  aus  allL^cmeinen  sozialen  Gründen  so  oft  hekla^s^te  Zersplitte- 
rung der  Krankenkassen.  Es  sind  denn  auch  meistens  nur  die  kleineren, 
aber  sehr  zahlreichen  Kassen,  in  denen  die  AngejstcUten  über  eine  zu 
niedrige  Bezahlung  Klage  führen.  Eine  Statistik  über  die  Lohn-  und 
Arbeitsverhältnisse  der  Bureaubeamten  in  den  Krankenkassen  hat  im 
Jahre  1903  die  Beziiksgruppe  Königreich  Sachsen  des  Verbandes  der 
Verwaltungsbeamten  der  Krankenkassen  etc.  Deutschlands  aufgenommen. 
Je  nach  der  Große  der  Krankenkassen  wurden  dabei  7  Gruppierungen 
vorgenommen.  In  den  ersten  drei  Gruppen,  welche  die  Kassen  bis  zu 
500  Mitgliedern,  die  von  500 — looo  Mitgliedern  und  die  von  1000  bis 
1500  Mitgliedern  umfaßten,  hatten  die  Bureauheamten  häufig  nicht  ein- 
mal ein  festes  F.inknmmen.  Sie  erhii  lieii  gewisse  Prozentsätze  der 
Krdnkenka.sseneimiaiuiieu  —  $t  ^1  1  io"/o  —  und,  da  im  Königreich 
Sachsen  die  Krankenkassen  für  ihre  Mi^lieder  die  Geschäfte  der  fova> 
lidenversicherung  mitzubesorgen  haben,  eine  Entschädigung  auch  (Qr 
diese  Arbeiten.  Auch  diese  Einnahmen  schwanken.  In  diesen  Gruppen 
kommt  es  sogar  noch  vor,  daß  die  Krankenkassen-Bureaubeamten  aus 
ihren  schwankenden  Einnahmen  Miete,  Beleuchtung,  Feuerung  u.  s.  w. 
bezahlen  müssen.  Ein  Beamter,  der  g'^lo  der  Krankenkassenbeiträge 
und  eine  Vergütung  der  Landesvers icherungsanstalt  erhielt,  mußte 
so^ar  aus  seinen  Einnahmen  einen  Kassenboten  stellen.  Eine  Kasse 
zahlte  dem  Kassierer  lOOO  Mark,  eine  andere  Goj  Mark  pro  Jahr  bei 
täglich  >mehr  als  zehnstündiger«  Arbeitszeit.  Erbt  in  der  Gruppe  4 
mit  Kassen  von  1500 — 2000  Mitgliedern  hatten  die  Bureaubeamten  aus- 
nahmslos ein  festes  Einkommen!  aber  es  war  bei  verschiedenen  Kassen 
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gleichfalls  sehr  niedrig.  So  zahlte  eine  Kasse  dem  Kassierer  jährlich 
900  Mark,  eine  andere  mit  annähernd  3000  Mitgliedern  800  Mark  pro 
Jahr  bei  einer  Arbeitszeit  von  täglich  g— ^  Stunden. 

Auf  der  11.  Generalversammlung  des  Zentral  Verbandes  von  Orts- 
Icrankenkassen  im  deutschen  Reiche  im  August  1904,  wurde  in  München 
nach  vielem  VVicderstande  eine  Resolution  angenommen,  welche  die 
anwesenden  Delegierten  der  Ortskrankenkassen  verpflichtete,  für  eine 
bessere  Rcgclun«:^  der  Hchalts-  und  Anstellunf^^sverhältnisse  der  Bureau- 
angestellten einzutreten,  aber  auch  heute  noch  läßt  die  Verbe-^serung 
vieles  zu  wünschen  iibri;^:.  Gleichzeitig  wurden  in  München  Minimal- 
gchäller  vorgeschlagen,  die  je  nach  Art  der  Beschäftigung  (ob  mehr 
verantwortliche  Stellung  oder  ob  mehr  einfache  Schreibarbeit)  und  nach 
der  Größenklasse  der  Orte  festgesetzt  waren.  Die  Art  der  Beschäfti- 
gung war  zerlegt  in  4  Gruppen,  die  Gröl5e  der  Orte  in  6  Gruppen. 
Die  Kassen-Bureaubeamten  sollen  nach  den  gemachten  Vorscfal^en  an 
Mindestgehalt  empfangen 


SiädtckUsse  nach  Einwohnern 

Mindestgehalt  nach  der 
BeichMfügung 
Giuppc 
I          U    1    III    '  IV 

Steigerung 

»fich 
Grundgehalt 

VI 

unter  loooo 

1800 

1500 

1200 

1000 

Grundgehalt 

V 

von  ioooo — 20000 

19S0 

1650 

1320 

1 100 

IV  von  »0000 — 40000 

2070 

1725 

i^8o 

II50 

«5% 

III 

von  20000 — 150000 

2160 

1800 

14  4':' 

1  200 

20 

U 

über  150000 

2250 

1875 

1500 

1250 

I 

andere  GroßstSdte  mit  besonderen 

VerhUtniwen 

2340 

1950  1  1560 

1300 

Auf  diese  Sätze  werden  Dienstalterszulagen  in  Vorschlag  gebracht 
und  zwar  so,  daß  mit  dem  15.  Dienstjahre  das  Maximum  erreicht  wird. 
Dieses  soll  50*/«  höher  sein,  als  das  Grundgehalt.  So  bescheiden  diese 
Gehaltssätze  sind«  so  könnte  es  doch  schon  als  ein  Fortschritt  ange- 
sehen werden»  wenn  sie  allgemein  zur  Durchfuhrung  kamen*).  Weiter 

*)  Inzwischen  ist  als  Folge  der  vooi  19.  bis  21.  Angnst  in  DOsseldorf  «b> 
gehaltenen  letzten  Jabresvei^mmlting  des  ZentralTerbaodes  von  Ortskrankenkassen 

ein  Tarifvertrag  mit  den  Beamten  der  Ortskrankenkasse  zustande  gekommen.  Die 
Kontrahenten  dieses  Vertrages  sind  der  Zentralvcrliand  von  Ortskrankenkassen,  ver- 
treten durch  die  j^p'-c^Hrt^führenile  K:use.  die  Ort^lcrankcnka«^^«  Dresrkn.  r»h  Ar- 
btitj;eber  uikI  nh  ArlaKüLlinicr  .Iti  VliIjuih]  der  \\ luuliuiigsbeamten  dct  KrAuken- 
kassen,  sowie  liet  Ztiuraheicin  dci  Huteauangestcllten,  beide  Organisationen  ver- 
treten durch  ihre  Zentralvorstände.  Statt  der  zuerst  vorgesehenen  Beaniteugruppie- 
ning  in  vier  Klassen  worden  jettt  fanf  Klassen  gebildet.  Znr  Klasse  I  gebaren 
die  GeschBftsf&brer,  Rendanten,  Abteilongsvorsteber  und  tlberbaupt  leitende  Bc^ 
amte,  die  Klasse  II  sind  »Beamte  mit  verantwortlicber  Titigkeit«  und  Steltvectieter 
der  Beamten  in  Gruppe  I,  die  Angehörigen  der  Klasse  III  sind  »Beamte  mit 
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laßt  auch  die  Lage  der  Bureauangcstcllten  in  den  Konsumvereinen 
noch  vieles  zu  winsrhen  übrig.    Nach  einer  soeben  veröftentlichten 

Statistik  des  Zentral  Verbandes  fleiit«;cher  Konsumvereine  über  die  Ar- 
beitNverhaitnisjsc  der  in  den  Konsum\  cremen  best  luift igten  Personen 
hatten  die  Lagerhalter  eine  wucheniliche  Arbe!ts;?eii  von 


40—50 

Stunden 

in 

6 

Vereinen 

51-  60 

V 

62 

> 

61  —  70 

> 

175 

» 

71— so 

» 

> 

161 

> 

81—90 

> 

• 

53 

» 

96 

> 

I 

> 

selbstlndiger  Tltlgkeiu,  zur  Klasse  IV  gehOrcQ  die  Expedienten  ohne  verantwort- 
liche Titigkett,  Krankenkontroltcurc  «nd  Beltragssammler  md  als  Klasse  V  weiden 
bezeidmel  Expedienten  ohne  verantwortliche  un<i  selbständige  Titigkeit.    Die  Tor- 

gesebcne  Einlciluni»  der  Städte  in  sechs  Ortsklassen  ist  beibehalten  worden  und 
ebcnsj  auch  rfic  Art  der  Grüfkiipruppicnine.  Nnch  dem  ?nm  AhschliiÜ  jrcbrrtchten 
Tarifvertrag  sind  die  Mindei^lgebältcr  nacli  folgender  Tabelle  festgesetzt  worden. 


SUdte- 

Mindestgekalt  nach  Beamtenstellung  tn  Gruppe 

kbsse 

I 

II 

UI 

IV 

V 

VI 

1600 

1       »450  1 

1300 

1150 

iooo 

V 

1700 

1       1550  ' 

I400 

1 100 

IV 

1800 

1       1600  , 

1450 

1300 

1150 

irr 

1900 

1  1700 

1500 

1350 

I300 

II 

2000 

1800 

1600 

1400 

1250 

I 

2100 

1900  1 

1700 

1500 

1300 

Die  Zuteilung  der  Beamten  in  die  einzelnen  Gruppen  geschieht  von  den 
Kas5enverw-t!tnn{,'en  :  -ed  'ch  haben  die  Beamten  das  Recht  ein  Schied s;:ciicVi1  iihcr 
ihre  Zugehoj  i^k«  it  /u  ikn  \  i  1  schirdenen  Kbsscn  entscheiden  zu  lusstn.  .\uf  vine 
Gchallbsteij;eiuu^  haiicu  »Jic  luil  cuitm  .\hn<kst jichalt  anjjcstclhcn  Beamten  An-npiuch 
iu  Perioden  von  ein  bii  zwei  Jahren,  die  Steigerung;  soll  bis  zu  50 -  ly  des  ^Vofangs» 
gehalts  hinaufgehen.  Dabei  soll  der  Hflchstlohn  nach  Zwflckleyung  des  fOnfsehnten 
Dienstjahres  erreicht  sein.  Die  Htir»arbeiter  sollen  nach  Abschluß  des  21,  Lebens- 
jahres einen  Jahresverdienst  haben»  der  dem  Verdienst  der  Beamten  tn  Gruppe  V 
bis  auf  100  Mark  Differcnx  gleichkommt,  die  Anstellung  erfolgt  nach  Zurllcklcgung 
des  33.  Lebensjahres  und  nach  Absolviemng  einer  Probezeit  von  zwei  Jahren. 
Der  Urlaub,  der  allen  Beamten  zusteht,  differiert  zwischen  einer  Woche  und  3 
Wijchen.  Strciti>:kciien  aus  dem  Vertrage  sollen  unter  Ausscblnß  des  Rechtsweges 
cnd}^ühig  durch  ein  Schiedsgericht  cnl^chiedcn  werden.  Das  Schiedsgericht  muß 
Idstchen  au^  Je  «Irci  vom  Anj;csicllteti  und  von  der  Kasse  zu  wahlenden  Personen, 
welche  die  Qu;ditikation  eines  Schiedsrichters  nach  Maßtjabc  der  Zivilpro/cßor<lnun^ 
haben.  Als  Vorsii/cndcr  des  Schicils^'crichis  wirkt  jcdc-^mr»!  eine  von  den  sechs 
Beisitzern  zu  wählende  l'eison.  Der  Vertrag  hat  <  .ühi^li«-»*^  «"1  '""f  Jahre.  Scjnc 
Bestimmungen  traten  bereits  am  1.  Januar  1907  in  Wirksamkeit. 
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Das  Anfangsgehalt  betrug  für  die  Lagerhalter 

unter  $o  Mark  bei  13  Vereinen 

von  50 — 99  »      »171  * 

»  100—124  *      >  221  > 

»  125—149  »      »    57  » 

>  150—200  »      »    16  » 

über       200  »      »     4  > 

Ein  Verein  zahlte  noch  ein  Höchstgehalt,  das  unter  50  Mark  blieb, 
die  Höchstgehälter  betrugen  bei  35  Vereinen  50—99  "Slavk,  bei  57 

Vereinen  100 — 124  Mk,  bei  60  Vereinen  125 — 14«)  Mark,  bei  54  Vereinen 
150— 2CX)  Mark  und  bei  3  Vereinen  über  200  Mark.  Eine  größere 
Anzahl  der  Laj^erhalter  c-rhielt  zwar  auch  eine  Provision  vom  Umsatz 
und  ungetahr  50 '^/o  noii  iliiu  n  außerdem  noch  freie  \\ .  hnun<^  oder 
VVohngcldcntschädiguny,  aber  die  Lohn-  und  Arbeitsverhaiiiu:>i.c  können 
doch  2U  einem  großen  Teile  nicht  als  befriedigend  angesehen  werden. 

In  noch  größerem  Umfange  unbefriedigend  sind  die  Lohnverhält* 
nisse  der  unteren  Bureauangestellten  in  den  Bureaus  der  Staats-,  Pro- 
vinaial-,  Kreis-  und  Kommunalverwaltungen.  Da  eme  ausreichende 
Statistik  über  die  Lohnverhältnisse  dieser  Kategorie  der  Burcauange- 
stelhen  fehlt,  so  kann  man  die  wirtschaftliche  Not  der  Mehrzahl  von 
ihnen  nur  durch  die  Stellenansschreibun^^en  kennzeichnen,  die  in  den 
Blättern  erscheinen.  In  eimm  Artikel  über  »das  Elend  der  Bureau- 
angcstellten  im  .Staats-  und  ^Gcnu  indcdienst«  hat  Paul  Lant^e  in  der 
Nummer  40  der  »Neuen  Zeit*  vom  Jahre  1903  eine  ganze  Reihe  von 
Stellenausschreibungen  angeföhrt,  welche  die  niedrige  Entlohnung  der 
Bureauangestellten  dartun.  Wir  wollen  uns  mit  wenigen  Auszügen 
begnügen. 


Art  der  Stellung  und  Ariforderangen 

Ansschreibende  Behörde 

Jahresgehalt 

Ml  den  Beucrbt^r 

in  Mark 

Registratur  und  Joonudfahrer 

Landr.u  Trelmitr  (Schles.l 

Bureaugehilfe 

Lniuitsa^yl,  Jenchow 

000 — 640 

'  iL rrn. ladeverw.  Hürde 

3ÖO 

> 

Künigssteele  (Westf.) 

4S0 

> 

DeliUäch 

000 

Hilfssdiieiber  fQr  .Stadthauptk  t-^c 

SprotUtt 

Kümmerer,  der  mit  dem  städt.  K.i>M;n- 

uiid  J\.«.chuungs\ve.sen  genau  vtruaui 

ist  und  1500  Mk.  Kaution  stellen  muß 

Kfinigswalde 

750 

Kopist,  der  bereits  in  Kasseosachen 

gearbeitet 

iu  ääcb&i»cher  Gcmeiudc 

400 

Hilfsexpedient 

»         >  » 

Expedient,    im  Melde-,    Polizei«  und 

Kassenwesen  bewandert 

•         >  » 

730 

Expedient,  mit  Um  Polizei-  und  Melde- 

wesen verUaut    und  GabeUbei^ser 

Stenograph 

>         1  » 

750 
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Bei  keiner  der  vielen  angeführten  Ausscbreibimgen  wird  ein  Jahrcs- 

gehalt  von  über  900  Mark  geboten.  Bis  vor  einigen  Jahren  erhielten 
die  Kopisten  der  dem  sächsischen  Justimiinistcrium  unterstehenden 
Behörden  ihre  Arbeit  nach  der  Zahl  der  gelieferten  Schreibsciten 
bcitahlt.  Dann  wurde  das  Ikzahlen  nach  Rogen  abgeschafft,  es  wurde 
ein  fester  Tarif  eingeführt,  der  nach  dem  Artikel  in  der  »Neuen  Zeit« 
folgende  Lohnsätze  festsetzt: 

Monalslohn  der  Kopisten  bis  zu       19  Jahren  höchstens  Mk.  45. — 


»  9  *  von  19 — 20       >  >  >  52.50 

»  >  1            »  20 — 21        >  »  >  60. — 

»  »  »            .    21 — 22        >  »  »  67.50 

»  »  »          »    22—23      *  >  »  75'~ 

»  »  »            »    23—25        »  »  »  82. — 

>  >  >         9  höherem  Alter  >  »  90. — 


Daß  diese  Löhne  auch  während  der  letzten  drei  Jahre  seit  Er« 
scheinen  des  oben  angeführten  Artikels  nicht  viel  bener  geworden 
sindp  zeigen  noch  immer  die  Stellenausschreibungen.  Li  der  Nummer 

13  der  »Rundschau  für  Gemeindebeamte«  von  diesem  Jahr  ist  sogar 

eine  Stadtsekrctärstelle  ausgeschrieben,  für  die  900  Mark  angesetzt  sind  ; 
dieses  Anfangsgehalt  soll  in  vier  Alterszulagen  von  je  50  Mark  bis  auf 
1 100  Mark  steigen.  Es  wird  von  ihm  verlangt,  daß  er  mit  den  Polizei-, 
Amtsanwalts-,  Standesamts-,  Invaliditäts-,  Alt«  rv-  vind  Unfallversiche- 
nin^sgcscluitttn  i,'ut  vertraut  ist.  Von  eine  r  anderen  Stadtverwaltung 
ist  in  di  rsrlbcn  Nummer  eine  Bureaugehiireii.slcUe  ausgeschrieben,  die 
mit  60  r^lark  pro  Monat  entloiint  wird.  Dieser  Gehilfe  soll  ebenfalls 
in  Magistrats-,  Polizei-,  Standesamts-  und  Anwaltssachen  ausgebildet 
sein.  Eine  Gemeinde  in  der  nächsten  Nähe  von  Berlin  sucht  in  der- 
selben Nummer  gegen  ein  Gehalt  von  900  Mark  pro  Jahr  einen  Bureau- 
gehilfen, der  besonders  mit  dem  Meldewesen  und  den  Steuersachen 
und  mit  der  Führung  der  Registratur  vertraut  sein  soll.  In  Nummer 

14  der  >  Rundschau«  dieses  Jahres  sucht  weiter  die  Gemeinde  Friedenau 
im  Westen  Berlins,  wo  die  LebenslÜhrung  sehr  teuer  ist,  einen  Bureau- 
und  Kanzleigehilfen  gegen  eine  monatliche  Vergütung  von  75  Mark. 
In  der  gleichen  Ntimnicr  werden  noch  verschiedene  Rureaut^ehilfen  mit 
einem  Oehalt  von  60  75  Mark  pro  ^!<»nat  [gesucht.  Die  Stadt  Seidin 
sucht  Sogar  einen  ( icliilfen  für  die  Kassi  in  erwaltim«^,  der  monatlich 
nur  50  Mark  i  rlialten  soll,  in  mehreren  Zwisehcnstufen  soll  dann  schließ- 
lich nacli  eimgcii  Jahren  die  Vergütung  auf  75  Mark  pro  Monat  steigen. 
Damit  niemand  auf  den  Gedanken  kommt,  daß  diese  Stellung  etwa 
nur  mit  einem  ganz  jungen  Menschen  besetzt  werden  soll,  ist  dem 
Ausschreiben  gleich  beigefugt,  daß  für  die  Stellung  nur  Militäranwärter 
in  Betracht  kommen  und  daß  Zivilversorgungsscheine  und 
Befähigungsnachweise  dem  Bewerbungsschreiben  beigefügt 
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werden  müssen^).  Auch  in  der  nächsten  Nummer  der  »Rundschau  für 
Gemeindebeamte«,  in  No.  15  finden  wir  wieder  ein  paar  Aittschrei- 
bungen  mit  außerordentlich  niedrigen  Entlohnungen,  so  enthielt  ein 
Ausschreiben,  in  dem  ein  Rechnungsßhrer  verlangt  wird,  die  Angabe, 

daß  der  gegcnwarlige  Stelleninlialier  pro  Jahr  500 — 600  Mark  beäeht 
Wer  sich  um  diesen  Posten  bemüht,  soll  auch  noch  Kaution  stellen, 
die  Höhe  war  nie  ht  angef:,*t  ben. 

Wenn  man  nach  den  Stcllcnaussclircibunj^'cn  urtt  ilen  darf,  so  werden 
rund  die  Hälfte  der  Bureauan^'cbtellten  zu  diesen  außerordentlich  nie- 
drigen Gehaltssätzen  bcschaiiigt.  Selbst  ein  großer  Teil  der  Heim- 
arbeiter verfügt  über  ein  höheres  Einkommen,  als  die  Bureauangestelltcn 
in  ihren  unteren  Schichten  und  wenn  diese  gegenüber  den  Heimarbeitern 
im  Vorteil  sind,  so  ist  dies  nur  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit,  die  Bureau^ 
stunden  sind  wohl  durchweg  niedriger,  als  die  Arbeitszeit  der  Heim- 
arbeiter. Vor  allen  Dingen  ist  es  eine  Notwendigkeit,  von  Reichswegen 
eine  allgemeine  Statistik  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Bureau- 
angestetlten  vorzunehmen. 


Der  vorstehende  Auf-atz  ist  bereits  im  Sommer  1906  niederge- 
schrieben worden,  er  mußte  aber  wegen  Stoffandranges  im  Archiv« 
immer  wieder  zurückgestellt  werden.  Deshalb  soll  noch  einij^cs  Ma- 
terial hinzugefügt  werden,  welches  beweist,  daß  die  Stellung  der  Bu- 
reauange^-telltcn  bei  Rechtsanwälten,  Notaren,  bei  Gcmcindcbehördca, 
S^tsbehörden,  UDfallberufsgcnossensdiaften  auch  in  den  letzten  Jah> 
ren  nicht  besser  geworden  ist.  Zunächst  muß  darauf  hingewiesen  wer- 
den, daß  auch  jetzt  wieder  bei  Einbringung  einer  Novelle  zur  Gewerbe- 
ordnung nicht  an  die  Bureauangestellten  bei  Rechtsanwälten  u.  s.  w. 
gedacht  worden  ist,  daß  also,  wenn  an  der  Novelle  keine  hierauf  be- 
züglichen l^mänderungcn  vorgenommen  werden,  die  Bureauangestellten 
bei  Rechtsanwälten  und  in  iihnlichen  Betrielien  auch  rerncrhin  weder 
dem  Handi       >ct/:buch  noch  der  ( 'tewcrb<  ( »ninung  unterstehen  werden. 

Zur  Beurteilung  der  Lohn-  umi  l^el Knv\  (»rhältnisse  der  Bureau- 
angestellten in  privat(;n  und  behr»rdlichen  iklrieben  ist  noch  ver.schie- 
denes  Material  hinzugekommen.  In  der  Provinz  Posen  wurde  1906  eine 
Statistik  vorgenommen,  an  der  sich  die  Rechtsanwaltsangestellten  aus 
den  Städten  Posen,  Obornik,  Rogasen,  Schroda,  Samter,  Schrimm, 
Gnesen,  Mescritz  und  Lissa  beteiligten.  Die  Ermittelungen  ergaben, 
daß  rund  50%  der  Angi  stellten  Lehrlinge  im  Alter  von  14  1)is  17  Jah- 
ren waren.  Die  monatliche  Entx  liädii^ung  fiir  diese  Kategorie  schwankte 
7\v!srh«  n  6  und  25  Mark  pro  Monat.  I  )ie  rund  100  Gehilfen,  die  aus 
der  Stadl  Posen  Fragebogen  eingesandt  hatten,  standen  im  Älter  von 

*J  Vor  d«r  Anstellung  ist  auch  noch  «ine  Probedienstxeh  von  6  Monaten 
durchzumachen. 
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17  bis  Jahren.  Bei  den  Schrcihtrn  im  Alter  von  17  bis  18  Jahren 
schwankte  der  Monatslohn  zwischen  20  uml  45  Mark,  die  10  und  20 
Jahre  alten  Schreiber  erhielti  n  40 — 60  Mark,  die  Ani^ostt  Uicn  im  Alter 
von  21  bis  25  Jahren  verdienten  meistens  50 — 60  Mark,  in  dieser  Gruppe 
war  aber  auch  ein  Gehilfe,  der  pro  Monat  15  Mark  und  ein  anderer, 
der  pro  Monat  25  Mark  erhielt.  Die  älteren  Gdiilfen  verdienten  50, 
5S  und  60  Mark  und  in  2  Fällen  je  90  Mark.  Ein  BureaugehiUe  von 

29  Jahren  in  Lissa,  der  seine  Stellung  schon  sechs  Jahre  einnahm,  er- 
hielt eine  monatliche  Entschädigung  von  21  Mark.  Um  diesen  Lohn 
etwas  aufzubessern,  arbeitete  dieser  Gehilfe  öfters  in  » Nachtschichten«, 
wofür  er  pro  »Schicht«  eine  Extravergütung  von  einer  Mark  erhielt. 
Etwas  höher  sind  die  Löhne  der  Bnreain<»rsteher.  aber  auch  unter 
ihnen  kommen  noch  Monatslöhnr  unli  r  100  Mark  vor.  Dir  Arbeits- 
zeit  dauert  in  der  Regel  9  Suindt  n,  in  einigen  Kleinstatiten  ist  die 
normale  Arbeitszeit  die  aehtst,indiij;t:.  iJoch  wird  in  vielen  liurcaus 
Ueberslundcn-  und  Sonntag^arbcit  ohne  Extrabezahlung  verlangt.  Bei 
einem  Rechtsanwalt  in  Lissa  erhielt  der  erste  Gehilfe  für  L'eberstunden 
eine  Entschädigung  von  30  Pfg.,  der  zweite  GehUfe  10  Pfg. 

Auch  der  Stellenwechsel  war  den  Angestellten  bei  den  Rechts- 
anwälten in  Posen  erschwert  worden  und  zwar  durch  einen  Beschluß 
des  Posencr  Anwaltsvereins  in  folgender  Fassung:  »Kein  Vereinsmit- 
glied  kann  Bureauangestellte  eines  anderen  Posener  Anwalts  überneh- 
men, ohne  daß  dieser  die  ordnungsmäßige  Auflösung  des  bisherigen 
Dienst\erhaltnisses  (Uebereinkunft,  Entlassung,  fristgerechte  Kündigung) 
bescheinigt  hat. 

Die  crw  ahnit  n  » Rcgulalivbcwegungcri'  der  Rcchtsanwalt>angestell- 
ten  haben  yu  keinem  Erfolg  geführt,  weil  sich  die  Rechtsanwälte  ab- 
lehnend vtiiiieltcn.  Bei  der  >Reguiali\ bewegung«  in  Leij)zig  wurde 
verlangt:  die  Regelung  des  Lehrlingswesens,  die  Emluiirung  von  Lohn- 
skalen, Festsetzung  der  täglichen  Arbeitszeit,  bessere  Bezahlung  der 
Ueberstundcn ,  Errichtung  eines  paritätisch  verwalteten  Arbeitsnach- 
weises und  Zusicherung  eines  Urlaubs  von  2  Wochen  während  der 
Gcrichtsfciien  unter  Fortzahlung  des  Lohnes.  In  der  Lohnskala  wurde 
gefordert:  Für  die  I^ehrlinge  20  Mark  pro  Monat  im  ersten  Jahr, 

30  Mark  im  zweiten  und  40  Mark  im  dritten  Jahre.  Die  Gehilfen  soll- 
ten erhalten  bis  zum  17.  Lrhcnsjahrr  50  Mark,  bis  zum  19.  Lebensjahre 
60  Mark,  bis  zum  21.  Lebensjahre  75  Mark  und  bis  zum  23.  Lebens- 
jalur  ((O  Mark.  Aeltcrc  Gehilfen  soUteTi  reo  Mark  erhalten,  Bureau- 
vor.-^u  iier  je  nai  Ii  dem  Alter  125  150  Mai  k,  lerner  sollte  l'ebcrarbeit 
mit  einem  Aufschlag  \on  ioo<*f,  bczalik  \vt  rden.  Bezüglich  der  Rege- 
lung des  Lehrlingswcsens  war  ,vorgeschlaL;en,  daß  in  Bureaus  bis  zu 
3  Angestellten  nicht  mehr  als  ein  Lehrling  gehalten  werden  sollte  und 
daß  die  Höchstzahl  in  einem  Bureau  auf  drei  Lehrlinge  festgesetzt 
wird.   Der  Leipziger  Anwaltsverein  hat  diesen  Vorschlag  abgelehnt. 
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Eine  Statistik,  deren  Einzelzahien  aus  den  verschiedensten  Teilen 
Deutschlands  stammi-n,  hat  auch  der  Wiesbadener  Verband  der  Bureau- 
beamlen  veruffenllicht.  Die  Umfrage  erstreckt  sich  über  514  Bureaus 
mit  2283  Angestellten,  Von  diesen  waren  654  oder  30  %  Lehrlinge  im 
Alter  von  14—17  Jahren,  1096  oder  48%  warm  Gdiilfen  in  verschie- 
dener  Altersgruppiemng  und  503  der  Befragten  oder  22%  waren  Bu> 
reanvorsteber.  Es  wurde  ermittelt  fiir  44%  der  Angestellten  eine  täg- 
liehe  Arbeitszeit  von  8  Stunden,  för  52%  eine  tägliche  Arbeitszeit  von 
9  Stunden  und  für  4%  der  Angestellten  bestand  eine  Arbeitszeit  von 
mehr  als  9  Stunden:  von  tq'/o  der  Angestellten  wird  Ueberstunden- 
und  Sonntagsarbeit  verlangt.  Ein  Urlaub  von  zwei  Wochen  und  mehr 
war  57%  der  in  die  Statistik  einbezogenen  Ani^cstellten  zugestanden, 
27%  der  Befragten  hatten  einen  Urlaub  von  einer  Woche  und  für  die 
übrigen  16%  der  Angestellten  bestand  ein  Urlaub  noch  nicht  Die* 
Monatsgehälter  stellten  sich  für  1059  Angestellte  oder  4M*/o  unter 
50  Mark»  fUr  647  Angestellte  oder  28,3%  auf  50—100  Mark  und  577 
Angestellte  oder  15,3%  hatten  einen  Monatsverdienst  über  100  Mark. 

Eine  andere  Statistik  berüdcsichtigt  nur  die  Verhältnisse  in  Kö- 
nigsberg i  Pr.  Dort  wurden  unter  den  Bureauangestclltcn  folgende 
Entlohnungen  ermittelt.  Ks  erhielten  pro  Monat  2  Lehrlinjje  je  4  ^^ark, 
8  je  5  Mark,  5  je  6  Mark,  2  je  7  Mark,  4  je  8  Mark,  3  je  10  Mark. 
Ein  Bureaugehilfe  in  der  Altersgruppe  von  17 — 21  Jahren  erhielt  eine 
monatliche  Entschädigung  von  iS  Mark,  ein  weiblicher  Burcaugehilfe 
aus  derselben  Altersgruppicrung  verdiente  20  Mark,  weiter  betrug  der 
Monatslohn  för  z  Gehilfen  23  Mark,  für  2  Gehilfen  35  Mark,  für  i  Ge- 
hilfen  26  Mark,  fär  5  Gehilfen  30  Mark,  för  2  Gehilfen  35  Mark,  für 
I  Gehilfen  37  Mark,  für  i  Gehilfen  38  Mark,  (Qc  10  Gehilfen  40  Mark 
und  för  6  Gehilfen  50  Mark.  Ueber  die  Entlohnung  der  Maschinen- 
schreiber lagen  22  Antworten  vor.  Danach  schwankte  der  Monatslohn 
zwischen  28  und  90  Mark ;  t  i  Maschinenschreiber  verdienten  zwischen 
dieser  untersten  Grenze  bis  zu  50  Mark,  weitere  ii  Maschinenschreiber 
erhielten  60  bis  00  Mark.  Von  den  Bureauvorstehern  kamen  2  auf  je 
60  Mark,  einer  \  erdit:nie  monatlich  75  Mark,  6  andere  100  Mark,  außer- 
dem wurden  aber  auch  in  einigen  Fällen  Löhne  bis  zu  250  Mark  gezahlt. 

In  Stettin  wurde  im  Jahre  1907  gleichfalls  eine  Umfrage  ttber  die 
Löhne  der  Reehtsanwaltsangestellten  veranstaltet  An  dieser  Umfrage 
beteiligte  sich  ungefähr  die  Hälfte  der  Angestellten.  Dabei  sind  fol- 
gende Löhne  ermittelt  worden:  11  Lehrlinge  erhielten  eine  monatliche 
Entsrhädigung,  die  noch  nicht  5  Mark  betrug,  21  Lehrlinge  erhielten 
5 — 10  Mark,  die  Entschädigimg  von  34  T>ehrlingen  stellte  sich  auf 
IG— :?o  Mark  un  l  7  verdienten  über  20 — 30  Mark.  Die  Monatelöhne 
für  die  Gchilten  betrugen  für  36  Angestellte,  darunter  4  Personen  im 
Alter  von  25 — 45  Jahren,  30 — 50  Mark,  weitere  10  Gehilfen  kamen  auf 
50 — 75  Mark  und  5  Gehilfen  verdienten  75 — 100  Mark,  einen  höheren 
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Verdienst  erreichte  kein  Gehilfe.  Von  den  Bureauvorstehexn  kamen 
4  auf  einen  Monatslohn  von  loo — 120  Mark,  10  verdienten  iso — 150 
Mark,  7  je  150—200  Mark  und  wettere  3  hatten  Einnahmen  von  200 

bis  250  Mark  pro  Monat.  Eine  Kündigungsfrist  besteht  in  19  Fällen 
überhaupt  nicht,  in  einem  Falle  dauert  diese  Frist  i  Woche,  in  78 
Fällen  2  Wochen  \ind  in  32  Falk  n  rincn  Monat. 

Einen  X'orstol.^  zur  Verbesserung  der  sozialen  X'crhältnisse  der 
Recht.sanw;ilts;uii,Mst(Ilten  hatte  im  vergangenen  Jahre  (Hl-  Anwalts- 
kammer in  Hessen  uutcrnonmicn.  In  einer  Mitgliederversammlung  der 
Anwaltükamnier,  die  im  Januar  1907  in  Darmstadt  abgehalten  worden 
ist,  wurde  speziell  die  Notlage  der  Anwaltsangestellten  besprochen. 
Die  Referenten  Dr.  Fuld-Mainz  und  Dr.  Grünwald-Gießen  traten  ein 
f&r  Regelung  der  Arbeits-  und  Anstellungsverhidtnisse,  sie  empfahlen 
die  Sonntagsruhe,  die  Einführung  der  neunstündigen  Arbeitszeit,  die 
Festsetzung  einer  Kündigungsfrist  von  4  Wochen,  Zusichenmg  eines 
Urlaubs  unter  Fortzahlung  des  Lohnes,  Einrichtung  von  Fachschulen 
für  die  Lehrlinge  im  Schreibcrberufe.  Zur  weiteren  Vcrfolt^mn;^  flieser 
Angele^'c  nheit  ist  von  der  bessisrh(  11  Anvvaltskammer  eine  Kommission 
eingesetzt  worden,  von  einer  \virkli(  Iieii  Besserung  der  Verhältnisse  der 
Anwaitsange.stellten  ist  jedoch  noch  niclits  berichtet  worden. 

Und  ebenso  wie  bei  den  Angestellten  der  Rechtsanwälte  und  No- 
tare ist  auch  die  wirtschaftliche  und  soziale  Stellung  der  Bureaubeamten 
bei  den  Behörden  nicht  besser  geworden.  Von  der  Straßen-  und 
Kleinbahn-Berufsgenossenschaft  in  Berlin  wurden  im  vei^;attgenen  Jahre 
II  Kan/Ieibeamtc  bei  einem  Monatslohn  von  60  Mark  gesucht  und 
weitere  8  Rureaubeamtc,  die  ebenfalls  gesucht  wurden,  erhielten  pro 
Arbeitstag:  ^  !\fark.  In  ihrem  Jahresbericht  mußte  dann  diese  B»  riils- 
gcnosscnbchaft,  die  von  Dresden  nach  Berlin  übersiedelt  war,  bekennen; 
>Dic  Stellen  von  20  in  Dresden  verbliebenen  llili.skrällcn  nuißten  hier 
(in  Berlin)  neu  besetzt  werden.  Hierbei  stellten  sich  insofern  Schwie- 
rigkeiten heraus,  als  es  wegen  der  verhältnismäßig  geringen  Besoldung 
nur  schwer  und  meist  erst  nach  wiederholtem  Wechsel  gelang,  geeig- 
neten Ersatz  zu  schaffen«.  Meistens  verumcht  es  aber  nicht  einmal 
Schwierigkeiten,  zu  so  niedrigen  Löhnen  Schreiberkräfte  heranzuziehen. 

Der  Kreisausschaß  des  Niederbarnimer  Kreises  suchte  im  Herbst  1907 
für  seine  I^ureaus.  flic  in  Berlin  sind,  2  Bureaugehilfen  bei  Monats- 
gehältern von  30  und  50  Mark.  Diese  Stelltm^cn  sollten  aber  rfurrhaus 
nicht  für  Neulinge  sein,  sondern  wie  im  Niederbarnimer  Krcisl>]att  hin- 
zugelüj^t  war,  sollten  nur  Bewerber  in  liclrachl  kommen,  die  schon  bei 
Behörden  gearbeitet  haben  und  günstige  Zeugnisse  aufweisen  können. 
Bei  derselben  Behörde  erhalten  die  Scheuerfrauen  bei  einer  geringeren 
Arbeitszeit  pro  Monat  55  Mark.  In  den  »Bremer  Nachrichten«  wurden 
im  September  vergangenen  Jahres  von  der  Staatsbehörde  gleichzeitig 
9  Stellen  ausgeboten.   Die  eine  betraf  die  Stellung  eines  Bureaubeam« 
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ten  im  Staatsarchiv,  für  sie  wurde  eine  jährliche  Lohnsmnme  >bb  zu 
700  Mark«  ausgesetzt  Das  andere  SteHenangcbot  war  eine  Knecht- 
steile  in  der  bremischen  Strafanstalt.  Für  sie  war  eine  jährliche  Lohn- 
Summe  von  1000  Mark  ausgeworfen,  außrriliin  sollte  noch  gewählt 

worden  freie  Wohnunj;  und  Dienstanzug.  Dafür  waren  freilich  hin- 
sichtlich des  Btireaunn^estellten  keine  besonderen  nualrfikationsbe- 
din^iingcn  angcgi  lx-n,  woj^ci^x'n  der  Knecht  ordentlicli  melken  kinintrii 
und  nüchtern  sein  sollte.  Im  >Schw'ar2wälder  lioltn«  suchte  ein  Amt- 
mann aus  dem  Bezirk  HohenzoUern  einen  Schreibgehilfen  mit  guter 
Handschrift  gegen  25  Mark  Entschädi^ng  und  in  den  »Kieler  Nach« 
richten«  war  das  Inserat  eines  Amts-  und  Gutsvorstehm  einer  heneog- 
lieh  Hotstein-Glücksbui^fischcn  Gutsverwaltung  zu  lesen,  in  dem  ein 
Bureaugehilfe  mit  einem  Monatslohn  von  50  Mark  verlangt  wurde. 

Ebenfalls  im  Herbst  1907  suchte  die  Kreisstadt  Wipperfürth  in 
Rheinland  einen  Verwaltungssekrctar  t^eijcn  eine  monatliclu-  F.ntscha- 
digung  von  50  Mark;  die  Aussicht  auf  eine  Verbesserung  sollte  nicht 
ausgeschlossen»  ^ein.  Von  die«^cm  W  rwaltungssekretär  mit  dem  Mo- 
natsgehalt von  50  Mark  und  den  entsprechenden  »Aussichten c  wurde 
verlangt:  »Vertrautheit  mit  allen  in  einer  städtischen  Verwaltung  vor- 
kommenden Arbeiten,  sowie  den  Standesamts«  und  Anwaltssachen  und 
den  diesbezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen,  insbesondere  selbstän- 
dige Bearbeitung  der  Staats-  und  Gemeindesteuersachen,  Kreis-  und 
Provinzialumlagen,  Jagd-  und  Fischereiverpachtungssachen,  Gewerbe- 
scheinen und  Gewerbesteuer,  Landtagsabgeordneten-  und  Stadtverord- 
netenwahlen, sowie  Wa-^scrwerksangelet^enheitcn  oder  aber  die  Fähig- 
keit, sich  die  geforderten  Kenntnisse  wahrt  nd  (U  r  Probezi  ii  anzueignen«. 

Die  zuletzt  erwähnte  l'robczcit,  von  deren  Ausfall  die  dcüaitive 
Anstellung  abhängig  geniachi  wurde,  sollte  6  Monate  dauern. 

.Auch  aus  dem  Jahre  1908  liegen  bereits  wieder  viele  Ausschrei- 
bungen mit  außerordentlich  niedrigen  Gehältern  vor.  In  Nr.  i  der 
>Rundschau  für  Gemeindebeamte«  sucht  die  Gemeindeverwaltung  Ruh- 
land einen  Bureaugehilfen,  der  pro  Jahr  900  Mark  erhalten  soll,  der 
Vorstand  der  Handwerkskammer  in  Berlin  sucht  in  derselben  Nummer 
der  »Rundschau«  einen  Kanzlisten,  dem  pro  Werktag  ein  Lohn  von 
3,50  Mark  in  Aussiclit  tjestclh  ist.  Kinen  Stadthaupl-  und  Sparkassen- 
rendanten  bei  einem  üriuKlgehalt  von  1000  Mark  \no  Jahr  sucht  die 
Stadt  Uebigau  im  l^ezirk  Halle.  Dieses  ( irunduehak  sollte  zwar  von 
drei  zu  drei  JahiLn  um  je  100  .Maik  bis  zuui  I  iochstgclialt  von  1500 
Mark  steigen,  Verheiratete  sollten  auch  noch  eine  Mietsentschädigimg 
von  150  Mark  im  Jahre  erhalten,  dafür  mußten  aber  auch  2000  Mark 
Kaution  gestellt  werden.  Die  Stadt  Vlotho  an  der  Weser  sucht  ia 
Nr.  2  der  »Rundschau«  einen  Polizetsekretär  bei  einem  Grundgehah 
V(»n  ijoo  Mark,  ebenfalls  mit  1200  Mark  Grundgehalt  steigend  bis  ZU 
iSoo  Mark  ist  die  Stelle  eines  Polizeisekretärs  in  Schwiebus  in  Nr.  4 
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der  »Rundschau  für  Gcinein(It  l)eamtc*  ausgeschrieben  un<l  die  städiische 
Foli/eivxTv  altunu  la  Aiiklam  sucht  sogar,  gleichfalls  in  Nr.  4  der 
»RundschaiK,  einen  Folizcibckretar  bei  einem  Jahre&gehalt  von  1100 
Mark,  auch  die  Stadtsekretärstelle»  die  von  der  Stadtverwaltung  in 
Bacharach  ausgeboten  wird,  soll  mit  1200  Mark  Grundgehalt  vergdKn 
werden.  In  Nr.  s  der  öfter  genannten  Zeitschrift  von  diesem  Jahre 
wird  in  Stargard  ein  »mit  den  einschlägigen  Arbeiten  vertrauter  Kassen- 
gehilfe« gesucht,  dem  ein  Anfangsgehalt  von  70  Mark  igesichcrt  wird, 
ebenfalls  in  Nr.  2  kommt  die  Stellung  eines  Stadtsekretars  vom  Magi- 
strat zu  Tuchcl  zur  Aussrhreibim;^.  Es  sollen  sich  nur  Bewerber  melden, 
»die  nachweislich  in  allen  Zweigen  der  Kommunal*  und  Polizeiverwal- 
tung  einschließlich  des  Standesamts  und  der  Anusanwaitschaft  gründ- 
lich vorgebildet  sind  und  selbständig  expedieren  können<.  Das  Grund- 
gehalt fUr  diese  Stadtsekretärstelle  soll  900  Mark  betragen,  außerdem 
werden  in  Zwischenstufen  von  s  Jahren  vier  Alterssulagen  von  je  75 
Mark  zugestanden,  so  daß  also  nach  acht  Jahren  das  HCtehstgehalt  von 
I300  Mark  erreicht  wird,  außerdem  wird  noch  ein  Wohnungsgeldzu- 
schuß von  150  Mark  angerechnet.  Der  Magistrat  in  Luckenwalde  sucht 
einen  Bureauhilfsarbeiter,  für  den  »vorlaufig*  ein  Jahreslohn  von  880 
Nfark  festgesetzt  ist.  In  Nr.  3  fler  »Rundschau«  sucht  der  Büff^ermeistcr 
von  Pollnow  einen  liureauvorstcher,  der  ;  in  allen  Zweigen  der  stadti- 
schen Verwaltung  durchaus  bewandert^  sein  soll,  i^ejjen  eine  monatliche 
Vergütung  von  75  Maik,  in  derselben  Nr.  sucht  der  Magistrat  von 
MOhlhausen  in  Thüringen  zwei  junge  Bureaugehilfen  gegen  Entschädi- 
gungen von  50  und  $5  l^vk  pro  Monat.  Einen  Kämmereikassen* 
Assistenten,  der  pro  Jahr  1200  Mark  erhalten  soll,  sucht  die  Stadt 
Strehlen  in  Schlesien  in  Nr.  5  der  »Rundschau«,  ebenfalls  zu  einem 
Jahresgehalt  von  1200  Mark  sucht  die  Stadt  Crossen  einen  Gegenbuch« 
führer.  Die  Stellung  eines  Gemeindesekretars,  >der  mit  der  Verwaltung, 
mit  Stettci-  und  Krankenhaus  aclien  vertraut  sein  muß,  bietet  die  Ge- 
meinde iVrnsdorf  l>ei  einem  )|h  ti  Moust  ilu^^en  (  irund;^chalt  von  800  ^^ark* 
pro  Jahr,  in  verschiedenen  Alierszulagen  soll  das  Jahreseinkommen  auf 
1400  Mark  steigen.  Die  Gemeinde  Gommern  bei  Magdeburg  sucht 
einen  zuverlässigen  Bureaugehilfen,  dessen  Einkommen,  »je  nach  Ueber- 
einkunft«,  60 — 75  Mark  pro  Monat  betragen  soll,  und  gleichfalls  zu 
einem  Monatslohn  von  60  Mark  sucht  die  Stadtkasse  in  Itzehoe  »einen 
gewandten  jungen  Mann  als  Kassengehilfe«. 

Hin  Hureaugehilfe  im  Alter  von  iS  Jahren  aus  der  Stadtverwaltung 
in  Lcngefeld  in  Sachsen  stand  kürzlich  wegen  schweren  Diebstahls  vor 
der  Strafkammer  in  Freiberg  in  Sach?;en.  Dieser  Bureaugehilfe  wurde 
zu  zwei  Jahren  drei  Monaten  Gelängnis  \erurteilt,  weil  er  sich  durch 
Einbruch  otieniliche  Gelder  angeeignet  liatte.  Bei  den  Verhandlungen 
wurde  fe^tgestelU,  dab  der  angeklagte  iiureaugehilfc,  der  vorher  drei 
Jahre  lang  als  Schreiberlebrling  in  städtischen  Diensten  beschäftigt  war, 
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einen  Monatslohn  von  iS  lachtzehn!»  Mark  halte. 

Ein  Miüsland,  «icr  !>ci  StclIenaiissrluLibungcn  namentlich  von  städii- 
schcn  Körperschatten  uuch  sehr  iiäufig  zu  finden  ist,  beruht  darin,  daß 
keine  Angaben  über  die  Höhe  der  Bezahlung  der  betreffenden  Stellen 
gemacht  wird«  sondern  daß  die  Beweiber  aufgefordert  werden,  ihre 
Gehaltsansprüche  selbst  geltend  zu  machen,  es  werden  also  gewisser- 
maßen die  Stellungen  in  Submission  vergeben,  zumindestens  unter  den 
Gleichletstungsfähigen  erhalt  der  die  Stellung,  der  die  geringsten  An- 
sprüche macht.  Durch  diese  ganze  Art  der  Stellenausschrrüuing  und 
Stellcnvergebung  wird  die  soziale  Stellung  der  Bewerber  hcrabgedrückt. 
Dann  wird  dadurch  aber  auch  die  Besetzung  der  Stellen  erschwert, 
denn  wenn  in  dem  Ati^schreihcn  ntrht  das  geringste  d.irüt>cr  enthalte  n 
ist,  welche  Gchalts^tuk  n  «lalu  i  in  Üetracht  kommen,  wcl»  her  An  dje 
Stelhui:^'  i.st,  SU  »crth  n  sirh  \  iele  nicht  melden,  \v«  Irhr  uir  die  leer- 
gewordene Sti'llung  in  Uctracbt  kummi  n  kuniilen  und  auf  det  anikrv;a 
Seite  werden  sich  auch  genug  Bewerber  melden,  die  nach  ihren  Fähig- 
keiten und  nach  ihrem  Bildungsgang  von  vornherein  nicht  in  die  engere 
Wahl  kommen  können. 

Auch  die  Kanzletgehtlfen  bei  der  preußischen  Justizverwaltung  be- 
klagen sich  darüber,  daß  ihre  Löhne  in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht 
mehr  aufgebessert  worden  sind  und  daß  die  Löhne  nicht  mehr  in  Ein- 
klang stehen  mit  den  wesentlich  gestiegenen  Preisen  der  notwendigsten 
Lebensmittel  und  mit  der  Verteuerung  aller  sonstigen  Lebensbedürf- 
nisse. Wie  auf  einer  Delegierten -Vrr'^ammhin!::  des  X'crI'anili  ^  der 
nichtpen'^ii ln^^<-■^e<'hti^Jten  Justizkanzleii;chil!'<  ii  rrnil^cns  im  Januar  io?S 
ausgeführt  w*>r»li  u  ist,  sind  <:eii  25  Jahren  für  du  Kanzh^tcn  Aut  uesse- 
rungen  nicht  mehr  zuge.-^unden  worden.  Nach  einer  Dieiisueit  von 
12  Jahren  erreichen  die  Kanzlisten  in  der  Justizverwaltung  einen  Mo- 
natslohn von  95  Mark.  Trotzdem  bereits  eine  Audienz  beim  preußi- 
schen Justizrainister  erfolglos  war,  wollen  die  Kanzleigehilfen  in  der 
preußischen  Justizverwaltung  noch  einmal  um  Aufbesserung  ihrer  Löhne 
petitionieren. 

.Auch  der  zwischen  dem  Zentraiverband  von  Ortskrankenkassen 
und  den  Beamten  der  Ortskrankenkassen  zustande  gekommene  Tarif- 
vertrag, der  seine  Wirksamkeit  am  i.  Januar  1907  begann,  ist  durchaus 

noch  nicht  in  dem  I  nifange  eingeführt  worden,  wie  es  früher  erwartet 
worden  ist.  In  Anbetracht  <les  verteuerten  Lehcn^iunu-rlialt«--  bedeutet 
das  bei  sehr  \  ielen  Kategorien  der  Huicauan^t  ^-teilten  und  Hurcau- 
beamten  beobaehtcte  Stagnieren  der  Einnahmen  und  der  (ichälter  ein 
Zurückgehen  des  Standard  of  life  für  diese  Angestellten  und  Beamten. 
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Von 

HANNS  HEIAIAN. 

Antikartell  I  Der  Sinn  dieses  Wortes  wird  alsbald  erhellt  durch 
folgende  Notizen,  die  unlängst  durch  die  Presse  gingen,  ohne  meines 
W^issens  prinzipiell  bearhlct  zu  werden: 

1.  Ani^'c-^ichts  einer  kurzfristig  in  Kraft  gesetzten  ErhDhunj^  der 
Farbbät-dc  durch  den  jüngst  gegründeten  Verband  der  Seidenlärbereicn 
organisierten  sich  die  Scidenlklmkanten  za  einem  Verband  und  be- 
schlössen  die  Gründung  einer  eigenen  gemeinsamen  Seidenförberei. 

2.  Um  der  Erhöhung  der  Bierpreise  durch  die  lokalen  Brauerei- 
verbande zu  begegnen,  vereinigten  sich  Gastwirte  in  einer  Reihe  von 
Orten  (Perlin,  Dresden,  Essen,  tvlbcrfeld,  Danzig,  Görlitz  etc.),  eben- 
so die  Flaschenbierhändlcr  in  Frankfurt  a.  M.  und  beschlossen  die 
Errichtung  bezw.  den  Ankauf  eigener  gemeinsamer  GenossenschaftS' 
braucreien. 

3.  In  Opposition  gegen  das  Hefe-Syndikat  beschloß  der  Bäcker- 
Zwcigverbund  Osterland  die  Erricliiung  einer  gemeinsamen  PreÜ- 
hefcfabrik  in  Gera. 

4.  Veranlaßt  durch  die  Erhöhung  der  Konventionspreise  des 
Flaschensyndikats  beschloß  der  Allgemeine  Verband  deutscher  Bier« 
händler  den  Ankauf  einer  ringfreien  Glashütte  in  Lippstadt,  um  diese 
als  Verbands-Flaschcnfabrik  zu  betreiben. 

Das  diesem  Vorgehen  gemeinsam  Prinzipielle,  das,  was  das  Wesen 
der  Antikartelle  ausmacht,  ist  dies:  um  einer  Verteuerung  der  Ge- 
stehungskosten entL;c;4cnzuwirken  oiler  \  nr/ubcui;cn,  die  durch  eine 
Kartellori^anisalion  der  X'orinstnnz  im  Proihiklionspro/eli  hervortjerufen 
wird,  ntachl  sicli  die  Nacliinstanz  von  jeuer  unabliängig  und  zwar 
gleichfalls  auf  dem  Wege  der  Kartellierung:  durch  genossenschalUicbe 
Ucbernahme  des  Vori)rozesses  in  Eigenproduktion. 

Wenn  irgend  etwas«  ist  dieser  wirtschaftliche  Oi^anisationsvorgang 
geeignet,  den  von  der  Theorie  oft  betonten  engen  Zusammenhang  ge- 
rade der  deutschen  Kartelle  mit  der  Genossenschaft  darzutun.  Die 
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Antikartelle  stellen  eine  Verschmelzung  von  Konsum-  und  Produktnr' 
genossenscbaft  dar.  * 

Zwei  benachbarte  Glieder  der  Gütervermittlungsfcette  sind  es,  die 

an  dieser  Organisation  beteiligt  sind:  der  Vorprozeß  der  Produktion 
und  der  Nachprozeß  des  Konsums.   Indem  die  Verbraucher  sich  zu- 

sammcTT^rhließcn.  um  nicht  bloß  <lurrh  <^rmf tnsamfn  Bezug,  sondern 
auch  durch  gemi-insamc  Erxcugutv^  ilircs  Bedarfes  (iiescn  möglichst 
günstii;  /u  decken,  entsteht  die  IVoduklivkonsunv^cnossenschaft. 

\  on  den  der  AUgcmciniieit  bekannteren  reinen  rroduktivgenossen- 
schaften  der  vereinigten  Tischler-  und  Schneiderwerkstätten  unter- 
scheiden sie  sich  durch  das  konsum^enossemcbaftliche  Moment:  sie 
produzieren  lur  eigenen  gemeinsamen  Bedarf.  Von  den  bekannten 
reinen  Konsumgenossenschaften  der  Einkauls-  und  Konsumvereine 
unterscheiden  sie  sich  durch  das  produktivgenossenschaftliche  Moment  : 
sie  verbrauchen  nur  für  eigene  gemeinsame  Rechnung  erzeuge  Produkte. 

Aus/'u^ehei<!on  sind  auch  diejenii^en  genossenschaftlichen  Ver- 
bindungen \<^>n  Produktion  und  Konsum,  in  denen  die  <  )r;^ani<ierung 
von  den  I'r(jduzenten  ausgeht,  sich  auf  den  \virtsrhafilichen  Fulge- 
prozeß  erstreckt  und  diesen  durch  genossenschaftliche  Regelung  des 
Absatzes  auf  dem  Wege  der  VVciterproduktion  zum  Zwecke  der  Erlös- 
erhfihung  in  genossenschaftliche  Selbstverwaltung  nimmt,  wie  etwa  bei 
den  von  vereinigten  Landwirten  errichteten  Zucker-,  Stärke-,  Sprit-  und 
Konservenfabriken,  die  im  Grunde  Produktivabsatzgenossenschaften  von 
Anbietern  sind. 

Bei  den  hier  zur  Betrachtung  stehenden  Organisationen  dagegen, 
die  rr(Hluktivbe;^uc;sgcnossenschaften  von  Abnehmern  sind,  ^eht  die 
( »rL^ani'-ierunL;  \  <'n  den  Konsumenten  aus,  sie  erstreckt  sich  au!"  den 
w irischaüliehcn  Vori>ro/ei>  und  nimmt  diesen  durch  genossenschaftliche 
Regelung  des  Bezugs  s  auf  dem  Wege  der  \  Urproduktion  /.um  Zwecke 
der  Gcstehungsvcrbilligung  in  gcnossenschafüiche  Selbstvcnvaltimg. 

Was  nun  die  Antikartelle  wieder  von  anderen  Produktivkonsum- 
genossenschaften  unterscheidet,  liegt  in  ihrem  Wesen  als  Antikartell 
begrOttdet,  d.  h.  sie  müssen  als  Kartell  eine  Vereinigung  selbständiger 
gewerblicher  Unternehmer  sein. 

Sind  es  also  dort  die  letzten  Verbraucher,  welche  ihren  Bedarf  auf 
dem  Wege  genossenschaftlicher  Eigenproduktion  decken,  wie  etwa  bei 
Brotbäckereien ,  S-Hfen^'a!  ril;  n  von  Konsumvereinen  oder  der  \  orn 
akademische  n  Srlnu/\ erl  aivl  -cinerzeit  in  Leipzig  L;cplanten  eigenen 
.'^ortimcntst/uchhandlure^:,  s  »  kommen  sie  hier,  wo  es  sich  lim  ünter- 
nehmcrorganisationen  handelt,  nicht  in  Betracht, 

Nur  wenn  diejenigen  konsumierenden  Wirtschaftsgruppen,  welche 
kraft  ihrer  Organsation  in  den  Produktionsprozeß  eingreifen,  zugleich 
weiterverarbettende  Produzenten  sind  und  für  ihre  gewerblichen  Zwecke 
ihren  Bedarf  auf  dem  Wege  genossenschaftlicher  Eigenproduktion 
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orcfanisieren,  wenn  es  in  diesem  Sinne  eine  Prfuiuktivf^enossenschaft 
von  L' nl  e  r  n  e  h  m  e  r  n  ist,  kann  man  m  h  einem  Antikartell  sprechen 
(wobei  ^nt^lrirh  davon  aiis/nL,cl»cn  ist,  daß  es  als  Antikartell  gegen 
ein  anderes  Karlell  gcrichtcl  istt. 

Was  dabei  diese  Untcrnchmergcnossenschaft  von  jenen  anderen 
eingangs  erwähnten  reinen  Prodnktironternehniefigenossenscluiften  (der 
Tischler  und  Schneider)  auch  im  Organisationsprinsip  unterscheidet 
und  zwar  als  Folge  eben  jene&  prinzipiellen  Unterschiedes,  der  im 
Hinzutritt  des  Konsummomentes  liegt,  ist  das  völlige  Fehlen  einer 
arbeit.sgenos^t  nschaftlichcn,  das  alleinige  Bestehen  einer  kapitalgenossen- 
schaftlichen Verbindung  und  dementsprechend  das  völlige  Entfallen  des 
auf  Erhöhung  des  Arbeitslohnes,  das  alleinige  Verbleiben  des  auf  Er- 
höhung des  Unternehmergewinnes  gertrhtrten  Orcanisationszwerkes. 
Es  wird  dies  dadurch  bedingt,  daß  Ihm  <lrin  AntikarttU  dit-  lU  ruis- 
gruppe  des  orL;ani^irI•l•nden  und  des  or^^ani^ii  rlrn  (  u  w  t  rbcs  nic  ht  /u- 
sammenfallen :  diejenigen,  welche  die  i'rudukiion  gemeinschaltlicii 
organisieren,  sind  Nichtmitglieder  der  den  betreffenden  Produktions- 
Zweig  sonst  betreibenden  Berufsgruppc,  die  Organisierung  erfolgt  auch 
nicht  zu  deren  Gunsten  und  wirtschaftlicher  Förderung,  sondern  jene 
gehören  einer  fremden,  wenn  auch  in  der  Wirtschaftskette  benachbarten 
Berafsgruppe  an  und  die  Oiganisicrang  erfolgt  lediglich  zur  wirtschaft- 
lichen Stärkung  der  Berufsmitglicder  eines  anderen  als  des  organt- 
sierten,  nämlich  des  nächstfolgenden  Produktionsprozeß 

Dirse  bei  den  Antikartellen  in  den  Vorprozeß  durch  genossen- 
schaftliche Eic^nprodnktion  rtn'jrcifende  benachbarte  Bcrnrst^rnpjH'  kann 
nun  ■  wie  bei  den  VVei)creien  und  Bäckern  —  eim-  indu^tt  u  U  «ulcr 
han(iwt  rkMiKil.M^  wciU'n.'^rarbeif'^nde  Instanz  eines  pioduklivcn  tjewcrlA  S, 
oder  auch  -  wie  bei  den  liasiwirien  und  Flaschenbierhändlern  —  die 
lediglich  vermittelnde  Instanz  eines  distributiven  Gewerbes  sein. 

Auf  jeden  Fall  wird  sie  aber  ein  Zwischenglied  der  Gewerbekette 
sein  müssen»  nicht  aber  Anfang-  oder  Endglied.  Anfangsglied  darum 
nicht,  weil  es  sich  bei  den  Antikartellen  bereits  um  Abnehmerverbände 
han<lelt,  die  im  Gegensatz  zu  irgend  welchen  Anbieterverbänden  als 
Kartelle  im  eigentlichen  Sinne  ge^nün  let  sind,  also  einen  Vorprozeß 
zur  Voraussetzung  haben.  Endglied  deshall)  nicht,  weil  es  sich  auch 
bei  den  Antikartellen  um  produktive  Unternehmungen  handelt,  wei«  he 
minflcNtcns  nrn  fi  einen  NachprozeiS,  nämlich  den  des  Konsums,  zur 
Voraussetzung  halx  ii 

Dabei  ist  uciicr  von  der  AnlikaricWot  i^ mi-^  ition  der  penossen- 
sclialtiiche  Charakter  untrennbar,  l)ie  bei  vielen  gemischten  Linzcl- 
werken  kartellierter  Industrien  vorliegende  Einbeziehung  des  Vorgliedes 
in  der  Produktionskettc  in  den  Untcmehmtmgsl>creich  hat  deshalb  mit 
unserer  Organisation  nichts  als  die  Betriebskombination  gemeinsam:  zum 
Antikartell  fehlt  das  Entscheidende  der  genossenschaftlichen  Unter- 
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nehmung,  der  Vereinigung  mehrerer  selbständiger  Uutcrnehmer. 

Gemeinsam  mit  dies^  Belriebskombinatioikeii  gemischter  Werke 
und  gleichfalls  Hauptzweck  ist  aber  den  Anttkartellen  die  Ausschaltung 
einer  besonderen,  wirtschaftlich  selbständigen  Produktions- Zwischen- 
instanx  durch  Uebemahme  des  Produktionsprozesses  in  Eigenbetrieb. 
Wie  bei  den  gemischten  Werken  soll  auch  bei  dem  Antikartell  dadurch 
nicht  bloß  der  Z\vischcnj,'c\vinn  jener  in  ihrer  wirtschaftlichen  Selb- 
ständi'^kcit  ausj^cschalteten  Instanz  eingespart,  sondern  vi^r  allem  soll 
der  ciycnc  \\'t  itcrverarbeitun<^spi i »/cß  iinabhanijiL^  gcmaclit  wcr'len  von 
den  Ruhbioitverbänden  und  sonstigen  karu  llicrten  Vordergruppen  im 
Produktionsprozeß  und  deren  Preiserhöhungen. 

Hieraus  ergibt  sich  ohne  weiteres  die  Kampftendena  der  Anti- 
kartellorganisationen,  die  also  gleichsam  als  Einkaufdcartelle  der  Ab- 
nehmer gegen  Verkaufskartelle  der  Anbieter  gebildet  sind.  Vom 
Standpunkt  dieser  oiganisiertcn  Vorindustrie  aus  betrachtet,  handelt  es 
sich  bei  jenen  Antikartell  - Gründungen  der  Nachindustrie  lediglich 
um  die  betriebliche  Gesellschaftsform  eines  E i  n z  e  1  Unternehmens 
der  eigenen  Vorindustrie,  im  Gei:;^ensatz  zu  ihrem  Karte!)  als  der 
wirtschaftlichen  ürganisationstorm  der  gesamten  Vurindustrie ; 
währeml  das  Kartell  möelichst  sämtliche  Einzelbelrielie  solidarisch  zu- 
sammenfaßt, kämpft  das  Antikartell  gegen  die  Sulidarität  dieser  vor- 
industriellen  Gesamtorganisation  an.  Das  Antikartdl  der  Nachinstanz 
hat  den  Zweck,  das  Kartell  der  Vorinstanz  für  den  eigenen  Bedarf  un- 
schädlich zu  machen  und  wenn  möglich  zu  sprengen.  Kartell  und 
Antikartell  sind  ihrem  Wesen  wie  dem  Namen  nach  Gegner. 

Die  so  nach  Art  und  Zweck  determinierte  Organisationsform  der 
Antikarteile  ist  keineswegs  erst  ein  Gebilde  der  allerletzten  Tage ;  nur 
tritt  sie  nencrdini;«;  «stärker  und  häufii^er  hervor  infol^je  der  Durch- 
set/un;^  imscres  <^e>anUen  \\'n-tSLhaÜ>lebrn>  mit  einer  stark  \vu"ken<len 
Or^aniNalicjn.sicniien/  und  mit  dem  w.iehscnden  Uebergewichl  des 
Kapitals  über  die  Arbeit  in  der  Produktion.  Solange  eine  bestimmte 
Branchenproduktion  nur  von  ihren  Gewerbsgenossen  ausfuhrt  werden 
konnte,  solange  Unternehmer  und  Arbeiter  noch  in  Personalunion  oder 
wenigstens  in  Berufsgemeinschaft  standen,  war  eine  derartige  Los- 
lösung des  Untemehmungszentnims  von  der  Produktionsbranche,  war 
der  Betrieb  eines  industriellen  Produktionsprozesses  durch  Berufszu- 
gehürige  eines  anderen  nicht  wühl  möglich ;  dazu  bedurfte  es  der 
Sonderung  in  kapitali'^tisrhc  Unternehmer  und  !»ranrhenkundif:;c  Anqc- 
stellte  und  Arbeiter.  Hier  liegt  überhanjit  cr-i  die  Ermr'L,'liehung  der 
in  einem  fremden  Produktionsglicde  organisierten  Eigenproduktion  der 
Antikarlcllc. 

Die  Voraussetzungen,  die  eine  derartige  Produktiv-Organlsation 
begünstigen,  sind  dann  gegeben,  wenn  die  genossenschafUiche  Produk- 
tion Vorteile  bietet,  die  weder  durch  lediglich  genossenschaftlichen 
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Pczug  vom  Vorkartell  noch  durch  Einzcl-EigcnproduktiDn  erreichbar 
sind.  iMcs  ist  überall  dort  der  Fall,  wo  die  Nachteile  der  Abhängig- 
keit von  ciiKi  kartellierten  Vorproduktion  auch  durch  die  etwaigen 
Vorteile  genossenschaftlichen  Bezuges  nicht  ausgeglichen  werden,  und 
wo  andereiseits  erst  der  Gesamtbedarf  der  Verbandsgenossen  einen 
besonderen  Fabrikationsbetrieb  lohnend  beschäftigen,  dagegen  die  Be< 
darfshöhe  des  Einzelnen  nicht  ausreichen  würde,  um  eine  Eigenpro* 
duktion  allein  für  seine  eigenen  Zwecke  rentabel  zu  gestalten.  Dafür 
kommen  insbesondere  die  Falle  in  Betracht,  in  denen  nicht  bloß  der 
Geschäftsbetrieb  des  Einzelnen  an  sich  zu  klein  für  Eigenproduktion 
ist,  sondern  obendrein  noch  betreffende   ^''orprodukt  nur  einen 

LM  riiijijcn  Anteil  an  den  in  jenem  Geschäftsbetriebe  abgesetzten  Fabri- 
katen hat. 

Das  erklärt,  warum  es  in  erster  Linie  Hilfs-  und  Nebcnproduk- 
tions-Prozesse  sind,  die  von  den  Antikartellen  in  genossenschaftliche 
Eigenproduktion  genommen  werden.  Hierher  gehört  die  Färberei  ^et 
vereinigten  WebereieUj  die  Hcfefabrik  der  vereinigten  Bäcker,  das  vom 
Spiriti^syndikat  seinerzeit  unter  Sprengung  der  Mittelkonvention  in 
eigene  Regie  genommene  Denaturierungsmittelgeschäft,  die  von  den 
vereinigten  Chocoladc  f^ibrikcn  in  Opposition  gegen  das  Zuckersyndikat 
get:jründetc  Zuckerfabrik  und  die  von  Liefmann  i:ele!::[entlich  erwähnten 
Organisationen  eintr  l)\namit-l  abrik  der  vercmiglen  Kohlenzechen, 
einer  Flaschenfabrik  der  \crein igten  Weinhändler,  einer  chemischen 
Fabrik  der  vereinigten  Glashutten,  einer  Kohlensäure-Eabrik  vereinigter 
Gastwirte. 

In  allen  diesen  Fällen  dürfte  sich  die  gesonderte  Anlage  derartiger 
Spezialfabriken  für  einen  einzigen  weiterverarbeitenden  Verbraucher 
kaum  rentieren ;  es  sei  denn,  daß  es  sich  um  einen  jener  oben  erwähn- 
ten ganz  großen  Betriebe  mit  ihrem  vielverzweigten  Riesenbedarf 

handelt,  die  als  »gemischte«  Werke  eine  ganze  Reihe  von  nach-  und 

nebengcr»rdnetcn  rroduktionspro^cssen  in  sich  vereinigen.  In  den  ln(hi- 
stricn,  in  denen  (bcse  RiesenbetrictK-  vurlirrrschcn,  werden  sie  dem 
Aufkommen  gcnosscnschattlicher  Antikarteiie  in  der  Regel  entgegen- 
wirken. 

Es  muß  also  nicht  bloß  überhaupt  ein  Verbandsbedarf  vorliegen, 
um  derartigen  Organisationen  eine  Existenzbasis  zu  geben,  sondern  es 
muß  auch  seitens  der  einzelnen  Verbandsmitglieder  ein  relativ  gleich- 
förmiger Bedarf  vorhanden  sein.  Und  zvrar  dies  nicht  bloß  quantitativ  in 
der  Weise,  daß  nicht  einzelne  wenige  Verbandsniitglieder  mit  ganz  über- 
ragend großem  Bedarf,  der  eine  selbständige  Fabrikation  lohnen  würde, 
citK  r  fjrößcren  oder  j^eringeren  Zahl  von  VLibandsmitgliedern  mit 
minimalem  Bedarf  <,'cgcn überstellen,  sondern  außerdem  auch  (jualilaiiv, 
indem  eine  derarti;4r  .^enosscnschaftliclu-  Produktion  sich  für  indivi(hiell 
gar  zu  diflfercnzierte  Fabrikate  weniger  eignen,  sondern  mehr  aut  die 
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Erzeugung  von  ^!assenfabrikaten  (Flaschen)  oder  in  ihrem  weiteren 
Vorwrndungsfallc  tih »"liehst  vrrtrrtbarcn  Waren  angewiesen  sein  werden. 
Dic^c  qualitative  Kontor niilät  dci>  liedarfrs  ist  auch  schon  darum 
notwendig,  weil  die  !•  "ain  ikation  untercinaniK  r  L,uir  zu  sehr  af  iweichender 
oder  sonst  komplizierter  Erzeugnisse  die  Vorteile  genossemchafü icher 
Prodtiktion  zum  ^ußen  TeQe  wieder  aufheben  wfiide. 

Und  noch  eine  andere  Voraussetzung  muß  in  der  Bedarfsgestaltung 
gegeben  sein,  nämlich  die,  daß  die  einzelnen  Bedarfsstellen  in  lokal 
möglichst  konzentrierter  Lage  sich  befinden.  Anderenfalls  bei  vonein- 
ander und  von  der  gemeinsamen  Produktionsstätte  entfernter  gel^e- 
nen  Bedarfsstellcn  würden  durch  höhere  Transportspesen  die  Vorteile 
der  genossenschaftlichen  Produktion  für  den  in  der  I^ge  Benach- 
teiligten wieder  fjcmindcrt  oder  gar  aufgeho!>en  werden.  Oder  es 
müssen  eventtiell  mehrere  Ik-darfszentren  ]>estehen,  um  die  Anlage 
mehrerer  derartiger  genossenschaftlicher  Unternehmungen  rentabel  zu 
machen. 

Daraus  erklärt  sieh,  daß  sich  diese  ADlikarlell-Genosscnschafts- 
betriebe  vorzugsweise  an  lokale  Kartelle  (Bäcker,  Gastwirte)  anglie* 
dem  oder  an  solche,  welche  durch  regionale  Begrenztheit  des  Vor* 
kommens  der  Rohstoffe  (Kohlenzechen, Weinhändler)  oder  der  betreffenden 
Industriebranche  (Seidenwebereien,  Glashutten)  von  vornherein  auf 
bestimmte  Bezirke  sich  beschränken. 

In  dem  lokal  abgegrenzten,  qualitativ  wie  quantitativ  verhältnis- 
mäßig gleichförmigen  Bedarf  dürfte  wohl  auch  die  innere  Begründung 
dafür  zu  finden  sein,  flnß  die  Distributivfjewerbe  und  zum  Tri!  die 
Fertigindustne  lür  Nahrungs-  und  Cienubmittcl,  insbesondere  fur  (be- 
tränke —  Gastwirte,  Flaschenbierhändler,  Destillateure  —  mit  derarii- 
gen  genossenschaftliehen  AnUkaricll-Urgaiiii,alU)ncn  relativ  stark  ver- 
treten sind.  Hier  handelt  es  sich  übrigens,  wie  hervorzuheben  ist,  nicht 
um  die  genossenschaftliche  Organisation  von  Nebenproduktion^rozessen, 
sondern  um  die  der  unmittelbaren  Vorproduktion. 

Die  Durchführung  der  genossenschaftlichen  Antikartell-Produktion 
kann  sich  auf  mancherlei  Wegen  vollziehen :  entweder  wird  ein  Betrieb 
ganz  neu  errichtet,  oder,  was  häufiger  sein  dOrfte,  ein  bereits  beste- 
hender wird  auf  gemeinsame  Kosten  aufgekauft  und  in  einen  genossen- 
schaftlichen Betrieb  umgewandelt,  oder  aber  das  Antikartell  lehnt  sich 
imter  entsprechender  Finanzicnmg  an  einen  Outsider  oder  Apostaten 
des  Vorkartells  an.  Dieser  letztere  Weg  hat  das  Gute,  daß  hier,  wenn 
der  r.etrieb  für  Rechnung  jener  Outsider-Firmen,  wenn  auch  unter 
malcrieller  Unterstützung  durch  das  Antikartell,  fortgeführt  wird,  dieses 
sclLsl  beweglicher  in  seiner  Organisation  und  seinen  Operationen  bleibt. 
Freilich  liegt  darin  auch  etwas  Bedenkliches ;  denn  gerade  in  der  Ver* 
mugens.  und  Betriebsgemeinschaft,  wie  sie  bei  Neuerrichtung  oder 
käuflicher  Uebernahme  %'on  Unternehmungen  geboten  ist,  liegt  ein 
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gewisses  Ferment  für  'lie  RestaiKÜ^^kcit  des  bctrefiViKlen  Antikartells 
auch  über  dessen  ei i^'cntlicheii  Prociuktinnshcreieli  hinaus.  Allein  schon 
die  Tatsache  der  geiu'ssenseliaftliehcn  Gründung  oder  Krvverl)iin^  c-infs 
Fabrikuntcrnchmcns  hat  zur  süll.^cllwcigendcn  Voraussetzung,  daß  der 
betreffende  Antikartell -Verband  sich  eine  Dauer  jnimißt,  welche  ein 
derart  langfristiges  Unternehmen,  wie  es  die  Inbetriebsetzung  einer 
eigenen  Fabrik  stets  doch  bleibt,  allein  rechtfertigt.  Dazu  kommt,  daß 
ein  derartiger  genossenschaftlicher  Produktionsbetrieb  in  seinem  Ver- 
hältnis zu  den  Verbandsmitgliedem  eine  gegenseitige  exklusive  T.iefe- 
mngs«  und  Abnahmeverpflichtung  involviert,  und  zwar  dies  bei  Anleh- 
nung an  eine  dritte  Firma  nicht  weniger  wie  unter  ausschließlich  eigener 
Regio,  lind  daf^  hierfür  allein  ein  fest  organisierter  Verband  die  erfor- 
derliehen lan'_;^iehtii:en  (iaranticn  bieten  kann. 

IJlcibt  zum  Selihii,^  (.lic  I  ra-^e  ül)rig,  welche  Erfahrungen  man  bislier 
mit  diesen  Antikaitell-Organisatiunen  gennu  ht  hat  und  welche  Aus- 
sichten lür  ihre  Weiterentwickclung  sich  daraus  ergcl>en,  insbesondere 
ob  man  von  ihnen  eine  starice  Beeinflussung  der  Fortgcstaltung  unseres 
Wirtschaftslebens  wird  erwarten  können. 

Wenn  auch  bisher  noch  nicht  genügend  Erfahrungen  über  Weiter- 
entwicklung und  Ergebnis  dieser  zumeist  noch  jungen  Gründungen 
vorliegen,  um  ein  irgendwie  abschließendes  Urteil  zu  ermöglichen,  wird 
man  jene  letzte  Frage  doch  wohl  schon  heute  verneinen  dürfen.  Das 
Entwickclungsfeld  für  die  Antikartelle  ist  nach  den  vorstehenden  Aus- 
fühnmgen  ein  von  vornherein  doch  so  begrenzt«  s,  der  gegenströmenden 
Organisationstendenzen  sind  so  vielerlei,  dn!^  sk  h  vr.n  vornherein  eine 
.Ausdehnung  der  Antikartelle,  aus  der  >\ch  ]«■  ein  irgendwie  bestimmender 
EinlluL^  auf  die  industrielle  Gesamtorganisation  entwickeln  konnte,  nicht 
absehen  laßt. 

Im  Prinzip  dürfte  vor  allem  die  wachsende  Differenzierung  der 
Betriebsgrößen  innerhalb  der  einzelnen  Branche-Industrien  und  die  stetig 
steigende  Zunahme  und  Ausdehnung  der  gemischten  Riesen-Einzel- 
betriebe dagegen  sprechen.  In  der  Praxis  wird  die  Peisonenfrage, 

die  Wahl  eine^  I  ranchekundigen  geeigneten  angestellten  Betriebsleiters, 
und  mehr  noch  <lie  Finanzfrage,  die  Schaffung  einer  gesicherten  aus- 
reich<  nden  laiv^fristigen  materiellen  Unterlage,  bedenkliche  Schwierig- 
keiten machen. 

W'js  auf"  der  anderen  Seite  als  ein  lorilerndes  Moment  angesehen 
werden  aiub,  lat  d<T  rm^t  ind,  rlaß  hier  in  UelM-rein'-tminumij  mit  der 
heute  immer  starker  hcrvurireUnden  indu.sirieilcn  Lnlwickelungitendcnz 
eine  technische  Hetriebsorganisation  und  nicht  mehr  wie 
bei  den  Kartellen  lediglich  eine  gesellschaftliche  Unter- 
nehmerorganisation vorliegt. 

Das  eine  wird  man  noch  hinzufügen  dürfen:  je  weiter  die  Orga- 
nisationstendenz im  Produktionsprozeß  in  der  Richtung  vom  Rohstoff- 


Digitized  by  Google 


774 


Hann»  HeioiAn,  AniikarieUe. 


pr()(iu/t-ntt  ii  bis  zum  Konsumenten  forLschreitet,  je  mehr  sie  auch  die 
Halb-  und  1  criij^labrikatc  InUusU  ic  durthUnngen  wird,  um  so  vielfältiger 
wird  auch  das  Existenzgebiet  lör  die  Antikartelle,  die  —  auch  das  sei 
noch  erwähnt  —  in  ihrer  kapitalgenossenscfaaftlichen  Untemehmuiigs* 
form  einen  weiteren  Schritt  zur  Vergesellschaftung  der  Produktion,  zu 
einer  sozialistischen  Wirtschaftsordnung  bedeuten. 
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Teil:  Vereinigte  ^^taatcn  von  Amerika,  «jrülSbritannicu  und  Irland,  Frankreich, 
Belgien,  Oesterreich,  Dent-^ch-j^  R-  Kh.  1004. 

3.  Erhebung  über  die  Arbeitszeit  dcrijehillcn  undLchr- 
linge  sowi«  der  Hilfsarbeiter  in  solchen  Kontoren  des 
Handelsgewerbes  und  kanfmäanischen  Betrieben,  die  nicht 
mit  offenen  Verkaufsstellen  verbunden  sind.  Berichte  der 
Handelskammern,  der  kaufmünnischen  VerbKnde  und  Vereine  sovric  der  Vereinignng 
der  Handelshilfsarbeiter.  Erstattet  im  Jahre  1903.  (Fortsetzung  der  Erhebung  vom 
September  iqoi).  1904. 

4.  Drucksachen  tlcsUcirats  für  Ar  b  eiterst  atistik.  Ver- 
handlungen I  — 16.  (1  — 4  sind  Drucksachen  der  Abteilung  für  Arbeiterstatislik 
im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt.) 

5.  Leo,  Victor.  Ü  i  c  O  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  der  a  m  t  1  i  c  h  c  n  A  r  b  c  i  t  c  r- 
statistik  im  Deutschen  Reich.  Im  Auftrage  des  Kaiserlichen  Statisti- 
schen Amts  für  die  Weltausstellung  in  St.  Louis  1904  dargestellt.  1904.  (1—5  sind 
in  Carl  Heymanns  Verlag  erschienen). 

6.  Conrad,  Carl.  Die  Organisation  des  Arbeitsnach- 
weises in  Deutschland.  Von  der  UnivershBt  StraOburg  preisgekrSnte 
Arbeit.    Eeijuig  1904.    Duncker  u.  Humblot. 

7.  Schriften  des  Verbandes  Deutscher  .Arbeitsnachweise.  Nr,  5  u.  6.  V  o  r- 
berichte  für  die  vierte  Verbandsversammlung  un<l  Arbeits- 
nachweiskonferenz vom  o.  bi»;  II.  November  1905  in  Wies- 
baden.   Berlin  1905.    Carl  Ileymauiis  \  i 

7*.  Vierte  Verbands  Versammlung  und  Arbeitsnachwcis- 
konferens.   Stenographisdier  Bericht  1906.    Carl  Ilcymanns  Verlag. 
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8.  Ludwig,  Kranz.  Der  gcuerbsmäßigcArbeitsnachwei». 
Berlin  1906.  Carl  Heyntniu  Verlag. 

9.  Neabaaer,  R.  Der  Arbeitsmarkt  In  der  Presse  zu 
Franltfurt  a,  M.  vom  i.  Oktober  1900  bis  zum  30.  September  1901  nebst 
einer  Erhebung  Uber  die  gleichseitige  THtigkeit  der  privaten  und  gemeinnfitzigen 
Institute  fflr  Arbeitsvennittluni;.    Dresden  1905.    O.  V.  Bühmert. 

10.  Krüger,  Hinil.  Bibliographie  der  ArbeitslosenfQr- 
s  r.  r  c.  In  lÜiiiischer.  deutscher,  fmii/iibischcr,  italienischer,  norwe£;!«;cher,  portu- 
j^idischer,  äpatiiacher  uml  i>chtchi.-,chcr  Sjirache  ge^Kiitnielte  Berichte.  Grunewald* 
Beriin  1904.    Verlag  der  Arbeitcr-Vtisur^iui^.    A.  Trosche!. 

11.  Denkschrift  Uber  die  Entwicklung  der  staatlichen 
Arbeitslosenf  Ursorge  im  K  an to n  Ba s  el -Stad t.  Im  Anftrage  des 
Regierangsrates  des  Kantons  Basel-Stadt  verfafit  von  F.  Mangold.  Basel  1906. 

19.  Bericht  Aber  die  Titigkeit  des  K.  K.  Arbeitsstatist  i- 
scben  Amtes  im  Handelsministerium  wlihrend  des  Jahres 
1903. 

12«.  Dasselbe  1904.    Wien  1904  und  1905.   KL  K.  Hof>  und  Staats- 

drackerci. 

13.  Die  Arbeitseinstellungen  und  Aus!>|3  errungen  in 
Oesterreich  während  des  Jahrc->  uio;.  Herausgegeben  vom  K.  K. 
Arbeit&stati&tiächcu  Amte  im  Huiidelsmiiii&tctiuiii.    Wien  J9U4.    Alfred  Hülder. 

14.  Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  In  Oesterreich 
im  Jahre  1904.  Herausgegeben  vom  Arbeitistatistlschen  Amte  im  Handels^ 
minlstertum.    Wien  1906.   Alfred  Hdlder. 

14».  Dasselbe  1905. 

15.  Neumann,  Frlts  Stephan,  Sireikpolitik  und  Organisation  der  gemein- 
nützigen parititiachen  Arbeitsnachweise  in  Deutschland.  Jena  1906.  Gustav 
Fischer. 

Die  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  im  Kaiserlichen  Stattstischen 
Amt  hat  eine  rege  Tätigkeit  entfaltet,  wie  aus  Zahl  und  Umfang  ihrer 
Publikationen  hervorgeht.   Vom  Reichs-Arbeitsblatt  liegen  fünf  um* 

ran<^reichc-  Bande  abgeschlossen  vor,  und  dazu  kommen  eine  Anaahl 
Erhcbungsbandc  und  Reiträgc  zur  Arbcittrstatisiilc.  Außerdem  liegt 
der  Abteilung  fiir  Arbeiterstatistik  noch  die  FcrtigsteUtmg  der  Druck- 
sacljcn  des  Heirate^  für  AHieiterstalistik  ob. 

Dem  Rciclji>arbi:i[>lilatt  i  i  ist  es  ^^eliin^cn,  sich  einen  j;cachtetcn 
Platz  unter  den  suzialpoluibchcn  1' ach/ciiscliriften  zu  erringen.  Der 
Streit  zwischen  jastrow  und  dem  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  der 
entbrannt  war,  als  man  an  die  Herau^abe  eines  amtlichen  Organes 
ging,  und  der  seinerzeit  in  der  Tagespresse  eingehend  besprochen 
wurde,  ist  in  Vergessenheit  geraten*).   Das  Reichs*Arbeitsblatt  ist  ein 

0  Leo,  Arbeitsmarkt.   Sosiale  Praxis  XIII.  N.  17  u.  t8.   »Der  Arbeitt- 
markt«  1904.       7.  S.  105. 
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unentbehrliches  Hilfsmittel  ittr  Jeden  geworden,  der  sich  mit  Arbeiter» 
Statistik  zu  beschäftigen  hat.  Es  ist  allerdings  zu  umfangreich,  und 
dieser  Uebelstand  wird  sich  dann  besonders  bemerkbar  machen,  wenn 

die  Zahl  der  Jahresbände  erst  noch  mehr  angewachsen  sein  wird. 
Vielleicht  wäre  es  möglich,  die  Tabellen  zur  Arbeitsmarktstatistik  jedem 
Hefte  als  lU  ilaije  lu  izufü^en,  da  sie  für  die  nu  isten  Leser  nicht  den 
frleirhen  dauernden  Wert  haben,  wie  der  übrige  Teil  des  Blattes. 
Dann  würde  es  dem  Einzelnen  überlassen  bleiben,  ob  er  sie  sich  mit 
dem  Text  zusammen  binden  lassen  will  oder  nicht. 

Die  erste  Nummer  der  Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  (2)  gibt  eine 
Uebersicht  über  dasj  was  in  den  im  Titel  genannten  Staaten  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeiterstattstik  geleistet  wird.  Die  Zusammenstellung 
von  Leo  (5)  bietet  eine  Ergänzung«  indem  sie  sich  noch  eingehender 
mit  der  Tätigkeit  des  Deutschen  Reiches  befaßt.  Zwei  Abhandlungen 
im  Reichs-Arbeitsblatt,  »Die  arbeitsstatistischen  Aemter  im  Auslandec 
1905  S.  199  ff.,  und  »ArbeitSL^ebiet  und  Arbeitsmethoden  der  arbrits- 
statibiischen  Aemter  im  Auslände«  1907  S.  211  ff.  orientieren  über 
den  neuesten  Stand  (h  r  Arbeiten. 

Für  die  Art,  wie  im  Deutschen  Reich  die  Arbeilerstatistik  betrie- 
ben wird,  gibt  der  Inhalt  der  Protokolle  über  die  Verhandlungen  des 
Beirats  für  Arbeiterstatistik  (4)  manche  Aufklärung.  Dieser  Beirat  hat 
das  Kaiserliche  Statistische  Amt  bei  Erfüllung  der  ihm  auf  dem  Ge- 
biete der  Arbeiterstatistik  zugewiesenen  Aufgaben  zu  unterstützen.  Er 
besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  vierzehn  Mitgliedern,  von  denen 
sieben  der  Bundesrat  und  sieben  der  Reichstag  wählt.  Den  Vorsitz 
fülirt  mit  vollem  .Stimmrecht  der  Präsident  des  Kaiserlichen  Statistischen 
Amtes,  in  Fällen  der  Behinderung  sein,  vom  Reichskanzler  (Reichsamt 
(.h-s  Innern  aus  den  Mitgliedern  des  I'.cirats,  hier/u  bestimmter  Stt  11- 
vcrtretcr  -).  Das  Kaiserliche  Statistische  Amt  untersteht  bekanntlich 
dem  Reichsamt  des  Innern. 

Das  Interesse,  das  die  Mitglieder  des  Beirats  an  den  Verband* 
lungen  nehmen,  ist  natürlich  recht  verschieden.  So  waren  z.  B.  am 
5.  Juli  1905  (Verhandlungen  Nr.  12)  anwesend  außer  dem  Präsidenten 
5  Bundesrats-  und  3  Reichstagsvertretcr,  abgesehen  von  den  Kommis» 
saren  und  Vertretern  der  Abteilung  für  Arbeiterstatistik,  am  7.  No- 
vember 1004  waren  es  6,  bezw.  3.  Wenn  die  Reichstagsabgeordneten 
es  mit  ihren  Ttlieliten  als  solche  nicht  \ereini;^'en  können,  daß  ^ie  an 
den  Sitzungen  des  Beirates  teilnehmen,  dann  hat  die  jetzige  Zusammen- 
setzung desselben  wenig  Zweck.  In  der  richtigen  Erkenntnis  dieser 
Sachlage  hat  denn  auch  ein  Bundesratsmitglied,  der  württembergische 


»)  Bestimmungen  betr.  den  Beirat  für  Arbeitersiatistik.  Vom  30.  April  1902. 
Reichsarbeitäblatu   I.  1903/4.   S.  3. 
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Staatsrat  von  Schicker  einen  Autrag  vom  2.  Juni  »905  eingebracht, 
der  die  BesteHung  von  Stellvertretern  fQr  die  Mitglieder  des  Beirats 
vorsieht.  (Verliandl.  Nr.  12  S.  4^.)  Der  Antrag  lautete:  »der  Beirat 
wolle  beschließen,  eine  ErgSnsung  der  Bestinumingen,  betreffend  den 

Beirat  fßr  Arbeiterstatistik  vom  30.  April  1902,  dahin  zu  beantragen, 
daß  für  jedes  der  vom  Bundesrat  oder  Reichstag  zu  wählenden  Mit- 
glieder des  Beirats  ein  Stellvertreter  gewählt  wird,  welcher  im 
Falle  der  Behinderung  des  ordentlichen  Mitglieds 
an  fl cn  V  c  r  h  a  n  d  1  u  n  g  c  n  d  e  s  B c  i  r  a  t  s  t  e  i  1  /  u  n  <  h  m  e  n  hat* 
Der  Antrag  wurde  mit  Streichung  des  letzten  Rclativ^atzci»  mit  acht 
gegen  drei  Stimmen  angenommen,  zugegen  waren  außer  dem  Vor- 
sitzenden sechs  Vertreter  des  Bundesrates  und  vier  des  Reidistages. 
Gegen  die  beantragte  Streichung  wandte  das  Bundesratsmit^lied»  Frh. 
von  Bodmann,  ein,  daß  dadurch  die  Art  der  Bestellung  der  Stellver- 
treter  völlig  den  Entschließungen  einer  anderen  Behörde  übertragen 
und  eine  dem  Beirat  zukommende  Arbeit  auf  jene  abgeschoben  werde 
(Verhandl.  Nr.  14  S.  ,^-6). 

Ob  eine  Ahtrcnnnni;  flcr  Abteilung  für  ArbcittTstatistik  crfol;^, 
und  ein  ReichsarbeitsanU  vorgesehen  wird,  ist  unLjcu  iiS ',.  Wenn  man 
iiic  Protokolle  durchsieht,  so  hat  man  die  Emithndung,  daß  dit  /u 
bewältigende  Arbeitslast  groli  genug  ist,  um  die  Errichtung  eines 
Reichsafbeitsamtes  gerechtfertigt  erscheinen  zu  la^en.  Dann  Keße  sich 
vielleicht  auch  eine  andere  Zusammensetzung  des  Beirats»  etwa  nach 
dem  Vorschlag  des  Frh.  v.  Berlepsch  verwirklichen,  der  sich  die  Zu- 
sammensetzung des  Beirats  so  denkt,  daß  er  je  zu  einem  Drittel  aus 
Vertretern  der  Arbei^eber  und  der  Arbeiter  sowie  aus  neutralen  Sach- 
verständigen besteht. 

Wa^  der  Beirat  an  positiver  Arbeit  für  die  sozialpobti*;chc  dt  srtz- 
gebung  leistet,  kann  noch  nicht  beurteilt  werden.  Jedeniulls  bieten 
seine  B<  laiungen,  auch  dii-  über  \iitr.'i<Te,  die  nicht  zur  Annalmit  oc- 
langten,  wertvolles  Material.  Dasselbe  gilt  von  den  Erhebungen,  in.s- 
besondere  von  der  über  die  kaufmännischen  Angestellten  (3).  Sie 
zeichnet  sich  durch  große  Sorgfalt  aus,  einige  Tabellen  hätte  man 
sich  vielleicht  sparen  können.  Der  stellvertretende  Vorsitzende,  das 
sächsische  Bundesratsmi^lied  Dr.  Fischer,  sagte  in  einer  Sitsui^  des 
Beirates  (A'erhandlungen  X.  8  S.  11),  der  Bericht  sei  von  Herrn  Seibt 
geschickt,  übersichtlich  und  so  ansprechend  abgefaßt,  daß  das  an  sich 
spröde  Material  nicht  langweilig  sondern  anregend  wirke.   Die  Ergeb- 

>)  Der  Direktor  der  Abteilung  ffir  Arbcitentatisük  steht  dem  Beirat  ßr 
Arbeiterstatistik  durch  seine  Anwesenheit  in  den  Sitzungen  nnd  seine  Beteiligungen 
an  den  laufenden  Arbeiten  stets  zur  Seite.  Er  vertritt  den  Vorsksenden  in  Vorsitz 
nicht,  sondern  nur  in  den  Flllen,  in  denen  es  sich  tun  die  laufenden  Ceschlfte 
des  Beirats  handelt.   Verhandlungen.  8.  S.  a. 
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nisse  bestimmten  ihn,  für  die  Fortsetzung  der  Erhebungen  durch  münd- 
liche Vernehmung  von  Auskunftspersonen  aus  dem  Stande  der  Prinzi- 
pale, KontoiaagesteUten  und  Hilfsarbeiter,  über  deren  Wahl  die  Vor- 
Schläge  der  kaufmännischen  Vereinigungen  entgegenzunehmen  seien, 
einzutreten  und  zu  beantragen,  daß  mit  der  Ausfuhrung  der  Vorarbeiten 
hierzu,  Wahl  der  Auskunftspersonen  u,  s.  w.  der  zuständige  Ausschuß 
zu  beauftragen  sei.  De  m  widersprach  v.  Schicker  (Verhandl.  8.  S.  17). 
Zum  fjesctzlichen  Einschreiten  liege  kaum  eine  Veranlassung  vor.  Die 
vorlie|.,'cn(ie  l-'.rhcbuiiL;  hahc  das  bewiesen.  Die  ArbeitS/tcit  ?iei  in  der 
Mehrzahl  der  Betriebe  eine  durcliaus  mäßige,  so  nKil.M^^.  wie  sie  in  den 
wenigsten  Betrieben  zu  finden  sei.  Die  angeführten  Grunde  lür  eine 
Festlegung  der  Arbeitszeit,  daß  das  Familienleben  geschädigt  werde, 
daß  die  Angestellten  sich  nicht  genügend  im  Freien  bewegen  könnten, 
dürfe  man  nicht  als  schwerwiegend  genug  für  eine  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  ansehen,  denn  diese  Mißstände  seien  bei  allen  Lohnarbeitern 
und  Bediensteten  vorhanden.  Wenn  weiter  angeführt  werde,  daß  die 
Chefs  erst  spät  abends  in  die  Geschäfte  kämen  und  dann  das  Personal 
festhielten,  so  seien  dies  Ausnahmefalle.  Daß  vereinzelt  Mißstände 
vorkämen,  wolle  er  nicht  in  Abrede  stellen,  solche  aber  fantlen  sich 
in  allen  Gewerben,  ohne  daß  deshalb  ein  L'eset/.lic  hes  Kinsrhreiten 
verlangt  werden  könnte.  Was  die  augctüluica  Kranklicilcn  betretie, 
so  sei  nicht  der  Beweis  geliefert  worden,  daß  diese  als  Folgen  über- 
mäßig langer  Arbeitszeit  anzusehen  seien.  Wenn  z.  B.  hauptsächlich 
Nervosität  angeführt  werde,  so  spiele  dabti  die  individuelle  Veran- 
lagung eine  große  Rolle,  Krankheiten  wie  diese  fänden  sich  mehr  oder 
minder  in  allen  Berufen.  Jedenfalls  lägen  nach  seiner  Aufifa-ssung,  wenn 
man  den  Maßstab  des  i2oe  Al)s.  -?  GcwO.  anlegen  würde,  keine 
genüjjenden  Gründe  vor,  um  Iiinsiehilieh  der  .Xrbi-itszeit  allq-rmein  lic- 
schränkende  Vorschriften  für  die  Kunlorangcslelkcn  zu  ret  liUerligcii. 
Das  gleiche  gelte  hinsichilieh  der  Mittagspause.  Dic.^e  sei  meist 
Stunden  lang  und  ausreichend,  um  die  Mahlzeiten  einzunehmen. 
Wenn  bei  ungeteilter  Arbeitszeit  eine  Mittagspause  von  weniger  als 
einer  Stunde  innegehalten  werde,  so  könne  deshalb  ein  Vorwurf  nicht 
erhoben  werden,  denn  der  Charakter  der  englischen  Arbeitszeit  bestehe 
gerade  darin,  daß  ununterbrochen  durchgearbeitet  werde.  Was  endlich 
die  Klage  angehe,  daß  nicht  pünktlich  geschlossen  werde,  so  läge  dies 
in  den  Verhältnissen  des  Gewerbes  und  sei  voll  12:  gar  nicht  zw  ver- 
meiden. So  sei  beispielsweise  in  den  Hansastädten  der  Ck-sciiätts- 
schluß  vielfach  von  dem  Abgang  der  Seliiffe  abhärv^dg  und  deshalb 
zeitweise  ein  längeres  Arbeiten  geboten.  Die  Ausdehnung  der  Be- 
stimmungen der  139  c  und  139  d  Gew.O.  hinsichtlich  der  Gehilfen 
und  Lehrlinge  in  offenen  Verkaufsstellen  auf  die  Kontoristen  würde, 
wenn  auch  nicht  gerade  dringend  nötig,  so  doch  unbedenklich  sein. 
Er  könne  seine  Ausführungen  dahin  zusammenfassen,  daß  hinsichtlich 

ArcbW  (Ot  SotimlwineiiKhaft  und  SoiialpoUiik.  XXVL  3.  eo 
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der  Kontorangestelften  ihm  die  bisherigen  Erhebunj^cn  zur  Bildung 
eines  Urteils  [genügten,  und  daß  nach  seiner  Ansicht  wdtere  Er- 
hebungen überflüssig  seien,  wenn  er  auch  der  Parität  halber  gegen 
die  Vernehmung  von  Auskimftspersoneh  Einwendungen  nicht  erheben 

wolle.  —  Anders  lägen  jedoch  die  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Handels- 
hilfsarbciter.  Hier  gebe  er  zu,  daß  die  vorliegende  Erhebung  das 
Vorhandfnscin  großer  Mißstände  ergeben  halic.  daher  sei  eine  Fort- 
srt7.uni,'  der  l-'.iiu'l >un^  noch  ij;t.  h(>U"n.  Die  vorstehenden  Ausführungen 
niuj^cn  zeigt  II,  w  ie  \ i  rsi  hudcm-  s» ./ialpoHtische  Anschauungen  im  Bei- 
rat gelegentlich  /um  Au.sdiuck  iionunen. 

Von  der  Lamey-Stiftung  (Vcrwaltungskomniission  der  Senat  der 
Universität  Straßburg)  war  als  Preisaufgabe  eine  kritische  Darstellung 
der  Organisation  des  Arbeitsnachweises  in  Deutschland  und  eine 
Schilderung  des  von  den  großstädtischen  Verwaltungen  auf  diesem 
Gebiet  bisher  Geleisteten  ausgeschrieben.   Die  vorliegende  Arbeit  des 
elsäßischen  cvang.  Pfarrers  Carl  Conrad  (6)  wurde  mit  dem  Preis  ge- 
krönt.    Den  Wert  der  bestehenden  ArV)citsnaehweisc  bestimmt  der 
Vcrrasser  nach  einem  von  ihm  themctisrfi  konstruierten  Normal-Arbeits- 
nacliwcis,  einer  Einrichluntr,  die  in  \ or/.uglichster  \Veise  nicht  nur  vor- 
handene Arbcitsvvilligkcit  und  zur  Hund  liegende  Arbeitsgelegenheiten, 
die  sich  suchen,  zu  einander  in  Beziehung  setzt  behufs  Erzielung  eines 
Arbeitsvertrags,  sondern  auch  bei  einseitig  entstehenden  Angeboten, 
bezw.  Nachfragen  das  zur  Vertragsschließung  noch  mangelnde  Material 
an  ArbeitskrälVcn,  bezw.  offenen  Stellen  zu  beschaffen  versteht.  Den 
Vorzug  verdient  eine  Organisation  des  Arbeitsnachweises  auf  kommunal- 
beruflicher  Clrundlage.     »Durch   Hoykottierung  aller  widerstrebenden 
F21emente  würden  diese,  und  je  bedeutend!  r  die  Zahl  der  Anhant^er 
des  kom!niinal-l)eruflichen  Arbeitsnarhweises  in  jedem  (  K  werhc,  um  so 
l<Mrhter,  Wühl  oder  iibid  nir  Anfifal)e  ihres  Widerstandes  und  /um  Ge- 
brauch der  bisher  gcmiedciicu  Institution  genötigt  werden  kunnen.< 
Conrads  Buch  wird  einen  dauernden  Wert  behalten,  es  ist  ungemein 
fleißig  gearbeitet  und  enthält  namentlich  in  seinen  kritischen  Teilen 
bemerkenswerte  Ausführungen. 

Der  Verband  Deutscher  Arbeitsnachweise,  dessen  Schriften  als 
wertvolle  Ikiträge  zur  Arbeitsnachwcisliteratur  anzusehen  sind,  ver- 
han<leltc  auf  der  vierteti  \'i  ihandsversamnihing  nml  Arbcii-naeliw ei<5- 
konf(  rrn/  in  Wiesbaden  ul)er  Arbeitsna<  hweisvcrljamie  iin<l  intcri' «kale 
\  errniLihmg ,  die  Reklame  im  Dienste  der  allgemeinen  ötlentlahen 
Arbeitsnachweise,  über  wandernde  Arbeitslose,  den  gewerbsmäßigen 
Arbeitsnachweis,  über  Arbeitsvermittlung  für  landwirtschaftliche  Ar- 
beiter und  die  Vermittlung  von  Ort  zu  Ort  (7  a).  Die  Versammlung 
war  durch  Vorberichte  (7)  gut  vorbereitet,  Dominicus-Straßburg  t.  E* 
hatte  ein  Referat  Über  Arbeitsnachweisverbände  und  interlokale  Ver- 
mittlung erstattet,  über  wandernde  Arbeitslose  hatte  Mörchen-Bethel 
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(Bielefeld),  über  Arbeitsvermittlung  für  landw  irtschaftliche  Arbeiter  und 
V<  rmittliing  von  Ort  zu  Ort  Naumann-Hamburg;  berichtet.  Ludvvig- 
Lulx  ( k  hatte  die  Thesen  für  sein  Referat  über  den  gewerbsmäßigen 
Arbeitsnachweis  veröffentlicht,  das  im  Verhandlungsbericht  abt^cdruckt 
und  auch  gesondert  unter  licm  Titel  »Der  gewerbsmäßige  Arbeitsnach- 
weis« (8)  erschienen  ist.  Er  hatte  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  tat- 
sächlichen Zustände  im  Stellen- Vermittlungsgewerbe  zu  erforschen  und 
die  Ergebnisse  kritisch  zu  beleuchten.  Die  Untersuchung  erstreckt  sich 
auf  folgende  Gewerbe:  Bäckerei,  Fleischerei»  Gast*  und  Schankwirt- 
schaft, Landwirtschaft,  auf  das  Hausgesinde,  das  Seemannsgewerbe 
und  die  Bühnen-  und  Artistenberufe.  Das  Ergebnis  ist:  Der  gewerbs- 
mäßige Arbc  itMuicliweis  ist  ein  T'cbel,  al)cr  kein  notwcndiLros.  sofern 
seine  Funktionen  \nn  anderen  Institutionen  iilx-rnommen  werden 
können,  die  das  l)ci  der  Aibeitsvermittlunf^  notwendige  üüentiiche 
Interesse  zu  wahren  befähigt  sind.  Ludwig  tritt  für  eine  gänzliche 
Ausschaltimg  des  gewerbsmäßigen  Arbeitsnachweises  und  seinen  voll- 
ständigen Ersatz  durch  öffentliche,  von  gemeinnützigen  Gesichtspunkten 
geleitete  Arbeitsnachweise  ein.  Als  Vorschläge  zur  Reform  sind  in 
Betracht  zu  ziehen  entweder  das  reichsgesetzliche  Verbot  jeder  gewerbs- 
mäßigen Stellenvermittlung  bei  gk  irhz<  iti.,'er  Entschädigung  der  Ver- 
mittler, ungefähr  nach  dem  X'orbild  des  französischen  Gesetzes  vom 
14.  Marz  IQ04,  oder  zunächst  eine  Acnderung  des  §  34  der  Reichs- 
gew trhcordnung,  dahingi  lieiid,  daß  «lic  Konzessioniernng  der  Gesinde- 
veraiieler  und  Stellenverinitller  \<»n  dt  m  Xarhwrisc  eitios  vorhandenen 
Bedürfnisses  abhängig  gemacht  wird,  und  daß  letzleres  unbedingt 
überall  dort  zu  verneinen  ist,  wo  für  den  Ort  oder  wirtschaftlichen 
Bezirk  bereits  öffentliche,  von  gemeinnützigen  Gesichtspunkten  ge- 
leitete Arbeitsnachweise  bestehen.  Vereins-  und  Innungsarbeitsnach- 
weise sind  einer  behördlichen  Aufsicht  nach  der  Richtung  hin  zu  unter- 
stellen, daß  sie  gewissen  Mindestanforderungen  zu  entsprechen  haben 
(z.  B.  Verbot  der  Stellenvermittlung  in  Gast-  und  Schankwirtschaften, 
bezw.  in  Häusern,  in  denen  Gast-  und  Schankwirtsrhaftsgewerbe  be- 
trieben wird»,  damit  nicht  die  Absichten  des  Gesetzgebers  hinsichtlich 
der  Kontr(jlliernng  des  gewerbsmäßigen  Arbeitsnachweises  auf  dem 
Umwege  über  \  ereinsarbeitsnachweise  umgangen  werden  können. 

Eine  sorgfältige  Zusammenstellung  der  selbsUindig  und  in  Zeit- 
schriften erschienenen  Abhandlungen  über  die  ArbeitslosenlUrsorge  hat 
Krüger  (10)  erscheinen  lassen.  Dieselbe  wird  ergänzt  und  fortge- 
setzt durch  die  Bibliographie  im  Bulletin  des  Internationalen  Arbeits» 
amtes  in  Basel.  Ueber  die  Entwicklung  der  staatlichen  Arbeitslosen- 
fürsorge im  Kanton  Basel-Stadt  berichtet  Mangold  (il)  fur  die  Aus- 
Stellung,'  in  Mailand  1006.  Die  Krlahrnn«>en,  die  man  dort  mit  der 
Arheitslosenvcrsicheruni^  .gemacht  hat,  sind  in  der  umfangreichen  Publi- 
kation deü  Reiches  berücksichtigt. 

50* 
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Frans  Dochow,  Arbeitavcmlttelaiig. 


Ucber  die  Tätigkeit  (U  s  K  K.  Arbcitsstatistischen  Amtes  und  den 
jeweiligen  Stand  der  arbcitsstatistischen  Erhebungen  liegen  die  üb- 
lichen Angaben  vor  (12  und  12  a).  Zu  den  jährlich  erscheinenden 
Publikationen  dieses  Amtes  gehören  die  Mitteilungen  über  Arbeits- 
einstellungen und  Aussperrungen  (13)  und  über  die  Arbeitsvermittlung 
in  Oesterreich. 

Neubauer  (9)  stützt  seine  Untersuchung  auf  Annoncen  der 
Presse  und  zahlreiche  Auszüge  der  gemeinnützigen  und  Privatgeschäft» 
liehen  Arbeitsvermittlung  in  Frankfurt  a.  M.  in  der  Zeit  vom  1.  Okto- 
ber iQoo  bis  30.  September  tqoi.  X'criasser  erwartet  selbst  nur  ein 
bescheidenes  Interesse  und  niil.^t  seiner  Arbeit  keine  aul.serordcntliche 
Bedeutung  zu.  Es  handelt  sicli  um  eine  Feststellung  der  Anzahl  der 
Annoncen  und  das  Verfaältnia  von  Angebot  und  Nachfrage,  ihre  Ver- 
teilimg  auf  die  verschiedenen  Arten  von  Zeitungen  nach  Zahl,  Zeilen* 
menge,  Berufen  und  Kostenpunkt ;  ihre  Verteilung  im  ganzen  auf  die 
Berufe  nach  absoluten  Zahlen,  nach  verschiedenen  Vergleichsweisen  in 
den  Herufsgruppen,  unter  Hervorhebung  charakteristischer  I)iffer  1  ;n 
an  Zeilenmengc  innerhalb  der  einzelnen  Berufe  und  unter  Darstellung 
der  Schwanknni^en  in  den  Zahlen,  die  sich  in  einzelnen  w  ichti^^eren 
BerufsgrujJiien  bem<Tkbar  machen.  Außerdem  werden  in  einigen 
Mat<  rialteilen ,  wo  es  ani^ezeiirt  schien,  besondere  Funkte  gestreift, 
z.  B.  das  Verhältnis  der  auswaitigca  Annoncen  zu  den  von  innerhalb 
der  Stadt  ausgegangenen  u.  s.  w. 

Neu  mann  (15)  tritt  für  eine  Beseitigung  der  Mißstande  durch  ein 
Reichsgesetz,  betreffend  das  Arbeitsvermittlungswesen «  ein.  In  den 
Regierui^bczirken  sind  nach  bayrischem  Muster  Zentralstellen  einzu* 
richten,  die  mit  einander  in  W-rkehr  zu  treten  haben.  Die  von  ihnen 
aufgestellten  Berich ic  liber  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  haben  zur 
Zusammenstellung  durch  dii'  Provinzial-  bezw-  Landcsvcrwaltungen  an 
die  Abteihing  tur  Ail )eiirr>taii^tik  im  Rcichsaint  di'S  Innern  zu  ge- 
langen. DaÜ  wir  neben  Jastrows  Atbeitsniarkt  seit  Jahren  ein  »Rcichs- 
Arbeitsblalt<  haben,  ist  ihm  entgangen.  Ein  Vergleich  seiner  Vor- 
schläge mit  der  Berichterstattung  der  Abteilung  Hir  Arbeiterstatistik 
im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  würde  ihm  gezeigt  haben,  daß  mit 
ihrer  Verwirklichung  eine  Vereinfachung  nicht  erzielt  würde. 
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Das  Elend  der  böhmischen  Glasschleifer. 

Von 

FRIEDRICH  GAERTNER. 

Die  Vorteile  und  Sej^niiriErcn  der  sozialen  Gesetzgebung,  die  in 
Oesterreich  in  den  letzten  Jahrzehnten  geschahen  wurde,  kommen  von 
allen  Ilcnifsirnippen  den  H  e  i  m  a  r  1)  e  i  t  e  r  n  am  wenigsten  zueilte.  Die 
Hauhinciustric  ist  von  den  Bestimmungen  der  Gewcrbe-Ordnuag  aus- 
genommen, die  Gewerbeinspektioii  vermochte  nur  in  geringem  Maße 
einzugreifen,  und  auch  die  Durchfuhrung  der  gesetzlichen  Zwangsver- 
Sicherung  ist  bei  den  Heimart)eitem  noch  vielfach  unzureichend.  Dabei 
handelt  es  sich  um  eine  erhebliche  Zahl  Berufstätiger.  Nach  der  Be* 
triebszählung  vom  Jahre  1902  stand  3,5  Mill.  Personen,  die  in  ge- 
schlossenen Betrieben  des  Handwerks,  der  Industrie,  des  Handels  und 
Verkehrs  besrhäfti'_;t  waren,  eine  halbe  Million  Heimarbeiter  gegenüber, 
die  dcmnaeh  etwa  ein  Achtel  der  gewerljli(  iien  Arbeiter  umfassen,  im 
Haupt-Indu.strielande,  in  Löinnen,  steigt  dieser  Anteil  sogar  auf  ein 
Sechstel  (203,000  von  1,150,000}'). 

•)  I.e.  «Ilf  jüngsten  Bctrifbszalilung  vom  3.  Juni  1902  wiiHen  ji  nt  t^ew crlilich 
tätigen  Personen,  welche  in  eigenen  Räiuulichkcitcn  gewerbiiche  Arbeit  für  an 
fremdes  Geschäft  oder  fUr  Kunden  verrichten  oder  aber  im  Hanse  der  Knoden 
gegen  Lohn  arbeiten  (Wischerinnen,  Näherinnen)  and  keine  Iwsondere  behördliche 
BewiUigangen  hiezu  besitzen,  mittelst  »Heimarbeiter-Karten«  gezählt.  Im  ganzen 
kamen  so  557  019  Betriebe  mir  Zählung,  in  welchen  465564  Personen,  die  Inhaber 
emgerechnet,  tätig  waren.  Hievon  entfallen  auf  Wäsche-,  Kleider- und  Schuhwaren- 
fabrikfltion  zirka  140000  und  auf  die  Weber  1 10  000  gewerblich  tätige  Personen. 
Im  ganzen  wurden  gezählt; 

Insgesamt  männlich  wrihlich 

Uberhaupt      unter      liberiiaupl  unter 
16  Jahren  16  Jahren 

Heimarbeiter  463  564      262  261        —        201 303  — 

hievon  Inhaber  357  019      217  S45        —        (39  >74  — 

»     Famfliettungehörige     86  723       32826      5375       53896  6884 

>  fremde  Hilfsarbeiter      19823         II  590       1904  8333  2270 

>  Bdüeidungsindustrie   140  346       69954        —         70  393  — * 
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Eine  sachgemäße  und  umfassende  Untersuchung  über  die  Verhält- 
nisse der  Heimarbeiter  liegt  vor')»  ebenso  Studien  und  Vorschläge  über 
die  Verbesserung  ihrer  Lage').  Jedoch  ist  noch  wenig  zur  ökonomi- 
schen und  5;n zialcn  Hebung  der  meist  in  hohem  Grade  Verelendeten 

geschehen.  Von  einem  seitens  der  Regierimg  in  jüngster  Zeit  unter- 
nommenen Versuch,  «Ii«-  Heimarbeit  legislativ  zu  regeln,  wird  im  fol- 
genden noch  gesproc  hen. 

Im  ersten  IVanflr  ilc  r  zit.  Verötrciiilirhuni^'  (Kr  Gcwcrl>cinspekti<>n 
findet  sich  auch  ein  Bericht  über  die  Heimarbeit  bei  der  Glasindu- 
strie im  böhmischen  Schleifer  lande*).  Schon  in  dieser 
Publikation  wurden  die  ungewöhnlich  krassen  Verhältnisse  bei  den 
verlegten  Glasschleifern  geschildert.  Sie  waren  nun  Gegenstand  einer 
eingehenden  Untersuchung,  die  von  einem  Spezialisten  der  Heim> 
arbeiterfragc  gemeinsam  mit  einem  Hygienikcr  <]i!rrh:4<Tührt  wurde. 
Die  wesenthchsten  Erc:chnissc  der  Studie  seien  nachstehend  an  Hand 

des  hierüber  veröffentlichten  Berichtes'')  dargestellt. 

*  * 

Das  Rohglas,  das  in  den  iiln  r  ^anz  Böhmen  \  crslnniten  (ihishülten 
erzeugt  wird,  erfährt  seine  Rafhnierung  durcli  eine  Verlagsindustric, 
die  in  etwa  awanzig  Ortschaften  des  Haida*S^nschönauer  Bezirkes  lo- 
kalisiert ist.  Der  Schleifer  übernimmt  vom  Verleger  die  rohe  Glas- 
wäre  und  liefert  sie  nach  der  Veredelung  an  ihn  zurück,  oder  weiter 
an  andere  verlegte  Arbeiter,  an  die  Einbohrer,  Graveure,  Aetzer,  Maler, 
Versilberer  usw.  Im  17.  Jahrhundert  bestanilcn  in  dieser  (Jcgend  Zünfte 
der  Glasschleifer,  und  im  18.  hatte  der  Glashandel  bereits  eine  große 
P.Hiti-  und  eine  .Ausdehnung  bis  in  überseeische  Länder  erreicht.  Gerade 
dieser  Aufschwung;  hatte  es  aber  /ur  FoIl;«',  daß  die  Arbeiter,  ehemals 
selbständige  Meister,  in  .\bluuigigkeit  von  jenen  gerieten,  welche  die 
Organisation  des  Absatzes  beherrschten.  Die  Händler  wurden  die 
Herren :  sie  vermochten  die  Marktlage  und  Konjunktur  zu  überschauen. 
Anfangs  des  19.  Jahrhunderts  trat  eine  schwere  Krise  ein,  die  erst 
nach  1850  wich,  dann  war  um  1870  wieder  eine  Konjunktur,  die  aber  schon 
1873  ihr  Ende  erreichte').  So  wechselten  Perioden  des  Aufschwunges 
*)  Bericht  der  k.  k.  Gewerbeintpektion  Uber  die  9Heiiiiarbdt  in  Oesterreich«, 
Wien  1900. 

=*)  Scbwiedland,  Ziele  and  Wege  einer  Heimarbeitergesetzgebting,  II.  Aafl., 
Wien  1903. 

*)  Hnuck,  Die  Ileimnrhctt  bei  der  ölasinduslrie  und  deren  Nebenge- 
werben im  Haida-Steinschunaucr  Jiulustriebezirkc. 

*)Das  büh  mische  Schlcifcrtand.  Von  A.  L  o  d  e ,  Prof.  der 
Hygiene  in  Innsbruck,  und  E.  Scbwiedlend,  Prof.  der  PoUt.  Oekonomie  in 
Wien ;  Wien  1907,  Manz'scher  Verleg. 

*)  Vgl.  die  angegebenen  Quellen :  BrAf,  Studien  Uber  nordbOhnische  Arbeiter- 
verhUtnisse,  Prag  18S1,  und  Schebeck,  Btthmen« Glasindttstrie  und Glasbandel. 
Prag  1878. 
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und  Niedergangs  mit  einem  stets  im  wesentlichen  gleichen  und  fiir  die 
Hausindustrie  typischen  Verlauf:  »Mit  großer  Planmäßigkeit,  aber  ohne 
viel  wirtschaftliche  Selbstverantwortung  erweitert  der  Verleger  den 
hausiodustridlen  Betrieb  bei  günstiger  Konjunktur.  Die  Betriebser- 
weitening  findet  keine  Schranke  an  Erwägungen  der  Rentabilität  oder 
an  der  Vorbedingung  bedeutenderer  Anlagemittel.  Bei  «teigendem 
Markte  werden  die  Arbeiter  unbedenklich  vermehrt,  .  .  .  beim  Eintritte 
des  Abfalles  der  Marktlage  erteilt  dagegen  der  Verleger  einfach  keine 
weiteren  Aufträge 

Die  Verlcpfcr  nennen  sich  zwar  vielfach  Raffincure  oder  Fabrikanten, 
sind  aller  nur  Händler,  die  das  Ruhglas  kaufen  rm«!  in  der  Hausindu- 
strie veredeln  lassen,  es  selbst  nur  verpacken  und  dann  den  Vertrieb 
besorgen.  Von  etwa  90  Verlegern  sind  da  ca.  3800  Arbeiter  abhängig, 
von  denen  rund  450  die  Schleiferei  betreiben,  ungerechnet  ca.  130 
Frauen,  die  das  Zu-  und  Abtragen  der  Ware  besolden.  Die  Schleifer- 
betriebe,  etwa  350,  sind  an  Wasserläufen  gebaut,  deren  Betriebskraft 
sie  nutzen.  Selten  ist  der  Besitzer  des  Hauses  auch  Schleifer,  vielmehr 
vermietet  er,  entweder  nur  den  Platz  für  das  Schleifzeug  oder  auch 
dieses  selbst.  Die  in  einer  »Mühle  arbeitcmicn  Schleifer  trnj^en  die 
Hehei;^un;4skosten  gemeinsam  und  übernehmen  wohl  auch  gemeinschaft- 
lich .■\uUräge. 

Man  unterscheidet  gewöhnliche  »Schleifer«  und  höher  «juali- 
fizierte  »K u g  1  e r«.  Die  einfache ,  sogenannte  »Absturzschlei- 
ferei« ist  —  was  sehr  in  Betracht  kommt  —  binnen  wenigen  Tagen 
zu  erlernen.  Sie  ist  die  Erzeugung  einfacher  Trinkgläser  aus  gebla- 
senen Formen,  die  noch  die  »Kappe«  tragen,  die  sie  mit  der  Pfeife 
des  Glasl^läsers  verband.  Diese  muß  abgespren!:[t  werden,  um  dem 
Glase  die  Ücffnung  zu  geben.  In  manchen  Fällen  besorgt  dies  be- 
reits die  HiUre,  die  den  Transport  erleichtern  und  das  abgesprengte 
Rulij.^1n^  c^ewinnon  will.  Meist  aber  muß  der  .Schleifer  das  Abkappen 
am  »Absprcngzi'ug«  selbst  tlurchfuhren.  Durch  kräftiges  'iVeten  setzt 
der  stehende  Arbeiter  eine  Scheibe  in  rasche  Drehung,  drückt  dann 
den  Glaskörper  an  ihren  scharfen  Rand  und  schleift  so  eine  Furche 
ein,  worauf  er  die  Kappe  mit  der  Hand  »abstürzen«  kann.  Die  Ab^ 
Sprengscheibe  läuft  trocken.  Sie  vor  allem  erzeugt  den  feinen  Glas- 
staub, der  sich  als  Schleier  am  Arbeitszeug  und  in  dessen  Umgebung 
ansetzt.  Absaugevorrichtungen  fehlen  bei  diesem  primitiven  Betriebe. 
Die  beim  Absprengen  erzeugten  RüntU  r  be  dürfen  noch  einer  Ebnuncf, 
die  von  Hand  aus  mit  einer  eisernen  St  hraube  vorgenommen  wird; 
hiebei  entstehen  zahlreiche  feine  Glassj -litter,  das  «Cekrosel:.  Nun 
folgt  die  eigentliche  Abstürzschleiferei,  das  (naß  durchgeführte;  Glatt- 

Schwiedland,  Kleingewerbe  und  Hausindustrie  in  Oesteneich,  Wien 
1894.  M.»  p.  156. 
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schleifen  der  Ränder  und  Böden  der  Gefäße,  Auf  schweren  Gußeisen- 
scheiben, die  wagrecht  rotiereti  und  mit  aufgeschwemmtem  Kiessand 
beschickt  sind,  erfolgt  das  Grob>,  auf  ähnlichen  nassen  Steinscheiben 
das  Feinschleifen,  und  schließlich  auf  Holzscheiben  mittelst  Polier« 
material  das  Polieren.  Die  Steinscheibe  wird  durch  den  Gebrauch 
uneben  und  muß  periodisch  abgedreht,  >abgenchtct<  werden  Bei 
dieser  im  Schicifzrntjc  mit  Hüte  eines  Stahles  <Jiirch;4cfl"ihrten  mühseligen 
Arbeit  wird  soviel  Staub  entwickelt,  daß  der  ganze  Kaum  mit  Nebeln 
erfüllt  ist. 

Etwa  der  zehnte  Teil  der  Schleifzcuge  wird  mit  dem  Fuße  ange- 
trieben. Da  der  Mechanismus  äußerst  primitiv  ist  und  die  schweren 
Scheiben,  die  von  den  angepreßten  Glaskörpern  gebremst  werden, 
sehr  viel  Kraft  verbrauchen,  stehen  die  »Treroplerv  ständig  in  Schweiß. 
Elektrischer  oder  sonstiger  Motorenbetrieb  ist  zwar  technisch  wie  wirt- 
schaftlich gleich  rationell,  aljcr  noch  sehr  selten;  am  häufigsten  ist  der 
Kraftbetrieb  durch  Wasser.  Die  Uebertragung  von  der  Welle,  auf  der  das 
Wasserrad  anfi,'i'keilt  ist,  zu  den  Srhlcif7:cn_!:ren  frfoli,'t  mittelst  Riemen, 
di<'  durch  Lorhcr  laufen,  die  im  Fußboden  ausgespart  sind.  Durch 
diese  ( )ett"nun;4(  n  str<  mit  im  Winter  vom  Hache  her  kahe  Luft  ein,  die 
im  übcrhci/.tcn  Räume  am  Boden  lagert.  Der  durch  seine  Tätigkeit 
erhitzte  Arbeiter  befindet  sich  atso  mit  dem  Oberkörper  in  erwärmter, 
mit  den  Fflßen  in  kalter  Luft.  Das  Wasser  am  Schleifstein,  wie  jenes, 
in  welchem  die  Gläser  gewaschen  werden,  entwickelt  Feuchtigkeit 
Die  niedrig  geschraubte  Lampe  qualmt,  und  die  Schleifer  rauchen 
Tabak.  Das  alles  in  Räumen,  die  1,9  bis  2,2  m  hoch  sind,  in  denen 
sich  nicht  nur  die  Angehörigen  der  Familie,  sondern  auch  fremde 
Schleifer  aufhalten,  und  die  schließlich  noch  nachts  zum  Schlafen 
dienen  müssen.  Wird  in  Bodenkammern  genächtigt,  so  geschieht  es 
in  entjen,  niedriLien  und  schlecht  verschalten  Räumen,  meist  auch  ohne 
Geschlcchtertrennung. 

Die  Kuglere i  ist  die  schwierigere  Arbeit;  sie  erzeugt  krumme 
Flächen  oder  einspringende  Winkel  und  ist  weit  weniger  gesundheits- 
schädlich als  die  einfache  Schleiferei.  Die  Riemlöcher  im  Fußboden 
fallen  da  ebenso  weg  wie  der  Glasstaub.  Die  Produktion  ist  schwieriger, 
die  erzeugte  Menge  demnach  geringer  und  die  Schleifcrfrau  hat  daher 
weniger  an  Transportarbeit  zu  leisten.  Auch  muß  der  Raffineur  auf 
den  g<"schirkten  Kt!;T[]pr  in  Zeiten  niedergehender  Konjunktur  mehr 
Rücksicht  neiimcn;  Schleifer  bekommt  er  viel  leichter  al>  (Ue  iicx  h- 
(jualifi/ierten  Kvigler.  Immerhin  hält  der  Gt.  wcrlieinspcktor  Hauck 
auch  die  Arbeit  des  Kuglers  lür  gesundheitsschädlich^). 

Das  Einkommen  ist  besonders  bei  den  Schleifern  geradezu 
geringfügig.    Ein  ständig  beschäftigter  Arbeiter  pflegt  8 — 16  K 

*)  a.  a.  O.,  p.  32. 
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wöchentlich  f i  K  =  85  Pfennigen^  zw  verdienen.  Dabei  sind  die 
Lebensmittelpreise  verhältnismäßig  höher  als  selbst  in  Wien"). 

Die  sanitären  Verhältnisse  sind  angesichts  einer  solchen 
sozialen  Lage  naturgemäß  denkbar  traurig.  Lode  und  Schwied> 
land  haben  die  Sterbltchkeitsverhältnisse  auf  Gmnd  der 
Totenscheine  untersucht  Während  die  Mortalität  vor  yollendetem 
zweiten  Lebensjahre  bei  den  »sonstigen  Berufene  43%  ist,  steigt  sie 
bei  den  Schleifern  auf  53%.  Von  100  Schwangerschaften  führen  bei 
den  Glasarbeitern  nur  58,86%  zu  Kindern,  die  das  dritte  Lebensjahr 
erreichen  —  was  allerdinf^s  nichts  fiir  diese  Glasindustrie  spezifisches 
bedeutet,  da  man  bei  den  wirtschaftlich  schwächsten  Schichten  der 
Großstädte  ähnliche  Verhältnisse  findet.  In  den  höheren  Lebensaltern 
zeigt  die  Mortalität  wieder  bei  den  Schleifern  die  ungünstigsten  Ziffern 

Fehl-,  Frtth- und  Totg^barten:  7.64% 

Alter  bis    2  Jahre  45,4  » 

*  »   14  »  5.3  » 

»  »    25  »  3.6  »  (M:  3,4,  W:  1,2%) 

»  »    40  »  13»a  »  (M:  9/>,  W:  S.GOg 

'  »    SO  »  9»«  »  (M:  6,4,  W:  2,80/o) 

»  »    60  .  8,4  .  fM:  4,8,  W:  3,60/o) 

.  über  60  »  7,4  .  i.M:  2,8,  W:  4.4%) 

Ein  Vergleich  mit  den  Kuglern  zeigt,  daß  im  Alter  bis  zu  zwei 
Jahren  fast  doppelt  soviel  Schleifer-  als  Kuglerkinder  sterben,  und  im 
Alter  von  25—40  Jahren  fünfmal  mehr  Schleifer  als  Kugler  zugrunde- 
gehen.  Von  den  Schleiferktndem  erlangen  nur  58,24^0  der  Gebomen 
das  14.  Lebensjahr,  also  die  Arbeitsfähigkeit  Ein  Hauptgrund  dieser 
furchtbaren  Verhältnisse  ist  die  Tuberkulose,  die  bei  den  Schleifern  in 
der  überwiegenden  Zahl  der  Fälle  die  Todesursache  bildet.  Es  ent« 
fielen  (in  Prozenten)  auf 

Männer;  Weiber: 

Tuberkulose       AUersschwäche  Tuberkulose  Altersschwäche: 
Schleifer               75                      6,17  38,8  ll.oS 

Kugler  29,16  t6a  t7ii6  ^4,32 

Fremde  Berufe      32,6  20,5  20,5  22,79 

«  « 

* 

Eine  Gesundung  dieser  Verhältnisse  erfordert  einerseits  eine  Be* 

Hebung  der  technischen  und  sanitären  Mißstände,  andererseits  die  noch 
wichtigere  Neugestaltung  der  wirtschaftlichen  Organisation. 

Soweit  ein  Eingreifen  der  Organe  der  Gewcrheinspcktinn  in  Frage 
kommt,  bemerkt  Hauck^"i,  <iai^  sie  jenen  traurii^cn  \'trhaltnissen 
leider  ganz  machtlos  gegenüberstehen,  solange  nicht  auch  die  Heim- 

*)  Vgl.  PreisUbeUe  a.  a.  O.,  p.  44- 
a.  a.  O.,  p.  30. 
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arbeit,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade,  unter  die  gewerbe- 
gesetzlichen Bestimmungen  gestellt  sein  wird«.  Auch  die  Vorschriften 
des  Gewerbegesetzes,  also  etwa  jene,  die  sich  auf  die  Genehmigung 
der  Betriebsanl^en  bezieht,  oder  die  über  die  fiiMung  von  Genossen' 
Schäften,  finden  auf  die  Heimarbeit  keine  Anwendung.  Ebenso  ist  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung  durchaus  unzureichend.  In  einem, 
dem  Gablonzer  Bezirke,  ist  bei  der  Unfallversicherung^  das  Systom  der 
Pauschaliemng  angenommen,  wobei  die  Frei/ü;4igkcit  des  einzelnen 
Arbeiters  i^cwahrt  werden  kann.  Die  Prämien  cntri(  biet  drr  Sclilc  itcrei- 
1)1  sit/cr.  Dir  viel  wichtigere  Krankenversicherung  ist  dagegen  so  gut 
wie  gar  nicht  durchgeführt. 

Nach  eingehender  Erörterung  dieser  Verhältnisse  formuliert 
Schwiedland  seine  Forderungen  dahin,  daß  teils  bestehende  ge- 
setzliche Vorschriften  auf  die  Heimarbeiter  angewendet,  teils  neue  er- 
lassen  und  gleichzeitig  im  weitesten  Maße  seitens  der  Verwaltungsbe- 
hörden regelnd,  bessernd  und  vorsorgend  eingegriffen  werden  soll. 
Ein  allgemeines  Heimarbeitergesetz  sollte  alle  für  Ver- 
leger gewerblich  tätigen  Personen  umfassen,  ob  sie  nun  Meister  oder 
>Hausindustriellct,  oder  allein  tätige  Heimarbeiter  sind. 

Vor  allem  wären  die  Heimarbeitsbetriebe  der  Gewerbeinspektion 
zu  unterziehen.  Für  neue  Kciricbsanlagen  sollte  unter  Haftung  des 
Vermieters  Genehmigungspflicht  festgesetzt  werden.  Die  Krankenver- 
sicherung wäre  auf  alle  in  der  Glasschleiferei  gewerblich  Tätigen  aus- 
zudehnen und  überdies  sollten  jene  Arbeiter,  die  Motorenantrieb  be- 
nützen, ausnahmslos  der  Unfallversid^rung  unterworfen  werden.  Als 
Arbeitgeber  wären  die  Verleger  anzusehen,  und  die  auf  sie  entfallen- 
den Kosten  im  Verhältnis  der  gezahlten  Preise,  bezw.  Löhne  einzuheben. 
Diese  aber  würden  I,f)linbüchem  und  -listen  zu  entnehmen  sein,  deren 
f»b]i;:;atnris(  h(  l.intiihrun.i^,  die  auch  sonst  wünschenswert  ist,  durch 
Gcsct/  Louuordlieii  wäre. 

Endlich  sollte  eine  i  achgenossenschaft  i Zwang.sinnung) 
der  Schleifer  gebildet  werden.  Dies  böte  die  Grundlage  für  ein  weiter- 
gehendes Eingreifen,  das  durch  eine  Hebung  der  wirtschaftlichen 
Lage  die  Voraussetzungen  für  die  Durchführung  der  geforderten  Maf^ 
nahmen  zu  schaffen  hätte.  Mit  Hilfe  von  Werk-  und  Maschtnen- 
gcnossenschaften  wären  technische  Verbessenmi^eii  durchzuführen, 
welche  Vorbedingung  der  sanitären  sind.  Die  Bildung  solcher  Ge» 
nossensr-haftt  n  w:irc  dnrcli  ccmcin^^ames  Vorgehen  der  Gewerbeinspektion 
und  des  siaatiiclu  n  <  k\\  erhcbciurderungsdienstcs  zu  erzielen.  Der 
letztere  verfüc^t  üIh  t  Geldiuittel,  die  ihn  instandsetzen,  den  Genossen- 
schaften die  notwendigen  Maschinen,  deren  sachgemäße  Auswahl  er 
durch  seine  technischen  Kräfte  selbst  besorgt^  lethweise  zu  überlassen. 
Das  der  Genossenschaft  in  dieser  Form  kreditierte  Anlagekapital  ist 
zinsfrei  und  wird  in  Jahresraten  getilgt 
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Zur  Verbesserung  der  Enverbsverhältnisse  reichen  aber  diese  Maß- 
nahmen nicht  hin.  Mit  Recht  betont  Schwiedland,  daß  da  das 
Eingrciten  nur  vorsichtig  und  unter  sorgfältiger  Bcdachtoohmc  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  erfolgen  kann.  Kaufmännische  Gesichtspunkte» 
in  erster  Linie  die  Sorge  um  nngeschm^erte  Erhaltung  des  Absatzes^ 
haben  vor  allem  die  leitenden  zu  sein.  Keinesfolls  darf  nach  der  Scha« 
blone  vorgegangen  werden,  und  auch  die  Ausschaltung  des  Verlegers 
ist  nicht  immer  und  unbedingt  das  letzte  Ziel.  Die  Untersuchung 
der  beistehenden  \*(rhältnisse  in  den  einzelnen  Hausindustrien  will 
Schwiedlanrl  eigenen  l->hobnn_^skommissären  übertragen  scficn, 
welche  auf  Gniml  ihrer  gewonnenen  Einsicht  die  jeweils  angezeigten 
konkreten  Maßnahmen  vorzuschlugen  hätten. 

Als  erster  offizieller  Versuch  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Heim« 
arbeit  in  Oesterreich  liegt  ein  Referentenentvirurf  der  R^ierung  vor, 
der  den  Handels*  und  Gewerbekammern  zur  gutachtlichen  Aeusserung 

übermittelt  worden  ist")-  Eine  durchgreifende  Regelung  der  Heim« 
arbeit  ist  bisher  nur  in  Australien  versucht  worden.  Es  wird  dort  nicht 
nur,  wie  in  England,  Northnerfkn  und  Kanada,  auf  das  sanitäre  Mo- 
nicTit  Gewicht  gelegt,  sondern  man  surlu  die  Heimarbeiterfrage,  die  ja 
im  Wesen  ein  Lohnproblem  ist,  durch  Miiidestd.ohnkommissionen  zu 
losen,  denen  unter  bestimmten  Bedingungen  autoritäre  Gewalt  verliehen 
wird.  Das  in  Australien  Anwendbare  läßt  sich  aber  nicht  ohne  wei« 
teres  auf  hiesige  Verhältnisse  übertragen. 

Während  im  Deutschen  Reiche  die  im  Jahre  1906  in  Berlin 
veranstaltete  Heimarbeitau^telhmg  der  Bewegung  zum  Schutze  der 
Heimarbeit  neuen  AnstuG  gab,  rückte  in  Oesterreich  1893  die 
parlamentarische  Gewerbe  -  Enqui^te  die  Frage  in  das  öffentliche 
Intere''~s(\  iji^()6  wurde  von  der  Rcririenin':::  eine  Regeliinc^  der  p^ewerb- 
lichen  Heimarbeit  im  engeren  Sinne  ilurch  die  Gewerl >>  nrdmm!;'  er- 
wogen, ohne  dab  diese  Studien  jc  duch  zu  weiteren  Ergebnissen  gclülirt 
hätten.  Es  erfolgte  daiin  die  oben  erwähnte  Erhebung  der  Gcwerbcin- 
spektton  Ober  den  Stand  der  gewerblichen  Heimarbeit,  sowie  die  Ein- 
Setzung  eines  besonderen  Heimarbeiter'Ausschusses  im  Arbeitsstatisti- 
schen Amte,  welcher  Enqueten  über  die  Lage  der  Heimarbeit  in  der 
Kleider-  und  Wäschekonfektion,  sowie  im  Schuhmachergewerbe  Ncran- 
staltete.  An  der  Hand  des  so  gesammelten  Materials  und  der  Ergeb« 
nisse  der  Ausschußberatungen  wtirde  im  Hatidelsministcrinm  der  er- 
wähnte Referentencntwnrf  verfaßt.  Wenngleich  er  vor  allem  die*  Heim- 
arbeit in  der  Kleider-,  Wäsche-  und  Schuhwarenkonfektion  zu  regeln 


Bericht  der  Wiener  Kandels«  and  Gewerbekammer,  Beil.  21  snm  Prot,  der 
809.  Plcnttsitnuig  1907. 
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sttdit,  enthält  er  doch  eine  Reihe  prinzipiell  wichtiger  Gesichtspunkte» 
die  für  die  Heimarbeit  überhaupt  Geltung  erlangen  sollen. 

Nach  den  >Erläuterungen«,  die  dem  F.ntwurfe  beigegeben  sind, 
wird  die  Vorlage  vor  allem  vnn  sozialpolitischen  Gesichtspunkten  ge- 
leitet, da  nach  dieser  Se  ile  ein  Kiiigreifcn  der  C>eset7£^ebiin.q:  am  'irin- 
gt  ndstt  n  erscheine.  Die  mehr  wirlschaftspolitischcn  und  <,'ewerberecht- 
lichcn  Belange  werden  einer  späteren  Regelunj^  \  orbehailen.  iJcr  Ent- 
wurf geht  von  dem  Gnmdsatze  der  Schonung  der  Heimarbeit 
aus,  und  zwar  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  Exportinteressen  der  Kon- 
fektionsindustrie^*) wie  auch  wegen  der  zahlreichen  Esdstenzen  der 
Heimarbeiterschaft,  denen  die  Erwerbsmö^ichkeit  zu  erhalten  ist.  Eme 
Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  auf  die  Heimarbeit  wird  gerade  mit 
Rücksicht  auf  die  Konkurrenzverhältnisse  für  geboten  erklärt,  und  er- 
wartet, daß  diese  Maf.MO'^el  m  einer  allmählichen  l'cberleitung  der 
Heimarbeit  in  Werkstätten-  und  Fabriksaibeit  fiilircn  werde. 

Im  Kinijange  des  Ent^v^lr^es  wird  in  zweckmäßiger  Wei<JC  eine  De- 
finition der  Verleger  (»iiauptunternehmer«),  Stückmeisicr  und  Zwi- 
schenmeister gegeben.  Als  Grundlage  jeder  Regelung  der  Heimarbeit 
wird  die  Registrierung  verfügt,  die  auch  in  England,  Amerika  und 
Australien  die  Basis '  der  Heimarbeiter-Gesetzgebung  bildet.  Das  Prinzip 
der  Registrierung  ist  der  österreichischen  Gesetzgebung  bereits  be- 
kannt: Gewerbeuntcmehmungen  sind  im  Sinne  des  §88  GO.  gehalten, 
Arbeitsvcr/eichnisse  über  alle  Hilfsarbeiter  anzulegen  und  zur  Einsicht 
der  behiirdiichen  Orj^ane  bereit  zu  halten.  Von  dieser  Bestimmung 
der  CJe\verl)cor(lnun<4  ^.ind  jedoch  (iic  Heinuirbeiter  ausgenommen. 
Durch  das  neue  Gesetz  sollen  Hauptuaternchmer  und  Zwischenmeister 
zur  Anmeldung  verpflichtet  werden.  Für  Stückmeister  und  Heimar- 
beiter ist  dagegen  (die  in  Australien  eingeführte)  Selbstmeldung  nicht 
angenommen,  vielmehr  haben  die  HauptuntemehmeTt  bezflgl.  Stück» 
meister  die  Verzeichnisse  zu  führen.  Je  eines  ist  für  die  Geweibe- 
behörde,  die  Krankenkasse  und  den  Gewerbemspektor  bestimmt. 

Hauptuntcmehmer  und  Zwischenmeister  werden  verpflichtet,  in  den 
Räumen,  in  welchen  die  Ausfolgttnf^  der  Arbeit  an  die  Stückmeister 
oder  Heimarbeiter  (  i  folgt,  Anschläge  anzubringen,  in  welchen  die 
Termine  der  Ausful^un^  und  Einliet'i  runi,' ,  An  und  Hrihc  der  Lohn- 
zahlung, sowie  Hestimmungen  bezüglich  etwaiger  Lohnabzüge  bekannt- 
gegeben werden.  Der  Inhalt  dieser  Anschläge  ist  von  der  Gewerbe- 
behörde vorher  zu  genehmigen.  Diese  Bestimmung  lehnt  sich  an  jene 
über  die  Arbeitsordnung  (§  88  a  GO.)  an.  Den  Heimarbeitern  sind 
von  den  Hauptuntcmehmem  und  Zwtschenmeistem  Lohnbucher, 

**)  Kach  der  Ausfiihrstatislik  wurden  1906  für  clwa  23  Millionen  Kr 'iieii 
Schulnvai  i  II,  fur  S  q  Millionen  Kronen  Mcrrenkleidunjjen,  für  1 2,2  .Millionen  Kronen 
Damenkieuier  und  lür  11, *  Millionen  Kronen  Wäbche  exj>ortieri. 
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den  Stückmeistern  Ablieferungsbücher  auszuhändigen,  deren  For- 
mulare im  Verordiiungswcge  fcstgesetrt  werden.  Hinsichtlich  der  Nor- 
men Über  die  Lohnzahlung  (Truckverbot)  werden  die  Helmarbeiter 
den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  (§§  78 — 78  c)  unterstellt,  ebenso 
den  hygienischen  Vorschriften  des  §74GO.,  der  über  die  Be- 
schaffenheit der  Betriebsstätten,  das  Anbringen  von  Schutsvorrichtungen, 
Ventilationen  u.  s.  w.  verfügt.  Die  Ver>vendung  von  Personen,  die  das 
18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  wird  untersai^'t  und  nur 
bei  gi  leqtntlicher  Verwendung  von  FamilienmitgHedem  eine  Ausnahme 
gemacht,  wobei  jedoch  für  Kinder  unter  12  Jahren  das  Verbot  unbe- 
dingt aufrecht  bleibt.  Zu  den  sanitären  Vorschriften  ist  endlieli  jene 
zu  zählen,  welche  für  Epidemiefälle  die  Aufsichtsbehörde  berechtigt, 
bestimmte  Wohnstätten  der  Heimarbeiter  für  geschlossen  zu  erklären. 
Zur  Durchführung  dieser  Arbeiterschutzbestimroungen  wird  die  Ge- 
werbe i  n  s  p  e  k  t  i  o  n  berufen ,  der  damit  die  Heimarbeit  unterstellt 
wird.  Diese  Anordnung  ist  besonders  m  begrüßen,  da  erst  durch  sie 
dir  Durcliführung  der  genannton  IJestimmunf^en  gesichert  wird.  Nicht 
minder  wertvoll  ist  die  Statuicrung  der  K  r  a  n  k  c  n  v  e r  s  i  c h  c  r  ungs- 
pflicht,  welche  sich  auch  auf  die  Stuckmeistcr  erstreckt. 

Sehr  eingreifend  sind  die  Bestimmungen  über  die  Löhne.  Die 
Heimarbeiterfrage  ist,  wie  schon  betont,  in  der  Hauptsache  ein  Lohn- 
Problem.  Bei  der  Industriearbeiterschaft  wird  nur  bezüglich  der  Ar- 
beitszeit, Sonntagsruhe,  der  Verwendung  von  Jugendlichen  etc.  aus 
öflfentlichrechtlichen  Rücksichten  in  die  Gestaltung  der  Arbeitsverhält- 
nisse von  Staatswegen  eingegriffen.  Dagegen  wird  die  Gestaltung  der 
Löhne  der  freien  Vereinbanmg  überlassen,  da  sich  da  auch  die  sozial 
Schw<ärh(Ten  durch  Organisation  selbst  m  schützen  vermöü^en.  Den 
Heimarbeitern  fehlt  al><  r  eine  solche  und  das  Gesetz  sucht  dalu  r  auch 
in  dieser  Hinsicht  die  Ix  i  der  freien  Vereinbarung  S(  aclu  i  en  zu 
stärken.  Die  leuie  Gewerbenovelle  i^vom  5.  Februar  1907)  lial  im 
§  114b  GO.  eine  bedeutsame  Neuerung  geschaffen,  indem  sie  die 
Zwangsgenossenschaften  berechtigt,  für  ihre  Mitglieder  bindende  Be- 
stimmungen über  Beginn  und  £nde  der  Arbeitszeit,  über  die  Arbeits- 
pausen, Zeit  und  Höhe  der  Entlohnung  sowie  über  die  Kündigungs- 
frist festziKtellen.  Diese  Kollektivfestsetzungen  unterliegen  der  Ge- 
nehmifjimg  der  Regierung.  Der  vorliegende  Entwurf  sucht  nun  diese 
Bestimmungen  auc  h  auf  die  Heimarbeiter  auszudehnen  und  so  für  sie 
den  Z  vv  a  n  g  s  ■  K.  o  11  e  k  t  i  V  -  V  e  r  t  r  a  g  zu  schatten. 

Bemerkenswert  ist  die  der  Regicrun«?  ifcgebene  Krmachti^unt,-^, 
für  ein  bestimmtes  Gebiet,  bezw.  für  bcsiinunte  Zweige  die  Heim- 
arbeit im  Verordnungswege  generell  zu  untersagen.  Von  großer 
Bedeutung  ist  schließlich  die  weitere  der  Regierung  gegebene  Vollmacht, 
auch  andere  Zweige  der  Heimarbeit  nach  Analogie  des  Gesetzes 
im  Verordnungswege  zu  regeln. 
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Friedrich  Gaertuer,  Das  Elend  der  böhmischen  Glasschleifer. 


Der  vorliegende  Referentenentwurf  ist  wohl  noch  nicht  als  end- 
gültige Vorlage  der  Regierung  anzusehen  und  dürfte  noch  in  einzelnen 
Detailbestimmungen  Abänderungen  erfahren.  Die  in  ihm  zum  Aus- 
druck kommenden  Tendenzen  scheinen  aber  richtig  und  der  Versuch 
einer  legislativen  Regelung  der  Heimarbeit  ist  jedenfalls  warm  zu  be- 
grüßen. 
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